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Vorträge. 



Die älteren englischen Ghartergesellschaften. 

Von 

Dr. Alfred Zimmermanu, kaiserlidiem Tjetrationsrat, Berlin. 
Oebaltou ani 19. Oktober IbUÖ. 



Vor wenigen Jahren uoch war Nanae und Wosen von Charlored 
Conapanies, d. h. privilegierten mit Hoheitsrechten ausgestatteten 
Kolonialgesellscliaften, auf dem enropäischen ITestlande dera grössten 
Teil des gebildeten Publikums ans der Erinnerung entschwunden. 
Die Aufmerksamkeit weiterer Kreise wurde zum eisten Mal wieder 
durch den Fürsten Bismarck auf diese Einrichtung gelenkt. Das 
amtliche Organ der deutscheu Kolonialvei-waltung hat kfn zlich eine 
Denkschrift aus dem April des Jahres 1884 veröffentlicht, welche 
des Nftheren ergab, in welcher Weiae der damalige Reichskanzler 
FOrst Bismarck daxu gekommen ist, auf diese in Deutschland seit 
langer Zeit veigessene Geaelisdiaftaform zurückzugreifen. Es handdlle 
siofa damals um die Frage, in welcher Form Deutschland den Er- 
-wsfbnngen des Kaufmanns Lfideritz in Südwestafrika, sowie den 
privaten Unternehmungen Hambiuger und anderer Kaufleute in 
Westsfrika und der Sodsee Schutz erteilen könnte, ohne sich 
adbst in Kosten und Gieinhr zu stOrzen. FOrst Bismarck zeigte 
sich durchaus abgeneigt, die betreffenden Gebiete nach fremdem 
Muster fflr das He ich, wie es vielfach gewünscht wurde, zu an- 
ndMiereii oder auch nur unter direktes Protektorat des Reichs zu 
aeJuneii. üm seinen Widerstand zu besinn und eine Form zu 
finden, in der den Wünschen der kolonialen Unternehmer wie den 

1 
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Inteiess^ des Staad 0müge geschah, erinnerte der damalige Leiter 
der Überaeeischen Angelegenheiten, Herr v. Eusserow, den Beioha- 
kanzler an das Ton Oroasbritannien wenigen Jahren in Bomeo 

g^ebene Beispiel. Dort hatte die britische Regiening einer Anzahl 
Unternehmer, welche von eingeborenen Sultanen ein ausgedehntes 
Gebiet erworben hatten, 1881 eine Royal Charter verliehen. Dieses 
Privileg gewährte den daniit Belehnten Vollmacht, diis erworijene 
Gebiet z\i regieren, Zölle zu erheben und die Justiz nach Massgalie 
der englisclien Oesetzgebung zu üben. Nur in Beziehung auf die 
Regoliuig der Verhältnisse des Gebiets der Company zum Aiiülande 
war der britischen Regierung das Aufsichtsrecht vorbehalten worden. 
— Herr v. Kusserow sclüug nun vor: für die von deutÄchea 
Unternehmern erworbenen Gebiete den Erweihern ähnliclio Privi- 
legien zu verleihen. Er fniirtc aus. dass dann für das Keich keine 
grötiseren Pflichten und KoRien als bei Stationierung von Kriegs- 
schifft^n und Einrichtung von ßerufskonsulaten in den betreffeiideu 
tiegenden entstehen würden. Die Kofiten der Verwaltmig würden 
die mit einem Privileg Ijelehnten Unteriieiimer durch Zölle aufzu- 
bringen in der Lag«» sein. 

Es ist bekaiuit, dass diese Ausführungen auf den Füi-sten 
Reichskanzler ül^erzeugend wirkten, dass er ei-st der ostttfrikanis(;hen 
Gesellschaft, dann der Neu-Guineakompaguie Schutzbriefe nach dem 
Muster der North -Bomeo Charter verlieh und dass er lange I)e- 
mflht war, auch für Süd westafrika , Kamerun und Togo kapital- 
ki-äftige Gesellschaften ins Lel)eu zu rufen, denen er die voUe 
R^erung der betrefTenden Gebiete ühertragen wollte. 

Das von iiim gegetiene Betf^piel wiikte in überraschender Weise 
auf andere Länder zurück. In England selbst, wo die Form der 
ohartered Oompanics ziemlich in Miaakredit gekommen war, ent- 
stand neuee Interesse dafür. In kiu-zer Folge erhielten die Niger- 
Company, die J. British South Africa Co. und die J. B. East 
Afriea Co. ihre Charters und auch in Frankreich entwickelte 
aich ein lelthaftes Bestreben, die Kolonisation wieder in die Hände 
▼on pri?ilegierlen, mit Iloheitsieohten auagestatteten OeseUsohaften 
zu legen. Allgemein erinnerte man sich plötilich der gewaltigen 
Erfolge, welche in vergangenen Jahriiunderten einselne derartige 
Geeellsdiaf ton für Holland, England und Franloeich in den Kolonien 
seitweiUg emingen hatten. Uan dachte erst wieder daran, daas daa 
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enclisehe OstiiKlioa ebenso wio tias hollän<l. Tiulien durch privilcg^ierte 
Kuiapagnien erobert und kolouisiert worden sind ; und der Gedankt; 
fasste vielfiich Wiiizol. dass es oigt»ntlich gendge, nur auf's n^^ue 
Gesellschaften von Kauflcutt n mit Cliarters aiiPziistatten, um wieder 
ähaliche ErfoI<re wit- v<ir 3U0 Jahren zu orzirjeii I 

Hätte man niclit allein die Geschichte einiger eilulf^rcicher 
Kompagnien, sondern die Erfahrungen aller derartigen ITnter- 
nehmuncren vor Austen gehabt , so wSrcn die Erwartungen dos 
kMloniaifreundliehen Publikums allerdings wohl m'hon in den KÖrr 
Jahren weniger rosige gewesen. Die Thatsaelie, dass zu Emle des 
vorigen .Tahrhnnderts solchen privib:'gierten Gesellschaften alb-r 
Wert abgesprochen wunle, und dass man fin- die Zeit von 1600 
bis Endo des 18. Tahrhnnderts mohi-ere Dutzend solcher Kom- 
pagnien bei verschiedenen Staaten zählt, welche zusammeugebmchen 
sind, ohne ihren Zweck erreicht zu hal)en, hätte, wenn sie in 
weiteren Kreisen bekannt gewesen wäre, jedenfalls starkes Bedenken 
erregt. Aber, wie gesagt, die Erinnenmg an diese Erfahrungen 
war auf dem europtificlien festlande im Publikum verloren ge- 
gangen. Man hatte sogar ganz vergessen, daes hier derartige Qesell- 
öchaften merst aufgekommen sind und lange erfolgreich gewirkt 
haben, und dass die Briten dieae Einrichtung überhaupt erat ^n 
den featlftndischen Völkern übernommen hatten! 

Es soll hier nicht auf die den Kennern des Tlandolsreohts 
geläufigen Untersuchungen über den Ui-spnmg der Handelsgesell- 
echaften überhaupt und die Wurzeln dieser Institute im römischen 
Rechte eingegangen werden. Uns intetessieren im Augenblicke 
hier weniger die inneren Einrichtungen und Beohtsformen von 
Kdoniai-QefleUachaften ala die Thataaohe, wann und wo auerat der- 
artige private Ontemehmungen die Edoniatemng und Regierung 
fromder Gebiete fibemommen und welche Erfolge sie dabei erzielt 
liaben. 

Da ist ea denn die deutsche Hansa, weiche das erste Bdspiel 
einer solchen grossartigen kolonisierenden BandelsgeBeUsohaft bietet. 
Ihre Xaufleute haben nicht allein den Handel, sondern auch die 
gesamten politischen Verhflltnisse der nordischen Staaten hinge 
Jahie hindurch bis sn einem gewissen Ilasse b^errscht und weite 
Qeblete davon kolonisiert. Wo sie auf friedlichem Wege ihren 
Interessen nicbt gebührende BerQcdEBiohtigung verschaffen konnten, 
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griffen sie luibedenklioh zur Gowalt. Den Rochtstit<?l zu ihrem 
Vorgehen entnahm die Hansa allerdings nicht wie die späteren 
Charter-Oitbcllscliafton dem Privileg eines Landosherrn, soiHlei u der 
eigenen Macht der Städte, welche zu diesem Bunde zusammon- 
gotreten waren. — Später als Hansa entstanden Handeln- 
gesellscliafton zu kolonialou Zwecken in Italien. Sciion Mitte des 
14. .laliihundei'ts wissen wir von eiiiei- Kompagnie in Genna, wclclie 
mit Geneluniffung der durtigoii Hogioiiing einige griechische Inseln 
erobert hat und in eigene Verwaltung nahm. In Portugal 1 ent- 
standen von Mitte dt s ir>. .TnliThnndorts an (iesollschaften für Kolu- 
nisation Afrikas. In iri'issen'in Miii<s.stab macht»» aluM- erst Sjianit'ii 
von diesem Kolonisatiunbmitfi l Gebrauch. Dir spanische Ketrierung 
war zu dcir Zeit, als Küluniluis ihr ^iue ereten Pläne uuter- 
bi-eitete, und aiuli na<'h d-T KiUtleckuiig Amerikas noch von der 
richtigen Ansicht 'lun lidniiigt'ii. ila*;s es über die Kräfte des dünn- 
bevölkerten armen Staates geiie, auf eigene Gefahr und aus eigenen 
Mittehi die Erschliesstmg und Kolonisation so grosser \md ent- 
legener Gebiete zu übernehmen. Sie fasste daher, ganz wie heut- 
zutage Bismarck, den Gedanken, die Kolonisiening der Neuen 
Welt privaten rntemehmem zu ül)erti'agen , denen nur eine be- 
scbc&nkte üntt rstüt/ung vom Stallt zuteil werden suUte. Schon 
der mit Kolumbus 1492 abgeschlossene Vertrag war ein erster 
Versuch auf diesem Wege. Es wurde dem Entdecker darin die 
Begieningf Gerichtsbarkeit, sowie das Hecht der Steuererhebung in 
den aufzufindenden Gebieten zugesichert und der Krone nur ein 
Anteil an den Einnahmen vorbehalte Da der mittellose Mann 
niemals allein das nötige Kapital zu einer solchen Unternehmung 
aufgebracht hätte, muss schon dam^s der Begiertmg der Oedanke 
Toigeschwebt haben, daas Kolumbus im fUle des Gelingens seines 
Yoriiabens fdr Terwertnng seiner I^ivilegien eine Gesellsdiaft 
gründen würde 1 — Ganz dasselbe Ver&bren wurde spAterhin beob- 
aehtet Fflr jedea neu au entdeckende und auszubeutende Gebiet 
wurden Privilegien in der Art des dem Kolumbus erteilten ans* 
gestellt. Die Erwerber waren mdst Vereinigungen von Unter- 
nehmern. Gelang es einzelnen Mftnnem, eine solche Konzession 
zu erhalten, so übertrugen sie dieselbe an eine Gesellschaft In 
dieser Weise haben auch Ausländer, vrie z. B. die deutschen 
Welser Privilegien für amerikanische Gebiete (Venezuela) erworben 
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und an ihier Kolomsation gearbeitet Erfolge aind solchen ünter» 
nehmuDgen allerdings nur ia einigen flllen, wie in Ifexiko und 
auteil geworden. Heist wurden die Bedingungen der K<m~ 
lession nicht ecfOllt» da die IGttel ausgingen; und die Regierung 
war genötigt t ibr Privileg wieder zurfickzunehmen und selbst vor- 
angehen. 

Die gleichen Beweggründe wie in andern LAndem dürften 
in Eu gl and zu ähnlichen Massnahmen wie in Qenua» Portugal und 
Spanien gefObrt haben. Schon 1496 erhielt der See&hrer John 
Cabot vom Kfinig Heinrieh VIL eine Charter, d. h. dn Privileg, 
worin ihm die Regiemng und Verwaltung der von ihm im Westen 
des atlantischen Heeres zu entdeckenden Länder gegen gewisse 
Abgaben zugesagt wurde. Cabote Rechte gingen »pÄt^r an eine 
Vereinigung von Kaufleuten und Seefahrern über, welche 1502 ein 
neues Privileg in der Art des frflhei-en erhielt. Diese Ges<'llschaft 
war ebenso wenig erfolgreicli wio eine andere, welche auf Grund- 
lage einer Cliarter der Königin Maiy ir>53 den Versuch von An- 
knüpfungen mit Indien unternahm. 

157S wurde »lern raiiamontsmitglietl Sir H u m pli rcy (j i 1 l>i rt 
auf seine Bitte von der Königin Elibubuth eiin" Charter für das 
nönlliche Amerika und das v(;n dort aus, wie mau llaInal^^ hoffte, 
zu erreichende Ostasien verliehen. Zur Verwertung des Privilegs 
sind wiederholt Gefell sehafteu /'>u^anlmengotreten ; sie haben aber 
keinen andern Erfolg geliabt als die Gründung einer Niederlassung 
in Neufimdland. Gilberts Rechte gingen naeh seinem Tode 1584 
mit Genehmigung der Küni^Mn erweitert auf seinen Stiefbruder 
Sir Walter Haleitrh üijer. welcher hn uJldistfii Jahre die 
erste Ansiedel uii|;' in Vir^Mnien schuf und gegeii Ende des Jahr- 
hunderts verschiedene Ansiedelungsversuche am Orinokko unter- 
nahm. — Raleigli und seine Genossen haben ebenso wie die vor- 
her erwähnten engiisclien Unternehmer den grössten Teil der 
bedeutenden Kosten ihrer vielfachen Entdeckungsfahrten und Kolo- 
nialTersuche aus eigenen Mitteln bestritten. Königin und Hof haben 
nur gelegentlich bescheidene Zuschüsse gewährt. Trotz der wenig 
ermutigenden Erfahrungen mit diesen privilegierten Unternehmungen 
hat die englische Regierung vom Ende des 16. Jahrhunderts an 
immer neue Chartocs verliehen und sehr lange Zeit hindurcli ül»er- 
seeieche Foütik nur auf dem Wege solcher Ghartered Comp&nies 
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getrieben. Der Qnrnd war wie bd Spanien, da» England damala 
weder Geld noch Macht genug besaaa, um Ton Staatawegen Kolo- 
nialbesitz au erwerben. Die engliscfae Regierung hfltt» auaserdem 
bei eigenem Vorgeben allerlei Schwierigkeiten und Verwicklungen 
mit Spanien und Förtogal, welche die auBsereuropBische Welt 
bekanntermasaen unter eich geteUt hatten, zu befOrchten gehabt 
Daa Voigehen der privaten GesellBchaften konnte dagegen jeder Zeit 
nach Bedarf Terleugnet oder entschuldigt werden. Dazu waren 
Gesellaohaften auch an viele andere Rflckaichten, die ein Staat im 
Auge behalten muaste, nicht gebunden und konnten billiger und 
energischer als dieser vorgehen. Bei der Verleihung ausgedehnter 
Privilegien an freiwillige Veteinigungen von Untemehmem liefen 
weder Politik noch Finanzen des Staate zu jenen Z^teii grosse 
Gefahr, und dabei lieaa sich die Hoffnung hegen, dass durch sie 
dem engliadien Hiandel und Gewerbe nach und nach neue grosse 
Gebiets in der Feme ^schlössen werden wfirden! 

So wurden denn in rascher Folge eine Anzahl von Charters 
fflr mehr oder weniger ausgedehnte Oberseeische Gebiete von der 
englischen Regierung ausgestellt. Die meisten betrafen das nörd- 
liche Amorika, nur wenige Afrika vind Asien. Das ältet;te der 
auf letzteres l>czügliclien Privilegien ist die Charter vum 31. De- 
zember IGOO, welche einer Anzahl Ijondoner Kaufleute für 15 
Jahre das aiisschliessliohe Recht auf Handel und Kolonisation in 
den Läüderu östlich v(im Kap der guten Hoffnung verlieh. Diese 
Charter ist die Oruiullage der ostindischen Kompagnie geworden. 
Wenige Jalire spater erhielten andere Kaufleute auf Betreiben 
Sir Edward Micholbornes, und 1635 eine neue Gesellschaft, an 
deren Spitze ein gewisser Courten btmd, trotz der in Geltung 
befiiulliehen Charter der E. 1. Co. vom König gleichfalls Freibriefe 
für Indien. Diebe Cnternehmuugen vermochten indessen gegen die 
ältere, Avelche ihr Monopol rücksicht«lo.« , i\wh gegen den König 
verteidigte, niehl aufzukommen und vei-sciiuiolzen «lich bald mit 
ihr. Diesen Ausgang nahm aucli eine neue ostiiKliseho privi- 
h gierte (Vunpany. weiche das Parlament zur Beseitigung der alten 
im Jahre 1GÜ4 ins Leben rief. 

Für Afrika wurden Seitens der englischen Regierung die 
ersten Charters schon im 16. Jahrhundert erteilt. 1585 wurde 
eine Gesellschaft lür Marokko, lö8ö eine andere für das äenegal- 
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gebiet, 1618 eine für die Guineaküste privilogieit. Wfitero Cliarter- 
kompagnicn für afrikanisdie Getiete wurden 1631, 1642 uod 1672 
ia& Leben gerufen. 

"Weitaus die grßsste Zahl von Cliartere wurde jedooh von 
England fQr die Kolonisation Amerikas verUehen. 1606 wurden 
zwei Qeeelkchaftea filr die Kolonisation der amerikanischen KüBte 
7;wi«chen dem 34 und 45® nördlicher Breite privilegiert, d. h. 
für dajB Land zwischen Halifax im Nonlen und Kap Fear (heutiges 
äüd'Kazoliiia) im Süden. 1620 wurde einer die Plymonth Com- 
pany genannten Vereinigimg eine Charter für das Land zwischen 
dem 40 und 48® nördlicher Broito gegeben. 1621 aetzton andere 
Tntemehmer ein Privileg für daB nördlich hiervon gel^;ene Nova 
Scotia durch. Die Kolonisation und Verwaltung von MaSBaohnsetts 
betraf eine Charter von 1629, die von Maine eine weitem von 
1639. FQr Maryland wnrde 1632 dem Lord Baltimore, einem ein- 
flussreichen Hofmanne, äne Charter «rteilt Spätere derartige Frm- 
briefe, welche einzelnen reichen H&nnem oder Gesellaohaiteii fOr 
amerikanische Oebiete T<m der en^ischen Regierung siiteü ge- 
worden sind, waren die Charters für Karolina von 1663, für 
New'lersey und New«York von 1664, für die Hudsonsbay 
1670, fQrYirginien von 1673, fUr PennsyWanien von 1680, 
fttr Georgia von 1732. 

Die erste Westindien betreffende Charter veigab die eoglisehe 
Bflgierang im Jabie 1627; im selben Jahre erfaielteo andere üntet^ 
nelmm «ne solche ffir Guyana, im nördlichen Süd-AmrailuL Bin 
Privileg von 1670 betraf die Bahamainseln, einee von 1660 
Surinam. Auf ganz Südamerika und die Länder am Stillen 
Oiean besog sich die Charter, welcbe 1711 die berflofatigte Süd- 
see- Gesellschaft ausgestellt bekam. 

Von allen den sahbeichen privilegierten Kolonialunteinelmiungen 
in England, unter denen hier nur der wichtigsten gedacht worden 
ist, haben nur ganz wenige einen Erfolg enielt^). Die meisten 
sind trots aller ihnen verliehenen, weitgehenden Bedtte schon nach 
kuner Zeit su Grunde gegangen oder haben beseitigt werden müssen, 
da sie die Ihlereasen des Stsats verletsten. Die Kolonisationssrbeit 
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ist ia den meisten Gebieten nicht durch sie, sondern durch Leute, 
die 'weder Btaadiohe noch private Beohte beMfisen, auigefOhit 
worden. 

Werfen wir sunfichst einen Büok auf die Erfahrungen der 
Unternehmungen, wdohen lAngere Dauer und Erfolge nicht be- 
schieden gewesen sind« Die von den Cabots, Sir Homphrey 
Gilbert und Sir Walter Baleigfa gogrflndeten OeBeUschoften sind 
Ober Entdeckungsreisen nach ▼erschiedenen Teilen Amerikas über- 
haupt nicht hinausgekommen. Da ihte Hol&iung, den W«g nach 
Indien oder nach sonstigen goldreichen, sofort zu erschlienBeoden 
Gebieten zu finden, sich nicht erffiÜte, reichten ihre Ifittel 
nicht aus, und sie mussten bald andern Unternehmern das Feld 
iftumen. Auch den beiden, 1606 für Nordamerika privilegierten 
Kompagnien Iftcfaelte kein Glüc^ Die eine, die sogenannte 
Pljmouth Company, gelangte überhaupt nicht dasu, ihrerseits 
eine lebensffthige Niederlassung in dem ihr durdi ilire Charter 
nigeteUten grossen Gebiete zu gründen. IMe zweite GeseHsdiaft, 
die Londoner, war zwar nach Überwindung grosser Schwierig- 
keiten im Stande, in Yiij^nien den Grundstein der nachmals 
hier aufblühenden Kolonie zu legen, docä ihre Gcschftfte gingen 
so sohledit, dass schon sechs Jahre nach ihrer Entstehung die 
Mittel erschöpft waren und die Company zu Grunde gugaugen 
wSie, wenn ihr nicht der K{)nig das Recht erteilt hätte, Lotterien 
zur Füllung ihrer Kassen zu vmnstalten. Ihre ganze GeschlltS' 
ffibruQg Hess so yid zu ^wünschen Übrig, dass ttidlicfa 1624 ihr 
Frivileg durch das oberste Gericht als verwhrkt eikttrt . und ein- 
gezogen wurde. 

Die 1629 privilegierte Massachusetts-Company ist als Kolonial- 
gesellschaft nur ganz kurze Zeit thätig gewesen, da ilire Teil- 
haher sogleich selbst nach Amerika übersiedelten uud dort nur 
noch als Kolonisten wiiktcn. Ganz erfolglos blieben die mit 
der Külonisalioii von Maine und Nova Scotia privilegierten Unter- 
nehmungen. Den Gcöclkchaften, welche die Kosicdelung und Re- 
gierung von Kai'ilma, New Jersey, Penn.sylvanieu und (iuorgia 
spStor auf Grnnd von Charters in die Hand genommen haben, 
waien allenlingh einzelne Erfolge beschieden. Von langem Be- 
stand sind sio aber alle nicht gewesen, \mi\ die Kolonisation der 
betreffenden Oebiete ist weniger ihx Verdienst als das der selbst- 
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stindig entstandeiieD Haehbarkolonieii gewesen. .Es ist ja be- 
kmnt, daes in der HauptaMdie Noidamerika seine nache Ent- 
wickluxig der NiederUusetiDg von Leuten verdankt, die meist auf 
eigene IVitist, um rsIigiOsem oder politisdiem Druck in der Heimat 
IQ enl^hen, flbers Meer gezogen sind wid dort, oft gegen den 
Willen der lechtUohen Besitzer, Fuss gefesst haben! Dabei bat 
es so manchen der mit Charters ausgerüsteten üntenehmangen 
weder an Mitteln gefehlt noch an Teilnehmern, die Überfluss 
an Kenntnissen und gutem Willen besassen. Zu der Karolina- 
Company gehörten z. B, Lord Shafteebury und der Philosoph 
John Locke neben einer Reihe der hervorragendsten St.iats- 
männer ilner Z. it. Und gerade diese 0€*K)llschaft liat die wenigst 
praktischen und ausftihrbaien Gediuikeu gefasst. Locke und Shaftes- 
bury sind es gewesen, welche in Karolina einen lialbmitti laltcr- 
li< lit n Feudalstaat mit Pt;ilzgrafen, Luii<lgrafen , Baronen, Kiiziken 
und verwickelten Gesetzen ins Leben riifeii wollten mid dafür 
in langer sorgsatn- r Arbeit eine vollständige Verfassung cnt- 
woiien haben. Die rnansfülirbarkeit fler Idee war ihnen ebenso 
wenig klar wie dem ufliiMetöJi ir*ubljkiun jener Tage: denn ihr 
heut als sonderbarem Kmiosnm angeselienes Gesetzg»'bun^'s\veik 
wurde damals allgemein bewtmdert. Erst der bestimmte, anhaltende 
Widerstand, welchen die Ansiedler in Karolina der Aufdrängung 
dits.r Idralverfassnng entgegensetzten, überzeugte allm&hlich die 
Gesellschaft von der Verfehltheit ihrer Absichten. 

Von den für Afrika, Westindien und Südamerika privi- 
legierten Gesellschaften hat nicht eine einzige ihren Zweck 
erfüllt. Sie sind alle nach kurzer Zeit zu Grunde gegangen. 
Die Kolonisationsarbeit ist aach hier »um grfissten Teil von unab- 
hängigen Privatleuten, oft gegen den Willen der Gesellschaften, 
geleistet worden! Den äi'gsten Hieserfolg hat die mit 80 unge- 
heuzen £rwaitungen 1711 ins Leben getretene Südseekompagnie 
zu verzeichnen gehabt, einen Misserfolg, der auf lange Zeit alle 
kolonialen Unternehmungen in Veiruf gebracht hat. Die genannte 
OeseUachaft war ins Leben getreten, um die spanischen Kolonien 
in SQdamerika, deren wenigstens teilweise Öffnung ffir den eng- 
Jischen Handel die britische Regierung wfihrend des spaniseben 
EfMolgekiieges durcfaaetzte, aus«ubenten und daneben noch eigene 
Cntemehmungen am atiUen Ozean bei Qelegeoheit ins Leben au 



Digitized by Google 



— 10 — 



rufen. Bei den übertriebenen YorsteUiingeD, welche damala über 
den Beiohtum des epaniseben Südamerika allgemdn verbreitet 
warm,' erwartete man für die Oeeellediaft gans ungeheuere Gewinne, 
und alle Welt hegte den Wunsdi, Aktien dieser Company au er- 
werben. Die englische Regierung, welche wegen Deckung der im 
Kriege entstandenen Schulden damals in Nöten war, da ihre An« 
Idhen im Publikum schwer nnteranbriogen waren, liess sich die 
EMeilung der Charter von der GeseUschaft in der Weise bezahleni 
daas diese ihr 10 MiUionen £ als Anleihe zu 6 7o ^nsen Tor* 
streckte. Angesichts der allgemeinen Begeisterung für das neue 
Unternehmen war es für dieses lacht, den übernommenen Sdndden- 
betrag soiuersoits durch Aasgabe von Aktien aufzubringen. Obwohl 
nun die Erfahrungen der Südseegeseilschaft während der ersten 
Jahre die auf den Handel mit Sudamerika gesetzten Erwartungen 
in keiuor Weise rcchtfertit^ten, da die Spanier kaum dazu zu 
bewegen waren, die ii l:' gaugeiieii Verpüichtuugen zu erfüllen, 
geschweige denn den Iu.|;liln<lern ihre Kolonien pmz zu ßffnen, 
wie diese honten, und oLwolil infolge dessen die Gesellschaft mehr 
Schaden als Nutzen hatte, blieb die Vorliebe des Publikums für 
sie bestehen. 1719 schoss die Company der Rt;gicruug aufs neue 
Geld vor und April 1720 Obernalmi sie mit Zustimmung des 
Parlaments alle englischen Staatsschulden mit langen Kündigungs- 
fristen. Sie zalüte dafür dem Stxuite nicht weniger als 7 500 000 
SC, während die Bank von England, welche geneigt gewesen 
war, auch ihrerseüs d.os Geschäft zu machen, nur 5 Millionen 
g»'l.oten hatte. Der Gedanke bei dieser Operation war der, dass 
die Süd.seökompagnie sich der Hoffnung hingeben konnte, dass 
die Besitzer langfristiger StaatssehuMtitel diese gern gegen Aktien 
der Gesellschaft umtauschen würden. Der Gesellschaft kamen 
dann die vom Staat zu zahlenden Zinsen zu Gute inid sie er- 
wartete ausserdem von ihren Kolonisationsnnternehniungt<n so hoho 
Gewinne, dass das erhöhte Kapital ohne Schwierigkeiten zu ver- 
zinsen war. Die letztere Voraussetzung ei-fQllte sich indessen da- 
mals so wenig wie in den ersten Jahren. Die Geschiifte mit der 
Südaee gingen fortgesetat sehr sdilecht. Weder die Leitung der 
KomfMignie noch der englische Staat zeigten sich der Aufgabe 
gewachsen, hieran etwas zu ändern und das nntwendige, erfolg- 
reiche Koionialunteinehmen su Bcbaflbn. Während die Aktien 
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binnen wenigen Monaten auf 1000 im Kurye stiegen, war die Gesell- 
schaft bereits in sehr kritisclier Lage! Schwerlich wlliv aber bei dem 
blinden Vörtranen der Spekulanten der Zuaamnienbruch des Unter- 
nehmens so rasch, noch im Ijciuie deö Jahi-es 1720, erfolgt, wenn 
iiiilit die Regieruni^ auf Betreiben der Kunipagiiie gegen die um 
dieselbe Zeit zur Bcfriedigunp; des Sj^okulationsfiebers aufgcächoBsenen 
zahlreichen schwiudelhiifteu Gründungen, die sogenannten ,,Bubble8" 
eingeschritten wäiv. Es möge hier oin<^(!schaltet weition, dass diese 
GrOndvini^n oft sonderbarer Natm- waren: z. B. Oesellschaftf ii fiir 
Handel in Mensclienhaar, für Schweinemästung, für Itesseie Abort- 
räuraung, für Vet^jj. herung von Matrosenlöhnen, für Leit lienbestattung, 
für Versicherung gegen Verluste der Dienstboten, für ein l'nter- 
nehmen. dessen Zweck spMor zu enthflilen sei! So koniiseli der 
Schwindel oft war, es entstand durcli das Einschreiten Misstrauen und 
Angst. Die IvOute verloren nun plötzlich auch das Vertrauen zu ihren 
Sßdseeaktien und boten sie in solchen Massen /Aim Verkauf an, 
dass das Papier binnen wenigen Tagen von lÜOO auf 400 und 
Ende Se]»t'r!i bis auf 175 fiel! Viele Zahlungseinstellungen, 
Selbstmorde und dergleichen erfolgteo; aUgemeiiieB Oeschrci der 
Entrüstung entstand, und die Begieruug, velche selbst einen 
Hauptteil der Schuld an dem Schwindel trug, verlor den Kopf 
und Mttt Statt rasch der Gesellschaft vielieiGht in der von ihr 
Torgeschlagenen Weise zu Hülfe zu kommen, dass sie ihr eine 
Charter für eine einträgliche Eoloiiio erteilte und damit die Ge- 
müter beruhigte, gab sie ohne Weiteres alles verloren. Di^lbcn 
Leate» welche vie Walpole in den Aktien der Company gespielt 
und teilweise HiUionen verdient hatten, gingen non mit ihr in 
achfliflBtar Weise ins Gericht IMe ärgsten Gegner wurden mit 
der Untefsochnog Aber die Oefiohftftsführung betmntf und nun 
schomingsloB der Stab fiber sie gebrochen. Das BSrgebnis war, 
dass ein nnvorBtcht^r Minister, der Geldsuwendungen offen an- 
genoomen hatte, und einige Direktoren Hab und Out einbOssten 
und eingespeirt wurden, eoirie dass der Staat um die ihm seiner 
Zeit sQgessgten Zahlungen kam. Die hflchstgestBllten Wfirden- 
Uger und die Freundinnen des Königs, welche die grOssten Summen 
erhalten hatten, blieben unangetastet — Die GeseUschalt hat dann 
nach grOndlicher Umgestaltung noch eine Reihe von Jahren fort- 
bestanden und die Handels- und KoloniBationsarbeiten in den Oe- 
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bieten des Stillen Oceans fortgeBetot Ein Erfolg war dabei aber 
weder ihren Thdihabern noch England beschieden. 

Nur wenige von den ftltoren privilegierten Kolonialuntemeh* 
nrangen Englands haben iliren Zweck erreidit, bei nlherer Prüfung 
eigentlich nur drei: Das Iiord Baltimore'sche ünton^mien in Uary- 
land, die Hudson sbay- und die East India Company. 

Lord Baltimore und seinen Freunden gelang es, binnen 
ganz kurzer Zeit in Maryland blühende Ansiedelungen zu schaffen 
und die Kolonie dauernd in Blflte zu erhalten. Dadurch, dass 
er den Ansiedlern grösate Bewegungsfreiheit licss und ihnen in 
allem Wesentliclicn dieselben politischen Reoht« zugestand, wie sie 
die Nachl)ark<)J'>uien mit der Zeit er \v;ir ijs 1 1 , vermochte Baltimore 
sicli nut kuuer Unterbrechung bis zur Revolution in seinem Besitz 
zu behaupten. Sein Unternehmen ist soiiaL-h nicht allein ihm und 
den anderen Teilhabern, isoiuieni aucii der Kolonie uuti dem Multer- 
iaude von Nutzen gewesen. 

Die Hudsonsbay-Company hat sich mvh länf^or liehauptet, 
da ihr Gebiet nielit wie das Lord Baltimore s durch die ameiika- 
nische Revolution von England losgerissen wunle. Krst 186b ging 
ihr ausgedehnter Landbesil/. dineh Kauf an Kanada über. Als 
Handelsunternehmen besteht sie unch gegenwärtig fort. Dif im 
Jahie l<J7ü filr das n^^rdlichste Amerika und jUle Länder, zu denen 
etwa <iie damals noch nicht völlitr erforschte Hudsons Street füin«'. 
privilegierte Kompagnie hat trotz der Sehwnorigkeiten , wolcliG ihr 
die damaln; in Kanada herrschenden Franzosen machten, und trotz 
alhn- Verluste, welche sie durch pclegontlichc Krnbernng und Zer- 
störung üu-er Stationen erlitt, iiire Thätigkeit nie unterbrochen. 
Unbekümmert um Ungunst des Klimas und andere Hindernisse hat 
sie nach und nach enorme Gebiete unter ihren Einfluss gebracht 
und auagebeutet. Von 1690 — 1800 hat sie nach dem Eif^ebnis 
einer parlamentarischen Untersuchung jährüdi im Durchsclinitt 
immer 60 — 70 pCt. Dividende zu verteilen vermocbti und selbst 
von 1670 — 90 hat sie trotz filier durch die Franzosen zugefügten 
Schädigungen 118000 £ bei einoni Kapital von 10500 £ verdienti 

Das bekannteste und erfolgr(>ichste privilegierte Kolonialunter- 
nehmen Englands ist aber die Ostindische Kompagnie gewesen. 
Die 1599 zuerst zusammengetretene Gesellschaft, die aus einer An* 
sahi Londoner Kaufleute, dem Lord Mayor und mehreren Aldermen 
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\)estaud, war mit einem Kapital von 30133 i£ gebildet worden. 
Als die erste Expedition IGOl ausgerüstet wiirdo, stellte sich hor- 
aus, (lass die ' i-fügbare Summe dazu in keiner Weise ausreichte. 
Die Kosten beliefen sieh auf 68 300 fß\ Die Dicektioa der G(>sell- 
achaft machte den Versuch, die Mehrausgaben auf alle Zeichner 
zu verteilen und sie zur Nachzahlung zu awingen. Als dieser 

sich ungangbar zeigtCi ttbemahmen die reichsten der Teil- 
haber den Fehlbetrag. Damit war der Gesellschaft der Weg' fdr 
die nSchsten Jahre Toq^eieiohnet Die einzelnen Mitglieder! nicht 
die ganze Gesellschaft, entsandten auf ihre Kosten und Gefahr 
die Terschiedenen Expeditionen und strichen auch den Gevinn ein, 
der bei den 2 ersten Fahrten nicht weniger als 95 pGt. betrug! 
So lange die GesellBchaft sich auf rein kaufmftnniscfaes Toigdien 
beschrinkte und in Indien weder Stationen noch sonstigen dauern- 
den Besitz «rwarb, ging das ganz gut Erst nachdem das ge- 
schehen war, zeigte es sich nOtig, als Gesamtheit rorzugehen, 
da sonst verschiedene Interessengruppen entstanden wlren. Man 
setzte 1612 an Stelle der Expeditionen, die einzelne Teilhaber 
ausrasteten, solche, zu denen alle beisteuerten. Es wurde dafQr 
jedesmal ein besonderes Spital von verschiedener H(Slie gezdchnet 
und faeeondeis verwaltet, bis die Rechnungsfflhning so verwickelt 
wurde, dass man sich kaum noch durchfinden konnte, und g^;en 
lütte des 17. Jahrhunderts (1668) ein dauerndes BebriebskiqtitBl 
geschata werden mnsste. 

Die ersten Niederlassungen der Gesellschaft in Indien waren 
lediglich Handelafsktoreien. Der Wunsch nach Erwerbung einer 
befestigten Station regte sich zwar schon 1614, doch die Mehi^ 
zahl der Beteiligten und selbst ein damals an den Hof des 
Grossmogids geschickter Botschafter Englands waren gegen Er^ 
werb von festen Plätzen. Sie wiesen auf das Beispiel der Portu- 
giesen hin, die trotz oder wegen ihres Besitzes in Indien Bettler 
seien, da die Kosten allen (lewinn verschlängen, und rieten dringend, 
i-ich nur auf Betrieb von Ilundel und Wjilinnii^ fnMuidsclmftlieher 
EJeziohungen mit den Einjreborenen zu best lirüuken I Auf die lüiige 
«Tuies sich diese Politik indessen aus vei-S('hie<lenen l'rsaclien als 
nndurc lifülnbar. Die Briten musjstt ii Stütz|iuiikto gegen die Hol- 
länder uml gegen dif* Portiii;i*jstMi hüben, weicht' irelegentlich ihrem 
Uaodel den Qaraus machen wollten; sie bedurften auch gegen 
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Angriffe und Bedrückungen eingeborener Fürsten einer gewissen 
Macht. Diese ErwSgungen führten 1639 zur Anlage des ersten 
Fuits der Kompai^iiio. in Madras. 1651 » rfolgte der Erwerb der 
Insel St. Helena als Niederlage und ErfriüeluiiigsstÄtion auf dem 
Wege nach Indien; 1668 bekam die Gesellschaft vom KöJiig Carl II. 
Stadt und Hafen von Bombay ülM itragen, die ihm seine Frau, eine 
portugiesis' lie Prinzessin, als lleiratHgut eingebracht hatte. Noch 
immer war ahor damals die Kompagiiif mehr ein Handels- als 
ein Kolunialunternehmen , und ein Vei-such ihrer Duektion. zu 
Ende des 17. Jahrhundeils mit Gewalt im nönllic lien Indien die 
dortigen Fürsten 7.nr .\btretung iimfant^n it heu Lanfll»esit/'.f^ 7M 
zwingen, ^clieitorto kläLdich. Erst 171ü grlani,' ilir durch lio- 
stechnng und eine glückliche Verkettung von rniständeii vom 
GroRsmogtd cinif^o kleine Gebietsteile als Kipentuni überwiesen 
zu erhalten. In L!;escli;!ftlichor Hinsicht war das kein Itesondercr 
Gewinn ; denn während zu Anfang des 1 7. Jahrhunderts mit blossen 
Handelsexpeditionen Gewinne von 80, 100 und mehr pCt. erzielt 
wurden, haben die Aktionäre im ersten Drittel des 18. Jahrhunderts 
oft nur 5 und 7 pCt. und nie mehr als 10 pCt. erhalten! 

Den Wendepunkt in der Geschichte der englischen ostindischen 
Kompagnie hat das Vortrehen der fianzr^sisch indischen Kompagnie 
in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts gebildet. Dt r fran/.r)sische 
Gouverneur vnn Pondichery Dupleix verstand es damals, Wcährend 
der langen Kriege Frankreichs und Englands um die Weltherr- 
scliaft, nicht allein die Macht des letsteren in Indien in schwere 
Gefahr zu bringen, sondern auch zum eisten llale des mächtigsten 
einheiiDtschen Httrsoh^ Sfldindiens Herr zu werden und ein fran- 
sOeisches Beich daselbst zu sofasS». In der Yerteidigong gegen 
die Franzosen wurde die ostindische Kompsgnie gezwungen, su 
denselben Mitteln zu greifen, und ihfe Besmten gingen nadi- 
dem sie «nmal die Ueberlegenheit europBascher Waffen und Taktik 
gegen die indischen Msssenheere erprobt hatten, selbstftndig auf dem 
einmal betretenen Wege weiter. Robert Clive eroberte 1757 
Bengalen; weitere Annexionen folgten; und Warren Hastin gs 
schuf su Ende des Jahrhunderts das englisch^indische Reich, in dem 
die Eingeborenen nur noch der Form nach an der Regierung tdl- 
nahmen. Die Kompagnie hat ihre Hoheitsrechte, wenn auch mit 
zahlreidien ihr im Laufe der Jahre auferlegten Besohrftnkungen, bis 



Digitized by Google 



— 16 — 



1858 bewahrt, wo infolge des grosson Sopm-anfstandos, ilen dio 
Gesellschaft weder zu verhindern noch zu uuterdrückon im Stande 
gewesen war, die englische Regierung an ihre Stelle trat. 

Gewiss hat die englische ostindißclie Kompagnie Grosses fflr 
England geleistet, und auch ihre Toillifibor sind, trotz des dauernden 
ROckgangä der Dividenden im 18. .lidirhimdert und trotz der un- 
geheueren Schuldenlast, die aUm&Ug; anwuchs, moht aohledit 
gefahren! Aber es darf auch nicht vergessen mtden, dass die 
Gesellschaft niemaU so lange bestanden hätte, wenn nicht wieder« 
holt in liritischen Momenten die englische Regierung mit Macht 
\md Geld für sie eingetreten w.lre. Und ebenso wenig darf ver- 
sekwi^n werden, dass die Gesellschaft die inneren Verhält- 
nisse Englands öfters sehr unheilvoll beeinflusst hat; dass ihre 
Leitung oft aeäa schlecbt war, und dass sie den Eingeborenen 
Indiens nichts weniger als Segen gebracht hat II llit Hinblick 
auf die beiden letsterwAhnten Punkte sei nur des Folgenden ge- 
dadit Üm die Gunst der B^gierung sich stets zu eibalten und 
Veriingerungen der immer nur auf bestimmte Frist erteilten 
Charter durehxosetzeo, verteilte die Gesellschaft icigebnABsig sehr 
ecfaebliehe Summen an den jedesmaligen KOnig und seine Qfinst- 
linge. Das war nicht nur unter den Stuarts die Begel, sondeiB 
Ende des 17. Jahrhunderts wurde dui^ eine pulamentarisdie 
Untersuchung festgestellt, dass auch EOnig Wilhelm und seine 
Minister bedeutende Summen von ihr eingestrichen hatten. Die 
Bfksher der Xompagnie wiesen die jfthrliche Verwendung von Zehn- 
tansenden von Pfunden su Besteohungsswecken nach. Im 18. Jahr- 
hundert ist man vornchtiger verfshren. Doch unterliegt es kaum einem 
Zweifiel, dass bei den immer neuen Verlängerungen des Monopols, 
obwohl andere Unternehmer oft viel gflnstigeie Bedingungen boten 
und der Staat bei Übernahme der Besitzungen der Gesellschaft 
einem viel&ch geäusserten Wunsche entgegengekommen wAre, auch 
Geld eine Rolle gespielt hat Die ICompagnie beeaas, wie allge- 
mein bekannt war, eine von ihr geradezu ernannte und bezahlte 
I^rtei im Pteiamentl 

Wer von der unglaublichen Minwirtsdiaft und Korruption der 
Gesellschaft und ihrer Oigane in der zweiten Hllfte des 18. Jahr- 
huuderts ein Bild haben will, braucht nur einen Blick in die Ge- 
schichte Clives und Warren Basti ngs zu thun. Die von ihnen 
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f^eübton iMpivssunpen dienten den durchweg schlecht besoldeten 
Beamten zum Vorbild. Um wolclir Summen es sich dabei gehan- 
delt hat, erfühlt man stuuiioiid , wenn man hört, daas nach amt- 
licher Feststclluiiff die Nabnbs von Bengalen allein in den Jahren 
1757 B5 Oewlienke und Zahlimgt ii im Werte von etwa 6 Mil- 
lionen £ an Beamte der üescllschaft haben leisten müssen. Clive 
hat sich fm9S<=^rtlem von dem eisten durch ihn (>ingesot/.ten 2sabob 
von Beiigalcu die jährlich 30 000 £ betragende Pacht, welche 
die Kompagnie dem Nabob für abgetretenes Tjand zahlen sollte, 
als lieibrente ülH i weisen lassen. Er, der 1744 al^ armer Schreiber 
nach Indien gekommen war, besa«s 1760 nach geringster Schätzung 
eine jährliche Einnahme von sOiiQuO ML! So ailgenieln waren 
derartige Praktiken, dass Clive und Hastings sich bei ihren Pro- 
zessen geradezu darauf beriefen, nur etwas allgemein Übliches 
gethan zu haben ! - Wie es unter solclien Umständen in Indien 
aussah, läSvSt sich denken. Das furchtbire Elend, das iÜKjr weite 
Gebiete seit Endo des vorigen Jahrhunderts wiederholt hereinbrach, 
hat seine ersten Wurzeln in der rücksichtslosen Aussaugimgspolitik 
gehabt. Die Oesellschaft und ihre Leiter mussten zu Massnahmen 
fQr das Wohl des Landes, die Geld koBteten, immer erst ge- 
zwungen 'weiden. — 

Die den vei-schiedenen Unternehmungen im Laufe der Jabr- 
liunderte ertheilten Charters haben wiederholte Änderungen ihres 
Inhalts erfahren. Dauernd ist in ihnen neben den Hoheitsrechten 
nur die Verleihung des Monopols für Handel, Schiffahrt und dgl. 
mit einem bestimmten Gebiete geblieben. Die ältesten Charters 
waren am umfosaendsten. Die den Cabots s. B. erteilten Privilegien 
enthielten keine Zeitbesohrftnkung, sondern sollten für alle Ewigkeit 
gelten. Die Klausel, dass binnen bestimmter Frist ttne Kolonie 
gegrOndet sein mflsse, erscheint erst 1578 im Patente Gilberts. 
In derselben Urkunde wird bereits vorgesclirieben, dass die dem 
Charterinhaber erteilte Gerichtsbarkeit Aber englische Kolonisten 
stets und ausschliesslich nach Blassgabe des englischen Rechts 
geflbt werden mOsse. Einige Jahre spftter werden die Charters 
immer nur für eine bestimmte Frist erteilt, nach daran Ablauf sie 
erneuert werden müssen. Diese Klausel und die Fürsorge für die 
englischen Kolonisten kehren alsdann in allen englischen kolonialen 
Charters wieder und sind charakteristisch für die englische Kolonial- 
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Politik überhaupt. Auch bd den fttr sehr wenig aussichtsretchc 
ünternehmvingeu erteilten Privilegien fehlen sie nicht. Die Re- 
gierung bekundete dadurch, daas i^e an die Zukunft dea neuen 
CntanehmMia wie an die jedes froheren glaube und dnss sie in 
jedm Falle ihre Interessen wie die der englischen Bihgei zu 
wahren entschlossen sei. 

Alles in allem genommen crgiebt nach meiner Auffassung ein 
Blick auf die Geschieht' dor älteren englischen, wie der hollän- 
dischen und französischen Chailcr- Gesellschaften, die als bekannt 
vorausgesetzt wird, dass wir es hier mit EinnchtimL'*'n /.u tlmn 
haben, die für unsere Tage niciit uielir pausen. \)u6 I#ebenäi|)iiiizip 
dieser rnternolunungen war djis ihnen viiLiehene Monopol, das 
sie gegen In- und Ausländer rfifksifhtslos verteidigten! WM, wie 
in Nonlamerika bei der d'uthin >icti la^ch entwii k' lrulon starken 
([■'•icii Eiuwaiideruni: das M(M1()|)o1 nicht duirh/.iifiihmn war, 
j-ciitMtrrten di" jii ivilouMetl' n Unternehmunj^en, Auch Lonl Balti- 
more hätte ohne s«-iii bedeutendes VerniöijiMi und den Umstand, 
das« tT allein dort Katiioliken aufnahm, Schitlhnich in Maryland 
gelittt-n. I)ie Cliailergesellschaft gedieh nur in Gebenden vr\o das 
Hudsonsgel »i.'t und Indien, wo Wettbewerb eutwetior schwer mfjglich 
mler leicht zu tmterdriicken war. Hier haben sie zweifellos ihrem 
Vaterland gute Dienste orwiesen, indem sie ihm auf eigenes Risiko 
die Wege gebahnt haben, wie das auch z. B. Adam Smith zu Ende 
des vorigen Jahrhunderts anerkennt. Doch würde es England 
wahrscheinlich, luid Indien sicher nicht unvorteilhaft gewesen sein, 
wenn ihre Monopolrechte schon im vorigen Jahrhundert eingezogen 
worden wären. 

Heutzutage, wo eine Verleihung von Müuu|)0len in dem Um- 
fange, wie sie die alten Kompagnien besessen haben, völkerrecht- 
lich unmöglich ist, können Ohartered-Companies im alten Sinne 
Oberhaupt nicht mehr ins Lelx n troton. Für alles, was sie thun, 
weiden nicht sie. sondern ihr Mutterland haftbar gemacht Als 
selbständig staatliche Gebilde werden sie nicht mehr angesehen. 
Die Charter verleiht ihnen höchstens ein gewisses grösseres An- 
sehen als blossen Handelsgesellschaften und erleichtert ihnen 
vielleicht die Aufbringung voa Kapitalien. Aber im Qruude sind 
sie nur Handels- und Eolonisationstmtemehmungen, deren Fonda 
und geschAftliche Thltigkeit durch Ausübung von Verwaltung imd 

2 
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Gerichtsbarkeit in flbermfiflsigQr Weise in Ansprach genommen 
Verden f Sie sind dadurch rein privaten UnieniehmUDgen 
gegenüber gemdeEU im Nachteil, und auf der andern Seite ist 
es nicht anogeschloesen, dass ftbereilte Verwaltungsmaseregeln 
solcher OeeeUschaften gelegentlich dem Muttolande schwere Ver- 
legenheiten bereiten und dieses su grosseren Aulwendungen nOtigen, 
als wenn es Ttm Antung an die AosQbnng der Hohdtsredite in 
den fraglichen Gebieten flbemommen httte. Chartered-Ck^mpanies 
aind heutsutage nur noch ein Verl^nheitBausweg. Deutschland 
bat das bereits praktisch er&hien. Die ostafrikanische Gesell' 
Schaft hat nach wenigen Jahren auf ihre Hoheitareohte und meisten 
Privilegien verzichtet und ist ein reines Handdauntemehmen ge- 
worden. Die Neu-Guineakompagnie steht seit Jahmi wegen Rück- 
gabe ihrer Landeahoheitsrechte mit dem deutseihen Boich in Ver- 
bandlungen ^. Das einzige Kolonialunteraehmen, welches bisher mit 
seinen kaufmännischen Geschäften die Ansabung von Hoheitsrechten 
und die Tragnng der Verwaltimgakosten ohne Stöning zu verbinden 
in der Lage war, die Jahiit-Gesellschaft , ist so klein und ist in 
einem so aligolcgouuu Teile der Welt unter so eigenartig-en Ver- 
liältnisson thäti;;, dass es als ein Beleg für die Nützliclikeit von 
Chartered-Compaiites in der Gegenwart kaum betrachtet werden 
kann. Man wird kaum eiiiwondcn köiuion, dass das System sololier 
TJntcrneljmungen sich ja iu Engliuul noch jetzt beM'ähro! Von den 
neueren englischen Charteretl-Companies ist die Imperial British 
East Africa Gump. binnen wenigen Jahren nicht mehr im Stande 
gewesen, sich zu halten und hat ilire Privilegien an die Kegienuig 
zmiiekgegeben. Die Tmp. British South Africa r^mp. lebt bisher 
hauptsächlich von dfi- lloflnung der .sp»-ku]iereiiden Welt, welche 
auf grosse Goldeutdtckungen iu dem weiten Rficlic dfr Tte-sellschaft 
hofft mv] daher immer neue Massen von Aktirn aufnimmt. Neben- 
bei kommt ilir aueh der ('liauvini»nnis der Krei^ zu (lufe. welche 
um jeden Prei^J die Geliii te der Company dem Eintluss der BtX'r.s 
und anderer Staaten entziehen wollen. Die Nicrer Company bild-'t 
den Gegenstand vieler Ue.s* lnv(>nlen im Auslände und England 
selbst, dass die britische Begierung üir kaum noch lange die Aus- 



*) Mittlerweile sind auob ihre HobdtBieohte vom Reich überaommen 
woidea. 
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uliung von Hoheitsreehten wird ^:ostatteM könneu ^) ! Die North. 
Borne. Company verdankt ihr Gflfilicn hauptsAchlich ihrer iso- 
lierteu Lage und dem Felilen fmiuder Interessen in jenen Qebieten, 
vekhe rie in Verlegenheit bringen konnten. Auch dieae Unter- 
nehmungen durften unter ähnliclien Gesichtspnnken wie die er« 
wähnten deutschen entstanden sein, nicht in der Annahitie, dass 
sie dem Interesse des Mutterlandes besser dienen würden als staat- 
liche Massnahmen. 



*) Die Ghaiier der Company ist 1809 aa^B^ben worden. 
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Der gegenwärtige Stand der sozialen Frage 

in Frankreich. 

Vou 

Profeaaor Dr. Geoijses Blondel, Paris. 
Oehalteii am 18. Juni 1896. 

Trotx der scbdnbaren Wichtigkeit der rem politischen IVagen 
apielen doch die aoziaJen Fra^ien die ^uptrolle in unserem poli- 
tischen Lehen. Sie nehmen viel eher die eiste Stelle ein, und 
wenn man Ins zum Grunde geht, dann findet man in ihnen die 
eigentliche ErUErong für die Gegensätze «wischen unsem Parteien. 

Das sdieint leicht hegrsiflich: denn in ihrem Wesen ist doch 
die soziale Frage eine Frage der Ungleichheit der Individuen, oder 
noch genauer ausgedrOdct, eine Pro te Station gegen diese ün- 
gleichheii Es gieU aber in der ganzen Welt liein Land, wo 
die Leidenschaft fOr die Gleichheit die BevOlkenmg tiefer durch* 
drungen hat als Frankreich. Hehr fOr den Triumph der „Egalit6'* 
als der „Libert^^ oder ^FratemitA** gescliah die Revolution von 1789. 

Und heute was sehen wir? Ein Jahrhundert nach dieser 
grossen Umwälzung, welche alle Ungleichheiten des „ilncien R<l« 
gime'' zerstört zu haben schien, sehen wir uns einer neuen Un- 
gleichlieit gogenüber. Man spricht houte, fast mehr als je, von 
sozialen, sogar vf)n privilegierten Klassen. Man kann sjigen, dass 
der Klassoj] kämpf das Churakteristikuin unserer jetzigen sozialen 
Lage geworden ist. 

Ich will darum kuiv. untersuchen 

1. welches die Ursachen dieses Zustande« sind; 

2. welches die (redankonKtrötnimgen sind, welche diese Er- 
scheinungen hervorgerufen haben; 
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3. welchen Ausdruck dieee Qedanlcen8ti<}muogeii entweder in 
unserer Gesetzgebung, oder in den Werken, die aus der 
PrivatinitiatiTe herrQhren, gefunden haben. 
Die Ursachen des heutigen Ehissenkampfes in Frankreich sind 
zwar zahlreich und verschiedenartig. Aber die Ifouptuxwche ist 
Bweifelloe die pUttzlidie und rasche Entwickelung der Orossuidustrie 
in Verbindung mit dem sehr individuaJistiBchen Geiste des franzö- 
sischen Volkes, und mit dem Triumphe jener schrankenlosen Froiheit^ 
welche eine der Hauptresnltate unserer grossen Revolution war, 
aber welofae auch einige böse Folgen gezeitigt hat IKese Freiheit 
nämlich, während sie alle Schlanken des Anden R^me fOr die 
Ent&ltung der wirtschaftUchen KrBfie niederriss, brachte auch mit 
sich ein starkes Misstiauen, selbst eine gewisse Veiachtung fflr 
allee, was auch nur entfernt mit dem Geiste der alten Korporationen 
oder Innungen verwandt war, und dadurch verhinderte sie die 
Entstehung der sogar sehr nfltzliohen Genossensidufteo. 
Das ist aber noch nidit aUes. 

Das alte Oteichgewicht des alten Frankreich war in der ersten 

Hälfte des 19. JahrhundertH, abgesehen von den grossen napoleoniscben 
Kriegen, tief erschüttert worden. 

Auf der einen Seite war Frankreich sehr lange ein vorwiegend 
ackorl »autreibendes Land gewesen. Die Ideen der Physiokraten 
z. B. haben einen sehi- iaiig-'n Widuiiiall im Geiste des Volkes 
geliabt Auf der andern Seite knüpfte sich die Entvvicki.lung der 
Grorssindustrie, welche bei uns in den dreissiger und vierziger 
Jahren glänzend gewesen war, eng an die Entwickelunt: und Aus- 
breitung der freiheitlichen Lloon. Mau war sehr nluMTascht vnn dtsr 
Tincreheuren Zunahme der i'rodiiktiriu; man lolito ullgeaiein in iler 
An-rli;iunn^. <lass die licvölkf-nintr um glücklicher sei. mehr 
iintei dem freien Spiel der ungehinderten Konkurrenz tVw Produktion 
de^ Liiide> sich entfalte; und man glaubte, dass diest; wat hscnd'' 
Pnxlüktiuti im gleichen Masse ein Verschwinden der Armut 
herbeiführe. 

Die Erfahrung hat abei diesen Oi)timismu!s l.,ügen gestraft; 
denn die Beoljachtung <lt;i- Thatsachen selbst hat gezeigt, dass, 
trotz der unleugbaren Zunahme der Produktion, die Verteilung 
und Ausgleichung dieses neuen Reichtums nicht in gleicher Weise 
fortgeschritten war, dass die Klasseuuntersdüede im (iegenteil sehr 
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gross geblieben waren, oder besser gesagt, sich unter einer neuen 
Gestalt heruisgebildet hatten. 

Das erkUrt doh aus dem einen Umstände, dass die Verteilung 
des produuerten Beiohtnms dank dieser schrankenlosen Freiheit 
sehr ungleich, selbst sehr ungesund war. 

Wie bekannt, ging nur ein Teil dieses Überflusses in den 
Konsum der Bevölkerung Aber, wihrend der andere Teil Sparkapital 
geworden ist. Das seit dem B^nne, und namentiidi seit der 
Mitte des Jahrhunderts in F)rankreioh angesanunelte- Sparkapital ist 
kolossal Wir haben leider keine Statistik darOber; aber nach 
allen Untersuchungen, nach den Foisdiungen von Gelehrten wie 
Hulhael, Eolb, d'Aiend, Levasseur darf man annehmen, dass es 
mindestens das Doppelte dea Sparkapitals aller voriieigehenden 
Jahrhunderte darstellt 

Dies Sparkapital, obwohl es sich dcherlich Ober einen be- 
trächtlichen Tffll der Bevölkerung verbreitet hat, ist doch nicht, 
wie es hAtte geschehen soUen, der Ctesamtheit der Pvodiuenton 
suguto gekommen. Nein : Ein Teil dieses Eaintals ist Anlsgekapital 
geworden. Ein anderer Tdl war dem Staate geliehen worden 
und ist nun huupUächlich durch die Staatsschuld re{)räsentiert, und 
das ist es auch, beiläuQg bemerkt, was unseren verschiedenen 
fiegierungen erkuibte, die Budget«, die Steuern und die Schulden 
in einer Weise zu vermehren, welche in einem anderen Lande kaum 
mOglich wflre. Cnd endlich gelangte ein grosser Teil des Spar^ 
kapitals in die H&ode der Aktiengesellschaften, durch welche sich 
^n betrichtlicher Teal der Grossindustric in Frankreich heraus- 
bildete. So entstand eine enorme Menge von Wertpapieren, und 
die Leitung der Produktion ist an gewisse Gruppen vi.n Aktioiiäion. 
und oft von Spekulanten übergegangeu , wcleiii' den natiunalea 
3Iiukt, unil in gewissem Masse den Weltmarkt lenken, welche die 
Preise reguüeica und den Wert der Aktien ^stimmen. 

Duä alles hat liicU ausser derSpliaere der ei^ontlidien rroduktion 
vollzogen und der Arbeiter ist nach und dhcIi zu der riieiv.eiigung 
gelangt, dass es zu seinem Nachteil gescheh^^n ißt. Seine M<'<'n 
darülit r sind manchmal übertrieben, aber t\N int wenigstens unbe- 
streitbar, «lass l>ci uns, l inom sehr stark zentralipierten Lande, die 
Börsen (Pro<1nkfen- \vii> Fondsbnrspn) die ZentraUeitungen für dm 
wirtschaftliche Leben geworden sind. 
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Wie steht man heute in Fnmkreicfa einem Bolchen Stunde der 
Dmg<^ gegeottber? Welofaes and die grossen IdeeostiOmungenf die 
er enengte? 

Es giebt iwei ganz deutlich einander entgegengesetzte Strö- 
mungen. Die FranioBMi mit dem klaren Geiste » mit der Vorliebe 
für allgemeine Ideen and ÜbetmohtUchkeit, lieben vereinfacliende 
Losungen. 

So giebt es denn hauptsacldicli zwei gi-osse Ideenrichtungeii, 
um welche sich eine bedeutende Anhängerschaft gruppiert. 

An erster Stelle finden wir die Kichtuiig des l.ÜHnih'Rmus, 
welche iu Frankreich uhne Zweifel mächtiger ist als in Deutsch- 
land. Noch immer verstehen vie le «lie Idee der Freiheit im Geiste 
der M&nner von 1789 und iiängen ihr mit grosser Begeisterung 
an, oder begeistern sich, ohne selbst so weit zunuk zugreifen, an 
den in der Mitte dieses Jahrhunderts herrschenden Doktrinen, wie 
zum Beispiel an den Uarmonios öconomiijues von Bastiat. und 
denken, dik^s man nur Vertrauen zur Freiheil zu haben brandit, 
um das Spiel der wirtscliaftlichen Kräfte zu ref^eln. Eh gieht, so 
sa^n sie uns. zwt'iiellDS sehr schmerzh'che rheruangsperiodcn, 
aber man daif sieh davon nicht allzusehr beunmhig^en lassen. 
Früher oder später wird doch jene hr^hon^ wirtschaftli(^lie Ilai-nionie 
sich einstellen, welche über alle künstlichen Kombinationen eriiaben 
ist Mau weiss zu zeigen. — etwas selbgtcrofflllij; mit den 
6tati?rtisrhen Durchschnitten spielend — dass die Jjöhne in höhemi 
Masse gestiegen sind als die Kosten des Lebensunterhaltes, zum 
wenigsten die Kosten fflr die imeDtbehrlicbsten Lebensmittel. Man 
eriEennt h^ilich auch an, dass es noch grosse Armut giebt, aber 
man behauptet, alle diese Notstände könnten durch die Selbst- 
hilfe allein ohne irgend welchen Appell an den Staat siegreich bekämpft 
wevden. Man fügt hinzu, es sei vielmehr am Platze, die Unter- 
nehmer, welche wenig oder nichts für die Arbeiter Uinn, durch den 
Hinweis auf das Beispiel jener amuregen nnd anaufeuem, welche 
sich ihrer Arbeiter sehr .angenommen haben — tind es gi^t eine 
groBse Anzahl solcher Männer in Frankreich. 

fia ist in der That unbestreitbar, dass bei uns die WoblCünta- 
emriGfatungen (die institations patronales, wie wir gern sagen), 
Bich nnter den yerscfaiedenaten Formen grosaartig entfaltet haben. 
Und es ist gerade diese, dem natfirUöhen Edelmut des fnn- 
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sfiftiBdien Volkes zu verdankende^ reiche Entwicklung der Wohl* 
fehrtaeuniobtimgeD, welche so vieleo unter uns gestattet, die Ein- 
griffe des Staates mit luisstrauiBchem Auge zu betrachten. 

Der liberalen Anaohauung steht gegenüber die soztaliatittohe. 
Der Sozialismus — ich verstehe darunter den Kollektivismus oder 
die Richtung, die der deutschen Sozialdemokratie entspricht — hat 
seit einigen Jahren in Frankreich grosse Fortschritte gemacht Bei 
den letzten Wahlen erhielten die sozialistischen Kandidaten etwa 
200000 Stimmen mehr als 1894. 

Die Theorie der Sozialdemokratie ist wohlbekannt In ihren 
^uptzügen ist diradbe international. Aber man kann sagen, dass 
der tranzOfliscbe Sooalismns nicht in gleichem Bbsse wie der 
deutsche jenen idealen Aspect besitzt, welcher ihn wie eine Art 
Religion, zum wenigsten wie eine „Weltanschauung*' erscheinen 
Ifisst, wie die Verwirklichuog eines goldnen Zeitalters, das in nicht 
zu weiter Ferne über der Menschheit aufgehen soll. 

AbgeselMi von einigen PersOnlidikeiten, deren hohe AnfbssuDg 
interessant zu studieren ist, können unsere Soziidisten nidit als 
Idealisten betrachtest werden. In ihren Gedanken, wie in Ihrer 
Ilandluii^;8\veise, oder in ihrer Taktik, findet sich jene Leiden« 
Hchaft für die Gleichheit wieder, welche icli vorhin gescliildert liabe. 
Vergeljens zeigt man ihnen die bewundernswert« ii Er folge und 
Werke der privaten InitiiUive. bie autvvorteii, du.-:,.-, die harte Ver- 
folgung de<^ Gewimis und der dui-ch ihn verschafften Genüsse die 
giüascre ZtilJ der Unteniektnor verhindere zu empfuidi ii, wie mit 
der wirtscliiiftlichen Macht, die .sie ia ihren lläadcn halica, auch 
ihre Vemntwurtliehkcil im gleiclieu Verhältnis gewachsen ist. 

Sie behaupten, dass viele unter ihnen sich die Ohi'on ver- 
Btüpfen, um das Grollen im Busen der ArbeitenuüöseD nicht zu 
hfiren, welche, lan^f in m. h selbst zurückgeBtaut, honte in einem 
grusseien Massstalie an dein \vacli8eniloii Heielitum (le> lAimies 
teilnehmen wolli'ii. Tm eine Aiukiruag iu difs- iii Zustande iI-t 
Pingo hoilM'izufiUirt'n hleilit, nach der liehre un.sei-er iSu/ialisten, 
kein anderer \Ve<r utlen, als die Naf imiiiliBation der Prüduktion^i- 
und Verteil ungsniittol. Sie sciiiieasen die Augen vor den Fort- 
schritten der arbeitenden Klassen und bemühen sicli, sie glauben zu 
machen, dass die gegenwärtige Wirtschaftsorganisation nur Un- 
gleichheit und Ausbeutung verkörpere. Sie suchen darzulegeu — das 
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ist t. B. die fundamentale Theorie voo Jaurds — daw die ge- 
samte wtscbaftliohe Sntwickelung nnaeres Jahrbunderts daianf 
hinanateufe, den Arbeiter vom üntemehmer abhängig an machen. 
8ie behaupten sogar, dass jede faagmentarieche Yerbeesening des 
jetzigen Zustandes ein Hindernis sei, weil dieselbe den endlichen 
Abechluss, die „gnmde liquidation^^ verzögere* 

Diese Beweisführnng der Sonaldemokiaten hat bei der Arbeiter- 
beTÖlkerung iu den Stfldten und dm Industriebezirken ihre Wirkung 
moht verf^t. Bd den ländlichen Klassen, besonders in einem 
Lande wie Frankreich, wo es eine Menge ron kleinen imd mittleren 
B^tzem giebt, und wo der Boden äusserst zerplittert ist, hat sie 
weniger Eindruck gemacht. 

Wie viel Mühe die Sozialisten haben, den Agrarsozialisinus bei 
uny zu begründen, zeigte sich deutlich während der lang ikk h- 
hallenden Debatten, welche im Jahre 1898 von Jaiui's in der 
Deputierten kainmer angeregt wui-den, und weldien DescUanel und 
Mt'iinc mit prrossem Nachdruck geantwortet haben. Da man weiss, 
da>8 dio Hain rn so fest an ihrem Eigentum haften, versucht iiiHU 
mit Vur>irlit vui^ugöheu. l'm die kleinen Besitzer leichter zu ver- 
führen, rufen ihnen die Sozialitäten möglithMt laut zu, dass sio oh 
eigentlich nur auf die ausbeiitomlen Kapitalisten altp'selien liabon. 
Sio vp)vnr*hfii sellist den (ilaiilcii zu erwecken, dass sie die einzigen 
Verteidiger drr kleuien Grundbesitzer seien. 

D«M- psuiide franzöj;ische Menschenverstand bewahrt unxne 
bäuerlich»!! Hevülkt'rtiiij^eii vor der Chimäre der sozialistisdieii 
rtopie. Die Menschen in bescheidener oder be^elirflnkter Lage 
sind , in allen Ländern der Welt und Itfvnnders in einem Lande 
der Gleichheit ^vie Frankreich, den Gefühlen des Neides und der 
Eifersucht zugänglich, welche im Grunde der menschlichen Seele 
schlummern. Aber die intelligentesten unter den Arbeitern wie 
unter den Bauern l)egreifen, dass auch unter der Herrschaft des 
Kollektivismus die Gej^ensehaft kapitalistisch bleiben wfirde. Die 
Kapitalien Ilgen in den Händen des Staates, ständen jenen zur 
Verfügung, welche den Staat reprftsentieren, und durch die Probe- 
exemplare, welche uns unsere sozialistischen Depntirten geben, 
kfinnen diese heute wenig Vertrauen erwe<^en. 

Der Staat wäi-e ungeheuer reich; al)er man fühlt, dass er mit 
ifilfe seiner wirtscbafUichen Macht, einen erschreckenden Druck auf 
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die Individuen auBflben konnte, man {flhlt beeonden, dass der 
TrioiDpli des EoUektiviamos jenen Oeist der InitiatiTe, jene indi- 
?idii^e Energie ersticken würde, wdohe uns heute sdion ein 
wenig mangeln. 

Zwischen dieeem Sosialiamna, deasen Triumph ein ünglfiok 
wftre, und welcher auf alle FAUe nur einen vorübeigehenden Zu- 
stand schairen konnte, und dem optimistischeD Uberalismus, welcher 
die Staataintervention auf dn Minimum rodusiert, hat sich eine 
dritte Gedanketuiohtung herausgebildet, die jeden Tag sich verstBrkt 
und unsere Aufmerksamkeit bescmdees verdient Eb ist dies die 
Gruppe j( ner, wdohe der Mdnung mnd, dass die wirtschafHioihen 
ümwSkungen, von denen ich obeo g^ei'edet habe, notwendigerweise 
einige üble Folgen nach sich gezogen haben, diiss diese nachtei- 
ligen Nebenwirkungen keineswegs durch das alleinige Spiel der 
freien Konkun-enz beseitigt weixlen können. 

L)ie.selbeii glauben, duüs eine neue Witlächaftiäveiiabäuug auch 
eine neue Sozialgesetzgebung erfordert. 

Die EntMehung diesfi Gidank' iuichtiii.g lieruht. vielleiclit in 
einem g-'wissfii >I;u>s<-, auf ilcr Fuivht vor dorn Sozialisiinis; man 
erschrickt vm- seiiieni be^tämlii^en Wachstum und man acecptieii 
einen Teil seines Pro^nanims, um die Gefaiiren der revolutionären 
Entgleisung zu vermeiden. 

AIn'i- rs ist auch siciiiT. dabö viele «ehr unterrichtete und ver- 
stämlige Männer die EmpHndung haben, es bestehe für sie, gegen- 
nt>er dieser aus der wirtschaftlichen Entwickelung und a\is der 
Entstehung der Grossindustiie hervorgegangenen rroletarisierung. 
ein „devoir social", eine soziale Pflicht, Sie sehen ein, da.^^s dir- 
früher mit Vorliebe sogenannten „classes diritreantes" von ihrem 
Eänfluss verloren haben, weil sie uicht begriffen, dasfi Bio zu gleicher 
Zeit die verantwortlichen Klassen waien. 

So haben wir in Frankreich schon, dnnk dem zunehmenden 
Einfluss dieser Leute, eine Arbeitei'schutzgesetzgebung, welcher man 
im Auslande nicht immer gerecht wird^ wdl sie nicht thatsächiich 
alle Wirkungen hervorgebracht hat, die man von ihr erhoffen konnte. 

Das geschah vielleicht aus einem Grunde, der wohl erwähnt 
werden miL<s. F^s ist derselbe Orund, aus weldiem während der 
ersten Hälfte dieses Jahrhunderts unsere nationale Industrie soau- 
sagen einer gewissen Anarchie ausgeliefert worden war: es ist der 
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«chiankeiiloee Triumph der Ideen voa 1789, daa pUMtliohe und 
ToUstftiidige Vendhwinden der Eorpomtionen, das Yerbot aller 
BeiufBorganisatiOD jeder Art 

Die Gesetzgebung des ersten KaieerreichB war so weit als 
möglich enHemt von der Idee der Besobtttzuog der Sdiwachen, 
auf welche wir heute znrQckgekommen sind. Erat im Jahre 1848 
begann man wieder die Arbeit der Erwachsenen zu i-egeln. Und 
noch damalB wunle diew; Ideenbewegung rasch wieder ^lähmt. 

Erwt mit dem Oesiotz vom 19. Mni 1874 kann man eine U- 
trächUicliure Entwiekhmy^ in der Ai beitei -esetzgebimg unseres lindes 
konstatieren. Dieses (lesotz von 1874 l'estimnit das Mind*^8talter 
des. Kiodes für die Zulu.>stmg zur geweiltlirlien Arbeit, setzt Maxima 
für die tägliche Ai t»eit.stlaii> r fest, untei'sagt die Besi liäftiirnng in 
gewiäöcu Fällen, führt das Prinzip des wöchentücheu Kuhetages 
ein etc. etc. 

Seit jener Zeit haben unsere legislativen Körpei-schafteo, die 
nnglQcklicherM'eise durch Stn iligkeiten rein politischer Natur von 
ihren sozialen Aui^iaben abgelenkt wurden (die Deputiertenkammer 
melir als der Senat, wo der alte Liberalismus sehr stark ist), nicht 
aufgehört, sich in einem dem Ausbau der Sonalgeeetzgebung freund- 
lichen Sinne su entwickeln. Die letstoi Beden von Faul Deschanel 
(nanmehr in einem besonderen Bande „Questions sociales" ge- 
sammdt) geben am besten den Ton, auf weldien diese dritte 
Richtung gestimmt ist 

Es ist mir nicht mögUch, die ganze gewerbliche und Sozial- 
gesetzgebnng des heutigen Wankreich su schildern. Wir haben 
darOber nun einige sehr gute BQdier. aus denen man sich leicht 
unterrichten kann. 

^^'er isicli die Mühe eines eingehenderen Studiums unserer 
gtjÄiinten Sozialgesetzgebung machen will, wird sich überzeugen, 
da«.- wir <lit' von der BerliMOi Ail^eiter.scliutzkonferenz aufgestellten 
F'rd.iungrni in alleji l'unkten verwirklicht, in einzelnen 
Punkt. II sogar ülierschrilten haben, numentlieli was die jugeud- 
licheü und die Arl/' iter in den Bergwerken betrifft. 

Gegen zwei Dinfze jedoch verhalt»'n wir uns ziemlieh skeptiseh: 
g^en die Fabrikinspektion und gegen die obligatorische Versicherung, 

a) Die Fabrüunspektion erzielte (wie man das auf dem letzten 
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Brfleseler Arbeiteiwhutskongress sehr gut geeeigt bat) keine be- 
friedigenden BeBuItate. 

b) Was die Arbeiterversicberung anbelangt, so verkemieii wir 
nicht, welche Ehre es für die deutsche Rf^mng bedeutet, dass 
sie den Versuch genuusht hat, durch eine die minutiösesten Be- 
rechnungen und eine enorme Arbeit erfordernde Organisation diesen 
grossen Qeisseln der Menschheit: Unfällen, Knmkheit, Invaliditftt 
und Alter, enfgegenxu wirken. Aber wir finden auch, dass der 
hierzu in Bewegung gesetzte Meclumismus mit den ersielten 
Resultaten nicht in Übereinstimmung steht. 

Bei aller Anerkennung der deutschen sozialen Gesetzgebung, 
der Art und Weise, zu Ounsten der Arbeiter einzugreifen, kann 
ich nicht verhehlen, dass gewisse in Deutschland notwendige Ein- 
griffe bei uns gefUirlicfa wären. 

Bei unserer abweichenden Politik und unserer Verwaltungs- 
oiganisation misstraue ich allem, was dazu beitragen kfinute, die 
administrativen Interventionen und die bureaukratischen Einmisch- 
ungsn in die privatra Angelegenheiten der BQiger zu vermehren. 
Gerade aus diesem Grunde findet die Idee der prugicssiven Ein- 
kommensteuer, weldie einer Monge von Vexationen die ThQre 
öffnet, bei uns so vielen Widerstand. 

Ohne Zweifel sind auch unsore Arheiter fast olle Anhänger 
ein»u' gr(")sseit'n Ausdehnung der Staatsinteivention im Gebiete der 
gewerblichen Arlieit. Das ist bei ihnen ein ganz natürliches Geffdil. 

Aber der gebildete Mann, die meisten der Professoren — ieh 
spreche sogar von jenen, welohe sich dei- '). Hichtuntr antrew lilosseii 
)i;il)Cii - halten es für gL-fährlich, iiuch WL-iter zu t;cheu. Was 
Wi uns augenblicklic h noUvendig ist, das ist die Eutvvieklunjsr jenes 
geno8Sf»nöcluiIlljcht'u üeistes, durch welchen der Mensch, anstatt 
80 Individualist zu bleil>en, lernt, im Interesse dvi Gesamtheit einen 
Teil seiner individuellen luteie&öen gern zu opfern. 

Ich doukc Huch, dass zuviel Sozialgesetzgelninc: ein«» (iefahr 
ist. Die iH'Stüudige Intervention des Staates scliwächt das Geftlhl 
der [le^.■^önlichen Veiant \vui tli'-lil<i it , uhiu' \v»'l(;he.^ e« kt'inen wirk- 
liclien Fortschritt ui'-lit. Ich halte es mit jcn*Mi , wcjchf^ fjlaulKjn, 
dass der Staat vorwiegend durch die Mittel der Stimulation, der 
Anregimg und des Anstosses der lAssigen cinj::reifen soll. Ich 
glaube z. B., dass er allen, welche sicii iür dio sozialen luid 
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natioiialrikonomischen Fragen intei-essieren , das wissensehaftlicho 
SUidium dieser Fragen erleichtern soll. Wer diese erustcu Probleine 
ernstlich studiert, wml niclit verfehlen, die Schwere seiner Verant- 
wortung zu fühlen. 

So. in diesem Sinne, muss ich die Sehaffunj? unseres staat- 
lichen Arbeits\mte.'^, welche wir offitv du travail nennen, nur liilligen. 

Einp VtTwalttuigsveronlnung vom 19. Anernst 1801 hat unter 
dein Namen „offioe du tmvail'' einen neuen Apparat im Ministeiiuin 
füi- HaivU^l und Industrie geschaffen. 

Dieser Apparat hnt r.uv sjr/.iellen Aufgabe, alle die gewerb- 
li' he Arbeit belrftTfiiden Infonnationon zu sammeln und zu ver- 
MtlV'ntlicli.'ii. iiaiueutlicli jeiir. w.-li he die VerhUltuiftse der Produktion, 
üe < iiganisation und Entluhimn^ der Arl)oit, ihre Beziehungen zum 
Kaj ital. die T.ngo dei' Arbeiter solh<;t und der Arbeit, besonders io 
Frankreich aijer aucii im AuslaM<l iiefreffen. 

Sei 08 erlaubt, jetzt an der Seite dieser amtlichen Schöpfung 
eine andere zu nennen, welche ausschliesslich privater initiative zu 
venlanken ist, das „Mus^'e social". 

Diese Schöpfung knfipft sich an die Idee der Veranstalter der 
Aiu^stellung von 1889, eine Gruppe „de IV^onomie sociale" xu 
bilden. Nach der Ausstellung wurden die in dieser Gruppe ver- 
einifrt« II Dokumente in einem Saale des „Conservatoire des Arts 
et Metiers'' (Oeweiberanseum) untergebracht, bis dann im Mai 1894 
dar durch seine parlamentarische Ver^'angenheit, und seine Kunst- 
pflege, sowie durch seine grosse Wohlthfttigkeit bekannte Oi-af 
de Chambran den Enfesohluss fe.<<ste, eine neue besonder^ Anstalt 
zu grQnden, von der man treffend gesagt hat, dass sie wie eine 
Saug- und Druckpumpe funktioniere, indem sie alle Informationen 
sammle, ordne und nachher wieder verteSe. 

Seit drei Jahren hat die „8oci6t6 du Musße social** eine grosse 
Thfttigkeit entwickelt, und Irnt schon mehrere Abteilungen ge- 
schaffen : 1. Auskunftei, 2. Missionen, 3. korrespondiwende KOtglieder, 
4. Voitr%e, 6. Bibliothek, 6. Ausstellung. 

In der Auskunftei verfolgt man den Zwedk, allen denjenigen 
bebfttflidi zu sdn, die rieh mit sozialen Fragen beSsssen, besonders 
aber denjenigen, wetehe über eile in Fninkieich und im Auslände 
gemabhtai Versuche zur Verbessening der Arbeiteriage Bescheid 
wissen wollen. Wer z. 6. eine BerufiB^ oder eine korporative Qe- 
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nossenfichaft oder dne QesellBefaaft xu gegenseitiger HOlfeleistung 
grflndon oder von den adion erreichten VerbesBerungen im Gebiet 
solcher Orfindimgen etwas wissen will, eriUllt hier uueutgcltlich 
alle wünschenswerten Nachrichten. Um diesen Anskunftsdienst 
wirksi\m zu organisieren, hat man ihn in sieben Abteilnnj^t n ^'o- 
gliedert, in denen kompetente mid durcli ihre Opferwilligkeit für 
das Gymeiiiwolü bekanute Männer thätig sind. Die Abteilungen 
heissen : 

1. Äbteiluncr für die Beziehuugen mit allen Huzialwis^enächaft^ 
liehen GcBüllsdiafton. 

2. Abteihmtf für agraiisciie Fragen. 

3. Abteilung für Arbeiterrert>ine. 

4. Abteilung für das Vei>ii ht ruügöwesen. 
o. Abtfihuig für daa i'aU'ünat.swc8en. 

(!. Abteilung für juristische Fragen. 

7. Abteilung für Hissionen, Untersuchungen und Nach- 

furschungen. 

Seinen vns« lüedenen sohon ausgebildeten Dienst7weigen wird 
sieh demnächst ein andcier anfügen. Das Mns6o Sozial wird im 
Monat Novenil)ei' 1898 ein Herd der Anfeueiung und ein Mittel- 
punkt der Saininlung für alle jungen Leute werden, welche sich 
.sociologischen Studien widmen. Es wiitl dadurch beitragen, die 
neuen Generationen zu bilden und für das Werk der socialen Er- 
neuerung, man kaiui fast sagen, der socialen Rej)aration, welche ihre 
Voi^änger nur undeutlich sehen und ski/zii'en konnten, und welche 
noch ihi:er VervoUstAndigung und Vervollkommnung harrt. 

Seit drei Jahren sammelt das Museo Social, mit der AbsiGkt 
einer spateren synthetischen Verarbeitung, alle Materislien, alle 
Dokumente, kurz alle wesentlichen Elemente einer umfassenden 
soziologischen Untersuchung : Statistik, Monographien, Pläne, Modelle, 
Projekte, Statuten von verschiedenen (lesellscbaften, der freien Uilfs- 
vereine, der Gewcrkvereine, der Versicherungen etc. Man findet 
im Muste Social alle nfitige Belehrung f&r das Werk der sozialen 
Bekonstitution oder des sosialon Fortsdiritts. Es ist ein Speicher, 
wo die jttngen Generationeii sich heranbilden k5nnen. 

Und wenn ich so spreche, so ist es nicht allein, weil isk 
mich auch dn wenig mit dieser ScbOpfung beschäftige, sondern 
wal ich es fOr einen Irrtum halte, ansunebmen, dass die poli- 
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tischen Umvälsungen die Lage der Völker sehr v^riUidera kOnnen. Ich 
Tonage meine Anerkennung den Anetrrogungen nichti welohe seit 
einein halben Jahrhundert in Frankreich gemuckt worden und, aber, 
um ihre Tolle Fmcht tragen zu können, fehlte dieeen Bemühungen 
die Torhei^hende völlige Durchdringung der Menschen, welohe sie 
regieren sollten. Und gewisse von den edelsten Empfindungen 
jtispiiicrte Qesetse sind ans dem nAmlichen Grunde fehlgeschlagen, 
sum Yorteile d«r Demagogie, oder haben zum wenigsten nicht die 
guten Wirkimgen gehabt, welche man von ihnen so erwarten be- 
rechtigt war. 

Gewisse Gesetze, vne das Gesetz von 1884 betreffend die 
Syndicats professioneis, sind Waffen im Dienste des poli- 
tischen Ehrgeizes einiger weniger gewoi'den. 

Die Schule des Mus^ Social wird eine Faclischiile der Soci- 
ologie werden. Sic winl fortfahren, die Gefühle des natiirlichcn 
Eilelmuts zu rntwickeln, aub welchen kcmus schon buit langem 
viele Untei nrhinor in Frankreich ihren Arbeitern Gutes getlian 
habt ii ; abt'i »u; weideu dieses Gute nicht mehr, wie es bisher 
gewühulich <lri- Fall war, aus einei- fas^t uiibou iissteii Sfiitiinen- 
talität heraus thuii, tsunderii aus Uebei/.ou^ungen, din iui veniüiif- 
tijfeu Studium der TTmhildunir dor arlwitonden Klassen gewoiuien 
wiird^ II. Wie ich /.uvoi- beuierkte, liat die soziale Frage bei un.s 
'-i -h jiiit grosserer Schärfp erhoben als in andon^n Tündeni, 
du- grusse Revolution mit den alten Instituti«*ni>n völlig aufgeiüuua 
liat; die in der üngleichhoit der Lcbensbalingmigen wurzelnde 
soziale Fmge erschien uus als ein Widerspruch mit dem Geist der 
Gleir^hlieit. 

Es scheint mir, dass heute ein vertieftes Stutlium schon an- 
gefangen hat, uns die Ursache dieser Ungleichheiten begreifen 
zu lernen, besonders uns zu sseigen, dass sie mit forfseli reitender 
Ci^nlisation .sieh rer\nel&ltigen und mehr und mehr kompliaiert werden. 

Ja. die Elemente einer Gesellsehaft sind furchtltar vorwickelt 
and zugleich leidenschaftlich und unbewusst. Es ist die Ehre, 
aber auch die Bcliwierigkeit dieser Studien, als wesentlichen Gegen- 
stand der Beobachtung den Menschen in seinen Leiden und seiner 
Freiheit zu haben. 

Man muss (und das will man auch im Mus^e social) die jungen 
Leute, welche sich dem Studium der socialen Fragen ergeben, 
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antreiben, sich niemalB einsobUden, dass sie genng geihan habeOf 
wenn sie hie und da einige Thataachen aufgelesen haben, um mit 
einem Schlage yorgeblicb a priori eutdedcte Gesetze zu beweisen; 
sie sollen ebensowenig andere isolierte Thatncben zusammensuchen, 
um die Behauptiwgen anderer nmzustossen, welche ihnen missMen, 
weil sie ihre bevorzugten Kombinationen stSren. Sie müssen vor 
allem aus sach selbst herausgehen, müssen lernen mit ihren eigenen 
Augen, mit Aufmerksamkeit, mit Folgnichtigkeit und aufs Ganze 
zu sehen, Sie müssen die lebende Gesellschaft betrachten wie sie 
ist, und dürfen nicht vorsuchen, eine menschliche Natur nach ihren 
eigenen THtumen frei zu schaffen. 

Sie müssen noch mehr thuii. Beobachten iuhI Verstehen ge- 
iiü<;t nii lit ". Es niuss Lit-ttc 'hilM-i sein, man mu-.s (his Her/, öffnen. 
Eh Ul am häufigsten dei- l^nAh, «kr geliDtleu winl, os ist über 
immer <ii<' Seele, welche leidet. Der Mann der Sozial wisisenflihaft, 
das ist 'lor gan/.f Mfii.>ch: Die l^obaehtunir mn» sieh ergänzen 
dni-eh das Gefühl der Brüdei liciik^ it. Es ist duixjhaus nieht trenug, 
als rt'iiier Fachmann an den Oeu-^t-iistaiul <ies Stndinnis horaii/ntreton. 
Der Strahl, der <lie .Maie-rn durchdringt, das i>t d< r \<mh ll. r/.eii x.nni 
Herzen gehende, tla.s ist die dui-ch die Güte erleuchtete Intelligenz. 

Diese Wandlung der Geister kann sich nicht in eitiitren Tagen 
voUzieli* II Dafür ist viel Zeit und besonders viel Arbeit er- 
forderlich. 

Olflcklioherwdse fingt man an, das zu veretehen. 

Die Leiter des Mnsee Sodal wollen doch den edlen Versuch 
machen, dass Leute, die von verschiedener Meinimg sind, anstatt 
sich erst im offenen Kampf zu treffen und in Berühmog dnreU 
die polemischen Übertreibungen der Politik zu sein, sich zuerst 
auf einem ganz friedlichen Borion kennen und schätzen lernen. 

Sehr oft hassen sicii aic Mensehen nur, weil sie sich nicht 
kennen. 

Gewiss, die sociale I*ige in Fi-ankreich ist trübe; aber ich 
stehe ihr doch mit Vertrauen gegenübei-. Ich sehe, wie sich um 
das Mus^ Social, um das Office du travail, um die Societe d'^nomie 
Sociale von nah und fem eine Zahl von Männern sammelt, welche 
der unfruchtbaren i^in politischen Kämpfe müde sind und in 
wissenschaftlichem Geiste, aber nicht ohne gewissen hochsinnigen 
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Oefahlen gerecht zu werden, den SophiBmiis in der sozialistischen 
These zei^ii. 

Das sozialistisclie FantaslegebUde wirkt besonders gefiUurlich 
durch die unerreichbaren Hoflhniigen, die es in vielen halbgebil- 
deten Geistern hervorbringt. Aber ich hofTe, dass unser klarer 

gesunder Menschenverstand, trotz der manchmal zu weit gehenden 
Leidenschaftlichkeit für die Gleichheit, zuletzt alle Gefahren be- 
stehen wird. 



3 
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Was ist der Staat? 

Vom 

Dr. Schuppe, Cteheimeiii Regienuigsrat, ord. FtofesBor der Phfloeophie 

an der Universität QreifBwald. 
Gehiltai im 26. Okiober 1899. 



In (Ion Systoiutu der PhilohOphio pflegt auch dem Staate sein 
Platz zugewiesen zu wenlen. Vou ihnen sehe ich piinzipieU ah, 
und oboiisu von aller Wertung der vorschicilenen Staatsfoimcn und 
Einiii htimp^n. Nur auf Grund der erkonntnistheoretischen J^gik 
und der Taychologie will ich nun don histurisi hon Thatsach»^n dio 
Frage: was ist der St^atV beantworten, wobei die Uesichtöpunkto 
für die Frdle (los Erfahruugsmatcnals von seihst hervortreten. Auf 
Auseinanderäet/.iiii^^ mit anderen Darstellungeu der Sache muaa ich 
der Kür^e d. r Zeit wogen verzichten. 

FiagtMi wir: was ist der Staat? so müssen wir «einzelnes, was 
ganz sicher unter diesen BeL'rifT fällt, schon kennen, z. B. Preussen, 
China, das alte Athen. Sonst hätte die Frage keinen Sinn. Also 
muss auch dieser Begriff schon einigenuASseu , wenigstens als ein 
unklarer Gesamtcindruek bekannt sein. 

Die erwachende Reflexion führte zur Zerlegung der Qesamt- 
eindrflcke in ihre Elemente und Momente. An abstnikte Momente 
knüpfen sich die Öesetze alles Geschehens, und der richtige Art- 
ond Gattungsbegriff enthält ein System von Gesetzen, nach welchen 
je nneh Uniständeu und Bedingunc^eti Einzelwesen von den uod 
den BesehafTenheiten entstehen, bestellen und vergehen. Sie gn^nzen 
Gebiete des Seienden von einander ab und liaben fOr jedes Gebiet 
die Bedeutung de.s beherrschenden Gesichtspunktes, welcher den 
Ansatzpunkt fllr die fruchtbare übersichtliche EänteUung und Glie- 
derung und die ganze Behandlungsart des Gebietes zeigt 
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Wer fwmgt: was ist das? verlangt nicht blos einen Namen sn 
biSren, aoodem aaßhliohe Einucht in die Natur des Dinges, welche 
aller weiteren Untenuchung den Mfeg weist Wer sum Fidagogeo 
8Rgt: das sind doch Henschenkinder? bat damit eine Direktion ftlr 
sein Yerfaalten gegeben. Das Prfidikat ein Mensch enthSlt unzähliges, 
was Anatomie und Physiologie, Pathologie und Fsycliologio lehreUf 
wessen man sich gegebenen lalles von emem eolchen Subjekt ▼er- 
sehen kann, und wie vieles anderes als ganz unmöglich auage- 
Bchloseen ist 

Wenn ea dorchiOhrbar ist, das Recht unter den Gattungs- 
begriff Wille oder Gewolltes am subsumieren, so ist an< h der Punkt 
für die spezifische Differenz gegeben; wir sind sofort aniG^ewieson, 
nach dem Subjekt dieses WoUeus, seineu Motiven und seineui Inlialt 
zu suchen. 

Tnd findet sich ein ganz klarer und einleuchtender Gattiinps- 
begrin zu dam Begriffe SUxal, so muss sich auch von ilnn aus 
Licht über solche Punkte verbreiten, welche in Folge iluer Un- 
klarheit /Ai den gerade entifegengesctztrn Meinungen Anlass peben. 

Dasfl dieses gattuugsuiässige Moment noch unklar ist, wird 
kauuj Lczwoiftjlt wn-den. 

Ist der Staat ein Stück Eixloberfläche, welches Menücheii be- 
wofiuen, die eben bloss deshalb Staatsangehörige heissenV Un- 
m"»«?lich. Woher die (ireii/cu, diesseits welcher die Bewoluier zu 

oin-'H. UM 1 joii-^«'!f>, \velch(?r sie zu einem andern Staat ge- 
höi- ii > Der Enlbodeu bleibt bestehen, auch wenn üei' Staat zu 
existieren aufguilört hat. 

Sijid die Menschen individuen der Staat.' Sie sind eine Summe; 
und wenn nicht no< h etwas hinzukommt, wodurch die vielen ein- 
fi^jnen die Einheit ednes St;iates ausmachen, so ist nicht abzusehen, 
war im der eine zu diesem Staate geh "•rt, der andere al)er nicht. 

Das Wort l'elat eVgf moi bedeutet nur die Machtfulle des 
Oberhauj)tes. Dieses allein ohne die Staatsjingehorigen, welche ihm 
gehorchen, ist gewiss nicht der Staat. Das Wort Staatsoberhaupt 
unterselieidet den St.i ut von seinem Oberluiupte. 

Die MensckouinUividuen können noch vorhanden sein und doch 
kann der Staat aufgehört ii iiien zu existieren. Wenn wir auch 
kein Beispiel dafür anfOluen köujien, es ist genug, daas wir diese 
Subtraktion in Gedanken vornelimen können! 

3* 
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loh gewärtige die Auakunft, der Staat sei weder das eine 
noch das aadere, sondern beldea xusammen, das Oberhaupt und 
die gehorchenden Staatsangehörigen. Aber das „und** zeigt stierst 
nur die Addition an, und dass das Wesen des Staates nioht in 
einer Summe besteh«i kann, ist sc^on klar gewordm. Gewiss 
soll dann das „und^ mehr bedeuten, als die blosse Addition, aber 
dieses Mehr, welches nun das ganze Geheimnis einschlleset, ist 
dann eben Terschwiegen und wir haben es zu suchen. Und wenn wir 
es auch sogleich hinzusetzten, so wfire doch unpassend das Wesen 
der Sache in den Zusatz „welche in dem und dem VerhSltnisse 
zu einander stehen" gepackt^ währaid die Hauptbestimmung „eine 
Anzahl von Menschen** doh zu ihm gar nicht als eigentliche 
Gattung verhält. Ist eine Feuersbrunst ein Quantum brennbaren 
Stoffes, welches in Brand geraten ist? Ist ein Kampf zwei oder 
melirere Mens<;hen, welclie mit einander kämpfen? 

Um festzustellen, worin die Diiiiiliaiiigkeit oder dor Diug- 
rharakter, den doch das Substantiv der Staat belmuptet, bestellt, 
betrachten wir noch einige Beispiele. 

Die Gastwirtschaft, welche irgciulwo t-xiBtiiit, ist w»xler das 
Haus, noch die Summe von Menschen, welche als Wirt, Koch, 
Kellner fungieien könnten ; vielmehr existiert die Wirtschaft nur, 
wpnn den VoHnnffenden gegen Entgelt rntvikunft und Nalirung 
gewährt wiid. und sobald letzteres aufgehört hat, hat auch <lio 
Wirtschaft aufgehört zu existiei-en. Die Schnlo ist nicht das üe- 
bftutl«', oliwnlil >'s /.uweilen s«> genannt werden kann, und auch 
niclit eine Summe vmi Menschen; Gebäude und Mens^chen, welche 
als Leliier uinl Schider funt.'ieivii könnten. k<"innen vorhaiKb-n soin, 
die Schule existiert aber nur dann, wenn liie bo-timnit* n Hand- 
lungen i-egplm.lssis: staltfinden, Unterricht erteilt wird; und sobald 
dies regelmässig nicht geschieht, existiert die Schule uiclit. 

Wir haben es also mit Geschehnissen zu thun. Veränderungen 
von Dingen haben selbst den Charakter von Dingen (wie 
die Snbstantivfonn andeutet) dtux'h ihren inneren Zusanmionhang, 
indem sie nach besümmtei Ge.setzmässigkeit anheben, sich fort- 
setzen und aufliöi-en. Auch das räundich Ausgedehnte, die Raum- 
dinge hal>en «len Dingcliarakter nicht in der ta,stbaren Köriierlichkeit, 
sondern in der Kintieit, welche eine Mehrheit räumlich aufügedehnter 
Erscheinungen durch ihren natiugesetxlichen Zusammenhang bildet 
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Das i*äumliche Ding, aLs Substrat der Vorämlti iiiif;«>n i»{ 
jelbstveretändlich dabei unentbolirlioli, n\>i-y <las :>uA\ veiäiiii.iinle 
Dine ist nidit dif Veränderung. Der {ullendi« Stein iat uiclil der 
Fall. Der Fall, diux-h die Siibstantivfonn als ein Ding bezeichnet, 
un<l zwar al> ein irgendwie laiii^t' ln-sti-liendeH in dio Zukunft 
hineinreiflieiides ist dio Reih'' d«-i- < irtsveränderungeu, \\»;l<-lii' 

mit dtuu Verlust <ler L'iitnrlasre naturgcsoi/li< ii aidi^bt, ihren iiatur- 
geseUUchen Verlauf und ihr clx'Dsn naturgest^tzlif-ht-s End«- hat. 

Der nnturgeöetzliehe Zubamiuenhang kann auch di - Ver- 
änderungen mehrerer Dinge, mrigen sie gh'ichzfilig oder nach- 
einander erfol|L'-eti. unuiittelliar oder in Intervallen, trleifhf'n oder 
ungleichen, regelmässigen oder unregolmässigen 2U eiuem '/leitr 
dinge zusammenfassen lassen. 

Das in die Zukunft liineinreichende Ding eines Kampfes sind 
nidit die kämpfenden Menschen, .sondern es ist die Einheit, zu 
welcher eich eine Reihe solcher Oescheliuisee durch ihren natur- 
gesetzlichep Anfiung, Verlauf und Ende zusammenschliesst. Natürlich 
rechne ich zu diesen Naturgeeeteen auch die Gesetze des Seelen- 
lebens, des Denkens, Ftthlens und Wollens, und oft konkurrieren 
physische und psychische Gesetze. Auch die bestimmentle Jlaeht 
der Ereignisse der äusseren Natur vergesse icli nicht. Aber sie 
wirkt indirekt, diu-ch ihren Eii]flu>.'^ auf die körperliche Wirkungs* 
Ahigkeit and auf den Gedanken verlauf, die Gefühle und Stimmungen, 
aiiB denen sich der Wille, zuweilen ein leflexiondoees Handeln, 
erhebt 

In aUgemdneii Onmdxflgen gehOrt das Gesetz, nach welchem 
die Reaktion auf ftuBsere ISnflfiase erfolgt, zum Wesen des Hensdien, 
66 determiniert dch durch Rassen- und Volkscharakter, und gehört 
in bestimmter Modifikation znm Wesen des IndividumnB. 

Das Ende des Ereignisses iSsst sich voraussehen, wenn die 
Erreichung der Absidit, bez. die Sinsidit in die Unerreichbarkeit 
dereelben dem Handeln ein Ziel setzt Aber es giebt auch Be- 
dfirfioisse, welche dauernd bes. hei bestimmten niemals ausbleibenden 
Anlassen immer aufs Neue befriedigt sdn wollen. 

Nicht immer werden die Handlungen, welche ihm dienen, als 
ein bestehendes in die Zukunft hineinreichendes Ding aufgefssst 
Z. B> die nnzShligen Akte des Essens und Trinkens gehOren mit 
allen andern LoibosbedOrfnissen zu dem einen Ganzen des . Lebens^ 
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welchem sich von dorn eignen Sein auch nicht in Gedanken al>- 
trennen lässt, ali^o ^-ar nicht den Schein der rolativon Selbständigkeit 
eines Diuges iiohen uns geuiiiuen kann. Ganz anfiel's, wenn os 
verschiedene Handlungen vera-hiedener Menacheü sind, welche zu- 
sammen einem Zwecke dienen. 

Diit* Ding: iinRor Kränzchen cnler Verein besteht in den regel- 
mässig wiederkehrenden Handlungen der Mitgliedi-r, welolie zur 
verahreth'ton Zeit zusammen kommen, Karten .sjii'len, mu8i/,iei-on 
dergl. Dürfen wir ihrer Neig\ing hierzu — weli lio da,s Motiv ist, 
einige Be«tÄndigkeit zutrauen und kennen wir nicht abeehen, weli ho 
äusseren l'nistände ihnen di»- Fi>i1.setzung ihrer ZusanuiHnkünfto 
unm«»gli<'h inachen sollte, so he.sfrht dieses Dinj»' auf un>)e>tinim1e Zeit. 
Das Ding die Schule hat seinen Bestand iu die Zukunft iiint-in, 
indem die Motive der KItem, die <lep I^ehrers und äussere I ni- 
stände die regelmässige Wiederk<lir der En-lL'^nisse tli's Unter- 
liclitciis verbfhgon. Dasn diese Betlürfnisßc und Motivi- tiefeivr 
Art sind, und dass die äus<3eron Umstände, welche daliei mitwirken, 
in viel höherem Gnule Dauer versprechen, als im vorigen Falle, 
ist zwar ein sehr wichtiger Untei*schiod, kann al>cr an der Sub- 
sumtion unter denselben höhereu Gattungsbegriff Zeitding niclitü 
ändern. Wir nehmen ja auch keinen Anstoaa daran, den denkbar 
schönsten Mensriieuleit) und ein Häufchen Schmnts unter denselben 
Öattunush. gi ifT Raumding oder körperliche Sabstans tu subsumieren. 

I< Ii behaupte nun, indem ich mich an die ganz Bicher unter 
den Begriff Staat zu subsumierenden Einzeldinge halte: da der 
Staat weder ein Stflck £rdoberfläche noc^h eine Summe von Menschcn- 
individueit ist, so muss er in Veränderungen von solchen bes. in 
menschlichen Handlungen bestehen. Und für die Subsumtion unter 
Zeitding wird es ohne Belang sein, dass die Je nach Anlass ganz 
sidier m erwartende Wiederkehr der gemeinten Handlungen x. T. 
auf den edelsten siun Menschenwesen selbst gehörigen Motiven 
bemht Der Staat bestehtj so lange diese Handlungen bei ge- 
gebener Gelegenheit regelmflssig vorgenommen werden, und er be- 
steht nicht mehr, obwohl Land und Leute noch da sind, so- 
bald jene Handlungen a. B. die der Rechtspflege trotz dringenden 
Anlasses nicht mehr vorgenommen werden. 

Die Untersuchung ist also nun auf die beiden Fragra hin- 
gewieeen 
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1. "welches sind diese Handlungen? 

2. welciies .^iad ihn; Motive bez. die Ursachen ihrer regel- 
mässigen Wiederkehr? 

Wie aoUte och a priori deduciren lassen, ^welches diese Hand- 
Inngen sind? 

Sehen wir auf die anfQhrbaien Beispiele aus G^nwart und 
Yeigtoigenheit, so seigt sich als das staatausmachende Moment die 
ESnheitt welche darin besteht, daas die yiden Individuen, wenn 
nicht in allen, ao in bestimniten FKllen einem und demselben 
Wülen gehorchen, gleichTiel wie dieser Wille sich ausspricht und 
Yemommen wird. 

Fiktionen sind suweUen lehrreich. Rngieren wir eine Anzahl 
von Menschen, welche nebeneinander leben und thun und laaeen, 
was de vdlen, c^oe danach zu fragen, ob das ihren Neben- 
menschen gefiült oder nicht, so wflre diese Mehrheit von Menschen 

gewiss kein Staat 

Und denki'ii wir andiiTsi its eine Anzahl n^fbeneinaiirlci loht^ndor 
M"ii>< itori von vollkommener IntoHifffnz '»ml SitUiclikcit, bo könnte 
vnn i.Miiein Staate nur in dem Sinne gesin-ochen wenlen, dass doch 
jedenfalls alles dasjenige geschälie, was zu bewirken, nn<l dasfi 
nicht ge^ehälie, was zu verhindern, wir als Aufgabe des Stiuit^s 
anzusehen gewöhnt sind. So zeigt sich als das WeRt MÜiehe von 
M'^nschenstaaten — denn jene allwissenden und hciligm Wosen 
sind keine Menschen — , dass regiert wiid. Sei es mm, dass ein 
Individuum die Macht hat, sei es, dass eine Versanimiunj,- mehr, rei 
die höchste Entscheidung gicbt, sei es, dass ihre Gelttmg in kom- 
plizierter Weise noch an ver8ohie<lene Mitwirkungen und ßedin- 
c^upir Ml gekuQpft ist, genug, es ist eine Stelle da, von welcher 
Anordnungen ausgehen, und die Geheissonen gehorchen. Sie thun 
das Anbefohlene nicht, weil der Heissende sie iohaltUch von der 
Mtzlicbkeit desselben fiber7.eugt liat, sondom ev. aneh gegen Ihre 
per«u'.nliche Meinung und Neigung, Mos weil die Weisung von 
dieser Stelle aui^peht Erst wenn der Heissende den Anspruch auf 
NachaohtoDg erhebt und wenn dieser zugestanden wird, ist ein 
Staat da. Hinzu kommt: Dieser Anspruch wird gegen jeden 
Staatsangehdrigen erhoben und von jedem zugestanden, nicht auf 
Orund einee persflnlichen VerhftltmBses zwischen dem Heissenden 
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und Qeheissenen, wie bei der Macht deB Vaters Uber die Kinder, 
Bondem bloe auf Onrnd der StaatsangebOrie^t. 

Doch dieses letztere Wort enthfilt eine Schwierigkeit, weldie 

auf ein noch nicht genanntes Moment der Sache hinweist Bo- 
stand dio Staatsangehöngkeit in der Unterordnung unter die eine 
Centi-algewult, so wendet sicli der Befehlende mit seinem An- 
spruch auf Gelioi-gam aller obeji an diejeniiren, welche schon nach 
der Voraussetzung aus einem noch nicht genanntem Grunde Ge- 
horftiiiu leisten. Soll das nicht so sein, so macht die B(;uit.<aiiL;e- 
hörigkeit die Voraussetzung einer andern Einheit, welche im euii- 
neiiteii Sinne tine natürliche genannt werden kann und genannt 
worden ist. Nun von dieser! Wenn wir dieser natürlichen Ein- 
heit nachgehen, weiiloii sich /uglcich dio obigen Fragen boant- 
woiieii. Sowohl wolohos die geinointeu Handlungen sind, als auch 
welche> die Molivo zu ihm n sind, steht im engsten Zusammen- 
hang damit, dass der Anspruch auf Xadiarhfnng an allo Staats- 
angehörige als solche gestellt und von ihnen zugestanden wii-d. 

Der Gegensatz wird hervortreten lassen, was ich meine. Wir 
können es denken, dass sich Auswandenn- auf demselben Schiffe 
zusammenfinden, welche ungefähr an derselben Stelle der neuen 
Welt ihr Olüok zu sudien beabsichtigen, und dase sie fflr ihr Zu- 
aammenlebeii, zu dem sie sich doch gezwungen nhen, Normen 
des Handelns festaetzen und zugleich eine YeriuauDg dea Staates, 
welchen zu bilden sie beachliessen. Für den Bestand dieses bez> 
solches Staates dnd natürlich noch andere Mflchte erfordorlich, 
Ton denen unten die Bede sein wird. Aber sie kOnnen erst ein- 
setzen, wenn das Oemeinwesen zu Stande gekommen ist. 

Um dieses erste Zustandekommen handelt ea sich nun. 
In dem gedachten Falle war in den EOpfen und Gemütern der 
Gründer schon die Idee des Staates und des Rechtes mächtig: 
sie waren ja in ausgebildeten Staaten aufgewachsen. Hier sind 
Staatsangehörige diejenigen, welche zuerst aus eigner Cberlegimg 
und Entfichliessung sich binden. 

WoiiH wir aber Stiiat und Kecht noch nicht voraussetzen, und 
wenn noch keine solche l)Owvisste Überlegung und Entschliessimg 
möglich ist, so haben wir nach den tiefer liegenden Qiiellen zu 
suchen, aus welchen jene Dinge entstanden sein mögen. Wenn 
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vir anoh aus der Oeechichte kein Beispiel dm Status naturalis und 
des t^bergauges in den Status civilis kennen, (also nicht historische 
Ereignisse historisch zu erklären haben), so haben wir <loch in 
den vorliegenden Gebilden die Bestandteile und deren inneren Zu- 
sammenhang auf'/nsuclieti. 

Da muss «Iii Stelle dur luwussten Überlegung und Eiil- 
schliessung, welche in den Ur/ustÄnden uniririgHch statt^refunden 
haU'ii Kann, eine Naturliostinimtheit treten, welclic retlcxiunöloö. 
also triebartig wirkte. En geuügt niclit, für alles, wa« da geschehen 
ist, nur in Bausch und Bogen einen st-iatbildenden Triel» verant- 
wortlich zu machen, und zw Ijehaupten: der Mens< li ist nun eiu- 
raal ein ^wov nokiiixöv^ und was aus diesem Giundtriel"' folgt, 
hat dadurch allein schon seine Autorität. Der Tiii-h y.wv Suiats- 
l.iMung iöi etwas zu Kompliziertes i einfacher und begreiflicher 
ist iler /um Zusamnienlebeii, 

l>en Trieb fasse ich als eine zum Wesen des Men sehen ge- 
hörige Gefflhlsweise, Lust oder Unlust, weleho leflexionslos das 
Handeln lenkt. Onindtrieb ist zugestandener Massen die Lust am 
eigenen Dasein. Was dieses an sich Wertvolle, d. i. das eigne 
Siein erhöht otler vennehrt, muss also Gegenstand der Lust, das 
Gegenteil Gegenstand der Unlust sein. Dieses eigne Sein besteht 
im Bewug?t<eifi, in dem Bewusstwerden von Sinnesempftndungen, 
Oedanken, Gefühlen, Wülensregungen. Der I^eib^ in welchem daa 
Ich sich findet, de^n es sich als des beständigen centralen Teiles 
alles seines Bewusstseinsinhaltes bewosst wird, hetssi eben des« 
halb der eigne Leib. Das Bewusstsein wird um so intensiver, 
und das heisst: das ei^e Sein wird ▼eimehrt, je mehr das Ich 
sieh selbst und von sieh weiss, d. h. je reicher iind einheitUcher 
und tiefer sein Bewusstseinsinhalti wird. 

Das Bewusstsein de8 NeugeboiQDen erwacht in unterBtem 
Klarheitagtade und mnss seinen Inhalt Ton einem Nullpunkte an 
allmSlig gewinnen. Um&ng sowohl wie Qualität seiner Sinnes- 
empfindnngeii sind Ton der linmliehen und seitlichen Bestimmt* 
bdt abhftagig, von der LeibesbeschaSenheit und von den ZufBUen 
des Weltlaufs, welche jedesmal grsde dieses der Wahrnehmung 
bieten. Was an Ctodanken sich einstellt, ist von den psycholo- 
gischen Bedingungen der Entwicklung, den Oesetzen der Repra» 
duktion und der sog. Apperoeptionsweiae abhängig, und die Ge- 
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ffihle s. T. diiekt von den leiblichen Yoi^gen, s. T. von den 
YorBtellungen, denen sie gesetzlich folgen. 

Sehen vir gans von der EHultung des LeibeslebeDs ab, nnd 
fragen nur: wie würde die EntwioUiing des BewuBstaeins von statten 
gehen, wenn das erwachsende Individnum ganz allein sich selbst 
fiberhssen wftre? 

Aus den genannten Bedingungen der Entwickinng müsste äch 
eine ermfidende Einseitigkeit und Eint5niglwit des Vorstellungs- 
T^anfes ergeben, und was sidi den eignen Sinnen an Wahrnehm- 
barem bietet, ist nicht genug, um zu behiedigen. Versinken 
in Stumpfsinn inü88to die Folge dieser ünbefriedigtheit sein. Die 
Steigeiung der Bewusstseinsklarheit, aus welcher der Trieb zu iniiiier 
höherer Entwictklung hervori^elit , kann nur iu Folge lius Verkehrs 
mit Mitmenschen, der Mitteilung ihrer Vorsteliung^crj und Gefühle 
eintreten. 

Wir dürfen nicht in unseren eignen Erfalirungen Ijcstätigondo 
Beispiele suchen, soiwltjiii nur an den Gegensatz des AufNvachsens 
in völliger Einsamkeit denken, um den Satz zu verstehen: dem 
Menschen kann sein eignes Wesen, als das eines denkenden, füh- 
lenden und wollenden Ich, eret dann, wenn es im Mitinenschen 
gegenständlich wahi*nehrabar ist, klarer werden und energischer 
seine Konseqnenzen entwickeln. 

Vor allem verljindet die (rerneinschaft dor '^ii luhie. Wenn 
in der Übereinstimniunir .der Walirnehmun^^en uu(i .Vnsichten die 
objektiv wirkliflie Welt der Dinge entsteht; >o befestigt sich in 
der Übereinstimmung der Gofnhle die objektive Wirklichkeit der 
Werte. Diese Gemeinsamkeiten machen die vielen Individuen zu 
einem Ganzen. 

Sehen wir also von dem Bedürfnis der gegenseitigen Hülfe- 
leistung in Äusseren Dingen — welches ja gross genug ist — 
ganz ab, so ergiebt sich schon aus dem eigentlichen Wesen des 
Menschen, dass Verkehr mit Mitmenschen unvertilgbares Bedürfnis 
ist. Es ist nicht behauptet, dass der von mir angedeutete Grund 
jemals als bcwusstes Motiv wirke. Aber wenn wir vor der That- 
sache stehen, dass die Mensdi« n durch ihr Vertialten das Bedüi-f- 
nis des Zusammenlebens bekunden, so brauchen wir nun nicht 
mehr einen geheimnisvoUoi Trieb zu postulieren, sondern dürfen 
die Erklärung in der nachgewiesenen Krgftnzungsbedürftigkeit, die 
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aus dem Wf-er^ti rlps intlividuellen in Raum und Zeit erwachenden 
BevuB8t64öins stammt, finden. 

Diese Er<]ränzniigsbedflr{tigk<'it verlangt nun abor iiiflit mii* im 
AlU't/meinen Mitmenschen, soutlern vin- allem Verf5täiiili<;uTig in ih*r 
Lremein^amen Sjiraohe nnd sodann eine weitgehomio rhen-in^tiiunning 
in der Auffassung der Dinge und in der gan'^^n üefülihweise, 
welche sich (in der ältesten Zdt jedenfedls) nur bei VoUiBge- 
nossen findet. 

War der sog. Trieb zum Zusammenleben aus dem Wesen dos 
Menschen verständlich, so stellen wir nunmelir vor reinen That* 
Sachen, Thatsachcn naturgeschichtlidifir Art, welche höchstens — 
wenn das jemanden beMedigt — aus angenrjmmonen Zwecken des 
Weltschöpfers und Regierers verstanden werden können, und Bind 
auf dr\.<; prähistorische Dunkel angewiesen. 

Die Unterschiede <lei Rassen-Völker- und StammeseigentHin- 
lichkeiten sind ein&oh Thatsachen. Dass Klima, Bodenbeschaffen- 
heit und alle äusseren Umstände auf Leib und Seele einwirken, 
ist bekannt Aber die Art der physischen und psychischen Reaktion 
ist ja nach Rassen-, Stammefl- und YolkacbaiBkter eine andere (Zigeuner ! 
Die Nachkommen euro^scher Kolonisten in Afrika und Amwikal) 

Fragen wir: woher die Qleidiartigkeit der Beaktton in jedem 
einseinen Volksgansen, so ist schon oft mit dem Hinweise auf die 
Tbatsache der Vererbung geantwortet worden. 

Wie gdstige Eigentamlichkeiten sich Tererben können, ist 
völlig dunkel. Sie mQgen von leiblichen abhAngen, aber nicht 
nur diese Abhftogigkeit, sondern auch die Vereri»ung der leiblichen 
Eigentamlichkeiten ist nicht minder dunkel. Und die Energie, mit 
welcher geistige und leibliche EigentQmlicfakeiten gedachter Stamm- 
eitern sich als Gmndsflge eines Volkscharakters Jahrtausende fort- 
erben, ist sdiliessliofa ebenso dunkel. 

Das Wort Natnrbestimmthdt brauche ich nur im Sinne dieser 
Thalsadien. Also: Gemdnsamkeiten geistiger und leiblicher Art, 
welche nur als Naturbestimmtheit bezeichnet werden können , ver- 
binden eine Mehrheit von Mensdien und machen ihrm Triebe zu- 
sammen zu leben, verstftndlich. läe sind die natflrliche Einheit, 
von der ich oben sprach, weldie von dar Einheit, die in der 
Staatsorganisation besteht (wenigstens in der Ältesten Zeit), voraus- 
gesetzt wird. 
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Die psychdogieoheii ErkUrungsmittel können dch nur auf 
Befestigung und Dauer dieser Gemeineamkeiten beziehen und aetaen 
imm«r sckon ZuBamm^leben Tomas. Die Urspi-ünge dieser Ge- 
meinsamkeiten liegen also ganz in dem berühmten pifthistoriBchen 
DunkeL Völlig reflexionslos muss dio gemeinsame Sprache ent- 
standen sein, in deren Lauten (Liedern, Sprüchen, Gebeten) das 
Uestc, was die (Jenosöen aus ihrem Herzen kannten, Gemeingut 
wunle. Völlig reflexion.slos hat sich eine gemeinsame Auffastiung 
der Welt und eine Iteligion, wär's auch unterster Art. einerefunden, 
xnW'i^ retlexionslos ein gemein Spanier Geschmack und Gffühlsaus- 
druck in allen Gebräuchen, Traditfii . Täii/nn, Spielen, und viillii^ 
reflexionslos endlich eine froiii< iiisame lUlliguiig und MiRsbilligung 
sittlicher und reehllichei- Art, Nv. khe ui-sprünglich zu!>ammenfielen. 

Wir uiübbLLi «ill)^tvel13liiudJich von den höheren Kulturstufen 
absehen, auf welchen die urspi-üngh^'hf Natiirl ' .stininitheit, weun 
auch nie ganz versrhwindet, ho doch an Exkluf-ionskraft abnimmt. 
"WVnn erst der Vt-rkdir mit ficmd- ii Völkern am li don-n Sprachen 
erlernen, deren Sitten lujd ganze Kig^nart kriincn lernen und 
■wihdi^i^n lässt. wenn ^^'i55seJlS(■llaft<'n und Künstf anfldühen, bo 
ist mit dieser Erhöhung »les geistigen Lebens auch eine DifFcron- 
ziirung der Pei-sönlichkeiten, eine Mannichfaltigkeit i)ei-sr)nlii her 
Ansichten und Neip-nngen gegeben, welche in den ersten Stadien 
unmöglich war. Da kann die verlangte Ergänzung duix;h Nebeu- 
menschen auch in einem andern Volke, da kaim Staatsbildung aus 
bewueeter (Überlegung und Entschliessung etattöüden. Aber die 
höhere Kulturstufe setzt die niedrigeren voraus. Und auf den 
ersten Entwicklungsstufen haben wir eine viel grossere Gleioh- 
aitigkeit der Individuen iu leiblicher .wie in geistiger Beziehung 
ansunefamen. An Gestalt- und Oesiditsbildnni; einander ähnlich, 
hatten sie auch denselben Geschmack, dieselljen Ansichten und 
GefQhle. Für die Erklärung der Entstehung der Sprache ist diese 
Annahme unentbehrlioh. Sie illustrieit auch die Weibeigemeinschaft 
in der Horde, wdche die Frfthistoriker statuieren. 

Der uisprQnglichen fiomiertheit gemAss eischien ihnen, was 
sie dachten und fühlten als das einjtig mögliche, und andere Auf- 
fassungen imd Wertech&tsungen g;alten ihnen nicht als andere, die 
sich auch verstehen lassen, sondern einfach als Frevd. Der Wert 
<ieH eigenen Daneinn wnnle nicht in dem gemeinsamen gattungs- 
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nlflägen Momente, sondern in dem konkreten Ganzen mit allen 
seinen speziellsten und individuellen Beelimmtheiteii gefunden, und 
Venn er anch in anderen Mensch^ndividuen anerkannt wurde, 
so doch nur in eolchen von derselben spesiellen Bestimmtheit, 
derselben Sprache, Beligion, Geschmacks- und GefQhlsweise, in den 
Yolksgenoseen. Von Natur henseht xuerst naiver IJgoismiis, 
m, a. W. der I^iamus aus Borniertheit, sowohl in der Entwickelung 
der Individuen, wie in der der Volker, und erst allmSlig, wenn 
die Bewuwtseinsklarheit und das geistige Leben höhere Stufen 
eneicht, kann er flberwnnden werden. Nun vonsteht sich sowohl 
imB Znsammengehörigkeitegeffilhl der Yolksgenoeaen, durch weldiee 
sie ein Ganzes, ein Individuum werden, als auch der Elgoismus 
dieser Volksindividiien, 

Im Bewusstsein der einzelnen ist als Gesammtstimraung und 
Oesinnung ungeschieden, was wir heut in der Theorie untei-scheiden 
k&nuen und inQssen. 

ist das Gefühl von dem Werte, den ein solches Ganzes 
überhaupt als Bedingung aller Vervrjllk'iminiiuiig hat, von dem 
Werte, den Errade diese speziellen Be.stimintlK'iten, in welchen die 
Art des Vtilkos liestfht. hal>en mögen, und eiHili<-h von d^ni Weile, 
den jeder sich selbst, als diesem bestimmten liMlivi<luMni. beimisst. 
Da mischen sich Gefühle eilolstci- und et-lit sittli<'Uer Alt und 
l»omiertest>'r Etioismu«^. Der plumi)e Dünkel, mit ilern mancher sein 
Icti u'elt<'nd macht, als wenn so was in der W<'lt no< li nicht da- 
g«.*we!sen Avüre, lässt das Wir betonen, und der i'inzelne macht für 
diesem! Wir d'w höchsten AnsprOelie, blos weil er dabei ist. 

Oben wurde das Wes>entliclie des Staates darin gefunden. dn«5s 
eine Mehrheit von Menschen einem ordnenden Willen imterwoib^n 
ist und dass dieser Wille mit seinem Anspruch auf Nachachtimg 
sich nicht an einzelne auf Grund einest bo6ondoi*on Verhältnisses 
zu ihn^ sondern an alle wendet. Die Schwieriglieit . welche in 
diesem ,uille'' steckte, ist nun beseitigt. Es sind alle Volksgenossen, 
die sich infolge der gemeinsamen Naturbestinunthrlt auf einander 
angewiesen sehen, sich als zusammengehörig fQlilen und zusammen- 
leben und lebeu wollen. 

IMe Ft^^n nach dem Inhalte dieses Willens und nach den 
Motiven bez. der Ursache des thatsächli(;h geleisteten Gehorsams 
beantworten sich im Anschluss an die letzte Bestimmung, dass 
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der oidnende Wille tch allen Nachachtung Terlaogt und aageataa- 
den erhftit 

Wenn Staatsbildung aus bewusstor Überlegung und Ent- 
Bchliessung erfolgt, so sind die ,^e'^ eben die aicfa Entschlieaaendenf 
und ihre Entschliesaung hat audi die Ibohtbefugnis des konsti- 
tuierten Oberhauptes festgestellt Da ist, wie schon gesagt, die 
Idee des Staates als bekannte Macht schon ▼omusgesetat Soll sie 
nicht als schon vorhanden vorausgesetzt werden, sondern wollen wir 
ihr Entstehen begreifen, so haben wir uns an die Qenifltw der Yolks- 
genossen m wenden, in deren Mitte sich eine solche Gewalt erhob. 

Was in jenem Falle, dem der Staatsbildung aus bewusstw 
Überlegimg die bestimmende Macht war, wird es auch in diesem 
sein, nur eben ohne ab Motiv zum Bewusstsein zu kommen, nlm- 
lich bestimmte Wertschfttzungen und ein Gefühl davon, dass die 
gedachten GQter ohne die StaatseinriohtiDig nicht erhalten und 
nicht vermehrt werden k<)nnen. Und in diesem Falle schieben wir 
nicht nur die Üebereinstimmung in den gedachten Gefahlen und 
Stimmungen der gemeinsamen Naturbestimmtheit au, s(mdem lassen 
auch das übersinstinunende Handeln, den Qehoieam, instinktiv aus 
einer Stimmung hervorgehen, in der die Oegenstfinde der Wert> 
Schätzung nidit iüar geschieden werden und die Wertschätzungen 
sdibst nidit als wohlbegründetes luid formuliertes Urteil zum 
Bewusataein kommen. Jedenfalls niuss der an alle gerichtete und 
von allen zugestandene Anspnich auf Unterordnung sich auf solche 
Dinge beziehen, welche in Folge der genannten Xaturbestinimthcit 
irgendwie alle angeben und muss die Uiitenjrtlnnng unter die 
Centralgewalt von einem solchen Interesse gefordert erscheinen. 

Denken wir den Willen auftreten , dass dieses oder jenes um 
seiner selbst willen sein Imz. gesclulieii solle oder nicht solle, so 
ist 08 dei'selbe Wille, wrlcher in rellexidiisloi^or Übereiiiatiniiiinng 
in Folge derselben Naturbustiumitheit auch all.-s lijisjenige wollrn 
lässt, was als unerlä-sslichos Mitt«:*! zur l?f';ilisi. rung jenOf> i^riinru- 
pewoUten erseheint — jedenfalls eine entscheidende und ordnende 
Centraigewalt. 

Sowolil die Art diest^r >Licht und ilins W irkon.s. als auch 
jonfs j)riniär Oewollte f*iMd sehr vorscliieden. Wir dürfen oben 
hiclit vergessen, dasr- wir . s mit der Kiitwickelung von Bewusst- 
sein und deren Be<.liugimgea zu thuu haben. 2<iicht nur die ur- 
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iprfingliche Naturbestiinjntheit settt etn giOBseres oder 
KwTOQ Intelligeaz, von Lebliaftigkeit dflB VofsteUenB und FOhkna, 
dM YorhefTBchen gewiaaer Stimmtiiig«!! und Neigangea, sondern 
inch alle fttieeeren UmsUUtde haben ihren Einflnss. Eb kommt 
anroU auf den Oiad dor EntwicUimg des geistigen Lebens, als 
inch auf die besondere Richtung desselben an. Was als erträglich 
oder nnertifiglich gilt, ist je nach der angeborenen and von äusseren 
DDQStSnden und Ereignissen beeinflnssten OefOUflwdse sehr ver- 
sohieden, und die reaten Wirkungen, welche dntrefeen werden, 
«erden je nach Teistandeeanlage und gemachten Erbhmngen sehr 
THschleden bemrteilt 

Wie man sich auch das Entstehen einer ereten staatsähnlichen 
Organisation denken mag, immer hängrt die eigentümliche Form 
und Art derselben von den genannten Fakt<)rcn ab. Nicht dio 
Idee einer onhiciideu Centraigew alt (ibei liau])t »tamnit aus der 
Bedeutung und Wertung der Familienl^>eziehungen, sondern die 
reflexionslos sich voUzieheude CbertitigJiug dei-selben auf die be- 
stijiimte Person. 

Auch persönliche Vorzüge bewirken nicht die dauernde 
Einii^me: unter • inem ( )l>eiliaupte, wenn nicht in dem iiutom der 
Vulksgeuossen eiji, wenn auch nocli so luiklares Gefühl von der 
Notwendigkeit solcher Elinigunj; JeLoudi^^ ist und BedürfniHse cre- 
Ifihlt Nvrrden, deren Befi'iediji:iing nur in der geordnet» ii Geraein- 
s<hah prv'iehbar erscheint. Das ist doeh pchon evident, wenn 
nach dem To<le des einen Häuptlings ein anderer Anerkennung 
find. t Der ieei-e Flatz ist da und will besetzt werden. 

Karin das hlos von stumpfsinni^'er Gewohnheit litakouimen? 
Wanna sollten diejenigen Faktoren verschwunden sein, welche zu 
allererst die gomeint^'n ilandiungsweison /.nr Gewohnheit wei'den 
hessen? Auch in den Fällen der fjrrimmigsten Feindschaft gegen 
alles (überlieferte ist immer nur eine Regiorungsform an Stelle der 
Andern «^treten, niemals die Einigung unter einer Centralgewait 
aufgehoben worden. 

Dass die Unterwerfung unter den Machthaber wirklich gar 
keinem Interesse aller einzelnen diene, s( heint in dem Falle evident, 
wenn ein grausamer Despot nach Willkür und Laune sciialtet und 
eine stumpfsinnige Menschenherde diese Herrschaft wie eine Natur- 
Mdnong erträgt Aber vir frsgen: wie denken diese, einer niedrigen 
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EntwicUungsatufe angehOrigen Menschen flberhanpt Ober Heil und 
Wohlfahrt? wie Aber den Wert eines Henschenlebena? Yielloieht 
nehmen sie an der WillkOrherrBchaft und der AuBnQtsnng der 
Uacht zu rein egoistischen Zwecken keinen Anstoes und jeder ist 
sich dessen bewusst, dass er es, wenn er die Macht des Herrschers 
oder eines Helfershelfers bekäme, ganz ebenso treiben wfiide. Um 
so mehr wird er im Stande sein, die Ordnung sn schfttsen, welche 
sein Despot, trotz alles Unrechts, welches er selbst verabt, doch 
wenigstens unter den Begierten ertaftlt Sollte aber auch letzteres 
nicht der Fall sein und sollten die Unterworfoien von einer solchen 
möglichen Ordnung keine Ahnung haben und dennoch stampfunnig 
Gehorsam leisten, so mag man solchem verwunderlidien Gebilde 
den Namen Staat absprechen. Thataachen dieser Art kenne ich nicht. 

Wie viel Beispiel und Gewohnhmt vermögen, ist bekannt, aber 
ob sie allein ausreichen, um unsere Staatswesen bestehen zu lassen, 
HISBt sich bezweifein. 

Gewiss wachsen unzählige auf, ohne sich jemals des Willens, 
dass eine Centnügewalt da sei, bewusst zu werden; die ünentl>ehr- 
lichkeit dieser Einrichtiuig ist ihnen noch niemals eingefiallen. 
Wenn es angeht, suchen sie sich ilu-en Pflichten gegen den Staat 
zu entziehen, und wenn sie gehorchen, bewegt sie Beispiel, Ge- 
wniimuig von Kindheit auf, Hoffnung auf Vorteile, Furcht vor 
Naclitoilen. 

Der Staatsdienst ernährt Unzählige und befriedigt Herrschsucht, 
Ehrgeiz, Eitelkeit. Daher allein, meint mancher, komme es, dass 
die»'' -Mastlüiic im Gange bleibt und dasi* sich immer genug geistige 
und pliysische Kräfte finden, um die nötigen Dienste zu lelgten, 
Wider8i>eii.stiu^o zu zwinL'en, Strafen auszuführen. Gewiss! Wer 
könnte die Gudaukeniosigkeit gnissen Monge und die egoistischen 
Motive leugnen! Aber das ist die Fmge, ob sie wirklich allein 
iiri Spiele sind. Man stelb- sieh ernstlieh vor, daR? kein Geffihl 
von ilem Werte der Gem«'inschaft unil der unentbehrlichen Kedits- 
oi'lnun:; vorhanden \\i\v-\ würden dann j>'ne Faktoren ausreichi'U, 
um die äussere Organi.salion eiitstehi n und liestehen zu lassen? 
Ich p;kubo nicht. Wenn der g< lueine Mann sich gar keine Ge- 
dankien darüi>er macht, djiss und warum die Behörden mit ihren 
Ausführungsorganen notwendig sind, so ist doch nicht zu vergessen, 
dass die Gedanken aber die Notwendigkeit blos deshalb nicht dn- 
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treten, weil dieaet Notwendige menials fehlt, eondem wie eine 
selbetvenOndliche Einrichtung der Natur uns von Kindheit auf 
magM, Und wenn auch mancher meinen sollte, daaa das alles 
ganücht notwendig sei, so nnteiacheide man den Irrtum Aber das 
Mittel von dem gleichwohl gewollten Erfolg. Der Beeeitigung 
einer Begierung folgt immer die Einsetzung einer neuen. Also: 
mit den objektiT-gdltigon MotiTen des Befdilens und Odiorehens 
Terlinden sich subjektive. Und das BedQrfnis nach der ordnenden 
Macht findet nicht nur unter Mitwirkung der subjektiven Faktoren 
seine Befriedigung, sondern wird von diesen aue.li zuweilen in 
ihren Dienst genommen. Aber wenn jenes Bedürfnis nicht in der 
Menscheniiatur vorhanden waro, so wdrde da«* Spiel subjektiver 
Interessen keinen Suuit entstehen und bestehen lassen. Ohne die 
Mitwirkung der rein egoistischen Selbstgefühle iat kein Staat ent- 
staudi ii, aber wenn nicht zugleich das echt sittliche Interesse an 
den Gütern der Gemeinschaft und der zu ihrer Erhaltung iinent- 
behrliehen liechtsoninung vorhanden gewesen wilre und noch wäre, 
so wäre kein Stiutt eutötanden und l)estflnde keiner. 

Ich habe anderswo den Staat als Produkt oder aindi Verkörperung 
des objektiven Kechtswillens, der durch sich selbst aus seinem 
W^^^en heraus zin realisierenden Einrichtung dränge, bezeichnet, 
und tjrkiüre nun dieses Wort wie folgt: 

Das Sittengesetz — m wie ich es dar^^nstellen versucht habe 
— i>t ' ine Konse<juenz aus dem f^'efiihlteii Werte dos gemeinsiuneu 
gattungsmässigen Wesens und hat das Eigontümliche an sioh, 
das? es .nis sich selbst gar keinen Anhalt zu einer Einschränkung 
gewäiirt. Nur ans der Natur des in Kaum und Zeit in eint>m 
3Ienschenleibe erwachenden Bewustseins ersieht sich dio Thatsache, 
dass kein Individuum jene Anforderungen einschränkungslos er- 
füllen kann. Das Sittengesetz z. B. das Gebot der Nächstenliebe, 
der Überwindung alles Egoismus wird so zum unerreichbaren Ideal. 

Hat das gemeinsame ^ttungsmAssige Wesen absoluten Wert, 
so muas das Individuum, in welchem allein jenes Wesen (fOr sich 
ist es ja ein Abstraktum) konkrete Wirklichkeit hat, an diesem 
Werte teilnehmen. Deshalb ist es unvermeidlich, dass auch der 
Wert der Individuen als solcher gefühlt wirtl. War in jenem Falle 
das Sut jokt zur Selbstlosigkeit verpflichtet, so darf es in diesem 
aoch seinen eignmi Wert fOhlen und sieht sioh in seinem egoistischen 

4 
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Glftdt88treb«n nur eingeschTftnkt Daher der Dmng xur realisie- 
renden Einrichtung! 

Das Hoil und die WuhlfahH . welche jr^ltMii Iniliviihiuiu als 
sr)lcheni ' (Itr'zw. Genieinsohaftsniitj^lifdo) zuge dacht sind, kann in 
Schutz und F. idiMiiag .s»j\volil seiner rein sul>jektiven Interessen, 
als auch der Mlijrktiv-gultigen , d. i. seiner intellektuellen und mo- 
j-aJischen Vervi)llkt>nininung gefunden werden. 

Der auf dem gefühlten Werte der Individuen als solcher he- 
ruheitUe und dcsluilb auf Heil luid Wohlfahrt aller gerichtete Wille, 
der eo ipso zur realisierenden Einrichtung drängt, sieht sich — 
freilich je nach (irad und Richtung d' r Bewusstseinseutwieklung 
— 1. durch das Prinzip der üleichheit und 2. durch die Einsicht 
eingeschränkt, dass weder echtes subjektives Olficksgefiihl nofjh In- 
telligenz und sittliche Oesinnung durdi äusHeriiche Massnahmen 
erzwungen werden kann. 

Dieser Wille richtet sich nun naturgemiss sowohl auf alles, 
was suin Recht im engsten Sinne gehört, s. B. die vermögen»- 
rechtUchen Normen, als auch auf atles, waa ziur Regierung tmd 
Verwaltung gerechnet wird, z. B. die Fürsot^ge fflr Wissenschaften 
und Künste, fflr Erziehung und Unterricht: deshalb habe ich ihn 
Rechtswillen, wobei Recht natQilich in einem weiteren Sinne zu 
verstehen ist, genannt. Und in diesem Sinne ist die Staatseinrich- 
tung PhMlukt oder Verkörperung des objektiven BechtswiUeus. 

Viel Mädite anderer Art beeinflussen dabei noch (his Verhalten 

der einzelnen, aber die verbindliche Kraft dieser Befehle und 

Anordnungen stammt nur aus der objektiven Geltung derjenigen 
Wertschatzungen, in welchen ich das Recht (im weiteren Siuno) 
gefunden habe. 

Die inhaltliche Identität des auf ihn^n V^omlit uduji 
macht die vi. l. u zu einer Einheit, ilin- Will- ii zu einem ^\lllt'Il. 
Die Behauptung, dass der Staat ciiu' l'»it»un oder aueli eitu; Uf- 
»auitpei-sönlichkeit sei . hat entweder diesen Sinn oder keinen. 

Oben habe ich den Staat unter Zeitding subsumiert — sein 
Sein bestand in der psychisch-naturgesetssJichen Wiederkehr be- 
stimmter Handlungen und der Grund ihrer regelmftssigen Wiederkehr 
lag in der Naturbestimmtheit des Volkes, weh he einen solchen Willen 
entstehen liiast Wie kann man von diesem Staate sagen, dass 
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erttms thue? Wie kann er Aiisdber einer Thätigkeit sein? Wie 
Sttbjekt von Rochton und Pflichten? 

Zunächst bietet sich die Erkläi'ung: der Staat wini Subjekt 
Mer Ausuhor dieses Thuns genannt, weil dieses Thun eine von 
jenen Handiungen ist, in deren natura« s. t /Iii lioi Wiederkehr der 
Staat besteht. Se sagt man auch: der Verstund sage einem 
etwas, der Wille wolle etwas, und das heisst: was jener sagt, 
nändirli ein Urteil des und dos Irdialts, und was dieser will, näm- 
lich die Regung des Wolleus des und des Inhaltes sind je eines 
von den Ereignissen, welche in der zum psychischon Sein gehörigen 
Notwendigkeit ihres Einti-etens b< i bestimmten Aulfisaen, jene das 
Ding Verstand, diese das Ding Wille ausmachen. 

Wenn hei Homer der Krieg die Männer mordet, so ist zu 
rerstehen: die Erscheinung des MAnnermordens gehört so denjeni- 
gen, welche in ihrem psychisch •natuigesetzlichen Eintreten das 
Ding Krie^ ausmachen. 

Doch da die Ilanuj iirueii des Goiiorehens, ol»L:Ieich sie gewiss 
auch /MV Existenz des Suiates gehrn-en, niemals dem Staate als 
ihrem Ausüber beigelegt werden, so lüöSt iliii das \\'<nt, der Staat 
fhun- t.tvvite. ntir als die Handlungen des AnurihkenÄ und Kefclilens 
»l' nk'^n. K<.niit'n letztere konkitito Wirklichkeit nur als Handlungen 
natüilifh.'i- Meiibchenindividuen haben, so erscheint der Staat als 
diei«! Individuen. Aber wir dürfen nicht vergessen, dass diese doch 
immf*r nur von Seiten ihrer Funktion, von Seiten der Antniitat. 
Weiche ilu- Beruf ihnen gieht, gedacht werden. Ihre Auordnungen 
sind st.i.atausinnchende llandhiugen Uoeh nur in der Voran ssot-/nng, 
*hHH -ie eben dasjenige, was der oben genannte ohjektive liechts- 
^illc will, re.Tlisief>?n wollen imd sollen, dass dieser sie zu seiner 
Ypn\ ii klichuug auserseiien hat, welches Wort den oben erkläilen 
Sinn hat, dass sie in jener staatausmachenden Gesinnung und 
Stimmung der Volksgenossen als Verwirklicher ihres Willens an- 
erkannt sind. Die Frage, ob der Staat auch das Reelit ]inl>e. Ge- 
setxe XU geben und Anordnungen zu treffen, liat dann keinen Sinn. 

Aber in Ansehung des bestimmten Inhaltes gegebener oder zu 
gebender Gesetze und Anoxdnnngen ist schon behauptet worden, 
dass ein Staat Pflichten, welche er habe, nicht erfOlle, oder dass 
«r sein Recht fibersdireite. 

4* 
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Man flollte meinen, daw die Oi^gane des Staates fOr Heil und 
Wohlfahrt aller so sorgen werden, wie die Oemeinsohafk Uber ihr 
und aller einzelnett Heil und Wohlfahrt denkt und ftthlt Sie 
stehen ja unter derselben Naturtwsttmmtheit, wie alle andern. 

Wenn doch solche Anklagen vorkommen, so ist zu ihrem 
Verstttndnis zweierlei in Betracht zu ziehen: 

1. Die Entwiokelung des Individuums, 

2. Die Entwickelung der Gemoinsdiaft 

Im gemeinsamen gattungsmfissigen Wesen liegen die Nonnen 
des Denkens, in ihm auch bestimmte Gefütüsweisen, welche, wenn 
auch immer in nationaler Determination, mit dem Anspruch auf 
objoktivo Geltung auftreten. An den Bedingungen nun, unter 
welchen die Kutwickelung des individuellen, in dem Ijcil^e eines 
Neugoliorenen erwachenden BcwusstÄcins vor sich geht, liegt es, 
döss trotzdem so viel falsches Denken vorkommt, trotzdem so viel 
Woilüchätzungen und entsprechende Handlungen, welche von den 
Volksgenossen in beöliuiaitei- Z.'it als VeriiTung, Veiiiuktlir'it, 
Süll'!«', I'nrcc-Iit 1 1 ualifizieii; werden. LeUteres dann, wenn die Zu- 
widerhandelnden nicht der bestellenden *»ine angeblich bessere Norm 
entgegensetzen, weh he glfichfalls mit d. iii Anspruch objektiver 
Ueltniig auftritt, sondri-n um ihrer n-in >nlij(.'ktiven Interessen willen 
die geltenden Ni)rnn'n verletzen. Wenn t'in/.rdiif Staalsm^ane so 
ihre Berufspfliclit vt rletzen, z. B. durch persönlii he <'\* L*8sive Dumm- 
heit, Faulheit, Herrs(.hsiicht, Bestechlichkeit, so i'flcüt man nicht zu 
sagen, da.ss der Staat seine Pflicht verletze. Erst wenn solche 
Miss Wirtschaft sich verbreitet und Dauer gewinnt, weil die nritigen 
Einrichtungen zur Verhütting lie/w. zur schleiniii;.Mi Abstellung 
solcher Üeljclstilnde fehlen, kann der Entnlstofe s;igen: ,.DiT Staat 
mOsste solche Einrichtungen treflen, dafür sorgen, dass ote/' 

Dabei ist der Staat als der Inbegriff der Funktionen gedacht, 
durch welche die Gesinnung, aus welcher er hervorgegangen ist 
bez. Bestand lutt, verwirkliolit werden soll. 

Fingieien wir: alle nur erdenkbaren besten Einrichtungen 
wären getroffen und dennru h ^•>raagen sie alle, weil überall un- 
gewiasenhafte und untüchtige Männer im Amt sind; wäre dann zu 
ui-teilen. dass der Staat seine Pflieht versftumeV Wenn es sich 
nicht wieder um Einnchtungen handeln soll, welche diesen Fall 
zu verhüten geeignet sind, so müssten wir annehmen, dass es in 
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Volke uherhaupt an der nßtiffon Zahl brauchbarer Männer 
fehle, vmd dann dürfen wir uns erinnern, dass die Begriffe Rectht 
untl Pflicht dcis Staates die Relation auf die Btaatbildende OesiTinung 
'ler Volksgenossen in sich Rchliusst n. Was ans dieser alt» zwin^^ende 
Folgemng h» rvi>i u'-'ht, ist Recht und Pflicht dieses Staates. Sind 
in dem i^edachUMi Volke wirklich niclit gunug brauchbare Männer 
vorhanden, so ist ditse Misswirtschaft für diese Gesellschaft gut 
genug und ihr gt u'oiiültcr, d. h. der in ihr herrschenden (iesinnung 
gegeni\ber hätte ihi Staat seine Pflicht nicht verletzt, 

Erst wenn wir von iliestT Isolation aliselien und von einem 
aii'l«'ien Stanii['unkte aus dem SUuite l>ez. den Staaten ihre Aufgabe 
.^t>'lh n. hat ilio Frage wieder Siun. Erklären wir, dass dieser Staat 
seine Pflicht nicht erfülle, so verstehen wir unter Staat niclit mehr 
hin« den Inbegrift' der Funktionen, sondern wir verstellen unter 
Staat dann zugleich die (rosinnung und den p'istiuen Zustand des 
Volkes, aus welchem diese seine tliatsüchiiehe Regiening hervorgeht 
und in dem sie wmzelt. Tensor rrteil, dass dieser Staat nicht 
seine Pflicht thue, beruht auf unserem ethischen oder auch geschichts- 
philcK^phischen Staadponkte, welcher den Staaten ihre Aufgaben 
zuweist 

ffiermit haben wir auch schon den zweiten Punkt berfllut, 
ans welchem die Anklagen auf Pflichtversäumnis und Bechtsflbop- 
echreitong verständlich werden sollten, nämlich die Entwicklung 
TOS Gemeinschaften. Nun handelt es sich bloe om den Inhalt 
gegebener oder zu gebender Gesetse, nicht um Verfehlungen 
einselner Organe des Staates. 

Die Naturbestimmtheit, welche einst in Saelien des Heils und 
der Wohl&hrt aller auch im Speziellen übereinstimmend urteilen 
und fohlen Hees, spricht mindw deutlich imd bestimmt, wenn die 
Gemeinschaften grSsser werden, yezschiedene Berufs- und Brwerbs- 
srteo entstehen^ wenn die BeTftlkerang teilweise ganz verachiedenen 
ISnflQBsen von Seiten der Süsseren Natnr ausgesetxt ist, wenn im 
Verkehr mit anderen Völkern der OesichtskreiB sich erweitert, mit 
dem grOflSeren Beichtum des geistigen Lebens eine grossere 
IXffersnciamng der PeisOnlichkeiten beginnt, eigenes selbstlndiges 
Nachdenken nnd Erleben individuelle Ansichten und QefQblsweisen, 
die weit toh einander nbliegen, hervorbringt, wenn ein Teil der 
BerOlkening tu höherer Bildung in Wissenschaften nnd Künsten 
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geUmgt, wShtend ein anderer in völliger Ungebüdetheit verhairC, 
wenn teils friedlicher Yerkehr, teils kriegeriaohe Ereignisse Mischung 
▼erschiedener Vfitkersohaften eintreten Usst 

UDd bei der xitnehmenden Xomplixiertfaeit aller Lebensverbftltr 
nisse, namentlich in wirtschaftlicher nnd politischer Beziehung, wird 
die Frage, welche BCassnahmen zuletzt dem Heil und der Wohlbhrt 
des GaniEen am m«8ten dienen werden, von einer technischen 
Schwierigkeit, dass die Naturbestimmtheit, w^die bei den einfachen 
ursprflnglichen Yerhftltnissen ausreichte, völlig unsureicbend ist 
Ich will nicht geleugnet haben, dass in den Anforderungen an 
Verwaltung und Beditspflege sich immer noch nationale Bestimmtr 
heit finden wird, aber in der grossen Zahl sdiwieriger spesieller 
Fragen kann die Naturbestimmtbeit nicht mehr su einer einmütigen 
Entscheidung fahren. 

Wird also gestritten, ob der Staat zu dieser oder jener Haas» 
nähme das Recht habe (2. B. zu den Ibssnahmcn des einstigen Kultur^ 
kämpfe», zum Schiilzwaiig, Impfzwang, aller Bevormundung), so läj^st 
sich aus dem blossen Begriff des Staates absolut nichts deduzieren. 

Immer sind es andere Standpunkte, von welchen aus Bcwci.se 
für odt i gegen versucht werden. 

Mancher deduziert au.> den .Vbsichten Gottes, und wenn er zu 
wissen glaubt, dass Gott eine Kiruhe gegrümlet hat, um die Menschen 
durch sie zu ilatiiii ewigen Heile zu fuhren, so begrenzt er Auf- 
gabe und iiecht des Staates von dieser Seite her. Vom religiösen 
Glauben müssen wir absehen. 

Am plausibelsten erscheint die Einschränkung der Macht- 
befugnisse des Staates durch das Sittengesetz. Aber ich glaube 
anderswu bewiesen zu hahon. dass der Staat selbst auf einem 
sittlichen Fundam-nto ruht, den sittlich^ 11 f'berzeugungen seiner 
Angehörigen. Die Klasse, dass er sein Re<-ht fUiersehreite, l)e- 
hauptet also, dass rr im Wi(i.Ms|nui h mit seineiu eigenen Wesen 
stehe. Wenn luelit die viell<i^;ht sehr t'iriehten Massnahtnen 
einzelner Funktionäre ^^t^meint 8in<l, so hätt*' die Klage «i.-n Sinn, 
dass die Staatsangehüriiren mit ihren sittlielien I;berzeui;nnt;en 
solche Massnahmen, wenn ni< ht direkt selbst trelVen. so doch her- 
beiführen helfen und guthei.ssen, welche ihren sittlichen i'ber- 
zeugungen widersj)rechen. Soll das nicht so sein, so vertritt der 
Ankläger seinen ethischen Standpunkt gegen den anderer Menschen* 
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h mderen BWen wird bekanntlich Ton TolluwirtsfäiafÜiohen Ge^ 
achte^nkten aus deduuert In letzter Instuis handelt es ach 
immer daram, was zum „wahren** Heil und zur „wahren** Wohl- 
Cdm gerechnet wird, und welches die praktisch wirksamsten 
Mittel sein m(Sgen. 

Äusserte sich die nationale Natarbestimmtheit in ursprünglichen 
dnfuclMten Yerhlltnnsen direkt in reflexionsloser Ofoereinstimmung, 
80 geht heilt eine Fülle von Reflexionen Uber das ZutrSgUchnte, 
die wahren Aufgaben und <lio besten Mittel von den einzelueu 
aus, welche zu überzeugen oder doch zu öberreden vwsuchen. 

Ein Hecht ausser oder über dem Staate, nach welchem die 
Rechte des Stajites bemessen werden könnten, giebt es nicht. Es 
müsste wiedennn eii» noch höheres Recht geben, nach welchem 
die Entsc'heidungen dieses Rechtes beurteilt werden konnten und 
so foit. Hat derjenige ein Recht, dessen Wille vom objektiven 
Ivrhte bejaht wini, so kann man nicht wieder fi"agen, welche 
KccUtc d;is otiji ktive Recht und der Staat als Verkörperung oder 
Organ dcst>ellM-ii liaboa möge. 

Ist das Hf<;lit und die erpte staatltildende OiganisHtiori aus dem 
Volke herv. ir^^oiranLT' ii. M)S<;lir'uit <lainit /.ut^Ieich die Volk ssuuverünotät 
liehauptet zu ^eiii, und aus (Moser Ht'liau|ituMt: schien und peheint 
lu-ut uoch mauclu-n die Folgerung hervorzugehen, dass, wenn der 
K'>L:i*n'i seine Maeht vom Volke erhalten hat, letzteres auch das 
Recht iiabe, sie ihm jederzeit wieder alizunehmen. Aber nacli 
mAin^^T Darstellung der Sache kann ilie erste Organisation unmöglich 
durch einen Vertrag zu Stande gekommen sein, aus Gründen, 
welche ich hier nicht im einzelnen darzidegen brauche, und 
unmöglich dun h Wahl eines Oberhauptes, dem alle sich zu unt* r- 
werfen gelobt hätten, also nicht durch bewusste überlegimg und 
Entscthliessung. Von selbst muss sie erwachsen sein durch die 
stille Gewalt der Überzeugung, welcher wir objektive Geltimg bei- 
massen. Hat diese Gesinnung (von mir oft objektiver Rechtswille 
genannt) objektive QeltuDg, so hat sie auch die Uentralgewalt mit 
allen ihren Anordnungen, welche aus ihr hervoigegangen ist. 

Je weniger die Naturbestimmtheit ^ nach der oben ge- 
seichneten Entwicklung der Gemein weson — ausreicht, um in 
allen einzelnen Fragen eine einmütige Entscheid tmir in geben, desto 
oneDtbehrlicher muss die ordnende Macht eischeinen, wie ein 
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objektiT vorhandenes Wesen, als Organ des objektiven Beeblswillens. 
Das Dunkel ihrer ersten Entstehung hat sie oft mit den Gittern 
in Verbindung gesetst Nach dem Begrüf der Sache konnte also 
von einer sogen* ZnrOcknabme des Begierungsanftniges von Sdten 
des Volkes nur dann die Bede sein, warn diese fiegieanng wirUidi 
anfhOrte, PMdnkt oder Verkörperung des objektiven Beehtsvillens 
zn sein. Aber wenn ich oben diese Begiening aus dem Volke 
hervorgehen Hees, so war das Volk doch nicht im Gegensats xur 
B^erong gedacht, sondern die Begiexer gehMen mit au diesem 
VolksgansEm und nach der Voraussetsung ist der objelctive Beohts- 
Wille (so wie die Naturbestimmtfaeit des Volkes ihn hervortreten 
Ub»t) in ihnen gerade so lebendig, wie in allen anderen. 

Wenn das Vdk das Beoht haben soll, sdnen Auftrag zorflck- 
sonehmen, so ist das nach Analogie des emielnen Menschen ge- 
dacht, welchem das objektive Becht das Bedit gegeben hat, sich, 
soweit er nicht mit andern Bechtsnormen in Konflikt kommt, nach 
Willkür und Xjaiine su entscheiden. Sein Wille gilt, gleichviel 
weldie Motive er hat und wie richtig oder unrichtig er sich die 
Dinge denken mag. Er kann einem ftlitmenschen Aufträge gehen 
und kann sie zurflcknehmen. So wurde das Recht des Volkes 
(nur als die Regierten gedacht) beurteilt. Aber diese Folgeningen 
sind hinfällig, wenn wir wissen, dass es sich nicht um den Willen, 
wie er im subjektiven Rechte zur Geltung komnii, handeln Kaiin, 
sondern um eine objektiv gültige Wertsch&tzung, auf welcher der 
objektive Reclitswille ruht. 

Wenn die Regierung selbst den Beruf in sich fühlt, den ob- 
jektiven Rechtswillen zu realisieren, und ihren Benif zu erfüllen 
überzeugt ist, wer entöcheidet euUgiitig thirül)er, ob diese im Irrtum 
ist und ob der objektive Rechtswille wirklicli nur von den Regierten 
vertreten ist? Und erst i-echt: wer entscueidot. wenn unter den 
Regierten selbst erhebliche Meinungsverschied* nln it -stattfindet? 

Sollte die Majorität entscheiden? Vergewaltigen kann sie; 
aber wenn sie iix;htlich entscheiden soll, so miisstc eine Verfassung- 
da sein, welche für den gedachteu Fall die nötigen Bestinnnungen 
getroffen hat Sind solche nicht vorhanden, so ist nicht alizusehen, 
in welchem Sinne ein Teil der Regierten, wär's axich der ginssere. 
„das Rocht" beanspruchen könnte, den sog. Regierungsauftrag surück- 
suiiehmen. Aus meinen Voraussetzungen folgt es nicht. 



Digitized by Google 



— 57 — 



Sehen wir anf die aus alter und neuer Zeit bekannten histo- 
rischen Ereitrnisse, so «laxf ich eiu Wort auö meiuem „Gevrohnheits- 
PBCht" S. 145 anführen. 

„Ich kann nur auf die Thatsache hinweisen, ditj»» üuvvt^ikii 
die iuniLTsteii und tiefsten Überzeugiuigen von Menschen einander 
«.itu'^'p'u stehen. Wer giebt in letzter Instanz die unfehl l'ai»> ?^nt- 
Rh 'i'luiif:? Es gehört eben auch dies zum MenHchentum. da» eine 
solche nicht niöLrlich ist und dass wir auf die Entwicklung ange- 
wiesen sind. Auch die iniiii;stc und tiefste Überzeugung von einem 
ai'St.hit Seinsollenden, einem oittlicli odt i rechtlich Ophf»tenen kann 
anderen ganz irrtümlich und die ihr i'iitsjutM lu'iido Handlung als 
Unrecht erscheiin ii. Tnd wenn die l'l>»?rzeugung di<'sei anderen, 
dass dafj durehaiis nicht geschehen dürfe, ebenso tief und inni^' i«t, 
B'j wird bekanntlich ohne jedes Gewis8ensl)edenken , vii lmtdu von 
beiden Seiten auf Geheiss ihics Gewissens zum Knmpf geschritten." 

Die Würdigung dicker historischen Ereigni.-sc , wie auch das 
heimli«'he Grauen vor dem licviathan, dem Staatäuageheueri gehören 
in da-s < iebiet der Philosophie der Geschichte. 

Mein Ausgang sollte und konnte sich von aller Metaphysik 
fernhalten, mein Schhiss weist auf ungelöste Frobleme bioi welche 
tat Metaphysik gerechnet werden. 
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Die Volksüberzeugung als Reclitsquelle/^ 

Von 

Dr. FHti Stier-Somlo, Ctericfateassessor, Berlin« 
Gehalten am 13. Dofember 1899. 

Der Wort il> r;irfi.'cr Ar'iciten liest keinoa- 
wf>tr« in ihr-Mii in< :iii»is sicher 7M koiistAtio- 
reiiili I. I lohalt uii ;<bsi>lut<>r Walirhoit. vmi- 
«Icni violuit'hr iljvrin, ob sie pooipiot sind, 
ein Uvibühdos M<'[ii< iit m dciu w-issonschaft- 
iichen £rk«iuiliLit>-I'raieMtf zu werdea. 

(Qg. Jdlioftk.) 

L 

Die Lehre, daas die Yolksaberzeugung ,,d]e eiaheitlicfae und 
fuiKlamcntalo Quelle des Rechts" sei, hat bis weit über die Mitte 

dieses Jahrhunderts liiiiaus in der Rechtswissenschaft ala Dogma 
geherrscht. Wenn sie aucli ihren ürspnmg der historisch gewordenen 
Fiktion von der Begi-ündung der Gesetze durch den Gomcinwillen 
venhmkt. so hat ihr iinnierhin die von Puchta und Savigny ge- 

Kchuffene liistotischc Hcrlitssrlmle die bezeichnendste Auspnigung 
verlielien. Sie behauptet, das Rocht sei die gemeinsame, iechtlicho 
Überzeugung, das gemeinsame, rechtliche Bewusstseiu des Volkes 
(oder einer Volksabteilung) und als solche (oder sok hcs) Aussening 
oder Erzeuiriiis des Volksgeistes. Wenn die histoiischo Rechts- 
srlinli' iumimnit, duss sich der VolkÄgeist iiiiiiiitt.'lliar und un- 
voi fjllselit in der Übung, also im ( it^wnhrdieitsrfihl ursprünglich 
und naturwüclisig off' iil- are, steht sie grundbälzlich auf dem 
Standpunkte, dass an> dt i vom VolksgeiKte beeinflusf^tcn H^ c lits- 
überzeuguug das üecht unmittelbar entsteht; hiernach ist das 

*) Der Verfasser bittet, ihm HeinangBftuBBeniiigen über das hier an- 
geregte Problem darch den Herrn Verleger zukonunen zu hissen. Sie sollen 
bei einem grösseren Werke, dessen OrundriBS obiger Vortrag darstelit, 
Berücksichtigung finden. 
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Gewohnh^tsreoht nur eine Äussernngsform der 'VolkBÜbeneugung, 
nnd zwar die unmittalbare, w&hrend das QeseU die mittelbtie 
dttsteUt. Oertznann bemerkt in seinem Yolksrecht und Oeaetze«- 
racbt (Dresden 1898 8. 13) trelfend', «ncfa Savigny nnd Fnohtn 
erkennten gelcgcnüioh an, dasa der Name Oewohnheitsiecht tm 
diesem Grande fflr das unmittelbar aus der Bechtsflbeneugung des 
Volkes gescliaffene Recht nicht wohl passe, und nur, weil einmal 
eingeführt, beizubehalten sei. Mit Recht werde man im Sinne der 
historischen Schule dafür den Ausdruck Volksrecht gebrauchen 
können. Hiernach bildet niclit der Gegensatz von Gesetzes- und 
Gewohnheitsrecht den Gegenstand unserer Untersuchung, sondern 
zwischen dem dinxih die Cborzeuißrung <h^s Volkes oder einer 
Abteilung dessell^n Kesciiallonen Volksrci lite und einem Heclito, 
düö niiht auf der Volküüberzeugung bcnüit. Fasst man -lie Sariie 
?o. daiHi darf bei!;m]itet wenlen, dass die T#ehro von (i«'r Vnlks- 
ül »Erzeugung auch li-uto noch aiifn^<"hterhalt<Mi \\ir<l inii| ihu-.-^ nur 
s«'hr wonige. wie Deriibuig, oikunut halMMi, <las> Wie Vulknuber- 
Zi uguug nur ein Motiv für die Bildung des KtchU i. Zitel- 
inann allein leui^net sio gfinz, freilich nur als Krf'iniciiiis des 
Gewolinheitsi-eohts. Wn'v >>> fehlt nun in i\ov Ijtoratiir (iuicliaiis 
ar) ''iiifj- für dio AufliflluuLr d'T Lehre not\veii<liu:t'n klaivn (Irenz- 
ziehuni; iür unser Proliloui und an einer Untfrsclit'i<liin^- von vor- 
wan iten Fragen. Ferrier vermissen wir eine Uutt'r>n( liunu: übrr 
die iiiiii ri ri Gnind«» des T'rsprungs und über die gescliichtliche 
Be»1i tinintr <ler i/ohre von ilrr VolksiilM^rzeugiing als Hechtsquelle. 
Ich möchte Iieuto an dioor Stelle versuehrn, diese Lücken auszu- 
füllen. Aber n(xjh eine dritte Aufgabe harrt meiner. Weder die 
Begründer der historischen Rechtsschule noch ihre Nachfolger halben 
f'ine ausreichende Beantwortung gegeben auf folgende Fragen: Was 
ist denn eigentlich dieses mystische Ding, Volksüber- 
zeugung? Kann sie, und insbesondere im Gefüge des 
modernen Staatslebens Kechtsquelle sein? Wie ist sie, 
wenn vorhanden, zu erkennen, festzustellen, in die 
feste Formel des Rechts zu schmieden? Wird sie, wenn 
wir sie, als für die Rechtswissenschaft ungeeignet 
verwerfen würden, als praktisch-politisches Postulat 
aufrecht za erhalten sein? Weder Beseler noch Thoel 
haben zu diesen Fragen aufklärende Erörterungen geliefert Juristen, 
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die die Frage des Gewohnheitsredits in neuerer Zeit erSrtert 
haben, wie Binding^) and Laband*), BOmelin") und Eisele^), 
Oierlce*) und Cosak*), Bergbohm'), wie Pfersche^) und die 
bei diesen citierlen ungefähr zweihundert Scfarifteteller haben sum 
Teil eine andere Fragestellnng wie ich und deshalb andere Aus- 
gangspunkte und Eirgebnisse, zum Teil sind sie der Frage nach 
dem Wesen der Volksüberzcugung als Kechtsr|uelle absichtlieh nicht 
nAher getreten. Viele unter ihnen, auch hervorragende, wie 
J he ring®) und Kohler^^^) setxen, wie es scheint, einen solchen 
recht^chafFonden Volk.sgeist als sclbstvei-ständlich voraus. Die I'liilo- 
sophie bietet ebenfalls keine klipp und klare Antwort auf unsere 
eingangs gestellten Fragen. Von den AlteiT^n vei*suchen Montes- 
quieu, Benthan«, Locko und llubb^'S eine i'rufung d^'» HegrÜTcs 
überhaupt nicht, auch tnisere grossen deuti^(dien Philosophen nicht. 
Neuere, wie Wundt, bringen Ei i^' bnisso, die wir .lurifttea nicht 
verwerten können. Die Völker- rsyi lwiloc^ie lässt uns ebenso im 
Stich, wie unci waitetoi wei.se die Sociologie: Schaeffle und von 
Lilien fehl suchen nach biologischen Analogieen, ohne zu iUier- 
Efugen. Mit anderen Schriftstrllcin , wie dr>m ausgezeichneten 
Beru^bohm, mit Sul» lusöni ;i n n un l Ziteluiann, auch mit 
Scliu}!]»»' kann ich mich hier nicht uuseinandei-setzen. Aus ujeiiien 
Darlegungen wird sich mein abweichender Staudpuukt von selbst 
ergeben. 

IL 

Schreiten wir zur Grenzziehung, die unsere Aufgabe von ver- 
wandten genau abscheidet. 

Es handelt sich tür uns um die Volksüberzeugung alsRechts- 

>) Handbuch des Strafi^chts Bd. 1 S. 197 ff. 
*) Deutsches Staatsreoht I & 95, 680 Anm. 1. 
*i Gustav Rttmelitt, das Qeirohnheitsrecht, Jabrbüoher für deutsche 
Dcsmatik, Bd. 27 S. 153—252. 

*] Im Archiv für ( ivil. Praxis Bd. 69 8. 215 ff. 

Pent-^eh. l*riv:itn'cht IM. I S. 1,^.<» No. 2 ^. 174. 
*) Lehrbu'li dt's dtniboheti burgerli'-hfii I*-rhLb Bd. I S. 38. 
') Jurisprudeuz und Kechtsphilosopbie Bd. 1 S. 517, 548 No. 12. 
') Das Problem des Gewohnbeitsredits, Wien 1895. 

So Jhering, Kampf ums Becht, 4. Auflage, 8. 0. 
>^ Kühler, Zeiteohriffcffir vergleichende Bechtswissenscbuft Bd. 8 8. 149. 
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(^aelle, d. h. um die Volksfibenwugung, aus der Oesetz nnd Recht 
llietieD aoUen, nicht aber mn die Yolkftfiberzeugung, die sich 
liibteii voBg nach dem EntstaiideoBeiii eines Rechtfuatzes. Ob in 
Betreff der Handhabung des Rechts in Rechtssprechung nnd Ver^ 
vdtang eine sogenannte YolksObeneugung entstellt, die sich auf 
da« Gerectitigkeitsgeffihl zu stützen pflegt, interessiert uns hier 
nicht Es hat yiel zu der herrschenden Verwirrung Aber diesen 
Punkt beigetragen, dass auch Savigny und Puchta die sogenannte 
Rechtsüberzeugiings- und die sogenannte Oerechtigkeits-Theorie 
mit einander vermengt haben. Zitelmann hat sie deshalb auch 
scharf getadelt ,)Daa8 ein Satz reditliche Obmeugung ist, also 
als geltendes Recht vorgesteUt wird, und dass er zur Befriedigung 
eines vorhandenen rechtlichen Bedürfnisses geeignet erscheint, sind 
doch zwei iirvei-scliiedene Dinge." Jener „Volksflberzeugnng" im 
Sinne einer Überzeugung von gerechter Handhabung der Gesetze 
hat Knlckmann in seiner Schrift die „Entfi-eniduntr zwischen 
Recht und Volk'' (1899) Beachtung geschenkt und ciugekonde 
WürdiguriL' x.u Teil werden lassen. 

All*! auch nach einer anderen Kichtung liin bedarf es der 
Khi) stolluug. Nicht in dem Sinne nUmlicli soll von Volksuberzeutrung 
'ii<.' HiHle sein, wie mau von Volki>chujaktt i-. Volkssittlichkeit, Volks- 
w .hlfahrt spricht. Bei allen diesen BegrilTen li.mdelt es sich nm 
tili" l'.'w u&5teriuasben laxe Formel, bei deren Benutzung das Bewiibbi- 
sein von einer nur nnnühnrnden Rifhtigkoit besteht; das lli-teil 
üb»»r ♦'in VMlk, soi pi'aktiseh od.T lioi-shlütiu odor Erriindlirli 
und tien. enthiilf lediglich eine \%'nill^enieiniTuiit; ^uni Zvvt\-ke 
leicht ül't'!>iiclitli(her Zusammenfassung; es hellt einen oft be- 
ohat ht^ teil ZiiLT hervor, ohne »ich der Ansicht zu verschliessou, 
daÄS ei elx-n s<i uft fehlen kann, und weiterhin, dass sieh ein 
Volkschamkter uiclit allein durch jenen Zug. sond.'ni durch eine 
Frdle anderwpitiger Eiuensdiafteri und Willcnsri/^uMi;i'n kennzeichnen 
lässt, auch nur mit Hilfe der grüssten Kunst jfsycholugischer Analyse. 
Dassel!)© ist der Fall mit dem Begriil der Volkssittlichkeit. Ein 
Volk als ehrlich, ehrenhaft oder unsittlich zu bezeichnen, geht 
gewiss an; aber niemand zweifelt, dass hiernach nicht« anderes 
als ^nzlich unfaasbare} der konkreten Wirklichkeit nicht ent- 
sprechende VeraUgemeinerungen geboten werden. Man spricht in 
diesem Sinne davon, dass das Hecht aus dem Volksgeisie geboren 
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inrd. Beweise haben wir dafCtr keioe. Nur nach einer un« 
wisBensohafÜichen, mehr auf Gefühlen und anf einer beschrftnkten 
Erlabrang beruhenden Auffassung kann man aageii, dam eine geringe 
Anzahl von Ideen, die nach Dnrchbrucb ringen oder gerungen 
haben, der speaifleche Besitz, die Aenasernng ausgeprägter Eigenart 
eines bestimmten Volkes sei; dass es Bedflrfnisse, sittliche nnd 
religiöse Anschauungen besonderer Art gebe, die ihre entsprochende 
rechtliche Formel innerhalb eines Volkes schltesslich gefunden haben. 
Es ist mm sehr wohl möglich, dass dies fnr einen geringen Teil des 
Hechts (leltung hat. Es ist möglich, — mehr können wir 
wissenschaftlieh nicht feststellen. Wir denken es, wir glaulK?n es, 
aber wir wis.<;en nicht luelir. Jene Auffassung setzt auch schon 
den „Volksgcisf, die ..Eigenart'' des Volkes als etwas Fesigestelltes, 
Sichei-es, als eine wenigstens gediuiklu li m» ^-liarc ('iin>«;p voraus. Al)er 
dieser allgi-iiii-in«' Hegriff, dessen rinris>e bi'i niiln'icr ü'^tiai litung 
eben so vei-schwinunen, wie diejeni^vn des V<)lk.--< !i;iiaU<'is uihI der 
Vuikssittlichkeit, triebt eine Grundlage von recht prübitmalisciier 
Sicherheit. Auch (Inoist hat ni. E. vergeblich vei-sucht in .seiner 
Schrift ,,Zur Ijehiv viiui Vulk^rc■cht, Gewohnheitsrecht und Juristen- 
i^echt" ( I88r») unter Heianziohuni; uml KnWti ruiig der grsollwhaft- 
liclio!) Seit'' der men.sclilicli'Mi ]^ut\vickl'luIl^^ dfii abstrakten Hegriff 
lies» „Vnlksu<ist»V mit ,/ii'in umdei-nen Pilut-' >' »zial-wissonschaft- 
licher, spe/i<'ll so/.ial-hi.-^tui ischei- AiiM-hauung zu fi füll^ir' ( Fnniken). 
Mir ei-scheint dadurch niclits ge%vonnen, dass (fin ist tlie Ansicht 
Savigny's dass „in dom Naturganzen der ( nistesgemeinschaft 
der Sitz der Recht'^erzeugung sei'' (System Hd. I, S. 19/20) dahin 
ergänzt: „Das Naturganze sei keine Summe einzelner Menschon, 
.sondern die formierte Gesellschaft eines ansilssigen Volkes; der 
Geist, aus welchem die Rechtsbildung henorgeht ist kein abstrakter 
Volksgoist, sondern zunn<*hst bestimmt durch die Natur der Gesell- 
schaft." Es muss also dabei bleiben: Es steht nicht fest, was 
»Voikagetst' ist, - was wir nicht wissen oder nicht verstehen, 
nennen wir Volksgeist" sagt W. Arnold, in .seinem „Recht und 
Wirtschaft in geschichtlicher Ansicht" (1863 S. 24). £s ist also auch 
nicht festsiistellen, dass im Giiuide aus ihm bemus die Hechts^ 
normen geboren \v<»iden. W^ir wissen dagegen sicher, dass 
auch Zufälligkeiten, der Naclialunungstrieb, fremdländische Sitten, 
Qebrftuclie, subjektive Annchten der Gesetzgeber, deren ganse 
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fdtoDBcliauQi^ (<^e Rllcksicfat auf das Yolk), intmuitiooale An- 
pa&i^iiQg, mindestens eben so oft, wie die mystische Tolksflbeiv 
Migong — jedenftüls im modernen Rechtsleben — wirksam sind. 

Man wird deshalb in der Bedewendung von dem Volksgeist, 
au dem das Recht geb(»«ii wird, eine poetische Aufbssung, eine 
erwSrmende iind bestrickende Verklarung? eines ▼ielleicht ersehnten 
Zsvtandee En finden haben. Wissensohaftlich aber bleibt sie nur 
dae beliebte Ilktion, eine Verallgemeinerung anm Zwecke cinss 
ia Bansdi und Bogen wahrscheinlich denkenden Urteils. Auf 
dem Q^eto der Rechtswissenschaft kann sie jedoch keine Bedeutung 
in Anspruch nehmen. Denn mOgen auweilen wirklich nationale 
Bechtsideen und Bedürfnisse bestehen und nach Dniclibnich ringen 
— die Norm tritt, — um mich der Worte Alex Franken'« zn 
bedienen — endgiiltig in den j)09itiv juristischen Gesichtskreis erst 
dann, wenn sie durch das Ausdrucksmittel des juristischen Beg^riffs 
verlatitbart, sichtbar anwendbar winl. Wer will beliaupten, dass 
(lieser Eintritt in den juristiscjhen Gesiclitskreis durch die 
Gosaimhcit dos Volkes oder durch, die richtig Ueberzeugung 
vermittelnde Vertreter, und dass er in der Art irfol^rt, dass jener 
nuüssl.ar.- \ "Ikspeist zum gewollten Ausdruck kommt? Man 
kann iiuum daran zwtjjfeJn. dass, selbst wenn in sehr wrnigon 
Fällen dor Anstoss zur Verwirklichung von bestiuuatcn lUceu vom 
V.>lkf in Still. T Gesamtheit oder in seiner organisierten Form 
ausgfh»'«! sullto, die Hociitsbildunti seihst ohne es zu erfolgen 
pfl^, und wie wir sehen werden, erloigen muss. 

ni. 

Ei-seheint der Kreis unserer Betrai litungen nunmehr fest um- 
schlossen, so fragen wir weiter nach Uisjirnng und geschicht- 
licher Bedeutung der Lehre von dtr Volksüherzeugung als 
K. I lii-.|U<*ne. Vielleicht, dass von ihren Jiegründern ein auf- 
hellendes Licht füllt auf die Sache selbst. Ich huLu bt lion Ein- 
gangs angedeutet, dass wir sie von der historischen Recht^schiilu 
tllv^rkomnuMi hat»'n. Zueiist hat Pnehtn, liami er-st Savi^Tiy') 
ihr .Austlruck ^^egdien und scheinl-are Vcrtieluiit: /u Toi! "vvcrdi n 
laiaefl. Wir fnjgcu unwillkürlich: Wie kam jene liechtsschule zu 

■) Sehe Zitelmann, Oewoboheitsrecbi und Irrtmn» Archiv für 
dfilktische Praxis Bd. «6, S. 386, Ann. 8d. 
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dem B^lf der YolksQberzeugang? Finden wir, daes persönliche 
Einflösse und Zeitumstände zu seiner Entstehung führten, so er- 
giebt sich ohne jede weitere Auseinondefaetsang, dass beim Wegfall 
jener Bednfluasung imd beim Vorbandensein und Wirken einer 
neuen, in ihren Grundbedingungen Teiftuderten Zeit diese Lehre 
nicht mehr aufrechterhalten ireiden kann. 

ZunAchst das persönliche Element Puchta hat die Idee 
der VolksObenseugung als üeditaquelle meines Ermessens ge- 
wonnen durch eine Weiterbildung von Gedanken dee Philoeophen 
Schein ng. In Erlangen, Manchen und Berlin war er in dem 
Zeitraum von 1820--1845, ausgenommen die 9 Jahre 1833—1842, 
die er in Marburg und Leipasig gelehrt hat, mit Schelling vor* 
einigt, in MQnohen, wie Kuno Fischer erzfthlt, sein Amtsgenosse 
und eifriger Zuh5rer. In der 1795 verfassten Schrift, „Neue De- 
duktion des Nstuirechts," hat Sohelling der Bechtsiehre eine der 
Ethik entgegen gesetite Funktion vindiziert, indem er (§§ 46 — 75) 
ausfahrt: Die Form des Einzelwillens gelte unbedingt und trete 
jeder Einscbrftnkuüg entg^n. Das ethische Gebot fordere die 
Einschrftnkung des individuellen Willens gegenaber dem allgemeinen. 
Nun erhebe nch hiergegen die unbedingte Geltung des individuelien 
Willens von Seiten dw Form. Hier sei eine Wissenschaft nötig, 
die sich in Gegensatz zur Ethik stellt, nach welclier zwar die 
Materie des Willens, das Können, die Herrschaft nach aussen 
eingeschränkt wird — denn die unbeschränkte Fi-eiheit der Ein- 
zelnen vernichte die Freiheit aller — aber die Form des Willens, 
das Dürfen, iniiLihiüb der Willensfreiheit bestehen bleibt. Was 
ich darf ist mein Itecht. „Der individuelle Wille soll nichts 
enthalten, was dem AUp^meinen widcrstK^itet, er soll in Rücksicht 
seiner Materie mit diesem uiieieinstiinnuMi , das gebietet die Ethik. 
Der allgemeine Wille darf lüchtÄi enthalten, was die Form des 
individuellen Willens aufhebt, die Materie des ersten muss im Ein- 
klang sein mit der Fonn dos letzteren : Die ÜlKreinstimmung ist 
dius Problem der ReoJitjslehre". Dr;lnf;t"s niieli, das heiliire Original 
in mein geliebtes Deutsch zn üV>ertragt n : so scheint es Schelling 
int lolzten Grunde die Aufgabe der R. i litslehre zu sein, dass sieh 
ein alleonieiner Wille, also doeli wnlil V n 1 k w i ] 1 e, bilde, der 
in lU)ereinstimmung steht mit dem Kinzolwillt ii, so weit sieh die;-er 
betli&tigt iunerlialb der Willensfreiheit uiid ohne Ue£&lirduug der 
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li«h»it aller. Ich habe aliakditlich die Formeln ptuloeo|^inober 
Sidektik «bgeetreift, am »i einem biancbbaren Remltate tu gö- 
Itngen. Nun mag es dahingestellt Ueibea, ob dieee Aneicht 
8eiielling*B richtig ist, jeden&lls beseichnet sie den Weg, der au 
Ptehta führt Der allgemeine Wille, der Yolksvilk ist der ent- 
sdiddende. Die Ethik gebt vom individuellen Willen ana 
und verlangt, daas ee nichts enthalten soll, was dem allgemeinen 
vidersü«it6t. Die Rechtslehre geht vom allgemeinen Willen 
als vom beherrschenden, massgebenden aus und verlangt von ihm, 
dass er nichts enthalte, was die Fonn des individuellen Willens 
aufhebt. Wer könnte die Verwandschaft diesor fdoen mit der 
Auffassung Puchtad von dem i-echtöchalTeJidcii iiiigcmuineii Willen 
verkennen? 

In demselben Jaliro, in vvelchoni Savigny sein „Recht des 
Besitzes" herausgab, nämlich 1803, sind die früher entütaiidenen 
Yoriesungeu S( Hellings „über die Methode des akademischen 
Studiums'- erscliioiien. Eli- hatte in ihnen u. a. dargethan, dass 
die Rechtslehre von der geschichtlichen Elinsicht btaatliclior Volks- 
entwickelung dnrehdnmgen, ump:ebildet, flüssig gemaclit Vierden 
mnssf. Das Reilit sei uiclit willkihiicliof Machwerk, nicht ab- 
>tniki<*, .^oiuleru lebendig:'' »'ntwicktiluiigsfähige GAstaltuiij^, in stetigem 
Flusö der Entwickelung begrifFen: eine Uestaltung, die in dei (ie- 
samtheit p^srhichtlichen Menschenlebens enthaltf'n sei und fort- 
bewegt werde. Ist es nicht, als ob wir ein Trogranim der histo- 
risch«^n Heelitsschnlo vernähmen? Angesidits soh^lier Zeugnisse 
kann man an der Einwirkung Schdlings auf die Gründer der histo- 
rischen Recht=5Schulo mVht mehr zweifein. Und liegt es niciit auf 
derselben Linie, wenn Savigny im Siime der bereits angebahnten 
eiitwickelungsgeschichtlichen Erkenntnis erklärt, dass Willkür, Re- 
flexiont Gesetzgebung nicht das Recht ausmachen, dass es viel- 
mehr mit innerer Notwendigkeit aus der naturgemässen , „natiu*- 
wüchsigen^' Volksentwickelung entstamme, aus den Bedürfnissen 
und Instinkten des nationalen Bewusstseins, au8 v .Ikstflmlichera 
Rechte, Gefühl und Gewohnheit? Die geniale Einseitigkeit der 
Bavigny-Puchtaachen T.elire ßndet hierin iluren fast programma^ 
üadien Ausdruck« Von dem auf das Recht angewandten Gedanken 
einer entwickelongsgeschichtUchen Gestaltung aller Dinge ffihrt sie 
ein Schritt snr Übertreibung, zur Ansicht, daaa, weil sich das 

5 



Secht urwflchiig und niclit kflnaflich entwickele^ dies nur inner- 
halb dee „Natni^ganzen** des VoUee mflglich sei. Freilich tnt die 
Lehre auf gegenfiber einer, dae historische Bechtsgebilde gttndich 
verachtenden -Natiutechtsphilosophie, die nicht ans der positiven 
Wirklichkeit schöpfte, sondern in einer auf B^exion und Intitition 
bemhenden, sich selbst yoranssetsnngen und Bedingungen setsenden 
Oedankenwelt schuf und das Leben bemeiBtem wollte. Da war 
es ein ffir die Rechtswissenschaft s^iensreicher, wie wir sehen, 
dnrch die deutsche Philosophie vorbereiteter Moment, in dem die 
ohne Kenntnis der Bealitftt aufgestellten, lediglich durch intsUek- 
toelle Erfassung und Ausbildung gewofdenen Beditsideen Aber 
Bord geworfen wurden. Ist die Wirklichkeit massgebend, so doch 
vor allem die Natnr, meinte die historische Reohtssdiule, und 
alles, was in einem der Natnr gemAssen Wachstume entsteht So 
erscheint der historisdien Reditssohule uack das Recht in Ur- 
wflchsigkeit ans dem Volke sidi zn erheben und durch dasselbe 
allein zur Wirksamkeit zu gelangen. Der blendende Reichtum des 
neuen Gedankens verschleierte die Aussicht auf die We^rheit, 
dass zwar die tausendfach verschiedenen differenzierten Bedingungen 
zur Rechtsbildung im Volke nieist vorhanden sein müssen (nicht 
immer, wie wir schon Hiuleuteten), «lass alter die Kechtsbildung 
dennm.'h erst das Resultat eines E u t wi c ke lu ngsp roc eases 
ist, in dem nicht dics^T, sondern das Ergebnis von wirksamer 
Kraft ist und weiter, dass dieses Ergebnis dm Werk des Volkes 
in seiner Gesamtheit nimmermehr sein kann. 

Ilieniach erscheint die Lphrc von der Volksüberzeugung als 
Rec-hts(juelle bei ihren Bet^riindern einmal die Folge teils rein 
persünlichor Beeiuflussuug durch die zeiti^euößsische riiilosophie, 
teils aber als eine durchaus nicht sclilüssige Folgerung aus dem 
ihr eigentümlichen entwickhingsgescliichtlichen, der Naturrechts- 
philosophie entgegengesetzten Prinzip. 

Damit soll übrigens keineswegs gesagt worden, dass diese 
Ideen c:(1ngc ursjn nnglic hes Geisteseigenttim Schelling.s waren. Schon 
der Stoiker Chrysipp sa^-t, dass die menschliche Vernunft, aus 
der all'-s Recht fliessc. nicht willkürliche Satzung, sondern natür- 
liches Entwiokliingsprodukt sei. ^) Interessant ist auch, dass Quintus 

') Diog. Laeri Tll, 120, Cicero de finil». III, 20, 68 nnd De 
natura deorum Et, 14. 
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Ittcius Soaevola und Yarro, bekanntlicli berOhmte Juristen, 
Schwer dee Stoiker Panae litis waren. „Auf Cioaro> deeaen philo- 
MfihiBcibe Bechtsaasdisuungtti auf daa ganae Mittelalter beatimmOTd 
eiogefwiikt haben, fibte die Stoa einen tie^ifenden und naoli- 
biltigen Hänllttsa aus^^) 

Wir wenden nna nunmehr zu den Auaaeren Mnfltlssen, die die 
Ldae vea der VolkaOberzeugung als Rechtsquelle gefßnlert haben. 
Je kleiner das durch die Rechtsnorm zu umfassende Gebiet, desto* 
leichter die Übersicht über die innerhalb desselben aufgetauchten 
Lebensfragen und Aufgaben und Aber die divergierenden und um 
Oehuni: nngenden Tendenzen: desto eher konnte man sich in der 
Auffassung gefallen, dass die inni-rhalb enger Grenzen aufgetauchte, 
anscheinend verbreitete Ansicht die des Volkes sei. AJs die Lehre 
von der VolksQl>ei-zeiigung in Deutschland festen Fuss fasste, stand 
die einzclstaatiiche Zerrissenheit einer weitsichtigen Betrachtung des 
Rechte als eines für das ganze Reich bestiniiuten entgegen. Es 
fehlte vollends daö Ürgan für die Idee eines in seinen Grundrissen 
für die ganze civilisierte Menschheit massgebenden Welt rechts, ilas 
eine Volksflberzeugung ausschliesst und das jetzt bereits im inter- 
nationalen Privatrecht zu Tage tritt und auf vielen anderen Ge- 
bieten, wie auf dem des Strafreehls, des Urheber-, Post- und 
THegra]plierirechts u. s. w. sich anbahnt. War die Rechtsbild ung 
iij Deut.-^eliland vor der Einigung des Reiches auf ein verhältnis- 
masbig gennges Territorinm jeweilig beschrflnkt, so wai- die Mög- 
lichkeit eher gegolten, die Aussichten der Bevölkerung über Lebons- 
verhältnisst!. die die Xeigiing hatten, sich in Rechtsregeln umzu- 
setzen, zu erforschen oder unmittelbar zu erfahren. So hat die 
Fiktion von der VolksQberzeugung als ßeohte^uelle neue Nahrung 
und Boden gewinnen können. 

Nnr noch mmge Worte Aber die Zeitumstände, da es meines 
Wissens bisher noch nirgend Tersucht worden ist, die uns be> 
scliäftigende liohre im Zusamnuenliange zu zeigen mit den geistigen 
Strömungen der ersten Hillfto unseres Jahriiuiiderts, unter Berflck- 
ächtigung jenes mehr oder luinder kfllineu, mehr oder minder 
UBfennttlelten und schroffan Übeigttngea vom ao^geklArten Abao- 
httismOB cor Demokratie. 

') Stein, die aosiale Frage im Lichte der Fhilosopbio, 1897, S. 135 ff^ 
& 141. 

6* 
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Die Veitreter der VolkBflbeneiigung als BechtsqueUe Btiuiden 
unter dem unbewiiasten Banne politischer Ideen, die gende von 
Anfang dieses Jahrhunderts bis »v Mitte desselben als NaohUInge 
der feanaSaisohen Bevolution, Ton dem Begriff der „Velks-Sonvettt- 
nltil" ihre entschetdende Klangfarbe erhalten hatten. Entgegen 
der Auflassung froherer Jahrhunderte in Deutschland, sicherlich im 
Gegensats xn der des 17. und 16. Jahrhunderts, wurde spontan 
•die Bedeutung der EeOektiTerscheinung: Volk eitannt, geech&tzt 
und QberschAtat Lange bevor das Wort nOtganismus** auch auf 
staatliche und geseUschaftliche Einheiten eine in ihrer Bichtig^ 
kdt oft beatrittene — analoge Anwendung famd, spielte in der 
AniTassung der Juristen der Begriff dee Volkes als einee selbständig 
wirkenden, «nheitlich gedachten, Beoht schafibnden Qeaamt- 
kOrpers eine grosse Bolle. Damit stimmt überein, dass nach der 
historischen Bechtsachule Gesetze und Gewohnheiten nioiht auf 
Grund der pontiven Henediermacht entateihen, dass sie vielmdir 
geboren werden ans dem Sdioosse des Volkes, dessen goistige und 
sittliche Bmanationen als einheitliche, von einem flbereinstimmenden 
Willen geleitete gedacht werden. Bedenken wir weiter, dass die 
lOmischen Juristen den Ontnd der bindenden Kraft der Gesetse 
iu einem tacitns consensus populi fanden, und ferner, dass später 
infolge der Erwägung, dass die Berufung auf den Volkswillen nur 
im dcuiükratiöcheii Staate ausreiche, noch ciu „tacitus consensus 
Superioris" hinzugedichtet wurde. Eniiiicrn wir uns auch, daäs 
die romanistische Jurisprudenz unbedingt unter deui Einflüsse der 
Lehre von der allgemeinen Meinung, aus der das Recht entsteht, 
gestanden luit, so kommen wir zu einer neuen wertvollen Einsicht. 
So lange demokratische Einrichtungen lierrscheu, ist die Lehre 
von der Volksflber/eugung aJs Kechtsquelle als den Tliatsachen 
entsprechend angesehen worden, während in den Zoiten des Abso- 
lutismus oder der Oligarchie das Vorhandensein des Genieinwillens 
fingiert wird. Es ist nun nur zu menschlich, dass zur Zeit der 
französischen Revolution und kurz nachher sich jenes Beispiel rö- 
mischeu lieciits gerade den iiervorragendsten Komanisten klar vor 
Augen stellte. Eö findet durcli diesen Vorgang die Lehre von 
Herbert Rpencer ihre rd>errascliende Bestätigung: „Wo ehie ab- 
solute raonsehiiehe Anturitiit errichtet worden ist, die sich in einem 
einzigen Individuum oder gel^eatlich auch in einzelneu Aus- 
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gewählten verkörpert hat, da wird die Theorie aufgestellt, das 
G^tz habe keine andere Quelle als den Willen dieser Autoritfit. 
Mit dem Fortschritt einer volkstümlichen Regierungsfoi m wandelt 
sich diese Theorie aber bis zu dem Grade um, dass zwai' noch der 
Glaube besteht, die Verpflichtung, dies zu thun und jenes zu 
lassen, entspringe aus staatlichen Vo!s(?hriften, dru^s aber die Auto- 
ntät, welche diesen Voi-sohrifton die eigentliche Kraft verleiht, 
der öffentliche Wille ist/'i) Nun, die Zeit, in der die historische 
Rechtsschule unsere Lehre veriviUKiete, war eine Sülclie, in der die 
frage voiks,tiiiiilieher Regienuijrsfonn alle Krtpfe bescliiUtiir*'!! niu.^.ste! 

Um diese Skizzo der wirk.^um gewe.senen Z< ii inflüsse mit 
cmeni bezeir-hnenden Znge abzuächliessen : Die Ansicht von der 
Volksüberz»'ugung als Rechtsquelle ist in einer Zeit entatanden, 
und festgehalten worden, in welcher Tieck nach den Volks- 
büchern griff, von Arnim und Rrentano dee Knaben Wunder- 
hom, von Gorres die ».deutschen Yol ksbOchcr"* em-iiienen und 
die Gebrüder Grimm mit ihrer Sammlung von Kinder- und Uaus- 
märehen vom Volksgeiste nahmeO) um Ilm dem Volke in kÜDStr 
leriacher Gestalt wiederzugeben. 

TV. 

FOr uns sind weder die Prämissen der SdheUing'aohen 
Philosophie annehmbar nodi ihre Schlüsse zwingend. 

Die Zeitverhältnisse, welche die Qrfinder der historischeil 
Beohtsschule beeinfluast hatten, haben sich gewandelt. Die uns 
beschiftigeDde Lehre muss deshalb miabh&ngig von diesen beiden 
Faktoren geprüft werden. Zu einer ausfflbrlichen Untersuchung 
darfiber, ob die Lehre in der Gestaltung, die ihr 8«vigny und 
Pochta haben xu teil -werden lassen, für uns von Wert geblieben 
ist, ist hier Mlioli kein ftauin. Als Foracbungaeisebttis behaupte 
ich aber mit aller Bestimmtheit, dass das, wu den Vertretern der 
historischen Reohtsaohule vorschwebte, nichts war, als jener Satz 
von dem Yolksgeiste, ans dem das Recht geboven wird, ein Sati, 
dessen approximative Richtigkeit für die Getsteswissensehallen fiber- 
hanpt nnd dessen Unbrancfabarkeit für die Bechtawissenschaft ich 
sefaon festgestellt habe. Darflber, dass eine volle Klarheit über die 



Spencer, die Frinsipien der Sodokgie Bd. m 9 467 
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Lehre «uch bei ihren Begrandeni nicht vonuflnden iet» scheint 
heute Einventtbidnia erzielt zu sein. So I81U Zitelmann, der 
berufene und grandlicfaste Kenner dieser Lebze, in eeinem «,Qe- 
wolinheitsredit und fortum** (Archiv fOr dviL Pkub Bd. 16 N. F. 
(1883) S. 384 ff) folgendes ürteil: lesUustellenf was Puohts und 
Saviguy imter ,,allgenieiner EechtsQberseugung'' u. dgL denken, 
was also der von iluien verwandte Grundbegriff bedeutet, darin 
gerade die Hauptsch'v^'ierigkeit und man kann sagen, eine fast 
imftberwindliche Scliwierigkeit. Der Begriff verwandelt sich unter 
den iländen dessen, der ihn kritisch fassen will; eine raystisclie 
und nebelhafte Uubestiniintheit wolmt ihm bei, die seine Betrachtung 
zu einer unerf|uickUcheu und ermüdenden uiaclit • .... „ja ich 
wage die Behauptung, dass Puchta selbst den oigentlicli treiben- 
den Gedanken über das, \va.s unter Rechtüiiborzeuguiif; y.n denken 
ist, sich nicht zu klarem Bewusstsein gebracht hat; er hat seine 
eigeiitliche Meinung nirgend klar ausgesprochen . . . Savigny 
legt dann genau denselben Begrifl" von dor Üherzenfinnc: '/u Uninde, 
wie Puclita, indes auch fast ininier ohne »las . jiibclieidcnde Be- 
grifl'sniumeiit klar horvoizuhfheii.'" Dies Urteil ersdicint zntrefFend, 
und da *'s auch Beseler nnd Thöl cbensowoniu- wie 'Ion vielen 
anderen Eingangs trenanni- u Schriftstelletu gelungen ist, dt ii Be- 
griff der YolksfilM izt uguug featzustellen, erscheint die Bahn zu 
eigener rütei-suchimg hierüber frei. 

H w kuü wir nunmehr dem Rätsel „Kec^tsübenseugung'' a»if den 
Leib. Mau kann sie nennen „die innere Meinung hinsichtlich 
dessen, was Recht sein soll" Ich kann liier die Schwierigkeiten, 
die sich aus dem Begriffe .^Recht*^ ei^ben, nicht weiter verfolgen. 
Er ist, wie Pf t^rsi h.^^) treffend sagt, nur ein psychologischer aber 
kein wissenscluiftlicher Begriff. Jene innere Meinung nun gelangt 
aur Realität durch den Eintritt in das Bewusstsein, wenn 
auch üire Elemente: Emj^dungen und Vorstellungen, im Unter- 
bewusstsan liegen k^binen. Ich darf hier auf Eduards v. Hart- 
mann Philosophie des Unbewussten verweisen. Der Begriff, sagt 
Ratzenhofer'), der inteUektuelle Mittelpunkt unseres Ich, ist 
auoh das einaig Sichere, waa wir von der Welt wiss^; er wt 



^) Pfersohe, Problem des Oewohnheitareohts 8. 5. 
*) Batsenbofer, die soziale Erkenotniss 1896. 



Digitized by Google 



— 71 — 



raser BewuaslBein. BeqhtsOberaeugung ist daher eine im Be- 
wasstsein lebendige Meinung hinsichtlich dessen, was 
Recht sein soll. Wie sie aber ihren Ursprung findet durch 
mia auf physiologischen und patholc^schen Zustftoden beruhen- 
dsn Empfindungs- und Yorstellungscomplex und dieser wieder 
tausendfache Elemente in sich vereinigt, so ist notwendigerweise 
jene Rechtsübei-zeugung gesättigt mit Voi-stclliiugen ethischer, 
politischer, religiöser und sozialer Natur.. Sie sind in einander 
unbemerkt und doch — bei ihrer Erscheinung — bemerk imr 
vervKoben. Su ergiebt sich für die Keelitsülterzeugung der Eiii- 
zelaeu eine vielfältige Schattiruiig, rciuhlialtjge Variation. Alles 
wiixi beätiiiiinf lurch widerstreitende Einflüsse und jeweilige Er» 
hüirungsthatsac Iwn. 

Giebt es niu» auch unzweifelhaft eine Reclitsüberxeuguug lies 
Einztdnen, i^o fragen wir weiter, giebt es eine Heelitsüber/eu^^iuig 
des Volk-PS y leh kann liier nicht auf den Begriff des „Volkes" 
eingehen. Be>(>iniers aus Rünielin^) und Fr. J. Noumann*) er- 
geben sich die Schwicrif^keiten der Begriffsbe.stimraung. Immerhin 
(larf man da5> Wort im ])opulären Sinne gebrauchen und mit ihm 
bezeichnen eine durch beHtimmte Or^^anisationen und durch Inter- 
essenjcremeinscliaft verbundene Summe von Imlividu'Mi. Es geht 
also die Fragestellung dahin : Kann es eine allgemeine, im Hewusst- 
ßein des Volkes lebendige Meinung hinsichtlich dessen, was Hecht 
sein soll, geben? Hierauf muss unbedingtes Nein die Antwort sein. 
Denn ein Bewusstsein einer nicht körperlich gedachten Persön- 
Uchheit giebt es nicht Aber hieraus iolgt noch nicht, dass die 
Volksüberzengang als p^chiscbes Phänomen nicht bestehen könnte. 
Deshalb irrt Zitelmann, wenn er das Vorhandensein derselben 
schon deshalb bestreitet, weil die Überzeugung eine, an die körper- 
liche fixistenz des einzelnen Menschen gebundene, bejahte Voi^ 
^*»^^""g seil und es ein Oeliirn, das Träger der Qesamtüberzeugung 
«Ire, nicht gebe. Der Fehler liegt in der Fragestellung. Diese 
muss dahin erfolgen: giebt es eine in ihren Wirknngen erkennbare 
tfssgen-P^cfae neben der Binsd^F^^che nnd als mOgUchen Inhalt 
der enteren die Beohtsflberseugimg? 

') Rümelin aber den Begriff des Volkes. Reden und An&ätu 1 
*) Fr. 1. Neamaao Volk und Nation, Leipiig 1889. 
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Bb handelt dch um ein auflserotdoDtHch eohvieriges p^ho- 
iQ^sdies Problem, um das Ei^bnis von Beobachtungen diffizilster 
Art, die dne gewisse Neigung, sich in nioht auf der Obeifttohe 
liegende Erscheinungen xu vertiefen« voraossetzen und auch eine 
gewisse HellhOrigkeit für Masaenregiingen vwlangen. Wenn idi 
beim voUstftndigen Mangel diesbexflgticher Untersuchungen die 
Frage hier ansindineiden wage, so darf ich sidifflüdi auf Nadi- 
sieht rechnen. Bas Problem, ob es eine Volksüberzeugung giebt, 
hftngt mit dnem tieferen susamniMi, mit dem Problem des selbst- 
stftndigen geistigen Lebens einer Oeeamtiieit, eines Aggregats von 
Personen überhaupt. Fünfzig Hörer sind nioht bloss fünfzig 
einzelne Menschen , die den Worten eines sie Unterweisenden 
lauschen; sie sind gleichzeitig eine Gesamtheit mit einheitlichen 
Gefühlsäusseningoii. Sie l>esitzen selbständige psychische Be- 
wegungen, die sich in „allgemeiner Zustimmung'', ,,jillgemeiner 
Heiterkeit" entladen können. Die Schar von deutschen Männern, 
zu denen SteCfens auf Uein Bil<l*^ PY'uerliachs in der Berliner Natiunal- 
Gallerie sprii-lit, sind nicht hlos f]inzelne, sondern eine zu einer 
Einzelpersönlichkeit zusanmicngofasste Mehrzahl von Regeisterten, 
deren Zorn und Vaterlandsliebe, (h>rcn Fremden liass auftjenittelt 
wird. Erkennl>ar ist diese Ge8iinitj)ersönli( likeit ie(liy;licli in ihren 
Wirkungen. Weitere Beispit-lo bieten: ein überfülller Zuschauer- 
muiü bot einer Theater-Premieru, in einem Schwurgfiichtsgebäude, 
in einem Parlunient. EJs giebt also Massen^inpündungen, die von 
ganz anderer Qualität sind, als Einzeiempfindungen. Dieselben Ur- 
sachen, wenn sie auf isolierte Einzelne wirken, bringen nieht 
dieselben Wirkungen hervor, wie wenn sie auf eine G.^sanitheit 
wirken. Dass Empfindungen und Vorstellungen im einzelnen 
Menschen zu Cber/.' Ugungon werden können, bestreitet niemand. 
Aber ebenso kann in einer zu einer gewissen Einiieit zusanimen- 
gefassten Menge Jeder Gefühle und Yorstellungen zur IJberzeugung 
heranreifen lassen, die dann, auf einmal und in Masse geäussert, 
anders wirken, als bei den Einzelnen. Und rflckwäits schliessend, 
kann aus der Verschiedenheit der Äussenmg auf die Verschieden- 
heif di'i Alten der Überzeugmigon geschlossen werden. £in Schrei 
der Entrüstung über die Massregelung eines Parteimannes aus 
politischen Gründen klingt anders und weckt andern Widerhall, 
wenn er gehört wird in den verschwiegenen RAumen eines Pri' 
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raten nach einander von einer grossen Zalil vuu Einzelnen, antiers, 
wenn dies gesckielit in oiiior. von zutückgehaltener Leidenschaft 
bebenden Volksversamralsuii^. in der jene Einzelnen gleichzeitig 
verßammelt üind. Ks kann zu »'incr Hj)(»'!tan»'n iiisfinkliven 
Äusserung: kommen, welche bei den atoniibierteu üliodcin dieser 
gea.hlos.seiieii Zahl, dieselbe Wirkung vorausgesetzt, entweder gar 
nicht, jedenfalls alter nicht in derselben Weise, zur Erscheinung 
polangt. Diese pövchologische Gnmdwalirheit ist der nnbewusste 
iVw e2:i:nind für das Prinzip der Vereins- und Versiunndungs- 
freiheit. < )iiiie jene hätte dieses wichtige staatabOrgerliche Uruud- 
reoht gar keineu Sism, 

Ich stelle deshalb den SaU auf: Es giebt eine an ihren 
Wirknngen erkennbare Hassen-Psyche neben der Einzel-Psyche. 
Beide sind von einandw gänzlich Terschieden, wie das Waaser 
etwas anderes ist, ab ^ydrogen und Oxygen, wie das grOne Blatt 
etwas anderes ist» als Fruciitsaft, Farbe, Adern, Oewebe und Sonne. 
Wie bei jenen infolge eines, seinem Wesen nach uns ewig rfttsel- 
baft bleibenden chemischen Vorganges, ein von seinen zwd Bestand- 
teflen Teischiedenes Dritte in die Erscheinung tritt, so auch beim 
Blatte. Hier ist ein inneres unsichtbares Leben Torhanden, das 
die erwfthnten Teile ordnet und sie derart in Beziehung bringt, 
das£ gerade dieses Produlct und dass es gerade in dieser Gestalt 
yw das Auge tritt Ebenso verhftlt es sich mit der If aasen • 
Psyche, die aoa Einzel- Psychen besteht, bei der die Bestandteile 
etwas Verschiedenes sind, als sie selbst. Und wie das Wesen 
jenes chemischen Vorganges und des Werdeprozesses des pflanz- 
lichen Lebens uns Menschen unbegreiflich ist — eine rein äussei- 
liche, oft versuchte mechanische Erklärung luiftet lediglich auf der 
Olterfläche — , so können wir auch das Wesen dieser Masson- 
l»ewe^mgen, Massencnipfindungen, des Massen bowusstseins und der 
Mas!ienrd>erzeugung verstandesgeuiäss nicht fest^Htcllt-n. Ks sind aber 
alle «liese Erschei mitigen unserm sinnlichen Wahnichincii zugäng- 
lich, entfernt keiue Abstraktionen, sondern etwas ihhlbar Keales. 

So haben wir denn festgestellt, dass jene Oesamtheit, in der 
die Einzelnen soziale, ethische, religiflee und Sechtsgefflhie hegen, 
ein eigefies Produkt der Geffthls -Aggregate, im WMteren Verlaufe 
BewuBstaeins-Tliatsacfaen und Überzeugungen schaffen kann, mag 
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es aioh nm eine OeeeUsohaft, ein Parlament, einen Lelimal, eine 
Vdlksvenammlung oder ein Theater-Pablilrom handeln. Bb kann 
daher begrifflioh auch ein Volk eine Qeeamtllberzeugung hegen. 
Fttr unsere Frage ist aber der Inhalt dieser Gesamtabenseugiing 
wesentUoh. Wenn es aneh eine reinliche Soheidung der Vor« 
atelluttgeo und GefQhle im Gehirn nicht geben kann, so kann man 
doch sittlidie, religiös und Beehtsflbeneugiingen jedenfalls besüg- 
lioh der Einzelpersonen unterscheiden. Wie wir wissen, sind im 
Recht Elemente ethischer, }>olitischer, sozialer Natur enthalten. Das 
Rechtsbewussteein des Einzelnen ist deshalb schon das Schluss- 
ergebnis einer Fülle von Gefühlen, Vorstellnnpen , widerstreitender 
Interessen, alles dies bedingt durch Vorteil, Egoismus und Al- 
tai ismus, Erziehung und Bildung. Die Gosamtüterzeugung hinsicht- 
lich lies l?.'rhts niHsste daher auch dii'se Ik-staiidteile entlialtcn und 
infolf;e<iesst>ii das HcHultat sein von synthetisch gedachten, wenn 
aurli als Gesamt Überzeugung cipMiartig wirkenden Roclitsiiher- 
zoMt;iinu:rii der Einzelnen. Es müsistcüi sich daher in einer Gesaint- 
überzeugun^: unzähH^^e sich voreinigende und kreuzende, sich för- 
dernde und Ixikäinjifende Vorstellungen und Gefühle begegnen. 

Dies ist nun der Funkt, auf den ich hinsteuern wollte: Je 
kompli/ieiler der Inhalt der Ü>»erzeuguug beim Einzelnen iftl, desto 
koniplizieiler inuss er beim Aggregat der Einzelnen, also l>ei jeder 
Gemeinschaft sein. Eine gemeinsame Massenüberzeugung kann sich 
allmlings bilden, aber niu" bei Vor-stellungen von änsserster Ein- 
fachheit, wie bei den auf Erhaltung (h-s Lohens, der Gesundiieit, 
des Staates, der Erwerbsmögliehkeil geri( liteton. Eine Überzeugung 
von der Gerechtigkeit, der Sittlichkeit einer Handhincr kann äusserst 
einfach sein, sie vcrlanj^t keine gedankliche Verarbeitung, keine 
intellektuelle Erfassung verschlungener Lebensverhältnisse. Man 
kann deshalb von einer Massen üViei'zeugung liinsichtlich jener Fragen, 
wenn auch cum grano salis sprechen. Ganz unmöglich aber 
ist es, dass eine Massenüberzeugung hinsichtlich des 
Rechts ein ganzes Volk, etwa das dent.sohe — Ausnahmen be- 
stätigen die Regel und ich möchte dies besonders hervorheben — 
tunfasst. Giebt es auch ein Massenbewusst^^ein hinsichtlich der 
Sittlichkeit, hinsichtlich der Oerechtigkeit im Allgemeinen und 00 
weit es sich \im grosse Züge handelt, ein gemeinsames Massen- 
rechtsbewusstsein bei einem grossen Volke im heutigen Staata- 
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letett ist einfach unmöglich. Demi e« sefcst bei vielen Millionen 
Menschen dieselbe zeitliche Eindrucksfähigkeit, dieselbe Bildung, 
diesellteii AuHichten Ober staatliche und Einzelmacht voraus. Das 
Rechtslehen i^t bei der Fillle der in ihni entlialtenen Institute, der 
notwe ndigen Begriffsentwickhmg, dor historischen Zusammenhänge, 
der praktisch-politischen und der uiliagiichen wirtsrliaftiiehen Ten- 
denzen et^'as \iiieiulLich Verwickeltes, bezilghcti dessen einheitliche 
f'U^r/.eiiuMin^'eii nur mit gröüster Schwierigkeit, und auch dua nur 
in kleinen s;ieli verständigen oder interessierten Gruppen, sich bilden 
kuiui'-n. Ich lieiono al)er. (l;us.s ieh auf jirinutive staatliche Veriii'ilt- 
iii^>e bei diesier Betrachtung keine Hricksicht nehme, sondern nur 
auf die zur Kultur gehörenden liontitren Völker. Fragte ich ja doek 
eintrani:!^ u. a. nur nacli der Ik'deutung, die die Volksüher/eugung 
aih Kechtsquelle im modernen Staatsleben besitzt. Die aus- 
einanderstrebendv'n t;esells(huftlielien Interessen verlangen in der 
Wirklichkeit rechtliche Formulierung und auch «l;i.s höchste Ideal 
einer Gesetzgebung kann nur sein, einen Ausgieieii dieser Inten-ssen 
zu huden. Eine Interessengeuieinsc-haft Aller bezflglich des Keclits 
innerhalb eines modernen Staatslebens ist ein rndiiifx, eine geiriein- 
same rberzeugunj;: hin>irhtlich der i-echtlicliea Gestaltung bestimmter 
Lebensverhältnisse deshalb unmöglich. Ein Blick auf das wirtachaft- 
liche Leben lehrt schon, dass hier von einer Gemeinsamkeit der 
Überzeugiingen aller Volksgenossen nicht gesprochen werden kann. 
Vielleicbt abgesehen von grossen, einfachen, das Lebensinterefise 
des ganzen Volkes betreffenden Rechtsfragen — ich erinnere an 
die Stellung Finlands gegenüber Busslands — erscheint im poli- 
tiechea und Kechteteben den einzelnen Interessentenkreiseo und 
Gnippen gerade ihre von anderen Interessentenkreisen und Gnipi)en 
abweichende Auffas.'^un.u: heilsam und auch dem ^V^,jllc der Gesamt- 
heit granftSB, das freilich oft genug mit verblüffender Naivität mit 
dem oi;u^nen identifiaiert wird. 

Giebt es aber im modernen Staat^leben, wenigstens be< 
sflglich des Rechts, wie wir bald an einzelnen Beispielen 
sehen weiden, eine Uebertengung, die das ganze Volk umfawt, in 
der Regel nicht, ao kann anch diese VolksObeneugung mcht die 
«aheidiche und fundamentale Quelle des Bechts sein, mag man 
hiecbet als den Inhalt der Bechtsfiberzettgung nehmen, dass ein 
bestimmter Satz Recht sein soll, oder dass er Recht sei durch sich 
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BelbBt^). Du Beofat entstellt also nicht am dem Qeiflte des Volket 
in adner OeBBDitlieit, sondern es ist, wie Q-anaplowios sagt, weder 
Prodtdct dea Indiridiuma, nodi ist ea Ekseugnis des Volkes oder 
eines ad hoc fingierten Oesamtwillens oder Volksgeistee. Das 
Bedit ist eine soziale Schöpfung, d. Ii. eine durch den Znsammen- 
stoes heterogener und machtungleicher sozialer Gruppen ensengte 
Form des Zusammenlebens*). Nicht eine innere Thatsayclie, die 
Cberzeuprung des Volkes, schafft in der Repol des Recht, sondern 
©S ist im Parallelo|E;ramiu der Iiiteresseiiiichtun/^oii die Diagonale. 
Abgesehen hiervorj peliorchen, soweit ülH:>r}iiuij>t eine Einwirkung 
der gröBseron >fa*i8en auf die Kechtsbildung, wonn aueli nur iu 
mittelbarer Weine und durch zweite oder dritte Hand in ganz be- 
scliriinkten Grenzen angenuninien werden kann, die Mensehen als 
Henlentiere zumeist nicht ihrer Überzeugung, hondeni dem Führer, 
mag es der Geistliche, der Parteichef, ein starker Organiwitor, 
oder — was heute vielleicht am wiehtigstt-n ist - - die von ihnen 
gelesene Prosse sein. Die Gesamtüberzeugung ist doch blos die, 
fi'eilich eiu eigenes Produkt ergebende Synthese der Einzel- 
überzeugungen. "Wo diese fehlen, kann jene nicht entstehen. 

Wie verlockend es auch erscheint, das bisher Gewonnene 
durch Hetnu-litung einzelner Rcchtsinstituto l>estäügt zu sehen, eo 
muss ich doch zu meinem grossen Bedauern wegen Zeitmangels 
hier Abstand nehmen. Es wäre im einzelnen die wirtschaftliche 
Gesetzgebung des Reiches durchzugehen und an der Zoll- und 
Handelsvertragspolitik, an der Frage der Ausfuhr-Prämien, der 
Freihäfen, der Eisenbahntarife, des Konsulatswesens imd des Schutzes 
der Landwirtschaft nachzuweisen, dass die, diese Frage betreffende 
Gesetzgebung, Interessengesetzgebnng im dargelegten Sinne 
ist nnd dass sie femer eine solche Fülle tlieoretischer Erwägungen, 
Brfohrungsthatsachen, praktisob politischer Gesichtspunkte zur 
VorauRsctzung hat, dass es unmfiglich erecheint, anzunehmen, sie 
könnte den Inhalt einer das gnnze Volk umfassenden Gesamt- 
rechtsilbenseugung sein. Daaselbe ist der Fall be/.ügli» h der 
Kolonialgesetzet der die Wähmnge-, Bank- und G(>Id-, MUna- und 
Credit«, Maas- imd Gewichtspolitik betreffenden Rechtssätze, des 
Transport' nnd Kommunikationsreohta, des Gewerbe-, Handwerks- 

') B. Zitelmann a. a. 0. 8. 414. 

«) OamplowicSi Orandriss der Sodolugie 1889, 8. 189. 
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nnd AtbeiteraohutirecbtBY dee Patent-, Mnstei^ und MAikoDBoliiitseB 
dee AuswandentngsreclitB. Auf den Civilptoaesa, das Kircbm- 
und V&llcerreobt blanche ich nur hinKaweiaen. Daa Letst- 
genaniite ist schon begrifflich nicht Braeugnia eines Yclkea. 
Du Kirohenrecht iat die SchOpfung eines gelehrten geistlichen 
Standes, das CiTilprozessrecht der Niederschlag konkreter 
BedOrfniaee der Rechtaanwendnng in foro. Die einzelnen Rechts- 
materien des Verwaltungs rechts sind ebenfalls entstanden 
ans der notwendig gewordenen, staatlicheraeits vorzunelmiondtu 
Regelung praktischer Bedürfnisse. Auch hier hat eine Volks- 
fiberzeugung keinen Ramii zui- Betliätigung-. Im Gobieto des 
Straf rechts bietet der ailgetneiuo Toil reiclilialtigo Beweise da- 
für, dass wissenschaftliche Probleme und intellektuell zu eifassendo 
und zu verwertende Erfahningsthatsachen mass^eheii<l sind. Ich 
verwei.se auf die BegrifFe der Kausalität, der Unterlassung, der 
Il«.cht4> Widrigkeit, der Notwehr und dos Notstandes, des Vorsat/.oj*, 
flf»r Absicht und der Fahrlässigkeit. Auch die Sehwierif^'keiten der 
FestÄlellurig der Vollendung und des Vf>rsuches des Verlireehens. 
die Fratjen der Thäterschaft, «^nwie d< r A n-^t i It i m^^ und Heüiülfe 
li'ilen ihren StofF keineswegs a\i.-. der \ oiksüberzcugung. Bezflglich 
df< besonderen Toile^ des Strafrechf«? for»lern geradezu die 
einzelnen Stmithaten und die Art ihjer Bestrafung zu einer rechts- 
vorgleieheuden Betrachtung lieraus, deren Krgehnis mit Bezug auf 
uriM-re Frage darin l)estrht. dass die Lleen dei" Bestrafung einzelner 
Handlungen in gewissem Sinne Oemeinbesitz der Kulturnienscliheit 
und nicht einpj; einzelnen Volkes sind. Besondrrs an der Hand 
des „die Strafgesetzgebung der Gegenwart iu rechtsvergleichender 
Darstellung"* l»eiiandelnden bis jetzt zweibändigen Werkes von 
Professor v. Liszt lässt sich dieser Nachweis leicht führen. Einer 
eingehenden hier freilich nicht angängigen Untersuchung bezüglich 
der noch nicht berührten lüiaterien des Priyatrechts und des 
Verfaaaungsrechts wird es vobelialten sein, auch diejenigen 
wenigen Bechtssfttze hervorzuheben, die wenigstens dem äusseren 
Scheine nach, wenn atich nicht sicher nachweisbar, auf nationale 
fiecbtsideen zurückgeführt werden können. Dies soll liier nur 
fiae freilich recht dürftige Skizze sein und nur eine Vorstellung 
davon geben, wie die von mir gefundenen Ergebnisse dnrch Sfttae 
dea poaitivea Bechtsmaterials an belegen sdn wQrden. 
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Aber die hietorieclie Beohtasobule hat ja nicht bloee behauptet, 
daas das Becht die gemeinBame rechtliche Übenengting dea Volkee 
sei, Bondem auch die einer Yolkaabtetlung. TreiTe ich denn in 
diesem Punkte mit der angefochtenen Lehre susammen? Mit 
Nichten. Was Savigny und Puchta unter Volkeabteilung in 
diesem Sinne verstehen, ergiebt sich in Ermangdung anderweiter 
kkrer Feststellungen aus einer Stdle in des Erstem System 
(L 19, 20). „In der That finden yrir überall, wo Menschen zu* 
sammenleben und soweit die Geschichte davon Kunde giebt, dass 
sie in einer geistigen Gemeinschaft stehen, die sieh durch 
den Gebrauch derselben Sprache sowohl kund giebt, als befestigt 
und ausbildet. In diesem Naturgaiizen ist der Sitz der Rechts- 
erzeugung; denn in dem gemeinsamen, die Einzelnen duwjhdringen- 
den Volksgeist findet sich die Kraft, das oben aiierkannt«^ Be- 
dilrfnis v.n befriedigf^n. Die OnMiziMi dieser Vulkeriudividui'ii sind 
allerdings imhestiiiiini und sciiwaakend. Allein auch da, wo 
die Einheit des Volkes luuweifelhaft ist. findt ii sich inneiiialli «b r 
Grenzen desselben oft engere Kreise, die durch einen besonderen 
Zusammenhang- noch neben dem Allgemeinen dos Volks ver- 
einij;t sind, wie Städte und Dörfer, Innungen. Corporatiüuen aller 
Alt, welche insgesamt volksniässitre Alilvilnnireii des (ranzen bilden. 
Auch in diesen wiederum kann eine eii^entüinliche Kechtserzeugung 
ihren Sitz haben, als partikulares Hecht neV<en dem gemeinsamen 
Volksreeht. welches dadurch auf manchen Seiten ergänzt und um- 
gebildet wird." 

Hiemaeh ist unter volksmflssiger Abteilun^:^ lediglich ver- 
standen eine Ahteilunp: des ganzen Volks in örtlicher Begrenzung 
oder organisierter Form. Dies ist vom Standpunkte der historischen 
Rechtsschiüe aus nur krinsevpient. Denn bei aller entwickelungs- 
geschichtlichen Betrachtung des Rechts erscheint dieses doch als 
das Ergebnis eines wesentlich inneren Vorganges, als eine ledig- 
lich spiritualistiscdi zu erklärende Erscheinungsform von Über- 
aeugungsthatsaclien. Man kann — wenn der Ausdruck erlaubt ist — 
sagen, dass es sich bei Savigny imd Puchta um eine Fruchtbar- 
machung dee ßntwi(;klungsgedankens fiir das Recht in ideologischem 
Sinne handelt. Hierbei ist das harte Gegeneinanderprallen der 
wirtschaftlichen und politischen, der sittlichen und Machtinteressen 
fsst gar nicht berflcksichtigt Nimmt man jenen mystisohen Volka^ 
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glitt an« warom soDte man nicht in einer Prolins, «nem Krase 
OD ^aturgunxes** sehen, das ebenao seinen eigenen „Geist** be- 
ritzt und nne sich henos die Beditaaätae schalll? Die lokal zadisierte, 
lediglich dmuh die Oertlichkeit verbundene oder Qfijaniaierte fiSnfaeit 
fflBaate nadi den Begrflndem der Lehre Ähnlich wie das ganze 
Volk, gemeinsame Oberzeugungen schaffen, denn zu dieser inneren 
Thateache ist jedes Natnrgnnze befthigt. Ob freilich ein solches 
vorliegt, ja ob ee überhaupt vorliegen kann, wurde nicht geprüft. 

Ich behaupte: Nicht die örtlich begrenzte Volksabteilung, 
sondern eine durch zufällige Interessen, Parteibestrebnugeu, durch 
Bildung, Weltanschauung u. a. w. verbundene Gruftpe kann — 
abgesehen von andern /.nr Hecli tsb i 1 d n n g führenden 
Faktoren — dazu beitragen, zwar nicht das Recht zu bilden, 
sondern die Voraussetzungen für die Rechtsbildung für ihr Teil 
m schaffen. 

Deshalb geht moin Ergebnis dahin: Wenn man auch eine sich auf 
eine verhftltniiiuiäöüig grosse Zahl von Individuen » istreckcnde Über- 
zeugunir annehmen konnte hinsic htlich ganz einfacher, die vitalsten 
Intere.ss'-n der Betreffenden angehenden Fragen, etwa in Bezug 
auf Sittlichkeit und iteligion — so ist dies, mit trän/ geringen 
Ansnahraen, nicht annehmbar bezüglich der, intenlivste Ausbildung 
<itT intellektuellen Fähigkeit erfordernden, die allerkompliziertesten 
Lel-ensverhältnisse notwendicr berücksichtigenden Rechtfähikinng, 
l)ie«*»s mysti seile Ding. Vol ks überzeug n n g, kann im 
Gefüge des modernen Staat.sl eben s Kechts<i ut^ lle nicht 
sein. Allgemeine Wünsche und Ideen, die nach reclitlielier (ie- 
>t;iltnn;j: verlangen, wären, «»elbst wenn sie ein ganzes Volk um- 
fasöten (was ich für die Regel und für unsere modernen Verhält- 
nisse durchaus bestreite) noch lange nicht Recht. Eine solche, 
von mir also keineswegs zugegebene Volksflberzeugung hinsichtlich 
des Rechts wäre also auch in diesem Falle nicht Rechtsquelle, 
erst recht nicht fundamentale und einheitliche Rechtsquelle, 
sondern eines der vielen Elemente, aus denen sich der Stoff des 
Bechts zusammensetzt lieben ihr walten noch vor, wie wir schon 
gesehen haben, Gewalt, Unterjochung — die ganze Reoeption des 
rtmiRchon Re<.hts ist eine Octroyiiung fremder Rechtsgedankeu 
— Zufälligkeiten, Nachahmungstrieb, Einflüsse des Auslandes, die 
WoHanschaanng der jeweiligen Oeeetzgeber, vor allem harte wirt- 
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Bohaftliche Interessen. Auch das haben mr sdion betont, dass es 
noch ein weiter Weg ist von etwa bestehenden nationalen Rechts- 
ideen und Bedflrfiiiseen bis xu deren fechtiicher Gestaltung. Und 
doch iat diese für das Bechtsteben das einxig Massgebende. 

Ich erwarte den Einwand: Hag das Becht ausgeprägt werden 
durch besondere dasu geeignete Personen, so komme es doch auf 
die zu Ckunde liegenden Ideen an. Diese aber entstanden dodi 
aus dem Volke. Und wenn man sie nicht als unmittelbare Rechta- 
qoelle ansehen wollte, eo miteste man doch anerkennen, dass sie die 
mittelbare sei. Wer der technische Ausgestalter des Bechtsaataee 
sei, wSre unerheblich. 

Hierauf ist zunächst tu antworten, dass ausser Ideen, ausser 
Überzeugungsthatsachen noch andere bereits von mir oft genannte 
Faktoren zur Rochtsbiklung beitragen. Es kommt also keine8weß:s 
auf den Volksgeist alloin an, selbst wenn iniin einen solelien an- 
nehmen wollte. Abgesehen hiervüu geniigte auch schon der Hin- 
weis auf die in einem Staate geltenden, aus dem Auelande ein- 
gefülirtea Reehtsideen, um jenen Einwand hinfällig zu machen. 
Doch will ich micli näiicr mit ihm befassen. 

Es fehlt uns jede M(^lielikfit, l>eötiuuntf Ideou als dio des 
Vulksgeistes zu erktMinon. Wolier wissen wir, dass bestimmte 
Wünsche nicht aus dem Kopie eines einzigen findigen Individuums 
stammen, dass sie nicht das Ergebnis geläuterter Erkenntnis oder 
reifei Erfahning eines ganz kleinen, vielleicht dim'h die Pr»x«se 
wirkenden Kreises sind? Wif» können wir denn beliaujiten, dass 
sie der Spiegel der l.'berzeugung sind des ganzen Volkwö, oder (um 
eine Konzession zu machen) des gmssten Teils des Volkes? Wie 
kann man festMteilen, <laps enie Idee nicht auf wissenschaftlicher 
Feststellung einer Erfahnini,^sthatsaclie beniht, dass mf in dem 
Ganzen des Volkes Widerhall gefunden hat, und deshalb Hecht zu 
werden verlangt? 

Damit kommen wii zur i^eantwortunir einer eingangs auf- 
geworfenen Frage: Wie ist die Volksüberzeugimg, wenn vorhanden, 
zu erkennen, in die feste Formel des Rechts zu schmieden? Sehen 
wir ab von den unüberwindlichen Scliwiorigkeiten, welche sich der 
Feststellung des Wesens der Volksüberzeugung in den Weg stellen, 
so finden wir nur eine Möglichkeit, die Volksüber/eugung, wenn 
vorhauden, annAhemd wahrheitsgetreu zum Ausdruck au bringen. 
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Es ist dios die Aligulic der Erklärung oinos joden n wachsfiicn 
BtlrgrTS, riue solir bedenkliche und nur iii kleinen SUiati ii niötr- 
li he Prozedur. Ich denke hier iiiitürlicli an die Staatsrecht lirho 
Einrichtung des Referendums und des Volks-Initiativrechta^). Hier- 
von abgesehen, könnte man nur an eine Volksvertretung denken. 
Allein ich behaupte, dass eine solclie die Volksflberzeugung niemals 
wiedcrspiegeln kann. Denn sie kann unmöglich alle vorhandenen 
Tendenzen and Willensrichtungfen der Vertretenen in Bezug auf die 
äeaeizgebaiig wied- igelM n. Dies wäre nur annäliemd möglich bei 
einem parteüoBen Parlameut Ein solches kann es aber nicht 
gel>en. Denn wenn eine vollkommene Übereinstimmung der An- 
sichten aller Vertreter unterstellt wird, würden schon einige, ja 
Fl" • oin einxiger Vertreter genügen. Damit urflrde der Begriff 
der VoikBTertretiuig aushoben aeio. Man käme zum Absolutismus 
oder zur OJigaichie. Ich erinnei-e daran, dass der Begriff des 
pönoeps repraesentans populum in früheren Jahrhunderten der 
romanistisch-kanonistiachen Juriaprudeiiz sehr geläufig wwr^. 

Eb ist auch die Summe der Gewählten Uueradts wieder ein 
Aggregat ▼eradiiedener Meinungen, auseinandergehender Interessen, 
verschieden von der Summe der Vertretenen. Die Volksvertretung 
ist hiemach eine selbständig und in gewissem Sinne geschlossen 
wirkende Geeellschaft gegenftber der Gesamtheit der emzelnen 
Tolkagenossea. 

Hierzu konmit, dass nach modernem verfusungsrechtüdiem 
Qmndsatze der Volksvertreter keine Aufträge und Instruktionen 
von seinen Wählern zu empfiingen, sondern nach freier Überzeugung 
das ganze Volk zu vertreten bat Dies sprechen u. a. der Art 83 
der Preuss. VeifBasungaurkunde und Art 29 der BeichsverfiBflaung 
aus. Diee bedeutet doch so viel, dass der Volksvertreter seine 
eigne Meinung von der Volkswohlfahrt geltend machen solle. Diese 
eigene Meinung ist aber sicherlich nicht immer dieselbe, wie die 
der Wähler, woraus sich eine frnlioh natuigemässe Inoongmenz 
von Ansiditen der Vertretenen und der Vertreter erg^ebt Ist aber 
diese Incongruenz voihanden, so kann von einer Wiederspiegeiung 

') Hcrzoij, das Recht in der Schweiz, Berlin 1885. — Stüssi, Hecht 
Ond Initiative m den Srhweizer Kantonen, Ziirifh IM*»:?. 

^ Bhem, allgemtsiiiu Staatslehre 1800, S. 184; desselben Goächichte 
dar Stsatswiawnsofaaft 1896, S. 217, Annu 7. 
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der Üherzoufrungeii der VoHrotenon nicht die Rode sein. Wenn 
freilieh die Wirklic-hkeit zeigt, dass für die Volksvertreter nicht 
der ideale Gesichtsininkt der Vertretung des ganzen Volkes inass^ 
flehend ist, sondern das Interesse der jeweiligen Wühler, so kommt 
doc^h — weil die zu vei-schiedenen Parteien gehörenden Volks- 
vertreter von vei-scliiefli iien Interessr ntcii-Kii isen gewAlllt sind — 
duit*)! eine zur Heciit.sbildung fiHirende 31eimingeftnssening und 
Abstimmung nicht ein Bild der Volkfiflberzeugnng mi Stande, 8on« 
dem eine rechtliche Ausprägung des Interesses der jeweiligen 
Majoritftt 

Man kann hiernach die Sache wenden wie man will, wir hal)On 
keine Möglichkeit, die VcdkBÜbenseugung, wenn sie besfiglicli des 
Hechts vorhanden sein sollte, m critennen, und deshalb auch kein 
Mittel, sie in rechtlicher Form festzuhalten. Was hiernach Qbrig 
bleibt, ist lediglich Qeffihlssacbe auf Seiten dessen, der eine Fest- 
stellung des angeblich aus dem Volksgeiste entsprungenen Rechts- 
gedankens versucht Man operiert dann mit einem vagen, auf dem 
Gebiete der Wissenschaft nicht berechtigten QefOhl, das niemals 
im Stande sein kann, das in allen Farben schillernde, zerflieasende, 
mit widerstreitend«! Tendenzen gesftttigte Rechtsbewusstsein kon- 
kret zu &8aai, eine harte Formel zu finden, die sich in ihrer recht- 
lichen Stniktur mit jenw Volksflberzeugung deckt. Damit scheint 
mir der Einwand, die Volksideen seien mindestens mittelbare 
Bechtsqnelle, widerlegt. 

Wir fin«len nach alledem unsere Auffassung bestätigt, dass die 
Rechtsbildnng für die Kegel das Werk des Volkes in seiner Ge- 
samtheit nicht sein kann, dass sie nicht durch die ('berzeugimg 
des Volkes in seiner Totalitüt oder in einzelnen örtlich lx>grenzten 
Gruppen entsteht. Die Überzeugung der Gesjuutheit des Volkes 
ist keine fundamentale Rechtsquelle. Sie i.st, selbst wenn vor- 
handen, nicht klar ft -tzusti llen, sie kann, falls sie wirkt, nur neben 
einer Fülle aiulerer Miuueute einen der Reweggriinde fflr die Rechts- 
biiduug abgeben. Wie die vcrgleicliciule K<^chtswisseiis( liatt .m~ 
geben hat, sind (lir- st hon vielfach angedeuh^b^n Elenuiute der 
Rt.'chtsbildung durchaus nirlit immer in dem Volke vorhanden, sie 
drangen aus Wi.ssenschafl und t«%licher ?irfahrung, auch vom Aus- 
lände her zur (jeltung, hauptsiichlich aber venlanken sie ihre Ent- 
stehung der bitteren Notwendigkeit, recht materiellen und nicht 
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spiritualistisrVion Thatsacheii. Bildet <li«> Übor/oiifj^ung «les Volkes 
alkin uicht das Reclit, so giebt es ein Volksrecht im modernen 
Staate nur in »ehr geringem Umfange. 

Zweien Missverständnissen möchte ich je«!". Ii liier von voni- 
hecütt Torbeugen. Ich bin keineswegs der Ansicht, da.ss «las R<^ht. 
wonn nun schon nicht Volksrecht sein kann, Juristonrecht im 
Sinne Beselers und Tkoels sein mflsste. Wenn auch die hit/t** 
Formulierung des Gesetzes (wie Form und Inhalt hier innig 
«asammenhftngeu weiss jeder Jurist] dorch die verfassnngsmfissigen 
gesetzgebenden Faktoren zu erfolgen hat, so anerkenne ich doch als 
xiir Rechtsbildung fahrende Faktoren die Interessentenkreise, die 
„Beteiligten'* im 8inne desBelohsgerichts (Entscheidung Bd.YII, S. 235). 
Nur können diese nicht das ganze Volk umfassen, nur sind diese 
sidit organisch mit einander verbundene Oesamtheiten, sondern zu- 
ftUige, dnrdi das ganze Oebiet des Staates verteilte, nur durdi^thre 
g^ge oder Interessengemeinschaft verbundene Gruppen wechselnder 
Einheiten. Diese kflnnen auch neben den Juristen zur Roohts- 
bildung beitragen, wenn sie nur die zur JReditschaffung notwendigen 
ESgenschaften au&uweisen haben. 

Und das zweite mdgliobe Hiseverstftndnis wftre dies, dass 
man such einen Lobredner der krassen Ihteresäcngesetzgebung 
sdnllen konnte. Allerdings bin ich der Ansicht, dass in der 
Welt der r^len Thatf?achen eine solche den fiberwiegenden Teil 
der legislativen Arl>eiten ausmachen wird. Aber ich bin der 
Letzte, der eine Interessengesetzgebuiig rechtfertigt, die nicht 
schliesslich doch das Interesse des ganzen Volkes fördert. Fwilich 
ist es schwer festzustellen, wann dieses vorliegt. Und ich meine 
weiter, dass es ein iinerliissliches Erfordernis eines jeden modernen 
Mikites sein muss. eine <i*lche Recrierune- zu besitzen, die bestrebt 
ist, d«'ii Aii>tclt'i<-h '1er widiustreitiMideu Intete.Nsen herbeizuführen. 
Eine >tark.- .Monarchie ei-ßclieiiit mir. insbeRondore in Deutschland, 

liiej.-iiiü;*- Hefrjenmgsfonu, die V'iliällniMiiiissig noch am un- 
iiiii«iii'ii^st''ii voll der Gunst uii'l dfi- riif^unst der T'arteien, fiber 
dici^en steht und eine Versöhnung der sich bckämi)fonden Oesellschafts- 
gnippcu zu bewirken im 8t,inde ist. 

Fragen wir endlich: Ist die Lehre von der Volksflberzeugung 
ab« Kechti^juelle, etwa als praktiscb-politisches I'ostulat aufrecht zu 
erhalten? Kann man zwar anerkennen, dass die Lehre wisseosctiaft- 
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lieh uiihultbai' ist uiul d'n h annehmen, (lass diogo Erkenntnis dein 
Volke die Freude an doi- l{('( ht>l>il(liing veiist hiänkun und ilir eine 
Zaid>erfoniiel, an iler Bio dot h lanu''* felmniren, in Tjuft unid K i i 
auflösen werde? Es handelt sich hier lun eine reiiir rtilitAts-Fra^'f 
und ii'h kann «sie deshalb vom Standpunkt der WiijM'üsehaft aus 
nirht endpihig l>eant Worten. Soviel aber wird mich hier gehen, 
das» das Hinleben in populären Irrtümeru nur auf kurze Zeit ge- 
wissen Erfordernissen dos Oeniütslebons der riesnUschaft entspricht, 
aber über kiirz oder lang zum Verderben fuhrt. 

Lassen Sie mich noch zum Schluss einige Konsequenzen meiner 
Ei^ebnisae ziehen. 

Die uns hier beschäftigende Lehre hängt bekanntlich zu- 
saniTnon mit dem Problem des Gewohnheitsm hts. Man niuss je- 
doch hier sehr vorsichtig unterscheiden. Die beim OewohnheitS' 
recht vorausgesetzte opinlo neoessitatis unterscheidet sich wesent* 
lieh von der VolksflberseugUDg als RechtsqueUe. Bei der Frage, 
ob ein Gewohnheitsrecht entstanden ist, kommt es auf die subjek- 
tive Oberzeugung des angeblich Bereditigtett an, einen bestimmten 
Bechtssatz als gewohnheitsinftssigen angesprochen zu haben. Das 
ist die oppinio necessitatis, die hiemach sdion das Recht voraus- 
setzt. Es wird em gewisser Satz in der Oberzeugung, dass er 
Recfatssatz sei, geübt Dagegen will die Volksüberzeugung als 
Bechtsquelle das Recht erst schaffen. Bisofwn also bedarf es 
keiner weiterm Betcsditung. Aber wir wissen auch, dass die Ober* 
wiegende Anzahl der Juristen die VolksQberzeugung als ein Requisit 
des Gewohnheitsrechts ansieht Deshalb muss ich fragen, wie sich 
die Brgebnisse meiner Erörterungen zu dieser Aufläasung ver- 
halten. Fasst man die erforderte „Gesamtttberzeiigung^^ nicht als 
eine Oberzeugung des Volkes, sondern als eine solche der durch 
Zufall, Interessen, BOdimg, Religion, Weltanschauung, Vorteile der 
jeweilig vereinigten, Gruppen auf, so habe ich nichts gegen dieses 
Erfordernis dos Gewohnheitsreolits vom Standpunkte der I>ehro 
von der Volksüberzeugung aus einzuwenden. So w^oit man üb» r- 
haupt eine Goineiniiber7.eij£!:nn;^^ als [eststellbar ansieht — und ich 
halte dies für fast gaiw. uimr»glieli — kann man sie ja auch als 
Requisit des Gewi hnheitsrei hLs aufreeht erhalten. Die Schwierig- 
keiten, die im Kinzelueii kaum zu überwinden sein wenlen, liegen 
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dann auf retn thatslchliohem Qebiet Es wJrd dann darauf an- 
kommen, ob als vorhanden angßnoininen werden kann eine „Üher- 
ttugung derjenigen Gemeinschaftsglieder, die in den LetH^nsvcr- 
hiltniBBen, deren Ordnung in Frage steht, zu Imndehi berufen sind" 
(Gierke). Wenn hiernach keineswegs die Überzeugung aller Ein- 
zelnen, oder irgend einer Mt hrlioit verL;uj{j;t wird, so kommt man 
zu einem in der WiüfeenHchaft noch gänzlich unans^'^l'tla^^'lHMll 
l'njbleia, dem Reclit der Minoritäten 'j. l'ad wio weitiM- klai^e- 
stelit werden soll, dass der Einzelne die R»x'}it8ni><'r/.eu^^uii^- als 
eine ilim mit andern gemeinschaftliche ÜberzeuuMuiLr •■nipfnii(l.-n hat, 
ila.s8 eH nicht seine individuelle Moimnig gewesen ist, scheint mir 
auch etwas whwierig zu sein. ISrirrifFlich uml theoretiscli k hui man 
die Mügliciikeit ja /,u[,'elien. I'i-<iktisch wird überhaupt m. K. die 
pinze Lehre vom Gewohnheitsrecht, wenigstens für unsei (ieutsches 
Rei^^^ht sieben Ober kurz oder lang eine reine Doktorfrage nai^h dem 
Aufhören der Geltung des gemeinen Rechts wenlen. Ein ab- 
schliessendes Urteil aber wird wohl erst nach Beendigung des so- 
eben erschienenen Werkes von Siegfried Brie: die Lehre vom 
Gewohnheitsrecht 1809, gefällt werden können. Bis jetzt li.Mrt 
der erste Teil vor, der das römische und kanonische Reclit, die 
Glossatoren und Postglossatoren und auch das deutsche Keoht im 
Mittelalter mit Rflcksicht auf «las Gewohnheitsrecht nmfn^st. 

Idi mnss noch eine zweite letzte Konsequenz meiner Ergebnisse 
ziehen. Die von mir bekftmpfte Lehre, dass die Volksüberzeugung 
die einheitliche und fundamental Quelle des Hechts sei, fflhrt not^ 
wendig zu der Folgerung, dass es eine Entfremdung des Volks vom 
RechtsJeben flberhaupt nicht oder nur in ganz beschrftnkten Grenzen 
geben könne. Jedeninlls nicht, soweit es sich um die Rechts« 
bildung — im Gegensatz zu der Anwendung des Rechts — 
hsttdelt. Denn wenn der Gesetxednhalt aus der Überzeugung des 
Volkes gesdiiöpft wird, kann et ihr doch nidit wid^prechen. 
Wir haben gesehen, dass der Gesetzesinhalt nur in ganz be- 
grenztem ümfange aus der wissenschaftlidi nicht lassbaren 
Volksfiberzengung herrührt Hieraus folgt aber, dass der Gesetzes« 
uibslt der mystischen Volksüberzeugung zumeist widersprechen 
moBs. Und deshalb geht meine ketzerische Meinung dahin, dass 



') Jtilliuek, das Kocht der Minoritäten 1808. 
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eine gewisse Entfremdung dee Volkes vom Beohtsleben 
naturnotwendig begründet liegt in der Thatsache, dasB 
bei gröBserea Gemeinschaften eine Einhelligkeit der 
YolksOberseugung nicht entstehen, eine entstandene 
nicht sicher erkannt, das Erkannte kanm unzweifelhaft 
festgestellt werden kann. Das ist der tiefere und weitaus 
wichtigste Grund, aus dem heraus bewegte Klagen verständlich, 
aber auch zwecklos sind. Ich kann hier nur andeuten, eine welch 
gi-osse Aufpal)« noch rlos modernen Staates harrt, durch Ausrüstung 
der Richtor nicht Mos mit juristisch-tcchnißchem Wissen, sondem 
mit historischer, sozial -politischer und psychologi.scher Bildung 
einerseits und durch peinlichste Vermeidung jeder Klassenjustiz 
andererseits, die Mr.i^liLlikiMt zu schaffen, dass die Entfremdung 
zwischen Volk und H<vht nicht noch grosser werde, als sie natur- 
notwendig aus den piilaohten GrQnden s( hon sein niuss. 

Jch bin am Schlüsse. W«s ich in voraii-st-tzunt^slosor Kin schung 
gefunden hatti', halio ich llui'')i voizntra^on mir rrlaulit. T'-h 
musste gegtni eine populäre Anffassnne: .•>lreiton, die ila<lui( h ni' lit 
waliffM- wird, dass man sie a!li,'tMni'in j^lauht. Map- aurh der Iriumi 
zeitweilig siegen, ich halte micii an die Worte Schoio n liauers: 
..Das Leiten ist knrz, und die Wahrheit wirkt ferne und lebt lange: 
Sagen wir die WjUuheit^^ 
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Die rechtlichen und wirtschaftlichen Beziehungen 

des GrossftU\stDntuiiis Firiland 
und der Balkanstaaten zu Kussland. 

Voo 

Dl. Boris Minz6s, 

ücueral-iuspokior im iluuUels- und AckerUiunünihteriuiii, 6oiid. 
Gehalton am 10. Mai ISUU. 



Zu (Ion kleinen Balkanstuatcn. die beinahe Wfllnend fies f^arizen 
XiX. Jahihundeils »las Iiit«^rfs«^e Kurnj.as auf sich lenkton, hat sich 
iii der letzten Zeit das Grossfih-stcntuni binlund geseilt. In seinen 
Exj>ansionsl»e.strebungen gen Südosten und Noi-dwesten stiess Russ- 
land im Nonlen auf Sch\ve<len, im Süden auf die Türkei. W-Uirend 
mit der Eroberung Finlands der langdauernd< Kampf mit S<'hweden 
seinen natQrlicben Absclduss gefunden liat, da HuHslaud in den 
Besitz eimn weitausgedehnteu S(^kÜ8te gelangt ist, bleibt bis auf 
den heatigen Tag die cUroiiische „orientalische Frage" ganz offen, 
$ich zuweilen zu einem akuten ,,B*'ülianprobleiii" suspitaend. Wie 
io deD Zeiten, als Russland die ersten Abkommen mit dem 
Osmaniadien Reiche traf, auch wirtschaftliche Intetessen eine sehr 
Siotte Roüe spielten, ebenso hdiAlt auch jetst die russische 
Beipening auf der fialkanhalbinsel ihre Handelsinteiessen im Auge. 
Sotbien, das aus den OonaulQrstentftmem entstandene Rumftnien, 
Qiiecheiiland, Bulgarien, Finland, alle diese Staatsgebtlde sind 
SchGphiDgen unseres Jahrhunderts, sind national^politische Einheiten, 
derea Zustandekommen zum allergrOssten Teil durdi Russlands 
aktiTes Eingreifen vor steh gegangen ist Dieses aktive Eingreifen 
liat indess noch nicht aufgehört Ln unaufhOrliohen Werden be- 
griffen, hOren die Balkanstaaten nicht auf, einen Herd international- 
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politiacher Unruhe zu bilden. Die Ymtinigung der DonaafQrBten« 
tflm^; die Wahl der rumftntschen Ffirstm; die Vereinigung des 
tributpflichtigen Fttrstentiuns Bulgarien mit der autonomen Frovins 
OBt>RumeIien ; d«r Kampf der Grieche wegen Kreta, ein Kampf 
aus dem die besiegten Griechen als Sieger hervorgegangen sind; 
der Streit um Macedonien, der als gefahrdrohender Zankapfel be- 
sonders avischen Serbien und Bulgarien einen nicht zu missaohten- 
den Zündstoff bildet, — alldies sind nur vereinzelte Momente, durch 
die der politisch-CTuptive Boden der Balkanhalbinsel zur QenOge 
illustrirt wird. Und kaum wird das Feuer an einem Orte erstickt, 
so bricht CS an einem anderen aus, und dabei ist man sich aller- 
w'olt dessen bewusst, dass dieses BaJkanfeuer zu einem europäischen 
Brande werden kann. 

Dies sind aber mir äussere Ersfheiiiuiigcn, die für allerlei 
wissenßcliafliiehe Deutuucen Anlass gemitr Itieten. hifl(\-^s ist die 
europHisehe wlssfiii-chaftüclie Literatur hinsichtlich der iiiikanlialb- 
inscl sehr dürftii:. was ja nieht zu vorwundeni ist, da im trrossen 
und ganzen die National forsdimig der lialkanstaaten selbst noch vieles 
zu wünschen iibnpr Ifisst. Und nun eischeiut auf der Oberfläche 
auch die „f inländische i'rage", die vor allem von staatsi-echtlichem 
Interepse ist. 

Der ll'ükan ist ein politisch t'ru|itivorJ Vulkan>xobiot. Hier 
wenleii Politiker und Staatsmäiuioi- lueuchhngs genionlet. (In Serlpien 
Kai-a-Georg 1817. in Oriechonland Kapodistrin 18H1, in Rumänien 
Rarlni ^^atai-gi 1862, in Bulgarien Stambulow 1894); Füreten ge- 
lötet (Michael Obrenovi(y in Serbien 1868), gewaltsam entthn nt und 
heimtückisch entfilhrt (in Serbien MiloS 1839, Michail 1842, 
Alexander Kai-a-Georg 1858; in Griechenland Otto 1862, in Ru- 
mänien Alexander Johann I. 1866, in Bulgarien Alexander von 
Battenberg 1886). Dies sind nur bedeutendere I'utscherseheinungen, 
aus denen wir folgerecht .schliessen können, dass sie in sich 
hunderte und aberhunderte Oewaltthaten bergen. 

derselbe Sniptivstempel ist auch dem Staatsrecht der 
BalkanvQlker aufgedruckt Mit Ausnahme von RumSmen, dessen 
Staatsfinanzen, wenigstens bis vor kurzem trotz hoher Staatsschuld, 
als' geordnet zu betrachten waren, kann die Staatswirtsohaft Giiechen- 
landa, Serbiens und in der letasten Zeit auch Bulgariens als eine 
ziemlich mtssliche bezeichnet werden. Griechenland und Serbien 
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beftndon sich bereita unter Euntel fremder Kreditoren und Bulgarien 
miiBBte in der allerletxten Zeit unter den alleruiigfinBügsten Be> 
dingtingen ein finanzabkommw treffen, wonaoh die Btaatssohidd 
von etwa 170 auf etwa 260 Millionen Franks hinaufkonrertiert 
wifd nnd samtliche Eisenbahnen, die HIfen Biirgoe ond Vama 
sowie sämtliche Staatseinkünfte verpfändet werden. Ein Ministerium 
wurde wegen dieses Finanzabkommens gestürzt, und das andere, 
(laß jetzt am Ruder ist, musste sich in n^nu fiiianziuUes Srhieksal 
fügeu, o>)Wohl es selbst alh' gefalii drohenden Nachteile des Finanz- 
abkommens offen eingestaiuleu hatte. 

Was den Gang der Staatfimascliinerie betrifft, der sich in der 
lir^vtzgrl.ung bekuiidot, so finden wir hier ein stetes Horum- 
exiitiiinienticroii , •'inen chrorischen Sy>teiiiweulistil sowii* Abwos^nheit 
jeder Ti-aditiün; nur in einem i.st man konservativ — in dt r lo^is- 
!atnri<!ehen Svftemlosigkeit. Ein klassischer Beleg dazu ist die 
Märtyrologic der serbischen Verfassung. Tn Rtilgarien sind z. B. 
sämtliche Beamten (Professoren, Lehrer. Rieliter u. s. w.) ab- 
setzbar, oder richtiger gesagt, ihre Existenz hängt von dem Gut- 
dünken des jeweiligen Ministere ab. Nun hat das Ministerium 
StoüoT Ende des vorigen Jahres den Versuch gemacht, wenigstens 
einen Teil das höheren Richterstandes unabsetzbar zu machen. Die 
Opposition <rhliig indessen Lärm, man wolle ,^arteigängern'* ihre 
Richterstellen für immer sichern. Mit dem neuen Ministi riiun kam 
im Anfang di« seH Jahres eine neue Kammer ans Ruder: dem Gesets 
betreffiend die Unabsetzbarkoit der Rioliter wurde kurzer Prozess 
gemacht, und Richter und Justiz hängen abermals von der Gnade 
der jeweiligen Regierung ab. ^ den 34 Jahren seit der Thron* 
besteigniig ESnig Georgs hat Oiiechenland nicht weniger als 42 
Xmisterien erlebt . . . Die meisten Beamten sind bestechlich, 
oachlittig, parteiisch . . . dies wirkt auf das Volk nnd dieses wird 
angeleitet, den Fiskus als Feind, das Staatsdgentum als henenlos 
«nnisefaen . . . Noch ärgere Znstlnde (herrschen) in der Gemeinde- 
verwaltong . . . Auch die Gerichte und das Heer sind von diesem 
Wirrwaxr nicht fiei geblieben^, so schreibt ein tflohtiger Kenner 
Reogriechenlands^). ünd nachdem der griechische Gesetageber 

'> I)r. Alfred Philipi'sohn, Griechenland und seine Stellung im 
(>n<eut. S<mdentbdruck aus dur Goograpischea G^eUscbaft, Herausgegeb. 
von A. Hetlner HI. Jahrgang 1897, 4. Heft. 
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etwa Dreivierteljahrhundert an Armee und Flotte herumgedoktert 
hatte, musete er aidi vor kursem entsehlteBsea, ein Gesetz durehzu- 
ffihren, wonach Ausländer als Organisatoren (d. h. Beoiganisatoren !) 
an die Spitze der Landesverteidigung zu stellen sind! Wenn es so 
mit dem allerpatriotischBten Institut aussieht, wie mag es erst um 
Verwaltung, Justiz und Staatswirtsohaft bestellt sein. 

Ftlr die vergleichende Rechtswissensdiaft und Yolkswirt- 
schaftslehre ist selbstredend Beoht luid Volkswirtschaft der Balkan- 
staaten von Bedeutung. Das Qewohnbeitsrccht der BalkanvOlker, in 
welchem die verschiedenen Einflösse zur Geltung kamen, ist sdion 
an sich sehr instruktiv. Auch als Experimentierboden, wo rezi- 
pierte Gesetze dem Gewohnheiterechte ange[)i'oft werden oder wo 
man legislatorische Experimente anstellt, die sogar für die altm 
westeuropäischen Kiüturstaaten als gewagt erscheinen, %-erdienen 
die Balkanstaijten beachtet zu werden Inde^^8 ist die Kenntnis 
der Gesetzbücher ungenügend, wenn wir da.s Wesen des gesanil' ii 
Staatsniechanismus in seinem Zu.siuumenhang nicht kennen. Was 
fronnnt ih^m Staat un l Volk gute Gesetze zu liaben, wfMin sie 
sddecht an^t wendet wrnlt n und wenn sie bei jodeni liegiorungs- 
wechsel wiu Tilzo iiaeli ii>'in Kegen ans <lcm Hei lit^tioilm s<-hi»'ssen, 
um bald dai-auf wie Pil/c zu verküininfrn. \'nv all.Mii niuss der 
Einniis< der auswäi 1 i^n.Mi l^)li1ik bei-ücksiclitigl wenUni, der man 
z\n\ sämtliche < i'-Kicchen der inneren Politik in die Sehulie 

'iw brlii.'hon sucht. Suuverän öder nirlit>(mveiäü, sind diu Balkan- 
stiutteii zu schwaeli, um sich nicht auf ii-gend eine „interessierte' 
Grossmaciit stützen z)i müssen, sobald sie an der Grossmachtpolitik 
teilnehmen wollen. Allein die kleine Schweiz, mit ihrer drei- 
sprachigen Bevölkerung, die zwei sieh bekämpfenden Glaubens- 
bekennftnissen gehöit, mit ihrer politischen Binnenseelage, umgeben 
von vier national- und sprachverwandten mächtigen Staaten, die 
Schweiz könnte den Balkan vril kern den besten Beleg dafür bieten, dass 
ein selbsigentigsames, politisch nüchternes und staatswirtschafüich 
tüchtiges Volk sogar unter den allerunganstigsten poütisch-geogra^ 

') Vc'l. meinen Aufsatz ..Das staat.ssoziaiistischo Kxiifrimont einer 
obligatonstlien tje^en seit igen Hagel versieh ornng in Bulgaueu', Archiv für 
bozialo Gesetzgebung und Statistik lÖOÖ, Bd. XJU, S. 4Ü1 u- ff. und 
Dr. Sohischmanov, Das sogeDannte „deutsche** (?) Gesetz in Bulgarim. 
Jahrbudi für vorgl. Recbtswiss. etc., L Jahrg., II. Abi, S. 502 u. ff. 
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jthiBcheii VerbSitDiasen nolL aelbsOiM^ mit grOsstem Erfolg ont- 
wiek«lii kann. Die chriBtliclien Balktnataaten sind im Oroesen und 
Q»Dzen, 'was Spniclid und Glanbensbekenntnis betrifft, national 
bonogen. Gewiss fimd in diesen Staaten vährend des XIX. Jahr- 
hunderts, im Vergleich zu der TOrkei, ein enormer Fortschritt 
staitt, dieser Fortschritt hat es indess nicht veriiindert, dass sich 
in ihnen Erebsschfiden einlassen, die fOr ihre gesunde Eotwickelung 
m gr{i68ter Oe&hr sind. Ihre Kultnrffthigkoit haben die 
Bkikanstaaten zweifelsoline bewiesen, loider will es scheinbar mit 
der Staatsfälligkeit der meisten Balkan vülker nicht klapi)en. 

Wie bereits « rwähnt, sclK'int »'» m dieser Hinsicht drin ruiuä- 
nisf'ht'n Staat am m-Msten cfecrlru kt zu sein. Dabei fällt einem un- 
willkürlich eine charakteristische Thatsache auf. Derjenige sämtlicher 
Balkan Staaten, der nm wenigsten das Joch der Tttrkenherrschaft zu 
ffihlen hatte, w ar Huniänien. Nur hier hat sich ein nationaler Gross- 
|rnindl)esitz erhalten. Als unmittelbare Folge davon Itildete die Agrar- 
frage ein gefahitl rollendes Problem für Rumänien, ein Problem, 
wolclit's Jahrzehnte hindurch den politischen Parteigetriolx?n seinen 
Stemi« ! aufdi-ückte. Und bis auf den heutigen Tag sind Bauernaufstände 
und ihre Unterdrückungen manu militari eine chronische Krankheit 
Rumäniens. Dafür aber — besitzt Rumänien die am wenigsten 
radikale Verfassung; denn Rumänien ist der einzige Staat auf der 
Balkanlialbinsel , wo wir ein Zweikantmerajstem und indirekte 
Wahiea finden und wo schliesslich der gesetzgeberische Mechania- 
mns die wenigsten Sprünge aufweist OriechenUnd, Serbien, Bul- 
garien sind in sozial^wirtschaftUoh» Hinsicht demokratische Staaten 
»afilcxiiPi Einhammersystem, direkte Wahlen, Eleingrundbesitz 
sowie absolute Machtlosigkeit der Krone dem Parlamente gegenfiber. 

In Anbetracht des Yorherrschens des Kleingmndbesitzes und 
des Umstandea^ dass wir es hier mit sozusagen Bauemstaaten zu 
thutt haben sollten doch eigentlich Landleute sowie Interessen 
der liodwirtsdutft das politische sowie staatsrechtliche Leben be- 
henrsdien, nmsomehr als es sich um Staaten mit allgemeinen, 
direkten Wahlen handelt. In Wirklichkeit aber wenlen Kammern 
und Gesetzgebung, sowie das ganze politische Leben von der 

') Vgl. meine Studieu „Socialpolitiüka bref £1*^0 boa de fürst en 
«OMt Bolgarieo „Fbsk Tidskriff' 1880. 
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»latelUgens'* beherrscht, und in Hinsicht auf die wirtBchalUiche 
Politik gtehen industnell'protekti 00 iBtische Aspirationen im 
Vordergründe. 

Eine eigenartige DilFerenxierang der gesellschaftlichen Schichten 
findet auf der Balkanhalbinsel statt Wer nur irgendwelche Bildung 
genossen hat, vwlSsst heimatliche Scholle und vftlerlidies Gewerbe, 
um in die Beihen der Beamtenschaft su treten. Ißt wenigen Aus- 
nahmen gehört die ganze gebildete Welt der Balkanstaaten entweder 
zu aktiven Beamten oder zu solchen, die ee werden wollen. 
Eonimt iruvnd welche oppositionelle Fraktion ans Ruder, so niuss 
sie ihre Tin teigänger mit Stelleu belohnen In Bulgarien heisst 
die«: „Der Kampf um den Knochen/' Noch schlimmer sind diese 
Veihilltnisse in Oriecheiiland. „Die Zaiil der Ärzte und Rechts- 
anwalio ist ganz ausseruflt-ntlich: ihr»^ Qualität stecht dafür meist 
iut um^t ki lu-ten Verhältnis ui ilirer Zahl, Daher wird ein ge- 
hdirtes l'iol.'tariat von StellenjJlgern grossgezogen, welche mit eine 
Hini|itursiu;he der unglfkklichon politischen Vnhältnisse dos Landes 
ist*'-). ,,Z wanzig .lalm; sind nun voriihor. Kim- starke Strömung, 
eine ganze Üboi sinllung hndet vom flachen Laude nach den Städten 
statt. Die Spoxialsehulon, Oymnasien und sonstige rntorrichts- 
anstaJten nelmien alijährlich viele Zöglinge auf, indess verlässt die 
Jugend die Schiden nicht iu der Absicht, sich fi-eien Gcwerl>en zu 
widmen . . sondern initiativlos und arm nn Geist, wie sie sind, 
pflanzen sie sich vor den Kanzleien mid SUuit.sinstituti^n auf und 
warten mit geki-euzten Armen, nnf dass die Pforte sich vor ihnen 
ORhe. ... In dieser Hinsicht hal>en wir einen Riesenfortschritt 
gemaoht'^ so schreibt ein bulgarisches Regierungsblatt, dasi« dies- 
mal zweifelsohne eine Thatsache konstatiert, die jedem klardenkenden 
Bulgaren Iftngst eingeleuchtet hat*). 

') Höchst charakteiistisclie Tliatsauhen habeu die im Jahre lb'J7 \ur- 
öffentliofateu „Ergebnisse der Staatsbeamtea-StatiüUk fär 1896'' (Sofia 1897, 
Publikation des StB&tisohen Amtes) an den T«g gebracht. Wir führen nur 
ein Beispiel der f,Flaktnation*' der bolgsriscben Beamten an. Im Jahre 1800 

waren in den droi Ministorieti (des luueni, der Fioanzuu und der Justiz) 
10 iy2 Beamte luui Richter aiif^fstcllt ; davon fiabf^n 571(5 nur 'in Dienst- 
jahr und wonif:< r ,i,'t_'liabt. Von tlou 10 IHJ \v:ir< ii nicht weniger als 7636 
einmal, 1019 zweimal eutlassea und wiederum angestellt. 
^ Philippsoll 0. c. 

*) „Narodoi Priva'' 1809, Jahf^g IV, No. 71. 
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Daher beherrschen die inneren politischen Fehden dsin ganze 
poiiti&(h<> Leben. Unter solchen Vcrhriltnissen ist en natflrlich, 
(lass liin iiiul wit-dtT eine oppositionelle F;u l>'i zur au h w ü r t i een 
Stütze ZutUicht nimmt, bo ilimö Bich iiiiieipuli tische Aspiraliniien 
imd ausserpolitische Velleitäten verstricken. Auf diese Weise konnte 
es dahin kftuiinen, dass in Staaten, "wie Bul^rien und Serbien, 
innfrpolitisolio Parteien die Benennung „Auptmphilen'- und „Austi-o- 
phol^etr', „Ku.Hsophiloii'* und „Russophoben** erhalten lial*en. Was 
die auswärtigen „YoHeitiiten" betrifft, so durchkreuzen sidi hier 
[tolitische un(i wii-tscliaftlicho Momente derart, dass es schwer wirtl, 
eine Scheidegrenze zu ziehen, Russlands wirtschaftliche Beziehungen 
tu den Balkanstaaten sind, im Vergleich zu denen der w(>steuro- 
päischen Grossmächte, überaus schwach. In Serbien und Bulgarien 
steht Österreicli-Ungarns Import, wenigatens vorläufig, im Vorder- 
gnuule. Kussland^^ llandelftbe^iehungen zu Serbien sind fast gleioh 
N»dl. Sogar in Bulgarien, wo Russlaod jahrelang in direkter Weiae 
seine Handelsbeaiehungen hatte fördern k(")nnen, ist Busslands Import 
sehr schwach, vie aus der folgenden Tabelle su ersehen ist 

Der attswftrtige Handel Bulgariens. 

Gesamte Davou: 
im Kusslauds Östern-üngains Deutschlands 

Jahre EiDfahr Ansfohr EmlUhrAiisfabr Einfabr Ausfuhr Einfohr Ausfuhr 









m lUQ]li(«en Fnaks: 








1886 


64,2 


50,4 


8,5 


0,2 


17,0 




2»1 


0,08 


1887 


64,7 


45,7 


3,2 


0.1 


16,2 


3,6 


2,9 


0,2 


1888 


66,3 


64,1 


3,0 


0,03 


18,1 


2,6 


4»3 


0,2 


1889 


72,8 


80,5 


4,5 


0,08 


22,4 


3,5 


8,9 


1,2 


1890 


84,5 


71,0 


5,2 


0.06 


33,0 


5,5 


3,8 


0,4 


1891 


813 


71,0 


6,4 


0,03 


33,9 


3,1 


4,9 


1,0 


1892 


77,3 


74,6 


3,0 


0«04 


28,1 


3,1 


8,2 


13,0 


1893 


90,8 


91,4 


3,3 


0,03 


32,5 


2,3 


12,0 


15,8 


1894 


99,2 


72,8 


4,9 


0,04 


35,1 


2,8 


12,0 


11,9 


1895 


69,0 


77,6 


3,4 


0,07 


21,7 


3,2 


8,7 


13,4 


1896 


76,5 


108,7 


4,2 


0,07 


22,3 


2,7 


8,5 


20,1 


1897 


83,9 


59,7 


4,2 


0,07 


21,6 


3,6 


10,6 


7,7 


189S 


72,7 


(jG,5 


3,1 


0,1 


20,4 


9,6 


9,3 


7,1 



Aus diesen Daten ersieht man I. dass Bulgariens Au.-m ii- 
handel seit der Vereinigung mit Ostrumelicn einen geringen Fürt- 
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Bchritt zu verzeichnen Imt, 2, dass Russlands Eiiiinhr luicli Hiilgaii. n 
unb(MU*utend und beinahe stalioDilr lileibt (maximum: C.70 pCt., 
mininium: 3,73 pCt, der Oesanil<'iiituhr ausmacht), 3. dass UAov- 
reich-Ungarns Einfuhr nach Buli^anen, trotz Enj^lands und Deutsch- 
lands Konkuri-enz, irainerlün an ei-ster Stellf steht (maximum: 41.79 
pCt., minimum: 23,61 pCt.). Am al!prautf;illendston ist der i noi me 
Fortsehritt, den Deutschland in seiueu Uatidelsbeziehuugon zu Ucu 
Balkanstaaten •) genuicht hat. 

Was den Staafskredit und den auswärtigen Pnvatkre<iit der 
Balkanstoaten betrifft, so sind sie vor allem auf den westeurr»- 
p.li sehen Creldmarkt angewiesen. In Serbien und Biilgari(Mi kommt 
in dieser Ilin>i' ht zuci-st Osten-eieh- Ungarn und dann Deut.sehland 
in Beti-actht. Da in den Balkanstaaten die finanzielle Misswirisrhaft 
zur Kreditnot ffdirt, die ihrerseits zur Folge hat, dass man den zahiungs- 
schwachen Kunden nicht immer leichte Bedingimgen gewährt, so ent- 
steht selbstredend eine Feindschaft zwischen den schwachen Schuldnern 
nnd starken QULubigem. Dazu gesellt sich die Handelspolitik der 
Bftlkanstaaten, die, obschon von fast ausschliesslich Viehsudit und 
Ackerbautreibenden Völkern bewohnt, teils aus fiskalischen, teils aus 
schutisadllnerisohen BeweggrQndon, die ESnfuhrzOlle in die UOhe 
treiben woUen. Hierbei Stessen sie auf den Widerstand der inter- 
essierten Importstaatmi, die ihre völkerrechtliche, politische und 
finanzielle Vorzugsstellung als tQchtige ^rapfwaffe zu iQhreu yer- 
stehen. ünd je schw&cher sich die Balkanstaaten (vor allem Serbien 
und Bulgarien) fühlen, umso st&rker wird ihr Hass geg«! die 
mächtigeren grossgezogen. ^ Da sich aber Russland, das selbst 

') Im Jahru 1889 hat Deutest lilands Import nach K'umiiiueii d'H 
ei"sten Platz erruogeu. Wähxead Osteirticli-Ungjirns Emfuhr nach Bulgaiiuu 
von 41,8 pCt im Jahre 1891 auf 25,7 pCt. im Jahre 1897 and auf 30 pCt 
im Jahre 1898 gesanken, stieg Dentocblands Einfuhr von G,04 pCt im 
Jahre 1891 auf 12,65 pGt im Jahre 1897, resp. 12,91 pCt. im Jahre 1898. 

') Diü von Seiten Österreich -Ungarns, speziell üngaras, geübten 
Vetorinärplarkoii irMi f,.Vir<!iS'|n>rri'!'' ..Srinveineukrioge!'') und die durch ho 
hfrvorgenifeuu Miss.stinuuung und Ft'inds!>!i5.'k<iit h<M dpn I^rilkan Völkern, 
werden jetzt von den österroicliischeii ludu^uiulleu aufrichtig anorkauot. 
,3orbien nnd Bulgarien etfohren einseitigen agrarischen Interenen zu liebe 
in der Viehsenchenfrage eine .... schroffe Bebandlong von österreichisch* 
ongartscber Seite^*. Cfr. den vom Central -Verband der Industriellen 
Österreichs herausgegubcmm Vurhericht Oesterreichs künftige Handels* 
Politik. Wien 1899, S. 21 u. £f. 
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(<>rtw;ihi''n«l zu auswärtigen Änloiheti Znlhjciit ii' hiinn nin«>. tn 
>ku Aul -iliebeilürfnisson doi- Halkaiiijtsuiteii mm. i»ur*.siv vcjhült 
iitifl. mit Ausnahme (lor Türkei, oiiien sehr gelingen Absatz nach 
(It^ii l»;ilk;ui-laa(t'ii lint^, folgücli in Handelsbozlelumgen ihnen 
cegenüiier J^ehr tolenuit sein kann, so ist es i:nnt klar, auf 
wcl'he Weisse im innerjK)litisih<'n Kampfe t Parteien diese 
hatnl«'!.-- und finanzpolitische Konstellation ausgeheutet weitlcn 
kann. Eben diese negative Vorzugsstellung, von der positiven 
(Stanmi- und Religionsgemeinselmft!) ganz zu schweigen, wünlo 
Hiisslaiiii Zinn moralisch ausschlaggebenden Faktor in den Balkan* 
Staaten gemaclit habf'ii, hätte Ktisslniid <lieson Vorsi)ning auszimfltzen 
reistanden, hätte nicht Russland dtuvli aktives Eingreifen in dies 
Staat -IrV^en der Iialkaii>ta;iten den I.aiif Mei iiuieren EIntwicklung 
laeh einer ihm gflnetigeu Kichtung beschleunigen wuHen. 

Dies fflhrt uns zur Betrachtung der ivclitlichen Besiehungen 
RiiBslanilK zu ikxk Balkanstaaten. In dieser Hinsicht kommen ror 
allem Rumfinien, Serbien und besonders Bulgarien in Betracht 
Wss Oberhaupt die Gesetzgebung der Balhanstsaten betrifft, so ist 
es kein Wunder, dass man hier beim Vorherrschen der ekklektischen 
Rezeptionssucht auch zu russisch«! Quellen hin und viedcr Zu- 
flndit nahm; indees war man sich der Rfickständigkeit der 
nuMsehen Gesetzgebung allzugut bewusst, um nicht mit Vorliebe 
mit voller Hand aus französischen, deutschen, italienischen etc. 

Qesetzbflcheni zu schöpfen, oder einfach ganze Qcsetzkodexc 

ibzosctoiben. Zwar hatte die provisorische Zivilverwaltung des 



■) Baaslands Einfuhr 

1B86 1890 1894 1897 1896 

pCt. der 

Mill. Gf^amt- Mill. Mill. Mill. Mill. 

Fre. oitifiihr Fr^. pC't. Fr . |''f. Fi- pCt. t'rs. pCt. 

nach Hulgaiieu 3,5 5,0 f),2 ü,l 4,Ü 4,1» 4,J 5,0 3,1 4,3 
luch Serbien 1,0 2,7 0,6 1,8 0,4 0,9 

»soll BoaiiDien 9,6 3,2 6,6 2,3 9,1 2,1 8,1 2,3 
Teii^. Deutschlands wachsende Einfuhr 

1886 1690 1H94 1897 1898 

lim. Jlill. Hill. IliU. UiU. 

9n. pOt Fts. pCt IV«. pGt Tta. pCt. Fn. püt. 

Ba«l> Kulgarien 2,1 3,2 3,8 4,5 12,0 12.1 10,6 9,3 12,9 

na- h Serbien 2,8 7,5 2,8 8,0 4,8 lO.Ü 

nu ll KunKirii. n 78.3 21.7 100,2 30.1 ll(),n 27.7 98,8 27,H 
(üach üfüzielleu ütatiätischeu rublüsatiuDen üor bctreffeudeu Balkaostaatun). 
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Fürsten Cerkafikij, der beauftragt worden war, das von den BoBSen 
eroW rto Rulgarien zu organisieren, die ersten Grundlagen der Vcr- 
waltiui{4, und des Jiistizwosciis gescliaffcu; Fürst Cerkaskij war 
aber ein zu einsiclitsvolUr und konservativ gesinnter Mann, als 
dass er sich hätte entschliessen können, die türkischen Gesetze ein- 
fach durch russische zu ersetzen. Von besonderem Interesse sind 
jedoch die Bestrebungen der russisclien Rocienm^', hei dem Äns- 
l>au des Staat«- und Verfassungsrec^ht« der Balkaiistaaten einzu- 
greifen. Die Geschichte des Verfassung»- und iStaatsrechts der 
Balkanst^mtcn ist erst zu sclu^ilxMi. Der kfiiiftige Geschici^tsfor^cller 
winl eine liarte Nuj^s 7,u knacken haben, um sich in dem Knäuel 
rechtlicher Prinzipien \uv\ pnlitisclier Nel'entendenzen zureehtznfiiKleii. 
Eines ist sicher: die russische Kegierung vertmt fast immer die ladikal- 
sten demokratischen Ansichten, sobaKl es sicli um ilas Vorfassungs- 
recht der Balkanstaaten handelte. Russland suchte fast stets die 
Prärogativen der Krone zu Gunsten der VolksveilretuTig zu schmälern. 

Wir begnügen uns nur mit einigen Beispielen. Auf Grund 
des Seimrataktes der Andrianopeler Friedeusbestimmungen yom 
September 1829 übernahm Russland die Leitung des gesetz- 
geberischen Mechanismus der Donaufürstentfimer. Der mit dem General- 
kommaDdo der Okkupationsarmee betraute nissische General Kiselev 
wurde zum bevollmAchtigten Präsidenten der Civiiverwaltung er- 
nannt Unter seiner direkten Einwirkung kam dann das „Oiganiflclie 
Statut^' zu Btsnde. In folgender Weise -wird dieses Vetfassungs- 
elaborst von einem tQchtigen Eemier der BslkanpoÜtik, dem 
russischen Schriftsteller TatUdev chaiakterisiert: „Dies nOrganische 
Statut" war nichts als ein Kabinetsprodukt, eine von denjenigen 
Verfassungen, die unter vier Kanzldwänden zur Welt konunen, 
die nicht der Geschichte des Landes entstammen, dessen Bedflrf- 
nissen keine Rechnung tragen; die aber die Lebensfcsgen auf 

Grund rein theoretischer Betrschtungen lOsen Dabei hatte 

EiseleT das Ziel verfolgt, für Russland die Bauernschaft zu ge- 
winnen, da die privilegierten Klassen der Donaufürstentfimer ihre 
unverhohlene Feindseligkeit Russland gegenüber an den Tag 
legten^ „Abgesehen davon, dass den Lebensbedürfnissen des 

') Tatiäcev, Die auswärtige Politik de? Kaiser Nikolaj I., Potors- 
burg 1887, S. 324- 325; ^ligarrv, Dio russiM he l'olitik ui der orieu- 
tali2>chou Fi'ago. Muokau 1x1. i, 8. 4U7 (beido Wurke iu russ. Sprache). 
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Ikuernstandes nicht genug Rechnung getragen war, stollte dii s. 
Verfassung zwoi souvoi jlne Milchte einander gegenfll)or, ro dass ili.' 
Reil>un.£^n iui\ oimeidlich waren und nur diin h Maclitrtpriklii! aus 
Peteibliiug beendet werden konnten- Datibt lU? Bestreben Russ- 
lands, die Machtbefugnisse 'I' s St.i^itsoberhauptes zu bosohi-ftnken, 
machte sich in Seil»ien in dtMi .ii\hi»>ii 1835 — lfi'5!» p'ltend. ..Ih«- 
mssische Diplomatie hatte dabei mit einem zweischneidigen Schwert 
gespielt ; es verstrichen kaum fünf .lahre, — und dasselbe Schwert 
versetzte ihr tiefe Wundon" Auch bei der Ausarbeitung der 
Yerfaitsung für Ostnunelien sowie des Füi-stentums Bulgai'ien ver» 
focht die rnasischo Regioning die radikalsten Prinzipien. Sehr 
instniktiv sind in dieser Hinsicht die Sitzungsberichte der euro- 
päisc'hen Verfassungskommission, die beauftragt worden war, ein 
^Organisches St4tut^' lür Ostrumelien auszuarbeiten»). In dieser 
Kommission waren stets die nissischen Vertreter, FQrst Ct;rteleT 
und Oberst Sepelev die Verfechter der Volksrechte. Die Ver- 
bamg des eigentlichen FQrstentams Bulgarien ist zwar ein Werk 
der konstitiiierenden Yenammlung in Tmowa (1879) und ist be- 
deutend radikaler ak der in Petersbiiig aiuigearbdtete Entwurf; 
doch war au jener Zeit der Einfluss der rusdeclien Begierung eu 
stark, als daaa sie ihr entscheidendes Wort nicht hfitte fällen 
kSnnen. Zwar waren noch nicht in den Jahren 1878^1879. zur 
Zeit wo die eisten Grundlagen des Yerfasaungsieohts Ostrumeliens 
ood Bolgariena gdegt worden, die Krebschaden der serbischen und 
griechischen Yer&SBung und Staatswirtschaft in ihrer ganzen Nackt- 
heit herroigetreten, indess hätte man sie schon damals bei gutem 
Willen entdecken und zeigen können. Die russische Diplomatie schlug 
aber in Bulgarien denselben Weg ein, den sie mit gritostem Hissr 
erfolge in Serbien und fiumflnien gewandert war. Die Folgen 
waten dabd dieselben: Zerwürfnis und Feindseligkeit, verbtmden 
mit eiser konstanten Kriegsgefshr für ganz Europa. 



'} Felix Bau) bürg, G^hichte der Orientalischen Augolegeuheit etc. 
Beriin 1692. 

*) Popov, Roasland und Serbien, Bd. I, 6. 364—366 (ruBSiBoh). 
Siebe: ^J-ar.'v o. c. M I, S. 420. 

■) Cfr. IJhnhurh)- Ttirkey No. 0 (18711), Part 1. Correspondenc« 
tiri;; the prottadiriL^ of the European cominission for the Urgaui- 
sativn of the Eastem Koumelia. 

7 
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AVir sehen also, dass sogar der nissisclip Kinfluss auf Rocht 
un<l Volkswirtschaft Bulprariens, wo Russlaiul am meisten hätte 
einwirken können, von no<,Mfiven Erfolgen gekn"^nt wnnlon und, 
ahgesehen von i> iii politisrhoii Ergebnissen, (li<^ si(;h mit don inner- 
politischen MMclioiisi liaftvMi eng venjuickttü), fast restiltatlos gcLIirlH^n 
ist. Jedenfalls liat der riissisfhe Einfluss nicht wciiii,'- da/n Imm- 
gctragen, nn> auch das hnlgaiisrh" Staatsleben in il'-n ratlikalen 
Fusstapfen (irieehenlands und Seiliiens wandern zu hissen. Dass 
Kufislami hierl)ei bona fido s»^iii«> Tntoivsson zu wahren glaubte, 
dazu war es selbstvei-stJindlich \ (illknnimen berechtigt; denn im 
Lebenskampf der Staaten bleibt für Vülkerphilantropie und Yolker- 
pfwlagogie sehr wenig Rium. Worauf es uns hier ankomnit, das sind 
ausschliesslich vergleichende staatsreehtlii^he und Volkswirtschaft liehe 
Momente, die wir wenigstens halben andouten wollen und die 
gegebenenfalls nur mit Berücksichtigu i der jeweiligen politischen 
Aspirationen Russlands vei-standen werden körinnii. Dass Rnssland 
auf der Balkanhalbinsel nach keinem khu-dui-chdachten Plane ge- 
wirkt, sondern sich stets an Opportunitätsprinzipien gehalten hat, 
anerkennen selbst kompetente rasaieche Forscher, wie Fopor, Tatififtr, 
2igarev n. A. Gewiss ist die „Politik** ein zu s<^fipfriger Gegenstand, 
als dass man ihn streng wissenschaftlich analysierett konnte; daher 
ist eben das Studium von Rasshinds rechtlichen Beziehungen zu 
den Balkanstaaten von so grosser Wichtigkeit, weit dem Forscher 
ein mehr oder minder objektiT sicheres Material zur VeifOgung steht 

W&hrend zumeist die WeBtmSohte, vor allem England 
und östorreich-üngain, frOher auch Fnmkreidi, auf der Balkan- 
halbinsel, hinsiditlich der agressiven Politik Russlanda, eine De- 
fensivstellung einnahmen, benutete Russhmd znweilen die Gelegen- 
heit, so z. B. in Serbien, in den DonaufilrstentOmern, in Bulgarien das 
rechtliche Yerhftltnis dieser Staaten umzugestalten. Ein objektives 
Studium der unter Russlands Einfluss zustande gekommenen Rechts- 
akte kann, so viel wir ghinben, zu keinem anderen Endergebnis 
führen, als dass die russisf^ Diplomatie nie die feste Absicht 
hatte, das Staatdeben der kldnen Staaten staatsrechtlich zu 
konsolidieren. Am merkwAi-digsten aber ist der Umstand, dass 
Ruf^land mit staunenswerter Ausdauer stets fjvst zu denselben Mitteln 
Zuflucht zu nelunen pflegte, ohne sich »lanun zu kümmern, das.s 
diese Mittel öfters vertsagt liattcn. 
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Bs verlohnt sich sehri vom Standponkte der vergleichenden 
Forachang, auf ein anderes Stealsgebilde einen Blick zu wetfoBf 
das nna viele Anhaltspunkte zur instruktiven Gegenaberstelinng 
^evahrt. Dies ist das ntJrdlichste eurofAische FQrstentum FIn- 
bnd, das ebenso wie die fialkanataaten ein staatspolltisches Produkt 
unseres Jahrhunderts ist Wahrend die Baikanstaaten stets von 
flieh httren lassen, wSre das GrossfQrstentnm Finland beinahe der 
Vergessenheit anheimgebllen , würde es nicht das vielgerQhmle 
Lud der „Tausend Seen** sdn. Zwar um ein Jahr and Tag alter 
tte die christUchen BaHunstaaten ist Finland von den weet- 
eoropftischen Gelehrten verhältnismässig woniger Äufinerkaamkeit 
geschenkt worden, als Rumänien, Serbien, Bulgarion, So z. B. 
finden wir in deutscher Sprache kein erschöpfendes Originalwerk 
fil)er Finland, die Obereetzungsiitpratur ausgenommen. Nun ibt vui 
kurzem die „Finländische Fra^^e- in den VoiJeigiuinl des üfFent- 
lichen Interesses getreten und ^11 »st den Spezialforst larn , die dos 
St'iiw*tliscli*^n tmd Russischen nicht mikhtig sind , ist es schwer, 
»ich i» ohjt'kiiv-\vi^senH<>haftlicher Weise zu orienti<'ren. 

Wfim Kiis.sland in s*'inen Expansionsbestreliunt^en im Südo>to?i 
f*lets auf den hartiiäckigL'ii Wideretand der Wrslniiujht© btit ss, >o 
hatte es in seiner agi-essiven Vnnvärtsljewegung nach Nordwesten 
la^ ime Bahn. Der Erobeniug Finlaiifls. eines von Natur aus 
armen Ijandes, liat Europa ruhig zugeschaut. Die^e Erobenmg war 
gleichsam der Schlussstein in den jahrhundeillangen blutigen 
Kämpfen zwischen Russland und Schwe<len. In völkerrechtlicher 
fltnaicht ist der Flriedxichflhainmcr Vertrag vom Jahre 1809 für das 
politische Europa ausschlaggebend; diesem Vertrage gemäss ist 
Finland als ein von Russlaud untrennbares, ihm inkorporiertes Ge- 
biet zu betrachten. Indessen fiberliess Kaiser Alexander 1. dem 
OrossÜhstentum seine autonomen Bechteu Finland wurde fernerhin 
auf Grund finländischcr Gesetze regiert und verwaltet, und diese 
Oesotze waren dieselben, die in Finland noch vor Vereinigrmg mit 
Rosahuid in Kraft gewesen waren. 

ESn Bruch mit der Vei-gangenheit hatte mithin nicht statt- 
gefondeiL Der aus vier Standen bestehende Landtag wurde im 
Jahre 1809 ^einberufen und begann auf Grund der feierlichen Yer- 
McheniDg Alexanders L zu funktionieren. Im Jahre 1863, also 
mehr als nach einem halben Jahrhundort, wurde der ükndtag zum 
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zweiton Mal in Onn^ gefsftzt. um weiterhin periodische Sessionen 
abzuhalten. Und bis auf don heutigen Tag trflgt Finlands Volks- 
vertretung den alten Stempel der StÄndegliedening. Im Vergleich 
znm Verfassun^meclianisinuB der Balkanstaaten erscheint der Fin* 
ländisclie ein£iM2h altfränkisoh. Dort am grfinen Tiscli „verfaaate'^ 
VerfaesungeDi hier ein allmUilich gewofdeoea, im Kampf vom Leben 
entstandenes Verfasaungsrecht; dort ein „W8ndemder<< Beamtenatand, 
hier eine sesshafte, musteigUtige Bureankratie; dort fimkelnagelneue 
Geaetzbflchw, hier Rechtanormen so^ aus dem vorigen Jahrhundert 
(Sverig«6 rikea lag von 1734); dort halsbreoherische Sprflnge ins 
Hypennodeme, hier gem&chliohe, hohutsame Anpassung an die 
dringenden Forderungen der Zeiüanfte. 

Betrachten wir zuerst die tealeaa Folgen ^von. Unlands 
Staatswirtschaft ist im Vergleich au dem der Balkanstaaten, ja 

RuBsIands selbst als eine musterhafte zu preisen. Wfthrend daa 

stets schv^iinkonde Aufgeld eine chronische Krankheit der Balkan- 
staaten ist, Ictzüiiu sogar li.iuiaiiion nicht ausgenommen, ist Kinland 
seit lange zur Gold w ni n i,^ ühcrf;. -gangen, die sieh bis jot/.t 
mit grCsatom Kifolg lH>wäliit liat. Im Vergleich zu dei- uiierijuick- 
lichcn Lage der Stiialbliiiaiizeii Orifclienlands, iSerbieub und Bul- 
gariens ist Finlands Staatiiwirt.scimft umsomehr hervor/uhelK^n, 
als sie Hugar keine finanzielle Kinderkrankheit durch;6uuiacheu 
hatte. Ei"stens ist die Staatsiichuld der Halkanstaaten, selbstredend 
mit Bcrücksichtigunj? aller Projn »i tioncn, vielfach höher und sind 
die AnleihelK»din^ui)^n«n u n v o r häl tni m Hss i g unf^ünstii^oi als in 
Pinhnwl; dahci ist Finhuids auswärtiger Ilandt l h.Mleuteud hülier 
und Finlands Produktionsintensität bei weitem starker, Vergleichen 
wir z. B. den serbischen und den bulgarischen auswärtigen Handel 
mit dem inländischen. 



Einfuhr Auafuhr 
Serbiens Bulgariens Finlands Serbiens Bulgariens Finlands 
im Jahre in Millionen Fkanks: 



1893 


40,9 


90,8 


126,2 


48,9 


91,4 


114,7 


1894 


34,8 


99,2 


138,7 


46,0 


72,8 


135,9 


1895 


28,2 


69,0 


150,3 


43,3 


77,6 


142,9 


1896 


33,4 


76,5 


172,6 


633 


108,7 


158,9 


1897 


45,3 


83,9 


202,5 


55,9 


59,7 


168,6 
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In Serbien und Bulgarien Zicknckentwieklunff, in FSnUinct 
loatinuitftt; in Bulgarien und Serinen beinahe Stagnation, in Finland 
AiilBcliwnng, ein umso auffaUenderar ünterschied, als die fie- 
fSlkoung Bulgariena dichter nnd um eine Million giOaser ist, von 
äfft enormen Differens der BodenqnalitSt au Gunsten Bulgariens 
vad Serbiens ganz au schweigen. Einen im Oktober 1897 
ia der Petersburger LandwirtsdiafUichen Qesellsdiaft gehaltenen 
Bericht über JRnland schliesst der Berichtetstatter Tanflljev mit 
folgenden Worten: „Es ist hier nicht angebracht, sich Aber Fin- 
liads sonstige Kulturerfolge ausxulassen ; allein schon das, was die 
fiallnder im Kampfe mit Her muhen Natur um ein Sttlok trockenes 
Bwjt erreicht haben, zeugt bedeutsam, klar und deutlich, was eine 
oQchteme und ehrliche Bevölkerung, die niemals Sklaverei kannte . . . 
sogar aus Felsen und Sflmpfen zu sdiaffen TStmag''^). ISn Bei- 
spiel genügt. Wfthrend nach dem an Weiden und Triften über- 
leiehen Bulgarien Butter eingeführt wird, ist es dem an Felsen 
reichen Rnland gelungen, den Butterexport von 5 Millionen kg. 
im Jahre 1875 bis auf mehr als 1-1 Millionen kg. im Werte von 
ül>er 30 Millionen Fniiiks zu steigeni. Welch grosse Arbeitskraft 
und intelligente PrfKluktionstüehtigkeit die Finländer dabei haben 
entfalten iiiüs>. n, kann sidi nur derjenige vorstellen, der Gelegenheit 
gehabt hat, die erfult^losea Predigten unij Kiriiunterutigen mit an- 
ziüiören, die nmu seit vielen Jahren in Hulgarien und Seilion 
an diejenigen rii litot. die vor allem berufen sind, an der Hebung 
der damiederliepMi<li'n I^ndwirtschatt leiUiuiehmen. Dass es den 
Unländern au- li j;elunpen ist, in der Entwicklung der Kabrikinibistrie, 
im Vergleich zu den üalkanstaaten einen ziemlich groi>si>n Erfolg 
zu f^rreir-hen, ersieht man aus der Oi schiclite tler inissisch-tinländi- 
sthea üandelsbeziehungen. Da der russische Zar hinsichtlich der 
ans der iyjhwedenzeit sogenannten „ökonomischen Verwaltung*' freie 
VonK-alttingshand hat, so konnte stets die russische Regierung zu 
Gunsten d^r nis^iselien Produzenten eingreifen. Und der ganze 
Verlauf der fialftnUisohorussischen Zollbestimmungen, auf den wir 

') Tauf i 1 jev, r,. S"ljsk()(M'ho/,jajstv(> v Fiiiljaiidii. I)<jk!;iii. Za^^edanie 
peterburgskago sobraoija stjljäkich chozjaev. i8U7, No. 5 (.SonUerubdruck), 
d. die mvterfaaftan PnblikaUonen der fiiüindisdien Geographisohen Oesell- 
ftAaft ^tlm de Ilnlaade'S Helsrngfois 1899 und den Bd. 17 des „Bulletin«* 
tar Gaaellsohaft, Helnngfon 1899. 
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hier nicht näher eingehen können, zßigt, wie o i n s o i t i g russischer- 
seits 1>ci den Zoilbestimmungon (1811, 1835, 1859, besonders 1885 
und 1807) verfahren wurde*). Gemäss dem letzten am 1. Juni 
1897 in Kraft getretonon neuen Zolltarif haben alle nissischen 
"Waaren zollfreien Eingang nach Finland. Eine Ausnahme 
bilden drei Artikel, die fflr Unland volkshygienische oder finanz- 
politische Bedeutung haben, n&mlich geistig Getränke, Tabak und 
Zucker. Wahrend alle übrigen russischen Waaren in unbe- 
schränkter Quantität nach Finland zollfrei eingefflhrt werden 
kfinnen, werden die finländischen Einfuhrwaaren in vier Kategotieii 
geteilt Unter den 38 ISnfuhxartikeln, die einen betrSchtlicfaen 
„Differenziallioll" zu entrichten haben, dfirfen etwa acht Artikel 
nur bis zu dnem gewissen Gewichtsmaximuni die „Difierenziallzoll* 
Begfinstigung^* gemessen, und zwar die, die fSir Finlands Industrie 
die grÖBSte Bedeutung haben, nämlich: Porzellanwaaven, rohes 
Fensterghw, Eisenblech, sonstige Eisenfabrikate, BaumwoUwaaren, 
Leinenfabrikate, Strickwaaren etc.*). 



Russlands Einfuhr nach Finland Finlands Einfuhr nach Russland 



*) Gf. den Bericht Morozov's, eines höheren Beamten des nissisGhen 
FinanzministflriiiinB, Finljaodija v toigoro-promySIennom otneSenii. Peters- 
Irarg 1895. 

') Cf. Das Journal der AlIorhö(')i«f .'mannten Konimis'^ioTi liyhufs 
Untersuchung der Frage betreffend dio liandelshiv-ifliungen des (russischen) 
ßoiuhs zum Grossfürsten tum Fiuiand s. 1. e. d. (1810). 

Der niMiaohe Zolltarif veiglichen mit dem des Orofisfäntentiiins Fin- 
land 1802. Heranagegeben vom (mssisohen) Finanzministeritun. Peters- 
burg 1892. 

Vher die letzteu ntssisc^h-finländiscbco Zollbestimmungen cf. Sammlung 
ron RetsfioruDgsgesetzen, -Veroidnungen etc. 1897, No. 48 (Alles in 
russiacher Sjjrache). 

") Cf. Bidrag tili Fialauds officiela .Statistik, Ilaudul ovh Sjöfart. 
Helsiogfors 1866—96. 

Die mssisdie Handelsslatistik stimmt nicht mit der finUhidiaohen 
überein. « Jemäss der Publikation „Übersicht von Russlands Aussenhandel 
für das Jahr 189a*' Petersburg 1898 (ruBsisch) soll im Jahre 1896 Bosa- 



Rossiaeh^flnländisdie Handebbilaiis. 



im Jahre 



m Millionen finl. Mark (Franks): 
52,4 364 
60,6 32,6 



1891 
1892 
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RoadantU ESnlubr lueli Finland Finlands Einfuhr nadi Russland 



Gt'triiibs <ler letzten nussiwilion offiziollen han<lcl8.stiti8ti8<:hon 
Publikation vom .lahro 1898 maclito iui .laliiv* 1806 Russlaniln 
Eiiifiihr nach Riunänifii, Grio<hcnland, Bulpiricn und Serbien zu- 
sammen 13.7 Millionen uii'l Uio (icsamtcinfniir dieser Staaten nach 
Rusisland 4,3 Millionen Kabel auf?. Mithin ist Russlands Kinfuhr 
nach 'Jeni kleinen Finland bedeutend giösser als naeh sämtiielien 
•;lm8tliehen l^ilkanstaaten. Diese hi5chst günstige Gestaltung der 
nissiüih - finländischen Handelsbeziehungen liat Kussland erstens 
aeioer ausschlaggebenden [X)litischen Vorzugsstellung, sowie 
nreiteos dein matenellea Aufschwung Finlands zu verdanken. 

Es unterliegt kdnom Zweifel, dass dieser Aufschwung vor 
allem, wir möehten es sagen, völkerpsychologiseher Naturj 
nämlich ' in Piodiikt der Arbeitstüchtigkeit und Arbeitsdisziplinierung 
^ fioltodischen Volkes. Allein di« sc lirleichsam latente Fä]ii!^k«>it 
Iconnte mir, dank besonders gQnstigeu kulturellen staatsrechtliclien 
IL dgL Umstftnden zur Entfaltung kommen. 

Was die sozialen YerhSItnisse betrifll, so genügt es, einen 
'Achtigen veigleichenden Blick aof die Balkanhalbinsel und Finland zu 
verteil, am eine frappante Thatsache zu entdecken. In Qriechenland, 
Serbien und Bulgarioi ist der Qnindbewtz sozusagen demokratisiert, 
isrstQekelt; von einem irgendwie bedeutenden Groesgrundbesitz oder 
^em krtftigen mittleren Bauernatand ist hier keine Spnr vorhanden. 
In Bainftnien und Finland dagegen finden wir ein betr&chtliches 
I^dpraletariat, eine vemadiliBsigte, erst zu lösende Agmfnige; 
indeas besteht zwischen Bumflnien und Finland ein bedeutender 
^'ntendiied; wShrend in RumSnien ein sehr betrftchtlicher Teil 
^ Qnind und Bodens dem Adel gehOrt, ist der Orundbeatz 

^'is Einfuhr nach Finlarul 17,n. Finlands Einfuhr nach Russlaud 20,4 
Millionen Rubel au*;>;cmai lit h;il»t'ii. K< würde uns indes zu weit führen, 
**^llteii wir des Nahoreu autersuthfu, warum wir iu diesem Falle der fiu- 
lifi^lttcbea offiziellen Statistik den Vorzug geben. 



im Jahre 

1893 
1894 
1895 
1896 



in Millionen finl. Maik (FruiikB): 

50,1 40,0 

4 7.Ü 43,6 

51.1 48,0 

55,4 47,9 



48,3 
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des flnllndisohen AäsüB TeriilltDUnDftBsig unbedeoteiid. Trotz aller 
zum Teil mit Erfolg durchgefOhiter Agnirreformen lasBen die 

Agrarverhältnisse Humäniens Manches m wfinschen übrig. Kin 
Beweis dafür sind die bis auf das jetzige Jahr periotlisch wieder- 
kehrenden Bauernaufstände. Während die ländliche Bevölkerung 
Rumäniens, wie auf der ^aiizoii Biilkaiilialbinsol, sehr verechuidet 
ist, so bildet ein wirtsehafilirh durcli und durch presunder Bauem- 
stand gleichsam das Rückgrat der finländischen Volkswii tschaft 
Dazu kiiiiunt mwh der Umstand , dass, im Untersohic<l zu der 
bäut'rlirhcu Bovr-lkerung tler Ralkanstaattju die üuliludisclic nie 
leilteigen war; folglich hat sich der Voikschai-aktor in seiner unver- 
fälschten Reinheit cilialtcii können; von l^nuernaufständen weiss 
(lic Oeschiclitc di's Fürstentums Finlands uiclit zu berichten. Immer- 
hin war die adlige üruiuibositzerklasso Rutuäiiicns für den Ausbau 
der nimänischen Gesetzgebung ein konservativ retardiei-endes Moment. 
Rumänien besass von vornhei-ein eine reiche, gebildete, staatsfähige 
Klasse, die den übrigen Balkanstaaten fehlte. Daher wurde auch 
Rumänien, im Vergleich zu den «ndeiea BaUanstaaten, stets vor 
geiährlichen Sprüngen ins Extrem gewisserraassen bewahrt. 

Wie dem auch sei, ein Vergleich zwischen Finlaiid und den 
Balkanstaaten zeigt uns y.iir Genüge, dass sich Finlanil normaler 
entwickelt hat, als die Balkanst<\^i(on. Selbstverständlich sind dabei 
den Fiidändern zwei bedeutende Umstände zu g^te gekommen; 
1. dass Finland keine auswärtige Politik treiben musste imd 2. dass 
es Ton den.Eiebsacfaflden des MilitarismuB nicht zu leiden hatte. 

Und das hat Finhind 7omehmlich der Weisheit der russischen 
Zaren za verdanken, die es einsichtsvdl und rechfaBeitig begritfen 
haben, dass eine übergrosse Militftrbelastung jeden Fortschritt in 
diesem von Natur armen Lande von vornherein unmöglich machen 
würde, üud nun ist unlfingst durch die Frage der Erhöhung des 
finländischen TnippenkontingentB die ganze Frage der staatsrecht- 
lichen Stellung Finlands zu Russland aufgerollt worden, eine Frage, 
von deren LOsung die ganze staatswirtschaftliche und politische 
Existenz des zur grossen Blüte gelangten OiossfOrstentiuns abhängt 

Wie steht es nun mit dieser FrageV 

Des Baumes wegen müssen wir uns auf das allemotwendigste 
beschxänken. Wie bereits erwähnt, ist Finland in völkerrechtlicher 
Beziehung ein Teil des russischen Staates. Was das staatacecht- 
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liehe VerhAltnis zn Russland betrifft, so kommen dabei folgende 
Hain»tiragen in Boti-acht: 1. Auf welcher staatsrechtiichen Grund- 
hge ist Finlands politisclie Existenz geschaffen worden? 2. Ilat 
Mand eine VerfiBflBung. dm« Ii die die Rechte der russischen Zaren 
als GrossfArsten von Finland beschränkt sind"? 3. Wie weit er- 
streckt aioh di^ie konBtitationelle Beschränkung? Und sohliesaliofa 
4. die idn akademiBche Frage: Ist Unland ein 8tut oder eine 

Der TUfifliaoh-finlliidische staatareobtliGhe Streit, auf deesen 
politische Vorgeschichte wir hier nicht eingehen kOnnen, ist erst 
in der aweiten Hälfte der achtziger Jahie auagehrochen: die Kuasen 
belNiden eich dabei in der OffiBDfdve, die FinUnder in der Defen- 
sive. Der Anhing dieaes Strrita fiült mit der Zeit suaammenf ala 
die flnUnder im Begriffe waren, ihrem Staatsrecht eine wissen- 
schaftliche Unterlage sn geben. Jedes Aktenstück, das sich auf das 
IhiHndische Staatsrecht besieht, wurde von den Streitenden hin 
und her gedeutet, und da es sich dabei um die Staatsgeschichte 
des GrosafUrstentums wthrend bdnahe eines Jahrhunderts handelt, 
so ist es khff, weteh enormen Umfang das Objekt des Streites hat^. 

ISne Verfusungsurkande im strengen Sinne dieses Wortes 
beättt Finland nicht Die feierliche Vei'Bicherang Alexanders L 
in Berga ist der Ausgangspunkt der Yerfassungsgeschichto des 
QiiOBBfflrBtentiims Finland. Nur wer Jurisprudenz mit Juristerei 
wwechselt, kann iik Abiede stellen, dass Alexanders I. Versicherung 

') Abgesehen von den russisch -finländisühen Quellenwelken kommen 
hwr vor allem folgende Werke in Betracht: Die grundl^ende Arbeit des 
finlindischen Oplehrtfn Mechelin ,.T);is Staatsrecht dt'« nrojäsfnrstr-ntums 
Finland. Ibbü (in ilaquardsens Handbuch des (ifToutlichou Hfchts); 
DanicUoo, Finlands Yereioiguug iiüt dem Kussischen Keiche. Auliu><slich 
itt Aikeit Ton K. Ordin: „Fudands Unterwerfung/' Übersetzung der 
iwflitflD Auflage des schwedisoliea Onginsls. Helsingfors 1891. Leider ist 
das Werk des ßnlaDdischon Profesior Hermsoson ««FinlandB Statsrättsliga 
^^tällning^' nur ins Russische übertragen worden. Demnächst soll auch eine 
deutscb«" t'bersetzung erscheinen. Vgl. auch i. R. Fischer, Finland and 
tli« Isars. London 1809. 

*) Einen Vorgeschmack der wissenschaftlichen Angriffwmethode , die 
in nanehen I^or befolgt wird, ksan msn ans der folgenden fransisisdien 
Soluifl des nusisohen Staatsbeamten Elenev bei[ommeD: Les pretentions 
d« separatistes (? !) Finlandws. Aperen oritiqne de la dootriae separatiste 
«n fialaiide. Paiis 1895. 
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di« Onindxiedite und Privil^eii d«r KnlAader zu wahren, aiif die 
schwedischen VerfBSflningBbestimmungeii sich nicht bezieht In dieser 
Hinsicht haben die Russen Ordin und Elenev eine Sysiphnsarbeit 
unternommen und mit verblüffendem EJrfolg eine ganze „Schule" 
gesc'liaffon Wenn indessen die Anfcchtor des finländischen Ver- 
fiiiä.Nungsrochts, ■weiiii^stciis aus foriual-liuclistäblicheu Ki^ehtsgrüiiden, 
einen seh' inliaivn „Vuiwund" lialion, die „Versicherung" Alexanders I. 
dahin /.u deuten, da^s sio sicli nicht auf Finlands \>rfassuiiDrsi*echte 
ln'zo^cn liütte, werden alle l'linwäiule geg^ni da'^ Vorhandfusi-iu 
einer Vorfassung dadurch nichtig gemacht, diuis sieii die l^' gierung 
Alexanders TL in der „Landtagsordnung" auf die ,<< liwedische 
Regiorungsforin vom Jahro 1772 und die F'nvnings - «xh Säker- 
hetsakten beruft. Dies.» Landtagsoninung wurde 1867 von den 
Stclnden angennmmen und 18(39 von Alexander !I. sanktionirt. 
Wenn auch Finlands Verfaßsungsrec^ht nicht auf Urund präz ix i- 
juridipcher Bestimmungen entstanden ist, so hat es doch im Laufe 
des XIX. Jahrhunderts hesondei-s n.ich 1863 einen steten Werde- 
pro z e s s durchgemacht . dessen Hauptmarksteine sind : 1. die eben ©r- 
wabnteLandtai;>onlnung 1 8ü0. in der unU'v and. rem für den Kai.Ker und 
Grossfürsten bindende lS<'slimmung l< >tg< si tzt worden ist, da.s8 
der Jjandtag minde^t^ns einmal alle fünf Jalirc einberufen werden 
Boiley eine Periode, die von Alexander III. 1882 auf 3 Jahre 
reduziert worden ist; 2. das von Kaiser Aleocander HI. im Jahre 
1886 den Ständen verliehene Recht gesetzgeberischer 
Initiative; 3. das verfsssungsrnSssige Wehrpflichtgosetz vom Jahre 
1878, worin 14 Paragraphen vom Kaiser als Grundgesetze, 
die nur mit Zustimmung der StAnde abgeändert werden 
können, erklärt wurden. 

Wenn auf gegnerischer Seite behauptet wird, dass es an Ver- 
waltungsbestimmungen nicht fehle, die zur Genüge zeigen, dass die 
russischen Zaren, besonders vor 1863, sich um die (inländische 
Verfossung nicht kfimmcrten, so sind selbstverständlich Präsedenzfälle 
von Ver&ssungsverletzung kein Beweis dafOr, dass die Verfassung 

•) Cf. Ordin. PokoreDis Pinljandii. Peterburg 1889; Elenev, Fia- 
Ijandskij sovremennyj vopros etc. Petereburg 1891. Vgl. auch die sehr 
inferessaiiti n ..Protokolle der Allerh'>ch«it eruauuten Kommission zur Tuter- 
Buchung des Projektes oiuer Kodifikation der Grundgesetze Fiolauds'^ 
Ilelsiugfüre ISUl, (alles in russischer Sprache). 
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kdne BechtBktaft habe. Seit 1863 aber hat der flnUndisohe Ver- 
fanongBapparat, mit wenigen AiiBnahmen, lu>rrekt funktioniert, und 
dieeem ünkstand igt mm grossen T«l das volks- und wirtsdaaftlidie 
Gedeihen PInlands zQsnsdireiben. 

Filr die russischoii Zaren war Finland eine VerfasBungsbchule; 
es ist daher höchj^t intereRsant und lelirreich, die konstitutionelle 
TKätigkeit der unbeschränkten Ilerrseher, Alexander IT. un»l 
Alexander Iii., zu stndinren. Selhstveretändli«')» wariMi ReilningtMi 
unvermeidlich, besuuUtTS wo es sieh um ( (esetzesliesti?ninmit;eu 
kindt-lte, die ge nici n 8;ii)ie Staatsangelegenlieiten regeln H«*ilten. 
In der nissischen Keichshälfto konnte die zaris( he Regierung nach 
Gutdflnken schalten und walten , in der linländischen musste sie 
den konstitutionellen Rechten der Finländer Rechnung tragen. 
Fast sämtliche russische Staat«rechtsfor8cher (Sergeevi<^, Romanovir- 
Slavjatinskij , Gradovskij, Ci^erin, Kaveliu), sogar solche, welche 
als die eifrigsten Verfechter der russischen Centralisieningg- 
bestrebungen zu betrachten sind (Korkunov, Taganoev, Martens) 
an^'fkennen das Vorhandensein einei fmlruidiselien Verfassung, wo- 
nach die unbeschränkten Zaren als hnländische Orossfürsten recht- 
H' ]i beschränkt sind. Das ist, u. EL das ausschlaggebendste 
Moment bei der Beurteilung der stsatsreohtlichen Stellung Finlands 
«L Russland. 

In Busdsnd hatte man Finland frdber &st ganz ausnahmslos als 
^taal^ betracbtet, hatte doch selbst Alexander I. zu wiedwholten« 
malen diese Bezeichnung gebraucht. Noch im Mai 1886 schrieb 
die Eitkovsche Zeitung ,^oskovskija Vedomosti**, die bald darauf 
das Sprachrohr der staatBieditlichen Angriffe auf Finlands Ver- 
fittsungsrecht wurde, daas der ,,ru88i8che Oesetzgeber ... auf 
Unland als auf eine abgesonderte Einheit schaut, die sich zum 
Bäche beinahe im Verhältnis einer Personalunion befinde** 
Wenn auch die bedentendsten russischen Staatsrechtsforscher 
finland als „Staat" bezeichnen, so giebt es auch einige sehr 
tüchtige russische Gelehrte (Korkunov, Tagancev, Martens), für die 
Finland blos eine „Provinz ist. Diese Debatte um staatsrechtliche 
Nomenklatur würde man als einen Streit um. des Kaisers Baii, 



') Cfr. Leitartikel vom IH. Mai 1885; dieselbe Ansicht vertreten in 
itn. Leüartikab vom 3, Hftiz 1873 und 6. HSra 1871. 
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betrachten können, hiltte man nicht iu Rusüland aus dem Begriff 
„Provinaj" das Recht auf Schmälerung des finländischon Ver- 
fa&sungsrechts ableiten wollen. Ein sehr interessantes Beispiel 
illustriert diese Frage. Im Jahre 1882 bezeichii. to Prof. Jellinek^) 
Finland als eine „Provinz'* und 14 Jahre dacauf iulüte er «ich 
gezwungen, von dieser Bezeichnung als einer nicht zutreffenden 
Abstand zu nehmen, um darauf zu einem neuen Kimstausdruck 
^taatsfragment" Zuflucht zu nehmen, da er Finiand fQr einen 
J^tsat^^ nicht aoerkeiinen konnte*). Und „Staatsfragmente'* wSren, 
nach ihm, Zwitterdinge, die „weder vfillig Staaten, noch rOUig 
Sfaatsahteilungen oder dem Staate unterworfene Eommiinalverhinde 
sind.** ,j1nLind wäre zweifellos ein Staat, wenn Aleacander L 
seine Eigensdiaft als GrossfDrst von Finland g&nzlich von der 
als Kaiser von Bussland getrennt hatte.** Hierauf ist zu erwidern: 
Berücksichtigen wir dagegen die gegebenen, historisch gewordenen 
StaatsiecfatSTerhflltnisse, — das Yerbssungsrecht, das wlhrend der 
Begierungszeit der Kaiser Alexander n. und HL in Finland einen 
steten Verdeprozess durchgemacht hat — so können wir nicht 
umhin, anzuerkennen, dass die Ifiat^tbefugnisse des Zaren von 
Bussland und des GroesfOrsten von Finland ganz verschieden, 
ja inkommensurabel sind; denn zwischen einem unbe- 
schrftnkten Zaren und einem konstitutionellen Mo- 
narchen^) gähnt eine unüberbrückbare staatsrecht- 
liche Kluft Daher hat der nissische Jurist Filosofov Becht, 
wenn er sagt, dass sogar vom Standpunkt dcö Professor JeUinek 
FinLuul als „Staaf zu bezeichnen sei. 

Der wissenschaftlirlio Streit um das Staats- und Verfassungs- 
nv'ht Fiulai. Is hat dun h das ,,Manifest-Qesetz" vom 3. (15.) Februar 
1899 üuinen jäiien Abst-hluss gefunden. Nach diesem Manifest boliült 



Die Lehre v(jii deu JStaatuiiverbindunf»eD, Wien 1882, S. 3. 

') Über Rtaatsfragmente, Heidelberg ISSKi. 

..ludeiii Ich an den konstitutionelleü monarchischen Hrund- 
sätzen festhHltü, wit> nie von den Überzeugungen des finländif^clien \ olkes 
gotragou werden und den Gcsetzon und lustitutioneu des lindes 
eigen sind, will Ich durch genannte Vonchligo das Selbstbeatettemogsreoht, 
das den Btttodennaeh den Orundgesetzen zukommt, weiter auedehnen eto.^ 
Aus der Rede Kaiser Alexaadeis IL b« der Eröffnung des finlindisdien 
Landtags im Jahre 1863. 
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wsh der unbeschränkte Zar in seiner Eigenschaft ;ds verfasdungs- 
gemäös bc'sehriuikt« r Grossfüist von Finland einseitig vor, in je<leni 
gegebenen Falle zu bcsliiiiiucn, w;us der Knin])o1enz des inlän- 
dischen Landtags entzogen wei-dcn bolle, was nicht. Gesetze, die 
das gesamte Rt icli angehen, sollen mitliin auf dr-m in Russlaud 
üblichen Vor waltnngswege auch füi- (lass vcrfassu u j^^sgeinasis 
zu rei:i''iT;n(lt:' Fiulaiul bindende GepotzoKkmft eilialtei». Dieses 
ilanifeöt kann dalior in des Wortes stn-nu-ein Sinne als VerfaB??unps- 
l>ruch be/Ä'ii-hnet weitlen. Zwar iifiontc die i-ussische Hegierung 
einiiro Mal. dass dieses Manifest die innere Autonomie'' der Fin- 
lämler unangetastet lasse, allein auf Onind des obigen Manifestes 
hat die nissLsche Regierung die politische Selbständigkeit Finiands 
aufgehoben, hat es zu einer Provinz gemacht; und von einer 
nuBischen nProiins^ zu einem „QouTeniement^* — U n'y a qu'uQ pas 

Ans der Oegenüberetelluiig der reohtUoheii und wirtachafl- 
lichen Beziehungen der BaUcanstanten und Finiands zu Runland, 
aus dem Veiigleieh awisohen den Balkanstaaten und Unland^ etsieht 
man, wie sich nonnal das letztere entwickelt hat: aioh selbst flber> 
lasBen und frei von ausserpolitiscben OegenstrOmungen hat sich 
Finland als — sit venia verhol — „lücht souverftner Staat^ gesund 
entwickelt, den russiBt^en Zaren stets treu imd loyal ei^ben. In 
jeder Hinsicht ist Rasslands VerhSltnis zu Finland von den gr((sst' 
möglichen heideiseitigen Vorteilen gekrOnt worden, ein wahrer 
Q«geo8atz zu den Beziehungen Buaslands zu den Balkanstaaten. 
Dies ist wohl der Onind, dass bis vor Kurzem kein einziger 
rassischer Kaiser Finiands Yerfassung au&uheben wagte. Der Sieg 
der nissisdien Gentralisierung»- und IHvellierttngsstrOmungen, hin- 
aichtlieh Finiands, wirft auch ein grelles Uchi auf die Inditionell 
gewordenen verfassungsrechtlichen Aspirationen, von denen die 
ntssische Regierung in ihren Beziehungen zu den Balkanstaaten 
dürfte gleitet woiden sein, Beziehungen, die nicht wenig dazu 
iLii Wigetrageti haben, dass die meisten Balkanstaaten, was Staats- 
ivcht und Staats Wirtschaft botriflt. kiium entstanden, Keime des 
VerfallfS in sich aufgenommen haben. 

Gewiss hat niemand recht, sich in die inucrou 

*) Den Aufsatz „Finland luid Kussland" in der russischen juridiHehen 
Zätäciirift „ijbornik pravovuieiüja i obstest vennych zuanij.'^ Bd. Vlli. 
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Angelegenheiten RuBslands einzumengen, der Wissen- 
Bchaft ist jedoch das unverbrflchliohe Recht vorbehalten, 
ihr strenges, massgebendes Urteil zu f&Uen. Lsidar ver- 
sagt in dieser Einsicht die deutsche wissenschaftliche Literatur 
den Dienst. Kein deutscher Forscher hat sidi der Blühe unter- 
worfen, qnellenmfissig Unlands Verfassungs- und VolhswirtschaftB- 
geschichte zu erforschen; dies ist mnsomehr au bedauern, als das 
Urteil der deutschen Wissenschaft in dem von uns ge- 
schilderten Staatsrechtsstreite sehr schwer in die Wagschale £illeQ 
würde, sagt doch einer der bedeutendsten russischen Hechts- 
gelehrten: „Die Wissenschaft diang nach Rnssland untw deutsdier 
Yemüttelnng und die deutsche juristische Literatur erfreut sich in 
Russland der grOesten und wohlverdienten Achtung^ 

Von welch eminenter Tragwette die in der Staatslehre heirsdien* 
den Meinungsverschiedenheiten sind, sieht man an dem Falte von 
Ftnlands Ver&ssungskonflikt, der hauptsichlich als Ausfluss staats- 
reohtswlBaenschaflUoher Kontroverse su betnM^ten ist, da selbst 
die offiziellen di^bezflglichen Urkunden einen wissenschaftlich 
polemischen Charakter tragen. Diese folgenschweren Mängel der 
gegenwärtigen Staatsrechtslehre verdienen unisomehi die Aufnioik- 
sanikeit <Ier Spezialforscher auf sich zu lenken, als vom Stamliiunkto 
der vergleichenden Foi*8chung Finland , im Ocgensalz zu den infulge 
verschiedener rmstämle sich sprungweise entwickelnden und, his 
zu einem gewisjiea ünido, staatswirtscliaftlirh kranken Balkanstautcn, 
einen im engsten Anschlu8.s an die Vergangenheit l»eiuahe muster- 
^nltif^eii normalen Entwicklnngsprozess durcligeniacht liat , der aber 
gegenwärtig Gefahr läult, durch staatsrechtliche Sti*eitigkeiten an 
der Wiir/.el getroffen zn wenlen. In luiserer kurz nach deni Vor- 
trage verüffentUchteu Broschüre ^) haben wir manuhe Teile des- 

') Cf. den Torttag des Prot Foinitzky, abgedradfct in dem ^^ahrbuoh 
der lateroat Vereinigung für vei^. BechtawisB.*' eto. Berlin 1886, 8. 600. 

Staatsstreich in Finland. Berlin 1899, Verlag von Emil Felber. 
Eiuf dpr schBnsteii Studien über dt- n russisch - finländLschen Ver- 
fassungskoiitlikt hat Aiiatole Leroy-Beaulieu, wohl der beste fremde 
Kenner Kui>»lands veröffeuüicht. Cf. den Artikel „La Russie, Fiulando 
et la Conference de la Ilaye". Revue des Kevuos, vom 15. Mai 1899, 
No. 10. „Gr, oe qm se passe oette henre meme^ en Finlande est de 
nature k nuire aa bon tenom de la Bnnie et k ternir 1* hoimear des tsazs 
nuees** eto. ib. p. 333. 
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klWu triugeluMit It -r mitnsucht. Auf piiior Studienreise entstanden, 
musste ([qy Vortrag maiiclie l nel>enheit und l)isj)roj)ortion aufwciwr-n, 
UTUiiomohr als clor Verfasser wertvolles von Ihm gesiininieltos Material 
nicUt Viei der Hiind hatte. Nach dem Vortrag hat sich indess das 
staatsrechtliche Verhältnis Fiiilands tu Rusaland noch schärfer zu- 
gesj>il7.t. Zwar liat der Landtaj; ans froioti Stficken ein GeseU 
beti-effen«! die Verdoppelung 'l- - t inländischen llecr»?s, mithin auch des 
KiiegBbudgets, sowie bctix}ffond grössere milituns<'he Zngestftndnisae 
an Russland votiert, er hat jedoch die russische Militärvorlage ebenso 
katarisch abgelehnt, wie er seinerzeit das kaiserliche Manifest als 
vetfassungswidrig und in Finlaml rechtsungiltig erklärt hatte. 



1 
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Die Ausnutzung 
einer fremden patentierten Erfindung in rechtlicher 

und wirtschaftliclier Bezieliung. 

Yoa 

Dr. Leo Kank, Hof* und Oeriohtsadvolnt, Wien. 

Oehalteu aai 19. April 1899. 

Eh ist nicht allzulange hör. soitilcin <lio Wissenschaft anfpolu^rt 
hat, „S'-lmlfragon" in allor I?roifo /u •'lörtern, aber man hat -io zur 
Seite gelegt. Man ist y.nr ÜWrÄengting gelangt, dass lias praktische 
lieben allzuviele der Üeuntwortung han-ende Fragen aufwirft, als 
dass man Ober sie iiinwof^trehen k^nntf». Mit Hecht ist die D<jktrin 
natural! sti seil ireworden. Es weiden nii ht mehr Böcher jirff^rbneben 
über die juridische Natur des Abschiioidons eines Mädchen/uiiffs, 
dafür beschäftig^ sich die Doktrin mit dem Arbeitslohnvertrag, mit 
dem Aktienweaen, mit dem Markenschutz, mit dem Photographien- 
recht Die Jurisprudenz hat eine Befruchtung erfahren, eine Bc- 
fruobtimg durch die Nationalökonomie. Die Folge dieser Thatsache 
mussto eine gewisse Entfremdung gegeiu'Sber ihrem Ui^y ning, dem 
römischen Rechte, sein, aber die Wissenschaft muss deshalb nicht 
schlechter geworden sein, freilich iat ffir das reiche Quellen* 
ergebnis d?r Pandektenlitei-atur Ersatz zu sohafTen; derselbe findet 
sich aber in der fieobachtung, in dem bewussten Anschauen doe 
Verkehzfl. Hier Iftaet die Oloase in Yeil^genheit, aber der Zweck 
im Hecht, die Absicht der Kontrahenten erOffben neue Aushlicke; 
es bilden sich neue Regeln der Interpretation. 

Betrachten vir von diesem Standpunkt aus das Patentrecht, 
80 erweist sich dasselbe als Fsradigma des eben Gesagten. Die 
immat^alreohtlidien Inatitute wurzeln nicht im Altertum, sie sind 
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Produkte der neueren und ueuesteu Entwickelung auf dem (Ichieto 
des geistigen Schaflfens; der Gesetzgeber inusste neben dem privat- 
rechtlichen lutei-essö auch das üffeutlichrechtliche Interesse zur 
Gelting bringen und hat deshalb die Gefrenstände des ereteivii 
imu Teil um- in Umrissen liehaudelt; jene Institute waelisen end- 
li'-h ül>er die Landeft^ren/r» hinaus und siJiengpn die Fesseln einer 
t^rntorial abgeschlosiieuen Legislatur. Wollte man patenti-cehtliehe 
Fragen, die in dem Spezialgesetz keiner Regelung teilhaftig winden, 
.rissehli esslieh nach den überkommenen Normen des Civilre<'hls 
U:^urteilen, so wären die Seliliisse geradezu gefährlich, w(!il das 
bttrgerliche Recht oft nur eine so kurze Richtschnur bietet, dass 
das Fehlgeliea unvermeidlich wäi^. Die wirtschaftlichen Funktionen 
der einzelnen loBtitnte sind es hier, welche dieselben auch begrUT- 
iich zu erfassen gestatten. 

Wir handeln nur konsequent, wenn wir die patentrechtliche 
Liccnz, die uns nunmehr beschAftägen Boll, zunfiobst vom Stand« 
ponkte der Volkswirtschaft ins Auge &ssen. 

Noch vor etwa einem Viertel -Jahrhundert hatte das Patent- 
wesen um seine Bdstenzbeiechtigung heftig su ringen; als «Monopol** 
gekennzetohnet, eriitt es in Deutsohland, in Frankieidi, in ^nefch 
mlchtige Angriffef weil es die Waren verteuere, ä&r Gewerbe- 
fieSieH eolg^genstehe, und ein Residium aus jener Zeit ist wohl 
noch in den mmsten Staaten geblieb^, der Ausschluss der Nahrungs-, 
Geosis- und Heilinittel von der Patenterteilung. Wie nicht in Ab- 
rate gestellt werden soll, kann der Patentsohuts zur Folge haben, 
diis er dnselnen Etablissements ganz ausschliesslich die Vorteile 
von gewerblichen Neuerungen mit der Wirkung siobert, dsss alle 
Oingen als rflckatftndig erscheinen. Da muss Enteignung oder 
Unoziwang hellen, Fraktisdh wichtiger ist indess. dass das Selbst- 
iatBRsse des Patentinhabeis in Verbindung mit anderen Wirtschafts- 
Utomi jene Übelst&nde anssdilieflst 

Der Erfinder ist nur selten in der Lage, seine Idee industriell 
snr iusftthrung zu bringen, fest niemals, den Bedarf durch mono* 
poÜstiMhen Betrieb zn decken. Wirkt so das Unvermögen als 
Zvaog, mit den Interessenten in Verbindung zu treten, so gelangt 
die vernünftige Emägung zu dem gleichen Ergebnis: Der Erfinder 
oder Patentinhaber wiixl sich bewusst, dass eine lukrative Ausbeute 
dei geschützten Gegenstandes weder in seinen noch in eines Dritten 

8 
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Hflodeo zu gewftrtigen sei, eondorn nur diiixih Oollaboration des 
g^anaten OewerbSEweiges. Die Angehörigen des leUteren wieder 
berechnen IwMt Harn die BrwerbttBgskoBten «oh notwendig um 
Yieles geringer stellen, -wenn nicht der Erfindungegdgonetand in tote 
anxttschaifen sei, et aber gleichviel dienstbar gemadit iferden lumn. 

Der Erfinder als Idcenierteiler, der Industrielle als Licena- 
nehnter treten dnander nicht mehr aia EAnfer nnd Verhinfer des 
Mentes entgegon, sondern konünhieren lediglich qnoad nsum. 
Dass ein soteher Vorgang eine bei Weitem gQnstigere Aosbente 
der Erflndnngsidee emiOgUoht nnd demnach die Brflnderlhfttigkeit 
anspornt, die Befrachtung der ganien Branche ermOglidit, ohne 
dass die einaeln«! Etablissements au schwur behtttet würden oder 
mit SU hohem Risiko su rechnen hfttton, und der Volkswohlstand 
dadurch eine Steigerung erfiUurt, dass die Anwendung des Sdiuta- 
gegtiostandea unter den verschiedensten lokalen nnd technischen 
VerhSltnissen eine Verbesserung desselben viel mehr begünstigt, 
als unter dem Dache eines einzelnen FabriksgeliAudes, bedarf hanm 
einer Darlegung. Für unsere Betrachtung genOgt indess schon die 
Feststellung, es werden Licenzen erteilt, um durch deren Über- 
tragung an eine Mein Ii* it möglichst grossen und sicheren Nutzon 
aus dem Patciiteigenüim zu ziehen, und es werden Licenzen 
genommen, um auf wohlfeiUte Weise den Betrieb nach joner 
te( linis( heu >r. tliode zu führen, weiche sonst nur tler Besitz de» 
Patentes enaügliciite. 

Wir vei-stelien unter Licenz das Recht, alle oder einzelne in 
dem Patentmht enthaltenen l^futi:nisso zu bonützon. W.li ^ier 
Natur ist (lil•S('^i J^eclif.-' Ks giebt da zwei •■iiianU«^r si luofT gt-g-en- 
überstohende Auftassnn-en. Nach der einen ist die Liren z dei- 
Veracht auf das Verliictungsrecht des Patentinhabers; dieser lässt 
die Schninke fallou, welche <l<'ni freien Geworl>ebetrieb gr-zogeu 
ist. Nach der andei-en ist die Licenz ein positives, von dein 
Patentrecht abgeleitetes, quasidingliches Recht. Elftere Ansioht 
lässt sich m. E. nicht aufrecht erhalten, obwohl sio von der Mehr- 
zahl der Autoren geteilt wird. Der Grund d*-v AI lehnung ist in 
den Konsequenzen zu suchen, welche, wie wir darzustellen )ial>eik 
werden, mit den offenbaren Intentionen der Kontrahenten im Wi.lor- 
spruch ständen. Aber auch die Anerkennung des luis beschäftigen- 
den Rechts als eines positiven jus in re aliena will fOr die Inter- 
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fwUtion noch nioht viel besagen, mangelt doch der bestimoite 
Anhaltspankt, um duseelbe in eine der dem Gipsten geliafigmi 
DitegoriBn emcitf Qgen. Insofern das überhaupt erforderlich scheint, 
«»dem "wi« die licenz von der Nutsniewnng. Gegenstand der 
leUteren sind die fructus, wUirend erstne nur auf den usus ge> 
richtet ersobmiit Mit dieser Untersofaeidung ist eben&Us noch 
idcht viel gewonnen, da auch die so ahgegienzte f,6enQtBttng^* der 
KlanteUung hedfirfte. 

Wenn Oierke die lioens als einen „eigentümlichen Vertng'^ 
beaeichnet, so ist dies gewiss insofem ri(ditig, als dieselbe mit 
keinsm sonstigon Kontrakte als TÖUig fibeieinstimmend hingeetdlt 
weiden kann. So Tiel ma^^ immerhin festgestellt werden, daas die 
Nonnen für die Servitut im Allgemeinen werden Anwendung 
finden k<innen, für einzelne IVagen auch jene für die Miete (F^chQ 
im Zosaromenhang mit den Gnmdsätzen über dm AuffäliruugsrecUt 
und selbst den Verlags vertrag. Eine derartig eklektische Methode 
mag auffallend erscheinen, iiuless entspricht sie, wie ich glaube, 
eiii-:ri- Aufuixierung, der eiuei ökoiioiuiöchen Betrachtung dci Vei- 
It^tuiijäe. 

Uns werden vornehmlich die dui-ch Vertra,«: lef^rümleten 
Licenz- II bes. häftigen ; (\\g sonstigen, die geset/.lu hei), Zwjings- und 
Euteignungsiicenzen fallen ausserhalb des Kiilunt'iis dieser KrOrteninGT. 

Die Erteilung kann niciit nur von dem l'at< iitiiihal>er ausgeliei), 
s^mlorn auch schon von dorn noch nielit ^^escbützten Kitinder. weil 
(3)». »III .in IL:*rrscliaf tsrecht Qher sein ErtiudungHgut zusteht; <>iiio 
solche Erteüuug wirkt sodann auf das let7.t(»re fort, sobald es zum 
Gegenstand eines Patentes ausgestaltet woi-dcn. Dem I*atent- 
inlialicr gleichgestellt ist der Nutxniosscr innerhalb des ihm zu- 
gewiesenen Zeit- oder Raummasses, nienmls aber ein Licenzinhaber 
lelUt; erscheiut in einem Licenzvertrag dem Ikjrechtigteu auch 
noch die Befugnis eingeräumt, Unterlicenzen zu erteilen, 8<j würde 
siih der Vertrag als ein Usufructuarvertrag dai-stollen. Steht das 
Pat»=nt im Miteigentum Melirerer, so Lst der Einzelne oder selbst 
die Mtluheit nicht iM'ixchtigt, Bonützungsbefugnisse zu erteilen, ee 
aci denn, dass die LicenaerteUung als zur ordentlichen Verwaltiuig 
gehOhg au betrachten wäre, wie in dem Falle, als etwa das Patent 
ledigUch nun Zwecke der Ausbeute durch Lioenaen angekauft 
venien. 

8* 
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Was den Vertragsabsdüuss selbst aulangt, ist insbesondere 
]>np Fonn hervonsuheben, "welche durch Annahme öffentlicher 
Offerten (Annoncen n. s. w.) erfolgt. Tragen solche Ankündigungen 
dt'ii ( hai akter von Anboten zu Vertragsabschlüssen, welche durch 
die Thatsiiche des Inbetriebsetzens der Ei-findung allein stattfinden, 
so bewirkt diese Antragsannahme das gleiche Yerbfiltnis wie ein 
Verbalkontrakt Ist, wie für den Zweifelsfall angenommen wii-d, 
der Lioenzvertrag seitens des firfindeis unkfindbar, so liegt kein 
Grund Tor, hier eine Ausnahme zu statuieren. Die OfSentUche 
Offerte wird aber auch nur dann als aoceptiert zu betrschten sein, 
wenn die Annahme sich auf sftmtliche Punkte der Offerte erstreckt; 
hat etwa der Patentinhaber die schriftliche Anzeige der Accep> 
tation begehrt, so kann bd Unterlassung derselben der Vertrag 
auch nicht als geschlossen angesehen werden; die Erflndnngs- 
benfitzung wäre patentwidrig. 

Diese Verttttge auf Orund der an incertae personae gerichteten 
Offerten fflhren zu dem verwandten Institute der stillschweigenden 
Licenzen, einem der interessantesten der Liomzlehre. Das Problem 
ist fulgendes: Der Patentinhaber bringt patentierte Artikel auf den 
offenen Ifarkt, giebt also Gelegenheiten, an denselben jenes prin- 
zipiell unbeschränkte Herrschaftsrecht zu erwerben, welches man 
Eigentum nennt Nach dem Gesetze ist aber jenem der gewerb- 
liche „Gebrauch" vorbehalten ; darf nun der Erwerber den 
Xjatentierten Gegenstand seiner Zweckbedtimmiiiig zufülireii? Obwohl 
nur «las italiouische niid das sclnveizerische Gesetz eine ausdnU k- 
licho Restimiimn^^ des Inhaltes ti-eflfen, es spreche die Vermutung 
dafür, dass dt r Vt rkäufer patentierter Maschinen etc. die Erlaubnis 
zu deren Gebrauch einräume, wird dies auch sonst ganz allgemein 
aiigcni*MiuicM. In den einzelnen Jvonscijucnzen aus diesem Satze 
v^cirheu die Auffassungen weit von einander ab. Mau denke 
an don Fall, dass di»? mit dem Gegenstand zweckniftssig verknüpfte 
O'^l/rauchsgcstattung von einer seitens des Erwerboi-s einzuhaltenden 
Bedingung a!>hänpng gemaclit worden ist, dieser aber sein Exemplar 
vorbelialtlii> \\ citerveräussert; man denke au den Fall der Zwangs- 
vorsteigerung des Gegenstandes, an einen zum Eigentumserwerb 
fülu enden Ankauf desselben, nachdem dieser gestohlen worden. 
Für solche Fälle mangelt es an jeglicher Gesetzesnorm, und es 
bleibt nur übrig, einen Hechtssatz anzuwenden, welcher den Ab- 
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>ichten dov Kontrahenten bezw. *lui t, wo kein Veitni^ .iI.l'om lil.,>s* ti 
wiinle, den Interosson dos Verkehrs ontsprifht. Wir hissen die 
Gebrduchjigestattutig Pt'rtinonznualitüt dor ( lobi-auohsgegonstände 
ant. ohne Rücksicht, mI. da.s bürgerliche Hecht nur Sachen als 
/.ui^oliör von Sachen anorlieniit (xler auch Rty-hto. Wir lut'iii.'ii, 
l>e^tehe die Vermutung, dass ein in den Vorkehr gebracdites, 
des Patentschutzes teilhafliges Exemplar dem zweekentfiprochenden 
Gebrauche zusr«^fnhrt werden dürfe; diese Vermutung ceeeiert, 
sobald der Erwerber gelegentlich der Erwerbung zur Kenntiiis 
gelangt, es sei die Gobrauchslicenz mit dem Gegenstände nicht 
Torbondeo. Der ursprilngliche Erwerber handelt also pati>ntwidrig, 
falls er eine ihm auferlegte Bedingung nicht itth&lt. jeder spätere 
Erwerber handelt patentwidrig, falls er auch nur zufäJlig den Aus- 
whluss oder die Beschränkung der Benntzungsbefugnis gekannt 
hat Das Haas der Tlaftnng richtet sich nach den gleichen Grund- 
dUzen, wie sonst beim Eingriff, Im Übrigen ist die Qiitglftub%keit, 
sof welche es eben ankommt, lediglich nach dem Zeitpunkt der 
firweibung xu beurteUen. 

Zu beachten wire abor insbesondere, dass das ZugehOr der 
Qebmnch^estatbing stets nur die einselnen EKempIare betrifft, 
welche unter den angegebenen Voiaossetzungen in den Verkehr 
gebracht und demselben entnommen worden sind; mit der stiU- 
«chvcigenden Licens, gewisse Gegenstftnde gewerbsmässig su ge- 
bnmchen, ist noch nicht das Recht erworben, sich der ganzen 
Gattung zu bedienen. Es kann also das Verhalten des Gewerbe- 
trabendeo zu verschiedenen EKcmpIaren der gleichen Gattung teils 
KoemgemSss, teils patentwidrig sein, je nachdem ihm die Gut- 
gläubigkeit zu statten kommt oder nicht. 

Dss eben Voigebrachte gilt audi hinuchtlidi der unmittel- 
bven Produkte eines patentierten Verfahrens. (ThatsSchüch mag 
nsr der Umstand bestehen, dass bei letzterem der Patentinhaber 
kiom spezielle Anordnungen treffen dürfte, sondern zumeist solche 
allgemeinen Charakters.) Folgendes Beispiel möge dies erläutern. 
Oer l',it« atinhalx)r, welcher mittels eines ilim patentierten Ver- 
iaiiJ üs ein chemi.sches Halbfabrikat herstellt, bringt daosellM' in 
*ien Uand-d. Die übrigen (lieiiiisehen Fabriken sind berechtigt, 
'liese im Z\vi>« lieiistadium behndlicliou W.uiren /,u Qanzfabrikaten 
iu vwarbeilen. Der ratentiobabor wird sodann gowahi-, daes e»- 
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dm vollen Nutien ans der Erfindung nnr dann sieben kOnne, 
wenn er allein auch die Ganzfabrikate herstellt Das Schluss- 
Stadium der Erzeugung ist nicht Oegenatand seines Patentes, aber 
er hat die Macht, rieh dasselbe vorzubehalten; er kann zu einem 
beliebigen Zeitpunkt durch Inschriften auf der Umhüllung der von 
ihm hergestellten Halbfahrikate oder durch direkte Anzeigen an die 
K'iiikurrenz erklär^>n, er liisso fortan nicht zu, ilass seine Erzouf^nisse 
einer fabriksmässigen Ihiiwandlung unterzogen wenlen, du dies 
einem gewerbsmässigen Gebrauch jener GegenstÄndo gleichkomme, 
wilrht' iinmittelbar durch das geschfltzte Verfahren hergestellt 
Wurden sind. Jene Vorräte, welche die Falirikanten mit der stül- 
Bc^hweiguiiden Gebruuelisgestattung angeschafTt hatten, werden dureh 
ein solches Verlmt nielit iretroffon werden, dagegen werden die 
son^fiiren, wenn aueh auf dem Markte erhältlirhen Wai-envoriat*' 
nur insoweit der Yeiarhoitnnc */iiGfpfrihrt weiden dürfen, als der 
Patentinhal)er dies nicht tmtersagt hat. Dass di*- Zwangslioenz 
einem derartigen Zustand ein Ende bereiten kOnnte, das bestätigt 
nur die Richtigkeit des Vergebrachten. Zu beachten ist hiorl»ei, 
dass die Herstellung des Halbfebrikates als Vorarbeit für aus- 
länd isr-he Raffinerien u. e. w. dienen kann, dass aber auch Erzengnisse 
in Frage kommen kennen, welche sowohl als Ganz- wie ber^ts als 
Ualltfabrikate piaktischer Verwendung föhig sind. 

Kehren wir nun zu der durch ausdrQoklichen Vertrag be- 
gründeten Licenz zurück und untersuchen nur deren Inhalt. Hier 
haben wir das VerhAltnia zur Erfindung von dem zum Patent au 
untOTBoheiden. 

Nach unseror Meinung ist die lioens schon an der nicht 
patentierten und vielleicht nicht einmal zur Patentierung beetimmtsn 
Erfindung zulfisäg. Die Benutaungsbefognis hat dann ein Fabriks- 
geheimnis ziuu Gegenstand} über welches deren Inhaber ebenso 
zu verfdgen berechtigt sein muss wie ein Patentinhaber. Es er- 
giebt sich dies nicht nur aus dem Erfinderrecht als dolchem — 
einem Hechte» das gegenwartig ebensowenig bezweifelt werden 
sollte, wie das literarische Autortedit, und auch in den Nonnen 
Ober den „Anspruch auf das Patent* und Aber die „Vorbenfitzungf* 
gesetzliche Anerkennung gefunden hat — , es ergiebt dch dies 
vielmehr auch aus der thatsSchliohen Macht des Erfindera, dem 
Besitzer gleich, aber das in seinen Binden befindliche Out zu 
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wrlQ^; es steht in: seinjoni Villen, Andere seines OeheimDisaes 
tdUMftig werden lu käsen und dasselbe rechugcäohiftlich in 
hshandoln. 

Z>»reifeUoe ersoheint wohl dieses Recht in joiiein Zeiträume, 
der von dem Priori tätszeilpunkto einer anpiländischon Patent- 
anraeWmier biR /u dem Tage verstreicht, an welchem das Patent im 
InLuid ;4einäss d<^r Zugehoriffl^eit l»eider Länder zur L'ateiitui i n 
oder zu einem StiuiUvci trage uüt der gleichen Priorität <iiigeiiiei<l«'t 
werden kann. Nach dem deutKch-<)sterreichi sehen Veilra^ ist 
dif?**r Zeitramu, wuil diu ditiimouatliche AniiielUefrist vom Tasre 
il<-r Ziistolluivtr des Erteilungsheschlnsses zu hei^echnen ist, that- 
i^iiiich ein >'lu- laup r, und so konnte, als das erstmalige Auf- 
gebot auf Itruiid des iHiien usterr. Pateutgesetzes erfolgte ("am 
15. Mäiz 1S99) (Iii- Bekanntmachung: einer am 26. Januar ISIMi 
bewirkten Anmeldung einer deutsciieu Jütrimdung mit der Priorität 
vom 11. Juli 1895 stattfinden. 

Inhalt eines Licenz Vertrages kann nur die Benutzung be- 
stimmter Erfindungen sein. Die Vereinbarung, etwa mit einem 
berufsmäa^igen Erfinder, dass dieser dem Kontrahenten die Be- 
nOtztmg der kiuiftigen Resultate seiner ErfinderÜiätigkeit überlasse, 
hat ein obligat/>risches Verhältnis zum Gegenstand, das aber keine 
quendingUcbe Beauehnng tur Ki fhidung konstituieri. Die BenüUong 
aokher Erfindungen gegen den Willen ilires Urhebers mag mangdB 
(\e.<^ (tiibjektiven Thatbestandes eine atra^riobtliche Verfolgung ans* 
BchliMsefi, einen Eingriff würde sie aber bedeuten, jedenfkUs gegen* 
fiber den dritten Inhaber des auf dieK Erfindungen ertmlfeaa Patentee. 

Der normale Lioenzrertrsg ist auf die duroli Patent ge* 
schOtste Erfindung gerichtet; den Inhalt des Kontraktes bestimmt 
atsQ das Patent Unter diesem ist aber im Zweifel nur daa 
Uodespatent sn verstehen, welches am Orte des Yertzagsabsohlusses 
Oeltang hat; eine andere AuCCusung wibrde den Yertragsinbalt su 
einem ungewissen machen, da der Bestand und die Zahl der Aus- 
laadspatente ungewisse GiGssen sind. Ist das Domizil des Patent- 
inhiben von dem des Lioensnehmers vereohiedea, so muss dae 
lindes|iatant des letzteren als Vertrageobjekt ineoJange angenommen 
nadeBf als nioht bewiesen wird» daes etwa die Errichtung einer 
iVodiiktionastfttte seitens des Ltoenznehmers in einem anderen Lande 
in Aassicht genommen war. 
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Der Lioenzinhabcr erwirbt demnach seine Befugnis nur mit 
der angegebenen territorialen Augrenzung; ausserhalb des Geltungs- 
gebietes jenes Patentes, von welchem seine Lioens abgeldtet er- 
achdnt, hat er lieine Benut^nngsbefagnisse, nnd eine von ihm be- 
werkstelligte gewerbliche Braengung, Yeitiuaerong, Gebranchs- 
setzung des Patentgegenstandes in einem anderen Sohutzlande wiie 
Fatentbnich. Diese Schranke reicht Indess nicht weiter ala der 
Patentschutz überiiaupt reicht; dort, wo kdn Patent genommen 
wurde, hat er auch keine Lioenapflichten. Ist die licenzpiimie 
nach Mass der Plroduktion festgestellt, so wird kerne Zahlung fflr 
Eneugnisee au leisten s^n, welche auf patentschutilosem Gebiet 
helgestellt wurden. 

Es wftren also drei Zonen au unterscheiden: 1. das Gebiet 
dee FatentrechteB und des Lfoenarechtee in dessen Verbindung 
mit den Pflichten aus dem Lioenavertrag; 2. das Gebiet des (au9> 
Iflndischen) Platentrechtes ohne licenzrecht; S. das Gebiet ohne 
Fatentredit nnd ohne Pfliohtoi am dem Lioenzfertrag. 

Die patentrechtUche Lioenz kann nicht von der geschützten 
Erfindung losgelöst gedacht werden. Sie erfiisst dieselbe, wenn 
auch da.« Patentrecht ciiiei- Änderung teilhaftig wird. Nach dem 
neuen r)sterr. Patentgesctz bleil)eu die alten „Privilegien" aufrceht- 
erhallen, und hat auf dieselben das alte Gesetz nach jeder Richtung 
Anwendung z\i finden. Die8elL>eii küiinen aber in „Patente" um- 
gewandelt werden, und dann stehen den liihabeiu derselben dio 
erweiterten Rechte genial.- dem neuen Gesetze zu. Sicherlich 
müssen alx-r die licrr'its konstituierten licenzen auch nach der 
Umwandlung anerkannt wenltM». 

Licenzgegen stand ist die Ernnduiig nur in deren Ausgestaltung 
bis 7,11 dem Stiidinni. Nvelclies >ie zur Zeit dw Patenterteihmg er- 
reichte^ der Vertrag entliält stets implicite zur näheren Bezeiciuiunjic 
seines Oegenstandes den Hinweis auf die i*atentbeschreibung. Dio 
Licenz bezieht sich nicht auf die Erfindung in deren möglichen 
fortschrcitenden Entfaltung, sondern in deren Zustand zu dem 
Zeit|»nnkt, als sie angemeldet worden. Mit anderen Worten, die 
Licens umfasst nicht auch das Benutzungsrecht auf spätere Ver- 
besserungen, weiche Gegenstand eines Zusatz- oder Verbee^nmgs- 
patentes werden sollten. Wenn das französische Ges^ (und das 
demselben nachgebildete tunesische und türkische) eine andere Be- 
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sfimmung trifft, so ist dieselbe nur scheinbar unserer Auffassung 
entgegengesetzt, da sidi in den genannten Ländern jenes Hecht 
des Licenznohraers auf das certificat d'addition, das Zusatzpatent, 
beschiänkt, demuach von dem Patantinhaber tladurch ifl "^Vpgfall 
gebracht werden kann, dass derselbe ein Verbesserungspateni . k 
meldet 

Dass su li der Liconznelmier mit jonom Go^^enstaiid Ix-gnügen 
müsse, welc-her lu-spiünglich zur Patentierung gelangte, ist eine 
Kons«^lueüz der Thatsache, dass die Verbesserung, um pattMitrecht- 
li< h in Betraclit kommen zu können, über einen konsfniktivcn Fort- 
schritt liiiiausgehcn, also selbst den Charakter einer Krhndnn^ tj-agen 
müsse, wenn sie auch mit der Stammerfindung technisch zusaminen- 
hÄngt. Wollte man den Licenznehmer befugt erachten, sich ohne 
weiteres der späteren Verbesserung zu bedienen, so hiesae dies, zum 
Oci^staiid des Vertrages ein bestimmtes Objekt nehmen und gleich- 
zeitig ein iinlißsämmtes, zur Zeit des Vertragsabschlusses noch nicht 
existent gewesenes Objekt. ISa wftre aber unbillig, dem Inhaber 
des Patentes eine Belastung gegen das bernts gezahlte oder doch 
sdion fix vereinbarte Entgelt aufzubürden, gegen ein Entgelt, welches 
za dem Wert der neaen Erfindung im Widerspnioh BtSnde. In 
fielen Fällen wfad auoh die erste Erfindung ohne Bfif^sudit auf 
die Yerbeseenmg fOrderbin angewendet werden künoen; die Gesamt- 
der Intereeaaiten reflektiert ntoht auf Artikel modernsten 

Wfar erachten femer, dass der Lioensnehmer auch dann nicht 
nir TertngBanflOsung berechtigt sa, wenn die Yerbeeserung dio 
Bduduig in deren erstem Stadium wirtschaftlich vernichtet Wenn 
^etjenige, welcher die Benutanuig des Ftetentgegenstandee erwarb, 
in Tertnege die qAtere Ausgestaltung dessdben Torzusehen unter- 
Kw, so ist er nicht in schlechterer Lage als der Patent kluf er. 
weldier bei der Erwerbung vergass, dass jede Erfindung durch eine 
tfwhnische ÜmwShung ausser Qebiauoh gesetzt werden könne. 

Die KoDsequens der Gebundenheit der lAoeaz an die ursprQng- 
Bohe Eifindung hat indess ihre Grenze; dieselbe ist die bona fides 
des Scfinders. Hat dieser IJoeuzgeschAfte auf Grund seines Patentes 
«ligesdilossen, nachdem er bereits Yerbeesenuigen gefimden, so 
famn aich der Licenziat auf Irrtum berufen imd den Vertrag an- 
fechteoj deun er durfte als wesentliche iugeiiöcliaft dcb erworbenen 



Digitized by Google 



— 122 — 



Rechtes die Wirkung desaelbea tnaebaii, ihm dasselbe enn{^ 
lidie^ wenugstens fttr die ntehste Zukunft, unter den gleiohen Ver* 
liiltBissen m arbeiten mb der Patentinhaber selbst 

Aber nioht dureh das Ment aUein wird die Lioens, velcfae 
wir als das Beoht der Benutning schlechthin kennseicfaneten, be- 
grenst; sie buin vertragsniflssig weiteren Einschr&nkiingen anter> 
woiCen werden. Aus den Befugnissen des Fbtentüihabers, den 
Brfindungsgegenstand henuslellen, Jn Vexkehr su bringen, failiu- 
halten und au gebcanohen, kann eine einaelne fibertngea 
worden sein. 

Wx besohrSnken uns hierdaniuff Ton der Produktion slioena 
au sprechen. Was besagt die Ennflohtigung, den Erfindungsgegen- 
stand gewerbsmässig herzustellen bezw. das patentierte Yerfohren 

gewerbsmässig anzuwenden? Klar ist, dass eine m nmschriebene 
Licenz sich vun einer BeIlutzun^:^^efugnis unterscheide, welche 
sämtliche zur Wirkung dos Fatente^ gehörigen Rechte einschliesst. 
Andererseits muss das Li('enzges<'h}lft für den Erwerber von 
piuktischen Folgen begleitet sein, und das Recht der Krzt ugung 
allein wäre für ihn wertlos. Die L(k»ung kann nur <lic nein, dass 
dem Li«'cii/,iaten nel)en dem Rechte der Erzeugung noch ein 
weileroü Recht zusteht, das Rocht, seine Erzeugnisse als Ware z»i 
behandeln, also zu verkaufen — und da hätten wir die ötill- 
schweigendo Verkaufslicr-nz — oder das Reclit, die eigenen Er- 
zeugnisse selbst zu gübrauclicn ~ als stiüschweip'iidc (lebnmchs- 
Uccnz. Das Vcrkaufsi'ocht hirisiclitlich seiner Eizeugiiisse wird der 
Licenzinhaber am h Anderen einräumen können, da keinem In- 
dustriellen die Beschränkung zuzumuten ist, die Waare just ia 
eigenen Verkaufsstfttten auf den Markt zu bringen. 

Wir haben also zwei stillschweigeDde spezielle LicenzeOf von 
welchen die eine oder die andere mit der Produktionslic^nz not>- 
wendig verbunden ist^ und es wird von den besonderen Umständen 
abhängen, wolehe von den beiden als miterteilt anzusehen sei. Die 
amerikanische Judikatur, welche scdche FAlle öfters behandelte, steht 
nun auf dem Standpunkt, dass stets nur die eine oder die andere 
B|)eaielle Lioens mit der ausdrücklich erteilten Produktionsfioena 
▼erknfipft sei. Dies mchte i<äi fttr imriohtig. l<Ai habe an anderer 
Stelle^) das Beispiel einer an eine Masdiinenfobrik erteilten Lioena 

') Siehe meino „Fateutrechtliche Licouz'', b. 117. 
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nr Bentdlunc; von MttchiQen gobnusbt Die Fabrik darf ihie 
BiKDgnBBe TerlaMifen iind sie dürfte^ da mangelB entgegensteheoder 
VtnMimgen die Marktware faeBtliiimutigBgeiiUlaB ni venrenden 
ist, fieaelbe Wate iriedQr dem Harkt entnehmen, um sie «i 
gdmicfaen. Da mm dieaer ümweg über den Markt gewiss nicht 
»fonierlioh scheint, kann es dem Etabliaeement auch nicht benominen 
wrdcn, (iie demselben zweckdienliche Maschino unmittelbar in clen 
eii^euen Betrieb einzustellen. In einem solchen Falle sclüies.st also 
die Produktionslicenz sowohl jene tlos Verkaufes als des Qebrauchos 
ia sich; bie kommt einer generellen Licenz sehr nahe. 

Eine allgemeine Regel ist hieraus gleldiwohl nicht abzuleiten. 
. üti iler Inliaber eines chemischen PatciUts »iio LicAna erteilt, ein 
üiiii fatenHertfs Halbfabrikat zu erzeugen, so inuss er nicht gestatten, 
Ja?« dasselbe auch gewerblich zu einem Gaiizfabrikat umgestaltet 
venle — ähnlich wie in einem oben erörterten Falle well 
ihm di" Verfüernne: über den {gewerblichen (tcVinmch ohne Kin- 
>' liräiikiniL' vorbehalten bleibt, folglich der Licenzinliater mittels 
i"^ iiim orteilten Hechtes nur jenen Bedarf befriedigen kann, 
weiciier an dem einer seibständij^en Verwendung fähigen Halb- 
fabrikat besteht. Der Licenznehmer hat hier nel>st der FMKiiiktions- 
^^nis nur das Verkaufsrecht an den eigenen Ei-zeugnisscn. 

Würde dagecren einer Gemeinde, zu deren Verwaltung natüiv 
iich das Feuerlöschwesen gehört, die Licenz erteilt, feuersichere 
Klei<lnngsst ucke anzufertigen, so könnte ein solcher Vertrag nur 
<lm Inhalt haben , dass die Gemeinde ihre LöBchmannaohoft mit 
ttoter eigener Igide enengten Artikeln ausstatte, also, wie 
^ Setarr. Gesetx sagt, den firfindungegegenstand „betiiebsmSssig*^ 
S^^vwiefae; die Oemeinde 'wäre nicht befugt, einen Handel mit 
1^ Artikeln zn etablieren. 

Der wirtscbaftliche Chflcakter der liooM muss dieser ihre 
^"Bnliuie sieheD, imabfaSngig von nnserer Annabme, dass zwiaoben 
^ Ilms nnd dem Ususfroetos in untevsciieiden sei« imd nnab- 
^'^^Ton d^ Hangd an Bestimmtheit der sie konstitmermiden 
A^ncliaiig. Wss vollen die Kontrahenten , wenn der eine dem 
'■'dem die Befugnis einiftmut, den Erfindungsgegenstand su bo- 
, i^Mi? Beabeiditigt ist die SSniftummig, dass dem Erwerber das 
tnstehen soll, sein Geweibe so zu betreiben* wie wenn ihm 
das Patent zustflnde; die Erfindung soll ihm dienen wie aein 



— 124 — 



Kopf, mn Arm. Wie weit er seine KrlfCe anzuspanadn veniuig, 
ist seine Seche, und die Endpunkte dieser Spannweite bilden nur 
die Edhe seiner Ziele und die Breite seiner ICtteL Die BenQtzungs- 
befugnis reicht deshalb ebenso weit wie der Betrieb des Licenz- 
nehmers. Sind nach dieser Biohtnng keine Schranken aufjfsesteUt, 
60 wird die Liceni auch nicht an den Badksteinmanem halt su 
machen haben, weldie etwa das Etablissement sur Zeit des Yertrags^ 
abschlnsses einfriedeten. Die Befugnis wird ausgetlbt werden 
können, gleichgiltig, ob die Betriebfistfttte eine Erweiterung oder 
eine Verlegung erfuhr, ja gleichgillig, ob die Arbeit nunmehr in 
mehreren Fabriksgebäuden zur Ausführung gelangt. Der Erteiler 
musste ja wissen, dass die Ausdehnung eines Geschäftes, durch ver- 
schiedene Faktoren liestimiiit, den bisherigen Kähmen sprengen kdnne, 
ganz abgebt lien davuii, dass auch unter Beibehaltung der äussert ii Raiid- 
liuien des Betriebes dieser eine uiäclitige Verstärknng erhalten kann. 

Der Betrieb des Lioenznehmers, dessen Begrenzung also ledig- 
lich in der wirtMihuftliclien Pcrsrmliehk» it des letzteren zu finden 
ist, individualisiert aber auch die erteilte Benützuugsbefujrnis. 
Diese wnrde völlig ihres Charakters ber.iubt, wollte man dem 
Jaceiiznehmer tla.s Reeht zuspreelien, die ihm eingeriuuute Benützung 
beliebif,' auf Andeie zu fibertmgen. Wenn die deutsche Literatur 
(im riegensatz zur engliseli-amerikanisehon) letzterer Auffassung 
huldigt, weil die Licenz ein Vermögensrocht sei, so wiiti hierbei 
wohl übersehen, dass die Nichtübertragbarkeit von Vennögensrechten 
keineswegs Yereinselt statuiert erscheint. Dass es nicht intendiert 
sein ksnn, das einem Kleingewerbetreibenden, vielleicht g^en eine 
geringe Jahresprämie, erteilte Recht im Wege der Cesmon snr Betriebs- 
grundlage einer Aktiengesellschaft mnzu wandeln, liegt auf der Hand. 
Aber auch sonst hat der Patentinhaber ein lebliaftes Interesse an der 
Identität seines Kontrahenten; es kann ihm auch ni<ült gleichgiltig 
sein, in weicher Qualität die sdne Patent-Nummer tragenden Waren 
heigestellt werden. Das nngaxische Gesetz untersagt schlechtweg 
die LtcensQbertragung, wenn dieselbe nicht ausdrOoklich yerabredet 
worden, das {isterreiohische gestattet dieselbe nur bei Verftussenmg 
mitsamt dem Betrieb. Letztere LOaung, von Prof. Köhler vor- 
geschlagen, erachte ich als die allein richtige, welche selbst ausser- 
halb Österreichs zur Vertragsinterpretation dienen mag. Sie allein 
entspricht den wahren Zwecken der Kontrahenten. 
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Aus dem Dargf legten ergiebt sich weitere von selWt, dass 
de. Lict^nzinliaber ums<> weniger berechtigt sein kann, Uuterliceuzeu 

Ebensf) wichtig für das Si liick?«! der Tjicenz ist Foststellung 
der Kon se 4 wen z einer Patentübefli-agiing. E« ist die Frage zu 
beantworten, cV» der Re c Ii t s n a c h f n 1 i;o r des Patentinhabcys ver- 
pflichtet sei, die von dem Vor^än^^or bestellten Licenzen zu 
resjiektiereu , selbstverständlicli ohne Rücksicht ani den Fall, dass 
etwa vom Gesetz an die Liconzregistriening gewisse Wirkungen 
g^Qpft werden. Vielfach wird nun die Ansicht vertreten, die 
licenz bedeute nur ein oMigutorisches Verhältnis, erlösche dem- 
nach, sobald der Erfinder das Patent weitergegeben. Wenn zur 
Begründung vorgebracht wird, die Licenz sei lediglich der Verzicht 
auf das Verbietnngi^recht, so ist dies petitio principii. Die PrQfuag 
des wirtMshaftlichen Zweckes der Licenz ergiebt die Antwort: Der 
Vertrag war darauf gerichtet, dem Benfitznngswerber eine denrtige 
fietriebflfOhmng m ermflgUdien, wie dieeelbe sonst nur dem 
FUentbentaer zustande. Der Lioenzbetogte kennte, nachdem er 
dwes Itecht als Tielleicfat wichtigstes InreDtarstflck erworben, seine 
Technik demselben anpassen; niemals aber hatte er in Rechnung 
n »ekeo, dass der Zo&U der Faientvetfiusserang den ganzen 
Anflnti seines üntemehraens zerstören dfirfe. Die Lioenx belsstet 
^ Nent, und wenn dieses Terttossert wird, kann der Yerftusserer 
nidit mehr übertragen, als er eben hatte. 

hteroooant ist, dass dss Beichsgerioht in einer jOngsten Ent- 
diddiitigi) die Anfhssung veiftritt, die Lioens (in concreto aller- 
Dnr die Terkan&licenz) werde durch den Fatentrerkauf nicht 
idNiobeD, gleichviel ob jene Befugnis als quasidingliöhes Recht 
oder nur als Verzicht anf das Yerbotsrecht angesehen werde; in 
^nterenndle k<^nne ein bereits abgetrotener l^eit des Phtsntredites 
^ llbertngen werden, in letzterem Falle werden die von dem 
TeibiiUioaianhaber bereis erworbenen Exemplare frei und kannten 
^ diesem trotz der PatentObertragung weiter veräussert werden, 
ist fireilich durch diese Entscheidung die Frage nicht. 

Bemerkt sei, ilass das neue östeii. Gosetz bestimmt, die 
J*önrechte wertlen dritten Personen gegenüber erst mit der Ein- 

' E. d. Reichsgerichtes v. 19. Desbr. 1886, Bl. f. Pateoi-, Uiiatar- n, 
^utWAttfi, Jahrg. V, No. 2. 
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tiiiLninp II l.iH Patentregister wirksam. Ivcider wird diese Norm 
nur Nvt'iiig üur Kiänuig des (iegeuritaiuk's bfitnigeiL — 

Eine der ncliwierigsten Fragen des Pateiitreclitcs ist die, ob 
den Liceiizeileiler eine Gewährleist uugsj[if Iii. ht treffe. 

Zunächst komoit hier die Haftung für die gewerbliche An- 
wendbarkeit in Betracht. Die Literatur ^nhoint geneigt, die 
(iewiUirleistunirspflicht »u negierm, dir .Imlikatur scliwankt Man 
beruft nich damuf, die Licenz ei-seliüijh; sich in dem N'erzicht auf 
das Verfolgnngsrecht, und daf bnrcrerliehe Recht kenne nur eine 
Haftung bei badivoräutiscniii^^en. Von erster(?r Ho^ludung krmnen 
wir gänzlich abseilen; in Htv.iig auf letztfi« sei zum Gegensatz die 
Miete als Analogie herangezogen. Wichtiger erscheint jedoch, dass 
die vermutete Absicht dex Kontraheuten es aussohliesst, dass ein 
Vertrag unanfechtbar bleiben solle, sobald die Leistung des einen 
KoMtrahentett gänzlit-h entfällt, sobald sioh herausstellt, dass der 
Erfiiidujlgagegenstand, welclior oino neuarti^«^ Technik verhiess, 
* unbraudLbar aeL Wenn das Handelsrecht dem Kaiifnuuill gestattet, 
die Ware wegen geheimer Mängel zur Verfütrnng zn stellen, da 
er vomitasetzen dürfe, er liabe mindestens Ware von mittlerer 
Qualitftt, alBO in bmuchbaiem ZuatendO} enqifangen, so wird wohl 
audi der Liceoanehmer sidi auf die stUlschweigende Bedingung 
berufen kdnnan, die ihm erteilte Benfltamgebefognia habe einen 
praktiaohen Zweck, zumal der Mangel gewerbllcber Anwendbarkeit 
schon nach dem Geeetze die Ehfindung von dar Patenterteilung 
auaaehliesaen sollte, und es nur ein Fehler des Patentamtes sein 
kann, wenn die Anmeldung mangela Bnmclibarkeit der Erfindung 
nicht BurQokgewiesen worden ist. 

Noch schwieriger gestaltet sich die Entseheidung, welche 
Wirkung die Patent-NichtlgkeitaerkUrung auf das LioeuK« 
geaohfilt fibe^ Diejenigen, welche den Staadponkt eimiehmeo, ans 
tinem nichtigen Akte USnntea keine Rechte abgeleitet werden, 
gelangen zu dem Resultat, der Patentinhaber habe, mag die Ver- 
nichtung in welchem Jahre der Fhten t daoer immer erkiff^ sein, 
fiämüidie empfongenen Fkimien zuifleksustellen, diejenigen wieder, 
welche die Leistung des Liceuzerteilers in dem einmaligen Yerzicht 
auf Verfolgung erblicken, milssen konsequent begehren, da»* der 
Vertrag unter allen Umständen zuzuhalten sei. Icli meine, der 
thatsächliche Genut^ des Paten^tes eutöcheide. »Soiauge der 
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«uh^itz (liuioii, weijii auch unter der fälbchliclien Aniinhme ilei* 
t/iuässit^koit, hat (1f>r Fatentinhalior den Licenzinliabcr an tU^ii 
Yorttileu dicüoü Scliiitzcö teilnehuieii m bissen; er hat für diet»e Zeit 
Ai\ti[>n\ch auf die Prämie. Kommt der Sehiitz iü Wocrfall, kd ent- 
ßllt auch die < if^tronleistung. Üb das Knt^t-lt für dio Beijüt/.ungs- 
liefugnis in rfgelraäfwigen Zeitabschnitten «xler inittels einmaliger 
Kapitalszahlung geleistet wnnlo. ist iirclevant; sowohl dio Zahlung 
wie ilie etwaige Rückzahlung ist pi-o rata des Genusses zu berechnen. 

Zum Schlüsse sei noch kurz auf die Stellung des Lioenz- 
iuhabers als Prozesspartei im Falle dos Eingriffes hingewiesen. Efe 
hauüelt sich darum, ob dem Lir-oii /.Inhaber das Klagerecht selb- 
st.l-^ütr. d, h. ohne ausdii"ii klichc Cession dieses Rechtes seiteiiB 
des {'ateiitinhal>er8 zustehe. Ich glaul>e, die Frage bejahen zu 
sollrii, in der Literatur winl sie fast allgemein verneint Indese 
bin ich in der glflcklicheD lAge, mich auf die Autorit&fc des Reichs- 
gnidilsretes Bolae benifen su kOnneD. Sofern die Gegner ihre 
Atgoneiite aus deren Definition des Lioeoxbegrifres ableiten, ist ihre 
Widerlegung kaum erforderlich. Wenn gesagt wird, es kOnnte der 
f^tiDhaher dem vom Lioensiaten Belangten gleichfalls eine Be- 
nQtamgsbefugnis eingeräumt haben, so besagt dies wohl nur, dass 

Kocher Prozeas, &Us unvorsichtig eingeleitet, mit der Klags- 
ibveinuig endigen ktene, .es beweist dies aber nichts gegen die 
^Tlegttimationen eines in seinen Interessen GesobAdigten, der sich 
>M| dmnf whd bMtifen k(tenai, es k(tane kein wirtsohaftliches 
Out gcdaoht werden, ohne dadb die Justiz ihm ihren Schutä verleihe. 

Üad 80 gelangen wir su dem Punkte, von welchem wir aus- 
S^guigeD, zu der Betrsnhtung, dass, wie die wirtschaftliche Ent- 
^cbhmg lieue Rächtsverhflltnisse etseuge, diese aus jener zu 
^i^Arteni seien. 
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Leviratsehe und Bluteverwandtöchaft 

Van 

Jaoqiimi Flaeh, PM>fe88or der vetgleicheaden BechtsgeBchiGlite am 

Colldge de BVanoe, Fbris. 
übersetzt von Dr. jur. et phil. Emst Roaenield, Beiiin. 

Einleitung. 

Die vergleichende Reohtsgeschichte nnd die 
OeseUschaftB Wissenschaft. 

Lehren und Methoden. 

Wenige Zweige der Wifisenflchalt dQiiten die verBcbiedenen 
Stadien der Entwicklung Mdinelier und erfolgreiche durofaUnfen 
haben, ale die yergleichende Bechtsgeschichte. Noch Tor 50 Jahren 
erbtierte sie kaiun. Das Studium der Gesetae beeohxinkte ach 
auf die Grenzen des eigenen Landes, nnd, wurde die Geschichte 
zur Hilfe gerufen, so geschah es fest ausschliessliqh sum Zwecke 
der Interpretation des heimische Hechtes. Wie anders heute! 
Nicht nur ist die veiigleichende Bechtegeechichte zu einem Haupt> 
zweige der allgemeinen Bechtswissensofaaft geworden — von allen 
Sdten drfiogen auch Naohbarwissenschaflen in ihr Gebiet hinein. Die 
Geschichte im engeren Sinne sucht ihre sicherste Grundlage in 
dem Studium der Beohtsalfertflmer. ünd da der Blick Jetzt in die 
Weite schweift, da er die politischen Grenzen flberaohreltetY um 
die ganze Menschheit in ihrer ununterbrochenen Entwicklung Ge- 
danken hervorrufend und ller^ bewegend /.u umfangen, so erhebt 
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sich eine neue Wissenschaft, die Soziologie; sie vorspniht, das 
\ie\»en der menschlichen Gefiol!<?ohaft, was die Vorganj^^enheit anlangt, 
zft rekoDStmieren, was die Zukunft betrifft, vorhcrziLsugen. 

Gesehi< litsforsclier und Soziologen arbeiti^n so. howugst oder 
uuht'Nvu>st, auf (ioiii Foldt' dor vergleiclioiiden Hcchtsuesf hiclito. 
Wirl-n wir uns darfiKer Ueschwoifn? W cidf n wir um Uiife gegen 
'li's^n Raul' rufen, w.'itlen wii- die Eindringlinge verjagen wollen? 
Keiii«>weg8. Unter welchen Fall neu sie auch kämpft und arbeitet, die 
W)<isi^nsrhnft lebt vor allem von der Mitarbeit, von dem Zusammen- 
wirke» der Kräfte. 

Str>t<: abor behalten wir das lieclit, haben wir die Pflicht^ 
fil'i iiiiseie iiin»ie Polizei zu wachen, unser eigenes Gebiet vor 
vertierblichen Massnahmen \m(\ Systemen zu schützen. Suchet mit 
Eifer, grabet unentwegt, ihr Geschichtsfoi-seher und Soziologen, nach 
<len Sitten und Gewohnheitsrediten aller Völker der Erde, arbeitet 
aber aach der strengen, der richtigen Methode« welche alleiii sur 
wissenschaftlichen Wahrheit zu führen vermag! 

Soll man diese Methedo definieren? Sie hat als alleinige 
Gmadiige die unmittelbare Beobachtung der sozialen Thatsaehen 
ufid der positiven Qeaetse, welche gegenseitig massgebend sind; 
sie verfährt, je nach Lage des lUlefl» hier Indactif, dort deductifi 
^i'i analjtiflch, bald synfhetisoh, sie geht aurttck auf den Uiigrond 
Oesetxe und Gewohnheiten an der Hand ihrer Eigenheiton oder 
^ Idtot die letsteren Ton den formufierten oder verboigenen Grund- 
ab, aber ne seht nie a priori Schlüsse, sie dehnt niemals 
& duch kritisches Quellenatudinm erlangten Resultate gewaltsam 
ftder ihn normale und le^time Tragweite aus. 

IUbs Abweicheii von dieser Methode ist Schuld daran gewesen, 
da« auf dem weiten Gebiete der Ur-Etnrichtnngen der Menschheit, 
^ die Inwendong der richtigen Methode gans besonders notwendig, 
*^«beii80 heikel war, so viel Konfusion. entstanden ist 

Zwei grosse Strömungen haben aoihftrfere Abgrenaungen er^ 
die dlgentliohe soaiologische und die ethnologisch-juristische 

Die soziologisclie Sdiule ruht auf dem philosophischen Ge^ 
ttgnste Gomtes, dass die Wissenschaft von der Ge- 
***l8diaft die Krönung der Wissenscliaft vom Leben darstellt, dass 
Onrndprinzip die Entwicklung ist. 

9 
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Zahlreiche Abweichungen von dieser Lehre sind jedoch ia 

neuoror Zeit herv<tigx ti'eten: WÄhrend Auguste Comte der 
Soziologif ihre ganzo wisson»o,haftJiche Unahhängigkeit l)ewahrt hatte 
und gefolgert hatte, dass sich soziologische Gesetze nicht ans 
hiologischen Gesetzen herleiten lassen, sondern dass die Erst<»rcn 
vielmehr iiiimitteU)ar aus der Bcoliai htmi^- der Gemeinschaften zu 
schöpfen bcieu, haHen die Soziologen (h'r neuen Schule olle 
Schnmkon, wcl<^h<> Biologie otler Anthropoid;!'' von der So/ii'l'.trte 
trennteit, durihbrochen. Man sagte sich: Sohald die Mciischhuit 
Wuv Evolution beginnt, muss f^i" iml \voii(ilgci\v.'i!>e Phast.'ii iliirfh- 
schreiten, und da das monschlida: W.-s< ii stt-ts sirli ^lei'-h f^oliliclicn 
ist, so wird man, wenn man (Vu^hv i'hasoii l'fi don Völk''iii Ix-nt»- 
achtet, die sich auf den vci>;i hiedonen Stufen der Barlwrei und der 
Civilisation belinden, in (ier ijage sein, den logischen Anfl»nu für 
die gesinnte Menschheit zu rcconstruiron. So entstanden die 
historischen Systeme von Morgan, von Maden nan und v«»n 
vielen anderen ihrcr Schüler. Alle glaubten, jene Evolutionspliasen 
zu entdecken; doch weder über ihr Ineinandergreifen, noch ihre 
Natur oder ihren Charakter vermorlit. ii sie einig na wenlon. 

Es war nicht schwer, einzuwerfen, daaB die Evolutionen au! 
mannigfache Art, je nach ihrem Milieu, vor sich gehen und 
dass gerade in Anpa.ssung an dieee Umgebung die verschiedenen 
Baasen entstanden sind. So ist auch eine Reaktion vom Stand- * 
punkte der Darwin 'sehen Theorie von der Zuchtwahl, vom Ober- 
leben des besser Begabten, oder det mehr angepassten Form nidit 
ausgeblieben: Man bestritt das regelmässige Aufeinanderfolgen 
identischer Phasen und Wester marck vor allem bmühte steh, 
feste Punkte, Inseln auf diesem kfistenlosen Ooean au Anden, in 
Welchen sich die Soziologen gestOrst hatten. Das Bemühen war 
lobenswert, die Methode blieb aber nnvollkommen. Nach iiun sollte 
der feste Punkt eine Qruppe soualer Erscheinungen sein, die fOr 
das Menschengeschlecht ein organisches Ganze bilden, genau wie 
die Erscheinungen des animalischen Lebens (Emlhrung, Fort- 
pflansnng eta) für das einzelne Individuum; und eine dieser Gruppen 
— die Ehe — hat Weste rmarck besonders untersuchen wollen. 

So gelangen wir wieder zur Yermengung von Biologie und 
Soziolflgie. Sie erreicht ihren Höhepunkt in der Theorie Herbert 
Spencers und seiner Schüler. Die Gesdlsduift wird nicht nur 
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..•lu'in IfViendcu Körper verglidioii, bio winl t-iii' iii k-lx-ndon Woseil 
gleichgestellt, da« Gowebe, Muskeln, Nerven, Swle hat. Die 

G«etze der s«>^ialen Erscheinungen sind eins mit denjenigen der 

Lebensevolution. 

Ob die Wissenschaft von der Gobellscliaft der Monstlion eines 
Tag*^ 7.n diesem Schlüsse gelangen wIH, kann man tiidit wissen. 
Hcuti aber stt^kt sie noch in den Windeln, sie >tannnelt kaum 
und da verlant^t man von ihr eine klare, jnä/is^i', onilgilltige Ant- 
wort! Was ist die FoigeV Sitten, Gehräuelio und Einrichtungen 
dor wiklen wie der civil isierton Völker sind nur die Gruben, aus 
denen man Material zieht, das man nach vorgefasstem System 
schneidet, feilt, glättet, dem man schon von vornherein im fertig 
gezimmerten Gebäude seinen Platz nnc;t>wiesen hat. Man bauet 
ößeö ueuen Turm zu Babel; schon diolit die Sprachenverwiirung. 

Die Juristen haben der Gewalt dieser Ijchren nicht den ge- 
bühreuden Widerstand entgegengesetzt: Viele haben sich ihr vOllig 
• bingegehen, AnUete, Weisere haben dennooli anter ihrem Banne 
gestanden, mögen sie auch behauptet liabon, eine eigene Wiaeen- 
^haft, Anthropologie oder jurietische Ethnolc^gie, geiachaffui zu 
liaben. Der Vater der Letsteren, Poat^), hat vohl gefohlt, claBS 

in engem Ziiaanimenhange mit der vergleichenden Recfatsge- 
scliidite steht, anstatt in ihr aber einen Zweig dieser Wissensdiaft 

sehen, hat es ihr eine selbstBodige Existenz zugesprooben. Was 
^ nnteischeiden soll, sei, dass die Geschichte des vergleichenden 
RocblB sich mit dem ürspiimg der sozialen Einrichtungen be- 
stimiuter VOlkeignippen bebsst, wflhrend die ethndogische 
^ittispnidenz vmehmlich nach dem Ursprung derjenigen Sitten 
^ Qebrihiche forsche, welche in keiner besonderen Vfllkeigmppe 
n linden, sondern dem gesamten Mensdiengeschlechte eigen- 
seien^. 

Ich finde, dass die etiinölogische Jurisprudenz in dieser Auf- 
eher einen Bflckschritt, sls einen Fortschritt bedeutet; sie 
*Ne uns mittelbar zu dem Begriffe eines von Basaeneinflflssen, 

') PfUciit ist es, bei diesem Namen anob denjenigeo des Profeasor 

'^'^Mer zu ueoneo, dessen anemiüdliohe und fruchtbare Thfitigkeit auf 

GeHftc der Ur-Einrichtungpn ich gern und laut aruMkunnp. 

H. Post: Oruodrifis der ethuologijicheu Juiisprudunz (Oldi^obarg 
l S. 7. 
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Klima, Lebensart, politischea Ei-eiguisseu völlig unl^eeinflussten 
Naturi-echtc zuni< k führen. 

G#?"wisfl will ich liieiuiit nicht l)cliaiipten, tUiss es nicht lK»i 
«len vei"8cliie(lensten Völkern gleichartige Bildung ujul Entwit kliing 
von Einrichtungen p:eln> iiiid deshalb sehe ich auch nicht ein. 
warum inau die T?<'siiIfato iler vergleichenden Re<ditss^<^'jc!iirlit*-' auf 
iHJStimmto Völiiorgruppeii (»'schranken soll; jone ( ileieliartii^k.'it ist 
alior. meiner Ansicht nacli, weder absolut, noch iiestündig, sondoru 
relativ umi veninderlich , sie entsteht jedesmal dadurch, dass die 
allgemeinen und speziellen Lehenslipdinpnntren einander fihnoln und 
je ähnlicher sie sind, je grösser wird auch die Gleichartigkeit sein. 
Unmöglich ist es daher, Sitten und Oehräucho ausserhalb ihres 
Milieus zu studieren, uumöglich, auf eine andere als die oben be- 
8chriol)ene Art vorgehen zu wollen. 

Ich glaube, als erfahrener Mann hiernbcr urteilen 7,u können» 
wende id» doch dies.- Methode seit mehr als 7 Jahren in meiner 
Vorlesung am College de Franco nber die „iustitiJtions primitives'* 
an. Hier iet nicht der Hif, auf dir Einzelheiten dieser Anwendung 
einzugehen. Ich beschränke mich darauf, zu sagen, dass ich die 
wilden Völker Gegend für G^iend, Rasse ffir Rasse, Sprache ffir 
Spradie durchgehe^ um die Elemente einer Synthese nicht a priorif 
sondern a postoriori zu sammeln, und dasa meine eingehenden 
Ontersnchungen schon Amerika, Afrika und Ooeanien orofRSsen. 
Ich fQge hinzu, dass mir zwei Punkte weaentiich erscheinen: erstens 
muss man das Material unter die strengen Bogein der historisdien 
Quellen-Kritik bringen, zweitens muss man die Sitten und Qebrftuche 
zu gleicher Zeit vom ftnsseren, Ökonomischen, wie vom inneren, 
psychischen Gesichtspunkt betrachten. So wird man sich, meine 
ich, davor bewahren, an dem Riff zu scheitern, gegen welches 
Ökonomisten und Psychologen gefahren sind; es wird einem ge- 
lingen, den Kern der Ureinrichtungen lebend herauszuschälen, ohne 
ihn durch willkflriiche mid zweifelhafte Systematisierungeu zu 
ersticken oder roisszugestalten. 

Als Ökonomisten nenne ich zwei der jftngsten imd besten, 
Hildebrand ^) und Grosse-). Sie gehen davon aus, dass alle 

■) K. U i 1 (1 e b r a II d : Hecht und Sitte auf den versoliiedeoea wirt- 
schftftUciipn Kulturstufen. Tei! I. Jena 180(5 

') E. Orosso; Üio Formen der Fauiilio und die Foriaea der Wirt- 
schaft Freiburg (Breisgau) 18Ü0. 
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Knrichtnngen sicli in enger nnd absoluter Abhängigkeit von der 
wirtschaftlichen Ordnung befinden. Hierbei geraton sie aber in das 
a\k' Geleise der Evolutionisten : Nach Hildebrand hat die Mensch- 
heit eine bestimmte Reihe streng abgegrenzter und ül»erall gleicher 
Ökonomischer Phasen dtirchlaufeii, den Znstand der Jagd, des Hii-ten- 
lebens, dos Ackerbaues u. s. w.; diesen Zuständen niüssten ähidicho 
Einrichtungen eut^prechon : oine Art Monogamie im Jagd -Zustand, 
NyaocWe während deb iiuteulebeua, Polygamie in der Zeit det* 
Ackerbau' S utc. 

Grosse iässt zwar eine so gleichniässige Reihenfolge nicht 
zu; er glaubt jedoch «iroi Faiuilien-Typcii (einzelne Hauswirtschaft, 
ausgebreitete Familie, Staniui) unterscheiden zu k?^nnon, von welchen 
eio Jeder einer bestimmten ökonoiiusciieii Phase entspricht. 

Während die Nationalökouomen, von denen ich gesprochen, das 
psychische Element völlig vernachlässigen, stellen die Foi-scher von 
Oescbichte in Religion und Mytliolofric, zu welchen man Bachofen 
iwhtii^n kann, gerade das psychische Element in den Vordeigrund 
«umI biiecheu damit weise mit der Methode Max Mullor»*, weloher 
Wiauptete, den Grad der geistigen Entwieklung der Arier vor 
ihfQt Trennung lediglich ans der Sprache bestinmien zu können. 
ScbfileTf im Oninde genommen, des Spencer'schen Ev<>luiioni8mu8, 
NKÜieD Bie seinen Aoflgangspunkt tmd Schlfiseel in individuellen 
fl^griffon, anstatt die Boxiale Ffeyehologie, die psycluBchen Beziehungen 
der Menschen unter einander sowohl, wie im VerhAltnis su ihrer 
rmgefiiing, in den Vordergrund zu stellen. 

Ich hoffe, verhAltniamAssag bald die allgemeinen Resultate ver^ 
(Mioheo xtt können, zu denen meine pereOnliehen Studien mich 
SefOlirt haben. In voiliegender Studie will ich nur eins der 
Primipien, die mich geleitet haben, auf einen bestimmten Gegen» 
stawl anwenden, nAmlich das Prinzip, die Ur-£inrichtimgen der 
^9lker in ihr geistiges Milieu zuradLzuvefsetzen und den Vöilrani 
in ihren Kindwjahren nicht Gedanken zuzusprechen, die, sie m^Sgen 
noch 80 einfiich sein, sie nicht gehabt haben können. 

Kein Gegenstand eignet sich besser, dieses Prinzip zu prOfen, 
>b die Lot i ratsehe. Sie bat den Vorzug, den Betrachter mitten 
Unein zu versetzen in die grossen Hypothesen flbw den Ui-spnmg 
der menschlichen Gemeinschaft, weil sie folgende Hauptfrage an- 
legt: Beruhte die ursprüngliche Familie auf der Blutsverwandtschaft? 
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veiin Ja — was wai- das für eine Verwandtschaft? wenn Nein — 
womuf sonst beruhte dio Familie / 

Kapitel 1. 

Kritische AmieiiiaadenetmDir — Tlieorleeii nndliiterpretafioneiL 

Zunächst ist der BepriflF Leviratsehe fostzusteüen. Am 
vollständigsten finden wir ihn wiederpe^lMH im holniliscUen Tyitiis 
den Deutemnomium Kapitel XXV Vons 5 — 10: dir nniesto Clier- 
sotznng, wek lif mit Recht hohen wissen^M^haftlic Iumi Ruhm genicsst, 
ist die von Kautzsch (Froihuij^- und LtMpzig 18114). Sie lautet: 

VeiTi 5. Wenn Brüder beisammen wohnr>n und einer 
von ihnen stirbt, ohne einen Sohn zu h i n t er lasi^en, so 
soll die Gattin des Verstorbenen sich nicht auswärts 
an einen Fremden heiraten; ihr Schwager soll zu ihr 
eingehen, dass er sie sich zur Frau nehme und ihr die 
Sohwagerpflicht leiste. 

Yers 6. Der erste Sohn aber, den sie gebiert, soll 
seinem verstorbenen I^rnder zugerechnet werden, damit 
dessen Name nicht in Israel erlöscho. 

Vers 7. Wenn aber der Mann keine Lust hat, seine 
Schwägerin zu heiraten, so soll seine Schwägerin hin 
sum Thore su den Vornehmsten gehen und sprechen: 
Mein Schwager weigert sich, den Namen seines Bruders 
in Israel aufrecht su erhalten, er will mir die 
Schwagerpflicht nicht leisten. 

Vers 8. Daraufhin sollen die Vornehmsten seiner 
Stadt ihn vorladen und mit ihm reden, und wenn er 
darauf besteht und erklärt: Ich habe keine Lust, sie 
zu nehmen, 

Veis 9. So soll seine Schwägerin in Gegenwart der 
Vornehmsten an ihn herantreten, ihm den Schuh von 
seinem Fusse abziehen, ihm ins Gesicht spucken und 
anheben und sprechen: So soll es Jedem ergehen, der 
das Haus seines Bruders nicht bauen will! 

Vers 10. Und seine Familie soll fortan in Israel 
„Barfdsserfamilie*^ heissen^). 

') Die iiliersetzung dor Vulgata lautet: 

Vers 5. „<i^uAuiiu liabitaveriDt fratim äiniul^ et unus eis ab&^u« 
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IXesnr eigentflmliciien Sitte Ihnliches findet man flberall: in 
itrika wie bei den Osseten, bei den Hindi» wie in Madagaskar. 

Bi iiit darauf tu achten, daas die Levirataebe stets drei 
Ebmeato erfordert: 1. das Recht zu heiraten; 2. die Pflicht zu 
honten; 3. die Ztmdinuü^^ des ffindes m dem Verstorbenen. Mit 
ünredit hat man also das Vorhandensein der Fjevimtsehe bei Völkern 
angenommen, wo ©ins dieser Merkmale fehlte. 

Xiininehr ist zu untersuchen, welche Ausloginigon man dem 
Institut der Leviratsehe hat i^u Teil werUfU lass»r»n und welche 
ikhlüsse man aus der jeweiliMren Ausli iruiif^^ p zogi ii liat: 

Nach dreifacher Richtung hin hat man den S<'hlnHsel irf^sucht: 
<ii»^ Einen haben in der Le\ iiatüohe ilio gesetzliche Fiktiuii der 
Valrtn iiaft tre'sehon. Andei-e das f'l^erblpjlifiel , die Spur entwodor 
'l'-r l'ri*iiii>kuilät mli r (i. r (i.'iiiciii.schaft der Männer, der Polyaiidne, 
Aiulore endlich eiiH-n eiiifariicu Ausiluss der häuslichen (lewnlt. 

1. Der er-^tc die>oi Gesichtspunkte ist derjenige der allen 
Sthule vom Patriarchat, welche Sumner zu neuem Leben ge- 
nsf r; hat und deren hervorragendstes Haupt er geworden ist. Sie 
liiirt uns: Die physische Vaterschaft ist die ursprünglieho Gründ- 
ls einer je<len menschlichen Gemeinschaft; sie ist es, welche die 
^t'^lliing des „pater familias", des familienhauptes, und hieraus den 
Ähticnkultiis ges(^-hafTen liat; „sie ist das urält<.^ste Band mensch- 
licher Gemeinschaft" sie ist es t,weil sie in die Augen springend 

Hbons mortuus fuerit, uxor defuncti u<>u mibet alten: sed accipict eam 
fnUer äus, &t suscitabit semeu fratris sui. 

Ten 6. Et proge&itum ex ea filinm nomine ililns appellabit, qt 
Ml deltatinr nomen etos ex Isiad. 

Yen 7. Si antem nolnerit aeetpere uxorem fratris sui, quae ei lege 
debelnr, perget mulier ad portam civitatis et interpellabit maiores natOf 
dicetque: Xon vmU frat^r viri mei aasoitare nomen fratris sni in Israel: 
nee me in coniugem Kumere. 

Vers H. Statimque accersiri eum facieat et interrogabuot. Si rcspon- 
(ierit: Ndo «am vacwm accipere, 

Yen 9. Aooedit mnlier ad enm oonun aenioribui, et tollet calcea- 
inentQm de pede eius, epuetque in teeiem ilHus et dioet: &Sc fiet homiBi, 
fn Don aedificat doinuni fratris sui. 

Ver«; 1<^. Ft vocjihihir nomen illius in Israel: Doinns disralceati.*' 

') Su inner MairiL«: Etinies sur l'lnstoirü tleb instilutiuu.s primitives. 
Ka|i. 111: Die Vei waiidtseliaft als Urundlage der Gt^Ilscbaft. S. 81 (fraozüs. 
Aoapbe 1880). 
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iBt**^)* Sie bleibt, bis de does Tages durch die tomtoriale 
OruppieruDg enetxt wiid^. 

Jede Ausdehnung der natürlichen Familie konnte daher nur 

durch eint' Fiktion entstehen: Der Fremde wurde in die Familie 
als liiif^iorter Sohn' anfgenommen, und ko hat. nach Sumner Maine, 
die Adoption eine Hauptrolle bei der liihluug doi- Gesellschaft (^f- 
spiclt'). Hiemach ist die Ijeviratsehe eine Art von posUiuuier 
Adoption, welche auf einer im Interesse des Verütorbunen uml zum 
Zwecke der Aufrechterhaitung seiner Familie entstandenen Sitte 
beruht 

Diese Theorie beruht ganz auf zwei Behauptungen, welche 
«war für den schon verhältnismässig weit vorgeacbrittenon sozialen 
Zustand, den die heiligen Bficher Indieris s(;hildem, zutreffend sein 
kr»nnon, die aber keineswegs bezüglich der wirklich primitiven 
Gemeinschaften erwiesen sind: Das Überwiegen der physischen 
Yaterschaft, und die gebräuchliche Verwendung gesetzlicher Fiktionen. 

'Wenn man auch auf die Ungewissheit der Vaterschaft nicht 
das Gewicht legen moss, dass die Anhänger des Matriarchats 
diesem Umstände beimessen, so darf derselbe doch keineswegs un- 
berücksichtigt bleiben; anch erkennt Sumner Maine selbst an, 
„dass die Blutsverwandtschaft im Grunde genommen eine fehlerhafte 
Grundlage sei** wegen der Schwierigkeit, die dn beschränkter Ver- 
stand dabei habe, die Gesamtheit der unter einander durch die 
Bande des Bluts verwandten Personen xu begreifen^). Man kann 
hinzufügen, dass auch in den Schriften des kbssischen Altertoms 

^) 8 am Q er Maine: Etaides snr rhistoire des institutions primitives, 
Kap. III : Die Verwandlsebaft ab Grandbge der Gcselbohaft S. 91 (fransos. 

Ausgabe 1880). 

') „Von dem AugenbHcke au, dass sich ein Stamm endgiütig auf einem 
bestimmten begrenzten Territorium fest.setzt, tritt der Krdboden als Gruud- 
läge der sosiaien Organisation an die Stelle der VerwandtsdiafL** 

*) Eine der eisten und am meisten angewandteit gesetatiohea Fiktionen 
war diejenige, welche uns in die Lage setste, auf künstliche Weise Familien* 
Bände zu schaffen, nnd ich glaube, gerade dieser Aktion verdanken wir 
dio Mr>i:Hrhkf>it , von einer primitiven Gruppe in eine andere aofsogehen 
(L Ancien droit 1874 S. 123). 

*} Sumner Maine: Etudes sur TancieQ droit et la contwne primitive 
(frans. Ausgabe 1884} a 138 ff. 

*) Etudes Sur I'bistoire des institutions primitives. 8» 88. 
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Blutsvei wandtschaft als ein jfingei"eö Element erscheint, aU» die 
Biatenelie Gruppierung nni einen gemeinsamen Herd. 

B'i rion Griechen war der Hansgott kg^^iog, der sich im 

tü/tioi; verwandelte, die erste Jfamilieogottheit ^) , älter also 
alä «it'r Zeus arraiftog^). 

Der Haupteiii wurf , den ich gleich entwickolii will, Imiuht 
aber in der Abwesonheit joden Beweises, ja jt^dcr \\'aiirs«:^hoinlich- 
keit. dafis die Vater>.rhaft zwi.selioii Menschen das er^te verbindende 
Baad war, dei"n Kenntnis sicii zweifelsohne das Mysterium der 
Zeugung noch verschioss. 

Aber ich gehe noch weiter: icli beliaupte, dass wonn selbst 
die Blutsverwandtschaft , die natürliche Filiation , tliatsächlich die 
Onuidlige für die ersten Gemeinschaften abgegeben haben wdrde, 
diese Basis sich auf Grund geeetxlioher Fiktionen nur sehr zögernd 
wfirde halben entwickeln k5nn^. Denn, ee ist ein gi-osser Irrtum, 
vie es die Beobachtung der verschiedensten wilden Völker zeigt, 
*>ft Fiktionen oder chimärische Gebilde eine Unmenge Gedanken 
anziiseheo, wetehe thatsBchlich Torwiegend konkreter Natur sind, 
b ist hier wie mit den Legenden und VbUtsmftrchen: Wie das 
find oder der Mann aus dem Volke, so glaubt auch der Wilde 
iMm es einmal so passiert ist; fOr ihn sind es „wahre Geschieh* 
tau*; imd hier konnte ich genau so gut von Symbolik und bild- 
Didier Sprache reden, Dingen, die mit der poetischen Erfindung 
tiuMcUich nichts sn thnn haben. 

Wlie also die Blutsverwandtschaft das erste sosude Band go* 
vtteo, so hätte ein Verwandter nie durch eine Fiktion, durch einen 
Inrn Sehein, sondern allein durch Akte entstehen kOnnen, welche 
iMwertig wären mit der gewöhnlichen HSrseugung. Solche 
Akte li^en aber w«t ab ?on der Ansicht Sumner Maines und 
iQwr Schule. Die meisten Fiktionen, von denen er spricht, eignen 
äch indit nur nicht sur Annehme der Möglichkeit einei- physischen 
Vnandiaft, sondern schliessen dieselbe dfankt aus. Ein adoptierter 
<der gekaufter Fremder, der helmliche Sohn eines Verlobten, kOnnen 
^poscheinlich nicht als Putativkijider eines Familienoberhauptes 

' S t Fustel de Coulanges (Cit<'f antique) S. 70, 71; nach ihm hat 
d«r flerd-Cultus die Menaohen sohoo weit üühw als di« Blutsverwandtschaft 

W Gruppen vereinigt. 

0 iäophucios, Autitfone. Vers 4ö5, t>56, U57. 



angesehen worden. Die ganze Fiktion läuft aber auf eine rein ge- 
setzliche, rein juristische Aufnahme an Kindestatt hinaus. Eine 
solche Annahme an Kindeestatt, welche ihr J'iin/Jp nicht in der 
Gemeinsamkeit dos IMutes hat, sot/.i :il»or nuUvendij^rweise einen 
besondeivn Existenzgnmd voiiuis. l'iul, in der Tiiat, giebt ihr 
Su linier Maine als Prin/ip das ßecht des Beschützers, eine der 
dem IIoiTU ilber den Sklaven /.nst«^heiiilon äludiche Macht, welche 
sich von der unterjochten Mutter auf das Kiud suUto übertraj^Gii 
haben 

Und diesi> V. rliin«iun[; des eben t^cnajinten PrinziiK^ti mit doni- 
jenif^rn dor natiiriiciieii \ 'atersrliaft sollen die Natur%'nlk(M- mit Hilfe 
einer gesetzlich« n Fiktion konstruiert haben! Ich brauche wohl 
nicht diesen offensichtlichen, juristischen Anachronismus hervorzu- 
heben, aber ich frage mich, was von dem Vorwiegen der Bluts- 
verwandtacbaft übrig geblieben ist und in was endlich sich diese 
Theorie von derjenigen untcisclioidot, wolclie wir später unter- 
suchen werden und die die Leviratsehe als Ausfluss der h&u8> 
Hohen Gewalt ansieht. 

II. Die Theoretiker, welche an eine nichr oder weniger 
schrankenlose ursprüngliche Vermischung des Menschengestjhlechtes 
glaulien, wollen die Leviratsehe auf das Gebiet der geschichtlichen 
Wahrheit Obertragen. Sie sehen in ihr die Fortsetsung oder das 
Überbleibsel, sei es der „brüderlichen Polyandrie'' (Haclennan)*), 
sei es der Oroppenehen (Morgan). 

Haben sie sich wohl Bechenschalt gegeben, wie ungenau und 
halüos diese AnnAhening ist, welche »war auf den eisten Blick 
verfahrt, beim Zugreifen- Wollra aber in Nichts zerfliesst? Bs scheint 
nicht Denn nur eins ist mOglicb: Entweder werden die vielfadien 
Männer der Polyandrie -Gruppe dn Jeder als Vater eines jeden 
Kindes betrachtet und in diesem Falle ist es unerklftrlich, wie diese 
Vaterschaft sich hat zu Gunsten der Toten, unter Ausschluss des 
Lebenden, fortsetzen ktonen, oder sinitliche Kinder werden nur 
Mnem, dem Gruppenhaupt, zugezählt und dann bleibt es ebenso 
wenig verständlich, warum, wenn dieses Oberhaupt stirbt, es nicht 
sein Nachfolger ist, welcher als Putativ- Vater der gemeinschaftlich 
erzeugten Kinder angesehen werden soll. 

') Ktudes i>ur Tancicn droit et la oootume primitive- S. 13(|. 
*) Siehe folgende Note. 
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¥ir haben es also lediglich mit einem histoiisdien Trim:liil<le 
Ol ihau; nichts wird dies eher bewoiaeti als eine kurze nesprocliunj? 
eines diesei Systeui<* und zwar deBjenit^oii , welches luir da.s bei 
weitem geschickter lK3griffene und fester anfgi liaute erscheint, näm- 
lich das System Maelennaus. In ihm ninimt dir» Leviratsehe 
einen !ir'itt>u Hanin »-in; sio ist aber keineswegs etwas Vages, 
Schwebendes. rusiclu'rL's, wie sie Maelt'ii na ii V) uns dai>tellt. 

Anfänglich behauptete Maclonnan, die Loviratseln- ■ die 
Verpflichtung, seine Schwäfrerin zu heinittMi - — sei die dem Hfciito, 
den veretorlioneii Bruder zu beerben, korrespondierende Pflicht ge- 
»"esen; und das Kecdit, an des Bruders Stelle zxi treten, leitete 
er ron der Polyandrie ab. Später bemerkte er, dass diese beiden 
Einrichtungen einander ausschliesaen , da die Pflicht des BrudcfB 
Ii' Schwägerin zu dem Zwecske zu heiraten , dem vorstorbeuen 
Bruder Erben y.n vei-scliaffen, geratlc das Recht zu erben hiafäUig 
macht Elr schloss daher, dass diese beiden Einrichtungen ver- 
schiedenen Epochen angehören. An die Stelle des iirsprnngliclien 
Rechtes, die Schwägerin m heiraten, sei, unter der Gestalt der 
Uviratsehe, die Pf lieht getreten, sie zu elielichen, und dem ersten 
<3>tteB Kinder zu eneagen. Dnd die Quelle- dieser beiden Insti- 
tetinoeo sei die Polyandrie. 

UrBprODglich aollen nftmlich die BrQder ein Weib gemein- ■ 
KiniUbh besessen haben; darnnf, als die gemeinschaftlichen Weiber 
tthlnidi wurden, habe sidi das Bedit des XSinen auf die Frau 
des Anderen darauf beachiAnkt, sie als Witwe au heiraten. Zn 
gleicher Zeit aber habe die SchwAgerin ein entsprechendes Recht 
^ Ouen Schwager erworben, der fOr sie ein Ehemann in der 

SsKTfe war „a husband in reeer▼e'^ 

_ • 

' Die erste Entwickluog seiner Lehre findet sich in „Primitive Marriago'' 
Vii[ ii4^f;r,^, wieib-r ab^'td nickt in „Studies in aocieut Histiny" {]H7ia 
und Unterdessen hatte sich die Ansicht des Verfassers (Lri-atiiK rt, 

*ie zu ersehen aus einem Artikel „The I^virato and Polyaudry", ei-scbienen 
1877 in der „Fortnigbtly Review", ferner aus den Kap. IG, 17 der „Patri- 
1^ nwoiy** (1865), endlich ans der langen Anmerkung der 2. Ausgabe 
<ier ..Stsdies^« B.- 100 ff. Maolennan woide leider duroh den Tod ver- 
wundert, seine Absicht, den Gegenstand in der zweiton Serie der „Studies" 
eicer enieii(»-ti I'iitersuchuog zu unterwerfen, auszuführen; es finrlot sich 
keine Spur hiervon in dem von der Wittwe und A. Platt unter dem Titel 
r^^Btti;b derStadies" (London 18U6) herausgegebenen nauhgelasseuem ßaode. 



Ich bitte XU bemerken, dass diee^ ganze Sclienm lediglich 
auf VetmatuDgen fuwt; denn dass in den. üneitm Polyandrie ge- 
hemcht hat, ist keineswegs eine feststehende Thatsache, sondern 

gerade aus der Ebustenz der LcTiratseho wUl erst Maclennan 
die Polyandrie herleiten. Wir drehen uns also mehr oder weniger 
im Kreise: die Polyandrie soll die Loviiutsclio eiklilroü und aus 
der licviratisehe soll man auf die Existenz dei Pulyandrie echliesseu 
möpsen. 

Die.so Hypothese stellt (li>ch auf recht sciivs arheii Füssen; ich 
begreife {illenfalls, Uass das Hecht iMo S<'h\\l\g<n\n 'in heiraten, 
ein Ausfluss der Polyandrie «ei, da&b jedoch bei dieser Art Ehe 
ein ßo energisehes Recht der Frau entstanden poin soll, den 
Schwj^er zu verpf Hellte n^ sie zu heiraten, erscheujt uiii* ganz 
unglaubhaft. 

Auf (lies»' Pflicht zti iieiraton sei dann, als posthume An- 
wendung der Kei,'ehi der Polyandrie, die Zur< ( htinnjr der Kinder 
zu dem Verstorbenen gefolgt. In der That, nach diesen Regeln, 
mussten, sagt man, die gemeinschaftlich eraeugten Kinder als 
einzigen anerkannten Vater den älteren der Brüder, das Haupt 
der Vielmännergrupiie, haben, da nur dieser eine £he eingegangen 
ist, seine jOn^ren Bruder aber mir seine Genossen und Unter- 
gchene waren. Diesen Rt i hlszustand habe im Interesse der Kinder 
die Levintseh»' fiber den Tod. des öruppenhauptes hinaus fortgesetzt 

Viele Bedenken erheben sich gegen diese Ali der Deduktion. 
Zunflcbst würde die Thatsache, dass man heutsutage in Thibet eine 
brflderlidie Polyandrie antrifft, noch keineswegs das Recht geben, 
diesen Typus zu veiallgemeinem und den Gedanken als unmöglich 
hinstistelien, dass die Kinder der Viehnttnner-Omppen, anstatt als 
Kinder eines Einzdnen zu gelten, als gemeinsame SprOsslinge 
betrachtet werden. Aber hat man denn in Thibet schon die 
Leviratsehe oder eine sie vorbereitende Zwischenform angetroffen? 
Keineswegs. Dazu kommt noch, dass einzig und allein durch die 
Fiktion emes Überlebens die erwfthnte Organisation hfttte Aber den 
Tod des Ältesten hinaus fortgesetzt werden kOnnen — wfthrend 
Maclennan mit gutem Becht jede Idee einer ges^licfaen Fiktion 
verwirft Der Umstand, dass der Älteste zunüchst allein ge- 
heiratet hat, kann auch* (im Zuge der Hadennan'schen Ideen) auf 
die Entstehimg der Leviratsehe keinerlei Einfluss gehabt haben, 
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\i iVu'w'v Tinstand lediglii-h (Vw Folge seintJH Altere und 
SürW> ni' ht aber ilie (Quelle seiner Macht ist*). Diese MachtsteUuiig 
schwinl' l ;ilso mit dem To<le. um dorjenipoii i\m jnngoron Hnidcrs 
Plat2 zu machen, dor in alle Hechte des V.M-sit»rhenen eintritt 

Dieses ist so wahr, dass es Maclennan selbst gefühlt zu 
itabon scheint. Er hat dann seine Anpi<'lit unterstützen wollen, 
indem er heliauptete, die nächstfolgenden Enem&nner seien nicht 
wahre Ehegatten gewesen. Dieses ist aber eine aus der Luft g(v 
griffene Behauptung, welche üHnsrena im Widerspruch mit der 
thibetaDischen Polyandrie steht. Moorcraft lehrt uns ja ntis- 
dniiklich, dass bei dem Tode <les Ältereu der jüngere Bruder ihm 
nachfolgt in Güter, Ansehen und Weib*). 

III Wir gehen jetzt über zw den neuesten Versucthen einer 
Mllning der Leviiateehe, welche die Blutsverwandschaft bei Seito 
htm und die Leviratsehe in den Wirkungekreis der hAuslichen 
iutoiitit einfOgen. Starcke, der eifrigste AnhAnger dieser An- 
Bcbt, führt das gamse Problem auf die einzige ihm wichtig er- 
acbeinenJe gegebene OrOsse, nämlich die Möglichkeit der 
leniusehe, surflck; ihm ist die Hauptfrage: ,,Wie ist es mOglich 
Sewofdeo, die Kinder des zweiten Gatten dem fiktiven Vater zn- 
mradiiien?' Er antwortet: ,^hr einfach; man bekOmmerte sich 
'daiMla weni|^ darum, wer das Kind erzeugt hatte — die Bluts- 
vcrvmdsduift spielte ja keine Rolle, — sondern nur daniro, wer 
bafi der häuslichen Machtstellung der EigentQmer des Kindes 
«ia aoUte*). 

') S. Turner „An accuuut of an »'rnhassy iii Tiliot" (Tx)n'lon 1S()0) 
S. 31S. Tunier sagt einfach, der Ältere habe die Wahl der geineiüsaniou 
OittiB. Moorcraft zeigt ims, wo das Prinzip der Autorittt des Gruppen- 
bD|to liegt und wie unumsahiiokt sie ist „the younger VrotheiB have 
w tntfiortty; they wait npon the eider ae bis servantB, and can be tnrned 
out of doors at his pleasore without it being iucumbent upoo him to provide 
f' - th m " Monrcraft and Trebek : „Travels in the iümaiayan Frovinoes^' 
iLondou isii) VA. I. 8. 320. 

•) ün the death of tho eldest brother, bis proporty, authority aod 
nhnr devolve npon his next brotfasr. (op. dt. 1. 8. 321.) 

^ ^ Yoa pent soBoiter aiosi des eniaots ä an mort . . . o^est 
pnaqne hk pateniit6 repose noo pas snr le fait matoriel de ia generation, 
aiii« Sur le rapport de propriete «'tabli entre le pere et l'enfant, 
Ainsis' expliqoe la possibilitedn levirat Staroke „La famille primitive.^^ 
Paris im. 8. 153. 
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Diese ErklänuiL; taugt nicht viel, sie verdiri.t «las Schloss, 
anstatt es zu öffnen, Waro wiiklich lediglich eine Frage des 
Eigentums im Siiielf». waiiim wiitl dann das Kind de» zweiten 
Gatten als vom Vei-stoibeueii erzeugt betra« htot ? un<l warum 
wird es einem Andoi-eu zugereclmot als dem jetzigen Eigentümer 
der Mutter? 

Starcke iiiniint die Erwiderung auf den ersten Einwurf aehr 
leicht: Dcrsiilhe ivgt ein Problem an, welchem seiner Ansicht nacli 
mfissig ist, da man es doch nicht lösen köntjo: „Niomals. si«;! er, 
wird man dazu crclanpen, mit Hülfe der Gedanken ül»er das male 
Phänomen der Erzeugimg oder irgend welcher Beziehungen, die 
auf ihm lieruhcn, zu erklären, aus welchem Grulide man den Toteii 
als den wahren Vater des Kindes ansieht*). Was dl*' Umkelirung 
der Rolhm zwischen dem verstorbenen und dem lebenden Gatten 
betrifft, derzufolge der Letztere als Seiten verwandter, der Erstere 
als Familienoberhaupt angesehen wini, so stellt sich Staroko, 
niaiip:cls eines anderen Ausweges, auf die Seite Sumner Maines 
und Herbert Spencers. 

Das System Herbert Spencers lehrt Folgendes: 
Unter der Herrschaft des Matriarchats schQtsten die Brüder 
der Mutter die Kinder derselben; sie vertreten an ihnen Vaterstelle 
und erben noch vor den Kindern. Dieses System weidit aUnUUig 
einem anderen, in welchem das Kind nicht mehr in die enge 6e> 
Ziehung %ur Mutter, sondern vielmehr aum Vater tritt, wo es, unter 
Auseddiessung seiner Oheime, den Vater beerbt Trotzdem bleibt 
die Schutxpflicfat der Letsteren bestehen und swar selbst su ihrem 
Nsohteile, sodass wenn das Familienoberhaupt ohne Sohn stirbt, 
sein BriKier verpflichtet ist, dem Veistoibenen einen Nachfolger 
au verschaüisn. 

Hierin scheint mir eine sonderbar ausgedehnte Scfautzpilicht 
der Oheime 2U liegen! Sollte diese Scfautzpflicht wirklich soweit 
g^en, Neffen erseugen zu mftssen, um ne sdiütsen au kennen! 
Immer aber und trotz Allem bleibt der UroEinwand bestehen: 
Woher kommt es, dass man die Vaterschaft des Sohnes aus zweiter 
BIhe dw Mutter dem Verstorbenen zuschrieb? 

Weder Herbert Spencer, noch Starcke wissen hierauf die 
Antwort 

>) op. dt. S. 148. 
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Kapitel II. 
Gesohichdicbe AnsefaaiidenetiiiBS. 

Die bisherig kritische Auseinandersetzung der hauptsäclilichen 
Tli.'ii i. hat hnffentlich nicht nur die verschietleueu Aussichten, 
:!<ja*letii auch die fi iii' ii Untersi'hiede klartreh^gt, zu denen die (Jo- 
iclucht»' jenos rat>üihaften Instituts Veraulas-uup- giel»t. I(;h will 
uiiri iiu Fii!g«Mi'1t ii versuchen, das Oeflooht wit'iler her/ustellen, wie 
CS £\u> U lu Ineiiuindergreifeu der üedaiiken und der socialen That- 
SM^lien cutätaiideu IaL 

§ 1. Das Erzeugen für einen Anderen. 

Die lieviratsehc, in ihren Hauptzügen lietraehtet, läuft lünaus 
auf ein Ei-zeugen für Rechnung eines Anderen. Uni den Ureprung 
ii\*^:T Einrichtung zu erforschen, empfiehlt es sich, analoge Arton 
<l''r EiTeiigung, wie sie uns die Beobachtung pdmitiver Sitten seigt, 
in Üeüraclit zu ziehen. 

Es haben die.«?, n\it Rei-ht, diejenigen Schriftsteller auch ge- 
thui, welche mit dein grossten Eifer nach den Beziehungen forschten, 
w. !rhp zwiachen «ler l/cviratsehe untl dem iudischon „Kiyoga** be- 
stehen könnten. Ich meine jedoch, dass 8ie sich zu eng an letzteres 
Institut gehalten haben und daea sie nicht genfigend Wert darauf 
gelegt haben, den Urkern hennBsiuchfilen, ihn von nebensSchKohem 
BalisBt za befreien und so die gegenseitige Verwandtschaft und das 
Alter der in BetiBoht gesogenen Etniichtangen zu bestimmian. 

Dag Zeugen fOr anen Anderen, weldieis ich unbedingt fQr das 
ihcBte Institfit dieser Art halte und das in der Geschichte von Lea 
QDd Ibhel und in den Fanufienaitten der Chinesen vorkommt, ist 
^ (}ebSren für eine Andere« wonach das Kind einer Fmn, 
iubesoadere das einer Dienerin oder Sklavin als Spross einer 
•■Mieren Frau, der Herrin, betrachtet wird^). Ich werde zeigen, 
das der Begriff des Zeugens seitens der Itutter viel Alter als der 
leiteos des Vaters ist Andrerseits, meine ich, begannen die mensch- 

') Me beidttu Sohwcst' ii) wetteifern, wer mit Hilfe der Dienerinnen 
ifOi Jacob die grossere Zahl Kinder gebären werde: Rahe! sagt zu Jacob: 
JiaJ>es faniulam Balam, ingredere ad illam ut pariat super f^pnna mea et 
tubeani ex ea filios.'' (Genesis XXX vars i). Lea iürei-seits heimi ihre 
Dttoenu Zil{)a für sie luoder gebären. 



liehen Gemeinschaften mit Qmpiien, welche nidit auf antoriteliw 
Gewalt, nicht auf Eigentum, noch auf Bluts^renrandflchaft, sondem 

auf einem instinktiven Zusammenschliessen beruhten, einer Art 
Trihus-OemeinHchaft. Niu* die Erwachsenen waren durch dieses 
genieiiisiini' Baml aneinander ^^^bunden; es war locker, ja t-xistierte 
gamicht fflr die Unmündi^on , Kinder und Uieise. Hiemus folgt, 
dass sich die Kinder lediglich zu den Weibern hielten, t>eien es 
die wahren Mfltter oder Aninien oder deren Herrinnen. Es folgt 
des weiteren hieraus, dass man nicht uiit» rsi hicd zvviiichen dem 
eigenen Kinde imd demjenigon einer Frau, welches sozusagen auf 
ilire Rechnung geboren worden war. 

Dieses System steht der Existenz monogamer Ehen nicht im 
Wege. In dem Masse nun, in wolchem das HfTrschaftsjjrinzip da.^ 
Genossensclmftsprincip verdräntrt, muss am-h die Frau dem Famiiien- 
liaupt Kinder liefern, als zukünftige Unterthanen oder Hilfsgenossen. 
Es scheint, dass diese Pflicht jeder anderen Pflicht zur ehelichen 
Treue vorgeht und dass sie ihre Grenzse nur iu der Eifersacht des 
Gatten findet. Also werden die von einer Frau geborenen Kinder, 
welches auch der Vater sein mag (Kinder einer vcnd »schiedet en 
Frau, einer Braut, einer Ehebrecherin oder Bigamistin) Söhne des 
Hannes, dem die Fi-au angehört; und ohonso ist es mit den Kindern, 
welche, in seinem Interesse, seine Töchter, Dienerinnen, Sldavinnoi, 
ja selbst die Frauen und TOchter seiner ihm untergebenen Genossen, 
ihm gebRren mUssen. Diese TeradiiedeiienFratiengebftranaiisdheiii^d 
anf Bechnnng der Haup1;gattin; und sie giebt sftmtUohe Kinder dem 
Oberhaupte gegenflber als eigene aus, ohne dass ach Jemand darum 
bekOmmeft, wer der wahre Erseuger sei. 

Ein Mann, der Kinder hahsa mSohte, begnflgt sidi nicht damit, 
solche von seinen Frauen zu fordem — er sucht nach Eneugem: 
Er ersucht daher den Freund, den Nachbar, den Kampfgenoasen, 
ihn bei seiner Frau zu Tertreten^); dasselbe verlangt er bei seiner 



') Es ist Bohwierig'su beurteilen, ob die -Sitten, welche man dies- 
bezüglich in den ^^Weistämein" findet, sehr weit ins Altertum hiDanfi^en. 

Grimm bejaht die Frage. Sie schildern uns jedenfalls einen geistigen Zu- 
stand, der in vielen Beziehungen dem bei wilden Völkern l>er)bachteten 
pl«idit: eine Indifferenz bezüglich der physischen Vaterschaft; k<>ineti 
Widerwilleu, die Gunstbezeigungen einer Frau mit einem Veiwaudfeu oder 
Freunde zu teilen; Rücksichtnahme auf die Frau als Gebärerin der Kinder; 
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Tfychter, ja er veranlasst sein. n Ot nossen, «ich oin Wf>ib zu nehmen, 
um ihm Faniiliensöhne zu eriew^en. So s< h( ii wir unter den 
Mk.neni eine Verpflichtiin«? entstell m. auf Kecliinin;; des Anderen 
Kinder zu eraeugen, deren Erfüllung; ilcm Freniden (mI.t dem Gast- 
freunde freisteht, welche al:>er für die Hörigen des Uberhauptes 
oMi^rat'risch ist; noch legt man kein Gewieht auf die Bezeichnung 
eines Kindes als Geschöpf dieses oder jenfs wahnMi Vatere. 

Mit dem Augenblicke aber, in welchem hier eine Unterscheidung 
geottcht wird, beginnt eine ganz neue Phase. 

Ehe wir derselben jedooh n&hertreten, haben wir uns noch 
die IWige vorzulegen, ob die soeben besprochene Zengungspflicht 
Doch Ober den Tod sich erstrecken nnd damit die LsTinitsehe 
ebenso Torbereiten konnte, wie sie offenbar den Ntyoga vorbereitet hat 
Ich ttfiBi Nein. Ist das Oberhaupt einmal tot, wer sollte dann 
dea Dritten zwingen und zu welchem Zwecke sollte dies geschehen, 
Kinder zn erzeugen, die dem Toten geh&nn mOssten? Diese An- 
OMkm i$t umso unzulässiger, als die Auffassung eines posthumen 
Ü^ntnins das BegrifünrermOgen des Barbaren, dem das Testament 
ünann ist, mn ein Bedeutendes überschreitet; eine solche Aiff- 
JöSiang konnte ei-st. nach einer langen und festen Oi-ganisation der 
Vatmrtlialen Gewalt und des Ahnenkultua entstehen. 

Wir gelangen nunmehr zn der erwähnten neuen Phase. 
Charakteristisch ftlr diesellu' ist, dass hier an dio vStello des Fremden 
liAr Wnvandto mit iI't Pflicht zu zeugen tritt. Ks niussto also in 
lit^i Zwischenzeit oine tiff^fhende UmwlUzuni;^ in doii ÄnschaniuiK-en 
vor{,'f>gangen sein; nunmehr sah man die Kizfii^ning nicht mehr als 
Wf-rk des Wellies, sondern lediglich als Produkt des Mannes an ; 
das Weib, wie es nach einem BegrifT der bei vielen Völkern und 
spezieil im Denjotor-CcivR- Kultus eine so grosse Rolle spielte, 
«ard uns znm Acker, den der Mann besäet^); Alles liäogt nun- 

lQttre>fK,. des Mautiuh uuii »«^iiics Hern n, Söhne zu haben und daher sich 
aUie, QoügeufalLs mit fremder Hülfe beschaffen, s. die Weistümer in 
Ort m ms „RechtsaltertümerD^* 8. 444. 

') Hanoo IX. 33: Das Gesetz sieht das Weib als Aoker, den Hann 

als S&mon ari> 36, 37, 38: Auf demsolben gepüfigten Acker wird ver- 
•dufidener Same vorschiedt-iif Frucht y.'AW'^rn. 

I>!.»wpi B.'griff ist zu ('iiiom (iruiidttcgriffe bei den Grieehen geworden; 
er hat Demeter zur Guttin der £he gemacht £uripides: Phoou. IB* 

10 
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mehr vom Samen ab, dem alleinigen thätigen Prinzip, dem einzigen 
schalVeiuleii Element. Wie der Same, so die Fruelit. 

Die Eigenschaften^ die Natur des Samens, sind daher von der 
gWissten B(?deutung. Von niin an kann e« nicht mehr gleichgültig 
eein, ob das Kind Diesen oder Jenen zum Erzeuger hat 

Wendet man nun diesen Gedanken auf die Nachkommenschaft 
einer Pflanze oder eines Tieres, als Totem angesehen, sodann auf 
die eines als Qotthdt verehrten menschlichen Vorfahren, so gelangt 
man auf natOrlichstem Wege einerseits xu der Agnation, d. h. 
der Yerwandschait dcnr MAnner durdi den Mannesstamm, andrer- 
seits znm Niyoga des Hindu, zu der Zeugung, nicht mehr durch 
einen heliebijLT" n Dritten, sondern durch einen Erzeuger von Samen 
derselben Art, einen Atriiaten. Dieses Zeugen wird zu einer strengen 
Pfliclit; sie ist es bei Li hzeiten des Familien-Oberhauptes, sie kann 
ihn überleben und föliit so langi,aui zur eigentlichen Levinit4>ehc, 
nachdem Agnatensystcm und Ahneukiütus hinreichend Wiuiiel ge- 
schlagen haben. 

NaturgemäBs gestalteten sich mit diesen neuen Gedanken die 
BegrifTe der Mutterschaft um. Sobald Alles vom mflnnlichen Samen 
abhftngt, wird das Kind mehr und mehr der Mutter entfremdet; 
es steht fortan zur eigenen Mutter im selben YeriiSitnis wie so 
den anderen IVauen des Vaters. Die verschiedenen Weiber eines 
Mannes sind ▼eraohiedene Acker, welche aber aus dnem und dens- 
selben Samen die Kraft zur Frucht empfangen; so kommt es« dass 
bei Manou der JSohn eines Weibes ebenso gut als der eines An- 
deren betrachtet wird^). 



axttge littvw^ Sioita douftdrwv ßt\t. Sophooles: Antigone 567: "A^ujai 
fm Y&tu. Oedipns rex. vers 1246: ,/ii}T|^av Sew^ ^amv^' 

Diodor von Sidlien zeigt uns die ganze Tragweite dieser Ansidit 
in Aegypten: Er sagt in I. SO: Die Bgypter sehen kein Sind als illegitim 

an, nicht einmal das mit einer gekauften Sklavin ei"zeugto; denn tler Vater 
i8t der alleinige Erzeuger des Kindes, die Mutter nährt und „beherbergt*^ 
t)b nur. 

Das mohamedaui«cho Kecht hat dasselbe Prinzip. (S. Neval, Moha- 
medanisches Roclitssystoni. Kap.: Elio. St. Petersburg. 1890. S. 198.) 
Der Koran sagt (II. 223): Die Woibor .sind euer Acker. 

') s. Mauou. IX. 183. 
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I 2. FiktioD oder Wirklichkeit. — Die Urbegriffe 

über die Zeugu ng. 

In der soel>en skizzierten Entwickhmg bleiben zwei Punkte 
duuiieP). Zunächst: Es ist nicht ersichtlich, warum, wenn auch 
der Same zweier Verwandter als von deichen Beschaffenheit g^t, 
di^r Same identisch sein soll, wariun der von dem Verwandten 
erzeugte Sohn nicht nur als Agnat in Kindes Stelle, also «Ig 
fiktiTBB Kind, sondern warum er als wahres Kind dea lebenden 
oder verstorbenen Familienoberhauptes gelten soll. 

Es scheint mir nAmlioh nidit xweifeihaft, dass der Qlaabe an 
<)ie Wirkliebkdt der Fiktion ▼orhefgQgangdn iat Ich verde mich 
darauf beachrSnIien, als spesieUea Beweiamittel hierfür die der 
Lenrntaehe sehr fihnlidie Sitte der Bechuana') au mvShnw, wie 
m Livingstone bescfaiieben hat: 

Zweierlei ist dieee Sitte: 1. Wenn dpr Sohn die Witwe seines 
VateiB heiratet, so gelten seine Kinder als seine Geschwister, denn 
sie Bad Blinder des Vaters, d. h. des ersten Gatten der Mutter. 
2. Heiratet der jüngere Bruder die Witwe des filteren Bmd^ so 
geHan die Kinder aus dieser Ehe als seine Neffm, denn sie and 
Kindfir des Terstorbenen Bruders. 

Nichts berechtigt hier sur Annahme einw Fiktion, weder das 
Interesse des Verstorbenen, noch das der Gatten, noch das des Kindes. 

In dem ersten Falle kann der Verstorbene kein Interesse haben, 
oaen Sohn zu beatzen, denn er hat ja einen — eben den xweiten 
Qttlea seiner Fran; der aweite Ehegatte kann allein daran intei^ 
eaaieit sein, Söhne, nicht aber Brüder und Neffen xu besitzen; die 
End«- können nur wünschen, als Söhne ihres wahren Vaters be- 
tntchtet zu werden, denn, wie wir besonders durch Fritsoh^) 
wiisen, ist das Erbaystem der Bechuaiia ein rein patnarclialisches. 

Es bleil-t also als entscheidendes Moment nur der Glaul>e an 
die tliatsächliehe Vaterschaft dys Verstorbenen übrig, ein Glaube, 

') Ich kauD iiier iu der Entwicklung nicht weiter foitfahrea. Logisch 
'Shit sie dacn, das Knd dem wahren Brseager tusnrechiaea. 

0 Li Vings tone: Mission TraTebi in Sontti Afrioa. London 18f>7. 

& m 

^ Fritsoh, 0.: Die Etngeboroaen Süd -Afrikas. Breslau 1872. 
8. IHOE. 
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den TiiviiT^stono in don eiu?rgiK<:hen Worten zum Ausdniek lniiie^: 
,.hf must i;iiso Up seed to Iiis de|)arted i-elativo". Nim wiixl man 
siijtjen: al>or ein solchor Olaube ist ja a1»sin d I (i('\vi«is ist or ps 
von unseren Anschainm^^on am h^traclitet, al)er ist er es auch, wenn 
man sich in den Geist eines Wilden, Uneivilisiorten versetzt und 
man dorjenif^en äusseren Umstünde Rechnung trägt, die diesem 
Glauben als Grundhige gedient haben mögen? Ist der Ghifihe 
■wirklich so absurd, auch wenn wir uns auf den Standpunkt der 
neuesten biologiachen Foraohtuigen stellen? Das haben wir uns 
zu fragen. 

Der zweite aufkiftrungsbedürftige Punkt betrifft den Umstand^ 
dass das Kind der Tochter, welches ^vyatgtdovg bei den Griechen 
genannt, den Agnaten gleich gerechnet wurde. Liegt hierin nicht 
ein gewaltiger Widerspruch? Der Sohn, dos Sohnes Sohn, der 
Sohn des durch Männer verwandten Mannes sind alle Produkte 
von Samen der8ell>en Art^ aber das Kind der Tochter ist die Frucht 
exotischen, heterogenen Samens. Es ist also unverstftndlich, wieso 
diesem Kinde eine Stelle, und zwar eine nicht gei-inge, im System 
der Blnteverwandtschaft eingerftnmt worden ist. 

Hier bietet sieh nur eine Eiklärung: man imiss in iler Aus- 
iiahniesd'lliinfi: <les Tochterkindes ein ('berblcibsei der vorhergehenden 
Epot he si lu'ii, in der noch die Abstamnnmg von der Frau das 
entselit idendt' Gewiclit hatte. Ist es aher sir-her, dass die Tochter 
damals dem Vater zugerechnet wuiüe, und, £alh» sie es war, wie 
und warum geschali dies? 

Die LOsung dieses, anscheinend der L4n-imt&ehe fremden 
Problems wird uns au! die Spur ihres historischen Vorbildes bringen. 

So etgentflmlich es auch scheinen mag — idi bin dav<m fiber> 
zeugt, dass die UrvOlker keinerlei Begriff von der Abstammung 
mftnnlicherseits hatten, da ihnen jede ezperimentelie Grundlage 
fehlte, um Ursache und Wirkung zwischen der gesdüechtlichen 
Nfthemng imd dem Gebttren nflher zu bestimmen. 

Lediglich die Geburt durch <las Weib war eine sichtbare 
That.sache; und .lulirhundcile iiiiuhuxjh konnte man sich nur au sie 
halten. Die Mutterliel)e passte sehr gut in den Rahmen dieser 
Anschauung, ebenso wie die Gleicligültigkeit des Erzeugers seinem 
Kinde gegenüber. 
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In einer der ftltesten Lehren von der Aliefaimaiiirig der CH^tter, 

ier der Egypter, existiert bis vor Osiris und empfängt ohne Gatte 
oder Liebhaber') und in den iiaturalisttschen Sagen der Wilden 
oier alten Völker ist die Gebärmutter ein Lebewesen, welclies sich 
aüe'm tlwrch Gebären fortpflanzt*). 

Nur alliniilig also rang .^ich die Erkenntnis der Fiuiktion 
des Mannes bei der Kindereengung durch und AUu« deultt darauf 
hin. las^ ilicse Kenntnis eist nach einer langen Eleihe von Irnnigen 
wv- il»!! wurdt'. In der Tliat, wenn man die widitige Rolle in 
Ueü,tclü iieht, welche der Atem, der I>ebenshaiii-h. Ix i d. n Natur- 
völkern spielt und damn denkt, wie allgemein *U'\ Atem mit der 
Soele identifiziert wird, ho kümint man auf ileii Ciodanken, dass 
das Einhauchen des Atems als eine der ersten Foiinen eriklii»Mieii 
sein mtiss, unter welcher man den Manrr mit der ZeutrniiK. an 
wel( her das Weib als alieiu beteiligt bis dahin galt, in Beziehung 
brachte. 

Mit dem Atom des Mannes di-ang ein Teil seiner Seele in den 
Köqier des Weil^es und damit in den des Kindes. Hier bestätigen 
^iexlerum die ältesten Sagen, welche uns die ersten Menschen in 
Güttergestalt vorführen, nnsere Ansicht: Cicero bemerkt, als er 
<lie Sajü^e von Coelus oder Uranus, der von seinem Sohne Saturn 
verstümjiielt wurde, enfihlt, dass der Äther ursprünglich das Prinzip 
der Zeqgong war, dass durch den Äther neue Wesen gescliafTen 
voiden und dass die erwfthnte Verstümmelang die Entbehrlichkeit 
de« mlnnlichen Gliedes symbolisch darlegen solle'). 

In ftholicher Weise spricht Plutarch in seinen „Tisch- 
gMfprldien'' von der Srschalhuig der GOtter, wie sie nicht durch 
Sunen, sondern durch immaterielle Voigange eneugt seien*). Er 
«nuert dann, dass nach einem alten, weit verbreiteten Glauben, 
den wir übrigens bei Plinius, Varro und vielen Anderen an- 
Mm, die Zengnng der Tiere durdi den Wind geschehe*). 

Wenn also der Lebenshauch vom Vater auf das Kind durch 



') MaBpero: Etndes de mythotogia %yptienDe. Bd. II. 8. 25i~*5. 

81 35Ö. Femer les Origines (Eg\T)te et Cbaldte) Paiis 1895 S. 131. 

Ploss: Pas W. ih in der Natur und Volkerkande (Leipzig 1891). 

*) Cicero: de natura deoram. II. 24. 
*) IMutarch: Tiiichgespräche. VIU. 1. 
*) l'iiuius: Naturgeschichte. YIII. 77. 
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die Mutter hindurch wirkte, so ist es nicht schwierig, einxuseheo, 
dasB die Tochter ihrerBeits unmittelbarer als der Sohn den 
Uihauob, den aie im Schosse barg, auf ihre eigenen Einder ttbep> 
trug und dass dieser Hauch durch den Austansdi des Atems, einer 
Form des Kusses, der vir noch heute bei den Wilden begegnen, 
erneuert und verstärkt werden konnte. Wir sehen also hierin in 
ihrer ursprünglichen Gestalt die Bezeichnung der Tochter, welche 
dem Vater den Sohn zu gebären hat, der Tochter, welche, um mit 
Maiiou üu reden, „nur eine Seele mit dem Vater ist"*). 

Wie stets wurden bald materielle Thataacheu zur Bekiäftigung 
dieser Ansichauung- herl>eigf'zogen. Ich will nur eine, ausser- 
(»rdt'Hllich waluvcheiuliche, oiwaiuu'ii : die Ähnlichkeit, jene 
Tliatsache, 'He bei don Naturvölkern nach mancher Riciituiig hin 
von Einfltisö gewcrien ist. 

Es scheint sich heute hewaluht iti t zu haben, dass die Tochter 
mehr dem Vater, der Snlin mehr der Mutter ähnelt: in vitl.'n 
Fällen kann dalier der J'nkol dem Grossvater luütterlicherfieits 
ähnlich sehen und so die Zurechnung ,,filii loco'' rechtfertigen. 

Als sich nun einmal die Begriffe fll»er die Zeugung umge- 
staltet haften und sogar nach und nach die Thätigkeit des Mannes 
als dio allein massgebende für die Schöpfung des Kindes ange- 
sehen \Miixle, da sorgten die besonderen Bande der Zuneigung 
zwischen Vater und Tochter im Verein mit der uralten Elinrichtung 
der Bestimmung der Tochter zur Kinderseugung, dass diese Ansicht 
erhalten blieb. 

Jedoch, man darf nicht vergessen, dass sich diese Ansicht in 
offenem Widerspnich mit dem System der Verwandtschaft der 
Männer befand und dass sie sich daher nur als Mittel, dem Vater 
einen Erben zu verschaffen, im Hinteigrunde halten konnte. Aber 
noch weiter: 

Das Interesse des Erblassers und der Seinigen war, in engem 
Znsammenhange mit der grundlegenden Einiichtnng der Familien- 
gameinschaft, nur dann ganz gesichert, warn das Recht zu erben 
auch auf einen unmittelbaren, vom Samen des Erblassers erzeugten 
Sohn fibeigehen konnte. 

Somit wären wir ganz in der Nähe der Leviratsehe gelangt 



0 Hanon: IX. 130. 
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§ 3. Der Ursprung der Leviratsehe. 

ßrOder, welche beisammen leben, gt-anden eine Hausgemeinschaft, 
velcbe den Namen des Älteren, des Oberhauptes tnigt; diese HauS' 
gentiaBchaft bildet ein Ghmses, eine politische oder sodale Einheit, 
Öse VBmiliengemeinschaft. 

Wenn nun das Oberhaupt stirbt, so trifft den jüngeieii Bruder 
die Pflicht, diese Zusanimongehörigkeit aufrecht zu erhalten, sie 
unter demselben Namen fortbestehen zu lassen. Notwendig: ist 
einerseits daher, dass die Familie fortfährt, wie bisher, beisnuimcn 
zu leben, andrurseitf* alm' bedarf es einer Generation, welelie nach 
dem Tode des jetzigen Ulferliauptes in gleicher Weise den Namen 
fortpflanzt, in welcher das verstorbene Oberhaupt wifHb^rauflobt; 
die» 8 kaim al)er nicht durch den Sohn der Tochter t;es< heheu, da 
die i>t!t/,tere <iurch ihre Ehe einer andei'on Gruppe angcliürt, deren 
Samen von anderer Art als der des Vaters der Tochter ist. 

W'lv war also das erstrebte Ziel zn erreichen, wenn das ver- 
storbene Uberiiaupt keinen Sohn hititürliess V 

Abergläubischen Gemütern bot sieli das Mittel von selbst: 
Die Seele des Verstorbenen gin^r in den Korjicr des jüngeren 
Bruders über, sie setzte sich damit in Diesem fest, wie sie es nhen 
in dem Körper der zum Kinderzeugen bestimmten Tochter tliat 
und entstand daher durch Vermittlung des gleichartigen Samens des 
Bruders in dem nachgeborenen Kinde zu neuem Leben. 

Das neue Oberhaupt war danach der wahre Fortsetzer der 
Penoo seines ▼erstorbenen Bniders^), dessen Seele in ihm wohnte 
aod zwar solange, bis sie sieh in ein neugeborenes Kind wieder 
verkörperte. — Solches Wiederfleisch werden findet sich häufig bei 
NatürrAlkem; so kann ich hier die agentümlichen Gt-1)räuche er* 
wlfinen, durch welche die Jakuns der malay Ischen Halbinsel den 
Geist des verstorbenen Vaters wieder aufleben hissen*). Es giebt 
aber noch bessere Beispiele, duekte Beweise fOr das Bestehen 

'} Es war das im Gnmde genommen eine Kubstitutoiische Adoption 
dt.-s überleberi'It u Uiuders, derjenijjen iihnlii li. dio jüngst von Kohler bei 
den Xatimi lktTii Xoniamerikas bescbriobeu woiden ist (Zeitschr. f. vergl. 
K«bi*wu«aiiife^haft, Xii, S. 390—391). 

^ Favre: An aoooont of the wild tribes inhabit the Malayan Peninsnla 
[hn, 1805), 8. 91 ff. 
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dieser Art dee Fortlebeos des TerBtorbenen Hannes Im Sohne 
des Leviis. 

Eins der fr^pantesten ist das des TaUali- Indianer Kord- 
Amerikas: Stirbt das Oberhaupt einer Familie, so weiss der 
Zauberer eine direkte Transfusion der Seeleu au bewirken: er hält 
dem Sterbenden oder Toten die HEnde auf die Brust, legt sie dann 
auf den Kopf eines Verwandten desselben und bUtet hinduroh ; das 
Kind, welohes dem Letzteren sunichst geboren wird, hat dann die 
Seele des Verstorbenen in sich und nimmt den Rang und Namen 
desselben an . 

Der Ausgaiig»puukt der Leviratsehe erkUbt sich also von 
allein und diese ErUAnug findet ihre Bestätigung in den Leichen- 
oereminii«) der Inder, bd welchen (ter G^t des Verstorbenen auf- 
gefordert wird, der Witwe, welche sich neben den I^ichnam legt, 
Nachkommenschaft zu geben. Der Schwager hebt sie dann auf 
und erklärt sich z(i ihrem Gatten % 

Juuncrhiii bedurfte es, bei der Wandelbarkeit der abergläu- 
bischen Vorstellungen, für die lievii-atsehe zur iluer Erhaltung un<l 
zu der Annahme ihrer strengen Funueu einer neuen Kraftzufuhr; 
vmd diese erhielt aus zwei Quellen: 

Die Eine ist die Dauer der Schwangei»chaft. Di^^ sogenannten 
Urvölker hatten diesbezriglieh nur allgemeine unklare l^e^riffo. wie 
es Ivel ihrer ungenauen Zeitrechnung und den vi. l. n Vers, hit den- 
lieiicii. die die .Schwangei*8ehaft zeigt, nur natnilicli ist, zuiiial es 
moil- inen Wissensehaft noch nicht einmal gelungen ist, Anfangs* 
und Endtermin der normalen Schwangerschaft genau zu l>estimmen. 
Diese Dunkelheit verdichtete sich noch infolp^ des Ilmstandes, 
das« sich die Witwe bald nach dem Tode des Mannes wieder ver- 
mählte. In diesem Falle stand also nichts im Wege, das erste 
noch dem T<Kle des Vaters geboi-ene Kind ihm zuzurechnen, wie 
gross auch die seit seinem Scheiden verstrichene Spanne Zeit 
sein mag. 

Finden wir doch noch heutzutage diese Ansieht bei Völkern, 
die sich sehr alte Ss^en und Oewohnheiten bewahrt haben, so 
z. B. bei den Kabylen. 

Waits: Anthropologie der Natorröllrer. Bd. lH, S. 195. 
*) Catand: Die Altmdisohen ToteDijebiftttcbe (Amsteidam 1B96) $ 9L 
UikI Dürkheim (L'annoe sooiologique) Paris 1896« 8, 203. 
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Hatiotean und Letourneur*) enShlen uns Folgendes; 
^Tonn die Witwe sich schwanger glaubt, so Ifgt flie ihren 
„OOitel auf die Leiche dee Gatten indem sie erklärt, dass das 

,.Kind unter ihrem Herzen dem Toten gehöre. 

„Diese Erklärung suspendiert die Eiüflnung des Naclilassos. 

„Nach Ablauf von elf Monaten erhält sie «Ion Bf-uch älterer 
„Frauoti, welche sie die Geburt befünlerndo Mittel einnelunori lassen. 

„Führt diese Arznei zu keiner Befreiung, lo gilt dan Kind 
..als eingest lUafeu und zwar Ijei (h n Kabvlen auf unl)egrenzto Zeit, 
«!)i<?se eigf'ntrimli<^.'he Theorie vom ciiip-schlufeneu Kinde ist ofFou- 
fll«r eine l Ijeiliefciung uialten Ursprungs. Die mohaine<lanischen 
„Ärate halten versucht, liier Missbrauch vorzubeugen und die Dauer 
.'litMi uuhserortlentliehen Seh Hörerschaft auf 4 — 5 Jahre zu be- 
»sciiränken; trotzdem aber iiat sich der Vtilks|:^huiht* aufrechterhalten." 

«sf'hlumTiiort*) das Kind des veiutorbenen Gatten — und 
wenn wir erwägen, dass es nicht von selbst erwachen kann, dass 
es hierzu der Hilfe eines Verwandten seines Vaters bedarf, so 
haben wir die Erklärung fflr die Rolle des Levirs. Dass sich 
heute bei den Kabvien die schwangere Witwe nicht wieder ver- 
mählen kann, dae hängt offenbar von der Bestimmung des Korans 
al, die der Witwe eine Wartezeit vorschi-eil>t. G.ab es liei ihren 
^iel früheren Generatinnon aber die Tjcviratstdio, da hatte der Levir 
<lie Pflicht, der Frau das die Entbindung herbeiführende Mittel 
w geljen. 

Es waren allerdings zwei Erfahrungssfttxe, einmal, dass die 
Witwe meist nur bei Wiaderverbindung einem Kinde das Leben 

and feiner, dass das dann geborene Kind dem ersten Gatten 
dar Mutter fthnUch sah. 

Und nun zum zweitm Ponkt: 

Hier lassen die zeitgenössischen Forschungen auf dem Gebiete 
der Biologie die Leviiatsehe in eirtem vüUig neuen lichte erscheinen, 
M fügen sie in den ftahmen der Telegonie ein. 

Was ist Telegonie? de Varigny, dem ich in den folgenden 
Zeilen Hehreres entlehne, giebt in einem vortreffliehem Aufsatz') 

') La Kabylio et les contnmps Kal.\ les (Paris 1873) Bd. II, S. 171. 
') ebenso viele türkische Sekten, s. Sidi Khalil Preuis de Jurisprud. 
muMlmane. Ubersetzt von Perron. Bd. III, S. 70. 
*) Joomal des Debets vom 9. September 1897. 
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folgende Definition: „Telogunie ist eine eigentfimliche Art der Yer- 
,,erbnng, die darin besieht, daee eine Mutter auf Kinder zweiter 
,J!he Charaktereigensichaften flbertnigen kann, welche ihrem ersten 
„Galten eigentümlich waren." Diese Telogonie ist besonders bei 
Tieren beol>achtet worden; Tierauehter glauben fest an sie. 

Eine Affcüi»ijitsclior-Hündiii, zuerst von einein Ilüiinerliunde 
belegt, winl, wenn sie siih danach luit einem leinnissigon Afft u- 
pintscher paart, Juuge zur Welt bringen, welche teils reiue Hühner- 
hunde, teils halb Hühnerhunde, halb l*iat8t'her sind. . 

Hier liegt eine anticipierte und unvollständige Bo- 
fniolituiig vor; ein Teil des Samens d«»?; ei-sten Gatten ist in den 
OrjL'a ni Sinus des Weibes gedniiip:'ii und hat ihn mit sich imprägniert. 
Dei zweite Gatte vollendet sumit nur das Work des Ersten und 
ei'weekt den vom ersten (iatten gelegten Keim /.u neuem Leben. 

Bezüglich dei Manschen ist <lie Frage der Teiegunio \vt iiii;.;r 
geklärt als bei Tiei'eo; immerhin tiiad luureicliead überfülireude 
F&Ue bekannt. 

Worauf CS hier aber ankommt, Ist weniger die wissenecliaft- 
liche Wahrheit der eigentlichen Telegonie, aU der Glaube an .sie, 
der sich bei den Naturvölkern infolge der genannten thatsAchÜchen 
Erscheinung festgesetzt hat. 

Also: Wenn nach dem Aufenthalte der Verbündeten 1814 In 
Frankreich auf einmal sich ein ausgeprägter Kosackentypus in einer 
französischen Familie zeigte und sich derselbe, lange nachdem der 
verantwortliche Hervorbringer dieses Typus von Frankteich fort 
war, noch in den folgenden Kindern derselben Mutter bemerkbar 
machte» so kOnnen ebenso seit jeher genau so auffallende Ähnlich- 
keiten zwisdien dem Kinde zweiter Ehe und dem ersten Gatten 
der Mutter beobachtet worden sein. 

Solche Ähnlichkeiten müssten au der Überzeugung von der 
thatsächlichen Vaterschaft des ersten Gatten um so eher fahren, 
je grosseres Gewicht man auf Letztere legte und je beweiskräftiger 
die Beobachtung der Tierwelt sich gestaltete >)* 

So z. B. glauben die Araber, fest wie an einen Glaubens- 
artikel, dass eine Stute, eimal von einem Esel gedeckt, nie mehr, 
nicht einmal von einem Hengst reinster Basse, reine Pferde zur 



') Herodot: Bd. IV, 8. 180. 
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Tdt Imngeii wird tmd oeuwdhigB lutt das ExpehmeDt ProfBBSors 
Ivirts in Edinburgh thatsSdilidi ergeben, dass eine zuerst von 
einem Barchel l'schen Zebra gedeckte Stute nach späterer Paarung 
mit einem Hengste gestreifte Fohlen zur Welt brachte. 

Wie HÄhe iöt hier die Theorie vom scldaiendeu Keime / 

§ 4. Sohl u SS. 

Um zum Schlüsse zu gelangen: Meiner Meinung nach ist die 
Leviratöclie aus der intimen Veriiuickung zweier Onindidcen hurvor- 
gegnn?pn . dem nrjtw (Midigen Überleben <ier iuni>li( heii ( iew.ilt imd 
der Wieilertlei.srbwenhmg des gestorlH'iieii Famüieu-Überhaupteö. 
Sk- h;it sieh aiii der doppelten Grumlhige der Überliefeninp: und 
der Thati^K'hen gebildet, anfreeht erhalten und entwickelt, und /.war 
der Cborlieferun^', nämlich zunächst dem Wiederaufleben iu dem 
Sohn;^ der zur Kinüerzeugiuig bestimmten Tochter, Sfjäter, in Über- 
einstiuimung mit den neuen Begriffen von Erzeugung und Same, 
dem Niyoga. Thatsacheu waroD.: die iange Dauer der Schwanger- 
schaft und die Teiegonie. 

Wenn wir nun zu un<<erem Ausgangspunkt, dem liebräisclien 
Texte zurückkehren, so finden wir uns der Leviratsehe einer Epoche 
gegenüber, wo die politischen Erwägungen, das Faniilien^mt zu- 
anuneoziihalten, in den Vordergrund getreten sind. Niclittide.->fo- 
weoiger scheint mir uns ans dem Wortlaut der Bibel das Echo 
malter Zeiten entgegen zu klingen: Wober kommt es^ dass die 
Bolle des Leviis nioht lediglich als eine civile Verrichtung, sondern 
als ein physiolo^seher und hieratisdier Akt angesehen wird? Er 
darf üch nicht b^Ogen, das Weib au heiraten (was schon an und 
ffir sich den Beischlaf mit sich bringt), sondern er muss den 
Sameo des Toten erwecken, er muss den Schwager 
machen; so Ubersetxt mein Freund Auguste Carridre den 
hebiüschen Text, weldien Kautssch mit „die Schwagerpflicht 
Idaten*^ wiedergiebt^* loh bemerke noch, dass in dieser anerkannt 



') (8. Bachofeo: Hatterrecht S. 116, 117, 150.) An dieses physi- 

ido^aohe Element liosse sich das Schubabziebon des widerspenstigen Levirs 
iiiVflüpf*»n. Narh Barhoffn repräsentiert der linke Fuss das weibliche, der 
rechtf 'Iis niaimlicho Ekmifuf im Mouschen. Ks wäre demnach interessant 
zn erüiifeü, welcher Schuh abgezogen werde. Betreffs der grossen Rolle, 
die 4er Schob (Pantoffel) in der Ehe aller Völker spielt, s. Theodor Volkow 
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yortrefflioheD Oberaetziing der Vers 6 nldifc nur dea Qedankra der 
Nachfolge an die Stelle und in den Namen des ersten Gatten, 
sondern anoh die Zurechnung des ältesten Sohnes zweiter Ehe zu 

dem Vcistorljeuen : „Der ei*sto Sohn aber, den sie gebiert, soll 
seinem verstorbenen Binider zugei-echnet weiilen'* w iedergiebt. 

Die Leviratsoho beruhte also haupts&olilich atif dem Prinzipe, 
auf dem Glaubi n an eine wit kliche Vaterschaft des ersten Gatten. 
Später erst waixl sie zu einer jurititischen Fiktion und einer Sitte, 
welche ledifrlich den Zweck hatte, die Anfi-echterlialtung des 
Familienkultus <Hl, r die Fortdauer der Familie ilui-ch eine Art 
gesetzlr< h' 1 A loj.tinn, welühe den bruUors-Suhn 2um Range des 
Sohnes erhob, zu sichern. 

io der Revue d' Anthropologie — 1891. Bd. II., S. 575 — ferner 
Gregor von Tonrs: Liber vitae patrnm B4. XVI., S. 1 n. Bd. XX., 
8. 1. Übrigens glanbe ich nicht, daas die im Bach Rnfh IV., 7 erwähnte 

Sitte, dou Schah au geben, auf die Leviratsehe Anwecduug finden kann. 
Dort handelt es sich um eine freiwillige Hitif^abe de.s Ki-ohtes luid dns 
Schuhes, hier aber wird dorn iSchwager von der WitwM d-M Schuh i-ntrixsea, 
da sie der ganzen Welt die Pflichtvergesseuheit ihres Schwagers verkünden 
will; sie ftpeit ihm ins Angesicht und trägt als Zeicbou ewiger Schmach 
das Symbol der Fflicbterfullangf den Sohnh des SchwagexB mit sich fort. 
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Ein Beitrag 
znr Häuser- und ilealitaten-Besteuerung.') 

Von 

Dr. Gnstay Sodoffsky, Petersburg. 



Ehe die Bestonenmg der Gebäude und Immobilien zur Dar- 
l^ing gelaugt, aei es mir gestattet, mit einigen Worten die Motive 
und dit Einteilung der Gebäudebestcuerung zu berühren. 

Die BesteueniDg der Gebäude erklärt sieh zunftohst wohl aus der 
Thutaache, daes die Gebiude VennSgenBob}ekte sind, die sich nicht 
Teriieigen lassen, femer danuis, dass das Vermieten von Qebftuden 
beBonders in anfblüheiiden Orten ein Oeschftft ist, welches vielfuch 
Dicht nnbedentenden Gewinn abwirft, schliesslich daraus, dass den 
ImiiMbilienbesilsem ans mandben staatliche und kommunalen ESn- 
richtmigen und Anlagen ein besonderer materieller Vorteil »rwichst 

bi Besug auf die Elassifikati^tt der GeUludesteuer besteht bisher 
in der Wiseensduift noch keine ESnigkeit 

Wagner^ unteischadet bei der Gebftude- oder Hibi&ersteuer 
niBicbst 1. Ebe Hauninssteuer und 2. Eine Hausklassensteuer (wie 
ae am besten die Qsterreichisdie Gesetsgebung unterscheidet) und 

« 

7m di> sor Arbeit sind u. a in^hosondere benutzt woi-den di«^ hftr. 
tiftjtiUe uud B.'stiininungeQ für die axuminm iJludor und Städte, ferner 
I. B. das ,,Bulletiu de Statistique et de Xii'gislation comparüe^', Pari», ISUO, 
& 313 ft, & 583 ff., und 1801, & 88 und 8ay : „Dtctionnaira des Finanoea;*, 
Fni» 1890, S. 232 ff. Die Sammlang der Daten, die der Bolietin bietet, 
wde auf Veraolasaaog der französischen „Administration der direkten 
Steuern" durch das Ministerium des Auswärtigen'' bewerkstelligt. Cfr, auch 
r. H^itzenstein : „Kommunales Finanzwesen" iu Schönbergs „Handbuch", Iii, 
Aufl. III, S. 700 ff. 

'j elf. Scbönbtjrg» ,4landbuch'S III, 1897, 6. 35ö. 
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3. Andere Formen der Geb&udesteuer, von denen als die wichtigeren 
zu neniion sind: 

n) Eine Klassensteucr der ländlichen Wolmgchäudo nach Mass- 
gaite der „Geaamtverhältnisse der /.u denBelbfii gi liörif^eu ländlichen 
Besitzungen und niitzbaren Grundstücke'' unter MitlKjriickbichtigiiug 
der Grr.ss(', Jkiuart, Beschaffenheit d^»r Gebäude, auch der zu- 
gehörigen llofräumo und Hausgärten (Prcusson), 

h) Gobäudostoiier als Flächengrundstcuer. evpntu<>ll verbunden 
mit EitragsbestononHiLC dfs 0>>lnludes selbst (Baj-orn). 

Für die Form (ier Besteuerung nach dem Wert werden an- 
getÜlnt Baden und Württemberg. 

V. Stein ^) untei-scheidet : 

a) Eine Gebäud^^randsteuer imd 

b) WohnungsstcTiern und zwar 

1. Die Gebäudeklassensteuer und 

2. Die Gebäudezinssteuer. 

Nach Sühäf f le') sind zu unteffscheiden: HauBzin»-, Hauskiaasen- 
und Hauswertbesteueruiig. 

T. Heckel^) untersdieidet je nach Möglichkeit uod Art der 
Feststellung des Gebftudeertnges folgende Fonnen der Geb&nde* 
steuert 

a) Die Mieleitnigs- oder HauBzinasteoer. 

b) Die HauBldaaBensteuer; sie richtet sich nach der Grtae, 
der Bauart, der Besohaflenheit der Geb&ude, der Zahl der Wohn- 
iftnme oder nach den Oesamtmhftltnisaen der dazu geliOrig«i 
Onindatflclie n. dergl. m. (Österreich, Preussen). 

c) Die Äiealsteuer (Bayern). 

d) Gebftudewertsteuer. 

e) Thür- und Fenstersteuer (Frankreich, Belgien).^) 

') ,.Lehr1.npli der Finanzwissenschaft", 188G, S. 109. 

^ In „Die Steueru, liegenderer Toil^^ in Frankonstein: ,,Uaiid- luid 
l^hrbuch der Staatswissenschaft*', 1897, S 181. 

•) Elster: „Wörterbuch der Volkswirtschaft", 1898, Bd. I, S. 778; cfr. 
auch a 779 ff. 

Nooh his zu den letzten Kagiemngqabren Peters d. 0^. beatkod In 
Russland eine Besteueraag oaoh Thfireo. Cfr. Lwow: ,^iit8 des Fiiiaas- 

reohts'-, lss >. s. 330. 

Et\v;i (ii r früheren P.t 'Steuerung tiach Hoordeo, Karnirioii. Srhom- 
stoiaeu, Stockworkou etu. ist in dieser Einteilung allerdingb nicht gedacht 
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Yon dieson Einteilungen dürften wohl diejenigen von Wae^ner 
md V. Hecke 1 die zutreffeiifi^ton tiein. In die dritte Kl.i.vso der 
CtHbilndebesteueniiig. die Wiij^ner als ..Andere Formen der Ciebäude- 
^ lit^inu'j, • liozeichnet. >'md uIkmi aiusser der Hauszin.^- und iiau8- 
t.i a-'^ u>teuor alle anderen Arten der Gebäudebestcuerung iinter- 
lakijii'en. 

kü vvünlt' jt'tloch die Kinteiluni:; der Gel*äudesleuer in etwas 
modift/ierter Form und von mehrurcu Gesichtspunkten aus, vor« 
Bdüagen. 

1. Nach der Möglichkeit und Art der Bestimmung des 
O^tiäudeer träges wfurde ich folgende Arten der Qebäudesteuer 
anterscheiden : 

1. Oio Mietertrags- oder Hauszinsstcuer (nach dem that- 
sächlichen Mietertrage oder dein durcii Vei^leicho gefundenen; nach 
dem Bruttoertinge [z. B. in Preussen, Baiern und Griechenland); 
nach dorn Nettoertm^e (z. B. in Österreich, Ungarn, Italien und 
Frankreieh]; nach dem Durchschnittaertrage ans mehreren Jahren 
|z. B. in Preussen, Sachsen-Meiningen, Elsasfr-Lothringen und LflbeckJ; 
nach dem thatsäch liehen, jährlichen ReinoTlmge [z. B. in Österreich, 
Ungarn und Halle]; nach Quadrat- oder Kubikfuss >), nach erfolgter, 
bezOglidier Berechnnng des Mietentfalles in Normalgebänden bis- 
veilon ia mssischen Kommunen u. deiig^.). 

3. Die HaDsklasaenateuer (naob der Ansah! der Wohn- 
betedteile [in Österreich und Ungain]; neben der OrOsse und 
Baout der Qebftude nnd der OrOese nnd Beschaffenheit der Hof- 
fionie und Hansgftrten auch nach den OesamtverhSltnisaen der m 
den Gehlttden gehörigen, iSndlichen Bedtsongen und nutzbaren 
Onmdutflcken [z. B. in Pkeussen und Sachaen-Heiningen]; neben 
den BevUlkerungs- und VeritehrsTerhflltaisaen, der Grösse, der 

'> Piesei: Form begegnet man z. B. bei der kommunalen ImmobiI>!«n- 
steufT in Rassland. Voiaiwgosotzt wini . da.ss man dirsc Steuer eher als 
Alt der Gebäadüsteuer als der Grundsteuer auffatjbt. Divsd Auffassung dürfte 
nch die richtige sein. Gewiss »t die Immolnlieiisteasr kehie retne Oebftttde- 
«Iner, sie belastet sncfa Objekte der Ornndstener. Ghodsky erklärt die 
ImmoMieDstener als in „gewissem Grade der Gebäudesteuer entsprechend", 
'fr. 8. ..l'ol. Ökon. in Vorbindung mit Finanzw/', 1887, S. 386 n. s ..Eiern, 
i Fol '»t .n. iu Verbindung mit Finanzw.", 1897, S. .laiisrlml be- 

:-i-hDet die Immobiiienstouer b'usslands als Gebäudesteucr, cfr. s. „Grund- 
lage dei FiiiauzwisscuschafV, lbÜ5. .S. 179. 
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Bauart nnd der BeBchaffenheit der Gebäude, der GrSsso und Be- 
schaffenheit der zu den Gebäuden gehörigen Ilofräunie und Haus- 
gfirten event. «luch nacli den etwaigen Kaufpreisen und Sterl>efall- 
orkläinnigen nach den üoüiuutverhültni.ssen der zu den Ge))äudcn 
geliörigen ländlichen Besitzungen und nutzbaren Grundstücke |in 
Elsass-I/*)thnngc'ü]; nach Ortskkssen, nach Klaasen der TTJliiser, 
nach 1 — 5 Öffnungen, von C und mehr u. s. w. [in Fiaiikieich 
un(i Belgien bei der Thür- und Fenstersteuvrl u. s. w.). 

3. Die Gebäudewertsteuer (aus-ri lit iid : VDin inittlcrcn. 
lokalen Kaufwert |iu Hes-sen]; vom mittleren Wert jiii Bmien] ; vom 
vollen verkehrfimassigcn Kapitalwert (in Württemberg!: vom Ver- 
kaufswort |7. 11. in Bulgarion und in der Türkei]; vom Kapital- 
imkI Bau wert [in BieiueuJ; vom Yersiclieniugswert. [z. in 
Dessau) u. s, w.). 

4. Die ArealBteuer (nach der Gmsse der überbaaten und zu 
Hofnlunion dienenden Fläche |iu Baiern]). 

11. Nach den Gegenständen, welche von der Gebäudesieiier 
getroffen werden und nach dem Wesen der letzteren, würde ich 
unterscheiden : 

1. Gebäudcfiteucrn von reinerem Charakter. (Hierher 
wäre z. B. zu rechnen die Hausziussleuer [in Österreich], die z, B. 
für Gai-tennutznngeii [soweit die Gärten nicht etwa aus Hofräumien 
entstanden] einen Abzug aus der Wohnungsmiete geslattet). 

2. Oebäudesteuern von gemischterem Charakter: 

a) Der Grundsteuer nahe stehende (a. B. die Ärealsteuer 
[in Baiern]; die Immobiliensteuer [in Russland], die auch 
z. B. Hensdilfige, ÄckeV, Stapelplätse, biswellen auch 
Steinbrüche und Torfstiche trifft u. s. w.). 

b) Andern Stenern nahe stehende (z. B. die ,4nhabited hotise 
duty" [in Engknd], die ein Teil der Einkommensteuer und 
ausserdem ein Mittelding zwischen einer Gebäudeertraga« 
und Mietsteuer ist; die Tliflr- und Fenstersteuer [in Frank* 
reich und Belgien], die als Oebftude- und z. T. auch als 
Aufwandsteuer zu betrachten Ist) ; die in den Vermögens* 
und Einkommenssteuern enthaltene Gebftudeeteuer). 

ILL Nach den Zwecken wären die Qeb&udesteuem noch zu 
imterscheiden in solche die: 

a) staatlichen (z. B. in Russlaiid); 
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b) staatlichen und donsh ZiMdilflge erhobenen kommunalen, 
Besirks- und ähnlichen (z. B. in Osterretch); 

c) kommunalen (durch eine besondere Steuer (z. B. in RuBsland); 

(\) laiulschafüichen (z. B. in HiiSBland) Zwecken dienen 
Bei der Darlegung der Oebäude- und ImmobUicnbesteuerung 

«ende kh mich ziinät^hst Österreich zu. 

\u\ Jaliru 182Ü wimlo in Ostoiroich eine selbständige Gobäudo- 

steuer in den altösterreichischen und s|>äter in den südlichen ijande«- 

leileu erhoben. 

Di*' lläusei-steuer zerfiel danach in zwei Teile, nämlich eine 
lia^iszins- und eine liunbkhiBsenHteuer. 

Er-t< re wurde in grüssureii wohlhabenderen, let/Aure in kleineitjn 
*^'rt- ii ai!p wandt. Bei der Klussenpteuer waren 12 Klass^^n zu 
«iiUocheideii und als Merkmal doi- Klassifizierung diente di»' Zahl 
(ier in "iiieni Ihuiso iM^nndlichen Wohurüuino. In den ■lalu'en 1848 
und 1849 fanden dann Reformen im Steuerwesen und in Bezug 
auf die Gebäudebesteuerung statt. Die Hauszinssteuer wunle auf 
alle Gebäude ausgedehnt, die in Ortschaften sich befanden, in 
welchen sämtliche Gebäude oder doch mindestens die Hälfte derselben 
einen Zinsertrag durch Vermietung gewährten, oder die ausserhalb 
jener Ortscliaften belegen, durch Vermietung benutzt wurden. 

Auf dieser Baals berulit denn auch die neue österreichische 
Gebäiulesteuer vom 9. F«^l)ruar 1882*). W^tere Gesetze sind am 
LJuni 1890 und am 9. Febniar 1892 erlassen worden^). 

Die Veranlagung der Hansklassen Steuer findet seit 1882 nicht 
D»far nach ,^tookwerken'^ und die Elassifiüening nicht mehr nach 
12 BODdem nach 16 Klassen statt 



') In dieser Einteilung ist eitie Darlegung der gesamten Belastung dar 
('••Käj'Jp, 'lie ja mv'h noch durch Gebühren. Beiträge etc. getroffen worden, 
selbsiveretändhcher NN'eise nicht geboten. Die Einteilung dor riphiiiidtssteuer 
(dr. Meyer: „Konversatiooslexikoa^^ 1887, S. 9Uö) ia 1. Eiuo Gebaudosteuer 
(Otblodeiinssteaer, Hansimasltaar), 2. Eiae Aufwandsteoer ( Wobnungssteaerf 
WohoitMer, Mietateuer, HaoBBtener) und 3. EinkommenaBtener (z. B. eia 
T«i d«r fiaDaflalKbeB „«»tribiition penonalle und mobUi^re" und die f rilhere 
lfiet?;teuer Berlins) schaiat mir schon wegen der Einschaltung der Miot- 
^er, die doch wohl Yoa dar Oebiudeeteuer zu trennen ist and Uberhaupt 
attiechtbar. 

*) Cfr. „ZusammenstelluDg der Oebäudesteuervorachriften", Wien, 188Ü. 
') Cfr. Sdius: ,,FinaDzan)hiv^ 1892, B. 257 tf. und 261 iL 

11 
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Die der Hatiszinssteaer iuierliegend«i Oebftnde werden in 
folgende Gnipi)en geteilt: 

1. Soleiie, die sieh in Städteu und Orten beliiuleii, die in der 
Goliiluilostonen-olle aufgeführten sind, imd die 'iß^A. ]»0t. des nach 
Aii/.iig viin 15 pCt. fHr Erhaltungs- und Ainortisiiionskosten er- 
mittelten stenorhai'en reinen Zinsei-trages y.u zahlen haben. 

2. Alle nViripni hniiszinssteuerpflichtigen (rehäude in anderen 
Orlen (ausser Tirol und Voralberg), die 20 pCt. des nach Abzug 
von 30 pCt. für Erhaltungs- imd Amortisationskosten vom Brutto- 
mietxins verbliebenen NettomietunBes zu entrichten haben. 

3. In Tirol und Voralberg (ausa^ Innsbnick und Wilten) 
werden 15 pCt dee nach Abzug von 30 pCt fOr Erhaltungs- und 
Amortisationskosten fibrig gebliebenen reinen Zinsertrages erhoben. 

WShrend die Hans^Klassensteuer nach TariCBfttzen nach Klai»en 

der Wohnbestandsteile bemessen wird, trifft die Hanszinssteuer den 
thatsaehlichen Erti-ag von Gebäuden und gilt für alle diejenigen 

Gebäude, die: 

1, In Orten gelesen sind, in dtnen sämtliche Gebäude oder 
wenigstens die Hälfte (It'rscllii'n und aiisnerden) die ITälfte der 
Wohnbestandteile einen Zinsertrag durch Vermietung abwerfen (xier 

2. Ausser diesen Ortschaften gelegen, ganz oder teilweise 
durch Vermietung benutzt werden*). Nach dem Klassentarif wird 
die 1. KlasBe (Wohnungen von 3C bis 40 Wohnräumen) mit einer 
Steuer von 220 fl. und die 16. Klasse (Wohnungen von 1 W<^n- 
räum) mit einer Steuer von 1,15 — 0,76 fl. belastet. Oebftude, die 
dem Verkehr entrQckt sind (wie Schlosser} Wirtshäuser u. der^l.) 
und keinen nennenswerten Ertrag gewähren, werden durch die 
HauBzinssteuer fflr die vermieteten und üxirch die Hausklassenstener 
für die unvermieteten Wohnräume besteuert Zeitlich und zwar 
eventuell bis auf 12 Jahre werden Nen>, Um-, Auf- und Zubauten 
von der Steuer be&eii Diesen Vorzug geniessen auf 24 Jahre auch 
die zu Arbeiterwohnungen bestimmten Gebäude, wenn sie lediglich 
ans sozialpolitischen, also nicht etwa spekulativen Gründen erbaut 
sind und gewisse Bedingungen erffiUen. 

Für Landes-, Bezirks-, Sehiübezirks-, Kommunal- und Hauilels- 
') Oesetz V. 9. Februar 1882, ItG.B., Ko. 17. 
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kammerzwocke etc. werden zu den Staatsftteaeru oft bedeutende 
Zuschlftge erhoben^). 

In den verschiedenen Landeeteileo ist der Prozentsatz der 
ZittchiUge ein aoasertHrdentlieh ▼erschiedeiier. Im Jahre 1890 gab 
SB 23067 Gemeinden, velche Zuschlage xu der Haussinssteuer 
«uferleglen. Unter diesen hatten 1117 Gemeinden Zuschlige von 
100 pCt. bis 200 pGt erhoben, 169 Über 200 pGt, ja in einzelnen 
FlUen waren die Zuschlfige noch höher. 25408 Qemeiuden legten 
Zwdillge auf die ^ueklassensteuer. 1242 erhoben 100 pCt 
oder mehr. 

In Ungarn werden die Qebftnde nach österreichischem Muster') 
beirt^iert Die GebAnde oder Haussteuer zeiftilt in zwei Kategorien 

und zw^ in eine Uaueklassen- und eine Hanszinasteuer. 

In allen jenon SfUlten und Gomeimlrn, in <lf»non wonit;«'r als 
die Hälfte sämtliclier Wohnräiune vermietet ist. besteht die liaus- 
klassenstener. Die liaäis zur Bemessung «Irr Hanszinsstoiier biUlot 
der reine Zins. Als minor Zins %vir'l jene Suniin«' ^ftr-aciitet, 
welche n^sultiert, wenn man von dem Bruttoertrage für „Wert- 
tfraiii l. l uni;" und „Oebäuüeerhaltungskostea" die gesetzlich be- 
willigte (^uote abzieht. 

Von dem so erhaltenen reinen Zins ist als Hauszinssteuer zu 
entrichteil : 

«) in der Hauptstadt Budapest mit Ausnahme des Alt- 
Ofen er Teiles 22 pCt, 

b) im Alt- Ofener Teil sowie in allen jenen Städten und 
Gemeinden, welche unbedingt in die Kategorie der Hauszinssteuer 
gehören, 20 pCt, 

c) in allen anderen Orten lö pCt.*). 

Zu verschiedenen Zwecken wenlen zur Oohäudesteuer wie 
Oberhaupt zu den direkten Steuern, Zuschläge erhoben*). 

') Cfr. Adams: „Die Gebäude- und Mietsteuer iu Österreich'^ etc., 
I&ÖJ, a 49 ff. 

*} Cfr, Oesetz von 1868, femer Bay: „Dictionnaire des finances" etc., 
Hm, 1890, S. 950. 

'i f>iusu Angabe habe ich durch gefl. Yermitänng des Österreichischen 
E(»iKukti> in Riga im Jahre 1892 erhalten. 

*) „Bulletin*' etc., & 355. 

IV 
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In Proussen 'wurde durch das Gesetz vom 21. Mai IBGl 
die Scheidung der „Grund''- und „Gebäudesteuei-" bowiikt. Die 
Oeb&udesteuer Preussens ist eine Ertragssteuer und tri fi t die Qe- 
bAude und die dn-/ii i^olioiigen Hofniume und Hausgärten. Die 
Vprnnlnp:nng der Gebäudesteuer Preussens*) findet derart statt-, dass 
jedes der Steuer unterliegende OoMlude in 15jährigen Kevisionen 
uaoh dem Durolmchnitte s<'inüs Mietertiages während der lotsten 
zehn Jahre in eine der in dem Tarife bestimmte Steuei-stufe ein- 
geschätzt wird. Die Steuer betiSgt für Wohn-, Qeseilechafts- und 
SchauspielgebAude 4 pOt des Nutznngswertes, für Oebftude, weldie 
ausschliesslich oder rontngsweise sum Gewerbebetrieb dienen, 
namwitlich Falmken, ManufakturgebAudo, Brauereien, Brennereien, 
Hammerwerke, Mühlen etxs., 2 pGt des Nutzungswertes. 

Die pxeuseische Geb&udesteuer ist einerseits eine Hausxins- 
stener und kommt in Stfidten und Ortschaften zur Auwendung, 
wo die Mehrzahl der Wohngebäude vermietet zu werden pflegt, 
andererseits ist sie eine ^usklassensteuer, indem in l&ndliohen Be> 
zirken, in denen es keine genügenden Anhaltspunkte zur Fest- 
stellung der Nutzungswerte der Oebftude giebt, ausser der Oißsse, 
Bauart und fieechaffenheit derselben, auch die Gesamtverhftltnisse 
der zu ihnen gehörigen Grundstöcke, Hofrftume und Hansgftrt enals 
Merkmale ffir die Klassifizierung zur Berücksichtigung gelangen. 

Zur Deckung dm* Qemeindebedfirfnisse werden ausser Zu* 
BchlSgen zu den direkten Steuern meist auch solche zur Gebäude- 
steuer erhoben*). 

. ') ,.A\'nirila<?nDgfigrundsätz-' für die fii'Iiündcsf.'nor". RcHiti, \9>7H. Die 
vuistelu iidi' Arbeit ist bf'n»its vor Jahren beendet worden liizwisclieD ist 
der Ertrag der prcussisehen staatlichou Gcbäudestouer durch diis Geüütz 
wegen Aolhebuiig direkter Staatesteuem vom 14. Juli 1683 den Oemeinden 
überwiesen worden. 

Die Berliner Haus- und Mietsteuer ist bereits seit dem 1. April 1895 
ausser Geltung. (Schreiben der Stoueixioi.utation des Berliner Magistrats 
vom L>R. Miirz ISOO suh No. 170.) Vom 1. Ai^il 1807 rilt wird von allen 
im Gemeinde-Bezirke belogenen ludiautt n und unbebauteu (irundstui ken. 
soweit nicht gemäss § 24 des Kommunal-Abgaben-Gestitzes Befreiung von 
den Oemeindesteaem zusteht, eine Oemeittde-Grandstener erhoben. 0fr. 
auch „Grundsteuer- Ordnung der Stadtjgemeinile Berlin vom 2. Januar 
1897", § 1. 

^ Seit d(>m Jahre 1893 sind die staatliobea Kealsteueru den Gemeinden 
UiienvieBeD worden. 
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Von der gesamten Somnie der Qemeindebedür&tiBse wurden 
imJaliro 1884 67,7 pCt durch Zuachläge zu den direkten Steuern 
gedeckt Unter dieeen bildeten die ZuscUige zur staatlichen Qe- 
UttdeBteuer ^) 11 pCt 

Die Mittel zur Deckung der Gemeinde- nnd Lande8l)e<lflrfnisse 
werden innerhalb der europäisclieii Staaten t>chr häufig durch 
Zuschläge geileckt, die sich fast iiiiiuer an di.- direkten Steiiern 
aiu*chlie68en. Z. B. in Österreich-), l'nusst'ii . Hayorii. Italion 
Holland u. s. w. Dagegen ist das Komumnalabgubeiiwotien bisher 
im Ganzen noch wenig ent wickelt. 

Früher hatten die Gemeinden uimh'i'h Aveniger Bcdiirfiii>se 
ala gegenwärtig, wo der Auf^^ahi'iikrcib tleisellMjii iiiimorfm t w ächst. 

Dagegen hattr <!• r Staat >c]ion wegen der vi. K n Kriege, die 
er fuhrt«', viel»- .Mittel nötig, mu&ste alle HauptätetJenjuellen be- 
nutzen iiM'i woiil auch koranuuiale Steuenjuellen über Ge^M'Uii in 
Ausjirudi nehmen^). Als nun die Bedürfuisse der Qemoiuden 

') Die Zuschläge betrugen, wie mir auf Anfragen im Jahre 1892 
freundhebst h<>kaoDt ^ocebcn wurde, i.. R. in der Stadt: Sfhlfswig 
188b,81i bis 1891/92 320, pro ].SU2;93 300 j»Ct. (lt. Schreiben des MagiKtmts 
TO» 5. JuU 1892, sub No. 2332); Köln 1887/88 40 pCt, später 50 pCt.; 
in deo Vororten, die zu Alt- Köln gehöreo, 40 and 2S5 pCt. (Ii Schreiben 
das Oberbüiigemieisters vom 30. Junt 1802, sub No. 2090); Münster 
188S-I892 100 pCt. f!t. Schreiben des Magistrats vom 30. Juni 1892, sub 
No. :i7.51): Kassel seit ein« i Reihe von Jahren 100 pCt (lt. Schreiben 
Jeß Oberbürgermeisters vom 1 luli 1892. «nb No. 0925); Düssehlorf 1892 
W pCt. (It. Schreiben des < )berburgermeisters vom 1. Augast 1892, sub 
No. 2602); Dauzig 1892 75 pCt. (It. Schreiben des Magistratü vom 5. Juli 
1602, sab No. 9106); Koblenz 1892 50 pCt (It Schreiben des Oberbüxger- 
vom 4. JuU 1892, sab No. 3693); Breslsu 50 pGL (iL Schreiben 
•ies Magistrats vom 1. Juli 1892); Königsberg i. Pr. 1892 33'/, pCt. 
dt Schreiben -i. s Magistrats vorn 2. Juli 1892. sub Nn. 907). 

*) Allerdings giobt es in Dalmatien, Istrien, tJörz. Uradiska auch Zu- 
»uhlä^tf zu den indirekten Steuern; cfr. Adams u. a. <>., S. 54. 

*) Im MittohUter gab es ailerdüigs keinen Staat im heutigen Sinne, 
weldwr die Gemeinden hätte b«eohrttnken kdnnen. Die Gemeinden besassen 
diadi vielmehr ein« solche Selbständigkoit und sie solches Mass von 
Macht, dass sie sich sehr wenig von den Staaten unterschieden. Seit dem 
15. Jahrhundert entwickelten sich alliiiiilitii: Staaten, nif'ht in iler Weise, 
Jas.») das vom Kai,ser geleitete Reich Stiuit im jetzigen Sinne des Wortes 
vurdttn, sondern es entstanden neue Staaieu unter der Lehensherrschaft 
des Kaisers. Die früher von der Oenieindeobrigkeit ausgeübte Macht gin^' 



Digitized by Google 



— 166 — 



wuchsen, griffen sie meistens zu dem Zusehtogssystem zu den 
Staatssteuentf aber auch nene fännahmequellen entstanden. 

In B a i e r n stammt die jetzt dort geltende Häuscrsteuer 
aus dem Jahre 1828, wo sie durch das Gesetz vom 15. August 
eingeführt wiudo. 

Die am 19. Mai de« .lahi-es 1887 dort vorgenommene Ik visiou 
des Gesetzes, änderte nichts an den Grundlagendes früheren Ge setzes. 

Die Häusersteuer Baierns') sucht den Massstab fflr die Be- 
steuerung in der Miotscrtnigsffthigkeit der Getiäude, und zwar so- 
weit mOgUch, im wirklichen, sonst in dem geschätzten Hietslx^trage. 
Wo aber in wirklichen MietsbestAnden keine genügenden Anhalts- 
punkte der Schfttzung gefunden werden können, geschieht die 
Bestimmung auf Grund der Annahme einer ErtrsgagrOssey welche 
nach dem Uftcheninhalt der überbauten und zu HoMnmen be- 
stimmten Plfttze berechnet wird (Arealsteuer). 

Die bairische Arealhaussteuer setzt ein Minimum für die Be- 
steuerung der Qebftude und zwar 15 Hark fest Ale Hinimnm 
der steuerpflichtigen fliehe werden drei Ar angenommen, dagegen 
werden als Hanmum fünfundzwanzig Ar angesetzt und vom Ar 
fünf Mark als Steuer erhoben. 

Nach Bestimmungen der Gemeinde-Ordnung som 29. April 
18«>r) für das reclitö-rheinisclie Bnierii stellt »las Reclit der Ein- 
fülinuig- noner oder der Eiliiiljimg alter (lemcindeumlagen in den 
iStäcUt^n den Magistraten unter Zustimmung der Gemeinde -Versamm- 
lung zu. Die Umlagen sind in (n-stall von ZuschlSgcn zu der 
direkten Staatssteuer, die in gleichem Verhältois zu treffen sind, 
zu erheben. 



ihr alliiiähli^' verloren und Ende des achtzehnten Jahrhunderts waren die Ge- 
meinden fast gauK rechtlos. Ein Umschwung trat mit Beginn des vorigen Jahr- 
handertB ein, als die alte Oi-dnuog in Frankreich durch die Revolution und 
in Deatschland durch die ni^eomseben Kriege über den Haufen geworfen 
war. Der ümsdhlag ging von Preiusen ans und £uid seinen Ansdnick in 
der ans der Initiative des deutschen Staatsmannes Freiherrn von Stein 
hervorgegangenen fi;rnss'on Srhöfifmii: iln iiicussischen Städto-Önlnutifr von 
1808, die als der AusgaugsjMinkf für die auf die Wiederbelebung der oom- 
muualeu Institutionen gerichteten Bestrebungen anzusehen i.st. 

') SeiSBor: „Die Gesetze über die direkten Steuern im Königreiche 
Baiem» Nöidlmgen, 1887. 
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In Baden ist die Gel>äudesteuer «luich ilio Häusei-steuer- 
Ordiiuug vom 18. Septeml)er 1810 und das Uäusersteuer-üesetz 
¥om 28. Mai löliü geregelt 

Mau wählte im Jahre 1810 die Wert- an Stollo d»^r Ertragü- 
hta-itienui^ und die Gebäude wurden na< Ii den mittleren Kauf- 
yKi^k-n iius einer vorliergehenden Porioile lu st' U- i t. 

Im lahre 1 860 wuixle darauf eine neue Kata>trionuig d» i Ge- 
Ni'i'j auichgcfülii-t. Den Masssta)» der Steuer bildete d^r ri-inc 
Knrag als Stouerkaiiital nach dem mittleren Wert, welcher na* h 
den faktijjchen Verka\ifs{»ppiKeti bei Heranziehung einwandloser 
l'ltemaliinspi-eise in der Periode vo i 1853 — 1862 oder was meist 
erfonierlich war, durch S:>chätzung und Anl. hnung an Musterhäuser 
koii^tatiorl wunle. Lasten wurdeu kapitalisiert und al'ge/,<»£ron. 
Der Udigc'hen Hiuaersteuer unterliegen alle GebiUide ohne Rücksicht 
Äof ihre Bestimmung, nelist llnfraiten und t owolinlMirein Gartenhäusern. 

Bt'i bleil)ender Erhöhung oder Verminderung des Wertes 
«imtliclier Gebäude oder eines Teiles derselben tun 20 pGt diirch 
iowera Verhältnisse hat eine Berichtigung derselben einzutreten. 
Wenn Fehler der Veranlagung entdeckt werden, ginsliohee oder 
teilveiBeB IHederreisaen der Gebäude, Verkleonemng der Hofeedte etc. 
stattfindet, tritt Änderung der Steuerkapitalien ein. fiei Neu- und 
UmbavteD, VergrOsserung der Hofraite u* dergl. wird eine Neubildung 
der Steueritapitaliett ▼cigenommen. 

In ihren GmndzOgen beruht die Qebttudesteuer in Wflrttem- 
berg*)') auf dem Gesetz von 1821, aber schon vorher fuid eine 
Besteuerang der Gebäude dort, statt Geregelt wurde die Gebäude- 
Btener dann durch das Oeseta vom 18. April 1873 und MiLte der 
80. Jshrs wurde die Kontingentierung der durch die drei alten 
Ertiagsteuem aufzubringenden 9 MDlionen Mark derart vorgenommen, 

' ..Die Stastssteaeigieetzgebiuig des Oroeshenogtams Baden", Karls- 

■f .,Sammluog der Württembergischen Staatssteuergesetze'', Stutt- 
gart, 18b2. 

^ In Württemberg fand durch das „Oesetz vom 15. Juli 1821** eine 
Tnaaug der ^Orand*", ^Gebäude-'* und „Oewerbestauem** statt, wotanf 

dann durth das ..Gesetz vom 18. April 187.3" eine Rogeluiig dor „Grund-**, 
..ftebaude-'* und ..Gewerbp.st' iiei" bewirkt wurde. In ältt ron. Zairischen 
Proviozea gab us bis zum Eiidi' <U:s vorigen JahrbuudertB üinü sugeuaaute 
JlMmlbtatteoaulage'^ mit 20 Kr. für j^ua Ueerd. 
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(hiss davon '^/ji auf die Gniiul- und 'V24 auf die Gebinde- und 
Ge wertesteuer verteilt wui-den. Durch das Gesetz vom 14. April 
1887 ist man von der Rüpaiiitions- zur (^iiiutitätsbestöiionuig über- 
gegaugen. Da« GoKotz vom G. Juni 1887 hat die Rente von 
3 pCt. des Katastial Weltes der Gebäude zur Ua.sis für die Besten» tun^' 
gemacht. Den Massstab der Bestouoning blMet der volle, verkehre- 
iiiüSHige KapitalweH. d. h. derjenige Wort, niu wclfhen das Gebäude 
unter Bernoksichtiguiig aller eiii-'lilägii^t.'ii Vt^-hältnisse zur Zeit 
der Katastrimmg von aeinem Besitzer wirklich abgegeben und 
verkauft \vtM«lfii könnte. Der Gehau dest^uer unterliegen alh^ im 
Lande vorliaiidonou (ifhäud«'. cinscliliepslioh ihrer Grundllärhen, 
Hofraiten und für sich bestehenden Keller. Der Steuerfuss für die 
Oebäudesteuer, der für die Grund- und Gewerbesteuer gleich hoch 
ist, beträgt 3,9 pCt. dieser Rente. 

Nach dem in Wtlrttemberg bereits zum Abschhiss gekommenen 
Reformplan soll eine Tli rahsetzung der Gebäudesteuer (auch der 
Grund- und Gewerbesteuer) vo?i 3,9 auf 2.6 pCt. stattfinden 

Für Hessen kommt das Oesetz vom 13. April 1824 Aber die 
Vollendung des Immobiliarkatasters in Betracht ^) Steuerpflichtig 
sind die Gebäude nebst Holniite. FOr ein jedes Stetierobjekt wii-d 
ein Steuerkapital berechnet Durch das Gesetz vom 27. Oktober 
1857 wurde eine neue EinschätBung der Gebftode nach dem mittleren 
lokalen Eaufverte bestimmt 

Biese AbaolüUsung emtreokt sidi über die ganse Hofraito 
mit EiDSchluss des Grund und Bodens. Der Wert Ton jedem 
einxeloen Bestandteile der Hofiraile muss besonders angegeben 
werden, damit die Ausscheidung der nach dem Gesetz steuerfreien 
Ge^stftnde TOigenommen werden kann. 

') Zolin : „Zur württembergischen Steuerreform*', in „Zschr. f. d. g. 
Staatswissenschaft", 181)6, 8. 149, forner 150, 1')'). !ri Württr-niberf:. sowie 
aurh z. B. in Hessen , Baiern und Baüeu stieKt nian Ueu i^riuzipiüu des 
preuasiscben Systems zu. Die vorläufige Beibehaltung der Ertragsstouem 
in Württemberg erklärt sich daraus, daas der Fiskns noch nidit auf die be- 
wttirten ESnnahmeqnellen, welche die ErtisgBsteneni bieteOf Tenichten kann, 

*) Gfr. anch Eheberg : „Hänseistener" im ,,Handw5rterbadi der Staat»* 
wissenschafteu", 18U2. 8. 404. 

") r>if> nr'TnnintlobesteMeniniq' hornht anf dorn Oeset?: vom 24. 9. 1887. 
Scbreibou <b't < iio.sbberzoglicben Bürgermeisterei iu Darmsitadt vom 2d. Juni 
1802, sub ^'o. 5bö9. 
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Die Stenerobjekte werden in Hessen*) mit Grössen, welche den 
mittleren reineu Ertrag ausdiiicken, in Steuerkapitals-Ansatz gebracht. 

Diese Grössen werden bei den Liegenschaften nnd dinglichen 
Rechten durch Abschfltzungt^ii enuittelt, bei den Gebäuden und 
Jen dazu gehörigen Hofiuiten aber aus dem mittleren Kaufweile 
abgeleitet, dergestalt, da«*.« l>ei den Gebäuden '/^.r^, Ixm Mühlen imd 
Ilammerwerken des abgeschätzten billigen, mittleren, lokalen 
Kaiifwerts das Steuerkapital bildet-). 

Je<le Flär-he ist mit demjenigen Ertmg, weichen sie bei ihrer 
gegenwärtigeil Kultiiibestimniung und Beschaffenheit liefert, in 
An.sdslac zu bringen. Lnstgäi-ten m\d älinliehe Anlagen sind jedoch 
hl rv. n au.-;gennmmen, und sollen nach dem Ertrage, welchen Bio 
nach der Froduktionsfähigkeit des Bodens, als Feld, Wiese, iKler 
Wald liefern würden, veranschlagt worden. Fflr die Gleichförmigkeit 
der Tmtion der Wohngebäude ist bei der Klussifikatioii deFSeiben 
erforderlich, in jodoni Ort von auBgewälilten Musterhäusern, deren 
StöwrkajHtalien auf die oben angegebene Weise ermittelt werden, awB- 
zugehen aod die ftbrigen Gebäude dessellton Orts tlurch Vergieichnng 
an ersitere anzui-eihen. Die Anzahl der Klassen hängt von der Ver^ 
"^'hiedenheit der Geltäude ab und die Klaasenabstiifung ist so zu 
vählen, dass der Al>8tand von einer Klasse sor aadem nie mehr 
iMMigt als y,^ des Steuerkapitals mes Gebäudes der ufichBt vor- 
heigebenden oiedrigeien Klasse. Sollten in einer Ctomeinde einzelne 
OeUade vorkommen,, die wegen ihrer besonderen Beschafltobeit 
kaner der adopti«tm Klasse angereiht werden können, so müssen 
■ie fOr sich abgeschMzt werden Zum Zwecke der Abschätzung 
^ Koibauwertse eines Oebftudes wird in Hessen^) aus den 
lobten Preisen der Bamnaterialien mit Rflcksicht auf die lokaI«i 
AH«talOhne die billige Baufneiseinheit für einen Qnadratfiiss ttber- 
lasier Groudfliche des GebSudes — dem ^omaterial, der 8tock- 
nUi Stockhohe und Bauart desselben entsprechend — ausgemittelt 
uk) der Neubanwert alsdann unmittelbar durch Multiplikation der 
Binpveiseinheit mit dar in Quadratfuss ausgedrflckten Gnmdflftche 
d« Gebindes gefunden. 

'j Baur: „Uaudbach etc.'% Heidelberg, 1868, 8. 136, Art 4 u. 5. 

*) Cfr. Baut: a. a. 0., S. 270, § 8. 

*) Baur: „a. a. 0. etc.", Heidelberg. 1868. S. 231. § 32. 

*) Baur; „a. a. 0. etc.'', Heidelberg, ibüh, S. 246 u. 247, § 3. 



— 170 — 



Im Grogshcrzogttmi Oldenburg') (das ans drei Teilen: dem 
Herzogtum Oldenburg, dem Fürstentum Birken feld und dem 
Fürstentum Lübeck besteht), wenlen die Ertt*äge der Gebäude, 
abgesehen von der an die Stelle verjscliiedener direkter Steuern 
getretenen Einki>iuiiiensteuer (die im Fürntentum Birken feld — 
seit 1859 — ii. a. an Stelle <hr noeh aus dor {^al^i'-ü^i sehen Zeit 
stammenden Thür- und FenRt» rstru. i trat), im Herzogtum Olden- 
liui i; und Fni^tentum Birkenfeid auch noch vou einer öebäu<le- 
stcuei' un'tn.ffen. 

Im Herzogtum Oldcnlun i:; wuid»; an Stelle vei-schiedcnartiger 
Abtraben, die nicht iininci- <'iuen rein 8teu«M"liehen. alsn öffentlich 
i*echlliehen < 'liaiak(< r ti ugen, Sündern vielmehr liäulitr ein Uemisch 
solcluT Jjeistungen l>ildeten, ..welche teils dem Grafen als Guts- 
lierrn, teils demselben als Landesherrn geleistet wurden'*, durch die 
Gesetze über ,,die Ermittelung de8 Steuerkapitals <lcr Grundstücke 
und (bd)äudo" und über ,.die anderweite Veranlagung der Orund- 
und Geb&udesteucr vom 18. Mai 18.5r)" die Eiulührung dner neuen 
gleichartigen Besteuerung des Grtuideigentums vorgeschrieben. 
Begonnen wurde mit der Abschätzung im Jahi-e 1859, 1865 wurde 
der Kataster beendet und seit 1866 eine nach dem Reinerträge 
angelegte Steuer erhoben. 

Die Beateuemng findet auf Grundlage der Elassen statt, die 
nach dem Hietswerte unterschieden werden. Die Zahl der Klassen 
ist keine beschrBnkte und beginnt mit einem. Mielswert von 3 Mk. 

Im Fürstentum Birkenfeld wurde die Aufstellung eines Grund- 
steuerkatasters« nachdem die Parxellarvermessung bereits im Jahre 
1845 beendet worden war, durdi das Gesets vom 12. Nev. des- 
selben Jahres angeordnet. 

Im Jahre 1873 fluid durch das Gesetz vom 7. Januar eine 
Ändening insofern statt, als eine Trennung der GetAude- von der 
Grundsteuer vorgenommen wurde. 

Zu kommunalen Zwecken werden sowohl im Herzogtum 
Oldenburg als auch im Fürstentum Blrkenfeld ZnschUlge su der 
staatlichen Steuer erhoben. 

In Mecklenburg besteht eine Steuer von vermieteten 
Wohnliäusem. Der Steuer unterliegen die Besitzer (Eigentümer, 

') Cfi. Kollmann: „Dw Kf^mmunalbulastuog im Grossherzogtam Olden- 
burg", in „FiDau*arcUiv\ lim, ö. 207 ff. 
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VvtBueMer, Erbpächter etc.) too Wohngebäudeii , die ganz oder 
talweise vermietet werden , nach Maasgabe der vertragvmässig ge- 
zahlten Miete des Steuerjahres. Bis zu 150 Mark Mietertrag wird 
iieine Steuer htoreohnet, l»ei 150 -225 >Lirk cxcl. beträgt sie 1 Mark, 
bei 525-600 M.uk 0.25 Mark, von 600 Mark incl. 1 pCt. der 
Miftstuinne. Werden luit Wohnräumen zusammen andere zu Lager- 
läiuuei» «xlcr Speichern benutzte Räume vermietet, ohne dass die 
Mietsummen im einzelnen ftr.^nndei'S festgestellt wären, so ist für 
letztere Räume n.K-li Eiiiie?. < i ler Beb«Srfle ein billiger Abzug von 
<ler Gej<amtmiett' /u inuchen. Der Steuer unterliegen nicht Ver- 
mietungen oder l.'ljerlassnngen von Wohnungen auf dem Lande, 
welche im Zusammenhange mit der Landwirtschaft i;esrhehen, m- 
wit'*li<» rN^ria-ssiing von Dienstwohnungen an Beamte und Angestellte. 

Die Steuer wird angesetzt auf Gnmd von Dekiarationen , die 
Tou den Steuerpflichtigen einzureichen sind 

Die Veranlagimg der Oebäudosteuer in Sachsen-Meiningen -) 
erfdirt dergestalt, dass jedes der Steuer unterli^nde Qeb&ude 
naih Massgalie seines jillirlichen NutÄnngpwerts zu einer der in 
dem Tarif bestimmten Steuerstufen eingeschätzt wird. 

r^i' St. Tier beträgt in Sachsen-Meinlngen jährlich: 

1. für Gebäude, welche vorzugsweise zum Bewohnen und nur 
IQ insehung einzelner Räume zu gewerblichen Zwecken dienw, 
^ Tom Hundert des jährlichen Nutznngs wertes; 

2. für solche Oebftude, welche auBSchliessltdi oder vontugB- 
^i"« mm Gewerbebetriebe dienen, zwei vom Hundert des jShr> 

Nutzangswertes. 

Bei deo genannten Gebäuden kommt jedoch nur der Mietwert 
<)e!> liamiidieii Oelaasee, ohne Rflcksicht auf die damit verbundenen 
Tnebvei^ oder die darin befindlichen Maschinen oder Qerftt- 
in Betiacht»). 

^ Besteuerung der Oebftude bietet in Schwarzburg- 
SonderBhausen (Gesetz vom 20. Juli 1856), Schwarz- 

') QSt. „Meddettbargisdies Koniributionsedikt** vom 11. Ibi 1807 und 

..Pinaozarehiv", 1808, S. 444 und 445. 

') ^''es^tz vom 17. Juli 1867, betrt fFend die neue Veranlagaog der 
^ebiiidesteaer in SaehseD-Meiningen, Art. 2 und l. 

^„Gesetz voiu 17. Juli 1867, ' betreffend die neue Veraolagung der 
^Wiidirt^aer in SacheD-Meiuiugen'', Art 5. 
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b urg-BudoUtftdt (Gesetz vom 13. August 1868 4 pCt vom 
Nutsongswert der Gebäude) % Sachsen-H ein i n ge n (Gesetx vom 
17. Juli 1867) und Lippe-Detmold (Gesetz vom 28. Februar 
1878) grosse Analogie mit der pieusasch^ Besteuening. Die 
Steuer basiert auf den BruttoertrSgen aus dem Mittel der kisten 
zehn und fOnf Jahre. Die Schätzung der Gebftude umbsst das 
Gebäude, die Area, die HoMume und die Gärten. 

Zu lokalen Zwecken wcixlen Zuschläge erhoben, deren c:e- 
wöhnlioli selir hetleutende Hohe nach dem Finanzbedarf dtr 
Kommunen wechselt *). S a c h i» o u - ( ' o 1 m i r hat keine spezielle Go- 
ItäiKiesteucr. Die Grundsteuer (Ge.scU vom 25. Mai ISüO)^) lie- 
l;i.st<4 den Erli-air der Immobilien, wol«i Va desselben nicht iu 
Anrechnung knmint 

In Saclisen-öotha findot die Besteuernnc tl( r Hautt n nach 
den Flächen statt Dai» Gos.'t/. über die ürundsieu. r stammt in 
Sachsen-Alten 1)111 ir vom 2ii. F<')>niar 1855. Die Besteuerung der 
Gebäude lindet nach dem KtMiieitrai; statt*''!. 

In He II SS (j. L.) basiert die staiitiiclie Grundsteuer auf dem 
Gesetz vom 20. März 1850. Auch giebt es eine städtische Grundsteuei'). 

In Elsass-Lothrinsren bestand aus der französischen Zeit 
bis vor Kurzem eine Grund-, ferner eine Thür- und ITensterstetter. 
In Folge des Gesetzes vom .31. Märs 1884 wurde eine Bevinon 
der Grundsteuer durchgeführt*). 

Die Grundsteuer ist in Luxemburg durch das Gesetz vom 
T Fiimairr on VII geoixlnet. Deshalb hat ^ie sehr viel Älmlieh- 
keit mit dem fianzdsiscben Gesetz, sovohl in fiexug auf die Aus- 



') Aus einem Scliroiben des OberbfirgermeisteiB von Rudolstadt vom 

28. Juni 1802. sul) i»«10. 

») ,,Bul!etin'^ et( .. IW'O, S. 348. Say: „Dictionnaire" otc. 1*^00, S.24S, 
') Laut Schi-eibuii des Magistrats vom 4. Juli 1892, sub No. 6'JÜÜ. 
*) „üulletiu^^ etc., S. 348. 
■) „Bulletin« eto., 6. 34». 
*) „BoUetio'* etc., 8. 349. 

') Aus dem Schreiben des Stadlgemeindevoistandes aus Schiets vom 

29. Juni 1829, sub No. 2508. 

"i Say: ..Dicfionnairp'" etc.. ]H'M). S. 24f): i fr. auch „ripsotz vrun 6. Apri! 
# 18!»2 betretfeiiU A Uuiiit*! uu{^ dc.^ Im .-.-i/.cs ubt.r (ii.- Vereinigung des Kataster». 
Die Ausgleichung der Grundsteuer uuu die Fortfuhruug des KiUasters vom 
31. Hän 1884- , „b^nanzaiohiv^ 1886, Sv 203 ff. und 1895, 8. 192 tt 
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nahmen, ils <lon Modus der Schätzung, auch besteht eine zehn- 
jährige Heviöion etc. 

flansa-Stftdte, 

In Hamburg soU mcht direkt der Ertrag, sondern der Kapital» 
wert getroffen werden, wdchen der au einem Satz von 3,2 pCt. 
kapitalisierte Ertrag eigiebt*). Die Hamburger Grundsteuer trifft 
die ländlichen Immobilien mit einem Satz vou 3 — 4, die BtSdtischen 
mit 5 pro 1000 M. Kapital wert >}. 

Bei Feststellung des Mietsertrages eines Termieteten Grund- 
stfid[s in Hamburg wird fflr das ganze Jahr die Miete zu 
Gnmde gelegt, welche von Uicluelis, bezw. Tom 1. November des 
voriiergehenden Jahres ab vereinbart ist. Bei Neubauten geschieht 
«tie Feststellung des Hietsertiages nach der von dem Zeitpunkt 
der ersten Vermietung oder fi^utaimg ab lautenden Miete. ^) 

Die Grundsteuer Bremens zerfiült: 

a) in die von den bebauten und den diesen gleichgestellten 
GnmdstQcken unter den» Namen „Öebftndcsteuer' und 

b) in die von den unl)ebauten Grundstücken unter dem Namen 
^Qniini.stcuer" nacli den Behtininiungen diese« Gesetzes zu ent- 
ikhlende StaMtsabg-abe. ^) 

Dio Crebäudesteuer Bremens wird von dem Kapilalwert der 
iiftkT Steuer unterliegeudtu Gruiidatücke erhoben. 

Df-r GehTiudesteucr Bremens unterliegen: 

^) dk' Grfbäude. Zu den Gebäuden werden alle Baulieh keiten, 

Wohiihiltiser , Ställe, Werkstätten, Pack- und Lagerhäuser, 
^^i^'inen, Siieicher, Ikokh.luser. T^nst- und Gewächshäuser, Ziege* 
Iwn. Möhleii, Fabriktrel.äude, Schiflsw.Mfto u. s, w. gei"e<'hnot; 

die zu Gebäuden gohöroniloii llofräume und Lustgärten; 

'•) tli«' zu gewerbliflion oder iudustneUen Zwecken benutzten 
ArK-it*. und Lagei-plÄtze. ^ 

'J ..Bulletin" otc. is'K», S. 592. 

*) ..BulletiD- etc., fc>. B50. 

*) ^Divtionnairo" etc., 1890, S. 248. 

*) nBambiiTgische Gesetzsammlnug 1884*S No. 37. Gesetz v. 4. Juli 1881. 
* Oeeetzbktt** eto. (der Freieo Haaseetadt Bremen) 1878, No^ 19, 

i l, S. 161. 

*' .,<J<^etzblatt d.-r Fivici, nansestadt Bnnwn 187!5", No. 19, S. lOi', ? 7. 
'} „UesetxUatt der Freieu ütuitfestadt Brcmeu 1»78'', No. 19, S. lül, § 2. 
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Die EShe der m erhebencton GebftudeBteiier und QrandBteiier 
Bremen B wird j&hrlich durch Gesets feetgesteUt. 

Dm VortiSltnis dee Orandetenersatzes zu dem Getftudesteuer- 
satze wird durch ein besonderes Gesetz festgestellt. ') 

In Lübeck wird nach Massgabe des jährlichen Nntzungs- 
wertes der Gebäude und Gnmdstilcke in der Stadt und in den 
Voi-stätlteji eine Grund- und Gebäudestcuer erhoben. 

Die Enuittelung das jährlichen Nutzungsweiles erfolgt niicli 
dem Gesetze vom 8. November 188G.-) 

Der St'MitT uiitcilit'g'en: 

1. Die Gebäude nebst den dazu gehörigen Höfen und Haus- 
gftrten; 

2. Die sonstigen « rtnigsfähigen GruiulstiK ke (Liegonsehaflen). ^ 
Der Nutzunpswrrt i.st in Lübeck einzf>ln m erniittrln für: 

die in der Stadt })eiegenen Ge>i!lu'ie mit ilircii Hilter- und Seiteu- 
gebäuden, Renusen, Ställen, Wjisehliätiseni und sonstigen Nel>en- 
gebäudon. sowie mit Einschluss des Baugrundes, der dazu gehörigen 
llofplätze und Hausgärten, letzterer mit den darauf befindlichen 
erdfesten Einrichtungen.*) 

Der Nutzungsweil d^r in den Woiingebäuden befindlichen 
Verkaufsläden, Wirtschaftsstulien etc. ist in Lübeck nach den für 
die betreffenden Läden etc. selbst gezahlten ^^Lietspreisen, eventuell 
in angemessenem Verhältnis zu denjenigen Freisen, welclie fflr 
andere dort vorhandene Laden etc. g^nhlt worden sind, festsu* 
stellen. 

Der Nutznngsertzag, welchen die regelmässige Vermietong 
oder die eigene Benutzung der BOden und Keller eines OebAudes 
als Lagerräume, sowie der Hofrftume desselben zu Lager- imd 
ArbeitspUltzen gewährt, ist bei Feststellung des Nntzungs wertes 
des Oebftudes entsprechend zu berficksichtigen.() 

') „(Jesetzblatt der Freien Uaii^estadt iiremen 1878", No. 19, S. 162, §9. 
*) „Gesetz, die Oraiid« und Oelindestener filr die Stadt Wmck imd 
deren Vorstädten betreff eod", §§1 u. 2, a 1. 

•) Cfr. auch „Gesotz, die Oruod- und Oetoudeäteaer betreffend'* i» 
„Sammlung der Lübeck'schen Verordnun^'on" etc., 1890, No. 30, S. 1. 

*) ..Gesetz, die Ermittelung des Nutzungswertea der Grundstücke und 
Gübiiudu ii» düi Stadt Lübeck und doron Vorstädten betreffend", S. 2, § 7. 

'') „Gesetz, die Krmitteluug des Nutzungswertes der Grundstücke und 
Gebäude in der Stadt L&beok und deren Toistldtan l)etreCfend*S S. 4, § 13. 
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Ob ein Gebäude oder eine Wohnung allem oder ztnammen 
wt anderen OrtindstOdceD vermietet, ob dem Mieter Mobilien, 
Maschinen und andere Gegenstände zur Bemitsutig mit überwiesen 
trorden sind oder nicht, wird in Lflbeck selbetTerstAndlidi berfldc« 

siditigt. ^) 

Fttr Öffentliche Gel)äu(le, Schauspiel- und Go8ellsc'lmft,sh«1usor, 
Giisthöfc, Ba<lean8talton , ilesgleicheii fflr Eisenbahnliöfe, Schiffs- 
werften, Muhlea, i-'ahrikon und sonstiero industrielle Anlagen mit 
Eiosclduss der zum Betriebe benutzten (Jiuiullhlchen ist in Lflbock 
der jährliche Nutzungswert, soweit Anhaltspunkt«' in g^/alilten 
Mu t>eilrägf»n sich nii^it ermitteln Injgsen, na(;h billigem Ermessen, 
iiiitei .Mitlx'iiH k>iciitimin^ des Feuorvei-sicherniitrswfrtos <lor Hau- 
hVhkfit. II, sTiwie der Erwerbungs- und Hersteliuugskoslcn, eiuzu- 
ikhätzfu. -) 

Als Nutzimg^wert der in den Vr»i>;t;l<lteii belegenen Grund- 
Mücke, welche /.ur Garten-, Ackei-, F<nst- oder Wiesenkultur be- 
•^'immt sind, gilt in LubeiOv der landwirtschaftliche Reinertrag, 
welcher in Gemässheit der gesetzlichen Vorschriften über »lie Vor- 
messung, sowie die Elrmittelung und Feststellung des landwirt- 
w'luiftlichen Reinertrages der in den Vorstädten b(?findlichen Liegen- 
scliaftcn (Gesetz vom 17. Mai 1870) .M iuittt it worden ist. ^) 

Ti nten in Hezup^ auf ein Gebäude oder Gnuidstfiek erhebliche 
Veränderungen ein (§ 20, 2 — 5), so hat in Lübeck eine neue 
Ermittelung des Nu tzungs wertes sofort zu erfolgen. *) 

In Anhalt wird der Ertrag des Immobilienbesitzee durch 
die ßinkommensteuer getroffen.^) 

Nach den fröheren Steueigesetsen vom 30. Oktober 1834 und 
9. September 1843 waren im Eönigreiohe Sachsen steuerpflichtig 
alle GelAnde mit Ausnahme derjenigen des Staates nnd einiger 
atideren, namentlich der kirchlichen Zwecken dienenden. 

') t,Oeset:^ die Brmittelung des Nutzungswerte-s der Gruii<i.>tÜLktj und 
Oelnode ta der Stadt Lübeck und den« YoTStadten betreffendes 8. 4, § 12. 

*) „Oeaeta, die ErmitteluDg des Nntsungswertes der Orandstucke tuid 
Geliioae in der Stadt Lübeck and deren Yorstidten betreffend", S. 5, § 14. 

*i „Gesotz, die Ermittelung des Nutzuuf^swertes der Grundstücke uiul 
Odiudc' in der Stadt Lühfvk und deren Vrtrsr »'It.-n hetreffond", S. ö. !J 15. 

*t ,.<;f«efz. die Eniiittfluug des Nutzuiit;>weii<'s der (.irundstücke und 
Ot'Uiuäi- iii der Stadt bubeck und deren Vorntadteu bütreffeud", IS. 5, § lÜ. 
„Bulletia'' etc., S. 349 nnd 350. ' 
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Seit dem Ende der aecbziger Jahre entbraimte m Saeheen ein 
langjähriger Kampf am die Beform der direkten Beetenerung , der 
damit «wlete, dass im Jahie 1874 suaBohat pronaorisch mid am 
2. Juli 1878 definitiv ein neues Gesetz über die Einkommensteuer, 
darauf am 3. Juli 1878 eio Gesetz über die direkten Steuern fibor- 
Imupt erlassen wurde. Seit dieser Zeit hat die Häusersteuer in 
Sachsoll als selbständige Steuer zu existieren aufgehört und wird 
der Ertrag der Gebäude lediglich nach den für die liestouerung 
dei" Einkoniiiieii ül.orhaiijft giltigen Vorscliriften besteuert.') 

In Sachsen- Weimar und -Eist naeli biliitt der Ertrag 
der Imniolälion eine der Haupt^ucllen für die allgemeine Besteuer- 
ung dos Einkommens, die im Grossherzogtum seit 1821 besteht 
Die Stcuerprogiessioa wird durch neun Stufen bewirkt 

Das Maximimi betrigt fOr den Ertrag auf Giiindbesitz 3, das 
Minimum 0,8, das Mittel 1,19 pGt^ 

Im Anschluss liieran bringe ich die Resultate einer von mir 
in den Jahren 1892/93 veranataltetmi kleinen £n(|uöte über die 
kommunale Bestenernng einiger Stfidte. 

Vom 1. Januar 18V. > an werden in Altona die sogenannten 
vpi"einigten Stadtsteueni als eine rTnindstt u. r von don im Stadt- 
gebiet belegenen, bebauten und unbobautt^n Gnuidstücken von den 
Eigentümern oder Nutzniessern erhoben.^) 

In der Stadt Hannover wird von jedem Grundbesitze inner- 
halb des Stadtgebiets der das Steuerkapital bildende Wert dor 
Area, der Gebäude und d^r Lage ermittelt und werden die darauf 
▼on diesem Steuerkapitale zu entrichtenden SimpJa berechnet 

Die Ermitteliing des Stouerkapitals findet bei bebauten Qrond- 
stQcken wie folgt stett. 

Als Wert der Area wird angenommen: 

a) für joden Grundbesitz bis zu 1000 Quadratfuss eiu Werl 
von 2000 Thalem; 

b) bei einer Are^i über 1<M)0 und bis zu 3000 Quadratfuss 
ein Wert von 2 Thalern tiir jeden Quadratfuss; 



') 0fr. auch Coni-aü: „Handwörterbuch" etc., 1Ö92, S. 402. 
„Bulletin" etc., S. 34'). 

„Kogulativ t&r die sHUtiaohe Orundsteuer iu Altona^', §§ 1 und 2. 
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c) hei einer Area ttber 3000 QnadratfuBs: 

1. fOr die eisteii 3000 QuadratfnsB zu 2 Thaleni ein 
Wert TOD 6000 Thalem, 

2. fOr jeden Quaclntfuss Uber 3000 und his am 80 000 
Quadiatfms, ein Wert von 77, gr., 

3. fQr je<len QiiadntfnsB Aber 30000 ein Wert von 2 Ys gr. 
Die Berechnung der Grösse der Area geschieht auf Qrund der 

deshalb vorgenommenen Vermessungen. 

Als Wert der Gebäude dient Uat» durch das Stadtbauamt er- 
mittelte Taxatuui. 

Behufs Festsetzung des Wertes der Lage -) werden rfämtlicho 
Häiiner unter Berikksii htigung teils «ler gewerblichen, teils dor 
yjur^l iü Beti-acht zu ziehenden Verlüiltriisse df»r einzelnfH Rtrass«Mi 
in 11 Klassen verteilt und wird von dem Gesamt weite der Aj u.i 
lind der Gebäude eiu gewisser Pnizenteatz füi" jede einzelne Kiaasc 
alfl der Wert der Lage Iiinzugesetzt. 

VoTi unbebauten OrundfitQckeu wird als Weil der Area an- 
geoomuten : 

a) von eingefriedigten Gärten ein Wert von 2 gr. für den 
Quadratfuss ; 

b) von Ackerland und Wiesen ein Wert von 1 gr. fOr den 
Quadratfuss. Als Wert der etwa darauf befindlichen nieht bewohn- 
baren und nur als nebensäciilich erscheinenden Gol)än(l*i dient das 
dorch das Stadtbauamt ermittelte Taxatum. Die Berechnung der 
Steuersimpla erfolgt für bebaute oder unbebaute OrondstOoke auf 
Grundlage besonderer Beetimmungen. 

Von allen innerhalb des Stadtbeiuks Dresden*) gelegenen 
Oebioden und Grundstöcken wird fttr die Stadtgemeinde Dresden 
eine Grundsteuer*) erhoben. 

•) „Onindsätze über die Veranlagung der an die Btadtkassp m ent- 
ncfatendeo Abgaben von Grandbesitz und Gebäuden^', Hannover, läGti. Vom 

L M im, a 1. 

*) Ofr. ^Bestimmungen vom 8. Januar 1881**. 

^ .fGemeiodeBteaer-Ordnung" für die Stadt Dr^en, Dresden, 1880, 8. 1. 

*i Za Kirohensweeken werden je '/a Pf. Grundsteuer, zu Schulzwecken 
I Pf Jinun]steu»^r iHlirIi< h erhoben. Cfr. a. a. 0. ,. Schulanlagen- Ordnung" und 
„Kudieaaidagen-Urdmiii^''. S. 25 o, 28. Die Isteinnahmo betrug im Jahre 
1Ö91 bei der „Kircbeuaulage" 221060 M. 4ti Pf., bei der „Schulaulage" 
730828 M. 79 PI Sdinibsa des Bales sn Dresden vom 8. MSrs 1893. 

12 
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Als Srtxag wird in Dresden bei vermieteten oder verpach- 
teten Grundstficken und OrundstOcksteilen bei der Besteuerung die 
Gesamtsumme des jitttflichen Miet- oder Fschtvertrags (Mietsins) 
angesehen. Alles, was der Mieter oder Piditer dem Besitaer ver- 
mOge des abgeschlossenen Miet- oder Pachtertrages fflr die Ober- 
lassuiig der Grundstücksbenutsung in barem Gelde oder in anderer 
Form an leisten bat, namentlich auch alle Nebenvergfltnnt^ii fflr 
Benutzung der Wasserleitung, der Treppenbeleuchtung, der Benutzung 
sonstiger Beieodttongaanlagen, für Orubenrlttmung, Haosmanna- und 
PfOrtnerdienste und andere lieistungcn , sind als Hi^- und Ftoht- 
zins anzusehen. 

Fflr Onmdstücke und Grundstücksteilo, welche der Besitzer 
8eU>st benutzt oder welche ganz oder teilweise ohne Entgelt oder 
zu einem Mietzinse, woiclier den ort.siUilicheu Sätzen nicht ent- 
spricht, andeien zur Benutzung überlassen sind, tritt an die Stelle 
des Miet- oder Pachtzinses der Vermietungs- oder Veriwiehtungs- 
weii; (Mietwert.) 

Sieben Zehrjl<'il»> des crrailtelten Erti'ages weixlen als Hein- 
ertrag (§ 1) angesehen. ^) 

Der Ertnif? wird in Di esden nach den Angjiben des Besitzers 
und auf GrunW sonstiger Eniiittelnnf^en festgestellt. 

In allen Fällen, in welehon ihm die Bestimmung (über vom 
Besitzer selbst benutzte Orundstflcke und Grundstticksteile) in 
Abs, 3 des § 5 anwendbar ei-scheint, steht es dem Rate zu, die 
Feststellung des Miet wertes durch Abschätzung anzuordnen, deren 
Ergebnis für die Besteuerung massgebend ist. 

Der Ertrag von Grundstücken, welche öffentlichen Zwecken 
dienen und weder vermietet noch verpachtet sind, wirf! nach der 
Einschätzung l)estimmt, welche für dieselben fflr die Entrichtung 
der LandeBbrBndka.ssen- Abgabe in Betracht kommt 

Vier vom Hundert dieser fänsch&tzungssumme bildet den 
Reinertrag {§ 5, Abs. 4). 

In gleicher Weise wird auch der Beinertrsg d^enigen staats- 
nnd reichsflskalischen Omndstflcke berechnet, welche auf Grund 
der ortsstatutariscben Vorschriften vom 15. Februar 1881 nach 

Die Erträge aus Grundbesitz unterliegen auch docU einer „Gemeinde^Ein- 
kommensteaei^ a. a. 0., 8. 11. 

'} „GemeindeBteuer-OidDimg** eto., 8. 2, § 5. 
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Mb6S|?^^>«^ <ier BmiidversicheruDgs-£iu6cb&Uungt>äiiiniüe grundwert- 
abisabepüichtig sind. 

Bei diesen Ermittehiniren «lind allenthalben dio thatsÄchlichen 
VerU&ltnisse des dem Steuerjahre vorhergehenden Kalenderjahres 
massgebend; Mietwerte der im Vorjalire nnvermietet und unbenutzt 
Terbliebenen Eftiime sind daher dem Ertrage nicht susurechnen.^) 

Mit dem 1. April 1895 wurde das bisher in Halle a. S. 

gdtoode BegidatiT vom 31. Desember 1875, betreffend die BSrhebnng 

der Grund- und Mietsteuer in der Stadt Halle a. S., mit Nach- 

24. Oesember 1884 , a i ■ iooo t \ i 

trägen vom , und vom 4. Jum 1888 aufgülioben. 

^ 2(J. Januar 1885 ° 

Von allen im Qemeindebezirke belegenen bcbanlen und unbebauten 

Grandstflcken, soweit ihnen nicht Befreiung zusteht, winl in 

Halle a. 8. jetst u. a. eine Gemeindegmndsteuer erhoben. <§ 1.) 

Der BesteuOTong wird der jährliche Kntzungswert der steuer- 
pflichtigen OnmdstOd» zu Grunde gelegt (§ 2.)*) 

Die Mittel, welche fQr die Stadtgemeinde -Dessau mr Er- 
füllung der ihr obliegenden Leistungen und zur Erreichung der 
Gemeindezwecke erfonlerJich sind, werfen, soweit sie nicht aus 
<len Eiiiküiifton Uires Verniögons und sonstigen bestehenden Oe- 
meinde- r.iiiiiahinen getleckt werden, durch eine Gemeindesteuer 
aufgebracht 

Die Gebäudesteuer ist in der Stadt Dessati von allen im 
Stadtbezirk befindlichen Gebäuden zu entrichten, wenn dieselben sich 
im Bsyon der Wasserleitui^f d. h. innerhalb der von den städtiaolieD 
WasseiiOhren duichzogonen Stndttoilo befinden, oder an Strassen 
liegen, in welchen sich Köhrenstrftnge befinden, bezw. sobald sie 
in diesen Rayon durch Vergrßssenmg des Rohnietzos hineingesogen 
vonlen sind*). Ausser der Gebäudesteuer wird in Dessau für 
die Gemeiode und Kirche noch eine Steuer von Gebäuden erhoben. 
Die letstere betragt 2 Pfg. pro Einheit fOr jede Tausend Mark 



') ./icmeiiidysteaer-Ordnung'* etc., S. 3, § 6. 

*) „Steuer- und Gebühren - Ordnungen der Stadt Halle a. S. nebst 
Bedingungen ffir die fienntsong der stidi Wssserleitaag'', Halle a. S., 
1605, a 10 flL 

*) ^agsmmensteUong der wi«)htigeren Ortsgeaetce der Stadt Dessau'^, 

Desau, 188$), S. 1. 

*i «tZnsaoimeosteUaDg*' eto.» Dessau, 1889, S. ÖO, § 1. 

12* 
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des Fenerveraioherangswertee der betreffenden QebftiMle «xk\. der znr 

Landwirtschaft dieiiondon Scheunen und Stftlle. Die Zahl der zur Er- 
tichung kommenden Kinheiten-Steuer wiiil fiir jedes Jahr festgesetzt '). 

In Schloiz richff^t sich die Erhebung der stiUl tischen Grund- 
steuer nach der st.utilu h- ii Grundsteuer, welche sich auf das Oe- 
setz vom 2<i. Miirz 1850 gründet. Hiernauli ist jedes einzelne 
Grundstück nach Steuereinheiten abgeschätzt tind repriiiicntjeit jode 
Sloueroiiilieit einen Steuerwert von 30 Mark; vnri jeder Steuer- 
einheit wild terminli«'h 1 Pfennig Grundsteuer erholten. 

Die Zahl <li r Tcimiue winl nach Bedürfnis festgestellt und 
wur«le die Steuer /.. H. im Jahre 1802 vom St;iat jährlich in 
4 Terminen, von >\r\- Gem«^inde jährli(;h in r> Tormiiii'u orbnlicn -'). 

In AitenliurüT winl seitens der Stadtgenieinde ein Zu-ehlag 
(1 Termin Gnmdsteuer) zur staatlichen Gnmdsteuer, welche auf dem 
Gesetz vom 21. Februar 1855 l)aßiert, erhoben, feiner ein Zuschlag 
(IY2 TeiTOine) seitens der Kii-chen- und Schulgemeiuden •''). 

In Chemnitz werden Grund» und OebftudeertrBge durch die 
Klassensteuer erfasHt*). 

In Weimar giebt es auch keine besondere Gebäudesteuer. 
Die Erträge der Gebäude Verden nacli Abzug der Unterhaltungs- 
kosten durch die Einkommensteuer getroffen^). 

In Stuttgart ist anBser einer staatlichen Oebäudesteuer 
(cl. „RegienittgsbUitt" von 1873, S. 127} auch noch eine Gemeinde- 
steuer in Yerbindung mit dem Gesetz vom 23. Juli 1877 („Re- 
gierungsblatt** von 1877, S. 198) in Geltung. 

In München^ wurde in den Jahren 1889 — 1893 ein 
Kommunatstenw-Zufichlag von 110 pCt. zw Hausstener erhoben. 



') Schreiben des Magistrats vom 11. Juli 1892, Sab No. 3032. 
*) Schreiben des Magistrats der Stadt äcUeix vom 29. Juni 1892, 
sab No. 2508. 

•'') Schreiben des Ul't'rluhfitM in« istfrs v(>in 2<J. Juni 1892, sab No. 293. 

*) Schreiben des Stadtrates vom 8. Juni 1892 j cfr. auch „Regulativ 
i&ber die Aufbringung der Kom.-ADlsgen in der Stadt Chemmts", Cbem- 
niti, 1800. 

Schrt>;iit>u des Magistrats vom 30. Juni 1892. 
") Schroiboii dos Bürgermeisters vom 8. März 1893, sub No. 1497. 

t'lH'r dir» Statistik dor in München erhobenen Steuern z. R. für 1870- 1H90 
vergl. im ,,Boiii lit li -s städtischen Amts pro IRW: Stcutjr und Gemuuido- 
btuuüi Umlagen der Einwohnerschaft Muucliuiih im Jahre 1890^^ 
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In einer Reihe deutscher Stildte worden weder eiru« koimimnale 
Oebäuilesteiier noch Zuschläge zu den Staatseteuern erhoben. 

So z. B. in l'osen^; und J'rankfurt a. M.'). Cfr. S. 84. 
In Braunsch weig giebt es weder eiae tttnaüiche noch eine . 
kommunale Gebäudesteuer'). 

In Russland ist der Hau»> und InunobilienbesiU der sog. 
^minobiliensteuer'' uoterworfen. 

Dit> Immobilien werden zu fitaatUchen, SQ kommunaleii und 
landHchaftlicheu Zwecken belastet*). 

Die staatliche Immobilicnsteucr ist eine Bepartitionsateuer, die 
in den Stidten und Hecken Ruselands auf Orund des Oesetsea 
Ton 1663 erhoben wird. Durch ein besonderes Oesetx wird jfllir- 
lieh die BepartitionssumDie ffir jede Provin» bestimmt und durch 
besondere Oigane findet dann innerhalb derselben die Repartition 
auf die einzelnen Stfldte und Flecken statt. 

Schreibeo den Magistrats vom 12. Juli 1892, Kub No. 103. 

*) Sohreibeo des Magistrate vom 20. Juli 1892, sub No. 1579. 

*; Sohreiben des Ifagistxats vom 28. Juni 1802, sab No. 6217. 

*) Cfr. über liie staatliche Immobiliensteaer m. Arbeiten: ^e Ba- 
afeueroog der stidtischcn Iininohilioti r Kron-Iminobih'eu8touor) in Kussland^' 
if ..F-^oanzarchiv", 1808, S. 104 ff. und: ..Dif St,antslioppn!Jrhaffssteiier 
Kuissiands** in Conrads: „J. f. N. u. St", 1804; — nhvr <li(» Steuer m 
koQimunaleo Zwecken m. Arbeiten: ,,Die Immobilitusteuer in Kiga und 
die Gebäudestouer in Österreich'', Riga, 1888; „Die Immubiliensteuer der 
Kommonen Rnsdands" in: ^ZsitBchr. 1 d. g. Staatiw.**, 1802; ^^iesaltale 
fnr mga ans Stadien fiber die kommmiaie liegenscbaftsbestenenrag** eto. 
in: ,,Rig. Tgbl.'S 1. März 1895: ,,Die Besteuerung d. städt Liegenscbaftea 
kossland?» m kommunalen Zwet ken" in: „Zeits< Iir, f. V . S. u. V.", Wien, 
1S09 n. 1900. Die Landschafts- 1 in mobilienateuer wird von mir ao aoderer 
Stelle ausführlicher behandelt werden. 

Es sei mir gestattet, hier mit einigen Worten die Geschichte der Bo- 
stsueraog der Gebinde in Bnadand, worüber bisher nnr sehr wenig bekannt 
ait» n berShren. 

Nach dem Stadium des russischen Chronisten Nestor („Vollständige 
SaniraluDg russi<;rher Chronikon" etc.. T. I. St Petersburg, lS4<j. S H), 
ist raein*r M-inung nach anzunehnien, dass die in Russland im Mittelalter 
bestehen k" li'ain h 'Steuer doch eine, wenn auch ganz rohe, primitive Form 
der Besteuerung der Gebäude war. 

fissdi, der wo» Offnnngeo von Behausongen stieg) wnide als Merk- 
ml liinlss Bestaheo von meascfaliohen Bebansungen angeHehen und diente 
alt enfMiheideod fftr die Steueranlage. Erst spftter bildeti-n sich dann Ab- 
gibsn vm Ornnd-, Vermögens- aod Gewerbeetener-Cliarakter heiaus. (Nach 
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Dio kommunale Immobiliensteiier Russlands ist eine Steuer 
vom Schätzunprswert der Immobilien und zwar keine Reiüutitions-, 
sondern eine Qiiotit&tsstouer, die auf den Beötiiamiiugen der rus- 
sischen Stadteordnung beruht. 

Dio Tföhe der Steuer wird von der Stadtverordneten- Versamm- 
lung in einem Prozentsatze des Ertrages oder, wenn sich dersellKJ 
nicht ermitteln lässt, des Immobilien wertes festgestellt, darf aber 
10 pCt der reinen ErtrBge resp. 1 pCt des Immobilien wertes nicht 
flberachrBiten. 

Fflr die LandBchafts-ImmobiHenstener sind im (besetz recht 
allgemdn gehaltene Bestimmangen vorhanden, auf die hier nicht 
nflher eingegangen werden kann. 

Mayor: „.lurid. Sanuiilunj^", Kasan, IS')'), 8. 124 (nissisch|. haben so\vo)il 
die Hauüli-, alü diu spatere Kopfsteuer im Grunde den Charakter von 
Grund-, Vermögens- und Gewerbeßtoueru.) 

YoD der Eanoluteiier attageheDd, will icdi hier mit einigen Worten 
die weitere Entwiekelong der an dieselbe sich eohlieeaendeo nnd ans ihr her- 
vofgehendon Steuern zu charakterisieren sueben. 

Narli N'estor standen einige slavisclie Rtäinme noch im TX. .TaliihumJcrt 
nach Christi auf niedriger Stufe der Kultur. Sit' DomadisiL'rfLMi , lebten in 
Wäldern, an den Fluss- und Seeufern, wohuten in elenden Uütten, Erd- 
hütten und üübieu. Was war natürUcber und bequemer als die Erhebung 
der Abgabe nach dem Bauoh, der ihre Behananngen anieigte? 

Die Waiinger erhoben die RaoohBteuer von den Itehnden, Blovenen 
u. 8. w. . (Vw Cbasarm von den Poljänen. Sewerjancn u. s. w. 

Die Kauchsteuer unterscheidet sich ni<:ht wesentlich von der Be- 
steuerung des flofes (i. w. S.i, die späterhin besttüit. 

Die Kauch- und Hofbesteuerung entsprach urspruogiich dem Kultur- 
zustaude, während die spätere reine Hofbesteuerung uugleichmässig wirkte. 
Solaoge das ganze Volk noch aus kleinen Besitzern bestand, die in Familien 
die flinselnen O^fe bewohnten, konnte steh nodt keine grosse Versdiieden- 
heit im Vormögen erweisen. Dio Verteilung der Hofabgabe wurde erst 
erhehlich uiiglcicliinä^sig bei weiterer Eiitwickeluiig der Gewerbe, als Stärkere 
Gegensätze der Vcrini»geiisverlia!tnis>^e ent.stauden. 

Da mui»8te sich denn ein anderes System dei Verteilimg der Ab- 
gaben, und zwar nach dem Grundbesitz herausbilden. Zugleich mit einer 
Erhebnog dw Abgaben nach Haekenpflügen, fsnd die Eriiebnng nach Ranch 
nnd Hof insbesondere in besonderen FSIlen nnd mit einigen kleinen Ab- 
gaben noch immer selbständig statt 

Darauf verlor die Besteuerung nach Hackenpflügen ihre frühere 
Bedeutung und trat eine Resteuonmp nach Köpfen und Oowerhen auf 

Am Ende des XYU. Jahrhunderts ei-scheiut die Besteuerung nach 
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In Enji:! a II d worden GohfliKle durch die inli;il.ited hous*^ <luty 
i i. .^^'hediila A. ■ der Eiiikoiuuienateuer ^) ^iucome tax) uüd durch 
kbie Steuern geti-offeii. 

Die englische Einkommensteuer wurde im Jahr 1798 ein- 
jetfthrt und ähnelte den kont-i < nt;dt n Einkorn mensteueni , 18 IG 
irorde sifi riV>^'escli;ifft und im Jalire 1842 von Robert Peel und 
zwar in jetziger Form wieder eingeführt Die erwähnte Schedula A. 
denelben trifft die Ertrflge aus Grund- und Haufieigentom*). 

Benits im 15. Jahrhundert*) wurde eine Eaussteuer und 
FamBioisteaer einzufahren versucht und im Jahre 1696 eine 
Fenetentetier eingefflhrt, zu welcher im Jahre 1778 noch eine 
ErtagBBteuer von Wohnhäusern Jcam. Die Ertragssteuer von Wohn- 
getiaden, welche in den Kri^szeit^ am Ende des vorigen Jahr- 
hondots bedeutend erhöht worden war, wurde bei d«i Reformen 
der 30er Jahre aufgehoben, während die Fenstersteuer bestehen 
blieb. Letztere Stener war aber wegen der Visitationen, die sie 
venuksste, unbeliebt, führte zu sanitären Übelständen, wurde 1851 
aufgehoben und durch eine einzige reformierte Wohnungssteuer 
«fsetzt, die al>er nur in Grossbritaniiieii , niclit iu Irland Geltung 
J>*tte. Diese Steuer (inhabited liouse duty) trägt den gemischten 

Osböfen uocb »ehr oft als selbständige Abgabe und ersetzt an maucben 
Ortm die frohere Bestenenuig naoh HackeDpflügoa. 

Die Methode der yeianl^ng der Abgaben nach Baodi und Hof 

eioeD Obergang zur Kopfsteuor, die von Peter dem Hrosson ein- 
gt'fübrt wurde, und au deren Stolle im Jahre 1863 die Krommmobitten- 
■tetter trat, die auch jetzt noch hestebt. 

Im XVIIl. .hüirhundort ^-ali es in inulmTcu ritsaischeo Suidten eine 
bnmobiliensteuer, die i. T. an ÖtttUe, z. T. iiel>en der Grundsteuer erliobon 
»wda, Iber nur ausnahtneweiee zu Btaatlloben Zwecken Die gegenwärtig 
in den Stidten fioeahuids sa kommunalen Zwet^en eihobene Immolnlien- 
«tooer wird auf Grundlage der Öidteordnungen von 1877 nnd I8(t3 er- 
hoben. Auch die Ijandscbaften erheben Immobihonsteuor für ihre Zwecke. 

Aach I.irow: „Kurs des Finanzrechts", 1883, S. 330, hält die Hafs- 
odtr Rauchbteuer (^podworaui'* oder „poduiumui'* oalog) für eine Form der 
Oefcaudföteuer. 

') Nioht getroffen werden die Ertxige der Gebäude dorob die Ein- 
tomnwiwrtener s. B. in Österreich nnd Italien. 

^ „Bulletin" etc., S. 351. 

•i Dovell: „History of taxation ajid taxes'S Bd. II, S. 60; Ehebeig: 
,.Uioaei8teuera'S in „Handwörterbuch der Staatsw.'', 1892, S. 40ti. 
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Charakt'^r oin.'s partiollrn Einkommens, einer Iläusoivrtifigs- und 
einer Mietsttiior, und sie ist bei geteilt vermieteten Uäimem vom 
Eigentumer, sonst al'cr vom Bewohner, reep. vom Mieter zu zahlen V)*). 

Die Inhabited liuuso duty ist eine Steuer, die auf Wohnhäuser 
gelei;t wird, weh^ho vollständig oder teilwoiso zu Wolinzwecken 
dienen. Niclit ausgedehnt wirtl sit^ auf Häuser, die lediglich zu 
Handelazwecken dienen imd nicht bewohnt werden, öffentliche 
Gebäude, F.irmc:f'bäiu1c. die von Pächtern und Farragesinde benutzt 
werden und iiberliaupt Oebäudej welche teils als Wohnliäu^er, teils 
SU Handelszwecken dienen, zahlen 6 P. pro £ = 2,50 pCt 

Wird ein Gebäude alier auf andere Art beoutzt, eo zahlt es 
9 P. pro £ = 3,76 pCt. 

Obgleich gegen die Pioposition, alle Oebftude von weniger 
als 20 Mietwert steuerfrei zu lassen, gdtencl gemacht wurde, 
dass die Steuerfreiheit bis 20 eine so bedeutende Zahl von 
Hftusem befreie, dass die Abgabe ungerecht sei, so trat sie dennoch 
in Kraft. Der zur Zeit der Toxy-Herrachaft (Derby-Djsrsely) ge- 
machte Vorscfahig, die Steuerfreiheit auf Hftuser unter 10 if Rente 
zu beeohr&nken, wurde verworfen. 

Die Veranlagung der englischm Steuer von den bewohnten 
Häusern findet durch loksle Steuereinschätzer statt, welche von den 
Kommissären der Landsteuer aus den Einwohnern des Kirchspiels 
erwählt werden. Die Schätzer werden fQr die Vollständigkeit 

') Die Frage, oV» die ,,inhabited hoaSo duty" eher als Häuserertrags- 
oder als Mietsteuer aufzufassen ist, würde auf Grund eiuer statistischea 
Enquote üIkt die Yrngc entschieden werden können, in welchem Yerbält- 
nisse die Zahl der „geteilt vermieteten Häuser^^ sur gesamten Zahl der 
Wohuhiiuser sieht. 

') „In the oase of honsea let in different atoriee, tenemsota or lod- 
gingB^* haisat ae ,^d tnbabitad by two or more penona or funiJiea, the 
aame are to be chargeable to the inhabited honas duty as if the same 
were inhabited by one famlly only, but the landlord is deemed the occupier, 
and the duty is payable by bim, with the provision, however, that wh>'rp 
tlie landtord does not reside within the liinit.s nf the coUectors district, or 
wbero the duty rt)U)aiii8 uupaid by the laudloid für u periud of 20 days 
after it beoomaa dae, tiien Äe oaoupier or oeoupieta beoräne Iiable for the 
aame, and after payment they are euipowraed to deduct the duty from tiuir 
nezt payment of rent." 

,,Tweoty eightb Repoii of the Commiaaionera of her Majaa^a Inland 
Revenue'' etc., Undoo, 1885, S. 86 u. 87. 
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Vi AnfBahme der GebÄude bei einer Strafe von 5 — 20 £ venmt^ 
vortlicii gemactit. 

Die lokalen englischen Steuern sind im Allgomeinea sehr 
boch. Sie werden hauptsächlich auf der BasiB der Heia-, nicht 
vie bei der Staatssteuer der Bobertrfige erhoben. 

Zwischen den Terachiedenen Oebftudekategorien wird bei diesen 
Stoiwrn kein ünteEBchied gemacht, jedoch variiert der Steiietfuss je 
nididflin finanziellen BedttrfDisB in den irerschiedenen Distrikten^)*)» 

Die tinaiiziell«'' Notlag** bewirkte in Fraiilf reich im Jahre 
1798 <lie Kinführuii'; einer Thür- und FennterKteuer im Wesent- 
liehrn nach eugliscliom Miiäter, einer Steuer, die vorzugsweise als 
Ertragssteuer anzusehen ist. 

Die Thür> und Fensterstener in Frankreich, seit 1798 in 
KlaKaestafeki nach OrOsse der Ortachaften, der Zahl der Thflren, 
TlM)r««ge und Äusseren Fenster veranlagt, ist vorangeweise eine 
Eritignteiier, wekshe im Omode als eine Besteuerung von Licht 
and lioft anzusehen ist und ao^ von autoritativer Seite*) als 
«tdeniflODable" chankteriaiert wird, wurde im Zeitraum der Jahre 
1857 itod 1865 um 46,8 pCt und die zu derselben erhobenen 
ZoaeU^e nm 228 pCt erhöht Sie war eine Repartitionssteuer, 
vnide 1831 erhöht und in eine Quotitltssteuer umgewandelt 
Als sie 1832 wieder zur Bepartitionssteuer gemacht wurde, nor- 
siierte man ihr Kontingent von 13 auf 22 Millionen Frca. Auch 
Milte naoh Oeaetz vom 17. August 183&, wenn Neubanten her- 
Sntillt worden waren, das Kontingent vermehrt werden. 



') „Bullöiiu'- etc., S. 3öl u. 252. 

^ Bei der Dareteliong der „inbalnted honse äuiy^ in m. fiefarift: „Die 
BeHensnog der Oebftnde eto., R^ga 1882, hatten skÄ leider einige P^ler 
cinSMililiobeo, so z. B. ist 8. 62 statt Besitzer*' — „Benutzer" zu lesen, 
— statt „Mietern" ,,Richtern der deren Gesinde", — „Pächter und deren 
Gesindf'. — im unteren Atisrhnitt statt ,,Ahfjabon" — ,,Abgabe.'* Auch 
kommen (S '»S i Wohngebaudea von Kaufleutöu zu GeJächäftszwecken dienende 
Oarteo bei der Wertschätzung des Wohngebäudes nicht in Betracht, und 
■eUB der Salz: ^bestenert werden dagegen** u. s. w. fortftlleo. Auf S. 63 
^cvrt es moh im swmten Absatz von noten statt „jihrliche Reinertnig** 
i^bdiclie Bruttoertrag*'. 

') Leroy-Beaoliett: „Traite de Ja sdenoe des finanoes", Paria, I8881 
Bil,&36i. 
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ÄiiRser durch die Thür- und IViiatersteuer werdon die Ge- 
bäude in Frankreicli von ih i Oohilndofirniiidsteuer ^troflen. Ivctztere 
Miirde diucli das Gesetz vdiii t>. VJIl. 1890 vuu di>r allpenioinen 
Grundsteuer abpvtieuiit und hasieil Huf oinom alle l<i .lahi'« /,u 
rovi<iierenden Kata»terwcrke. Ihre Gniiidhigo biM't d« r Miel weil 
nach Al)zug von dessol!)en für Unlerlialtungs- und Ke|>iu titions- 
kosten hei WohngebSuden und '/^ desselben Iwm Fabriken. Die 
Gebüudegnuulsteuer ist eine QuotiUltssteuer und ihr Steuerfuss wird 
durch Finanzgesetz bestimmt. Neu-, Um- tuid Zubauten weiden 
im dritten Jahre naeh ihrer Herstellung besteuert. 

Tn Dänemark basieren die direkten Steuern auf der 
Beginn dieses Jahrhiuiderts TOinenommenen R^lung. Man beab- 
sichtigte damals, ein ganses System von Steuern zu bihhui, so 
daaa die einzelnen Steuern einander ergänxteo. Die eagentlieben 
bleibenden direkten Steuern waren teils eine Landsteuer, taila eine 
Gebftudeeteuer. Im Jahre 1844 fand eine neue Regelang der 
iandsteuer statt und au gleicher Zeit wurde auch als Ergftnzung 
au dieser Land« oder Haitkomsteuer, welche nach ihrer Venui- 
lagung alle sich mit der Landwirtschaft beschftftigenden Personen 
treffen sollte, eine QebAude* oder Hauasteuer ausgeschrieben. Diese 
Gebäudesleuer gilt teils fOr Gebäude in den Stidten, teils auch fQr 
solche OebAude auf dem Lände, welche nicht direkt zur Landwirir 
schaft oder als Wohnung fOr Landarbeiter dienen, sondern als 
Fabriken, Oasthliiser, Mflhlen, Landhäuser u. drgl. benutzt werden. 
"Des Hausbesitzer soll nur dann Steuertifiger sein, warn er sdbst 
sein Haus allein bewohnt, sonst aber soll der Mieter der eigentliche 
Steuerträger*, der Besitxer mir der Steuerzahler sein. Wenn das 
Bewohnen der GeUlnde durdi den fiigentdmer im Ganzen vorwiegen 
sollte, dürft© die Steuer eher als GebRude-, anderenfalls eher als 
Mietsteuer anzusehen sein. Die (icl)äudesleuer wird mit einer 
bestimmten Summe von der (^Miadiat- lle jedes Stoekwerkes er- 
hoben. Sie ist etwas vci sdiiedeu in Kupcnhagen und in den 
anderen Städten. Tn Kn].. idiagon wunlen früher alle Wuhniiiigen 
von weniger als Ü4 (^Jiiadia tollen (ca. 25 (Quadrat aieter) tiei<,'i'lassen. 
Als sich ervvioH, da."=i8 die.>-e Btdieiung m ein»M' ni('ht gliicklichcu 
l<t i:i t'ii/.uiif^ der Arbeiterwohnungen ffilirtf, hol. man im Jahre 1857 
diese Bestiinmung auf. führte sie alicr, als in Folge dessen die 
Zahl der kloiueu Wohnungen abnahm, im Jahre 1866 wieder ein 



iiiid dehnte sie 1S73 am h auf lio Wohnungen von nicht über 
80 Qiiadratelien {va. 31,5 Qiiadratm» lor) aiis^). 

Die Grundsteuer Belgiens V»onilit auf dem Oesetz vom 
3 Frimaira en VIL Sie war bis 1867 eine Kepartitionssteaer 

8dt dem 8. Juni 1867 ist »e eine Quotitätsstener, welche 
die QcMUide mit einer Steuer von 7 pCt. des Heinertiages belastet 
Die ReinertrSge dnd auf GnuKUage des Gesetzes vom 10. Oktober 
1860 durch die Geneialrevision von 1860 — 1865 ermittelt Aber 
die Beealtate, die durch das Gesetz vom 7. Juni 1867 sanktioniert 
vtudeo. gelangten erat nach Ablauf von 1868 sur Anwendimg. 
Za dieser Steuer kommen noch nicht limitierte Zuschlage von 
Säten der Provinzen und Kommunen. Auch erheben eine grosse 
Zdü der Gemeinden eine spezielle Grundsteuer nach d«n Ertrage 
nod Terkaufswerte der Bentzungen. Ferner werden die Gebftude 
mk Doch in gewissem Masse von der Moontrifaution personnelle** 
^MSm, dkl dem firanzOsisdien „iinpöt mobilier" entspiicht, sowie 
ittch seit 1879 durch die Thür- und Fenstersteuer. 

Der ersteren Steuer dienen die (imclisrlinittiichen Mietwerte 
m der Epoche 1872 — 187G zur Basis, wobei die Schät/Aing nach 
'«stimmten Typen, welche für die betreffenden Kommunen fixiert 
and, vorgenommen wird. Beide Steuern sind i^uotitätssteuern 

In Brflssel wird seitens der Munizipalitftt eine Steuer nach 
^ kabisdien Inhalt der Gebftude und nach deren Lage erhoben^). 

Bie Bestimmungen fiber Besteuerung der Gebftude in der 
Niederlande sind in dem Gesetz vom 26. Mai 1870 und vom 
22. Juli 1873 enthalten und bieten eine gewisse Analogie mit der- 
Ittugen Fnnkrmchs. Zu der durch eine Quotitfttssteuer von 5,2 pCt 
^ ^ttoertrages von Seiten des Staates bemessenen Steuer, treten 
iH)ch Zuschläge zu provinzialen und kommunalen Zwecken, sowie 
^ besondere „taxe fonddre^' zur Deckung von Wegeauagaben*) ^. 



') ,. n&Qclwörterbach der Staatswisäeoscbaften^^ Jena 1892, b. 406 u. 407. 
*) S4> : „Dictiomiaire** eto, & 242. 

*) „BoUethi** elo., 8. 583, fem« m. Schrift: „Die Besteueraog der 
etc., a 99. 

*} Say: „Üictionnaire" etc., S. 243. * 

') ..Biillptin" etc., 1891, f^. as. 

*) Cfr. aacb Wet 2Q, Mai 1870, Unrndbelast Zwollo. 



Urspi niiglich basiert die Gnmdbcsteuening in den Nieder- 
landen auf dem französischen GeaeU vom 3 Frimairc ea VII 

r 

und vom 15. Scptoniihjr 1807'). 

Die üriHulsttMUT Spaniens >taiiiint aus dem Jahre 1719, in 
der p^eqonwärtigüii Komm aus «Irm Jahre 1845, (Gesetz vom 23. Mai)*). 

Sie belastet die Gebäude nach ihren Reinertrri^rcn und i.sf eine 
Ropartitionsstener. Der Steuerhiss wiitl jährlich durch Gesetz lx> 
stimml. Er darf 23 pCt. des Reinertrages nicht üboi-schreiten, doch 
sind die Koniniunen atitonsieit, Zuschlüge bis zu 10 pCt. 7.n erheben'*). 

In Portugal sind Gobäiule, welciie Wohn"-, „Handeis*'- oder 
anderen B«M uf-7\v. ( ken (Gebäude, weldie der LAndwiilschaft dienen, 
kommen uicht iu Betracht) dienen, der Grundsteuer un<l der Miet- 
Steuer unterworfen. Letztere wird bei anderer Gelegenheit zur 
Darlegung gelangen. 

Die Grundsteuer hat einen Steuerfuss von im Durchschnitt 
10 pCt. Zu dieser Steuer, die vom Bruttoertrage berechnet wird, 
kommen für Zwecke des Staates ZuschlSge von 6, «i Provinzial- 
und Bistriktsxwecken 2 — ^8 pCt. hinzu, schliesslich fOr Provinzial- 
und Eommunalzwecke versdiiedene, nach Steuerfuss tmd Bo- 
steuerungsmodus variabel Steuern^) 

In dw Schweiz hat man im Kanton Genf*) eine spezielle 
Steuer auf Geblude. Sie bildet eine Kategorie der ImmobiUensteuer 
(taxe immoluli&re), die in eine „contribution fonci^re hAtie^* und 
„oontribtttion fonci^ non b&tie'* zerfllllt Zu derselben treten noch 
gewöhnlich hohe ZuschUge, die die Steuer fest immer Übertreffen. 
Die Steuer trifft den Nettoertrag. 

Seit dem Jahre 1886 wurde 14 Gemeinden Neuenbürgs^ 
n. A. die Erhmbnis erteilt, die Bigentfimer nach dem Facht> rcsp. 

>) 8ay: „Diotionnaiie'* eto. 1890, 8. 243. 

') Say: „Diotionnaire'- etc., 18fK). S. 253 und 254. 

•) .,RulI. »ir • - t. . 18iK), S. 587. Cfr. auch m. Arbeit: ,.Die BLstfueninfr 
der <>ebäu(ie ', S. 105 Die Nachrirht«Mi veidsnko ieh dem Kaiserlich 
deutschen Kon.sulat Schreibeu aus Madrid vom 22. Juui IbUl. 

*) „BulleÜn" etc. 1891, S. 90. 
Sohreiben des portugiesischen Kausulsts in Riga, vom 2S. Juli 1891, 
snb No. 10. 

") „Ix>i generale sur les oontribtttiol» pobliqoes^. Du 9. Novembre 

1887. C.oueve. 109— III 

') t)chau2; ibid. Bd. iV, b. 100. 
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Xeteverte der Immobiliea so besteuern und rwar bis m der 
IflJie der direkten Staatsstener. Im Jahre 1888 waren es bereits 
- 40 Gmeinden, denen n. A. diese ErmSchtii^uti^ir zustand. 

Tm Kanton Bartelstadt M .t^it'tit es in (Lt I.anilge«neiiide 
Ikttingt'ii ein«:* (remeindesteupr untor der Bezeichnung HäuHersteuer, 
Auch wriil- ii staut 1 ielii • Beltjuchtungsgebiihrei) von den ilauäl>e8itzerii 
erhoben, in den zum Kanton gehörigen drei Landgemeinden wiixl 
eine gesonderte Gemeindesteuer von den Hausbesitzern im Belaufe 
m */|g pCt. der Uäuserschfttzang für Strassenbeleuchtang erhoben. 

Ln Kanton St. Oallen ist nach der im Gesetz vom 27. 
imm 1859 Ober das Steuerveeen der Gemeinden voi^jeselienen 
Steuer zur Aufbringung des Bedarfes der FenerpoUiBei die eine 
flUfte von der Poliseikasse , die andere durch Umlage auf sftmt- 
lidie Gebinde nach dem Ass^unnsweHe derselben aufzubrini^n*). 

In Italien giebt es eine GebÄudesteuer, die auf dem Gesetz 
TCffl 26. Januar 18G5 beruhend, nach den aus wii küoher Vermie- 
tung fnler aus Vergleiclien ennittelten Keinerträi;. u eihul>en wird. 

Vom Keinertrage erhob »ler St^uit nach dem Gesetz vom 11. 
Mai 18fir> 12,50 pCt. imd durch das (Jesetz vom 2G. Juli 1868 
ist Fuss auf 10,25 pCt. fcHtj^restellt worden. Dazu kommt noch 
^itens der Provinzen und Kommunen eine Steuer von im Durch- 
J^linitt 16,20 pCt, , so dass die Total holastung der GeK.lnde sieh 
in Italien auf 32,45 pCt der Erträge beläuft 3). Die höchste Qe- 
biodebesteuening pro Einwohner besteht in den Städten Rom, 
F^'^renz, Mailand, Genua und Turin; die höchste Kommunal- 
UiöteQenuig in Florenz, Mailand, Horn tmd Genua; die höchste 
Proviozialbesleueniug in Genua, Turin, Neapel und Rom. 

Die nachstehende Tabelle (s* Seite 190) giebt Daten pro 1892 
^ die italienische Staatssteuer, den Provinsial- und 
Kommunal Zuschlag zu derselben, die Summe derselben und 
den Eotbll per 100 Eänvohaer. 



■) Sdiana: ibid. fid. U, 8. 104 and m. 

•) Über die frohere temporäre Häns rstcuer in Sdiaffhaiisen — cfr. 
Stfcani: „Die Steuern der Schufi//'. Bd. II, S. 1 14. 

') Cfr. „Bulletin" etc.. iHilO, S. 589, 8. iV'» u. <J4; m. Schrift : ,.Dio Be- 
s^uerung der GehSude" et- , 1892. S. lOtj. Die Angabua »tauitnen vom 
^••WiPo Kou.suiut in Koni. Schieibeu vom iü. Juui 1891. 
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In Norwegen gab es Iiis itüiii Jahre 1816 eine selbständige 
tVi«? Städte geltende, staatliche Oebäudesteuer. Seit jenem Jahr 
Iteiiu' solche Steuer weiter erhoben worden '). 

Eine nicht .sUtutlidie, soiidt rn kommunale Liogenschaftsstcuer 
\f,=.\(^\\\ jetzt iu Christiauia und iu der Mehrzahl der StSdte 

In Schweden besteht keine spezielle Gebäudebesteuening. 
Die BtaatUche Gmndstaaer trifft Ländereion und Gebäude zusammen 
Dich ihtem Verkaufswert und beläuft aioh auf 3 Ore von 100 Kronen 
bd Undüdien und auf 5 öre von 100 Kronen bei städtischen Be- 
sittuogen. Zur Deckung der lokalen Ausgaben werden dann 
aodi noch seitras der Kommunen Zusohlflge, jedooh ohne Maximum 
erhoben. Diese Bestenerang durch konununale Zuschläge ist 
gevlihDtich hOher als diejenige zu Gunsten des Staates. In 
nuuwlwn Kommunen ttbersteigen die Zuschläge den gewöhnlichen 
Betng der Steuer um das sieben«, acht- tmd sduifnohe'). 

Herzegowina und Bosnien. Nachdem diese beiden Länder 

(Beriioer Tractutj von der Österreichischen Regierung in Besitz ge- 
nommen waren, liess sie eine Generalkatastriening für die Grund- 
«teoer Ijewerkstelligeu. Der Stciierfuss betrug 4 von 100 des 
Immobilienwertes 

lü Kumäiiion priebt es eine GelijUKlesteMor, die gewöhnlich 
ß pCt des jälirlichen Reinertraf^es aiismaoht. Auch erhebt der 
Staat noch einen Zuschlag von • jo v(jin J?'rc. {decimc additiomill). 
Vervcr können die Distrikte und Kommunen Zuschläge zu den direkten 
Steuern erheben. Das Maximum derselben ist zu Vio 
I>ütnkten, und zu ^/jq vom Frc bei den Kommunen bestimmt^). 

iXe Städte Bukarest und Jassy sind ausnahmsweise autori'* 
aeit, ZofichlSge bis an Vie erheben. Galitz darf bis 

Vi« Krc, Bukarest einen besonderen Zuschlag von 4 pGt 
nur Oeblod^flteuer erheben. 

In Serbien giebt es dne besondere Steuer vom Bnitto- 
ertnge der Inunohilien. In den Städten triüt die Steuer alle Gebäude 

') Cfr. m. Arbeit: „Die Besteuetung der Gebäude'* etc., 1802, 8. 97. 

'» „Bulletin" etc., 1H91. S. 95. 

') Say: ,,Dictionnaire • etc. S. 254. 

V „Balletill" etc., 1891, S. Ol. 
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ohne ünteraohied; auf dem Lande nur Mfihlen, Gasthftuser, Buden 
und Qebftude, die zur Vemuetung bestiinint sind. Der hOchfite 
Stenerfnss ist derjenige Ifir Oasfhilttser. Wohnhiiuer veiden niedriger 
als Uagasine besteuert. Staat, DepartementSi Arrondiesementa und 
Kommunen eriieben noch Zuscliläge^). 

In Bul^ai ien sind die Gebäude zwei staatlichen Steuern 
ijuteiworfen, dem „Emijak" und „i^j**'" '■ Erstei«' Steuer trifft aus- 
nahmslos alle Oehftude mit 4 pCt. vom Verkaulswert, letzt-ere die 
vermieteten (verpaditeten) Immobilien mit 3 j>Ct. vom Eiimge der- 
selben. ^^Üesetz vom 15. Januar 1805; Kegl. vom 3u. .hmi 1889.) 
Die Gemeinden sind l>erecliti,u-t, eine Zusclila^^sstener von liöclistenB 
25 pCt. des Ertrages der Enüjaksteuer zu erheben. Auch dürfen 
städtische und ländliche Oemeinden zu allen Staatasteuem Zu- 
schläge von höchstens 10 pCt. erheben'). 

In der Türkei weiden die Oeh&ude durch eine Steuer vom 
Verkaufswert der Immobilien get r offen. Die Steuer ist eine Quoti- 
tstsstener. Seitens des Staates wird fflr das lUnisterium der Yolks- 
aufkttnmg ein Zuschlag von 5 pCt erhoben^. 

In Griechenland g^'ebt es eine besondere staatliche Be- 
steuerung der Gebäude und zwar wird diese Qebäudesteuer nacrh 
dem Bruttoertrage berechnet. Ursprünglich bestand das Gesetz nur 
für vermietete Gebäude, später winde es dmcli das Gesetz vom 
31. Dezember 18G3 auf Gebäude jeder Art ui.tl liestimmung aus- 
gedehnt. Der Steuerfuss wird jährlich durch ein Gesetz bestimmt. 

Das Gesetz von 1885 setzte eine progressive Skala fflr die 
Besteuemng der Gebäude fest, behielt aber im Übrige die Be- 
stimmungen Ton 1863 l>ei. Die Steuer betrfigt: 

Bei Erträgen unter 1000 Free, 6 pCt 

„ „ von 1000—3000 6 „ 

^ „ „ 3000—8000 „ 7 V» 

„ 8000 n. mehr „ 8 

Den Kommuneu koiiun^^n 10 ]>Ct. des Steuerer tniges zu Gute. 
Für Neubauten bestand nach dem Gesetz von 18ü3 eine Steuer- 



») „Balletia" etc., 1891, S. 94. 
») „BuUeün*» etc., 1890, S. 107. 
<) „BuU<itiB*' eto., 1891, S. 06. 
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^^irvnvmg von zwei Jalin?n, (lo( h ist diese Bestimmung durch das 
(^e0&iz vou 1884 aufgehoben woixlen 

Ke Gebäude- (Onind) Steuer Aegyptens ist eine Quotitäts- 
flleneTf welche in Aegypten durch das Oesets von 13. Hftrz 1884 
^g^hrt ist nnd den Kettoertnig der Lninobilien erfassen soll. 

Die Steuer triift Gebftode aller Art, sowie auch daau gehörige 

Qütsn. 

Qfiltigkeit hat sie in 41 StSdten. 

IV'i Einrichtung der Muiiizi[)a!ität vun Aloxaiulrion (dies ist 
einzige, bisher mit einer koiniimnaleii Vorwaltuiif^ vorst^hone 
Stadt Aegyptens) wurde daselbst duivh (lOset/. vom 5. Januar 1890 
eine kommunale Üeli;ind(?stouer viui 1 p(Jt. des Mietswortes hei 
Gebäuden, welche vom Besitzer, von 2 pCt bei solchen eingeführt, 
vekbe von Mietern bewohnt werden'). 

Li den Vereinigten Staaten von Nordamerika gieht es 
keine speiielle Gehftudebestenerang*), sondern letztere bildet einen 
Teil der sogenannten ,,teal estate tax^. 

Orand nnd Gebftnde wird als ein Ganzes auf Grundlage des 
TOiMissichtlichen Marktpreises der betreffenden Besitzung einge- 
Bchfitzt, und zwar pflegt der Wert ixi der Regel sehr niedrig an- 

genommru zu werden. 

in verschiedenen Epochen und zwar in den Jaiiren 1798, 1813, 
1815 und 1816 erhob die Konföderation direkte Steuern von 
Ländereien und U&usem, jedoch blieben diese Steuern nicht be- 
stehen.*) 

Die Besteuerung des GmndvermOgens findet nicht nur zu 
stutlicken, sondern auch zu kommunalen Zwecken statt 

'i ..Bulletin'- otc. 1890, S. 589. 

' Hüll 'tin ^ et , 1890, & 586 a. m. Schrift: „Die Beetenemng der 
üebÄQde" etc., 8. III. 

*) Schreiben des Herrn Professors E. Religmaou, New York, vom 
12. Jiioi 1893. Allerdings wird im „Bulletin etc 1890, S. 588 bemerkt, 
dav: „Bus quelques Etats, oependaat, les oonstmotions sont evaludeB 
distincleaiest^^ — Gf. auch von ReitseDstein: „Eomoianales Finaazweaen** 
bei Sohönberg lH, S.714 und 715, ferner m. AbhandloDg: „Die Besteuerung 
der Oebiode'' u. s. w., S. 113 und 114. 

*) &y: „Diotionnaire'' eto., 1890, 8. S57. 

13 
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Durch 8pe<'ial assessmentfi wiixl femer im istetis der Aufwand 
für soltihe V(»rl>e8s<'runp:en boscliafft, die haupt8ii(tiilieh aiigronzonden 
Qruudoigeutüiuern zu Giile koinmen. 
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Eine vergleichende Darstellung der Geisteswissenschaften nnt 
<len XattirwisseDSChaften ist vielfach in neuerer Zeit Gegenstand der 
rDtereuchung gewesen. Es geschah dies zimaclist, um Ähnlichkeiten • 
zu finden, welche das Verst&ndnis erleichtern sollten, dann in tiefer- 
gehender Weise, nm Wissenschaft! ielio Grundgesetze zu entdecken. 
Die Soziologie besondera Iiat von Anfang an eine festere Stütze 
^«i ihren älteren Schwestern: «ler Psychologrie, der Biologie und 
Mlbet b« den physisch-chenuschen Wiasensctaaften gesucht; ausser- 
<)en Tenocfaten einige mit den Verästelungen ihrer Wnrzeln tiefer, 
in fremdes BeieicJi einzudringen, nftnilich in das der mechanischen 
Wittendiafton, und so haben wir eine mecdumische Ökonomie, 
«ftf eine mechanische Sosiologie entstehen sehen. Bei einer der- 
artijgsn Behandlung der Wissenschaften ist stweifeUos eine Über- 
tiöbuDg möglich, und man kann leicht auf Abw^ graaten, wenn 
nm flbemll eine genaue Obereinstimmung und eine absolute Ähn« 
Udikeit entdecken will, dena jede Wissenschaft muss in ihrem 
Beieiclie gewisse Beaonderheiten wahren. Im Grossen und Ganzen 
■ber ist die Idee richtig, und es ist in der That eigentamlich, in 
^wissen Punkten eine in die Augen lallende Obereinstimmung 
kosatstieren zu können. ESn Sprichwort sagt allerdings: compo- 
naaon n*est pas raison; indessen kommt das eine dem anderen doch 
Mbr nahe, und bei den Gdstesirissenschaflen, die nicht deduktiv 
vollgehen können, führt die Yei^leichung zum induktiven Verfahren, 

ewl dies zur Entdeckung allgemeiner Sätxc. Es mag gleich hier 
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bemerkt wenlen, class solche Gesetsse nicht nnr den gerade ins 
Auge gefassten Wissenschaften gemeinsam sind, sondern auch allen 
anderen, die man »nr Yergleichnng etwa heranziehen will. Im 
Allgemeinen erachtet man, und zwar mit Recht, die Entdeckung 
eines chemischen oder physischen Gesetzes fflr ein wertvolles Er- 
gebnis; bisweilen handelt es sich hier imi ein umfassenderes 
Oesetz wie z. B. um einen physisch •chonisohen oder thermo- 
chemischen Grundsatz; noch wertvoller aber ist es^ aus diesen ein 
inoralisohos oder soziologisches Gesotz zu erhalten, das sich mit 
einem Male auf diese zwei so ganz verec^hiedenen Gebiete erstreckt, 
und oiiit; Einljeillichkeit (1»t Gesetze in »leinselben Masse verwirk- 
licht, wie man etwa die Einheitlichkeit der Gesetze der Kräfte 
nachgewiesen hat. 

Eins der inteT-fSsünte.slen Kaktii <lei- phy>is('ln"n Wt-lt i.st »1er 
l 1« rj^iuig dei' Matoik* ans dem Zustande der Vonliinnung zu den 
verschiedenen Aggregatzubtiinilon : vom gnsförniigen und flfis^ii^vn 
Zustande zu einem Stadium i;i "'sson i- Ver'iictitunfr. das sehlirsslich 
im festen Zustand«- gipfelt. Fast stets ist dies- r h'tztere nicht 
von I)au«M-, sondern » s vnll/iclif .sich langsam die Auflösung und 
der flüssige Zustand tritt zum Schlüsse wieder ein. So bieten 
uns die Astronomie und Kosmologie das Pliänomen einer ausser- 
ordentlich verdünnten kosmischen Materie, diese vei-dichtot sich 
dann an verschiedenen Stellen des Raumes un<l I?isst die ghlhendeo 
Gestirne entsteheji, die sich in feurig flüssigem Zustando Ijefinden. 
Di ' ■ onlichten sich mehr inid mehr, kühlen sich ab und gehen 
den l i>ipnmg für die vei'schiedenen Planeten, die aus ihrem anfsngs 
zähflüssigen Stadiiun sich langsam venlichten^ bis (in Zusammen- 
stoss mit anderen Gestirnen im Weltenraume sie wieder in den 
feurigen und flOssigen Zustand versetzt. Die Physik zeigt uns 
den Zusammenhang der drei Aggregatzustände: gasförmig, flflssig 
und fest, ihren Übeigang zu einander und ihre Rückbildung. Die 
Chemie untemcbt die in den verschiedenen Stoffen vorhandenen 
Elemente, deren innige Venliohtung in den chemisdien Verbindungen, 
sowie ihre Scheidung. Die Biologie l>ehandelt, indem me den 
Phasen des Lebens im Einzelnen folgt, die Zellen und Organe, 
welche sich aus ihrem anfänglich nachgiebigen und veränderungs> 
fähigen Stadium nach und nach individuell ausbilden. Die Psycho- 
logie zeigt uns denselben Prozess, indem sie der psydiisoh«! Ent- 
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wickelinij^ dor? Individuums nachgeht, und die SozioJftgie, in ilirer 
üesainthcit, wie in ihren Spezialwisaotisduiften stützt sich auf <lic 
iiescbichte und zeigt uns das Menschengeschlecht hezw. dies oder 
jenes Volk , wie es mit seinen Institutionen ganz ont.sprechende 
Piusen durchmacht, wie wir sie auf physischem Geliiete dargestellt 
hallen. Diese Institutionen sind anfangs in einem Natu i-zu stände 
m>ch fest verbunden mit dem Individuum, ohne feste Regeln, und 
^leit li-u nlino in das Bewusstsein des Meiis< hm aufi;onomnien su 
<ein, in ihrer £iitwickelung der Xuttir; der Wille de« Menschen 
tritt bei ihnen fast gamicht in die Eraoheinnug. S^tw gewinnt 
liieeer (die Führimg übernehmende) Wille mehr Einflwss, man folgt 
beBtSndig festen Kegeln, die menschliche QeselliMjbaft ist mm. 
BiwontB^ derselben gekommen. Die Verdichtung, ja die Er^ 
staznmg nimmt täglich zu: man ist sozusagen ans dem flOsaigen 
Aggregatzustand in den festen ttbergegangen. Indessen nichts ist 
von ÜDgeror Dauer; wenn die Verdichtung vollständig geworden 
ist, folgt ihr wieder die Auflösung, eine neue VerflQssigung, die 
indeas nicht in allen Punkten deijenigen des frflheren Stadiums 
gNcht. Die strengen, aber willkOrlichen Gesetze verschwinden 
ond werden ersetzt durch Bestimmungen auf natürlicherer Grund- 
iige, in denen der menschliche Wille nicht mehr unumschritaikt 
piMelet, und die dem unablftssigen Vorw&rtsdrftngen ökonomischer 
and psychischer Momente folgen, welche jenen zur Basis dienen. 

Wir wollen nun die Beobachtung dieses Phftnommis an mner 
der Wi«:^nsc!iaften verfolgen, die einen Teil der eociologiachen 
Wiseenseliaften bildet, nämlich der des Rechts, und der ndt dieser 
xnsammenhängenden Wissenschaften, und wir wollen zeigen, wie 
in (\fr historischen F^ntwicklung Ix'i allen Völkern, trotz der im 
EinztliRii dui-chaus vei-schiedeneu Kiilwickelungsbedingungen, das 
Recht aus einem flüssigen in einen festen Zustainl ühergeleitet 
wurde, luu dann vviedci in ein flüssiges Stadium zunirk zutreten, 
>h.< H^»e^ von dem rr/ustaiidf docli in mancher Beziehung abweicht; 
v^:i w 'IJeii darlegen, wi'* di'- Elemeat»Mles Rechtes /iifist in l iiieni , 
Zustand v*.»n Verflnssignng in völliger Unabhängigkt it rinander 
Tvrhanten, dann in das Stadinin der Verdichtung tinteu, dem 
daoti abennals eine Auflösung folgte. 

'^'^I' he successiven rmbildungen vollziehen sicli niemals mit 
einem Schlage, sondern unmerklich und öchrittwei^. £ins dieser 
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SUuluM) iiiMss imn alMM c;ii)Z lictioiulers nnseix? Anfmerksamkeit auf 
sich lenken, und zwar deshaib. weil flas der Jet/.t/.eit i«t. In 
der physiöch-cheuiitsclien Welt kann uian, bevor sich dii' Vrididitunf^ 
<>im»r {ranzrii Flüssigkeit od^r die Verhindung zweier einfacher 
Körjier vollzieht, eine teilweise Koudcnsierung l»€obachten: man 
nennt dieses Stadium Kristallisation. Es bilden sich in l^estimmten 
Punkten nach bestimmtem Verhältiiis Zusammensetzungen, wahrend 
andere I'unkte von dem Vorp^np^ zunächst nwh iinl>erührt bleiben. 
Nur allniälig wird die flüssige Subst^iz dun )i dio sich langsam 
bildenden Ki istalle in die feste Form übergeführt, allmälig 
bedeckt sie sich unter der Einwirkung der Kälte mit Eis, oder 
geht unter Einwirkung von Hitze in Verdampfung über. Gerade 
ein solches Übeigangsstadium nln^r ist für eine Untersuchung am 
intereseanteeten; und wird dies in noch höherem Oiade, wenn es 
sich um einen geistigen Prozess handelt, dexai in einem solchen 
Augenblick hat man zu gleicher Zeit zwei verschiedene Stadien 
vor sich, deren Unterschiede man deutlich beobachten kann. 



I. 

Die Qeeetzgebnng aller Völker hat sich in drei verschiedmen 
Stadim vollzogen* Diese lassen sich stets nachweisen, und wenn 
auch das letzte bisweilen noch in der Zukunft liegt, so kündigt 
es sich dann doch bereits deutlich an. Wie bei geologischer Be- 
trachtung der Erde in iluer Oesamtheit die Reihe der verschiedenen 
Erdschichten von der Ältesten palSoKoischen Formation bis zui* jüngsten 
Dünvialschicht sich uns voUsOndig darstellt, wfthrend man bei der 
Untersuchung des Bodens an dnw bestimmten Stelle nicht selten 
die nntu^te Schicht von keiner neueren bedeckt findet, auch wohl 
eine mittlere Ijagerung zu Tage streichen sieht, ebenso Imt sich 
die Entwickelung der Gesetzgebung vollzogen. Es war möglich. 
dn^6 sich die (ie-iotz^n'hun^- :ui einem Punkte völlig oder doch 
beinahe in „fliu»vt>ig*'i'' Fnim erhalten kuunte, während sie bercitB 
an anderer Stelle gän/.licli verdielitet oder dot'h weiiii,'stens ,.ki-i- 
stallKsiort'' war. Den ersteren Zustand sehen wir noch jetzt in 
tiUgland , (U?sson Rocht Kich hishor der Kodilikalion zu entziehen 
wusstr und ui>iss(''ntril< ( rewnhrdi''itsir(lit crol»!iol»oti ist; indess ist 
(lies eine Ausnahme und im Allgemeinen liat ein bestimmter Uj'ad 
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lur Folp^o. 

Daü cr>te Sta<liuiu ist das der ,,Flns«ip;keit'' de» lieohts. Nocli 
oxistkren keine eigentlichen Ge^^etze oder irgend \velc;lie aus einer 
staalli'hen Autorität fliessenden Vorsciiriften. Die Gewohnheit ist 
llernn und Königin. In ihrem "Wesen ist sie ebensowohl Moral 
als Recht; die Etymologie des Wortes „Moral" giebt den Beweis 
dafür: ui"«prünglich bedeutet es dasjenige was gebräuchlich ist 
(mom), daon das, was erlaubt, endJicli das, was geboten ist 
„Cnmoralisch'' ist dftsjwige, was ungewöhnlich (non seciindum 
mores) dann aber, was verboten ist. Nur sehr iangsam modifiziert 
sich die Gewohnheit, bildet sich gewissermassen um; in ihrem 
.Vesen ändert sie sich nicht, sondern sie zieht nur ihre KoBse- 
qoeozen, und die leü&te Konsequenz, der Erfolg, kann, wenn dessen 
CiMche Teit^pessen ist, autonom werden und seinerseits andere Er* 
t<itge harbeifObien, die mit der ersten Ursaohe nidit mehr in 
Zosunmeahang stehen. Es Icann die Gewohnheit von einer in 
ihrer K8he bestehenden anderen Gewohnheit bednflusst werden, 
nitd wenn die gegenseitigen Besiehungen eines Geweinwesens zu 
dem aodereo hiofiger w^en, so vereinigen sich ihre Qewohnh^ten 
and oitellieren sidi, wie in der Physik die Flttssigkeiten in einem 
Syrtem tou kommunizierenden Bohren. Dies ist eine der Ursachen 
der Veitoderong und Modifizierung einer ursprQnglichen Gewohn- 
bcit. Ohne Einwirkung von aussen bliebe die Gewohnheit unver- 
iodflriieh, denn das Bewusstsein ihrer Mangelhaftigkeit allein wfirde 
luin Grund zur Veiftnderung sein; sie wirkt eben im Menschen 
ohne mn Wollen, wie alle Krftfte in der Natur. 

Eine soiehe Naturknft ist aber das Gewohnheitsrecht Es ist 
leicht nachzuweisen, dass es Oberell das Urreoht gewesen ist, selbst 
in den Ländern, in denen es früh aufgehOii: zu haben scheint. In 
Frankreich hut es aufaugö ausschliesslich imd zwar im stiiktesteu 
Sinne geherrscht. 

Dem Ciewülinlieitsrocht im eigentlichon Simic kaim man einen 
Zustand der allgemeinen Anwendung einer üt oliidieit entgegen- 
Mjti^a, da» aligemeine RtH-ht in einem Landf von der Ausdehnung 
Krankreir-hs wOrdo kein < lewohnheitsreeht im eigentlichen Sinne 
'Irs Wurteg «sein können, man müsste dann wenigstens eine Rrihe 
suooegäiver Erweiteruugon anuehmeu, in der Wttise, dass die Gc- 
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wuluiheitcMi der einzeltieu (i<'iut"iii\\ cm'h sii-li luitciuaudei' vcn-itiigm, 
diese woiterreich^ndon ^Tewotuiheik'ii dann ilirei-seits Bich wieder 
vorbinden, bis «ie ein j^itissei-es Oebiot uinfassen : dio (lowuhnliciton 
zweier solcher benaelibarten Gebiete müssten sieh dann anial^i- 
niierend durclisot/.on, bis endlich durch stets neu hinzutretende 
Anwüchse ein provinzielles Gewohnheitsrecht entsUinde, nvIo ilas 
der Bretagne und der Normandie; diese provinziellen Gewoimheits- 
rechte müssten sich dann wieder zusaramenBchlieeBeD, ein Vorgang, 
der schon sehr schwierig ist, indessen werden wir sehen, wie sich 
im Jahre 1804 auch dieser Prozess vollzogen hat. allerdings mehr 
auf autoi itntivem als auf natürlichem Wege. Das eigentliche Ge- 
vohnheit.si-echt existiert nur, wenn die Gewohnheit gänzlich auf 
ein Gebiet von geringerer Ausdehnung beschränkt bleibt: es 
heisst dann Ortsgebiauch (nUGement**). In dieser Form beherrschte 
es lange die fninzflsisdien ProTiniten, setste sich dann aber bald 
über diese Grenzen hinweg: Einer, ganzen Provinz gemeinsame 
Prinsipien umfsssten jetst mehrere Departements, und auf diese 
Weise erstreckte das Gewohnheitsrecht der Bretagne seine Herr- 
schaft Aber ein sehr weites Gebiet, selbst über Bewohner ver- 
schiedener Sprachgebiete. Wir weisen bald sehen, wo es seine 
Grenzen &nd, keine geographischen, sondern politische, und zwar zu 
einer Zeit, in der das zweite Entwickelungsstadium beginnt Im ersten 
Stadium herrscht das Gewohnheitsrecht ohne Beschränkung, selbst 
dne lokale Gewalt tritt ihm nicht entgegen: der Enkel thut das* 
selbe wie der Urahn : er versagt .sich, was dieser sich versagt hatte. 
Strafbar und abscheulich «»dieint nur das, was man nie bisher 
ge.schen hat, das Ungewöhnliche. Man muss also immer wieder 
betonen, dass bei dieser Etappe der Gesetzgebung eine starke Dosis 
Gewöhnung vorherrscht, kein vernünftiges Foi-schen nach etwas 
Besserem: im Gegenteil es giebt keinen Eigenwillen; und das ist 
geratlc der Vortcnl, welcher die Fehler des Systems ausgleicht. 

Ebenso ist es in Deutschland trewesen. Das deutsche lischt 
war utisin ünglicli Gt w uliuhciUsrecht und ist es lange geblieben. 
Die einzelnen I'n^vinzt n haben vs bis iu die neueste Zeit hinein 
erlialten und haben es an manchen Oili fi noch heute; bis zum 
Inkrafttreten des neu«^n dtutsrliAn B. (». Ii regeln Gewohnhpits- 
ref'htssjltze, m>^hr 'flri- weniger vnm i rnnis( li> ii uiul dentwhcii H-clit»; 
durchki-euzt, kodifizierte wie ungeschriebene, die privatrechtlichen 
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XerhUtaiase: Anlaogs jedoch war, ebenso wie in FiBtikreich, ihre 
Odtnng eine allgemeine und trug denselben Charakter wie dort. 

Auch das rßmiache Redit hat ursprQnglich gewohnheitsrecht- 
iicheD Chamkter und die XII Tafeln bilden den Absdüuss der 
Sntwickelung, soweit ea sich um reinea Gewohnh^tsrecht handelt; 
iadeneo auch dieses blieb neben den durch jene festgelegten 
Piroktea besteben. Nur hat es sich gerade von jener Epoche an 
insifern geändert, als es eine neue Art von Verwirkiidhung erhielt 
Wlbiead sonst das reine Gewohnheitsrecht nicht nnr ungeschrieben 
ist, sondern auch im Volke lebt und einzig und allein in inatink* 
ÜTeo Gewohnheiten seinen ürspruug liat, hatte ee beim römischen 
Volke beeofidne regelniSssige mid zwar aiistidmitisdie Organe. 
Dn Gewohnheitsrecht wm-de, — wir finden diese Tendenz auch 
späUr, — ein reines Juristenrecht. Die Hauptaufgabe des 
Prätors war Jiickt, das jus strietum zu vei bes.>eru , — das war 
«ur sj'ine exti^nisto und aussorordentlichste Funktion, — sondern 
w war ilie, die zaliliviciieii Lucken des Gesetzes auszufQllen, d. h. 
<Wt Recht zu schaffen, wo keine geschrieljenen o<lor wo fll>er- 
iiaiipt keine Keclitssätze vorhanden waren. Der I'iiitor that also 
üicliU anderes, als ilass er das Oewohnlieitsrecht iiitt i pretierte (kIct 
vielmebr deklarierte. P>tM ülurflSehl icher Betracht niig k/ninte es 
K'bnnen. als hätte er leiliglidi *lie v-'i iiünftipstf; Lüstuig d<-v Hechts- 
frapen gesucht : in Wirkliclikeit foi-schte er nur den Üewohnheiten 
nach, sonst hätte er weder Bestand noch Ansehen gehabt, (ileich- 
vohl waren seine Funktionen gemischter Natur. D<3cli man kann 
niclit leugnen, dass er das Gewohnheitsrecht selbst deklarierte, 
iediglicb. indem er sich desselben als Grundlage Ijei seinen Knt- 
scheidungen bediente, und dass er sc. zum wahren Rechte gelangte, 
indem er dessen drittes Stadium, das der Herrschaft der Billigkeit 
(•ajoitas) vorbereitete. 

Besonders in der englisch tu Gesetzgebung hat sieh der gewohn- 
iKitüiechtliche Typus fast rein bewahrt und sein Einfluss tritt 
toch noch in der G^nwart zu Tage. Man kennt den Abscheu 
^ eDgliaGh«amerikaoi8chen Nationen vor der Kodifikation, d. h. 
vor dem, wie wir sehen werden, ersten auf die „Flflssigkeit" des 
Rechts gerichteten Angriff. Ein noch schlimmerer Angriff auf die- 
wlbe sind die Verordnungen, sowie die Gesetze des Parlaments 
uixl der Qnitralgewalt, indess ist der erstere vielleicht der fQhl- 
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barBte. So lange nur dnielne wenige Oesekse existieren, ver- 
schwinden sie in der Masse des Gewohnheitsrechts, sie werden 
Bosttsagen angesogen. Die Kodifilcation jedoch, mag sie auch 
ganz auf Gewohnheitsrecht basieren, schnflrt das geltende Recht 
zusammen, hindert seine Ausdehnung und Entwickelang, „laistalli' 
siert*^ die Gewohnhat, und wenn sie auch keinerlei fremdartige 
Elemente hinsubringt, so ist doch das Kecfat, trotz seines gewohn- 
heitsfoohtliohen Charakters nicht mehr ,^fis8ig*'. Deshalb ist auch 
die Abneigung gegen die Kodifikation das beweiskritftigste Moment 
dafflr, dass alles Recht auf Gewohnheit beruht England wird 
also trotz zahlreicher geschriebener Gesetze im Gnin<le vom Gewohn- 
heitäi"eclit beherrscht: ebenso liegen die Veihälliusse in seinem 
Tochterlande, den Vereinigten Staaten. Dort giebt es keinen Ge- 
setzgeber, der in seinem eigenen Namen gebietet, die Bürger selbst 
leiten sich nach natürlichen instinktiven Hegungen, die durch Er- 
weiterung der Reehtsideen. dafs Be<1üi-fnis und neue Beziehungen 
geschafl'en werden; die allgeiiieiue Abstimmung ist Gesetzgeberin, 
still und unsi' liibar, von anderen so ganz vei'scliiedon. und das Recht 
gleicht, s(nv''it möglich den Gesetzen der Natur; taub, blind, abf^r 
immer logisch, fortschreitend, sich p'iiau den Thati^clien an])assend, 
ohne einen kinistlichcn Aufenthalt in seiner Entwickelung zu erleiden. 

Würde man die Geschichte aller Völker daraufliin ansehen, 
man wQi-de denselben Entwickliuigsgang boobacliten. In Russland 
vollzieht sich ein eigentümliches Faktum. Es giebt dort eine 
kodifizierte materielle Gesetzgebung im „svod", dessen einer Teil 
das bürgerliche Recht enthält» Diese Kodifikation ist in vielen 
Punkten eine fiktive, bleibt unangewandt und steht nur auf 
dem Papier. Daneben besteht eine andei-e wirklich geltende, 
auf gewohnheitsrechtlicher Grundlage. Diese bestimmt bisweilen 
gemde das Gegenteil der ersteren und findet immer Anwendung. 
So ist z. B. in der Materie des ehelichen Gflterrecbts das System 
der Qfitertrennung als dasjenige, welches in der Entwicklung des 
Rechts eine sehr hohe Stufe einnimmt, das offizielle. In Wiifc- 
liohkeit aber kommt gerade das entgegengeeetzte System zur An- 
wendung, ein viel weiter zurückgehendes als das der Gflteijgemein- 
scliaft, ein System analog der römischen manus, ähnlich dem 
germanischen mundium und einem altengliscben System, bei dem 
die Güter der Frau ganz in das Eigentum des Humes treten. 
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DIeElgeDtQiiilichkeites des rein gewohnheitsrecbtiichen SyfttemS) 
des fiechts im fliissigeii Zustande, sind so zahlreich» dass wir hier 
nur mf die liauptslchliduitw dngehen ItOnneo. 

Du Gewohnheitsrecht beruht auf der Natur; vom geechriebenen 
Mi kann man dasselbe nicht sagen, d. h. soweit dieses durch 
aotoiititiTe Anordnung znslande gekommen ist In diesem Falle 
Ht «I Willig künstlich, was keineswegs hindert, dass es sehr 
kmdilHr sein kann. 

Auf das Gewohnheitsrecht hat der Wille des Menschen 
km Einfluss: vielmehr sind es die gewohnten, stets wiederholten 
Bck bd einer gewissen Zahl benachbarter Menschen wiederfindenden 
Andlangen, die den BSnzelnen an diese Handlung gewohnt, und 
nlche geordnete Akte geschalfen haben, die schliesslich indirekt 
veffidiGlileDd wirken. 

Wenn bei einer gymnastischen Übung die eine Tumabteilung 
äse Bewegung nach rechte, die andere eine solche nach links 
imchen soll, ^ dass sich beide zusaiuuieaschliessen imd dann ein 
einheitliches Ganze bilden, und einer in den Ahteilungen plötzlich 
*'ine Bewegungen in eutgogengesetzter Richtung inuchl, so wini 
•üe Onlmintr gestört. Wenn man also nicht von der tibung aus- 
g«schlo8iseii werden will, muss man sich der Regel anpassen. 
Ebenso kt es in der menschlichen Gesellschaft. Ein Bei.sj)iol wiitl 
das VerbLäntlüib erloiclit»'ni. Die Sitten der (iesoUscliaft sind 
Oeeetze im wahi-sten Sinne des Wortes, unrl wenngleich sie un;,^:'- 
schrieben und nicht sanktioniert sind, so liefolgt man sie doch viel- 
Wi sknipulöser als wirkliche besetze, und eine nicht unl)etr?lcht- 
üche Zahl von Ijcuten wünle Vu^hw vom Stiafriehter wegen Jagd- 
v«rgpheus oder leichter Körperverletzung verurteilt werden, als dass 
F tiebnnt würde, dass sie versehentlich ohne Hut oder ohne Kravatte 

auf did Strasse gegangen sind ! Die Macht der Gewohnheit ist also 
I aunsnwdentlich und gleichwohl ist der Anlass oft redit 

. nichtig, so z. B. wenn es sich etwa um das Mitmachen einc»r Mode 

hndelt, mit der sich doch kaum jemand in Widerspruch zu setsen 
I vi^ Die Wirkung ist oft unbewusst, weil es sich ja um dn 

Sbtni^gesetz handelt, das ohne Überlegung anstände gekommen 
ist. «ihrend man alle anderen Gesetze wohl fiberlegi Das ist 
^ geiade das Wesen seiner gewaltigen Kraft, während es die 
Schvldie der Gesetze ist, dass sie nicht auf der breiten Basis 
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der Xatiir ruhen, vielmehr auf der engen Basis des äugen blickliclien 

Wollous. 

Die KonsetiiK'ii/. dicHor Eif^ouschaft ist die, daas das Gewoha« 
lu'ilsre€ht durchaiis wisseuschaftlich ist : natürlich und wlssen- 
sciiaftüch sind zwei fast adäquate Begriffe, deren nebeneinander 
hergehende Entwickelung man deutlich verfolgen kann. Slan kann 
von jeder Gewohnheit die nftheren und entfernteren Ursachen auf> 
finden, man kann ihre snooessive AuBddmnng verfolgen, nnd bis 
auf die meist Im Zusammenleben der Familie wurzelnden Keime 
derselben zurückgehen. Bei dem duiohaus evolutiooistischen 
Charakter dieses Bechta tritt dieser üntersuchnng nichts in den 
Weg. Wenn es sich bisweilen durch das Zusammentreffen mit 
einem andern Gewohnheitsrecht verändert, kann dieser innere Voiv 
gang seinerseits in derselben Weise untersucht werden. Die 
Wissenschaft im wahrsten Sinne des Wortes begnflgt sich nicht, 
Fakta zu registrieren, sondern sie untersucht deren Unaehen, ihren 
EntwickeluDgsgang und ihre Fortpflanzung, ebenso wie ba wirklichen 
Lebewesen. Andererseits ist es durchaus nichts Wissenschaftliches, 
einen Gesetzestext zu lernen, den ein Gesetzgeber, sei es nun ein 
3fonarch oder eine gesetzgebende Versammlung, aufgestellt un'd fflr 
einen politischen oder zur DurclifOhrung von Sonderintereysen 
dienenden Zweck für nfttzHoli gehalten liat. Ist der Text klar, so ist 
dies nur Gedät^htnibsache, ist er es nicht, so ist es Sache der Aus- 
legung, einer /.war viel Sriiailsiiin rrfnnlornüen und voui j>raklischon 
Standjiuiikte zwL'ifi llns nützli'-hon Kunst, die alx?r bei Ahscliatluiif.' 
des Gt;sot/t s gt f,^enstandslos winl, und mit dem Gesetaestexte zu- 
sammen forttVillU 

ülcichaeitig hat das Gewoimlieitsivciit <'iii-'ii fmtsrli ritt liehen 
Cliamktor, ist wenitrstpiis niemals im Kückgangc Uef^rifTtu, »Icnn 
wenn die Natur auch keine Spriing»^ macht, so macht sie doch 
wenigstens keinen Hückscluitt, wilhrend der Mensch bisweilen gern 
einer nach rückwärts gerichteten Bewegung sicli zuwendet. Aller- 
dings gehen die Fortschritte, wie wir hier gleich feststellen wollen, 
aelir langsam und erfordern .Tahrhundorte, jedoch gehen sie in 
grader Richtung vorwärts, weil es keine überstürzten ReformoT} gicbt. 

Ein Hauptcharakter und zugleich ein Vorteil des Gewohn- 
heitsrechtes ist endlich sein starker Individualismus, es verwirft 
prinzipiell je^le soziale Einmischung. Das Gewohnheitsrecht ist 
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kriB geswungenes R^t, wenigstens nicht mifgezwiiDgen dnroh 
antoritative Ct^ntralgr;walt, iiöchetens durch Einwirkung des einzelnen 
Indivi'liuims auf das Einzelindividuuni, der Vorfahren auf die N;ieli- 
komnien. (ierade weil die anglo-amerikanischo Rasse so tief indi- 
vitlualistiscli veranlagt ist, ist sie aucli lioini Oewolinheitsi-echt 
stehen g^^blieben, nicht etwa aus irgend welchen ahstraktcn Er- 
wkii!J!;»ni heraus. Die Macht des fonnellen ri.s.'t/.trrlHiH an- 
erkennoii, das hf^isst auf einen Teil seiner Kelbstämligktit \ iT/.icliten. 
Als die fninzüsisrhcn Provin/.en iMilitisi li ihre Selhstilndigkeit ver- 
\c>m ]ui\[t-n , in demselben AuerenMick \ tM-schwand nuch ilir auto- 
noh,es l{*A;ht. und dieses wurde iiuieu von auissfu her vijrgeseln'ielMMi. 
Da*; geschrieben t' l-fecht konstituiert die IToirsrhaft der Cfesellschaft 
Tikr »ias Individuum. Ks ist herrisch luid streng, heti-'hh oft. nur 
um zu liefehlen, verteidigt, um zu verteidigen, es ist das sunimum 
jus .summa injtn-ia. (ranz anders das Gewohnlieitsreoiit : es hat die 
Kraft der Sitte, hat mehr beratenden als l»efehlenden Cliarakter, 
alior soin Einfluss ist darum nicht weniger milchtig, die Verwirif- 
lichunp des Rechtes vollzieht sich willig. Hauptsächlich übt es 
seine Herrschaft im Civilrecht, weniger im Strafi-echt. 

Aber bis in unsere Tage hinein ist es durch das Handels- 
recht gepflegt worden. Dies Recht war in seiner Oeeamtheit lange 
2eit Dor eine Sammlung von Gewohnheiten, von denen einige inter- 
iiitiQQal waren, wfthrend sich andere nur auf ein Gebiet von ge- 
ringer Ausdehnung erstredtten. Das Wediselreoht, das Eonkiu«- 
ndit, das Seereeht haben erst spät durch eine formelle Gesetz- 
P^oag ihre Regelung erfahren, und auch hierbei sind meist nur 

bestebenden Gewohnheiten festgelegt worden. Dieser eigen- 
ttnlk^ Charakter des Rechts hat eine Sondergerichtsbarkeit sur 
F«^ gehabt, und die Handdsriditer waren niemals eigentliche 
finmte, sondern ursprünglich eine Art von Zeugen für das Be- 
stehen der handelsrechtlichen Sfttse, denn k^in anderer als die Kauf- 
iente selbst kannten die im Handel üblidien Gewohnheiten. Auch 
roD dieser Seite hat sich eine Erneuerung des Rechts, der Durch- 
hradi der aequitas, vollzogen. Wie wir an anderer Stelle gezeigt 
Inb^, haben sich gerade auf dem Gebiete des Handelsrechts die 
seusten, und am meisten dem Gerechtigkeitsgefühl entsprechenden 
juristischen Prinzipien entwickelt. 

giebt uuch ein anderes Gebiet, auf dem man kaum über 
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(laB Stadium eineB konventionellen Rechts hinaus gekommen iflti 
wo dieses fast vdlKg als Oewohnheitsrecht seine Herrschaft ausQbt; 
nimKch das des internationalen Privat- und Völkenechts. Das 

Erstere hat selten den Gegenstand von Yertf^n gebildet, fagt 
immer löste man die vorkommenden Fragen durch Heranziehung 
von Piilzedcnzfüllcn, d. h. durch Anwendung von Gewohnheitsrecht. 
Im öffentlichen internationalen Recht Ijeßtehcii zwar zu Friedcns- 
zoit. n Verträge, wenn sie auch bisweilen wenig respektiert weixieu, 
im Kriege aber sind es nur Oewohnlieiten , die das „Völkerrecht** 
bilden, ein Rwht, il.is leiilor noch recht unlxjstimmt ist. 

Und das ist u'i nidt' eiiif^r der Hauptfehler des Gewobnheits- 
i-echts, dass uiibt-sliiunit , srtnvankonil , schwer festzustellen und, 
da inan keinen OCiSetzi'stext hat, auch schwor zu interi)reticren 
bleibt. Ein anderer, nicht weniger ins Gewicht fallender Feliler 
ist der, der zu grossen Verschiedenheit an den einzelnen Orten. 
In wichtigen Punkten gab es zwar ohne Zweifel ein für die ganze 
Provinz geltendes Gewohnheitsrecht, in anderen Punkten aber war 
es bisweilen in joder kleinen Gemeinde veif?« hieden. Was für oin 
kaum zu bewältigendes Hindernis und welciie Schwierigkeit für 
den Beruf des Juristen! — Er musste hundert verßchie<lene in 
demselben Lande in Geltung stehende Rechte lernen. Endlich sind 
die Fortschritte, die das Gewohnheitsi-echt macht, von unendlicher 
Langsamkeiti es widersetzt sich je<ler von aussen kommenden Idee, 
lange Zeit muss diese anf das Urteil der Menschen einwirken, ehe 
sie es beeinflussen kann. Für nidimentftre soziale Verhftitnisse ein 
leicht anpassungaffthiges Recht, steht es im Widersprach mit den 
Verhältnissen eines entwickelteren Gemeinwesens, in welchen die 
Vernunft des ESinzelnen, wenn sie die der anderen fibertrifft und 
von Nntsen f flr die Gesamtheit ist, herrsdien soll über die Unvernunft 
und GUeichgflltigkeit der Massen. 

Dies ist das Gewohnheitsrecht: das ^ftflssige" Recht. Bs ist 
ein hohes Gut, aber zu seiner Zeit Es wird dies von vielen 
Leuten, ja von ganzen Völkern verkannt Was die Volker betrifft, 
so sind diese durchaus individualistisch veranlagt Ihigland würde 
zweifellos grosse kommerzieUe Vorteile geniessen, wenn es durch 
einen unterirdischen Timnel mit Frankreich in Vörfouidung st&nde. 
es wftrde aber seine isolierte Stdlung, seinen Inselcharakter ver^ 
licren, moralisch würde es eine Invanon der Fremden erleiden 
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aMteaen. Ans ddinselbeii Qnmcle Utat ob auch dio grosse kotttineotele 

2iiglMrQcke nicht eeioe Ufer berflhren. 

Mit einer kodifizierten Gesetzgebung könnte es statt eines 

***Ten Haufens gesetzesfthnlichor nostinimungen klare Oosetze haben, 

Geschäfte winden sii-h besser abwickeln, &\wy dui.n hätte es 
ja ' 

Angeordnete, statt der vom Einzelnen gewtdltcn Ofsotzo, 

seine Unabhängigkeit, ja die je<le8 einzelnen Hüri;erfi wäre 
\«edroht; diesmal allerdings vom Inn.Tii dt-s Ijandes aus. 

Dies ist das Motiv filr die V<)lker, unter der Herrst;haft des 
iievoimheitsrecht« zu bleiben. Ffir die Einzelindividuen besteht ein 
anderer Grund. Nach ihnen ist das Gewohnheitsrecht allein wissen- 
schaftlit h und die Hechtfigelehrten soziologischer Hirbtunf^ verwerfen 
(las Prinzip, wonach Oesetze «lern mehr oder weniger willkfirliehcn, 
stets aufgedrängten Willen entspringen. Es ist richtig, dass die 
Oesetzgebung <les zweiten Entwickelung^tadiums keinen wahrhaft 
wist^iachaftlichen CliaiAkter hat, praktisch aber hat sie grosse 
Vorteile. Jene verwerfen Dim diese Ansieht, dass die Vorteile sine 
Folge der Kodifikation seien, und behaupten, das Gewohnheitsrecht 
»toüe sie allmälip: ebenfalls hervorbringen. Nach ihnen verdient 
allein das Gewohnheitsrecht ein wirkliches Studium, wÄhrend man 
alles rbfige den Pcsktikem Oberlsssen sollte. Sie haben hiermit 
>üdu giQs unrecht, indess rnnes man ihnen doch Folgendes ent- 
gegenhalten. Wenn das gesetzte Recht des zweiten Stadianu als 
seJobes nicht den O^nstand der Bechtsvisssnschaft bilden kann, 
80 viid doch das BSligkeitsreoht, welches wir als Recht des dritten 
Stadtilm dsrsteUen wollen, wieder wissenschafüich, und diese 
VisBflDKhaft mnes der ersteien Uberlsgsn sein; denn das ist keine 
Wi n a onn chaft, die oDfibersichtlich in die engen Schranken der Oe- 
v^Qog gebannt ist, sondern ohne Binschrftnknng, Idar und dnrch- 
■chtig imiss sie in Erscheinung treten. FOr einen der grOssten Vor- 
lüge eliKe altOberkommenen Gewohnheitsreehts erachten dessen 
Anhänge ferner die Langsamkeit, ja den Mangel jeglichen Fort^ 
Schrittes; sie sind nun einmal, wenn auch nicht !Qr den Rflckschritt, 
so doch für den Status quo, imd gersde die Gewohnheit weiss 
^eaen bestens anfrechtztierhalten. 

Andererseits behaupten sie wieder, dass sie dem Rechte seine 
Bisttrifltf lasse, während das Recht bei der Kodifikation durch den 
Oosetzestext in seiner Entwickelung lange Zeit gehemmt wenle. 



So Bollto z. B. im Code civil francaiB von 1804 dem flberlebenden 
Bhegalten ein Erbredit gegeljeii werden, eine durchaus dem all' 
gemeinen Rechtsgefflhl entepreohende Bestimmung, die auch in den 
meisten Lftndern schon Gesetz war. Dieser Gedanke wurde von 
den Redfl^toren des Code keineswegs ausdrOcklich verwoifen, kam , 
aber in Vergessenheit Der Code wurde fertig gestellt, ohne dass 
<lie Aufmorksamkeit auf jenen Pimkt gelenkt worden wftre. Was 
hätte man jetzt thun müssen? Doch den Fehler gnt machen, so- 
Kold man ilm homorkte. Nun iMMnorkte man ihn zwar, indessen 
wnr-de duraulliin nichts veranlasst , der Code war einmal abge- 
schlossen. — Ein .Jahiluuiilcrl lang niusst«; man auf die Abfassung 
eines entspre«.hentleu üea< t/,t's warten. Der Fraiizos«' gilt im All- 
gojiH'inen für Iclihaft wmX Neu^'nuigon leicht zugänglich, imh^ss^n 
ist, soweit das (icl»iut der (jesetzg« l)Uiii; inbotracht kommt, roia<le 
das Gegenteil der Fall. Erat im Jahrc 1891 wurde joner Irrtum 
endlicli iM^nchtiirt. 

Kin<* Kodilikalion ist fest in sicli abgeschlossen, man kann 
sie — das ist wcnigst»Mi8 allgemeine Ansicht — nicht j»Mlen Augen- 
blick angreifen und äiidorn, sie erhärtet und erstarrt viclmelir von 
Tag zu Tag. Wenn jedoch das Recht unkodifiziert und flüssig 
bleibt, so verbessert und veivollstAiidigt es aitsh allerdings tmaiif- 
liörlich, al)er wie langsam geht es dabei vor; und, um auf das 
obige Beispiel wieder hin/^nweisen , es hätte, um ein Erbrecht des 
Ehegatten zu konstituieren, sicherlich ebenftUls hundert Jahre 
gebraucht. 

Trotzdem sind die Anhänger einer, wenn auch nicht voll- 
ständigen, so doch teil weisen Wiedereinfflhrung des Oewohnheils- 
redits s^r zahlreich, nicht allein in England und Amerika, wo 
sie die Majorität bilden, sondern auch in andern Ländern. Es ist 
hier ebenso, wie in Deutschland, wo es grundsätzliche Gegner der 
Rechtseinheit giebt; diese stimmen ilur nur in beschrfbiktem lÜBsae 
zu, und unter der Bedingung, dass die Kodifikation nur die Haupt- 
punkte festlegt, so dass sich im Übrigen das Gewohnheitsrecht frei 
entwickeln kann; die Jurisprudenz kOnne diese letztere Aulgabe 
erfOIlen, und so würde das Recht sich weiter entwickeln und seinen 
natOrliohen Fortschritt nehmen, indem es in dem neuen Gesetzbuch 
Anhaltspunkte fände, ohne dass ihm Schranken entgegenträten. 
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Das zweite Stivliuin, (las Ih-sdiiiIci-s mis.'iv AufnitjikKanikeit in 
•^'»spmch ii.'hnien tniiss, ist diis Stadium Ucr „Kristallisation' . Es 
^"^M auf das Stii<lium dor ,.Flns.>i^keit'' des Ref litp und bereitet 
"''^ der völligen .jEi-stanuiig ' vor. Diese Kristallisation gellt in 
'''>chiedeneu Abstufungen vor sich, in dem Sinne, dasa sie sich 
^üSchst nur auf einige gewisse Elemente ei-sti-eckt, ohne die andem 
zn lieeinflussen. Erat allmäUg rermehron steh diese „KristiiUisations- 
Punkte'' und die ganze Masse wird davon ergriffen, sodass endlich 
lein Gebiet mehr übrig bleibt, auf dem (Gesetzgeber sich nicht 
^«thätigt hätte. „Kristailiaatlonspunkte'' im obigen Sinuc sind alao 
dl Torluinden, wo der Gesetasgeber die Gewohnheit durch bostimmtes 
snchriehenes Recht ereetst hat 

Die ausdrflcUiohe obrigk«tliche Geaetzgebung unteiacheidet 
von der durch stillschweigende Übereinkunft geschaffenen der 
Omrohaheiten nicht nur darin, dass sie geschriebenes Recht 
ist, «Ihiend etwa die Gewohnheit stets ungeschrieben geblieben 
*im, (auch Gewohnh^tsrecht lunn geschriebenes Recht sein), 
sondern hauptsSohlich darin, dass es einen gaus anderen Ausgangs^ 
paukt hat Es entspringt nicht mehr stillschweigender gegenseitiger 
^^bttoinkunft) sondern dem Gebot eines HOhersteh^en. Dieser ist 
*nbiigB stets aufgeswiiugen, erst spftter herrscht er auf Grund mehr 
oder veniger allgemein gegebener Zustimmung. Wahrend frOher 
ein Tertxjrgener, langsamer aber sicherer Instinkt das Rechtsgefühl 
der Massen leitete, bat jetzt ein oft unbestftndiger Wille, bisweilen 
bloBBt WillkQr die Herrschaft Am schliomisten ist es, wenn der 
^f^USm eines E^inzolnen mit absolutem Regiment, oder, der einex 
^&er und da ans den mächtigsten ensammengesetatm Aristokratie 
»ch in der Regierung von pers(mlichen Interessen leiten lässt, 
Später schreibt die Demokratie, selbst o<ier durch Abgeordnete, 
(»esetze vor. Die Macht entspringt dem Volke, das sicli selbst 
regiert. Immer aber luindelt es sich um den Willen eines Kinzelnon, 
Mehicni uder Aller zusämmen. Es giebt keine gewissrimassen 
latente V>niunft luoUr, keine natürliche Kiitwickeluiig. sundern eine 
Mailit uii.i L'in<-M Willen, die mit Zwang Gt's. t/.u geben, an ihren 
Entscheiduüp-n festhalten, auf's Oeratewolil loc^i.^ren und ihio An- 
orrhnnscn weniger einem licstiinniton l'iin/.ij»«- anpassen, sondeni 
i'Migijcli in jedem einzelnen ifallo auf Abliiife ^^innen. 



Es ist dies das Hauptkriterium zwischen Oewohnheitfflpscht 
und Gesetsesrecht Das eine hat seinen Ursprung in natOrllchen 
Beguiigoi), das andere im Willen; enteaw hat seine Qnindlage in 
der allgemeinen nach aussen nidit in die Erecheimmg tretenden 
Überseuguiig aller, letzteres in der Entachliessung einzelner. 

So entfti>i-eohen sie verschiedenen Regungen des Geistes: der 
Empfiiulung uml dem Willen. Man will das geschriebene Recht, 
nicht das Gewoliuheitsrecht, man emplindet das letztere, nicht das 
erstci-e. 

Das trosclii ii lii 11.' R^^cht eix hcint zunächst nur siioradisch an 
einzi'lin'ii ..Kiistailisitiniis-riiiikt.'U''. Unler dem Eiiirtiisse welcher 
historisciier Faktoren alch ditx* KriHtallipati<iii vollzogen hat. wdII-mi 
wir niui untersuchen. Es giobt «1« roii inclirere, die wichtigsten 
sind jedoch: dio Samuiliint^ und Aul/.rii Imung der GewohnheitfMi, 
d*^i' EinfliiPs jjrtiitisrhii- (icspf^e. die Einwirkung des römischen 
Hechts, die Koddiivation und endlich das Zusammenscbüeesen 
mehrerer Territorien zu einem einheitlichon Ganzen. 

Die Siuumlung und Aufzeichnung der Gewohnheiten hilden 
den Ul>ergaug /-wischen den boiden Stadien der Gesetzgebung. 
Zunüchöt bleibt das Gewoluiheitsredit lauge Zeit ungeschrieben, es 
übertragt sicli von Generation zu Generation, wie ein.st die T^iedcr 
Homer's. üntet' solchen Umständen bewahrt » s seine Flüssigkeit 
ToUkommen, jede Veränderung in der Gewohnheit wird zu einem 
neuen Gesetz. Hat man es niedergeschrieben, so hat diese Nieder- 
schrift zweifellos keine derogatorische Kraft, sondern hat nur 
Qeltungf soweit sie mit der tbatsflcbliehen Gewohnheit im Einklang 
steht. Yeiftndert sich nun die Gewohnheit, so mag es aber doch 
seine Schwierigkeit gehabt haben, den Text der Niederschrift ab- 
zuAndem, und man bat ihn wohl bis zur nlohsten Neuredaktion 
stehen lassen. Von diesem Augenblicke an drängt sich die frühere 
Gewohnheit, die dann thatsflchlich nicht mehr Gewohnheit ist, in 
das Recht ein und beschränkt oder vernichtet das sieh neu bildende 
Recht. Man hat dann allein durch die Niederschrift ein },Qc8etz** 
geschaffien, ohne es zu merken. Dies wird auch' dann der Fall 
gewesen sein, als eine grossere Anzahl von Oewohnheiten allmälig 
in Eluss kam« und es wird die in einem Punkte sich vollziehende 
Änderung in der Gewohnheit nicht auf das j^ze Gesetzeswerk 
eingewirkt haben. So blieben in Frankreich die niedei^esobiiebeuen 
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Qewohuheik u iaugo Zeit liiinlnroli ohne Noureüaktiim , und dio 
^'Hlaktion ilirerseits blieb eljonfnils lange unverändeit, so dasj> dies 
^iiRorc obigen I»;irle?ungen l" Stätigen wflixle. 

Der Patiilusiä politischer (iesetze war niiinittilbuifi- inid hatt«* 
'^shalb grossere Kraft. Hierbei inuss iimu ^ich vpiireeenwiiili^'t'ii, 
die gesam1<:ii 'iesetze eines I.aiplt'^ in zwei grosse Gruppen 
"^ÄV^lcn, jjobhe (Ii.- Heziehniiii''!! z\\isi;h»'n lVivatli iit<'ii iv^oln. das 
IVivat-, Handel-- niid Civil-Prcz- s-itvld, und die (iruppe derjeniL'^« !», 
di« B»^ziehungen zwi«e{!*^n Bürgern und der Staatsgewalt ordnen, 
»las Staati5-, Verwaltung«-, Straf- und Strafprozessreeht. Selbst in 
limlorii mit weit vorgeschrittener Kodifikatit^n . wie .in Kmnlii'eich, 
iat mao nur die erete Grui>i)e diemr Gesetze kodifiziort, von der 
andern nur das Straf reclit, weiclies einen mehr gcniisclilon Charakter 
liaf; allf nndeni aber sind gei-egelt durch zahlreiche S[>ezialgesetze, 
iMuptsüchlich verwaltiuigsrechtliche Vorschriften. Es bestellt eben 
zwischen diMi U iilen Gruppen der gross«' Untei'sehied . dass das 
Privatrecht ein Herrschaftsgebiet des Gewohnheitsi-eehb^s ist, inner- 
lalb deesea pontive, dem Wiilen einer Macht entspringende Vor- 
Bdiriftea nur Anhaltspunkte bilden kOnnen, wfihrend in der Politik 
die Macht unumschifinkt gebietet« es infolgedessen wenig damuf 
ankommt, wenn ihre Anordnungen eine Hasse iinzusammenhängender 
ESnielbestinmiungen sind. So ist es in Bundesstaaten nicht mQg- 
^1 die ganze Gesetzgebung einheitlich zu gestalten, ohne das 
f^MmÜTsystem zu zerstfiren, andererseits kann man sie wieder 
nicht ganz diyeigieren lassen, ohne die Einheitlichkeit zu beein- 
f''(^llt)gen. Zu Materien der Bundeegesetzgebung erklärt man zu- 
Dlcbst das Handelsredit} dann das bfli^rllche, Straf- und Prozess> 
sowie einige andere Gebiete, alle andern Qesttzd bleiben 
ooberOhrt, insbesondere behAlt jeder Bundesstaat seine eigene 
Oea^^ebung und wahrt sie auf dem Gebiete des Staat»- und 
Verwiltnngsrechteft, er behalt sein Wahlsystem und die Verwaltung 
teiner Stenern. Dieser Vorgang hat sich neuerdings in Deutsch» 
tand abgespielt, als die Gesetzgebung dort zu einem Teile ihre 
aakeitliehe Regelung fand. Ihibei blieb jeder Einzelslaat im Innern 
politiach vüUig unabhängig. Ein ähnlicher Versuch wird augen- 
Widtlich in der Schweiz gemacht. Man kann also sagen, jeile 
öesetigeljung zerfallt in eine privatreclitliche und öflentlichrechtliclie. 
& &iud uun zunäclibt die Gesetze öfFentlich- rechtlichen 
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Charakters anfgozeichnet wonlen, nicht etwa die Oowohnheitsrechte. 
Als die Fi-aiikenkönij^e und spfilor die XaclitV^lnc r Karls dos Gn*s.<eii 
in Fiaiikieich und l)«'Uts('Ulaiid ihre Goset/.o gaben, waren das zu- 
iiäclisi r»ffentlich-reohtliche, später insWsuudenj slrafre< litlicho Vor- 
KcliriftPii. Das Pnvntre<^1it blieb unherflhrt, seiner AuKliildnng' durch 
die ( t.'w ohnheit iU>erluM.*5en. Eine gnn/ \villkürlicht» Anordnung kann 
ja zunächst aueh nur auf di'in (ichieto des Staats- und Verwaltungs- 
reolits ihre Wirkung ätis.sern, da im Privatiecht oin Befehl doch 
unmöglich wirkliches Recht schaffen kann: denn man kann nicht 
anordnen, die Ehegatten sollen einander gleich oder nicht c:1«^ich 
stehen, es soll ein Eigentum, es soll ein Erbrecht geljen. Das kann 
allein die Sitte und die Gewohnheit konstituieivn, oder doch nur 
eine vernunftige rechtliche Erwägung; diese aber war damals 
noch nicht entstanden, der rechtliche Instinkt allein vertrat nodi 
ihre Stelle. 

Dieses jUso war der zweite Faktor, der die Urabilduni; d'^s 
Gewohnheitrechtes in geschriebenes Keelit beeinflusste: das Vorbild 
des Gesetzes OfSantlich rechtlicher Natnr. Wohl verstanden, sie 
gaben keinen Änlass, xur Vereinheitlichung oder Kodifikation 
der Gewohnheiten f da ja gwade die Olfentlioh-rechl]ichen Gmtze 
stets nnkodifiziert biteben, sondern sie bereiteten snnSchst nnr deren 
Niederschrift vor. 

Der dritte nicht weniger einflussreiche Faktor — und dieser 
drftngte su einer YereinheitUchung der Rechte — war der Einflusa 
des römischen Rechts. Es fand in Frankreich und Deutschland — 
nie in England — Eingang und flbte hier entweder direkt oder 
durch das kanonische Recht seine Wirkung. In Fjrankreich 
dokumentiirt es seine Herrschaft in isweUacher Weise. Zunächst 
fasste es festen Fuss in einigen nicht gewohnheitsrechtlichen Landes- 
teilen Süd-Frankreichs und hatte hier sofort eino „Erstarrung^^ des 
Rechts zur Folge. Hierauf verschaffte es sich Eingang in andere 
vom Gewohnheitsrecht beherrschte Landertnle, formte das dort 
geltende Recht und wirkte vereinigend, nicht in der Weise, dass 
es Gewohnheiten direkt aUnderte, sondern indem cb sie weiter 
ausbildete, seinen Foniien anpa.S8to, und die Rechtskundigen mit 
seinem Geiste inspirierte. Das romische Re<?ht galt scliliesslich, 
trotz der schlecliten ihm zu Teil werdenden Interpretation als nitio 
scripta. Es spiegelte sich wieder iu den Ordonnanzen der Könige, 
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«Is diese in ihren Veixutlmmgen vom GeMete di-s üffeiitliiheji 
Hecht£ auf das df»s Privati-ef-htog ftborgingen. Nocli deutlicher ist 
''ieser Voiu:aiig m Deutschlaii»! , wo man von einer Epoch«» <lcr 
•Hezeplioii des lüuiischon Rechts" spricht. Dieses unterwarf sidi 
Ciewohnlieitsrecht. ohne es zu zerst/iren, (huxjhwelite mit seinem 
"»ste die landesheirlidien Verordnungen und wunle in iill- ii 
U^iit Ihahen Fällen, wo die Landeggesetze keine l-xiiidi ieii lie- 
ä-tiiiimungen hatten, «uhsidiäros liechl. So wurdi' es - in Hand für 
die Ge«et2ifebung der eiuzehien I^andesteile und liild. te » ins der 
EI ii;>:nti> zur AiiflRsung' des Gewohuheitöi*echts und Yereiniieit- 
lioimng der Landesiechtf. 

Ein weiterer Faktor ist die K'KÜtikation , die fast immer mit 
(1er Vereinigung yei-schiedener Territorien zusammenfällt. Wenn 
m Bundesstaat sich zu einem einheitlichen Staate unibiklet oder 
Einzelittaaten sich zu einem Bundesätaate vereinigen, so macht sich 
da> Bedürfnis fühlbar, auch eine einheitliche Gesetzgebimg zu 
sf'kfft'ii, und zwar besondei-s auf dem Gebiet*! des Civil-, Handöla- 
Md Stiafreehts. Die Vereinheitlichung führt dann aber notwendiger* 
vwe lur Kodifikation, denn wie sollte man nacheinander (iesetze 
Uber ittsaniiiienhftiigende Materien schaffen, ohne sie auch sugleicb 
iu ZusimmenbADg an bringen. Die Vereinheitliohung hat aber zu- 
gioch <jine Beaeitigung 6m Oewohnheitarechts aur Folge, denn 
num kuin die Oewc^nheiieD nicht miteinander in Einklang bringen, 
veun sie entgegengeeetsle Beatimmungen über denselben Pnnkt 
enihilten; man muss vielmehr zwischen der einen oder der anderen 
äoe Wahl trefEm. Hiermit aber verschwindet jeder gewohnheits- 
neUche Charakter, da man sich dabei wird von der Überlegung 
loten lassen. Und wenn diese nicht sehr verständig oder gar im- 
Khlünig ist, so leitet uns die reine Willkür und hiermit sind wir 
beim bestimmten gesetzten Recht aogehingt. Zu diesem kommt 
»an ganz ohne es zu merken. Man darf nicht glauben, dass der 
6eset:igeber eines ebeu geeinigten Staates siofa dnzig und allein 
oder auch nur hauptsftohlidi von vernflniftiger Überlegung leiten 
Hast, am das, was ihm am meisten geieoht etscheint, zum Gesetz 
*a erbeben: er würde hierbei die ünterthanen in ihrem sittlichen 
OefWil verletzen. Zur Zeit der Redaktion des Code civil von 1804 
^oÜte man das Dotal -System b^'seitigen. Man hätte <;8 damals 
tioii köaineu, weil mau nicht auf Grundlage deä Gewohnheits- 
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ivt-htes, sotidoiu nach vei aüiiftiger Erwägung kodifizierte, nur iiÄtto 
man dann geltendes Gewohnheitsrecht hc^oitigt und sich daduroli 
mit (]oin H' « litsgotühl ilor Hälft«' aller Fraazitseii itt Widersimich 
gesL!l/,t; auK diosem Grnndt^ verzichtete man auf die Aufhebung. 
Zu feiner wirkliehen NeiiciMiiii; kam iil»er]ianpt selten, denn 
uljendl da, wo die Gewolinlii iten übei-tMiistiunulen . lM'fiil^t<> man 
diese, wichen sie ein wenig von einander ab, so schlug nunt einen 
Mitteiw(>g ein. bestimmten sie aber offenbar das Ocgentoil von 
einander, so mnsste man alleitiings eine Wahl treffen, konnte diese 
aber oft noch dadurch umgehen, dass man beide Gewohnheiten 
zum Gesetz erhob. Gerade das letzte ist beim Dotal-System der 
Fall gewesen: Man oi^nisierte es nach allen Richtungen, daneljen 
aber organisierte man das System der Gütei^emciuscliaft und liess 
so einem Jeden die Wahl frei Pie ei-sten Kodifikationen, die zur 
Zeit der Vereinigung des Lande» und der Vereinheitlichung der 
verschiedenen Provinziali-echte j^eschaffen wurden, sind denn auch 
nur ein Mittelw^, ein Ausgleich zwischen allen Gewohnheiten; nnr 
im E^llc zn grosser Verschiedenheit tritt der Wille des Gesetz- 
gebers herror. Ebenso ist man ncnerdings bei der Redaktion des 
deutschen Büi^riichen Gesetzbuches vorgegangen. Man liat mch 
dabei bcmflht, stets einen Ausgleich herbeizuführen, indessen ist 
doch der Wille des Gesetzgebers mehr in den Vordeig'nmd ge- 
treten, weil man mit weit aus^nandet^henden Gewohnheiten zu 
thun hatte, insbesondere aber, weil jedes Land neben seinem 
Gewohnheitsrecht schon geschriebene Gesetze hatte. 

Aus dieser Art des Vorgehens bei Abhissimg der beiden grossen 
Kodifikationen entspringen auch deren Nachteile: bei dem bestSodigen 
Beetreben, einen Ausgleich herbeizuf Ohren, streben sie nicht in 
gcniügend unparteiischer Weise die konsequente Ausführung der 
Prinzipien an, vemaohlSsaagen oft wichtige national -Ökonomische 
Fakta und lassen bisweilen die Logik und das Prinzip der Glei<*h- 
heit ihrem Bestreben zum Opfer fallen. Diese Fehler sind flbrig»»ns 
noch fühlbarer im Code civil, weil zur Zeit .seiner Abfassung die 
juristische Wissejisrhaft noch wenig fortgeschritten war. 

In dieser Weise hat sich in den verschiedenen Landehteiion 
die „Kristallisation" des Rechts vollzogen. Es ist nicht mehr 
„fiflssig" in dem Sinne, das.-. es sich noch unuicrklich, ohne ein 
Hindernis zu Huden, ausdehnen kaiui; jetzt »etzt ihm der Ge.setze&»- 



Digitized by Google 



t'xi laiübcrwiiulliflie St-hmnken. (HeicU/^oitif^ ist es auch nicht 
^^hv wisst^nschatilii Ii . weil es luiii allr-iii^ vom Willon aMiäugig 
und dieser sich fant stets von [Mtlitiseheii . ll.l^ti•^^ hi ti und 
|*^-r>?ouri(heii Motive«! leiten Klsst. oft auch vom Zuf.ill iihhängig 
^ Wir haben diesen schwerwiegenden Nachteil, «iui die pMi/.c 
*1**laUisationsptui' iliin lizit-ht . bereits iiervorgehol)en uii'l wii- 
"^^vi-^n sehen, wi«- es in noch iiöiiereni Grade m der Periode der 
Kofnieüjsiiion des iieciit^ auftritt. 

Dieses ..knstailisierte" Recht hat aber auch ungeiieure Vor- 
teilr. und zwar besteht der Hauptvorteil in seiner praktischen 
Anwendbarkeit. Es }iaft*^t weniger an der Th«x»rie, golit vielmehr 
grades Wegs auf sein Ziel los, geriit allcnlings oft auf Abwege, 
denn die wahi-e ratio erleuchtet es no( h nicht Dieser praktische 
Zug ma(dit sich zunächst liauptsächlich im ötTentlichen Ro<"Iit 
geltend, tritt dann aber auch im Civilrecht /.u Tage, und gewinnt 
an Bo<len, je mehr die Kristalli^itii^n vorschreitet: die Kraft und 
Stbotilligkeit des Willens laasen ihre Wirkung spüren. Obgleich diefie 
U««etie oft das Werk OesetzeBonkundiger sind, seien es mm Fürsten 
oder pntxgebeokde VerBamniluDgen, nnd obgleich sie wenig inneren 
Wert liaben, so werden sie eich doch lange aufrecht erhalten, weil 
sie lacht verständlich und sofort anwendbar sind, und im Augen» 
Wck dn ganses ESntwickelungs- Stadium besohieimigen und ab- 
BcUieneQ tonnen. 

Man muss wohl unterscheiden zwischeu dem Zustande der 
KriEtaUisation und dem der vdlligen Erstarrung der ^fKondensation^ 
ReditB. Im ersteren haben sich allenthalben die Kristall' 
(ädfuiigiii Tollxogen, sich aber untereinander noch nicht zusammen- 
CwcüüoNen, lassen vielmehr noch eine flüssige Oberflfiohe frei. 
MH anderen Worten: die Oeseticestexte, besonders im Civil- und 
Eioddaecht, dienen nur als Anhaltqtunitte fOr dne unendliche 
HeDge von Fragen, die sich erheben kOunen. Der Oesetzgeber 
akiziicit nur und nnterlAsst es bisweilen gänzlich, Details, oft auch 
psze Prinzipien zu regeln, so dass das tiesetz dementsprechend 
Wd ein*- konkrete, bald eine abstrakte Gestillt annimmt. Ks ist 
intea-isaiii, nach diesen Gesichts(nmkten hin den Code (dvil und 
ßfli"ererliche Gesefzliuch dunh/usohen. Ersb^rer oi>eriert in 
ijt/jr A' nki-cter Weise, stellt wenig rrin/jpieu :iiif. ihre Aufstellung 
■nf iudu ktivem Wege wird der Auslegung idxjriasscu, nur die 
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HauptiMuiktc' wenleii vom G^s^tze IxTÜhrt, mir 'lie Haujitfiageii 
gelöst. Das Bfli'gerlk'he (reset/JMK-h andr isi i(- st»'llt st^lir um- 
fa«R*>Jnlf» Prinzipien auf, oft oiuu' i-uien Anwoiuiuiigsfail /.n gel>en. 
Dif liit.M-pi*etation intis:^ liior dofluktiv vor?:elien. Man sieht, wie 
verscliietlen lioidf KDiiifikatitjnr'ii aji/^flfi;l sind. Die DcluktiuivMi 
der letzteren sind ülieniios hätitigor, wie das induktive Veifalin ii 
der <^rsteren. Trotz dieser verschiedenen Tendenz Hitiinmeu beide 
doch in der Beziehung (ibei-ein, <1a?B sie nicht alles rogein wollen. 
Beide lassen der Rechts wisaenfichaft noch groBsea Spielraum. Vom 
praktischen Standpunkte aus mflsale aan diesen einschränken und 
die Kristallisation bis zur völlipon Konsnlidation führen. Zur Er- 
reichung dieses Zieles niüssten die Ko<lifikationen erweitert werden 
und tinoh mehr Prinzipien, auch konkrete Anwendungsfällo dieeer 
Prinzipien umfaseen. Viel&oh war in dieser Weise der Verlasser 
des Preussiscfaen Allgemeinen LandieobtB voiigegaogen. Trotzdem 
wOrde aber das Qesets noch viele Lücken entfaaltan, denn der 
Qesetsgeber kann nicht alle FBlle vorhersehen. Jene konnten aber 
durch die Praxis ausgefflJlt werden, vonrnsgesetzt, dass diese inter- 
pretative Kmft erhielte. Sonst blieben jene Punkte stets unent- 
schieden, da sich in der Jurisprudenx ein Umschwung vollziehen 
kdnnte. WQrde man sidi aber dahin entsdieiden, dass alle vom 
höchsten Gerichtshof entschiedenen Bechtsfragen Gesetzeskraft er- 
hielten, so wOrde das Resultat bald eine völlige „Kondensation'* des 
Rechtes sein. 

Praktisch wftre dies von ungeheurem Vorteil. Es gftbe, soweit 
die Auslegung von Bechtssfttzen in Frage kommt, fast keine Prosesse 
mehr, diese würden vielmehr nur bestehen bleiben, soweit es sich 
um Thateaohen handelt Jeder könnte völlig eicher kontrahieren, 

jeder Zweifel wäre geschwunden. Diese so trockene Wiesenschaft, 
die sich dajin nur n<x;h mit der Auslegung weniger Fälle l»c- 
schäftigen könnte, wiiidi' aJlmälig vcfschwinden. Wenn einmal eine 
neue Frage uuftiuichtu, so wurde natürlich die Ausleguns: des 
Richteis wieder eiugi'eifen müssen, jedoch nur das eine Mal, denn 
die ein mal gegebene Auslegung wttixle jede fernem unnötig machen. 

(lenido diejenigen nun, die nicht die Aufrechterhaltung des 
reinen < It woluiheitRrochts durchsetzen konnten, wollen wenigstens 
den Ziistaii l der „KristaJliscition*' gegenülMM- dem der völligen „Konden- 
sation" aufi-Qcüt erhalten wissen. Sie geben s(u, Uaä8 es von grossem 
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^orteii wäre, ilie^es Cbergangsstadium 'U-^ Hechts zu fiiiüm ilaueni- 
zw machr-n, Aveil man hei gleichzeitigfr Geltung t^ines teils 
'^'iK&igen, teiib gefesfip:ten Hechtes die Vorteile beider geniesscn 
Fomor sei es zweifellos ganz vorteilhaft, einige feste 
^'izipien zu haben, die sich über das gesamte Rocht eines ganzen 
^ ^^^^ erstrecken, so das8 sie einer Anarchie und Unbeständigkeit 
^ Kechte steuern konnten. Der Äussere Rahmen mit f^einoa 
Rauptfeldeni sei s«> ffstf^chgt. und es sei gut, dass innerhalb der- 
jelben das Recht fernerhin frei beweglich bleibt, sich nicht femer 
kristallisiert, sojidern frei und natürlich weiterlebt Nur so liesse 
sieb ein solcher Zustand verwirklichen, denn das. geschriebene Recht 
ilttt das Oewehnheitsiecht nicht neben sich bestehen, wenigstens 
oidit, ncbdem es eine Zeit lang „kristallisiert*^ gewesen ist Im 
Auing sie wohl nebeneinander in Geltung sein, wie es 

1 B. in Fiankreich bis zum Jahie 1789 der Fall war. Allerdings 
«itaogen ihm die königlichen Ordonnanzen von Jahrhundert su Jahr- 
bimdert immer mehr den Boden, aber seine so beecfaiflnkte Heir- 
*M war noch inmier recht ausgedehnt» und man sprach wShrend 
^ &ma Zeit Etecht sowohl krsft Ordonnanz wie kiaft Gewöhn* 
Iwü Jedoch in den Jahren 1804 und 1808 kodifizierte man das 
8*nmte bOrgerliche Recht, sowie das Handele-, Stmf- und Prozess* 
Allee dies ist vor Kurzem auch in Deutschland kodifiziert 
woideOf and das bfiigerliche Recht wird als letzte Kodifikation vom 
Jthie 190O ab in Kraft tceten. Wo kann man demnach noch dem 
Oewolitiheitarecht ein Geltungsbereich wahren? 

Hw kann ee und man tiiut es auch: allerdings nicht durch 
Aufcecbterhalten der imanwendbar gewordenen^ nun gamicht mehr 
«tistiiefenden Gewohnheit, sondern durch die Praxis. Diese ist 
■tallich in Wirklichkeit garnichts anderes, als eine Umgesüiltiiug der 
Qewohflheit, vorausgesetzt, dass maii ilu uiclit U-gislutuiischu Kraft 
m^richt; denn daim wünle sie sich selbbl „verdichten" und der 
Bitwickelung des Rechts Schranken setzen. Die Rechtswissenschaft 
erschöpft sieh zuni Teil in Exegese, aber nur zu einem sehr kleinen 
Teil; ihr Hauptzweck ist fast stets die Ergänzung der liücken im 
^>^:'tz, JIM«! wt-mi si.- .so weit geht, die iiofl/.o /.ii verbessern, so 
thut sie Uies iiiuiier knift desselljcn Prinzips. Eigentlich deklariert 
öe»'oliuheit^*i'echl. iiml uenii .sie bisweilfii da» Gesetz verlpt/t, 
.so i^^UietUt da» nur, um die QewohuUeit vorherrschen zu lassen. 
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l)i»'ser Zwück tlur Jurisprmleiiz ist zwar nirht ofteubicliUich, aber 
er ist (loch unbestreitbar. Eben auB diesem G^runde z^p^rt man, 
den l^rteiien, selbst des Kassa tionsliofe», verpfliobteiKlc K'nift auch 
für die Zukunft beizulegen, man würde dann d>'ni freien I^uf des 
Recht« Sciu-anken setzen, das doch alle Hindernisse überwinden und 
seine Entwickelunju^ fortsetzen soll. Die Kechtswissenschaft soll von 
selbst sich erheben, vorwärtsgehen, anhalten, zurückweichen und 
von Neuem vordringen. Hier haben wir ein Element des Gewoha- 
heitBrechts vor ons. Man könnte dieses gänzliidi verschwinden 
laesen, würde man den ITrteilen legislatorische Kraft zuerteileu. 
Die ganze Ma^se des Gewohnheitsrechts wfirde sicli äann allmälig 
verlieren, die Kristallisation würde alles umfassen. Wir haben ge- 
sehen, dass das vom praktischen Standpunkte aus sehr gut 'wäre 
und die Proaesae verachwinden würden, jedoch werden diejenigen, 
welche das Recht vom wissensohafilichen Standpunkte aus pflegen, 
einen solchen Auagang stets zn verhindern suchen, denn ein so 
geartetes Recht wftre keine Wissenschaft mehr. AndereiBeits werden 
die, weiche von der empirischen Anwendung des Bechts leben, sich 
eb^falls widersetzen, aus Furcht, die Zahl der Prozeese könnte sich 
vernundem. Endlich findet die absolute »Yerdichtimg** des Bechts 
noch eine dritte Klasse von Gegnern, nSmUofa die, welche sich der 
Kunst der Auslegung widmen und die über seine Auslegung Ab- 
handlungen geechrieben haben: Wenn ein Urteil durch seine legis^ 
latlTO Kraft mit einer Streitfrage kursen Prozess machte, so wftre 
es um alle die schQuen beigebrachten Gegengründe geschehen und 
es bliebe nur flhrig, alle die Abhandlungen, Bücher und Aufsitze 
darüber ins Feuer zu werfen. 

Dies sind allerdings recht persönliche Gründe. Der einzige 
nichtpersßnliche ist der, dass ein völlig „verdichtetes^ Recht sich 
nicht mehr frei entwickeln kann. Dieser wäre aber entsc lieidend, 
wenn es- kein .Mittel tifib*». dem aufgozeichnettiu Keeht das pul- 
sierende Leben wietler /.u p lien, welches es iu seinem derzeitigen 
Zustande verloren liabeu w(u*de. 

m. 

Üas Stadium der „Kristallisilion" irr«^nzt en;^ an das der 
völligen .,Krst;ii Tiiii^ ' des l^'flits. der ,.Kt»iHlei»satiou'' die teieh ihrer- 
seits auf alle juristischen Materien erstrockt und ihr Werk durch 
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»ii.' .iiuispiud.jiiz zur Vollendung füJiren liet*«, aoliald jouer legis- 
liÜYe Kraft gegeben wäre. 

Diesen Zustand der vollip.ii . Kondensation'- wolk-n wir jot/.l 
in «<hiMern vorsuchen, indem wir unsere Blicke in die Zukunft 
lenkpn; denn Urteile mit legislativer Kmft sind bisher nirgend 
l^kannt: wir befinden uns eben Überall noch im Stadium der 
iuititaliisation. 

Das Streiten nach völli^iM ..Kondensation*' macht si' h j«*d<M li 
htmU ^'eltend und diese Tendenz reicht bis in oin«- fnilu« Zeit 
znrfick. Schon im r&mischen Recht luilun die Hechtsgeleiuten 
dner T5Uigen Erstammg des Hechts inmitten einer noch gans 
aovdtatlndigen „Kristallisatton^' ESinhalt gethan. Bekanntlich waren 
die goetslichen Anfoeichnungen in Rom sehr wenig mblreich. 
^DuSchst stand das lakoniadi abgefaaste Recht der XII Tafein ganz 
iüem d«; unter der Republik kamen nur wenig Gesetze hinzu; 
die kaiserlichen Konstitutionen sodann waren zwar etwas zahl- 
reicher aber auch sie ordneten nur das Notwendigste. Die Recht»- 
geidhrt«o fOUten dann diese Lfloken auS) aber nicht in der Weise 
*ie der Ptitor, der, wie wir sehen werden im Namen der aequitas 
Recht sdftif, sondern unter Anwendung des jus strictum. Es ist 
bekannt, dass epftter ihre Entscheidungen oder doch die Einiger 
vflc tkneUf legislatorisch gewirkt haben. Schliesslich stattete der 
firäer Justinian in den Pandekten Abschnitte aus ihren Schriften 
mit Gesetzeskraft aus. Bekanntlich konnten auch in Fknnkreich 
äost die FisrJamente Verordnungen schaffen, die Qesetzeekraft 
Ikitteo. Hute sich dies System weiter entwickelt und Stand 
Cekalteo, so wäre man zweifellos bei einer völligen „Erstarrung*' 
dee R»x:hts angelangt. Ausserdem gab es in Frankreich seit dein 
Wirt* 1789 eine Zeit lang Oe.setze mit iiit< r]>ivlativcr Kruft, und 
»war war der Conseil d'Etat mit deren Abfassung betraut. Obgleich 
mm (liesir wrilirend jeii- r Z<^it von seiner Befugnis nicht häufig 
Gebrauch ma- hte, ist dui h <l;is Keeht damals ujehr und mehr er- 
starrt. Heut'- hat mau dieses System verhiSvS^^n und »-inen nndrn'n Wog 
f-^treten; (i' ii. lit<- niederer Instanz 8chlie«;s(Mi sich nun in ihren 
KntH-lieidungon eng an di^» Hwhtsauslt'gung lii's hr" li>t<'n '»»Tii hts- 
fiof».-* an. und auch dieser stii bt nach einer möglichslon üloick- 
«»ä>v«it:keit seiner Kechtsj »rechung. 

Eh iit ^nz gewiss, dass ailmftlig die „Kristallisation'* des Hechts, 
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die sich mehr uiui mela aiit>bieiten winl . in «Mtie völlige Kniisolitiali"n 
übergehen wird, und selbst diepes EntNvn klnngsstadium kann noch 
Oberholt werden. Die Keektfe<))i.lnung lieüteht näiiiüch nicht nur 
aus Gesetzen, sondojn atich aus \'orträgen. Diese mit ihren zahl- 
reichen, sich tÄglidi ändernden Bestimmungen tnfissen ebenfalls 
interpretiert werden, und es ergeben sieh dal>öi Schwierigkeiten, 
teils bei ihi-er Interpretation selbst, toils .soweit os sich um ihre 
Ausführung oder um den Beweis ihrer Existenz handelt. Hieraus 
entwickeln sich zahlreiche Prozesse mid dem Gesetzesrecht stellt 
sich ein Vertiagsrecht zur Seite. Auch die „Flüssigkeit*^ dieses 
könnte nun einen Eingriff erleiden, teils durch aich stets gleich 
bleibende Gebrätiche, teils auch durch gesetzliche Anoittnungen. 
Es werden xunächst feste Interpretatiousregeln angestellt, dann 
wird ein ganzes Vertragssystem dei"art gesetzlich geregelt. das8 
die Parteien sich nur auf den und den Artikel oder Abschnitt zu 
berufen brauchen. In Ahnlicher Weise ist eine derartige Regelung 
beim eheiiechtlidien Dotalsjstem bereits heute erfolgt Das fran- 
zösische Recht hat dies ohne es obligatorisch zu machen « nach 
allen Seilen hin ausgebaut Noch weiter geht es bd der Güter> 
gememschaft; dies bildet das gesetzliche Qateirecht, dem alle die, 
welche keinen besonderen EheTeitxag gemacht haben, unterworfen 
sind. Im einzelnen sind dabei ganz detaillierte Yorsohiiftan ge- 
geben, so dass die Ptotden sich nur eins der Ofltenechtssysteme 
auszuwählen brauchen. ' Ifon könnte also eine Qesetzgebung schaffen, 
die eins der beiden Systeme obligatorisch machte. Es handelt sich 
hier keineswegs darum, ob eine solche Hassregel billig und zu- 
träglich wSte, jedenfalls wftre sie mOglich. Allmälig u-ürde sich 
so das ganze Yertragsrecht j,kristallisieren." Schon das gegenwärtige 
Recht geht in Ähnlicher Weise vor, indem es gewisse Verträge 
verbietet Andrei-seits findet aiK^ schon heute «ne derartige 
Fixienmg der Vertiäge statt, so z. B. mittelst gedruckter Vertrags- 
ForiauJaiv. Der augenblickliche Wille der Parteien tritt daiui ^anz 
zurück. Oft ändern solche Formulare auch dua Uesetz ab, oder 
interpretieren und vennehren nt»ch die vom Oesetz l)€reits fest- 
goleirtf^n Punkte. Wenn z. B. eine Gesellschaft mit einem Kiazelneii 
kunüahierl, 60 uutorwirft er sich mit dem Abschluss des Vertra^e.s 
auch allen Einzelbestimmungou desselben. Besonders tritt dies im 
Versicliei'uugsweseu hervor. 
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pcis Recht in seinem völlig erstarrten Zu8t;iii<lc hat gi-osso 
y,^„\u-^^i^^if^likeiten, es hat jede Bieerpamkoit verloren , ebenso seine 
^VywVtit siv.h von innen heraus zu entwickeln. Eine Fortbildung 
fe, ^ \\vn\ nur rnckweise von aussen her 7a\ Tril werden. Mit «1er 
^ife« ii-*Aiaf1 hat «>s dann nichts mehr zu thun. sondern ist dann 
'\as?rodukt autoritativen, im Ang-enbhVk entstandenen inihereehen- 
V^ren Willens. Dieser Wille ist zimäehsjl der eines eiii/.elnen 
Wens'^h'^n, ein iiidividuellor. später wirkt er als der der Gesamtheit 
in gesctigel -enden Versanunluns'en. Man darf al>er nieht glauben, 
«la>s er nueli stets das Interesse der Gesamtheit im Auire hat. 
oder sich nur von vernünftiger Erwägung leiten lässt, häutig unter- 
wirft er sich vielmehr persönlichen oder politischen Einflüssen, und 
die Parteilichkeit bei der Gesetzgebung wirkt dann ebenso unheil- 
voll, wie die bei der Rcchtspi-echnng. Das Ideal kann man also 
ia einem salchen legislatorischen System nicht verwirklicht sehen, 
Venn es auch manche dafür hielten; hienlnrch. wurde dann immer 
der Fortscihritt des Rechts aufgehalten. Wenn man glaubte, in 
dem Augenblick, wo der Wille der Qesamkheit Gesetzgelx^r werde, 
sei jede OnvoUkomnienheit geschwunden , so war das ein Irrtüm. 
Neue jttogel traten vielniehr an die Stelle der friUKHneiii daa Oe- 
Mhl der UnTenntworÜichkeit des Einzelnen lOete die WiUkOr des 
absolutMi Regiments ab. Was auch immer ffir Geseixe von einem 
Berr9ch«r oder einer gesetzgebenden Versammlung geschaffian seien, 
der richtigen QneUe ist das Recht niemals entsprungen. 

IV, 

Die einzige zur Qesetzgebung berufene Autorität , die allein 
«gen kann, was sdiSdlich, oder nfitslich, und daher verboten oder 
geboten sein soU, das ist die Wissenschaft, die sich weder von 
i^gead weldien individuellen Regimgen noch von der Willkfir, 
«ottdem einzig und allein vom Verstände leiten Uset Die Herr- 
schaft der Wissenschaft wird und muss die allmr andefen Stadien 
überwinden, und dieses letzte Stadium wollen wir jetzt kurz daiv 
zustelien versiichen. 

Beim Gesetzgeben darf es sich nicht darum handeln, einer 
ftcwohnheit zu foleren , die schleclif oder veraltet sein kann, oder 
etwai anzuordnen . da dies leicht schlecht oder schädlich sein 
kaoD, sondern vor allen Dingen darum, die Wahrheit zu ent- 
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dedcen. Ist diese Entdecknng gohmgen, so miiSB man das Natur- 
gesetz in ein soziales Gesetz umwandeln. Die Oesetzesknift einer 
solohen Bestimmung beniht dann niolit darauf, dass sie solioii iangc 
in (loltiin^^ gewesen, oilor von oinor gosctÄprehondoii Versjinimlung 
goschsilTen wäre, sondern daiaiif. dass sie tilleii /.um Nutzen ge- 
reicht, auf Vernunft Ijeruht, und iiionuind verletzt. Auf eine sohdie 
Mustergesetzgobnng w-firde dann der jierichti t.' Sat/.: buiniiiuui jus 
summa injuria keine Anw. iiduntr fiiidi n; die lästigen Formen 
niügsten fortfallen. «^Immi-^o di»' uinnitigvni koiujilizierten Regeln, die 
nur eine Phoudow i>s,jii»uhaft hervorbringen konnte. Üer wahren 
Wis.senschaft sind .solche nircrends lirkaniit. 

IKis hetzte Stadium also ist das diM Wissenschaft: nach der 
Heri>ichaft des natürli* li< ii Instinkts und der der eigentlichen Ge- 
setze wurden wir dann im Reiche der ae«|uiU»s, der Billigkeit, 
lelien. Die Billigkeit ist die höchste Aufgabe der Gerechtigkeit. 
Dann giebt es keine in Formen t!ingezwängte, wiilkQrlicho Reoht- 
sprechnng mehr, die oft nur eine gewisse Voreingenommenheit mit 
geAetzJiclien Bestimmungen zu verijeigen und zu stützen sucht, 
sondern jetzt wenlen die zahlreichen unbilUgen Bostimmtingon» so- 
wie die Starren Formen des Gesetzes ausser Acht gelassen, auf 
Grund eingehender rntersuchung bildet sich die richterliche 
Meinung, nun iflsst die Billigkeit triumphieren. Man wird min 
keineswegs etwa j^liche Rogehi beseitigen, denn das hiesse ja die 
Laune des Gesetzes durch die des Richteis ersetzen, aber dtem 
Regeln sind auf ein Minimum reduziert, sind alle Tom Vetstatide 
geschaffen, ohne Berfteksichttgung irgend welcher Überlieferungen. 
Das GeftUil herrschte im Gewohnheitsrecht, der Wille im gefestigten 
Rechte der Gegenwart, dann aber wird die Reihe zu herrachen 
am Verstände sein. 

Gleichzeitig wQrde das Recht wieder in einen Zustand von 
„Flflssigkeit^* kommen, der ihm die Fähigkeit natürlicher Bnt* 
Wickelung wieder verleihen wOrde. Gesetze könnten dann nicht 
von langer Dauer sein, sondern wflitlen sich ständig umbilden, aber 
nicht unter der Henschaft eines Willens, sondern unter der der 
WisBcnadiaft, die stfindig berichtigend wirken würde. Wenn es 
sich dann darum handelte, Gesetze zu geben, wDrde weder 
irgend eine Gewohnheit, noch das politische Interesse der Majorität 
des l.*andes in Frage kommen, sondern nur das, was nach den 
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^.^^n der Nationalökonomie, der Moral nnd der Billigkeit, Ic^Rch, 
und nOtzlich ist 

Bieren bedarf es nicht der gestaltlosen Masse, noch gewählter 
Nk^tvlneten, sondern hier sind L«-Jute nötig, die im Abfassen von 
Gv-selTjen Erfuhning haben, und die unter Hintansetzung jedes per- 
sijnVichen Interesses für einen sozialen Zweek, zu Gunsten der 
Gesaralheit Gesetze sehafFen können. In einigen Fällen hat man 
''dieses richligo Prinzip Itcn^ts IhTaiisgelühlt, nnd man sah sich 
trotz einer starken GeguUbtiömung zu einom solchen Vorgehen 
gezw!intff»n. Wenn oh sieh um oin ])oliti>:(*hos fnler verwaltnn;j:s- 
rethtikUe» Ge»'"t/. handelt, hat stets der Wille der Massen o<]er 
d^T Politiker die Führung, und lH>i der Beratung des Gesetzes f?eht 
e> \vi.' auf einem Schlachtfolde zu, um jeflen einzelnen Parasrtaphen 
«ird von den Pai teien wir auf dem Kampfplatze gestritten. Handelt 
es sich um civilrechtliche Gesetze, Kodifikationen des bürgerlichen, 
Han(]»>is- oder Stiafreehts, da V>edingen die Umstftnde ein andei-es 
Vorgehen. Die Beratung im Parlament wird auf ein Minimum 
reduziert, die Arbeit dei* Juristen tritt in den Vordergrund. So ist 
es mit den C<i<les francais von 1802 bis 1810 gewesen, besonders 
mit dem Code civil, auch mit der damaligen fi*anz<\siseheii Ver- 
iUBiuig. In der Rechtsgeschichte Deutschlands tritt dies noch 
deutlicher hervor. W&hrend die Ausarbeitung des Bfli^rlichen 
Qesetsbticfaee für das Deutsche Bdch ach hier über xwansig Jahre 
Isag hinxog, wurde es binnen weniger Monate von den gesetzt 
gebenden Körperschaft^ beraten nnd angenommen; eine Diskusaon 
"niiß fast nur bei den Punkten eröffnet, die in das politische 
Leben hinttbergiifliaD. Ebenso war es in Italien mit den nenen 
KodifikatioDen, ja es wurde sogar heim StrsIgeeetEbttch von vom 
herein cb Übereinkommen dahin getroffen, dass es ohne Abftnderung 
df« Biriioients entweder en bloc angenommen oder abgelehnt werden 
sollte. Bei dnem derartigen Verfahren hat diese Kodifikation nur 
gewonnen, ist logisch und wissenschaftlich geblieben. Ein solches 
Verfahren nun müsste die Regel werden, denn es ist ja bekannt, 
mit welcher Veretftndnislosigkeit die besten Projekte, die den 
Kammem vorgelegt werden, von diesen mit Ab&nderungen versehen, 
und so vQlUg nmgestaltei werden, dass sie spfiter ihren Zweck 
verfehlen. Diese Unzutri^lichkeiten werden durch gewisse Vorteile 
ausgeglichen, sobald es sich um politische Gesetze bandelt, weil 
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ja das ^rkment doch die Begierang des Landes in der Hand 
behalten soll. Die AbfesBuug von CiTil^Oesetzen jcKloch ist Sache 
der Rechtswissenschaft^ wihrend Laien, kraft welcher Vollmacht 
sie auch thfttig werden mOgen, stets inkompetent bleiben werden. 
Dieser Gedanke einer Allgewalt der aequitas auch Aber das formale 
Recht ist keineswegs neu, und wir sehen ihn in der Entwiokelnngs- 
goschichte dos Rechts mehrfach zum Durchbrach kommen. Im 
römischen und englischen Reclit, die übrigens vielfach auch in 
anderer Beziehung Hoi iUii uu^^punkte liabon, tritt er detitlich hervor. 
In Rom geht das prätorische Recht ni)Grall n» beu ib'iii jus civile 
her; je<ler Pi-ätor p,iel>t Cresetze aui jedem l'eli"bigen Uel>it to, und 
Iftsst in diesen bald die ae'iuitas. li:dd jus stiit tum ziu* llen s«.liaft 
koiumon. TiOtztoi-es wagt der PiütDr nie direkt zu boso iti^^on. er 
giebt ihm <"iiie andere Form, begnügt sich znnftch<t damit, seine 
zaiilreieli'M) Lücken anB7.nfüllon, ändert es al)t'r schlie>slicli doch 
ab, unter dein Vurgeben, es zu inti'r]irctiertMi. Er ziolit dabei nur 
den Verstand zu Rate, ohne sich tun veraltete ("lowohidi.'iton zu 
knmmern. Beide Arten des Rechts muss man lernen, um das 
rGmiscbe Recht zu kennen; gerade das prätorische Recrht hat ihm 
au grossen Fortschritten verholfen, weil es sich stets den uouen 
Verhftltnißsen anpasate, während das alte quiritische Recht in seiner 
völligen IJnbeweglichkoit verhairte. Das prätorische Recht be&itat 
die „Flüssigkeit'' des Gewohnheitsrechts, entspringt aber — und 
hierin liegt der ÜJitei-sehied von diesem — dem dii-ekt auf das 
Nütsliche gerichteten Willen, verliert jcdneli trotzdem nicht seinen 
im jus strictum liegenden Stfltzpunkt. Es entwickelt si(d) in 
erstaunlicher Weisen indem es bei Gelegenheit eines neuen That- 
bestandes neues Recht schafft Ohne dieses wAie das rSmiaolie 
Hecht nicht m^r oder weniger wert gewesen als alle Rechte des 
Altertums: nie hfttte es sich entwickeln und fttr spfttere Zeiten zum 
. Yoibild werden k^en. 

Ähnlich ist es im englischen Rechte gewesen. Auch hier 
steht ein offisielles BiUigkeitsrecbt (equity) neben einem jus 
strictum (oommandment), ja sogar neben Gewohnheitsrecht (oommon 
law). Im Grunde ist das englische Recht aber immer noch Ge- 
wohnheitsrecht, wenn auch eine grosse Zahl von ParlamentsaJrten 
diesem in einigen Punkten feste Rechtssätae in sonalem. Interesse 
eingefügt hat. Beide Arten des Rechts aber, sowohl das alte Oe- 
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^j^iiiheltBredit, wie die Ordonnanzen sind vOllig unbiegBam gß* 
^^•gben nnd haben sich deshalb such nicht den neuen Bedflrfnissen 
^^j. ^it aapaeaen lassen; die Rechtsprechung änderte sich eben- 
nicht, und wurde vieliach unbillig, ja lAcherlich. In solcher 
y^fyi sah man sich nach einem Retter nm, und bnd ihn in Gestalt 
l^sonderer QerichtshQfe, die die aequitas (equity) zar Anwendung 
brachten. Wer das englische Recht kennen will, miiss diese beiden 
Arten des Rechts studieren. Es erscheint sonderbar, dass ein 
solcher Paralleiismiis sich erhalt^in konnto, und dass die Billigkeit 
nicht die Alleinherrschaft erhalton hat. Nur in einigen wenigen 
Punkten ist es beinahe ilaiiia gekommen, andere stehen nach wie 
Tor unter solcher Doppelherrschaft. 

Dieser Dualisinu^ im englischen l^ocht entspricht völlig dem 
in Rom. und do*li lulngt er kfinesweg« irgendwie mit jenem zu- 
sammen. I)rr Unistand, <las.< »m- sich in einem Lande mit Oowohn- 
hoitsrecht erhalten konnte, ist ein Beweis dafür, dai^s das Hillig- 
tfitsnx'-ht, wenngleich ihm eini;^e Cliar;ikteristika de< l iew<>hnheitti- 
r'-rlit.^-. wif zum Beispiel eine ^e\visst■ „Flüssigkeit'', eigen »ind, 
doch von jenem in seinem Wesen veiüchieden ist. 

In Frankreich besteht ein Recht, das den Charakter des Billif;- 
keitsrechtes deutlich angenommen hat, nändich das Handelsrecht. 
Es St. ht dem Oewulmheitsrecht sehr nahe, denn es setzt sich aus 
den Handelsgewohnheiten zusammen, die sich allmälig „gefestigt" 
haben, Ijesitzt aber das Bestreben, die strengen formalistischen Sätze 
deji strikten Civilrechts zu ersehflttern, nur dem Treu und Glmiben 
im Verkehr Geltung zu verechaffeu und die Rechte Dritter zu 
ichfitzen. Trotz vieler Punkte, die es mit detn Civilrecht gemein- 
SBBi hat, hat es andrerseits, doch wieder jenem ganz entgegen- 
g«^etzte Bestimmnngen, wie z. B. die formvorschriften über den 
Pfandvertrsg, Znlflssigkeit des Zeugenbeweises, die Regeln über 
das FaUiment n. a. Allerdings findet es seine Anwendung nur 
bei Kaufleuten, und infolgedeBsen ist vorlaufig der Ptoillelismus 
nur ein beschribikter, wird aber allmälig vollatftndig werden, da 
die netten Prinzipien sich auch langsam in das Civilrecht flbeiv 
tngen- So finden z. B. in vielen Lftndem die Onmdsätze über 
das Falliineiit (unverschuldeten Konkurs) auch auf Nicht-Kauflente 
Anweodtiag und ebenso sucht man die kaohnftnntachen Beweismittel 
zn veiail^omeinern. Dann wird man also Aber dieselben Materien 
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ein striktea und ein Billigkeitsrecht haben, bis das letztere das 
alte CivUrecht völlig; vei^rftngt und als Recht der Gleichheit, der 
Wissenschaft und wahren Gerechtigkeit dessen Platz einnimmt 

Dieses sind die Ans&tie des auf wahrhaft wissenschaftlicher 
Grundlage nihenden BiUigkeltsrechtes. Man sieht, dass es jenen 
Vorteil der „VlQssigkeit" bietet, den man mit Recht stets als 
Vorzug des Gewohnheitsrochtes ins Feld geführt hat, doch ist jene 
„Flüssigkeit** hier noch in höherem Grade vorhanden, und statt der 
dortigen völligen Bewegungsfreiiieil, hat sie hier den Vomig, stets 
auf Vernunft zu boiulien. 

Zum Schluss noch einige Worte über die historischeu Faktoren 
jenes dritten SUdiinns;. 

Wir haben, als wir iloii l'lKM'rang' des Gewolinht-itsroclits /um 
geschrieben» 'II Rpcht darhlellten. als oiin'n der wichti;;st(Mi. (b-n 
ri>ercrang veianias-sondon Faktoi- n das Kindringcn dos röuiisclivn 
Reciits kennen gelernt. Gerade uiit< r seinem Einfluss bildeten 
sich die Ki i.stallisitioii>-Centrt»n. Hier, beim Übergang vom Ge- 
setzesrecht zum Biliigkeitsroeht, sind es die fremden Rechte, die 
den L'mscliwung veranlassten und dem Recht seine Beweglichkeit 
tmd Flüssigkeit wiedergelien. Im römischen Recht hatte der Kontiikt 
der Kömer mit den Percgiinen scliliesalich die Aufhebung des 
starren qturitischen KecbtB zur Folge, und brachte durch Aus- 
dehnung des jus gentium die natürlichen Billigkeitsprinzipien Jena 
formalistischen strikten Rechte gegenüber zur Geltung. Ohne diea© 
Berflhruncr mit fremden Völkern h&tte sich das römische Recht 
nur nach der Richtung liin weiter entwi<^elt, dass seine „Kristalli- 
sation" immer weitere Fortschritte gemadit h&tte. Das prfttorische 
Eigentum, das sich neben dem ciuiritischen entwickelt, ist ursprang- 
lieh nichts weiter als ein Eigentum zu Gunsten der Peregrinen. 
Bei jedem neuen Vordringen der Persgiinen nahm mit ihm das 
prfttorische Recht einen neuen Anhiuf, nahm irgend eine neue nfitzliche 
Bestimmung, und mit dieser jedesmal einen neuen Billigkeitssatz 
in die Bechtsoitlnung auf. In England zeigt sich dasselbe unter 
dem Einfluss des Verkehrs mit dem Auslände und unter der 
Wirkung überseeischer Handelsbeztohungen. Überiiaupt hat sich 
das Handelsrecht aller Volker unter der Einwirkung des Verkehrs 
mit dem Auslande ausgebildet« der sich nicht in die starren Formen 
eines jus civile bannen iiess. Auch liat sich die gesamte auf 
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^Ili^keit beruhende OesetzgelMing flberall unter dem Einfluss fremder 
u^fie^^^ entwickelt. An diceen hat sie durch Yei^Ieichutig g^Mernt 
liaben den engen Oesichtskreio erweitert, die eisernen Bande 
.^sprengt, die Erstarrung gehoben, steta dem Rechten und Nfltz- 
iV-hen nachg*»forsclit ; sie verliehen die Kühnheit, die bestehende 
tjt.^txgeV'uiig zu ändern, j^obald sie erkennen Hessen, da8.>< der 
l«estehende Zustand kein idealer wiu-. Es sind das die grossen 
Verdienste der vergleifluiidon Kechtswissensehaft. Sie bildet das 
rf^rtvollate Mittel, einu |(arteiisclH> imd |K)litis( lir (»fsetzgebunL' nnfh 
<lea Prinzipien der Gleichheit uiul Veiki'hi>fähigkeit zu wandi-ln. 

K^i wfinlo h'h'v /M weit ftlhi-pn, ;ill>' Vortn'l*' des Billigkeits- 
fvvtit.-'s aufzuffihivn. Jedenfalls wird es dit* einem Hithf not- 
w«u«liLr«- Fhlssigkeit gleichzeitig mit einer gewissem Fe^ligkeit in 
>ich vert^iiit II. Fest wird »^s i?)Sofern sein, als es jedvii Aujrenhlick 
nach alltii Richtungen hin ausgebaut ist, so dass nur weiiitro 
i'nfikt" iiliiiiT bleiben, di<' finor Kontroverse Haiuii i;eben, ein L'm- 
fiäiA <ler Prozesse verhüten und die Sicherheit J>eim Kontrahieren 
erhöhen wünle. Andrerseits kann es unter Einwirkung der Wissen- 
j^chaft und Billigkeit jeden Augenblick wieder in Fluss kommen, 
><> das8 stets eine weniger gute Bestimmung durch eine bessere 
ereetzt werden kann. 

So haben wir denn die divi Stadien der Rechtseut Wickelung 
au uns vorübei-ziehen lassen: Das Recht des Instinktes, das Hecht 
des Willens und das Recht der Wissenschaft. Interessant wäre 
es, diesen Entwidrelungsgaiig nicht allein beim materiellen Recht 
m verfolgen, sondern auch bei allen anderen mit diesem eng au- 
suomenhAngeDden Häterien: der Gerichtsverhasung, dem Prosesa- 
r^ht und den Beweismitteln. Auch hier würden wir überall die- 
selbe Eotwickelnng wiederfinden. Eine nähere Untersuchung auch 
Aber diese Katerien wird den Gegenstand einer späteren Abhand* 
luqg bilden. 
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Die berufliche und soziale Gliederung des 

Deutschen Volkes 
im Vergleich mit dem Auslande. 

Von 

Dr. Friedrich Zahn, KgL hayer. Bezhksamte -Assessor, Berlin. 

Um Lander wohl zu regieren, mvss man sie vor allem genau 
kennen. Diesem Bedürfnis entspricht es, dass heutzutage die wirt- 
aohaftlichen VerliÄltnisse des Volkes nicht hlos in Bezug auf besonders 
auQgeAvählte Bestandteile — s. B. der Arbeiterklasse luid hier wieder- 
um der Arbeiter eines bestimmten BeruiszM-eigs — , Bondetn ab 
und zu fQr die gesamte VoUcsmasse amtlich erhoben werden. 
Yomehmlich geschieht letzteres durch die Ermittlnngen Aber Beruf 
und Berufsstellung. 

Solche Ermittlungen werden anderwArts in Verbindung mit 
den gewöhnlichen Volloufthlangen vorgenommen, dies ist der fUl 
in Osterreich, Ungarn, Schweiz, Italien, Spanien, Portogal, Fnuik- 
reich, Belgien, den Niederianden, den skandinaTisohen Staaten, in 
Oroesbritannien und Irland, den Vereinigten Staaten von Amerika 
sowie in Rnssland (bei seiner ersten Volkszählung im Jahre 1897). 

Deutschland hat es voigemgen, im Hinblick auf die Bedeutung 
der durch eine derartige Erhebung angestrebten Ergebnisse die 
Aufnahme unabhAoig von anderen Zfthlungen zu veranstalten. 

Zu dem Ende wurde schon im Jahre 1882 (5. Jimi) eine 
eigene Berufs Zählung im Deutschen Reidie durchgeführt, und 
im Jahre 1896 (14. Juni) wurde dieselbe — allerdings unter Aus- 
dehnung dw Fragestellung — wiederiiolt. Dabei erfolgte die 
Wiederholung der selbständigen Erhebung, obgleich im nämlichen 
Jahre {2. Dezember 1895) auch eine Volkszählung stattfand: man 
wollte die Volkszählunir in ihrer Vergleichbarkeit mit fniheren 
Volkszählungsdaten nicht duiT'h eine Verlegung auf <lon Sonnner 
beeinträchtigen, andrerseits die Vorzüge, die eine im Sommer und 
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^jl^täii'^ii: vemn staltet LI Beiufs/.ählufiL' lii.-trt, in jeder Wei.so sich 
^^l^ttn- Im Sommer jnilsiort das Ei worbslebon am kräftigsten 
sind fast alle namliaften Berufszweige, namentlich aiich 
^^^^ivrirtschaft , Baugewerbe. Schiffahrt in voller Thätigkeit; imd 
die selbständige Bernfszählung anlangt, so lässt sie sich 
iireck^i^i^^iS "^^t einer Erhebimg der landwirtsehaftli« ht'n und 
pwerblichen Betriebe verbinden, wodun li ein weichender Einblick 
in die wirtschaftlichen Verhältnisse des Volkes ermöglicht wird, 
tlhrend eine an die VolkszäbluDg angegliederte Berufs- luid 
Qewerbezählung} abgesehen von den Nachteilen des Erhebungs- 
ttmiios, in ihrem Gelingen sehr zweifelhaft wifd, weil die fie- 
Tiilkeniiig den an sie hierbei gestellten nmfiusenden Anforderungen 
nicht mehr genügend nachzukommen vennag. Durch das genannte 
^«qgehen hat das Deutsche Bdch ein so ausfOhrliohes und grAnd- 
Mea Büd von sdner beruflichen und sosialen Gliederung ge- 
«oanen, wie es elnstweilea keinem anderen grösseren Kulturstaat 
xnr VerfQguBg steht 

Die Darstellong ist erfolgt in der j^tntistik des Deutschen 
&ich«» Band 102 bis III auf rund 6000 Seiten (Band 112 bis 
119 beziehen sich auf die landwirtschaftlichen und gewerblichen 
BetriebsTerhÜtaisse), und swar in den Bänden 103 bis 110 durch 
TkbeUen-Nachweise, in Band III durch einen umfsssenden Text 
und lahlreidie Di»- und Kartegramme. Wir erfahren da abgesehen 
veo der fomdka Organisation der Berafssfthlung und ihier Be- 
irbeitniig' nicht blos im allgemeinen, welche Ausdehnung der 
Brwerb, welche speziell der Frauenenn-erb, die Kinder-, die Greisen* 
■rtwi* hat; sondern es wird auch für die einzelnen Bcnifszweige 
— und zwar unter Einteilung des Berufslebens in nicht weniger 
■ta 207 Arten, 25 Gruppen, G Abteilungen — die Stärke, die 
geograpiüische Verbreitung, die Entwicklung gezeigt. Die soziale 
SchichtUDg des Volkes wird in Bezug auf die l'eideu Ihiuplklassen 
der Selbständigen und Abhängigen daigethan, aussertiem werden 
U'i den Selbständigen nocb die unbrniiltclte, die Mittel- und die 
wohlliabende Klasse, bei i' i: AVtliängigen das» technische und das 
All^^jl hlsipersonal , <lie gelernten und imgelernten Arbeiter sowie 
die im Beruf ihrm eigenen Haushaltungsvorstandes mithelfenden 
Familienangehörigen herausgehoben und näiier betrachtet. Ändere 
Aachwetse und textliche Abschnitte sind dem Nebenerwerb, dem 
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Alter, Familieuistaüd, der lieiigion der Ei'weibsthätigen, den Dienst- 
boten, den niclit erwerbsth&tigen Familienangehörigen, den HaiiR- 
iiidiißtriellon, Hausierern, Arbeitslosen gcwiilmet. Die meisten 
Fragen sind ausser nach dem Stande von 1895 auch hinsichtlich 
der seit 1882 eingetretenen Entwicklung der einschlägigen Ver- 
hftltnisse behandelt, und ebenso nicht allein filr das Reich im 
Ganzen, sondern auch für die einzelnen Hundesstaaten und unter 
Berücksichtigung der VerhAltnisse von Stadt und Land. Endlich 
ist zur genaueren Kennzeichnung der beruflichen und sozialen 
Gliederung des Inlands dieselbe noch im Lichte fremder Verhält* 
nisse betrachtet und va dem Behuf ein Veigleich mit anderen 
Kultnrstaateo angesteUi 

Dieser Vergleich, auf welchen ich das Augmmerk besondeis 
richten möchte, ist freilich in nur eingesdirftnktem Masse mOglick 

Sowohl bei der Sammlung wie bei der Bearbeitung des 
Materials weichen die einzelnen Staaten erheblich Ton ^nander abb 
Abgesehen davon, dass anderwftrts, wie bemerkt, die berulastatisti- 
sehen Daten in Verbindung mit der Volkszählung und zwar meist 
im Winter zur Srhebuog gelangen, und dabei der Kebenerwerb 
regelmlBsig unberUcksichtigt gdasson wird,, was von voraherein die 
Genauigkeit derselben gegenüber den deutschen Nacfaweisen wesent- 
lich beeintcftobtigt, geht die Aufbereitung nach veraohledenen 
Grundsätzen vor. Vor allem wird die Mitiiilie von Familien- 
angehörigen im Geschält des Hanshaltungsvotstandes, also nameni> 
Uch die Mithilfe der Ehefrauen imd Töchter, teils gar nicht benlck- 
sichtigt, teils wie in Deutschland nach Angabe behandelt, teils eine 
solche über die Angaben hinaus veimutet und in Rechnung ge- 
bracht; dadurch ist t in internationaler Vergleich hinsichtlich des 
Fraueuerwerbs und infolgedosseu auch liinf^luhülch der allgem^Miien 
Krwerbsziffer störend be. intlusst. Sodann erfolgt die BenifsklOvSsi- 
tikation, d. h. die Eiiireihung der einzelnen Berufe in iH-btimmte 
Art<Mi, grössere CiiniJ])en nnd Abtciluiigfen so mannigfaltig, dass 
nur hei genauer Keiuitnis dov angf^wandten Grundsätze und dann 
immer noch unter vielun \ orlielialten vergleich hare Zahlen aik> d^m 
vorhandenen MaleHal hcrauspTet-linet werden können. 

Wohl wird das Bedürfnis nach gut vergleichbaren beriifs- 
statistischen Daten von Politik und Wissenschaft längst gefühlt, 
und zwar in immer stärkerem Masse, je mehr die Volkswirtschaft 
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^ . eiuzcliieu iStualon in die Weltwirtschaft liineingczogon wird, 
uo*^ es zielen internationale Bestrebungen scliuJi lauere auf eine 
Yt^i-^fiiiii^tiitlichung der Berufserhebungen ab. Bereits iiu Jaiijc 1872 
Uat international»' statistische Kougress zu Petersburg 

IjßixiDlvt., c-iii einheitliches Scheaia fiii- die Berut&cihebungen der 
^ji^'^elueu Staaten festzustellen, ohne indessen d.'i' grossen Aufgabe 
pewivchsen y.n sein, la Vorfeljj; flieser vom internationalen Statisti- 
Kjlicn liislitnt anf^enorainenen Besti-ebungeii legte J. B<^rtillon im 
Jalire 1889 dem iastitut bei der Pariser Sp^sion «uundzüge einer 
iateniationalen Nomenklatur der Berufe vor, darauf arbeitete eine 
KommissioQ für die Wiener Session vom Jahre 1891 drei Berufs- 
schemen aus, die auf ßeschluss des Instituts den wichtigereu 
StatiBÜschea Ämtern zur Begutachtung ttbermittelt wurden. Die 
eing^angenen Modifikationen zu den Nomenklaturen fanden die 
Zostiiiimang des Instituts iM-im Kongresse in Chicago. Die dem- 
gemäss vom Institut empfohlenen Schemen unterochciden 61 bozw. 
207 und 500 Berufsarten in Zusanunenfasaottg nach 12 Benifs- 
gmppen und 4 Beru&abteilungen, feiner untetscheiden sie nach 
Irbeitgebenif AngeeteUten und Arbeitern, innerhalb dieser Khissen 
nach Selbsttbätigen und erhaltenen Familienangahdrigen, endlich 
4 Altefsklassen (0^19, 20—39, 40—59, 60 und mehr 
Jahre) und nadi Oeschleoht Bei dem wdtei'en Eongreas in Bern 
1895 wnidea aosaerdem den Staaten 18 Beruf sarten in erster, 30 
in zweiter Linie zur gleichmftasigen Aufarbeitung empfohlen, und 
in Petersburg 1897 wurden diese Empfehlungen für die bevor- 
stehenden SttnlarritWnngen 1900 wiederholt. Indessen hatte es 
bei diesen Erfolgen rein theoretischei' Art bisher sein Bewenden. 
Soweit die Staaten aberhaupt sich auf die Erhebung von Öerufs- 
■uchweiaen einliessen, trugen sie vorerst den praktischen Bedflif- 
nissen ihrer eigenen Verwaltung Rechnung, sie passten die Er- 
hebung den Eigentümlichkeiten ihrer heimischen Volkswirtschaft 
an und bemühten sich, die Vergleichbarkeit, wenn überhaupt, dann 
wenightirns mit eigoneti friilieren Aufnahmen zu wahi-en. 

Infolge<le.s8on können Daten der inteinatiitnaien Berufsstatistik 
nur für die allgemeinste berufliche Gliederung und auch hierfär 
nur als annälter nd vergleich! »are Nachweise gegeben wcixlen, und 
muas es fihrigen genügen, die deutschen Verhältnisse für sich 
zu ^Jeti-^chten. 
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Daä Deutsche Volk zählte am Tag der Berufszählung (14. Juni 
1895) 51,8 Millionen Personen — 25,4 Millionen männliche, etwas 
mehr, iiiunlioh 26,4 weibliche — . Von diesoi Gc^amtbevölkeniiig 
sind ot^va^ \\\>ev z w e i F üii f t f l (42,7 1 pCt. '»der 22.1 Millionen) 
am Kl wer b lieU'ili^t. Für da> inäunliche Gesthh'cht stellt sich die 
ErwerbszifTer auf Gl, 13 (15,5 Millionen), ffir das wcibliclie Ge- 
schlecht, von (ieia ilie zahlreichen nur in der iiausluiltung tliätigeii 
Ehefrauen und Tiichtei- hier nicht in Betraclit kommen, auf 
24,9G pCt. (ü,G Millioneij). Bui-echiiet auf die Bevnlkening unter 
Hinweg-lassunp der Kinder unter 14 Jahr, für die der eigene Erwerb 
ja doch nur eine Ausnahme bildet. i'e[)riisentiert die ervverb.'Jtbätige 
Bevölkei inig (;2.71 (die mäouliche 90,69, die woibiidie 36,21) pCt. 
der Gesamtheit. 

Vei-gleicht man hierzu die Verhältnisse im Ä\islande, was durch 
folgende Tabelle (s. S. 249) wenigstens beiläufig sich bewerkstelligen 
läset, so erscheint die Beteiligung der Bevölkening am Erwerb wesent« 
lieh höher nur in Österreich und Italien, wesentlich geringer in 
den Niederlanden, den skandinavischen Staaten und den Vereinigten 
Staaten von Amerika. Die^e Vei^chiedenheit besteht aber weniger 
für das mftonliche als das weibliche Geechiecht und beruht in der 
Hauptsache auf der bereits angedeuteten angleichen statistiaclien 
Behandlung der im Beruf des ^uishaltmigerorstaiides mithelfenden 
Familienangehörigen (in Italien auf der anscheinend genaueren 
Erfassung der Kinderarbeit >). KeineBfalla bieten die mitgetolten 
Zahlen einen Anhalt fflr die bisweilen aufgestellte Behauptung, 
dass der Erwerb, insbesondere der Fiauenerwerb TOn SOden nmrh 
Nocden oder v<m Osten nach Westen an Litensitftt abnehme. Hin» 
gegen wird es den Thatsachen oitspredien, wenn die Erwerbsiilfer 
in Grossbritannien die in Deutschland — und awar für das m&nn> 
liehe wie für das weibliche Geechiecht — übertrifft, anmal In der 
britischen Statistik mithelfende Familienangehörige überhaupt nicht 
den Erwerbsthätigen zugeredinet weiden. 

Seit dem Jalire 1882 ist eine Zunahme von 3,1 Hillionen 

In Italien wurden bei der Ziblung von 1880 BrwerbethXtige im 

Alter von 9 — \ft Jahren nicht weniger als 1072307 — darunter 450 363 
woibl. Geschlechts ermittelt; im Deutschen Reich betrug din Zahl der Er- 
worhsihiitifren untor 15 Jahreu naob der i882tir £ri)«jbuiig nur 524 158, 
davon waren 2Uöbbb weiblich. 
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ErwerbsUifttige, d. i. um 16,63 pCt zu konstatiea^ hiervon ent^ 
fallen Millionen auf das mftnnlidie, 1 ,0 Millionen auf das weib« 
liehe Oeachleoht. Dieee Mehrang vollzog sich in indoatriellen und 
kommerziellen Berufen, in der Armee und im Öffentlichen Dienst, 

60 sind beispielsweise 

die Borufsarteu aii üer seit 1882 üiog&treteoou Zuimtimu 

der ErwerbBthSÜgkeit beteiligt 





abeolnt 




Waren- und Produktenhandel 


322 416 


102,3 


Gaat- und Schankwirtachait 


213 212 


67,6 


Armee* und Kriegsflotte 


179 153 


56,8 


Bauuntemehmung 


175 742 


55,7 


Sclüoeserei 


167 301 


53,1 


Schneiderei 


129 931 


41,2 


Maurer 


112 109 


35,6 


Kohlengewinnung 


100 177 


31,7 


Eisenbahnbetrieb 


90 971 


28,9 


Tischler 


80 787 


25,9 


Staats- und rTemeindedionst 


80 210 


25,4 


Aufwaittjfraut u, Zup^hodieusto 


09 49G 


22.0 


Bäckerei, Konditorei 


64 258 


20,4 


Post- uinl Teletri'a] »hon) "»trieb 


60 763 


19,3. 



Fragt luaii. wie sirh die deutscbo Bevrdkeriing rd>orhanpt auf 
die einzeln, n Berufj,/,weige verteilt, so bekomiut mau aus der 
18 95 er Eihebuug folgendes Bild: 

Kl wt'rhsthatigf in. I'it'iist- 
Erwcrlisthätigt« im boten und nicht erwerbs- 
liauptberuf tbätigou Augehurigen 



BeralBabieilungen 



(BenifBbeTQlkerang) 
abaolnt pCL abaolat pCt 
Landwirtsohaft 8 292 698 36,19 18501307 35,74 
Industrie 8 281220 36,14 20 253241 39,12 
Handel und VeriEehr 2 338 511 10,21 5 966846 11,52 
Häusliche Dienste, Lohn- 
arbeit wechselnder Art 432491 1,89 886807 1,71 
Armee-, Hof-, Staatsdienst, 

fieie Berufe 1425 961 6,22 2 835 014 5,48 

OhneBeruf u. Benifsan gabe 2 142808 9,36 3327 069 6,43 

Summe 22 913 683 100 51 770 284 100 
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Die Hauptfj^ebiete m ii tecliaf tliuliur Thätigkeit, I^nd Wirtschaft, 
^j^jtxßtrie und Handel. uinfas^eQ sonach 86 pCt. der R»'idis- 
j^y- kenin ; in ihnen fiiul<^ii 44.7 Millionen als grosse und kleine 
^T^^^rnehmer, ids Verwaltungsbeamte, Arl'eiter liebchäftigung und 
^\X^ ilu-en Angehörigen und Dienstboten die Xahnmgssquelle. Und 
iwa.r ist CS die Industrio, welclie die meisten Menselieii — 20,3 
Unionen ndc-r SO pCt. — versorgt. nä< libt ihr steht die Land- 
virttsCliaft Ti 1' ] ^,5 Millionen l'eixoneii od. r 85,74 pCt. der Reichs- 
\ievölkeriiiig uud dann in weiterem Abstände Handel und Vorkehr 
lait r\nid G Millionen oder 11.52 pCt. Gegenüber diesen drei 
materiellen Beruf szweigen treten die anderen Berufsabteiiungen sehr 
in den Hintergrund, doch ist zu beachten, dass in der Abteilung 
lies öffentlichen Dienstes und der freien Bernfsarten politisch und 
kolturell recht bedentungsvollc Elemente des Gesellscliaftslebeus 
zusaiuinengefasst sind — der Wehr-, Lehr-, belehrten-, KOoBtler« 
fit&nd, die BeamtenBchaft 

LOet man die genannten grosBon Berufszweige in die Spezial- 
berufe auf, deren die Statistik 207 unterscheidet, so erweisen eich 
als am diditesten beeetst die Berufe Landwirtschaft, Waren- und 
Pnxlu]c(enIiAndel, Maurer, Kohlengewinnung, Bauantemefamung, 
Sehiilimacber — mit je (Iber 1 Hillion BerufssugehOrigen — , 
BsenbahnbetrielH Qast- und Scbankwirtsobaft, Tischler, Schnöder, 
Staate- und QemeindedienBt — mit Qber 900 000 — , Weberei, 
Armee und Eriegsflotle, Schlosser, Erziehung und ünterricht, 
Zimmeier, Sduniede^ Lobnarbeiter wechselnder Art — mit über 
500 OOO — . 

Ekn vorstehender Berufsgliederung ist nur der sog. J^uptberuf 
heritekaichtigt, d. h. diejenige Thätigkeit, auf welcher hauptsachlich 
^ Lebensstellung beruht uud von welcher der Erwerb oder dessen 
gHtaster Tdl heirflhrt. Thatsftdilidi qnelt sich heutsotage die Er^ 
werbfsthfttigkeit keineswegs in scharf abgegrenzten Berufszweigen 
•h, dank ousrer Qewerbefreiheit kann jeder treiben, was er ver- 
steht und was ihm rentabel erbcheint. Ob die Knopfinacher bloss 
hÖUerne un<l l>l.ierne o<ler nneh flborsponnone Knöpfe machen 
dflrfet), o!' dem gewölmlichtMi iiacker auch Toi-ten zu hacken und 
dem Xuckcibäcker Gänseleberpasteten zu verkaufen erlaul t sei, ob 
•1er Sehneider auch das Pel/.futter und <1er Kniscliiier aiu ii den 
TuchOi^erzug fertigen darf, ob sum Verkauf einer Laubfrosch-Leiter 
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der SakstOesler, Wagner, Zimmemuuin, l^Boliler, ScliäSler, Obstler, 
Vogelhftndler odei gar der Sobmalsbaaer befugt eeH), sind Iftngst 
flbwwutidene fi'higen, nur bei den alteo Zwange- und Bsonrechlon, 

den alten Zunftordnungen war eine ßethätigung in verschiedenen 
Gewerbezweigen eingeschränkt, wenn nicht ausgeschlossen, und 
dieserhalb die Möglichkeit zu Nelicnoiwoib •'ihoblich j^orintrer. 
Daher erscheint es geboten, um die th it^Tn hliclie Ausdehuuiig der 
einzelnen Berufe kennen y.n lernen, dasN mao sich auch die Nach- 
weise Ober Nebenerwerl) vergegenwärtigt. Die deutsche Statistik 
hat solche in sehr weitgehendera Masse erhoben und, im Gegensiitz 
zu faöt allen anderen Staaten, auch ansführlioh zur Dai-stelluiig 
gebracht, liier sollen sie wenigbteus insoweit zur Ausfölininj? 
gelangen, als sie ilio Art des Nebenerwerbs veitinschanlicheii; da 
Personen, die niohreren NebenV)erufen oder dem nämlichen Beruf 
in verschiedenen Berufsstellungen nbliegcn, mehrfaeh gezäiilt sind, 
liandelt es sich bei den folgenden Zaiüen nicht um die Zahl von 
uebenerwerbsthätigen Personen, sondern um die Zahl der fAlle* 
in welchen Personen einen Nebenerwerl) ausüben. 

Nebenberufe Haupt- u. Nebenberufe 
absolut pCt. nhsolut pCt 

Land- und Forstwirtschaft 3 648 237 73,71 ll«J4Uii2ü 42,86 
Industrie G19 38C 12,51 8 900 606 31,94 

Handel- und Verkehr 569877 11,51 2 908 388 10,44 

Hfiusliche Dienste pp. 16 765 0,34 449 250 l,Gl 

Öffentlicher Dienst 95 436 1,93 1 521 397 5,4 G 

Ohne Beruf u. Berufsang abe — — 2 142 808 7,U9 

Summe 4 949 701 100 27 863 384 100 
Diese Zahlen ergeben zur GenQge, wie häufig in unserem 
Berufsleben der Nebenerw^b sieb findet, und wie notwendig für 
die Feststdlung der Bedeutung der einzdnen BearulBsweige es 
dämm, ist, auch den Nebenerwerb zu rsgistriefen. Und dabei 
bleibt, wie das KaiserL Statistische Amt hervorhebt, die dnzch die 
Berufaetatistik ermittelte Ausdehnung des Nebenerwerbe infolge der 
Schwierigkeiten, die einer erschöpfenden Erbssnng enlgegensteheti, 
immer noch hinter der Wirklichkeit xurttck, namentlich gilt dies 
von den nichtlandwirtschaftlichen Nebenberufen« welche ftnsserlich 



') Vergl. Otto Froih. von Völderndorff, Uannlose PUaderuieu 
eines Alten Müuubuers. Aiüncheu 1892, 8. 133. 



Google 



— 253 — 



jjlcl»* so hervortreten wie der landwirtschaftliche Npbenhcnif mit 
^^gfg% besonderen Stück Fjnnd. Infolgr^dpsson erscheint die Stärke 
des landwirtschaftlichen Interessen kreises, wie sie in der letzten 
^Y^lenreihe 7.\\m Ausdruck gelangt, gegenüber den anderen Benifs- 
j^e»^?^'^ verhält uismfiesig zu bedeutend. Übrigens ist gerade liin- 
gl^tlicb der Abmessnilg des Gesamtgewichts eine^ Tloinfszweigs 
{Lat^n zu eritineni, dass die blosse Nebenl)f'>r'häf(ii:rung das Interesse 
ies £mzelD^ am Schicksal des betreffenden Berufs/w« selten 
\n dem Masse in Anepcuoh nimmt, wie ein zun Hanpterwerb 
^machter Benii 

'Win man die GeBamtBamme derErwerbBf&lle wissen, so 
muBS man aus obiger Tabelle die ZaM der Berufslosen ausBdieiden, 
digeig«! die der hftoaliclien Dimstbolen mit dnreohnen. Alsdann 
erlüUt man 27 059 892 (18,7 Millionen mannUche, 8,3 Millionen weib- 
Kche) ErwerbsUUle. Selbstredend besagen diese nicht etwa, dass 
Über die HSlfte der GeeamtbevSBlkemng einem Erwerb nachgeht, 
vielmehr stellt sich dieser Anteil der BevOlkening wegen der er- 
wähnten Doppelz&hlangen Ton Personen mit mehreren Bomfen 
aheblieh niedriger, immerhin h5her als 42,71 pCt, mit welchem 
PrOBentsats ja schon allein die haoptbeniflicli Erwerbsth&tigen ein- 
8chlie«Btidi der liAnslichen Dienstboten unter der GesamtbevOlkerung 
vertreten sind. 

Wie Terhftlt sich die geschilderte deutsche Berufs- 
gliederung zu der der anderen Eultur&taaten? 

^e bemerkt, ist ein Ausschluss darüber angesichts des 
Charakters des internationalen berufsstatistischen Materials, welches 
nach sohr verschiedenen Grundsätzen aufgenommen und verarbeitet 
wird, mit völliger Genatiigkeit nicht möglich. Das Kaiserl. Statist. 
Amt M-ar aber bemüht, die vorhandenen Daten wenigstens annäliiMnd 
vergleichbar zu machen. Es hat zu diesem Zw(>( k folgt^nde Über- 
sicht (s. S. 254 u. 2'ni) zusammengestellt (di»- Erweilisthätigen 
kommen dabei h diglit h mit ihrem Hauptberuf bezw. als häusliche 
Dienstboten in Ansatz). 

I>er Anteil am landwiilschaftlichen Erwerb ist demgemäss in 
Deutschland gegenüber allen anderen grösseren Staaten des eun»- 
päisrhon Kontinents, auch gcgenülu^r Nordamerika, namhaft geringer, 
liingeg^n viel grösser als in Grossbritannien. Anderersoits ist der 
industrielle Erwerb bei uns so mächtig entfaltet, dass nur Gross- 



Digitized by Google 



— 264 — 




m G 

1 =o I 

= $5 



C5 
00 



ic a> 

CO ;o oo 

Ci -«t X o 

lO 05 

CS CO 1^ »H 



CO f- 

CO ed 

00 "^tt 



O OJ ^ (M 

CO r- o CO 

04 «-4 CO 

l"^ ? § 

CO lO » 



0 

1 

'S 

ff 

et 
a 



n 

9 

I 

OD 

'S 

« 



eo 1^ o> CO i> lO 

00 c» 00 e« CO ^ 

01 lO O Oft 00 M 

r}» lO GC Ä 00 

05 <M <0 C: r)< «C 

Co CO <H Co 



.X 

O fO 

CO O OJ 

lO CO O CO 
04 [o «-« 



o 






X 


o 


X 


CO 




w 






Oi 


«0 


»-» 


OD 


csi 


IO 




<3» 




o 




M 


0» 


<o 


CO 




Ol 


CO 






CD 


t— 


1^ 








•DT 




o 




to 




CO 


Jj 










o 


to 






e^l 










00 


CO 
















CQ 






IC 


CO 


CO 


o» 


0) 




OD 


X 


X 




o 


03 


CO 




lO 


CO 


CO 


09 


00 




o 








«0 


to 


lO 


O» 






00 




«o 




e> 


CO 


<D 




CO 




o» 


Hl 




09 


o» 
r» 


o 


fo 


o 


»—1 
0» 



s s 



X CO o o »r^ 

i— O C5 o »-I r- 

05 lO CO X X 

O f"- ^ o 

CQ 00 CO 

iH w «-I 



~- er: 7 j v: o 
X X c^j ir: 1- X C3 ir; 
Nx-^-r^-j^iciMrox 

r-l «OXOSCOOr-«-llÄO 

«o-^oi «o Ol co«oeo 



-» 

CO i-> Ci X 

r- lO X X th 
i>- w X 

o 



3 Ü S rt II 



— . t: — 



«o o o 

X Ci Ci 



CO 
CO 



-f -r- 

(M 



X CI »-I «-4 



•-<OO'^r>.|f5(MOC0<M 
OCOOXOCOiCTtCOC'l 
Or>«COCO(Nt^O'«t^-H 

i-^XCSOJi-iOO»«::;:^ 
OO -M 1-* CO - 



3 3 

.2 J 



0 t> W »-^ lO X 

01 0> Ol CO O 03 

GO Hl o o 

t— I O 1^ »fl X 

X X O X CO 

oa 00 o> ^ lO to 

00 Ol Hl Hl 



n CO oQ 
CO »-i O H< H* H" Ol 

oaoo<-ti-iHioioo^ 

iC»^toCOlOCOHli^fl»tfS 

ci o CO 1^ CO <M c>- »rj 00 

X CO O CO CO 00 »fl Ol lo 
OiOOilOlr-ICOO<00^ 

^ to vi o» ie> 



e ]ß et js 

TS » 



Ol CO ro X C5 Ol o Ol CD lo ^ o X 
OS Ol o CO oi ij: t>» ^ CO Ol -Tj« Ol Ol OS 00 

«D CI CD Oi lO »rj Ol Ol CO »fJ 05 «-< iO CD O 

Ol OS O X O C. X O O CD CO 

OSCOr-XXCO H«"<<tOl'Tjtx:r;-f-!jtOiOl 
Ol-'t'^O'^O COlOOlOdCCCOOlCSOCO 

X X H« 00 CO r-( Ol X 

1 

■I 1 

^..cg 

..... ^ 

• • • ^ ® 9 • = § 

i . 




1^ 



Digitized by Google 



— 255 — 



^- 1 



o «o ^ 
oo o 



ri ic c; ci Ol 

•* _ ^ ^ _» * 

O 03 00 CD A 



'O «O *-l «0 00 

» m w #• ^ 

03 09 e« eo CO ^ 



ic CO 

rH 00 «T 



O «H 00 «O >0 t» 'Tl« 

^ «> »■ •> 

lo o lO m o ^ 

eq f-» ©» iH iH f-4 



CO o» 



OSOOC00010SCV|">*0 

M p% #■ ^ ^ ^ ^ 



O 

O CO 



^ ^ »-I ^ ^ «^^^ r-4«H 



•^c;?£ix>r-os oi es ^- »-^ ^ ""^ 
— ' cvT ö CO ci io~ cvi co" od -r* 



fr 

*- • " ^ ^ 

t^^oocor-o !M CM r- 09 O ^ 



o ^ 



00 
CO 



J 



2 5 



<1> 




•n 

o 



c 

•TS es 

2 ^ 
"5b ^ 



-13 
CS 



ü 



a> 
B 
< 



• I 
'S 

S 2 



OQ 



= ' 7 •= i 



:;. ■ — - 'c 



Google 



— 250 — 



britaniiioii uns dann ültortrifft, ninl zwar ist aucli die absolnto Zahl 
der indiisti ielK'ii Erwerbsthätigen Deutschlands wesentli< )i yiu>s.'i 
als die in Ion mrnaniitrii anderen Staaten und kommt der von Gross- 
britnniiion nahezu gleich, so dasf* neben dem britischen «las Deutsche 
Reich als d;is gt'waltipste industrielle Produktion stehlet unter den 
Knhurstaatei» ersclieint. Das industriercieh*' Belgien und die Schweiz 
können zum Vergleich mit dem Deutschen Reich »als solchem nicht 
herange«ogen werden, da deren territoriale Ausdehnung und ihre 
Steliung in der Weltwirtsohaft zu ungleich ist. Handel und Ver- 
kehr ist, «tts ihre Vertretung unter der Gesamterwerbsthfttigkeii 
anlAQgti ausser in Frankreich, Belgien, den Niederlanden, Norwegen, 
namentlich in England und besonders den Vereinigten Staaten TOn 
Amerika höher entfaltet; an absoluter Stärke der im Handel und 
Verkehr BrwerbethAtigen steht Deutschland mir hinter den Vei^ 
einigten Staaten xnrOck. 

Seit 1883 haben eich bei uns die industriellen und 
merkantilen Berufe dermaasen ausgedehnt, dass der Anteü der 
aum Handel gehörigen fierufsbeTSlkerung (Erw^bsthAtige mit Dienen- 
den und Angehörigen) an der GeaamtbeTaikening von 10 auf 1 1,52 pCt.« 
der der Industrie von 36,51 auf 39,12 pCt anwuchs. Vor 13 Jahren 
Btand die Industrie hinsichtlich ihrer Personenstftrke noch an swdter 
Stelle, die Landwirtschaft dagegen an entor Stelle. Letztere hat 
inzwischen eine Abnahme des zugehdr^jen Penonenkreiaes sowohl 
absolut wie relativ erfahren, die absolute Minderung ~ um nmd 
700000 — ist erfolgt in Bezug auf die mAnnlichen Arbeiter, die 
zum Teil in andere, namentlich industrielle Berufe abgewandert 
sind, sowie in Beäig auf die Dienstboten und Familienangehörigen, 
die besagte Abwandenuig erfolgte tdls froiwilUg (wegen besserer 
Lohnung, grosserer persönlicher BVeiheit), teils veranlasst durch die 
verbesserte, Menschen durch Maschinenarbeit ersetzende Technik in 
der Landwirtschaft. Auf einen Rückgang der Ertragsfähigkeit 
unserer Landwirtschaft dar-f aber hieraus nicht geschl-^sscu weitlen, 
vielmehr tieweisen die BetiieUs- und Erutcstatisiik, dass infolge der 
intensiveren und die Errungenschaften der müderncn Tochnik aus- 
nützenden Bewirtschaftung die Evnie an laudwirtschaftliolien Pm- 
duktcn. insl>esondere an Qeti'eide, seit 1882 absolut und im Vor- 
luUtnis zur Anbautläche gestiegen i.st, wenn sie aueh an^esirlits der 
Vermelu'ung der Bevölkerung den ini&udischen Bedarf keineswegs 



Digitized by Google 



— 267 — 



in ilccken vei*mag. Elxnisowonie- hat <h-v politisch und sozial so 
Icdputnngsvollo fiolbständige Bauenistaii«! an Stärke oingebusst; 
msere Bauerngüter, fast drei Viertel unserer gesamten landwirt- 
schaftlichen Fläche und überwie^^end von den Eigentflmern selbst 
be«iit8chaftet , haW^n sich seit 1882 nicht blos erhalten, sondern 
topr vermehrt, der Bauemstwd bildet iiadi wie vor den Kern 
mi8CTes Heeres, das Bf»ll\v< rk gegen die Verwirklichung sozial- 
revolutionäi'er Pläne, den Juügbnninon, der fortgesetzt don ührigen 
Ständen und Berufen neue, gesunde Kräfte suzuführen in der I^age 
ii^t. Andererseits brachte der Aufschwung von Industrie, Handel 
und Verkehr den Vorteil, dass zahlreiche Ariseitskrftfte — und ihre 
2ihi vicbst entsprechend der taschen Vermehrung unserer Be- 
^enmg*) ungemein schnell — , welche andemfislls hAtten ans^ 
«andern mDssen, im Inland Gelegenheit zu produktiTer Bethfttigung 
fanden, auf diese Weise erhöhte sich auch die konsumfiUuge Kasse 
iiod «aide für heimische Produkte der Landwirtschaft und Industrie 
sicheres Absatzgebiet erweitert Zugleich erführ bei dieser Ent> 
«icUnog die Finanzkraft des Volkes die wünschenswerte Stftrkung, 
M ^Ninte bei gleichzeitiger Besserung seiner Lebenshaltiug die 
Mittel bereitstellen, welche zur Dnichlührung aller möglichen, yon 
Jahr in Jahr in erhöhtem Masse hervortretenden kulturellen Auf« 
gahen, sowie zur Hebung unserer Wehrkraft sidi als erforderlich 
erwiflwQ. 

Zahlenmlsaig stellen sich die beruflidien Verschiebungen fol- 
gndenDasBen dar: 



Und- und Forstwirtschaft 56 19G 0,68 —724 148 —3,77 
(knuter Landwirtschaft -^18 525 —0,23 —88» 851 —4,75 



Oiine Beruf u.Beruf8auK^ Hl 7^9 "s,2ii ]\)'<n<.\': ,is,12 



BerafBsbteUungen 



Zor beaw. Abnahme (— ) seit 1882 
ErwerbsthAtlge Benifibevdlkerttiig 

absolut pCt absolut i>Ct 



Industrie 

Bandet und Verkehr 
fllualiche Dienste pp. 
Öffentlicher Dienst 



1884 755 29,47 4196161 26,12 

768193 48,92 1435 766 31,09 

34 909 8,78 —51487 —5,49 

394814 38,29 612 032 27,53 



Summe 3 927 189 20,68 6 548171 14,48 
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l'iozentualer Antf»i! 
Ei w er bst bätige Boruf s be volkeruDg 





1882 


1895 


1882 


1886 


Land- und Foretwirtschaft 


43,38 


30,19 


42,51 


35,74 


daninter Landwirtschaft 


42,47 


35,11 


41,36 


34,41 


Industrie 


33,G9 


36,14 


35,51 


39,12 


Handel und Verkehr 


8,27 


10,21 


10,02 


11,52 


Häusliche Dienste pp. 


2,10 


1,89 


2,07 


1,71 


ÖfToiitli<;her Dienst 


5.43 


0,22 


4,92 


5,48 


Ohne Beruf u. Bern f.siui gäbe 7,13 


9,35 


4,97 


6,43 


Summe 100 


100 


100 


100 


Der gescliildertt? Industiiulisierungs-Pruzebs macht sich 


auch 


in anderen Ländern, selli 


st in Staaten mit 


noch auspjsji; 




a^iarisf-heni Charakter \>vnv 


nkbar, Beispielswei 


se sei verwiesen auf 


die neueste Entwicklung in Sdiwedeu 








Berufshevrilkerung 








Schw 


eden 






1880 




1890 






absolut 


pCt 


alMolut 


pa 


Laudwirtscliaft 


2 342 9d4 


51,3 


2 442 032 


61,0 


Industrie 


576 366 


13,6 


849 020 


17,8 


Handel und Verkehr 


222 291 


4,9 


309957 


6,5 


OfTenfUcher Dienst pp. 


254582 


5,6 


269486 


5,6 


Ohne bestimmten ErweiL 


1 inn 




m 1 -iPi; 


: '11 


Summe 


4565 668 


100 


4 784981 


100 




1876 


Norwegen 








1891 








pCt. 


absolut 


pO. 


Laudwirtscliaft 


UÜ7 059 


54,8 


l 024 137 


51,1 


Industrie 


323 524 


17,8 


436414 


2L8 


Handel und Verkt lir 


227 413 


12,5 


291 135 


14,5 


ÖfieiitlidK^r Dienst pp. 


57 487 


3,2 


82 494 


4,1 


Ohne bestimmten Ei w^rb 


213370 


11,7 


169 922 


8,5 



Summe 1 818 853 100 2 004 102 100 



Tn Eiiglaml und Schottland, wn dio landwirtschaftliche Be- 
völkcruni: M-lmn l)ei der 1881 er Vnlkszähluiii,'' sr^hr schwach ver- 
treten war, ist inzwischen deren Vertretung^ noch geringer gewoixlen, 
während Industi-ie, auch Handel und Verkehr absolut wie im Ver- 
hältnis zur Oesamtbevölkening an Zalil der ErwerbsthAtigen namhaft 
zugenommen hat: 



1881 

UadVirtschaft und Fiacherei 1 3S3 184 
Industrie 6 373 367 

Hjutdel uiul Verkelir 980 128 

BtaBÜche, persönliche Dienste 1 803 810 
?me Benifsai-ten 647 075 



Erwerbstliiitige 

England und Walüs 

pCtd. Oesamt- 
absolut bevÖlkaruDg 

18!»! IMS] 1801 

1 330 !J4r> 5,3 4,« 

7 3:J6 344 24,5 25,3 

1 339 735 3,8 4,8 

1 900 328 7,0 0,G 

926 132 2,5 3,2 



Erwerbeth&tige 1 1 1 87 564 



12 899 484 
Schottland 



Lmdwirtschaft und Fischerei 
liidustrie 

^ndei luul Verkehr 
lUmfiche, persönliche Dienste 
Freie Benifsarten 



absolut 

1881 
269 537 
932 653 
132 126 
176565 

96 103 



1891 
249 124 
1 032 404 
180952 
203 153 
111319 



43,1 44,5 

pCtd. Oesamt- 
bevSlkenmg 

1681 1891 



7,2 
25,0 
3,5 

2,6 



6«2 
25,6 
4,5 
5,0 
2,8 



Erwerbsthfttige 1606 984 1776 952 43,0 44,1 
hl den Vereinigten Staaten von Amerika nehmen die Berufs- 
thSdgen der Urprodnktion unter der Gesamtzahl der Berafsthfttigen 
gegoriQber 1880 und 1870 awar jetzt auch einen geringeren Pro^ 
zeatsBbt ein, alldn dies bedeutet hier lediglich, dass die anderen 
ErweAscMcige, nanientUoh Industrie, Handel und Verkehr, sich 
rektiT noch mehr ent&ltet haben, sodass die lefaKteren jet^st mit 
höheren Anteilen als früher an der Gkssamt^Twerhstliiltigkoit parti- 
zipieren. Betrachtet man die absoluten Zahlen, so zeigt sieh eine 
mä<-htiRe Entfaltung bei allen Beruf8zweig».*ii, nicht xuiu wenigsten 
bei der Landwirtschaft: 



Laiid w irb>cbafl, Fisoheiei, 

< »ffentlicher Dienst, freie 

Berufe etc. 
iüariiclw a. pereöolicbe' 



1870 pCt 

G1413Ü3 15,9 

371 Ol«« 1,0 



Bemfätbätige 
1880 pCt. 

8004G24 16,0 

Ü03 202 1,U 



1890 pC%. 
9013336 14,4 
944 333 1,5 



Handel vad Verkehr 

ludostrie 

Bero&thit^e äberbaupt 



2311820 
1229399 

2 452 243 



6,0 

3,2 

6,3 



3503443 
1866481 

3 414 349 



7,0 
3,7 

0,8 



4 360577 

8 326 122 

5091 293 



7,0 

5,3 

8,1 



12005923 32,4 17 392 0^)9 34,7 22 735 661 36,3 
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rml mm zu d« r sozialen Gliedeninp: des Deutschen 

Volkes. Welcher Anteil iriiTr auf c]i>' Selbständig«-!! . weicherauf 

(lie Abhängigen? iiierübei erhalten wir folgenden Anfschluss: 

Erwerbsthätige nebet FamUiexiat)<^'ehürigea 
absolut |)Ct. 

Schieht (Irr S. lbbtändigeu 23 013 22G 

Yeniiöueüde Kliiase 046 242 

MitteikbiKse 15 874 600 

Unbemittelte Klasse 6 492 384 

Schiebt der Abhängigen 28 757 058 



44,45 




1,25 


2M 


30,66 




12,54 


28,21 


55,55 




100 



Gesamtbevölkening 51 770 284 

Über die Hälfte der Bevdlkeniog geh((rt der abhängigen Klasee 
an, 44 pCt. der selbständigen Klasse, und zwar bst ^n Drittel 
dem sdbständigen Itittelstande, der seinerseits von der sdbstibidigen 
Klasse Uber swei Drittel anf sich vereinigt Wollte man bei den 
Abhängigen nicht, wie eben geschehen, blas die Stellung im Beruf, 
sondern auch Besitz und Einkommen entscheidendes Kriterium sein 
lassen, so gehüren zum Mittelstand noch das technische und 
Aufsichtspersotial, sowie sonstige qualifiziertere Arbeiter, die 
in grosseren Betrieben zn Hunderttausenden vorkommen und deren 
Oehslt oder Lohn den Verdienst des selbständigen flandwericers 
nicht selten Qberoteigt 

Am stärksten ist, was die einzelnen Beniiszweige angeht, der 
sdbstfindige Mittelstand in der Landwirtschaft vertreten, wo er über 
vier FQnftel der Selbständigenklasse ausmacht. Im Handel und 
Verkehr beträgt er die Hälfte, in der Industrie nur 46,36 pCt., 
hier ist urasomehr die nnbemittelte nnd die welühabende Klasse 
der Selbständigen besetzt. Im Gegeasati', den Vorgängen, die 
sicli zwischen Grossindustrie und Handwerk, zwischen Cnipssliaudel 
(Gnjssiiiagaxiiic, Warenhäuser und Kleinhandel aluspiclen, ist 

ehi'M der landwirtschaftliche Mittelstnnd. der Bauernstand voui 
Grossgrundbesitz weniger b<'d!olit und dainim gemde hier die Kr- 
haltung tuul Kräftigung der hell iständ igen Mittelschif ht am ehesten 
durehfühi l'a!. — Natnigeniäss ist der selbstandip' Mittelstand in 
den einzehien Teilen d' S Reichs verschieden vertreten, je nachdem 
die r<a?id Wirt Schaft und ila wieder die Bauerngfiter. sowie ausser- 
dem KU?inge\verbe und Kieiidiandwerk vorwiegen oder [ndustrie 
uiid üandol und zwar in ÜJ'ossüetriebsformeu. So beträgt im Kelch 
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Anteil iler Mittelklasse au dor aus LaiKlwirtsciuift, Industrie 
m^l Handel gebildeten Selbständiierenschieht 07 pCt., gegenillMT 
iliefc^om Reicbsdurchscliuitt orreiclit der Mittelstand in Oldeidiurtj 
gm^-» Ziffer von 73. iu Bayern sogar von 77 pCt,, daf,'ejroii \m 
lüveiiüaud nur 00, in Sachsen 59, in den Hansastaaton 5t>— 54, 
in ß^^riiii ^ai- nur 44 pCt. 

Beschränkt man >ifli auf die Krwerbsthätim-n (also mit Hinweg- 
lassung ihrer IIau»li<iltungs<'U!!,relioriu^Lii ), so sind von deren Gosaint- 
lakl etwas über ein Viertel r2ü, 84 i'Ct.) oder 5,0 Millionen an 
(\er selbständigen, fast drei Viertel oder 1G,2 Millionen an der ab- 
Idogigen Klasse beteiligt. 

Speziell in den drei grossen Berufsabteilnngen Ijandwirtsdiaft, 
Industrie und Handel ist die soziale Schichtung . folgende : 

Von 100 Erwerbsthiitigeu sind 





Selbständige 


Angestellte 


Arbeiter 


Iäu« Willschaft 


30,98 


1,16 


67,86 


\t\duBtrie 


24,90 


3,18 


71,92 


Handel and Verkehr 


36,07 


11,20 


62,73 


Sonstige Berufe 


14,39 


6,13 


79,48 


Überhaupt 26,84 


3,70 


69,46 



Was die Mozel-Benifis betrifft, so ist die Selbstandigkeitsziffer 
am hflehslen bdm Hausierhandel, bd HandelsTermittlong (900 
Selbettndige von 1000 Erwerbethätigen) sowie bd den durch eine 
starke Verbreitung sich auszeichnenden Berufen der Schuhmacherei, 
Schneiderei, NAberei, Plfttterei (600 %o), wfthrend Berufe mit 
Groeebetriebscharakter, wie Bergbau, Hdttenwesen, Eisen-, Strassen- 
bahnbetrieb, Eisengiesserei, Rübenzuckorfabrikation nur 2 — 17 Selbst- 
ständige unter 1000 Erworhsthätigen aufweisen. 

Zerlegt man die abhäiicme Klasse iu Laudwirtschuft, Industrie 
luid Handel nach ihren einzelnen Bestandteilen, so erh{Ut man 

pCt. allar Erwerbsthätigen 
absolut der genannten Beru&awelge 



AngesteUte 621 825 3,29 

GderotB Axbeiter 6021641 31,84 

I ngelomte Arbeiter 4 725 326 24,99 

Mithelfende Familienangehörige 2 069 585 10,94 



Die Angestellten, unter welchen das technische, Aufsiehts- 
uüd lieeliiuuigspersuual zu veretehen ist, woitlen iu ausgedehntem 



Masse bcschaiiigt in der ciiemiscJicii ludnütric, der ihr ver\vi(iitlt.: ii 
Industrie der Leuchtstoffe, Fette, Öle, dann im Maschinen-, im 
I5''IK- unil Ilült*'ii\vosen, os entspricht dies tinn faloikmä.ssigen 
iiml (h'()s«betnel)Scliarakti.'i- tler erwälmtfii HLTule, Jk'lativ um go- 
rinL'-t^ten ist ihre V- rw. udinig im lickli idwiigs- und Koiniirunpt;- 
gewcrlto, in der Holz- und Schnitz- sowio in der Mefalliii'lu>t ri»', 
Gruppen, in denen diit^ KlfiiiL^rwcrlM' und lianihverli eine Rolle 
spielt und daher die Dienste ciuts höh.-; <|ualifizierten Hilfw- 
peisonals, mi es tecknit>cheu oder Bureauporsonals, weniger von 
n5ten Bind. 

Die gelernten Arbeiter, d. h. die Gesellen, Lelirlinge und 
Arbeiter für DieuBtleistungen, zu denen in der Hegel eine Vor- 
bildung orfoixlerli<Ji ist, vereinigen die Hauptmasse der Erwerbs- 
thfltigen auf sich. Fast ein Drittel sind gelernte Arbeiter, von 
der Klasse der Arbeiter allein entfällt auf sie fast dit< Hälfte. Den 
Aussehlag für diese hohen Anteile geben die Vt iMUnisse im 
eigentlichen Handwerk, das für seine lieistnngen bestimmte erlerote 
oder durch andauernde Übung erworbene Befähigungen oder Oe- 
schicklichkditen Toranssetst. So kommen fost ausschliesslich geletzte 
(männliche) Ai'beiter vor bei den Berufen der Schneider, Barbiere, 
Ftiseure, Schornsteinfeger^ dann in den — haudwerkmftssig be- 
triebenen — Bemfen der Olaser, Klempner, Schmiede, Stellmacher, 
Tischler, Schuhmacher, Schlosser, Bficker, Fleischer etc. Umgekehrt 
arbeiten mehr ungelernte Personen in Baunntemefamuug (£rd-, 
Wege>, Eisenbahnarbeiter), Toi^rftberd, Gasanstalten, Ziegeleien etc. 

Die Mitarbeit von Familienangehörigen findet ach am aus- 
gedehntesten in der Landwirtschaft, wo Ihre Zahl sogar die der 
Knechte und Hftgde übersteigt, und swar zumeist auf Betrieben 
mittlerer Oritose, auf BauemgOtem. Schon weniger hftuflg ist sie 
hei Handel und Verkehr, am eingeschränktesten in der Industrie, 
es hängt da die Häufigkeit von mithelfenden fWilienungehürigcn 
von der Grösse der Betriebe ab, je kleiner der Betrieb, luusomehr 
hat er familieuhaften Chandcter. Cbrigens treffen von allen iiiit- 
helfeuileu Familienangehörigen der Industrie und des HautlLl.> nicht 
wenijror als 84 pCt, auf die fünf I?i lufsarten Gast- und Schank- 
wirte haft. Waaren- und Produkicniiandol. Bäckerei, Flcis(dieroi, 
Webtici. viilfa h besteht die besagte Mithilfe in der Hesorirung 
dos VcrkaufsgesciiiÜts und wird zumeist vou Ehefrauen geleistcU 
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Hille besondere Hervorhebung verdieoen uoch die Haus« 
liid u.8tri eilen, nAnüich die Gewerbetreibenden , wdohe su Haiiü 
fSr Cmde BechnuDg arbeiten. Solche wnrden gezfthlt: 

im Hauptberaf im Mabeobenif zuMunmeu 
ais ^elbsttadige 287 448 46 782 334 230 

m\ü\elfende Familienangehörigo 11570 10 001 91571 

iwasUge GehUfen 43 493 2 CG9 46 162 

Summe 342 511 59 452 401 9G3 

Die hier als selbständig angefühi'tcn liautiindustnellen siud 
nur rechtlich selbständig, wirtscrhaftlich geliörea sio zu den Ab- 
Uagigen. — Nahezu die Hälfte aller Hauagewerbeti-eibenden ge- 
Mit snr Textilindustrie (und hier wieder sind awei Drittel Haus- 
weber), etwas über ein Drittel zum BeUddungsgewerbe (Nftherei, 
Schneiderei, Schtthmacherei). — Übrigens bleibt die berufsstatistische 
ZshL der Hansindustriellen hinter' dem thatsSchlichen Umfang 
mxftck; die Angaben Aber die mithelfenden Familienangehörigen 
litten unter den Schwierigkeiten, die der Erfassung der Neben- 
und Kindererwerbeth&tigkeit entgegenstehen, ausserdem fehlen von 
den sonstigen Gehilfen diejenigen, welche nicht aiu* Haushaltung 
des BdbstAndigen Hansgewerbetreibenden gehören, endlich mögen 
auch die Angaben der selbstAndigen Hausindustriellen, wenigstens 
derer, die im Nebenberuf hausindustriell sich bethätig«i, nicht 
erschöpfend sein. 

Welche Entwicklung ualuu die soziale Schiuktuug 
seit 1882? 

Der absoluten Stftrke nach haben Selbständige wie Angestellte 
und Arbeiter (bei I^ndwiiiacbaft, Industrie und Handel) zugenommen, 
aber in verschiedenem Grade. Die Zahl der Selbst&ndigen ist um 
mnd 300 000 oder 5 pGt, die der Arbeiter jedoch um 2,1 Million 
oder 20 pCt. grösser geworden, die Angesteliten haben sich ver- 
doppelt An der Geeamtmehrung der Erwerbsthfttigen in den drei 
materiellen Berofesweigen sind die Arbeiter mit Qber drei Viertel 
beteiligt, die Angestellten mit 12 pCt, die Selbständigen mit 
10 pCt DemgemSss ist relativ der Anteil der Selbständigen zu 
Gunsten der Arbeiter surQokgegangen. Diese BntwicUung vdlaog 
sich nicht bei der Landwirtschaft, wo im Gegenteil die Selbst- 
Btindigen etwas gewannen, der Anteil der Arbeiterschaft surttck- 
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ging, sondern bei Industrie wie Handel Und Verkelir» sie ist 
bei unfflw starken VolkSTermehning, der erhöhten Betnligung am 
Erwerb, der Zunahme des Qrossbetriebs, den Fortschritten der 

Tochnik und der gesteigerten Arbeitsteilung nicht anders zu er- 
warten. Die Hausindustriellen, bezüglich deren ein Veigleicii mit 
1882 mu für dio selbständigen möglich ist, liabeu lediglich in der 
Textilindustrie sich vermindert, hier allerdings derart, dass die 
Minuszahl die Zunahnieziffer, die fiii die anderen lierufsgiuj'jKn 
sich ergiebt, bedeutend (ibtMiagt. Di»' Trsache ist för den Hilck- 
gang der Toxtil-llausiiitlustrie die scharfe Konkurrenz der Fabrik- 
industrie; begünstigl durch die grossen Forschritte, welche die 
Technik — mechanisclier W eUsluhl etc. — gerade in 'ler Weberei 
erfahrcH hat, bildet sich immor melu' der konzentrierte Betrieb, 
der (irossbetrieb aus lunl licstiinint die Uauswebor, entweder in 
Fabriken ihren gelernten Bentf fortzusetzen oder in andere Bertife 
abzuwandeni. Ändrei-seits ist die sonst festgestellte Zunahme der 
Hausindustrie (namentlich im Bekleidungsgewerbe, der Talwikindustrie, 
der Holz- und Metallindustrie) vielfach aiif das Bcstrelien der 
Unternehmer zurückzuführen, ebie Erweiterung der Fabrikanlagen 
wegen der hohen Mietspreise m vermeiden und lieber die Arbeit 
in die, auch die Ausgaben für Beleuchtung, Heizung, Lüftung, Auf- 
sichtspei-sonal etc. ersparende Hausindustrie zu vergeben. 

Im Ausland ist man hinsichtlich der Ausbeutung der Benifis- 
naobweise zwecks Feststellung der sosialen Schichtung im altgemeinen 
noch sehr rflckatftndig. In England und Schottland versuchte man 
im Jahre 1891 dne Aufnahme der Beru&stdlung, indessen misslang 
sie, sodass die Eigebnisse bierfiber bei der amtlichen Hitteilung 
selbst als wertlos bezeichnet sind. In den Vereiniglen Staaten 
wurden Aber die Berufsstellung flberhaupt keine eigenen Erhebungen 
veranstaltet, nur privatim hat William Hunt auf Qrund der Berufs- 
daten ein Bild Ober die sosiale Gliederung au geben versucht, es 
ist jedoch mit der deutschen Statistik nicht vergleichbar. And) 
soweit thatsldilidi amtliche Zahlen Ober die soasialen Klassen voi^ 
liegen, ist der Vergleich fast durchweg, *w& nicht angeschlossen, 
so doch Äusserst erschwert wegen der abweichenden OrundsMze, 
mit welcher die Binieihung in die verschiedenen Klassen erfolgte. 
Am fthnlicfasten ist der deutschen noch die französische Metho<^le, 
nach welcher im Jahre 1891 vou 100 Berufsthätigeu entfielen auf 
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Selbständige Angestellte 



Arbeiter 



lAiidwirtschaft 
Industrie 
Verkehr 
Handel 



54,6 1,2 

22,5 4,5 

14,0 31,0 

50,« 21,8 



44,2 
73,0 
55,0 
27,6 



rberhaupt 49,0 5,7 



45,3 



Saraach erscheint die soziale Klasse der Selbständigen gegen« 
(bor unseren Verhältnissen in Frankreich wesentlich stärker besetst; 
^eae Erscheinung ist in erster linie durch die sehr hohe Selbst- 
«llndigensiffer in der Landwirtschaft bedingt und erUftrt sieh daraus, 
dl» der landwirtachaMiche Kkinbetcieb und Kleinbeaita in Fnuik- 
Rfch stark vorhensohi Aber auch hier ist die SelbetftndigenzifliBr 
seit der vorletzten Zählung (1886), wo sie noch 61,3 pCt betrug, 
zu Grünsten der Arbeiterklasae zurftdig^angen. 

Von lieäündei-er Bedeutung ist für unsere jetzige berufliche 
und soziale Gliederung der Fran o n erwerb. Allerdings tritt er 
gegenfiber dem der Männer nocli wcsontlieh zurück — es wurden 
1895 15,5 Millionen männliche. 6.6 Millionen weibliche Erw.nba- 
fhäriifp firezählt — , das weililich»' (Teschlpcht hat sein natiuliehes 
Arbeitsi;.'h!'-'r olioi» im HaTi«. in der Familie, in der Hauswiitst haft 
Für eine Iteilie vi.n Frauen ft^hü aber die Möglichkeit, ihren natür- 
liche« Benif zu erfüllen, so dass sie zu eigenem Erwerb genötigt 
sind, und au.sserdem besteht fia* die Frauen insofern jetzt mehr 
Anlast, sich an der volkswirtschaftlichen Produktion zu beteiligen, 
als durth die modenie Entwicklung von Gewerbe, Handel und 
Verkehr mancherlei bislier im Hause geübte Frauenbeschäftigtmgen 
(z, B. Spinnen. Weben, Nähen, Stricken, Backen) aus der Haus- 
wirtschaft verdrängt und nun als besondere Berufe ausgeübt werden, 
inlo]g«(lessen ist die Möglichkeit der Uausproduktion eingeengt, die 
Hauswirtschaft beschrankt sich mehr und mehr auf Ordnung des 
KoDaams, und die so frei gewordenen AibeitakrSfte suchen ander- 
weitig, aoaser dem Hause, BeechSf^ung. 

Über die Thftügkeit der 6,6 Millionen erwerbsthfttigen Frauen 
ist Folgendes zu bemerken. 

"Von den fi.ii Millionen erwurk>thütigen Frauen befiiidea sicli 
1.2 Millionen 1^17,81 pCt.) in selltötäudigor Stellung, sie liaben als 



Digrtized by Google 



1 



— 26C — 

solche einen landwirtschaftlichen Betrieb, ein Gewerbe oder Oeschäft, 
sind Ersieheruinen f Hebammen, Schauspieler, Musiker, Etinstler. 
Soweit sie Landwirtschaft, Industrie und Handel angehören, handelt 
es sich bei vielen dieser weiblichen ScIbBtändigen weniger um die 
ÄiisHbung eines Benifs — abgeselien von ilen Bpezifisehen F'raueu- 
berufen der Näherin, Wikscherin etc. — als um die Verwalluiig 
eines nberküinuienen Besitzes seitens der Witwe. 

2, .5 Millionen von den erwerbsthätigen weiblichen Poi-sonen 
vciiirhtcn Dienste iu cngvster 1 Beziehung zur Faniilic. es sind dies 
die L2 Millionen Ehefrauen und Töchter (und andere weibliche 
Verwandte), wel<he im G<nverbe und Geschäft des Hausbaltuufrs- 
Yorstaudes mithelfen, funit r die 1 .3 Millmn.Mi w.^ibliche Dimstliot-'U, 
dcri'n Arli' it, Venn mich nicht in der oigcueii Familie, doch ander- 
weitig sich inneriuilli der Familie vollzieht. 

Die verbleibenden 2,9 Millionen Frauen und Mädchen (43,78 
j)('t, aller weiblichen Erwerbsthätigen) sind — abgesehen von den 
.54 042 als Rechnungsführer, Buchhalter, Kassierer, Diakonissinnen 
thätigen Angestellten — gewohnliehe Arbeiterinnen, und zwar sind 
Über die Hälft«« imgelernt. Die Mehrzahl — 1,4 Millionen — 
arbeitet in der Ijandwirtschaft (Mägde, Tagelöhnerinnen), wähi*end 
948 328 ihivn Erwerb in der- Industrie (730 755 in Fabriken), 
270 478 im Handel und Verkehr sudien; der Rest verteilt sich 
auf Lohnarbeit wechselnder Art und auf gewöhnliche Hülfsdienste, 
die in öffentlichen Anstalten pp., auch als Erankenschwestem ge- 
leistet werden. Nur von diesen 2,9 Millionen Frauen und Mftdchen 
Ifisst sich sagen, dass sie bei ihrem Erwerb dem Eaxtse und der 
Familie^entatogen sind. 

Seit dem Jahre 1882 haben die erwerbsthfttigen Frauen um 
1 Million oder 18,71 pCt zugenommen. An Arbeiterinneti sind 
allein rund 900 000 mehr gesShlt worden, davon trefTen über 
400 000 auf die Industrie, aber 200 000 auf Handel und Verkehr, 
etwas aber 100 000 auf die Landwirtschaft Zwar hat sich dab^ 
der Anteil der Erwerbsthätigen an der gesamten weiblichen Be- 
völkerung nur unwesentlich vorschoben, er stieg von 24,02 auf 
24,96 pft., immerhin besagen die Zahlen, dass die Frau am Erwerbs- 
leben ansserhalb des Hauses jetzt erlieblich stärker teilnimmt. Damit 
steht im Zusammenhang, dass die vermehrte ErwerbsthäHgkoit vor 
allem bei den weiblichen rci-soiicn im Alter bis zu 40 Jahren und 
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ytloneii ledigen Standes Platz gegriffen hat, üiefec stellcu zu dorn 
^ von 1 Million niiid 700 000. 

I3ei dieser Entwickluii;,' ist ali. r nicht au>>(M- Acht 7M loiv^en, 
auch die männlichen Fj woilistliätitreii, die «»liuehiii schon ülnir 
\m ITüiiftel dvi HiätinliilitM l^cvnlk. mng ausmachen, namhaft zn- 
gettf>mnien haben, und zwar um nu^lir als 2 Mülii'iioii (i'I.t 15.78 
s<"' dass Mflnnej-arlicit kaum ciiici' wt^tcrtMi Krhwhung fällig 
gevesfii wäre uud von einer N't'rdränL^uni: d^'r MiiiniiMarli''it seitens 
<\er Frauen nicht die Rede sein kann. Vielmehr hat sich die 
Erwcrbsgelegcnheit dank der moderneu Eutfaltung von Gewerlte, 
Claudel und Verkehr überhaupt vermehrt, und hieran |»artizipienMi 
nebm den männliohen aticfai alle diejenigen weiVü« hen Personen, 
wok-he in der jetzigen Hauswirt^ohaft nicht mehr die ^^endgende 
ikscbäftiguDg finden, und wegen der anspnichsvoUeron IjelH?nBhaltuDg 
and «des teurer gewordenen Unterhaita gezwungen sind, mit zu 
r^TT^ n'^ '^n. Die M&nner widmen sich dal)ei den neuen, von der 
Tev:\\uik erschlossenen und den lohnenderen Arbeitsgei^icten, w&hrend 
die Flauen, im AUgemeineii wenigstens, die von den MAnnera ver- 
iaaseneu minderwertigen Arbeitsstellen und die ihnen von Natur 
mehr als den MAnnem gel^nen Arbeitsverriohtungen (namentlich 
in der Textilbranche, in Konserven-, Tabakfabriken) abemehmen. 

Dtt Gesagte wird bestätigt, wenn man sich vergegenwArtigt, 
mit weichen Anteilziffem die weiblichen Erwerbsth&tigen g^n- 
Aber den männlichen 1882 nnd 1896 auftraten: 

Von 100 Erwertothäligeo sind weiblich 





1882 


1806 


luidwürtschalt 


31 


33 


Industrie 


17,6 


18,4 


Handel und Verkehr 


19 


24,8 


Lohnarbeit wechselnder Art 


46 


54 


Offentlicfaer Dienst 


11 


12 


i'berliaupt 


24 


' 25 



Xicht in der Industrie, sondern im Handel und Verkehr sowie 
in »ier Lai.dwirtx hafi ist also der Anteil der Frauen an der Er- 
t»erbsthäu;4keit gegenüber dem d< i Männer am meisten gestiegen; 
in der Industrie hat sich eben fia* beide Gesclil< < hier die Krworbs- 
sTf^I^-genli^-it i».tr:iilitlich erweitert, in der I^jitid wii tr^chafl müssen 
weibliclio Arbeiter jetzt die Lücken ausfClllen, welche die in amlei-^ 



Benife al^wanderten M&nner ^elusson haV»cn, im Hundel und 

Verkehr sind es die vielen Ijadenmädchen, Verkäuferinnen sowie 
die bei Post und Eisentwihn, iu Gast- und Scliankwirt«chaft lio- 
sehäftigten weiblichen Arbeitski"äfte, welche die Erwerbsziffer sehr 
au Gunsten der Frauen seit 1882 verschoben haben. 

Hinsichtlich der Au.>ilehüung des Frauenerwoiiis im Vergleich 
zum Auslande wunle bereits cingang> betont, dai?s ein solcher Ver- 
g!oi<'h sehr prekärer Natur ist und bei der derzeitigen Bebcliaffenheit 
<l*>s intL'niutioualeu. berufbätatistischeu Materials^ hea^r eiustweüeu 
unterbleibt. 

• 

Mit V^orsteliendom erlaube ich das Wichtigste, wan ttl>er die 
berufliche und soziale Gliederung des Deutschen Volkes ') auf Grund 
dei* neuesten deutscheu Beriifsstatistik und des vorliandenen inter- 
naÜooalea Materials sich Mgen lässt, dargelegt zu haben. Icki 
schliesse mit dem Wunsche, dass die auf Vereinheitüchung 
Berufaerhehung und -bearbeitung abzielenden F»>str< l ungen endlich 
auch praktische Erff>lge aufweisen mOgen, auf ilass Wissenschaft 
und öffentliche Vcr>valtung in der Lage und, über Umfang und 
Art der Volkskiftfte in den eiiizelneii Staaten sich ein besseres 
Urteil ZQ bilden, als es der derzeitige Stand der intematioDalen 
BenilastatiBtik erlaubt. 

Berlin, 1. Juli 1899. 

*) In Besitg auf die Betriebs verhlltnlwe von I^nd Wirtschaft, 0«< 
werbe und Handel des Deutsdien Reichs im Vergleioh xoni Auahuide ver- 
weise ich auf die SoblusaabschDitte der von mir bearbeiteten Werke: „Die 
Landwirtschaft im Deutschen Reich nach der Erhebung vom 14. .limi 1895" 
und ..(it'worbo und Handel im DeutKcben R'-'u h na« Ii der Krhebunp vom 
14. Juni 1895''. Band 112 und 119 der Statistik des Deutsobeu Reichs. 



Der Schutz des geistigen Eigenliiiiis 
in Norwegen. 

(Jks Gcaeti voin 4. Mi 1893 ttber die Reckte der Avtm md Kfinstter/O 



Mit lein 1. Januar 1894 trat zum Schute des geistigen Eigen- 
toma in NorwegeD ein Oesetz in Kraft — wir meinen dasjenige 
vom 4. JuU 1893 über die Beebte der Autoren und EQnsÜer — , 
welciKs weniger neue oder besondere Bestimmungen in dieser Materie 
bndite, als vielmehr eine Eodlfiltatiön sweier schon bestehender 
Gesetie, eine Zusammenaehung beider in eines darstellt Denn nach 
AufheboDg der Verordnung vom 7. Januar 1741, die in Norwegen 
andi nach seiner Innung von Dänemark im Jahre 1814 weiter 
in Oeltang geblieben war und nach Abschalfiing des unter dem 
12* Oktober 1857 erlassenen Gesetzes Ober das Eigentumsrecht der 
KOnstler, kommen mit Besug auf den Schnta des gdstigen Eigentums 
Us m d«n oben angegebenen Zeitpunkte (1. Januar 1894) nach- 
stehende Gesetze als in Kraft befindlich in Frage: 1. Das Oesetx vom 
8. Jnni 1876 Ober den Schutz des sogenannten literarischen Besits- 
rechtes; 2. Das Gesetz vom 12. Mai 187? fiber den Schutz des 
Besifcnvchtes der Kflnstler; 3. Das Gesetz vom gleichen Datum über 
den Sdiitts der Photograplueeu ; und 4. Das Gesetz vom 20. Jnni 1882 
betreffend die ISnfflhrung eines Editionsregistera und die Verpflichtung 
lur Abliefening tler Dnickexemplfiro an die Universitätsbibliothek. 
Währemi nun die beiden znletzt gouaunten Gesetic nocii in Geltung 
sind, fasste man, wie schon (»l>eii angi^leutet. die Ijeiden erateren 
in oin Gesetz, dasjenige vom 4. .Iiili 1893, zusammen, das im 
Wesentlichen die iiauptbestimmungen beider, wenn auuli textlich 
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gcäii'Ii l t. iilxM nahm, al)er mit giüssei'er Klarheit uiul PräziBiun zum 
Ausdruck braolito. 

In soinom Toi! T l»eham1i'lt in 24 Pai-a^raplieji — das 
ent«preeliendt' Cn -<■(/, v ,111 S. .luni 1876 uinffi^'Ste 48 Paraj^iapiien 
- das Rocht dor Autoren an ihron litonirisehen Er/eiig:ni.<son, 
ordnet im Teil II in 10 Par-.iutajiluMi — das entsprechende Gesetz 
vom 12. Mai 1877 iiat deren 18 — da*> Kecht der Künstler an 
ihreu Werken und schliesst in Teil III mit o Paragi-aphon all- 
g-emeiner Bestimmungen. Doch wenden wir uns dem materiellea 
Inhalt der einzelnen Teile aunraebr eingehender zvl 

t 

Das Autorrecht bei literarisclieu Werken. 

«) Beginn, Ausdehnung und (gegenständ des UrheberrecUtes. 

ZunSdiBt steht dem Autor das alleinige Recht su seine lite- 
rarischen Brzeugnisae durch handschriftliche VervielflÜtignng oder 
anf dem Wege mechanischer bezw* chemischer Reproduktion, in 
dramatischer bezw. mimischer VorfAhning, rezitativ oder soostvie 
sprachlich zu verßfliBntlichen. Ist jedoch ein Werk der Ölfentlidi» 
keit bereits übergeben ^ so ist die Öffentliche Vorlesung oder 
Rezitation desi^lben gestattet, sofern letztere nicht etwa den 
Charakter einer dramatischen Vorstellung annimmt oder der Ver- 
Caescr auf dem Titelblatt bezw. am An&ng seines Werkes hier» 
g^n besonders Verwahrung eingel^ hat. In gleicher Weise 
steht dem Verfasser das ausschliessliche Recht der VerOlFent* 
lichnng in irgend welcher Weise su 1. für gesprochene Vor- 
träge; 2, fflr musikalische Kompositionen; doch auch hier ist die 
5ffentiiche ÄtiffOhrung, sofern es sich um eine schon veröffentlichte * 
Kom[)08ition handelt und die AuffOhning kerne dramatische ist, 
gestattet, falls der Verfasser sich auf dem Titel oder am Aufang 
des Werkes dieselbe nicht besonders verbeten hat; 3. endlich fflr 
matheniatis«:he, geogra|ihische, tacliographische, naturgeschichtliche 
und dergl. Zeichnungen, ebenso wie für gmphische und plastische 
Dai-stelluntren, sofoin sie ihren cliarakteristisehen Merkmalen nach 
nieiil ulh Kunslwt. rki' aiigcM hen wi idt/ii können. Den Heraiisp">l>rM ii 
von Zeitunsren und anderen ixiiodix hen Venin'cütliehuhgen bezw. 
Werken, die sich aus den uuabliängigen Aibeiten verschiedener 
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und Autoren zusaminensetzGii, steht <1as i^leiche aiis- 
j,4jlieÄsli<-h«-' I^eclit clor VoröffriiUiohung des ücsamtw .-ikes zu, wie 
jrttetn ein^oliieii der Autnii'ii fui- sein Ei/nionis. Olme Zii^tiinmiiii» 
im Besitze <les hozü^'liclii'ti Autoiifchtes liefiiKlliclieii I'<m>ui» 
i\jtf kfinc riw-rsetzung eine» Werkof» in oinem andern Dialekt der 
gkicbeu Sprache (d. h. dorjeniiren, in welcher es im *irii;inal ge- 
stAiri»''^f^i' ^v'zw. ei-sdiieneii ibl) «id» r uiiigt'kf'hrt veröftentliclit wenien. 
fr^sonders zu beachten ist hierbei, dass das (iesetz unter diesem 
Ciesichtspunkte das Norwegische, Dänische und Scliwe<Us(die nur 
aU Dialekte ein und dereelben Sprache betrachtet Erscheint ein 
Werk sofort in mehreren Sprachen oder doch wenigstens innerhalb 
^inc> .Tahree, so darf eine Übei'setziuig in eine dieser Sprachen ohne 
besondere Einwilligung des Inhaljers des Autorre<:htes nicht melir 
vec&'ffenüicht werden. Ebenso daif ohne ZiRtimmang des 

letxteren auch in keinem andern Falle während des Zeitraumes von 
10 -Jahren nach Ablauf des Jahres des erolen Erscheinens eines 
On^inalwerkes eine Obeiseteung desselben veröffentlicht werden. 
Onde in der genauen fiestiramttng, dass diese pr&klusivische Frist 
mit SeUoas des Jahzes, in welchem ein Werk erschienen ist, zw 
xfthleo beginnt, liegt den Gesetsen vom 8. Juni 1876 nnd 12. Uat 
1877 gegenftber dn nidit zu verkennender Vorteil und Fortschritt. 
In lebteren nftmlich fehlt diese prSsisieronde Festlegung des Be- 
ginnes der Frist, ein Umstand, der zu mancherlei UnsutrSglichkeiten, 
Irrtüffletn and Prozessen Anlass geben musste. Für diejenigen 
Werke, die in Lieferungen erscheinen, b^nnt die Frist von einem 
besw. zehn Jahren mit der Ausgabe der letzten Original-Lieferung. 
Bestdit jedodi dn Werk aus mehreren in Zwisdienrftumen er* 
acheixmiden Banden, so wird hindchtlich dieser Fristen jeder 
Band als besonderes Weric fdr sieh betraditet; dasselbe gilt fttr 
die von literarischen oder gelehrten Gesellschaften oder Einzelnen 
henosgcgebenen Berichte oder Hefte. Der rechtmfissige Über«« 
setier dnes Werkes geniesst für seine Obersetzung das gleiche 
Recht wie der Autor fflr sein Originalwerk. Haben sich mehrere 
Vorfa.s«er derart an einem Werke beteiligt, dass die Beiträge der 
einz^^lnm von ihnen nicht bestiumite Teile des Werkes ausmachen, 
so i.st fOr «lie erste VeröllV-iitlicluunr de8.selben die Genehmigung; 
je<les ♦inzeiueii .\utois notwendig. Dasselbe gilt filr den Fall, da>s 
eiu solches Werk mehrerer Vei'taÄser in anderer Weise veröffentlicht 
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woivlon soll, tl. h. also diii-ch Atiffühninp: statt dnrrh Dnw k mler 
vico versa. Ist das Autorreclit für ein Werk 'luicli Eihfolyo auf. 
inelirere Personp» ühergogariörf n . so atoht das Genehniigunirsreclit 
für die vorstflieud uiigofnhitcii VeröfTeu für Ii untren der dni-ch Testa- 
ment hiei/u liestimmten Poreon zu. Fehlt es an einer solr-hen 
Beatinnnung im Tesitnm^Mit. m fällt dieses Recht der Witwe — 
falls eben Pino solciie vorhanden und nicht et^va Ehei^cheidung 
oder Oüt« rtrri\tiung vorliegt — zu, andernfalls ühon os all»' Er\m\ 
gemeinschaftlich niis, und zwar ist dann stet8 Einstimmigkeit der- 
selben notwendig. Ähnlicheß gilt für Werke, an denen mehrere 
Verfasser beteiligt sind. Ist die Publikationsbefugnis dureli frei- 
willige oder Zwauga-Ceasiou auf mehrere Personen zusammen über- 
gegangen, 80 kann jede einzelne derselben die Veröffentlichnng des 
Werke« lordern. Können dieselben sich über die Art oder die 
Bedingungen dt i- Veröffentlichung nicht einigen . so kann jede von 
ihnen die Entscheidung des Qeiichts (11^ i*'^) Christiania an- 
rufen. Der aus der Veröffentlichung erzielte Oewinn vrird unter 
die Bechtsinhaber in GemAssheit ihrer besQglichen Ansprache ge- 
teilt Besteht unter den Yerfassem eines Wwkes kein Abkommen, 
in welchem Masse ein jeder von ihnen an dem Autorrecht beteiligt 
sein solle, so geht der Gewinn in gleiche Teile. Vorstehende Be- 
stlmmnngen gelten in gl^oher Weise für musikaIisdt*dTEina1iBch6 
Werke und Musikwerke mit Text, sofern es sich um die Darstellung, 
Aufführung oder YerGfllentiiohung des Textes und der Musik handelt, 
während der Verfasser des Textes und der Komponist das Recht 
der VetOlFenilidinng fOr sein Werk alldn — also ohne Text oder 
ohne Musik — selbständig austtbt Gegenstand des Urheberrechtes 
sind nie: die Gesetse^ Verwaltungs-Brlasse, Gerichtsentscheidungen 
und dergl. Sffentliche Urkunden etc. Dasselbe ist der Eall bei 
den Bemtnngen der konstitutionellen Köriterschaften, Munizipal- 
rilten, KirchenbehOrden, bei den vor Gericht gehaltenen Beden und 
anderen in Öffentlicher Beratung vorgetragenen politische Inhalts. 

b) CeesioB des Autor-Bechtes. 

Jeder Autor kann sein Kecht zur Veröffentlichung seines Werkes 
im Ganzen o<lei teilweise an einen Dritten abtreten. Dwh darf 
Letzterer die VenUTentlichung nur in der vom Verfasser anslje- 
dungeneu Ai*t vorneimien, d. h. liat der Autor das Recht auf Druck- 
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l(wuf«^ C'''li<'rt. m »larf der Erstchor das Work iiit.-ht etvv;t •/. II .uirli 
i,{)[f0}ireii Oiler in I'bci'setZMng » t^ü hoinon lassen. l);us Keclit hieiv.u 
,;^tl, leibt den» Verfasser, falls es nicht ef)oii in die r^ession ans- 
4iftckVich eingeschlossen ist. Ant-ii darf der Erwerber dt^s Ver- 
jdeijtlichiingsi-echtes ohne Genehiniguiig dos Verfassers keinerlei 
Änlenng des Werkes vomehmeji. Ist in der Cession nichts Gogen- 
lafiges atv^emaoht, so darf der Heransgelter nur ein«' einmalige 
knilage von nicht m«^hr als lOOn Exemplaren erscheinen laiisen. 
Bevor dieee vergriffen ist. darf seinerseits der Autor wiedenini 
Uäoe newe veranlassen. Mit der Cession dos Rechtes zur Auf- 
AUtmng eines dramatischen oder inimischen Werkes^ oder eines 
Jfiisikdxamas bezw. einer reiaeti Musik^Eomposition ist — voxaus- 
gesetzt, dass nicht auadrackUdi etwas anderes in der betreffenden 
Cestiion bestimmt ist — anoh Implicite das Recht fOr den Ersteher 
veibainden, das betreffende Werk aberall und» so oft er nur will, 
auU\iiühren; j^och darf er dieses Recht nicht weiter codieren. 
"^'oUI aber kann der Autor trots einer solchen Cession, wenn er 
sich in üerselben nicht dieses Rechtes ausdrücklich begeben hat, 
sein Werk sowohl nebenher selbst zur Aufftthrnng bringen, als 
audi gleiche Cessionen noch an andere Personen veigeben. Hat 
der ^'erfuser seine Rechte an seinem Werke voll und ganx an 
einen Dritten codiert, derart, dasa in der Geesion ausdrOoklich aus- 
beduugeu ist, dass in der Cessionszeit der Verbsser weder selbst 
das betreffoide W^k aiifffihren lamen oder noch ausserdem an 
andere cedieren darf, so wird die letztefre Bestimmung hinfUUg, 
tüobsld der Erwerber der Cession die Aufföhning nicht innerhalb 
der nichsten fünf Jahre nach Abechluss derselben veranlasst Beim 
Tode »les Autors treten die allgemeinen Successionsbestimmnngen 
auch fOr das Urheberrecht in Geltung. Doch kanij der Ver- 
fasiv^T liinsichtlicli der noch nicht veröffentlichten Werke die 
i- -laui' iitoriache Bestimmung treffen, dann dii sollMMi vor Ablauf 
einer ^tnvi.^seu Zeit nach seinem Ableitet» nicht vornftViitlidit w«^rden 
0('n"f'Mi. mir darf dreser Zeitraum 50 Jahre nicht ülMTsrhrfiten und 
iijU5-> ' Ii: Tfstamentsvollstnrkei- namentlich Ix'iuiunt sein. Iliorl^'-i 
finden die Be^tinirnun^M'u des (ieset/.o» vom 12. Oktolior 18.">7 
ül^er abwesende und vemdioUene Personen siiuiguuiä.sse Anwendung. 
Ist ein Werk aus der Mitarljeiternchaft meluei-cr V^rfn^Bci- derart 

hervorgsgaagen, dass dieselben nicht einzelne getrennte lieiträge 
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geliefert haben, und stirbt einer dei'sollieii oluic Erben zu liinter- 
lassen oder seine Anrechte an einen Urittt ii abg- tieten zu haben, 
80 geht — ab^ftselien eben von den Rechten etwaiger Gläubiger 

— der ihm bisher zugestandene Anteil auf seine Mitarl)eiter bezw. 
deren Erben oder Reohtanach folger über. Hat nach dem Tode 
eines Autors uieniand Ansprüche an seine Werke, so fallen die- 
selben in öfTentlichcu Hesite. Solange ein Werk weder durch 
Edition noch Auffährung verGlfentliclit ist, haben die etwaigen 
GULubiger des Yerfaeaen ebensowenig wie diejenigen seiner Erben 
irgend weldie gesetslichen AneprOohe auf die beasOgliolien Manu« 
skripte. Aber audi wenn ein solohes Werk sofaon ▼erGSIentltfdit ist^ 
können die Ql&ubigcr bei Lebzeiten des Yerfaflsers keine neue 
Edition desselben auf geriditlichem Wege erlangen; erst beim Tode 
des Atitors filUt dies Becbt, eine solche neue Edition Torzonehmen, 
ebenso wie jedes andere Besitztum der Erbsohaftsmasse zu. 

■ 

c) Vwletsiuiit des UrliebeiT6€]ite& 

Eine Verletzung des ürheberrechtes liegt nicht nur in der 
unveränderten Beprodnktion eines Werkes, sondern gilt auch als 
begangen, wenn durch Abkürzungen, Zufiigungen oder Umarbeitung 

— wozu auch die Dramatisierung oder Anpassung des Werkes an 
ein anderes litenuisches oder Kunst-Genre gefaOrt — ein^aeinem 
Wesen nach neues Originalwerk entstanden ist Jedoch ist ^ 
gestattet — allerdings immer nur nnter genauer Quellenangabe — : 

1. einzelne Teile eines bereits veröffentlichten Werkes in ein seinem 
Gesanitiniialt iiaeh als Original anzusehendes Werk einzurflcken ; 

2. oder dieselben nach Verlauf von 10 Jahren. - - von Sohluss 
desjenigen Jahres an wiederum gereelmcl, in welchem das liemitxte 
Werk mm ersten Male i^^rhien, — in zum Gebrauch von Kin hon 
und Srhuleii (»der zu «Uj^^emeiner Belehnuig bestimmte Sammlungen 
versi liiedener Autoren oder Komponisten aufzunehmen; 3. einzelne 
kurze 'l'eiie poetischer Erzeugnisse, sofern dieselben schon f^eilruckt 
vorliegen, als Text r.n musiknli^ielK ii Kompositionen od-r auf Krinzort- 
programmen naciizudrucken oder diosell>en als Text zur öffentlichen 
Aufführung musikalischer Kompositionen zu verwenden; 4. in 
geringer Ausdehnung einzelne Teile von Werken — seien es nun 
solche der Poesie od^r Prosa, wenn sie nur schon gedruckt vor- 
liegen, und zwar muss letzteres mindestens 2 Jahre der Fall sein 
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_ iils erklärenden Text zu KiiiiHtiilättmi nachzudrucken. Ist <lie 
W><l<^rgaV»e nicht ansdrHcklich verboten, so plt sio fHr einzelne 
Zeit»»'^?^" PP- Artikel und Nachiiohten unter (^>uelleiiaiipahe als 
pjjjfcttet. Die Strafhestimmungen für begangene Verletzungen des 
Xntorrechtes sind teilweise strenger in gegenwärtigem Gesetze 
^ früher. Wir wollen nur einige allgemeine ktn-z l>eBprechen. 
U\e unter Verstoss gegen unser Gesetz hergestellten Exemplar» 
OMB 'Werkes Verden natürlich konfisziert tuid vernichtet, ist eß 
vä^UigLg, nur derjenige Teil des inkriminierten Werkes, der das 
Tls^t darstellt. Dasselbe Scliicksal oder zum mindesten Unbrauch- 
Auniachung tiiift die hierbei verwandten Steine, Platten, Formen 
wi sonstigen Werkzei^ Dem durch den begangenen Nachdruck 
geadiSdigten Teil stellt jedoch das Recht zu gegen Erstattimg des 
Falifri kationswertes die Ausliefening der beschlagnahmten Oegen» 
sUade SU beanspruchen. Dasselbe gilt IQr die zur unerlaubten 
«ItenUichen AttffQhnmg diamatischer, musikalischer oder drunatisch- 
nraaVkBfischer W^ke benutzten Eopieen und sonstigen Bequisiten. 
^ Ist der Verstoss gegen das Recht des Autors naohgewieaenennassen 
in gutem Okuben geschehen, so kann die Herausgabe und Ver- 
mchtuQg der tu Unrecht hergestellten Exemplare und hierzu be> 
nutzten Steine, Platten pp. nicht verlangt werden, wenn ihr Besitzer 
dieselben Iiis zum Erloschen des Rechtes des Yerfieseis in Sequester 
giebL Wer ein Werk — absichtlich oder nidit — unter Ver^ 
leteung dieses Gesetzes nachdruckt oder ein zu Unrecht im Aus- 
lände Heigestslltes in Norwegen einfuhrt, wird ebenso wie derjenige, 
der ein sotehes Werk wissentKoh veikauft, verteilt oder verpachtet, 
mit einer Geldstrafe von 100 bis 2000 Kronen bestraft, sofern er 
nidit eine höhere Strafe verwirkt hat. Für den Verkäufer, Verteiler 
oder Verieiher eines von einem Dritten nachgedruckten oder einge- 
führten Werkes kann diese Strafe allerdings auf 20 Kronen herab- 
gesetzt werden. Die unrechtmäösigf:' A iltrit run^^ dramatischer pp. 
Werke winl mit einer Geldstrafe von 20 iüs ;j»h) Kronen geahndet. 
Iii jt^ietii Fall hat der Schuldige ausser der ven*'irkten Strafe den 
Autor l-i'zw. inhalier des AntoTi-echtes schadlos zu lialtt ii, in dem 
Fall** jc-iIrM h. dass der Verstoss (>ona hde begangen wurde, nur den 
wirklich eraieiteu Gewinn dem geschädigten Teile lieniutizu^ebeu. 
Der Nachdmck von Zeitungsartikeln pp. ohne Quellenangahe wiid 
abrigeoä nur mit 2 bis 100 Kronen bestraft, ohue dass vou ii^ud 

18» 
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weichet- Koufiskation oder Scha(lloi>lialtung uoch ausserdem die 
Bede ist 

d) Das BriSsehen des Avtxurechtes. 

Das Autorrecht steht dem Verfasser lür die yau/.e Dauer seines 
I/ehens zu und erlischt erst 50 Jahre nach Ablauf seines Tuiles- 
jalues. Bei mehreren Verfassern ciius W. ikes zählt «liese Fri^it 
vom Teile des letzten die anderen Ül^ rl' honden an, falls sie eben 
nicht etwa Im-soikIimi' l^'-tiuiml»- Teile de.s Werkes geliefert haben. 
War da« W'urk je<lucii sciiuii v( innv-ntlicht, so konimon nur die- 
jenir^en Vi rfnsser in Betracht, deren Namen auf dci- V. iritlentlichting 
angegeben sind. Anonym n'\or paendonym ei-scheiuende Werke, 
ebenso diejenigen , fiir welche «las Autorenrecht wissenschaftlichen 
Instituten oder Gesellschaften gehört, sind gegen ungesetzliche Re- 
produktion nur für 50 Jahre nach Ablauf des Jahres ihres ersten 
Erscheinens geschützt. Für anonyme und Pseudonyme Werke wird 
das volle Autoi-em-echt envorben, wenn der Verfasser vor Ablauf 
eben genannter 50 Jahre entweder sich selbst nennt, oder der zu 
einer neuen Auflage Bei'echtigte denselben auf der neuen Edition * 
namhaft macht, bezw. ihn in der für gesetzliche Bekanntmadinn^eii 
vorgeschriebenen Formen bekannt giebt 

n. 

■ Das Antorreoht bei Kunstwerken. 

Jedem Künstler — um zu dem zweiton Teil iinseros Gesetzes 
uberzugehen — steht das atj.ss« hliesslirhe Recht zu Reproduktionen 
seiiu'S Original-Kuii-twerkcs (xk-r eiiizeliu-r Teile (L-sscUmmi zu ver- 
kauffii (Hier zu vcrüfleutlichen , selbst wenn hierzu küiiötlci isi. lie 
Fertigkeit erforderlich oder die .Mediaiuk oiler Chemie heranzu- 
ziehen ist. Ebensowenig dürfen ohne Genehiiiigimp- d»^s beteilig t.-n 
Künstlers seine Zoiehiiuiigo':, Modollf etr. - sei es nun im * »riainal 
oder Kopien demselben — zu Werken der Architektur Iv^nntzt wenb-ii. 
Wer jedneh erlaubter Wt'isi' ein Originalknnstwerk in einer amicren 
Kunstfonn oder (rattung darstellt, hat daran das gleiche Urhelten-eelit 
wie an einem Original. Hinsichtlieh derjenigen Werke, an welchen 
mehrei-e Künstler zusammen gearbeitet haben, gilt für das Aiuiecht 
der Autoi-en das Gleiche wie ffn dir oben angefülnten analogen Fälle 
des Auton'echtes an litorarischon Werken. AuuU der Künstler kann 



•ii»'Jhi« zustellt ! nli'ii Hechte an seinen Werken gan?. oder teilweise 
«in Dritt».: al.Uelen. Beim Ft^hlon gegen toiiijjer Bestiiniiimiu-on ^riiliesst 
je<loch die Cession de,« Kunstwerkes seihst das iicclit, Hei^rotliiktionen 
dess<?!l)en zu veroüeiilliclien . nic lit ein, diesps hlf*il»t dem Künstler 
g»'wahrt. Handelt es sich jedocli uiu solche Werke d^r Malerei oder 
Skniptnr, im Atrftrage Dritter als Portdits oder Hüsten iier- 
gestfllt sind, so kann das Autorrecht nur mit Zustimniunsr d«\'^ 
bezu;:!. Auftraggebers ausgeült werden. Tritt der Künstler das 
Kechi der Reproduktion eines Originals nur für bestimmte Hör- 
stel lungsweiscn ab, 80 sind natürlich andere ais die ce<ii.'rt<*n 
nicht gestattet. Stellt ein Künstler sein Werk zum Verkauf oder 
öffentlich zur Sehan, so können etwaige Gläubiger das Verkauf»- 
i-eeht durch gerichtliches Urteil bei Lebzeiten solange nicht erreichen, 
als der Künstler die Bestimmung des Werkes für die Öffentlichkeit 
nicht kaiLd gietfaan hat Entstehen zwischeii Erben und Ql&uhigem 
einee mtorbenen EQnstle» oder unter ersteten gegenseitig Streitig- 
keiten darflber, welche Werlte, Skizzen, Studien etc. zum Verkauf 
pibnM Werden können, so Icann jede der streitenden Parteien dem 
MiDieter fOr Kultus und öffentlichen Unterricht die Frage zur Ent- 
«cheidoDg unterbreiten. Im übrigen gelten auch hier die Besttm- 
mwieen, die fQr das Urheberrecht an literarischen Werken getrofien 
stSQgemfisser Anwendung. Die Reproduktion oder Benutzung 
fkm anderen g^örenden Kunstwerkes wird dadurch, dass sie 
ii< udeio Maasen oder Material ausgeführt ist, nioht zu einer ^i^ 
aoch nicht, wenn ihr eine zu Recht hergestellte Reproduktion 
>Qn Vodeli diente, sie also gewtsBermassen eine solche zweiter Hand 
WttOderdas Original nur durch unbedeutende Änderungen, Zufügungen 
WegLissiuigen umgestaltet wunle, ohne dass ein seinem Wesen 
Meli iieuf^, originales Kunstwerk dadurch entstanden waix*. Es ist 
j^l'Xrh ^'estatt< t, eiii/.olne Kunstwerke in Kunstkritiken un<i Ot/scliii Ilten 
'iiirtli AK'lrui k wie«lerzug(;ben, alieniings muss dies im T<'xt und nur 
z'ii» Zwttkf ifirer Erklärung und Bespi-eehung geseh. h. ti und gleich- 
wtic Stöfs, iler Name <les betreffenden KrnistliM> angegeben w^M-deii. 
^'•mtösse gegen diese letztere Bestinnnuni: \vi rdcii mit 2 bis 100 
Krfme» Ooldsti-afe geahndet. Sowohl hinsiehtlich iler Konfiskation, 
Vtmichtung, Sehadloshaltung etc. in Fällen unerlatibter Kepro- 
'luktionen von Ktinstwei k. ii . als a»ich hinsichtlich der Dauer des 
^riieberrechtes tür den oder die Schöpfer eines Kunstwerkes gilt 



dasselbe, was obeu von uiib für Werke der Literatur ausgefübt 
wurde. 

m. 

Allgemeine Bestimmungen. 

Eine Verletzung tlea Autoreorechte.s wird imi auf Antia^^ des 
Geschädigten verfolgt. Für anonym od.i pseiidonyiu ei-schienene 
Werke «rilt. wenn nicht der Beweis des Gegenteils geliefert wird, 
iler auf dem Werke namhaft ^eniachtc Ileransgober als zur Stellung 
des Strafantrages berechtigt. Der Antrag auf Verfolgung: dos 
Schuldigen muss jedoch in einer präklusi vischen Frist von einem 
bis zu 3 Jahren gestellt werden — je nachdem die betreffenden 
Fälle liegen — von dem Tage an gerechnet, an dem der Oe> 
aehildigte Kenntnis von dem Vergehen erhielt. Aii^gesclilosseu von 
dieser Bestimmung bleibt das auf Konfiskation pp. gmchtete Ver- 
MreOf das angestrengt werden kann, solange nnrechtnUtesigB 
Beprodoktionen besw. die dazu benutsten Qegenstftnde dcb noch 
im K<lQigreiche vorfinden. Das vorstehende Qeeets gilt sowohl ffir 
alle Werke norwegisdier Untralhaoen, als auch für die von «nem 
norwegischen Heiauaigeber verOlfentlichten Werke Fremder. Unter 
Vorallssetzung der Gegenseitigkeit kennen einzdne odei' sämtliche 
Bestimmungen des Gesetzes durch Kflnigliche Order auch auf die 
von AuslSndem herrührenden Werke ausgedehnt werden, selbst wenn 
dieselben nicht in Norwegen veiDffentlicht worden sind. * 

Wenn nun auch — wie wir zum Sohluss nochmftls hervor» 
hoben wollen — das Gesets keine besonderen Neuerungen einfuhrt, 
sondern nur das bestehende gewissermassen zusammenhisst, so ist 
doch mit demselben so manches Hindernis, das bisher dem Eintritt 
Norwegens in die Berner Union entgegenstand, beseitigt worden 
und wenn der Beitritt bisher auch noch nicht wegen der Unlust 
Dänemarks, der Union beizutreten, ausgeführt wortlen ist, so ist 
doch zu hotten, dass tlies iu absehljarer Zeit gesclieheu wird. 
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Der Ursprung des Totemismus. 

(Ein Beitrag zur materlallBtlseheii Gesehiehtstheorie.) 

» Von • 

Dr. Jnliiis Pikler, 
Profenor der BeobUithiloBoplu" an der Umversitöt Budapest, 

Dr, Felix ISoiiilo, 
FrivatdozeDt der Koohtsphilosopbie au der Uuiversität Klaiueuburg. 



I. 

Versuch einer Erkläniiig* 

^ 'tter Totemismus versteht man die Gesamtheit folgender ISr- 
«heinungeo: dass Gemeins<diaften (manchmal auch Individuen oder 
die beideo Qeschleohter) primitiver Volker sich nach Oegenstftnden 
und Kinr meistens nach Tieren benennen; dass sie diese Gegen- 
verehren, was mOgtidierweise soweit gehen kann, dass sie 
für unerlaubt halten, das betreffende Tier oder die betreffende 
la toten oder wenigstens zu essen; dass sie der Ansicht 
^ Ton jenem Gegenstande absustammen; dass den xur Gemein« 
deBselben Namens Gehörigen die Heirat mit einander Unter- 
amt IRt 

Die Ethutjlogie ist schon seit einigen Tahreii Imstrebt, diese 
llurteaclien zu erklären, die Tunsomehr ilie Aufmerksamkeit der 
Forscher erregten, als jene sonderbai-en Sitten, Gefühle und An- 
sichten hervon-a^nde Beispiele dor mi^vlilicli ganz eigentflnilichon 
L*t'iikart sogenannten Xaturvölkor zu sein schi-'non. I)»h-Ii ist 
*''>n 'ien vielen bisher vcistu hlon Eikliiiungen koino . iiizigt' von eiii- 
lt'UchtPn<1er Wahrsclieinliehkrit ; daraus, dass noch in allcrneuoster 
''•^it 1': tfrssur Fra/.or si< li hewog^en filhlt, mit einer hoclisf koni- 
[iiziorten und gewagten Theorie jener Erscheinungen aufzutreten 
unten), kOiineu wir ersehen, wie wenig es den bisherigen islr- 
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kliiiuiii:.'!! gelmiiren ist, die Dunkelheit zu zerstreuen, die Jene 
Thatijachcii iuiif^icnt. 

Wir boabsiclitigvn <lie bestehendeji Theoncu um oine neue zu 
vermehren. Bevor wir aber diese darlegen, wollen wir von der 
Gesimith»>it der anff^ezillilt^n Erscheinnnc-en diejenijjen ti-ennen, welche 
nicht wesenüieiie Beslandteile dei-solix-n sind, welche nicht das Eigen- 
tümliche des Toteraismus ausmachen. 

Vor allem tritt bekanntlich die HiMuiig von Gemeinschaften 
nidit ausschliesslicli in Zusammenhang uiit dem Totennvesen auf; 
auch Menschengruppen, die keine Totems iKisitzeii, haben natHrlich 
ihre Gemeinschaften, Sippen, Verbrüderungen, Clans, Stämme und 
Verbindungen von Stämmen, Nationen. £b ist manchmal behauptet 
wonlen, dass bei Totems l>esitzendea BaBSen die betreffenden Oe- 
meiu&chaften infolge Anbetung eines gemdnsanien Totenm diiFcli 
eine Anzahl von Personen entstanden wären. Da aber wie gesagt 
diesen Gemeinschaften ganz ähnliche auch bei jener grossen Menge 
von Völkern vorkommen, denen der Totemismos fremd ist, besitzt 
jene Behauptung eine sehr geringe Wahrscheinlichkeit Dieselbe 
ist blos eine Abart jener allgemeinen Lehre, als wftre die Religion 
ein Hauptfaktor in der Schaffüng der primitiven Oemeinwesen. Und 
diese ist wieder eine Abart jener leider nur noch zu sehr herrschen- 
den romantischen Auffesmmg, als etfolgte die Schaffung von Gemein- 
wesen in primitiven Zeiten (und auch in fortgeschritlencn, denn 
jede romantische Betraditungsweise bezieht sich auch auf diese) 
nicht auf Grund der nQchtemen Erkenntnis der praktischen Zweck- 
mässigkeit des Zusammenwirkens in dnem gewissen Kreise, sondern 
auf Grund von nicht auf NOtzüchkeits-Er^ägung beruhenden hj^herea 
(Sippen-, Stanunes-, National-) Gefühlen und rayatisohen reli^Oeen 
und metapliysibcheu Anschauungen, von oigentümlichen höheren 
Ideen. Dass eben daü Gegenteil hievon waiir ist, könnte durch 
die Gesamtheit aller uns zu Gebote stehenden ethnolügischcn sowie 
historischen D.iton bewioson wcidni, und k<»inite gezeigt werden, 
dass die Bekiäfliguiig der GemeiMwesen dun h religiöse und philo- 
sophische Ideen und da.ss die entspnH'hendi n, ^;i( h über die Frage 
der Zwoekmässigkoit ilberheli-iulen Gefidile luid Anschauungen 
Produkte sind, die sjKiter, nach der Schaffnnfr der betreffenden 
Gemeinschaften entstehen, welche sie übrigens zweckmässigeren 
neuen QemeinsühaftsbeHti-ebimgen gegenüber bei fortschreitenden 
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Menscheiigruppeü wieder iiieht m iTluilt-'n iiustimtle sind. \'n<\ 
brUche auch die Theorie, nach welcher di«- Anlfotuug flerbclhcn 
Gegenstände rrsachf» von üoineiufjchaftfjhildungen wäro, zu^'Ieich 
mit jener allgemeiiKii Anschauung zusainuien. Diese .allgemeine 
I^hrp iW Opmoinschaftsbiklung auj^znfuhren und zu beweisen ginge 
aber weit Ober den Rahmen einer Erklärung des Totemisrntis hinan«, 
ei*n weil das Wesen des Totemismus nicht ia der Schaffung von 
G^inoiiii^cliaften auf OnmdJage der Anljetung gemeinsamer Totema 
besteht IXich eine solche negative Kritik jener- Auffassung des 
Totemiamiie ist auch überflüssig; die Wahi-scheinlichkeit des positiven 
Inhaltes unserer Theorie iind die für dieselbe au lieferndeo Beweise 
niris.<^n zur Klarlegung dessen hinieicheD, dasa das Wesen des 
Totemismus aicht in solchen gemeonssmen religiösen Anschauungen 
besteht, welche zur Bildung von Gemeinschaften hfttten fflhren 
kAnoeo, Bondem dass es Tielmehr schon bestehende Gemeinschaften 
vaien, velehe die Totembenennung annahmen und die damit 
xannunenhfliigenden Oebfftttdie und Anschauungen entwickelten. 
Vir wollten aber schon hier anseigen, dass die Frage des Totemismus 
ffir UQB Dicht eine Frage der Entstehung gewisser Gemeinschaften 
ieitf sondem darin besteht} wartun jene Gemeinschaften, denen fthn- 
tiche bei allen V&licem der Erde in euier gewissen Eidturperiode 
^<^deD sind, bei gewissen V<Slkem Totems und tolemistisohe 
^"•^BDgen un<l Gebräuche annehmen. 

Ebenso ist ul>er dns Verbot der Ileiiat zwischen den zur 
Gemeinschaft (Faimlie. Sippe, Clan u. s. \\\) Gciiörigen kein 
spezieller Chamkterzug des Tulciiiibinus. Dass eine solche Nonn 
»nch U^i (jpj. (ri-ossen Anzahl Toteuis ni^lit l.< sitze!Hic«i Mcnätihen- 
?™ppeii l^ebtcht. ist allbekamit. Dort, wo die kleinen exogamen 
'iemeinschaften Totems Ijcsitzen, kann das (lebot der Exnpimie 
natörlidi so aur-ei'diückt werdeiu das» die dassellte Totem besit/eiiden 
l't'rs^jnpii einanticr niclit heiraten dui-fen. Dies gehört aber nicht 
i'im speziellen W. sen und seine f>kläning nicht in eine Theorio 
Totemismus. Dean ebenso könnten alle Zuge des Gemeiulebens, 
vckhe * teiiiistische Gemeinwesen mit nicht totemistischen teilen, 
*äs siKjzielle CharakterzQge des Totemismus angegelien werden. 

AiK'li die Anbetung^von Gegenstftnden und besonders von Tieren 
''ciuaeichiiet^nicht allein die Totems beeitsenden Naturvölker ; sie geht 
Über dieselben hinaus, sie tritt auch ohne die Benennung 
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nacli Gegenständen und den betreffenden Abstammun^;«^auben fiuf. 
Doch ist, im Gegensätze zur Exogamie, die Verehnmg der als 
Totems geltenden Gegenstände doch ein wesentlicher Bestandteil 
des Toteniismus. Während die Exogamie der totem istisc^hen Völker 
sich von denen der uicht-totemistischen in nicht* unterscheidet 
und es ein mit der Exognmio wesentlich gar iii< lit /.usainmen- 
liäiigendor Umstand i.st, dafc^s ilio exou^amen Geineiutjchaften bei 
gewissen Rassen Totems besil/-en, liegt l^etroffs der Gegenstands- 
verelirung Viei den totemistiscjhen Volkern jone wesentliche (^)uali- 
fikation dieser Verelu'ung vor, dass es^speziell die Totera-Gegeustände 
sind, welche verehrt werden, und die Fi-age, warum dies geschieht, 
gehört zum eigentlichen Problem des Totemismus. JSb Ifisst sich 
aber von vomherelu als sehr wahreciieinlich annehmen, dass die 
diese spezieile Riclitmig der Gegenstandsverehnmg hervorrufende 
Ursache mit jenen Ursaolien zusammenwirkt, welche auch bei 
nicht -toteroistischen Völkern zur Verehrung von Geg^enstSoden 
und besonders von Tieren fahrten, dass also die allgemeine 
primitive Neigung zu solchem Kult hier nur in eine spezielle Bahn 
geleitet wird. 

Und sogar die totemistisohe Abstammungstheorie kann und 
muss als spezielle Unterort einer allgemeinen Erscheinung betrachtet 
werden, der Erscheinung nftmlicb, dass die Menschen Überhaupt 
die Neigimg haben den offenbaren Thatsachen diametral wider* 
sprechende, ganz absonderliche und unnnnige Theorien au&ustellen, 
nach weldien ihre Gemeinwesen auf gemeinsamer Abstammung der 
Mitglieder derselben beruhten. Von soldien Theorien ist diejenige^ 
nach welcher die Betreffenden von einem G^nstaiide oder Tiere 
abstammen, gewiss die absurdeste; doch nicht viel weniger un- 
sinnig siiid die so allgemein verbreiteten Theorien, nach welchen 
die verscliiodenen Unterabteilungen eines Volkes, oder der zu einer 
Zeit bekanmcn Menschheit von den Sülinon eines Vaters (wie z. B. 
die Germanen nnch ihrer Basre von den drei Söhnen des Maimus^ 
oder die den \ ri iasscni d.^- l^ibel bekannte Menschheit von den 
drei Sölmen Nuulis u. s. w.) abstammen wurden : nicht viel wonip^r 
unsinnig ist die Ansciiauimg, dass ein ganzes Volk Nachkommen- 
schaft eines Gottes oder eines Königs sei. Ähnliche unrichtig-e 
Theorien sind auch den fortgeschrittensten Menschen eigen; denn 
es ist ebenso falsch, wenn heute in imseiem Kuiturkieise die 
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v-jlkstümüche Auffassung herrscht, als vKiii^^n alte StUmnie (wie z. Ii. 
die dptitfichpii Stämme der Alemannen, AngoliiaclLben, Baiern, Franken 
u. -. \v. i auf \'pr\vandt8chcliaft beruhende Gemeinschaften gewesen, 
wö do«:h (lio Etlinographic und die Geschieht^ ganz klar zeigt, dass 
Bülche Stämnu' aus Zweckiiiassi^^keitsgründen duivh Verbindung von 
kleineren Genieinscliaften entötandon sind, die pich bi^^hin nicht 
ah mit einander verwandt oder wonigstenn ni( ht als nälu r ver- 
wandt als mit anderen kleinen Gemeinschaften dei-selben lim^o 
betrachteten (wie z. B. die oben erwähnten genuanischen Stämme 
im 2. bis 4. Jahrhundert n. Chr. aus der Vermongmig von istwäo- 
nischen mit ing^'aonischen , bexv. henninonischen Volkei-scliaften 
und mit teilweiser Spaltung von alten Völkei üchaften , also nicht 
auf OlnuidJage der nftberen Verwandtschaft innerhalb der allge- 
nooen AbatammuDg von Manniis oder des aUgemeinen Deutsch- 
ttmiB entstanden). Und ebenso unrichtig ist es, wenn unsere Qe- 
iehilen behaupten, die primitiven Oemeinsohaften wfiien durch das 
QefQlü der BlutTerwandtachaft, das Familien-, Sippen» oder Stammes- 
gefOhl, susaaamengehalten worden, wo doch Ethnographie und 
Qfifichichfe ein fortwlhrendes Spalten primitiver Gemeinsohsften 
teteogt, wenn diese Uber das in jener Kulttu-periode sweckmAssige 
Mm lunsnswachsen und ein fortwfthrendes Zusammenschmelzen 
osd Fermeogen, wo dieses xweckmSssig war, und es jeder gesunden 
PqcSiokgie widerspricht anzunehmen, dass Menschen (noch daxu in 
Hot lebend^ primitive Menschen) eine Opfer ^fixden^ Eoopemtioas- 
ismeiiuditft nur darum erhielten, wdl sie verwandt mit einander 
<uid, und eine zweckmässige nicht bildeten, wenn diese Qbcr den 
Verwandtenki-eis hinausginge. Und ebenso Msch ist is endlich, 
TOUI Standpunkte der Wahrheit aus betrachtet, wenn öicii heute 
Deutsche. Fmnznseu. l'ngani, ohne sich um ihren wirklichen persön- 
lichen »Staiiinibauiu zu kümmern luid nach so grosser, allgemein 
bekannter Vermengung Nachkuijimen von Ilermaiui, Chlodwig, Arpud 
nennen, diesen und anderen ihrer Ahnen i-edeu und angeeifert 
werden, dies zu thun. 

Wir erwähnen jene Thatsuchen primitiver Zeiten und diese 
neuester Zeit zusammen, weil nach unserer Meinung all' diese 
Altstammungstheorien auf dieselben Ui-sachen zurückzuführen sind. 

Die iiauptsächliche Ui-sache ihrer Entstehung liegt dann, dass 
die Menachen es nicht zu glauben vermögen, dass OemeiDschaften, 
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die sj)äter so feste, grosso, wichtige, heilig gohalteue Verlniulungon 
sind, von Einzelnen, Weisen, Staatsinänneni ersonnen und ans 
Zweckmä8sigkcitsginnden geschaffen worden seien. Sie können 
dies nicht glauben , obwohl sie doch von Tag zu Tag Goleeenheit 
haben mit eisrenen Aiigou wahrzunehmen, wie Menschen Geiuoin- 
schaften. von Klubs iumI n^esch;ift8vrM»-iniiruiigen an \m zu gn)sson 
Staaten, nuf diose?n A\'tg(^ ins I^ebon rufen. Statt solche zweok- 
bewusöto Tliaten in der Vergangenheit vora\iszusetzen . halten sie 
es für bpgroif Heller, daas Monsehen infolge von Trägh- it. von 
stammung und von Zweekmässigkeits-Erwägung nicht unterworfenen 
Gefühlen zusammeozuwirken , Gemeinschaften zu bilden begannen 
und dass diese Genieinscluiften sich auf dei-selben Gnmdlage weiter 
entwickelten. Dieselbe Unfthigkeit den Meni^iheu Erfindung und 
Erwflgung /.uzutniuen, sehen wir ja auch darin, dass nach den alt- 
hergebrachten Überlieferungen fast alle uralten Einrichtungen und 
Erfindungen direkt göttlichen UrBprungee, von Gott ausdrttcklich 
anbefohlen oder gelehrt worden wAren. Eine zweite Ursache aber 
dafür f dass diese Theorien entstehen und gehegt und verbreitet 
weisen, ist die, dass ein äolcher Glaube an einen „natQrlichen**, 
Ober menschliche Zwecke und Erwflgungen erhabene Ursprang 
der Gemeinsohaften die Anhänglichkeit an dieselben zn stftrken 
vermag. Denn die Menschen streben nicht nach theoretiseh-st^nger 
Wahrheit, sondern bilden sich praktisch-nfitzliche Anschauungen 
(dies ist eine tiefere psychologische Widirheit, als Sbncher ahnen 
wQrde, und selbst der Begriff von, imd der doch vorhandene Drang 
nach theoretischer Wahrheit beniht zum teil auf praktisdien Zwecken) 
und da eine theoretisch -richtige Ansicht über die Vergangen- 
heit keinen iiraktisc.hen Nutzen zu haben scheint, so denken 
die Menschen in dieser Hezieliuuf^ nicht aus und i^u Ende und 
be.>*|)iegelii sirli mit Theurien, die zur lieft^sti^'ung der bestehenden 
Geuitiins^haftcii gfeitrnet sind, indem >it^ diese mit einem Schein 
tiefer, von allem menschliehen Zweifel und Erwilgiing unabhängigen 
Heiligkeil unlieben. Wir werden .--•■hen, dass dei' teternistische 
AbstamTiniiii^sglaulie auch eine Folge dieser beiden üi-saehen ist. 
des nnglaubens an zweckinSLssige SchaffunjL: und der Neigung zu 
moralisch kräftigenden Anschauungen. Irren wir aber hierin nicht, 
so ist auch jener Glaube blns eine Al»art einer allgemeinen Er- 
soheinung, wobei es aber dock ein Teil des Toteiuproblema ist, 
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«anini el>en eine speziell auf die Toteras hinweisende faLsehe Ah- 
jtaroniungstheoiie sieh entwiekolt. 

Da also die Fi"a^j:e „warum Totcmverbände entstehen" j;ar 
nicht existiert (da es gar keine „Totem verbände", keine auf 
totemisÜBChe Grundlage entstandenen V^erbäude gieht); da ferner die 
Eiogamie der „Totemverbände" kein spezielles Problem ist/) 
achnimpil das Problem des Totemismus auf folgende drei Fragen 
zusammen: ersten 8, warum benennen sich gewisse Qemeia* 
»haften primitiver Meiisclien nach Gegenständen und zwar meistens 
nach Tieren; zweitens, wanim verehren sie diese Gegenstände 
\n m einem Grade, welcher das Töten oder Venehren der lebenden 
bn«. sagbaren uiiter diesen Gegenständen ausschliesst; drittens» 
mm glauben sie von diesen Gegenständen abzustammen. 

Von diesen drei Thatsaohen ist nach unserer Ansicht die erste 
<)ie nnprfinglichei auf dei> sich die beiden anderen aufbauen, nnd 
vir tthtcken uns nun an, Jene erste zu erklären. 

Sie ist nach unserer Ansicht die Folge der Schriftart, der 
Schrifttechnik jener Uenschen. 

ßoe der primitivsten Schriftarten ist bekanntlich die Bilder- 
sckrift; sie ist sogar ohne Zweifel die primitivste, denn was 
könnte es wohl noch ursi)rünglicliei'e8 geben als eine voIlstÄudige 
INiflilmig des Mitzuteilenden? Bei dieser .S'-hriftart bietet nun die 
Aufzeichnung von Eigen- oder Individualiiaiinn eine Seliwierigkeit. 
Zwar kann /,. B. eine Ortschaft bezeiehnet wonlen dui\;li I'mriRse 
wnes äiii .■igeiitiniilichen Charakterzuges, z. B. durch Wiedeiy^abe 
*i^r genau- II Zjihl der Thore, die «ti^ besitzt (dieses Beispiel ent- 
nehmen wir der Wirklichkeit^; ebeneo kann eine liasse, Oemein- 
sehaft oder Klasse durch ihre Tracht Iw^z- iehnet w^nlrn (Euio- 
j)äer werden in der Bilderschrift der Indianer in tler That 
i"it (lern Hute auf dem Kopf, Soldaten mit einem Gewehr 
Atigebiidet); und ebenso könnte endlich ein buckliges Individuum 
•lurch Abbildung seines Gebrechens, welches so leicht zu 
wif-hnen ist, persörilioli dartrostellt werden. Fehlen aber solche 
^<t»^'rliciie Chaiakterzüge, wie bei normalen Individuen oder bei 

'l Ebenso ist die oft erzablte Thatsacbo, dass die zum selben „Totein- 
Vttliod'- gehörigen Individaen daander unterstfitzen, nicht eine spezielle 
Hr>oheia«og des Totemismns. Die wediselzeit^ Unterstützung ist ja ein 
'"ffnHiioer Gharaktefzng atter, auch der nicht totemistischeo, Vereinigungen. 
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T'^iitGiTibtoilungeii einer Vi'ilküiscliaft, dio durch iliro Tiacht siob 
von einander nicht untem^heiden, so imisf; nach Hilfsmitteln un-sut hl 
Averden, Ein soUihes, welches ganz natürlich in den Rahtncn der 
Bilderschrift pnast, ist die Benennung nach und die Bezeichnung 
dui'ch leicht darzustellende Qegenstände. Wir bebaupten nun. dn»8 
dieses Bedürfnis zm* Tutembenennung der Glans primitiver VTilker 
gefflhrt hat; wir glauben, dasB diese Namen direkt zum Zwecke 
der Ermfiglichung der Schrift angenommen wurden, naclidem dieser 
Ausweg zweifelsohne durch die intellektnellen Leiter jener Völker 
lind Zeiten ersonnen und in Gebrauch genommen wurde. 

Jenem Tdl unserer Leser, der, in der heutigen Anschauungs- 
weise der Sosiologie be&ngen, daran gewOhnt ist, nie ein zweck- 
bewusstea Handeln der Menschen und besonders nicht der primi- 
tiven ansunehmen, wird diese ESrklArung der Totembenennung viel- 
leicht als ganz unglaublich erscheinen, besonders da diese Erklftmng 
auf ein ,^eistiges^', „civili8ierteB<* BedOrfnis hinweist Doch ist 
es dem Leser nicht ganz unmöglich an ein zweckbewusstes, auf 
Befriedigung der Bedflrfnisse aiisigehendes Handeln bei luidvili- 
sierten Menschen zu glauben, so sei er auch darüber nicht im 
Irrtum, dass jenes Bedürfnis der Schrift ein hOohst Wiesenfliohes 
Bedürfnis des materiellen Lebens, der Nahnmg, der Sicherheit, des 
Kriegfühi-ens, aller Administration ist. Wir wissen, dass primitive 
Menschen einander durch Hildei-schrift Nachrichten zukommen lassen. 
Wir wissen, dass sie einander mitteilen, dass Männer dieses oder 
jenes Staniines vuiiili'Tkamen. Wir können uns leicht vorstellen, 
wie wi( litig eine solche XaeMriulit beia kann. " Wir können iiirht 
im Zweifel darüber sein, von welcher Bedeutung in einem /usjunmcu- 
gest't/tfn Staate, wie jt>nt'm der Irokesen (,.dem Staate der fünf 
Nationen*") oder der (Jreeks di.^ .\u8gabo geschriebener Befehle und 
Berichte, welche Spezielles über eine oder die andere Unterabteilung 
des Volkes au88i>rechen, für die Verwaltung sein muss. Wir wissen, 
dass auch primitive Menschen auf lange Zeit berechnete Auf- 
zeichnungen, z. B. auf Qrabpfiöcken und also audi wahrscheinlich 
üikunden, machen und dass also aus diesem Grunde ein bleibender, 
schriftlich fixierbarer Name von Gtemeinschaften und Individuen 
nötig ist Wir wissen, dass primitive Völker ihre exogamisohen 
Gebote höchst strenge aufrechterhalten und dass die Kreise, inner- 
halb denen ein elielicher oder ausserehelichrir geschlechtlicher Ver^ 
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V\v niii< rsaf<t ist, uiitfangr''ic)i f^iiul. daas also diu sehiiftliclic 
Fiiienii'^ der Augehorigkeit der liulividueii - auf ilurrn Köip+M- 
oier aiiderwäi-ts zur Wahrung jener Oohote iWichst nützlicii 
m\ muss. Wir wissen, dass die Kenntnis der religiösen, heiligen 
(*Uo gewiss der ersten) Schriftzoichon in primitiven Zeiten zu dea 
KleratMiten der liöchsten Gelehrsamkeit geie<;hnet winl. wie bei den 
alten Egyptern. Wir wissen, wio hoch Scliriftkundigkeit im frahen 
MitMalter geechät/t wurde. Wir können uns also nicht wundem, 
dass, nachdem die Bildersehnft einmal erfunden und in Grhi-aiich ge- 
nommen wurde, auch die gehörigen Massiegeln zur Vervollkomnmnng 
derselben eigrilfen wurden. Hat man eich nbrigens einmal aus der 
luMÜlofigen Anfiehauung heratiageaitwiteti als wlre der Eauptsweck 
der primitiren OeaeUschaften Krieg und Raub} oder etwa sogar 
bloB di« Befriedigung des Stammes-, SippengefOhls oder anderer 
solcher angeblicher TriebO} bo wird es leicht festxustellen, dass die 
Hanpttveoke der primitiven QeaeUachaften vielmehr die friedlichen 
der Cultar, der WirtBchaft und besonders des Verkehrs sind, welch 
JeWepßm durch Erfoaaung, Erhaltung und Sicherung von Wegen 
fiBdient wird; und so wird auch die EmiOglichung des schriftlichen 
Verkehrs ein Zweck der staatlichen oder gesellschaftlichen Ffirsorge 
fß^rem sein, wie es bei fortgeschrittenen Oesellsohaften durch 
Volkssdndwesen , Post, Telegraph, Feststelhmg einer universellen 
Telegrapligprache, Seesignale u. s. w. gescliieht. 

Scheint al>er unsere Erklärung dem Leser noch immer unaii- 
nehmhar, so ii\!'<^>' it Folgendes hedenken. Dass eine I^on-Minuag 
der Gemeinschaften luvli sichtbaren Gegenständen ein unumgängliches 
Bedflrhiis bei Bild ersciuift ist, soviol ist gewiss. Dass Totenis 
Ijesitzende Volker ihre Totems zu diesem Z\ve<k honfttzen, ist 
^ine Thatsafhe, die unten durch Daten liowit-stn werden üoU. 
Nimmt rl. i- Le«er niiht mit uns an, dass diese Toteius zur Be- 
.' i vlj-img jenes Bedürfnisses angenommen woitlen, so bleibt ihm 
nur die einzige andere Annahme ül>rig, dass jene Volker durch 
ihre religiösen Anschauungen oder andere mystische Grttnde zur 
Afioabme elfn solcher Benennungen geleitet wniflen, die zufHlUtr 
aadt jenem Bedürfnisse entsprachen. Dies aber wäre ein höchst 
idtssmes ZusammentrefTen. Dass ulirigens in Zeiten, wo die 
Meoachen einer anderen Schrittweise nicht kundig sind, eine 
Ktchsong von Individuen nach sichtbaren Gegenständen flblich ist, 
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/.(Mgoii >V]v aui li /II i^ros.sfiii T^ il mit TiiMv»n bomalton SchiM«^r <1or 
liiMt ii und Wiitsliäuser uiul die Wappen der Adelige« in tiühei'en 
europäischen Zeiton. 

Dies ist der w. soiiiliche Teil nnsc»rer Theorie des Totemismus. 
Er l>ezioht sich darauf, Avas im Totemismus selbst das Wosontliclio 
und Spezielle ist, er erklärt, wie ein Totem, die BeaiehuDg eioes 
Individuums oder einer Gruppo von Individuen zu einem sichtbaren 
QegenstanU, ihre Benennung nach und ihre Identifiuerung mit 
demselben entsteht, imd er lässt begreifen, warum dieses Vei^ 
hältnis als ein ^vi( litijL,^s festgelialten wird. Die anderen Elemente, 
die Abstammungslehre und die Verehrung, entwickeln Mch, wie 
angedeutet wurde, nach imeerer Theorie dadurch, dass zur Schaffung 
des Totems (xum Zwecke der Schrift) andere allgemeinere intellek- 
tuelle Elemente hinKukomroen, die nicht ins spestelle Gebiet des 
Totemismus gehören und in deren Erklftnmg wir uns auch nicht 
einer peinlichen Genauigkeit befleissen und nur die Hauptlinien 
angeben. 

Wenn wir bedenken, wie sehr primitive Menschen (ebenso 
wie ungebildete und Kinder in unserer Gesellschaft) an die unbe* 
schrftnkte Möglichkeit der Verwandlung von GegenatAnden und 
besonders von Tieren glauben (infolge von Ursadien, die Herbert 
Spencer in seinen Principles of Sociology, Part I, treffend 
ausgeführt hat); wenn wir uns dew»en erinnern, welcher Schwärm 
von absunlen Legenden in ]>rimitiven Z(;iten mit dem nüchternen 
theoretischen und praktischen Wissen veniuickt ist; wenn wir erwäg»^n. 
das« die meisten unserer eigenen Gelehrten nicht an die zweck- 
bewusste, vernünftige Schaffung nienst lilicher Einiichtungeu zu 
glauben verunigen und njich iluien. wie eben auch nach lleil)ei-t 
Spencer, ^^olche „nicht sremacht wt-nlen. sondern wachsen"; wenn 
wii" \ni8 dessen i^ewähr werdt n, bei den (liieciien noch in 

relativ fortgeschrittenen Zeiten die jtliilosophische Ansicht existierte, 
dass zwischen den Gegenständen und ihren Namen irgend ein 
materieller Zusammenhang l)esteht; so werden wir begreifen können, 
dass jene primitiven Volker es nicht imstande sind zu glauben, 
dass, wenn die Angehörigen eines Clans durch unzftlilige Generationen, 
seit grauen Zeiten die Biber, <lie eines anderen die Kraniche ge- 
nannt wui-dcn. dies blos eine aum Zwecke der Schrift vorgenommene, 
willkarliche Benennung sein soll, und dass sie vielmehr glauben. 
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im dieser Benennung irgend ein thatüftchlieher Zusainmcnliang 
wKicUco jenen Tiefen nnd diesen Menschen zu Grunde liegen 
rm^ und dass als solober eine Abstammung oder Yerirondtsohaft 
gm leicbt voniiaigefletst wird. (Dsbei nehmen wir sn^ dnss die 
teniktnis und der Gebrauch Jener Namen bei dem ganzen Volk 
flUgBoan Terbreitet ist, was ganz . natfflrlich ist, da die Kenntnis 
des Leseos und Schreibens, dieses höchst wichtige elementare 
WiaKo bd Bflderschrift kaum mehr erfordert, als eben die Kenot- 
nis jener wenigen wülkttrlichen Beuenonngen. Übrigens werden 
wir nnten Daten darOber finden, dass die Bilderschrift allen An- 
gdiörigen desselben Stammes verständlich ist). 

Ikbei wirkt noch wahrscheinlich jener oben aiigeileutete zweite 
Faktor der Entstehung falscher Abstammungstheorien mit. Die 
Sage, dass die einen gemeinsamen Totemnaroen führenden Mitglieiler 
«nes Clans von demselben Ahnen und zwar von einem ExLMnj)lar 
j»^nes Oegeiistaiides oder Tieres abstammen, ist geeijniet, di«' An- 
hänglichkeit der Mitglie<ler an den Chxu und aiu iriandot zu krilf- • 
tigen. indem sie die Angehrnigkeit zu demselben durdi das natilr- 
üchste Band erklärt, d. h. «lun-li jnu's liand dor Abstammung, 
welches auch später die Angehörigkeit zu einer Gemoiiisf luift. einer 
Kamille, einem Clan otf. bestinmif, wenn Zweckmäbbigkeit.sgrüude 
nicht 7.11 andt-rem Verhalten lüiiren. 

Kiidlieii miiss noch «»twas «ehr wichtiges erwogen werden; 
daraus, rlass die Menschen sagen und lehi-en, dass sie von einem 
(legenstande oder Tiere abstammen, und dass sie sagen, dass sie 
e» glauben, folgt noch trar nieht. dass sie das wirklich glauben, 
ebenso wie die Menschen, die sich heute mit grosser Begeisterimg 
Nachkommen Chlodwig's, Herrmann's, Arpad's, der alten Römer 
a. s. w. nennen, doch nicht, wenigstens nicht alle, im Eirnste glauben, 
dass sie das thatsachlich sind. Dass sich die Angehörigen des 
Biberdans Sühne des Bibers nennen, kann ebenso eine blosse (nnd 
zwar beigsistemde) Redensart sein, wie dass sich die üngam 
heute Arpfid*s Sohne nennen. Wtftden wir die Thatsachen besser 
aatecmchen, so wQrde es sicii Tielleicht herausstellen, dass dem 
thatrihihlicb so ist Ja, ▼iellmcht wflrde nns schon eine genauere 
liBSODg der Reiseberichte zu diesem Ergebnis führen und die An- 
nahme eiaes thatsIehJichen Glaubens an jene unm^Sgliche Abstam- 
simig bks als Hirngespinst einer Bthnolcgie enthüllen, welche mit 

19 
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Vorliebe absunlo Ideen in der intellektuellen Welt der Uncivilisierten 
sucht und daher noch mehr solche fiiulot, alä thatsächlich existiere. 
Obwohl also aurli der tliatsäclüicbe Glaube an jene Abstammung 
ganz gut zu 1 rklären wilro, ist es andererseits möglich, dass ein 
solcher gnr nicht vorli^, in welchem Falle jene Theorie, ntcii 
welcher die Totem benennung auf Grund der Abetammiingasage 
entstanden wftre, noch bodenloser erscheinen muss, als in dem 
Falle, dass xur Benennung zum Zwecke der Schrift thatsichlich 
doch noch ein Abstammungsglaube hinzugekommen ist. 

Wir gehen nun zur Finge fiber, warum die Totems verehrt 
werden. 

Dass Abzeicfaen, Wappen, .Farben mit Verehrung umgeben 
werden, ist eine Erscheinung, die auch in fortgeschritteneren Zeiten 
auftritt, so im mittelalterlichen oder auch im heutigen Europa. 
Dass primitive Menschen, die vom Totemismus ganz unabhängig, 
auch sonst (infolge ihrer fslachen Anmohten Üb«* die Verwandlungen 
• der Tiere und leblosen Gegenstande und infolge ilirer Neigung 
hinter leblosen Dingen verborgene lebende anzunehmen) Tiere und 
leblose Gegenstände verehren, die Verehrung von dem Abzti< hen 
auch auf die wirklicheu Gegenstände und Tiere übciüageu, lässt 
sich leicht hegreifen. 

Wie (nach Si)encer*53 trcffenden Aufifiihmn^t'n) die Verehrung 
von Tieren hauüg- eine Folge <ler Ansiclit ist. <lass di^^se verwandelte 
Ahnen sukI, so ist übiiLrens aiicii die Vorehiuntj: der Totemgegen- 
stäiide gewiss auch <'ino Folge des Abßtammungsgiauüens, wenn ein 
solcher in der Tliat existiert. 

Die merkwürdigste Ei-schcinung auf dem Gebiete des Totemismus 
ist unzweifelhaft das Verbot, die als Totem dienenden Tiere und 
Pflanzen zu essen oder auch blos zu töten, denn dieses Verbot 
widerstreitet bei gewissen Totenis den Bedürfnissen. "Wenn wir 
aber bedenken, wie viele Gebote des Nichtberührens, des Nicht- 
t5tens, des Nichtessens bei primitiven Menschen auch vom Totemismus 
ganz unabbftttgig in Geltung sind, werden wir auch jene £r- 
sdieinung als eine Übertragung dieser allgemeinen Oebrftudhe und 
Ideen auf die Totemgegenstände ansehen. Wir sagten am Eingänge 
unseres Aufsatzes, eine Erscheinung des Totemismus bestehe in 
einer Vefehmng der Totemgegenstttnde, welche einen solchen Grad 
erreidien kann, der in jenem Verbot zum Ausdruck kommt Da 



Digitized by Google 



— 291 — 



tinzweifolhaft ist. dass die primitiven Mensc-hon ans Verehrung 
Kir und aus Furcht vor den Toten enorme VermögenB- und ^. Ibst 
^ens'"b An Opfer bringen, 80 können wir gewiss auch viele der V'er- 
^ 1 'S Niohtbenilirens, Nichttötens und Nichiessens im alltrt m-inen 
wal Fuickt und Verehrung zurftckfiUiren und so aucli die auf die 
Totems bezüglichen Verbote; die letzte Quelle all' dieser Verbote 
viral also dieselben Ideen, welche auch zur Verehrung der Tiere 
Qod Pflanzen führen. Es ^eibt aber eine Menge solcher Verbote, 
veldie aus irdischen Ztreckmfiasigkeit^grOnden entstanden sind, und 
es ist möglich, dass dies auch in Bezug auf manche Totems der 
Fall ist trotz der Erkiftning der betreffenden Menschen selbst, welche 
odi auf Verehrung beruft 



Doch es ist, wie gesagt, nicht unsere Absicht in der Er* 
kl&niDg dieser sekundSren Eleinente des Totemismus Neues oder 
aiich nur Orllndlicbes zu leisten; unser Zweck war nur auszufahren, 
dass der Kern des Totemismus, die Benennung, eine Folge der 
prindtifen Schrifttechnik ist 

Sollten wir hierin Recht haben, so dürfte die mitgeteilte An- 
sicht über die Entstehung des Totemismus auü zweierlei Gründen 
auf Intoresse reclmen, erstens weil sie eine Fmge (oder wuuigatens 
eineu Teil einer Frage) löst, die schon snit lariirr» die Ethnologie 
beschäftigt, und zweitens infolge der Art «Irr L<is\inir. die hie gicbt. 
Während fast alle bisherip^n ErklüruugHVt isiK lic (|.mi Totomistnus 
ans «Ion falsc^hen und imsnmigen religiostMi Aiis'hauungt'n der 
pririiitiv.-n Vr>lki>r ableiteten, würde sich jet/.t heraiissti'llen, dass 
^'r piL^ntiieh aus den wirklichrn. irdischen praktisciioii Lfbons- 
^lerlürfnissen dereelben und aus ihren, auf die liefriodigung dieser 
liezOglichen, nüchternen, praktischen Kenntnissen nder Erfindungen, 
oder mit einem anderen Wort aus ihrer Technik entspringt. Dies 
aber wire von allgemeiner und höherer Bedeutung als die blosjte 
t/fsung jenes speziellen und an und für sich nicht einmal interes- 
>anter) Problems. Denn es würde sich hiermit wieder einmal die 
Wahrheit jener neueren Auffassung zeigen, die in unseren Tagen 
gegen hemohende Altere Ansduuungen ihren Kampf atiszufediten 
bat, dass alle Hinrichtungen — wenn übrigens eine blosse Be- 
nennung so bezeichnet werden darf — als Folge der pmktischen 
Kenntniase, der Technik aufzulassen und zu erklilren sind; der 

10» 
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Auffassung also, welche mit manchen anderen falschen L- Invn zti- 
sanimen (woiunter wir nicht die spezielle sozialistische Kicliiuiig 
derselben verstellen wollen) der geschichtliche Materialismus genannt 
wird. Diese Lohi-e hat meistens gegen jene andere zu kämpfen, 
nach welcher die sozialen Einrifhtungen durWi zu densellM ii ffihrendo 
ep&üeUe höhei-e Gefühle und von der Zweckmassigkeit absehende 
philosophische Ideen würden l)eherrscht worden. Die Furcht Tor 
verborgenen übernatürlichen Kräften, wie immer die geartet sein 
mlJgen, seien sie Qeister oder Tiere oder leblose Q^nstAnde, ist 
dgentlich ein Element der natiirwisseiiscluifüichen Kenntnisse eines 
ZeitalterSf und die Beherrscbang dieser Ktflfte durch ein aber- 
glftubifiches Verfahren, ihre Versöhnung durch Opfer u. s. w. ein 
Zweig der Technik; die Erkl&nuigen des Totemismus, die auf solcher 
Grundlage stehen, sind daher mit jener Auffassung eigentlicb nicht 
im Widerspruch. Doch wUide es «ch, wenn flbrigens uns^ Er- 
klftrung richtig Ist, aeigen, dass auch von den Kenntnissen in erster 
Reihe die irdischeo, sidiibar und unzweifelhaft nfitsüchfin als aus* 
schlaggebend vorausgesetzt werden mflssen und die soziale Wirkung 
von Ansichten, welche sich auf flbematflrlidie Dinge beziehen, erst 
dann angenommen weiden dürfe, wenn jene nicht zur Erklärung 
einer Einrichtung hinreichend waren. 

Und interessant ist es, dass sich hier ein Gebiet der Technik 
als die soüialtn Erschein uiigen bestiumiend erweisen würde, das 
von diesem Gesicht.^pinikte - wenigstens insofern, ai,> von ♦•iner 
si*P'/.it'lleii Art der Schriit die Rede ist — bisher kaum der H»> 
trachlimg gewürdigt wnnlr. Ilii->lie/.üj^Hich wollen wn noch an- 
deuten, das> mauche andere üKerrasciioiid«' soziale Wirkungen der 
Schrifliechnik angeführt werden könnten, wenn der Kähmen dieser 
Arbeit es gestatten würde. 

Das am Ende des vorletzten Absatzes ausgesprochene allge- 
meine soziologische Prinzip war es, das den Unterzeichneten zu dem 
dargelegten Versuche einer Erklärung des Totemismus führte, nicht 
speziell zur LSsuug dieser Frage unternommene ethnographische 
Studien. ^lit anderen allgemeinen Gegenständen beschäftigt, war 
er nicht in der Lage, der induktiven Bestätigung jenes Gedankens 
Zdt zn widmen. Herr Dr. Felix Somlö unternahm dies auf meine 
VonuUassung. Vor meinen Augen achwebte als induktiver Beweis 
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\es «tbisreii Ki kläniugsvci^uthes blos tiuu Ziisainmeiistellung von 
baten, welche zeiereu sollten . dass Totemismn« mir im Verein mit 
RiWemrlirift vurkoiiiint . snnst aiirr fehlt. Doch Herr Soml«') gnij)- 
pieite die .s^'inei- Lektine entuoiuiiit'nf»n Daten von drei versclii»- 
'ienen Gesichtspunktpn ans. Erstens 'nAizt or oinp-hend. dioTo- 
tcinfe thatsäcdilich als Schriftzeichen gebraucht werden: zweitens hc- 
weist er, dass Totemismus (einen einzigen Fall ausgouommeu, wo 
dies oicht nachweisbar ist), immer mit Bilderschrift zusammen auftritt; 
drittens aber führt er den Gedanken ans, dass die spezielle Natur 
der Totems eine solche ist, welche veiTät, dass sie als Schrift- 
leiciien entstanden sind, und welche mit keiner anderen bisher 
aafgefitellten Theorie vereinbar ist. Diesen Qedanken Herrn Somlö's 
betiaohte ich als hOchst vichtig für die Lösung der Frage. 

HOgd nun der Leeer die zusammengeBleUten indtiktiven Be- 
wdee prQfen und nntersnohen , ob andere Daten , die ihin su Ge- 
bote stehen, mit ihnen fibereinstimmen oder ihnen widerstreiten. 
Trots der nachfolgenden induktiven Bekrftfttgung verBIfentliche ich 
meiDen GrklftrungsTeisuch keineswegs mit apodiktischer Gewissheit 
snner ffichtigkclt, sondern blos als ESnfall, der der PrQfnug von 
Fachleoten bedarf, die dn viel reicheres ethnographisches Wissen 
be^txeo als das, worOber ich nnd mein geehrter Sfitarbeiter Dr. 
Somlö, beide eigentlich anfeinem anderen (Gebiet beschäftigt, verfugen. 

Geschrieben in Ohiavenna, Parsdiso, den 9. September 1899. 

Julius Pikler. 

IL 

Indüktive Beweise für obigen Erklärangsversnoh. 

1. Die Toteni8 werden thatsächlich al8 Seh rif (zeichen bendtzt. 

Die n^ichste Ausbildung liat der Totemismus bei den Indianer- 
stäintn- !i Nordamerikas erfahren, daher sind auch unsere Daten dafür, 
das» die Totems als Schriftzeichen thatsUchlich verwendet werden, 
snm grossten Teile den Gebräuchen dieser Völk< r entnommen. 

Schoolcraft •) berichtet von ihnen, dass sie ein*^ noch ganz 
primitiTe Bilderschrift haben, die auf der Kinde von Birkenbäumen 
SU Mitteilungen bei Jagd und Krieg dient Dieselbe wird auch 
auf Grsbeteinen, zur Unterstfitzung des Gedfichtnisses beim Singen 

Histoiy of the Indian Tribes of the United States. L Teil. S. 356. 
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liuiliger Lieder, zur Bezeiclmung des Eigentuiiiä an Waffen, Gerät- 
schaften und Häusern lieiuUzt. Die bei heiligen Schriften aiigo- 
wandten Zeichen sind hieratischen Charakters und Geheimnis der 
Medicinmänner, die übrigen hingegen sind allen Stauimes- 
ange hör igen v ländlich. 

i'ai vrr erzäldt, dasa sein Füln-er. ein (. lüiijH'way, einen Angi-iff 
der feinilJichen Nadowessier befiirciiti iid , die Rinde eines» grossen 
Baumes nächst dem Beginne eines Flussei» schälte und darauf mit 
Holzkohle in roher, jedoch ausdrucksvoller Weise folgende Zeichnung 
ausfühlte. Erst kam das Bild der St^ult der Utlagaumier, dann 
links ein Main» in Fell gekleidet — womit er einen Nadowessier 
daistellen wollte — mit einer Linie von seinem Maade zu dem 
Maule eines Hirs(;hen, dem Syndiol der Chippeways u. s. w. Er 
gab hiermit den Nadowesaiem bekannt, das» er nicht als Feind, 
sondern als Führer eines mit ihrem Stamme befreundeten £ng^ 
länders koimne '}. 

„Bei ihren nächtlichen Lagerungen schneiden sie (die Jrokeeen) 
gewisse Zeichen in die Bäume, um ihre Zahl and Absicht kitnd 
zu geben. Bei ihrer Rückkehr thun sie dasselbe und geben auch 
die Zahl der Gebogenen und der Erschlagenen an*)/* 

y,Die Figuren eines Hirschen, eines Bären, einer SchildkrSte, 
eines Kranichs stehen in ihrem System (der Bilderschrift) für die 
Namen von Menschen und fixieren die Sprache recht gut, indem 

sie — — — die korrespondierenden Wörter — — er^ 

geben 

,,Jede indianische fWilie hat eine Art heraldisches Zdcheo, 
das sie bei vichtigen Gelegenheiten als Signatur benützt. Wenn 
eine Familie den Wald durchstreift, schneidet sie zuweilen ein 

Stückchen des Baumstammes weg und zeichnet ihr Totem auf die 
Irisclie Fläche, um die Nachkommenden wissen zu lassen, wer 
v»)rül'« rf^nnp. Will ein Häuptling zu einem Pesten irgendweK lie 
Artikel kommen lassen, so zeichnet er dieselben auf ein Stu» k 
Birkenrinde und setzt sein Totem, einen Fuchs, einen Hund, einen 

') Carver, Travels, S. 418, bei Lubbock, Origio of Civilisation, 
8. 37—38. 

Morgan, Leugne ol theJroqnois, S. 340. Bei Spencer, Deecrip- 
tive Soci..luK.v Bd. VI, S. 41. 

äohooicraft, Uktory ot Indiau Tribes, I, S. 338. 
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Utf» oder was es eben »ein mag, darunter; es wird dies voll- 
tommen verstanden und entspricht iu jeder Beziehung einew üchiift- 
Igehen Befehle i)/' 

In der Nähe eines alten ( 'loek-Lagern waren auf d'w Rinde 
der Bäume rohe Skizzen von .lägeru und Weibern nebst verschiedenen 
Zeichen mit Hülzkohle gekritzelt, welche laut der Interjm tMtion 
d^r Filhiei anzeigten, dass die Jäger vom Lager nach Hanse zu- 
rückgekehrt sind *). 

Schoolcraft 3) gieht eine Übersicht 140 indianischer Schrift- 
zeirhon. Wir sclu'n verschiedene, teils {»hantafifisch ansj;^schmflckto, 
lelL* mit jiriniitiver Einfachheit wieiliT^-e^ebene Pilanzon-, Ticr- 
und Phantasiebilder, sowie auch Bilder verschiedener lebloser Gegen- 
stände nebeneinander. Es befinden sich duiinter auch zwölf Totem- 
bilder. Betrachtet mau diese letzteren so im Zusammenhange des 
indianischen Schriftsystems, so >)raucht man xur ErklArung derselben 
wirklich keine weitli'^rtr holten Theorien. Die Tiergestalten dienen 
da ebenso gut zur Bezeichnung der Terschiedensten anderen Dinge» 
vib zur Bezeichnutfg von Familiennamen. Eine Eule bezeichnet 
ein Götzenbild, ein Adler mit MenschenfQBsen und ausgebreitelen 
SdivingeD ist das Symbol eines weissen Amerikaners, Scshlangen- 
vnd Yogelbilder sind Symbole allerlei magischer Efinste und Geister, 
«in T<^bild bedeutet Schnelligkeit, gekreuzte Schlangen Vor- 
aiciitigkeit. Und Abbildungen anderer Gsgenstftnde finden sich 
onter den Schiiftzetcfaen ebensovobl als Tierbilder. Die Bilder, 
vetche Gemeinschaften bezeichnen, stechen Ton dem übrigen gar 
Dicht abb Höchstens mag es einem aufCallen, dass sie zu den ein- 
bcfasten, am wenigsten ausgesohmfickten Zeichen gehltoen und dass 
TOD den erwfthntsn 12 Totwdnldeni 11 Tieibilder nnd und nur 
«US das vereinfBichte Bild der Sonne darstellt 

„Die Institution des Totems war den Algonquin-StäuTraen 
Ktnadas wohn>ekannt. Die alten Missionäre beobachteten, dass die 
Einireliorenen mit Hilfe dieser Einrichtung ihr*' Kinteilung eines 
Suiuiiies iu Ulans imd die eines Clans in Familien bezeichneten 

') Kane, Wanderings of an artiat amöng Indiana of N. America, 
8. 24. Bei Speneer, Deeoriptive Sociology, Bd. VI, B. 42. 

0 W. Jrving, Joum. ob Pnuriee, 8. 139. Bei Speneer, DeMsrip- 

tire S in1o-y. Bd. VI, S. 42. 

') üp. dt I, 8. 407—411 uud Tafeln 5$ and 59. 
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uud diese Untersuheidungoa dadurch sehr deutUoh bewahrten. Es 
wurden Verwandtsohaften bezeichnet und eihalteu, lange nadidem 
die Überilefeiuiig ihre ZeuginiBchaft yersagte. Dieser Unteracfaied« 

welcher nahezu mit der Gewigsheit der heroltlischen Wappen des 
Feudalsystems bezeichnet wunle, war auf den Waffen, Wohiiimpen 
und Trophäen der nordamerikanischen Häuptlini:*^ und Krit Lri i an- 
gemerkt zu seilen. Die Figuren wurden auch auf d' H ad-je-tlä-tig 
oder GiiibpHtn k.'ii ajigebmcht zur Bezeiclumug der Clans, dem der 
beti^ffende Tote angeiiörte 

„Die Eiiigeboreneu des obereu Darlings schneiden ihre Totcm^ 
iu ihre Si-hüde-).« 

„MaiH-hi- IiHliaiit'i-Stäniiii«' tragen, wenn -ie in ilon Karnj^f 
ziehen, Fahnen aus Baumrin(ie, welche an Stangen augübiiicbt ist 
und auf der ihre Totems abgebildet sind 

,,Die Delawaren malen ihre Totems an ihre Häuser. Der 
Schildkröten-Clan malt eine ganze Schildkröte, der Trutlwhn-Clan 
malt hingegen blos den Fuss eines Truthahns und der Wolfs-Clan 
blos den Fuss eines Woifes; manchesmal fügen äo aber auch die 
Skizze des ganzen Tieres hinzu ^).** 

„Im Dorfe Sandy*Lake, am oberen MisMssippt, wurden Bilder 
von Tieren, VOgeln und andere Zeichen an den rohen Särgen oder 
Hutten der Toten gefimden. Ähnliche Zeichen wiuden hier, wie 
an anderen Punkten dieser O^nd, audi an den Waffen, Keulen» 
Kanoes und anderen beweglichen Verm^fgeneobjekten, sowie auch 
auf den GrabpflGcken beobachtet^.*', 

„Die Chippeway und Sioux schlössen, da sie einander nicht 
verstanden, den Frieden mittelst einer Bilderschrift abV 

Das Totemzeichen wird auch als Unterschrift auf Vertrflge 
oder andere Dokumente gesetzt'). 

') Schoolcruft, Up. dt. I, 335. 

') Broagh-Smytb, Aboiigines of Victoria 1, 'äÜ. Bei Frazer, 

Toteniism, 5^ 30 

'■') Chateaubriand, \^oy. eo Aiu«r., S. 194, 199, 224. Bei Fräser, 
Totemism, S. 30. 

*) H ecke wel der, lodian Nations, 8. 247; Brinton, The Lenape and 
their I^eijiends, S. 39 n. 68. B«i Fraaer« op. cü 8. 31. 
•) Sohoolcraft. op. cit. L 387-338. 
•■) Rastiau. Die Kulturländer des alten Amerika II. 715. 
') üeckewelder, iodiaa Nation«, S. 247. Bei Frazer, op. cit. 3U. 
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Eine auf Rirnle j:^e8clirie}>ene Biographie (lo8 l»ekaniitcii Uda- 
wen-Uäiiptlings Winp:eimjnd b<>pnnnt mit piner Schildkröte /um 
Zrtchcn dessen, das» Wiiigemuiid /um Sohildkrölcii-Olau de« Uela- 
»areik-Slainmet« gehörte 

Eiiif» dfr interessantenten Anwendiiugeii des Tot- ins als Bilder- 
tii_unfl /-t'iirt uns ein von Sehooleraft niit^et<'ilt<-s (t-'>ii(h einer 
rhijip« \\ay-( iL-.-aiitlt>cliaft an den Piasidi'iitunder VL'icin'mttMi S(:uiten-). 
I>fp Piclographie besteht aus einem Kranich, di-ei Mardern, einem 
Haren, einem Mannfisch und einem Katzenfi»:-h. Die Augen und 
die gleichfalls aufgezeichneten Hei'zen all diesci* Tiere sind durch 
Ijnien mit dem Auge, bezw. mit dem Herzen des AnführerSi des 
Eraniehä, vorbiuulen. Von\ Auge des Ki-anicbs geht aossordeiii 
noeb ein Strich nach vorwärts und ein anderer zu einigen kleinen 
Se«a. Die Bedeutang der Pictognphie war, dase 7 Mitglieder 
jener SHimne, deren Totemtiere aufgeieichDet sind, und die mit 
(lea AnfOhrer dnes Hentens sind und einen Zweck im Auge haben, 
den Piflndentett der Vereinigten Staaten um die Überiamung einiger 
kleiner Seen nlchet dem Lake Superior bitten. 

Zur BekiSftigang dieser JBbuptuiininde waren derselben noch 
vier andere beigelegt, wetche die Absender dar Gesandtschaft einzeln 
<i««tellen sollten. Jede Person ist durdi ihr Totemtier gekenn* 
Miduiet. Hatten mehmre von den Absendern daseelbe Totem, so 
vQide das Tierbild fQr jeden einzelnen wiederholt. 

Eine sehr aUgemeine Anwendung fand das Totemzeidien auf 
den Giabpflfcken der Indianer. Em verkehrt gezeichneter Kfanich 
bedeutet einen Toten, der den Kranich zum Totem hatte. 

Schoo Ic laft sagt von den Indiaiitin: „Hei was für Namen 
immer sie auch zu Lebzeiten genannt wenlcu mwhten, es ist das 
Totem un<l nicht ihr persönlicher Name, der am Grabe ver- 
zeichnet winl.' 

Aiirh bei anderen Voikei-schaften hudet das Totembiid ähnliche 

Wwt'ii'iuriir. 

..l>i'- Haidas von Queen Cliarlotte Islands sind allgeni« in 
läiuwieit. Das Zeichen ist in allen Fällen das Totem in einem 
iuMiveQtiouelien Stile ausgeführt. Wenn mehrere Familien vor- 

') Schoolcraft, op. cit Bd. 1, & 353. 
*i Op. eü a 414 ff. lind Tafeln, 60-113. 
'1 Up. oit U. 40. 



sühiedener Totems in demselben Hause wohnen, so t&towiert der 
HaidarH&uptling alle ihre Tot^a auf seinen KOrper')/^ 

Audi bei den NordamerikaDisdiea Lidianero war es allgemeio, 
sich mit dem Totembilde zu tätowieren. Dasselbe kommt auch in 

Australien vor*). 

Die Indianer Britisch-Columbias bemalen sicii niain hiiuiL^ mit 
ilueiu Tütonibiklti. — Unter den Ilnioiien hat jeder Clan eine eij^ene 
Alt, sich (las Gesicht zu 1 »Mumien uiul — wenigstens aniässlich der 
Installation v<»n Häuptlingen — stellt diese Malerei das Toteui 
dar. — Die Vortretei- der Tlanp unter den Mtnjuiö habfn bei Wett- 
rennen, Tänzen n. 6. w. eine kon\ ontioüelle Darstellung ilu^s Totems 
an Brust oder Röcken blasen niert^). 

Unter den Pnbertäts-Zeremonien der Anstralier befindet sich 
auch das Einschneiden von Schrammen in den Körper, die als 
Stammesseiobeu dienen oder auch das Totem selbst dai'stellen. 

Wenn wir bedenken - bemerkt hierzu Frazer*) treffend — 
dass es den Angehörigen desselben Totems bei Todessti-afe verboten 
war, mit einander i:t>s< iile( htlidi zu verkehren, wenn wir bedenken, 
dass die Stämme der Wilden minutiöse Unterabteilungen in lokale 
Gruppen besasseh, die durch einen ganzen Kodex sexueller Erlaubnisse 
und Vei;bote zu gleicher Zeit vereint und geteilt waren, dass sie 
durch Verschiedenheit des Dialektes und sogar der Spiache getrennt 
waren, so kOnnen wir die Notwendigkeit von sichtbaien Stammes- 
zeich^ leicht einsehen, denn ohne solche wären all' diese Erlaub- 
nisse und Verbote unwirksam geblieben. 

Die Indianer Nordamerikas hatten auoh fQr ihre individuellen 
Namen Schriftzeiohen. Lubbock teilt uns eine Abbildung einer 
indianisoheiL VolkszählungsUste mit, welche ein Schippe wi^ im Jahie 
1849 an die Vereinigten Staaten sandte und bemerkt dazu, dass 
sich die Indianer gewöhnlich durch ihr Totem, d. h. ihr FunUien- 
bild bezeichnen, dass aber in diesem Falle, da alle dasselbe Totem 



') Oeolug. Surv. of Canada, Kep. for 1878—9, S. 106 B., 135 B., 
Smitbsouian CJontrib. to Knowl. Bd. XXI, No. 2ö7, S. 3 fl, Nature, 20. Jauuary 
1887, 8. 285. ^ Bei Prazer, Totemism, S. 28. 

*) E. de Schweinitz» Life and Times of David Zeiaberger, S. 78. — 
Frazer, Totemism, 8. 2t». 

^ Quellenangabe siehe bei Frazer, op. cit, 8. 30. 

*) Op. cit, S. 38. 
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uv.^n. jede Familie durch ein Zeichen abgehildot wurvle, das den 
ini\m>.\uöUeu Hainen des Familienliauptes l>» (lt'utrto. Die Zahl der 
>'ami\ienfirUeder wunle durfh Striche neben dem Namen des Jja- 
uülieniiaiiptes angezeigt > ). 

Wir finden auch imter diesen Äbltihhingeu individueller Namen 
Ticrbilder, aber in viel geringerem Masse, als unter den Totem- 
leichen: Mos 11 unter 34, während die tlbrigen Namen durch 
■^ffTt he. Kreise, Halbkreise, allerlei Oegenstände, menschlicho Figuren 
und an unsere „BandzeicheD^^ lebhaft erinnernde KrenTie fixioii 
MDil. Wir sehen in diesem Umstände einen Beweis dafür, dass 
' lie Zeichen individueller Namen spiterea Ursprunges sind, als die 
Killer ffir Staramesnamen. 

Die primitiven SohnfUeicben mussten eben ku Anfong die 
(Inugendstett Bedürfnisse befriedigen. Anfugs konnte man gar 
nicht an eine solche rddie Vermehrung und Bintwioklung der will- 
kllilidi in die Schrift eingeführten Namenszeidien denken« welche 
isdi der individuellen Benennung genügen sollta Der Mangel an 
iodifidnellen Namenszeichen mag auch die Ursache dessen sein, 
liuB auf den Totenpflöcken blos die Glans, nicht aber die indi- 
«idsellea Namen angebracht mnd. 

Eb dürfte an dieser Stelle die Frage erhoben werden, wes- 
bilb 6S meistens Tierbilder sind, die xur Bexetchnung der YOlker- 
nunea zu dienen liaben? Warum kennen es nicht ebenso gut die 
vefschiedensten anderen Oegenst&nde sein? Dieser Umstand muss 
<ioch, konnte man denken, irgend einen abergläubischen Hinter- 
gnind ii.il'^ ii. 

I'iiM' Aiinaiuae wäre durchaus unzutreffend. Die Boneninuig 
voll Kiüdrin und aclisoiion , der verschiedensten Ei^'ens« "haften, 
ja Hiurniekköriiei II nach Tiereu i^-t Itei Wilden t^aiix allgemein. 
Es »Tklärt sich dies» einei^seits aub der Armut ihrer Spraehe, 
andererseitg aljer aus <1or wichtigen Rolle, welche die Tiere in 
lirem ganzen I^ben spielen. Die Tiere bilden die Gnmdlage ihr-es 
Lebensiinterlialts . sie sind aber auch ihre gefürchtetsten Feinde, 
?egen die sie sich fortwähi-end zu wehren haben. Die Namen der 
Tiere gind folglich schon imter ihren allerersten Wörtern vorhanden. 
Ihre Spnche besteht aber anfiLnglich nur aus ganz wenigen solcher 



') Labbock, Origin of Givüisatioii, & 38-40. 



koDlii*oter Bezeichmingen der ihnen am nächsten liegenden Oogcii- 
Btftnde. Diese ersten Wörter mfiasen dann anch zu allen mOgUchra 

.•»iuloi\^n Zwecken herhalten. Will der Wilde sagen, dass der oder 
jener stark i.st, so sagt er, er ist ein Bäi , will er Schnelligkeit 
bezeichnen, so sagt er, er ist ein Vogel, oder da ihm ja auch ein 
solth«*r verhältnisniässig schon abstj-ükter Ausdruck fehlt, so nennt 
er den Adk-r. Sciiu* Kinder uinl (.1. 'führten nennt ei liäufi^' WüK,-», 
Häivn ctf. Tfi selbst die Oostiriic tiagon Tiernamen. Wir netUK-n 
blos als U-kaiintostt's Heis]iii'l den Tierkreis, und ciwälnien blos, 
dass wir noch lieutzutage vnm ,.t;rossen'' und vom „kleinen liäreii ' 
spreelii'ii und dass der ungarische Volksmund dns Sternbild der 
Flcjaden noch heute ,,Henne mit den Küclilein'' (fiaätytlk) mimi. 

Warum sollten da nicht auch die Stammesoamen den Namen 
der Tiere ^fliehen werden? 

Nim kommt aber noch hinzu, dass die primitive Bilderschrift nur 
einen kleinen T^l der im Reden gebrauchten W(«te wiedOTzngeben 
vermag und dadurch in der Schrift auch noch der sehr dQrftige 
Sprachschatz reduziert wird. 

Die iT)hen Abbildungen von Tieron aber sind wie<ler die aller- 
ersten, Avelche die Wilden auszufühi- n im Stande sind. Reisend. ■ 
versichern uns allgrinoin, dass wenn die Wilden mit dem Zfirlint-n 
beginnen, ihm ersten Knnstwdko roh ausgeführte Tierhilder öind. 
Die Motive der indianischen Kunst, sagt von den Steinen, sind aus- 
schliesslich dem Tierreiche entlehnt^). Andree hebt in seinem Auf- 
satze iWm' „das Zeichnen bei den Naturvölkern"*) hervor, dass die 
Pflanze nur selten eine Rolle spielt und fOgt hinzu: „Um zum 
Verständnis dieser Ei-seheinung zu gelangen, brauchen wir blos 
daran zu eriinn^rn. das^^ auch bei unseren Kindern, werm sie die 
ersten selbständigen Vtn-suche zum Zeichnen auf der Schiefertafel 
machen, zunächst Tiere und Menschen in rohen Formen dargestellt 
werden; das lebendige, bewegliche Tier fSesselt eher ihre Aufmerii- 
samkeit, ist in seiner ganzen Figur auch schneller zu erfassen, als 
die aus zahlreichen Blftttem und Blflten bestehende Pflanze.*^ 

Der Vergleich mit den Zeidmungen der Kinder ist jedenfalls 
als ein glQcklicher zu betraditen, da zwischen den Zeidimingen 

') V^on den Steinen, Unter don Naturvölkern Ceutralbninliens, 8. 245. 
Andree, Ethnographische FaraU«len u. Veigleiohe, Neue Folge, 8. 59. 
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klHatrtrvolkAr und denen (U'i Kiiuiei niicii in anderen IJeziohungen 
wl Älmliclikf it g-efunden worden ist. 

\o» den Steinen nneint übrige ns. das Zeichnen von Tieren sei 
M den Indianern nnr oino spezielle Erscheinung einer allgemeinen 
TluilsiU'lie ; das Tierniotiv heherrscht ihre ganze Gedankenwelt in 
j^rt Kunst un<l Wissenschaft, wie sie au(;h heisse, und raeint, üasB 
der Grund dafür in ihi-em Jiigertum zu suchon sei^). 

Wenn nun Tiarbüder die ersten sind, welche dit^ Wilden zu 
hii'^n vermrigen. so ist es ntir ^^itiz natürlich, dass dieselben in 
kr BiMersehrift diejenigen Begriffe beseichnen mflssen, zu deren 
iabädiniing diese suerst in Anspruch genommen wurde. Und 
MMnit kann es nicht fiberraschen, dass die Stammesnamen mit so 
liioOg viederkehrender B^Imäaaigkeit eben durch Tierbtlder dar- 
gestellt wurden. 

Wir sehen also, dass die Totems als Schriftaeichen von VOlker- 
schsften thatsBchlich in Anwendung stehen und geben nunmehr zu 
der zwdten Qruppe unserer Beweise fiber. 

2. Totonlsmiis niid Bfldmehrifl treten msomiDeK avt 

In den Hauptstitten des Totemismns können wir überall auch 
Picto^phie oder doch Spuren beiiehungs weise Anfönge derselben 
sachweiseB. FQr Nordamerika ist diese Coeziatenz s^on durch 

d» bisher Gesagte hinlänglich bewiesen. 

In Australien finden wir gleichfalls ein vollkoimnen ausge- 
WMetes Totein-System. 

,fletle Familie. s;i«rt Sir G. Grey , adoptiert ein Tier oder 
^iiie Pfiauüe zn ilii-t-ni Zoiciioii odt-i Kobuug, wie sie es nennen. 
Es besteht eine gewic»?»«* luysteriüse Verbindung zwischen der Familie 
iiml ihiiem Kobong, so dass ein Mitglied der Familie iiit inals ein 
Ti»^r jener Spezies tötet, zu welcher sein KoliMni; trehüit. Fiiid«'t 
ifuu es schlafend, so tötet man es nur mit Widerwillen und niemals 
•^»iine ihm Gelegenheit zum Entrinnen zu geben. Es kommt dies 
^0(1 dem Glauben der Familie, dass ein solches Individuum der 
ItetreEfendeü Spezies ihr n&chster Freund sei, den zu töten ein 
gn-s.^es nnd soi^gf&l% zu vermeidendes Verbrechen w&re^).'^ 

') Von den Steinen, op. cit & 246. 

*) Bir 0. Grey, Ivo fixpeditions in Anstnaia, Bd. II, B. 228, bei 
Icbboek, Origin of CtvUisation, 8. 184 
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..Manohr» «'Inns *>ri<i;ujsitnüien.s stammen von Enten, Schwänen 
und aiulereii Wa>->< i \ «i^.'ln M." 

„Mr. Taplin wunle von r'iniL,'^<Mi Narrinyori (SH^lnnstmlien) ge- 
tadelt einen Huii l geschossen zu haben j er hatte dadurdi ihr 
ngaitye (totem) verletzt'^)." 

Eine Menge Belege dafflr, dasa austnilit;(;h(? Stämme Ticmamen 
fuhren und das l>eti"e(Tende Tier verehren, finden sicli l»ei Frazer^). 

Der Kamilaroi-Stamm in Nen-Süd-Walei^ /''ifällt z. H. in 'V,q 
Phratrieu der Dilbi mul di r Knpathin. Die Dilbi - Fbratrie zerfällt 
in die Totem-Glans des Käugunth, der Beutelratte, des Truthahns, 
des gelben Fischee, des Honig'Fischee etc. Die Phratrie der Ku* 
pathin besteht ans den Totem-Glans des Kasuar, der Teppich» 
Schlange, der schwarxen Schlänget des roten Kängorub, des Frosches etc. 
Und ein fthnlich ausgebildetes Totenuiystem ist in Australien häufig. 

Diese Institutionen der Tier-Chuis stehen den nordamerikaiuschen 
am nflchsten. Dem entsprechend finden wir hior auch gans fthn- 
liehe Verhfiltnisse der Schrift 

„Die Neu>Hollftnder sind der Kunst des Schreibens nicht gans 
unkundig; sie können später Vorbeikommenden mit Hilfe vei^jger 
Ritzen, welche sie mit dem Dowak, einer Art steinernem Beile, 
auf die glatte Rinde dnes Baumes machen, nicht nur mitteilen, 
wer diese Zeichen xnrOckliess, sondern auch die Richtung, 
von wo er kam iind wohin er gint; 

Dass sich manche Australier mit ihrotii Totemzeicheii täio- 
wieioii und dass sie aucii bei ihi-en Pubei läUcei^monien das Toti m 
»Mtint7f»n, ist Sf lmn gesagt worden. Wenn wir noch erwähnen, 
dass .,umiu h<' Aiisti-alier robe Zeichinmi^on von Tieicii u. dergl. zu 
machen vei^tehon ^)", so köimon wir un^ na( Ii Mittel- und SUd- 
ainerika wenden, wn clor Tott niisimi.s schon weniger häufig" ist nml 
auch viel »mcnt\virk« lter vorkomnU, wo aber auch von einer Bilder- 
schrift — wenigötciiB bei der gegeuwärtigeu Hasse — sehr wenig 

') Sir 0. Orey, Tooabuhury of tbe Dlalects of South- Westem-Aiwtnip 

Ha, S. 29, 61, G3, GG, 71, bei Frazer, op. cit., 8, r, 

') Native Tribes of South- Australia, 8, 64, bei Fräser, op. oit. S. 7. 

') Totemisin, S. 51—52. n\ 75. 

*f Trans. Ethn. Soc., New 8er. III, 293 in Spencers Descriptive Socio- 
log>', Bd. lü, S. 45. 

^) Trans. Etbn. Soc. N. 8. Bd. III, S. 227 bei Lnbbook , Urigiu of 
(Svillsation, 8. 34. 
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lu fludeii iöt. liei der (liirftiiren Kenntnis ilii\sor Russen iiii'i 
ilou nicht ganz konj^ruenteu Aussagen unateifi Oewährsmänn> i ist 
Sü'iamerika kein hiu ht!»ares Feld ffir unsere Untersuchung. Einiges 
•Ifirfte äeh aljer docli nachweisen lassen. 

In Peru finden sicJi Spuren des Toteuiismus. 

,^ines ihrer (der Moxos) Totems ist der Tiger (Jaguar)» und 
der Kandidat für den Ring eines Medizinmannes mms seine Ver- 
wuidti^chaft mit dem Tiger dadurch beweisen, dass er von diesem 
Tifre gebissen wurde und den Biss Oberlebt hat*)". 

fSnige Stämme der Eingeborenen in Peru stammen von Adlern, 
Inders von Kondors ^. 

Und nach einer anderen Quelle, die jedoch fOr die alten F^m- 
viuer gelten dOrfte, „schmflcken sich Kondor-Clans in Peru, welche 
io ihrer Abetammang vom Kondor glauben, mit den Federn dieses 
Vogels«)'*. 

El steht im Binklang mit der Theorie Prof. Piklers, dass in Pero 
und Mexiko meilenweit BUderfelsen gefunden wurden und dass ein 
in Pen gefundener fiüderstein im Ganzen denselben Eindruck 
nscbt, vie die nordamerikanischen Inschriften*). 

In der Erklärung eines alten mexikanisohen GemAldea, welches 
<Ü6 Beschreibung einer Reise darstellen soll, heisst es unter Anderem: 
nDer erste Aufenthalt war Kohlwakan, der Homberg, wo neun 
Häuptlinge waren. Je<ler dersellKMi ist benannt mittelst seines 
Familienzeichens oder was die Aitrnnkiner Totem nennen ^)." 

Diese Än^ben werden aui-li andtMiTseits Itekräftigt. Wilson 
meint, lass dif' Schrift der Azteken keinen Fortschritt cregen dir 
:i''iiani.a-hc BildtM-sclirift hedcute und dass ilies die Imtanischen 
ijyiubole und die Darstellungen von ludivlduen mittelst 

') ReUtioQ de la Mission des Moxes dans le Perou, in Fr. Coreal's 
Voyi^ ux Indes OooidentaleR Bd. III, 8. 249, dtirt bei Fraxer, op. 
dt & 20. 

^)Oarciiasso de ia Vega, Royal CommeDtaRes of the Incas, 
i Teil, I. Buch, Kap. 9, 18, bei Frazer, S. 5. 

'I J. 0. Müller, Geschichte der aoierikaniächea Urraligionen. Bei 
f raier. op. cit., R. 27. 

') Fauliiiano, llliu>uierte Geschichte der Suhriit, S. 210 ff. 

^1 FinJmaoD, op. cü 8. 221 nach Kingsborough, Autiqiiities of 
Xnieo^ oooipriaiag facsimiles of andent Mexioan Paintings and hieroglyphics, 
Bi I, IToaiiacript Bottnruii. 



ilir.^H tiorisclion ö(1«t irj?end oinos andf^rrii Zunamens 
auf von Kingsboioiigli mitgeteilten Abbildungen vollauf augeu- 
scheinlii^ii uiaclh n 

Fnr die Pat.igfinici' ist dor Totoniismus wohl iiach<re\viesen, -) 
CS sind uns ]ed(H:li keine Angaben übor eine Bilderschrift deiselben 
bekannt. 

Für andere Stiiinine Südamerikas ist der Tdteiuismuß nicht 
nachgewiesen. Bevor wir aber diesen Weltteil verlassen, 
wir noch einige intf^j-ossante Mitteilungen von den Steinen 's be^äg- 
licli einiger Natui xolkt-r Central-BrasUiens erwähnen, über die zwar 
kein genauer Nachweis des Totemismus, doch aber Spuren desselben 
vorliegen. 

„Die TnuDiU sind Wasaertiere — — sagen die Bakairi/' 
f,Die BoroW» rühmen sich selbst, daas sie rote Aranus seien. Sie 
geben nicht nur nach dem Tode in Araras, wie auch in gewisse 
andere Tiere Ober, nicht nur sind die Araras Boror6 und werden 
entsprechend behandelt, — sie drflcken ihr YerhSltnis »i dem 
farbenprflchtigen V<^1 kaKblQtig auch so aus, dass sie sich selbst 
als Araras bezeichnen/* 

„Oder um eine hftiifige Variante der Ahnensage zu nehmen, 
dann steht nichts im Wege, dass der Jaguar der Urahn eines 
menschenfressenden Stammes gewesen sei; denn immer irird aus- 
drOcklidi berichtet, dass dieser Stammvater „Jaguar^* Vorfidiren des 
eigenen Stammes, Bakairf oder Paressf, getötet und gefressen habe'*)." 

Die Angaben gostitten zwar keinen pot:itiven Sclduss, zumalen 
von den Steinen über die Bedeutung iiirer Stuunuesiianun untl 
jener der UnteraKteilungen ilirer Stämme, nichts zu sagen weiss. 

sie machen das Bestellen des Totemisnius iramerliin walir- 
schoinlicii. 

Von don Steinen fand nun Im diesen St&mmeit interes^aJite 
Sand/.eiclinunuon. 

,,.\uf drr Kückliiliit — erzäliit ei- — kam xw.ser Kahn eines 
Tages an einem Saiidstraud vorbei, den die indianischen Begleiter 

*) D. Wilson, Prehistoric Man, 11, 127—8. Bei Spencer, Descrip- 
tive Sociülogy, Bd. Ii, S. 51. 

*} Falkner bei Lubbock, Prdustoric Times, 8. 431. 

-''J Von den Steinen, Untor den Natarvölkera GentraibrasilteQS, 
S. 351 ff. 
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fthoß vor uns passiert hatten; zu unserem Erstanneti sahen wir 
^ zwei Fische in den Saml gezeichnet 

„Ztenüich genau in der Mitte des Weges swischen dem Hafen 
und der Ottschaft der Mahinakü fand ich einen Rochen und einen 
PikÜßsch in den Sand geseichnei 

„Abends im Mondschein madite es ihnen (den Boroi-o) ein 
Haaptvergnügen, ans Jagdtiere und Jngdsoenen in den Sand zu 
Buüen.'* Häufig waren es gerade Jaguare^). 

,^ionilich selten, ausgenommen bei den Nahuqnä, wo sie zahl- 
ppJch waren, fanden sicli an dem vom F 1 ii s s zum Dorf 
filiirenden Waldpfad in den Bäumen menHchlicho Firmen 
oingeschnittt ii, das heia«it in den l'mrissliuftu eiugftil/t oder 
(1er Fläche nach aus dei Rinde abgeschält" 

„Auch die eine oder andere Tierfigur war vor- 
haudon." 

. IVi Ion Anpto sahen wij" Tiei-ftgui'cu — — auf Pfoöteu 
eiügekratzt und gescliwärzt ''j." 

Es erinnern diese Mitteilungen viel zu lebhaft an die An- 
wf'iidiiiig der Bilderschrift bei den Indianern Nordamerilcas, als dass 
wir si(' unerwähnt hätten lassen können. 

In Afrika haben nur die Betschuanen und die i)enaGhharten 
Uunam-Stämme ein ausgebildetes Totemsy!*tem. 

Die Betschuanen besitzen Namen, die ihre traditionelle Ab- 
Btunmnng von gewissen Tieren bezeichnen. Diese Tiere werden 
von den Völkern, die sich nach ihnen nennen, heilig gehalten, 
«''der gejagt, noch gegessen. Die Bassntos z. B. sind Bakuena, 
Männer des Krokodils, die Mantitis sind Bakimbi, Männer der 
^rilden Katie; die Lyghoyas sind Batsttung, Männer des Löwen. 
Andere halten das Stachelschwein, den AÜen, den Fisch heilig u. s. f., 
doch giebt es auch solche, die sich nicht nach Tieren nennen, z. B. 
die Barolong, welche Batsipi, Männer des Eisens sind'). 

'Ähnliches wird auch von den Damara berichtet. 

Es ist fOr uns besonders interessant, dass, obwohl bei den 
Negern Afrikas nichts von einer Schrift irgend welcher Art zu 

') Von den Steinen, op. cit. S. 24Gff. 
*) Von den Steinen, op. cit. S. 255 ff . 

V Arbonesßot et 1)., H40 f. Iii vLogstoue, 1, 18. Bei Waitz, 
Auüiropologie dor Natuiviilkor, II, 352. 

20 
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lindon ist, gerade die Betseliuanen eine Ausnahme bilden. Von 
ihnen ist es bekannt, dass sie Tiergestalteo au ihi-e Häuser malen 
tind auch als Herdenzeichen Tiei^estalten anwenden^). 

„Der Bakuena- oder Krokodil-Claa d^ Betachnanen in SQd> 
Afrika nennt das Krokodil seinen Vater, feiert es bei seinen Festen, 
sdiwOrt bei demselben nnd macht einen Einschnitt, der dem Manie 
eines Krokodils gleicht, in die Ohren setner Binder zum Untec^ 
schiede von den Rindern anderer*)." 

In Sibirien kommen sowohl Spnren des Tot^mismiis, wie auch 
mit Tiergestalten bedeckte ßilderfelsen vor. 

Von den alten historisclieii Völkoni ist der Totemismiis nur 
für Egypten narbgowi^son. das ja bokanntlieh auch »'ine Haiipt- 
st.lttc <\ov Bilderselirift gewesen ist. Es sind daselbst auf Ab- 
bildungen Tierköpfe auf Mensehenleibern gefunden worden, „wobei 
die Tierköpfe nur die Hieroglyphen der Qutteruatnen sind^)." 

Die n^tiven Beweise sind nicht nunder interessant, als die 
positiven. 

Im Bereiche der verschiedenen Keilschriften, der nordischen 
Bönen, der tartarisch- mongolischen, der phönikisoh-hehrSischen, 
der sM ischen Schriften, weldie nicht ans der Bildersdirift hervor- 
gegangen sind, sind anch keine Spnren eines Totemsystems vor^ 
handen. 

Auch bei den arischen Völkern ist wodor riwas über eiue 
ehemalige Bilderschrift, noch über Totemismus bekannt 

8. Der Charakter der Totem« ist der von Schriftzeichen. 

AVir haben in den bisherigen Ausüdirungen gefunden, dass 
wo ein System der Totem-Clans vorkommt, dasselbe auch eine 
Anwendung als Schrützeichea findet, und wir liaben gesehen, daas 
Totemismus (mit einer einzigen Ausnahme) immer zusammen mit 
Bilderschrift auftritt. 



■) Ratzel, Völkerkunde, I, 235 u. 305. Waits, Anthropo]oc;ie der 

Natun-ölkor. TT, 

■■') T.i V i n ^^s tü II t', Missioiiary Travels and ixi'soim.lios in South-Äfrica, 
S. 2i)ü. Juliu Alakeazie, loa Vear» North o£ tlie Uiiuige River, 
.8. 135n; Caaalis, TheBasutos, S. 211; — bei Fräser, Totemism, S. 13. 
^ FaulmaoD, Uescbiobte der Sobrift, B. 11. 
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Es fraj^t sich mir noch, welche von hritlon Ersehüinungen üio 
prlmilr»' und welche die sekund&i*e ist. Mau k<"iiiif.> ja meinen, 
d:i>s (lt?r Totemismiis — wo er einmal aus irgend woluhen tirönden 
III Stan<le gekominen ist — nachträglich natörlichenveirt«^ auch als 
m System der Namenszeichen Anwendung fand und dass sidi 
oDBere DarBtellting der Atifeinander-Folge eines Hysteton-ProteronB 
Bchvldjg mache. 

Wir wollen im Folgenden noch Jiurz einige Thatsachen an- 
fQhreD, wdche diese Annahme einerseits vollkommen ausaehliessen 
und anderersdts der Brldlrung Professor Piklws noch neue Beweis- 
kilfte liefern. 

Sehr viele Totemzeichen tragen nftmlidi unverkennhare und 
b3Rdte Merkmale ihres pictographischen Ursprungs an siciL Es 
ist vor Allem eine gemeinsame Eigenschaft aller Totems, dass sie 
leicht zeichenbaren Objekten entnommen sind. Nur als ganz seltene 
und Tereinzelte Ausnahmen kommen die Totems des R^ns, des 
Donners, Windes etc. vor, die in einer rohen Pictographie nicht 
leicht wieflei gegeben weitlen konnten Es sind dies je<loch ver- 
8f hvin<lcnde Einzelheiten, denen Hunderte und Hunderte von leicht 
aliblKlltai-en Tuteiimaiin H gegenüber stehen. >Lin muss daher an- 
nehmen, dass solclie vereinzelte Totemnamen, wie Hegen oder 
Donner, schon aus Zeiten stammen, wo die Bilderschrift weiter 
vorgeschritten war. 

Nat'h Herbert Spencer warn der Totonrismtis aus Vrierbuiig 
•"ii riiliiiieuden o<ler Spitznamen der grossen Kri* i;- r uikI Häupt- 
hr\^f nuf ihre Stämme hervorgegangen. Wäre ilom wirklich so, 
s«' dürften die Tiernaiuen unter den Totemnamen nur so ziemlich 
im selbem Verhältnisse vorkommen, wie unter den Namen der 
Intüviduen. Dies ist aber nicht der Fall. Diese Erklärung giebt 
(femnach keine Erklärung der Thatsache, dass die Totemnamen bis 
mif verschwindende Ausnahmen immer von Tiernamen entleiuit sind. 
£b giebt doch nnter diesen Völkern auch verschiedene andere Spitz- 
namen, warum wftren denn diese niemals vererbt und durch Miss- 
dentoog tarn ürsprunge eines ähnlichen Totemkultes geworden? 

'/ Kfi,' II und Blitz »cbeiiit mir ni- ht .«.u hcliwei /.n /.«'iehiien zu »eiu. 
wird, wie mir scheuit, mir in der Abait des hüiasen Wiiidos 
(beiaM Luft, Hitze) ala Totem und durch die Sonne sofariftlich bezeichnet. 

P. 

20* 
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Diese Frage muss sicli uns umsonielu* aufdrängen, da ja dei-artige 
Missdeutungeii bei vorscliieUeuen Völkeru, welche kein Totemsystem 
haben, thatsächlich Torgekominen sind und zu den vei'schiedeDBten 
religiösen Anschauungen und religiösen Mythen Anlass gegeben 
haben. Wenn sich nun unter den bei manchen Völkern bis zu 
Hunderten angewachsenen Totemnamen Beauflagen ausBchliesslich 
Tiernamen befinden, so muas dieser Umstand deoh auf einen anderen 
und spezielleren Grund aurflckzufOhren sein, als auf die Hissdeutun^ 
individueller Spitznamen. Wir sahen den Hauptgrund daffir darin, 
dass die Naturvölker Umrisse von Tieren zuerst wiedergeben k(}nnen. 

Ausser der leiditen Abbildbarkeit tragen die Totemnamen noch 
weitere Merkmale ihres pictographischen Ursprunges an sich. 

Die Mohegans haben kleine KrOten^, grosse Kröten- and 
SchlanmilirOten-Glans. Die Eaws haben weisse Adler-Clans und 
schwarze Adler-Clans 

Der Schildkröten-Stamm der Qmahas hat unter seinen Untor> 
abteilungon einen Clan der ..grossen SchildknUe, die nicht flioht 
einen „der Schildkröte mit roter Brust'' und einen „der ge- 
sprenkelten Schildkröte mit roten Anuren^)". 

In Australien gieV)t es im Tatatlii-Siainiiie einen lichtbiauneii 
Falken-flau luul riiieu (Is 1< la u ngef ärbten Falken. Im Kamila- 
roistaiiun t.'tnen K;uijL;unih und oineu roten Kani;iirnh-Clan. "Der 
Kiiuaudaliiui-Stauiiu in (^>in.*eiisland hat eiui'U <'iaii dtr hraiinou 
Schlange, der ,trt f]tM'kt<ni braunen Sdilani^o. ^h-r Tt-jjpich- 
Schlange, dann der Halte, dei- Künguruh-Ratte luid der Busch-Ratte, 
In West -Victoria giebt es einen weissen und einen schwarzen 
Kakadu-Clan, einen büf fel-lcder-farbigcn und einen schwarzen 
Bchlangen-Clan. Aus Queensland wird über die CJans der grossen 
und der kleinen Biene berichtet'). 

Die Orondaga-Jrokesen haben die Clans, l>eziehungsweise die 
Totems der grossen Schildkröte und der kleinen Schildkröte, 
des grauen und des gelben Wolfes^). 

Bei den Huronen sind die Totems der gestreiften , der 

') Morgan. Ancient Society, S. ]')(]. 

-) Third Ann. Rep. of Bar. oi Ethnol., Washington, S. 240 f., bei 
Frazer, op. cit. S, (53. 

') Frazer, Toteniism, S. 83. 

') Morgan, Ancient Society, S. 93. 
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gio88en glatten, der schwarzen und der Hoch land-SchildkrOte 
n finden 

Attcb gefleckter Froach und getiegerter Haifisch kommen 
ite Totemtiere ▼or>). 

Es ist das eine Art der Unterscheidung, welche lebhaft an 
fm der Jockey^Blousen bei Pferde- Wettrennen erinnert und welche 
ticherlich auch dieselbe Bestimmung hatte. 

"Wenn wir noch hinzufügen, dass die Biklei-schriften der non\- 
umerikanischen Indianer mxi atich jene mehrerer anderer Völker, 
womöglich immer bunt ausgemalt wurden, uii«l weim wir erwägen, 
tk<s die Totemtiere der ludianer Nordamerikab aurli that5>ächlich 
' immer in ihrer iranzen seheckif,'.Mi Farhenpnu'ht auf ihren Schrift- 
stücken j>iaiit;on . .so kann es wolil kaum zweifelhaft erdcheijien, 
ilass (ii^'se leicht ausfflhrbaren Vei*sehiedenheiten der Gritsse und 
der Farbe eV>en zum Zwecke einor V»i kl liehen rnterseheidung auf- 
M-Animen sind. Es kann nicht gut angenommen worden, dass tlie 
rKtognij)hie auch hier blos den verschiedenen Spitznamen nacli- 
gehinkt wOre. 

^ fw» r Standpunkt wird auch daihn*ch bekräftigt, da:« andere, 
IQ der Zeichnung nicht leicht ausführbare Unterschei- 
dungen der Totemtiere kaum zu finden sind. 

^ir hSren unter den Totcmnamen nie was ^om 
starken Bftren, vom wilden Wolfe, vom klugen oder vom 
dummen Hunde, sondern es ist immer nur von grossen oder 
von kleinen, von weissen, schwarten oder roten Tieren die Rede. 

IHes kann nicht einfach Zufall sein und kann nur aus den 
Aofordeningen der Bilderschrift ungezwungen erklärt werden. Diese 
Unterscheidungen beweisen deutlich, dass der Ausgangspimkt des 
ganzen Totemsystems in dem Bedurfnisse einer schriftlichen Be- 
zvicliniiiig der Volker zu suehen ist. 

Ein Samoeseji-rian hat .,<lio Enden von Rlättoi ii und 
allerlei anderen DiiigtMr- /.iiiii Totem! Diese Enden wonlen 
liedig gflialten und dürfen in keiner Weine p'hraneht wenlen. Es 
wirf] erzählt, daas es den (Jiansmänneni im täglichen Leben nielit 
wenig Muhe macht, die £nden all der Taro-, Brotinicht und 

') First Kep.. S. GO, bei Frazer, up. cit. S, (iL 
0 Morgan, Urgeselbchsft, 8. 140 und 147. 
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£oku6QUS9'Bl&tter, die sie zum Kodien gebrauchen, wegsuBchneiclen. 
Auch die Endstücke der Tamwuiaeln, Bananen, Fische q. b. w. 
werden sorgfältig beiseite gelegt twd als sur Speise ungeeignet 
betrachtet, als wflren sie Qift^). 

So sonderbar auch diese Art von Totems erscheinen mag, so 
ist sie doch mittelst der Theorie Prof. Piklers leicht erklärlich. 
Das in Rede stehende Totem uuiss ureprünglich ein Blatt oder 
Ulli bkiüiihulicher, spitzer Fisch |t;:owesoii srin. Das Bilderzeicheu 
hat sich im Laufe der Zeit und des Gebrauchet» vereinfacht und 
wie z. R. ans di-iii Kiokodils-Totem der Betschuanen blu.-* dat» 
chaiakterirttisclie Kntkiiüilsmaul übrig blieb, ndtr wie sich das 
Truthahn- und das Wolfs-Totem der Delawaren durch Gebrauch 
zum Truthahns- lieziehungsweise Wolfsfuss vereinfachte 2), so wurde 
vielleicht vom samoesischen TotemHscli blos das cliarakteristische 
spitze Endstück beibehalten, welches aber nach der (»rimitiven Zeich- 
nung ebenso gut auch das Endstück eines Blattes oder das einer Yam* 
wurael oder Banane sein konnte. Das ursprüngliche Totem wurde 
vergessen und da das Bild keine weiteren Aufklarungen gewähile, 
so blieb dem fi-ommen Samoesen nichts übrig, als sorgflUtig die 
Endstücke von allen möglichen Dingen luMÜg zu halten. 

In ähniielier Weise dürften sich die farbigen Tter-Totems 
einiger nordamerikanischen Indianer su blossen Farb^-Klexen ver« 
einfacht haben. Bot ist lAmlich ein OmAhan-Totem') „Rote Farbe** 
und „Blau** sind Cheioke6en>Totems^), und „Zinnoberrot** ist der 
Name besw. das Totem einer UnterabteOung der Delawaren^). Der 
Omaha-Stamm hat „Schwarz** und „Rot** zu Totem-Glans ^. 

£Snen weiteren Bel^ bildet, dass sich viele Stämme in ganz 
gleichnamige Totem-Ünterabteilungen spalten. Es gilt dies z. B. 
fOr die irokesisdien Stftmme, welche folgende Totem-Ghms haben: 

Senekas: Wolf, BAr, Schildkröte, Biber, Hirsch, Schnepfe, 
Reiher, Falke. 



*) Turner, Sanioa, S. 76; bei Frazer, Totemism, S. 13. 
*) Heckewelder, Indiao Nations, 8. 247, Briatoo, The Leoape 
and their Legends, 8. 39; bei Frazer op. cit 8. 31. 
Morgan, Andent Society, 8. 15S. 

Ibid. S. 164. 

•■•) P. 172. 

^) Morgaa, Urgeseliscbaft, S. 132. 
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Cayugas: Wolf, Bär, Schildkröte, Biber Hirsch, Schnepfe, 
Aal, Falke. 

Onondagas: Wolf, Bär, Schüdkrßte, Biber, Hirscli, Schnepfe, 
i4 Ball. 

Oneidas: Wolf, B&r, Schildkri^to. 
ICohawks: Wolf, Bir, ScbildkriH». 

Tttskaroras: Ghmaer Woif, gelber Wolf, Bftr, grosse Schild- 
Irite, kleine SdüIdkrOte, Biber, Schnepfe, AaP). 

Die Gleichartigkeit deutet anf eine zweckbewiisstc, systoniatische 
Annahme der Totemnaraen, aiif eine Elrlornuug des Fortschrittes ia 
der Schrift von einaiirler. 

Wir finden emllich, dass nicht nur die eigentlichen Clanp, 
s«'!.'krn auch die geheiligten Tanz-Bunde, die im fsozialGU Leben 
vu^ltn- nnrdamerikanischer IndianerstÄnime eine grosse Rolle s[iielen. 
'im grüssten Teile Tiernampn halien. die betreffenden Tiere heilig 
hü'*'^n. sie nicht essen, und Konnzeichen l>esitzen, die aus einein 
Teile des Tieres bestehen. Die Mitglieder dieser Bunde betrachten 
sich nicht als blutsverwandt; der Eintritt in dieselbe bendi« auf 
i^dassung und meistens umfasst jeder Bund Männer desselben 
Alters, üfancbe dieser Bunde sind mit polizeilichen Funktional 
l^etraiit, so z. B. Erhaltung der Ordnung im l^Ager, während des 
iUwches, auf der Jagd etc.'). Die Tieranbetung und die Tier- 
oaroen k5nneii in difiseni Falle auch nicht mit der Spencer 'sehen 
Theorie allein erklftrt werden, lassen dch hingegen mittelst der 
Lehre FiUer's gans gut Tefstehen. 

Indem diese Lehre den wahren Ursprung des Totemismus 
kUr 1^, scheidet sie auch das eigentliche Wesen desselben 
TOR anderen Eischeinungen, mit denen derselbe oft verwechselt 
vinL Tieigottheiten und tabuierte Tiere sind noch dnichaus keine 
Merkmale, welche auf Totemismus sdiliessen lassen. Wo das heilig 
gehaltene Tier nicht anch den Stammesnamen abgiebt und als 
Symbol de« Stammes gilt, dort hat die Tieranbetung mit dem 
TotemismiLs nichts zu schaffen. 



') Morgan, Die Urgeseilsohaft, 8. 50. 

*) Maximilian, Prins zu Wied, Nordamerika, I, 401, 440 ff., 
S^9!9, n, 138—146, 217-219, 240 I. 'Ehird Bep.^ 8. 342—365. Bei 
Friser, op. dt 8. 49—50. 



Es laKseri sich auf diese NV.jjse eiiio Meiig^e ül-tr angebliclieu 
Totemisraus im Umlauf befindlicheu Ansichten richtig stellen. 

« * 

Während dieser Aufsatz geschrieben wurde» stellte J. O. Fräser 
eine neue Hypothese über den Ursprung des Totemismns auf*). 
Dieselbe sttttzt sich auf neuerdings belcannt gewordene religifise 
Geremonien (Intichiuma) oentral-anstnlischer Völker, deren Wesen 
darin besteht, dass die Minner eines Totems alleriet magisdie 
Kflnste ausüben um gewisse Tiere und Pflansen in genügender 
Menge gedeihen au lassen^. HanptsSchlich auf Qnuid dieser 
Intichiuma-Ceremonien kam Faxet zu dem Schlüsse, dass der Tote- 
minaus ursi)riingUch ein magisches Kooperativ-System war einer- 
seits zur Herbeisc'haffung der Bedürfnisse einer Gemeinschaft und 
andcrei-seits /.ui Fcinhaltung von Übehi und Gefahren. Die tranze 
Natur wäre in einzelne Gebiulü und alle Aiigehörigen eines SiaiauK^s 
in entsprechende Gnippen geteilt worilon und jede Gru|ij>e hätte 
sich mit dem ihr zugowietionen Teile der Natur zum Wolilo der 
Gesamth'Mt zu befasseu gehabt. .le<lo Gruppe wäre mit der (Ober- 
aufsicht iu>d Ivoiitrole über oin G*'l/iet der Natur betraut wm-ibja. 
Ist das einer Gruppe zugewieseii«' Gihirt dem Menschen nutz- 
bringend, wie im Falle von essbaren Tieren urul Pflanzen, so ist 
eö Aufgabe der betreffenden tiruppe diesen Teil der Natur durch 
ihre Beschwörungen zu pflegen und z\i vermehren; sind es aber 
dem Menschen schädliche Dinge, so liaben die Toteni-Gruppen den- 
selben mit ihren magischen Künsten entgegenzutreten und ihre 
bOson Wirkungen zu verhindern. Jeder Einzelne hat von seinen 
Bemühungen zwar keinen direkten Nutzen, da er die Objekte 
seines Totems — obzwar es nach einer Tradition einstens gestattet 
war — gegenwArtig nicht mehr verzehren darf, aber er findet 
reichliche Belohnung in der ESnthaltsamkeit aller übrigen Gruppen, 
denn diese hat eine genügende Menge aller anderen Nahrungs- 
mittel zur Polge. 



') J. O. Frazer, The Origin of Totemism, Fortoigbtly Keview, 
April and May 1899. 

*) fialdwin Spencer and F. J. Oiilen, The Native Tribes of Ceotral 
Aitstralia 1890. 
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Um bessere Wirkuug auf den ihnen zugewiesenen Teil der 
.Vaäui ausübea zu können, identifizieren sie sich mit a<ius<^lhen. 
IlfuUt^n !iie die WOrniei- be.-chwüren . s" niacli.Mi >jt' sich S'-'lKsjl 
^virmern; wollen sie Kasuart- vermehren, so ahmen hie Kasuare 
aaeh. Oder aber — mehit Frazer — sie könnten zur si lt>a)non 
Annalime dieser Mentitflt auch dadurcli gelanjxt sein, dass nath 
ihrem Glauben der Geiiuss des Fleiselies und Blutes irgend eines 
Wf^us auch dessen Eigeuschaftou flberti-ägt. Die welche die 
Kasuare su vermehren Itatten« werden ui-sprOnglich liauptsäcidich 
von KAWiaren gelebt haben und hierdurch naeli ihrem Aberglauben 
auch zu Kasuaren geworden sein. Ei-st nachdtMu die Identifikation 
der MeDschen mit dem Totemtiere zur Hauptsache des Toteniisunis 
gewonlen und man wabrnahm, dass Tiere derselben Gattung ein- 
ander nicht Terzdiren, hAtten die Australier, um es ihnen gleich 
m oiachen, nm wirUiche Kasuare oder Eftngunihs zu werden und 
um dadurch iimsomehr ESnBuss auf dieselben su gewinnen, ihre 
' Totemtiere^tabuiert 

Attf diese Weise wflre erklflrt, dass sie g^nwftrtig von ihren 
Totems keinen Oebrouoh machen dQrfen, dass sie es hingegen in 
Mheren Zeiten tbaten. 

Mit der Theorie Frazers lassen sich zwar die Intichiuma* 
Ceremonieii der Australier, wie anch anderewo konstatierte ähnliche 
OebrflQdie annehmbar erklären, sie leidet aber an einer sehr be- 
deutenden inneren UnWahrscheinlichkeit Es ist ganz unglaublich, 
dass die Völker Central-Australiens, die vnu allen heute existierenden 
Kaisen dos Erdballs auf der tiefsten Stufe menschlicher Eutwicke- 
luiig stehen, zu einem suh h entwn kelti iu Kuoperativ-Systeni gelangt 
?ein sollten. Alle<, was wir liber die wirtschaftliehen und sw/ialen 
W-riiültoisw der primitivsten Menschenrassen wissen, widersetzt 
«ich einer soU hen Annahme. Das Arbeiten Aller füi Alle lial eist 
auf einetü relativ sehr hehem Stadium der Kntwickehmg hoi^uiuien. 
Dit' Änfönge der Arbeitsteilung gehen kaum über die Teilung der 
ArU'it zwischen den Geschlechtern. Und es ist auch nirgends 
etwai» ähnliches bekannt t'^ wordeu, wonach sich ein Teil eines pri- 
mitiven Xaturvölkes auf die Herbeiscliaffung eines s]>eziellen Tieres, 
eit) anderer Teil auf die Jagil eines anderen verlegt hätte, um mit 
«lesäelben die Gesamtheit zu versorgen. Dieser Gedanke konnte 
io Centnl-Austrolien gar nicht anikommen. 



Es ist viel natürlicher anzunehmen, (la8s die magischen Be- 
st hworungen der Tiere, Pflanzen u. r. >v, ohne vorhergehende plan- 
mässige Arbeitsteilung er^t iUum begonnen }ial>en, nachdem der 
Totemismiis in der im Vorhergehenden ge.sthildert< n Weise bereits 
zu Stande gekommen ist und durch Missverständnis zum Glauben 
an die Identität der Tntem- Objekte und der nach denselben 
benannten Menschen geführt hat. Uinl somit müssen wir der 
Theorie Pi-of. Piklers auch der neuen Frazer' seilen gegenüber 
den Vorzug geben. 

Dr. ITeiix Somlö. 
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Hongkong, 

seine Entwicklung und wirtschaftliche Bedeutung. 

Vou « 

Hemuuin Schumacher. 



Za ungefiUir derselben Zeit, als KopernikuB und OalUei die 
EMe aiia der vermeintUohen Mittelstelliing im Weltall rQoktent 
gevaiin Eoropa dorch die Entdeckungen von Kolumbus und Vasco 
de Gaa»} die b^de aus dem Suchen nach den Wunderlftadem 
Kftthaj und Zipongu, d. h. dem heutigen China und Japan, henror- 
giagen, seuie noch bis heute bewahrte Mittelstellung auf der Erde. 
Die ScbStxe Asiens, insbesondere des fernen Ostens, waren aller- 
dings echon fdUier nach Europa gekommen, aber es waren Asiaten, 
hanptaBchlich Araber, Perser und Juden gewesen, die sie auf dem 
Land- und Seewege herljeiseliafften ; der Handel der Eui-opäer be- 
sciirftnkte sich noch im Wesentlicheu auf Europa und die Mittel- 
meerläii'iei Asiens und Afrikas. Erst seit der Eutdt'ckuM;.^ des See- 
weges nach Ostindien beiuilciitigten sich Europfioi drs Handels 
Asiens: orst jetzt, wo die Meere aus einer Verkchrsst Ii ranke ein 
Verkchrs\v.>e zu werden hoganiieii, finf!:en auch die Enn^tiier an, 
die IleiToii der Mt'<?i>?, die Träger des Welthandels zu worden. 

Wit' eiu i'orlugieae e> war. der den So-nveg nach <k'\n ObLen 
outdockte, so waren es aiicii die Portugiesen, dir zueret von allen 
euroiiäischen Völkern auf dem Boden Chinas festen Fuss fassten, und 
bis um die Mitte imseres Jahrhunderts sollten sie die einzigen bleiben. 

Bereits im Jahre 1516 waren die Portugiesen von ^falakka 
aus nach Kanton gezogen. Hier hatte seit dem siebenten Jahr- 
huDd- rt Tinserer Zeitrechnung, in dem Kanton den Arabern eniffnet 
müde, der Auslandshandel Chinas zum grossen Teil sich hon- 
iSDtrieri Der Hsikiang oder Westfluss, der in einem weitvenweigten 
Delta hier mfindet, hatte fOr Chinas Binnenverkehr und Ausfuhr- 
handel darum eine besondere Bedeutung gewonnen, weil er nicht 
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nur belhi)\ in st-iiiem statUichcQ I/aiife \uv\ -einon mannigfachen Voi- 
zweigriingeü liiirch tlie beiden Kwan^-Pi«>vinzon hiiulurch eineiiseits 
bis zur S( hwon'.tij^anplif'lien Gebirgsprovinz Yiiiuiaii, aiulevei'seitü 
l'is nahe au die Grenzen der beiden volkreieheu ehiue.sischen Mittel- 
provinzen Kjangsi und Hunan schifTl>ar ist, sondern weil er auch 
durch eine wunderbare Aunähorung au das grosse Sti-omsystem des 
mächtigen Yangtsekiang init diesem und dt^ni ihm dienenden weit- 
verbreiteten Netz teils natürlicher, teils künstlicher W'af«-» i stnissen 
bis hinauf zur hoch im Norden, 1 7'/. Ureitengradc ol)erhalb Jfcautons. 
gelegenen lieichshaoptstadt Peking in schiffbarer Verbindung steht 

Auf diesen das Gebirgslaod wunderbar durchschneidenden 
Verkehrsw^n BtrSmton die zur Ausfuhr bestimmten Erzeugnisse 
der reichen chinesischen Mittelprovinzen, insibesondere Thee und 
Seide, seit den Amberzeiten im Delta des Westflnsses zusammen, 
die ursprOnglich wenig bemerkenswerte, Kwong-tschou genannte 
Hauptstadt der Provinz Kwaogtang in den stetig wachsenden Mittel- 
pimkt des Fremdhandels, Kanton, umwandelnd. 

Obwohl es an Versuchen nicht fehlte, dem Fremdhandel weiter 
nördlich, in Amoy und. insbesondere im MOndungsgebiet des Yangtse* 
Stromes, in Ningpo und auf den Tschusan- Inseln, eme weitere 
Stätte zu sdiafTen, gelang es den Chinesen doch, bis zum Jahre 
1842 die Fremden und ihren Handel auf das Delta des Westflusses 
zu U'.<ch ranken. Allerdings blieb Kantou nicht der einzige Platz 
des Frenidhandels. Die Portugiesen verliessen bald diese Hafen- 
stadt uimI Im'ui liinU'ti'n im .Ialir<j; 1557 an dem ••it:entlichen Haupt- 
Mündungfiiariii de.N Wcbltlu^bcs den von den Oliiuesi ii imalihängigfM'en 
Hafen{>latz Makao. Ks üolanir ihnen auch, in jenem Zeitalter, ais 
Portugal üeU;ii Spanien noch dii grö.-ste KulonialmacJit war. ihre 
chinesische Ik'pifzung zu entwickeln; Makao wurde Au: .,be>t<' und 
glücklichste Kuluuie, dit? die Portugiesnn im ganzen Osten besitzen", 
genannt. Im Jahre 1640 soll es 20000 portugiesische Ansietller 
gezählt haben. Doch je mehr seine Monopolstellung schwand, welkte 

') Vergl, tltMi Vftrtrni: 'l<'.s Verfa.s>-'^i-s: J)**r Wnstflu'^s (Hsikianir) und 
im wirtsrhaftliciie lit deutuiig. in den Verliandlungon der (iesel)stliaft für 
Erdkunde in Borhu. liU. -5, lÖ'JS, Xo. H u. !), sowie diü Aufsätze desselben 
über die chinssisohen Vertra^hifen, ihre Stellung und Wirtachafllidie Be- 
deutung in den Jahrbüohero für Nationalökonomie und Statistik, Bd. Id« 
Heft 5 tt. 6, sowie Bd. 17, Heft 1 n. 3. 
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^i,- ]\\\\\>\ Dor gowiiiiueich'' cliinosische Ilandol liX'kU- unvh 
i;, Siani- r, ili«» im Jfihro 1521 uiUci ilem PortiigieF''n Muirf^Uiaos 
\\\[ den Philipitin»']! sii h fostjL^osot/t hattfii, Rnwio <lio iioiliiml'M' 
V«»ti, die seit rleni Jahre 1593 ilii'' t,nos.son Erwerbungen in dem 
Malayischeii Archipel machten; ihnen gesellten sieh Engländer, 
iJliaen, Franzosen, Amerikaner und Deutsche sjnltor hinzu. 

wachaendeu Konkurrenz zeigten sich die Portugiesen je 
lingt^r. Je wenitr^r gewachsen, bis Makao zur heutigen Bedeiitungs- 
li>>igkeit henibsank. Nur als Mittelpunkt ilci unrechtmässiger 
Gt^6«;hä{te spielte die einst blflhen«le Kolonie .schliesslieh noch eine 
EoUe; durch Kulihandel, Schmuggel, 01QckRsx)ieI erhielt sie noch 
«ine Zeit lang ihren Wohlataml. Aber auch das hörte endlich fast 
^nilidi auf. Im Jahre 1875 viirde in Makao der vermfene Knli- 
Kandel, durch den innerhalb eines Vierteljahrhunderts eine halbe 
MiOion Chinesen ins Ausland verschifft worden waren, nnterdrOckt. 
Im Jahre 1887 erhielt auch der gewinnreiche Opiumschmuggel 
dfueh etoe Neuregelung der Zollrerhftltnisse, auf die noch zurOck- 
zakommen ist, einen schweren Schlag. Sogar seine Bedeutung als 
HauptspielhGlle des Ostens bOsste Makao grösstenteils ein. Im 
Jahre 1865 wurde nflmlidi das GlQcksspiel in beschränktem Masse 
auch aof chinesischem Boden gestattet. Welche Bedeutung das fttr 
die immer mehr verkommende Kolonie hatte, geht daraus hervor, 
dawi die Einnahme der portugiesischen Regienuig ans den (Hüijks- 
epiel-Konzessionen mit einem Schlage von 353000 auf 3G 000 Silber- 
Dollar herabjHiuk. 

Auch das Wonige, das an rcchtsmässigem Handel in Makao 
übrig »rf'hlirlMMä war, ist neuerdings ailniälig treseh wunden. Der 
üU^rs» eii^ik' (i ropshandel findet hier heute svIi-mi ilaiuin keinen 
eigneten Stützpunkt, weil dor Ilafon iniinrr niolir voi-schlanimt. 
für die stets wachsenden I);uii]>ferkolosse iniinei' weniger zut;äiit;lich 
wird: nel)en diesem natürlichen Hindernis, für dessen ans( hi iiieud 
keim-swegs unmögliche Einschränkimg oder gar Beseitigung nichts 
Wirkaauies bisher geschehen ist, hat die portugiesische Regierung 
noch ein künstliches geschaffeu, indem sie im Jahre 1880 llafen- 
abgd)en — 50 Reis per Tonne — einfOhrte, die die höchsten an 
der ganzen Ostkflste Asiens waren. Nur elf überseeische Dampfer 
ktlbea im Jahre 1898 Makao verlassen und zwar sechs nach 
liaa Fmndsco und fünf nach Australien. 
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Ebenso hat die portugiosisclie Kolonie im chinesischen Küsten- 
liaiulol ihre Bedeutung .sehr verloren. 

Krstoiis hat sie soit der EröRnniig von Kinnfjtschou auf der 
Ins« ! Hainau, suwie von Pakhoi auf der gegenülciliegt^mien hVst- 
landöküst»'* in der Mitte der siebziger Jahre luiseres Jahrhunderts 
ihro St'']hin£r nh Snnimel- und V^ertriluugsplatz für die r.nt.-r an 
d»'i' KüBto (.'liiiias im Sfidon von der Wesfllussniündini^ imnun' jnehr 
eiii^ol'flsst. Der Unvoistand der Ixo.LMoruiiL; hat auch hier die Be- 
wegung l^esehleunigt; durcii eine unsinnige Besteuenuig gelang es, 
das Wenige, das von diesem Verkehr noch verblieben war, auch 
bald fast ganz zu vertreiben. 

Zweitens seheint die am 4. Juni 1897 ei-folgte EroflFnung des 
Westflusjios ffir die Dampfschiffahrt einen schweren Schlag für 
Makao zu bedeuten. Die portugiesisclie Kolonie war nämlich bisher 
noch Stapelplatz fOr verschiedene reiche Bezirke in der Westfluss- 
mfindang; war Allem die diditbevSlkerten Gebiete von Tsohantsunf 
Sohnutak und Eongmun bezogen von dort anf Daohnnken Waren, 
die von Hongkong dort hingesdiaffl wurden. Jetzt scheint daa 
aufzuhören, indem sie mit Hongkong in unmittelbare DampfeciiiffB- 
Verbindung treten. Das geschieht einmal, weil Dampfer das etwas 
abseits von der direkten Route gelegene Makao wegen seiner vemach« 
lassigten Hafenverhftltnisse Oberhaupt lieber meiden; der Hauptgrund 
liogt aber wohl darin, dass von Makao überhaupt ein ernsthafter Vorsnch 
gar nicht gemacht wird, seinen froheren Becdtzstand zu verteidigen. 

80 ist Makao, das so hoffnungsvoll begann, heute zu fast 
völliger Bedeutungslosigkeit herabgesunken. Sein gänzlicher Ver- 
fall spiegelt sich wieder und findet seine weitere Erklärung in 
seiner entnervten, trägen Bevölkerung, die allerdings neuei-dings 
etwas gewachsen ist. Aiu 11. Kebniar 1807 zälilte man eine am 
Ijande ansässige Einwuhnerschaft \'in 51 01)7 und eine in Boten 
lebende Bevölkerung von 14(530 Kupten; darunter waren H89S 
meist in Makao goluiiviio I^>rtnui('sen und HU sonstige Ausländer. 
Die Portngio.si'ii s(,iiiunen grüssteiitt^ils au.s Mischheiraten mit «""hinosen 
und sind dadurrh so stark degenerieit, duss sie im ArVesertli' licti nur 
für nutergeordnete St-Uen in den llandelshäuseni der anderen 
Fremden, für die ilire Spraclikenntnis iiinen /ji Gute kommt, in fast 
allen chinesischen Vertragshäfen, .sowie in Hongkong geeignet er- 
i^iieinen. Selbst die Chinesenbevölkenmg macht hier nicht den 
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KiD(lruck der Rühngkeit und Emsigkeit, wie smist in (Kn uieistoii 
Teilen des Landes; die allgemeine durch iii« hts gehemmte Vor- 
nvnheit «toheint aiifh auf sie sieh zu ei*sticcken. Immerhin 
\(i\o\Tii<;t >ir uucli fast Alles au UnterDehumugslust, das Makao 
überhaupt U'sit/t. 

Die <^hineison woison naoh deni neuesten im Jahi-e 1895 auf- 
?«^»iommeneu Zensus in der portupi<^sischen Kolonie mehr al^; 
1000 kanfmännisjche Geschäfte mit 6800 Angestellten, sowie 848 
gewerbliche T'nteniehmungeo mit 5311 ADgestellteii auf, darunter 
insbesondere Seitlenspinnereieo, die die einzigen weiblichen Arbeiter 
— 680 an der Zahl - lies. liäftigten; ausserdem wurden noch 
ahlreiche weibliche Arl)eitshänd(> in der Hausindustrie von einer 
grossen Anzahl kleiner Unternehmer besohftftigt, die die in China 
and Nordamerika so beliebten chinesischen Feuerwerk^Orper her- 
itdlen. Allen diesen allerdings auch wenig hervorragenden chinesi- * 
sehen Untemehmongen haben die Anslitaider ausser einer Zement- 
fabrik, die im Wesentlichen englisch ist, nichts Nennenswertes 
SSgenfibenrostellen. 

Asch in Handel und Schiflkhrt fiberwiegt der chinesische 
Anteil. Nach den statistischen Aufzeichnungen des der kleinen 
portagiesischen Kolonie auf der Insel Lappa vorgelageiien chinesi* 
Khen Zollamtes, das der weitQberwiegende Teil der Makao be- 
soeheoden Schiffe passieren muss, liefen im Jahre 1898 in Makao 
amser den berdts erwihnten elf Seedampfem 1036 FInssdampfer 
je ein und ans. Dazu kommt ein ausgedehnter Dschunkenverkelir, 



Oher den die folgende Tabell». 


.' einen 


Überblick f^ebt: 






Fahrten 


Kaun)^ehalt 


in Tons 






beladen 


in Huli.l^t 


nach chinesischen Häfen 


7074 


312081 


19002 


von „ 


7132 


304216 


44124 


-/.usaminen 


14200 


616297 


63186 


nach Hongkong 


585 


75056 


"Tl32 ^ 


von „ 


051 


97492 


167 • 


zusammen 


1236 


162548 


5299 


nach Annam 


1 


120 




von „ 


2 


84 




zusammen 


3 


204 




Gesamtsumme 


15445 


779049 


68485 
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\V;is iti«lM»snnflon' dio Dscliunkonsr'liiff.ilii t /wisi hoii Makao un*l 
Hongkong anlangt, so Kotnig sie nach '/jähl der Dschunken und 
Wert der La<liii)g') im letzten Jahrzehnt: 





nach 1 




von 


Hongkong 


zusammen 


iWliunkt.!) 


lUikwaii T«<'ls 


Dschunken HnikwAuTaels 


D!*<-hiinkon 


Haikvraii Tn»f>ls 


1890 


821 


1081847 


780 


2591 812 


1007 


3 67/5 i;r,9 


1891 


843 


982 279 


857 


2 094278 


1700 


3 67 (» 55 1 


1892 


7 CO 


940 19G 


809 


2 784223 


1509 


3724419 


1893 


797 


923 843 


800 


2 623 850 


1003 


3547 U99 


iSil-l 


SOf) 


870 203 


800 


2078294 


1065 


3548497 


1SU5 


ÜÜ3 


762 057 


751 
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1444 


2999 330 


189Ü 


717 


913 359 


811 


2504343 


1528. 


3477 7U2 


1897 


722 


1009537 


770 


2 833498 


1498 


3 903 035 


1898 


585 


1371107 


C51 


2974004 


12ÖG 


4345111 



Der gesamte Warenverkehr, der auf fremden und chinesistdien 
Schiffen stattfand, wurde im Jahre 1895 von der Statistik der 
portugiesischen Kolonie auf 33569000 Silberdollar ang^eben, 
34 pGt. mehr als vor 16 Jahren, wo der letzte Zensus aufge- 
nommen worden war. Soweit er auf Dschunken sich vollzieht, die 
das Zollamt in Lappa passieren, stellte er sich im letzten Jahr^ 
Kehnt, wie folgt: 





länfahr in 3fdno 


Ausfuhr ans Uakao 


snmmmen 




fremde Waren 


einbeim. Waren eioheim. Waren 






Haikwan Taeb 
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2474184 
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4070919 


9375928 
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.3984481 
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5561206 
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3514878 


3734582 


5894314 


18143774 


1898 


3347685 


3301380 


5381874 


12030939 
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[• Ilandfl in fr» 


•ni'len Waren 


zei^t liiri-iiai'h i'ino al>noliiiieii<l. 


Toiulenz 




III Ict/.t.'ii .1a! 


ir ist >ie auü den 


aiii^odotiteteii 



ürQudeii in eiiugcii wichtigen Artikeln ki-aää hervorgetreten, indem 

') Ein Haikwan Täel ist uogefiihr gleich anderthalb Silberdollar iind 
bat gegenw&rtlg einen Wert von niobt ganz 3 Merk. 



Digitized by Goog' 



^ 321 — 



7. B. im Vorgleich zum Vorjahr «lie Einfuhr tri-auer Sliirtiiit;> vnn 
:i;r>:}3auf 23207 (— 70 i>rt.), weisser Shirtings v(»n ^2:!.-U auf 
42 91', (— 5(1 j.ct.), T-CI0U18 von 49190 auf 2919» Mücke 
( — 40 pCt.) henibging. 

S<i spiwhou von allen Soiton Gründe nicht «lafür, «iass die 
ji>irtugiesiscUe Kolonie, ohne eine radikale rnnvälzung aller ihn-r 
VerfaSitoisse, ihre ehemalige Bedeutung wiedergewinnt. Der bisher 
iinr gestreifte Hanfitgrund, weswegeji Makno. das allein von allen 
Stitlt^ii an der chinosif^chen Küste durrh die zum Teil rninen- 
haftoii Reste bes,sei"er Tage den Blick der Vergangenheit ztiwonrlot, 
w tief gesunken ist, liegt darin, dass ihm in oAchster Nachljaracliaft 
Vater engUschein 'Schlitz ein jnnger Rivale entstanden ist, dem es 
nicht gewachsen war. Wie das gesdiah, ist jetzt genauer dar- 

. ♦ 

Anfangs war es das von den Portugiesen im Jahre 1557 ver- 
hwene Kanton, das den fiberseeischen Handel wieder mehr und 
mehr in sich konzentrierte nnd Makao scharfe Konkurrenz machte. 
Die Bngttnder, deren erstes Schiff im Jahre 1635 in den ost« 
«titiadieo Gew&ssem erschienen wtAr, errichteten nflmlich in der 
reichen Chinesenstadt zii Anfang des 18. Jahrtiunderts Faktoreien 
fQr ihre ostindische Kompanie, der wie fOr Indien, auch fOr China 
an Handelsmonopol (tbertragen war. Doch riditete die Kompanie 
ihre Anfmerksamkoit anfangs fast ausRchliesslich auf Indien. 

Der Handel mit China entwickelte sieh überhaupt nur langsam. 
Im Jahre 1747 be8<>iiräiikte sich noch der ganze europ&iseh-chine- 
fisohe Handpi soweit pr nii ht über die Landgivnzen staltfand, auf 
8 hnti.M Ite, 0 uiederländihchr, 4 schwedische und 2 däuis( ho Schiffe, 
inn bis 7,ura Jahre 1789 auf die Gesamtzahl von 8Ü Kantoa anf- 
siichenden Schiffon anzuwachsen, uiitci- donpii 21 vrm Omss- 
britannien, 40 von Indien un<l 15 von Xoidaiiu i ik.i kaim ii. Wann 
zuerst ein deutsches Schiff in Kanton anirtjlatigt ist, kann ni' ht 
genau f«»stgestellt wertlen. Schon zu Eiule dos achtzehnten Jalir- 
hiinderta sind preußische Schiffe von Emden aus, vorwiegend für 
holländische Rechnung, nach China gefahren und s»^it dem .lahix? 
1822 nahm auch die neul»egründete kleine l'lotte der krinigliclien 

preossischen Seehandlnngs-äocietftt, allerdings in grossen Zwischen^ 
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muinen, die Fahit iiaijh Kmituii auf; von 1824 — -1839 tnifen sechs 
Schiffe voll ihr im fernen cliineKischen Hafen ein. 

Im Jahi*t3 18S4. in dem «las hoioit.-; stark (linvliIiVherto Monopol 
der eMgli8ch-ostin(lis(;li.'ii Gosellscliaft aufi;>'hol>''n wiinlo, wurden in 
Kanton 101 britische (danintcr 77 von Indien und Singapore), 
70 noi-damorikanisehc, 37 spanische. 23 pnrtntriesische, je 6 fran- 
zösisulie und niederländisiehe, 5 dänische, 3 deutsehe (hamburgische) 
und je ein schwedisches und mexikfinischos Schiff gezälilt. 

Aber bewegte auch der China-Handel sich noch in vcrliältnis- 
mässig sagen. Grenzen, so brachte er doch dea beteiligten fremden 
Eaufleuten grosse Oeschäftsgewinne. Dafür muesten sie jedoch 
such grosse Unannehmlichkeiten und Demütigungen über sioh er^ 
geben laseen. Donn ebensowenig, wie es den Portugiesen ge- 
lungen war, den Fremden eine würdige oder auoh nur ertrfigliche 
Stellung den Chinesen — Beamten wie Kaufleuten — gegenfiber 
zu erringen, gelang es den Engtändem. Hatten die abenteuer- 
lustigen Pioniere Portugals als ersten Eindruck vom Europäer den 
roher Zflgellosigkeit, Habgier und Unbildung snrflckgelasseD, so 
vermochte die schwächliche Unterwürfigkeit, die die EnglSnder — 
im Gegensätze zu dem bis zw Brutalität energischen Votgehen ihrer 
Kompanie in Indien — hier gewissermassen zum Prinsipe erhoben 
und in der insbesondere Portugiesen und Holländer mit ihnen bald 
wett^ferten, die von der Hohe ihrer Kultur und Macht bis zur 
Verblendung durchdrungenen Chinesen, die seit Jahrtausenden ge- 
wohnt waren, in allen anderen Völkern nur unteiigeordnete Vasallen 
zu erblicken, auch keine Aclitung vor den fremden Barbaren einzn- 
flössen. Diesp schienen alle, nur vom Erwerbssinn beseelt, der in 
der Weitsciialzuii^ der Ostasiaten so tief stehenden Kaufiuauns- 
thätigkeit obzuliegen, ohne atieh nur von einem Anflug von Ver- 
ständnis Ml sein für Alles, wa^i in China hochgeschätzt wurde, für 
chinesische Geschichte, Philosnphio und Literatur, sowie für eliiiic- 
sis(;he Moml, Sitte nnd Hecht: halt«- doch kanm Einer unter den 
vielen Fremdling n die Fähigkeit gezeigt, die ehine^iselic Spra< lie 
auch nur in ihren Aiifanorsgründen zu meistern. Der aus der- 
artigen Anst liaunnyen hervorgewachsenen Geringsch&tznnjcr entsprach 
die Art der Behandlung der fremden Kaufleute, denen es nicht 
gestattet wurde, innerhalb der Mauer einer Cliinesonstadt zu weilen, 
im chinesischen Binnenlande zu reisen, mit anderen, als den in 
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mer engen Ur^anisation znsaTrunr-n^ofassten wonifron sogfoiianntoii 
Hong-Kaufleuten Geschäfte zu machen unfl an^lors als »Inich ihn- 
Vermittlung mit den chiuesischen Behörden zu verhamleln, sowie 
aiirlcrc Chinesen, als die AngehOngeo der verachteten untersten 
Volksschicht, in itiran Dienst zu nehmen. 

Iks Tiilir 1834 war efi, mit dem der ei-ste wichtige T^m- 
sehwunj: einsetzte. Es wurde mit der Beendigung des Monopols 
der eqgUsch-ostindischen Kompanie der chinesiBche Handel der 
freien Kookunrenz der englischen Kaufleitte eröffnet nnd gleich» 
uiti^ damit wnrde Ton der englischen Regierung ein Beomter er^ 
unnt, der hinfort als Vertreter des K^Vnigs imter dem Titel eines 
Chief Commissicner of Trade die bisher vom Supercargo der grossen 
Bjtndel^ieseUschaft ausgeübten Funktionen im erweiterten Blasse 
Tcnehen sollte. Dem widersetzte sich jedoch das chinesische 
Beamtentnm. Man hielt es mit der Vorstellung Ton der einrJg- 
trtigen sourerflnen Wflrde des chinesischen Kaisers, der sich sonnte 
im naiven Geffthle, Herrscher der Welt zu sein, nicht vereinbar, 
dass ein Mandarin mit dem Beamten eines anderen Volkes auf dem 
Fnsse der Gleichberechtigung, anders als in der Form von Petitionen 
ond Befehlen verkehre; und man verlangt*^ — hanptsSohlich aus 
fiDaDEiellen Gründen — auf chinesi^jher Seite gh:'iclizeitig, daas die 
freaidon Kaufleute, wie bisher zur Zeit des Monopolhandels, nur 
mit der erwähnten Organisation der sog. Hoii^'-Kauflente in Kanton 
in Geschäftsverbiiiduni; träten und duaa .sit; ihrerseits, wie diese, 
ein v»'i-}iiitw(>rtliches Ifanpt bestellten, an das die Mandarinen sich 
halten konnten, ühulicli wie bisher an den fHr alle Handlungen der 
o>tinili>( hen Koin[)anie verantwortlich» n Sintoiv-argo. Aus diesen 
Von»4.hrilten wiichs l>ald die anst hciiK iid im Prinzipe bis dahin nie 
anfgegelicne Forderung zu scharttT Foninilicnmi-'^ hoivm-, alle 
Frvmden in China sollten sich der chinesischen Jurisdiktion, also 
in erster Linie dem chinesischen Strafrechi und Strafverfahren 
anterworfeo. 

So kann man mit Recht sagen, dass einer>5oit> aus dem Gegen- 
satz der chinesischen Forderung einer Oberholieit über die ganze 
Welt und «lern ciiropAischen Anspruch staatlicher Gleiclilterechtigung, 
Bovie andererseits aus dem Widei-streit der europäisi )i< n Frei- 
haodelaideen eines selbstbewussten Kaufmannsstandee mit der hoch- 
nfttigen, nur anf finanzielle Ansnntznng bedachten Verachtimg 
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Digitized by Google 



- 324 — 



'](^(\o9 Kanfiiiaiins iiniwon'lis-.-i'woiso liii Koiitlikt iirrvorwaclisoji 
nuiäste. Di»' gr i.s.s'ii finanziellen Interessi n, die mit dem indisdicn 
Opiurahaudel verkniipft waren nnd die mancherlei Ausschreitungen, 
die sich die chinesischen Beamten, bei dem an sich vielfach be- 
rechtigten Bestreben, diesen ll;iiidel zu unterdrück (>n nAor M-enigstens 
unter eine wirksame Kontrol».' zu bringen, zu ScUuldeu k<^»mmen 
lieesen, beschlfunigten den Ausbiuch des Konfliktes, indem sie die 
])isher auf englischer Seite vorhandene Gleichgültigkeit und I^ang- 
mütigkeit überwinden lialfen. Man sah ein, dass man mit der bi8> 
herigen Taktik weitgehender Unterwürfigkeit nicht auszukommen 
venuQge, das« man zu einem ertrSglichen Einvernehmen auf der 
Chiindlage. der Oleiohb^nechtigung nicht gehingw kOnne auf dem 
umst&ndlichen Wege schleppender nnd nicht ehrlich gemeinter Yer> 
handlungeUf sondern nur durch kraftvolles Eingreifen mit bewaffneter 
Hand. So entstand jener erste englisch^chinesiscfae Krieg, der mehr 
nach seinem schlieeslichen Anlass, als nach seinem eigentlichen 
Grunde der Opiumkrieg genannt wird. 

Schon vor dem Ausbruch des Krieges war vereinzelt die 
Foidenmg laut geworden, Grossbritannien müsse sich an Chinas 
Küste einen Ort erwerben, der, sicher vor den Bingrilfen hoch- 
mütiger und habgieriger Mandarine, den Fremden nnd ihren GQtem 
unter englischem Rechte dauei-nden Schutz gewähre; und wahrend 
des Krieges scheint das l^dürfnis hervorgetreten zu sein, einen 
Hafeiijilat'/. im f» riien Osten zu bt^sitzen, wo englische KriegsscliifFe 
geil"c-ki und i-eiüiriert, sowie Yornlte aller Art liicrfür tr. haltcii 
wentcn konnten. Man hatte zu dieseni Zweck an di»' während dt-s 
Krieges besetzten Tschusan - Insehi vor der Münduni: des Yau^ts. - 
Btroraes j^vc lacht: man hatte auch Ning|Hi \nid Formüsa ins Auge 
gefasst. rinst.ind«" mehr zufälliger Art waren es, welche sclüiess- 
lich die Entseheidung auf Ib^n^-kong fallen li<'ssen. 

Da die Fremden iiach den vielerlei schlechten Erfahrungen 
nicht in Kanton, im Mittelpunkte des Machtbereiches des feindlichen 
Mandarinentums, bleiben wollten und da andeivi-seits die Chinoseu 
die versuc hte Verlegung des Kanton-Handels nach Makao mit Hilfe 
do"^ portugiesischen Gouverneurs zu verhindern wussten, m sahen 
sich die Engl&nder genötigt, andei-swo schützende Unterkunft zu 
suchen; sie zogen sicli mit ihren Schilfen in die geschützte, tiefe 
Bucht zurück, vor jener kleinen, von wenigen armseligen chinesischen 
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Fisohem l>ewohiiti?n Felseiiinsel im östlielien Kiugange <l<'^ tief ins 
Inland sich verzweigenden Perlflusseg, 40 englische .Moilrn 
)(akau, ÜO von Kanton entfernt, auf ilie «Ipi- uny'lnrliliclie I^»r(l 
Napier im Jahre 1834 als .,zu jedem Zwo< kc \viinilcrl»ar gt^oignet" 
l/)n\ Palmereton hingewiesen hatt^^ und die heute einer der t:r<tssti n 
Il-jfpnplätzp dor Welt ist. Am 20. .himiar I S ll nahm die luitiM'lic 
Fi 'tte fei. i]i< li von Hongkong Besitz; im Friedensschlnss von Nanking 
aiu 20. August 1842 wimie die etwa 75 qkm grosse Insel der 

Königin Victoria auf ewige Dauer abgetreten^). 

* ♦ 

* 

In der ersten Zeit, als der Kriegszustand den Handel in Kauton 
lüiiiite und als die Einrichtung auf der ö<len Insel vielerlei neue 
Arbeiten erfoixlerte, entwickelte sich Hongkong rasch. Zuerat zog 
zur neuen Kolonie eine auf 2000 KOpfe geschAtste Scjiaar jener 
beweglichen, auf kleinen Boten lebenden IViDka-Leate hinQber, die 
bei den Chinesen so verachtet sind, daaa aie auf dem festen Lande 
nickt wohnen dürfen, aber den Engländern hei ihrer VerproTian» 
tieniDg und aüs Lootseu wfthiend des Krieges sich vielfach nfltilich 
erwiesen und seither fortdauernd in mannigfachen Besiehungen zu 
d«B Europäern gestanden haben. Die hohen LOhne lockten 
auch bald eine Menge chinesischer Bauarbeiter und Tischler und ^ 
Handwerker aller Art herüber, wie die hohen Preise die Zahl der 
Udnen chinesischen Händler, insbesondere in Nahrungsautteln, 
schnell mehrten. Sogar einige chinemsohe Orosskauflente fanden 
kein Bedenken, Hongkong aufzusuchen. Bis zum Oktober 1841 
war die anfangs ro sj)ärliohe Bevölkerung Hongkongs bereits (ein- 
schliesslich des Militärs) auf ir)«M)0 Kopfe angewachsen, im April 
l>'4 l erreichte allein die chinesische Bevßlkerung die Ziffer 19 (UM), 
Gleichzeitig mit dieser starken eliinesischen Beaiedf^nng hatte der 
^rosöc chinesische Dschunken verkehr nüt den Kustenplätüen des 
Midliclieu China zum grossen Teil nach der von Zolllielästigungen 



Die Ge«ohirhto Hongkrings ist von dym Schweizer Missionar E. J. 
Eitel, der später die StoUuug eiuus Juüpector of scboolt» iu 'Iit •'n-^lisehon 
Kolonie Jahre lang bekleidete, sorgfältig geschrieben: Europe iu Chlua. The 
History cf Hongkong from the beginning to the year 1882. London, 1895. 
Die nuiaten geschichtlichen Daten sind diesen Werite entnonunen. Vgl. 
ancb Batbgeo, Hongkong, in den Prenssisobeu Jahrbüchern. 1896. Bd. 92 
Seite 38-42. 
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früien Insel sich gezogen; der Opiumhaudel üind naturgemääi» auf 
ihr alsbald seiiien Mittelpunkt. 

Unt'M* i\fin Druck der Kriugsverliältiiisse sot/.ttn auch die 
troiuUoii Kanlloute alsbald auf dein Bodon der ncii. n Kolonie Rirh 
fest. An der ersten öffentlichen Landversteigeruug 'j iii Hoii^ikong 
im .Tahi-e Inn beteiligten sieh J.'. fremde Fii-mon, von denen 21 
ca^'ü^ch, l iiiili>('h-jndisi'h waien; t^H wird UMir litct, dass im .lahi^ 
1S14 12 grur>se und t twa ebenso siel kleinere englische Firmen, 
sowie etwa ein ballK-s Dutzend s^rosser indisrher Finnen — ,Ja<leii 
und Parsis — in Hongkong ansässig waren ; eine Bittschrift aus 
dem folgt^nden Jahre zeigte gar die Unterschrift vou 31 ,^eading 
BritiHh finus." 

Doch deiu erfreuUohen^ Glück verheissenden Anfang entsprach 
nicht der Fortgang. Dem schnellen kurzen .Aufschwung folgte viel- 
mehr ein ebenso schneller anlialteader Rilckschlag. Die Ursachen 
davon waren verschiedener Art. 

Zunftcfast waren es drei natOrliche Feinde, die sich gegen die 
junge Kolonie erhoben. Hongkong liegt im Bereiche der Tbifiine. 
Kaum ein halbes Jahr nnch der Besit^Eei^ilnng -~ im Jiüi 1841 
— fegte der erste Sturm, der an Furchtbarkeit spftler kaum ftber- 
' troffen zu sein scheint, über die kleine Insel dahin; er zerstörte 
6 fremde Schiffs, warf 4 ans Land, bmcbte 22 weiteren mebr 
oder minder grosse Havarien bei und «eitrümmerte am Lande fast 
alle Banten, die dort soeben errichtet waren. So gross war die 
Yerwflstung, dass der chinesische Kaiser durch die Kunde von ihr 
veranlasst wurde, in festlicher Prozesnon zum Tempel des Drachen- 
goites des Meeres su wallfahrten und dort fmerlich seinen Dank 
fftr die Züchtigung der fremden Eindringlinge abxustatt«]. 

Die zweite Büacht, die man zu den natürlichen Feinden Hong- 
kongs gezahlt hat, ist das Feuer, überall wo Chinesen in grösscu-en 
Mengen zusammen wohnen, ist die Fenersgefahr erheblich. Ihi-e 
Unvorsichtigkeit, das im Liegen, i»is zur halben Bewusstlosigkeit 
ausgeübte Opiunmiudien, das beständige Tiieekochen, die vielfaclio 

') Die VofBohiiften für die Laadventeigerungen m Hongkong, die der 
VerwalttiDg der Kolonie wei1;gehende Rechte über alle versteigerten Krön« 
länderoien vorbehalten, sind enthalten in dem Heport from the Hongkong 
Ijwd Commisfiion of 188G^87 oti the History of tbc sale, tenure, and 
occupation of the crowo lands of the Colony. Hongkong 1S87. 
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Ver^eiidunpr von Papier uihI AihIoivs lassen einen Hiand oIm'dso 
leicht entstelioii, wie (la.s enge /iifiainnu iKirängen der Wohnnngen 
und die Sparsamkeit mit Wasser s< iiit> ik^kämpftuig erechweren. 
Grosse Feuersbniiist-e, wie «ie allt; Chinesenstädte in regelmässiger 
\\'jeilerkehr heimzusuchen scheinen, sind dahei' aneh Hongkong 
nicht eriji»art göUiübeii. Vielleicht ilic ai''">sste l^etraf im Jahre \x't\ 
<lie englische Kolonie; sie verstörte muht weniger als 472 Uäuser 
UBtl 30 Menschenleben. 

Weit schlimmer, als Taifune und Feuei-sbrilnste , waren aljcr 
^üe Krankheiten, die die junge Ansiedialunig befielen. Etwas unter- 
ialb der nördlichen Tropengi'enze gelegen, ist Hongkong den ver- 
UagnisvoUm Jüankheiten des heissen Klimas ausgesetzt. Vor allen 
Ding-eu Fieber — das benichtigte „Hongkong-Fieber" — hat hier 
furchtbar gehaust. Überall, wo der Boden aufgewühlt wurde, ins- 
besondere bei der Ternissierung des stellen, einst kahlen Berges, 
auf den jetet so nuderisoh in flppigem GrQo die Stadt Vietoria in 
drei Absätsen sich hinaulzieht, trat es auf. Im Sommer des Jahres 
1843 wurden nicht weniger als 24 pCt der Truppen und 10 pCt 
der «nropftiscben OtTübevölkerung dahingeraflt Jeder Mann kam 
m jenem furchtbaren Jahr, in dem 155 an Fieber, 137 an Dysenterie, 
80 an Ruhr erhigen, im Durchsehnitt nicht, weniger als fttnfmal 
ins Laxareth. In den fulgenden Jahren wurde es langsam besser; 
die SterblichkeitKnirer sank; im Jahre 1847/48 betrug sie — Ton 
UnftUen abgesehen — unter den Europäern 5,65 pCt Aber das 
Jahr 1850 brachte wieder einen schlimmen Rücklall, steigerte sie 
wieder auf 23 pCt der europftisdien Truppen« 

Dhd zu diesen drei furchtbaren Plagen gesellte sich ein Moment 
ganz anderer Art, das für Hoiurkoiig^ verhängnisvoll zu werden 
schien. Das war die Beendignn^^ des Kriep_\s. Sie maclito erstens 
Kanton wieder zugänglich; uiul den Kaiitouesen, die mit allen 
Mitteln daraii arbeiteten, Hongkong iirach /u legen, gelaug es, 
Unterst iii/.i »lnn h MissgrifTe der ersten rn^lischen Beamten in der 
rit ri. ii eigenartigen Kolonie, es diirrhzusrt/>'n . tlass nicht nur der 
Docliunkenhandel von Hongkong sich wieder v-dliu zurüt kzug, sondern 
dasß auch die kaum hern^wrgekommejicn ^^rijsseron ( hinessischeii 
Kaufleute nach Kanton wieder übersiedelten, ja sogar fremde Kauf- 
Jeute der alten Chinesenstadt, vereinzelt auch Makao, vor der 
eagiischen Besitzung den Voraug gaben. Zweitens aber eröffnete 
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der Frieden /.ii Xunking Sciiuugluii an der Mündung dua Yaugtsc- 
Stromes. sowie di-ei andere chinesische Hafeiiplätze dem fremden 
Ilaiukl und entzog «i;miit Kapital und Unternehmungsgeist dem 
Platze, in dem sie bibiier sich zu konzoiitrieren gezwungen wann. 

So trat bei-eits im Jahre ]^\ \ eine g-ewisvse VoKxhnig Ilong- 
Ivongs t'iii; nur der nicht inniier iu *"ilauliten riiviizcn ^ich he- 
wegt'iiile Oi)iumhandcl war für Seeths euf^lisrhe Firmen zunächst 
noch eine h?bhafto und reichen O^win?) bringende Thätip^koit, doch 
auch er zog sich bahl von der eigentliclion Kolonie fort, und wenn 
man vom (>[>ium absieht, so schlief das Oeschäftsleben in Hongkong 
mit dem Jahiv IN 14 so gut wie T^^liig ein; sogar die gesamte 
Einfidir englischer Waren nach China sank in den sechs Jahren 
▼on biB l}-f.')0 im Werte um fast }'> Millionen Mai-L 

E» begann die Zeit, wo Hongkoim den fdjlen Ruf gewann, 
zn Lande ein i»evorzugter Tummelplatz für Diebe und Räuber, an 
Beinen K Osten ffir Seerftuber zn aein. Gar traarige Urteile aber 
die Zukunft der am weitesten nach Osten vorgeschobenen englischen 
Kolonie wurden laut So erklärten die englischen Eaufleute im 
Jahre 1845 in einer Denkschrift an die Begierung: such a 
settlement as Hongkong was never actiuklly required by the British 
merchants und kurz darauf suchten sie durch eine Depntaticm, an 
deren Spitse der Che! der noch heute grOssten englischen Firma 
in Hongkong und China stand, auszuführen, Hongkong sei über- 
haupt kein Handelsplatz, sondern nur der Wohnsitz der Regierung 
und ihrer Beamten, sowie weniger englischer Sauflente und trage 
eine spärliche, armselige einheimisdie Bevölkerung. BiAtter, wie 
die Times und der Economist, malten dasselbe traurige Bild in 
noch düsteren Farben aus. Im Jahre 1S47 gab der bisherige 
Schatzmeister der Kolonie, Ii. M. Martin, einem Absclinitte in soiiiein 
vielbeachteten Huche iWwr China die Übei-schrifl: „llniiu^konu^. it-^ 
]>r>sition, prospect, chamctei and iitler woi thlessues.** in ovei v p«iiiit 
of viow to England.'' Auch der (lonvorneur von Hiumkonu berichtete 
im Jaliro l.sriM, mit Ausnahme d> > Oiiinrnhandcls könnlo d.-r lluiKiel 
r-lirns.) ^iit in Kanton un<l SrhauL'-hai iM-tiirbcn worden, und Eiarl 
• iii'V, ilcr \>m lS4i> l'i> 1 j i'nirlisch'T Koionialniinister war, 
-a-te in einem in den iünfzigcr Jahren erschienenen Buche, ,,\veiin 
man bf-dcnk^", dass Ibtngkoug so viel koste, so müsse man wfinscli. ii, 
es wäre garnicht genommen worden^^ imd fast gleichzeitig wuixle 
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Hotigkoug die schmutzigste, ekclhufteblc (tlie niost fillhy, di&gubtinu) 
Koionie (les britiBcheii Reiches genannt. Noch lange MieV» in (l.'ii 
Sin^liallen ly^ndoiis ein Lied populär, dessen Befmin lautete: You 
may to Hongkong für me. 

In glänzender Weise sind diese mannigfachen Befrirchtuiifj;t>n 
und Zweifel an der Zukunft Hongkongs durch die Thüf saohen wider- 
legt worden. Zaofichet war es wie<lcr ein äusserer Umstand, der 
'«jungen Kolonie zu gute kam. Die im Jahre 1851 ausg' biorhene 
Taipiiig.Revolution führte der ausserlmlb des chinesischeu Henv 
Bcbftsgebiots gelegeaen kleinen Insel in mehi^fncher Hinsicht neues 
Iveben zu. Hongkong wiirde, als Kanton sich durch die Aufstän- 
dischen liedroht fülilte, ein Asyl für flflolitende Chinesen und ihre 
«ft imche Habe. Seine BeTÖlkerung stieg schnell von 21 514 Ein- 
voiuem im Jahre 1848 auf 39017 im Jahre 1853 nnd 71 730 
IIB Jahre 1857, verdreifachte sich also reichlich in einem Jahnsehnt 
und diese BevölkerungSKimahme war umso bedeutungsvoller, als 
is dieeer Periode, nach mehr als sehnjShrigem Bestehen der Kolonie, 
loch eine bessere Klasse von Chinesen in Hongkong dauernd sidi 
«njadslta Im Jalue 1856 weist der Oouvenieur Hongkongs, Sir 
Joha Bowling, auerst auf diese erfreuliche Thatsaohe hin, die 
«ich Bum Ausdruck kam, dasa der w^bliche Teil der 

dünesischen Bevölkerung — ein Zeichen fOr die Dauerhaftigkeit 
^ tbeisiedelung — rasch zunahm, von Y5 der Einwohnersoluift 
in Jahre 1848 auf ' '3 derselben im Jahre 18r):t sich hob und in 
den folgenden Jahren im weiteren Steigen bugrifFcn war. 

Gleichzeitig liegann, el)enfalls unter dem Drucke der Vrr- 
heenmgi^n der Revoiutiuji. mhi Jloiigkuiiu: aus die l'liiiiosrn - .Viis- 
^andening sich zu entwickeln, die bisher nur von Mak<io aus in 
d»r wrp'nten Weise, für die dieser Ort, wie erwähnt, noch lange 
l*iüciiligi blieb, betrieben worden war. So schitVtea sieh nieht 
^<?niger als 8tM)n«» Chinesen im Jnhi-e IHj'i'J in der englischen 
Kolonie nach San Francisco ein; auch die l)esclieidenen Anfänge 
•'^r Chinesen-Auswanderung nach Australien fallen in diese Zeit; 
f'ir andere Scharen worden die btraits Settlements, Kuba, Peru, 
Giiiana das Reiseziel. 

AiK'h der Dsclmnkenverkehr suchte Hongkong wieder auf. 
'It.'m Jahre 1846 brach nändich die vom englischen G(mverneur 
weise kurssichtig zurflckgewiesene Ansicht sich durch, dass 
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chiiiesix lie Dschunken atif iliit-ii Fahitfii v^n Hongkong aii> iii« lit 
auf (Jio Uureh Vertrag von Nanking deu fremden Schiffeu 

allein eröffneten Hafenplätze beschränkt seien, sondern dass sie 
ungehindert jeglichen chinesischen Ort aufsuchen dürfton. Auch 
erkannten die Chinesen, dass die Eun)paer, die im Jahi-e 1849 die 
bcifl. ii gefürchtetsten Seeräuber-Führer mit ihren 87 Dschunken 
zälüeuden Flotten vernichtet hatten, mit iliren grOsserOD, stärkeren 
und schnelleren Schiffen emen virksamen Scliutz gegen Seeranl or 
und Stürme zu bieten vermöchten; auch lernten sie bald die M(i^- 
Ucbkdt, auf fremden Schiffen ihre Ladung zu veisicheni, richtig 
au würdigen. So kam die Gewohnheit auf, dass die Chinesen für 
ihren einheimlachen Güterrerkehr «wischen Hongkong und den 
Yertrogahftfen europBisohe Schiffe oharterten; auch bildete sich ins- 
besondere für Fahrten nach FlAtsen, die fremden Sohiffen nicht 
zUgSnglidi waren, euie KonTOy-Scbiffohrt in der Art aus, daas 
Flotten chinesischer Dschunken auf offener See Bich wohlbewafineter 
kleiner Dampfer bedienten, ein Verfiahren, das allerdings viele Miss- 
stünde und Ungehürigkelten nach sich zog. 

"Gleichzeitig mit diesen die junge Kolonie begünstigenden, 
lokalchinesischen Wandlungen vollzog sich eine Entwiokelung von 
weltgeechicbtlidier Bedeutung, die auf Jahrzehnte hinaus keinem 
Orte so unmittelbar zu Gute kam, wie Hongkong. Der Pazifische 
Ozean, in den der Weltveikehr bibher fast nur an der Südostküste 
Asiens Uistend eingegriflen liatte, fing an, in gnlsserem Uinfancre 
iü da.s Netz des Welthandels und Weltveikclu.s verfluciiten zu 
werden. Im Xordcu entwickelte sich der Walfiscii- und Robben- 
fang, der in Hongkong als dorn nUclist.-n grossen lie.sin liten iiafen- 
platz seinen Stützjmnkt fand; in (Ipm .Monaton des Winters 1851/52 
suchten 37 Walfi.schfahrer mit tinj'iO.i Gallonen Ol dir mglisiche 
Kolonie auf. Die Goldfunde Kulifoniiens gaben den Anstoss zu 
jener grossartigen Entwiekelung der Westküste Nordamerikas, die 
seither in so mannigfachen Beziehungen zu China stand; Bchon im 
Jahre 1851 fuhren 44 Schiffe von Hongkong nach Kalifornien. 
Die Eröffnung Japans im Jahre 1S54 ffilnte auch dem Handel 
Hongkongs immer neuen, stetig wachsenden Zufluss zu. Ähnliehe 
Änsfttse zu weiteren Entwickelimgen zeigten sich im SOden. Die 
Australischen Kolonien begannen ihren groesartigen Aubchwnng. 
Ein Abkommen Hongkongs mit Siam im Jahre 1855 lenkte eine 
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Mentp^ *iiame8iöcher Erzeujj^iiisr^e in die kleino Kulonie und rief 
ioi wichtigen Reishandel oino ^nnsso Uiuwillziiner y.w Gunsten der 
enr(pSi?ch*^n Kanfmanrischaft hoivor. Die gleichzeitige Eröffnung 
mi^r Hafeniil;it/><j auf den Philippinen bahnte eine engere Ver- 
bindung auch mit dieser reichen Inselgruppe an. Überall regte 
ach. hier in Htärkerein , dort ia schwächerem Qiade, zukunftsver- 
bässeod neue» Leben. 

WUirend so eine Reihe mannigfacher Umstände sich vereinigton, 
MIKD wiitschaftUcfaeo Aufschwung Hongkongs herbeizuführen, pe- 
inig es langsam auch, den drei erwfthnteii natfti-lichen Feinden 
der Kolonie nicht ohne Erfolg entgegenzutroten. Allerdings war 
€8 ja oicbt mdglich, der Taifune Herr zu werden« Aber aus dem 
«nieii scbwereo Unglfickf das die Insel betroffen hatte, zog man 
dodi Lehien. Man ging.su einer Banart der HAuser Aber, die 
Wind and Wetter besser trotzte; man aoigte umdcbtiger für die 
Sichttimg seiner Schiffe; im Laufe der Zeit glOokte es auch, ein 
virknowB System von Sturmwarnungen an der geflUirdeten Kfiste 
ftntafShreD. Die Opfn* der Taifune sind so bedeutend rermind^ 
votden. 

Die Qefadir selbst liess sicJi bei den Feueisbrflnsten verringern. 
Sehr Btieoge Vorschriften fiber die WohnungsverhAltnisse wurden 
adiSMa; eine gut ausgestattete freiwillige, sp&ter auch st&dtische 
Jwerwehr wiurde organisiert ; sogleich noch zu erwähnende gross- 
•rtjge Wasserwerke wui-den angelegt. Dadurch ist manche Abhilfe 
gwchaffen worden, so dass Hongkong heute hoffen darf, von so 
Bi'hwe:\;ji, liäufig wiederkehrenden Feuersbrünsten, wie früher, nicht 
mehr betroffets zn werden. 

Hauptsächlich aber galt es. den Haiiptieiiid, die sth\veiv>u 
Krankheiten, zu bekämpfen. Auf alle Massnahmen, die /,ur llcbung 
'ler -ianitär^^n Verliältnisso der verrufenen Kolonie getroffen wnnlen, 
Ü-t v„ 1, iij^jj. nicht eingehen. Nur Eins sei erwähnt: die wirk- 
«aiüe Fürsorge für gutes Wasser. In grossartiger Weise und ohne 
Sebeu Tor den erheblichen Kosten ist man liier vorgegangen. Zwei 
»ßpeheure Reservoire auf der Hohe der Insel versorgen heut»- die 
^•^Jt und ihre Voroile iiiit jener unentbehrlichen N'attirs;abo, die 
infolge der unreinlichen Oewohnlieiten der Chinesen, der Beerdigungs- 

ilu^i- Toten, der ausge<lehnten Bewässerungsajilagen so selten 
^ geoitttbarem Zustand in vielen der stark bevölkerten Teile 
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tloü> gros-scu Landes sich antrotVt ii Da-s eine R< i >••! \ liir, 

(las 74 Millionen Gallonen Wasser zu fassen vermag, wurde zu 
Pokfolum in den Jahren 1SC<I — ISJiO. das andere, das beute 3!>0 
Millionen Gallonen Wasser aufzunehmen im Stande ist, %u Tvt«un 
in den Jahi-en iss:^ — isss angelegt und im Jahre erweitert 
Der Erfolg aller verschiedenen äanitäi-en Massnahmen blieb nicht 
aus. Zwar ist nmo auch heute in Hongkong vor Tropenkniok- 
hciten nicht sicher und einzelne Epidemien wiclien von Zoit rn 
Z<'it insbesondoix' seine Chinesenbevölkerung, wie die fast alier 
cbineeiechea (irossfitädt«, heim. Aber ausserordentlich ist die 
Besserung gegen früher. Die Sterblichkeit ist nicht mehr er- 
schreckend; sie betrug im Jahre 1896, in dem s<^r die Pest in 
Hongkong, wie ^suerst swei Jahre zuvor, auftrat, in der Chinesen» 
bev<9kerttng 2,448 pGt^ in der fremden fievdlkerung 1,991 pCt 
Die englische Inselkolonie im fernen Osten hat au%ehjKrt, als un- 
gesunder Platz KU gelten, sie rühmt sich heute sogar tu den 
gesündesten Stftdten der Welt in derselben Breite zu zählen. 

Der Anfsdiwung Hongkongs kommt auch in seiner Bevölkerungs- 
bewegung zum Ausdruck. Es ist bereits erwShnt worden, dass die 
Einwohnerschaft der jungen englischen Kolonie seit Ende der 
vierzig» 1 Jahre in einem Jahrzehnte sich verdreifachte; sie stieg 
weiter bis zum Jahi-e lsr>l, wo sie fast 120 000 Kopfe, mehr als 
das FünffjK ho des Jahres 1.S4S. zählte. Nach diesem ausserurdeut- 
licheu Aufschwünge trat all«r(liiigs für n\o.\\v als ein Jahrzehnt ein 
Stillstand ein; iiocli im Jahre 1 ST 1 war iler Stand v(.m Jahre 18*31 
nicht wieder orreicht. Daiui ai>er setzte in den sioli/iju^er Jahren 
von neuem eine energische Aufwärtshewegung ein: lioifits im Jahre 
1870 zählt^^ die iiongkonger Bevölkenmg IrJÜ 000 Köpfö; im 
Jalirc 18!)1 ist sie auf 221 r>0o Köpfe angewachsen, was eine Zunahme 
von mehr als Si) pCt. in zwanzig Jahren bedeutet Seitdem ist 
die Vermehrung — wohl hauptsächlich in Folge der Pest, die in 
den Jahren ls<i4 und IHUü, wie auch wie<ler in den bcidou letzten 
Jahren Hongkong heimsuchte — etwas erlahmt. Die lotste amtliche 
Zählung vom Januar 1807 ergab eine Bevölkerung von 246 9U0 
Köpfen und damit eine Zunahme von etwa 1 1 pCt in 6 Jahren, ein 
Ergebnis, das nicht unerheblich hinter der amtlichen SchAtsung 
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lun'i.'klilieb, die fiii Kode iS'Jü eiue Eiuwohncrschatt von 2(il 208 
Köplen angenommen hatte. 

An «li'sem ausserortlentlichen Wachstum, das die kleine eng- 
fohe Kolonie in den wenig mehr als 50 Jahren seit ihrer Be- 
Sründiing erlebt hat, hat die fremde Bevölkerung nicht in vollem 
Masse teilgenommen. Sie urird «war im Zensus vom .Tahm 1H91 
toi H54r> KSpfe angilben; davon entfallen jedooh 2900 auf 
Xilitir and weitere 1270 auf nicht ansässige Elemente^ wie ins* 
lieioadeie die Besatzung von fremden Kriegssoliiffen und von 
Bmddnchiflen; die eigentliche ansSssigo EuropHerbevOlkernng be- 
nSerte sieh nur auf 4352 Kdpfe und zwar auf 2432 Mftoner und 
1920 Fnuen und die anaSaeige englische Bevölkerung zftblte nur 
1448 KiSpfe, worunter nicht mehr als 800 erwachsene Männer sich 
befanden. Insbesondere wenn niv der m&nnliche Teil der Be- 
vSkerong in Betracht gezogen wird, sdieint die Zunahme von 
Aoiliodeni überhaupt und von Eoglfiadem im Besonderen wahrend 
4» lettten halben Jahrhunderts in Hongkong nicht sehr erheblich 
jieveseo sein; denn bereits ans dem Jahre 1839 wird von beinahe 
201)0 wohl fast ausschliesslich männlichen Engländern berichtet 
und fOr das Jahr 1842 wurde die nichtchinesische Bevölkerung 
Hongkongs auf mehr als 2500 Knfjfe geschätzt'). Dieses im Vor- 
liältuis zur Gesamtentwickliiiig auffallend ian^sani.- Wiichstum 
erklärt sich teils aus der l>ereit8 berührten ErülTnuui; wcitoipr 
''hinesi.v'her Hafenplätze, die das bisher an «'ineui üib' /,usinini«Mi- 
K^lringte Euro{>äertuui mehr verteilte, und teils aus I'^niwaiidliin^rMi 
im ehinesischeu Geschäftslebeu , die ich an auderer Stelle er- 
örtert halte*). 

Doch wenn auch die ausländische Bev?>lkerung Hongkongs 
im fianzen nicht sehr erheblich sich vermehrt hat, so ist doch der 
deutsche Anteil daran ausserordentlich gewachsen. In den ersten 

') IStal a. 0. 8, 188 sagt: In March, 1842, the popnlation, then 
^■tiautod at over 16000 poeple, was atated to inolude 12361 Chinese; 
*^3r^us tuiKs mittels dnfncber Subtraktion die ol»ge Folgerang gezogen 
»«den. Vgl. auch Eitel a. (\ S 103. 

'i Vgl d«n in öf^r InttMnarionaleo Vereinigung für vergleicheude 
fiechtsvrissouHcbaft und Volkswirtschaftslehre gehalteaea Vortrag des Ver- 
^■»s iiber die Organisation des Fremdhandets in China, der in Scbmollers 
lahHüdi far GesetigebuDg, Terwaltnng und Volkswirtschaft im Deutschen 

Jihigaog XZm, 18Q0, Heft 2, veröfFentlicht worden ist 
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hoiileu .lahrzeliiiton nach Begrumliing der oiinlischen Koloiiio 
scheinen die Deutschen noch sehr znn'ickgetreten zu «ein. Die 
von dem Sthwt i/rr Dr. Eitel geschriebene Oeschichte llongkones 
thut ilir^^r in dieser tran'/.en Zeit keine Erw.'lhnnng. Zu Aiifain; 
der seeliziger Jalii*' lialte die deutsche Kaiifuiaiinschaft in der 
niglischen Kolonie aber immerhin eine snli-he Hedr-utiuit^ Kei-eits 
gewonnen, das», als die Hongkonger liandelskamnier im Jahre 1H<)1 
begründet wurde, auch ein Deutscher in ihren Vorstand gewählt 
wurde. Seitdom hat das Deutschtum in Hongkong — was in 
englischeu Kreisen besser, als bei uns bekannt ist — einen be- 
wunderungswürdigen Aufschwtinp ponommen. Er kommt nur un- 
▼oUkommen darin zum Ausdruck, das« die Organis^itirm d* s Handels 
der englischen Kolonie heute unter neun Yorstandsmitgliedern zwei 
Deutsohe au&nweisen hat. Auch wenn im Jahre 1891 in der 
ansässigen Bevölkerung Hongkongs (einschl. der Besalsungen der 
Handelsschiffe) 366 Deutsche gegenüber 118 Fnuizossen, 223 
Amerikanern und 2374 Englindero getfthlt wurden, so lassen diese 
Ziffism keineswegs richtig erkennen, wie nsbezu ebenbOrtig unsere 
Eaufmannscbaft in Hongkong neben der englischen steht und wie 
weit sie die aller anderen Nationen hinter sich surQckUtest Das 
spiegelt sich schon deuttichw in einer Blnnenstatistik wieder. Es 
standen Ende des Jahres 1897 21 im Grosshandel thätige deutsche 
Firmen, su denen noch fftnl deutsche Wechsel-^ Schiffs- und Effekten- 
HaUer und acht deutsche Ladengeschfifte hinzukamen i), 28 eng- 
lischen Firmen, 31 indischen Firmen, d. h. ParsiB und indlseheo 
Juden'), sowie — wenn von ein paar Ladengescldften abgesehen 



') Sie beschäftigen zusammen — ausser Chuiesen und portugiesischen 
Mischlingen — etwa 180 nieist deutsobe Angestellte. 

*) Unter dea indiw^en Ftntien sind ^ige sehr bedentend; tu ihnen 
gehören insbesondere zwei Firmen der grossen Muhamedanisdien Jaden- 
Familie S&ssooD, die nicht mit Unrecht die grösstu Finanzmacht, die Roth> 
Schilds des Orients genannt wordr»n sind. Das Haus Srissoon, das über 
200 Jahre bereits besteht, halte früher seinen ITauptsitz in Hai^dad, verlegte 
ihn aber Anfang des .lahrbuudoi-ts nach Bombay, von wo zu Beginn der 
siebziger Jalirc — wie es heLsst auf persönliobe Aufforderung des Prinscu 
von Wales — der damalige Cbef des Baases, Abdallah, spttter Sir Albert 
Sassoon seinen Wohosits nach London rerle({te. Die Sassoons haben Zweig- 
geschäfte in Indien, China, Central-Asieu, Persien, Arabien, im nördliclK'n 
und mittleren Afrika, sowie in der Türkei; man kann fast sagen, daas sie in 
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vitd — einer einzigen fransfisiscben Firma gi^enflber. Sir William 
Bflhinaon, der bis vor kurzem Oonveraenr von Hwgkong irar, hat 
MQff Itei seiner Rückkehr nach England jüngst geKussert, daas der 
von ihm sechs Jahre lang verwaltete Handelsplatz immer mehr 
AmtBche Hftnde ÜBlle**, so dass „das Hntterland entschuldigt erscheine, 
v«am es ßich frage, ob es der Mflhe wert sei, grosso Summen 
fi\r eine Kaufmannschaft zu verwenden, die ihrem Konkurrenten 
^•geafjber hilflos sei ' ; als auf ein äu>sei li(-li sichtlxires Zeichen 
'lieser Entwickelung wies ci- darauf hin. dass (lit> Düutst-hen l)e- 
t^its Jast alle besten \Volitiuni;*'ii'' in liongkong inne hätten. Und 
flie verbreitetste und einflussifidiste Zeitnntr dor enc:lisrh*^n Kolonie, 
Jie Hujiigkong Daily Press, mus^te in tliosem l'unkt«- (i» ni sonst so 
vielfaf'h und so scharf von ihr bek?imjiftrn Sir William llecht 
Itelicn.*) Vit'lloicht nocli ciuiliuckövoller, als in difsen .Vfeinnni^- 
ä<i5senincf ii. die alJenlings von sehr urteilsfähigen engliscluin 
Stellen ausgehen, kommt die einflussreiche Stellung des deutschen 
JuuifmBDus in der fernen englischen Kolonie in der Thatsaohe 

diesem ranzen iingphf»nrpn Orbiet*'» — in panz Asion und im Mubnmoda- 
oiäch^n Afrika — den eiuheimischeu Haudol finaui^ierüu ; ihre Oeldges< hfifto 
atiien meisteus nur auf der Grundlage de» PersouaikTeditea beruhen, trotz- 
ten Bor Mhan Yeilaats briugen imd dämm so gewinnreidi seio, weil die 
Kfickahloog bevorschusster Sommea meist nicht in Geld, sondern io 
*>ü(eni getcbebeB soll. In Ohina haben sie einen grossen Teil des Opiom- 
handeU in ihrm flObiden, doch wird gesagt, dSM ihre Stellung dort an Be- 
deutung abgenommen haHe. Die Sassoons bewahrten bis vor Kurzem 
übondl mit ihr*»r jüdisf licii Sitte und Religion auch stolz ihre orientalische 
Tracht; tii^t ut^utidtugt» machen die jüngeren Chefs des Hauses in London 
<bnMi eine Ausnahme. Zwischen den Rothsohilds des OccidentB nod denen 
dsi OrieolB iit fibrigens schon eine Terhindnng eingegangen : das Haupt 
'i» i^ten Hsttses, Sir Edwaid SaNSOon, ist mit einer Tochter Gustav Rotfa- 
aus Pari«^. Rüben Sassoon, der vielfache Begleiter des Prinzen von 
Wales, ist mit einer Schwester der Frau Leopold K(;tlischild verheiratet. 

') Vgl. Hongkong Weekly Press vom 23. Ajail 18i)8: Take away the 
Mval, nülitan.-. rivü t*efvi(e. and legal elements and tho British Community 
sqqM make but a poor sbowiug agaiu»t the Uerman. The employes of the 
^ipr Befioeriee, the DoolOi and varions profeasions, tvsdes, and industries 
■US or Im directly oonneeted with shipping give the British Community 
s «nierietl preponderance , but the bulk of tlie ''merclianVs biusines'^ 
par? and simple rests with our German friends, and that thoy tum it to 
^ acwnnt r«^ seen in the extent to which they acquire the best hoosee 
Ute ooloay. 
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7.nn\ Ausdruck, «lass in ilei' mächtigen cist.^n enßflischen Rmk in 
Asien, in HonH:kong an<1 Shanghai Hanking (■orporation. 

«lie nicht wonig^'r als 25 Zuoigni<^lorUissungen in Asien, Europa 
und Amerika unterhält, nicht nur niittr 11 Vorstamlsmit- 
gliG<lorn 4 Deutsche, ilass ebenso in dor llonirkong und Whara|ioa 
Dock Co., in der fast jedes englische Kriegssc-hiff, das in Ostasi«Mi 
rei>ar€iturbedurftig wird, gedockt wird, nicht nur unter 7 Vorstands- 
mitgliederu 3 Deutsche sind, sondf»ni dasa in loi len mäehtigpu 
rnternehmnngen im Jahre 1897, als ich Hongkong besuchte, ein 
Deutscher sogar „Chainnan" war, d. h. den Vorsitz im Diii ktorium 
führte. Ähnliches gilt auch von anderen weniger bedeutenden 
Unternehmungen, die gewöhnlich kur/.weg ah englische betrachtet 
werden. So waren »ir selben Zeit in der Hongkong and Kowloon 
Wharf and Qodown Co., deren Kapital sich aiif 1000000 Dollar 
bel&uft, unter 1 1 Direktoren 4 Deutsche, in der Hongkong, Kanton 
and M&kao Steamboat Co., deren Kapital 1 200 000 Dollar betrilgt 
unter 5 Direktoren 2 Deutsche, in der China Traders Insunnoe Co., 
die Uber ein Aktien • Kapital von 2 Millionen Dollar veifflgt, unter 
5 Direktoren gar 3 Deutsche, in der China Fire Insurance Co., die 
ebenfaUs ein Kapital von 2 Hillionen Dollar hat, unter 6 Direktoren 
wiederum 3 Deutsohe, sowie in der Hongkong Land Investment Co., 
deren Aktien-Kapital auf 5 Millionen Dollar angegeben wird, unter 
7 Direktors 2 Deutsche. Aus dieser Liste, die noch durch eine 
Reihe von Oesellschaften, in denen wenigstens ein dentsehes Vor* 
Standsmitglied ist, bereichert wenion kßnnte, läast sich ein ober- 
flächlicher Schluss ziehen auf die Höhe der Beteiligung des deut- 
schen KapiUilb an den wicht ii:>ten Ciesellschaft.smiU nichmungen in 
der fernen englischen Inselkolouie. Man wird annehmen können, 
dass allein in den angefnhrten sieben gix)8sen Unternehmungen ein 
deutsches Kajiital von mindestens 20 Millionen Mark st»'ckt. 

* * 

Schon am diesen wenic n Augabeii durfte es einleuchten, dass 
der deutsche Kaufmann da.s grösste Interes-se daran hat, dass di«^ 
•gegenwärtigen Verh;iltni^se, unter denen er sich wie kein anderer 
Ausläuder entwickelt hat, bifstchen bleil>en. Eine günstigere Stätt.*, 
als sie \hm Hongkong bietet, kann ihm nicht leicht geschaffen 
werden. Das mnss mit Dankbarkeit gegen die bisher genossene 
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m)sähcr/.ige englische Gastlichkeit anerkannt wenloii. Zum GlHck 
üari mit Sicherheit angoiiommcn werden, dass auch die Zukunft in 
(V\e^r Beziehung, trotz der vielerlei Oähningsinomcnte, die zumal 
im fernen Osten gegenwärtig vorliegen, keine Änderung bringen 
^inl Qana abgesehen davon, dass eine Reihe aUgemeiner Gründe, 
die aUodings daroh Rnoknchten der enropftlBchen KontinentalpolitiJk 
mrilckgedritaigt werden können, in ganz Ostasien die beiden grossen 
eontpliachen HandelsvGlker, deren Interessen dort bereits so vid&ch 
wrkottet sind, ioi Streben nach gleichartigen Zielen auf einander 
uwwseQ, 80 liegt auch in der wirtsdiaftsgeographiscben Eigenart 
dflrlhodelsstellung Hongkongs eine Qewflhr fOr die Anfrechthaltiing 
lies Bestehenden. Hongkong erhält seine grosse Bedeutung wenige 
diiTch sidi selbst, als durch seihe Beziehungen zum grossen 
chinenaclien Kontinentalreich, dem es vorgelagert ist. Diese wirt- 
sMüche Onselbetftndigkeit zwingt ihm den Chaiakter eines den 
Angehörigen alW Nationen gastlich geofüneten Freihafens auf. Da 
tt — wie sjiäter noch auszufflhren ist — auf den direkten und 
indirekten Durchfuhrhandel, durch den es wurde, was es ist, dauernd 
augewiesen bleibt, so steht luid fällt Hongkongs Bedeuiutig mit 
dieser gastlichen Freiheit. Das Eiland wOnie ebenso schnell ver- 
'xlen, wie seine jetzige Blüte aus dem nackten Felsen hervor- 
f,\zaiihvrt ist, wenn es nicht dem grossen znilunigürtt'ten China 
g^^riiiU r seine Eieenschaft nls freier Stajitlplatz und damit als 
51itt» Ijiiiiiki der W'areiivei teiluug im ganzen Süden Chinas, sowie 
al.*' wiclitighter Knf)teniuiukt der Sehiffahit f*Toh Itewahien könnte, 
Dio wesentliche Bedeutung dtr Zollfreiheit für Huugkongs 
Blute liat auch keiner besser erkannt als der Englämier, zumal der 
♦?ngli«he Kaufmann in Ostasien. In Hongkong werden die Jardines, 
«lit- Matliesons, die Dents, die Gibbs, Turners, Hollidays, Braines, 
Innes und wie die ersten Vertreter d^ englischen Handels ausser- 
halb der r.stindis( lien Komjmnie alle heissen, noch heute als die 
Pioniere des Freihandels vei-elirt und ihre Nachkommen suchen die 
»on ihnen emmgene Freiheit wie ein heiliges Pahwliiun sorgsiimst 
zu wahren. Vor einigen Jahren hiess es in einer Petition an das 
Hans der Gemdnen, die von 90 pCt der steuerpflichtigm europOisch- 
unrikanischen Bevölkerung Hongkongs unterzeichnet worden war: 
tbd proeperi^ of the Colony can best be maintained . . . only 
W the continiianoe of Hongkong as a free port. Und zu welchen 

29 
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wunderliclien Übertreibungen die eiferBflchtige, leidenschaftliche 
FVaiheitslu l»»" in Hongkong flieh versteigen kann, das zeigte sich im 
Jahre 1897, als dort eine erregte Agitation im luteresse des Frei- 
hAfen-CharakteiiB der Kolonie die Regierung zu einer Ermässigung 
der bisher bestandenen niedrigen Hafenabgaben xwang^). Wenn 
selbst in diesem Fall, wo es sich um dne gftnslich unbedeutende 
Summe handelte und ein vernünftiger Grund nicht ins Feld geführt 
wurde, das Argument der gesohichtlioh verbüiigteD Handelsfreiheit 
durohdnang, so dürfte es au^geachloBsen erscheinen, dass ein Zoll- 
system der Kolonie aufgezwungen würde, wodurch ihre Ünstens- 
fBhigkeit ernstlich gefährdet würde. Es ist ja auch bekanntlich 

') Rei difsor Agit;ifion ist es verschiedciitlirli verkannt worden, dass 
es sich nur um einen etwas wundeHiclnn Sturm im Wasst'rglase handelte. 
Es mögen deshalb die Tbatsachen hier Ivurz angeführt werden. Es wurde 
bereits mit dem Jahre 1867 von den Dsohuaken eine Abgabe erhoben, die 
gegenwärtig etwa 50000 Siliwr-Dollar jihrliofa etnbringt. Im Jahre 1875 
wurde aodi für die Schiffe europftiacher Baoart eine Hafenabgabe von 1 
Cent voü jeder Tonne RaumKebalt jidos einlaufenden Sohiffes eingeführt 
und im Jabre 1890 wurde diese Abgabe auf 2' , Cents — 140 Mark für 
ein Schiff von '^WO t — erhöht, um die Kosten für die Erbauung und die 
ITnteJ haltung eines neueu I^uehtturmes zu dei ken. DieNe Kosten waren Iiis 
■/.um Jahre 18i>7 eingebracht worden und die Erhebung der uj>>pruughehen 
Abgabe von 1 Cent per Tonne retebte hinfort zur Deckung der Kosten 
der Hafenbeieachtung aus. Bs wurde deehalb von den Schiffahrtsinter* 
meoten eine Heiabsetsnng der Abgaben auf den oiaprüngUcheo Salc 
gefordert. Die Regierung wollte aber angesichts des beständigen Reigens 
der Aussahen der Kolonie und angesichts der Schwierigkeit, neue Ein- 
nahmequellen zu ersehliessen. die Abgaben in der alten Höhe, in der 
äie sich durchaus nicht als druckend gezeigt hatten -- im Jahre 189G 
brachten sie im Ganzen 117 814 SÜber-Didlar ein — nkht aufgeben, 
vielmehr die zettwenea y^(ßA dues" als dauernde ,fharboar duea*^ bei» 
behalten, zumal da es anganesaen erschien, dass der widittgste Erwerbs- 
zweig in der Kolonie für die Kosten insbesondere der Hafenverwaltung, 
die immittelbar und mittelbar in enter Linie zn seinen Gonsten aa|ge* 
wandt würden, aufkomme. 

Gegen diese Absicht erhob sich der Sturm, m dem die Freiheitsfahne 
mächtig geschwungen wurde. Man solle den altgewährleisteten Freihafen- 
Charakter Hongkongs mdit autasten und Sdiiffahrt and Handel der Kolonie 
nicht zn Grande richten — ao rief man emphatiadi, und vergaas anaobeinend 
dabei, dass es sich nur um die Beibehaltung von seit 7 Jahren erhobenea 
Abgaben bandelte, unter denen Hongkong sich den Ruf, einer der bilUgsten 
Freihäfen der Welt zu sein, bewahrt hatte luid sein Handel and seine 
Schiffahrt aufgeblüht waren. 
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in den FSoen der Imperial Federation für Hongkong, wie fQr den 
in ihnliclier Ijage befindlichen Durclifuhrhafen Singapore, eine den 
g^nv&rti^n Znstand eihaltende Ausnahmestellung voigeselm 
wordeiL 

Die engÜBche Kolonie ist aber heute nicht mehr auBscbliesslich 
tiif die Felseninsel Hongkong beschrünkt. Auch ein Teil des 
FesdaDdes gehQrt zu ihr. Wesentlich ans militärischen Gründen 
aiii rieh England nämlich bereits im Jahre 1860 veranlasst, die 
«tm 10 Quadratkilometer grosse Halbinsel Kaulun geg^über der 
htsel anfengs zu pachten, später dauernd zu erwerben. Eier wiuden 
Brfestigiiugen angelegt. Hier entstanden die wichtigsten Schiffs- 
anh'gestellen unil die gixJsston Werften ; vor Allem die erwähnte 
Hongkong an<l Whampou Doek Company, die Kriege- und Hand^ls- 
schiffe jck,t aller lilnd er bereits repjiriert hat, Ijesitzt liior die bei^len 
?rössten ihrer di-ei Anlagen, insbesondere da.'; Adniiralty Duck, das 
^'ine Länge von ri;?(i, eine grö.ssto Hi« it.- von 8t> und eine Tiefe 
Voll 3<i englischen Fuss hat. Auch der Üschunkenliandel der Ko- 
l*>iiie zog sich zum errossen Teil hierlier. 

Mit der Zeit aber wurde der kleine bisherige Festlandstiositz 
unzureichend. Wiederum waren es inilitäi iüche Gründe, ilie im Vorder- 
zrund standen. Die Schussweite der Geschütze war im I^ufe der 
Jalire ungeheuer vcr^rössert worden und ranzei-schiffe nicht nur 
fast alier europäischen Staaten, sondern auch von China und Japan 
»^an^n in den ostasiatischen Oewusseni erschienen. Sollte Hongkong 
ifn Kriegsfall nicht der Ge&ilir einer Besclüessunpr vom chine<i>^elien 
Oehiet aus schutzlos ai^eset'/.t sein, sn mtissten die auf dem Feat* 
hnde getanen HQgel, sowie die liergigen Inseln in der Umgebung, 
von denen heute der Hafen und die die Felseninsel emporklimmende 
i>tadt behemcht werden, nebst einem entsprechend erweiterten 
Uafei^gebiflt unter englische BotmSssigkeit gebracht werden. Seit 
^wt Reihe von Jahren war hierauf bereits das Streben gerichtet 
Daidi den Vertrag vom 9. Juni 1898 ist es endlich eifallt worden. 
Sadi diesem Vertrage hat Engknd im Rücken der bisher zu Hongkong 
gebSteoden Eaulun-Halbinsel ein Gebiet, das durch eine Linie von 
der Mira Bay zur Deep Bay begrenzt wird, sowie eine Reihe von 
Iiweln in der Nähe der englischen ESlandkolonie, insbesondere die 
IbmI Lantan, endlich die Wasserflaohe der genannten beiden grossen 

22» 
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Biichfen erworben oder, geoan geea^^, au! 99 Jahre gepachtet 
Damit liat ee Beine afidchineeiscfae Kolonie um daa Vielfache, um 
rund 500 Quadratkilometer ▼ergrOflsert 

Neben den militftrischen Orflnden, die ailerdinga bei dieser 
Erweiterung im Vordergründe standen, kamen aber audi wirtschaft- 
liche in Betracht Das kleine bisherige Gebiet wurde der 
unternehmungslustigen Kolonie zu eng. Soweit dieses fflr die 
WohnuiigsverhSltniese gilt, ist später in anderem Zusammenhang noch 
einmal kurs darauf aurackzukommen; es hat aber eine noch darüber 
hinausgehende Bedeutung. Auch Hongkong wollte nicht, darauf 
verzichten, am Au^u des diinesischen Eisenbahnnetzes und an 
der industriellen Entwicklung des Landes theilzunehinen. Die Insel 
selbst machte allerdings einen nninittelbaren Auschluss an das 
entstehende Netz chinesischer Bahnou uiunöglich. Der Fe^tlands- 
i>esitz der Kolonie uuihste daher neue ausserordentliche Beiieuiiing 
gewinnen, sobald die Eisenbahnpläne sieh vorwirkli(!ht''ii. Zogen 
sich wirklich erst Sehienenw<»ge durch das Land in seiner ganzen 
gewaltigen Ausdehnung, dann uiusste nnt ilcr Zeit auf dem Fest- 
lande lürpgfnfilM'r Honuknng für Südchina ein äluilicher Ausgangspunkt 
wichtiger Eisenbahnlinien und ein iUinlichor grosser Utnschiagsplat/, 
vom Seeschiff in den Eisen bahn waggon und umgekehrt entwickelt 
werden, wie er in Schanghai und Hankou im Yangtsetlial, in Tientsiti 
und Ki \uts< hou in Nordchina bereits im Entstehen begriffen ist 
AUeitlings beziehen sich die Eisenbahnplänc in China in erster 
Linie auf die nördliche Hälfte des Landes, die einerseits nicht 
mit einem so vielverbnndenen Netz natOrlicher Wasserstrasseu atis- 
gestattet ist und andererseits in der grossen chinesischen Ebene 
dem Bahnbau weniger Schwieri^eiten bereitet, als die bergige 
SüdUUfte. Aber auch hier fehlt es nicht gana an Projekten. Schon 
um die Hitte des Jahres 1890 schien der Bau einer Eisenbahn 
▼on Kanlun nach Kanton gesichert zu sein. Die chinesischen Kom- 
pradore der grossen englischen Banken hatten den Plan gefttst; 
-sie hatten das Kapital auch schon bei ihren Landeleuten aufge- 
bracht; durch einflussreiche Befürworter hielt man auch die kaiser- 
liche Qenehmigimg als mcher. Da wurde diese im letzten Augen- 
blick dodi verweigert. Der Kompiador der grOssten englischen 
Bank, der Hongkong and Shanghai Banking Coiporation, der mch 
schon auf ausgedehnte Landspekulattonen eingelassen hatte, geriet 
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iüWep der Vereitelung des Piünes in VonnögetKsvi rf.tll , vergriff 
Ei II w der vou ihm verwalteten Kasse der Bauk und buclite 

das Weite. 

K;i' Ii dein (•liiiiesisch-japaniseliein Kriege ist man auf diesen 
l'Uti. mit dem man das erste Mal in so kläglicher Weise .«choiteile, 
ziufickgekommen. Zur selben Zeit, als der Vei-such gemacht wurde, 
für die grosse Stammlinie von llankou nach Peking eine Privat- 
geseUBcbaft aus chinesischen Kaufleuten zu bilden, traten im Süden 
reiche Geschäftsmänner aus Hongkong und Kanton, an ihrer Spitze 
HotUNi (Holüntsche) , der Direktor dor Lnosseii chinesischen Ver- 
«chernngsgesellscliaft Ontai, sowie der Tinwa Minen und drr spfttdTO 
PMsideot der in Hongkong errichteten chinesischen Handelskammer, 
ZOT Begrfiodiuig einer Gesellschaft susammen , die im Hintsrlande 
HongkoogSi in den beiden Evang-Provinzen, Kwangtung uiidKwanggii 
den Ejaenbahnbau sugleLcli mit dem Beigban in die Hand nehmen 
sollte. Aher obwohl diese imtemehmungslustigen chinesischen 
iUsflente, die durdi peraSnliche BtOiigkdten, wie Kapitalkraft sich 
•noeichneCeo , der Unteisttttzung des damaligen chineaisohen Qe» 
■udtoa in Washington, YaogyO, der in ihrem Interesse am 18. 
Fdiraar 1896 eine Denkschrift an den Thron richtete, sich erfreuten, 
M eraelten sie doch keinen Erf6lg. Das Tsnngli Yamen verlangte 
One genaue Ortliche Speiialisienmg des Planes sowohl hinsichtlich 
d« Bseobahnhaus, als auch der Bergwerksunternehmungen; eine 
solche war ausserordentlich schwierig und nur unter sehr groesen 
Kosten befriedigend zu Ijewerkstelligen ; sie ist deshalb nur ganz 
allgemein vorgenommen wonlen. Wie so manches andere Projekt 
in China, schien auch dieses verurteilt zu sein, allgemeiner Vm- 
suiupfung zu verfallen 

*) Die Frage des ohinssiaolien Eäseobahnbaues ist eioerseitB von soloher 
«oH|g«ooliichtik)heii Bedeatmig, diss anoh BestrehoiifeD , die niobt za va- 
nittflllMueii Erfolgen geführt haben, Beachtung verdienen, und sie liegt 
mdwendts noch so s^ im Dunkel, dass jetU s /uverläseige Informations- 
material erwünscht erscheinen iruss. Es soll deshalb auch der Entwurf 
der GnindzüfT'' «los oben prwälinton ruternehmens hier tnitgoteilt werden, 
der dftmni in neitieu eiuzeloen Betitimmungen noch auf besonderes Interesse 
Aoapracb machen kann, weil er aus der Feder des erwihoten mit der 
«snpiiMhen wie cbinesisdien Koltor fast gleiohmissig vertrauten, hervor- 
f^oadeo Piieideoten der chineeiBoheB Handelskammer in Hongkong, Ho- 
aaoi, Btammt Dieser Entwurf lautet in der Obersetxung: 
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Da lebte es neuerdings — vielleicht »iclit olme ZusammeD- 

hang mit diesen chinesischen Bestrebungen — in anderer Form 
wieder auf. Von englischer Seite wurde es aufgegriffen. Die 
Firma .Juitline, Matheson and Co., die zu-siiniinen mit der genannten 
gimson Hon^'konfrer Bank auch schon die Konzessionen für eine 
Eiseiiluiliii voll Sdiaiigliai nach Nanking erlialtcn iiatte und mit 
ilem (l(>nts(li.ii Syiidikal <iioi«jnige für die Eisenbahnlinie von 
l'eking nacli Tsehinkiani; teilt, erwarb auch die Bereciitigiuig für 
den Bau der Eisenbahnlini«' vdu dem englii»< ht?n Festlandsbesitz 
Kaulun ans zur diciitbevölkorteii, reicben llanidstadt der lK?iden 
Kwang-Provinzen. Die ArVieiteii sind heute anf dieser Strecke 
bereits im Qange. Die Pläne reichen aber über diese kurze Eisen- 

1. Die Finna der üesellschaft soll soiu : The Twn Kwaugs Raihvay nnd 
Miuiug Company Limited. Da.^ llauptbüreau der iie»elischaft soll in Kautou 
sein. Zweigbüreaus können in verschiedenen Plätzen je naoli Gelegen- 
heit ei5fFoet werden. Die Oesellschaft Ist za dem Zweck gegründet, inner- 
halb der Grenzen der Proriozen Kwangtnng nnd Kwangsi Eisenbahnen sn 
bauen, sowie Oold-f Silber-, Knpfer-, Eisen-, Zinn- und Kohlen-Mim n anzu- 
legen. .Andere gewerbliche Betriebe liegen nicht im Au^beukreis der 
Ue6ell.s(:haft. 

2 Das iu Aus.xicht ;,M'uoininenu Aktien-Kapital l»elrägt 20 Millionen 
Dollar, eingeteilt w 2 Millionen Aktien von je 10 DoUai". Jeder Aktien- 
zeicbner kann beliebig viele Akttm aufnelunen. Jeder, ein Chinese nnd ein 
Anslttnder, ein Beamter, ein Adliger und ein Kaufmann kann Aktieniir 
werden. Die Oesellschaft hat ein Aktienregister zn halten, in das die An- 
zahl der Aktien eines jeden Aktionärs zugleich mit dem vollen Namen und 
Vornamen, Sf»\vie mit der Adresse, an die all" Mittoilnnjren ühor Divifl-mden- 
zahluiiu uii'i andere Angelegenheiten iu Zukmift lirhtcii sind, «'irme- 
tn»f;oM werden soll. Der ganze Betrag der Aktie ist zahibar an dem Tage, 
an dem die Eintragung als Aktionär iui Aktienregi.ster erfolgt oder dem 
Aktionär ein Aktien-ZertiAkat ausgestellt wird. Alles Aktieagetd ist bei der 
Hongkong and Shanghai Banking CSorporation oder der Chartered Bank of 
India, Australia and China ein/uzaiden nnd auf Grund der Qnittnngea 
dieser Banken sind die Aktien-Zertifikate an die Aktionäre auszustellen. 

^. T>a dieses Unternehmen das erstf soinor Art ist. so nniss dem 
l uternelimer, d. h. dem Generaldirektor der Gesellschaft, vom Miuistenum 
oder von dem Vizokönig und Gouverneur der Provmz ein Ciiarter erteilt 
werden, woduroh er volle Bnnlchtiguug znm Geadilflshetrieb der tksell- 
schaft erhält Alle anderen Beamten der Gesellsobaft sollen von den Aktkniären 
gewählt werden; die Errichtung von Zweighureans soll jedoch dem Geoenl- 
direktor vorbehalten bleiben. Aus der Zahl der fähigen Beamten der <Je- 
scllscbaft soll von den Aktionären der stellvertretende Direktor gewühlt 
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Ulifisie Ton lokaler Bedeutung hinauB. Am 14. April 1893 ist 
TOR dem chineaiBohw Qeaandten in Washington als Bevollmftch- 

ti{,leii des Qeneraldirelitors der chinesischen Eisenlmhnen Scheng- 
Taj«;n ein Vertrag mit der sogenannten American China Develop- 
ment Company abgeschloSvsen wortlen, wonach diese, unter zalil- 
mk'ti Zup'stäiKlnissr-i). für den Bau ein<*'r etwa 800 km langen 
KisHuKalui von Kanton nach Hankou aiu Yangtse, dem Ausgangs- 
punkt der grossik'n von den Belgiern zu erUnien*lt'n Hauptbahn 
nach Peking, ein Kapiüd von 4 Millionen Pfund Sterling auf- 
hrinsn^n wird. Später wuixlen von dem nmerikaniRciien Syndikat 
!ii!t i'i- Firma .laniino, Mathc^oii and Co. Verhandlnngon ange- 
kuQpft über die Bildung einer grossen eiiglisch-amerikanischeti Ge- 

*eni<?D. Beim Rücktritt des flpneraMtrektors wird dieser riein Nar*hfo!gfr 
oud dit* Stelle ddü stellvertretenden Direktors durch Wahl der Aktionare 

4. Die Qehilter der Angestellten der Oesellsohaft, wie der Bnehhalter, 
derlotpdctorai und Handwerker werden reijelmissig jeden Monat gesahlt werden. 
iNe Angestellten dürfen kein (3eld von der Gesellschaft leihen, noch fdcb 
irg^'wlwie mit dem Oelde der Gesellschaft befassen. Die Ge-HellschafT wird 
'>ei den Aug«*stc'!Itr'ri für Nahrunf^r. Lampen, <>! und Schreibmaterialien 
Sorgen, in koiueiii Fall wird aber fiir die Bewirtung von Freunden der 
Aogestellten aufkommen. Wenn irgend etuer der Augostollteu einer Ver- 
«streuung von Geldern der Oeseltoohaft sidi sohuldig msoht, so wird er 
von dme Generaldirektor aogleidi entlaraen weiden; ausserdem hat sein 
[persönlicher Garant für den Sohaden, der durch die Veruntreuung der 
Gesellschaft erwachsen ist, aufsukommen. (Vgl. über die chinesische Sitte 
pers^inlicber (larantiningeu den zitierten Vortrag des Verfasseis über die 
Oiganisation d»«? Fromdhandi-Is in China.) 

."). lui das \\olilwüllen der Einwohnei-schaft sich zu siciieru und 
Mtudi Uurulieu zu vermeiden, sulltoa den Ortsoingeboreneo in den 
O^ffBodeo, daroh die die Eisenbahn gebt oder in denen Bergwerke betrieben 
«enl«n, Vorteile zogewendet werden. Mit Ausnahme der Stellen der In- 
i^pehoren und Ingenieure, SOWie anderer wichtiger Ämter, die natürlich 
durch beOihigte Männer von ausserhalb zu besetzen sind, sollton all«' atul« ren 
niederen 8tpl!f»n ilnroh die Ort.saiigososseiion bosotzt werden und Fremde 
Htilten in liuitMi nirlit /.iigcljL'^si'n werden, dannt die Bewohner in der Um- 
gegend eiut'u gutt'u Lebeuauuterlialt tiuden konuou. Sie mü.ssen allerdings 
die Bürgschaft angesehener Leute am Orte für sich anafindig machen, 
«sd ibre Namen sind in eine Liste einsutragen. Aufteher werden ausser- 
^ angestellt werden messen, um Dissiplin aufrecht zu erhalten. Auf 
diese Weise werden durch Raufbolde angezettelte I 'nruhen sich vermeiden 
Ittaeo; aosserdem wird die Entlassung von Arbeitern keine öchwierigkeiton 
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Seilschaft iüi' den Bau der gaiizeii, fubt lUOU km laugen I^inio von 
Hankoii nach Kaulun: sie dürften nicht erfolglos geblieben sein. 
So wird in absoliliai. r Zeit der englische Kolonialbesitz, in Süd- 
chiiia mit dem enthlt'henden chinesischen Elisen i>ahnüc^^ verknüpft 
sein. Seine jüngst erfolgte Erweiterung verliirgt <^s, dass Hongkong 
anch an dii ser Entwicklung nicht nur teilnelimeii. sondein dauernd 
einen niassgel>endon Einfluss auf sie Rii^üljon kann. 

Dasselbe liralisiehtigt sie hinsichtlich der indubtrifllen Ent- 
wicklung Chinas, an die so mannigfache HoflFnnngen und Kr- 
wartungen geknüj)ft werden. In Hongkong hatte man au ihren 
seit dem uuglüokliohen Kriege mit Jaixin ki-äftig» r einsetzeaden Anfiüigen 
bisher mir sehr geringen Anteil. Die englische Kolonie war woit 

bpr*Mtr«n, wi<» es rlfr Fall sein würde, wenn Arhoitpi- von aussprhalh be- 
Koliäftigt \v*>r<itMi wiiidi'ii. 80 hat diese Art zweifachen Vortt'il. WalmTid 
die Gesellschaft gute Ivöhuo ihren einheimischen Arbeitern zahlen wird, 
wird sie es ibaen andererseits nicht gestatten, sich zar Erpressung hoher 
L5hne nsammenxiuohtieiKeD. 

6. Wenn ein Staok Land, diiroh das eine Eisenbahnlinie gehegt werden 
soll, oder ein Hügel in dem ein Bergwerk bolriebeu werden soll, Kronland 
ist, wird die Gesellschaft die Behörden benachrichtigen, dannt die Grtlich- 
keit tiad die (Jrösse dw Gnuidstncks festgeftfllt wird, um die von der Ge- 
selLsrhaft alljährlich zu zahlende Kronrontc /u liestiinmeD; wenn tjs sich 
aber um l'rivatiaudereieu bandelt, dauu kann die Gesellschaft sie zum 
Tagespreis oder zu einem Preise, der 20®/« mehr als d«x ursprüngliche in 
der Eigentumsarkande verseiehnete Preis betiigt, kaufen oder anch «e 
vom Eigentümer pachten; auf jeden Fall soll ein jedes G^bäft auf einer 
billigen und gerechten Grundlage durchgeführt werden. Dabei wird vor- 
anspeset^ct. dass die Gesellschaft dio Ermächtigung erhält, für d* ii Eisen- 
balmbau und den Berfrwerksbotritdi ein jedes Stück Land erwiibtii zu 
dürfen uuter der Bedingung, das« dadurch die Felder und Obstgarten und 
Gilber nicht geschädigt werden. Ebenfalls sollte die Gesellschaft das Recht 
haben, die Ortsbehörden zu emnehenf onbotiofiBage Leute aller Art, die 
sich znm Zweck von Erpressungen znm Wideistand gegen die Gesellscibaft 
znsammensdllieesen, nachdrücklichst zur Rechenschaft zu ziehen. 

7. Da man aasländiBcher Ingenieure bedarf für die Voruntersuchungen 
und für die VoranschIii/:n dor Koston des Eisenbabnbaus und der Mineu- 
eroffuung. 80 soll in (Ji».'ser l^.ziehuug das Verfahren, das die Telegrapheo- 
VerwaltuDg ei uge.suh lagen liat, von der Gesellschaft angenommen werden. 
Dieses Verfshren besteht darin, den Yixekönig za ennohen, Weiyuans (eine 
hesümmte Art chioesiRcher Beamter) nach oSherer Bezeichnung, der OeeelU 
Schaft zu entsenden, um als Schutz die fremden Angestellten auf ihrer 
Reise zu begleiten ; die Gehftltar und die sonstigen Ansgabeo der Weiyaans 
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luräckgcblieben hinter Schanghai, dessen stattliche Hafeneinfaiirt 
W\ts Fabrik neben Fabrik eiudrucksvoll iiinsänmen. Die andauernde 
Steigerung der Preise des Grund- iiii<i Hndeiis im eingeengten llong- 
kong ist sicherlich an diesem Uuterscliicd nicht unbeteiligt. Ob 
•iIat dt'i' Haniumnnjrel in sr» liohem Masse, wie angcnoranion worden 
ist, f'ir ihn veraniwortlirli geinaeht werden kann^ ersrlieint doch 
iweiielbaft. Mimlcsteiis ehonso sehr dürfte Hoiigkoiit^s iöoHerte 
Lage ausserhalb des chinesischen Zollgebietes Schuld daran gewesen 
^m. Denn im Gegensatz zn Schanghai, das im ehiiiesij*chen Zoll- 
ioland liegt, erschweren auf dem Boden der engüschen Kolonie 
der (hinesisclie Ausfuhrzoll auf Rohstoffe, sowie der chinesische 
EinfaihrzoU auf Fabrikate die Entwi<dLlung einer jeden loduBthe, 

sir ! daKM von der Gesellschaft zu bestreit i'n. Sodann mag das \''ilk im 
Inui-rii des l>aiides, oWohl ihm diwse l^itersiichimRen ftnir» kommen, 
nicht immer über ihru Zwecke genügend unterrichtet sein und daher in 
Erregung über sie geraten. Um solchem Hintande zuTorzukommen, wild 
vwgssdil^eD, da» die OeaeUsohaft oadi dem Vorbild der TslegnipheD- 
VemiltiiDg, die Ortabehorden enuelkt, aufklSretide Proklanatioiien über deo 
Beginn des Eisenbabnbaus und Bergwerksbetriebea sa erlassen und 
ihren Schutz darzuhiften auf dem ganzen "^Vegn, wenn mit dem Werke 
wirklich rorg^ gaugea wird. Aul solche Weise wird man alle Gefahren ab- 
weoden könuen. 

B. Die örtlichkeiteu, duroli die Eiseubahoeu fuhren oder in denen 
fieipnite angelegt werden, siad notwendigerweiae von betrildhdicher Aea- 
MuQBg; trotadem ist es wiehtig, sie polixetlich zu überwadieo. Ea wird 

deshalb die Ermächtigung für die Gesellschaft naohgeaneht, au diesem 
Zw . k ^ ^ r ?ifc besondere Polizisten auf eigene Kosten anstdlen au dürfen. 

IIa der Bau der Eisenhahnen und die Eröffnung der Bergwerke 
Da<<ii äunlan«iii>cheu Methoden und mit ausländischen Mitteln erfolgen soll, 
w bedarf die Gesellschaft der Erlaubnis, fremde Ingenieure anzustellen, um 
tlea Bae aa uberwaobeo, den Maschineabetrieb «inaurioirten und die An> 
hgea ram Schmelsen der Erze zu begründen. Bs witd vorgeaohlagen, die 
Eofohr aller Jlaacliinen, aller Materialien vod BSaen und Hola ete.« aller 
^rangstoffe und Zündhütchen, aller Schaufeln und Hacken, aowic aller 
Wgren, die für Berg- und Eiseubahnbau gohraucht wei-den. von don ZoU- 
»beaKen zn befreien, damit so der Gesellschaft eine beträolithrhe Ausf^abe 
ers^t werde und die Beförderung dieser Waren so schnell wie möglich 
erfolge. 

10. Da die GeaeUaohaft von Kaoflentan finanziert und betrieben wird, 
M biandit sie kein Oeld von der Begicmog au beigen und wir, die Unter- 
ndiner, die wir eifrigst bestrebt aind, die HilMn-äfte unseres I^ndee au 
«atvickeln, wir werden ea nicht wagen, ii^gendetwaa vor der Regierung 



— 34G — 



die mit dunesischen Bohfitoffeu für cliioesischen Absatz arbeitet. Die 
Kolonie wird durch diese ZoUverhSlttusse im Weaentliehen hinge- 
wieeen auf Industrien, die den Schwerpunkt, insbesondere im Absatz, 

im chinesischen ZoHaiislande haben. Dem entspricht anch im 
Allgemeinen die geringe bisherige industrielle Entwicklung Hongkongs. 
Unter den gewerblichen Unternehmungen der englischen Kolonie 
steht — abgesehen von den grossou Seliiffsbauanstalten — weit 
voran di*' Ziiekerfabrikalion. Drei grosse liaffmorien, von denen 
die liedeutemistc, dio China Sugar Refining Co., die ein onglisch- 
deutfiches Kapital von 2 Millionen Silberdollar hat, im Jahre 1878 

geheim zu halten, um sie zn täuschen. Alle Einzclhoiten, wie s. B. die 
liingo der Eisenbahn, die täglich gebaut wird, der Betrag von Arbeit, der 
darauf verwendet wird, die Eionahmon an Frachten und Fahrgeldern auf einer 
ht'i"if< croffruiti'n Linie, Art und Wort der Gingoschmnlzcnon Erze — alles 
Dciaiuge Kuil taglich in ein Buch eingetragen wei-Uen. Monatliche Ab- 
reohnoDgeD werdea ebeosowoht aufgestellt werdeo, wie eine jShrlidie Oe- 
flamtreohDong. Absohriften der JahresrecbouDg sollen dem Vizekönig luid 
den Oouvemeoxen zur Diirohaioht vorgelegt werdea. Aageeiehts dieses 
Vurgehens der Gesellschaft, möge man — so bitten wir — davon afasebeti, 
Beamte zur Diin lisieht der Bücher der OesHIsf-hfift zu entseodeitf um damit 
ttonötipe FormalitäteTi und I^^lästigungen zu i'i>iiart'n. 

11. Weuu eine Eisenbahnlinie dem Verkehr übergelx?» ist, sind alle 
Abgaben von Gateru, die auf der Linie befördert werden, von den Ver- 
frzohtera zu zahlen; ebenso sind alle Abgaben von MineFzUen, die von den 
Bergwerken der OezeUschaft gekauft siad, von den Kftufam zn entnohten. 
Aus dt iii jiihrÜchon GowinOf der der Gesellschaft aus den Frachten und 
Fahrgeldern, sowie aus dem Verkauf von Mineialien ei \v;i( hst, sind nach 
Abzug der Betriebskosten 5 pCt. al.s Abgabt' an ' 1?<HTierung zu zahlen, 
ehe Zinsen auf das Kapital, Dividenden an dif Akiiunare. l'antiemen und 
Prämien au die Beamten der üo&ellschali gu^ahil werden. 

12. Wenn die Snenbahnen and Bergwerke der Oesdiaohaft in Betrieb 
sind, werden den Aktionären regelmässig Jahresabreolinaogen zngesofaxokt 
werden. Es ist vorgescblzgen, den jährlichen Reingewinn der Gesellsohalt, 
wie folipt. 7n vrrtyilen: zunächst SpOt als Abgabe an die Regierung, so» 
dann lÜpCt. an Ii-' Aktionäre zur Verzinsung des Aktien-Kapitals, sodann 
20 pO. als Taütienieo und Prämien für die Direktoren und sonstige Beamte 
der (jusellschaft; was endlich den Best anlaugt, so wird jedHäJual duich den 
Generaldirektor in Verbindung mit dem Vorstand zu entscheiden sein, ob 
er ganz znr ^hlnog von Dividenden an die Aktionäre verwendet weiden 
oder nnr zur Hälfte hierffir dienen ond zur anderen Hälfte dem Reserve- 
fonds zugeführt werden soll. 

13. In Zeiten der Not sind alle Eisenbahnen und Minen, wie es 
üblich ist, der Kegierung zur Verfügung zu steilen. So hat die Kegterung^ 
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kreiUs gegriuidet worden ist, arbeiten mit auslämlijj' ln'iii Material, 
mit R'>hz\icker vor Allem von Java und von den Philippinen und 
in in orster Linie für den Auslandsmarkt. Ähnlich ist es 
üiu '/ir.ei englischen Taufabrik, die lianf aus Manila bezieht und 
ihre Ki/.' Ugnisse hauptsächlich an die Hongkong aufsuchenden Schiffo 
aliselzt. Auch eine jüngst VQH Deutschen gegründete FedeiTeinigungs- 
an^tilt, die aus dem chinesischen Inland bezogene Federn für den 
Auslandsmarkt, insbesondere Deutschland verarbeitet und verpackt, 
ist hier zu nennen. Endlicli können die grossen auch von di ritschen 
Finnen erbauten Tankanlagen hierhei^gezShlt werden, in denen 
Fetroleum aus Russland oder Sumatia, das in Tankdampfem an- 

wt'nn sie Krioff^vcirliorcitungen trifft, eiu Vorieclit auf (Ii-' HtMuUxung der 
EisoabatiDen für die Beförderuog der Truppen und KriegHiimturialioo uud 
ein Vorkanbredit in Bezog anf die MiaenüieD, die in den Bergwerken der 
OewUflcbaft gewonnen wwden. AuBserdem stehea in aolohen Zeiten die 
fßozea EisenbBhDliniea und alle Bergwerke uuter der Kontrollo der Re- 
gierung, wie es bei den Tel^ny[»beiiliaien der Fall ist. Es wird jedoch 
daruni ersucht, div^s die Rfpieruop^ für die Benutzung der Ei.sonbahiien und 
für die Mineralien der <ie.selischaft die üblichen Sätze und l'rpijie zahlt, 
damit eine soluhe iDanspruclinahme der EiseobahueD und Minen durch 
die Ragienmg nidit in einen Verlust für die Qesellsvhaft auslftuft 

14. Die arsprüDgliehe Absidit beim Bau dieser Eisenbahnen ist darauf 
gericbtet, mit Hilfe des Kapitals von Kaoflenian einen regelmiasigen Dienst 
für die Regierung herzustellen. Wenn aber nach 30 oder 50 Jaliren nach 
der Vollendung der Eisenbahnen da.s nest-llftoh.iftskapital wieder einf:t']ir;i' ht 
worden ist, dann kann die Regii^run^' zu j-'tler Zeit nlle Eistnihahultuien 
der Gesellschaft abkaufen zu i'iiiein Pr.'ise, der auf tiruud t-iner ■gerechten 
Bewertung der gauzen Anlage fest^jestülU werden soll. Diese Liuieu werden 
däum in die Verwaltang der Regismng übeigehen. 

15. Bei den weitanssdiaaeDdea Plänen, die die OeseUscfaaft verfolgt, 
liist es sich natürlich schwer voranasehen, wann günstige Erfolge erzielt 
»frden mögen. Wenn aber günstige Erfolge enuelt werden, so btttm wir 
<iiniDi, das» während die Eisenbahnen in der angegebenen Weise von der 
Kfgitrung angekauft werden können, die Bergwerke ein dauorndeB Kigi ti- 
tuBi der Gesellschaft bleiben niugen als Lohn der Unternehmer für ihre 
AHwiL Wenn jedoch gün.stige Erfolge nicht ereielt werden, dann mag es 
^ GewUscliaft gestattet sein, an liquidieren, und mag der Charter aa- 
tidgeDommen werden. 

^ie^e vorstehenden l.'i Artikel bezeichnen nur die Gruiidzüge des 
' ntcrnehniens. Wenn wir den Charter für die Gesellschaft erlangt haben, 
'h^rr 'vprd^'r, wir anf nrnnd sorgsamer (''berlot'un;^^ atisfülirüche Statuten 
iu,v»tU !fi ij un'i s)»' il*'m < iouvfineur mit dor lüth- luitt-i hrciten . Prokla- 
mtiuDm zu erlasscij, Uie Allen die Befolgung dieser IStatuteu vorschreibt 
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kommt, in die von den Chinesen so begehrten und so wimdeFSam 
mannigfach verarbeiteten Tieieokigen Blechdosen abgefOllt wird. 
Die wenigen anderen ge werbliehen Unternehmungen in Hongkong finden 
ihren meist recht unbedeutenden Absatz regelmässig in derBeT5lkeriing 

der Kolonie und der zahlreichen Schiffe, die sie aufsuchen, oder 
suchen auch in beschränktem Masse auf dem chinesischen Markt 
mit Auslandswaren , die mit den Einfuhrspeson belastet sind, zu 
konkuiTieren. Es g:<^liöreu im Wesenthchen hierher eine Papier- 
fabrik, die im Jahn' 1891 mit einem Kapital von 150000 Silber- 
dollar gep'ündot wurrle, aber stets mit Verlust arbeitete, bis sie 
zu einem nieUngun Preise an eiae cliinesische Gesellschaft verkauft 
wurde, tlie alsliald im ersten Jahr eine Dividende von nicht weniger 
als G5 pCt. erzielt haben soll; fenier eine Soilenfabrik, die von 
einem Deut,schen angelegt ist und geleitet wird und erfolgreich der 
japanischen Konkurrenz zu begegnen sucht; eine Glasfabrik, die eben- 
falls einer deutschen Firma gehdrt, mit Hilfe von etwa 30 japanischeo 
Glasbläsern insbesondere Lampenschirme herstellt, aber nicht durch- 
weg befriedigend arbeitet; endlich eine Zündlir.lzerfabrik, eine Ziegel- 
und Zementfabrik, eine deutsche Fabrik für Kattan-Arlx;iten, sowie 
eine Bienneret. Eigentlich findet sich nur eine bedeutsame Aus- 
nahme und sie ist neuesten Datums. Unter dem massgebenden 
Finflnss der mehrfoch genannten grossen unternehmungslustigen 
Firma Jaxdtne Haiheeon and Co. ist nAmlich im Jahre 1897 eine 
grosse Baumwoll*Spinnerei und -Weberei (Hongkong Cotton Spinning 
and Weaving Co.) mtl einem Kapital von 1800000 Silberdollar, 
an dem auch Deutsohe beteiligt sind, in Hongkong gegrOndet 
worden. Man scheint bei diesem Untem^men zum Teil auf Absatz- 
gebiete ausserhalb Chinas geiedmet zu haben, sowie auch auf den Bezug 
des Bohstoflis aus mohtdiinesischen Gebieten; man gab sich ausser- 
dem aber auch der Hoffnung liin« dass die Schwierigkeiten im. 
Bezüge des fiohstoffs ausgeglichen würden durch allgemeine Um- 
stünde, wie die gfünstige Lage der englischen Kolonie, ihre ge- 
onlneten Verhältnisse, ihr für die BaumwoU-Spinnerei trefflich 
gceiffnftps Klima. Man sprach sogar davon, der Gründung dit^ser 
ersten ISaumwoUfabrik in Hongkong solle bald die einer zweiten, 
ja dritten folgen. Aber ist auch die llon'uungj^fruiidigkeit gros*., 
iminfrhin blojljf di«- La^o ans-i-rliall» der chinesischen Grenze ffir 
den wichtigsten, entwicklungsfähigsten Zweig der Industrie, der 
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daa chmesisehe Inland mit Fabrikaten aus seinen Roherzeugnissen 
lu vei'sorgen sucht, anvorteilhaft. Vielleicht ist es Iteabsichtigi 
and gelingt es, für das erweiterte Festiandsgebiet der englischen 
loloiiie Zollverelnbamngen mit China zu treffen, welche diesen 
übdktnl müdem , wenn nicht beseitigen. 

Die bestehenden ZoUvereinbaningen bedftrfen infolge der Er- 
weiterung der Kolonie übeiiiaupt der Ab&ndemng. Sie haben 
haopliichlich zwei nah verwandte Aufgaben zn lOeen, die beide 
dordi die OebietBfeigrOaeerting verändert worden sind. Erstens 
gilt 66, cliinesiBcberBeits Schutsmassregeln zu treffen, dass von dem 
der chinesiBcben Küste unmittelbar voigelagerten belebten Frei- 
bife» aas nicht durch zu umfangreiche Schmuggelelen zw See 
dis diineeische Zollsystem durchlfidiert werde; zweitens gilt es, 
in gleichen Interesse das englische Kolouialgebiet auf dem Fest- 
Itode gegen das chinemsche Zollgebiet wirksam abzugienzen. Beides 
hat vor Allem im Hinblick auf da« hochwertige, stark hez/olll« 
und bei seinem geringen Umfange und Gewicht leicht zu schning- 
gelnde indische Opium xu geschehen, das in der Hauptsache ftbei- 
Hongkong seinen Weg nimmt. 

Aiifiiiiijs war China mit seinen Schutziiin.s^iegeln auf sicli selbst 
aiitrewi.'sen. l'iii Bich pegen den Schimiggelhandel , der sieh auf 
litT englisch*'!! inseikolunie eini)isletc, zu verteidigen, stollte «'s eine 
R'-'ih'' >clinelifahieuder Zollkreuzer in den Dienst, die das englisi he 
Hafengebiet beständig um schwirrten und ausserhalb sfiiier tilgen 
Grenzen den Dsch unken handel scharf überwachten. Alsl»al(l erhob 
^ieh in Hongkong über diese „Zollblockade'" ein Sturm von Klagen. 
Man behauptete, dass durch sie dec Dscbunkenhandel der englischen 
Kolonie geschftdigt und dadurch ganz Hongkong in seiner Ent- 
vid[tang in empfindlichst« !- Weise zurückgehalten werde. Die 
Klagen hatten den Erfolg, dass auf Gnmd der Tschifu-Konvention 
TOB 13. September 1876 eine englisch -chinesische Kommission 
«iflgesetzt wurde, um im Sinne eines mehr befriedigenden Au8> 
sMchs d«r entgegenstehenden Interessen Vorscbllgo fOr eine Neu- 
ordnong dieser ZoUverfaftltnisse zu machen. Das Bigebnis bildete 
ebe io Eongkong abgesdiloesene Vereinbarung vom 11. September 
1886, der eine Ahnliche zwischen Portugal und China fOr die 
tiemlicfa gleichartigen Verhältnisse in Makao zur Seite trat. Nach 
diesen beiden Vereinbarungen wurde ein Amt der Sir Robert Hart 
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\int«Msteli» iiil<'ii 'liinosi.solion St^ezollbchrirdo einerseits in Kauliin, 
ai»<lHiv'i*s<'its nnt tler erwähnten vor Makao gelet^enen Insel r^i])j>a. 
eijigerichtet. Iin Gegensatz zu «illen bisher hestohenden SeezoU- 
änitorn, demn Thätigkcit auf Schiffe fremdlftndischer Bauart tie- 
schräiikt iBt, haben diese heiden Ämter nur mit chinesischen 
Scliiffen zu thini. rrsprünglicli sollten sie nur mit der Erhöhung 
der Opium-Abgabe und ihrer Überwachung betraut werden; sie 
sollten aber ausserdem — auf Wunsch der fremden Regierung 
unter Teilnahme eines ihrer Beamten — die Streitigkeiten sehlichten, 
die zwischen den im Verkehr mit Hongkong stehenden Dschunken 
und den Ämtern und Kreuzern der einheimischen chinesischen 
Zollbehörden entstehen sollten« Aus dieser letzten Bestimmung 
entwickelte sich jedoch bald die völlige Übernahme der Funktionen 
auch dieser iSoUbehOrden. So erhielt das Seessollamt in Kaulun — 
wie in Bezug auf Makao dasjenige von Liappa — eine KontroU- 
befugnts nicht nur Aber altes Opium, sondern aber sftmtliche 
Waren, die in Dschunken von Hongkong oder nach Hongkong 
verfrachtet werden. Diese Kontrolle, der auf chinesischer Seite 
zum Schutz gegen Schmuggel eine ganze Flotte kleiner Dampfer 
des Kauluner Zollamts dient, wird von englischer Seite dadurch 
angeblich unterstützt, dass der Opium-Handel innerhalb Hongkongs 
zu einem Monopol gemadit worden ist. Er wiid au den Meist- 
bietenden verpa<-htet; der Pachtpi-eis soll nacli dem letzten divi- 
jälirigen Vertrage rund 700 000 Mark jüluiieh tetragen. Es winl 
behauptet, dass l>ei dem thatsä' tili' hon iliirchsehnittlichen Tageä- 
verkauf von 8 — 10 Bnchseu Opiinu im Werte von je etwa GOO 
Mark diese hohe Summe nur aufznbnngen sei unter Znhilf<>iiahjne 
eines ausgedehnten Opiiunschnuiggels und es wiixl daher •h'i- eng- 
lischen Regierung vorgeworfen, dass sie Mitwisser und Forderer 
dieses Schmuggels sei, anstatt dass sie die durch die Mono]>ol- 
einrichtung geschaffene Möglichkeit einer genauen Überwachung 
aller ein- und ausgeitUurten Mengen Opium im entgegengesetzten 
Sinne ausnutze. 

Da in Schmuggel auf der Kauluner Seite aber auch zu Lande 
möglich ist, so galt es, auch hier Vorkehrungen zu treffen. Man 
entschloss sich chinesischerseits, an der ganzen Grenze einen 
acht Fuss hohen Zaun aus Bambus anfxufflhren, der an aeclis 
Stellen einen nur zur Tageszeit geOfTbeten Durchlass gestattet. 
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l)i.?s«."; /;\\in von einer ^--ut ln'wan'nelr'n Tnippo voti (> Aus- 

läivWrn und 1 Chiiiesi?n Tag mul Nacht (»ewacht. Auf diese 
WV'ise geinnp: es, den hier bisher besonders beliebten Sohmuggei 
^lulich auszurotten. 

Audi sonst soll der von chinesischer Seite erstrebte Zweck, 
äuen Sohute iür die eigenen Zolleinnahmen aofzorichten, vielfach 
piteicht worden sein. Vielleicht gerade danim war man auf 
englischer Seite mit ihnen weniger suirieden. Hier riditete man 
<leu Haoptangrilf auf einen Funkt ganx nebensächlicher Art Der 
ZaUkommiamr von Kaulun hatte nftmüch zw Erleicfatenmg des 
Dieostee ssän HanptbQreau nach Hongkong verlogt und er wurde 
dort andt, gevisserniafiaen wie jeder andere fremde ^wohner« 
geduldet, ohne ein besonderes Aufenthaitareoht au haben. Hierin 
gelohnte man sich &xte schwere Verletzung der vielgeprieaenen, 
eifeiBQchtig Oberwacfaten Freiheit der Kolonie au erblicken. Man 
khgte bitterlich Aber sie, obwohl man selbst angab, dasa thataäch- 
liehe Unzutrflglichkeiten ans ihr noch nicht erwachsen waren ^). 

Wie diese Ünsufriedenheit auf eine Abänderung der bestehen- 
dea ZoUrerhftltnisse hindrängt, so macht die am 1. Juli 1898 
«ioigte Erweitemng des FeatlandabesitEefi der englischen Kolonie 
«ne Neui-egelung sachlich nötig. Was zunächst die Bewachung 
der Landgrenze anlangt, so wird man kaimi auf der etwa 15 km 
langen offenen Strecke von der Mirs liay zur Dt^p Bay wiedenim 
einen BaiubuK;dauu errieliten wolli'H. Dit; CiivnzltcwafJuinfr wird 
hier nicht wieder so wirksam durchgeführt wenlotj köiuiuii. Um 
^ie wenigstens etwas zu erleichtem, hat man vrugesohlagen, Olier 
<lie vereinbarte Linie, die eine natürliche Grenze niclit bildet, liinaus bis 
2u der ein wenig weiter im Norden gelegenen IJügeh"ei}iP. die leirhtf^r 
g**e<*n Sehmng'p^ler beschützt werflcn kann, die Oieiizc vinzuschi>'bon. 
Ähnlich bedarf auch die Überwachung des Dschunkeuhandels einer 

*) Nach den Torlänfigen zoliiunüicfaen Vonchriften befiodet mdh auch 

in utmcrer deutschen Besitzung in Ostasien das chiDesisdia Seezollaint Iiiner- 
hxlh ^* Fn ihafengebiets. Bis ist begreiflich, dass man englißcherseit« damit 
unzufrieden ist, zumal da man in Hongkong gerade jetzt — wie so- 
gleich noch zu enviiluien sein wird — den ITauptvoi-stoss pej^^n die An- 
VWecheit des Kauluner ZollkontmissarH auf englischem Boden unternimmt 
Ilw ea^isoben Angriffe auf die Zalleinrichtungen auf deutschem Gebiet 
nd daher taktisch zu begreifli«^, als dass man ihnen grosse Baohliche 
Mealaog bdmeasen könate. 
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Neurogelnng. Das ist selioii darum UHtis?, wpü di.^ riir'i\varlniiiL:>- 
statioiii II Kanlunor SeezoiJaoites auf dem an Eliiglaud neuab- 
getretenen Gebiet liog:on. 

FHr die Neuregelung sind selu* weit auseinandergehende Vor- 
schläge gemacht worden. Von Seiteu der englischen Kaufumnn- 
schaft ist der Wunsch ausgesprochen wor<len'), die ITongkonger 
Verwaltung wolle die Erhebung der Opiumabgaben fftr Rechnung 
der chinesischen Kegierung übernehmen, dafür aber kein clüne- 
äsches Zollamt auf engliacheni Boden ferner dulden. Sir Robert 
Hut, der Oeneral-Inspektor der chinoBisclieii SeesoUverwaltung, bat 
seinerseits umgekehrt der englischen B^ening eingehende Vor- 
schlSge*) unterbreitet, die eine Ausdehnung der Befugnisse der 
chinesischen Zollbeamten innerhalb des «Dglischen Gebiets erstreben, 
um die chinesischen Seezolleimiahmen, die in ihrer Qeeamtheit für 
fremde Anleihen verpfftndet sind, vor einer unrechtmässigen ScbmI- 
lerung möglichst nachdrOcklich xn schQtxen. Welche von diesen 
beiden Ansichten durchdringen wird, ISsst sich noch nicht ab> 
sehen. Vielleicht werden aber in Yerblndimg mit dieser völligen 
Neuregelung auch Bestimmungen eistrebt, welche die Hemmnisse 
beseitigen oder mildem sollen, die aus der Lage ausserhalb des 
chinesischen Zollgebiets ffir die iodiistrielle Entwicklung erwachsen 

') Si liii'ilx n dm* China Association vom 14. November 1898 an 
Salisbury. Englisches Blaubucb China No. I (1899) No. 389. 

-) Das angeführte BlanVmch No. '29-1 Aülage. 

^) In Kiauüicli"u ist fs geglückt, in den am l.Juli 189f> in Kraft ge- 
tretenen provi&orischutt /.ollamtlicbon Bestimmungen, die zwiHclien dem 
deulsoben Gouverneur und dem chinesiachen Zollvoisteher vereiolNUi wurden, 
die Torzfige des Analands mit denen eines crhinestBchea Tertra^psbaiens in 
hohem Masse zn vereinigeo und zwar gerade mit Hilfe der Verlegung des 
Zollamtes in d&s Freihafengebiet. Als ausserhalb der chinesisoben Zoll- 
grenzen liepcnfle Kolonie {gestattet der deutsche Besitz dem Kaufmann. 
xoUfrei A nshuidswaren hier an di'r Küste Chiuas zu lagern. Dem Iliiiter- 
lande gegenüber gtruesst er aber auch die inläudischeu Vorteile eines Ver- 
tragsbafens. Es bezahlen nimtich ohinesisohe Waren, die aus dem Hinter- 
lande ankommen, erst den vettragsmiasigen Ausfubmrfl bei der Ausfuhr 
ans dem deotBohen Oeliet Dasselbe ist der Fall in Bezug auf den Küsten- 
zoll bei allen Waren, die aus chinesischen Häfen zur See in unser deutsches 
rachtgobiet eingeführt, werden. Es peht also Alles, was im deutschen 
Kolonialgebiet verbraucht wird, nicht nur zur »>e((. sondern auch zu I^^ndo 
zollfrei ein. Ferner zahlen Produkte, die innerhalb des deut^jchen Kiau- 
täcbüu-Uebictes erzeugt woitleu sind, oder Waren, die aus solchen im deutschen 
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Wi»^ 80 die Erweiterung do?; rnglist-hen Kolonialbesitsseft dio 

whwierige Neuregelung der ZollverliältiMsse im Gefolge hat, so 

und auch andere Schwierigkelten mit ihr verbunden. Sie geben 

ran wichtigsten Teile darauf zurOck, dass der englische Gesandte 

Bch hat bereit linden lassen, den Chinesen 'm dem abge- 

(nteoen Gebiet Terschiedene Vorrechte an lassen. So hat er vor 

Allem darein gewilligt, daaa in Kanlun die chinesischen Beamten 

TerUieben und, soweit es nicht mit den milititischen Anforderungen 

zurYerleidigung Hongkongs im Widerspruch stehe, Ober ihre Lands- 

leate nach wie vor Gerichtsbarkeit üben könnten. Ausserdem sollten 

die LandungspIfttjEe in der NAbe der Stadt für chinesische Kriegs- 

iiod Handelssdiiffe reserviert werden. Gegen diese Bestimmungen 

eriiob aich'alsbald die öffentliche Meinung in Hongkong. Ein solches 

iinperinm in imperio — so sagte man — eoviedrig^ das englische 

Anflehen; es degradiere die freie unabliängige Kolonie zum blossen 

Vertragsliafen : es werde auch sachlich die bedenklichsten Folgen 

haben, weil Kaulun von jeher ein Saniinel|juuivt gefährlichen Gesindels 

t-ewesen sei, vor dem man niemals sicher sein könne, wenn es 

niclit en^'lisrlitT (ifriclitsl^arkeit und englischer INjlizei untei'Hteho. 

Der mit den Au:5drn< k<.Mi lebhafter Entrüstung und Bes^I•^nis 

arbeitenden Opposition k un es zu stalten, da-^s dio Chineseu der 

rirf»rsrT\l«^ il. s ueuabgetieiciirn (icbictes einen ^( liarfen Widerstand 

♦•iiti:t'::"iis. t/ten. Die von amtlicher chinesisch« !- Seite luizweifelhaft 

geiunlerten , wenn nicht vcranlassttMi Widct-setÄlichkeiten , die zu 

Wiitigen Zusammenstössen führten, dürften viel dazu beitrogen, <lass 

<Ue bekämpften Vertragsbestimmuugen im Sinne dei' WAnsche der 

Hongkonger Bevölkerung noch Ab&nderung erfahren. 

« « 
* 

'«t'bietf- erzenpton rrüiiuktiMi o<lei aus zur See in das dcutscHf di lijet eiu- 
i;vfi)hrt*'u Produkten hergestedt worden siud, bei dor Yersebiffung au» 
^gUa keioeo AusfabrzoU. 

Kieht mit Unrecht ist gesagt worden, dass das dentflche Kiantaohon- 
(««biet mit BeiQg auf ZollMleichtenuigen als Stapel- and Fabrikations|»latz 
^ jVtzt ao dar cbinesisehen Künte ohne Rivalen ist. Ifonukon^ «liirfte 
>ber Vaiim vorMäumoti. die notwendig gewordem' Xcnrppi luuiL; d-T Zullvor- 
haJtntRse daxu /.u li'-nutzen, sich glei'^he Voitrilc zu \fiHrhalT« n luiii liu' in 
Kuutschou gewtmuenen Krfahrungeu zu verwerten, trotz seiner bisherigen 
AfitsHoo gegen das auf seinem Gruad und Bodeu gelegene chiDei<ischo 
Zalbint 

23 
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Wenn in Hongkong, abgesehen von den niiliUU'iBchen Gründen, 
eüi BedQiiiiis nach Erweiterung des iCuloiiialbesitzes sich geltend 
machte, so hing das noch mehr mit dem Aawachsen der cbine- 
sischen, als dorn der ausländischen Bevölkerung zusammen. Jenes 
überiiifTt die Zunahme <ler Fremden absolut wie relativ um das 
Vielfadie; ihm ist das stetige Anschwellen der Hevölkenmgssifler 
der englischen Kolonie zu danken. Nachdem in den Jahren 1861 
bis 1871 die ohinesisdie Einwohnersdiaft Hongkongs sich auf der 
gleichen Höhe von etwa 1 15 CM)0 Köpfen gehalten hatte, setzte ein 
lelrfiafter ZiiAuss von neuem ein; im Jahre 1876 zihlte man be- 
reits 130000, im Jahre 1881 150700, im Jahre 1891 2L1000 
Köpfe^) und am 30. Juni 1898 wurde die Ghineeeiibevölkeruug 
auf 236 000 Köpfe geschStzt. Durch die jflngste Erweiterung des 
Gebiets der englischen Kolonie erhalt sie noch einen erheblichen 
Zuwachs, der auf etwa 100000 Köpfe angenommen wird. 

Und dieses Obergewicht des Chinesentums Ober die Europäer 
in Hongkong ist nicht ausschliesslich siffenuftssig. Schon aus den 
angeführten Zahlen könnte man folgern, dass das beständige Wachs- 
tuni der Chineseubevolkertmg einerseits und die stetige Zmiahme 
«lor Bedeutung lluugkongs nicht /w. i zufällig parallele, sondern 
zwei kausal verbundene Ei-scheiuuiigen dai-stellen. Thatsilchlich hat 
denn auch nicht nur der reinchinesische Handel, der Handel der 
Chinesen mit Chinosoii, eine giT)Sse Betleutung für die englische 
Kolonie gHwonnon, M>iiii';'rn auch in don Oesdiäftslit'zielumgeii <lor 
Chinesen zu Ausiläudern haben sich wiciitige, an einem aiideni 
Ort von mir erörterte-) Wandlungen vollzogen, die die Stelhmg 
jener eine grosse Bedeutung gewinnen Hessen. Mit Recht hat 
deshalb der Colonial-Secretary von Hongkong, Sir . Stewart Lockhart, 
vor wenigen Jahren in einem Berichte^) gesagt: Without the Chi- 
nese tradors of this Colony, its pr t-i ' t ity would soon wane, .nid 
it is in no small degree due to Iheiu that Hongkong has n^aclicd 
its present commei'cial position. In Übereinstimmung mit dieser 

') Davon entfielen 32000 auf die erwähnte eigeDtumliche chine^sche 

Bootf: b«^ vol k f r u n g . 

') VY'l. nii'ineu zitierteu Vortrag über die Orgaaisatiou ües Fremd- 
handels in Cliiua. 

^ Memonmdum in reply to üie Ratepayere Petition for oonstitntional 
reforai (in dem mir vorliegenden Abdruck ohne Datum). 
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Ansicht sucht auch die britische Coiitialrogierung in London — 
im Teil im GegenBatz tu der Europäoibevrilkenint.' im fernen 
Osten — den Chinesen einen grosseren Anteil an der Verwaltung 
Hongkongs einsuiflumen, um sie enger mit den öffentlichen Inter- 
essen der Kolonie sn verknfipfeni). So ist kfinlich im Legislative 
Ooancil, in dem bisher das Laienelement durch vier Engländer und 
änen Chinesen vertraten war, die neogeeohaflbne sechste Stelle 
mit einem Chinesen besetzt worden. 

So wichtig aber auch das Chinesentum im Ganzen nnd son- 
deriich die chinesisohe Kaufmannschaft für die EntwioUung der 
eng^schen Kol(H)ie gewesen ist und heut mehr denn je ist, so hat 
es doch mancherlei Erscheinungen gezeitigt, die fflr die fremde Be- 
vOlherong und die Verwaltung der Kolonie nicht gerade erfreulich sind. 

ZunSchst macht sich schon rein ftusserlich das Anwachsen 
des Chinesentnma und zwar gerade seines besseren wohlhabenden 
Teiles dadurdi den IVemden unangenehm fOhlbar, dass die Chinesen 
— Ähnlich wie in dem nocli gnTssoren Sclianghai — immer mehr die 
be.«iten Grundstücke, unter kluger Ausnutzung der beständigen, starken 
Fluktuationen in der Fi-emdetiliovölkerung, in ihre lläiidc bringen. Ist 
.•ichon — wie wir sali. ii - danil>er geklagt worden, dass der deutsche 
Kaiifiiianii ilcii englischen ans den br-sten Wohnnn^on in (l«'r englischen 
K' Idiiie vt-ni ränge, so sieht man auf on^:lischer wie deutscher Seite 
mit iKM.-h grösserem Unbehagen, wie seit Jahren und ganz besoncbM-j» 
neuerdings der Chinese in Hongkong in Stadtteilen sich festsetzt, 
die bis vor kurzem noch als Ref?crvatgel<iet der Fi-emdenbevöikerung 
'»etrachtet wiii-den. AUenlings giebt es für dieses Gebiet eine so- 
genannte Europesm üistriet Reservation Onlinance, die innerhalb 
«U'T von Europftern bewohnt, n Stadtteile die Erriehtimg von Chi- 
nesenhäusem verbietet. Dieser Schutz zeigte sich jedocli als un- 
zureichend. Trennt sich der Chinese auch nicht von seiner Volks- 
tncht, so ist er doch keinesw^ allen Gewohnheiten der Ausländer 
QDzugAiiglich. Zu diesen gehOrt auch — wie ausser Hongkong 

') Chamberlain schrieb unter <k-m 29. Mai 1S9Ü an den Oovernor von 
Hongkong: I may obs^rve. tliat tht» Chinese rommunity is tho olemout 
which It-ast rt'prL'sented wlijle it is also far tbe most numeroos, and 
tlot I sbuuid regaiti &s valuabie any ste[i which teuded to attach tbeni 
UNHe deeety to the British connection , aud to iDcrease their prauücal in. 
temt in public affairs. 

23* 
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ins)veson«lpre Sing.apoi"e und Schanghai bewrisen 'las Wulmeii in 
europäischen ilänsorn. l)\f* <]on Fremden vielfacli iiiiliequeiiie 
Chinesen-liivaaion erlolgl denuiaijh in der Fonn, djiss iiniiier mehr 
Euroi)äorwohnnngen in dio Hände wohlhabender Chinesen über- 
geben. Man befurchtet so, dass innerhalb weniger Jahre alle 
Hftuser auf der untersten Be^^rrasse Hongkongs dem Europäer 
dauernd verloren gegangen sein wenien. Mit dctn Vordringen des 
Chinesentums steigen ausserdem beständig die Wuluiungspreise; 
schon im Jahre 18^7 wurde amtlich erklärt, dass die Miete einer 
Europäerwohnuug in Hongkong mindestens dreimal so hoch sd, 
als in irgend einer Vorstadt Londons, wo gana anders fQr den 
Eomfoit gesorgt ist^). 

Abgesehen von diesem einen Misstandr der im Oninde nicht 
viel mehr als eine Unbeqoemlidikeit ist, sind es gar mandierlei 
Schwierigkeiten ungewöhnlicher Art, die der Verwaltong Hongkongs 
aus der zahlreichen, sunehmenden ChineaenbevtAkemng erwachsen. Sie 
hftngen zum grossen Teil damit zusammen, dass der fremden Verwaltung 
jede Kontrolle und Beeinflussung der ChinesenbevOlkerung durch 
ihre grosse Unstfttigkeit , ihre Gewohnheit des engzusammenge- 
ditagten Wohnens, ihr Emilien- und gildenweises Zusammenhalten 
so aua^rordentlich erschwert wird. Darauf ist es mit zurückzu- 
führen, dass Hongkong einerseits — wie schon dargelegt wurde — 
der Gefahr schwerer Krankheitsepidemien und verheerender Feuei-s- 
brü liste ausgesetzt und andererseits ein Sammelpunkt jeutr Be- 
völkeiiiugsoleinentf auch heut« noch gebliel>en ist, die die Insel 
einst in st>lchen internati(*n;iloii Verruf gel>iacltt habon. l);iss man 
in der ersten Beziehiint;- mit I'msicht und Eneri^ic viugegangon 
und nicht olmo Erfolg- g(>l»li> lMMi i-t. ist kiu'z 8chi>n erwähnt wrn ib n, 
Uii'l wi'iiii es auch nie gelingen wird, dem englischen Freilmfcu 
ganz die Anziehunii-sknift eines schützenden Asyl« für chinesisches 
Verbrechertum und insbesondere chinesische Revolutionäre zu nehmen, 
80 ist es doch gelungen, diese unerwüuschten, bedenklichen Bevrjlke- 
ningselemente einigerinassen im Sianme zu halten, ja sogar die chine- 
sischen B<'schw(;i\lon und Klagen mehr zum Schweigeh zu bringen. 
F^s ist das in erster Linie der vortinfFlich orj^mnisierten und geschulten 
Polizeimacht Hongkongs zu danken, die im Jahre 1897 eine bunte 



') Report from the Hangkong Land Commissipu of 1886^1887, p. XXX. 
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MiR'liuiig von.1 22 Kmu[p,V'ni, i]'» Indem himI M25) Cliin«'!s«'ii aufwies; 
sie versieht ihren schwierigen Dienst so gut, «lass lycben wv\ Out 
heute in der engh'sehen Inselkolonie ebenso wenifj: gefähnlet ist, wie in 
irgend einer anderen grc^isen Mafenstadt Das ändert zwar noch 
lucht die Häuptern ht>. da«;« immer noch die Ansicht der chinesisciiea 
Regi^ing aller Orfinde dafüi nicht hat beraubt werden kennen, daas 
ili«>f.nfr!i>;rhc Kolonie ein Stütz] »unkt jcnrr voilti-eiteten Bestrebungen 
ist, die auf einen Umsturz in China hinarbeiten. 

In enger Verbindung mit diesen VerlUUtniesen der Chinesen' 
bevOlkeruDg steht ein Problem, das zu den sohwierigsten gehOrt, 
die ao eine fremde Verwaltung in China herantreten. Es ist das 
die Frage, vie wdt man auch Clünesen den vollen Schutz des 
iaslSndischen Bargenechts zu teil werden lassen solL Vieles spricht 
dtfOr, es in ansgedehntem Mssse zu thnn. Nicht nur der erwähnte 
allgemdae Oesichtspunltt, Chinesen Oberhaupt mit den Interessen 
der Fremden enger zu verketten, liesse dafür eich ins Feld fQhren, 
«oodem noch mehr ein besonderer, der in der Zukunft voraus^ 
sichtlich noch mehr in den Vordergrund rOcken wird, als bisher. 
Bei der sogenannten Ersdiliessung des Inno-n wird nftmlich die 
Verwendung von Ausländem stets in engen Grenzen bleiben. So- 
wohl die Kostspieligkeit und die ganz andere Iiel>en8halhing der 
Fremden, als auch die Schwierigkeiten ihres Verkehrs mit den 
Einheimischen nnd da^ Misstrauen, das ilmen immer in weiten 
Kroiscn der Bevölkerung entgeitrengebracht winl. inachen eine nolche be- 
ßchi^änkie Vei'weuduug ausländischer Kräfte zur Notwendigkeit. Daiauä 

') Es scheint mit der fortschreitenden AuHbildunK der Hon;.4;'>ii^'er 
Polizei au<-h noch eine Besserung dieser Verhältnis,se trotz der zunehmenden 
B»'%'>!k<»riin£r einzutreten, wie ps aiis der folnjrnden Tabelle horvorp^ht, in 
Jir die IUI Kenntnis' der Polizei gt-langti ii scliwcn iyii 8trafthaieu in den 
Jabrt.%durchüchoitti>zahlen einerseits für das Juhrfuuft 18ö»j— 1800, auderer- 
Not« für das Jahrfünft 1891— 18UQ einander gegenübergesteOt sind: 





1886—1890 


1891*1895 


Mord 




5,2 


IJaubnnfril! 


02,8 


27,2 


Ki n br u< 1 1 s d i > ' l>stahi 


70,4 






75,4 


w,o 


See raube rei 


7,2 


0,8 


Uutertichlagung 


305,8 


388^ 


Diebstahl 




2197,8 


Betrog 


74fi 


62,4 
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folgt, dass 66 wünschenswert ist, im Dienste der auslindiadKm foter- 

essen auch Chinesen verwenden zn können, sei es, um in Verbindung 
mit den Fremden unmittelbar Geschäfte abzuschliessen, sei es nur 
um Informationen zu sammeln. Solleu Chinesen aber in beiden 
Beziehungen etwas ausrichten, so müssen sie mit densellien Privi- 
legien ans2:eRtattet sein, wie die Ausländer sie geniesf*en. weil sie 
sonst ihn- AnniasHunir'Mi iin<l Ik'dnU. kiuigou habgierif:;er Mandarine 
sich nicht orwehivii küiiiK'n. Das ist nur möglich durch /uliilli^Mjng 
iler aiishintlist Im'ü BürgoiTcchte , sodass aucii ein in llongkonu: ge- 
boi-ener odov natm-alisitMter Chin*'se auf den8eit)en Schutz des eng- 
lischen Konsuls, aucli Eingriffen l iiincsischer Mandarine gegenüber,* 
rechnen darf, wie ein eigentlicher Engländer. Bisher hat man sich 
gescheut, den in Hongkong geboi-enen Chinesen diese Rechte zuzu- 
billigen. Auf diesen Umstand einerseits, die bef-tändigo Fuixjht vor 
chinesischen Mandarinen andererseits geht es zurück, dass di*> auf 
englischem Gebiet geborener o<lor naturalisierten Chinesen hislior 
keine grössere R4)lle in der Erschliessung Clünas ges[)ielt haben 

Allerdings Vtaat fach auch nicht leugnen, daas Vieles dagegen 
spricht, den Chinesen die vollen auslSndisdien Blligerrechte au er- 
teilen. Wie die Oeschwindigkeit, mit der ein Cliineae sidi zum 
Christenglauben bekehren iSsat, oft nicht ohne Zuaammttihang mit 
Handlungen steht, die sn Verfolgungen durch die chineaische Justiz 
berechtigen, so auch oft die Anhänglichkeit an einen ausländischen 
Staat Von anderen Fällen ganz abgeeehen, ist insbesondere unter 
den besseren Schichten des Chinesentums, in der auf ihren Vor- 
teil Bich so gut verstehenden chinesischen Kaufmannschaft der Versuch 
sehr beliebt, die Vorteile des doppelten, des chinesischen und eng- 
lischen Bflrgenechts In Anspruch zu ndimen, den Pflichten aber 
auf beiden Seiten sMi dadurch mö^chst zu entziehen, dass man 
bald das eine, bald das andere hervorkehrt. Solange es ihm gut 
geht , heniinmi sich der Chinese als Sohn des Reiches der Milte, 
ei-wirbt Boden, reist umher und macht Geschäfte, wo es dem uicht- 



lu üiuer BitUiobrift dur eliiueüiiiuhuu Kaufleute iu liougkoug vom 
20. Januar 1899 heiest es onter Anderem : It is nothing less than the diead of 
the Chbese mandarins, aad the total absenoe of proteetioa f rom Üie British 
Government, that has hithcrto kept tho Britidi^bom or natoralized Cbiueee 
from takiDg opeuiy any intelli^eut iuterost or active part In the political 
and oomoieroial relatioiiship betweeo these two gieat nations. 
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cWinesijichen l'nterthan niclü gestattet i^t, und nur vv. ini rr in 
eine Klemme i^ei-ät, wenn ersieh den Verfolgungen dci cinli« iini8<hen 
Jubt./. 'xl> r .illzu unverschämten Erpressungen piiifs Xfandarinen 
entiitjlien v^^iU, l^ebiunt er sich pl()t/Jirh ilarauf, <l;i>s ci- duirli (ielmrt 
.vier Natural isation Anspnii li auf den milden Schutz irgend eines 
freiadi'ii Konsuls hat Natürlich kann da»! zu sehr »mlit'l.sanien 
Verliandliiiigon und Verwicklungen führen. Das hatte auch der 
•'iiglisebe Gesantlte, Sir Kutherford Alcock vor l>ei<^its 30 Jahren 
erkannt; er hielt es fflr unl)edingt nfttig, eine willkürliche Ver- 
beinilichung der Staatsangehörigkeit unmöglich zu maohen und er- 
liessdebbalb die Verardnung^), dass englische Unterthanen chinesischer 
Risse in China nur dann einen Ansprucli auf englischen Schutz 
iialion sollten , wenn sie auf clünesischem Boden enmpAische Tracht 
trügen. Dieser Versuch war allerdings so radikal, daaa er einem 
Verliot der englieohen StaateangehGrigkeit gleioh kam, weil jeder 
Chinese, sogar fasi jeder obinesisohe Misohling an seiner nationalen 
Tncht festhUi Man scheint diese Verordnung auch nicht weiter 
beachtet, sondern bisher die Frage von Fall au Fall und zwar 
nieiftt SU Qunsten kouaularischer Intenrention auf englischer Seite 
entschieden zu haben. Erst neuerdings stellt man wieder ein 
Prinzip auf und zwar das, daas nur der Chinese auf konsularischen 
Schutz Anspruch hat, der sich im Konsulat als englischer Unter- 
than hat registrieren lassen. Es soll dieses Prinzip, dessen 
DurchfOhrung im Einzelnen noch nicht ganz Uar zu sein scheint, 
für alleFUe augenacbeinlich aufgestellt werden ; nur die Erfahrung kann 
iebren, ob es zweckmässig ist, es auf alle in einer englischen Ko- 
lonie gel)orenen Chinesen auszudehnen. 

Doch wenn auch das Zu8ammen.«itrömen der Chinesen das 
Hongkong, wie der eiiirlisehe Kuloiiialininister Lord Ripon .sagte, 
mehr zu einem chinesisc hen, als einem englischen Gemeinwesen 
ü..t* lit. an das Vei waltnngstalcnt liülicre .Anforderungen stellt, so 
•^rlfcicht.'it es aucli in einer Ik'ziehung die Verwaltuni;-. Es erh^^ht 
'1(0 firiaii/.iclle Ijcistungsfäliigkeit der Kolonie ausseroi deutlich. Das 
Ikrgewicht der Chinesen- Bevölkerung kommt im Staatshaushalt 
Hongkongs deutlich zum Au.sdruck und zeigt hier, <lass es nicht 
aur in der Kopfzahl besteht. Im Jahre lbä2 waren unter den 
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20 gr686ten Steaerzahlem HoDgkoiigs nicht weniger als 17 Chi> 
nesen^); and im Jahre 1893 entfielen von dem auf 470 ()00 
Dollar sich belaufenden QeHamtertrSgnis der Oebftudeeteuer (13 pCt 

des trcschätzten Werten von Häusern in der Stadt "Victoria, weniger 
von ausserhalb derselben gelegenen Häusern) ^05 äfM) Dullai 
auf ('hinesen und lG4r)()(i Dollai auf die Angehörigen aller 
andere»! Nationen zusammen. Winl von di^r Geliäudesteuer 
abge.«phon, so werdon liie Einnahmen der Kolonie, die sirh im 
Jahre If^Üö auf •J4sti:^2.S Doli, beliefen, überhaupt fast ganz von 
den Chinesen aufgi braeht; da«* gilt am meisten von den mancherlei 
Iii7.onzt n, wif die Abgaben von verschieflenoii üewerbebpt riehen 
genannt werden; unter ihnen bi-achte im Jahre IH95 das Upium- 
monopol 25)5 Dollar (gegen 42s 400 Dollar im Jahre 1 889), die 
Lizenz für den Kleinverkauf von Spirituosen 65143 Dollar, dio für 
Pfnndleiher ;>iHMMi Dollar, die für Auswanderungs-Agenten 36 220 
Dollar, die für Sänften und Gefäbilie aller Art 42 308 Dollar, die für 
Dschunken 31.">34 Dollar auf. 

Der llemnziehung der Chinesen-Bevölkerung ist es in letzter 
Linie zu danken, weim Hongkong heute finaneieli selbetftndig. ist 
Ijange hat diese Selbständigkdt gefehlt In den Jahren 1845 bis 
1847 stand beispielsweise einer durohachnittlichen Jahreaansgabe 
von £ 55 862 eine durchschnittliche Jahreseinnahme von £ 27 054 
g^nüber, so daas ein )fthrlicher Fehlbetrag von etwa 600000 
Mark zu Terseichnen war. Die Kolonie bedurfte deshalb imd zwar 
ffir die ersten 20 Jahre regelmässig eines erheblichen Zuschusses 
vom Hutterlande; die vom Parlament für Hongkong bewilligte 
Jahresunterstfltzung betrug im Jahre 1840 if 25000, im Jahre 
1853 £ 9200 und in den Jahren 1857 und 1858 wiederum je 
3ß 10000. Sogar noch im Jahre 1866 Qberstiegen die Ausgaben 
die Einnahmen um imgeffibr denselben Betrag, wie 20 Jahre vor^ 
her, nftmlich um 167 877 Dollar, Das war jedoch in dieser Zeit 
zum Ausnahmofall gewurden. Im Allgemeinen war seit nf<;:iiin 
der sechziger iaine das Gleichgewiclit /.wi.sclitMi Einnahmen und 
Ausgaben erreicht woivb^i: der Voi-uisclüag für d;k- Jahr 1861 
wies Rchnn einen 11«- r^cliu^s vou fast £ 4H00 oder mehr als 
bO 000 Mk. auf. Diese Erstaikung der Uougkonger Finanzen hatte zm- 
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Folge, dass von LoikIihi aus alsbald — natürlich gegen hoftigon 
Protest der Hoiit'koiiger Einwohnei^bchaft — ein Beitrag der Kolonie 
7.U den in die i>js>liciig<' Berechnung nicht oinbezogenen Kr>st< ii fler 
militärischen Besatzung, ilio heute aus oXwa *JH(M» Mann besteht, 
und der Befostipung Hongkongs, gefordert wunln; dieser Boitrair 
wiinle zunächst im Jalu-e 1^(54 auf etwa ' - dieser Kosten, nänilicii 
auf 'inoOO = 92 01)11 Dollar festgesetzt; er ist Anfang diesf»s 
Jahrzehnts — gegen den erneuten scharfen Widerspruch der Be- 
Tdlkenmg — mi £ 400Ui> erhöht worden und beziffert sicii 
heute infolge des gesunkenen Silberkursee auf etwa der Ge- 
eamteittnahnien Hongkongs , nämlich cinschliesslieli der Ausgaben 
für das aus etwa 1 80 Köpfen bestehende Korps freiwilliger Artillerie 
f»\r47<)St)9 Sill>erdol]ar im Jahre 1897. Diese Deckung nicht nur 
der lokalen VerwaltongskoeteA der englischen Kolonie, sondern 
tnch eines betrScbtlichen Teiles der Kosten ihrer Verteidigang ist, 
vie gesagt, nur dadurch ermSgHoht, dase in so mannigfacher und 
eowgfecher Weise die grosse GhinesenbevOlkerung Hongkongs zu 
JiBiiiii«ilen Opfern herangezogen ist'). 

'] £& seien hier r.ocb einige Ziffern nii^'ert iht. um die Eutwicklunj,' 
<ter GeBamieiQoahuiea UoDgkoogs zu veransuliauliulieu. Diese betruguo : 
1S47 148800 Silbeidollar, 1892 2 215000 SttbeidoUar, 

1857 288000 „ 1894 2279 000 » 

1 134 000 „ 1895 2 486 000 „ 

1877 1 005 000 „ 1890 2G10 000 „ 

ISas 1289 000 „ 1897 3 687 000 „ 

IßSU 1 824 000 

hii Jahre 1887 uubni üoogkoug — hauptsächlich für den Bau der 
^'^iliiiteii Taaaerwerke und für umfaaaeiide asnitiiie MaBSoahmeD — die 
eiste öffBodiobe Aoleibe in H5he von £ 200000 anf; aie wurde im Jahre 
1893 Terdoppelt und betrügt seit dem Jahre 1895 341 dÖa Da sie 

vas von \ielen als ein grosser Fehler heute bekämpft wird — in Gold auf- 
g-i-U'-.mi)^n \^ord) ti ist. so vprgrüasert aioh die Zinaenlast der Kolonie mit 
j«deni Siuier des Silhcrkiii-sH.-?. 

Die gesaiiUtfu Ausgaben der Kolonie stellten tdoh in den fünf Jahren 
1893-181)7 wie folgt: 

ordentliche Ausgaben ausserordenfliobe Aasgaben 

Silbordollar J^iH.cnl.itlar 

?S'»;? 1 903 695 355 144 

IbiM 2 28H592 350 818 

18J»5 2JJ4 530 1024 812 

189Ü 2 405 399 300130 

J897 2513693 127 716 
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Die Ungleicheit in der BevölkerungBisahl, wie in der Losleii- 
voteiluttg, die zwischen der weissen und gelben BevOlkening in 
der englischen Inselkolonie besteht, hat aber nocdi eine weitere 
Bedeutung. Sie ist es in erster Linie, die die von der eiiro|>&i6chen 
Bevölkeninj^ so oft geforderte Einfühlung einer konstitutionellen 
Selbstverwaltiitip^, wie andei-e englische Kolonien sie besitzen, dauernd 
eivchwert, woau nicht gar hindert. Denn wie es unni<ii;Ii(;h ist, 
der grossen Menge der Chinesen nud ilcr klt iiit'u wechselnden 
Schar der Ausländer ein gleiches Stimm i-eclit zu t iteilen, so kann 
andei*erseits der ^/j,, der Eünnahmeii liefernde weitüberxMe^eude 
Teil der HovAlkoning bei einer solchen Kefoim iiielit wohl gänzlich 
imlieaehtet gelassen und damit der Willkür der Europäer, die 
überwiegend mit einer weitgehenden Unkenntnis des Chinesenturas 
eine grosse Abneigung gegen dasselbe verbinden , preisgegeben 
werden. Das kleine l>efestigte Eiland an der Stundung des Pcrl- 
flusses, das als Kohlenstation und Stützpunkt ftu* die englische 
KriegHniai'ine die Knösste H. deutung für den Schutz des ganzen 
aiisge<lehnten ostasiatischen Handels des Britischen Reiches besitzt, 
wird vielmehr voraussichtlich dauernd eine vom Mutterlande ab- 
hfingige Kronkolonie bleiben, deren Bevölkerung mit weniger Rechten 
sioli begnfigen muss, als sie selbst viel unbedeutendere Ko- 

Faust tjiau uur diu eigen tiicheu Kosten der Verwaltung liougkougH tus 
Attge, indem man absieht von dw Mnitiifcontribution) der Anieifae-Ver' 
zinsungf den offentUoheo Arbeiten s. w>, so gewinnt man auf Gnud der 
amtlidien Statistik die folgende Tsbelle: 





Persönliche 


Knis- 


Andere 


PsDSionen 


Summe 


Jahr 


Ansahen 


Eompcusation 


Ausüben 








Dollar 


DulUr 


DoUar 


Dollar 


Dollar 


1887 


571 767 




231 726 


40987 


844480 


1888 


mm 




311482 


48413 


937 401 


1889 


628967 




331070 


65644 


1015681 


1890 


r,78 2;j8 




305 611 


51 619 


1 035 468 


1891 


720 282 




352 170 


52 451 


1 124 903 


1892 


794 191 




383 717 


f57 0R6 


1 244 994 


1893 


728 238 




363 407 


Hü 707 


1 178 352 


1894 


742 197 


22 578 


401 790 


100077 


1266 64iJ 


1865 


724116 


119409 


409880 


112777 


1366182 


1896 


746617 


70370 


406634 


118055 


1 391 676 



Die Zunshme dieser Verwaliungskosten im Jabnehnt 1887 — 1896 be- 
trägt also G4 pCt. ; da in deninelbeu Zeitraum die Bevölkornng nnr etwa 
27 pOt.f der Wert des besteuertea Urundeigeatums nur 32 pCt angeoommeD 
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lauen, wie Malta, Cypern, Mauritius und Brititjck Uoodunis bereits 
bsotzcn. 

t> ist jedoch mit den gesciii leierten eigeuai li^eii Verlialtiiisseii 
vereinbar, dass in <leii beiden Kör]>ei-seiuifteu, in Verbindung mit 
(iMien der Gou vernein-, nacii Weisungen aus Dowiiing Street, die Ver- 
« iltun? der Kulonie zu führen liat , der Bev^^lkening eine l»o- 
scliiüükle, niemals entscheidende Mitwiikung eingoiiiumt wii-d. l'nd 
•Jas ist a»ich liereits gesichehen. im ijegislativ«- Council stehen jet/.t 
8 Beamten 0 unabhängige Laienmitgiieder gogenflber, von denen 
die Haiitlelbkainmer, sowie <iiG Friedensrichter je einen, der Gou- 
verneur vier, unter denen mindestens ein Chinese sein muss und 
g^genMärtig thatsächlich zwei Chinesen sind, zu erneuuen hat; 
und infolge der angefachten Agitation für Selbstverwaltung sind, 
dem bisherigen Braut Ii o entg^n, neumdings sogar surei I^ien- 
mitglieler auch in den Executive Council aufgenommen wocden. 
Die Apitation für weitere Verselbständigung der Verwaltung wird 
«ber damit noch nicht zum Schweigen gebracht sein; sie wird jetzt 
au der Brweiterong der Kolonie, obwohl sie in Wirklichkeit nur 
die Schwierigkeiten vefgiOesert, einen neuen Grund fOr ihren Än- 
•pnidt herleiten. Aber wenn es auch sehr zweifelhaft erscheint, 
^ sie ihr Hauptxiel einer konstitutioneUen Selbstverwaltung jmds 

^ ^) md hienuu nngüiiBtige SoblüBse für die Zukunft des FinaiueweseiiB 

der Kolouie gezogen worden. 

Von d' ii im .fiilm' ISO.' auf 1 1331MJC Dollar sich belaufenden persöu- 
lichcti uod afidureo Ausgaben der 1. und 3. Rubrik ontfieleo 



auf persönlif'he 


andere 






Auüj^abeQ 


Ausgaben 


£Ui»aji)meQ 


AUgeneiM Verwaltung 


212841 


23442 


236283 


Boriint 


32805 


165463 


198268 


Mmnk (eintchl Leooht- 


71Ö77 


25676 


97253 


türme u Obsarvatoruun) 










7612« 




78755 


Poliwi 


1572Ö6 




217452 


Gefiognisweseo 


35421 


15705 


51126 


^eniiidheitsweäeii 


85537 


72837 


158374 


FwMrioichwefteD 


13531 


3638 


17169 


rntmicht 


29968 


30172 


60140 


Kirche 




1830 


1830 


Vendiiedaiiea 


9044 


8302 


17 346 


Zusammen 


724116 


409880 


113399b 
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eri-eicht, so dürfte sie doch vielleicht die Bildung eines Munizii«!- 
mtes hewiikeii und beschleunigen. Voraussetzung dafür ist aller- 
dings, dass eine hofriodiu^.Mido (Iron/linie zwisclujii den überwiegen- 
den kölijuiali'u inul den rein lukalen Angeleg''nheiten in Hongkoni^ 
ülieihaupt sich ziehen Iflsst. lul das der Fall, sn dürft.' vielleicht 
aus dem bereits l^estelienden Bog. Sunitarv Board ein Munizipalnit 
sich ailinälig herausbilden, ahnlieh wie es in 8cliai)gliai aUä dem 
Comuiittoe of Koads and Jettios geschehen ist. 

« « 
« 

Der Entwicklung der Bevölkerung entspnioh auch die Ent- 
wicklung von Schiffahrt und Handel m Ilnngkong. Der erste grosse 
Aufschwung setzte mit der glücklichen V^erwaltung von Sir George 
Boüham (1848 — 1854) ein, in der die Zahl der die englische K(t- 
lonie regelmAasig aufsuchenden vollgetakelten Schiffe von 700 auf 
1100 stieg und ihr Tonnengehalt sich fast verdoppelte; und dieser 
Aufschwung setste sich fort in den folgenden fünf Jahren, fdr die 
angeblich die Schiffhhrtsstatistik von Hongkong eine durchschnitt- 
liche jfthrliche Zunahme von 487 Schiffen oder eine Oesamtxu* 
nähme von 251 S50 t oder von 68 pCt nachweist; Ende der fflnf« 
xiger Jahre soll 46r Gesamttonnengehalt dor in Hongkong verkeh- 
renden voUgetakelten Schiffe europftisüher Bauart 700 Ouo t 
bettagen haben*). Im folgenden Jahnsehnt verlangsamte sich auch 
hier die Entwicklung bedeutend. Im Jahre 1868 betrug der 
Tonnoigehalt aller in Hongkong einklarierten Schiffe europlüscher 
Bauart noch nicht dne Million Tons. 

Uui »lieee Zeit aber setzte wiederum ein schnelleres Teuipo 
der Entwicklung ein, das die noch vor wenigen Jahraehnten öde, 
inibekannte Felseninsel bald in die vonlereb? Reihe der gro.<sen 
M'elfliaiideLs|ilät2e rücktc. E^ wird /luiiii h>;t gefÖnlert durch die 
ErürinuMg d*s Siiezkanals, der <len Seeweg beis|>ielsweiae vmh 
Liverpool nach Ihingkong um etwa ^5 p^t., von Marseille nach 
Hongkong um etwa 4"> pCt. verringerte. Der Einthi>s des Kanals 
macht sich allerdinL's nur lanusani geltend. Auch im bew- gü« hen 
Handel ist das iieharnuigsgcs»'tz wirksam. Es hielt auch den 
Handel Hougkongs, ;sumal da man dem Kanal, von dem der be- 
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rühtiit- Iiigr»!vi(f»ur Stt pht inyon efsael hat, dass i r s^-lm*»!! /u «niier 
PffUit'austruckjicü ihjU vöisiaiiileii w Hid«'», anfangs viel Misstrauen (?Mt- 
gpgenbrachte, zunä^-hst in ungcfiilir denselben I^ahnen fo^t wie zuvor. 
Auch war die Kaiifinannseliaft in i1»t en hon Kolonie anfaiiga 
wenig fil)or die durch den Kanal geschaH^n»' Vf*rkoh»Nerleichterunp 
erfroiit; liat man doch nicht mit Unrecht g^ekiagt, dass der Aus- 
<i*>hnnng und Erleichterung des China-Handels eine Verminderung 
des Gewinns des einzelnen Kaufmanns entspreche, ein Umstand, 
unter dem Hongkong naturgem&ss mehr litt, als der einer gr<lsseren 
Ausdehnung fähige Festlandshafen Schangliai. Als dann ahcr der 
Qesamtverkehr im Suezkanal von 436 600 t im Jahi-e 187i> auf 
3 Millionen Tods im Jahre 1880 sich hob und in den nftchsten 
udertbdb Jahnehnten eich weiter verdreitidita, da hatte an 
dieser quantitativen Zunahme des Handels aneh Hongkong seinen 
TolleB Antefl. 

Dss beschleunigte Tempo' der Entwicklung des Handels der 
kteinea englische Kolonie geht sweitens znrfick auf die Yerdfftn- 
gong der eutopftischen Segelscbilfohrt durch die DampfechiflUirt in 
Ostasten, die durch nichts mehr beschleunigt und gefördert wurde, 
«Is durch den erfolgreichen Kanalbau. Allerdings hatte schon vorher die 
DampfBchiflahrt an der ostasiatischen Kfiste des Stillen OKeane sich 
eingebflrgert Schon im Jahre 1845 hatte die Peninsular and 
Oriental Stciinv Na\igation Company eine monatlich fahrende eng- 
lisiche Postdampferlinie nach Hongkong eingerichtet Ihr war auch 
noch vor Eröffnung des SuezkanaJs, im Jahi-e 1803, die ent- 
sprpchende französische Linie der Measageries Maritimes gefolgt. 
Die dritte irrosse Linie, die heut«' d-n regelmilssigen Verkihr 
iwi.-x-.hen Kuiopa und Ü»tasien verniitt.'lt, der Nonldeutwlie Lloyd, 
luit erst im Jahre 1887 seine taliiten aiifgeü«>muien. Zu diesen 
diei wichtigsten Linien, die jet/t alle in IJtügigem Verkt?hr mit 
Hongkong stoheti . gesellen sich heute noch eine Reihe weiterer 
Linien. Zunäc'hst kommt <lie japanische Dampfergesrll- 
s<}iaft NipiK'U Yusen Kaischa, deren Marseille, T-ondon und 
Antwerpen aufsuclu ndr Dampfer Hongkong ebenfalls aüe I I Tage 
auf der Hin- wie Hückfahrt l>ernhi-en; femer gesellen sich hinzu 
•1er Österreichische Lloyd und die Navic:azione Generale Italiana, 
die je einen Dampfer im Monat nach Hongkong schicken ; auch i.st 
vor gai» kunser Zeit eine alle 7 — 8 Wochen fahrende dAniache 



Uni.» eingericlilet wnnlon un<i sullte aucli di«' K<iiiigliche Nietler- 
lÄiultsche Packetfahrtgesollsohaft ihi-o Fahi-ft^n mrh Hongkong iiiul 
(JarQhcr hinaus ausdehnen ; endlicli unterhält die Hambut^-Amerika- 
Linie, die an doin ostasiatischen Po8tdainpfer-Dinn>it seit der Ein- 
richtung dor 1 4 tägigen Fahrt neben dem Norddeutschen Lloy<l 
8ic}i l>eteiligt, mit diesem ziuammeD eine besondere Frachtdampfer* 
linie nach Ostasieo. 

Ähnlich mannigfaltig ist die Verbindung UonglrongB mit 
Amerilca. Zuerst wurde im Jahre 1867 eine rogdmflfisige Dampfer- 
Verbindung xwischen der englischen Kolonie und San Fnmdsoo 
durch die von der Regierung der Vereinigten Staaten snbventionierta 
Flicifie Kail §teamship Company hergestellt) die vor den grossen 
tianskontinentalen Eisenbahnbauten in Nordamerilai den GdterverlKebr 
iwischen San Francisoo und New- York vermittelte. Ausser dieser 
Oesellsohaft , die heute in dieser ¥Vihrt mit der im Jahre 1875 
von der Union Pacific Pailroad Company gegründeten Ooddental 
and Oriental Steamship Company und mit der vor swei Jahren 
ins Leben gerufenen japanischen Toyo Kisen Kmsoiia kartelliert 
ist und zusammen mit ihnen einen ungef&hr wtichentlichen Ver- 
kehr über den StiUen Ozean nach dem genannten grossen anieri- 
kanischen Hafenplatz unterhält, fähi t im Anschluss im die anderen 
gimsen tmnskontinenlalen Ei8enl»alinliiiieii iiuch alle drei Wochen 
/,\vis< hei\ Hoiiirkoiif^ iin<l Tawma ein Dampfer der Nurtheru Pacific 
Stcanisliip Oomi»iiuy und zwischen ilongkuiig und Vancouver seit 
dem .lahre 1887 einer der Canadian Pacific Linie, s<nvn' alle vier- 
zehn T;ip> /wischen Hongkong und Seattle wit dem Jahre 1889 
fiii Dainpft r der erwähnten Nip[»on Yuseu Kaischa; «Ii'- Dt iitÄchoii 
luiheii leider auf dieser einem siclieren Aufschwune: entLfi^oiigehen- 
den asiatisch - amerikanischen Route die Konkurrenz Mshor nicht 
aufgenommen. Mit Australii ii steht Hongkong in regelmäaeiger 
Verbindung durch die Dam|)fQr der Eastern and Australian Steamship 
Navigation Company, sowie diejenigen der China Navigation Com- 
pany. Au(di mit fast allen wichtigen Hafenpl.'ttzen in Asien und 
[ndonesion ist eine regelrafiaaige Verbindung der kleinen englischen 
Kolonie durch eine Reihe von Dampfergesellschaften hergestellt 
Soweit die HafenplAtze im Süden von Hongkong in Betracht kommeDt 
wurde er hauptsachlich durch die sogenannte Holt-Linie und die 
Soottish Oriental Steamship Company vermittelt; ihre 24 Dampfer 
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kl <\(^r Norddeutsche Lloyd Ende des Jahres 1899 erworben'); 
er beabsichtigt, diese Flotte noch erheblich zu erweitem; zu diesem 
Zveck hat er bei^eits zehn Dampfer bestellt, die zum grnssten Teil 
nwh im Jahre 1900 abgeliefert worden sollen; mit dem Beginn 
«les Jahres 1901 wird der ostasiatische Küstenschiffahrtsbetrieb des 
N<ifcd<lentschen Lloyd 40 Dampfer uin&ssen; deshalb ist Tom Lloyd 
eine besondere Betriebe- und BCaschineninspektion in Hongkong ein- 
getiditel wotden. 

Endlich kommt zu den bestSndig sich mehrenden legelmSssigen 
Dimpferlinien noch ein Überaus bunter Schwärm von Dampfern der 
TeisdiiedeDsten Gesellschaften hinzu, die, wenn auch nicht regel- 
mleiig, zum Teil doch h&ußg Hongkong anlaufen. So haben sich 
insbesondere seit den siebziger Jahren die Maschen immer enger 
zoninmengezogen in jenem grossartigen Netz von Dnmpferlinien, 

') In einem Artikel, der unter der Überschrift: „Unser Handel im 
feiTiPn Osten'* die Knndo in dfr englischen Presse machte, wird mit Bezug 
auf dichea Ankauf gesagt: Dm gesamte oder doch fast der gesamte 
ausi»erurdeDtüch wertvolle Lokalbandel zwiHohen Siogapore und Hoogkoug 
iit ifamit in deutsche Bünde gelangt Die Verbindangen Englaads mit 
floD^oog werden aidi in der Folge im Wesentlichen nar noch auf die 
fimpdittien yon Enropa beecbiinken, welche indeasen für den Kustenhandel 
in jener Fahrt angesichts der höhereu Rateu für Güter und Passagiere im 
Vergleich zu den Lokaldampfern keine Bedeutung,' Ksitzen. Der Reis aus 
Siani findet im Süden von China einen slimdigeii Markt. Diese Transporte 
wenien künftig nur noch mit deutÄchou iSchilTen befördert weixlen. Der Hafen 
voQ Bangkok, in welchem der englische Handel bisher die Suprematie beäa&s, 
triid sieb nunmehr zu einem wichtigen Stützpunkt des deotschen Handels 
and der dentscheo Sohilfohrt umgestalten, dieser I^il den OesoihäftB somit 
ia Tu' Hüade einer Nation übergeheu, welche in der Baumwoll- und der 
Maaufakturwaren - Branche im Allgenit itien als einer unserer sehiti-fsten 
Konkurrenten in China auftritt. Hand in Hand damit ist aueii der l?üek- 
^ng d-s ongliseht>n fjnflusses in Siam und dem südiichou China unver- 
weidhch. Als DeutMuhUud vou KiauUscliou Ücsiiu. ergriff, erwarteten wir 
eine loa^hmei^e Eonhirrens im Norden von China, was wir aber nicht 
■nrattetstt, ist, daas sich deutsches Kapital finden würde, um durch den 
Aaftsnf en^laoher Gesellschaften unseren gesamten ITandel in Siam und 
eines Tlieiles des hiennit im Zusammenhang stellenden Handels in Hongkong 
brach zu legen. Wir lialien diese Thatsache jetzt vor Augen, ohne dass 
Wir f^ie verhindern köuuteu. ... Es wird manehf^s Jahr orfoideni. uns 
son diesem Schlag zu erholen. Eiue neue üuie la.sHt siuh nicht im iiuiid- 
«mheben einrichten, sodann würde ^ bei der Soidnunens mit dem Nord« 
deutehen Uoyd schwerlitdi auf I<rf6lg sn redmen haben. 
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»las heut^ llont^kiiiig mit Iiun(l«^ii, Antwerpen, Bii-inen, Hjuiiburg, 
Ko|M'iiliaü:< u uikI St. relor.sbuig, mit Marseille, Genua, Neap«?l, 
Triest und Odessa, mit Vanconvfr, Seattle, Tacoma und San 
Francisco, mit Tonkin, Si;nii. «It'ii Philippinen, den Stnut« Settle- 
ments, don holländischen lii><'ln, Iiidifu und Austinücii. mit Nwl- 
China, Korea, Japan und Sibirien in meist regelmdssigeu Fahrten 
■verbindet. 

So ist der Seedampfer- Verkelir in der fernen englischen Insel- 
kolonie zu erstannli» h- r Hohe angewachsen. Mehr als 3000 See- 
dampfer (1808: H338) liefen in den letzten Jahren alljährlich im 
HongkoDger Hafen ein, die einen Raumgehalt von mehr als 4 
Millionen Tons hatten (1898 einschliesslich 236 Segelechiffe 
4 871213 i). Was das bedeutet, geht daraus hervor, das« im 
Jahre 1898 8207 Seedampfer mit nmd 6^, Millionen Register- 
Tonnen Baumgehalt in Hamburg und 2317 Seedampfer mit 2 102 000 
Registei'-Tonnen Baumgehalt in Bremen einklariert wurden. 

Zu diesen Ziffern des Seedampfer-Yerkehra kommt erstens eine 
geringe Anzahl von SegelsohiiTen hinzu. Im Jahre 1896 waren es 
mxt 100 mit einem Baumgefaalt von 105 370 t; wenn im folgenden 
Jahre ihre Zahl auf 356 angewachscm ist, so erkl&rt sich das da- 
durch, dass sie Leiditerlahrzeuge und Lorchas mitiimfasst, die den 
Westflttss infolge seiner Eröffnung hinaufgesohleppt wurden, was 
auch in einer ausserordentlich geringen Zunahme des Baumgeluüte 
gegenflber dem Vorjahre zum Ausdruck kommt; im Jahre 1898 
ist ihre Anzahl wieder auf 336 zurückgegangen. 

Zweitens werden den angefflhrten Ziffern regelmäs.sig die 
Zahlen der im Nahvorkehr Ijeschäftigtcn iJauipfer hinzugezählt. 
Es fährt nämlich eine stattliche Flotte trefflich au-sgostatteter Fluss- 
dampfor zwischen Hongkong einerseits. Kanton und Makao anderer- 
seits i*egclmä.s8ig hin und her. Von ihnen wuitien im Jahi-e 1890 
1393 Eingänge mit einem Ratmigehalt von 1 081 572 t, im Jahi-e 
1897 1547 Eingänge mit einem l^aningt halt voji 1(194 077 t ver- 
zeielmet und im lalii-e 18!i8 ist infolge d^r Mehreinstelhmg ver- 
schiedener kleiner Dampfer die Zahl der Eingänge auf fast 2000 
und der Haumgehalt auf fast 1 800 000 t angewachsen. 

Endlich drittens kann der Dschunkenverkehr nicht ausser Acht 
gelassen wrj don, weim man ein ziffermässiges Bild von dem ge- 
samten Lebeu und Treiben im Hongkonger Hafen sich machen 
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will. Dil' -Statistik nntei-scheidet hier r^okalvpfkf^lir. imitT den» sio 
die Dschunken zusnnimonzufa,«isen scheint, die zwisclien voi-sohiedonen 
Plätzen der enfj;Ii8chen Insel oder zwischen dieser und Kauinn den 
Verkehr vermitteln, und Fremdverkehr, unter den ansehelnend alle 
Dschunken fallen, die zwischen der englischen Kolonie einerseits 
und China und seinen Ifaohbarländem andererseits fahren. Nach 
dieser Unterscheidung kamen Dschunken an in Hongkong: 



im Frerndverkehr 29848 1 861746 28989 1 718739 29466 ? 
im Lokalyerk ehr 5718 199768 4750 166227 4810 ? 

sosamnaen 35566 2081514 33739 1 904966 34276 ? 

Dieser Dschunkenverkehr ist zum grossen Teil gleichsam eine 
Wiederholong des Seedampferverkehr», indem die Güter, die aus 
dem Aualand auf Dampfern nach Hongkong gelangtMi, auf Dschiuiken 
Welfacb im Hinterlande der englischen Kolonie weiterverleilt und 
diejonisr<^n, die atif Dampfern ins Ausland go8(;hafft werden, auf 
Dschunken aus dem Hiateiiande zusammengehraeht wenlcn. 

Alle diese verschiedenen Zweige des SchifFsvQrkehrs zusammen 
hruigen die ( iesaiutzald der Hongkonper KiiiklarieiutitjcH auf nicht 
weniger als 40 214 Schiffe mit einem Kaumgchalt von >i 200 853 t 
im Jahre IBTh;, 3H 713 Schiffe mit ein«'m Rauragelialt \ui\ 7 !>(iS«iO(> t 
iin Jahre 1897, 39 815 Seliiffe jjiit einetn Raumgehjilt von 
.SÜ48 274 t im Jahre 1898 >j. Im täglichen Durchschnitt liefen 

*) Die entsprechenden Ziffern in früheren Jahren waren die folgenden: 



Va bat sieb also der Tounougebalt allor in Hongkong eiuliianerlL'u ächiffä 
m deu letztoo drei Jahrzehnten um l uuü 220 pCt vergrössert und die Zu- 
oabura eotfiillt fest gsns auf Schiffe enropftisober Bansrt. da der Dscbnnken- 
faaodel im Wesentlichen gleich geblieben ist, indem er — auBscbliesslich 
lokalen Nahverkehrs — im Jahre 18G7 auf 1 400 000 t. im Jahre 1897 
«nf 1 700000 t sicli bezifferte. Wenn auch der Grad des Wachstums 
von 72 i<Ot. im ersten Jahr/clmt auf 50 pCt. im xwfiton und auf 28 pCt. 
im (iritt«ü herabsHuk. so i,>t docli d^r absolut« Zuwaeli.s in dt'ti drei Zeit- 
abscbnitteu sich einigermassen gleich geblieben, indem er qui zwischen 
2100000 t im tweitea und 1600000 t im dritten Jabnehnt schwankte. 
Eine ent^recfaende weitere Znnabme kann für die Inselkotonie dank ihrer 
TDtteilhaftea Lsge mit Siohetbnt erwartet werden. 




1867 

1877 
1887 
1897 



2500000 t 

4 300000 t 

8 000<J00 t 
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also im Hongkongw Hafen in diesen diei Jahren mehr als 100 
Schiffe «n, von denen 13 — 15 auf Schiffe eorop&isdier Bauart 
entfielen. Es ist demnach nichts Ungewöhnliches, dass etwa 200 
Schiffe, darunter 26 — 30 Dampfer im Hafen der fernen englischen 
Kolonie liegen. Sir Thomas Sutherland hat sich kaum dner 
Übertreihung schuldig gemacht, wenn er in der 57. Jahresver- 
sammlung der Pentnsular and Oriental Steam Navigation Company 
von Hongkong — unter Einrechnung des Dachnnkenverbelus — 
sagte, daas es wahrscheinlich der gröaste Schiffshrtsplatz der Welt 
sei, selbst London nnd Liverpool nidit au^nommen (probably the 
largest shipping port in the world, not eveii exccptiug London or 
Liverpool). 

Schaltet man aus diesen i^rossoii Siuniiien die Dampfer und 
Diichuukcii, deren Fulirlfii auf den N;div*'i-k(dir sir:li l)es«'hr;inkt.^n, 
aus, so erhält man im Juhi-e 189ü 33 133 Schiffe mit 0 309 513 t, 
im Jahre ls!»7 32 4 H) Schiffe mit 6 088 302 t, im Jalire 1898 
33 080 Schiffe nül etwa (;7<MMH)U t Raumgehalt. Zur Ver- 
anschaulich unir dieser Ziffern sei augefühi*!, dass im Sfevrrkelir im 
Jahre lH98 in Hamburg 12 523 Schiffe mit einem Kaumceiialt 
von 7 354 118 Rog.-Tnnnon, in Bremen 4G42 Schiffe mit einem 
ßaumgohalt von 2 404 HOO Heg.-Tonnen ankamen. Andei-crseits 
ist nicht zu übersehen, dass infolge der Inselstellung der englischen 
Kolonie und der Eigenart der unentwickelten chinesischen Ver- 
hältnisse auch Hongkongs Verkehr mit dem Hinterlande, wie be- 
i-eits angedeutet wurde, zum grossen Teil in den Formen des aos- 
Iftndiechen wie heimischen Seeverkehrs» sich vollzieht, dass nicht 
nur jeder Eisenbahnverkehr, sondern jeder Landverkehr Überhauiyt 
luer fortfällt 

Die Gesamttiffer der Einklarierungen und damit auch die Ge* 
samtKiffer der Einklarientngen und der im Wesentlichen ihnen 
gleichen Ausklarierungen verteilt sich nun dem Tonnengehalt nach 
auf die verschiedenen Arten des SchifCsvericehrs, die wir in Hong> 
kong kennen gelernt haben, wie folgt: 





1896 


1897 


1898 


Seeschiffe enropAiacher Bauart 


54,25 


54,9 


56,3 


Flussdampfer 


20,75 


21,2 


20,5 


Dschunken im Femverkehr 


22,75 


21,6 


20,9 


Dschunken im Lokalvcrkehr 


2,25 


2,3 


2,3 
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Die Seeschiffe enropftisoher Bauart, dio, wie wir wisaeD, mit 
venchwiiulendcn Ausnahmen Dampfer sind, verteilen sich bei den 
finllaifeningen — und dementspradiend bei den AuaUarierungeu 
— viederum auf 

1896 1897 1898 

t pGt t pCt t pCt 
englische 2 700 974 60 2 439074 56 2 597 342 54 

nicht-englische 1 786 795 40 1 930 489 44 2 273 871 46 

Ein für die nicht-engliscliG Scliiffalirt noch irünstigeres Er- 
gebnis erhält man, wenn mau nicht die Faiirteu, sondern die ein- 
zelnen Fahrzeuge, die sie ausführen, statistisch ins Auge fasst. 
Die aagef&hrten EiuJdariernngasitfem beziehen Bich niUnlich auf 

1896 1897 1898 

Zahl pOt Zahl pCt Zahl pCt 

cngKache Schiffe 325 56 320 54 239 43 

nichtpengliache Schiffe 254 44 273 46 317 57 

Danadi ist also im Hongkonger Hafenverkehr die englische 
Seeschiffahrt von der nicht-englischen Seeschiffehrt dem Tonnen- 

gehaJt nach fast eingeholt, der Zahl der Fahrzeuge nach bereits 
füierhuU worden. Ks hat den Anschein, als hätte das englische 
Cbergewicht in der Seeschiffahrt, wie in anderen Teilen der Erde, 
80 auch in dieser engKschen Kolonie den Höhepunkt erreicht. Tn 
den Jahren von 1892-'18!>8 haben unter den Hongkong an- 
laufenden SeeschitTen die englischen sich um 41 vermindeil, die 
nicht-englischen dtOgegen um 1 1 7 vermehrt, was dort einer Ab- 
nahme von M pH., liier einer Zunahme von oS pCt. entspricht. 
Ha«? Jahr is'is weist im Titnnengehait der eiiiklarierton SeesehifTe 
dem Jahre 1896 gegenüber eine Zunahme von 20 pCt. auf nicht- 
englischer Tuid eine Abnahme auf englischer Seite auf. Alles deutet 
darauf hin, dass diese * En twi-kelung im fernen Osten nicht nur 
anhalten, sondern wahrschtunlich sich noch beschlotmigen winl. 
lüsl^esondere der erwähnte kürzlielie deutsche Ankauf der beiden 
englischen Dampferlinien, sowie die am 1. Oktober 1898 eingetretene 
Verdoppelung der Fahrten der Beichspostdampfer werden bald in 
dieser Riefatnng die Zilfem der Schifiahrtstatistik beeinflussen. 

Die Englftnder suchen begreiflicherweise diese Thatsachen und 
fiitwicktlnngstendenzen zu verhflilen und sie thun das erfolgreich 

24* 
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auf die einbche Wmse, dasa sie den englischeii Anteil nicht an 
den Hongkong anfauchenden SeeadufTen, aondern an den in Hongkong 
ankommenden Dampfeni oder Schiffen eoropAiacher Bauart berechnen^}. 
Da diese Zahl die auf den kurzen halbtägigen Fahrten zwischen 
Hongkong und Kanton, sowie Hongkong und Makao beschäftigten 
Fluesdampfer, die faai sftmttich unter englischer Flagge stehen, 
umfasst, 80 wird hierdurch der englische Anteil ausserordentlich 
in die Hohe geschraubt, fOr das Jahr 1896 auf 60,8 pCt, fQr das 
Jahr 1897 auf 68,25 pCt, fOr das Jahr 1898 auf 65,7 pCt 
Hiemach eigiebt sich audi fQr das Jahr 1898 gegenüber dem 
Vorjahre eine Zunahme der englischen Schilfe um 673, sowie dem 
Rannigehalt nach um 43« 882 t. 

Eine solche Einrechnung der Flussdampfschiffahrt verzerrt das 
tbataftßbliche Bild nicht nur darum voUstAodig, weil sie Summen 
aus ganz imgleichartigen Grossen gewinnen lässt, sondern auch 
darum, weil die Flussdampfer natfulicii weitrtbcrwiegend in <ler 
engli8(*hen Kolonie registriert sind') und die englische Flagge 
führen, deshalb aber nicht auch dem Kapital nach englisch su sein 
brauchen. In der einen Oesellachaft z. B., der früher erwähnten 
Hongkong, Canton and Macao Steamahip Co., deren Kapital 1 200 000 
Dollar betiügt, setzt sich der Yoratand aus zwei Deutschen, zwei 
EnglAndem nnd einem Portugiesen zusammen. 

Sehen wir aurh weiter von den Flussdampfci ii ab, so veiteilen 
sich im Einzolnen die Sf>csehiffo europäischer Bauart atif die ver- 
sc^hiedciioii Nationen im .luhie 189H wie folgt (die eingeklammerten 
Zahlen sind die entsprechenden Zalüeu flu- das Jalur 1897): 



Ks können daher regelmässig für früboro Zeiten nur dic<?e Znlil'Mi 
gegübeu wei-den. Der TonntfngehaU all» r in Hongkong einlaufenden »ScUilTe 
europäischer Bauart betrug m ruiiUon Zahn'u: ^ 



Alm ist in den latzten 30 Jahren fast eine Terseohsficihong eingetreten. 

^ Im Dezember 1807 waren in Hongkong registriert: 
25 Segelschiffe mit einem Raiungebalt von 6 44 1 t 



18Ü7 
1877 
1887 
1897 



1 100000 t 
2400000 t 
4600000 t 
6200000 t. 



38 Dampfer 



*» 



n 



n 



20 705 t. 
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Schiffe Fahrten Register-Tons 

Ansahl pCt. Anzahl pCU Ansah! pCt 

imOanwQ 556(592)100 3564(3427)100 4871213(4309563)100 

dATOi britisobe 239(320) 43 1605(1845) 51 2597342(2439074) 53 

., deniadie 97 (89) 17 746 (682) 21 898012 (818655) 18 

„ in[>aDische 60 (51) U 240 (152) 7 502618 (299658) 10 

„ nordamerikan. 43 (34) Ö 69 (114) 2 84020 (7r>867) 2 

„ oomegmche 39 (28) 5 207 (142) 6 190011 (144175) 4 

„ cliiD«Bi8ehe 21 (14) 4 211 (198) 6 262613 (255619) 5 

^ &aDz8«sebe 21 (20) 4 158 (145) 5 176841 (170782) 3 

Danach strht die deutsche Fla^'^qf mit einem Anteil von 17 
h\s 22 pCt. an dfin gesainten Hongkunger Verkehr in Seeschiffen 
mimpftischer Bauart «alleulii»gvS weit zurfick hinter der cni^lisrhen, 
auf die uii^efiUir eine Hälfte dieses Verkelus entfällt; U<K'h koiumt 
sie au z: weiter Steile und lässt alle anderen weit hinter sich 
zurück, indem sie nach Anzalil der Fahrten, sowie nach Tonnen- 
gehait all''ii amloron nicht-enplischen NationcMi mit Ausnahme der 
Japaner zusammen gleich kommt. Bis vor kurzem war dieser Vor- 
spning der deutschen Schiffe vor nllrn anderen nicht-englischen 
Schiffon .so^r noch ^Mö^sor; im Jahre 1896 macliten nämlich die 
Fabrieu deuteclier Sciiiffe in Hongkong 33 pCt. mehr aus, aig die 
aller anderen nicht-englisclteu Schiffe xusammen. Die Verringerung 
dieses Voreprungs in den letzten zwei Jahreti i-^t zurückzuführen 
erstens auf den spanisch-amenkanisohen Kri^, der in dem den 
Philippinen nahe gelegenen ens^iachen Hafen so viele nozdamerika- 
oiacbe Schiffe einlaufen liess, daes sie sich von 8 Schiffen in 14 
Fabten'mit 37 445 Register-Tons im Jahre 1896 auf 43 Schiffe 
in 69 Fahrten mit 84026 Register-Tons im Jahre 1698 hoben, 
and zweitens auf den etwas ungesunden, im Wesentlichen durch 
hohe Staatssubventionen enidten Aufechwung der Japanischen Schiff» 
hkit Es ist zu erwarten, dass der frühere Vorsprung der deut* 
Strien Flagge bald zum mindesten wieder erreicht wird, weil bei 
den Schiffen der beiden angeftlhrten Nationen in den nidisten 
Jahren ein Rttckscfalag wahrscheinlicher ist als ein Fortschritt, bei 
den deutschen Schiffen dagegen aus den angeführton GrOnden ein 
Aubchwung mit Sicherheit sich anbahnt. 

r>ai> ist umso erfreuUrher. nh dit- deutsche Fla^:^•■ im Hong- 
konger Schiffsverkehr zwar in den It tzten Jahren ihre zweite Stelle 
behauptet hat, aber doch eine lebliaftere Entwicklung venuissen 
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liess. Ällerding^s zeigt sie nicht ganz den Stillstand, den die eng- 
lisclie Seescliiffahrt in den letzten Jahren im Wesentlielien aufweist; 
diese ist von 298 Schiffen in 180G Fahrtoa mit 2 GOH 438 Register- 
tonnen im Jahre 1896 auf 239 Schiffe in 1805 Führten mit 
2 597 342 Registertonnen gesunken. Aber der Schiffszahl nach 
zeigt auch die deutsche Seeschiffahrt, die im Jahre 1892 wie audi 
uoch im Jahre 1896, mit 77 DaropferD am Seehaiidel HoDgkimgB 
beteiligt war, kein betritebtlichea Wachatnm; nur im Ranngefaait 
hat sie nicht nnbedeutend zugenommen, nSmlich von rund 635000 t 
im Jahre 1892 auf 847000 t im Jahre 1896 und rund 900000 t 
im Jahre 1898 oder um mehr als 40pCt in eecha Jahron sich 
gehoben. Die betrjichtlichen Fortscshritte, die von der nicht*eng- 
Hachen Seeschiffolirt, wie wir gesehen haben, in den letzten Jahren 
gemacht worden sind, sind denn auch mehr, als auf deutsche 
Rechnung, auf Rechnung der japanischen, norwegischen und 
chinesischen Dampfschiffahrt zu setzen. Auf diese drei Flaggen 
entfiden von der Oesamtiunahme von 117 nicht-englischen See* 
sdiiffen europiUscher Bauart in den Jahren 1892 — 1898 nicht 
weniger als 69. Im Jahre 1892 nahmen 7 japanische Dampfer in 
36 Fahrten, im Jahre 1898 60 japanische Dampfer in 240 Fahrten, 
im Jahre 1892 13 norwegisclie Dampfer in 29 Fahrten, im Jahre 
1898 39 nor\\'egische Seeschiffe in 207 Fahrten, im Jalue 1892 
16 chinesische Dampfer in 2'i9 Fahrten, iiu Jahre 1898 21 
chinesische Dampfer in 211 Fahrten am Handel Hongkon^^s Un\. 
Trotz dieses bedeulonden dreifachen Aufschwungs darf man lioffeii, • 
(lass e« der deutschen Hlit iloroi gelingen wird, elteiisn w'w dein 
inächtigcn ••n^li.schen Rivalen gegfiinltoc, so auch diof^en kleinoren 
KonkurrenltMi gogenflber, die vielfacli dtx^Ji den Gi-enzen ihrer 
Leistungpfiihij^^keit nahe gerückt zu sein scheintMu ihre Stellung in 
Zukunft nicht nur absolut, sondern auch relativ zu behaupten und 
nicht niu' zu behaupten, sondern zu verbessern. 

Endlich Ifisst sich in dem Seeschiffahrtsverkehr Hongkongs 
ausser nach den Flaggen auch noch nach den Herkunfts- und Be- 
stimmungsländern der Schiffe eine Unterscheidung machen. Unter 
diesem Gesichtspunkt eigiebt sieh die folgende Zusammenstelluog'): 



*) Die Zahlen für das Jahr 1896 sind mir für diebe Zusainmenstellnng 
noch nicht zu^^gUch. . 
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1806 1807 
aiikoiiiDiondo ablobroudo «ukMiDUionile abtabrenJ^ 
ScUffe Solilfto SebiCb SeUffe 

Suhl t ZRhl t Zuhl i Ztlil t 

I. Gruppe 



tiro^britauoien 


165 


362906 


52 


131294 


151 


301178 87 


233005 


Earopgi8Gb.Fest1aDd 105 


252773 


71 


169090 


120 


201515 93 


230096 


Yweinvte Staftten 


91 


200730 


107 


214830 


120 


259380 109 


224945 


Kanada 


IB 


51037 


19 


52212 


14 


40910 23 


57802 


Hawn 


7 


G194 


2 


962 


2 


2117 1 


1575 


Südamerika 


l 


794 


1 


981 


2 


1786 4 


4309 


All 

Karstadt 


2 


2508 


1 


1486 




2 


24U8 




2 


2031 


1 


1015 


9 


10173 0 


1575 


tosanimdo 


301 


678973 


254 


571860 


418 


957058 325 


76U03 


II. Oruppe 
















Japan 


401 


754388 


308 


57396Ö 


40ä 


740038 370 


663370 


Indien und Stiait 
















Settleineotfi 


253 


3Ö5193 


292 


530638 


193 


312270 178 


311150 


hm vti lodooetiien 


7Ü 


94875 


13 


17752 


85 


109318 27 


36848 


Aostnlwi und Nen- 
















Sedand 


45 


5811? 


42 


61341 


55 


85145 51 


79917 


Xord- u. Süd-Piaoifi 


c 4 


1349 


ü 


1818 


3 


725 3 


911 


Kiuaach'Asieii 


1 


2582 


8 


6687 


2 


3646 8 


10175 


iQsammea 


774 1296505 


667 


1192101 


743 1247043 637 1102371 


m. Gruppe 
















GhiM o. Formott 1350 1572589 1699 206664S 


1622 1510224 1764 1868879 


Haioan a. Tonkin 


220 


171280 


241 


181920 


318 


221084 333 


239240 


üodunditoa 


227 


255903 


224 


248501 


145 


156322 150 


180953 


Siam 


ISi* 


197471 


90 


1018O7 


144 


147190 77 


*^4554 


rhilippitiüii 


] 05 


94737 


79 


821 7(i 


113 


10«>431 lOS) 


1 1 1487 


Nord Borueo 


■ J J 


19775 


20 


17547 


17 


187Ü6 17 


18275 


Makao 


1 


528 


2 


1111 


7 


5437 4 


3453 


zusammen 2120 231228Ü 


23til 


2719704 


2200 


2105453 2400 2500841 


«irupf. I III. 8-285 44Ö7767 3282 34836U5 


3427 43(59554 3422 4370:? 15 


Auü üiesen Zahlen geht hervor, dass 


der 


Seeschiffs - Verkehr 



der dritten Orupi>e, die China und seine nftchslen Nachbargebiete 
ointet, den der beiden anderen Gruppen susammen übertrifft und 
dasB von diesen wiederum die zweite Gruppe der Hongkong näher 
gelegenen fremden Länder di^ erete, die haupteflchlich aus Europa 
«od Amerika gebildet yrard, nicht unbeträchtlich hinter aich ziirfiok- 
Unt. Nehmen wir zur dritten Gnippe nodi Japan hinzu, so be- 
Haft sich im Jahre 1897 der Verkehr Chinas mit Europa der 
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Schiffszahi nach auf '/jj' Haunigt'hult nach auf etwas ül.>er ' ,■ 
und der mit Amerika in der ersten Hinsicht auf Vjo» zweiten 
Hinsiciht auf etwa des ehinesii^chen Vcrke]n*s mit den Nachliar- 
gebioten. Der Verkelir mit Orossbritannien, mit dem übrigen Eu- 
rojta nnd mit den Yereiiugten Staaten ist ziffermässig von einander 
niciit sehr vewhieden ; Grossbritannien l)ehauptet noch einen kleinen 
VorBpnmg und dem Raumgehalt nach ist das übrige Europa der 
nordamerikanigchen Bepublüc, der Sdiiffszahl nach diese jenem 
fibeii^gen. 

* 

Die Schiffahrts-StatiBtik hat für Hongkong eine beeondere Be- 
deutung, weil es ein Freihafen ist. In Ermangelung eines Zolles 
giebt es dort keine QHter-Statistik. Diese Lücke maöht sich nicht 
nur bei einem Yersnche, den Hiandel Hongkongs in seiner Bedeu- 
tung SU erfassen, empfindlich geltend, sie stOrt auch vidfiich veitere 
handelssfatistische Untersuchungen. Insbeeondere vird die aor^ 
fWtige Statistik der chinesischen SeesollbehOrde durchlöchert Der 
Handel der chinesischen YertragshSfen mit der kleinen englischen 
Kolonie beträgt nAmlich in der Einfuhr wie Aurfuhr etwa 46 pCt. 
Für fest die HAlfte des statistisch kontrollierten chinesischen Auserai- 
handels fällt also die Angabe des eigentlichen Herkiinfts- und Be- 
stimm ungaortee fort imd wird- ersetst durdi die Angabe eines 
Hafenss, der fast ausschliessUch als Durchfuhrplatz in Betracht 
kommt. Diesen Missstand liebt man in der englischen Statistik 
sieh insofern zu Nutzen zu inaclien. dass man ohne ökru|jel den 
ganz II Handel Chinas mit Hongkong unter dem Vorwand, dass es 
sich ja um ileii Handel mit einer englischen Kolonie handelt, dem 
englischen Handel zuzälüt. 

Der Mangel einer Hf>nq-konj2:er Handels- Statistik stellt sich 
dem StrebetT , in die ostasiatiscluMi Verhältnisse ein<^n genauer»»n 
ziffermässigen Einblick zu gewinnen . so vieifjich iiinderlieh ent- 
gegen, dass CS begreiflich ist, dass der Versuch gemarlit worden 
ist, die Lücke wenigstens einigermassen auszufüllen. Das ist zuerst 
im Jahre 1893 im Anschluss an die betrachtete Schiffahrts-Statistik 
geschehen. Der Hongkonger Haieiun^ister knüpft bei diesem Ver> 
such an zweierlei an. Erstens hat er nach der Uerobant Shipping 
Ordinance aus dem Jahre 1891 die Befugnis, von jedem ein- imd 
atisgehenden Schiffe die Abschrift eines Manifestes zu verlangen, 
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auf dem die Ladung nach gewissen al li^e meinen Gesichtspunkte u ange- 
geben ist. Zweitens ist es bei den ScluflNigenten üblich, für die Schiffe, 
im die sie thätig sind, regelmässig Übersichten üb« r die ^elßschten 
und geladenen Gütermengen zu führen. Im Ansclduss liioraii ge- 
lang es dem UafeunieiKt-M- dnrchziisotzen , dass ihm v(»n den Post' 
dampf erliiiien und Flusotlampk igestiilschaften die Am^aljen über die 
von ihnen gelöschten und geladenen Waren in monatlichen Aus- 
\vei>eii beivitwilligst /.usimmengestellt wunlen; es Mieb daher nur 
übrig, von den nicht in regelmässiger, sondern in „wilder* Fahrt 
beschäftigten sog. „tramps" und „coasters" entaprechende Angaljen 
SU besehaf leu ^ was allerdings jedesmal nur im Einzeliall bei der 
Ankunft und Abfahrt mfiglicb ist. 

• Da man annehmen kann, dass von seltenen Ausnahme^w 
abgeaehen, absichtlich falsche Angaben nicht gemacht werden, so 
geht es unzweifelhaft — wie auch allgemein jetst anerkannt zu 
«eiden scheint — zu weit, der auf den angegebenen 'Grundlagen 
Tflm Hafsnmeister au^estellten Statistik des Hongkonger Waren- 
▼eikehn jeden Wert abzusprechen. Die Handelskammer der Ko- 
loDie hatte das vor wenigen Jahren gethan. Das scharfe Urtdl der 
EtufnumnHchaft dürfte aber in Nfltzlichkeit^rAnden sdne Erklärung 
llodeo; es dürfte insbesondere darauf znrQokgehen, dass der aussehe 
Rohlfen wesentlich mit infolge des Mangels jeglioher Kontrolle 
des Qfltenrerkehis zum Stapclplati fdr viele nach den mit Zoll 
ond Zollstatistik ausgestatteten chinesischen Yertragshftfen bestimmte 
Waren geworden ist und dass dadurch dem chinesischen Kiiu&nann 
der Oberbliok Ober das In Ostasien vorhandene Warenangebot und 
damit der beliebte Versuch eines Preisdnicks wegen ,.ül>erimport8" 
erschwert wird. Die hauiits^chlieh auf diesem nielit gcinz unbe- 
nx-htigten Grund zurückgehende ablehnende Haltung der auslän- 
'IjÄtiien Kaufmannschaft hat im September 1893 au( Ii den englischen 
Kolnnialininister veranlasst, von dem Tlane, beineraeit» eino voll- 
st^indiu^' Ein- und Aut>lulir-h>tatistik in Hongkong durchzufühi'en) 
abxusehrn V). 

Trotz des Widerstandes ist die Statistik des Hafennmisters in 
Hongkong unter mancherlei kleinen Vertie4>6erungen bis heute durch- 
geführt worden. Da man sachlich wird anerkennen müssen, dass 

V Anoual Re|K>rt of the Hongkong Oeoeral Chamber of Commerce for 
tlM year 1803, S. 75. 



— 378 — 

sie in ihiv-n nllpenwiticn Ziffern dn zioinlirli lichtiges BiJd e« lipfcni 
geeignet ist , muss auch hier voa liiron Uauptorgcbnif^Hpn . in £i-- 
mangelrmp von etwa« Ik^sserem, Kenntnis genommen \\enl.»D. 

NacU dieser Statistik betmgen in den seclis Jalacii 1893 — 
1808, unter Beschränkung auf SceschifiFe europäischer Bauart 

EiiiuahiDP VerhKItDis 

ElnMr Avifiibr ^ TT, DnrcUKlIr nniunM ^fSÜ^' J^"»'^ 
kohloii |(oh«lt 

l t t l t i pOt 

1893 2717010 1 18.') 155 38ÜG01 1335'ifll 51»24930 7320753 81 

18d4 2ti2501U 1504810 3332Ö1 14t>9844 5&33515 7 mUb^ 82 

1895 2700954 1551181 806060 1 623883 0302681 8211498 77 

1806 2637522 1519705 391976 1845400 0394603 8971432 71 

1897 i?f>riH458 2012(571 422257 1852462 (i 883 848 8 7:{0S7S 79 

1898 32Ü3720 2110067 407 729 2020322 7821838 ;)718f;iiS 80» 
Während nach diesen Ziffern eine stetige Zuualituü von etwa 

Iii) pCt. im Durehfuhrhandel, von etwa 4U pCU im Äusfulirhandel 
und Von etwa 20 pCt im SchiffsboUengeschAit «ich in den letztai 
flechs Jahren ergiebt, ist bei dem Einfohrhandet bis txm Jahre 1897 
ein Rücksdiritt zn benia'k<m. Dieser Rflcksohritt bernbta jedoch 
im Wesentlichen auf der vom ErnteausMl in erster linie abhängigen 
Reiseinfnhrj die im Jahre 1897 nur mit 361 130 t beuffert worden 
ist gegenfiber einem 1>urclisc*'hnitt von 7rir)S7 t in .Lmi vorauf- 
gegangenen vier Jahren. Wird dieeer vielfach eigenartige Zweig 
des Einfuhrliandels in Abzug gebraclit, so rrp-iebt sich a\K'h für 
die Einfuhr in den .lahren IsO'i 1><1t7 pum- Ziimihme von nngcfflhr 
10 pCt.; uikI im Jahre 180n liat die Einfuhr vhu'u- .soli-lieii jilötz- 
Hellen Aufschwung genommen, dass sich in dem ganzen öoehbjährigcn 
Zeiti-aum auch für sie eine Zunalime von fast 20 pCt. herausstellt, 
Die angefahrten ISn- and A«Bftthraffem vertätei M aach 
der Flagge der Schiffe in den genannten sechs Jahren in der 
Eiofahr Aaafnbr 





auf engÜRC^he 


auf andere 


auf englische 


auf auderc 




Seeschiffe 


8tiet>ühiffü 


Soescbiffti 


Seeschiffo 




t 


t 


t 


t 


1803 


1 609 760 


1 048150 


852 151 


633004 


1894 


1 679 945 


945 665 


909356 


595 454 


1895 


1821038 


039 91« 


991 477 


.'..jO 707 


189G 


1 tii!4 38:$ 


1 033 139 


864 733 


654 972 


1S*)7 


1 :?74 J>ü5 


1 '2-n in 3 


1 0(54 339 


94S332 


1808 


1 779 075 


1 444 U4ä 


1 071 102 


1 038 905 
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Durchfuhr Kohltiu-Eiutiahiiit! 

auf englisch« mt andoze auf endisobe anf andere 
SoflBdiiffe Beeaebiffe Seaaebiffe SeeNcbiffe 

t t t ' t 

\m Sül27:i 473 991 235 624 150 977 

im 939 569 53U27ri 194 313 138 938 

IS9Ö 11564e4 467 419 822 336 143 724 

1896 1259933 £»65 467 230 185 161791 

1897 1115 706 736 756 237 500 184 757 
1896 1189460 830862 255 017 212 712 

Audi nach dieser Tabelle zagE eich die Tendens der Eiit< 
irickeliiQg den BnglSiiderii nicht i^Qn^g* In der Einfuhr steht einer 
kium nennenswertoi Zunahme auf englischer Seite eine sdche von 
fast 40 pCt auf nicht^nglischer Seite gegennher, in der Ausfuhr 
einem Zuwachs von 26 pCt. dort ein solcher von 64 pCt. liier, 
in der Durchfuhr einfm Znwat^hs von !'x pCt. dort ein solcher 
von 55 pCt. hier und in der Kohlen -Einnahino eiiK in Zuwjirhs 
von 10 pCt. dort ein vierfach so grosser Zuv-adis hior. Im Jahre 
jsf»K entÜeJen auf englische Schiffe in der Einfuhr Hongkongs 
'•') pCt, in der Ausfuhr ungeAhr 50 pCt. in der Durchfuhr fast 
i>(X, in der Kofalen-Einnahnie fast 55 pCt Die Ausnutzung 
des Laderaums soU bd den nicht-engliscbeii Schiffen regelmAsstg 
gfiastiger ab hei den englischen sein. Dss Verhiltnis der Ladung 
iBBi Raumgehalt ist in den fDnf Jahren 1893 — 1897 bei den 
eegUachen Sdiiffen von 79,9 pCt auf 77,7 pCt, bei den anderen 
»OB 82,2 pCt auf 80,2 pCt herabgesunken. Es wird, was Rauni- 
aiunntsnng anlangt, behauptet, dass die iiicht-eoglischen Schiffe 
insbesondere in der Ausfuhr günstiger gestellt Kind, die englisr^hen 
(Li^Tpf^en dadurch einen Vor-foil hal)on, djiss sie am Durchfuhrhandel 
einen verJiältnisiiiä.ssii,' t^rohsen Anteil nehmen. 

Endlieh m aiu li. wie bei der Schiffahrts-Statistik, eine Uiitt r- 
Hüeidung der Wai>:>n nach den Herkunft«- und lie^stiinmungs- 
lindem der sie verf nicht enden Schiffe gemacht worden. Die be- 
treffenden Zahlen ÄoUeii liier für die Jahre 1896 und 1897 nicht 
aar fQr din drei Onippen des SeeschifbveilcehrB, sondern auch fOr 
die des Flnssdampferverkehrs, sowie des DschunkenverkehrB, soweit 
dieser nicht von blas loicaler Bedeutung ist, angefQhrt weiden. 
Saeh diesem Gesichtspunkt verteilt sich auf 
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Wenn diese Zahlen einpii klf»iiir>n Einblick in «lio T^ldiaftifrkeit 
umi Mannigfaltigkeit des Oiit» rvcrkrlirs, ilr»««;*»!! ili<> kl<'inp pnplis-oho 
Kolonie sich zti erfreuen hat. zu fj;chüu vermögen, so ^'chiai zur 
Vervolistäutligiing dieseK iJilile.-^ iiuuii ein SeitonMic-k auf den Pcr- 
souenverkehr. Früh hat sich Hongkong zum liaupteficliücheu Ein- 
tiDd AwadilfRiogsluifeii fClr Alle entwickelt, die SOdcbina verkäsen 
oder erreichen woßten. Die europliscben und amerilcaniBehen Bei' 
senden binnen oder beenden seit Jalinebnten hier xum grossen 
Teil ihre Seefahrt Auch der eigenartigen und bedeutungsvollen 
diiiienscben Auswanderaog dient Hongkong von jeher als wichtiger 
Mittelpunkt. In tlifsrr Beziehung spielte es allenlings frilher eine 
weit gri>sser»' Rolle als jetzt. Als die Auswanderung begann, 
mnnnpr,lisif>i-te es fa'^t djis einträgliche Vom liifTung-siroschäft. Schon 
im Jaiire 1852 sollen die kleine englisc he Insel für San Francisco 
nidit weniger als 30 000 Chines.'ii veihiAsien luil«jn, diu allein an 
rf.erfahrtsigeld andcrtliall» Millicmen Dollar einbra(;hten. Mit Endo 
der fünfziger Jahre ging aber daa Auswanderungsgeschäft , insbe- 
«nuleie soweit es in den schmachvollen Formen des Kulibandels 
sich roüaog, sum grOssten Teil wie wir bereits sahen — auf 
Htbo aber; auch das kleine Whampoa oberhalb Hongkongs im 
Wesüliissdelfa hatte xeitweise als Auswandeningshalen Bedeutung; 
und oenordings sind die chinesischen VertrsgdiAfen Amoy und 
Swatau, die inmitten jener Gebiete liegen, deren arme, doch kräf- 
tige BevClkerung die besten Plantagenarboiter liefern, zum Mittel- 
pnnkf der Chinesen - Auswanderung im sOdlichen rhina gewortlen. 
l nd da die Answanderung- von Amny aus zum grossen Tnil 
in ganzen Schiffslailungeii erfolgte, der ausgewanderte Chinese, der 
mit seinen Eisj^ruis^en in die Heimat zuriicJikehreji will, stets auf 
die regelmässigen, Hongkong aufsuchenden Dampfer angewiesen ist, 
M» koaunen heute in der engÜiechiMi Kolonie auf Seeschiffen mehr 
Chinesen an, als von dort an! Seeschiffen fortgehen. Beispielsweise 

wanderten ans 

auf eo^iaaben Sobiffoo auf aicht-engljflebm Schiffen »uammen 

1896 53 376 13 446 66 822 

1897 60 317 12 514 62 831 

wanderten ein 

1896 80 210 30 258 119 468 

1897 91 056 24 151 115 207 
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Im Jaliiv ISSiti vi iieiltc sich tliese Ein- und Auswanderung 
auf die folgeuden lünder: 

Auswanderer Kili-kwaiulerer 

Strdt SeUtomenta 50784 108 210 

nordamertkaniache Hftfen 4 751 6002 

kanadiacfae WUen 5 050 2 887 

Bawai 5 345 813 

Hauritiua 936 448 

australisehe HUen — 1 431 

Sumatm — 616 

Siam — 3 989 

Peru — 122 



znsamnieD 66 822 119 468 

EinschUeaslich dieaer chinemaehen Auswanderung und iluer 
Rflckströmutig betrug der gesamte PereonenverI[ehr in Hongkong 
im Jahre ISOG: 



t. im PVrn verkehr: 


Ankommende 


Abreisende 


auf eugliselien Seeschiffen 


145 871 


147 r.70 


auf iii('ht-enfrli8cheu Seeschiffen 


71 987 


Ii') 9S4 


Ulli FiitHi^dainpfern 


520 8(»n 


501 2o:. 


auf Dschuiikeu 


102 :U9 


KU 757 


zusammen 


841 Ol« 


HlG r)l«i 


2. im lokiiloii Nahverkehr: 


2 09H 094 


2 103 605 



Aufh (lirso Zahlon iibor den Pemonenvoikflir tra^üii ilazu bot. 
das Bikl von der Ixibluiltigkoit doH ilandelä der klt iiicn englischen 
Inaelkolonie vollständiger und anschaulicher zu machen. 



Die bisher angefQhrten Zahlen der vom Hafenrndster in 
Hongkong aufgestellten QQterstatistik beziehen sidi nur anf Gewichts* 
mengen. Einmi eigentlichen Vogleich gestatten jedodi mir Wert- 
angaben. Sie giebt es in Btatistisch zuverlSaaiger Form für Heng* 
kong nicht. Nur Schätzungen liegisn vor; so ist der Hand»d 
Hongkongs im Jahre 1870 anf 240 MiHionen Mark peschätzt 
woitlen; im Jahre 1893 wnnlp ei auf mein- als das I)rf'ifa-'lH\ 
etwa 800 Millionen Mark, von den Kauflout.n der engli.M;h«?u 
Kolonie beziffert; nach einer neuen „offiziellen Sehätzung'* soll die 



Lyiyui^üd by Google 



II tr i. Ivlhätigkeit Hongkonpj heute einen Wert von ."iiXuMKloo 
Ftit. St. Oller von ofwn einer Millianle M;irk jttlirlieli Tiher- 
steipn^l TMo<o i,'c waltigen ZaliltM» sclieiuea au'*li den f^;ttiz«!n 
Hanl"! zu iiiiifa-s<Mi. der nur auf Rec-hiiung Hongkoiiger Kadfleiite 
geht, nu llt ancli im Hafen der englischen Kolouiü umgeladen wird. 
$idit man von ihm ab, so ist Uongkongä Handel neuerdings auf 
20000 000 m St oder runa 400000 000 Mark bexiffert 
worden^ und von anderer Seite wurde die eigentliche ESn- 
fahr auf 4000000 Pfd. St. oder nmd 80000 000 Uark, die 
dgentliebe Ausfuhr auf 2000000 Pfd. St oder nmd 40000000 
Mufc geechfttzt'). Weitere Spoziali»ieriiugeu fehlen. 

Eue gewi.sÄe Ergänzung in dieser Beziehung Inotet jetloeh die 
Ein- und Aunfuhr-Statistik der Lilnder. mit denen die englische 
Kolonie iti Ilandelsvi^rkelir steht. .\hpv nueh versagt off vr>|li«r. 
indem si*' die Zahh n fnr IhnmkutiL: in il<'iii'ii fiir China aufgehen 
läfes^l. wie «'S z. Ii. in JJeiits' lilaiid iiislHT d«'i- Kall war. 

Am wiciitigütcu ist iiattiilich da» grosse l^and, zu dem die 
englische Inselkelonie gleichflam eine voigescholiene Vorposten- 
Stellung Annimmt Welche grosse KoUe Hongkraig in der Statistik 
der chineeiach^ Vertrsgehafen spielt, haben wir bereits kmz ge- 
sehen. Hier mBgen noch einige Zahlen snr genaueren Ymmeehaii- 
liehung der Bedeutung dieses chinesisclien Handels mit der eng- 
lischen Kolonie, soweit er sich Solnffe europäischer ßauail IxKlient, 
angefOhrt werden. Es betrug in den chinesischen Vertragshäfen 
iti Haikwan Taris. «He im Tahiv 1888 etwa ö Mark, im Jahre 1897 
nur etwa 3 Mark wert waivn: 

Chiiiati Kiufuhr Chinas .Ausfuhr 

au& Hoagkoug nach Ilotigkouj; 



1888 60 841 000 33 552 000 

1889 63 371 000 35 187 000 

1 890 72 067 000 32 931 000 

1891 68166000 37 708000 

1892 69 817 000 40 701 000 



') Vgl. Boresford, Kreak-up of China, l8i>Ö, Ö. 200, sowie di>n Büiicht 
(ie» c«tt;rreichischen KoiihuIü über de» Handel llongkoug.s im Jahiü lÖUS in 
dM kommeruellen Beliebten den Haodelsaraseams vom 6. JuK 1899, 8. 330. 

•) Wittakers Almaua li ISOn, S. 48a 
StBtasman's Tearbook 18df). 
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China^i Killfuhr 


Chinas Ausfuhr 




am Hongkong 


naoh Hongkong 


1893 


80 891 000 


48 290000 


1894 


82 424 000 


oO 794 000 


1895 


88191000 


54 774 000 


189G 


91 350 000 


54 or.;} 000 


1897 


DO 126 000 


60 402 000 


1898 


97 214 OOO 


62 0R4 000 


jDiosor ausgedehnte Handel verieilte 


sich im Jalii« 1897 auf 


die verschiedeneu chinesiBcheii Vertragshftieii, wie folgt: 




Chinas Finftihr ans 


diiiia>< \iisfuhr imd W'it'dcr- 




Ilougkoug 


ausfuhr') nach Hongkoog 




Haikwan Tads 


Haikwan Taöb 


Niutachwang 


1 238 720 


403 876 


Tientsiii 


2 896 082 


319089 


Tbchifu 


1622493 


639026 


Hanken 


78816 


116 877 


Wuhn 


2106 


8 936 


Teohinkiang 


827462 


1480254 


Sdiaiigh»i 


29 135 353 


7 678 081 


Niiippo 


539 292 


46 623 


ilaiigtschou 


37 157 




Weiitscliou 


12 200 


2 196 


Fiittichou 


4 075 710 


859 352 


Amoy 


5 084 497 


133 G15 


Swatau 


9 081 174 


1 221 304 


Kanton 


18662 273 


19 929119 


Wntsdion 


1368983 


398329 


Samschni 


37 647 


660 


Knngtaohoii 


1463198 


1760099 


IWioi 


2 656 671 


1497 919 


HAngtso 


2319608 


866 771. 



Neben China kommt daa seiner Kflste voi^gelagerte Insdreich 
Japan in Betracht Nach der Statistik dieses Landes*) betrug 



') Dio augefühi-ten Ziffern umfassen nur einheimisohe ohlnesiadie 

Waieo, nicht anoh wi«'dt'rausgcfüiirt«' fn-mdc Waren. 

*) Für üiü Zeit vor den] Jalire lb8U finduo sich keine Zaiiiou. 





JA|)aDä Ei tt fuhr 


Japans Ausfuhr 




«w» HongkoQg 


nach Hongkong 




Y6B 


Y«D 


1889 


4104000 


7 338 000 


1800 


5 49« 000 


9 36« 000 


18M1 


5 090 000 


12 579 00O 


181»2 


0 98(i 000 


13 2S 9 000 


185)3 


8 208 000 


15 089 UOO 


1894 


U 000 (JIM) 


10 199 000 


1895 


8 U78 UUO 


18 303 000 


189Ü 


9 134 000 


19 900 000 


1897 


12027 000 


26 390 000 


189H 


15 904000 


31474 000 



Von den nicht aaktischen LSndeni steht an Bedeutung fQr 
Hongkongs Oeaamtrerkehr weit voran Qrosabritannien. Kaoh der 
Statistik dieses Landes betrog: 

OronbritsonieDB fiinfnbr OnMsbritsniiiam Ausfuhr 





am Hongkong 


nach UougkoDg 




Pfd. Sr 


Pfd. St. 


1888 


1 290 090 


3 011 Ö9G 


1 889 


1 129 190 


2 388 «2'» 


1890 


1 225 004 


2 741 4U4 


1891 


1 IUI 702 


2 732 157 


1892 


836 705 


1 972 935 


1893 


885634 


1 935419 


1894 


630818 


1980227 


1895 


759 441 


2044616 


1896 


797 158 


1959209 


1897 


606 314 


2 079 951 


1898 


726 637 


2 347 089 



Auel» winl in einer Reihe von englistlieu Kolonien tler Hamlels- 
verkebr mit Hongkong statistisch g^e-iomlert ei-fasst. Es betnig 

L die Einfuhr aus Hongkong in 
Ostindien Stroit Settlement» Ceylon Mauritius N<?u-Süd- Wales 
Pfd. St. Pfd. Rt Pf.1 St. Pfd. St. Pf !. St 

]^>.7 :i42200<i 2 747 n()u IHiMiO ISOOO i'ti^"<Hi 
I^H.-^ 4 (MMHtOO ;ni.">UitO IIOIMI 25)MM» 3H(MM) 
I f^Mi 3 238 «MM) 2 519O00 10(100 18 0UU 4-^ itMlO 
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Ostiodien Strait SettlemeDts Ceylon KanritiittNwi-Sfid-WtlM 





Ffd. St. 


Ffd. 8t. 


m 8t. 


Pfd. St 


Pfd. Bti 


1890 


3 361 OOQ 


2 441 000 


28000 


14 000 


272 000 


1891 


5 000 000 


2 582 000 


30000 


13 000 


273 000 


189S 


1 QUi 000 


2 1 94 0«>0 


88 000 


1 7 000 


240 OOII 


1 ftQ'^ 
1 n n.i 


. j o / 1 ' PU' ' 




J7 000 


34 000 


191 000 


1 Q(\A 
1 ^ .ft 






8!) 'MIO 


1 2 000 


182 oOO 


I O IlO 


-f _ I I 'Min 




7(5 <H.)0 


14 000 


1 82 000 


1 WQn 


•> n 1 ^ i lArt 


'> Od 1 nun 


48 000 


9 000 


70 000 




1 W^vl ATW i 

1 r>ui U'Mi 


•> 1 ".^i n(in 

_ 1 .».) U" lU 


40 000 


277 


7 Ii üuO 




Victoria 


Süd-Austi-alien 


Q ue« tislaod Kap d. ^ut. Hoffamif 




Pfd. St 


Pfd. St. 


Pfd 




Pfd. 8t 


18ST 


285 000 


12 000 


10h UOU 


12 000 


1888 


282 DUM 


1 2 000 


123 000 


12 000 


188Ü 


854 000 


2Ü 000 


130 000 


9 000 


1890 


287000 


10 000 


128 000 


10000 


IciSfl 






123000 


5 000 


1892 


258 000 


14 000 


106 000 


7 000 


1893 


128000 


6 000 


114 000 


8000 


1894 


102 000 


2 000 


89 000 


5 000 


1896 


115 000 


8 000 


1 1 8 000 


1 1 000 


189G 


115 ODO 


8 OOii 


109 000 


20 000 


1897 


172 000 


aoou 


90 000 


uoou 




n. die Anshihr imch Hongkong in 






Ostludieu 


8b-ait SetÜüineiibi Ceylon 


Mauritius 


Ncu-Siid-\Vjd«8 




Pfd. SL 


Ffd. 8k, 


Pfd. St. 


Pfd. St. 


Pfd. St 


1887 


10 740000 


1380000 


1000 


8 000 


230 000 


1888 


10365 000 


1 818000 


3000 


37 000 


251 000 


1889 


11007 000 


971 000 


4000 


3000 


280 000 


1890 


10 848 000 


1 Gs8 OmO 


4 0(»0 


12 OOi» 


255 000 


1891 


9 ()2() OiM) 


1 iVM) OOO 


1 1 000 


GfiuO 


282 000 


1 ^ü'i 


9 2o5 ooO 


1 201 000 


5 mf) 


12 000 


255 000 


1 8i»:{ 


9 255 uüO 


1 189 000 


9 Ooo 


85 000 


188 Ooo 


1891 


0 577 <»rM) 


1 188 000 


7 OOO 


48 000 


102 OOO 


I89r> 


8 188 uui) 


1 182UUO 


13 000 


81 000 


142 OOO 


1890 


8 859 000 


1 204 000 


10 000 


84 000 


18G 000 


1897 


8405 000 


1 310000 


20 00(» 


27 000 


175 000 



V 
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Victoria Süd- Australien 


Queensland Kap d. gut. Hoffouog. 




rld. öt. l lU. ot. 


lau. öt. i fd. ht. 


1887 










1 7 (lOll 




71 000 1 9 000 


!i9 MW — 




Q1 nOO 19 000 






ft^ooo A^ 000 




1892 . 


57000 73000 


23000 — 


1898 


45 000 266 000 


48 000 — 


1894 


51 000 503 000 


r, j 000 — 




53 0rM» 72 000 


:n 000 — 


1 s9b 


52 00(1 3 00(» 


55 000 — 


1897 


5<i 00« 1 1 000 


50 000 — 


Endlich lassen auch aus (lei Statistik der Veruinigten Staaten 


von Amerika die Ziffern für Hongkong sich aussoudern. Es be- 


trug danach 






die ESofnhr der Vereinigteo 


die Anafulir der Veramigten 




Staaten aus Hongkong 


Staaten nach Hongkong 




Oolddollar 


Oolddollar 


1888 


1 446 000 


3 345 000 


1889 


1 480 000 


a 676 000 


1890 


970000 


4 435 000 


1891 


563000 


4 743 000 


1892 


763000 


4 887 000 


1893 


878000 

• 


4 215000 


ISfM 


893 000 


4 028 000 


1^05 


770 000 


4 245 OOO 


189Ü 


1 419 ooo 


4 CHI 000 


18f>7 


924 (MIO 


G 06O 000 


1898 


74 7 II 00 


ß 265 000 


Für 


ilie übrigen Uinder, mit 


denen Uungkoiig in .lUindelä- 



verbind unj^ steht, lassen sich entsprechende ZusatnuionstcUungoii, 
•oweit zu flbersehen venuag, nidit inaohen. Was insbesondere 
DeutedilAnd anlangt ^ so ist man bisher auaschliesslich auf die 
(ftettstisclien Aufoeichunogen angewiesen, die von unserer deutschen 
Beicbspoflidampferliilie gemaoht werden sind. Danach betrug der 
Waienveiltehr (mit Ausschlnes der Eontanten), der auf den SdülTen 
de« NorddeiitHclien Lloyd mit Hongkong seit der Errichtung der 
Rmcbspostdampferlioie vermittelt wurde: 



Auf der Aiisreibe: Auf d«r HeinnviMi: 

Uewiobt luiw Wert Index- Gewicht Index- Weit Iitd«- 
k« aiU Hk. Behl ig ZOä Wl ZM. 

ls8S-18iK): -2174000 lOO L''lOriOO 100 l«?l'!?O0n 100 :?0nOO00 100 
1801-1895: 4222000 1L<4 3077000 121 2m700(t 121 34'.»S{Kyt IM 
189Ö: 0898000 317 5108000 203 2 5U3000 141 44280(A> 145 
1897 : 7123000 338 4855000 190 3107000 171 7006999 289 
1896: 5lM')3n00 274 5611000 220 2285000 125 6881000 225 
Diese Ziffern sind aber für dou hier verfolgten Zvei-k in 
(InpjH'lter llinsiclit iin zureichend. Einmal umfassen sie atif i' i 
Ausreise auch nicht-tleutscho Waren iind auf d'^r Heirnroise Wimin. 
ilie nicht naeh Deutschland Ki">timmt sind. Wonlen die deutschen 
und die nach Deutschland l.t>i.iin«iiton Waren für sich betrachtet, 
80 ei-giebl sicii das folgende Zahlenbild: 







Auf der Ausreise : 






Gewiebt 




Wert 


lodeK- 




1« 


ZBhl 


IL 


Zilil 


18«M— 1890: 


1 503 000 


100 


1 785 000 


100 


1891—1895: 


2 807 000 


148 


1 964 000 


1 10 


1890: 


1 84 1 000 


310 


3 340 000 


187 


1^97: 


5 412 000 


346 


2 930 000 


164 


1898: 


4 097 000 


301 


3 284 000 


184 






Auf der Heimreiiie: 






üowicbt 


Jodex- 


Wert 


Index 




kg 


2ahl 


IL 


ZaU 


1888—1890: 


885 000 


100 


1214000 


100 


1891-^1895: 


1243000 


140 


1563000 


128 


1896: 


1 463 000 


165 


1651 000 


136 


1897: 


1 227 000 


139 


1 373 000 


113 


189K: • 


890 000 


101 


970 ODO 


HO 


Wichtiger 


ist aber ein 


zweiter 


Umstand. Die 


nnirefnhrton 


Ziffern sind in 


viel hAhereni 


Masse 


nach der ander 


pii Seit:- hin 


luixulänglich , w 


• ■il iiatüilirii 


der deutsche Handel niit Ilmigkoug 


Bich keineswegs 


ausKscliiiej^ölich oder 


auch nur vorzugsweise der 



ReichspoBtdampfer bedient. Es soll ganz davon abgesehen werden, 
dasB atioh aaf Schiffen fremder Viagge detttaohe und fOr Deatadi« 
land bestimmte Waren befördert woden; audi von der Waren" 
menge, die avf deutschen Schiffen nadi Oataalen vofncbtet wird, 
ist das, was die Beiehspostdampferlinie befördert, nur ein kleiner 
Teil. In den Jahren 1893—1897 vereohiffte die Kingsin-Liaie 
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alljährlich 3—4 mal su viele 0 fiter luicli 0.<t;iHif'n. wii^ Reidis- 
|K>?itdampferlinie : (lio seitdem an ihre Stelle ^^ctreti iie Fruditiiampfor- 
linie <lef=! Xonidelltst-hcn LIo.V'l und liei- Hainiiurg- AniiM-ika-Liriio 
Uefördei t gai den 4 — 5 fachen ik-trag. Üazti komme» noch auciero 
Wuenmengeu ; eo veifi^achtete vor Allem die flnua K Th. Lind 
auf Schiffen der Bremer Rickm^ra-Ijinie und auf gecharterten 
englischen Dampfem im Jahre 1897 auch aodwthalbmal so vid, 
wie die Beiohstpoatdamjrfer-Linie nach gani Oatasien. Aus Allem 
lisst aich aber nicht ein ziflemmftsag abgerundetes Bild über 
nnseren Warenverkehr mli Hongkong ge\^i^ne^. Das winl erst 
vom Jahre 1 ;>00 an möglich sein, wo unsere deutsche Reichs-Statistik 
beginnt. Hongkong, wie Kiautsdiou, besondere Beachtung xu 
echenken. 

« « 

Endlich fragt ee sich noch, aus welchen Ofltem der Handel 
Hougkoags sich smammensetst 

Audi hier muss man auf genaue stntiatiache Angaben Ter> 
zichteo. Bfon muss sich begntigen mit einer aUgemeinen Be- 
Bchreibung und wenigra zahlenmSsHigen ESnzelheiten. 

Was die Ausftlhr Hongkongs anlangt, so stehen dem Werte 
nach oh«?nan Rohseide, Seidengo\vel»e und Seidestickereien (Shawls, 
I>e<"ken, Gaitlinen): dazu peMlen sieh insl>esnndere Cassia lignea, 
Caftsia-Blülen und ra>>ia-t il. Sternanis und Sternanis-Öl, Zucker. 
Inirwer. Kampfer uml Zinnober, Binsenmatten, Feiierwerksknrier 
und Filclior, Boi-sten und Federn aller Art. Was die Einfiilir in 
Hongkong aidangt, so sind die Uauptwaren Oi)ium, Zucker, Petroleum, 
Sala, Hehl, BaumwoU* und Wollwaren, denen «Ine grosse Menge 
kleioerer Arttk^ mch anreiht. Nach den Lnndem, die fflr die 
Einfuhr tmiangebend sind, verteilen sich die wichtigsten ESnfuhr- 
gfiter etwa wie folgt*): 

Deutschland: Farben, Si>anish stripes und Flauelle, Nadelo, 
Ksen<iraht und Drahtstifte, wellcne Litzen, I^ampen und Lampen- 
feile, OoUl- imd Silbt^rdnihi. Strickwolle, Olaswaren mit Ausnahme 
von Press- und Fensterglas, Biei-, Struropfwaareii. 

■) Nach «iaer Znssmmeostellung des Hern Horiti Sobsns, der Uit- 
glied der deatschea Kommknon gewerWiolier SacfaveistBodiger nadi Ost- 
aaiea war. 
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Knglanii: Fast alle Bauniwollwaareu, Näliiaden, ücu grösötea 
Teil der Eisemvaien und der Wollwaren. 

Ost -Indien: Opium, Kohbaumwolle, UauoiwoUene Ghtuc und 
OewoUe. 



Fra n i{ ro i i- h : St-idt n.' BSuder von St, Eti> iiii<-. SUter^^hlätter 
und llolieloiHen, Ctianii'agiier, GuminiwHivu, iiattyr, hillige L-jücrwareii. 

Belgien: Eiäon, Waffen, Presü- und Fensterglas, Kerzen, 
Nähfaden. 

Österreich: SaIuiiziuMÜii.i/,ür. Tiiehe, Olaswaren. 
Nord-Amerika: Petroleum, Mehl, Holz, BaumwolJ waren. 

Japan: Zündhölzer. Baum woll waren. Strümpfe und Jacken, 
Lampcubreuuer, Schirme, Bettdecken, Handtücher, Seife, Kohle. 

Es ist von dem Hafenmeister in H liukrm^ an< h der Yersach 
gemacht worden, den Einfuhr- Handel in den einzelnen Waren 
statistisch zu erfas'sen. Doch wenn die Hongkonger Ofitcrstatisiik 
?i! di^ti bisher angeführten Ziffern noch als annilhejud rieht iu Leiten 
dürft«', so wächst ihre Unzuverlä^sigkeit bei einem solchen Spiviali- 
sienuigsvorsuch natürlich ausserordentlich. Allerdings sind hier 
Unterscliiede zu machen. Die Handelskammer in Hongkong hat 
seinerteit atugefOhrt, dase die Zahlen über Opium, Kohle iiQd 
Petrolenm ala dtirehans richtig zn betnchteo seien, die Uber Beis, 
Mehl und Knochen der Wahrheit sehr nahe kämen, die Ober Bau- 
hol«, SlhaJtige Früchte, Öle, Kopra und Hanf wahrscheinlich hinler 
der Wirklichkeit zurOokUicben, die filr Kaffee, Baumwolle, Ebenholz, 
Brbsen und Blei erheblich zu n' Ir-L^ m^'esetzt uixl aui li din für 
andere Artikel anfechtbar seien. Wenn diesen Ziffern danach auch 
nur ein sehr beschränkter Wert zugemessen wenlen kann, so sollen 
sie docii der Vollständigkeit halber, sowie in Ennangelung von 
etwas Beäserem für die Jahre 189G — 18i>8 angeführt werden: 



* 



1896 



1897 



1898 



t 



t 




0[iium 

Fcti-oleum 

Kohlen 

Reis 

Mehl 



2 209 
8.-, S87 

704 
8ÜU21 



2r,:n 

1(>8 128 

im .'ii-i 
Hin i:j<t 
80 yu4 



120 477 
817 9»i7 
7J7 HO.'i 
loa 04i 
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1896 








t 


t 


t 


Euocbeu 


3 GGO 


- 




Banhols 


49 363 


64 862 


46 599 


Haof 


32 790 


43 360 


55 160 


ftdibtiunwoU« u. Baumwollgarn 1 1 090 


30 581 


36 611 


Blei 


915 


6 496 


4 200 


StoUiDhr (Bottui) 


3140 


3 930 


6 441 


Scfavefel 


220 


2 040 


535 


Tliee 


5 447 


5 929 


b 554 


Sandelholz 


3 707 


3 459 


2 055 




180 759 


211 777 


207 422 


Vei'sciuetleues 


1 077 340 


1 213 400 


1 164 891 


zusammen 


2 791 889 


2 743 001 


:? Ist) 


dini im DiircbfuhrTerlcehr 


1845 400 


l 852 462 


2 020 322 


niBammen 


4 637 289 


4 596 623 


5 408 811 



Wie schon dte hoben Ziffern unter der Hnbiik „VemchiedeneB^' 
awhuten, nnd dieae Zahlen untulBiiglidi, um weitere SdüQsse »us 
Üuan XU aeben. 

Auch die auslftndiiiche Statistik ist ^aw nodi weniger im 
Stande, die LOd» auBznfilllen, als es schon im Allgemeinen der 
fUl war. Insbesondere ist es nicht miiglich, aus der verwiekeltai 
chuMMsdien Statistik die oinaelniNi Artikel auasuBondsm, die den 

nnifangreichen Handel mit Hongkong bilden. Auch bei der Statistik 
»1er Vereinigten Staaton wOrdo (iasnelbe nur unter unverhältnis* 
niäsgigen Mnhon iii >L::li< !i si^iti. Wohl a)>or lässt iOr Orossbritannien 
eine derartige Zufiammeu&telluug sieb machen. 

IKe hauptsächlichen ESn- und Ausfuhrartikel im Handel Grr>t>8- 
Mtanniens mit Hongkong waren in den Iflnf Jahren 1893 — 1897 

1. Groflsbritanniens Bnfubr aus Hongkong 

1893 1894 1895 1896 1897 

Pfd. St. Pfd. St. Pfd. St. Pfd. St. Pfd. 8t 

TIkv 2<isS(''; 1SS7S0 165 032 107 353 92 243 

Seide aller Art 305» 324 110 90S 111530 223 510 157 694 

Hanf 103 346 51 054 105 790 197 5SH 47 201 

eingeinacUtc Früchte 41946 37 361 52663 53833 5UÜ56 



2. Groasbritamiieiis Ansfuhr nach Hongkong 

1893 1894 1895 1896 1897 

Pfd. 6t. FId. 8L Pfd. Gt Pfd. St» PU. 8t 

Batimvollgarn u. 

Baumwnllzeug OI HiOO lOltlnr, 11S8371 ln2sr,27 114l'1>U3 

Wollwareo Sniuoi 1m<M)24 192211 21G<)tMj iMitJHl 

Eisen 122075 loGHH OKGJii 122slC 181ii:hs 

Maschinen .s94U4 07 277 21585 27 211 24S3N 

Kupfer 50032 GKiGs 37808 61 191 35801 

Aiicli .la[iaiis fingehende Haudelsi^tatiBtik gentattet eine solche 
AuBsondeniiig. Iiu Handel den rührigen InHelroicheB mit llongkoug 
fibei'Stiegen den Wert von einer Million Yen im Jahre 1898: 

1. Japans Einfuhr aus Hongkoog 

Yen 

Zucker: 15 568 42G (= 98%) 

2. JapBiw Auefuhr nach Hongkong 

Yen 

Kohlen n '70 870 

Bau m Wollgarn 4 517 065 

Kupfer 4 372 860 

Zündhölzer 3 285 899 

Reis 1 908 045 

Habuüü (Seide) 1296 273 

Tintenfisoh (Cuttle fish) 1 086 268 

22 045 780 (= ca. 7o7o) 
VerBagt so auch die Statistik «so «ruf wio v5lli^. so fehlt e;^ tltK'h 
nicht an aintlicheu Materialien, die einen Einl»lick in 'lie Eiiaeüieiteu 
des Ilungkuuger Warenhandols. wenigstens sovveit die Einfuhr in die 
englische Kolonie iii Botraciit kuutuit, ge\vähii;n. Im Auscliluss au 
die belQUQid» Anfrage, die der eaf^iache Kdonialminisler Ctumbe»- 
Mn unter dem 28. November 1895 an die (^UTemeuie aller 
-englischen Kolonien darttber richtete, ob und inwiefern eine Yer- 
dribigung englischer Waren stattgefunden habe, irorde in Hongkong 
eine Enquete Aber den Elnfuhrhandel Teranstaltet. In dem vom 
1.'). Juli 189(; datierten Bericht dieser Enquete-Kommi^ion wird 
gesagt, dase in Hongkong eine Verdiflngung englischer WarMi aät 
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eiu^i K.'ihe von Jalii-en beständig vor sich gehe, ahor nicht in 
auffallend hohem Masse stattfinde, noch viele grosso Stapciartikp! 
in M-hr rnstliche Mitleidenschaft gezogen liabc; alloniings gebt! es 
FUie, wo (lie englische Ware durch die fremde und zwar deutsche 
Ware, völlig veitrieben sei, wie bei Aiuiiiirarbeu und wollenen 
LiUeu (Llama braids), und oudere, wo das wenigstens zuin grossen 
Tttl gBKlbiethen sei, wie bei .den Spanish stripes gonannten WolU 
geveben, die ein Hittelding xwischen Blanell und Tnoh danteilen 
und von den Chinesen, von Minnern, Finnen und Kindern, in so 
giMBOi Hengen zu UnterUeidem verwendet werden, aowis bei den 
wollenen Tuchen, die Broad Cloth genannt woi-den. Im Berichte 
wird anssenlem eine starke Abnahme in der Einfuhr von Metallen 
aus Grossbritannien festgestellt; insbesondere Oelbmetall (yrdlnw 
metal), das früher atipschliesslieh aus England bezogen wtitdt», 
kommt heute nur noch etAva zur Hälfte von dort und im l'ln-igen 
unter dem Scliutze niedrigerer Fi-achtcn liatiptsachlich aus deuttschen 
Häfen. Ähnliches gilt vom Eisen in t<trinen verschiedenen Arten 
(bar, nail, rod, scrap iron), das heute alles grösstenteils von 
Belgien nach Hongkong verfmohtet wird, wÄhrend Ekä (pig lead), 
das frOher fast anaschlieealiob von ünglancl und Deutsdiland ein« 
gelQlut wurde, heute infolge niedrigerer ProduktionskoBten fast 
gaos aus Austnlien beaogen wird. In ValKen, Monition und Pulver 
ist der Handel von den Fabrikanten des curof^scben Festlandes so 
gat wie monopolisiert worden. Belgien hat zu den Ai-tikeln, die, 
wie Drahtnagel und Fen.sterglas, stets in seinen HSiidf waren, sich 
neuwUnc« nwh Kerzen auf Knj^fon Englaiuls hinzuerobert. Endlich 
hat Eii^'land in einer cranzen Rt/ili.' kloinoier Artikel, wie Wirk- 
»firen, LamiKi'ii, Papier. Si hinnen, Guiuuiischuhen, Seife, Biscuits, 
Bier, SchlSöbeni, i'eilen, Nadeln, Messern u. And. eiue oft alleixlings 
nur beficliränJitc oder gar vorübergehende Konkarrena erfahren, die 
liMiplaicUicli von Deutschland und Japan ausging. Was insbe* 
sondere den japanisdira Wettbewei-b anlangt, so wird von ihm 
gesagt, er sei erst im Entstehen, verspreche aber in Zukunft ernst 
SQ weiden; sclion bitten die Japan« fast ein Monopol im Handel 
mit Baumwollabfall (waste cotton), Waschso<la und Schwefelsäure 
lujd sie erschienen auf dem Markte mit Baumwollwaren, Papier, 
SLhilTsl.iternen, Zement und billigen Ersatzartikeln für Wolldecken, 
HandtOcbern und Kretonnes. 



IHeser Vorstoss« des frennlen Weithessf der iti den I<'tzien 
Jahroii unangenehm für den . iiglischen Fabrikanten sich geltend 
gemacht hat, wini, abges<'heii von der Silberentw.Tding, die GoM- 
wäliruugüläuUer zu üuusteii der Ijändor mit Siberwährung benach- 
teiligt, und, abgesehen von niedrigeren ProduktionskoBteii, die in 
manohen FJUlen angenommen werden, hauptsächlich durch swei 
QrQade erklärt: durdi gfliiHtigeie TraneportrerhSltniue und duidi 
grOesere Umridit und Soi^giUt der aiiaUndiBchen Konkurrenten, 
insbeeondere auaUndiBchen lUirikaiiten. 

Was die TransportverhÄltnisse anlangt^ so klagt man auf eng- 
lischer Seite einmal über die Höhe der Eisenbahnfraohten nach den 
englischen Vei-schiffungshäfoii, eine hier nicht nälier zu erörternde 
K!atr«\ dor der Bau des grossen S>'>eschiffska»al8 von ^Tnnrhester 
entsprungen ist. Von grössemr Bedeutung ist die zweite Klag»*, 
das8 nämlich auch die Seefi-achten von englischen Häfen aacli dem 
fernen Osten höher »ind, als von anderen europäiäcken oder amerika- 
nischen Häfen dortbin. Diese Klage ist um so bedeutungsvoller, 
aU sehr ediwer eine dauernde und ▼Sllige Abhilfe eidi schaffen 
Unt Sie wächst nftmlidi unmittelbar h^or aus dem Kern der 
OeBchäftapraxiB der growen engliachen ScJiifMirtugeaeHechaften. 
Nach dem Gnindeatase: „Britannia rute the waves'* lichten diese 
nämlich von jeher ihr Beatreben darauf , nicht nur die eiigliacben 
Frachten sich allein dauernd zu sichern, eoDdeni auch von den 
ausländischen Frachten einen möglichst grossen Teil an sich zu 
ziehen. Zu diesem Zw. ek sind die (»nglischcn S^ihiffahrtst^esell- 
schaften unter einander ein Kartell, eine sogenannte Konferenz eiu- 
gegungen, um vom engÜM heu Kraehtonmarkt jwleii ausläiidi>rht.;n 
Mitbewerber auszuschliessen und um aut;h ein gegeiiseitigeb Unter- 
bieten zu verm^den. Bas wm-de duroli das Kartoll hauptäächliob 
dadurch erreicht, daas man jeden Versuch einer ausländischen 
KonkiuTsns gesohlossen auf das Energischste su bekämpfen be- 
schloss und dass man die Verfrachter in England dadurdi von 
sich abhängig machte, dass man einem Jeden einm Rabatt tod 
10 pOt. gesamten an Frachten entrichteten Betrages am £n^ 
des Qeechäftsjalu-e» veispracb, wenn er au.s.schlie88lich mit den 
Konferenz-Dampfern im ganisen Jahre seine Gflter verschifft hatte. 
Die Be.seitigung einer jeden Konkiu'ivnz hatte natürlich in den 
englischen Häfen zui- Folg;e, dass das Frachtenniveau ein recht 



hohes wiinle, zumal da man so an Kraft e:pwann. in den Hflfen 
«lea »Miroiiaischea Feijtl.indes sich oinpn Anteil am Seeverkehr r.n 
ritjUeiten, auf den man ang«.;wit;i>en war. weil die engli^cli.'ii 
Dampfer auf dei Au.sfulut nach Ostasien nut englischen OiUern 
regielmässig uur zur H&lfte beladen werden künuen und selbst 
nach der EigftnxQBg ihrer Ladung dnreh «uaUlndische Güter — nach 
Angafceo des Priteidenten der Peniostüar und Oriental Steam Nar 
vigatiw Company — r^i^mäsaig nur zu */f beladen ihre Reiae an- 
Mea. Dasselbe gilt fflr die amraikaniachen Gflter, die die Route 
über England und den Suezkanal naoh Ostaaien einschlagen; hier 
wirü die Lage noch da«lurch verschärft, dass mit der weiten JJat- 
lichen Route üher den Atlantischen Ozean noch die westliche über 
den Stillen Ozean in Konkurrenz tritt, einr» Konkurrenz, rlie umso 
wirksamer sich handhaben lÄsst, als die grossen amerikanischen 
f'lterlandbahnem imd die pazifischen Dampfergesellschaften zum 
Teil in den8el)x.>u Uändeu sich beßnden. In beiden Fällen treten 
den cnglischeu Frachtsätzen, die durch Veroiubarung in nicht un- 
batiflditiicher Hohe festgehalten werden, fOr nicht-engliadie Güter 
Fiachtallae gegenüber, die durch bestlndigeB Untertneten hemb- 
gedrückt werden. 

Ea iei begreifliefa, daaa die englischen Fabrikanten aich darüber 
beachwei«». Zuerst traten ihre Ekgen in der öiTentUchkeit im 
Jahre 1887 kervor, als der Poetvertrag der Peninsular and Oriental 
Steam Navigation Company erneuert wunle; sie frdirten damals 
xn etngehendrn ErÖrtonuiOTti im Parlament. In den letzten Jahren 
sind «i*» mit der ViTseliärfung dos international» 'ii WettbeworVis in 
verstärktem < trade luTVor^-etrcten ; auch in dem orwillmtf.'ii Ilniig'- 
konger En«|ut-tc-B« rieht spielen sie eine wichtige Kolk*. Mau klagt 
iu ilun beispielswe^jse daiüber, dass englische Dampfer häufig nach 
Antwerpen führen, dort a. B. etaeme Triger aum Frachtaata von 19 s 
die Tonne einnehmen, dann nach England aiurOokkehren und ihre 
Udttttg xum höheren FVachtsata von 25 s mit gleidier Ware ver* 
Tolhiiittd^en. Noch lebhafter beschwert man sich Über den 
Fraditenuntecadiied von amoikanisohen und englischen Hftfen aus; 
für Baumwollwaren z. B. koste eine Tonne von 40 Eubikfuss von 
Manchester nach Ciiini r>7 8 (i d, w(non 10 s auf die kurze 
Ei?4ent<ihiifafirt vah Manchester nach Liveri^ol und 47 s (» d auf 
<üe See^rt cntlallcu, wählend sie von New- York aus über Liver- 
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{)Ool nacli Scliani^liai nur auf 2'> s his 2f) s f! d sich stelli'. wovon 
7 s (i d auf die atlaiitiseho Fuhrt zu ixH-hneii sui, so das» nur 
der Beet von 17 b 6 d bis 19 s auf die Fahrt von Liverpool 
nach China, die auf denselben Dampfern fOr einbomisdhe en^iadie 
Waren nahesu das Dreifache koste, entfalle; dieser aasaerordentUohe 
Unterschied beruht, wie bereits angedeutet wurde, zu dnem 
nicht geringen Teile darauf, dies die amerikanischen Banmwoll- 
waren von den im Osten und im Sndon der Vereinigten Staaten 
gelegenen Fabiiken aus nach Strhanghai — derselben Quelle zu- 
folge — durch flio Kanadische Pasißk Eisenbahn-Gesellschaft zum 
kombinieiicn Satz von Ii"/., Oolddollar <Kler ."»1 s (J d, dnnli die 
Nördlich" Pazifik Eisenbahn^^esellseliaft ziun koniliinieiton Siitz von 
14 lioiddollar o^lcr 57 s <i d bofoixlort werden, wodiiix'h die auf 
der westhclien Koutu nötigen Eisunliahnkusten von den Fabriken 
nad) dem Einschiffuugsliafen New>York in H5he von 8 s 3 d bis 
SU 14 s 6 d erspart werden. 

Es ist dnlenchtend, dass auf die Gestaltung des internationalen 
Wettbeweibs diese eigenartigen Veriilltnisse im internationalen 
Fnohtenmarkt nicht ohne Einflnss bleiben kOonen. Ebenso ist aber 
auch einleuchtend, dass von englischer Seite dieser Hissstand nidit 
leicht beseitigt wiM-den kann, weil er ans einem iiatürlicli. in Inter- 
essengegensatz zwiö<'hen den ongÜRchen S<'hifTahrtt>geeellscl»aften 
und don englisclien Fabrikanton liervorwäohst, der sich wohl zeit- 
weise ül>erbrncken lässt, alK>r in allgemeinen Verhältnissen so tief 
und so fest begründet ist, diiss er immer von neuem hervürlire> lien 
wild. Die englinchen Waiienintei-csseuten verbuchten vor wenigi>n 
Jahren eine Konkurrenzdampferlinie ins Leben zu rufen, aber auch 
sie ashen in knraer Frist sich genötigt, den allen Oesellarfiaften 
und ihrer GescbAftBpmxis sich ansoschKessen. , 

Neben den Tnmsportverhtltniasen Ist es — wie gessgt — in 
erster Unie die anslindisdie Gescbifbsprsxis, auf die die Eriolge 
der auslAndischen Konkurrenz besonders zurückgeführt wenlen. 
G^;enüber so vielen missgünstigcu Schm&hurteilen, in denen die 
englisc'he Presse sich gefüllt und insbesondci-e früher gefiel . ver- 
dient es ausdriicklidie Uervorliebunt: , dass in dem genannten 
Hongkonger Enqucte-bcricht diese ( lescliäftspi-axis zum grös<len 
Teil als „a fair business cunijx tition" iiezeiehnet wird. „Es kommen 
— wird hinzugefügt — allerdings gelegentliche Nachahmungen 
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«AgllMdier Waionzeiclicn und häufiger Kaohaliinungon cngliiK;her 
N^aren durch kontinentale Fabrikanton vor; in der Melirzalil 
cWr F?i'\o wini ali. r eine Nachahmung als solche vorkauft 
vmi\ Vvisweilen h]ai,^en fremde Fabrikanten selhstflndi;? nrno Bnhnon 
ein nml e!it\vi( k.'ln aus kleinen Anfängen einen beträciitliohen 
Haiulei. Wäliioiui der englische Kaufmann oder Agent in Hong- 
kong wachsam auf dem Posten steht und wirksam den Fai»hkanten 
daheim vectritt, widerstrebt dieser aUem Anschein nach häuHg 
«ner Ändemng seiner Mustw nnd seiner Methoden, sträubt sich, 
für einen zukflnftigen Gewinn ein Opfer in der Gegenwart ta 
bringen und ist gene%t, die Itleinen Anttnge eines neuen Ibndels 
XU ▼eiachten. Da» steht in lebhaftem Gegensats m den unermOd- 
lichcii Bomniiungen frenihr Fabrikanten, den ifarkt zu studieren 
and ihre Erzeugnisse ilen Beih'irfnissen dei' Verbraucher anxttpasten.'' 
Was in>1>o«;nn(lf'ir» <lio DiMifsdieii anlangt, so wini f^lwr sie noch 
gf^s;igt : ..Die I)tMits<-heii biingen imuKT die ningf auf den Markt, 
ffii- die eine NacJifratro (ia ist. Es Sfht'iiioii einfache Dinge zu >i'it), 
aber es ist ein betriiclitliches Geijchäft, ihis in ihnen gemacht wiid. 
Luftballons zum Beispiel und Perlen (beads) imd derartige Artikel. 
Sie madien ein Gescb&ft in derartigen Waren. Die Chinesen be- 
stellen swei oder drn Gross «juiekender Bations auf ein Mal nnd 
«las hedentet ein grosses GeschSft. Es ist «war franaOsisdieB 
Fabrikat, aber Deutsche machen das Geschäft Die Perlen stammen 
aus ÖBteneich und es giebt kein engtisches Ersengnis, das man 
mit ihnen vergleichen kannte. Die Engländer machen ein kleines 
Geschäft in Perlen. 

„Was dif Grosso des Handels betrifft, J^n t rlangen die Fremden 
ein'''n grösseren Anteil an dem jetzigen Handel, als an dem vor 
zwanzig Jahren. HauptÄlchlich in der Ausftdir fällt es ins Gewicht 
iin*i **s ist im WesenÜiclieji zurütkzufüliren auf ihre sein- gros.se 
Ifjt4.«liigcnis, grosse Genauigkeit und St>r{,'fult und allgenieine Infor- 
formatiou (tlieir very great iatelligence, gi-eat painstaking and care, 
an'] general infbmtatioii). Beinahe der ganxe Zuwachs in der 
AnefoJir vom Osten, soweit neue Artikel in Betradit kommen, iat 
ia der Tbat den Deutschen zu danken. Sie sind die ersten, die 
4lefl Wert eines neuen Artilcds erkranen, die^ ersten, die mit ihm 
einen Versacb machen, die ersten, die ihn nach Hanse schicken, 
die ersten» die seinen Marktwert ausflndig machen. 
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„Was Einfuhr anlangt, so gi-eifen sie einon ArtiktO auf, <\or don 
Chinesen vülliu; nnlK^kannt ist, iiiul fiin^:on an, einen Markt ffii ihn 
zu whafffn. mag iinondlirh klt^in zu Anfang sein, i1<k-1i sie 

fünloin es uml fönlern e«, bis es ein ganz ansehnlicher liandels- 
anikel geworden ist Sie nehmen Artikel auf, die ein englisciier 
Kaufmann iortwerien wflrde, als tu geringfügig, um sidh um rie 
zu bemflhen. 

itDer englisdie Fabrikant hat keine VUiig^elt gezeigt, moh den 
Bedflr&uBBen des Uarktes antupaaaen. Er hftlt fest an den alten 
Manssen, den alten Farben, den alten Gewiohten, den tXtea Qualitäten 

und alten Mustern." 

Möchte der deutsche Kaufmann nnd der deutsclie Fabrikant 
stets ein so günstiges Ürteil veixlienen. Dann wenlen InMde ge- 
meins;un auch nm-h weitere Erfolge erringen und einen Handel 
aufhauen, der immer mein- nicht nur aus vielerlei Kleinigkeiten, 
die der Engländer früher mit ailinälig verwliwundenem Sjwtt 
„german nicknack'* uanntCi sich zusammensetxt, sondern auch 
Stapelartikel umschliesst« wie sie den Rdchtnm des Insdkflnig- 
reicha begrflndet haben. 



Drnok vm Albert Koonig, OubM. 
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Die lateinische Kirche im türkischen Reiche/) 



Von 

Dr. Graf von Mülinen. 

Der vom Chalifen Omar aut ^[uhanimed s Oftenbaning gef^ründete 
id den Muliaminedaneni aller Zeiten ais Ideal geltende Staat liatte 
«meo dorofa und dnroh religiijsen Ohaiaktar; ea war der Versuch, 
eine Oemeiaaduft tn bilden, welche den im Heiligen Recht sam 
Auadmcke gekommenen gOtÜiohen Willen auf Erden TOTwirklidien 
te. Dieaea heilige (Bdieriat-) Becht regelt alle YeriiUtniaae dea 
vaten wie des staatlichen und religiösen Lebens dei- Muham- 
daner. Fflr den Mnhammedanpr ist »lei- Islam dalier nicht nur 
dio Staatsreligion, sondern Staat und Kirche fallen filr ihn ln^grifl- 
lich ziisaminoii: Der Ciialife ist wie der Prophet ^fuhanlIlH'li , als 
Stelirort roter ( nitt« s auf Ecdeu, gleiclizeitig das geiBÜiche uud ilas 
eltürhe Olietliaupt. 

Eine derartige göttliche Leitung einer nicht auf eine einzelne 
beechrtakten Gemeinschaft bedingte einen Univmaliamin, 
elcher in dem Anapmdi auf die WeltherTBchaft aanok Ausdrndc 
Joden mnaste. Der Koran-Sprudi „Dmin die Erd' ist Gottes, er 
aie erben, wen er will von seinen Knechten" (Sure Vn, 126) 
denn anoh adion firQh Ton der muhammedaniadien Tradition 



') Vorsteheader Aufüatz ist das Hesuinü einor ätaatsrechtlicheu Dar- 
long der 7eriiiltDime dar idkAt-mnbammedaDisdiMi nligiSsen Körper* 
•ciiaften in der T&rket, welohe mit den dazu gehSieiideD wiflseiischafUidhen 

mnd fKjlitiTtu-n Bclii^ji-tt von (letii Vorfassor im Verein mit dem kaiserlidien 
Konsul Dr. Mordtmanu demnächst in Baohform berausg^eben werden soll. 
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In diesem Sinne aufgefiust und daraus der Fundamentateats formuliert: 
Die Erde gehört Oott. seinem Propheten und den Muslimen. Anders» 
gläubige waren Feind.- (iottes imd der Muhamnifrlaner, und mn»8ten 
als «filch«^ h*>k.1rni>ft wprilen; doch infichto Muhanuupd hei ihnen 
einen Uuterscliied, jt> nachdem sie Üötzondit iK r odiT Kitabis, d. h. 
Völker waren, dii« siih wie die Juden und Christ*'n im BehiUe 
einer gejächriuU ueii Ullcakuimg befanden. Die (lötxendiener tnussten 
bei Vermeidung des Todes den Islam aiuiolunen; auf die Juden 
und Christen besieht sich der Koran-Yers (Sure IX, 29) „Bekämpfet, 
die nicht glauben an Octt und den jflngsten Tag, tmd die nicht 
heiligen, was Gott geheiligt hat und sein Gesandter, und dienen 
Dicht dem Gottesdienst der Wahrheit, die unter denen, die das 
Buch empfingen (d. h. eben die geschriebene OfTonbarung) , bis 
sie aus ihrer Hand Kopfsteuer zahlen und unterwflrfig sind.^' Juden 
und Christen konnten also durch Unterwerfung und Tributzalilung 
dem Tode entgehen und die Ausübung ihrer Religion hnibelialten. 
Sie traten somit in ein Verhältnis der Unteroixlnung uiit< r dio 
herrschenden <Tl;liil»i^« ii und «^onossen als ,.Zimmi8" den Schutz der- 
selben, der ihnen Leben und lüib uud Gut gewährleistete, während 
sie andererseits durdi Kopfsteuer (Dschizie, später fälschlich Clmradsch 
genannt) und doroh Grundsteuer (Chandsdi) sum Unterhalt der 
neuen Hetien beitrugeti. 

Als aufgehoben galt der Schutsvertrsg, und der Zimmi als 
Togdfcia, er in FeindMland fL<^ oder mit dem Fdnde laade»- 
venfiterische Beziehungen einging, nach einige Rechtslehrern a(u;h, 
wenn er die Dschizie zu zahlen sich weigerte, wenn er sich bei« 
kommen Hc*is, den Koran, den Propheten oder den Tslani zu 
sf'hmJUK^n. eine MulianiTnedanerin zur Sünde oder einen Muham- 
modanei- /.nni Abfall vom Qiaubeu zu verführen, oder aber df!5?!?en 
Gut oder Leben nachzustellen. Bei geringerer Strafe war vor- 
geschrieben, dass die Nichtmuslime sich in der Kleidung von den 
Muslimen zu untei^cheiden luiben, ilue Wohngebäude diejenigen 
der Muslime nicht Überragen ditrfen, dass sie mit ihrem Gottes- 
dienst kein Qeprlnge vor doi Muslimen veranstalten, also keine 
Kakus (bOlzenie K15ppel, die auf einander geschlagen vord«i und 
die Stelle der Kirchenglocken Tsitniten) schlagen durften, nicht 
dffentlioh Wein trinken und Schwdne herumtreiben sollten, sowie 
dsss sie nicht Waffen su tragen oder auf Pferden su reiten sich 
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erkahnteD. Im G^nsato su den Olltseiidieiiern, mit denen Mtgar 
HUchvenrandtschaft untersagt ist, kann eine Christin oder Jfidin ohne 

Aufgabe ihrer Religion die legitime Gemahlin eine.s Muliammedaners 
werden. Zum Kriegsdienst wurde der Zimmi nicht herangezogen. 

In allen Bfziehungeu , die nicht die Pflichten gegen den 
nidli irmnfdanisi hcn Staat, besonders die Steuerpflif^-ht, nflnr oinzHne 
MiiliiiiiniuMlaner L< tiaftMi, wurden die.Zimmis nicht p. stört, so ii.-iiiihMil- 
lich in Rücksicht auf iliru Religion, insofern dt'ivii AiiMil-ung lü» lit, 
wie oben erwähnt^ öffentliches Ärgernis zu eiregeu geeignet war. 
Die geistige Übergebung des Huhammedaners Ue« es nicht ati, 
daw diesen ünterthanen zweiler Gattung vom Staate grossere Auf- 
meriiflsmkeit zugewandt ward. 80 blieb den Zimmis beinahe die 
▼dlstindige dgene Oeriditsbarkeit und Verwaltung. Ausgehend 
von der eigenen theokmtischen Ver&ssang, fanden es die Muham* 
medancr nur natürlich « dass diese Jurisdiktion l)oi dem Fottlalleii 
'ier staatlichen Organe, die früher bestanden liatten, nunmehr von 
deu crristlichen Vorptsetztet) der Zimmis aus^^Hl^t wiiifle. D»^r 
m!ih;mnn< (!anifichf Staat war iUirigeus schon aus Gründen pruktinciier 
Politik mit dieser Übernahme wirklicher Funktionen durch die nn- 
glänbige Geistlichkeit einvorstanden, da sie ihat eine leichte lland- 
babe bot, um uutigcufalls die Zimmis im Zaume zu Italien. Dem 
religiOeen Charakter des islamiscimi GemeinireBens, das auch in den 
andersgünbigen Gemeinden das Terwandte Moment zu adifltzen 
woBBtet entspradi es, dass deren Oberen wmigehende Ehrenprlvi- 
legieUf und ihren kirchlichen Anstalten Befreiung von Abgaben« 
ntnentlich von ZoUgebflhren, bewilligt wurde. 

Es war somit gerade die islamische Hen-pdiaff, welche die 
Macht und die Bedeutiing dei nicht-muhammedanischen Geistlichkeit 
erhöhte: durch die Chalifen wunlen die fn^nvlr^n Kirfhen in den 
Stand ge^ietit. Selbst als Kern für die Gnippiennig der einzelnen 
Nationalitaten zu fungieren uinl ilieselben datlurch lebensfilhig zu 
erhalten. Auf diese Weise eat^tiinden neue Gebilde, Staaten im 
Staate, die man „Millets" (Religionsgemeinden} uamitc, denen aber 
ebenso eine nationale wie religtQse Bedeutung itinewohni Erleichtert 
wurde die Bildung derselben durch die geographische Lsge dieser 
Nalionalititten. Die byzantinische Herrschaft hatte mit grOsster 
Strenge ketzerische GetOste der Ünterthanen niedersuhalten gesucht. 
Bi fid daher Cist das ganae frflher bjaantinische Gebiet, soweit es 
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von den Miihamniedanem erobert wurde, der grietdüflidi-orthodaxen 
Kirche, des „MiUet er-Rüm'S der (ost-) rOmigchen oder „romäisohen'* 
Ocnieiiiscliaft zu. Nur aa der Peripherie des Reiches, im Innern 
Syriens und in Egypten, wo die Monophysiten der Itj-zantinisclien 
Herracliaft zum Trotz sich erhnltfii konnten, gingen dieselben 
Mi!lp»t« dnr 1\<i|itt?n und JiU*ol>iien in 'Ifii in.'Ui''ii V.Tl'aiid über, ebenso 
in Mesopolaniien die Nestori.iner, und in Arnienien die Gregorianer 
als Millet el-Ermen. Die .Iu<len hatten schon zu Muhamroe^rs Zeit 
in Arabicu und Syrien eiu t$e|>arateä MLIlet (Millet el-Yahftd) ge- 
bildet und wurden alB Zimmis beaohQtst. 

Der UnglSubige, der niobt Zimmi wurde, war dem Huham« 
medaner ein Liandesfeind. 

Nadi dem islatniadien Staatsrecht wird die bewohnte Ercto in 
ZV, ei Teile geteilt, in den „Dar ul- Islam'', das .,Hau8 de.s Islams'- 
und den „Dar ul-Harb", das „Haus des Krieges'*. Jeder Fremde 
ist ein harVii, ein „hostis", der für den Muhammedaner ausiserhalb 
(\pv Rochtsordnung steht. Nur, wenn ein solcher den „Aman" 
(Ünade) erwirkt, darf er, als „Mustemin", don Dar td-T'^lam l>ptreten. 

Als nach dem Zu.sammenbniche des ( 'halifiito d. r Abiit>Hiden 
sich der junge Staat der osmanisehon Türken zur Weltmacht 
mümby stOtKte er sich besonders auf den 0B.nhammedani80heD Fiusr 
tismus. Die muhammedaniacihe Theologie lieferte den Sultanen zu 
dem gewaltigen Gebilude die mächtigsten und dauerhaftesten Bau- 
steine, wdcfae nach dem schon bei den Abaasiden geltenden hane> 
fitischen Rechtsaystem geordnet wurden. Nachdem der Sultan Selim 
sich 1517 von dem letzten der bei den Mamluken Ejgyptens als 
Tittdar-Chalifen ein Schattendasein fristenden Nachkommen der 
Al>as.siden, Muhammed XII. el-Mutawakkil billah III., das Chalifat 
halti' nberfiafren lassi:>n, tiotrnchtr>ten er und «jeinr» Deswndeuz sich 
als liii^ Ki'rlitsiia' liloli,M'r i\rv Familie iles Pnipheti^ii. Es ist daher 
niclU zu verwundern, wenn in tlic .Multctia, die giusjie unter Suleitnan 
dem Prüchtigen verfasste Kodifikation des haiiefitischen Hechtes, die 
gesamten frQhereii Bestimmungen Aber die Ungläubigen in noch 
verachftrfter Form fibtfi^ngen. Audi die Selbständigkeit der niebi> 
niuhanunedanisdien Millets wurde übernommen; sie erhielt sogar 
eine weitere Sanktion dadurch, dass Mehmed der Eroberer, in 
seiner neuen Eigenschaft als gleiohzettiger Erbe von Ost-Rom, des 
griechischen Patriarchen mit dem am Hofe der byzantinischen Kaiser 
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fiblicheii ("eretiioiiiell iatlirüiiisioren Hess. Der .sfiUiUichon Uiganisiitioii 
der orthrtlox»"»n Oriechen, des Hiun millHi , fuI<rto nach «ler wpst- 
liohpn \V,iiii|itiiiil: eiii**H 1Vi!«»s *l»'r Ariii'-nici lui-l <ler nach Osten 
L'':wun'ieki» FUuht il^r sjjaiuscheu Juden die Einsetzung des 
i'üUiarchen des ..Enneni millcti" iu CoustauUnopcl imd die Aii- 
«rkenouDg des Chacbam baachi ale Oberhauptes Juden. Sptter 
enaag«it auch die meiste der übrigen im tOrkiachen Staate ein- 
bnnuschen Kitchen und Denominationen, namentlich die aeit Aus- 
gai^ des Uittdalters mit Rom unterten Christen der orientaliachen 
BiteBf mae staatliche Anerkennting durch die ihren Vimtehem er- 
teilten Berate; die drei inemt genannten Hiliets sind jedoch, <üs 
die wichtigsten, die einzigen geblieben, deren Organisation durch 
ad hoc erlassene Gesetze festgestellt wurde. Die einheimisch- 
prr.tf»f5tantische Geuieifide (Protestau dsehemaati) erranp nacli langem 
Kampfe, wie unten dar^'est'üt worden wiH, wcni^'stiMis obrigkeit- 
liche Anerkennung, wenn aucli keine geseUlichy ' •r!;:aiiis!»tion. Er- 
wähnt sei, dass von den Türken mit dem Worte liiiyah (Heide), 
welches Crfiher alle Unterthanen der Clnlifen imifasste, heute aus- 
«bliesslich die nicht-muhammedantscheo Unterthanen der Pforte 
beieidinet werden. Durch den flatti humayun von 1850 wurde 
ia der Theorie die QleidistellQAg der muhammedanischen und der 
nidilpmuhammedamscheii Angebtfrigen des tOrkischen Bmches ]no- 
Uamiert Eine Anbahnung der faktischen (H< i< lilicit i ra -hte die 
neuere Geaetxgebiug wenigstens insofern, als sie dem Laieueleraent 
der Rayallgemeinden — mit alleiniger Ausnahme der Protestanten 
— eine Vrrtrntuiig in den VerwaItiine«konseils der Pi-ovinz'-n oiii- 
räumtr»; kirchlichen ObenMi der p-dachton Oemeindeii. dii' sot:. 
rutoai milel, urhielU.*H ausiserdem noch Silz und Stiiiiiii*' in die-'^n 
türkischen Localbehörüen. Die den Geistlichen und ihren Anstallcn 
MhoQ im alten muhamaoedanisc^ien Staate gewAhrte Steuerfrethat 
wurde von den tflifcisdien Machthabem prindpiell nicht angetastet 
und wird auch heute noch respelttiert. 

Was die unglftubigen Fremden betrifft, so sind auch über 
ae die rigorosen Bestimmungen des alten muhammedanisohen Bechts 
in der Mtdt(N|a redpiert worden. Ungläubige Regierungen galten 
nicht, oder doch nur in Ausnahmefcillen als vertragsfilhig. Dieser 
rechtliche Grundsatz hatte sich lange Zeit, nachdem der türkische 
Staat durch Zwang oder Auasicht auf Nutzen %um Abschluss von 



Verträgen mit fiii«iji;'iis«lir'ii Mäcliteii vöranlasst wonleii war. in 
(Ipf Fiktinii aiitn'cht erlialt<'ii. ilass ilir-se Vi-rträg»- als einseitige 
Entst:hliessungeii, als sogenannte Kaiiittilationeu, betrachtet wiuxlen. 
Diese isoliert^e völkerrechtliche Stellung wurde von der Pforte noch 
nadi Jahrhunderten als wichtiges Privileg betrachtet, als rie adini 
llDgst nidit mehr aeitgemtas war. Vor der Aooreditiening des 
Gesandten einer nodi mcUxt Im Vertngeveiliftitnia stehenden Macht 
erhob sie stets die grOesten Schwi^gkeiten. Bä dem Rieden Ton 
Garlowicx im Jahre 1()99 nahm die Pforte sum ersten Male (Be 
Vctnnittclung fremder Machte an; im Pariser Friedm von 1856 
wuixlo sie formell in das Euntpäisrhe Konzert aufgenommen. 

Tnjtz diesen Verhältnissen liat es zur Zeit der Türkenheri'».'haft 
ebensowenig wie früher wälueiul des Chalifates der Ahbasiden an 
Angehörigen europäisch -christlieher Staaten gefehlt, welche zu 
Erwerbszwocken mler als Pilger und zur Pflege der heiligen Stätten 
den Orient aufsuchten. Die staatsrechtlichen Bedingungen, unter 
densn die Ahendlindsr dort lebten, w^en spiter geschildert werden; 
in kirchlicher ffinaicht blieben sie; da sie sidi keinem der in 
der islanuBohen Welt anerkannten duistlidien MQlets ansohlieasea 
konnten, bei ihrer Konfession und bei ihrem Situs und unterstanden 
auch fernerhin der von Rom entsandten Geistlidikeit Von den 
mit Boliarfem Auge für Süssere Merkmale begabton Orientalen 
wurden ne, weil zu ihrer Liturgie die lateinische Sprache ver- 
wendet waitl, ..Lateiner'' genannt, wie die rTiuiischo Kirclie mit 
Vorlirl»^ als „lateinisehe Kirche" bezeichnet wird. Die Morgen- 
liunh'r unteiwhieden hiervon streng die „Katulik", unter welcliem 
Namen die mit Rom blos unierten, im übrigen ihrer eigenen 
Liturgie folgenden orientalischen Christen, also z. B. die unierten 
Melkiten und die unierten Armenier, susammengefeust werden. 

Da die lateiniaofae Kudie als eine &emde im tflrkiBchen Bnöhe 
dne besondere Stellung einnimmt, ersehdnt ea geboten, bevor auf 
sie im ISnselnen eingegangen wird, sunlohat dnen kunen Blick 
auf die daselbst einheimisohen nioht-muhammedanisohen K(trper> 
Schäften zu werfen. 

I. Die orthodoxe Kirche (Rum milleti). 

Von allen niclit-iuulianiniedanisi'hen Denominationen des tür- 
kisclieu Reiches ist die ortliodoxo Kirche, Rum milleti, durch 
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SeeJonzahl, Macht und politische Bedeutung bei weitem die hervor- 
ragendste. Sie zorfilllt heute in die Patriarchate von Constantinopel, 
Aütiocliien (mit Sitz des Patriaifhen in rhmascng). Jerusalem imd 
Altxantlrien, imd in das selbstümligi' Kizl>istum Uypern. Mit dem 
Patnaickale von Constantinopel wurden im Jahre 1767 die durch 
die lyzantiulschen Kaiser einst abgetrennten I'atriarchate von Ipek 
und Gehrida in Albaoian dvKtck IVrsonalumon wieder verbunden, 
mdulem das SrsUBtiini Aleppo« das frflher dem Patriarobea von 
Antieohien antentand} schon kurze Zeit vorher (1758) dem IVitriar- 
dute von Constanünopel einverleibt worden war. Dagegen sind 
im Imb der Jahrhunderte von dem genannten Fatriarc^te folgende 
Kirchen losgelöst worden: 

1. die russische Nationalkirche durch die OrQndung des Patriar- 
chatos Moskau Im .lalii-«^ 1589, mit der tfirlcischen Enklave 
der jetzt neugc^Tüiirloton Mission in Jerusalem; 

2. die beUemscbo Jiirchc durch Synodal beschiuss vom 11. Juli 
1 850 : 

3. und 4. iüe rumäniHche imd die serbist-he Staatskirche, nach- 
dem die UnaUiing^gkeit dieser Staaten durch den Berliner 
Vertrag anerkannt war; 

5. das bulgaiiacha Exan^t seit 1872; 

6. die boBnisch-henE^winiBchen DiOeesen. Dodi ist fOr diese 
IKficesen au besditen, dass der FftbiarolL in Gmiatantinopel 
das Ftisentationsreoht für die vom {tsteneidiischan Kaiser 
zu ernennenden Bischöfe l>ehalton hat. 

Alle dicso orthodüxoii Kirchen innerhalb und ausserhalb des 
türkischen Keiciies erkemien in gewieser Weise die geistliche Ober- 
herrlichkeit oder docii mindestens doii V*irran^ des Patnamhen 
von Constantinopel dadurch nocli fürlwahremi an. dass sie das 
heilige <d zur Salbung der Bischöfe (chrema) von ihm entnehmen. 
AU aligemein anerkanntes Haupt der orthodoxen Kirohe gebühren 
ihm aotterdem besondere Ehienvonechte» wie der Titel eines ^^Okn- 
SMiiisdien" Patriarchen mit der Anrede „Fsnsgiotato^ (HeUigkeitX 
vShrend die anderen Fatriardieii mit „Glfickseligkeit'' angeredet 
werden. In seinem Siegel führt er als Wappen den mit der Kaiser^ 
knHic geschmückten Doppeladler der Paläologen, während das Siegel 
des Patriarchen von Jerusalem die Grabeskirche, das des Patriarchen 
von Antiochien die dortige sog. Apostel-Kirche und dasjenige des 
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Patriarchen vim iklexandrien den gekirnten und geflagelteu HaicDS* 
LOwen aufwdst, der zwischen seinen Tatisen die Bibel mit dem 
Kreujse bSIt Alle vier Siegel enthalten ausserdem nodi avei fll)er> 

einander gekreuzte Schlüssel als Zeichen der geistlichen Gewalt 
Abgesehen vfm soiii.n- Stellung als geistliches Ol>erliaupt des 
Constantinopoler Patriarcliatssprengels ist al»or nach altem, durch 
dio fr<'!<etzliche Organisation von ISHO sanktionierten Kerhtc <\(^r 
okuuiemsche Patriarch fenicr nor]\ der Veitipter der K<'.-anitcn 
orthodoxen Kirche M der tflrkibchen Ke^nenni^^. In diosfi Eigen- 
Hchaft eines ix)liii»chen Uberhauptes des Kam luilleii ist er in welt- 
lichen AngelegenbeitHi der Yoiigjesetste auch der flhrigen orthodoxen 
Patriarch^ in der-TOrkei, untersteht aber salbet wie die Cheis aller 
Hillets, dem Departement der geistlichen Angd^nheiten (mezahib 
mfldirieti) im JustizminiBtniom. Auf Lebenszeit ernannt und durch 
ein seine Befugnisse umachinbendes Berat (Bestallang) der Pforte 
eingesetzt, kann er von letzterer nach der Theorie nur wegen Hoch- 
verrates und aussei-dem auf Antrag der Synode, bozw. des unten zu 
erwähnenden Konj^ejls, wegen Abwr'irhtmj^ vom kirchlichen Dogma 
ofler wegen schlechter und ei^?eniiützit;er Verwjütmiir de? Kirchen- 
vermup'iif; ahgefsetzt werden; doch ist er iru letzteren Falle \sie'ier 
wählbar. Die Wühl crlolgt nach einem komplizierten Modus durch 
die Synode, verschiedene Eirchenfilrsten und hohe Funktionäre des 
Patriarohats und unlw stanker Beteiligung des hauptstadtisdien 
LaieDelements, sowie der Delegirten der DiOoeeansprengel, wobei 
der Pforte Gel^nheit gebotm ist, von der ihr unterbreiteten Liste 
die nicht gendimen Kandidaten zu entfernen. Passiv zur Wahl 
befdiigt ttttd nur tOrldache Unterthanen, die einen htamexea gast- 
lichen Rang einnehmen und gegen deren Charakter nichts vorliegt 
Dem Patriarchen liegt die l.eitimfr der dem Millct ge währten 
Selbstvenvaltung in Verbindung mit der Synode olr l.tztere l'O- 
stcht aus zwf^f 5reti"opoliten, welche untt'i- ileni Vorsitze lies Patri- 
archen ffir die Dinziplinar- und Jurisdiktioiispewalt. die Ausbildung 
des Klerus und die Erhaltung des orthodoxen Glaubens zu sorgen 
haben. 

Ausser der Synode besteht eine andere widitige KOrpersdmft in 
dem „Konseil*' oder „ständigen gemischten Ausadiuss der Nation*', 
der aus vier Mitgliedern der Synode und acht von der orthodoxeD 
Bevölkerung der Hauptstadt gewShIten Laien zusammengesetzt ist 
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und der Bestätigung seitena der Pforte unterliegt. Dieser Auft* 
<f\\nsis beanfeichtigt die Schulen. Ki-ankcnhäusor und andere fromme 
Stiftungen, venvaltet die „Kasse der Nation" uml entscheidet über 
Beschwerrlen frf»gf»n die Ris^'h'^f« in ■woltiieii.'ii Angelegenheiten, 
sowie filior Fälle des ErU- uml Familit'iin'chteis, für welche das 
bvzantiniacli-römische Recht massgebend gtiblieben ist GoBot/lich 
festgestellt sind auch die GeliiUter der Erzbischöfe imd Bischöfe, 
obwohl der Staat sie nidit beaoldet; die genanaten lurcUi(A«ii 
WOidentrllger sind jedodi befugt, die erforderlichen Betiflge vom 
MiUet dnzaziehea. 

Während der Patriarch einen Anteil an der Regierangsgewalt 
durch Sitz im Divan nie erreicht hat, ist, wie oben angefahrt 
wurde, durch die neuere Legislatur den ihm nntergebenen Bischöfen 
in der Provinz, nebea den kirohlichen Oberen der übrigen Millets, 
Silz und Stimme in den Verwaltungskonspils zugestanden worden. 
Hierbei wurde, in Gemlissheit des alten Vnnaiicf«? des «"kumenisehen 
Patriarchen vor den Patriarchen dei' üluigfii Millets. den Vi-rtretern 
ucr oriinjido.\en Geistlichkeit der Vuiüilt vor den im iUnge ent- 
sprechenden Würdenträgern der übrigen Kirchen bestätigt 

Aus der Oiganisation des Rum mlUeti erhellt, daas dasselbe 
«ne Listitation, gemdesu tinen wichtigen Bestandteil dee türkischen 
Hdchea bildet. Die orthodoxen Qeiaflicben, die dorch Beiats er- 
aannt werden, sind kaiserlidi ottomanische Beamte. Die AngelegMi- 
hdten des Pktriarchata sind , interne Angelegenheiten der Tflrk«, 
wie -eine (Jnteigebenen TTnterthanen dos Siütans sind. Es läset 
sich daher nur aus den im Innern des türkischen Reiches damals 
herrschenden >fissbrfitiehen und aus der Schwache der auswärtigen 
trirkiRch«='n Politik erklären, wenn Kussland 1774 im siebenten Artikel 
des Fn*"'ieii> \on Kainardsche sich das Protektorat Ol>cr die ortho- 
doxen L'hterthanen des Sultans ausbedingen konnte. Da diese 
Stellungnahme Russlands einer der hauptsächlichsten Gründe des 
Xfimhrieges war, verlangten es IVankreichs Interesse ebenso wie 
die neu konstruierte Aufnahme der Tflrkei in das europftwche Völker- 
recht, daas jedes Proteirtorat fremder UBohte Aber die Rayahs im 
Pariaer Frieden eliminiert wurde. 

Bassland hat sich jedoch noch im Sommer 1893 dabin ans- 
gespro c hen . es könne 5;ieh von Niemandem das Becht bestreiten 
lassen, bei der Pforte jedesmal seine Stimme su erheben, wenn 
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die Interessen <ler OKliodooceti, gleiehvjel ob es die Angehörigen 
der niunaohen Kirche im engeren Sinne oder die anderer orthodoxer 
Kirc'hengemeinsthaften betreffe, atif dem Spiele stÄnden. Russland 
beanspruche kfinpswegs die Reclite eines Protektorats über die ge- 
samten Oi-tliodoxfti im türkischen Reiche, aber en sei durch die 
Veigaiigyalieit wiu duit^li die politische Aiifp-niM^ der Gegenwart 
dazu berechtigt und berufen, in Frageu, <lie das religiöse Interesse 
der Orthodoxie betrafen, bei der Pforte QebAr »u finden. Dies 
werde aoch von der tOrkteclien Regierung luclit betweifelt, und 
dfther sei die ruMieche Verwendung fflr griechiadi-orthodexe An- 
sprflche, epesiell in Jerusaleni, nienuÜB von der Pforte als unsolftseig 
tbgewieaeD worden. 

Als besonderes Millet können nicht auftrefübrt werden die 
Bulgaren, (jbschon sie vom Patriarchat losgelöst sind; eine Ver- 
«(•hiedenhcit des Dogmas un l des Ritus besteht zwischen ihnen iind 
den Orthofloxen nicht. Der Exarch mit Residenz in Constantinopel 
ist Obrig'fns ebonsn ein ttlrkischer B«»amter. wie <ior ghtvhisch»- 
Pati'iarch. Beuierkeiiswert ist eine Bestiniiiiiiiif; des ihm erteil tfn 
Firmans, wonach ihm zugesichert wird, dass von den ihm nicht 
schon von Anfiong an zugewieaeneB iHtbodoxen Qenianden der 
enroplisdien Türkei ^ne jede, durch «nen mit Zwei-Dritielmajoritftt 
der Qemeindenoitglieder gefittsten Bes6hlu88| ihre LoBtreDnuog vom 
orthodoxen Patriarchat und ihre Uoterstellong unter das bulgariache 
Exardiat veilangen kann. Femor steht ihm das Beoht selbstftndiger 
Bmennung der bnlgarisehen Bischöfe su. 

II. Die OregorianiBcheu Armenier (Enueni milleti). 

Die durch (Iregor ficn Erleuehter um :i't2 zum Christentuine 
lK'k> lirteii Armenier Iroiuitt-ii sieli. als hri ihnen in der Mitt-' dos 
5. Jaluhuiideits «Icr Monophysitisiuns Eingang fand, von der ilamals 
noch einheitlichen Kirche nach dem Konzil von Chalcedon; zum 
voUeü Bruche kam es 596 duräi das swrilB (armsBisoiie) Kooiil 
von Tevin. Das geistliche Oberhaupt dieser nun Ober den ganzen 
Orient vom Königreich Riun&nien bis nadi Indien aarstreuten Oe- 
mmschaft ist der mit dem Ehrentitd eines Kathdikoa (annenisch: 
Kathoghighos) au8geiei<^ete Patriaroh von Etschmiadain am Fusse 
des Ararat. Zwei andere Patriarchen, derjenige von Sis in Cilicien 
und derjenige von Aghtamar, einer Inael im See von Yan, fQluen 
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xwar eboDfalls diesen Elirentile], doch haben aia nicht im'hv ^'tnst- 
üchc Befugnisse, als der nach der Erobernng von Constantiiiopf»! 
vfiii Türlcrti eingesetzte l'atiiarch von Constantinop*^! und der 
um die Mitte des 17. Jahrhunderts zum Patriarchen eiliotione Erz- 
bia>bof von Jerusalem. Da von der „armenischen Nation" bei 
weitem der grösste Teil in der Türkei lebt, und das Patriarchat 
TOQ JeruealeiQ nur eine bescbrBiikte I^Daeae besitzt^ ist der mAditigste 
unter den «nnenlsoben Prftbten der Fatnuch von Constantinopelf 
der Vertreter d«r Kation bei der Pforte, der nach dem KatholUcon 
den ersten Vtang beansprodit. Seine Stellung ist derjenigen des 
fikomeniBchen der Griechen nachgebildet, wenn atioh das jQngere 
Datum seiner Einsetzung und der demokratische Zug der anneoiadien 
Geistlichkeit sie nicht zu so gi-onsem Qlanze gelangen Hessen. 

Das von der Pforte auf den Vorschlag der Vortmtor des 
armenischen Millet*> im .lahre erlassene Ops.t/ über das 

armenisc^he Patriarfliat. die sogenannte „Konstitution der armenischen 
Nation", hat t iutu durchweg repi-äsentativen Charakter imd ilber- 
läsüt der Gemeinde die Selbstorduuug der Verwaltung. Das poli- 
tische Ofaerfaaopt des Hsllets ist der Plrtriavek tcd Constantinopel. 
Seioe Ernennung auf Lebeosseit erfolgt durch Berat, nach der vor- 
glngigen Wahl des grossen Konseils der Nstionf wobei der Neu- 
gew8hlte der Nation und dem 8ultaa den Treueid leistet. Paamv 
«ahlflOiig sind nur BischOfOi die das Indigenat besitzen und das 
Vertnnen ehr Pforte gemessen. Eine Absetzung kann vom Sultan 
wepen 11 ■ In errats, vom gr«»S8en Konscil mit nachheriger obrigkeit- 
licher Genehraigimg wegen Bruches der Konstitntion verhängt worden. 

TVr trrns<?e Kon seil der Nation besteht ans 11 n Mit- 
glitdeni, niiaüich 20 Vertretet ii der Geist liehkeil der liaupt«*Uult, 
80 Vertretern der daselbst wohnenden Läden und 4o Abgeordneten 
•OS den Provinzen. " Dieser Konseil versammelt sich alle zwei Jahre 
snr EkitgegeDitahoAe der Beriohte über die Millet-Yerwaitung, namentr 
lieh die Finantlsge, und xur Festsetzung der Steuern. Auaser- 
ordentlidie Berufungen des Konseils treten mit Q^nehmignng der 
Pforte ein behufs Beteiligung an der Wahl des Katholikos von 
Etscfamiadzin und sttr Vornahme der Wahl der F^triarehon von 
Constantinopel und Jenisalcm, sowie im Falle von Differenzen 
zwischen den beiden sofort zu erwähnenden Konseils und den 
Pslriarchen. 



Die Vorwaltunp der Angelegenheiten des Millet steht einem 
geistlichen und einem liaien-Konseil zu. Finsterer besteht aiis 
14 Mitglie<l»*ni, die durch tlie Pforte zu bestätigen sind und ;ille 
zwei Jahre wechseln; er wacht über die Dogmen und Riten der 
Kirche, woljei schwierigere Olaubensfragen einer Versammlung sämt- 
licher Geistlichen der Hauptstadt und eventuell dem Katholikos von 
Etschiniadziu vorgetragen wenlen. Ferner flbt der geistliche Konseil 
das Kecht der Ernennung und Beaufsichtigung der Geistlichen in 
der Diöcese und der Prediger in den Provinzen aus. 

Der Laien-Konseil winl gebihlet aus 20 auf eine zweijährige 
Dauer gewählten und von der Pforte lie.stätigten Mitgliedern des 
grossen Konseils und entscheidet i\ber die weltlichen Angelegen- 
heiten, wobei ihm sieV>pn Kommissionen sekundieren. 

Behufs Deckung d»'r Kosten der allgemeinen Verwaltung wird 
von jedem erwachsenen Angehörigen des Millcts eine Steuer ein- 
gezogen, deren Hßhe nach den VermOgensvorhältnissen des Steuer- 
pflichtigen bemessen ist. Im Durchschnitt lieträgt sie 75 Pi.ister 
(12,75 Mark). Die Erhebung der Steuer winl fflr die Provinzen 
sogenannten „Murachchassa", Elxarehen, übertragen. Die einzelnen 
Sprengel erheben daneben noch ihre besonderen Steuern fflr ihre 
eigenen Bedürfnisse. 

Der Patriarch von Jerusalem Ist nur nominell selbständig; er 
wird durch den grossen Konseil von Constantinopel aus einer von 
den Mönchen des Klosters Mar Jakub in Jerusalem präsentierten 
Kandidatenliste gewählt. Seine Funktionen bestehen in der Ver- 
waltung der armenischen Wallfahrtsstätten und des genannten 
Klosters. 

Die Bischöfe und die Erzbischöfe, welche letztere sich von 
jenen nur durch höheren Ilang und Titel unterecheiden, werden 
nicht vom Patriarchen ernannt, sondern von den Geistlichen und 
Laien der Diöcesen erwählt. Jedem Bi8<'hof steht ein von der 
Gemeinde gewählter Konseil zur Seite, der sämtliche weltliche 
Angelegenheiten ordnet und administrativ von den Konseils des 
Patriarchats ressortiert. Wie die Griechen, haben auch die Armenier 
in den Provinzen einen Anteil an der türkischen Local -Verwaltung. 

Iteigefügt sei. dass der armenische Patriarch . in Constantinoj«! 
bei der Pforte ausser seinem Millet noch tUe syrischen Jacobiten 
vortritt. 
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In kirchenpolitiflcher Besielmng bat in letster Zeit am meisten 
inlaeiheii die Diffeiens mit der maeischen Regierung wegen der 
Wahl dee Katholikos von EtBcbmiadaia erregt 

Nach armeniscti-kaiionischoin Kirchenrecht beeitst jede dcr 
106 Eparchien, in welche da« iiiliet inner- und ausserhalb der 
Türkei zrif.illt, zwei Wahlstinimofi. Von diesen Kparchien liegen 
CG in der Türkoi. die übrigen 40 gi-össtonteils in RuPMland, speziell 
in den KaukasusländerF) , cinzelno in Pwion uml InUieii. In den 
letzten Jahrzehnten hatte der Schwerpunkt der Wald in iJonstantinopel 
gelegen. Der Coustautiuopoler Patriarch entbot bei oiuer Neu- 
die 66 tOxkiscben Epexdiien, durch Delegirte oder veniegelle 
Wahhettel die Wahl in Constantinopel voraon^men. Durch den 
geoBBBa Konseil der Naüon wurden alsdann die Stimmm ge- 
smimelt, und aus denjenigen , weldie die meisten Einaelstimmeu 
erhalten hatten, drei Kandidaten ausgewählt und der Synode zu 
Btechmiadzin mitgeteilt. In ähnlicher Weise wählten die 40 (Ihrigen 
— nicht türkischen • Epanhien einen vierten Kandidaten, luid 
diese 4 Namf^n j^tands-n alsdann zur on^on'n Wahl in Etseiimiaflzin 
selber. Allein da <\rv in Ktschuiiadzin t-rscht-iin^nde 1 >plt't;iitc des 
Patriarch.U."' von < 'unstantinoi>el alle 132 tin kisclu'ii Stinunen führte, 
so gab er. Ih-/,\v. dei' grosse Konseii m Coiit>Uütinoi)el, an dessen 
Instroktionen er gebunden war, allein den Aasschlag. Bei der 
Neuwahl eines Katholilcos im Jahre 1884 aatste jedoch die nustsohe 
Regiemng in dem su ihrem -Gebiete gehörenden Btechmiadzin ein 
schon seit 1842 bestehendes, bisher freUidi wxih m'cht angewandtee 
WahltegtOTient (Polojenie) dorch. Nach diesem sollte jede der ge- 
mnten 106 Eparchien einen Vertreter nach Etscliuiadzin entscndtui; 
^ie versaramellen V^treter haben sich bei der Wahl auf zwei 
Kandidaten zu ei?>iiren. welcln' dem nissischen Kaiser präsen- 
tiert worden. Der Czar erueunt alsdann den eiueu davon zmu 
liLatii'>lik..s. 

Im durch dlöbe i'ulojenie dur .Srliweriniiikt der Wühl von der 
TQrtiei, die vier Millionen Armenier zäldt, nttcii Russland verschobcu 
vud, wo hSehstei« dne halbe Iffillion lebt, verhidt sich der grösee 
Konseil zu Constantinopel gegen den neuen Wahlmodiu» ablehnend; 
<r übermittelte vielmehr seine Resolutionen brieflidi, ohne ^nen 
Dekgirten zu »iteenden, nadi Etschmiadzin. Die Wahl Terlief nun 
MS dam dw erschienenen nicht-tfirkischen Delegirten zu den drei 



PrSsentaten der tflikiechen Sparohien eiaea vierten Namen hirau> 
fdgten. Beim swdten Wablturnus sind aas der engeren Wald, an 
der jedoch auf An<»dnung der russischen R^erang nur die «»• 

• soiiclcii Vertreter teilnehmen durften, xwn Namen herroigsgangen, 
die dem russischen Kaiser präsentiert wnnlen. 

Trotz (lieser Verietzung s l<anonischen Kirohenrechts zogen 

S4:liie!<slirh dio Armonier der Türkei zur Verhfitnng eines Schismas 
vor, austi:ihin8wei«e tnid olnie oin^'ii Pnlcodenzfal! ^dtaffen ZU wollen, 
den von Kusslaud ürnauuteu Katboliko» anzuerkennen. 

m. Die Kirchen der monophysitischen Jacobiten 
in Syrien und der Kopten in Egypten, sowie die 
nestorianische Kirche. 

Diese haben geringere Üetloutuug und können dalier hier nur 
km/ lierülirt wcixIoti . Die beiden erstorcn sind den eifriLron Unions- 
l'eiiiuliuiigon der rütniBchen, dio letzte zugleidi denjonigeu der 
rubüisi lion Kirche aiisg^^'^etzt. 

Der Patriarch der .larolnten hat «*«^inen 8itz in Mardin. im 
Kloötci Detr Zaferaii, und ^vlni, wie l>ereits erwähnt, bei der Pforte 
durch den armenischen Patriarchen in Constantinopel veitreten, der 
ihm auch das nötige Berat erwirkt. 

Der Patriarob der monophysitiachen Koi)teti, d^ si<di Nach- 
folger des heiligen Markus nennt, hat schon im 11. Jahriiiindert 
seinen Sitz von Alexandrien nach Bjuro verlegt; seine Wahl imter> 
liegt der Bestitignng der (egyptisohen) fi^gierung. 

Die Neetorisner, die tkk meist Uos Meschihay^, d. h. An- 
hätiL;.M lies Messias:, oder Siirayyah, d. h. S'vrer, nennen, bewohnen 
Mesopotaiiiion, Kurdistan und Persien, imd datieren von dem Kf>nzil 
von Kpli'^siH, wo die Ketzerei des Nestnrins, der von Cyrillus Ite- 
srluiliiigt w mie, in Christo zwei Personen aiiznnehmcn. mit <lein 
Aiiaiheni l elegt ward. Ihr Patriarch residieit heute in *leii iieigen 
nordii(;h von Mossul, wo er die geistliche Hermhaft über seine 
unter fuktLseh freien Häuptlingen (Meleks) stehende Herde ausQbt. 
Bis in die sechsiger Jahre war er von .der Pforte nicht anerkannt; 
neuere Nachrichten fehlen hietflber. Bei etwaigen Differensen mit 
der Regierung dürfte tnch der gregorianische Fatriaroh in Ck^nstan- 
tinopel für ihn verwenden. 
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IV. Die judischen Rayahs (Yahudi milleti oder 

Milleü mnsevie). 

Das in dritter Linie nach den OillKxloxen und Armeniern in 
Betracht kommende, denselben jedoch an Zahl wie Bwieutnng weit 
nachsteheiule Millet ist dasjenige der Israeliten. V.a setzt sich nur 
zum kleinsten Teile aus den seit alter Zeit in Palästina und Baby- 
loaien verbliebenen Juden zusaumieri; die Hauptmasse wanderte seit 
dem 15. Jahrhundert aus Spanien (die noch heute einen spanisciien 
IMeiki sprechenden Sephudim) und ans Polen (die jildiuh-deutsdi 
ledendea Aschkenaxim) ein und veebreitete noh über die grOaeeran 
Sttdte, namentlich der Balkanhalbinael. Die sahlretohsten Gemeinden 
aiad diejenigen Ton Conatantinopel und Salonilt, in «elidier letzteren 
Stadt sie den Hauptteil der BevtSUtening bilden. 

Nach ihrer im Jahre 1865 gesetzlich geregelten Organisation 
ist ihr geistliches Oberhaui>t, der Oberrabbiner (Chacham baschi), 
mit der Anrede ..T'^fiiinenz", auch |)olitisch d^r Vorgesetzte silmtliclier 
jQdiscIien liayahs in ilcr Türkei: er inns« das tflrkische Indisrenat lie- 
!»itzen. (iewählt wird er durch den grossen Volkskonseil, womuf die 
Horte ihn btjstatigt. Seiue Wahl erfolgt auf Lebenszeit, do<'h nniss er 
nach vellendetem siebzigsten Jahre nirOctoeten, folls er nicht noch 
die zur firfOllung seiner Amtapfliehten erforderlichen kOrperiicben und 
geisligeo Eiifte beattat Er vertritt aein Millet der Pibrte gegen- 
Ober; er verteilt die Geechftfle an die beiden atAndigen Konaeila 
und iracht über die Ausführung der BeacMflsae derselben. Eventuell 
ist er befugt, eine Revision der letzteren herbetsof (Ihren ; jede 
weitere Ingerenz ist ihm untersagt Seine Absetzung wiixl, wenn 
erfi nlt rlirli, von dem voreinigten geietli« lion und weltlichen Konseil 
(gewirkt, indem er, nach vorgängiger Benachrichtigung der Rforte, 
litt Ab<lankung gezwnnpen wird. 

Der grosse Volkjikuuf»t'il be>trht aus (iu I>;iien, Abgeonl- 
Reten der Bevölkerung der Ilauptstadt, und 20 Rabbinern und er- 
glnxt ueh snm Zwecke der Wahl dee Obemtbbiners duidi iO Ver- 
h«ler der jüdischen Gemdnden von Adrianopel, Brussa, Salonik, 
Biplad, Kairo und Joniaslem* Ausser der Wahl des Obercabbiners 
hegt dem gvoeaen Volkakonseil die von der Pforte au bealStigende 
^aU dar Mitglieder dea geisfli^en und des weltlidien Konaeila 
aus asiasr Mitte ob. 
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Der geistliche Kon seil wiixl von sieben Rabbinern gebildet 
und hat für die Howalining iltT Olniiboiislehren und für die Riten, 
sowie für die f'l>er\vacliung der Prediger uud die Beschaffung von 
l-'iiterrielitsmittolii für ilie Seliuleii Sorge zu ti-agen. Es ist unzu- 
lässig, ßeselilfls.so gegen die Ansicht des Vorsitzenden /.n fassen. 
Das Bechtf die Exkommuuikation (Cherera) za verhängen, steht nur 
dem -ObeirabbinM, dem Yonitseoden des geistliclien Konaeüs and 
seinen beiden Adjunkten sn. 

Der weltliche oder Laien-Konseil besteht aus neun 
Laien und hat die weltliohen Angelegenheiten des Millet, nament- 
lioh dessen Kasse, zu leiten. 

Die .Turisdiktinn in Status- und besonders in Ehesachen wii-d 
von» Rabbiner-Konseil in ähnlichem Umfange wie vom griechischen 
Patriarchate ausgeübt; eine F^enifung an die türkiselien Tribunale 
kommt, infolge des .strengen P^xkonimunikatiniisrechtes, mit welchem 
jeder rng-'lioi-sain geahn<let wird, wohl nie vur. 

im Einzelnen füllt die Regelung der te.stajnentarisuhen Erb- 
folge in Mobilien in die Koropeteuz des Rabbinatsgerichts. Voraus* 
Setzung jedodi ist, dass das Testament in der vom moasisdh 
rabbiniaohen Becht voigesohtiebenen Form errichtet, d. h. vor Allem 
von zwei Rabbinern als Testamentszeugen unterfertigt wurde. In 
Intestaterbflttlen ist nach der rechtti<dien Tbe(Hne das ottomanisdie 
Becht massgebend und sind die Scheriatgerichte zuständig. Doch 
lassen in der Praxis die Juden ilue Erbschaftssaohen immer nadi 
mosaischem Rechte ordnen. 

Da die Anwendung der olx*!] erwähnten < Irganisation sich 
jetloch auf die Hauptstadt Constaiitinoiiol beseliräiilvt, war man in 
der Provinz auf die Herheifüluung eigener Regelung der Vorhillt- 
uisse angewiesen. lu Salon ik, wo die grosse Zahl der jüdischen 
BSnwohner dies besondws dringend erheisobte, sind in Nachbitduag 
der beschriebenen Einrichtungen folgmde hienuohische Ihsluuen 
geschaflbn worden. 

An der Sidtze steht ein Oberrabbiner, der aber dem Ohaoliam 
basohi zu Constsnthiopd untergeordnet ist und als dessen Yeitreler 
angesehen weisen kann. 

Der Ober-Rabbiner ernennt vier Rabbiner, welche den geist- 
lirlinn Konseil bilden und die vorkommenden Fälle des Familicn- 
und Erbrechtes entscheiden. Daneben besteht ein Laieakonseil 
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von neun Mitgliedern aus dor Zahl der törkischen Riyahs, wolelieni 
die T.oitnncr (1<'r woltliclieii H*'ziehnngen zur liandesobrigkeit. also 
namentlich (Irr >>teuer-, sowif .ilK-r KapseiiPaohP?i d<^r Kavaliköriict- 
whaft zusteht. Di« Mitglieder de-s Laieiikouseils weiden gewühlt 
durch eine Vcrsanniihing von siebenzig Notabelu, deren Wald selbst 
vieder kos ein^ Abttminiiiiig sRmmllieher Stetterahler bemrgeht. 

Hit Rflcknchl auf die nhlreidieii jüdischen ESowohner nicht- 
tOikisdier StaataangehMglieit iBt ferner noch ein Gemeinde- 
konseil von zwOlf Mitgliedern ehne Unterschied der ünterthanen- 
sdinft unB Leben gerufen worden, der ehenialls aus dw al^melnen 
Abetimniiing der für die Gemriivle Beiträge steuernden Israeliten 
hervorgeht. n|,\\,.)d derselbe den Iiaiidesl>ehr>r(lrTi p:«genflber keinen 
offiziellen Charakter besitzt, ist er doch mit der Verwaltung der 
Genifindf'aiitrel.'gfiilii-'iten betraut, nanieiitlieh heanfsiehtigt er die 
Thätiizknit di's IjiiiiMikonx ils, swwit- iin ullgemeinea alle jüdischen 
frsninien Stiituijgeti, Schulen »uid Hospitäler. 

Die in der Mitte des achten Jahrhunderts gegründete jüdische 
Secte der Karaiten, welche den Talmud verwerfe und nur den' 
Bodtataben des Pentateochs anerkennen, genosa einst eine besondere 
OemeindeTeijaaanng, ist aber jetzt grOsstenträla aus der TQrkei ver* 
schwuttden. 

In den grosseren Stidten und namenüioh in Salonik lebt ferner, 
eben&lls in «g^ier Oiganisation , ein* I ' inere Anzahl von Kach> 
kommen 8pani8(;her Juden, welche von den Türken Dönmes oder 
Meemins (Konvortiten) genannt wenlen. Sie bekennen zwar äusser- 
lich den Islam, uehen je<loch mit rlpn ülmcren MtihnmmodnnonT 
keine Eh'-ii ••in und huMigcii, nach glauhwürilig'-u Mitteilungen, 
iui Geheimen iliieiu Ijcjjüudu-ren Kultus. Sie dürfen daher obenso- 
venig den Einham inedanern als den rechtgläubigen Juden zugezählt 
wcnten. Bei ihrer ängstlichen YermeiduDg alles dessen, was den 
wählen Charakter ihres Qlanbens Torraten wflrde, ist es schwer, 
denselben an erkennen. Tielleicht wirft ihre innere Uneinigkeit 
ein Licht darauf. Da sie nAniltch in drei S^ten zerfallen (die so- 
genannten Berberis, Traschis und Terpuschis), welche sich gegen- 
seitig in glpichein Masse verabscheuen und verfolgen , wie sie die 
orthodoxen Juden verketzern und von diesen verketzert wenlen, 
ist wnhl anzunehmen, dass die Dnumes von solchen Juden alj- 
stammea, für die sieb die israelitische Messiasidee in ihren ver- 
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scliiedenen Sektenstiilcm verwirklicht lial. In di'f Tluit knüj.ft 
sieh die Eiitstehunj? (l. r gnl-steti der di«i D/intn»'-'!' tut-iiKh-n au 
(lio Pc'i-sriii dos Salmthai Sevi. wel-^hrr im Jahre lübti als M-'ssias 
miftniU s^jUter aber deui ihm aiigedruhten Tode durch den i'fahl 

ent^Miig, indem er den Islam «miahm. 

ErwMnt seien ferner die Sa m tri tan er (anbist^ samireX 
der letete, detn Aussterben nahe Obeneet der Samarilaner der Bibel, 
in Nabuiiis (Sioheni). In den alten muhammedanisclieii Scheriat- 
biichem Verden sie, neben den Christen und Juden, ausdrOcMieh 
als Kitnbis (Völker mit einer gesehriebenen OfliBfibamng) an« rknnnt, 
vvesshalb ihnen der Schutz der Zimtiii.« -/iiir<^<;prochen wird. Nach 
altem Herkommen werflen sie von der türkischen Rogiening ge- 
duldet: ihre Vorsteher wurden wohl nie durch besonderen Akt an< 
erkannt. 

St liUesslich sei noi h li< ip>fnirt, dass im Koran unter den Kitibis 
die religiöisC üemeinschaft der .Sahier aufgt;führt wird. Unter diesem 
Namen fimlen die in der 2*abl von einigen tausend Mitgliedern ver- 
schiedene Ortschoftwa Sfidbabyloniens bewohnmden und einen oorrum* 
inerten chaldAiach^areniiischen Dialekt sprechenden Mandftev oder 
Sobba's bis auf den heutigen Tag die Duldung dsr tütfciechen 
Regierung. Da m ihrem Ritus die Taufe eine hervorragende Relle 
spielt, glaubten die kathcliM-hoii Missionare des 17. Jahrhunderts, 
in ilioen die aus der altchristlichen Kirchengeschic^hte bekannten 
Johannes -Christen oder Hemerobaptisten wiedergefunden zu 
halten. Ihr Glaube ist abor o'm m wundorbnnes (»emiseh von alt- 
hal»ylouit^' l.''ni (ifstirn<li«'iist, ParsiMiuis. Maiiirh.lifnius und ju<li-;<h- 
chri.stliclu-i" ün(xsi.>> mit diiekt judeii- unil < in isteiiteiinilirlier T>Mnli nz, 
da&s diese Identifieierung als ein Iniuin betiTKJhtet werden tuiiss, 

V. Die pTotoBtantisolieii Bayahs (Frotestan 

dsohemaatl). 

Die wenig zahlretdien proteetantaschen Rajrahs sind fast simt- 
lich gregorianische Armenier, die von englisohen und ameritamiBchen 

Missionaren sum Protestantismus l>ekehrt worden sind; seit einigen 
Jahiv-eluiten treten in Syrien und Palästina auch orthodoxe Christen 
zum I'rotestanti.smus Ober. Um sie vor den Verfolgungen dee 
aiuienischon Patriarchats zu si hflfzon, stellte sie die Pfoi-te 1845 
auf die Voi-steliuugen des euglischcu Botschafters unter den Schutx 
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lies Ihllsab Aghasy, d. h. Polizei-Ministers. Seit 1850 wunlen 
die Protestant •II als Gemeinde anerkannt, indem sie, wie die 
lateinischen Riyahs, einen V'ekil (Vertreter) erhielten, der unter 
der Aufsicht d«6 Polizd-Milüsters die Matrikel der Qemeiade* 
angehCrigen führte. 

Bill neuea B^ement watde im Jahre 1878 deo Frateetaateii 
TOD der Pforte octroyiert, wonach ein durdi GiDBaherrliehen Firman 
etageaetiter Yekil die Protoatenten in Conatuitinopel bei der Pforte 
zu vertreten hat, wBhread die Gemeinden in der Provinz den 
Lokalbehörden unterstehen. Es liegt darin «in«- Benachteiligung 
der Protestanten gegenflber den übrigen Millets, denn eine eigent- 
liche Millet-<^r!?anisation ist ihnnn nicht bewilligt, die protestantischen 
Rayah^ sind vielmelir in eine Keihe loyaler Gemeinden z.ettrennt. 
Uie Protestanten i/inpfanden ihre Tinge, dio innlir riiier Duldung 
als einer staatlichen Anerkennung gleichkuai, um so mehr, als sie 
keine Vertretung in den admluistrativen Konseüa der ProTinten 
besitten. Die eugiisohe Botaehalt iorderto daher 1880 von der 
Pforte die abbaldige Aufeteliting einer den Wftnschen der ^Nation" 
entq^iechenden neuen Verfasaung und legte in Verbindung mit dem 
Oonstantinopeler Yekil einen Entwurf vor, welcher einen Primdenten 
des Uillete unter Normierung von dessen Wahlmodus imd Zustfindig- 
leit, ebenso einen Generalkonseil der Nation tmd Provinzial- 
konseils beantragt tmd Eherecht, Schul- und Begräbniswesen, sowie 
die Matrikel fnhrnnsr n:'gf'It. Der Entwurf wurde jedor*h nicht an- 
genommen. Km üi-ganisches Statut ist bis heute nucli niclit erlassen. 

Da die protestantisehpn Rnvaiis ünterthanen des Sultans ^ind, 
60 imt skU England, wie hiemus ersichtlicli , aus (Ibrigend erklür- 
liefaen Gründen, bei seiner Yerwendimg für dieaelben auf den oAm- 
Uchea Standponiit gestellt, den Riueland aeit 1858 in der Fmge der 
Orthodoxen einnimmt. 

Alle Übrigen, aua Saropa und Amerika eingewanderten, Pro- 
Manten mit ihren InatttiitiotteD, auch das engliache Bistum in Jeniaalem, 
«Ind dem türkischen Staatsrechte fivtnd: sie unterstehen, wie die 
msäflche Enklave, nur dem Rechte der Mutterstaaten. Die türkische 
Regierung kommt hierbei blos in Fragen d.^s rniinohiliiirrechtes zur 
üeltimjr nnd fibt liei Netignlndmis; von Kirchen, Sdiulen und anderen 
Wohltliätigkeitsanstaltr-n ein Krlauliiiisrerlit aus; auss''nl.'m iKvm- 
^>nicht sie die Aufsicht über die im Heiche bestehenden Schuleiu 
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Auch fremde Wolüthatigkcitsanstalten, SpttiUer und fthalicfae ^n- 
richttingen geniesaen ZolUreibeit 

VI. Die mit Rom unierten orientaliHchen Kirclien. 

Da» gnnze Mittelaltet- liindnixh iiiul l>is in die neueste Zeit 
hat Uie Kuiie es nicht an BeiuiUuuigtin fehlen lassen, die Union 
der Bchiamatischen Kirchen des Orients herbeiznfOhren. Diesen 
ebenso nnehdrOokliehen ^ie konetanten AnBtrenguugen ist es ge- 
lungen, ein geeamtes Millet, die Mitroniten, und bedeutende T«ile 
der AngebOrigen der ttbngen Kirchen zur Aneikennung des 
pftpstliohen Primates su bringen. In der That ist letitem^ Punkt, 
wie er die Hanptnrsache de» Schismas war, noch heute das am 
meisten ei-strebte Ziel der Kurie. Den mit Rom unierten Orientalen 
wurden ihr Ritus und ihre innere Selbstverwaltung beLiasen, die 
abwoicliendon Dogmen wurden nachsichtig behandelt: die Aner- 
kennung (lo-^ Papste?? als Oberhirten war und ist dei' hauptsäch- 
lichste Aiisiliiu k der rriii ti. Weitergehenden Ansprüchen, wie bie 
sich in Pius IX. Bulle „lieversurus" zeigten, und die auf Ein- 
mischung in die Verwaltung der Kirchen uud Latinisierung des 
Ritus absielten, wurde von den Orientalen stets «aber Widerstand 
en^gegettgesetst Leo XIIL bat daber nach Abachluss der rOmisolien 
Patriarohalkonfetenaen, zum Zwecke äer SrmOgfiohnng der von 
ihm ersehnten allgemeinen Union, am 30. November 1894 ein 
apostolisches Srndschreiben de disciplina Orientalium oonservaiida 
et tnonda (,,<Jrientalium dignitas Ecclesiarum") erlassen, worin jede 
Antastung der Privilegien der orientalischen Kirclien perhorresciert 
wird. Der Erfolg dieser weisen Politik zeigte sich alsbald, da im 
unnnttclliareii Anschluss daran die TT?iion eines grossen Teiles <lor 
Ko])fiMi Egyptens gelang, filr welrlio im Jahre 1895 ein neues 
römisch-uniertes Patriarchat in Ale:iiuidrien errichtet wurde. 

Die armenisch-katholische Kirche (Ermeni katulik 
milleti), die mit der Orflndung der Hediitaristen ihren Anfang 
nahm und sich SfAter hauptafldilich durch die Ifiasionsbestrebungen 
der Jesuiten vei^grOsserte^ hat bis in dieses Jahrhundert eine lange 
Ijeidensgeschichte zu verzeichnen; gegen die Verfolgungen des 
armenisch-gregorianischen Patriarchats war sie oft in der Lage, die 
^tervention des kaiserlichen Internuntius und später ausschliessUoh 
des französischen Botschafters zu Constantinopel anzurufen. Hervor» 
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zuh^^Vn ist r!i»' bei (lios.'ii Stroitiprkoitcn zu Tage tretend'- AufTossung 
der l'forte, wouacli ea den Cluisteii elwuso wenig wie den Muham- 
medanern gestattet war, durch Übertritt von aiutim Millet in das 
andere, ihre bOrgerliche Stellung und dadurch mittelbar ihr Yer- 
hiltnis sar tflrkiBchen Rflgiemiig su Andem. 

IMe letzten grOaBBEien Xlbnpfe der annenisoh'katholisch«! Kirche 
mnn herroiigenifea durah die obeDgienaimte Bulle „BevenniruB** 
des Fkiieteft PiuA IX^ in Folge deren ndi dieses lüllet in zwei 
Teile, die „Hassiinisten" (nach dem anf der r5iniediea Seite stehenden 
I^atiiatchen Hassun) und die „Antihassunistcn" spaltete. Der Friede 
wurde unter Mitwirkung der französischen Botschaft wie<ler an- 
geljahnt, als Hassun seitens der Pforte dtirdi oiii Derat vom 
.lahre 1870 anerkannt wurde. Dies Hen\t otitlialt ^'leii lizeitig die 
B<»stimmungeik über die Organisation des armcuiöch -katholischen 
Mületij. Hiernach ist der Patriarch zu Constantiuopel das Ober- 
haupt der armenischen Bayahs katholisohen Qlaubens; er fährt 
ausser den Fktriardientitel den einea KafhaUkoB von Cilicden. Sana 
fimeanaiig ist anf Lebenaaeit gültig; absetsbar iat er nnr wegen Ver- 
letaiBg der Staatsgeaetae oder der Inmoniadien Qeeetie esines IGllela. 
Die ihm ankommenden Privilegiea entspreehm denjenigen der Ober- 
häupter der Orthodoxen und Gregortaner. Mit ROckaiciht auf die in 
der Geschichte des Millets h&uflg eingetretene fremde Ingerenz enthält 
das gedachte Berat jedoch noch einige Punkte, in denen, wie in einer 
Art Konkordat, die staatüi^ho Anorkennunu: Patriarchen von go- 
»nssen Bedingungen abhängig gemacht wird. Namentlicli ^^eliört dazu, 
•lassin allen Angelegenheiten, weiche das Verhältnis des PaUiaroiiates 
zur Pforte betreffen, die Iiittii vcntion anderer Siuutcu ausgeschlossen 
ist Die Bischöfe und Priester, die sämtliclx türkische Untertlmnen 
«ein mOasen, werden nach dem alten anneniechen Bkauche gewählt 
■md von dhr Pforte beetBtigt; der Fktriarch selbst ist aus der Zahl 
der BucbOfe oder ürsbiscbGfe au wAhlen und darf ohne Genehmigung 
seltene der Pforte sein Amt aidit antreten, ^tiscli flbt die Kurie 
dotch die ihr ergebenen BiadiOle den wdtea^henden Einfluaa aua. 

Der Patriarch hat zur Verwaltung der kirchlichen Angelegen- 
heiten einen „Conseil pati'iarcal ecclesiastique" und einen „Conseil 
eccl»^iasti<nic canonicoliturgi ine" und fflr die weltlichen Angelegen- 
heiten einen „Conseil admiiiistratif lai'ine'\ der aus zw^lf I^aien be- 
ütebt, zur Seite j die ricUtciUchen Ueschäftc wcrdcu von einem 
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„Conseil jiuliciaire^ versehen. Die katholischen Armenier eiteo, 
wie die Gregorianer, nach tflrldschem Reclit. 

I)(>r Patriarch fl< r katholischen Aniienior besorget Ik?! der Pforte 
gleiclizoitig die (lescliäfte der flhrifren uniorteii katliolischcn Kircht^n. 
Frfllierr Vert^uchü dieser Glaidieiisgenossfuschaften. eif^eiie Vortret^r 
bei der Pforte zu bestellen, sind an der Weigerung der Ict/.tci'ei», 
dieselben anztterlcennen, geecheitert. Hierauf fassend, hat der kürz- 
lich verstorbene ohrgeizige armenisdi-katholiBohe Fstaiaidi Aisiisn 
im Jahre 1892 die Fhige der Errichtung eines katholisohen Genend- 
patriarchates in Constantinopel anger^ Za dieser Frage hat sich 
die Kurie ablehnend dahin geftnasert, dsss in Folge der alteren 
Voreiubarungen zwischen dem papstlichen Stahle und den orientar 
liöclien Patrian liatpu, durch welche den letzteren die Erhaltung 
ihrer Privilegien, iluer selbständigen Existenz und ihrer unmittel- 
baren Unterstellung unter den Pa}«st feierlich garantiert ist, die 
Erriehtuiig eiii.s solelifn (Teneral]»atriarchate8 einen Yeiti'agsbruch 
von Seiten iler Kurie bilden würde. 

Übrigens existiert zwischen den orientalischen Patriarchen und 
dem Papste doch ein Mittler in dem apostolischen Delegirten (D61d- 
gu6 apostoli'tue [)Our les lites orientaox), allerdings nur in spiri- 
tualibus. Dieser lM6ga& apostolique ist fOr die Beddens der 
lateinische &>bi8chof von Constantinopel ; fOr Syrira und Falftsüna 
ist sein Sita in Beirut, wo der derzeitige Titolar, der dieses Amt 
mit dem lateinischen Patriarchat Jenisalem verbindet, wenigstens 
regelmässig den Sommer verbringt FQr die Orientalen von Meso- 
potannen, Armenien und Kurdistan ist der in Mosul residierende 
päpstliche Legjit der Delegirte des päpstlichen Stuhles. 

Die übriu'-en unierten l'a t ri a rc heu treten an Bedeutung 
hinter dem armenisch-katholischen zurüek. 

Das älteste unierte orientalische Patriarchat ist dasjenige der 
Maroniten, das durch Papst Alexander IV. im Jahre 1254 mit 
dem Titel „Patojarohatus MamiitBram Antioohemn^* anerkannt wurde, 
nachdem die Maroniten sdion 1182 su Rom hingratigt hatten; eine 
engere Union trat um 1500, volle ünterwerfang unter Rom 1600 
mn. Der alte Ritus und die Autonomie ist dem Maroniten gewahrt 
worden. IXe Wahl des Patriarchen, der in Kanobni im libanon 
residiert, wird vu einem aus swOlf maronitisdien Bischöfen be- 
stehenden Walükapitel voigenommen und vom Papste bestttigi 
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Eine Emeuniin^' seitens i\rv Pforto <lurph Bemt erfolgt nifht, Aves- 
kilb die maroiiitisclK'n Biscliöfo in Syrien von den türkischen Ix)kal- 
behörden häuiig augtjfwhten wenlen. 

Das melkitiscbe Fat r iarchat von Antiochieu besteht 
unter Rom seit 1686, «1b der dortige melldtiBche (griechieoh-ortbo- 
doxe) Patriarch sich der rOiuiscben Kurie unterwarf und ein Teil 
seiner Untergebnen ihm bierin folgte. Der Patriardi, d<Mr in 
DunaakuB restdiett, Jiast gleichseitig die nicht mehr besetzten 
Patriarchate von Alexandrien und Jemsalem durah Vikare TOrwalten. 
Die im Jahre 1899 erfolgte Wahl des neuen Patriarchen durch 
seine Bischöfe ist vom Papste bestätigt worden, während die Pforte 
Bich bis jetzt weigprtp, die üblielio Ernennung zu vollziehen. 

Das s\*ri seilt' Patriarchat von Antiochif'n datiert vom 
Jahre 1781, in welchem der Hischef der seit dem .Iahi<' ir)4U 
uniertcn Jacobitengemeinde zu Aleppo, Ignatius Michael Uiaj ve, v(jn 
einem Teil auch der hii»her nicht-unierteu Jacobiten zum Patriarchen 
ernannt wurde und an den Fapst die Bitte um Bestätigmig der Wahl 
richtete. Der Patriarch, der m-ietater Zdt in Hoaul residiert, wird 
ton seinen BischSfen gewählt und unterliegt der Bestttigung des 
Papstes und der Ernennung durah Berat des Sultans. 

Das chaldftisohe Patriarchat umfiunt seit 1681 einen 
Teil der Nestorianer. Der Patriarch wiixl von den Bischöfen er^ 
wählt, ausgenommen, wenn der Papst einen dem frilheren Patriarchen 
anf den Vorschlag dei Proj^agranda mit dem Rechte der Sucoession 
beigegebenen Coadjntor ernennt, oder wenn der Vorgänger resigniert, 
in welchem Falle der Papst ebonfalls das besetzung.-^reeht hat Seit 
1843 erfolgt eine Anerkennung des Patriarchen, der jetzt in Mosul 
seinen SiU hat, durch die i' forte. 

Das koptische Patriarchat in Alexandrien ist durdli 
dis „Motu proprio" vom 26. November 1896 errichtet worden. 
Die cum Ankaufe und Bau der neuen katholischen Kirdien und 
ScAuleii erforderlichen Mittel wurden cum Teil vom Kaiser T<m 
Österreich bestritten, der auf Grund alten Herkommens das Protek» 
tont aber die katholisclien Kopten E^iyptens ausübt. 

Alle diese orientalischen Kirclien charakterisieren sich als 
Staat«kirc;hen, wie ihre Angehörigen türkische rntertlianen sind. 
Die Patriarchen und Bischöfe dieser MilletH sind türkische Beamte; 
«e üben einen Teil der tOikischen Civüjurisdiktiou aus, und an 
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einzelnen Orten erhalten sie erhebliche Subventionen oder Rationen 
ans Staatsmitteln, währtMiil ihnen anderswo das Kecht der Steuer- 
einziehung von ihren Gemetndeaugehürigen staatlicherseits flber- 
tragen i«t Oemgemlas sind die rOmisch-umerten Eirdien tirie die 
übrigen Millets tum integrierenden Beettndteile der Tflrkei geworden. 
Die Pforte beansprucht daher das Bech(| den Rayahs dia AuBfibung 
der ihnen anstehenden selbstbidlgen Admimstration und Jaiiadiktioii 
nur tmter einer gewissen staatlichen Kontrolle au gestatten; die 
tüikisrlie H' i^ierung sucht sogar, behufs Vermeidung der ihr durch 
die kirelüiche Autonoiuio drohenden Ocfalir, neuonlings diese rcliCTo-äf» 
Orf^iiinatioti der J{;iyahs nacli und nach zu lockern, um sie später 
durch den blossen allgemeiuen üuteiib&uöuverbaud zu eraetzen. 

Vn. Dio lAteiniBOhe Eirehe. 
1. Fremile Katholiken imil die latelnlecben Unterthanen der 
PAirte (LaHn rayaheO. 

Wenn das alte mnhamnaedanieohe Scheriat-fiecfat schon den 
Zimmia, d. h. denjenigen Christen, welche Unterthanen der Glia* 
lifen waren, ao weiüg Beachtung schenkte, daas ihnen ihre eigene 
Autonomie flberlasaen bliebe so ist es nicht zu verwundern, dass 
es ach um die fremden, als ^Mustemine^' den „Dar ul-islam** be» 
wohnenden Christen noch weniger kfimmcrte. In der Tliut wai-en 
mir ganz vereinzelte, sie betroffonde Rechtsfällc gesetzlich r,,i,.i-t, 
^le der von ihiion verübte Mord «'inoH Mulmrametlaners . uiu Ehe 
des Fremden mit einer Zimmio ndrr -i'iii rbertritt zum Islam und 
der eventuell darauf wie<Ier folgende Ablall. Jede üelahr, die in 
dieser Sonderstellung liegen konnte, schien onsgeschloesen in Folge 
der x^tUdien fieecfaifinlning des AufentlniltB der Fremden, weldier 
Tier Monate nicht tibersteigen sollte, nach Abiaul eines Jahres aber 
das ZimmiTerhftltnis anr Folge hatte. 

Der Fremde war also in seiner ganzen abrigen rechtlichen 
Stelling' cximtert und lebte nacli f:einem eigenen aus der Heimat 
mitgebrachten Rechte. Diese Auffassung der Personalitftt des Rechtes, 
im Gegensatz zur Territorialitilt. ist es, welche, von der osniani» 
sehen Türkei fihrnu>mmcn, die riirentümlichen Verhältnisse der 
den ' >iieiit autsiu hi iiden europäischen KauneutO; Pilper und Oeist- 
lieheii l ediiiL'tc, und die l'is zur Jetztzeit in der fiemden K.ousular- 
juii!?diktiuu ilirou Ausdxnek tindet 
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Die Lage dieser ▼ereiii2e]teii Abendländer ww meist eine aebr 
Bobwieriga In dem faet nnau^eaetsten Hingen nm ihxe Eziste&s 

fanden jedoch die europäischen Katholiken — denn die erat sehr 
spät im Orient erscheinenden Protestanten haben auf die Bildung 
<le« Fn rndenrechtes keinerlei Einfliiss ansgefilit — <lcn stÄrksten 
Halt an ihrer Kirche, wie ja auch die liayali - Millels ihrer kirch- 
lichen Organisation ihre Erhallntig verdanken. Die Stellung tler latei- 
nischen Kirche war freilich eine andere, als die der einlieimischen 
christlichen Körperschaften. Während es den kriegerischen üs- 
maneo gelang, die orioitiliedie Cbristenbett in dae vom Isbtm ver- 
tangte UnterwürfigkeitsverbSltnie zu zwingen, acbeiterton alle ihre 
irattoieD Anatiengmigeo am tapferen Widerstände der abend- 
ttadiacben Gbristenheit lüt den m&ohtigen chriatlidLen Reichen 
moaaten, um einen modus vivendi su findoa, wenigatena prort- 
sririsohe Abkommen geaehloesen werden. Diese YertrBge mit den 
katholischen Staaten aber, die den Beziehungen der rr»miw;hen 
Kirrhp zum Orient schon um der heiligen Stätten willen Rechnung 
trugt n. liessen <1ic Htmipchc Kirclie wie eine fremde >faeht orsclieinen, 
auf wchJie iiii-ht die ottomanischon Gesetze, soiidrrti die Bestiinni- 
un^cn des Vülk< i reehta Anwendunir finden; es tritt hierin der 8c;harfe 
<jie]^^ni)atz /.u lieu Ziuiuükircliuu zu Tage, welche als iiegieruugs- 
anafaltea des tOrkischen Bdobes gelten kfinnen. Der Charakter &at 
iQntiBchen Qdetlidilceit trug dasu bei, ihre Kirche audh bei den 
Mwhammedanem in Beflpekt au bringen, und die SteUung der Kirche 
wiiftle wieder vorteilhaft auf die Verhaituisee ihrer Angeb(Siigen. 

Die Zahl der Letzteren war in stetem Wadieen. Im Laufe 
der Zeiten liatten sich kleine Gemeinden der urj^prOnf^^lieh occiden- 
laliscbeu ZinuuiB gebildet, welche unter dem Namen „Latin rayahsi" 
(laieinische Pforten untcrthanen) Aufnahme in das tQrkische Staats- 
m:\\t fanden. An sie schlössen sich die ehemals oft wechselnden 
Elemente der fremden Kauflputc an. Auch als die späteren Ver- 
trige die zeitliche AufentlialUHhy«>chrütikuug der Mustemino auf- 
hobi'n. und dadurch für die sich neuansiedeindea Europäer das 
2ämmj -Verhältnis ausgeßclilossea wurde, blieben die sich stark m- 
mehrenden und mm danenid im Orient domidliecten AbendlAnder 
in mniger Verbindung mit den lateinischen Eayah8, mit denen sie, 
soasor der gleichen KiroheDangehfirigkeit, gemeinsamer fremde 
Uisproog und in den meisten IlUJen der Gebrauch der lomanischen 
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Sptadien verbanden. FOr beide Teile kam daher, wie de in kirch- 
licher Benehnng unter der Beieiohnnng Lateiner** nMammen» 

gefasst worden, aucli ein oinheitliclior sozialer Xaine, doi-jonige der 
„Levantiner" auf. Alle Lcvantiucr haben der römischen Kirche für 
(len von ihr gobotent'n St;hntz dui-cli eifrige Dienste oft ihren Dank 
aligcstattct: die nberzeu<jrte und opferwillige Anhän,i?lichkeit an die 
Kurie ist einer der licrvoriiip'iid(?ten Zilire dos in <len gn"<S' reii 
Städten zu einilussreichen Gcmoindcu sich aubbüdendeu levautinibchen 
Elements. 

Die bedeutendste Qruppe der Lewtiner büdet die frflhers 
genueeische Kolonie Tom Qalata, welcher der Sultan Hehmed Fatih 
bei der Eroberung von Cionstantinopel 1453 in einer besonderen 
Kapitulation swar die AusQbnng ihres Kultus und ihre Selbst» 
Verwaltung mit manchen Privilegien gewährleistete, die aber doch 
als Rayah die türkische Herrscliaft anerkennen mussten. Hente 
unterstehen die Lateiner Consta ntinop eis, denen ?ich die 
lateinischen Rayalis von Siuj'rna, Adrianopel, Brussa und Cliio? 
anschliesstMu ricr ('ivilt,'.'\valt rines Vckils, dos Cliofs der „lateinischen 
Kanzlei'- oder, wie er sieh selbst in Erinnerune; vortjangener Zeiten 
nennt, des „Consul des Latins''. Derselbe wird von der Pforte 
ernannt, der er in jüngster Zeit nälier unterstellt worden ist Er 
bezieht swar keine Besoldung, hat aber das Recht mr Erhebmig 
von Sportein bei Ausflbung der ihm sustehenden freiwilligen QeriohtB> 
barkdt und bei Ausstdiung von statusrechtiichen Zeugnissen, die 
sich materiell auf ürininden des lateinischen ErabischoiB statsen. 
Ihm liegt die Sorge ffir die Entrichtung der Steuern und die Er- 
teilung von llmuhabers (Certifikaten) fQr Flsse und ImmobilLu- 
geschafto ob. In Bnissa, Smyma und Chios, '«-o die Lateiner durch 
Zahl und Mittel reich gentie: sind. \mi einen Beamten zu eiTiäliren, 
unterhält er He|irc1sontanten. In demselben Masse, wie seine Be- 
fugnisse iiiuncr mehr gesehmillert weirlen. ist das von den I>;iteinern 
früher befdli^t.' altijenuesisehe oder kanonisclie materielle Recht vor 
dem tüikisL-ln u im Weichen begriffen. Die in der Theorie von der 
bürgerlichen Gewalt streng geschiedene geistliöhe Gewalt steht den 
römischen Bischt^ zu, die audi die WohlthAtigkeitBanstalten der 
Lateiner verwalten. 

Zwar nicht zu den Levantinem, wohl aber su den Lateinern 
werden femer einige Gruppen von Katholiken gerechnet, welche 
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«benftlk dufch Erobemng der von Urnen tiewohnten Liodstriotie 
seitaDS der türkteohen Sultane letxterni gegenüber in dae Rayah- 

Verhältnis gerieten; .ee ßind dies die sogenannten Alejii'iiioi', <1io 
katholischen Albanesen und die Katholiken Palästinas, während die 
früher noch dazu gezählten katholischen Bulgaren, Krf»ateii und 
R< <!iior jetzt nicht mehr unter der direkten Herrschaft der Pforte 
stehen. 

Die der lateinisohen Litnrprio folgenden Katholiken Aie[i[ios, 
welche man meist kurx als „ A leppi ner'* bezeichnet, sind arabisch 
«prediende Eingeborene und bilden eine Gemeinde, deren Auf- 
leicbnungen bis in den Anfiuig dea 16. Jahrhonderta, in die Epodie 
d«r tOrldachen SSroberung SyiienB, surOckreichen, deren Un^ng 
jedoch wahzBoheinlidi auB der Zeit der Kceuzzflge stammi Heute 
in Aleppo noch etwa 500 Seelen stark, und aonat nur in einigen 
grossen Stfldten des Orients vereinzelt vorkommend, stehen Bie 
unter der Seelsorge der in Aleppo im 13. Jahrhundert begründeten 
Franciskaner- Mission und unter der geistlichen Jurisdiktion des 
a|x)6toli8cheu Dolefrirten in Boinit. In ("'onstintinopol ha'^^n sie 
keinen eisronon Veitretor: in He/Zielmiig auf Familien- und Erbi^echt 
sind die tüikisclien Gebete uiHüägebend. 

Während die bisher behandelten Gruppen der i^iteuier unter 
einer laudesiromden Hicraix;hic stehen, die mit der tüikischeu 
Obrigkeit keine direkte Verbindung nnterhAlt, nehmen die Katho- 
liken Albaniens eine Sonderstellung ein. Bieee, sdion im 14. 
Jahrhundert von Sultan Muiad L unterworien und von den Tflrken 
anter der Beaeichnmig „Latin HUleti** auadrQcklicb als Millet 
anerkannt, tfthlen heute m^r als hunderttausend Seelen und bilden 
die DiCzeeen des Erzbistums Scutari mit den Bistümern Pulati, 
Saf« und Alessio als Suffraganen, ferner dos Er/.l>istums Scopia 
(r«knh). dos Erzbistums Durazzo und der Abtei nullius {']. h. der 
f-xiiniei ton Al'teil St. Alexander der Miixliten. Die drei Ei-zbischöfe 
urA d.T Al'f von St. Alexander iiängen direkt vom römischen St\ihlo 
all uud >t.-lioii in keinoin ünteronluungsverhältnis.se zum apostolischen 
Delegirten in Constantinopel. In der Wahl der Er/bischöfe uud 
Bischöfe ist der Heilige Stuhl unbeaduflnkt, da die tfirkisohe Re- 
gierung nie die Forderung aufgestellt hat, dass sie dem tflrktsohen 
Cotertbanenverbande entnomoran werden; man findet daher neben 
einheintiscben Albanesen auch Abendländer, namentlich österrekdier. 
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Deataohe imd ItaUeoer in diesen WOiden. Ffir die von der 
Kurie ernannten BischSfe und EnbiaohOfe erwirkt die Oatetreidhiflch- 
ungarische Begiening kraft des ihr Tertrogsmflssig zukommenden 

Scimtzrechtos das Bestallungs-Benit bei der Pforte. Der übrige 
Säkiilar-Klerus besteht heute fast durchgehend aiis Einheimischen; 
der Reyiilar-Klnnis, verti-oton durcli die Finnciskaner, welche in 
Alkiiiion zalilr''i<lie Pfarreien gogrüiulct haben, j-oknitierto sich 
frülitM- voi wiegeiul aus Fremden, bis vor zwanzig Jahren in Albanion 
Ordensseniinarien erriclitet wurden, deren einheimische Zöglinge 
jetzt die Mehrzahl der Geistlichen ausmachea. Zwar bat der hohe 
allMUusche Klerus nicht, wie derjenige der Übrigen Millets, ab 
rueaai milel, ISts und Stimme in den FVorinsial-Konseils; da jedodi 
ihre GemeindeangehOrigen eine Vertretung in letsteie entsenden, 
stdit den Bischöfen durch ihre Mitwirirang bei der Wahl der Ver* 
treter indirekt eine Beeinflussung der KooBeils zu. 

Auch die Civilgerichtsbarkeit üben die Bischöfe in All^anien 
aus; uul>estritten ist dies Recht in Ehesachen, wälmnul iui Waisen- 
\v(>S(>n sowoli! die Bischöfe als der tfirkische Kadi die Ol)ervorraund- 
Scliaft beansi>nirlion. Eilix-iiaftssafhoii werden, falls Testamente 
vorliegen, von den Hisdiiifon nach kanonisdiein Keclite entschie<len; 
bei ToilesfiiUen ab intestato werden die Verlassenschaften vor dem 
Scheriatgerichte nach muhammedanischem Rechte geregelt 

Das Soheriatreoht kommt jedocSi nur in dm Stidten, sowie in 
den DOifem der Ebenen in Fmge. Mehr als die Hüfte der katho- 
lischen Albanesen, und swar die Oebirgsbevlflkmrung, die in der 
GlanorganiBation lebt, befolgt ihr eigmes Erbredit, welches einen 
Tdl des sogenannten Rechtes des Fflrsten Lek (Alexander) Dolmd- 
sdiin (Kannui Leks Dukadsehinit)^ eines uralten, nicht kodifizierten, 
nur in inündli« hm- TnKÜtion von den Stammesältesten bewahrten 
Landi-echtes, bildi t. Hiernach sind Frauen unbedingt erbunfähig 
und haben nur unter gewissen Bedingungen Anspruch auf Unter- 
halt. Testanientarisc hc Vorfflgungen sind unbekannt, doch worden 
Venniiehtnisse an Kirchen »nid zu frommen Zwecken i-es|)ektieru 

Wie aus dem Vorhergehenden erhellt, gehören die katholischen 
Albanesen auch bezüglich ihrer kirchlichen Yerhiltnisse dem tttr^ 
kischen Staatsverbande an; ihre BisofaOfe sind mit Bmsidit auf die 
von der Pforte erwiriite Bestallung durch Baal und auf die ihnen 
übertragene Civiljurisdiktion ebenso als Beamte des tOikischen 
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Sliafei 2u beedchnen, vie die Oberfaftnpter der Qbrtgen ein- 
heimiflcheii MOlets. 

Eine Ausnahmestellung nebmon auch die Katholiken in 
Palästina ein. Die Frandskancr der Terra Santa in Jenisalem 
und an den andoron helli^'eii Staid ii, welclic seit der Epoehe der 
Kiv'uzzfi^'o iliri'in Kuitufe dort olili< g<'n und welche schon von don 
«■L.'y(aische[i Munilukensultaneii dvircii verschiedene ..Mersuni schorif" 
(Fbinune) Ihiv rrivilocripn bestätigt erhielten, haböu im I^ufe der 
Zeiten, in Verbindung nui deu dbrigcn Kungrcgatioueu, namentlich 
in Jenmlem lu^ Bethlehem wmliaite Oeneinden von Eingeboraien 
um flieh Tersammelt; durch die Eroberang FiftlSstinas im Anfang 
des 16. Jahrhnnderts Immen dieselben unter die Herrschnft der 
Fforle als leteinieche Bejahe. 

Diesem Umstände wird von dem 1847 errichteten lateiniedien 
Fitriarcliato dadurch Rechnung getragen, dass die BAlfte des CleruB 
saecularis des Patriarchates aus Einheimischen, d. h. Unterthanen 
der Pfnrtc Ijosteht. Der Klerus ist auch niclit \oii Hoin alihängig, 
iiiiom untersteht ausschliesslich dem Patriarehen und wird auf Kosten 
d«. Letzter*^n in eitlem besonderen Seminar ausgebildet und auch 
später nuterlmlteu. Die Verwaltung der geistlichen Angelegenheiten 
der katholischen Bevölkerung wiid vom Patriarchen durch Ver- 
mittlung ven einheimischen und enropftischen Geistlichen geleitet 
Li den administiatiTen Konseils nehmen die Vertreter des Patriarchates 
als „Roestu milel*' neboi den Orthodoxen und Armeniem ihren Sitz 
ein, wie auch die katholischem Bayahgemeinden ihre selbstgewAhlten 
Vertreter mit denjenigen der Orthodoxen und Armeniw in die 
Gerichte- und Verwaltungsbehöi-den entsenden. 

Andererseits ist der Patriarch vom türkischen Staatsstrl'.uid 
gänzlich eximiert, und er seilst untersteht wie das Patriarchat dem 
franz"»si8chen Schtitze. Zwar weinlet sicli die türkische Kegienmg 
in Stouerangelegenlieiten. in Ehe&i. hrii und in iUmliclieii Fullen liSufig 
direkt an deu Patriarchen; wenn ihr diusc dijokleu ik-zieliungen 
aber unbequem weiden, weist sie Anträge und Beschwerden dos 
Platriarchatee mit Hinsicht auf das framOmsdiB Frotektorvt, dessen 
Vermittetong ansurulen sei, lurfick. Dem Fkttiiarchen hinwieder ist 
es nicht gestaltet, in Sadien seiner, dem ottomanisohen Unterthanen- 
Tetteode angehSrigen Glftubigen den franzOeischen Schutz zu bean- 
qiracbeD, da sich dieeer nur auf den eximierten latmnischen Eierna 
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besieht. Am dieser verscbiedeoen Stellung der latdniscbca Ge- 
meindemitglioder ala tttrkisdier Rayahs und ihnee Oberhauptes ih 
eximierten römischen Kirchenlarsten ergiebt rieh daher da Mifls- 
Terhtitnie, deesen Folgen die dem Patxiarohate anvertrauten InteresneD 
of^emsüieh gefShrden. 

2. Der lateinische Klerus. 

Mit Ausnahme der gedachten Provinzen Albanien und Palästina 
ist im grmr.on Rfieho 'lor !atnini-=( hf» Klenis ein dor Herkunft nach 
fiTiiKlr-r und sriiier Ort^aiiisation nach nur von Koni abhängiger. 
El' Ix sitzt das Aiisl;iiid- ij>iivilogium nicht nur für die Personen, 
sondern auch für die Klöster, Anstalten und Heilig(ümer. Vor dem 
Jahre 1867, in weluhetn die Auslilnder die &laubnis nun Erverb 
von Chrundeigentam eriiieltea, war die hierin liegende Anomalie 
noch fühlbarer. „Wlhrend nftmlioh b« den übrigen KirchengenoeBen- 
achaften der Türkei der Priester nicht nur XTnterthao der Pforte, 
Bondem auch Mitglied der von dieser seiner Nation gesatsten 
Regierungsbeliördc ist, standen die katholisichen Rayahs unter einer 
Oeistlii^ikeit, welch?». <1 3in Utiterthanenverbande fremdw Länder an- 
geiiörend, sich lun die I^ndesgesetze nicht zu kümmern brauchte, 
dennoch abor als altanrrkanntfl Korporation m Roziohung anf <\m 
Erwerb von liegendem Eigentum des VorrecUtö der Landeingeboreuen 
genosfi." 

Die lateinischen Bischöfe werfen, ohne Bcteiligiuig einer anderen 
Autorität als der Kurie, v<ni Rom ernannt; wahlbei-echtigte Dom- 
kapitel giebt es nicht 

Der höchste Würdenträger der lateinischen Kirche ist der 
Patriarch von Jerusalem « der in Folge besonderen Oberein- 
kommens der Kurie mit der Pforte seinen Sita im Jahre 1847 
einnahm, ohne dass jedooh der Pforte irgend ein Recht der Uit- 
wirkuug bei seiner Ernennung zustände. Vielmehr ist es ausschliess- 
lich die Kurie, die ihn ernennt und eventuell abl)eruft. Ans obiger 
Dar<t<^!lnng dov Vorhältnisso dor Katholiken Palästinas erhellt, dass 
di r r[. i ii> sai cnhuls des i'tttriarchats auch Rom g' trouüber eine ge- 
v^ i^^>e Selbstätidiglc^it riunimmt, wodurch die St*dlung des Patriarchen 
an Macht gewinal; räuimirii ist jedoch die Jurisdiktion des Patriarchen 
auf das türkische Saudschak Jerusalem bescliränkt. Politisch basiert 
seine Bedeutung hauptsächlich auf der ihm übertragenen Hot der 
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ktdudtaolien Heiligeii Sttttem. Wie oben sohon bemerkt, vereinigt 

der -ruvriiiige Inliaber des Pati iarcliates in seiner Penon gleicli- 
«itig die Wüitle des sonst in Beirut i(^sidierenden apostoliBclion 
Delegirtcn. Besondere Erwähnung venli- iit das ( igcntümliche, sclion 
seit altiT Zt'it vnn dem Snppfiur der Ftanciskaner aMse^eflbte tinfl 
von diesem auf di'ii Patriarcli'-n üb« r,u'<'t;aiigone V'urreclit, unter der 
Hagge der Terra Saiita — auf weissem Grunde das bekannte rote 
Jenisalenier Ki-Ockeukreuz mit den vier kleineren Ki-euzen in den 
Ecken — eigcue Fahneuge auf dem Mittehneer ra unteriultm; 
dieselben wetd^ in den Handele- und Seefiüirts-StatiBtiken unter 
dem Namen ^ieroao]ymltaniache Schiffe" aufgeführt 

Iii politischer Besidiung von noch grOsaerer Wichtigkdt ist 
der apoBtolieche Delegirte und lateinische Erabischof von 
Constantinopel. Fonnell beBchittnkt sich dessen geistliche Juris- 
diktion zwar auf seine Diöccse, und ob steht ihm keinerlei civüe 
Gerichtsbarkeit zu. Er ist vielmehr f^ezwung^ri , in Fällen seiner 
e-rf<;t!irheu Jurisdiktion, welche weltliche Fraii;en berühren, s^ich an 
üeii Vekil der Ijatin rayahsi zu w^judeu. D<<;h ist diese Rulle des 
Vokils in Wirklichkeit licbea ihm nur eine unl>etleutende; der 
Vekil, der schon als üeraeindemitglied der Untergebene des Ei-z- 
bisdiofe ist, ^ttidirt «ner grosseren p^«0nlioh«t SteUung und 
bedarf in den lUtoi, wo er mit seinen Anliegen bd den tOrfcisohen 
Bdi(Scden nicht diirehdring^ vielmehr der Antoiitftt des Erzbisdiofs. 
Wenn leixtetem nach der Theorie femer anoh keine poUtisdie 
Gewalt xualdit» so bedingt dodi adne Residens am Sitze dee 
Snhanats, dass faktisch die Angelegenhdten der gesamten lateiniKchen 
Kirche mit der türkischen Regiening von ihni behandelt wertlen. 
Df»r apostolische Delegirte in Cnnsfantinoitel ist daher eigrmiflich der 
I'niiias der lateiniselipu Kirche, er ist derjenige, in «iesson Händen 
't Leitung aller der Bestrebungen liegt« welche der Katholicismus 
im ' 'rit-nt vei-f«>If4;t 

In allen Angelegenheiten, welche Verhandlungen mit der Pforte 
erfordem, wendet sich der apoetoUsohe Delegirte mit der Bitte um Ver^ 
Wendung an die fiansOsisohe Botsdurft, deren Fiotektocat er unterBfeht 

3. Dia Prstoktorato. 

Wenn, wie oben bei der Darsteliung der YerhSttnisse der 
imtestantischen Bs^rabs erwlhnt wurde, noch in der sweiten Hälfte 
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des 19. Jahriinndevts der Botsduifier Ens^da sich TeianlaaBt nh, 
ni Gunsten saner Olsubensgenossen im ttliläsolira Beidie bei der 
Pforte 7M intervenieren, so war in frflhcren 2ieiten fQr die christ- 
lichen MAchte der Grund zu gleichartigen Massnahmen noch viel 
dringender; die Lage der Verhältnisse bedingte sogar die Aas* 
bikliing eines l)(>snn(leipii völkerrechtlichen Institutes, des Pro- 
tektoratsrpch tt's. eines Sclmtzm;htes fi-eindei Staaten filier dio 
in <ler Türkei lobenden Christen, das sicli teilweise aurli auf die 
Pfortenunterthancn ei-sti-eekte, »uid das je nach der Schwäclie oder 
8t&rke der türkischen Bogiorung mit mehr oder weniger Nacbdmck 
auegeflbt wurde. Dnss die orthodoxe Küche vom Frieden von 
Kainardsohe bis snm Paiieer Frieden unter dras offiziell anerinnnfeo 
Protektorate Russlands stand, ist oben angefahrt worden. Die ge- 
dachte Institution besteht dagegen noch heute bexQglich der katho> 
lischt Kirche, welche daher bis auf die Jetztzeit den Vortdl diens 
Schntzes poniosst und den Nachteil dess(>lhon zu tragen hat Die 
Mfli-'htt^ welelie als Protektoren der kathDÜschen Kirche und ihrer 
An^^eliörigen im Ijiiufi.' der Zeiten in Frage kamen, sind Venedig, 
Spanien, Üätcrreich uud Frankreich. 

Das Fkwtektmat der BepuMik YwadSg. 

IKe l>edeutende politische Rolle, welche die BepuUik Venedig 
bis ins 17. und 18. Jahriiundert spielte, drOckte fläch unter anderem 
auch darin ans, dass sie dch für den Schutz der Christen mit 
Erfolg bei der Pforte verwenden konnte. Nodi in der Kapitulation 
von 1604 wurde seitens der tOrkischen Regierung d« Republik 
zugesagt, dass die Pilger auf ihrer Fahrt nach Jerusalem in keiner 
Weise belfistigt werden sollten, und 1615 erhielt Vene^lii; Ii - Er- 
laubnis zur Vornahme von "Reparaturen in der Grabeskiiclie zu 
Jerusalem. Docli naiuii Venedig nutui^mäss ein s<t]elies l'nitektei-at 
der katholischen Christenli' it nielit als exklusives Vornxlit in An- 
si»nieli, was sicli aueii daraus ergiebt, dass sein Bailo in Constan- 
tinopel sich öfters den dasselbe Ziel verfolgenden Bemühungen des 
französischen Botschafters ansohlon. 

Li der Gegenwart stOsst man nur noch in Egypten und Al- 
banien auf Spuren des einstigen venetianischen Protektorats, die 
hm der Darstellung des teterrrachiscdien Protektorates berührt 
werden sollen. 
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Das spanische Protektorat 

tKisselbe betraf die Anstalten der Franziskaner im Heiligen 
LittIo. Der Orden der Franf'isknnnr. dor sieli in die Mönche von 
iIt >{riktt'ri < liwrvanz nnd in (ii*' refonnicrteii Fmnciskaner teilt, 
\ui von bi'ideii Richtungen Vertreter im Oriente. Die reft.»rn»ieiiea 
Franciskauer in EgjjHen, in Constautinopel und Smyma, wolclie 
durch einen PrRlekten unter i3er anmittelbarea JuindikMon der 
nCoDgregutio de propagaada fide^' gelltet werden, befinden dch 
unter dsterreichiechein bMW. fFMuftoisdiem Schutae. 

Die MOnche der strikten Obaervanx besitaen 26 Klöster und 
OMpHUer ,4^ 1a santa custodia" im Heiligen Lande. Diese ItOoche, 
welchen das ganze Mittelalter hindurch his heute die Pflege der 
UeUigea Stätten der „terra santa" obliegt, rekrutierten sich grrössten- 
teils aus Spanien, welch.^in T'rnsl.uidi' das vfim Papst Benedict XIV. 
l»estätigte Statut insnfoni lietjhnung trägt, als es bcfjtinimf, da>s 
der Generalprokurator nnd ausser ihm noch zwei .MifuMi.-di r lio? 
Direktoriums Spanier t»eiii luiiisen. Mit Rücksicht aul die Lukal- 
jirülaten wird verordnet, dass der Quardian von S. Juan de Mon- 
tan«, der PiSaident von Bamla, derjenige von Jafb, Nioosia, Dunaacita 
vod der Kommlssftr von Constantinopel gleidierweise Spanier seieiif 
vlhroid diMe Nation in der Dtraktion am Heiligen Qrabe, in 
Bethleliem nnd Nesareth mit den fibrig^i Nationen abwechseln aoU. 

Da aus Spanien lange Zeiten liindurch auf Veranlassung der 
Fr.inciskaner durch die Munificenz der katholischen Majestäten 
reiche Geldmittel zum Unterhalte der Heiligen Stätten nach Palästina 
flössen, l)eanspruchten frOher die spanischou 7?' g-ierungen. t^cstHfzt 
auf die drei kanonischen Titel der fundatio, aedittcatio uii<l liotatin, 
fiowie auf ihre annähernd ausschliessliche Erhaltuuer der AnstiiUeu 
w&hrend fast vier Jahrhunderten, ein Patronatsreclit, da«; sich den 
türkischen Behönlen gegenüber als Pi-otektorat cluurakterisierte. Die 
Flage ist übrigens seit dem Anfang ' der fOnhiger Jabre des ver- 
gugenen Jahrhunderts nicht mehr angeregt worden. 

Das Sflterreichische Protektorat. 

Als im Anfange des 1 7. Jahrhvmderts die bisher durchweg feind- 
^ligen Beoehungen zwisc^hen dem heiligen römischen Reiche und 
den SoHuen mit freundschaftlichen su wechseln begannen, musste es 
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don Kaisem am TTorx.en liegen, audi fOr den Schutz ihrer Glaabens- 
genossen in der Tüikci zu soi^n. So wunle sdion bei iler ereten 
Emeuorung des Sitvatorokor Fiieilens im Jahn:' 1G15 ausbediingen. 
dass die katholischen Priester mui Mönche im l'f<»rtengebiote iHe 
Erhinbnis zum Kirdienbau und zur Ausübung ilires Gottesdienstes 
erhalten sollten. In die^iem Vertrage, wie in den darauf folgenden 
FriedcnsschlQssen von Carlowicz (1699), Fassarowicz (1718), Bel- 
gi-ad (1739) und Sutow (1791) woide eine allgemeiiie Yenraidiiiig 
für die don Papste UDtonteh«id«i Oeistliolien Tovgesehen; speuell 
worden in den letxten Yertrigen swei Kirchen in Peca und die 
Heiligen Stfttten in Jenualem genannt und die Mitglieder dee Ordens 
der Trinitarier, der aidh dem Loakaiif ohnatlicher Sklaven widmete^ 
erwähnt. Die sfun Anstausoh der ratificierten Vertnigsurkunden 
der Friedensschlfijiso von 1099 und 1718 nach Constantinopel ent- 
sandten kaiserlichen ( i Vossbotschafter erwirkten ferner besonder»^ Ver^ 
güustigungt^n für die christliche Keligion und die Religiösen. 

S|iiLtci' wich ilcr kaiserliche Einfhiss melir und mehr dem 
konkurrierenden Sciiutzrechte des Königs von Frankreich; in der 
Gegenwart wird von Seiten Österreichs das Protektorat nur nocli 
in ganx beetimmteo' Benefanngen in Oonatantinopel, in Jemalem, 
in Albanien und in Egypten anageflbt 

In Constantinopel steht heute, nachdem die ehemalige 
Trinituierkin^ St 1Mnit6 an Pen vom Osterreichisdimi Inter- 
nuntiaa an den pftpeüicfaen Yikar nnd apBter tod dieaem an die 
katholisclien Armenier abgetreten wurde, nur nodi die Kirdie St 
Maxie Drapöris unter Österreichischem Schutze. 

Das Osterroichi.sche Protektorat in Jerusalem bezieht 
sich ausschliesslich auf das Hospiz der Malteser in Tantur bei 
Jerusalem. Jn dem genannten Hospiz ist im Anfan^re des Jahres 
1894 die lustcUlierung von Ordeusgeistlichen von Brüdern der 
Oenossenschait vom „Heiligen Joseph von Gott'', und zwar in der 
Weise ToUaQgen worden, dass die Anstalt mit Hintanaetaang der 
franzOsischen Protektoratsans^che unter CsteneichiHohen Sdinti 
gestellt wurde. Singulftr ist die dabei abgeschlossene KonTeatiim, 
wonach der Malteser-Orden als souveräner Orden nur ein Protektorat 
Snner Majest&t dea Kaisers^ nicht aber der tetemidüschrongir 
rischen Begierung anerkennt 

Das Osterreichische Protektorat in Albanien, das bei 



Üigitizeü by CjüOgle 



der Nenrinnc: '^<^r albanesischon Katholiken erwfthllt voH- n i-t, 
beruht auf den oben angeführten Friedensschlüssen von Carluwicz 
und Passarowicz. Das in denselben ausgesprochene allpprnnine 
Protoktorat war vou Österreich tliatsächlich mir gegenüber den 
Katlwliken derjenigen tfirkischen Provinzen, dlo stMnen Grenzen 
zunächst lagen, also Serbien, Bosnien, Herzegowina und Albanien 
«ttgeübt wordeo. Da die drei ersten LSnder heute vom tflrkiscben 
Beidie abgetrennt sind, Ueibt als Substrat des Froteiktomts nur 
noch Albsnieo und Kossovo, fOr velobe beiden Vitayets schon in 
alter Zeit der venetianische „Baito** b« der Pforte das PrSsentations- 
redit der Bisdiöfe ansQbte, das nun von Osteneidi «ahr- 
gSDOnunen winl. 

Dies der Pforte sehr unbe<iuenie Recht sollte auf Vennlassnng 
des armenisch -katholischen Patriarchen Az-irian 1892 in einer 
Pnnktstion ilcs Vatikans rait der Pforte elimiiii>Mi werden; in Folge 
des Wi<it rspnirlis di-r österreichischen Regierung, welcher sich auch 
die franzÖ!sis<;he aus Furcht vor den Kmisi iju^nzen solcher Ab- 
machungen für ihr eigenes Pixplektorat auociiloss, wurden die bo- 
züglichen Punkte fallen gelassen. 

Der Ursprung des <0sterreio1iischen Protektorates in 
Egypten beroht auf einer Balle des Papstes Innooens XL von 
1687, wonadi fOnf Hosptse des Ordens der Frandskaner aum 
Zweoke der Wiedelgewinnimg der sohisniatiBchen Kopten Elgyptens 
gegründet wnrden. Im Jahre fand eine Aufteilung Egyptens 
nrisofaen den zwei Zweigen des Franoiskaner-Ordens statt, indem 
Oberegypten den refnrrniertfii Fianciskaneni unter östen-eichischem 
'^"< hntze, Unterpuypten den unter französischem Pmtektorate stchen- 
1» n * »bservanten der „teria Santa" zufiel. Jedoch bezogen sir!« die 
tenitorialen Znweisjingen nur auf die ScelsorErc; und es hat sicli 
auf dieser Gimullage der Status ipto entwickelt, dass die Ordens- 
iveige und damit auch die Protektorate Im Besag auf die pfarr- 
unHicheD Funktionen swar territorial begrenzt «nd, in Beudinng 
auf die Emditung katholischer Anstalten jedoch eine territoriale 
Gnnie nicht besteht 

In Ober^yplf»! und dem Sudan war das fleteirndiiBche Pro- 
tektorat unbestritten. Als nun nach der Einnahme von Chartum 
dnnsh die Mahdisten der apostolische Vikar für den Sudaji, Mgr. 
Sopro, seinen Sita aus der genannten Stadt nach Kairo vei'iegte, 
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und sowohl seine Person als die von ihm in jener Stadt uml in 
Alexandrien gegründeten sog. Akklimatisationsnnstalten (Institute 
für die Erziehung und Ausbildung von Missionai-en für den Sudan) 
<leni Scliutze östorreiclis unterstellte, suchten sit-h diesem Vorgehen 
«lie französischen Beli(ii-den mit dem Hinweise auf das französische 
Pi-otektorat zu widersetzen, Frankreich berief sich hierzu auf einen 
doppelten Titel, nämlich als Rechtsnachfolger der 1797 von ihm 
zeretörten Republik Venedig, des einstigen Beschützers der Christen 
im Orient, und als angeblicher Schutzherr über Jerusalem und 
dessen kirchliche Interessensphäre. 

Die Propaganda, vor welche diese Frage zur Entscheidung 
gebracht worden war, hat n>m ein ausschliessliches Protektorat 
Frankreichs in Egypten nur in Bezug auf die ziu- Custodia des 
Heiligen I^andes gehörige Obscrvanten- Mission von Unteregyi>ton 
anerkannt, zugleich aber erklärt, dass der Schutz Österreichs sich 
auf die katholischen Kopten in ganz Egypten (auch in Untei-egypten) 
ersti-eckt, ebenso wie auf die reformierten Franciskaner in Ober- 
egypten. 

Die Stadt Kairo winl von der Propaganda betrachtet als ein 
zwischen Ober- und ünteregypten liegendes, keiner der Iteiden 
Zonen gehörendes Gebiet, wo die Niederlassungen des Sudan- 
Vikariats unter östen*eichischem Schutze lM?rechtigt erscheinen. 

Hier, wie in ganz Egypten, erkennt die Propaganda ferner 
jeder katholischen Slacht das Recht zu, ihre nationalen Institute 
im Einvernehmen mit der territorialen Regierung selbst zti be- 
schützen, ohne darin durch ein vermeintliches Vorrecht Frankreichs 
behindert zu sein. 

Da8 französische Protektorat 

Die politische Ijage Eui-opas zu Anfang des 16. Jahrhunderts 
hing hauptsächlich von zwei Momenten ab, die in schärfstem Gegen- 
satz zu einander standen, einerseits von der Maclitstellimg der katho- 
lischen Weltmonarchie der HaVisburger und auderci-seits von der 
Ausbreitung des Türkenreiches, das unter den kriegerischen Sultanen 
Selim und Soliman das ganze Aljendland zu ülierfluthen dnthtc. In 
der Befürchtung, im Kampfe mit Karl V. unterzugehen, scheute 
König Franz von Frankreich nicht davor zurück, sich mit dem Erz- 
feinde des Christentumes zu verbinden. Im Augenblicke, wo Soliman 
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maß Tnipi)en zum Zuge gegen Wien rüstete, schloss Franz 1528 
den ersten, uns flbricrpns nicht erhaltenen Vertrag mit ilitn ab. 
Bei dem Unwillen, weiciien dies Bündnis hpj allnn Christen Europas 
henümef, sali Franz I. sich ^'ein'.tit;!. als KumjMnfiation für die 
Kirclie in seinen ferneren Vuiträgen mit Sulinkiiii duivn Gerecht- 
samen und Interessen wirksamen Schutz auszubediugen. So bietet 
sieh dag e^enarkigc Solumspiel, dase B^kreicb, wShrend es die 
Chiisteolieit im AbeniUande dem Bande des Verderbens nahe brachte, 
fldcluettig die QrOsse der rOmiaohen Kirche im Orient b^^ründete. 
IXe Nachfolger dee Königs fhinz, beBonden Ludwig XIV., gingen 
(lieselbeo Bahnen, und sogar die atheistisdie erste Bepublik nahm 
«cl; *lt r Inf. ressen der Kirche in der Türkei mit Eifer an. Frank- 
reichs Einfluss im Orient war hu steten Wachsen bis zur Zeit 
Napoleon s III., unter dessen Regierung dturli den Krimkrieg und 
<lie syrische Expedition das französische Prestige den üöhepiukt 
erreichte. 

Gegenflljer den nissisi hen Ansprüchen eines Prottkturats der 
orthodoxeo Christen iiatte damals die franz^^sische Diplomatie den 
Attikd IX des Fariaar Yertngea durchgesetzt, der jede Einmisohuiig 
hnuder llftcfate in die Beziehungen des Sultans zu adnen ünter- 
thinen auaschloet, EVankreich flbte trotzdem aeih Protektorat, de 
facto auch Aber die kathollachen Pforten-Ünterthanen, noch mehr ala 
an Jahndmt ungeatOrt weiter aus, und konnte dies nm ao eher, 
als damals von keiner Seite ein Wid. rstand zu befürchten war. 
Italien war ganz im Gefolge .seines „Befreiers ', und Österreich durfte 
na. h dem Kriege von 1859 nicht daran denken, Fraiikroich zu reizen, 
;if -t.'s.li. n davon, dass es mit den deutschen Kärnpfon vollauf bc- 
scluiftiLTt waj-. Preusaen schliesslich kam zu jori- r Zeit kaum in 
Frage, da es nur .sehr wenige katholische ruleilluiaeu und gar 
keine katholischen Anstalten im Orient zählte; einzelne Priester 
deutscher Herkunft, die sich im TOrkenreiobe befanden, zogen den 
Schutz der grossen katholisdieQ Vormacht demjenigen des protestan- 
liKhen Heimatsstaates vor. 

Eine Wendung trat aber ein nach dem deutflch-franzteiachen 
Kriege, als sowohl Deutschland, dessen Beziehungen zum Oriente 
beständig zunahmen, wie die übrigen em-opAischen Staaten bestrebt 
varro, das Pnjtoktorat Frankreichs in Bezug auf ilire eigenen T'nter» 
dianett katholischer Konfession aioh nicht länger geialleo zu lassen. 
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In der Absicht, ihre wankende Stellung von neuem zu befestigten, 
machte daher die französische Regierung iliren Beitritt zum Berliner 
Vertrage von der Bedingung abhängig, „dass die alten wuhlerworbcneu 
Rechte Frankreichs gewahrt, der Status quo der Heiligen Sttttan 
aufrecht erbtlteii bleibe". (ZwetUetstes Alinea des Artikela 62 des 
Berliner Yertiags.)!) 

Bei dem Mangel einer pilciaen Fusnng dieeer Bestimmang 
iet als wahisoheinlich ansunehmen, dass ^e Furteien gaox tsf- 
sohiedene, ja entgogengosetzto Dinge darunter verstanden. 

Die französische Auffassung bezieht sie auf die Privilegien, 
die Franlcreich in den alten Kapitulationen eingeräumt waren. Von 
letzteren sind os die „Lettre.s patentes" von 1740. welche die be- 
treffenden Fragen am eingehendsten behandeln luid auf welche 
man sich von französischer Seite vfirzugsweise beruft; aus ihnen 
seien daher die bezüglichen Artikel hier wiedergegeben. 

Artikel 32 (zum Schluss). Die alten Katserfidieii Ka^tn- 
lationen, welche wAt den Zeilen Meiner Kaiseriichen Ahnen bis 
snm beutigen Tage sioli in den Binden der Fransosen befinden, 
und die oben im einaelnen an^efOhrt wurden, sind jetzt in Ge- 
mlBslieit der Kiuserlichen YwfOgung auf Grund Meines Haiti 
Sdierif unter Hinzufügung einiger neuer Artikel erneuert worden; 
der erste dieser Artikel besagt, dass die von Frankreich abhängen- 
den Bisi-höfe und die anderen Religiösen, welche die fi-äiikische 
Religion b<'k«'nnen, v(»n welcher Xatinii oder Art-) sie sein luöt^n, 
so laiiLTi' sii' sitli innerhalb der (irciizen ihres Standes halten, da 
wo sie .sich seit alter Zeit im Kaiserreiche vorfinden, in der Aus- 
Qbung ihrer Funktionen niclit gestört wenlen sollen. 

Artikel 33. Die Mnkischen Religiösen, die nach allem 
Brauche innerhalb und ausaeihalb der Stadt Jerusalem und in der 
Hieiligen Orabeskirehe, genannt Kamamat*), niedeiigelassen sind, sollen 

') „Les droits ac(|ui!> ä la France sont expresscment röüerviis et il 
est biso sntenda qa'auoone atteinte ne sannüt etrs'portd« an stato quo 
daoB les Lieux Saints.^' 

*) So nach dem franzäsiseli<Mi Texte; der türkis<;be Text enthält .statt 
der beiden Ausdrücke „nation ou espvce'^ nur den einen „dscbins", der das 
Oeseblecbt beseiehnet, so dsas es sidi also nm Möoohe oder Nonnen handelt 

*) Der bei den arabisch redenden Christen übliche Name der Oisbeo- 
kirche Qiämat (.Auferstehnnpkirehe) wiinli- von litni Türken aus Fanatismus 
in Qumiiniat (Unrat) verdreht und giug iu der Form (^anuuuat auch in den 
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hinsichtlich der Besuchsstätten , welche sie bewohnen luid die in 
ihrem liea-itie sind, nicht beunnihigt werden. Diese Stätten »ollen 
vie diedem in Uiren H&nden bleiben, ohne dass sie in Bezug auf 
dieselben gestOrt werden kOnnen, auch nicht durch Anaprfldie an! 
Entrichtung von Abgaben; fatla sie in einen Proseea vervickelt 
voden, der nioht an Ort und Stalle entschieden werden kann, aoU 
deiwlbe Meiner Hohen Pforte unterbreitet werden. 

Artikel 34. Die nach Jenisalem pilgernden Franzosen und 
die anderen, die von ihnen abhängen, von welcher Nation oder 
Eigenschaft') sie aeien, sollen beim Kommen und Qehen nicht 
gestört werden. 

Artikel 35. Die br^idon französischen Müiifhsniilen d>T 
Jesuiten und Kapncjner in Galafa sollen auch küiiftighin iui liesiU 
der in ihren lländoii befindlichen zwei Kirchen bleiben und den 
Besitz und die Nutzung derselben behalten ; und da die eine dieser 
CidieQ in Brand gesteckt worden ist, soll sie, nach der Erlanbnis, 
die das Scheriatrecht in aolchen fUlen gewAhrt*), wieder aufgebaut 
Verden; sie bleibt wie vordem in den H&nden der Eapudneri ohne 
daag diese irgendwie beunruhigt werden dArfen. Dergleichen soll 
besOglidi der franaOsiBdieo Kirchen in Sniyrna, Saida und Alexandrien, 
^wie an den .mderen Hafenplätzen keinerlei Einniisi hnng oder 
Stöning stattfinden; es sdl auch unter diesem Verwände kgin Geld 
terlangt werden. 

Artikel 36. Wenn die Franxosen in ihrem Hospital zu 
Cralata wie flblieh für sicli allein das Evangelium lesen, sollen sie 
daliei nicht gestört werden. 

(Artikel 37 betrifft die franzQeischeu Uandelsprivil^iou.) 

Artikel 38. Portngieaen, Sixilianer, Gatakner, HeasineBen 
oad Anoonitaner und Angehörige der anderen an Heiner Hohen 

frar!zn«:s;rhf'n T>^xt der Ka|iitnlatioiien iihrr. Fs rr^chcüit unglHuKIirh. das» 
<lie frä020«>i»cbea üuterliaadler sieh eiuti dtirarti^u VurbuLüuug der Kirche 
gofiüfii lienon. 

') Im fratizr.f,ixcheD Texte ,,nation ou quaiitt'''; auch hier hat der 
törkiscbe Text nur den einen Ausdnn k ,.d8chins" (Orschlecht, Sexus). 

') Dies ist die richtige Übersetzung des türkischen „izni echeri ile"; 
daa Soheffiatreeht gestattet nlmlieh nur den 'Wiederaufbau aeifiaUener «hrist- 
Ikber Kirchen, nidit den Neubau von huMiimi an Orten, wo sie noch nicht 
hfiitanden hatten. Dt^r fn)n?^ösis['})>' Text hat die ganz imveratiadtiohe 
Wendoug „avec permiasion d«3 la justice". 



Pforte wedei- duioii Botschafter noch durch Konsulen oder Agenten 
vratratoma fabdlidtiai >) Nationen, welche nach frnoii Belieben 
wie ehedem unter der Flagge des Fadischahs Fiankraiche kommen, 
brauchen, wenn ne sich innerhalb ihm Schranken halten und aidi 
keinen Yentoes ges^n Frieden und Ruhe au Schulden kommen 
laaaen, nur die v<mi den Franzoeen zu zahlenden ZoUgehflhren au 
entrichten, ohne ilass sich Jemand dareinzumischen hat 

Gestützt auf diese Artiiiel, uimmt Franki-eich ein generelles 
und pxklnsivrs Sclnitzrecht ilhor die katholische Kirciie für Bich in 
Anspruch; eine Ausnahme wird hierbei nur zugelassen bezüglich 
der katholisili- n All)aiieson und der Kirche St Marie in Pera, 
welche vertragsiuiisi.sig dem östcrroiciüs<3hen Trutektorate unterstehen. 

Selbst wenn man jedoch, mit Frankreich, im zweitletzten Alinea 
des Arttkds 62 des Berliner Vertrages eine Bezugnahme auf die 
alten Eapitulationaprivil^pen erblickt, kOnnen sich derartige An- 
gprOche aus den letsteren nicht herleilen laasen. In der Tfaat ist, 
wie die Lektfire des Torstebenden eigiebt, in den dtierten Artikeln 
dw Lettre» patentee keine Andeutung davon zu finden, dass die 
Pforte der fiauzösischcn Regierung ein exkluaiTes Stdintsvecht 
über die Katholiken bewilligte. Sie konnte dies um so woniger, 
als der römische Kaiser damals noch ebenfalls sein Sciiittzrecht 
ausübte; wie oben schon angefülirt. wurzle ihm im Bi lgnidcr Frieden 
(1739), also fast gleichzeitig mit den Li-ttics ]>ateiites von 1740, 
ein generelles Schutzrecht Ober die katholische Kiwlie eingeräumt, 
das auch noch im Vertrage von Sistow (1791) bestätigt wurde. 

Biner rechtlichen Begründung entliehzen also die fnun- 
zOsisehen Ansprfldie auf den ausschliesalidien Schutz der katholiachen 
Srdie. Nur die thatsSehlichen Yerh&ltniase brachten es mit 
aidi, dass auch nicht- fianzdsisdie Ittteressen geisüicher und weit« 
lidier Art damals dem franzfidadien Sduitze unterstellt wurden. 

Zum Yerst&ndnis des letzteren Umatandes ist vor allem daran 
zu erinnern, dass im Orient von Ältersher die Fremden nach 
fremdem, europäischem Hechte unter eigener V(^rw^altung leben. 
Die Pforte hat auch nie dagegen Widerspruch erhoben, dass die 

') Der Anadmok „feindlidte Natimen", den die Pforte neoerdingB mit 

„nicht im Vortragsvorbkltnis stehende Nationen" erläutert, erklärt sich richtig 
durch die oben gesohildf>rtfl altmtihammpdaiiisrho Auffassung der durch den 
Islam budiugteu Füiodäcliuft gt'goimiiui den l nglnubijjea. 
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Gesandten der hei ihr vertretenen Mflchte ihreo Schutz auch den 
übrigen Pcregrineu, Tiiterthanen \on andeten, nicht im Vertrags- 
rerhältnis stehenden Mäohteu, ungt\leihen liessen. So verhält es 
aioh noch beute mit den Angeliörigen der SohwräEerisohra ISd- 
geaoBwniiehaft; da die Schwdx mit der Türkei keinerlei Yertnig 
tiigBBdiloMeii hat, imtentellen flieh ihre AngehSrigen je nadi ihrer 
Wahl aem Sohutie der Vertreter DentflchlandB, lYankreiGhs, OetM«- 
leichi oder Italiene, und dieaer Sohnts wird Yoa den genannten 
lichten ai]$geflbt, ohne class die tOrkiaehen Behörden je dessen 
AnerkeiiDung Temgt hätten. 

In jonen vprt^ngenen Zeiten war Frankreich am Mittelmeer 
lii'' einzige eunipäische Grossmacht; die priljtomlerierende SteUung 
stiik'ö iJotschafters bei der Pforte Un'kkte sich dadurch aus. dass 
ihm kapitulationsmässig der Vorrang vdi- den Vertretern der lilaigea 
Staaten zugestanden war. Die wirksame Protektion Frankreichs 
sodKen daher die Angehörigen der anderen, UeinMen Mittelmeer^ 
Staaten, OeiatUcbe vie Nichtgeistliche, gerne fOr ihre Angelegen- 
beilen nach. Die franzQeischen Begierungen ihrmeita haben es, in 
WOidigiuig des ihnen hierdundi suBtehenden länfluaaea, nicht vet' 
dnmt, aoldie Hfilfeauchende in ihren Yertriigen mit der Pforte sa 
Wicksiebtigen; so wurden, wie aus dem oben citicrteo Artikel 38 
üer Lettres patentes erhellt, den unter fran^/isisoher Flagge s^peln- 
den Angehörigen fremder Nationen die den Frauzf«en zustehenden 
Handelsprivi!e^e?T zitgebilli^^t. Ein sprachliches Petrefakt aus jenen 
Tagen ist dei nocl» heute bei den Orientalen ftbliche Ausdruck 
..Franken-, unter den die clirislliclien Äbeudlünder sämtlicher 
NationaUtäleu in staatlicher Ilinsicht subsunmücrt werden, wie 
maa aie in Mrchlicfaer Beaidiang Irtther, wo nur Katholiken in 
fiaga kamen, „Latänei" nannte. 

Doch sind die beaehxiebenen Zuaiftnde äweck den Qang der 
Oeadiicbte längst flberholt worden. In Aer Jetataeit haben fast alle 
Staaten ihre Vertreter in Constantmopel, welche den Sdiuts Ober 
ihre HetmataangehOrigen selbst ausüben und hiebci jede fremde 
Ingerenz selbstTerstAndlicher Weise ablehnen. Wenn heut«> die 
Schweiz den vor einigen Jahren angeregten I'lan der Erriehtimg 
eiri'T \fi-sinn h^i der Pforte ausführen wurde, hätte dies den 
F rtf.ill des ihieii Anictdiüjigen seitens anderer Mächte Iiisher ge- 
währten Schutzes zur Folge. Staatsrechtlich kann natürlich der 
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Unterschied, ob die von dem Heimatstaate zu schfltzenden An- 
gehflrigoti Geistliche oder Nichtgeisfliclio sind, nicht von Belang sein. 

Dieser modernen EiUw ickeliuig trug ilr-r Berliner Vertrag: im 
viert- und drittletzten Alineu des Artikels 02 Rechnung, iiulein 
hierin ausdrücklich bestimmt wurde, doss jode Maclit das Hecht habe, 
durch ihre Vertreter im türkiachen Beiche ihre Qeistliohen selber 
zu BohQtzen.i) Im Oegensa txe zu den rechtlich unb^;rfindeten An- 
sprüchen FnuikrudiB liegt hierin ein von allm Kontralclanten an- 
erkannter fonneUer Bechtagrandaata, der nicht nur die heutigen 
Zuat&ode wiedenpiegelt, aondem auch als Baafa der weiteren Ikit- 
Wickelung massgebend ist 

Die Hinzufflgimg des weiter oben envähnten zweitletzten Alinea 
seitens der französischen Diplomatie erweist sich daher, Mls sie, wie 
franzßsischerseits behauptet wird, die Sanktionierung des exklusiven 
Protektorats Fnmkreichs l>ezweckte, ivchtlich als r^in Schlag iu's 
Wass4?r. In der Tliat kann, in Verbindung mit d-'m angofrduteii 
Heclitsgrundsatz, der Ausdruck ., Wahrung der alten wohierwürbeneu 
Rechte Frankreichs** nur die bestehenden Rechtaverh&ltnisse 
hetieflisD, also den Sdratz Ober diejenigen Priester und AnataUeo, 
welche damala achm Franki^^oha Protektomt nnteratanden — Beobts- 
TerfaSltniaBS} die ja t<hi Iroiner Seite angefoditen woden. Bs kum 
aber dadurdi nicht neues Beoht geaclialfen werden, wonach iOr 
alle kommenden Zeiten die katholische Christenheit mit sftmtlidien 
auch in Zukunft zu errichtenden Anstalten und ihren den \pr- 
schiedensten Staaten angehörenden Oeiatlidhen an das französische 
Protektorat gebunden würde. 

Dies war stets die (leutsclie Auffassung der Frage : sie mnss 
die einzig richtige sein, wenn anders den Bestimmung.'n des Artikels 
62 fibcrliaupt ein Sinn innewohnen soll. In gleicher Weise haL>en 
sich denn auch die Conseillers 16gistes der Hohen Pforte in einem 
vom 20. Juli 1892 datierten Gutachten zur Sache ausgesprochen; 
in prägnantester Fassung heisst es daselbst: 

') Viertletztes Alinea des Aitikeis 62: Lea occlesia&df^ues, les pvlerms 
et las meines de toutas les natioDslites voyageant dans la Ttarqnie d' fiaro|ie 
on la Turqoie d' Asie jouiront des inenies druits, avantages et piinUgCS- 

Drittletztes Alinea: Le droit do protection officielle est reconnu mx 
agents diplomatiq^ues ut consulaires od Turc^uie taut a l'^gard des persoanes 
sasmentioBndes que de leors etabÜBsements religienx, de UmilÄance et 
autres, dans lee lienx Saints et aillenia. 
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Si le gourernement franQais avait r^llement tin droit acqois 
•A la protection e^nt^rale, on Turqnio, do tons le? rolip^imix catholiques 
de toutes Ics ii;itionaIit<''s etraiif^^res, ];i .sovomic ])artio de l'articlo 
pr^it6 (il. h. das zweitletzte Alinea) aurait iietteiueut couti^edit la 
premiöre (das drittletzte Alinou). Cette considcration seulo suffit pour 
etablir que Ja Franco n'a entendu röserver, par los dispositions do 
Taitide du tnutö de Berlin, que le maintien du i^tatn qw^ Umt 
I l'^gud des suictiiaires que de la protection dee leligieux cfttholiquee. 

Im weifefen Verfölge fflhit dae Pfortengutechten «ne, deae, wie 
in den Artikeln der Kepitolatioii vod 1740 einxelne, bestimmte 
geistliche Anstalten unt^ franzOeischen Schatz gestellt werden, so 
auch heute noch Frankreich das Protektorat Qber eine bestimmte 
Anzahl vou Kirchen, KlOsteru uud ühtilichen Niederlassungen aus- 
übe. Dies sei das F^' hntzi-colit Krankreichs. welches durch don 
Berliner Vertrag bestätigt wunle, „inais il est rviiU nt quo rimspico 
fond«'' ä Calfa, il y a quatre ans seulemeul, i*ar uiio ubsik i;ition 
catholiquo allemande, dirigö par des prC'tres allemauds et debtine 
pour les besoius des pclerins allemands no saurait faire partie des 
äabfiBsoneiits religieux ^tiangers que In Franee s le droit ea«dnsif 
de prot^ger ab antiquo**. 

Trotzdem liest sieh nidit leugnen^ dass die Auf nalime der ge- 
dachte Bestimmung in den Berliner Tertmg nicht nur bei IVank- 
reich, sondern auch bei der Kurie imd vorObeigebend bei Osterreich 
eine Trfibung des Verständnisses fttr den völkerrechtlichen GrtnidKatz 
zur Folge hatte, dass jeder souveiftne Staat auf das Recht nicht 
verzichten kann, seine Angehörigen, auch wenn sie Geistliche sind, 
selbst zu schützen. 

Nach und nach brachten tlie Verhältnis^' die erforderliche 
Klärung. Cm dies darzuthun, durfte es sich lohnen, die einzelnen 
Ansprii(?he, welche von frauzOsischer Seite aus • dem Protektoiute 
hergeleitet werden, knns su behandeln; im Ansobluss daran «giebt 
ridi die weitere Bntwiokelung von selbst 

Abusiv hatte Fhmkreich Jahrhunderte lang ein Schutzredit 
Ober diej^gen Idichlichm Qemdnechaften, 'welche lediglich aus 
ottomanischen Unterthane best^en, und deren Patriarchen unter 
mehr mler wcni^'^r klar defini» rter Mitwirkung der Pforte ernannt 
Worden, der Moroiiitea, Melkiten, Sj rer, Chaldiier und Armenischen 
Katholiken, ausgefibl. Wenn dies Schutzrecht nur ein offiziöses 
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war, so war es nntor Konnivenz der Pforte trotzdem ein wirk- 
sames. 

Wiilircnd die fraiizösisc-hou Vi'rtn<tcr sich in diesen Fällfii lies 
Mangels jeder Befugnis vollstäiulit^ liewusst waren, sind hinf^e^'on 
die Punkte, für welche Frankreich sich, wenn auch nach 
dem obeo gesagten zum Teil intttmlidier Weise, aof Reohtstitel 
berufen tu kOnnen glaubt, und die es seit dem Berliner 
Vertrage mit oneuter Energie geltend au machen aochte, folgende: 

1. Die Hut der Heiligen StAtten und die Yotretung 
derselbm hei der Pforte in den btaflgen sich um ihren Beaits 
erhebenden Streitigkeiten. Hieg^on ist, soweit es sich um die 
gesclüchtliüh gewordenen Verhältiii>se handelt, nie ein Einwand 
erhoben worden, wenigstens insofern das Protektomt die Stätten 
selbst und in"cht deren etwaige nithtfranzösische Insassen Ketrifft. 

2. Das Protektorat über die • inzelaea Individuen als 
Augehürigo der lateinischen Kirclie. 

Soweit dieselben einfache Gemeiudemitglieder nicht 
franiOnscher Hatiraalitftt sind, beansprudit Aaiikraicdi den Sdinta 
derselben nicht, obechon aioh dieselben frlther hftufiger in besondeien 
FÜIen einer ausserordentlidien Begflnstigung durdi die faanzOnsdien 
Vertreter erfreuen moohten. 

Hingegen ergeben sieh Konflikte dadurch, daas Frankrddi die 
Gerichtsbarkeit Ober in katholischen Klöstern lebende An- 
gehörige der Türkei oder fremder enropftisoher Staaten 
ausüben will. Insljesondere ti-it dies ein, wenn junge Madtheu, 
von den Nonnen überredet, wider den Willen ihrer Eltern den 
Schleier nehmen wollten, aboi' von den An^^ehörigen mit Hülfe 
ihrer Kon^ulate reklamiert wnrden. In solehen Fällen nalmieu die 
franzüsisehen Konsuln stets dio Pailoi der Klöster gegen die 
reklamierenden fremden Konsulate. Es muss zugegeben werden, 
dass dabei die franaOsiache Begieruog schliesslich doch die Rechte 
der anderen Staaten anzuerkennen und naohsogeben pflegte. 

Von den sAcularen oder regulären Geistlichen galt 
nach fnuuOsiaolier Anaduuiung, dass durdi ihren Eintritt in den 
Dienst der Kirche ihr frflheres bürgerliches Sdiutsverfalltnis geM 
ist, luid dass sie so gut wie ihre Kirche unter französischem 
Schutze stehen. Hiergegen haben die tOrkiaohen Behörden nicht 
Einspruch erhoben. 
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Das Uiuiatüi liehe dieses Verhältnisses ergielit sidi je(l(K-li von 
-oUist. Erstens treten eine Menge von Fällen ein, in «lenon mir 
der Veitieter ties Heiraatsstaates auuliclK- llandlinip'ii voll/.n'li«n 
kann, wie Änsstellung von Lebensatteateu und anUero Bcurkuuilungou. 
Aber andi sonst kann der Heimatestaat anf die Aiisdhung des 
Sdhattea seiner AngebSngen nicht verzichten ; dies ist so ein- 
lenditend, das» Feanlcreioh eobon 1874 bei Anhus der Ermordung 
eines [ueiuräschen Priesteis in Constantinopel sich der Erlcenntnis 
nicht veischliessen konnte, dass es surficktieten mttsse gegenülier 
dem Ansprache der deutschen Vertretung, die St nif Verfolgung auf- 
ziniehmen. In einer Mitteilung des französischen Ministeriums wurde 
dalier schon damals der Grundsatz anf^ostellt: ..mais <juand le caruc- 
terc du mniric est absorbi' jiar sa iiatinnalit«''. noii"* noiis rotirnns.'- 

Ein analoger Fall in Alhaiiioii, wit v^i sich juii ••inen itali' iiisciien 
Aupehörigea handelte, wurde dahin eiiliehieden. das^ ^ iwuhl der 
italienische ah der öeterreichisclie Vertreter der Vorliumiliuig vor 
dem tOrk^^en Geridite assistierten und das Protokoll uuteraeicfaneten. 

Ein dritte Fall aus Jerusalem, der einen italienischen Priester 
betraf bot die Scliviori^it, dass der tOi-kischc Richter gegen die 
Aadsienz der Vertreter sweier firemder M&chte nichts einwandte, 
aber das Pcotokdl nur von dem einen unterzeichnen lassen wollte. 
Scldiesslich unterzeichnete der französische Vertreter allein; die 
Nachgiebigkeit 1 italienischen Vertreters wurde aber später von 
der i<ali<ni«:cheu Ikgierung nicht gebilligt. 

Die deub^che Stellungnahme ist die, das:^ deotsi-lien kath.i- 
li.schen Geistlichen diesseitiger Schulz zu gowiiiiren ^.ei, M»woif 
ihre Personen in Frage kommen, dass aber die Hechte und Pri- 
vilegien ihrer prieeterlichen Stellung, soweit es sich um Insassen 
▼oo KlOsteiD unter frsnaOsischem Schutze handelt, nicht zu ver- 
treten seien. Dieser Anschaunng, der sich in der Folge auch 
andere Staaten, namentlich Italien anschlössen, haben schliesslich 
auch die EnnzOsischen Vertreter zugestimmt. Wenigstens ergaben 
sich in den letzten Jahren in dieser Beziehung keine Anstände. Es 
bcaucht nicht weiter darauf hingewiesen zu werden, dass eine solche 
Regelung der Frage mit den Bestimmungen des Beriiuer Vertrages 
fib»%instiinint. 

H. Das Protektorat filier alle einzelnen Kirchen, Klöster 
und sonstigen frommen Anstalten. 
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Naoh der Ansicht der französischen Regierung messen, mit 
einziffor Ausnahme der (\nrch die bestehenden Vertnltro unter 
östiMreicliisches Protektorat gestellten Anstilten, alle anil.-ren, die 
im türki^rlieii Heiche heute erriclitet sind und in Zukunft erriclitet 
werden, unter französischem Sclmtze stehen. 

Dieser Auffassung, welche auch in Egypten bei Gelegenheit 
eines fnmiSsisch-egyptischen Abkcmunens betreffend die JustizraiDnn 
im Jshre 1875 nun Ausdrudc kam, trat die deatsche Begiening 
in dem bald darauf swischen ilur und Egypten gesdiloaaenen Vor- 
trage bestimmt enl^jegen. Artikel 7 des Vertrages lautet: 

Le GouTemement Allemand ne reconnuflsant k ancuae pnia- 
sanoe un protectorat exclusif sur les Etablissements catholiqnes en 
Orient, se röserre ion» sen droits sur les sujets allemands apparte- 
nant a un de cos otaMissoiiit nts et 11 cousidero notamment comme 
entendu ijue ladito sti|)iüati')n du ])rüto(oln Francn - Egyptien ne 
saurait portor atteinte u la juridietion (jui est ou (jui sera »''tablie 
pour les sujets et administn's allemands en Egypte, en vertu des 
lois de l'Empire et des arrangomentü faits entre rAllemagoe et le 
OouTenement du KhMhe. 

Deutsdiland bestreifet demgemiBs nidit, dass Fmnkxdcii das 
Recht hat, die boreita unter seinem Fkotektorat stehenden Anstalten 
XU sohfitaen; „aber mit demselben Rechte vird es seinen Sdiutx 
den Unternehmungen gewahren, 'welche deutsohe EathoIilMn grflnden 
und dem deutschen Schutze untersli ]]• n,'' 

Seitdem der Palästina -Verein der Katholiken Deutschlands in 
Jeru84ileni, Haifa und Tahglia am See (Jenezareth Hospize prrielit»'fe. 
mit denen in Jerusalem und Ilaifa Schuleinrichtun|cren und Kraiiken- 
pllogestatiouen verbunden sind, seitdem er Liegensehaften in Emnians 
und Kuboil)e crwai'b, seitdem eine deutsche Sihule unter der 
Leitung der deutschen barmherzigen Schwestern vom Iii. Borrom&us 
in Alexandrien eiQffnet wurde, ist das bisherige tbatsSdiliche Ver* 
blltnis eoodumven Schutaes der frommmi* Anstalten seitens Fmnk- 
raicha beeeiligt und dn den reditüdien Bestimmungen des Berliner 
Yertrsges entsprechender Zustand auch faktisch begrttndet worden. 
- Alls dieee Anataltm stehen unter dem Sdiutae des deutsdien 
Heimatstaates. Österreich Imt von diesem Umstände den Nutzen 
gezogen, dass es das rrotektorat über dius Malteser- LIi>s]>iz in Je- 
rusalem selbst Qbemahm. Die neue Lage der Dinge ist auch durch 




ein«? Entsoheidunp: dor Propaganda votn 13. Nnvomlter 1S94 an- 
erkannt wonlen, durch welclu? die En ic-lituii^^ t inor Pmvinz dfiit- 
schiT Borii iiulerinnen für Egypten und Palästina g' tit'hinigt wuitlo, 
uhue dass dabei der französischen Protektorals-Anspri'udie gedacht 
worden wSre. 

Angerichts der ganzen Wdt wurde diese neue Wendung 
aanktummt, als am 31. OktoW 1898 Seine Majestät der Kaiser 
SB Jerusalem das Orundatflck der ,«Domiitio" in Besitz nahm und 
dem FaUatina-Verein der Katholiken Deutschlands flberwies. In 
Cberanstimmiuig hiermit wurde am 7. Oktober 1900 die F>M' i der 
Qnindstcinlegung der neuen deut.seh-katholis« lu'n Anstalten <hiS4:'nist 
auf Einladung des deutschen Konsuls von dem <ieneralvikar des 
iatpinischon Patriarchats von Jerusalem und unter Assiston/ dr-r 
I)>-1«'irationen der Ki-anciskaoer, Assumptionisteu und Üontinikaner in 
6»)]enner Weise vollzogen. 

4. Die sogenannten honneur.s de 1 Eglise. 

Die kirchlichen Ehrenrechte welche als äussere Anerkennung 
des fransMflfdieii Frotdctonta dem Vertreter Frankreichs erwiesen 
werden, amd , 

der Em]^g an der Thfire durch den cur6; ein besonderer 
Plata an der rechten Altaraeite auf einer Estnule; femer 
die Darreichung des Evangelienbuches und det< y\in\ domini". 

Diese drei kirchliche Handlungen Averden nur für den frnn- 
zi'»si.s4-hen Vertreter vorgenommen, trotz der namentlich in .lonisalein 
niederholten dringenden Keklaniationen fler Vr-rtn-ter < »stf>rroirhs, 
Spaniens und Italiens. Wie eifersüchtig Frankreich ülier dies Vor- 
recht wacht, beweist ein Peisjiiel aus der Zeit df S Kriinkrieges. 
Das vormalige sardinische Kon.sulat in Beirut hatte am Atifango 
des 19. Jahrhunderts von dem damaligen Hen'n des syrischen 
Kflatenlandea Dschezzar Paaoha in Akka das Recht erkauft, eine 
tathoUadie Kapelle Im Konaulatfligeblade au errichten. Diese Kapelle 
wurde wihrend dea Krimkriegea, in Folge des prftponderanten Ein- 
floBMe FnmkrnohB, geaddosaen, weil in derselben dem jedesmaligen 
Konsul von Sardmien am Feste seines Souveräns die kirchlichen 
Ehrenrechte erwiesen wurden. 

Auch dem österreichischen Botschafter in Cf)nstantinepel werden 
ir. der österreichischen katholischen l'f.in kiiiln' in I'era die gleichen 
Ehren au Teil. Er Uksst allerdings jedesmal hei iler ofhziellen 



Anwosciilioit anderer fremder Veilrotor diese AueiialimsbehaTifJImitr 
fQr sieh untenirüclien; das Gleiche gilt vom niRsisc lu ii Hots« haftet 
bei Feiern in russischen Kirchen. Die fnuizö^isi lit'ii Rotsi hafter 
haben atots erklärt, daiauf nicht verzichten /.u kOniien. In Folge 
dessen sehen sich die anderen Yenxeter vorkommenden Falles ver- 
hindert, den bezOslichen Feiern in den dem banzQeischen Frotektont 
nnterstehenden Kirchen in offlaieller Weise xu assistieren. 

5. Die widitigste Seite des fransösisdien Protektorate tnt 
besonders bei der im Jahre 1898 angeregten Frage der Erriditnng 
einer Misston des Sultans beim heiligen Stnlilo zu Tage: es ist der 
Schutz der gesamten römischen Kirche als solcher bei 
der Pforte. 

Wie in der vorhergehenden Darstellung der Verhältnisse des 
lHt»Mnis( lit?ii Klerus entwickelt worden ist, gehört dersw^lbp dem 
tüikisclnn Staatsrecht flberhauijt nicht an; die lateinii>(-lie Kireho 
ist vielniehi trotz der grossen Besitzungen und der vielen Ange- 
hörigen, Fremdoi und Rayah's, die äe im tflririechen Ketche ihr 
eigen nennt, dne aiiswftrtige Macht Als soldie kann sie, da eme 
Anerkennung ihres Vertreters seitens der Pforte nicht erfolgt, mit 
letzterer nach bisheriger Auflhssung nidit direkt in Bemehungen 
treten, und sie bedarf fOr die mandierlei Anliegen, über die sie 
naturgemflsa mit der Pforte zu verhandeln hat. fremder diplomatischer 
Intervention, welche ihr die Protektoratsmacht Fmnkieich gewflhit 

Der ganze Kreis der Geschäfte, welche die Personen «ler 
Prii'Stfr. die einzolnen A?istalt<»n, sowie die Gewimtkiix-he botn-lfvii, 
will! durch Vennittclnng ilri- fiaiizösischen Rec;ienuig besorgt Weuu 
die wichtigsten und grüstten ISorgen der Kurie, die durch Ghristen- 
verfolguugeu und Mas.sacres hervotgerufeue Bedrohung der Existenz 
der Gemeinden dazu gehih-en, so umfnast das banaOmsche Protektoial 
anderersetta auch die kleinsten Details. Es kann keine Kirche, 
kmne Schule, kein Hospital gebaut vrerden, ohne dass die franaOsische 
Botschaft bei der Pforte um die erforderlidie Erlaubnis nachsucht; 
wenn die Douanefreiheit fQr Oegnutfiade, die fOr eine Kirche oder 
mn Kloster bestimmt sind, von den Leitern dieser Anstalten be- 
ansprucht wird, müssen dio franz"3i^^^■llOIl Vertreter das nötige 
Tezkere (Ersuchen) .schrfibon. Jeder gescliiift liehe Verkehr zwischen 
dor Kiivhe und dpn tnrkisch*^n Rehdnlt^ii ist in dif^ser WHsf» an 
die französische Vemiittehmg gebunden; der apostolische Delegirte 
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lu Constaiitinopel kann sic h nicht auf die Pforto begeben, ohn« 
(lasfi Um ein Dragomou der franzü^sischt ii Butschaft auf dem Gange 
begleitet, um b*^i den stattfindenden Vt-rlmii'Hunpon zu assisti»'ron. 

Es ergiebt sicli hionms, dass die lateinische Kirdn-, wähn-nd 
sie der Türkei gogenül^er im weitesten Masse selbständig, go- 
wissermassen exterritorial ist, andererseits sich als eine Dependenz 
der fransQeischen Botschaft charakterisiert. Den Wert der hier- 
dnnh drai fatnriisisehen yertietem verliehenen Macht und des damit 
TBriNtttdenen allgemeinen Einfliifleee Fhinkreichs au! die Kurie 
«nasten almtliehe feaniAriadia Begieningenf von den Sehr christlichen 
Mqeetätea bte anf die BepnUUc Bobeepierre's und von Napolton 
dem Eisten tiB sa den heutigen Politikern, wohl zu schätzen. 
Wlhvend Oambetta fnr das Heimatland die Pai*ole atisgab „Le 
dSricaUame, voilä l'ennemi", suchte er dereu für die Orientalischen 
Angelegenheiten gefährliche Konseqnenzen gleiehzeitii:^ dnrch den 
anderen Aussj)nich oinzuschnlnken .,L"aiiticlericalisiiie n'est i>as un 
article dVxportatioir'. <)hs< hon die Fwrsnn^e für die Katholiken der 
Prutekturatsniaeht oft schwere Pflichten anfeih^gl hat, ist letztere 
somit weit davon entfernt, diese Beziehungen, welche sie als ein 
ihr sustehendee Recht beansprucht, preiszugeben. 

Die durch Jahrhunderte langen Bestand sanktionierten Ver« 
hUfniaeo wurden andh von der Kurie anerkannt, die ihrer ,/Ütesten 
Tochter" ffir die vielen ihr in dieeer Zeit geldateten namhaften 
Dienste Dank schuldete. Die Bestimmungen der diplomatischen und 
konsularischen Vertreter Fkankrcichs waren ihr in nlleu mit der 
Schutzhoheit zusammenhftngendon Fragen ma-ssgcbcnd. Nach den von 
der Kurie erla'isenen Instruktionen durfte nur dann, wenn die roc\\\- 
leitige Ausübung <los Schutzes durcli einen fianzrisischen Vertreter 
materiell unmöglich war. aiisnahniswcis^^ und auch nur für ilen 
Bpezieilen Fall, die Protektion eines anderen Staates erbeten wenlen. 

Natiugemfias hat jedoch eine derartige Älihiingigkeit fflr alle 
Beteiliglen eine Reihe von ünsutiSglichkeiten zur Folge, die 
■anentlidi in den letzten Jahren die beschriebene Sachlage in zn- 
nehineiidem Ifasae ala durchana unbefriedigend erscheinen Hessen. 

Die Pforte beklagte arah über fk&nkreichs Einmisdiung in die 
Fragen des alltfiglichen Verkehrs zwiachen dem Territorinlstaat und 
der Kirche, sowie Ober deren Ausnutzung zu politischen Zwecken. 
Die tOridsohen Diplomaten verkennen ferner nicht, dass die lateinische 
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Kiivli»^. von (ÜPSfm Zwangp l<t'fT-oit, im rforfciii[itoreR55e ein starkf^s 
('■• gr'tifj^ewicht goi;t'n <liu von Kusslund imteratUtzte oi-thodoxe 
l*n)j)af;an<lji liildtMi künnto. 

Audi die Kurie euipfiiulet C8, diiss Fraukmich ihre lutercssea 
mit politisofaen Dtngeo verquickt Daiu kommt, daas derselbeD, 
trotz ihrer oben gesehildertoD Auttrasimg, die fimnsOeiache Vor- 
mundschaft gende in neuerer Zeit ala eine BeaohrSnkung ihrer 
Souverftnitttsreohte llatig ftllt 

Stürker aia die Kurie in Rom ist der lateiniadie Klerus im 
Orionto seihst iM t ilit;!. Di«' Kirclienffirsten finden sich durch den 
Mani^t'l des direkten Verkelirs mit den türkischen Staatsbehönlen in 
der AusüliUH!; ilii-es kireliliclien Amtes l>eeintn'iehtigt. liosunders 
in Jenisaleni, wo schon «las nxlitliche Verhältnis des l'alriarehats 
7.iir Sehut/.iuacht ein Missveihititnis seiner Aiii:i'li<iiii^cn fiet^renütxT 
der l^mdesbehönlo liedingt, lieri*solit Unzufiifdenlieit mit dem 
Troteklorate Frankreichs. Unter den dortigen Fiunciskaneru macht 
sich rine starke antHraraflelBolie StrOmung geltend, und anUsdich 
der in den letzten zehn Jahren hiufiger dngetretenea Streitig- 
keiten zwiachen Orthodox«» und Lateinern war unter den letzteren 
die Klage allgemein, dasa die wi<ditig8tm Interessen der Kirefae 
den politischen Sympathien der FrotektoratsoMeht geopfert würden; 
man selieute sich sogar nicht, diese direkt als den Feind der 
katholischen Kirche zu bezeichnen. 

Alle unter dem Protektorate leidenden Elemente drängen somit 
gemeiusjini auf die lÄ>sung der für die Kirche einst so wertvollen 
Beziehungen zu Frankreich. Kiiu! Anbidmung neuer VerhSltnisse 
wurde von der Pforte im Jalire lblJ8 versucht, indem sie in Unter- 
bandlungen trat, um beim Vatikan einen tflrkischen Gesandten zu 
akkreditiMea. Die franzSsisohe Regierung, welche in d^ Anknüpfung 
«nee direkten Verkehrs zwischen diesem Vertreter der Pforte nnd 
der Kurie den ersten Schritt zur Beseitigung ihres Protekttnats ei^ 
blidrte^ wusste die beabsichtigte Errichtung der IGssion zu vermteln 
und damit ihre Stellung noch einmal zu behaupten.' Jn den der 
Pfoiio nahestehcMulen Krcisen schrieb man diesen Sieg der franzr>si sehen 
Diplomatie zum Teil der im Vatikan angeblich herrschenden liefürch- 
tung 7.11. dass die ziddreiehen aus Fninkreieh fliessenden Geldmittel, 
wekhe iianientlieli von der .,ri<ipay^ation de la Foi" in Lyon, aber 
auch als Poterspfennig, zu kirchlichen imd Missionszwecken ciu- 
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gebracht werd^, nadi einem Bniohe mit FrankrtMch v« rsio^n n 
möchten. Dom gegenüber steht aber fest, dass TOB den dun h ilie 
,^ri>f>agation la Fni" in Rum ahgelieferteii Summen ein namhafter 
Teil in Doutscihiaiul gesammelt wiit]. 

Die Zukunft winl zoigi'ii, ol) die moiimif ?'iit wirki'liing mit 
ihren neuen Bedürfnissi'u nicht schliesslich doch eine aiidcie Keldung 
der Kircheufrage üu Orient verlangt; die jetzige Lage, wonach die 
einsehien küchüchen Anstalten unter dem Schutze ihrer Hdniatstaaten 
stehen, wihrend aber die GeMmtkirehe Frankreich das Protektorat 
ansflht, scheint wenigstens in der Theorie unhaltbar. 

Es ist dabei nküit zu vergessen, dass das Schutzrecht der 
Hcunatstaaten über ihre Anstalten den rechtlich gOltigen BeHtim* 
mungen entspricht, wahrend das exclusivc franzüsischc rn)(. »klorat, 
als dessen wichtigste Seite der franzosisclic Schutz der Gesamt- 
kirchc anzusehen ist, der rechtlichen Begnindiiiig entbehrt und nur 
in don faktischen Verh.lltnissen seinen l'ispiinig hatte. Heclif liehe 
• iriindo gf'iE^n eine Veränderung der Hivicliuiig« !! der Kiiii'- zur 
französischen Regierung bestehen somit nicht; in dieser Kiage sind 
alleai politische Momente massgebend. 

Die Bntseheldiing der ferneren politischen Fknge, ob die Kirciie, 
als QeaamtiMit, des Schntees einer weltlichen Macht im Orient ent- 
nten kann, dOrfte y<m der BeorteOung der inneren Angelegenlieiten 
der Tflrim abhiagen. Einzelne kirohliohe Interessenten wOnschen 
sb Ideal den Zustand herbei, dass die Kirchc je nach Lage der 
Dinge bald an die eine and bald an die andere Macht zu apellieren 
das Recht Uttte. 
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QneUen. 

Orientalische Qnetlen. 

1. Kitab ulcbaradsch lilimnm Abi Jiisuf (Ed. Utüaq 1302). 

2. Hawerdi, el ahkatn ussultaoiyye, Ed. £oger. 

3. Dte Hdteqa (Codifiontioii des SohmiatnohtaB «otar SoUhmii d«m 
PräcbtigeD von IbnUm Halebi mit CSommentar von Merkofiti 
Eki. CotiHt. 1302). 

4. Düstar, Offizielle türlc. Gesetzsanimluug 4 Bde. mit 4 Zeil (Ao- 
häogen). 

5. Moaliedati amiunie medndiiniiasi (Sunmluog der VerUge der PCnte 
mit fremden Stuten) 6 Bde. Gonat 1294. 

In eoTopttifleh«« S fi mri bm. 

6. Moaradgea d'Ohsaon, Tfebleau de l'Empire Ottoman. 

7. Legislation (Htomane von AriKtarchi Bey o. Demethos Miooiaidea, 7 Bdek 
. 8. V. Tornauw, das mosieiiuBclie Kecht. 

9. Kremer, Kaltnrgesobfehte dee Orients. 
KX T. Kremer, die herm-lionden Ideen des Islams. 

11. V. Krt'iin'r, Kulturgoscliiclitlirlio Stroifziij;" auf <|i«iii <u'l>ii-to dos Islams. 

12. V. Uanimer, Geschichte dtsi osniauischeu Reiches. Zweite Aiu^gabe 
in 4 Bden. 1834* 

13. Zinkeisenf OeeeUohte das oamanfawhen BaialHli in Eoropa. 1840—56. 

14. A. Müller, der I.slam im Mofgen- nnd Abendland (in der Ondten- 
äcben SanimluDg). 

15. Rosen, Geschichte der Türkei von dem Siege der Reform 1826 laa 
nun Pariser Traktat 1866. 

16. Bamberg, Geschichte der Oriontalischen Angelegenheiten im Zeilranm 
des Pariser und des Berlint^r Friedens (in der Oncken'soheo Sammlnng). 

17. Eicbmano, die Uetormeu des Usmanischea Reiches. 

18. van Beidiem , La PropriM territoriale et Timpdt fonoier aons lee 
Premiers califos. Genevo 1886. 

19. Worms, Kfdh-iclu's siir la Constitution de la Proprio territoriale 
dao» les pays musulnians. Paris 184ti. 

20. Belin, £täde snr la propiiMe fonei^ en pays mnsnlmana. 

21. Ubiciui, Lettres snr la Torqnio 2 vol. Paris 1854. 

22 Rin^ rtKigl, Vorfassung und gegenwärtiger Bestand sibntlicher Kirchen 
des Urieot». Laudshut lbt)5. 

23. Belin, Hiatoire de la Latinit^ de Constantinople (noavdle dditioa 
Pta* 1894). 

24. de Tests, Recueil des Traitt'-s de la Porte (Htomane. 

25. Dr. AntonopouloB uod Dr. Meyer. Über die Exterritorialität iii der 
Türkei mit Räcksidit auf die Oeriohtakaikeit in CivO- und Btnf- 
aaohen (enthalten im Jahrlmeli der Internat Vereinigung für Yeri^Mdi. 
Pnohbwissensobaft und Volkswirtsdiaflsklire, 1. Jidugang, 1. Ab> 
teiluug, Beilin 1895 p. 95 ff.). 
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26. (jirulatnu Uulubovicb, iSerie croiiologtca dci revuitiudisbiiiu bupeiiori 
di Terra Saota, Gerasalemmo 1898. 

27. Ehrhardt die orisDtaBMhe Kinli«D{i«ge und Oflstorreichs Beruf ihrer 
Lfisung, Wien und Stuttgart 1899. 

28. Hinscbius. System des katholischen Kirchenre^hts. 

29. A|iOistoUsclies Seodscbreibtio vom 'JU. Juui 1894 ad itrinc-ipcs |»upu- 
kaqiie ttnirenoe (EpiBtola-piaeolam gnitnhtiomB) Freibmg u B. 1804. 

30. IJtterae ÄiK)sto1icae de disciplina Orientalimn ( nnserviUlda et toendA 
(Ürientalium dignitas Eoclesianini) Hon»ao \H'X). 

31. Eine aiionyme, aber von saubkuudiger Feder geschriebene Artikel- 
wrie in der sa Cbnstantinopel ersobeioenden Zeitnog „Levant Hereld^ 
Tom Augtui bis Dezember 1804 ,J.es egliees d'Orient". 

32. Dr. Monitmann: ('her (iie im uinnittclbaren Pforteiigfliiete unter 
Idrcblicher Oiganisation beütebeudo Autonomie der eiuzelueu nicht 
■iiIitiiMdiDiMlMi Sürnnm. cMuaeoript) 

33. Dr. Veidy da Temois: Die Kapitulationen <i<'i Tin k* i seit der 
Erobfning von Tonstantinope! \ \')'^ in haii<lt,'lsp<>liti^< !K'i Hc/ii'lning. 
in Hütk.Hiclit auf die Consularjuri.sdiction und die intciuationale Vor- 
tretung sowie in Bezug auf die Frage der heiligen Orte. (Manu.scri|>t.) 
Daven enebienen: die Frage der Heiligen Stlttea Palästinas. Berlin 
1901. 

34. Berlin-\Vicn-17om. Betrachtungen über deu neuen Kurs und diu nene 
europüijjcbe I^e. ]>ipzig 1892. 

35. Famin, Hiatoire de la malite et du protectorat dee egHsea obretiennes 

en Orient. I'aris 1853. 

36. Noradoungbiaii, Gabriel, Recneil d°a< tcs ioteroationaux de l Einpire 
Ottomao. Paris, Leipzig, Neucbaitel 1897. 

37. Spiridkm Oopcevie, Ober^AlbaaieQ und seine Liga. Leipzig 1881. 

38. Hans Beiart: Der Schutzgenosse in der bnantc. Brugg lSli8. 

39. Fram is Key. I-i PpiLi ti-iti Diplotnati hk- i-t CoDsulairo datis le« cobelles 
du Levant et do Barbarie. Paris 1899. 



Gesetzgebung und Literatur 
des Jahres 1898;^ 



Argentinien.') 

Beforent: Dr. Lbaadio Segovl«, 

HonomiinifeBsor an der ünivenität Cordova, Fiscal der AppellationakunnMr 
d6B Kximiiud- and Handelsgerichts zu nueuos-Aii'oa. 

Übenetst tob Dr. jnr. et phii. Emst Kmenfeld» fieriio. 

Fnnfunflsechszif? Gosnize sind im lalin^ 1 000 orlasson \v(»nlcn. 

Ausser uiiiom Dutzend (Jesetze, welche der gleii-iit>n Zahl von 
Bürgern die Erlaubnis zur Annahme der ihnen von fremden Re- 
gieningen verliehenen Orden erteilen und vielen anderen Qesetzen 
▼OD geringerem InteieMe, veidieiien die folgenden erwUiiit bh 
iRroden: 1. Komeaäoos^ErteUnng su Hafen- und ESsenbahntanten; 
2. das Emidien an die Regierung, dem Oelelirten Burmeiater 
dn Denkmal >u aetten; 3. die Erlasse betr. Gesondhdtspoliaei, 
Ibriransdrats und einige andere mehr. 

1. Durch die Gesetze No. 3958, BOni und 3968 vrird den 
Herren Guerrero und Martinez die Erlaubnis erteilt, für ihre 
Ht'clmung in der \h,\ San (^lemente einen Han<lolshafen nebst allen 
notwendigen liautcu und Einrichtungen, wie Quais, Werkstätten, 
Stationen für Passagiere etc., zu bauen und auszunutzen; Herrn 

') Da die nerausgabo des Jahrbuches sich wider Erwarten vorzöpert 
hat, wird bei oiuzelueu I^udera die Übersicht schon für die Jahre ISdO 
beziebuDgsweise 1900 gegeben. 

') Im Jahre 1896 lud 1889 liiKl kdne für da» Aadand «ieh^gen 
Oeeetze ertawon, Wir bringen daher sohon hier die Obenioht für du 
Jahr 1900. 
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(iuillt.-miu (loilio wipi die Kilaiildiis erteilt, in Kaliia maiicii, einer 
Stallt mit lebhaftem Huiidel uixl ^mssfr Zukunft, ciin ii llaiidols- 
liafeu mit ü miuü.s und den Obrif?on ii<tt\veiidii;eii Kinrit liiuiij;eii zu 
iiam und auszunutzen; endlich gestattet das dritte der gonunnten 
Gesetze der Finna Angel Oudella j Cia den Bau und die Ans- 
nalamg eines Handelshafens für KQstenscbiiKahrt dicht an der 
Mflodong des lio Dtieque'n Giande. 

IMe Qeaetse No. 3966, 3969 and 3971 ei-teilon Konzessionen 
Mr folgende m bauenden Linien: Der Qesoilschaft „Fcrro-Carril 
Buenos-Aires al Pacifico'' von der Siaiiou Saforcjida l>is zur Kolonio 
Isabel in der Provinz Santa-Fe; dei üesellscliaft „O'ste de Uuenos- 
Ayres", ihre Bahnlinie vom 5. Meridian ab sieliziu' Kilonietei- weiter 
nach r)sten auszudehnen; der Gesellsi liaft .J-'ci i w-( ai ril Cnan < »('ste 
Argentiiio" für den Bau der Strecke La Durniiila bis San liafael 
iu der Provinz Mendoza. 

2. Das Gesetz No. 3919 bestimmt, dass das zum einsenden 
Andenken Dr. Barmeisters sa eniditende Denkmal seinen Platz 
im Buk 3 de Febrero ecbalten soll; Dr. Burmeister war ein 
deatoeher GelehrlO', weloher ebenso sehr der Wissenschaft, seinem 
I«nde^ wie Aigentinien sor Ehre gereicht 

3. Das ans 36 Artikeln bestehende Gesetz No. 3959 betr. die 
Oesundheitspolizei enthält die nun Sdintze des argentiniseheti Vieh- 
bestandes vor dem Eindringen von auswärtigen ansteckend* n Krank- 
heiten, sowie gegen die Ausbreitung schon bestehender Virliseut hen 
notwonditren Bestimmungen; es ist d^n curoiiaischfii , diescllte 
Matt'ri'- l>t.-liatidelü(leii besetzen iiaelii;cl»ildft und ist in «'inern si» 
viehrcicheii Lande, wie Argentinien, von der wcitüagendstun Be- 
deutung. 

4. Des Gesetz No. 3967 ermflohtigt die Exekutive, die erforder- 
lichen Weriro hersustellen, am verschiedene Städte der Republik 
nit Trinkwasser zu versehen and einige schon begonnene Arbeiten 
so vollenden. 

5. Von grosser Bedeutung ist das Gesetz No. 3975 liotr. den 
Scbntz von Fabrik-, Handels- und landwirtschaftliehen ^larken; es 
besteht aus 70 Artikeln and ersetzt die bisherigen Gesetze, deren 
F^cr es vermeidet. 

6. Gesetz No. 3972 erhöht ilie Strafe für .Miinzvcrbreelien inid 
regelt diese Materie genauer, als es bisher gcschelien war. 
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7. Das Oesetz No. 3952 giebt J'rivaliKTsonen das Recht, dann 
Civilkiagea gegen die Regierung anzustrengen — und zwar ohne 
beMndei« Ehnlchtiguug diirdi den KoogreaB — , vreon die Exekatire 
in dem Zeitauun von 6 Moneten eine Enteoliddiing in der SuA» 
nkdit getroffen hal und 3 Honete teigingen sind, seitdem xm 
nscbe Eriedigong der Seofae gebeten wocden ist VHrd in solohen 
Processe der Staat vorarleilt, so kann das Uftdl nicht Tollstreekt 
werden, es hat vielmehr lediglich dek1nratoriR<>hen Charakter. 

8. Gesetz No. 3942 regelt das LebensTersicherungsweeen sn 
Gunsten eines Dritten und bestimmt, dass dor Anspnich nur dieeem 
Letzteren geliAre und nicht von Gläubigern dos Versicherunge» 
nehmcrs in Anspnich genommen werden dürfe. 

9. Oesetz No. 3924 ermächtigt die Exekutive zum Ankauf 
eines photographischen Femrohrs für das Obeenratoriiun in Cordoba 
Ins nun Ton 24000 pesos. 

Was die juristisdie Uteraitnr betrifft, so ist nur sn orwfthnen, 
dsss die Honen Slerana, Madudo nnd Onast^vino die ^rbmten an 
ihrem Kommentar zum Codigo CivÜ fortgesetxt haben. 

Der Qttidel Argentinieos hat eine schwere Krise dorchgemaobt, 
nun aber befestigt dch der inteniatimiale Friede tflglidi mehr. 



Belgien. 

a)' Genetigelraiig. 

Beferent: Professor Braast Halurim, lAttich. 

Übeneirt tob Dr. WtUm a tt eraem l e» 
OeriohtnsMnor md Mvatdoieat aa dar üniTenUift Bonn. 




Belgien bat im Jahre 1808 kdne bedeutsame inteniationale 

Vereinbarung getroffen. 

Der mit dem unabhängigen Kongo.st.iato go.'Schlo.ssone Aus- 
lieferungsvertrag vom 20. Dozemlior lKi)S wiciierholt nur 
die mit anderen St.uitcn in Kraft iH'Hnillirhen Abnwichungen. 

Das Ubereinkommen vom 11. März 1898 zwischen 
Belgion und Japan, das sich auf das Patentrecht, die Fabrikütiuns- 
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leichen (Warenzeichen) und Zeiclieiiinustor l^ozirlit. ist iii>*ift'ni von 
Intercsso. als sich durch dasselbe, wie durch eine H*Mhe voihergelien- 
der Verträge, der schrittweise Eintritt Japans in die (lesellsdiiift 
der Nationeu vollzieht. Durch eim^ Note im Moiiiteiir helge vom 
17. Juli 1898 wurde mitgeteilt, dass der Handels- und Schiffifahrts- 
Tettng Tom 22. Juni 1898 in Japan im Jahre 1899 in Kraft 
iTBtai wird. Yfie in den Mnst^pen, mit anderen europäischen 
lUehten geaohkwBenen Yertiflgen wird durch diesen Vertrag die 
be^gisohe KomndaxgerichtBbarkeit abgeschafft, und es werden die 
belgischen Staatsangehörigen den japanischen Gerichten unterworfen. 

Mit England ist in diesem Jahre kein Vertrag geschhtssen 
«wden. Ein Notenwechsel vom 27. Juli hat die fortdaiK-rnde 
Geltung der bestehenden Vertragsahniachungon bis zum Abxhluss 
neuer Handelsverträge f.'stgestollt Von bcidtin Staaten wurde gegen- 
seitig die Meistbegünstigungsk lause] garantiert. 

Es ist vielleicht nicht ohne lntci*esso, die durch küuii; liehe 
Entschlieasung vom 3. August geschafTenc Einrichtung horvor- 
nbefaen. Durch sie ist dne stSndige Kommission zur Prfifung 
TOD Fragen des internationalen Privatrechts eingesetzt 
imden. Diese Konunissioii bat zur Aufgabe: 1. die Voraussetzungen 
n eigrOnden, die einer Kodifiltation des internationalen Privatrechts 
gAsstig sind; 3. die Resolutionen vorzubcix)iten, die eventuell von 
den Regieningsrertretem in das internationale Piivatrccht betr(>!T<'ii- 
den Konferenzen zu vertreten sind; 3. ilir Gut;u-hten alizugifbcm 
üb^r Bestimmungen, die ln'züirli( h dieser Materie in ilie mit frcmdt'U 
Staaten abzusehlies.senden Verträge aufg' iiomnien wenlen. Den Vor- 
sitz führt De Lautäbeere, der frühere Prütjitlcut der Heprüijen- 
tanteukamiutiT. 

(Vlleitiifihes Redit 

Dse Gesetz vom 32. April 1898 Aber die Provinzial- 
wablen entfallt eine Beilie von Ab&ndenmgen, die durch die Revision 
anseier Veifsasung in unserem Wahlreglement notwendig geworden 

sind. Etetö Oesetz vom 12. April 1894, das an dem anf die Revision 
folgenden Tage die Provinzialwahlen geregelt iialte, besJiss nur einen 
provisorischen Charakter. Es handelte sieli darum, am Vorabend 
der Erneuerung der Mandate der Provinzialrätc auf endgiltigc Weise 
die Art ihrer Wahl festzustellen. 
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Di»; neun I'inviiizoii liclpt'iis hildeii iimerhalli dr-s St;uitt s uii'l 
der Kommunen Verwultungskrirper, ausgestattet mit einer gewissen 
Autonomie. Sie werden dauernd von einem Gouverneur regiert, 
der der tinmittelbare Vertreter der Regierung (OonTernement) ist, and 
voa einem gevflhUen KoUegitun» dem Provinsialrat (oonaeil provincial), 
der sich einmal im Jahre su einet ordendichen Sitsong vefsammelt, 
und dn- seine BCnohtbefogniBse auf eine ständige Deputation fllMsr- 
tilgt, die aus sedis Mitgliedem besteht und die seine BesdüQsae 
in der Zoit zwischon den Sessionen auszuführen hat. 

Die Befugnisse des Provinziali-ats und der ständigen Deputation 
sind sehr versdiiedene und selir wichtige. Die Nfitzlichkeit solcher 
administrativer Zwischenglif^der ist oft in Frage gestellt; sie sind 
von denen verteidigt worden, die in der Selbstverwaltung eine 
Wohlthat und in der Centralis;itiun eine Gefalir sehen. 

Die Wahlen der Provinzialräte haben, wenn sie auch natürtidi 
nicht die Bedeutung der Wahlen zum Fulament (legislative Wahlen) 
besitzen, dennoch immer einen ansehnlichen politisdien Anstrich. 
Wie es sich um giOssere Wahlkollegim handelt, als bei den kom- 
munalen Wahlm, so wiegen die kkalen und pefsSnlichen Fkagen 
weniger tw und die politisoiben Ihigen sind einfhissreicber. 
als einmal dienten die Provinsial'whhlen sur Kennieicimung der 
Öffentlichen Meinung im Staate. 

Zur Zeit der Bi^ratung des Oesetzes war in sieben von neun 
Provinzen eine kathulisclu^ .^Iajl)rität un Provinzi;Ui-at4' vorhanden. 

Der Hegierungsentwiuf des (iesetzes führte zahlnMche und «t- 
hebliche Ver.lndi^ningen der bestehenden Rechts^irdnung ein. Er 
benutzte die üelegenlieit noch einmal, die Wahlfragen, das allge- 
meine Stimmiedht und dk Propratianalwahl tu diskutieran. So 
iRTurde der Entwurf von der Opposition lebhaft bekSmpft; das Qesets 
ist im Hause der Abgeordneten nur mit 59 gegmi 50 Stimmen an» 
genommen worden; Einer enthielt sich der Abstimmung. 

Ich kann hier nicht auf alle Einielheiten des MenhaatsmuB im 
provinziellen Wahlsystem eingehen; ich darf jedodi einige Grund« 
sfttze des neuen Gesetzes andentmu 

Zunächst sind die Bedingungen zum aktiven Wahlrecht duix-li 
die Verfassung für die Senatorenwahlen festgelegt. Es winl auf 
Ornnd derselben verlangt: Vollendiuig des 3<i. Leliensjahivs iitnl 
Wuhubitz von mindestens einem Jahre in der Gemeinde; doch 
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k iffimt eine Ersatzstimme demjenip^t^n Bfh pf r zu. der 35 Jahre alt, 
verheiratet f>dcr Wittwor mit lepitiiiier Nachkommenschaft ist, nnch 
5 ¥rr>. Steuer bejiahU; oiier wenn or Besitzer eines iinliowegliclien 
Gutes im Werte von 2000 Frcs. ibt oder einer Rente vun 200 Frcs. 
Zwei Ersatzstimwen kommen demjenigen zu, der das Diplom einer 
Udiemi Lehranstalt hat oder ein Offinitlicdiefl Amt, oder einen derjeu igen 
Banfe «isfibt, der die Kenntniese eines höheren Benifee TomiiaBetit 

Man sieht, daes diese Bedingungen dieeelhen sind, wie die der 
Wihler xur Kammer der Abgecndnetoi, mit dem üntenohiede je- 
di)ch, dass in diesem letzteren Falle schon die Vollendung des 
25. Lebensjahies an StoUe des 30. geuQgt Yur der Revision der 
Verfassung war es Grundsatz des belgischen Wahlsystems, dass 
die Wahlkf'trpcr für die Provinz und die Kommunen stets aus- 
gedehnter waren, als die Wrthlkörj^cr zur Volksvortretuug. Die 
Fun.-ht vor dem Sozialismus hat da/M f,'efühit, dass die konservativo 
Begiening eine eutgegeagt'.setzte Pulitik sich zu eigen gemacht liat, 
vas aber die Arbeiterpui-tei nicht gehindert hat, in der Kommune 
und in den Provinsen xahlieidie Ifandate au erwerben. 

Was die PromsdaliAte betrifft, so hatte omn einen besonderen 
Onnd, deren WahlUcper mit dem des Senats xusammen fidlen au 
laiaen. In Oenftuheit des Artilnls 52 nAmlich wflhlen die Fko- 
Tiniialrttc eine bestimmte Zahl von Senatoren, ungeflüur ein Viertel. 
Sh erschien daher logisch; dass die Räte ihre Mandate von don- 
jenigen Bürgern erlialten, die in erster Beihe das Hecht der Am- 
wähl der S. nat'tnin haben. 

Hinsichtlich des ümfanpes der Walilkullogicn luit das Gesetz 
eine erhebliche Neueruug gebnieht, indem es die rrresson Kelle;^ieu 
teilte. Diese waren früher gebildet worden durch die Gruppie- 
rung mehrerer Kantone der Friedensgorichte, die dieselbe Haupt- 
stadt hatten. So gab es Kollegien, die 12, 15, ja sogar 33 Rite 
vihlten. So kam es,' dass ean VahlkoUeg durdi das Ei^gebnis der 
Pkonnaalivahlen ein ttbertriebNies Obergewicht liatte. Das Q^eta 
hat noB das System der Orupfilenmg sehr einfach beseitigt and 
auB dem Kantone des Friedensgerichts den provinsiellen Wahl- 
distrikt geschaffi^n. 11 grosse Kollegien, hauptsächlich die der 
grossen Stidte, wurden auf diese Weise geteilt. Kein Kolleg 
wühlt thatsSchlich mehr als 9 Räte. Die Totalsunime der Kolle- 
gion für das Königreich ist von 216 auf 231 gebracht worden. 
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Eino aiuloix) Abänderung <los Rechts/.iistaiules erfolgte durch 
die Vcnloppohmg der Zeitdauer der Mandate eines Rites. Bisher 
wiutlen die Rate auf 4 Jaliro gewälüt und alle 2 Jahre zur 
H&lfte der Wiederwahl unterworfen. Nach dem neuen Gesetze 
dauert das Mandat des Rates 8 Jahre. Man wollte dadurch das 
WiUen wegen der damit verbundeiien Agitttion weniger hlufig 
»iilnooen. Das ist dne der entCeinteren gonsegnensen der Ye^ 
pfUditnng sur Stinunaligabe, welche die revidierte TerfMSung eiii- 
gefflhrt hat Weil die Wahl alle Bürger sor üme ruft und weil 
der Gesamtheit Abhaltungen und Störungen verursacht werden, ist 
CS natürlich, dass man daran dachte, jene seltener Tomehmen sn 
las^on. 

Zum Teil sind es dicf^lbon Gründe, weshalb das neue Gesetz 
für die Provinziahvahlen da« bereits durch unS4>r Kominunalwahl- 
gesetz fetstgestcUtc System augenommen }iat und l»estimiut igt, die 
partiellen Wahlen Qberflflssig zu machen: das System der Wahl 
v(m Braatariten (coiueUlers Rupplcants). Olekhzeitig mit des 
ordentUchen Rilmi wird dw Wfthler sur Wahl derjenigen Bite auf* 
gemfen, die nur dann Sita und Stimme haboi, wenn «ner der 
ihnen Vorgehenden fehlt, veniahtet oder Terabechiedet wird. Dis 
System hat Bloh fflr die kommunalen RatevCTHamml u ngen (conseOs) 
als praktisch und wirksam erwiesen. 

Dagegen hat das neue Gesetz von unserem Kommunalwahl« 
regime das System der Proportionalwahlen, das teilweise zur An- 
wonilung kam, nicht entlehnt. Es hat im Ocpenteil die Einrichtung 
der Melirheit.sliste liestätigt, d. h. es gewinnen diejenigen fxler die 
auf der Liste Verzeichneten alle Sitze, wenn sie cüe absolute Mehr- 
heit haben. Die Beratungen in der Kammer brachten — sie waren 
recht leUiaft — mandierlei Neues Ober alle Wahlsysteme; die An- 
btDger der Froportionalwahlfln maditen erneute, leider veigeblidis 
Anstrengungen. 

Die Fiovinmalwahlen fanden einige Wochen nach der Ter- 
kflndigung des Gesetzes statt Die Hoffnung, dass die- konservativa 

Partoi auf der Zerteilung der Wahlkollegien der Grossstüdto fassen 
winde, wurde getäuscht, da in der Provinz Brabaut die Mehrheit 
von rechts nach links üV>erging, und auf diese Weise in ge- 
schlossener Kinlieit die Zahl der „ständigen Deputation'' der Katho> 
liken schwächte. 



Ein anderfs Ofsetz, das ia daa öffontliehn Recht treliört, wfil 
es die Ausfertigung der Opfsptze botiifft, ist das vorn 18. April IS US 
Qber die Anwendung der vlämisclien Sprache in amtiicheu 
Veröffentlichungen. 

Die Frage der nationalen Spradie ist eine der brennendeleD 
in Bel^pen. Wahrend der vienig bis fftnhig Jahre, seitdem das 
Königreich besteht, wurde ne in der VoUcsTertietung nicht be> 
banddi IHe fransOeieche Sprache Uieb jmdctischenreise die einsige 
der gebildeten Klaseen. Selbst im vUbmschen Lande blieb das 
fnsnfisisdKe bis heute die Sprach*' der Borger. 

Crf^pcn 1880 biklete sich die Flaminganten- Partei, die sich 
inr Aufgal^e setzte, dio Anspidohe der Vn.linou geltend zu machen. 
Von jenen unter Andrni wuil'H diejenigen gerechtfertigt, welche 
vorlangten, dass die Justiz im Flandrischen, soweit hiriffn, besonders 
in strafrefhtlirh(>i) Materien, ein Interesse besteht, nur iu der 
viÄmiM;hen Sprache geübt werde. 

Diese Partei hat bald einen hedeolMiden Erfolg errongeii, weil 
oe notwendig die liberde und katholische Fsitei bedrohte, und sie 
gid» m den fiandrisdien Stftdtan, wie Qent und Antwerpen, einen 
Zovadis SU den WahlsÜmmen, die f fir lEsine der grossen politischen 
IWtsien SU Terschten war. Als Folge «gab sidi, cbns den. 
Ffaunlladem versprochen wnrde, was sie Teilangten imd dass nach 
und nach ihre verständigsten Forderungen erfüllt wurden: alle 
öffentlichen Bokanntmachungen sind Obersetzt, allo Hoamtffi im 
vl&mischen Lande müssen sich vlämisch ausdiücketi , die Ju.Htiz 
wini in flandrischer Sprache ausgeübt u. 8. w. Besonders sritdem 
die katholi>( h.' P;irt< i, dank der Macht der VlÄmen, am Kader 
«ar, liat Hich die Zahl der bewirkten Reformen auf diesem Gebiete 
Termehrt IMe Ubetnle Partei konnte — ans Wahlrttcbnohten — 
nicht anden, als die flandrischen Ansprüche unterstfltsen, abgesdien 
von der walloniadien nnd der Arbeiterpartei, wihrend diese es in 
ihmi AnOngsn auch thati Alle Arb^teiltongresse werden not- 
wendigerweise in bdden Sprachen abgehalten. 

Im Parlament konnten sich die flandrischen Allgeordneten 
immer in ihrer Spruche ausdrücken, al>er st it der Wahlreform ge- 
schah es, dass von Zeit zu Zpit ein Arbeiter, dor auch anders 
konnte, oder ein Bourgeois, der sich bei seinen flaudrist hon Wählern 
beltel>t machen wollte, ihre Hedeu auf Vl&misch hielten. 
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Indessen fanden die Flaniingants, dass dies nicht gfiiügt. Sie 
forderten nicht nur eine offizielle I'hersetzung eines jeden Gesetzes, 
sondern einen offiziellen Text. Ein jed-T Artikf] des (i.sotz>,^ 
sollte nacli seinem Text iu doppelter Forn», franzosisch oder vläuiitich, 
yerküiidet werden. 

Trotz der feurigen Opposition einiger ^roUoniaohar Abgeoid- 
neten, die sich dagegen atriabten, daas die YerOffentliohung ones 
Geaetieateztea, den aie nioht vmtehen, beaohloerai wurde, iat das 
neae, im ISnne der Flaminganta von der Begiwong voiigesdilageDe 
Qeaets mit groaaer Mebrheit von der Abgeordnetenkammer an* 
genommen worden. 

Dagegen war im Senat die ^)pposition mehr lebhaft und es 
kam, was selten geschiolit, zu einer Abilndeniiig des von der Kammer 
angenommenen Gesetzes: Ausfertigung und Verkündigimg jedes Ge- 
setzes sf)llen in beiden Sprachen erfolgen, aljor nur üiior den 
französischen Text sollte abgestimmt werden, wähi-eud gleichzeitig 
mit dem Gesetze eine offizielle Übersetzung veiMfentliciit werden 
sollte. Man fOrohtete besonders, daaa man aioh bei den unauaUeib* 
lidien Abweichnogen der zwei offiziellen Texte auf diese vor Ge- 
richt nidit wtb;de berufen kOnnen und daaa der Interpretation der 
Absiöhten dea Gesetzgebers grosse Schwierigkeiten erwaehaan mfiasteii. 

An daa Abgeordnetenhaus ziirQckgekelu't, wurde der Vorschlag 
in der ursprünglichen Form aufrechterhalten, und schliesslich muaste 
fach der Senat beugen. 

Gegenwärtig ist dalier der Hechtszustand folgender: SoKild 
einer der Prilsideiiten der Ijciden Kammern einen Artikel des Ue- 
setzes (.der eine Abänderung zur Berat ung gelangen lässt, liest er 
sie iu den zwei Sprachen vor und sie werdon anstatt in einer, in 
Bwri Sprachen beschlossen. In beiden wird daa Gesetz ausgefertigt 
und verkflndet 

BIsealnluMi. 

Bin Gesetz vom 18. April 1898 hat die Abl9snng der Eisen- 

bahnkonzcssion der Grossen Belgischen Central- und der 
Lflttich-Limbiirgischen Eisenbahn festgestellt. Ks l)enutsten 

Eisenlwihnen im Jahre 1897 der Staat Belgion in einer Ausdehnung von 
33 IL* km, die Privatgesellschaften in einer solchen von 1278 km. -Vuf 
die Grosse Belgische Ceutralgesellschaft entfielen hiervon 628 und auf 
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di> I^nttich-Limbupffische 141 km. Das bedeutet in Wirklichkeit 
das Verschwinden (I. r t>odeutendsten Privateisenhahnnetzo und ihre 
AbsorptioD durch die staatlichen Netze. Die Duichfiilumig kostete 
etwa 200 Millionen, deren Verteilung in dem gedachten Gesetze 
geregelt ist Eb ifit hier nicht der Ort, EiDielheitaa der Aasfllhmng 
aiueintndenmetien, aber loh kann andenten, daas die ertragafitfiige 
Bentttsang der ESaenhahnen dnidi den Staat der GeigmatNid von 
Angriffen In der Kammer war, Angriffen, die nnr dae Vocspid au 
einer Propaganda sind, die immer grOaBere Anadehnung gewinnt 
Di>sf> feindliche Wiederauftreten der Gegner einer staatlichen 
Eiaenlialmverw:dtung zu konstatieren, ist interessant in einem Äugen- 
blicke, da die Erfahnmg in Belgien wie in Pirussen und arulpi- 
wärts IxKleutende un<\ entscheidende Ergebnisse gezeitiirt zu lial^eii 
ii«^int tun] da Tiian Aiistrongiuigeu macht, das System auf das 
ganze Ivüuigreich auszudehnen. 

Arbeitetgesetae. 

In meinem letzten Berichte hatte ich die BeachluasfBasung 
flher eb Oeaeta betraffiand die Bardsvereuie ai^ekitauHgt*) Die 
IKflknaaion Ober daaaeB Oeaeta hatte nicht nur die Thltigkeit des 
Fwlamenta wtthrend der ganaen aiiaaerürdenükhen Tigtmg, die an 
diesem Behnfe atisammenberufen wurde, in Anspmoh genommen, 
■andern auch noch drei Monate der ordentlichen Tagung. 

Da die Frage sowohl für die Öffentlichkeit in Deutschland, 
wif für die Mitglieder der IntematinnRlen Vereinigung von Interesse 
ibi, glaube ich hier auf das Gesetz im Einzelnen eiogelien zu 
müssen. 

Die verschiedenen Entwürfe, die in acht Jahren vor der 
pariamentarischen Beratung der Frage sich atiaammelten, wiesen auf 
starke MeinungavecaehledenheHen awischen ihmi Uriiebero hin, ob- 
wohl diese alle klerikal und legierongaireundlidi sind. Diese 
IKIbienien traten audi in der Kammer au T»g6 und wurden noish 
erweitert durch zahllose Amendements nicht nur der sozialistischen 
Opposition, sondern auch eines Teiles der Rechten. Die Regierung 
hatte sich gegen drei oder vier verschiedene Auffassungen über die 
Bero&veieine zu wehren und bat ihren Entwurf nur mit UOlte 
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von Kompromissen durch^ebracht, welche die Klarheit der eigenen 
Aufiassuiif; zerstört oder ilorh getrübt haben. 

Dtis Ergebnis ist, dass das Gesetz eine ^^enge ScliwitM-igk.'itrii 
enthält und zwar in einem Orade, dass im Senat der raililiale 
Senator von Lflttioh, Herr Jansen, der sofort bei Eröffnung der 
Beratung eine neue AufCiBBiing Uber die BerulBTereine Beiaennts 
▼orblachte, bdnahe einen Vertagoiigaantnig durdigesetxt hatte; es 
fehlten ihm nur drei Stimmoi an der Mehrheit Man wird unter 
diesen ümatBndaa begreifen, dass es mir in diesem Aufeatie nioht 
möglieh ist, all die Phasra der Fsriamentsverhandlungen oder die 
verschiedenen Doktrinen vorzufflhren, die entwickelt worden sind. 
Ich begnüge mich mit dem Hinweis, da»» die tausend Seiten 
Parlament8l>erichte iU»or die Vmarlieiten ein enistliclies Studiinn 
venli<Mien: nicht nur der Vcilkswiit und der Soziologe, sondern 
atich der Psycliologe werflon dort (Jcwinn finden. Hier niiiss ich 
mich auf die Darlegung iler Hauplbehitimmungen des Gesetzes, ihrer 
Tragweite, ihrer Bedeutung und ihrer wahrsoheinlidiett Wirkungen 
besohrinken. 

Artikel 1 stellt Prinzip und Zweck des Gesetses fest Msn 
weiss, dass es sich nioht um die Anerkennung der ZuUsngkmt der 
fierufsTeceine handelte, da die AssosiationsEraheit in Belgien un- 
beschränkt ist. Der Artikel sagt: „Die Bemfererane haben das 
Becht der juiiBtischen Person in den Grenzen und unter den Be- 
dingimgen dieses Gesetzes." Das Prinzip selbst ist nicht licstritten 
worden; im Senat lialjen die Herren Jansen und Diipoiit (Lüttich) 
einen Ilnterscbied machen wollen zwischen der „juristischen l'erson" 
und der „juristischen Existenz'' auf Grund einer ziemlich soltsanuMi 
Theorie, die zwischen der politischen, in ihrer Wesenheit dauernden 
FOrsOnliohkeit und der aeitweiligen juristisohMi Person untenohddet 
Darauf einsugehen aber hat der Senat abgelehnt 

Artikel 2 definiert den BemlsTarain. Dieser ist ,^eine Yer> 
einigung, ausschliesslich cum Betriebe, zum Schuti und zur 
Bntwifikeliing ihrer BerulBinteressen zwischen Personen, die in der 
Industrie, im Handel, in der Landwirtschaft oder in den freien 
Berufen mit einem Erwerbszweck entw eder denselben oder ähnliche 
Berufe, entwcd'^r dassell>e Gewerbe oder .solche ausftben, die auf 
die Hcrst'-lliing <lerseilien Produkte abzielen". 

Natürlich gab fast jedes Wort dieser B^riffsbestimmuug Aiiioss 
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hotnlehtürhen Debatten, nnd (Vw Er''rtevnng einiger Punkte winl 
Ulis über liie TragT^'eif.' des Gest'tzes Aufsehlnss p^eh^n. So hat 
das Wort ,^iusscl»liCbü.lieU'' den Zweek, von iler Wohltliat des Ge- 
setzes diejenigen Vereine, auch die Bemfsvereine, auszusclüiessen, 
die einen polttiseh«i Cluumktor haben. Sobald ein Teil dee Vemne- 
nraOgfiaB in die Kasse einer poUtischen Partei vandere, sobald 
«in Verein Kandidaten fttr eme Gemeinde», Piovinsial-, Kaoinierwalil 
empfehle, treibe er aktive Politili und sei ni<^t mehr Mt^nseclilieBS- 
lidt" BemfsTerein. Es heisso indessen nicht, Politik treiben, wenn 
freforilert w- rdp. daas die Mitglieder einr^s Vereins unter allen 
I'insülnden das Privateigentum, die Familie, die lieligion verteidigen. 
Di'« sfion Itfliglicli Bflrgschaftcn , die begreiflicherweise für dvn 
Eintritt in don Verein verlangt würden. So ist laut in der Kammer 
verkiiiHligt worden. 

Ich kann nicht umhin, in dieser eiuächmnkenden Auslegung 
einen der unglücklichsten Züge des Gesetzes zu sehen. Ist es 
doch ThatSMlie, das» in Belgien die migohoure Mehnahl der Berufe- 
tereine eine ,jE>olitischB Firbang*' hat, d. h., offen oder nicht, einer 
politieclien Partei angdifirt. Die eich sur Arbeiterpartei haltenden 
Teraine fBhren einen Teil der Beitiige ihrer Mitglieder an die 
Kasse des Centraliates ab. Die Katholiken jeder Richtung und 
auch die liberalen gründen täglich Benifsvereine. Gewiss ist das 
kein Vorzug vom Standpunkt der Gewerkvereinstaktik aus und die 
Trades Unions haben sicher nicmalF: das Beispiel hierfür gegeben, 
das aus Frankreich stammt. Alier es ist zu spät, die Bewegung 
t'd iiindern. Man wird bei uns nie wieder zu dem reinen Berufs- 
verein zurückkehren. Es war dalier eine verkehrte Tendenz, gesetz- 
liche Bestimmungen zu treffen nicht für das, was ist, sondern was 
sein sollte. Das pnJctische Ergebnis dieser in der Kammer, wie 
geschehen, interpretierten Votschrift wird sein, dass aUe die sosia* 
listischen Vereine von den Wohlthaten des Gesetses aiugesohloesen 
bleiben, irtUirsnd die Vereine der katholischen Partei ihrer teilhaftig 
werden. Das Wort „ausschliesslich" steht auch im französischen 
Gesetz, aber es hat dort <lie Verbindung von Syndikaten mit einer 
Pari, i nicht gehindert, weil man erkannt hat, dass ihr politischer 
Charakter nur Beiwerk sein kann. 

Der streng benifliche (.Charakter i.st dadurch betont woitlen, 
daäs die Kammer nicht gestattet hat, dass die Vereine neben den Be- 
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riifsiiitt'ie.ssen ihi-or Mitgliedi'?- auch i1<ti'ii \v i i tsrliafl 1 ii lic Iiit«'i- 
esseii walirnelimeu, wie »lies dor ui"8|jiiuigli(.'he Plan zuliess uinl 
das feanzOfiiscbe Gesetz gestattet Die UDtendieidung ist sehr 
snbtil. Das belgische Qesete erlaubt dea Peraonen, die freie Be- 
rufe inlt der Absicht des Gewinns befareiben, elo«i Bemfs- 
verein zu begrilnden. Dies kOnnen also Joiimalisten, Schriftsteller, 
BrfiDder. Was das Lehrfneh betrifft, so innss man aoleraoheiden : 
Lehrer und ProfesRoren an un'pntliclion Anstalton dürfen ps nicht, 
elx^nsowenig Personen, dio gratis, am reiner Hingal>e an die Sache, 
rntorrirht •'rfoilon; wohl ahcr dürfeti os die Professoren der freien 
Anstaltt'ii, soltald sie (Itdialt li< zif lirii. 

fyi ist also d*'.s gesefzlirlim Vorn'clits würdig nur difji'nige 
Wh'inigiuig, dit> zum Zweck das Studium, den Soiiulz nud die 
FOixlerung der Berufsiutoreäscn im engsten Sinne dei Wortes lut 
Dies Prinzip beherrscht das ganze Gesets und hat die BfehnsU 
der folgenden Bestimmungen bedingt 

Der Arbeitsminister Nyssens hat sich bemflht, «nige der er- 
laubten Thfitigkeitsgebiete eines dem Qeaets entsprechenden Vereins 
aufsuxfthlen; so s. R gehört dasu: j^estsustelkn in jedem Gewerbe 
und in jedem Berufe die besten und produktivsten Arbeitsbedingungen, 
dui-ch das gemeinsame Ei-forschen dieser Regeln und Bedingungen, 
durcii die Eiiiriehtung und Entwickelung des l>eniflichen T'nter- 
richtes, durch die AushiMung tiiclitiger I.clii lingo, duieh die Ein- 
richtung von Hihliotheken, Sannnlungen, Versuchsfeldern, durcli das 
Studium der Arheitsbeilingungen und der Marktlage in» Auslande, 
durch Reisen und Abordnungen zu diesem Zweck. Dann Erörterung 
der Arbeitsbedingungen mit Unternehmern und Arbeitgebm wie 
der Dauer der Arbeitsseit, Ruhetage, Sonntagsruhe; Feetstellnng 
der Hess- und Kootrolbnethoden; Beschlftigung mit den Fragen 
des Lohnes, der Taxen, der Lohnauszahlung, der Qewinnbeteilignng; 
ferner Sicherung gcg(>n Arbeitslosigkeit, Unt<>rstntxung arbeitsloser 
Verein8milglie«ler, ArlMjitsnachweis etc.; endlich und das ist 
nicht das Unwichtigste — die Orgatiisiilion von Reiserouten für 
Arltcitor, die im Auslande arl>eiten wollen." Danach ist. um es 
zusiinunen/.ufasseii, <li'i' dem (leset/. ents|irechendc Bi'riilsvciviii eine 
Kas.se für Widerstund und Arbeitslosigkeit, nicht.s weiter, und ilie 
Regierung lial vorgesorgt, dass ihm jeder andere Zweck versagt 
bleibt 
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So kAnnen die Vereine auch nicht, obwohl rlas itn Text des 
Gesetzes nicht austlrOcklieh steht, sich als Oesellsciiuftc-a zu gcRoii- 
seitiper Hülfe (Krankenkassen) konstituieren, noch Kassen zur Ver- 
sichening gegen Unfälle und für Alteisvei-sorgiuig bilden. Der 
Orandf warum dies ausgeachlosseu ist, liegt in der Sorge de^ Regie- 
rung: fttr die BenifoTereine, in der Angst, dass d«en Kassen durch 
kcitspielige Stieiln ruiniert werden konnten. Man mue» wahrhaft 
Btaaneo, daaa dne kons^^tiTe Begienin§f g^n die Trades Unions 
die „Verwirrung der Easaen*" fttr Fürsorge und Streik ins Feld 
fOkren konnte, die immer als ein Unterpfand ihrer Klugheit und 
Iftaigong von deo Freunden <le8 sozialen Friedens gepriesen 
worden ist. Der Sozialist Hektor Denis war es, der atif dieae 
Aigiimente gegenüber der korif^orvativen Regierung hinwies. 

Kin anderes Verbot aber steht im Artikel 2: ,.Dic Veroiiif tliiifen 
selbst weder einen B*;nif noch ein GewerW ausfibt ii." Dies winl 
im Auslande nicht befremden, wo es den Vei-eineii (abgesehen vou 
einer Anzahl landwirtachaftlicher Vereine in Frankreich) nicht in 
den Sinn kommt, Handel oder Gewerbe au treiben. Diese Be- 
itimmung verdankt ihre Entstehung der scharfen Opposition, die 
die Mehrheit der Rechten den Anttfigen der Bfinderheit, den Christ^ 
Udi-Demdbaten unter der FQhrung der AbgecMcdneten Helleputte, 
Carton de Wiart und Henkln, machte. Diese Männer betrachten 
den Berufsverein als ein Werkzeug det Emanzipation für die Ar- 
beiter, die Handwerker und die BaTiertK Sie wollen ihn gjcii hor- 
massen zu einer T'nter8tützuIl;^^--i^^■.•^ells( liaft und zur Produktiv- 
genoswuHchaft machen eiiu' Auffassung, die, von den Sozialisten 
unterstützt, ganz offen revolutionär auftrat. So verbietet man grund- 
sätzlich den gesetzlich anerkaiuilen Vereinen UandelsgescliMte zu 
treiben, und in der Besorgnis, dass sie sich in Handelsoperationen 
einlassen, die fflr ihr VermOgen getthrlich werden kOnnen, untersagt 
man ihnen, Antdiaoheine oder Aktien in Handdeunteraehmangen, 
anonymen Oesellaebaften, Kommanditen und selbst Oenoasenschaften 
an erwerben. Alles, was sie thun dürfen, tat, dass sie Anlehen au 
festem Zinsfuss madien kGnnen, a. B. Obligationen oder Staats^ 
papiere aufnehmen. 

Natürlich dürfen diosellH»ti Porfioncn, die einen Benif-'vfrein 
^>il'bMi, daneben pitm rrfiin4;<if nsrliuft gründen, aber dann ist dies 
•:'ben eiue neue Vereinigung, die den Forderungen dos (Jeset/.es vou 
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1873 gennpon inuss. Indosson li;it <1or!i das Pi:i< '-flt^tiz der land- 
wirtstrhaftlii-lion Vereine in Fraiikitirli und der liiiiiernbOnde in 
Flaiidoni liit" Uof^ienitit!; iH Wui^cn, «'iiit> Ausnahme zu niarlion. Die 
Herufsvercine düifon zum Wiederverkauf an ihre Mitglie<ler Hoh- 
HtofTo, S&mereien, DQngemittel, Haustiere, Maschinen und andere 
Werkseuge ankaufen; fibemo dflrfen üe EraeqgniBBe des eigenen 
Berufes kaufen und an das Pul»likum verkaufen, sie kOnnen Lehr> 
Werkstätten . unterhalten — Alles aber unter der susdrfldtlichen 
Bedingung, daraus kmnen Gewinn au si^en. Für diese Opemtlonen 
mnes der Verein eine besondere Rechnung fflhren. Die F^bt, 
dass die Vereine ein n(nverl)e nusflben IcOnnten, ist so gross ge- 
wesen, dass man ihnen die Mögliehkeit genommen hat, Arl)eits* 
stAtten für ArUeitsir>se zu errichten, weil daraus ständige Produktions* 
Stätten wenlen könnten. 

Wer kann nun Mitfrlied eim-s Berufsvereins werd.-n? DarfilxT 
giebt Artikel 3 Aufscliiusä. Junge Leute von IG Jahren mi imd 
Ebefranen sind nur dann angelassen, wenn der Vater oder der Qatte 
nicht Einspruch erhebt Der Hinderjährige hat keine beschliessende 
Stinune. Der Verein kann Ehrenmitglieder ernennen, selbst wenn 
sie nicht dem Berufe angehthien, doch darf ihre Zahl nicht ein 
Vierlel der Zahl der wirklichen l[if«:lieder ttberadhrsiten. Schank- 
wirte können niclit Ehrenmitt^lieder wi'nlen, wenn sie nicht inindestsns 
wälirend vier Jaiire den In f rcffendeu Beruf ausgeübt haben. 

Was die Form der „Anerkennung'' betrifft, so mnss der Henifs- 
verein als gemilss dem (i>'setz gtd»ildet durch den Bergwerksnt 
((.'unseil flfs Miiu'S) erklärt werden, der in Belgien die Auftr-d»»'" 
des Rcgiätrarä in England und des Bureaus der Syndikate im 
französischen litnisterium ausflbt Der Bergwerksrat besteht aus 
fQnf Beamten und gehört zum Arbeitsministerium. Er ist eins 
alte Institution, deren Arfadtslast nicht allau schwer ist und der 
man neues Leben hat einflössen wollen, indem man sie su einer 
Art Verwaltungsgerichtshof fUr die Bsrufsvereine nadite. Sebs 
Aufgabe besteht dnlsch darin, sich zu vergewissem, ob die go s ct i- 
liclien Bestimmungen erffiUt worden sind. Zu diesem Zweck mOssen 
die Berufsvei-eine \>o\ ihm ihre Satzungen, eine Liste aller ihrer 
Mitglieiler imd eine Erklärung einreichen, dass alle Mitglieder eines 
Vereins auch wirklirli denisell>en Berufe angehören. Tin i^flltig zii 
sein, müssen die Statuten eine lieihe von Vorschrütün erfüllen, die 
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hauptsächlich in Artikel 4 aufirozÄhlt pinrl, nämlicl«: Name, D-nn/il, 
Zw*»< k des Vereins, Bedingungen dcK Ein- und Aubtritls iler Mit- 
glietier, Orgaui&ition des Voi-sUmdes, Modus seiner Ernennung, 
Dauer seines Amtes, Art der Vermögensanlage, Re«'linungs<legung, 
Oeschäft&urduiuig für Statutenänderungen, die vum Vcrciu gebilligten 
Beitimmungen fOr die Beobadilung sdoer Geedumaoidniitigf endlich 
ndie Yerpflicfatimg, gemeitiaiiiL mit der Qegenpartn die Mittel und 
WflgB SU snciien, um jede Streitigkeit, die den Verein angeht und 
die Aiteitsbedingungen betrifft, sei es durdi Einigung^ sei es 
duich Schiedsgericht, beiziilegon'^ 

Die Veröffentlichung der Venünsstatuten erfolgt im .,St«at«- 
anzeiger". Alljährlich muss der Verein dem Borgwerksrat eine 
Abrechnung über die Eiiinaluiien und Ausgal>en, sowie? die Liste 
^'■iner VcTrstandsmiffrlicf!» r riiin ii-hen. Dio«e letzteren müssen lielsfior 
Mii;r, wiiiia »ic Ausiäiulcr siinl, zum Wuhuriitz in Belgien Ijefugt 
sein. Schankwirte, gewisbc Kategorien von Verurteilt»?n ^ Bankc- 
rotteuru dürfen nicht im Vorstund eines Borufsvoreins sitzen. Nach 
dem Kommissionsentwurf sollte auch «ne vollstftiidigo Namenaliste 
alintUchar Mitglieder ^oigelegt irenlen. Diese Bestimmung stiess 
auf den lebhaftesten Widerstand bei den Sosialisten. Schliesslich 
«ntaehlosB man sich nur zu dem Verisngen, dass im Verainslokal 
«ne auf dem Lanfenden gehaltene Mitgliederliste an^^ werden 
milsse, die den Mitgliedern zur Einsicht offen stehen soll. 

Die Artikel 10, 11 und 12 bestimmen die Rechte der Bends- 
vereine als juristischer Person. ..Der Verein darf als Kläger o<ler 
Verteidiger zniii Si Imtz d* r individuellen Hechte, die seine Mit- 
glio<i#T in ihivr Eit;t'n.s<.luift iils Mitglieder b^^sitzen, vor Gericht zu- 
gelat^u werden. Da» trilU im Besonderen m für die gerichtlichen 
Schritte zur AusffShrung der vom Verein für seine Mitglieder ab- 
geschkasenen Verträge und für die Sohadenersatzklagen, die durdi 
Nichterfdllong dieser Vorlage verursacht werden." Die Frage nach 
den Rechten und der Verantworilidikdt der fioruisvereine Ist sehr 
Bciiwieng. SBe hat In Frankreich einer ReohtsaufliMSung deo Boden 
bwettet, die den Syndikaten feindaeUg gegenül>ersteht. In Belgien 
üaA die widersprechendsten Ansichten von den Juristen des Parla- 
ments geäussert w iden. Bis zu welchem Grade kann der Schutz der 
Berufsiuteressen <lii' Interessen (nicht die Rechte) Dritter verlftzon? 
Die Entscheidung hat man der Würdigung der Gerichte überlosöcn. 



Der Verein darf „als Eigentum oder sonstwi« ' /. H. in Miete) 
keine anderen Immobilien Ix^sitzen als s(tlfln\ ilii* i'rfonlorlich siml 
„zur Errichtung seiner Vei-sammlun^jHlokale, liurcaiix, i^cwi'itilicheii 
Schulen. HiMintlinkeii . Saniniiun^oMi , I-'ilioratorien . Vei-suLlisffIder, 
Unterkunft für Haustiere, Mas<'hinen und WerkztMifre, St'-lleiuiach- 
weiso, Arbeitsbüi-sen , Lelirwerkstätteu, Herbergen luid Knuikcii- 
häuser*^ Diese Bestimmung geht weiter als die entsprechende nn 
eni^schen oder franzOeischeD Gesetz. Sie ist natOrlioh heftig tob 
den Ubenlen Senatoren angegriffen worden, die darin die Wieder- 
einfflhmng der „toten Hand** erblicken. — Der Verein darf Qe> 
schenke und Legate annehmen, aber er muas dain in jedem ein- 
zelnen Falle durch königliche Verordnung ennlohtigt werden. Der 
Geschenkgebcr oder Erblasser kann zu seinem oder .seiner ErlN ii 
Nutzen sich da.s Recht vorl»elialton, im Falle einer Auflösung des 
Vereins eine dem Wert iles vt-nnachten Otites entspnx-hende Siunme 
zu verlangen. Als Kiitseli;idi>;ung der lk'8itzveianderungsgcl»ühr er- 
hebt der Staat ein.- .lahrestaxe von 4" des kata.sterniiLssigen Ein- 
kommens von den dem Verein gehörigen Grundslücken. 

Die Artikel 14, 16, 16 bdianddii die Auflflaung des Yraeins. 
die Ton den Gerichten Toifflgt werden kann, wenn der'^Veron sich 
nicht den Vorschriften des Geaefases fDgt, warn sein Vermfigen sn 
einem andern Zwecke, als für die der Vexmn gsgrOndet worden 
ist, verwendet wird, wenn die Leitung inch nicht im Rahrnm dee 
Gesotzes h.llt. Was die Liquidation betrifft, so ist zu bemerken, 
dass der Aktivi-e.st, nach Abzug der Schulden, einem ähnlichen oder 
verwandten Institute zugeführt wird, das ejitwe^ler die Statuten 
oijor die rii-nenilversannulung bestininit. Mangels einer solrhen Be- 
stininiung nimmt der Staat clas Vereinsverniögen an sich, um es 
Zwecken des gewerblichen Unterrichts zuzuwenden. 

Artikel 17 enthält Strafbestimmungen gegen den Voreins- 
vorstand und die Hitglieder. Artikel 18 gewAhrt den Verbinden 
von Berubvereinen das Recht der juristischen Person mit der Ma«- 
gabe, dass aoldie Veri)knde einiig und aUein aus Vernnen des- 
selben Gewerbes bestehen. Aitikel 19 endlich l^gt der Regierung 
die Verpflichtung auf, alle drei Jahre den Kammern dnen Beridit 
Ober die Ausfflhnmg d<>s Orsetzes vorzulegen. 

Die urspri\nglichen Entwürfe enthielten ausserdem einen 
Schlussartikel, der den Artikel 310 des Stralgesetzbuches abänderte, 
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wonach mit Strafen ItletTt wiitl, „wer in der Absicht, üio I/ühiio 
zu erhßheQ oder zu eniietlrigen oder die freie Atisilbiing des Ge- 
werbes oder der Arbeit zu beeinträchtigen, Oowaltthateu begeht, 
Belttdigiuigeu oder DrohiiDgen auBstfiast, OeldbusBOii. Terruf, 
Spenen oder irgendwelche Yei-folgungen verhlngt, sei es gegen 
XMqenigeo, die arbeiten, 9ea. es gegen die, die arbeiten laaaen*'. 
Das franiflaiache Qesets hatte diese Yorsdirifton in Bezug auf Oeld- 
bittsen, Verruf und Spenen, die in dm StaCntm dw BenifsTwrane 
gegen ihre Mitglieder bestimmt waren, fallen lassen. Die Urheber 
der ersten EntwQrfe, selbst Konservative, in Belgien wollten elMjn- 
falls diese Mitt"! zugestehen in der ErwSj^in'j. das«!, wenn die Ver- 
eine kein«? Zwjui^'smittel ztir Durchführung ihrer Ik.-jchlQsse in der 
llaiiil halxMi. jetie Lolinpolitik, jeder Streik iiiunöf^lich sei. Diose 
Erwilguiig hat ind(!Ssen bei der belgischen Hegieruug nicht >luruli- 
geschlagen, sondern aus Besorgnis vor Missbräuclien hat sie den 
Artikel 310 des Sttafgesetses unyeiftndert beibehalten. Die Vermne 
kltanen demnach Strafbestimmungen gegen ihre Mitglieder erlassen, 
sber „sie dürfen sieh nicht auf Abmachungen oder Thatsadien be« 
rufen, die geeignet sein wflrden, die Rechte von Personen ausseid 
halb der Vereine su schädigen". Es wird interessant sein zu ver^ 
folgen, welchen Gebrauch die Qerichte von diesem Zwiespalt zwischen 
dem Strafgesetz und dem neuen Gesetz machon. Von ihrer Auf- 
iasstmg wird es abhängen, o1» die ohnelüu auf die Hollo von Streik- 
kassen Iteschränkten Vcreioo nicht einmal im Stande sind, wirksam 
Widerstand zu leisten. 

Die Sozialiäleu iiabeu bei der Abstimmung Uber das Gesetz 
orklUrt, dass sie sich seiner nicht bedienen würden. In der That 
bietet ihnen das gMMine Beobt weniger Hemnisae vnd die Wohl* 
tbat der juristiscben Person -ist für die aosialiatiachen Syndikate, 
die kduen Grundbenta haben, recht w«üg wert Wahrsoheinltch 
werden nur die- von der katholisch-konservativen Partei gegrflndeten 
Verune und die Bauembimde (Boorenbonden) der christlichen 
Demokraten von dem neuen Gesetz Nutaen ziehen. 
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b) Literatur. 

Referent: Paul Brnm, Advokat am Api>cllatioD8hof und Professor 

an der Universität xu BrOflsel. 

Übersetz von Dr. 8tier49oailOk Oerioht8nB«Bmr and Privatdoarat 
an der Univenitlt Bonn. 



I. ReohtswiaseBBohaft 

Marcotty, 0., avooat: Dea Servitudea UgaJes d'utilit6 
publique. BruxeUea. Alliance typographiqoe; 528 pages. 

Kein GoMof ist so vielseitig und schwer zu erforw^hon , wie 
das des VoiwjiltungBi'cchLs, welches stets mit ilen sftzialoii Boiiürf- 
nissen, demi AujHlruck <'s ist, unil mit Nfucniiiircii \vt>( lisr-lt. iloiion 
mohrfacht' Vonvaltuni^szwt igr' i iitspirt licn. Man utty hat einige iliesor 
l'rMlilcine <ler Pulitik im >\ oitcsti-ii Sinne gi mipiiTt und untersucht 
sie vom Uesiclit.spunkt der Ergebnisse des letzten Standes uuseier 
Gesetzgebung. Die von ihm behandelloi Fragen betraffisn: den 
Leinpfad an den aohillbaren WasserBbasBen; dra BuifluchtUnie; die 
EiBMibalmen als Gegenstand der groasen Wegevwwaltnng; den 
Schute der Waldungen; die Friedhofe; das Becht der Qriben; daa 
hei Anhiofung von Menschen notwend^e Trinkwaaser. 

Das Buch lieschrSnkt sicli darauf, diese Qegenstftnde innerhalb 
des Rahmens, der im Titel gegeben ist, zu untersuchen. Die 
praktische Bedeutung der GegensUlnde , wie der juristische Scliarf- 
sinn (los Vei^assers haben die Abfassung eines nützlichen Buches 
herbeigeführt. 

Speyer. H., avocat: Les Vices de notre Troc^-duro en 
Cour d ' Assi SOS. ^Itude de Li6gialation oompar6e. Bruxelles. 
Bruylant; 363 pages. 

Dieses Buch wurde als Dissertatiaii der juristisohen fhknltlt 
der Univeraitlt zu BrOssel eingersicht und brachte dem Vwfesaer 
den Titel eines Doktors ein. Er untersucht und kritisiert die auf- 
einander folgenden Abschnitte des Schwuigeiichtsverfehrens. Die 
meisten Nachteile kommen nach Speyer daher, dass die Anklage 
SU einem wahren Plaidoycr des Staatsanwalts auswächst, und daaa 
das Verhör des Angeklagton darauf abzielt, ihm Gestandnisse ZU 
orjiresson und dass dies dem Grund.siitze des Anklageprozesses 
widerspricht. Der Verfasser kritisiert audi die £]iarichtung des 
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Zeugen t w r>ises , d^r das pnf^lis' hf „law of evi«lt n<"" weit vor- 
zieht. Er tritt dann eia in die Kinzpllipiten der Funktionen der 
Geschworenen und schliesst mit ciiiiu' ii WiiiiHcheu, die er iu 
Gesetzgebung und PraxiH verwiiklicht sohtu lurK'lite. 

Speyer widmet einen guten Teil seiner Tliätigkeit dem Studium 
<1« Stn^^woMMeB. Ytintdiiedeiie von ihm seh der VdrOHenfliohtiiig 
dieeer-DiaaertatkHi enohiea^ Artikel Über dieseii OegeoBtaad habea 
mit Bedit AufinerkBanikeit erre^. 

Cornil, M.: Du Gontrat de Hariage et des Droits 
respeotifs dea Epoux (Code dfü, Irrre III, titre Y) avec une 
pt&ace par Ch. Duvivier. Bruxelies. Castaigne; 316 pagea. 

Der vcretorbme Bai am Katwationshof Cornil liinterlieas ein 
W*>rk, welches sein Sohn, der Piofessor O. Cornil, veröffentlicht 
ii;it. um. «nweit mfliflich. einen Teil dos auspezoichnptpn Uiif*^rrir-hta 
im Civiiiecht^ den sein Vater au der Universität Brüssel ge|;cben 
bat, fortzusetzen. 

Cornil war ein von den Sätzen des römiscUea Rechts voll- 
aMndig dnn^tritaikter Oeiat; so urteilte er auch mit Strenge über 
die Wanden, die der Code Napoleon der Logik der Grondafttae 
geschlagen hat Die Klarheit Besner Aiuetnandenetsttogeii, die 
Knappheit seiner Diakossionen madien daa Comiraidie Handbuch 
la einem Mnster, besondeis für den Unt^cht 

Gaillery, T.: Manuel prati«[ue des Sociotös commer- 
ciales en Rdgiiiue. Bruxelles. Bruylant; 348 pages. 

Der bedeutende Vorfasnor hat spine Abhandlun.t,' fUj^r die 
Handelssresellscliaften in ge<lningtei uiul .<charf zugespitzter Dai-ütellung 
« i' k-r \. ir.ffentlicht. Er besitzt Autorität vor unseren Gerichts- 
höleii, nicht zuletzt wegen seiner Teilnahme an den gesetzgeberischen 
Arbeiten (Ouülerj, Staatsminister, war lange Zeit Abgeordneter 
and Pklmdmt der AbgeoidnetttikamnMr) und semer Bedeutung als 
Advokat. Er war mehrEkoh StabtrBger (Vorsteher) der AnwaltsdutfL 
Siville, Arm.: Trait4 des Soci6t6s anonymea beiges 
tögies par le Code d.e Commerce. Bnixellea. Bruylant; 
3 Tolumea de 46? et 548 pages. 

Dieses recht umfangreiche Werii entUQt, in klassiscliem Auf- 
bau und natürlich unter Bei m- ksi( htif^iing der neuesten Jurisprudenz, 
eine Studie des Gesetzes über die AktieageseUacbaften. Eb kann 
oiit Nutaen zu Bäte gezogen werden. 
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. Van Ortroy, F.: Conventions internationales d^finissant 
los limites actuolles des Possessions, Protectorats et 
Sphrres d'influenco en Afrique, aocompagne d'une carte de 
rAfrique. Uriixelles. 0. Schepens & Cie.; 520 p. (prix 12 francs). 

Alle diplomatischen Texte bis 1898 sind unverkürzt und in 
ihren Originul sprachen wiedergegeben, und zwar in zeitlicher Reihen- 
folge. Die Karte und die Tafeln erleichtern das Nachschlagen. Es 
ist ein beileutuugsvollos Qnellenbuch. 

Cattier, F., avocat, charg6 de cours ä l'Univereit^ de 
BnixoUes: Droit et Administration de TEtat Indöpendant 
du Congo. Bruxelles. forcier; 504 pages. 

Der Kongo hat die Geister in Belgien filr und wider leiden- 
schaftlich erregt, die Bücher legen davon Zeugnis ab. Es war au 
der Zeit, dass ein objektives, unparteiisches Werk erschien, eines, 
das ebenso entfernt war von der schmeichlerischen Lyrik der Einen, 
wie der ungerechten und grol)en Verläunidung der Anderen. Dieses 
Werk hat Cattier unternommen. 

Seine Abhandlung beginnt mit dem Berichte der Entstehung 
des KongosUuites , dessen glückliche Wandlungen die hohen Ver- 
dienste des Königs Leopold IL in helles Licht rücken. Der Un- 
abhilngige Staat ist nicht das Werk der Mächte; er ist nicht vom 
Berliner Kongress im Jahre 1884 geschaffen worden; das Völker- 
recht bescliränkte sich dimiuf, sein Bestehen anzuerkennen: der 
Ei*werb der SouveränetÄt über das Kongobecken durch die Asso- 
ciation Internationale ist eine durch Okkupation vollzf)gene Tlmtsacho. 

Der zweite Teil des Cattier'schen Werkes ist den internatio- 
nalen, vom Unabhängigen Staate geschlos.senen Verträgen gewidmet 
Iiier wii-d auch die Frage behandelt, welche das Frankreich ein- 
genlumte Vori-echt im Falle des Abtroteus der Souveränetät an eine 
and(?i"e Macht als Belgien betrifft. Die Beziehungen zwischen dem 
Kongo und Belgien sind mit Scliarfsinn auseinander gesetzt. Sie 
fflhi-cn freilich zu der verwirrenden Definition des Unabhängigen 
Staates: „Er sei eine Kolnnio ohne llauptstatlt, jedoch mit einer 
hauptstädliKihen Autorität." 

Der dritte Teil des Buches tritt in eine Untersuchung ni>er 
diin öffentliche \\m\ Verwaltungsreclit des Kongo ein. Es findet 
sich hier eine vollstiliuUgo juristischo Abhandlung über die jjorson- 
liche Souveränetät, ilu-e (Ironzen und Verpflichtungen, (iedacht i.st 
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aucli des Konflikts zwischen dem Stiiato und den (Ko!onial-)Ge8ell- 
«f'haftrn. htsomlf rs hinsiclitlich dor >roimpole und der direkten 
Ai;s:iützung des privaten Grundbesitzes und der mit England ge-> 
aliioäsenen Pacht. 

Wir billigen uiit dem Verfas^r, wejiigsleiis füi' die Cbergangs- 
te&t» die in Anwendung gebnchten Maßnahmen hinakditii«^ d« 
Mlicihen Oevohnheiten und der Anerkennung der eingeborenen 
Hteptlioge. 

Du OffentUohe und besonders das private Gebiet, das famose 
D. P. (domaine priv6), von dem so vid die Rede war, werden in 
einem inteross:in(en Kajtitel analysiert. Man weiss, da-ss der Staat 
hieraus seine bauptsSchlichsten Eiunuinnequellen zieht und mm 
darf nicht vere:f«ssen, dass im Konp^o rjpr Souvoiiin n\ ie Ludwig; XIV 
s:\f:on kanTi: L Etat c'cst moi! Das CivilrecUt am £oogo füllt den 
vierten Teil des Werkes von CJattier. 

Dort wird auch gehandelt von der an die Tormis- Akte 
eiinnemden Grundeinäclireibiuig utid von den speziellen Garantien, 
die ffir die Dienstmieto der Eingeborenen gewährt wird. Der 
Schlosa dee Buches ist dem Strafredit, dem Prozess u. s. w. gewidmet. 

Allee in Allem stellt es eine aosgeseichnete Leistung von 
danerndem Werte dar. 

IL Volk«wirtsrhaft«ilehre. 

NjB, E-t professeur 4 l'Univei-sit^, viee-prei^ident du trilmna] 
de premiero instancc, membre de Tlnstitut de r)i-(»it international: 
Recherchen mir l'Ilistoire de rEcoDomie politique. 
Bnixellcsi. Castaig ue. 

In diesen, ihrer Natur naeh bruchstückarligoa Studien verfolgt 
Xys diese Idee: er zeigt die materiellen, wirtschaftlichen Fort- 
schritte und die von Zeitalter au Zeitalter dauernd sidi best&tigendo 
Vereinigung und Yerbeseeruog des gemeinsamen Gewissens, %n 
denen jedes Volk seinen AnteO beigesteuert hat. Br verfolgt 
diesen aweifochen, der Freiheit- su verdankenden Fortschritt Der 
Verfasser hsQirft h^ VorsteUungen von Tborold Bodgers Ober die 
wirls liaft liehen Erklärungen der Gesclüchto an. 

Er deutet den Anteil des alten Orients, <lnr Jud(>ii und Araber 
am ökonomischen Vorwärtskommen Jin , das dem Eiitdringon der 
Völker, der Verbesserung von Tausch imd Verkelu: zu danken ist 
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Dies trifft ;iuf die Ideen wie auf die materiellen Reichtümer zu. So 
war die Holle der oceidcntaleii Völker Europas weniger in diesen 
Materien /.u erfinden, als zu org<inisieren, auszimutzen, anzueignen, 
aber all dies dank der ökonomischen und politischen Freiheit. 

Wenn Nys die Einflüsse der Byzantiner, der Moslemin 
der Juden des Mittelalters und der Entwickelung der Stätlte. der 
Verfassung des industriclleti und kommoi-ziellen Europas vorführt, 
stösst man immer atif gewissenhafte Bildung, iKHleutcndeu Geist 
und wirkliche wissensciuiftlielu' IJehandlung, die es dem Verfasser 
gestatten, ohne Qefalir sein besonderes Gebiet, das Völkerrecht, zu 
verlassen. 

Frank, L.; Kcisser, Dr.; Maingio, L.: L'Assurance 
m a t e r lU' 1 1 e. Bruxolles. Lrfunert in ; 112 pages. 

Der erste dieser Autoren hat sich ein Si>ezialstudiuui aus dem 
Feminismus gemacht luid ist dadurch bekannt geworden. Er bat 
sich jetzt einen Arzt und einen Aktuar hinzugenommen, um den 
medizinischen und mathematischen Teilen seines Werkes gn'isseren 
Wert zu verleihen. Das Werk handelt von dem Kechtsschutze der 
Frauen in ihrer Schwangerschaft und im Wochenbette, sowohl der 
industriellen, als der übrigen Arl)eiterinnen. Er fflhi-t sodann ein 
System der Versicherung spezioll für solche Frauen vor und schildert 
deren Organisation. Der Stand der Frage wird auch geprüft für 
die Länder, die bereits etwas derartiges l>esitzen. Endlich bespricht 
Frank die Kinderbewahranstalten und die Asyle für Mütter. Er be- 
fürwortet eine Junggesellensteuer. 

liolbach, F., avocat: L'Assurance intercomraunale 
contre l'Incendie. Bruxelles. 152 pages. 

Man muss dieser Broschüre ihre allzeit streitsüchtigen Wen- 
dungen, ihre zweifelhaften juristischen Erklärungen und auch die 
in Bausch und Bogen ungerechten Urteile verzeihen in Anbetracht 
der Lebhaftigkeit, mit welcher sie folgende These verteidigt: „Die 
Versicherung muss sich in eine öffentliche Verwaltung umformen 
und vor allem das Wohl der Versicherten im Auge haben.'' Der Ver- 
fasser wünscht, dass diese Verwaltung ..interkommunal" sei, d. h. 
dass sich Gruppen von Ijenachbailen Kommunen zu Versicherungs- 
gesellschaften auf Gegenseitigkeit verbinden. Man muss diese Idee 
mit den j^osetzhchen Verpflichtungen der Kommunen in Beziehung 
setzen im Fidle des Fouerbrandos und ihrer Verpflichtung zum 
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Schadensersatz bei Tumulten. Die Idee, das Risiko zu verteiK-n 
imd die Verwaltung besser zu oi-gatiisieren, indem die Kommujicu 
sich vertnnden, endieint als dne fruchtbftre. Sie hat sehon ainigo 
AnwendQDg in unserem. Lande g^nden» sowohl bei den milden 
Stiftmigen (Oeseto ?om 30. Dezember 1882^ wie bei den Kranken» 
hJLusern (Oeeete vom 7. August 1897). Uan kann auf der anderen 
Seite die Fortschritte nicht leugnen, welche die Ideen der Sozia- 
lisierung dee öffentlichen V. rsidionmgswpsoris aufzuweisen hnlion: 
die Beispiele der Schweiz und Deutschlands, auf die sich Holbach 
benift, f^ind hier zu prwHhnon. Diese Tdron sclifint-'n ausführbar, 
xeeuu t's sidi um Dienste handelt, weK lio sich stets wiederholende, 
idcntiäcbe, iu irgend einem Rinne automatische sind. Die Über- 
schüsse der Verwaltung auUtcii natürlich für verwandte öffentliche 
Anstalten, wie Feuerlöschwesen u. s. w. verwendet werden. 

Waxweiler, K, chef de bureau & TOffloe du ICiaTail de 
Belgique, cbaig6 de oours i rUniTersitd de Braxelles: La Parti- 
cipation aux Bönöfices. Contiibution ä T^de des modes de 
rtoranteattoa da tniTail. Paris. Rousseau; 320 pages. 

Diesea Buch eriiielt einen namhaften Preis vom Mus^ Sodal, 
b^iQndet von dem verstorbenen Grafen Charabrun in Paris ; das Werk ist 
unter seiner försorglichen Leitung getlnickt worden. Es stellt eine 
umfangreiche Studie dar übor die Frasrf der Tcilnahnif» an Bcneficien. 
Verfasser giebt eine Detinition, die hauptsächlichsten Anwenduncrs- 
fälle, sjchliesslirh eine allgemeine ökonomische und juristischo Theorie 
Ober den Uegoii4.tan4l. Die bescheidenen Schlussfolgerungen des 
Yer&üMers zeigeu ihn uns als einen Anhänger, wenn auch keinen 
EnÜiumasteD des Gedankens von der Teilnahme an den BeneftcieQ. 

Barella, H., Dr.: Contribotien & l*§tude de rAlcoolisme. 
Bmxelles. Sooi6t6 beige de librsirief 112 pagea. 

Neben Bm. Canderlier ist Dr. Barella einer derjenigen in 
lielgien, welche sich am meisten mit der Frage des Alkoholismus 
lieschaftigen. Begründer und Vorsitzende des nationalen Vereins 
der Antialkoholiker, haben sie in Wort und Schrift kühn das Schwort 
geschwungen: das sind di*^ guten Bflrpor, donnn das Land Dank 
schuldet. Di»' scIiwtTwiegcndpn Thatsachen, die Barella vorbringt, 
sprechen von .-h.»!!!*;!! IninKuiitärea Empfindungen und zeugen von 
meiner berufsmässigen Zuständigkeit Durch seinen Beruf, der ihn 
in nnmittelbiire Verbindung mit den unteren Klassen brachte, war 
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er im Stande, das Obel zu stndiercn nnd seine Unaeben anfsu* 

decken. S(>in ' B< 'i),:i< hhuiu.Mi sind immer OrtUoher Katnr. HOge 
Sein'' Stidiiii.' s^'-<>höi't wi^fii-til 

I'f H a II 1 1; V 1 1 1 u, A. ; Lt> Aplituilf« co 1 1» n i sa t ri cfs 
des litttguä et la Questiou colouiulc ca Bclgiqiie. 
Bnixeltes; 438 pagea. 

Dieses Buch, welches eiue ICenge anderer flberflandg macht, 
zeigtf das^ ilas kM]..iiiMii<ii i-r h< Werk, «Ijik durch «lie ■wunderlare 
En- rcri»^ des Kiiiiit;s l,<'ii]i<.lil II. r>iiigt*l<Mtot und verfolgt wurtl*', 
keiu t.:>l<:i Vi*it>»cli it?l, k<>i[i' *M \valt gogcn ilon Nationalcharaktor. 
sondern die Wiedererweckung oJtor Traditionen, dan Aufsteigen auf 
einer grossen Sturenloiter zu neuen Sphftrea, zu mancbeamai «• 
hofllen, Kiiweilen erreichten Ergebniaaen. Verlaaaer spriehl aicfa 
fOr 'Ii ■ Wi.' li'i /ui Mi kiinlnii.- -ii - Ivongo dni\'h Belgien aU8. 

S 11 1 ■( w .• 1 1 > . Ii I k. L. : i n I' r o I t a r i a t mi'connii. Ktiule 
sur l.) >itii.iti"ii siH'iiiI>> el econoioique des oiivriers jilifs. Bruxeile& 
L.iiuuiüii, iju^c«*. 

Der Yertasaer zeigt una, da^s die Lage der arbeitenden Juden 
ira allgemeinen wenig bekannt iei libn fallt aie all«, wenn nicht 
fttr Millioniitv. s'> d ji ti für Mitkli r oder Hausierer. 

1(1 f'iui'i Stinlii . ilif sicli iiif Thatsachon gründet, und die 
Siil >\vi it<r|iik <U'u 'j'it'-l <'Uir> jioktora der Staatswissenschafteu cin- 
gvbiacltt iial, uutoiöUcUl ti dif higtorisclien That.suciieu der An- 
hftufung von Juden an beatimmten Orten und die gesellnehafüicben 
und wirtschaftlichen. Bedingungen, anter denen sie leben. Die 
jfldl-rli. II Ha:i.l\v.-! k.-r vmii H.ilkiiid und England, von Rumänien 
uikI I^l^^k>Ull. ili'- <ii 1 V- ii iiiiL^^ti'ii Staaten von Amerika sind all«* 
irii Lifajiiiisi h lH':i;iii.i,'lt. Ks ist das Ei"gel)ius von jH'rsönlif'h'nt 
Eu4Ui't.jii, \uii Üi^utli«;!» Hill] Kut'it^poudeuzeu, ho unmitt*'U»ar, vio 
»ur TOüglich. Qeradezn suggestiv ist die Untersuchung über das 
Quartier der Juden in liondon Veetend. llian sieht hier den 
jfldischen Arbeiter, mehr auadauecnd als kräftig, alle Oraiisainkeiten 
li- s NW 'ittiiiL- s\ st. III- r lnliln. ti.'gen das ihn seine Not fast wehr- 
i'i.s in;i''lif. Das Hii. Ii i/.'sriivjiit mehr and giebt weniger Ergeb- 
iiibtic, ibl cö nur ubjeküv. 

DöstrC'c, J., et Vandervelde, E., membies de la Chambre 
des repr4sontants de Belgique; Le socialisme en Belgique. 
Paris. Giraid et Briere, in t6; 516 pages. 
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Diese Reihe von ZeitMihi-iftartikeln, welche hier diux-h tUe 
lieiden kampflustigsten Vertit>ter des Sozialismus in Bolgieii zu einem 
Bliche zusnininengefasst weitlen, gel>en eine Vorstellung von dem 
ü^mutgegenstand. Sie interessieren durch den Kuthusiasmuä und 
dm Obuben. Obvobl der ente Antor Inriet und jUtbetiker, der 
«weite (der unbestritten« Chef seiner Partei) Naiioaiü^ökonom nnd ein 
angesehener Politiker ist, fühlt nuui deutlidi den Tendenzcharukter 
ihres Werkes, die Parteinahme, um gewisse Ideen des hclgischen 
S*'7ia)i«»mus zu glorifizirrf»!) , die ihm keineswegs zu eiiri ti un^h"ri>n 
und ihm auch gewisse Vorwürfe zu ersparen, die er offenitar venit«'Ut. 

Jedes I^end, kenn men sagen, verdient die Sozislislen, die es 
kstf und sicher sind die belgischen unter den besten. Sie rind 
Ek^rtiker und das verhindert bei ihnen den Ezoese. Indem sie 
den Tnide-L'nionisnie der Englfinder mit dem internationnlon Doktri- 
narismus der Mnrxisfen voreiuicr*"" . sin«! sie auf alli*n n>^hieten 
liaupLsäeliiicii (te»<:)«»[>nschafter. Auch die wirtscliafllielien Ein- 
lichtungeu der Partei, seine iuteilektuelle und artistische Kraft fahren 
ihn Sil einer Polittk bervomgenden Benges. Bs ist interesssnt, in 
den einselnen Kapiteln von der Oij^iaation der belgischen Arbeiter- 
partei und von den grossen Pidli^omcn zu lesen, welche der Sozia- 
lismus l/^s»''n will, pinfchlit'sslicli dir Frnp'nn des Kapitals iiml ries 
(inindeigetituuiä, au deren Stelle gesetzt weixlen sollen der Kollck- 
lirismus und die Nationalisation. 

Uaesart, J., et Tandervelde, EL: Parasitisme organique 
«t Paraaitisme sooiaL JParis. Sdileicher; 108 psges. 

Die „Internationale Bibliothek der Soziologisehen Wissen- 
schaften'* hal iliirch 'lio Ziisanimeimrboit einos Na'itraüslon nnd 
eines Sözioiogea einen Hilere?is<'uiteii Beitrag lieigesltMiert zu der 
Thetirie der gedachten Organismen, Der Paiallelismus zwischen 
dem pfhinslichen und tierischen, sowie dem so»alen Leben ist fast 
flcfa<m «in Gemeinplatz. Die immer erfinderischen Vei^ldche 
zwisehen den beiden Qcbieten sdielnen oft eine Apologie — wenn 
nicht eine Safir-^. Dir- Ei-scheiiiungen der Sehwindsucht iui<l iler 
ljtitonlrn«'kung sind besonders ptHiis^iiot. tHeser Theori«» Nahrung zu 
geU-n. Welch' ein Wii-bel der Kultur für all' diese Bakterien, diese 
nnseve kaptalistisdie und spiessbilrgerliche Oeselischaft, besonders in 
den Augen eines jungen und glflhenden Sosialistenl Der Naturalist, 
dvr als Oetthrle dieser nmlerisehen Exfiedition die Reise mitmachte, 
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wird sich wohl oft entsetzt haben. Was thut's! Am St«anini<' der 
Wissenschaft braucht die Botanik nidit zu ffin-hten, als ein Paiusit 
der Soziologie zu gelten. 



Brasilien. 

Referent: Dr. Verjfu©>'"0 Steldel, Advokat, Sdo Pnnlo (Brasilien). 

t lHfrst'tzung lind AnrniTkungen 
von Roberto Kflck. lA-galionssekri'tar, lierliii. 
Dureligesuhen von Fernando Gaf(r<^e aus Rio Grande de Sul, z. Z. Hainlurx. 

a) Gesetzgebung. 

Die ge8etzgel)erische TliJltigkeit im Ljiufe des Jahres 1 898 ist 
sehr unfruchtimr gewesen; nur wenige der Gesetze, die verabschiedet 
wonlen siml, bieten wirkliches und allgemeines Interesse; allzu oft 
hat unser NationaI-Kongi'es«i inneren i>olittschen und lokalen Kragen 
seine Aufmerksamkeit geschenkt. 

Da es unsere Haupt-Aufgabe ist, unsere Leser darüber zu 
unterrichten, was sich während des erwähnten Jahres in dem grössten 
Ijande von SQd -Amerika zugeti-agen liat, übergehen wir die Gründe, 
aus denen die gesetzgelierischo Tliätigkeit vom juristischen Stand- 
jiiinkte aus so geling gewesen ist; noi-li viel weniger wollen wir 
diese Gründe kritisieren und die Mittel, um diesem Übelstande 
abzuh(>lfen, zu ei^ründen suchen: eine Aufgabe, die allerdings 
fesseln würde. 

Wir besc^hi-änken uns darauf, einen Überblick ülwr die Oesetz- 
gebung und den sozialen Zustand des Jahres 1898 zu geben. 

Verträge. 

Die Regierung der Republik Paragua\' hat am 15. September 
1897 unseren Freundschafts-, Handels- und Schifffahrts- Vertrag, 
der uns seit dem 7. Juni 1883 miteinander verband, gekündigt. 
Je<loch liabon die Verliandlungen zum Ab.*«chlu8.se eines neuen Ver- 
trages iKJreits in diesem Jahn« ihren Anfang genommen. 

Ebenso ist ein Vortrag mit der uns benachbarten und be- 
freundeten R«ipid»lik Chile tmterzeichnet worden. Derselbe gewährt 
die gegenseitige Anerkennung der erteilten Titel imd Wflnlcn der 
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üaiTMfliUUen, Pbkult&ten uod ScdiDlen rar Ertoilung d«« freien 
Uiiterriidits. 

Hnsere gegpnwärtieen Gesetze bestimmen namlirh. divs- die 
Inliaber von Diplomen fremder Fakultfiten, wie dipioniieru- Äizte, 
Advokaten und Andere ilireu Beruf nur ausüben und .<üch als solche 
■üderhunen dQrfen, nach Ablegung einer PrQfiing Uber ihre mu- 
KidMQde FBh^keit; dieses Bxunen wird vor den staatlichen Fäkal- 
Uten abgelegt Der erwfthnte Vertrag gciwährt den Chilenen einen 
Vor/nvr, indem er ihnen dieselben Vorteile zukommen Iteet, die 
uns ^'i wülirt worden sind. 

Aui 6. August 189ä ist von luiserem Minister de» Auswäitigon 
und Herrn Conty, dem bevolhnAclitigten Ifinistn* Frankreichs bei 
der biMdlinniadieii Itegierang« der Sehiedagerichts-Yertrmg 
zwischen Brasilien find Frankreich zur Beilegung der Grea>- 
rtreitigkeiten mit der fianzüeisclieu Kolonie Guyana urefw'hlossen und 
ratifiziert wonlon. Derselbe eetxt die Bundes-Begieining der Schweiz 
als SchiedsgerieliL ein. 

An demselben 6. August hai Brasilien dnen Ausliefernngs- 
nnd Asyl-Vertrag mit der benachbarten Republik Peru 
geschlossen. 

Wa« di<» wichtiuo Fnigo der Ausli-^fcruns? von VerVTPclK'm 
angeht, haben wir im lierichtsjahre noch zwei weitere Verträjj;© 
aijguschlotisen, und zwar einen mit dem Königreiche der Nieder- 
lande am 12. September and einen anderen mit der benachbuten 
Xepnblik Argentinien am 28. Oktober. Die Auelieferung von 
Verbrechern ist gerade für Brasilien, als einem jungen Staate, eine 
äusserst wichtige Äng< l< i;oiilioit : ili-im I .n der lebhaften Einwnndenmg 
erfiält es häutig Verbreciier und ^nr Aiinrrhisten, die sich dem Arme 
der Geivchtigkeit in ihren eigenen Landen durch die Flucht zu 
enfadefaen sudimi. 

Als der Krieg zwischen den Vemnigten Staaten von Nord- 
Amerika und Spanien im Jahre 1898 erklärt worden war. deklarierte 
(He brasilianis<;he Regienine: rim 20. Ajiil iliw Neutralität und er- 
teilte den Behörden Verluiltungiy-SiaBsregeln für die Dauer des Krieges. 

FfMIIMD. 

Von höchster Bedeutung fQr die Finanxen BrnBiliens ist das 
fbe rein kommen gewenen, das im Jahre 1898 in liondon mit den 
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Iiihnliern der StaatsoMigationen unter <1er Garantie cler 
lirasiliaiiischen Regierung getrofTeti worden ist; es wird fiinding 
lonii genannt. 

I)nn!li dieses Abkoinmon iRt der brusiliani8(!hen Regierung, die 
sidi in Seliwierigkeiten l>efan<l, die Zinsen ffir die auswärtigen 
Anleilien pünktlidi zu zahlen, durch VennitlUing ihrer BiWU|uier8 
N. M. KotschUd Sons, den Vertretern der Inhal>er der Staats- 
obligtitionen, vorgeschlagen woi-den, die Zahlung fflr die Zeit von 
drei Jahren in Obligationen der Regiertmg zu leisten. 

Andeivi-seits vei-ptlichtet sich <He bi-asilianischc Regienmg, bei 
vorher dazu l>ezeichneten Mankhäusern das Äq\iivaleut in Papiergeld 
zum Kurse von achtzeltn penc«*) zu deininieren und das PapiergeM, 
das vom 1. Juli hin zum 31. Dezember 1898 ausgegelien wortien 
ist, fflr den Zeitraum von drei Jahren gleichfalls zu hinterlegen 
oder vrim Umlaufe einzuziehen und zti vernichten oder, wenn der 
Kure günstig ist, zimi Kauf von Wechseln auf lyjndon zu Gunsten 
der Herren N. M. Rotschild & Sons zu verwenden a conto des 
fund für die zukünftige Zalilung der Anleihen in Gold und der 
Ei Renbahnobligationen. 

Man hofft allgemein im Lande, dass dieses Übereinkommen 
Vorteile bringen wird; denn die Regienmg ist dadurch in der Ijag<e, 
mit der l>egonnenen strengen Sfwii-sainkeit weiter zu regieren und 
ist nicht mehr wie bisher darauf angewiesen, Gold zum Markt- 
preise zu kaufen, um die Zaidungen der Zinsen und diejenigou 
zur Amortisation der auswlhtigon Anleihen zu decken. 

Ebenso ist es mit einem Teile der inneren Scluild des Ijandes. 
die \)ci dem Sinken des Kurses und bei demzufolge hohen Gold- 
preise sehr drückend gewoixlen ist; denn diese Schuld ist gleich- 
falls in Gold zahlbar. 

Unter diesen l'mstÄnden hat die Legislative durch Gesetz vom 
31. Dezember 1898 die Regierung ermächtigt, die notwendigen 
Operationen voraimehmen, um die innere Schuld »mter zu Gnuide- 
leguiig des Kapiüils und der Zin.sen zu unifizieren und, wenn es 
unmöglich .«*ein sollte, dieses zu erreichen, die Zinsen der in Gold 
konlndiicrten Schuldon mit den Oldigationen nach ilen Hestinunungen 
des fiuiding loan zu zahlen. 



') Der Nonnwort ist 27 pen«; für «in Milrei.s. 
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Ibii hoIR, daas die Olfiiibiger dieser inneren Sdmld der 
Regienng fedne Sdivierigkeilen machen werden^ jme Opmtienen 
faRinebnien. 

Ferner ist walirond iler Session dos Natioiiul-Koiigiftisos (ilicr 
einen Entwurf zur Rf^plntiü; des Eigentums iiiul der Exj lnitation 

der im 2suü<jual-T-_Tiit' ■! iiun tiul-igi^iien Miiion dfliattiert W' i'ion. 

Auch ist iXltei- Helormeii de8 Klie»<:lit)iiiuugsrechts den Straf- 
gesetzbuches und über die Auuahme eines ueueu Mariuestratgesetz- 
bufilies veorbanddt worden. 

Die Depntierten-Xamner hat einen neuen Geaefauntvurf <ur 
Begeloog der Dienatverhaltniese der ländlichen Arbmter ange- 
wninen.') 

Angesichts der Schwierigkeiten, die sich herausgestellt haben 
Wi ihr Aburteilung wegen Falschmünzerei, Stempolfälschorei imd 
ähnlicher Verbrechen, für die das Opnrhworf'iiengx'rirht zuständig 
iöt, legt das Qesetz No. 515 vom November 1898 die Zii- 
•tladigk^ fttr diese Dolilcte den BSnzel-Qeriohteii b«. 

Der Senat Uat in dritter Lesimg deu Oesetzeulwurf ange- 
aonunen, der die lUle legelt, in denen die Exekutire den Bdagerungs- 
iiistend deloetleven kann, und der genau bestimmt, welche der 
verfaKsirngsmils^iig garantierten Rechte durch den BelagerungssustaDd 
anfgeboben wonlen. 

Grosse Meinimg8verschio<l>'iih« itrii herrschten darüber, ob durch 
den Belagerungszustand die Immunitäten der ParlamenttHnitglieder 
berührt würtlon; der Senat hat dieses verneint. 

Schliesslidi ist nocli das Deki-et vom 31. Dezember zu ei"- 
irthoen, das doi Stunizipal-Kammeni die Ausgabe von Obligationen 
verbietet 



') besetz über die Einführung der Civiloho und die FJieMheidong vom 
24. J:ujuar \Hik): bosproohen im .lahrbnrh II S. 171; 17«i -178. 

*) Vertiiutlid) ist dieses eine Modifikation dm von 8teidt-l, Jahrbuch III 
& 30&-<S07 mA lY & 300 befliirooheDflD Entwarffli lur Begelniig der 
h(idwirt>jchaftliohea V«tdüigai]|gikonbakt« twiacheo den OrandbesitKin und 

den Arbi'ilera. 

'f D«a Inhalt dtaiWilbeu hat Dr. ue Almt-idu im Jahrbuch IV 8. 31U 
beapioelim. 

SP 



b) Literatur. 

Ausser den juristisclieii Zeitschriften iii\d lien Gerichtszeitunpen, 
fllxT die wir in den frdheivn Referaten berichtet lml>en sind als 
KrseheiiMin^n de« Jahivs 1S9H folgende Werke zu erwülinen: 

Stnifrechtlidie Studien von Dr. Jo^o da Costa Lima Üniniond. 

Juristische Streitfragen von Dr. SoIi(!onio S. I^eite. 

l)*^r Entwurf eines hütgerlichen Oesetzhuches, im Auftrage der 
Bundesiiepierung ven'ollstilndigt von Dr. Coelho Ro<lrigues. ') 

Sti-afgosctzliuoh für da.s Heer \m\ die Marine, herausgegelnjn 
von Dr. Jodo Vieira de Araujo. 

Cre<lito Movel, ein wichtiges Buch, in dem der Visconde de 
Ouro Preto das Pfandrecht an Mohilien und am bilhete de merea- 
doria (»chandelt. 

Tituios ao portador im brasilianischen Rechte, eine umfang- 
reiclie .Monographie von Dr. H. Inglez de Souza. 

Kommentar zum Gesetz über die bQrgerliche EheschlieBsung 
von Dr. Lydio )Iariano. 

Die jiu*i8tiscl>e Stelhing der Hundesstaaten zur B>uidesgewalt; 
eine gut entwickelte und wichtige Monographie, die der Rechts- 
faktdtAt von Sdo Paulo zum Bewerbe um eine Pi-ofessur von dem Mit- 
gliede un8on>r Vereinigung, Dr. Rt^ynaldo Port hat, vorgelegt wonlen ist. 

Von anderen Werken sind neue Ausgaben aufgelegt wortlen 
und raolircre andere Ärlieiten und Thesen, jedoch von geringerer 
Bedeutung, erschienen. 



Bulgarien. 

Referent: Dr. M. St. Schischiuanow, 
früherer Vize-Prilsident des KaKsationshofes in Sofia, z- Z. der fürstlich 
bui^ariscbeii Agentie in Wien zugeteilt 



a) (Gesetzgebung. 

(1898—1900.) 

Obzwar iler gegenwärtige Bericht über die Gesetzgebung 
Bulgiiriciis, das Justizfach betreffend für die Jahre 1898, 1899 

') Dr. Steidol, Jahrbuch IV 8. 324. 

*) Von Dr. Steidel bosprwhcn im .lahrbuch III S. 309. 
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uod 1900« die Thfitiurlnit tlee JustuministeriumB und der Depntierten- 

kUDiDiT von vier Sessionea (iffis <MrdetltIioh6r n''i1i>t-Sej^iorieri der 
genannt*'» <li\i Jnhrr luui die aM»<«*'rordcntIiche Frühjahrs -So'^sinn 
<Ie? Talin s ls<jyi unifasst. so ist tlennwli, währoiicl dieses latiii^n 
<!^itrauiuec<, nur ein oinzigu» Gesetz vun Bedeutung geschufTcit 
wonfan, uid xwar du in mriauii letsteu Bericbte Tom Jahre 
1897 ugekflod^te Oer Ich tsorgaDisatio na -Gesetz (nkon ai 
■odoustroistTOto), deüri> 1' wurf noch im Jahi-o 1895 vorlwreitot 
und s^itiipr von ad hoc l^erufeneii Kachkinnmissionen w it^-df^rli'iit 
dun iili.'nit.'ii w Hilde, bis er endlich der .Sobmaie des Jahres IbOb 
zur Annahme imterbreitet werden konnte. 

Wenn man bedenkt^ drae dieser Entwurf eigentlich nur in 
einem Punkte — jenen der Ünabeetzbukeit (InamovibilitSt) der 
Richter — wesentliche Neuerungen enthält, im Übrigen aber eiue 
verb«j8Äerte und erweiterte Ausgabe (les alten Gi?setzes ist. welche« 
wietler dem einschlägigen russischen üerielitsorganisjitionK-Oesetze 
catoommcQ war, bo wird man erst recht begreifen können, mit 
welehen Schwierigkeiten b« una die Dnrchf&hrung dea InamovibilititB- 
Frinzipe zu kimpfen hatte. Ond trotzdem dieeea Prinzip mir teil- 
weise duivh/i^fQhrt wurde - das Gesetz selbst trat nm 2./14. Januar 
1899 in Kraft — , so fand es der nachmalige Justizniinistcr Peter 
Peschef) (b^Tnwh fflr anjrezoipt. el«^n diesen XVII. Abschnitt 
übtr die InamovibUilät der Ki<:liter (za nesnienjaomostta na sudütc), 
S§ 125—131, nach kaum halbjährigem Bestände, einer Änderung 
za unterziehen. Die diesbezOgliche Novelie, von welcher unten die 
Rede ist, wurde im Frühjahr des Jahres 1899 angenommen, am 
7./19. Jiuii vom Frir>ti-ti sjiukfioni' il uud ist am 13./25. Juli des 
nämlichen .T:thn*s in Kraft i;i>tn.t> ii. Die Gerechtigkeit erfordert ea 
indeäsen anzuerkennen, dass, welche Motive ilui aucli hierbei 
leitet haben mochten, Paachef in i«t Dorohfahnng dieses wlditigen 
Prinzipa doch logischer au Werke ging als sein durch die rumA- 
nisciie Qeaetagebttag fitadnieirt geweaener YorgSnger Zgncew.*) 

') Peter Peitchef war bereits einmal (lBd4), judoch blos 2 Monat«, 
Joatitminitter im Kabinett Stotloff. Im Kabinett Grekow mp. IvantMliow 
(1899— HHX)> hatte er 1 Jahr und 10 Monate lang das .lustizportafonille 
iBoe. Er almlvicrte jnra an dur ru.ssi.Hchen Univemtiit zu Ode^. 

*) Oeoiig 2gurew, vormabi iückter und Vixa-Prolnuor ara Obentou 
Ifinnitioiiiiiinfn und später Oanenl-Sekrettr im JastizoiiniBteDaai} ist eben- 
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AtisHer obiger Neiicriiiig (uilhillt cIjus 0eni-htwiigani»ation8-0<'setz 
noch folgende; die Institution der Reclitspraktikanten wler, wie 
letztere im Gesetze (Abschnitt II §§ 21 — 31) nac^h russischem 
Muster, nicht eben ganz zutroffend, genannt wenlon: „Kandidaten 
filr Richtoranitsstellen" (kamlidati za sudcbna doljnost); die Quali- 
fikation der Richter und deren Er non n ungs-Ord nu ng (Al»- 
schnitt XII §§ 95 109 resp. 115—124); endlich die Incouipa- 
tibilitäts-Fälle (nesovmcstimost) §§ 125—131. 

Ich l>eginne mit der wesentlichsten Neuenmg, der von einem 
ansehnlichen Teil unserer IntelligtMiz — seltsamer Weise — jier- 
horrescierten Inamovibilitilt der Richter und der dicsell« „bis auf 
Weiteres'* nonuicrcn^lcn Novelle, denn es ist nicht tuunöglicli, dass 
dieser Novelle in nicht zu ferner Zeit eine zweite folgen wird, 
welche dann eventuell auch andere Teile dieses Icidlichon Gesetzes 
berühren dfli-fte. 

Inamovibel sind also nach dem neuen Gesetze alle recht s- 
wissensc haftliche Bildung besitzenden Richter und Unter- 
suchungsrichter, welche 15 Jahre als solche ge<lient haben (§ 141). 
Nach dem früheren Texte, welcher, wie gesagt, nur ein hallies 
Jahr in Kraft stand, waivn blos die Richter am obersten Kassations- 
hofe iMjdingiuigslos für inamovibel erklärt, wälu-end die Inamovibilitilt 
der flbrigen Kollegial-Richter von einer 6 bis 8jährigen Richter- 
praxis abhängig war; die Einzelrichter (Friedensrichter — rairovi 
sudii) aljer waren von dieser Woldthat ausgeschlossen. Es ist also 
evident, dass die novidlarisclie Verfilgung gerechter und logischer 
ist, als die «irsitriinglicho, Zgurew'schc. Kraft der Inamovibilität 
kann der Richter gegen seinen Willen selbst dann nicht versetzt 
wonlen, wenn diese Versetzung mit einer Rangbcfßrdenmg verbunden 
wäre; seine Absetzung aber kann nur auf Grund eines Besclilu8.se8 
des Disziplinar-Ratcs erfolgen. Sonst erlischt das Recht der Inamo- 
vibilität mit dem 05. Lebensjalire des Richters. EI>en8o verliert die 
Inamovibilität ihre Kraft, wenn der Richter laut Parere di-eier Arzto 
für krank, körperschwach oder geisteskrank erklärt wird. Dieses 



falls Zögling der russischen I.<ehransta]tcn. Er war Justizmioister vom Monat 
Soptombor 1897 bi.s 18.,30. Jänner 1899. Z^urew hatte in seiner Heimat- 
stadt Bolgrad (üessarabien) dio runtänischo 8pracho erlernt und daher mit 
Vorliebti die rumäuiscLt) Geäetzgebuug htudiurt 







Tuen muas jedoch vom Jitstizminister l>cBtlUi(?t wenlen, wi» dann 
glekhlxxlouteiul mit der Entlnsisung »lets Hicl)t<'rK i.st. 

Die Institution der Keciitsprakti kanten 21- M) ist 
mdi riissischeiu Mnster diirciigcführt. Demnach weitlen die 
Recfatspnüttikonten oder, wie sie das Gesetx beieielinet: „Hiuhtenuote* 
JEandidatoii'' trom JustisminiRter eroanot, was die Proiedur ihrer 
Ernennung jedenUlB kompiiaiert (la öateiraioh-UDgarn z. 6. werden 
die Rechtspraktikaiiten von den betreffenden OericliLs-Prilsidenlen or- 
nauiit und wini die Erneunmij,' (\mn JiiH<izm)iiistf>r nur i tiifai h zur 
keiintmsiialime gebrat^lit) lieciit.spinklikanttMi können nur Kreis- 
gcrifhtcu zugeteilt werdeu, und zwar dörfeu bei jedem Kreisgorichte 
nicht mehr ale iwei (!) Rechtspraktikaaten ecnaont werden. Sie 
beliehen ein Monategehalt von höchstens 80 Silberbanca. Ihre 
Bateilung in die Oerielitskanzleien veranlasst der Gatchts|)riUiident 
im Ejnv*»rstriitdni« mit d«Mii Slaal-arnvaltf. Zu K^v-htsprnktikanfnn 
können nur gUKSfijälirige (:i l jäiirig^e) und ahtsDlviurte .luristen, weiciie 
<Üc vürgei»cluicbeue (einzige) StautbprQfuug abgelegt haben, ernannt 
werden. Eine Richteramtaprafung kennt das Qeaeüc nicht, daher 
kann jeder Becfatepinktikant nach sweijSbriger Praxis, aofiern ihn 
d«?r betreffende Gerichtshof (durch in Plonar Sif/.nng erln.ssenen 
Beselüuss) mrh Map<a:abe seiner Dirnstli'i-fint^ fiii fiiliii; hiUf. zum 
Richter ernannt werden. Aber aucii schon wählend der Aiiskultanten- 
Pram kann er mittelst QeriehtsbcschlusH mit der FQlirung von 
Konknrsangelegenheiten, mit richterlichen Exmianionen und aogar 
mit Vertretung ron Parteien betraut werden. 

Uie Qualifikation der Richter und ricliterlichen tU^aniten 
U>tr» !T. imI , m;t' ht dius Oe^^' fz 05) zur Beilinerun^: 1. dass 
<l"i Kamli'iai ladijiirischer StaatSäyik'flim iKCr, giX)Ssjährig (21 Jahi-»-« 
nk) und der buigaribchou Sprache mächtig sei; 2. dass er sich iiu 
Tdlen Genosse der poUtiicben and bfligerliohen Rechte heflnde; 
3. daas er weder atmbeGhÜioh nnd spesieU wegen gewisser im 
Gesetze niUier benannten Verbrechen venirteilt s. i. noch al>er MOh 
in strafgerichtlicher Untersuchung befinde; und 4. den für die ange- 
suchte Stelle votgeschnebenen besonderen Bediugungeu entspreche. 

'» l'n besoldete Reclitspmktikanten keimt das Oesi'tz nicht, du ja 
aitöera äuaustipendigten Stipendien zu 140 Goidfnuios mouatiioh beziehen, 
daher rieh solche jongeu H«rreo aar schwer be(iaenien wQrdea, ohne Honorar 
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Das goineintiamc Kriterium dieser Ixisoiidereii Be<liiigiingcD, 
insofern sich dieselben auf die Friedensrichter (mirovi sudii), Kreis- 
gerichtsi'äto (tchlcnovo na okriiSni siidilisclita) und Untorstaatsauwälte 
(zamestnitzi na prokurora) beziehen, ist: das jin-istische Absohitoiiiim 
mit Staatsprüfung und das erreichte 26. Lebensjahr, dann wenigstens 
zweijährige Praxis als Qerichts-Uutersekretär (jKMlsekretar) oder 
RechLspniklikanl. 

Von da au geht die BefOnlerung in die höheren Richter- oder 
Prokurorstellen mit dem Unterschiede, das» die Ernennung zum 
Apjiellationsrirliter oder Ka'^sationsrichtiT von einer tlrei- beziehiuigs- 
weis« fünfjährigen Ricliter- Praxis bedingt ist. Das Nämliche gilt 
von den entsprechenden Prokurorstellen. Im Ganzen sind vom 
Richter erster Instanz bis zum ei-ston Kassutions-Präsidenten sielien 
Rangklassen. Der Untersuchungsrichter nimmt die Rangkla.sse 
zwischen dem erstinstanzlichen Richter und dem Kreisgerichts- 
VizeprJlsidenten ein. 

Disziplinarbehörden sind: 1. der oberste Kassationshof 
(vrhovnia kassatzionen sud) für seine sämtlichen Mitglieder ein- 
schliesslich des ersten PdL'^itlenten, sowie auch über säniüiclie Mil- 
glietler der Appellationsgerichte; 2. die Appellationsgerichte (a]»]«?)»- 
lioni stidove) für alle Ri(;liter (.samt Pi-äsidenten und Vizepräsidenten) 
der ihnen >uitergebenen Kollegial- und Einzelgerichte, sowie auch 
für die Untersuchungsriditer; und .3. die Kreisgerichte (okniini 
sudove) für alle übrigen Gcrichtslieamtcn. Gerichtsbeamte (sudebni 
tchinovnitzi) 'in diesem Sinne sind nllc bei den Gerichten dienenden 
Beamten, welche weder Richter resp. Anwälte, noch Diiimisten 
(Schroil>er) sind. 

Die Iniativo zur Disziplinar-Untersuchung in den Fällen 1 und 2 
nimmt entweder das Gericht selbst, bei welchem der Angeklagte 
dient, oder der Justizmini.ster. Im Falle 3 leitet der Gerichts- 
präsident oder der Staatsanwalt die Untersuchung ein. 

Das Disziplinargericht, welches in pleno verhandelt, ist hierbei 
an gar keine Formalitäten gebunden (§§ 180 — 198). 

Disziplinarstrafen sind: 1. Ermaluiung; 2. Rüge; 3. zeitweilige 
Entfernung vom Amte {Suspendierung); und 4. Entlassung vom 
Dienste (§ 16.^). 

Die Staatsanwälte und ihre Substituten in allen Instanzen 
stehen unter der unmittelbaren Disziplinargewalt des Justizministers. 




— 489 — 



mlcher j«doch in j«dem Falle ihre ItUBenmg (BeohtferUguiig) «in« 

holen muss (§ 176). 

Von (lea übrigen Teilen des vorli^enden Gesetzes vi^nliont 
iKxh Erwähnung dessen VerfOgnug Aber die Oerichtsferien 
(sudebuu vakantzia, AUclmitt IX §§ 73 — 75). Die Qeriuhtaferien 
daoeni vom L Juli a. St bis 1. September «. St «od kSnoen, als 
widie, nur von den Eoll^gpiI-RichterD in Anspruch gmommen 
werden, jedoch auch nur derart, das« wfilirend dieser 2 Monate ein 
F. li il-enat — Wfelcher die dringenden Äugelegenheitr'n vnthandolt 
— zurfickbleibt. Die Friedensrichter und Untereuchungjüichter ge- 
niet>«eu also keine Oerichtsferieu, jedoch können auch sie sich 
wlhrend der Ferialmonate nur auf die diingendeii Froieese be> 
■dulnken. 

Unabhängig von den Gericlitsferion hat jfder Riclitor Aii>iiruch 
auf einen vuin Justizministcr auf Gniii i des Borichtos dcK iH tn fli'iKlen 
Präsidenten zu dekretierenden einmaligen Urlaub von einem Monate 
im Jahre — mit Beibehaltung dca Gehaltes. Bei einem Urlaube 
trott mehr als emem Monate eriiAlt der Bitditar für d» QbenShligen 
T»e& kein Gehalt Im KtankfaeitebUe kann der Kdilnr bia zu 
drei Monaten seinen vollen Gelialt beziehen; von da an bis ZB 
^voitr-ron 'Ii* ! Muiiat. ii t rh;i]t er 'We Hälfte des Oehaltcs. Ist seine 
kranklieit aucli nach wcnU-nn <livi MonatoO, d. b. lUluh 9 MoQilten 
oicbt behoben, so wird ur cnlhutö^u. 

Kleineren Urlaub bis zu 10 Togen gewahrt dio Flenarsitsung des 
betreffendeii Oerichtea. — Bevor jedoch der !^diter seinsn Uriaub 
oder seine Ferien antritt, muss er alle ilim zugeteilten Gerichts- 
akten erledigt und dem Gerichte eingeliefert haben. Diese Ver- 
pflichtung ttezieht sich selbstverstÄndüch blos auf din Ausfertigung 
der Urteile uad Bescheide, da bei uns bekauntcrmaBsen die Prozedur 
in ail^n Inatanaen mttodlieb ist, daher der Richter nur bd dw durch 
Urtdl odbf dundi dem Urteile glekiikommende Besoheide erledigten 
ftmesaen schnftUche Arbdten zu fertigen bat 

Aus den Übergan gs-Bestimraungon (prehodni pravila, 
jg 2^*^ — 211) ist vfirerst flor frstn § 2ü8 jnjs dem Gnindf liprvor- 
fluheben, weil derselbe mit seiner novcUarischen Änderung (Gesetz 
vom 7. Juni 1899) einen wahrhaften horror examiais offenbart 

CrsfurilDgUioh war ja das Oesets, nftmlich der § 208, vor 
■einer Abdoderung schon liberal genug, indem es von den Riohter- 
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«ntB-KAncUdaten als tfaeoretMcbe BefUiignng nur eine einzige 
Staatsprüfung und keinerlei apesielle RicbtenuntB-PtUfnng veriangte. 
Dabei waren auch vrm dieser einzigen Staatsprüfung alle jene Kandi- 
ilateii befreit, welche ihre Rcchtsstuilien bis zum 1. September 1898 
Wn'Inf hatti-^n. Die Novelle vom Jahrr« 1H99 (kaum fünf Monate 
nach inslebentroteu des ganzen Genuhtsorganisations-Ucsetzes^ hat nun 
letztere Frist bis zum 1. Januar 1899 Teriiogwfc und tarn Oaudiuni 
aller prOfungsscbeuen Reobtabörer diesen Vorteil, d. h. die Nidit' 
abiegung der StaatsprOfang, auoh auf alle jene Juristen ausgedehnt, 
welche sich vor dem 1 . Januar 1 899 als Reohtshörer inscribiert liabt^n I 
Damit jed(K'li die ni-»»'<«?mut doj^ GesetzgelK?!-» voll sei, gesfMft'^t das 
Gesotz noch, dass wlclio von der „entsetzlichen" Stjiatdpriifung 
befreite Knudidateu nach ntu' »uuhsmonatlicher Praxis aU ßocht»- 
piaktikanten oder Oeriohtssekretlie zu ffiohtem in der L loatans 
ernannt werden kftnnen. 

Der nSchste § 209 gekt noch weiter und gestattet, dass falls 
.sich innerluilb drei»*r Jahr*» vom Inslebentreten des (f(-s*»tzf»8 keine 
genügende Anzahl Juristen für Hichterbitollen vorfinden (in der That 
leiden wir keinen Maugel au „ohne Staatsprüfung" absolvierten 
Juristen), auck Laien zu Friedaurichtem ermnnt weiden kOnnen, 
insofern sie schon als OntersadiungBrichter, Siebter oder Gerichts- 
sekretare (wie lange, bcBÜmmt das Gesetz nicht) gedient lialfu 
oder Advokatur ausgeübt hnVuMi. — Dio iiäiiilii he Wnhlthat i-;imiil 
>; 211 auch den NotarR-KuiiiUdatf n ein, nur erfordert er von dcn- 
äelbeu, dass sie das iti. Jahr erreicht liabou. 

Hochintevessant und charakteristisoh ist die Verffigung des 
§ 212, wek^ die Winkelschreiberei unter dem Titel nOeeuclis» 
Schreiberei" (prcsbopistvo) sanktioniert. Der erwähnte § erteilt 
nämlieli ili^n zweijährig*.* Praxis i" -it?ptiden Gcriclitsw ktTt.'ircn, Unt«.f- 
sokretaron, Nnfaren und deron Sekretilren di ' Iii fiit,'!iis, dass sie 
„Goöuchsschix'iboi-" weitleu kuunou. Die Anmerkung ziun nämlichuu 
(112) § weist bezflglich der Details auf die besondere nunisterieUe 
Verordnung zw Begelungdes „Oesnokssohreiber'Qewerbes" 
(prosbopiska prolesna) hin. 

Die genjumte Vei-oixlnung (vom 14. Marz 1899 No. 70) ver- 
fügt Folireude.s; Die Oesucbs'^ftirciti' Tri ist ein freies Gewerbe 
(Hvoliodna professia, § t^iS'^^ii'J» „Gesuchsschreilior" 

(prosbopi!»ct2) besitzt jeder gros^jülirigc (21 Jahre)» bandloagsBUiige 




balguMch« ünteriluia, welcher der bulgarisdien Spiadie michti^ 

ist, drei Böi-gor- oder Mittelw^hiilklaiwen lieeiidigt hat und eine drei- 
jährige ,.Pi-axi- ' al-; Oorii ht-- odor AdvcikaturusoliRnbor iiacliweiseii 
kann. Wer der pülitmchen ixier bürgoriieheii Rechte verlustig ist 
oder wegen einem in der Verordnung ci-wähnten Delikte verurteilt 
war, kuui die BefiÜiiguDg zam Gesuclis(recte ¥niikel-)Behniber 
niebt eriudten (§§ 2 — 3). Da § 4 der Verardnungr die «gierworbeDeD 
Rechte" aneiitennt, »o wunlcn um Hümtlichen 1)ishert!;^'ti Winkel- 
s<"hn'il»>m ,.dip!'>mif'iii' Orsu« liss<-lireiber", sellwt in dem Falle, wpun 
sie die oben augefüi^irte ,,tiietirotiR:lie" Befähigung nicht b<:.sasscn 
und bloä auf eine zweijährige „Praxis" zurückblicken kunntoiu 

Da aber die Terordnung*) die Oesuclindireiber gleichaua mit 
den Advokaten auf gleicher Stufe halten will, so unterließen die 
GesuchagchreilKjr, gleich den Advokaten, der ÜiBziplinargewalt des 
Krei«efrr< liles beziehungsweise' d<'- Advokatt-nrates dort, wo solche 
Räte organiiiiert siml f§§ '» — 8|. Endlich ist das Kreisgerieht auch 
zui Erteilung des BefiUiiguugü-NacbweibCü (Diplomeä) au die Ue- 
audmdiieibM' kompetent 

Laut § 11 der Verordnung besteht der Wirkungskreis der 
Ot'SK li-s. :ifoiV>er in Folgendem: l. sie verfassen suif Wunsch 
ihrer Klienten - (lesuche, Vertrüge und allerlei andere Urkunden 
und Eingidien, ebenso Einreden und Beruftmgs- und Niclitigkeits- 
leschwerden (bis zam Frozesswcil von lOUU Franken); 2, äie inter» 
venieren mwokl in Sidierstdilungs- als audi Zw angsvoUBtrHcknng»» 
Aagelegenlidtan; und 3. sind sie ihren Klienten im Studium der 
Pn>zes£uiktcn und in der Auffindung von Daten behilflich. 

Als Honorar kann der GosuchsH-hreiber — in Ennungclung 
einer besonderen Vereinbarung — 5 % vom Proisesswerte fordern 
(§ 12). 

n. Was die übrigen ins Justizfach schlagenden Gesstae aus den 
Jahien 1898 und 1899*) anbelangt, so sind es diurchweg kleiners 
Qcsetsmodiflkationen, von welchen die widitijprten folgende sind. 

'} Dieaelbe ist ein Werk dw gewesooen Jtutizmiaistors ^meiiott 
(KiUnett iTantseboff-RadosIsToS). 

•) Da-s Jahr 19fN5 ist ImdiT ganz fruchtlos verflossen, denn kaum wai 
dl'.' Sobranio im Begriffe, den schon wiederholt orstrcckten Gesetzentwurf 
abvr das Vurinögenarecbt (zakonopruekt za tiuuücheätvata i tjebuito 
ofpaoMdieBia) in VsrhaodlnDg zu sebmeo, als sie auch schon aii%elö«t wurde. 
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§ 714 der Civilprozessordnung — welclier die nacl» den 
Nichtigkeitsbescli weisen zu leistenden Gebühren iK'stimmt — wurde 
dahin abgeändert, das» sich diese Gebühren nunmehr bedeutend 
höher stellen, und zwar: stiitt der biBherigon allgemeinen Kassations- 
gcbuhrcn von 20 FiTincs (bis z>im Prozesswortc von 1000 Francs) 
und 40 Francs (bei Prozessen über 1000 Francs) werden nun im 
onlentlichen Verfahren (vor den Kollegialgcrichton) nach Massgabe 
des Prozesswertes Gebühren von 40, 80, 120 und 200 Francs 
erhoben. Die alte, der russischen Civilprozessordnung ent- 
nouimone salomonische Regel aber, wonach im Falle der Annullieriiog 
des Urteiles die eingezahlte Xichligkeitägcbülir dem Kassanten zurück- 
zuei'statten ist, wurde beibelialten, obwohl diese Verfügung nicht 
nur den Fiskiis schädigt, sondern sowohl den Gerichts- als auch 
den Finanzbcliönlon fllKjrflttssigc Schreibereien und Zeitverlust ver- 
ursacht. 

Gleichzeitig hat aiich der auf die Nichtigkeitsbeschwerde bezng- 
habendc § öüT der Strafprozessordnung eine Ändonmg erfaliren, 
indem nun die von Privatklägern (sofern dieselben keine Staat.4- 
behörden, Arrestanten oder beh&rdlich anerkannte Armen sind) ein- 
zureichenden Nichtigkeitsbeschwerden einer Gebühr von 10 resp. 
20 Francs unterliegen, je nachdem die Nichtigkeitsbeschwenle gegen 
ein kreisgerichtliches oder appellationsgerichtliches Urteil eingele^^ 
wurde. Die bewusste salomonische Regel (liezOglich der bedingiings- 
weiscn Rückgabe dieser Gebülir) gilt auch hier. 

Duix'h eine kleine Novelle wurden die §§ 71, 120, 122 und 
24.'> des Strafgesetzes, welche die Verjährung und die straf- 
baren Handlungen gegen den Fürsten und sein Haus, sowie auch 
die Beleidigung und Verläumdung der fremden .Staatsoberhäupter 
und deren Vertreter behandeln, geändert Fortau verjährt die Straf- 
barkeit der nüt schwerem (finsterem) Kerker zu strafenden Delikte 
in 10 Jaliren. Die Beleidigung des Herrschors, seiner Gemahlin 
oder des Thronfolgers — ohne Rücksicht darauf, ob die Beleidigimg . 
in Gegenwart oder in Abwesenheit des Beleidigten erfolgt ist — 
wird mit schwerem Kerker bis zu 2 Jahren und mit einer Geldstrafo 
bis zu 4000 Fnmcs gestraft. Die Beleidigung eines anderen Mitgliedes 
des regierenden Hauses wiitl mit schwerem Kerker bis zu 1 Jahre 
und mit Geldstrafe bis zu 2000 Francs bestraft. — Bei Beleidigung 
eines ausländischen Staatsoberhauptes oiler dessen Vertreters gc- 




•chiebt twar StnfTtrlolgoikg von Amtewagen, jedoch nur nut 

nifheriger Genehmigung dea Ministers dee Äussern. 

Auch da?! erst m\ 1. Tantiar 1898 in Kraft getrot. no TTandelB- 
gesetz erhielt seittier bfi-eits zwei novellarische Aiuleruiigi^n. 

Too den Änderungen und Zusätzen zu den §§ 163, 169 und 
239 (betreffend di« Höhe der von den Verwaltangarftten bd Äctien- 
gceeUaobaften xn lektenden Kautionen und dea Anlnnf Ton etgenen 
Aktien) war bereits in meinem letzten Berichte flie Rede. 

Nanmohr k;iiu die Reihe an die §§ 27><) (ansliinilist he Aktien- 
gescUscliaften) »nü 4ö3 (ausländische Versioherungsgesicllschftften), 
welche in ihrem ursprünglichen, engherzigen Texte unhaltbar waren. 
Fortia ktonen also bei andlndiBdien Kreditanstalten drei der 
Direktioosrite ananahmaweiae auch fremde Dntertluuien «ein, 
jc<lnch mflaaeD dieselben Ihren Wohnsitz unbedingt am Orte des 
Unteni''!imf>ns in Bulgarien haben. — Nach dem neuen Texte des 
§ 4h3 aber ist die den vollen Wert des versicherten Gegenstandes 
überetdgencle Yersiulieruug uiigiltig. 

nL Unter den -wichtigen Massnahmen der Regierung, welohe 
aiieh, und zirar in grossem Masse, ins Gebiet des dingliehen 
Rechtes und speziell des Hypotliekenrechtes hinüber schlugt, ver- 
dient die im November des Jahres 1900 vfiii rlamiilipfn rTiind.rls- 
niinister Jov Titorow auf Grund der iii der fürstlichen Tlinui- 
rede vom Jahre 1900 gemachten Ankündigxmg veranstaltete En<|uMe 
rar Ausarbeitmig eines Kataster-Vermeasungs-Entirttrfea 
Erwihnung. Bs ist dies eine sich adion ssit 20 Jahren hinsiehende 
und nidlt so viel an Indolt-n/. als an finanziellen SchMsierigkeiteD 
gescheiterte Frage, trotzdem da.-i.s ihiv I/isnng durch das beispiellos 
uneigennützige und aufopfernde Wirken de?« eminenten Oeometers 
Kapitäns a. D. Victor Wessely (von dessen ausgezeichneten Ent- 
wUifsn und PUtoen anf dem Gebiete des bulgarischen Kataaterwesene 
ich bereita in meinim früheren Bericbten erwähnte), wesentlioh er- 
leichtert wnrde.*) Doch auch diesmal wollte es das dieser ao hoch- 
«i htigen Frage tückische Schicksal, dass die ernannte Kommission 
nicht eine einzige Beratung ablialten konnte, da kurze Zeit darauf 

's In seinem Berichte, welchen im Auftrage des Kriegsministers 
^a{»rikoff) der Leiter des militär-to|)Ogra|ibitichei) Institutes, Miijor Daubuff, 
iber die bulgarische Katasterfrage aufarbeitete, hat sich derselbe fast aus* 
aehKettiich des Wsssely'scbeii Elaborates bedient 
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das Ministerium (Ivantschow-iiadoslavor) uud mit ihm auch der 
Handelsniaister deniRsioDierte, tvw so vM. heissC, dus «nob d» 
Katasterfnge bi« auf Weiteres vertagt wurde!*) 

Die sich in den letzten .Tatireii leider m oft wiederholendtti 
Ministerkriwn lud"'» nutor vielen anderen wichtigen Angelepenhoiteii 
nneh tien für unseren Reolits- und Hanflflsvf>rkohr so hochwiVhtiirea 
Absehliiss vuu Kon8ular-E.ouventioncu mit den auswärtigen 
Staaten bedeutend venOgerL 

IhnliolL dem Voreange mit den HandelsvertiSgein, sind audi 
besfl^cb der Konsular-KonTentioD vorerst mit Österreich-Ungarn 
Verliandlungen aufgenommen worden. Diesell>en hatten drei Ent- 
wfii-fo 3:11m Resultate: 1. den Fiifwuif der eigcntlich-n Konsiilar- 
Konvention, welcher Bulgarien, gh»icii «nderon unabliängigen Staaten, 
dus Kecht erteilt, iu Oütorreieh -Ungarn Konsulate, allerdings — 
um gewissen internationalen Fiktioinen gierecht su werden — unter 
der Benennung »Handela-Agenturen*' zu emchten; 2. da 
Entwurf für gegenseitige Rechtshilfe; und 3. den Entwuri der 
geirpnseitisjpn An-;l:efenttip (Extradition) von Verbreir^l)ern. Ein 
siiftJiitiiler dewiiiii diaser Ki>nventionen, welciie auch den anderen 
Staaten bei Abäclilieäsung iUiDÜcher Konventionen als Basis uud 
Ridktschnur dienen werden, wird fOr unseren Staat sweifellos auch 
die Anibebung der sogenannten einen wahren Anaduooismua bilden* 
den „Kapitulationen" sein. 

Zum SeliltisS'' kann ir-h t-in*^ ei-fi-euliclie Erscheinun? mf dem 
Grliii ti' uiisereB HeehtsJebons nicht imerwahnt lassen, niiir.lich die 
auf Ituüative einiger hervorragender Sofiaer Jiuisten zu Ende des 
Jahres 1900 zu Stande gekommene bulgatisehe juristische Oe* 
Seilschaft (juriditschesko dniZestTo), d. h. Juristen -Verein, welcher 
sich die Botwickelung und Flehnng des einheimischen Rechtes zvu" 
An%al>e pf^mnc lit luif Nach den wackeren »md fachtfiehtigen 
3iännerii, weloiie an dor Spit7f> diewr lobenfwerfen Yf^flinigiuig 
stehen — Kassations- Senats -Phisident B. Kableschhof und Justix- 
Oeneral-Seltretlr Dr. D. IQnkow — zu urteilen, kann derselben nnr 
der beste Erfolg Torheigesagi werdai. Eine BOigsdiaft dalOr ist 

') Hätten wir da« nämliche Rogierungs- System wie 13<^ien und 
Hencegovina mit mawa so tfiditigeii nod geistvollen Mbkler und Adsiioi- 
tri^ r vte rt' rrii v. Kallsy, 80 wiTB auoh bei sss die Kataaterfnge «lAi 

schon längst erledigt. 




iet als juristische Kapazität bekwinte neue Jnatizmintster Dr Peter 
Dutacbow (deutscher Jiniit), welcher 13 Jaliro lang den Posten 

eines General- Piokuraton! am nlieii=ton Kussatinnf-hrtfe inno hritlo. 
In ihm finden die litJ&trebungen dieser Vereinigung ihren eifrigsten 
und aurrichtigsteu Förderer. Es wäre »ur zu wOnschen, dass diesem 
ebenso fiihigcti als wohl gedDnten JvoHaciiei im loteiewe der 
hulgariacben Justiz mn lingeces Terbkifaeii im Amte gegOnnt aei.i) 

b) Idterstnr. 

Da bislaug für die Forderung der beimischen rochtsvissen- 
Bdiaftüdieii Litomtnr Ton Seiten aueice Hinisterinnis ner sehr 
wwig geschehen ist» das Publikum abw und die Verleger die 
Ver&aaer jmidtadier Werke keinesfalls ormuntem, ao ist es luÄn' 
W\ni(ler, wenn auf diesem Gebiete kein nenneiiBwerter Fortschritt 
XU vetT-i^iHintTi ht. 

Von den juristischen Werken und Handl)üchern, welche in den 
ktiteo 3 Jafaven ersebienw smd, verdient wegen seines inneren 
Wertes nnd fiiohkondiger Aoaarbeitung die Anleitung zum bul- 
garischen Strafgesetze von AppelUtionsmt N. K. Nikow 
(2 Bände), (Rukovodstvo po bolgarskia nakazatelon zakon — Sofia, 
petcliatnit7.i na Ivan 0. Gov-fHlnrow !9i'0, dva toma) besonders* 
hervorgehoben und empfohlen zu werden. 

Der in So& lustsndc gckornrnsne Junsten^Verein, von welchem 
ick oben Brwihnung thst, wird ohne Zweifel sehr viel sur An« 
eiferong unserer juristisdien Schriftsteller beitragen. Auch dflriten 
sich unsere Professoren an der juridischen Fakultät fl'n TTfxihschulo 
baH vAranlasst fnhlon, wenigstens für ihr? Hörpr IliunlhrK lior und 
Komjteiidien zu schreifien. 1*^ ist traurig genug, das» vur der 
Hand bei uns allerlei schlechte und gute belletristische Aufsätze viel 



*) Leider mmato nittlerweUe («thrend dem Zeifntimie bia zur Dmck' 

It'jjiing dicHe« Berichtes) dieser ausgt-zeichnete Mann — den „Geboten des 
jiarlaint^ntanschen Brauofaes" entapreoheud — als Hitgliod des (damals zur 
Regi>^ruog getätigten ) Kabioettea Petroff demiasioaieren nnd Min Porte- 
feuiUe etoem jungen Advokaten und gewogenen Kreisgoriclits-ViseiMflsideiiten 
(griechisch Jurist- ii> Dr. Alexander Kadeff (Anhäugor der iirogrcssiv- 
liberalen [Zankoff j l'urtei) abtrctou. Dr. Daatxchow kohrto wieder auf seinen 
aK«D Posten im KaaaatioBahofa xurttek. 
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besser und reichlicher hoaorieit werden, als die juristiscben. Das 
»11 Sofia im Jahre 1888 gcgHiiidetc juriatiadw Fachbhtt Mluiidit- 
dieBko SiNflanie^ miMWto noch lljflhiigem Beatande im Jahre 1899 

wegen Mangels an gehöriger UntcretfllzuiiLr seitens des Fachpubliknnis 
sein Erseheinen einstellen. Mehr Glück hatte Hobt, lu w V ,yJnri(lit- 
sclioski Preglcd" (TnristiwJif Revue), welche noch immer leidlich 
vegetiert Es ist nun zu hoffeu, dass der neue Juristen •Verein 
mit der Herausgabe aainM in den Statuten Torgesebenen Organae 
baldigst beginnen wird. 



BdiereBten; Dr. JnL Ltaeen, ordeutL Ptofeeeor der Bechte «nd 
Dr. H. Hwidi'PetaraeiM, Doaenten an der DniverBitilt Kopenhagen. 



a) Qesetsgebang. 

Im Jahr*» 1898 zeigt sich in der dänischen Gppftzgebung riel 
melir Leben imd Bewegung, als iu den unmittelbur vorher ver» 
floesenen Jahren. Die auch in Dftaenark t^egen sozialpolitisohen 
Beatfebvngen haben an einer nenen Emingen^c^ft gefflhrt, dem 
'Oesetse No. 4 vom 7. Januar Ober die Yersichernng 
der Arbeiter gegen die Folgen von Unfällen bei gewissen 
Betriobsthätigkeiten. Diese Betriebe, welche in § 4 dfs ffp^eties 
genauer uufgezälilt werden, lunfassen je^len eigentliciien Fabrik^ 
betrieb und solche, welche erfalurungsgcuäss besonders geÜLiirlich 
aind, a. B. Bauaibdten und Eiaeabahn-, Pferdebahn- und Qnuubna- 
betrieb, fem» jede BerufMhUie^t, bei welcher Dampf- oder Gaa- 
maachinen o<lor dergleichen Hülfsmittol angewandt werden. Wena 
hier iltirch den Betrieb ein Unfall bewirkt M-ird, woldieti der 
Äibexter nicht selbst vorsätzlich oder durch grobe Fahrlässigkeit 
herbeigeiilhrt hat, so steht ihm ein Anspruch auf Ersatz für den 
Sehaden, weloher ihm durch Verringerung seiner Arbeitskiaft oder 
seine Tellstlndige Arbeitaunahigkeit sngefttgt wird, su. Der Inhalt 
dieses Anspruchs wird durch § 5 näher bestimmt und ist ve^ 
schieden, jf^ nn^^bd^m d^r Fiifall eine „Arbeitsunfähigkeit, deren 
endliche Foigo nocii unbestinimt ist*', oder dauenide Arbeitsunfähig- 
keit oder den Twl venusacht iial. Im lülzlereu Falle kommt uäm- 
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lieb die Ten^ierang der Witwe oder den Kindern su und nidi 
Pmatloden aiidi Anderen, weklie der ArbeKer znr Zeit» ala das 

CnglOek eintraf, unterhielt; doch haben Ii« ITinterblieljcnen. welche 
7«!r Zi it <les Unfalles ausserhalb ^\f'< Liiiides wohnten, keinen An- 
üjjriKii. Fnr diese Ansprüche haftet tier Arbeitgeber, einschliess- 
liuh Staat und Gemeinde, wenn die Arbeiter nicht in einer vom 
ITinislerittni de« Inneren anerkannten Aesekmanigmdiwjhait ver- 
Bidiert worden sind. Obereinkflnftet wddw awiaohen Arbeitern 
i!iä<! Arbeitgebern geilen dies»' Ii stinitniuigen geschlossen wenlen, 
lialwn k.'iiw' Ret'-htsignKiu'ki'it. Zur Entftchoiflnnp der bei An- 
wemliing ile8 (.ief^M/os i iitsti ln^iiileii Sti-eitigkeiten wird ein ,,Arl>eiter- 
vcraichenings-ßat ' erriciito», welcher ans 7 Mitgliedern bosteht Der 
Tottitiende und awei andere Hitglioder, von weldien der eine 
AnC 90X1 soll, werden Tom KOnige ernannt, awei Arbeitgeber vom 
Minister dos Inneren und endlich werden /.wei Arbeitnehmer von 
Vertretern der v. is« liiedenen anerkannten Krankenkassen iles Ijandea 
gewählt; der KrankenkasBenin?»pektor und die Fabrik Inspektoren 
köunen auch «lern Rate beigoortlnet werden. — Kin etwas ver- 
wwKffM GeWet behandelt das Oeeets Na 56 Tora 26. BIftrz 
After Ersati für Schaden beim Eiaenbaho betrieb. PersCn- 
licbcn Scliaden, welcher den Reisenden oder Anderen, fflr welche 
nicht zufolge ilnes Dienstverhältnisses zur Bahn besmidere Be- 
5timmiine»n ul>or Entsehäiiitrung gelten, zugefügt wiiti, hat die 
ELsenhahn Verwaltung, gleichviel ob Staats- oder Privatbabu, zu 
«rwtami, es aei denn, data der BesehAdigte ▼ortftdieh oder durch 
hbrilNigkeit den Schaden herbeigefOhrt hat, oder dasa der Schaden 
nicht durch die Aufmerksamkeit und Sorgfeit, welche der Bahn- 
Mrieb von Seiten der Betriebsverwaltung und der l^etricbsbeilicntnig, 
srtwold hinsichtlich der Betriel>s\vri^p, als auch biiiHichtlich des 
Matoriales erfordert, verhindert wenk-u konnte. Unter ftluilichea Be- 
Oiiigungen ist die BehnTerwaltung verpflichtet, Ekaatz für besehUdigte 
QfUer SU leisten, doch so, dasa für Reüae- inid Frachtgut die älteroi 
BesÜmmiingen des Oesetzes No. 62 vom 24. April 1896 in Kraft 
bkiben. Oer Bescliädigte hat das Recht auf Ei-satz sowohl fQr 
Auslagen zur Heünnfr de=* Rehadetis. at« für die dadnii h vernrsachfe 
F.rwerbsunfilhigkeit und ttl>rige Beeintrjl(>litigung seiner ökonomischen 
Verhältuisse, endlich uacii Uuistüudeii auch auf eine angemessene 
fiitscfaldignng für die Leiden, die TTnanaehmlichkeiten und die 
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Teninsteltung in Folge der VertoUung. Wird unter den oben an- 
g^abrten Umstanden der Tod herbeigeführt, so iet die Bahnverwaltaiig 

verpfliclitot, die Hof^riltiniskoaten cii bo}>treik>ii, »owie dem Ehegatten 
und t\m Kindern «les Vprstorljeneii für den Verlust ilires Vei-sorgers 
Krsatz zu leisten; dieser Ers.itz lt<'st»'lit entweder in einer l»^stitiimten 
i'miHülialäuiume oder in fuitiaiifcndeii l'iiterhaiLsbeiti'&geii entwe<lerauf 
L^iHMzeit oder auf eine beetiamte Dmiot. — Ale f,io»el|iditiMke^ 
Befttiromnng kenn noch ein Qeaetz Na 21 vom 26. Februar 
gennnnt werden, wehshea den Finanzminister lievollmlchtigt, «na 
der Staatskasse Anleihen zum Lindau zu dieht tiebanter und un- 
f^esiindT Stadtteile in Koj>en!iair»"'n un»! den fllirigen StäiJten, sowie 
■/.m Auffühinug von Arbeiterwohnungen zu geben. Eher den Naiaen 
„agrartach*' verdient dagegen daa Qeaeta Ko. 65 vom 26. März, 
welches die aogenannten nlandwirtsohaftlichen Vorschnss- 
vereine" begttnatigt, d. b. Vereine, deren Zweck darin betrtdit, 
rieii Mitgliedern zeitweilige Betriebsatileilien znr Deckung von laufen- 
rlen Bot riebBk Osten des Ac^kerlwues zu gewahren. Derartige Ver- 
eine können von der Staatskasse als Betriebekapitül Darlehne er- 
halten, welehe als Maximuni 30 Kiiinen für jede« grosses StSkk 
Vieh betragen dürfen. LandwlrtschafUioihe Zweeke verfolgen auch 
awei andere Oesetxe von demselben Batnm, Na 57 aber Voran* 
Btaltungcn zur Bekämpfung d4M" Tuberk»>lose des Horn- 
viehs, und N<> (M liber den Handel mit Dfinger- und Futter- 
stoffen. Ein anderes Qewtz von demselben Datum, No. ü3, regelt 
die SüSBwas8er-Fi8überei und endlich gewahrt das Oeseta 
Noi. 35 vom 19. Ittrz einem Kreditverein von Eommnnen in 
Dtnemark verschiedene fiegOnstigongen. 

Von grosser Bedeutung in internationaler Beziehung ist das 
Gesetz Xo. 42 vom 19. Miliz, welches die Bestimmungen fll)er 
den Erwerb und Verlust vom dänischen „Indf ücisrot" 
(StJiatsbflrgerrecht) niifs Neue regelt und es in genauere Übereiu- 
atiramnng mit dem gewOhnlidien europäischen Rechte laingt. Von 
den Vorschriften des Gesetzes sind besondera liervonsoheben : 
Blntsohes Indigenat wini 1) erworben von eheliehen Kindern, 
deren Vater ein Düne ist, trlfiflivin! ob ffio Oi-ilnnl liior im I.aii<if 
oder im Auslande erfolgt. Personen, w«'iche nii;iil «ienienl.Npm liend 
das Staalsliürgerrecht erworben liuben, al>er doch hier im Reiche 
geboren sind, erwerben (gemlss § 2) fOr sich selbst und auch iOr 




fliie Fnm nnd ehdichen Kinder daa Indigenat, vmn sie nacb der 
Qebart hier dniemd ihre Heimat lug m ihrao voUendeten nenn- 

zehnten Jalire gehabt haben und nicht im Ijmfe des letzten Jahros 
an >Y\f> OlM-j£Tkr:t oinc wfuiftltV'hf Erklärung fiinroiclien, diies sio nicht 
üänisches EingciN irenenrecht erwerben wolhni, dabei zugleich ge- 
nflgend beweisen, dass sie in einem anderen Lande Staatabttrger- 
fecht besitzen. Bine Fhta, welche einen d&niflcben Staatsbfliiger 
heiiHtet, erwirbt (| 3) durch die Ehe das dänische StaatsbAiiser» 
rv>cht: umgekehrt verliert !i 0 oino Frau, welche sich mit 
einem Ausl.ltifl.r verheiratet, ihr <lilni«r!ioc; Iiiilicf nut. Däniwhes 
Staatitblirgcrrt'i iit kann (4j 4) auch erworben weiiJen durch Nutu- 
iBÜBation, weiclie gemäss § 51 uuseras Qruudgesetzes vom 28. Juli 
1866 dnrch Gesebc Tor sich gehen mani; die Naturalisation eines 
Blaonfls bezieht dch andi snf snne Frau und seine mindeijlhrigen 
Kinder, wenn nicht in einzelnen Fallen etwjvs Anderes fcetgesetst 
winl. Dn> StnatsliflrpfniT-clit wird (Ii T)) vriti demjenif^'fti verloren, 
weicher in einem aiiUeiiiu I<ande Stiuilsbiirger winl; »er dies zu 
werden wfijischt, kann aus seinem staatsbürgerlichen VcrhältniKse 
ZU Dlnemark entlassen werden. Wenn ein eingeboiener DIae in 
einem ununterbroobenen Zeitraum toq 10 Jahrsn seinen H«imats- 
ert im Auslände gehabt hat, verliert er (§ 7) »ein Staatsbürgemcht, 
wenn nicht die AbweHonltnil diif h rin. n üffrnllichf^n Aiifti-ne: des 
däniH<dicn Staates veranlasst oder das Indigenat fiiirch eine schrift- 
liche Erkläi-ung bei der dänischen Gesandtschaft oder dem d&nischeu 
Konsalat vorbehalten wird; diese Bestimmung kann jedoch durch 
tbMwnkanft mit einer fremden Macht aufgehoben oder innge» 
adurfinkt werlen. Derjenige, welcher auf diese Weise sein Staats* 
bfirgerrecht v<^rloren hat, nicht Staatsliürger iti nitipm anderen 
Ijamh^ gewonlen ist, erwirbt Loinflss § 8 dadiuch sein Hecht wieder, 
«lasü er seineu Wohnort hier mi Reiche nimmt mler ohne diese 
VonuBsetzung mit besonderer Erlaubnis des KCnigs. Undieliohe 
Kbider folgen (| 9) hinsichtlioh ihrer staatsbQrgerlichen Stellung 
nieht ihn-m Vater, sondern ilnvi ^fntlir. EiulHch bestimmt 5» 10, 
flass Kinder, welche hier im Kricln' g'efunden werden, ohne dass 
ihn^ ifantsbürgerliche Stellung iH>kannt ist, bis zu anderweitiger 
Aufkiäiimg als dUnischu Staafshuiigür zu betrachten siii<l. — Von 
Bedeutung für Dlnemarks internationalem Seeverkehr ist ein 
(icntti No. 10 vom 4. Februar, welches namentlich in $ 2 pnüc- 
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tiadi wichHfe Abftndenmgen de» Gesetzes von 1. April 1698 be- 
treffend die Registrierung dflniBdier Schiff» enthilt WUirend «• 

nAnUidi frilher eine Bedingung zur EintraguDg eines SchiffisB einer 
Aktiengesellscliaft in (im »liUiische St'ihiffsregiötcr IiiMef.', dass namt- 
liolie Mitglieder der Direktion hier im Reiche wohnliaft waren, 
kann die^e Bedingung jetzt mit der Einwilligung des Justizministers so 
weit eingeadiribilct «erden, dan nur die Xehriahl der Direktioiie- 
mitgiieder hier wohnen miua; diese OeeetuBsbestiomiung ist diwch 
die grossen internationalen Schifffahrtsverbindungen, welche Däne- 
mnrk in ti ii Iot7.ten Jahren, besondecs mit OstrAsien, angelcnfipft 
hat, iiervorgenifen. 

Noch ist zu erwähnen ein Gesetz No. 3 vom 7. Januar, 
weloheB u. «. den Steuererbebuogsbesmten erieubt, die ibnen ob- 
liegende ^ohentellnng in Yeracherungabriefen zu gewihren, welcfae 
von gewissen vom Finenzminister anerkannten Assekuranzgeeell- 
schafti'H, ilarüTitrr niic!i cT'g;r'nsfifiij;en K;i\Uionyvoiviiieii imtf^r Beamten, 
ausgestellt sind; endlich ein Gesetz No. 1 70 vom 19. Dezember, 
weiches einige Abänderungen des Gesetzes vom 11. April 1890 
Ober Sduitimirken fOr Waren enthalt 



Hier ist zu erwähnen: 

Aus der Bechtsgeschichte ; Eine Abhandlung voo 
J. K Deuntzer Aber HöjeBteret i 1663 in der Feeteohrift der 
Univenitlt, «nUsslich des Geburtstages desKOnigs, und von IL C. Ger tz 
Ober Staat und Staatsverfassungen in Hellas in der &Sn- 

hdungsschrift zum Rcformationsfost der ünivcn^itat. 

Aus dem Staatsrrcht eiue Schrift von 11. Matzen iUter 
das oben genannte Gesetz betreffend den Erwerb und Ver- 
lust de« dftn. StaatsbQrgerrechts. 

Aus dem Frozesa sind J. B. Deuntzer's Schriften Ober 
Bemfiing und Tetgleiob und J. Nellemaon's Werk über Auktion 
in neuen Auflagen ers^-hionen. Von H. Munch-Pelersen findet 
sich eine Alihandltmg ülicr den neuen österreicbiBclieo CivUprozess 
in „Ugeskrift for Retsvilseu" S. G91 — 7Hi. 

Ans dem Straf reckt: C. Torp's Schrift Ober Straf f rei- 
heitsgrflnde und StrafaufhOrsgrande (angezeigt in Zeitschrift 
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fOr di« geaamta Stnfraohtewiraeittcliafl XX. & 159 — 160), eine 

Sihiift von A. Kraft fther flio Bchniidiun^ von verwahriosteD 
Kinilern \m<\ juLrondlii heii Vurlnii hern Seitens dos Stautfs, von 
H. Munch-Feterseii tiiuo Abhaiuüiin^: „Fallent contm Kretliloivi" 
in „Ugeskrift for Retsväscn" S. 179 — 199, woran sich einige Ik- 
merkungen von C. Ussin^ 8» 285-^287 knflpfen ; vom letstgonaontett 
«mbien aimerdem ein kleiner Aufnts 8. 481—484 Uber § 246 
des Strafgesetzes und Strikedrohungon , von Yl. Ohik (ilior das 
Nottwlit luiil clie Oronzon der HiUidluiigBfrethoit in ».TidHskrift for 
Ret.sviden!*kab"' S. 212 — 250, von F. Kihlinger über »lio 
Bc-dingUQgou füi' Zwuugsunterbriuguug vou QdstoBkrankeu iu 
^NwdiBk Tidaakrift for EängseUvlBoi og pcaktiak Stimlfent'', in 
«ebher eidi audi TeiBchiedeiie aadei« kriminalistiBßh« Aulaatze finden. 

Aus dein l'ri vatrecht: C. Torp's Schrift nfjer den Schutz 
der ..iite-'Uen Produktion'" 2. Ausgabe, von Jul Ijussf»» '^ine Ab- 
haiillutii: über einen schwedisf-hcn Gesetz. utwurf. wilcher sich 
auf Kauf und Tausch (auch liandelhrecbtlich) bezieht, in „Tidsskriit 
for Retavidenskafa^ 8. 84 — 108, und von £1. Munob-Peteraen 
über das sogenaiinte „negative Kontraktainteieaae'^ ebenda S. 1 — 35. — 

Von D«tioAalAkonomischem Inhalt sind keine gtOBseren 
Scliriften erschienen, daj^'^pen vcrschifiltMic Anf^iitze, nameotliHi in 
„Nationalökonomisk Tidsskrift" uud tuehrcte Mitteilungeu des 
btatiätischea Burnus des Staates. 



Island. 

Referent: Olafnr Uallddrsiton, 
Abteaangsobsf ün tfioisteriiuii für laibMid, Kopcuhagoa. 

•) AQkmmIiw: Yeifassong, Jnrisdlktioa md aUgttmeiM 
wirtoohaftllohe Verh&ltnisse. 

Nachdem Islands Bebauung in den Jahren 870 — 930 n. Chr. 
wesentlich durr h dio Kiiiwaiidnning von Norwegen vollendet woixlen 
war, wurde mit dem letztgenannten Jahi-e der isläudisrho Frei- 
staat errichtet Dieser, mit Cnst republikanischer Verfassung; und 
mit entwickelten Reohtrinstitatiooen und einer geordneten Qesets- 
gebung (die bekannten aogenannten Grigiagesetae), bestand aber 
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300 Jahre, bis diese vou der Sagalitcratur beleuclitete Periode im 
Loben «les isländiHohcii Volkes nach und zum Teil infolge lang* 
jähriger Fehdon, Zwiespalt und Uneinigkeit (die Sturlungazeit) iu 
dem Untergang des Freistaates ihr Ende fand. In den Jahren 
1262/1264 unterwarf sich nämlich das I^and der Herreehaft des 
norwegischen Königs. 

Nach der Unterwerfung wui-de bald die Rechtsgrundlage 
und die Gesetze durch die Einführung des haupt'iächlich nach 
norwegischem Muster abgefaßsten Landesgesetzes „Jiirnsida"' oder 
„normen Ifig" oder „Hitkonarb6k" vei-ändert. Dieses wurde wieder durch 
das auf Gesuch diT Isländer und Anordniuig des Königs au.sgearbeitete, 
mit Norwegens damals neu cingefflhrten Gesetzbüchern wesentlich 
ni>erein8tinunende, aber im übrigen auch auf dem Rechte <les Frei- 
staates fussende Gesotzbuch .,J<'jn8b6k" oi-setzt; das-selbe wunle im 
Jahn? 1280 nach Lsland gewhickt und dort im nachfolgenden Jahre 
angenommen. Es bildet noch heutigen Tages gewissennassen die 
Hechtsgrundlage in Island und ist in einzelnen Punkten noch das 
unmittelbar geltende Recht. 

Durch Norwegen kam Island 1380 in Verbindung mit Däne- 
mark und ist CS später, auch nach Norwegens Abtrennung 1814, 
ein Teil des dänischen Staates geblieben. Es hat anderseits be- 
ständig eine gewisse, allei-dings zu den verschietlenen Zeiten sehr 
verschiedene, Sonderstellung im Staate eingenommen. Diese, teils 
durch die geographische Lage des I^andes, teils durch bes<^)ndere 
lokale Verhältnisse, nationale Volkseigentflmlichkeiteu, wie auch durch 
das historisch Gegebene begründete Sonderstellung im dänischen 
Staate und die inneren Verfasstmgsverhältnisse des Landes erhielten 
endlich nach vieljährigen Verhandlungen zwischen der gesctzmässigen 
Regierung des l^andes in Kopenhagen und der repräsentativen Ver- 
sammlung „Althing" in Reykjavik, sowie im dänischen Reichstage 
seine jetzige konstitutionelle Grundlage durch: 

1. Gesetz vom 2. Januar 1871 über Islands ver- 
fassungsmässige Stellung im Reiche, 

2. Vorfassungsgesetz vom ä. Januar 1874 für Islands 
besondere Angelegenheiten. 

Das erstgenannte, vom Reichstage ap{)iT)bierte und vom Könige 
l>estätigte Gesetz, bezeichnet Island als einen untrennbaren Teil 
des dänischen Staates mit eigenen Landesrechten und be- 
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stimmt, ilass das Lniul, so lange os nicht im Reichstage vertreten 
ist. keinen Anteil an drr Oosetzirebung hinsichtUch der allge- 
iiieiuen Angeleppnln iten des- Hoii ln'S hat. dass zur Zeit auch 
kciaerici Foi-deruiigeii w^j^u Beisteuer zu den aligemeiueu liedOrf- 
iiiaMiii des Rftiches ao dasselbe erhoben werden dOcfen und dass 
dk Flage wegen lalaada Veitietung im Reiobatage nur enieohieden 
werden kann durcli ein Bowohl Vdu d- i allt^ciufinen OesctzgelMingg- 
gewalt äf? Roioiu^s, wie auch von Islandts eigener Oesetzgebungts- 
gewalt gebilligtes Gesetz. Die Ofenzc zwischen ilen allgemeinen 
Reieh.saogd^enbeiteii und den bcBondereti isläudischcu An- 
gelegenheiten eiisiebt sieh aus fidgender Aufcihlung: 

1. Das bOrgerUche Recht, daa Eriminaheebt und die dasu 
geborige Rechtsjifl-'gi-: doch ist i\e\- allgemeinen Gesetz- 
er>brinp^£rcw;iU zur Bestellunt? do> i jljei^erichts dea Kcichos 
(in Kopenhagen) als obersten Iii>taiiz auch iu islfindiiichea 
Reclitsfiachen eine Mitwirkung vorbelialten. 

3. Kirchen- und Unterrichtsweeen. 

4. Mediirinal- und Oesundheitewesen. 

5. Kommunal- und Armenwesen. 

G. LandstrassenlNiu und örtliches Pdstwrsfn. 

7. LandwirtficUafl, Fischerei, Handel, Soefalirt und uudere 
Gewerbe. 

8. Das direkte und indirekte StouerweeMi. 

'J. Die öfbnüidien Gflter, Stiftungen und Fonds. 

Die hier genannten islündisehen Angelegenheiten liaben uI»o 
nichts mit der allgemeinnn Gfsptzjjnbtmgsgewalt des Weiches zn 
üchafTun und unterliegen nur der besonderen isländischen 
Gesetzgebung. Wihrend laUnd, wie schon bemerkt, nichts an 
den allgemeinen BedOrbuesen des Reiehee beitrlgt, musa ea ander- 
seits setbit die Mittel su seiner eigenen inneren dganiMtioB wd 
seinem Bestehen als ein relativ selbstAndi^r Staatsteil bcschafTen 
und hat dergostnlt sein ciKeii'^s Finanzwesen, Die Ausgaben 
für die olx?röte jA'ituiig »eiaei Angelegenheiten in Koi)Cnhagen (das 
iai&odiacbc Ministerium a. unten), sowie dio fOr die Leitung benötigte 
.Poetverbindimg zwiseben den beiden Undera werden jedoch aus der 
dlnischen Staatskasse beetritten, weldie auoh als JEtesulInt der in dem 
erwibnton Qeseta enthaltenen finamciellen Atwedmung awischen den 
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liilndorn, zur Be»tn;itung der ljest)iulGi-«?n Ausfallen filr Island, einen 
fitsten jährlichen Iloitnig von GO 000 Kr. Iwistouert, ansscr einem 
zeit\veili>,'i'ii Ziischnss, der in den oi-stou 10 Jahren, 1871 — 81, 
40 000 Kr. jährlich ausmaehte, ilaniacli auf 2000 Kr. jährlich retluziert 
ist und mit Schlnss des neunzehnten Jahrbunderts gänzlich aufhtlrt. 

Auf dem derart begrenzten Gebiet hat Island durch djjs oben 
ad 2 vermerkte, vom Könige unter beratender Mitwirkung ileg 
„Älthing" vom '). Januar 1874 erla.'^Hono Gesetz eine konsti- 
tutionelle Verfassung erhalton, nach welcher die gcsetz- 
gel>endo Gewalt bei dem Könige und dem Althing gemeinsam 
beruht,, die vollziehende Gewalt dem Könige zusteht und die Juris- 
diktion dem isländischen Gericht«hofe gebührt, doch bildet das 
Obei-gericht in Koi>cnhagen die letzte Instiinz. Von den dem 
Könige als konstitutionellem Monarchen zug<.*teilten Prän)gativen 
soll Iiier in Itetreff des Oesetzgebungsgebietes nur seine Berechti- 
gung hervorgeholten wenleu, dem Althing Gesetze und Bedenken 
vorzulegen, die Notwendigkeit seiner Einwilligimg, um einem 
Althingsbcschluss Gesetzeskraft zu geben, samt dem Kecht, in be- 
sfjnders dringenden Fällen, wenn das Althing nicht vei-sammelt ist, 
vorläufige Gos<'»ze zu erlassen, welche aber nicht der Verfassung 
widersprechen dürfen und stets dem zimächst folgenden Altliing 
vorgelegt wenlen müssen. 

Seine Macht auf dem erwähnten Gebiete imd als oberster Chef 
der Administration übt der König d\irch den Minister für Is- 
land (in Kopenhagen) aus. Dieses Portefeuille ist bis jetzt immer 
einem anderen Minister in dem dänischen Staatsrate, nämlich dem 
Justizminister, übertragen wonlen; als besonderer Minister für Is- 
land ist er, dem Althing gegenüber, nur verantwortlich für die 
Befolgung der Verfassung. Die Klagen, welche das Thing mit 
Bezug darauf gegen ihn anhängig maclit, werden von dem Ober- 
gericht des Reiches, das demnach auch in politischen Fragen Is- 
lands Gerichtsliof ist, entschieden. Die ol»erste örtliche Macht auf 
Island ist einem vom Könige ernannten „Landshöfdingi" (Statt- 
halter) übertrugen, der seinen Wohnsitz im l^nde .<eli)st halien soll 
und dessen Ooschäftsgebiet vom Könige festgestellt wird. Diesem 
Beamten sin<l alle übrigen I3eamten und Angestellten des Landes 
untergeben imd demselben ist eine ausgedehnte Macht zur Ent- 
scheidung der die Verwaltung Islands betreffenden Angelegenheiten 



erteilt: soiist hjit er in den wichtigsten Angelegenheiten, namentlich 
iu Gesetzgelmiigs- und Finunz<a<>hcn , in denen kruiipliclip mier 
fflinisterielle Entt>cheidung vorbehalten ist, an da» MiniHteiiuui in 
Ko[«uhageo zu berichten. Da «r deniDScIist, kraft seinem Amtos, 
Zilritt zum Althing hat, er, unter Beobaohtung der Gesoblfta- 
wbiiiQg, das Wort veriasfen kann, ao oft er will, wBluead der 
XinottT dort niclit crsdieint, ist es einleuchtend, das« diese Stellung 
ein aiissfrordeiitlich wiplitisTf»« in der isländi8c:hcn Verfassung 

biWel; d<x:h hierbei muss bemerkt wenien, das» der Laudshöfdingi 
Mir auf Veraatwoi-tiing des Ministers und. albu in beät&ndigur Ab- 
hSngigkeit Toa demselben fungiert und dase er eigentlich nur eme 
gewflhnUdie amtlidiei aber keine politische Verantwortiuig tiflgt 
Das Althing ist Islaivts gesetzgebende Vemminlung; ea wird 
in der Hau|.t.>f;i't( IshimlH. lieykjiivik, abireh,ilf»>n und verfiammelt 
Meli regflniii»>tiig jetlt»? zweite Jahr. Es (»estcht aus Mi Mitgliodeni, 
^0, welche nach den Regeln di:» allgemeineai StiuimrüchtOä gewählt 
wodea, 1—2 in jedem Kreise (sysliir a. unten) nadi deasen OrDase, 
nur 1 fBr die einxige verhaitnismfisaig grOaaere Stadt dea Landes, 
Iteifkiavik, samt 6 vom Könige ernannter Mitglieder. Es zerfällt 
in zwei Alit- iluiirron : die untereto Abteilung mit 24 vom Volke 
erwälilten iiitgliedeiii und die oberete Abteilung mit 12 MitgUedenn, 
IU denen die vorerwähnten vom Könige ernannten Jditglieder ge- 
boren. Falls Meinongaversduedenlieit unter den Abtnlingen be- 
steht, treten aie anr Entacbeidnng der betreffenden IVage in eineni 
fenieinschaftlichen Thing suKuninen. Zum gültigen Beschluaa ist 
erforderlich, dass wenigntien« ^/^ der Mitglieder jeder Abteilung an 
der Altfitimmune iciliu'hmen mifl ili«- Annahme von Gesetzen er- 
fordert -/j *ier abgegebenen Stimmen, auBgeuommon Bewilligungs- 
mcbso, die dindi einfushe Stimraenmehrheit entschieden werden. 
Die Wahlperiode fOr sBmtiiche Mitglieder belauft sich auf 6 Jahre. 

In administrativer Beuehnng wird das Land in 4 Ämter 
»geteilt mit l Amtsratversammlungen, alx-r nur ? Amtmännern, 
1 für je zwr>; Änitf't -. tlnrnaf}! in 22 Kreise oder Di-itikto fsy.'älur) 
mit iüvlsv(in>tand ^tnyslunefnd) und iu der iiugel einem Kreiü- 
vflinteher (ayalumadur) für jeden Ktels. iW Kreis zerCUlt wiederum 
in Gemeinden (hreppar). Dazu kommen 4 Stldte (kanpstadir): Reyk- 
javik, bafjOrdur, Akureyri und SeydisQflirdnr, denen je ein Stadtrat 
(b(i!jsi!St)diB) und ein Stadtvogt (boejarf^Sgeti) vorateht 



— 50G — 



Diese Einteilung fällt mit der gerichtlichen Einteilung 
des Landes zusammen. Die Kreisvoreteher in den Kreisen und <lie 
Stadtvögte in den Städten sind nämlich nicht nur administrative 
Beamte, sondern zugleich, jeder in seinem Distrikte, Richter erster 
Instanz sowohl in Civil- als Kriminalsachen. Gegen die Ent- 
scheidung dieser Richter kann \m einem für das ganze l^and g<e- 
meinscitaftlichen Obergerichte, nämlich dem königlich ielän- 
di seilen Oberlandesgo rieht in Reykjavik Berufung eingelegt 
wenlcn. Im Ijaiide giebt es keinen organisierten Advokatenstiuul; 
die Parteien führen gewöhnlich ihren Prozess selbst beim Unter- 
goricht; beim Oberigoricht sind zwei Advokaten angestellt 

lo geistlicher Beziehung bildet das Land ein Bistum. <laK 
in Projjsteien, ungefähr den ..syslur" entsprechend, geteilt ist, die 
wie<ler aus mehreren Pfarrämtern mit einem, oder mehreren Kirch- 
spielen ungefähr analog den „hi-eppar"' bestehen. Die evangelisch 
lutherisciie Religion ist die VolLskircho des Landes und wird als 
solche vom Staate unterstützt luid beschützt. Andere Religtons- 
ausflliungen kennt man fast nicht. 

Ebenso wie Island nichts zu den allgemeinen BedOrfnissen 
dos Reiches beistcueit, so ist es auch namentlich je<ler Militär- 
abgabe cnthol>en. Jeder wafTenfähigc Mann ist allerdings infolge 
des Verfassungsgesotzes verpflichtet, mit seiner Person für die 
Verteidigung des Landes einzutreten .,nach den Bestimmungen, 
welche hierüber gesetzlich festgestellt weitlen," aber von irgend 
einer Onlnung, in dieser Beziehung, ist noch nicht die Re<le. 
Militärpflii-htig. nach den in Dänemark geltenden Bestimmungen 
wii-d ein Isländer nur, wenn er sich dort dauernd niederlässt. 
Anderseits ist Island, wie schon bemerkt, bei der BescliafTung der 
zu seiner eigenen Staatsordnung nötigen Mittel luiuptsächlich auf 
sich selbst angewiesen. Die finanzielle Otxlnung ist denn auch, 
seit der Einführung der Verfassung im Jahre 1874, eine der 
wichtigsten Aufgaben der Gesetzgcbungsgowalt und der Regierung 
gewesen. 

Dm einen ciuigennaäsen klaren Tberblick Ober die Finanz- 
verhältnisse zu geben, ei-scheint es sachgemäss, kurz den Inluüt 
des geltenden Finanzgesetzes, für die laufende Finanzperiode von 
1898 — 1899, wieilorzugeben. Der Übersichtlichkeit halber, werden 
hier die verschieilcnen Posten nur mit runden Zahlen angeführt. 



V 



— 507 ^ 

Das Budget »igt eine Totelauagabe von 1,460|00Q £r. 

(1 Kr. = 1 Mk. 11 Pfg.), wälirend die gosamrnteii Einnuiiinen 
nur mit 1,310.000 Kr. aufgeffllul sind. Das Deficit getleiikt innii 
aus dem Res^ervefontis des Landes, der ungefähr gleichzeitig mit 
der Einführung der Verfa&öiiüg errichtet wuixio und gegen 2 Milli- 
OMQ Kronen ansmadi^ zu decken; flbrigen« mius bemeri^t weiden, 
daas in Würkücbkeit die Einnehmen sich weit bOher w stellen 
pflegen und das berechnete Deficit wird sicher auf ein Minininm 
r !ii/i< <t werden. Von einer isUndiachen Staatsschuld ist uioht 
die Hede. 

Die Hau|!faufiealief>08ten sind: 

1. Für (ia> Altliiti^; niul Amt dc8 Landsliüfdingi 05,000 Kr. 

2. Für Administration, Justiz, Polizeiwesen darimter auch 
Ponsionen 420,000 Kr. 

3. Fflr Medidnal- und Sanitfttswesen 160,000 Kr. 

4. Für Poet- und BrfOiderungswes«i 470,000 Er. Darnsdi 
eebSmi die Anptansgaben teils fflr Landstrassenanlsgen im Lande, 

wi) e!< inK'h k«*ine Eisenbahnen giebt, teils fflr Dampfst;hilTsvor- 
bimliingen längs der Küsten mit Dänemark und dem Au.slan(b!. 
Dazu kommt eine Ausgab*» von 35,000 Kr. als erster, ÜOjiUirifror 
Beitrag Islands, zur Horstcllimg einer Telegraphenverbindung mit 
der Auasenwelt und im Lande selbst 

B, Far das Kirchen- und Unterrichtsweeefi 346,000 Kr. Die 
Ausgaben so idigiOsen Zwecken sind jedodi nur sum Teil aufge- 
führt, <la nämlich die Gehfilter der geistlichen Beamten in der 
Regel nicht aus der Landeskasse entrichtet, sondern diix^kt von 
'Ion Eingcöcsscnen an den Pretlipcr bezalüt wenlcn, wie auch der ' 
Bau und die Erhaltung der Kirchen die geuaunto Kasse uiuht 
betrifft; die Haaptaut»gabai eifoidert der Unterrieht. Es be- 
stehen nur noch wenige, xerstreute Kinderschulen. Der Unterricht 
der Kinder wird baaptsfichlich in den Wohnungen der Eltern unter 
.\ufsicht und Mitwirkung des Predigera und mit Hilfe von umher- 
aiohenden Lehrcrn gegeben. Ausseniem existiren: 1 Gymnasium, 
2 höhere BüduiigsaustaUcn zur AusbUdung von Predigern und 
Ätzten. Jeder andere höhere Unterricht muss ausserhalb des 
Umdes, nameotUdi an der Universität in Keftenhagen gesucht 
werden, — 1 Kavigationsechulei, 1 Realschule, 4 landwirtschafi- 
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lidia Sdiidea und einige FnoeoBchiilan und Volkaaölittlen aeibrt 
eJoer Yoifaerritungaanslah fBr VolknchuUebror. 

Bb werden flbrigens beiloutende Summen, sowohl für literarische, 
wie auch praktische, Zwecke, Vfi wfiulet, namonllicli ainh in Form 
von liilligen Anleihen für Fisclifn i mid andere üewerbe. 

Diö gesauiiuelten Äusgabon (ii\r die Ftnutizt>criüde 1,400,000 Kr.) 
betnigon demgeiniss 730,000 Kr. jährlich, alao da die gnaie Bm> 
vohnemhl des I^dea 73 bis 74,000 Seelen betiflgt, kaum 10 Er. 
fOr den Binadnen. Die Qbrif^n Steuerubgubcn, sowohl zu geitk' 
liehen, wie anderen, namentlich kommunalen Zwef;ken, t^inrl vt- 
hiiltiiissmlkssig gnlsHcr und am schlimmsten drückt überall auf 
Uknd die Aiiuensteuei*. 

Die Einnahmen der genannten Büiumzperiode bestehen haupt* 
«löblich ans: 

1. Binnuhmen aus den SfTentlidien lündeieien und Ziiisen 
vom Reservefondskapital 1 30 000 Kr. 

2. Verschiedeuo Grundsteuern 100 00(» Kj*. 

3. Eiukomuieusteuer, Spurtelü und versohiedeue andere ESn- 
nshmen, danmtnr anoh tchu Postwesen fOOOOO Kr. 

4. Zoll^nnahmen lllr eingefOhxto Spiritnoeen, E»tt96t Zucker 
und Tabak 700000 Kr. 

.5. AuBf uhrabgalten von Fisch und Thran u. 8. w. 1 00 000 Kr. 
6. Der vorerwähnte Ziischuss aus der dänisclieti Staatakssee, 
der für die Finanzperiode 127 000 Kr. beti-ägt. 

Wemi mau diese« Budget mit dem ersten regelmässigen 
Budget des Landes nach EinfQhmng der Veiisssnag fOr die Jalire 
1879—77 ven^Mdit, ist der Unteisdusd augenftllig; denn die 
Einnahme betrug für beide latus damals nur 580000 Kr., und 
die Atispahe mir 450 000 Kr. 

Die wichtigsten Erwerb» juellen des Lande« mid Fist^lierei und 
Landwirtschaft^ Vieh-, Pfenle- mid namentlich Schafzucht; in in- 
dnstridler Benehung steht Island nocb sehr hinter anderan Lindem 
surQcfc. Minenlien jj^ebt es nur wenige; seiner Seitenfadt balber 
muss lK->sotidei-8 *\ns zu optischem Gebrauch so stark begehrte Doppd» 
8path {,,silfiirI"'iLr") im E^kifj"nlur an der Ostküsti» Islands ponannt 
weiilen. Di>' ^Va^^•Ilallsfllll^ luMdlet 7 — 8 Millionen Kr. jülirlich, 
hiervon rcpmöeulicien FiseliereipnHlukle 4 Miilioueji, die ijiuidwirt- 
schaft und einige andere ESnseugnisse 3 — 4 ICillionen. Die fSnfuhr, 




«ddie BUDenflieh aUe Getreideatien, Samoi, SSien, Kohlen, Hapu- 
Uturwaien, SpiritdOMn, Tabak, Kaffee, Zucker und andere EoIo> 
nialwaren betrifft, enielt einen Ähnlichen Jabreabetxag wie die 

Au^uhr. 

Es bedarf hier keines nOlieren Eingehens auf die GrwerUs- 
qnoUen nnd BandelaTerhIItnine lalaDda. Die diesbesQglicben «tati- 
lüadien Anslanfte Bnden sieh in der jihilioh eradieinenden „S^ömartf- 

dimli fyrir Island" („R<*g<?f'ng8tideödefor Island'') in deren Abt 
C. und sind dieselben seit der Emanntinn eines Ges«>t7e8 filr Island vom 
8. Noveml)cr 1895 nVx>r statistisdie Talu lltMi sehr unsfülirlii li. Dieses 
GääeU fordert die jährliche Aufstellung derartiger Tal>ellen über Et- 
vertoqndlen des I^dee, die Stetlnng der landleutte, Fiedwrei nnd 
Handel und legt der Bev(Akening die möglichst genauen Angaben 
unrl den Behörden eine strenge Oberwachung in dieeer Bettehang 
•uf. Die Abteilung B. des 6r*>nnnntcii BLTichtes entbjllt ausser 
einer Menge administrativer Hestiinrnuiigen. Hci heii-cliaften über 
öffentliche Stiftungen und Institutionen im I^itde, luiter anderen 
fiber das grOsste Oddinatitut dee Landes, die Landesbank in 
Beykjavik. Die in Laufe dee Jahres pubUsieften Gesetze nnd 
königlichen Veierdnongen n. s. w. werden in der Abteilung A. 
veiiSffBnÜicht 

b) Geeetzgebong 1898. 

Yen den im Jahre 1898 ausgegebenen 0esetaen fttr 
Island sind henronuheben: 

1. Ein Or.getz vom 4. Februar betreffend die Absonderung 
und l'iiterbringung Ton Aussfttzigen in ein öffentliobes 

Era iikeiiltau s. 

2. Ein Ueset« vom gleichen Datiun über Ausstaiiting und Be- 
trieb eines Hcspitate für AnssBtsige, vihnnd das Hospital8gel*iUide 
nlbet, vekihes in der Nahe Beykjaviks auügefQhrt ist, iBknd von 
dem dänischen Odd-FeUow-Orden geedienkt wonlen ist. Es giebt 
^iir Zeit im Lande gegen 200 Aussiltzige, Ijosonders unter dem 
ärmsten Teil der Bevölkerung. Das ohrnf^cnntinto Gesetz erheischt 
mit Hinblick auf die Ansteckungsgefalir dieser unheimlichen Kmuk- 
beit eine strenge ü^rwaciiung der Kranken und in gewisaen 
niien eine swangsweise Unterbringung im Heq>ital, irfthrend flbrigens 
jeder Anasitrige, ohne RQokslobt auf seine peknniOre Lage, Zutritt 
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7,u freiem Aufciitlialt iiml nnt'iitgoltlichor Voq)ncgiing im TTospital 
lint, falls dnr Platz <;a gestattet. 

3. Ein Oosetz vom 20. Febriior wegon Impfung mit Kuh- 
pocken, woImm die frülioron B^'stimnninp'n rcvidlort und verl>esv'rt 
wonlen sind, nanientlicii wi, dass «lie Va<'frinntion. welche frülicr 
wegen Mangel an genngendor Anzahl von Ärzfon, den Predigern 
auferlegt war, nun, da das Me<lic'inal\vpsen zcitgemJUs geordnet ist, 
den Ärzten übertragen worden ist. 

4. EJin Gesetz vom fi. April, AbgniM»n fflr den Brückoii- 
ban betreffend, das eine geringe Abgalie ftmlert zum Bau von 
Brücken über Bäolie und Klü.<s«' im Lande zur Erleichterung der 
Verbindung. Die Kosten fflr grossere Brüekenaulagen pflegen 
üt»rigens aus der Ijandeskasse iKistiitlcii zu weiden. 

Scliliesslich miiss noch eine Bekanntmaf:hung vom 11. 3!ai 
erwähnt wcnlen, wcnlurch das d ä n i sc h e 0 ese t z vom 1!>. Marz 
1898, üImt die Erwcrbiuig imd dt-n Verlust des IIcimatsnHht»^. 
als auch für Island gegelicn, lM«kaiiu( gemacht wird (s. oben ülter 
die Grenze zwischen den allgemeinen Reichsangclegenhciten und 
den besonderen Islands). 

c) Literatur. 

Was endlich die Literatur angeht, so haben juristische 
und volkswirtschaftliche Fragen in der übrigens verhältnis- 
mässig recht bedeutenden neuemi, isländischen Literatur, stets nur 
eine stiefmütterliche Beliandlimg genossen und nehmen dort einen 
bescheidenen Platz ein. Als Ausnahme muss die von dem Ver- 
einsmitglied auf Islaml, dem Amtmann Pi'dl Briem in Akureyri 
seit 1897 herausgegebene Zeit.schrift „Juristen" (LrSgfnixlingiir) 
genannt werden, in dessen zwei ersten Jahrgängen schon mehrere 
Gosetzgebiingsfragen behandelt worden sind. So findet sich im 
letzten Jahi-gang eine Ültersicht ül)er Islands Quarantänegesetzgebimg. 
im ereten Jahrgang eine TlKersicht über die Gesetzgebung in 
mohivren fremden Ländern und in Island betreffend die Auf.«icht 
der Behörde über den Verkauf u. s. w. von Spirituosen, auch sind 
Fragen von mehr lokalem r'hamkter in lieiden Jahrgängen liehandelt. 
Endlieh werden in dieser Zeitst^hrift jährliche Übersichten ül>er die 
Gesetzgebung in Islaml um! die in verschiedenen, namentlich in den 
nordischen K*^-ichen verkumieten, wichtigeren Gesetze, aufgenommen. 
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BiexQglieli Idiinds findet sidi in dem letzten Jahi^^nge eine solche 
Obeni( ht für die Jahre 1887—1897. 

Jnri<li9t.'he und namentlich sJaatsAkonnmische Fragen wcnlen 
nicht selten in dfti Schriften „der i nländ i sehen literari- 
schen Gesellse hiitt", naineutlich in der Zeitschrift der Gesell- 
»«Ittft „Tfninrit bins fdeoBka B4kmentafjelagR'', und in der Zeit- 
Bchrift nder Gesellschaft tslftndiaoher Tolksfreundie**, 
..Andvari" behandelt, z. B. im letzten Jahrgänge eine kurze Ahhand- 
liinp über die Oründnng einer Hypothekenbank, wobei der Verfasser 
auf eine nähere En^ähnung der Krcflitveiiinltnis-i«'' i1<'5 I/inrli's .'inL'flif. 

Ldnclesokoiiomische Fiitgeu worden häutig in einer in H«H kjavik 
benoHgegebenen landeaSkonomiaohdu Zditachrifi „Bfinadairif* 
aowie gelogentlidi in kleineren Schriften und Abhandlnngea erörtert 



Deutsehland. 

Referent: Dr. Fritx StJer-8onilo, Privitdoxent an der 
UmverütAt Bonn und Qericbteaaaeasor. 



a) Gesetzgebimg, 

KinleituQg. 

Wer fltier legi8latori.sche Ijeistnngen eines bereit« einit:'' Z'^it 
XII rück liei^ndeii Jahres berichtet, gewinnt fast immer einen eigeii- 
artigen und bedentaamen Anblick. Seinem rlldtaohanenden Auge 
bietet aicii von hoher Zinne ein reiche« nnd vidgegtultigea Bild 
<Iar. Er kann die Hannigfaltigkeit der wirbiclmftlichen und poii- 
ttM.'lifM» Interessen verfolgen, die intellektii.^llon und moi-alisehen 
Kräfte, ihre Stärke, ihr Wachsen, ihr Sidi-.Me8.sen, ihren Wider- 
streit bcobuclitcQ ; er sieht dann, wie aus parlamentarischen Kämpfen, 
bei dneoi mehr oder minder eiriieblichdo Binsats der regieiende» 
Gewalt, die formelle RechtSToradirift entsteht, die in ihrer sadi- 
lichen NOchternheit und begriffliehen SprrKÜgkeit nicht verrät, dass 
»ie dl"! Ergebni» von Einsieht, Überlegung, B^fabrung, aber auch 
der I-> iiienschaft ist. 

Allein nicht blos dieser psychologische Prozess bietet das lob- 
bsll<>0te InteMSse. Auch das Auf^ nnd AbwBrfaibewegen bestimnitBr 
politischer nnd wirisohaftlieher Idem, ihr Ringen nach An^gestaltnng 
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im Recht, lassen sich mitunter khir verfolgen. Das Aufdringen uml 
Wiederabgleiten staatlicher RiM-litsiiistitiitionen und juristiaclier Regehi 
sjtief^'elt den Geist der geseirgeW nden Faktoren \vie<ler, und es ist 
unaiishleiblich , dass sich hienuis pniktiselie Folgerungen für die 
Zukunft, geiwle für die Erkenntnis der wirksamen Kräfte, oip'l»'n. 
Aueh iiiter djis Teuii»o. in dem die geM;tz^^licndc Maschine arbeitet, 
wenn ich so sagen darf, üJht das Erreichte im Verhältnis zum 
Gewollten, über die legislatorisc^he Technik, über den Fortsehritt 
bestimmter Ideen. fil>er die wecliselnde oder wachsende flacht der 
Parteien , rloren Ansichten in diesem oder jenem Gesetze sich 
wiederspiegeln, erliält man dankenswerten Aufschliiss. 

Solehe Betrachtungen scheinen mir das Vorffihren von Oest^tz- 
gebungs-Perio<len volhiuf zu iiH-'htfertigen. Ich unterschätze keines- 
wegs die Be<leutung, die es hat, sich in einem zusammenhängenden 
Aufsatze fiber die gesamte AriKjitsleistung der liegislativc in einem 
liimde während eines Jahivs belehivn zu lassen. Dii^ ist besonilers 
wichtig bei <ler immer — und mit Recht — zunehmenden Spezia- 
lisierung aller Juriston, die von dem Vorgang innerhalb einer andern 
Reehtwlisziidin oft nicht die Blässe einer Ahnung haben. Auch 
der Erkenntnistrieb, vielleicht auch die wiBsenschaftliche Neugier 
liaben einen Anspnich darauf, befriedigt zu wertlen. Gleichwohl 
schätze ich jene tieferen Erkenntnisse, von denen ich .soel>en ge- 
sprochen , als die wichtigsten Gründe für Berichte über Gesetz- 
gebungsakte. 

Ich mCchte all dies aber nur andeuten, ohne ans dem Vor- 
zuführenden solche, für die Politik und allgr>ineine St-iatslehre. für 
die IVMirteilung der Wirksamkeit der ge8ctzgcl»enden Faktoren viel- 
leicht erheblichen Schlüsse zu ziehen und ohne auf stditilo wis.sen- 
schnftliche Aufgaben hinzuweisen. Zweifellos liegen diese alier 
recht nahe. Vielleicht bietet sich bei der näclistjährigen Bericlit- 
erstattimg hierauf näher einzugehen, mehr Gelegenheit. Ich will 
an dieser Stelle nur zwei, mit alle<lem Zusammenhängentie Punkte 
Ijerühren. Wenn man, wie an diesem Orte immer, wälirend des 
Berichtens in der Entwickelung l>eit»it8 ülier das zeitlich liinaus- 
geschritten ist, woriilier i-eferiert wird, so kann man Irrtümer und 
Vorzüge iler Gesetze tun so besser erkennen, je häufiger sif ange- 
wendet werden mussten. Unwillkürlich boeinflu.'*st solche Erfahrung 
das Urteil iiWr das zu Berichtende, und ich werde keinen Anstand 
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nehmen, diesmnl oder spÄter von soh-hr^n Erfaliningcii Gebrauch 
zu machen. lüerzii kommt n<X5h Folgoiides: Zur Zeit des Bericht» 
i(r)nnen frOherc Gesetze bereits ausser Wirksamkeit getreten, oder 
sie können mit so viel Fehlern behaft»:'t sein, diiss sie in der PraxiH 
als obsolet gelten dflrfen; ferner kann es sicli, wie etwa Ikm der 
gesetzlichen Festlegimg der Moistbegiln.stiginigs-Kiausfl gegenüber 
dem einen oder dem andern Staate, um eine Vorschrift handeln, 
die zwar ihre rechtliche Wirksamkeit verloren hat, die aber dadurch 
wie<ler zimi I/cben erweckt wonlen ist. dass ein neues (Jest^tz, 
welches an die Stelle des referierten tritt, «Icnselben materiellen 
Rechtsinhalt hat »md bis zur Zeit der Berichtt»rsta(tung auih l»e- 
lialten koimte. Es ist naturgemäss, dass lK?i solcher Saclilage die 
spAteren Ereignisse, Wirkungen und Ergebnisse vorweggenommen 
werden dOrfen, weil dadurch in das Wesen und die Be<leutung der 
Vorschrift ein viel zutreffenderer Einblirk gethan wenlon kann, als 
ohne solches Beginnen. 

Der zweite Punkt, den ich besonders lietonen mfJohte, ist 
folgender: Ich fasse den Begriff der Oesetzgebiing an dieser 
Stelle in dem Sinne, dass ich unter Oesetz jede Rechtsnorm 
verstehe. Es fällt daher darunter nicht blos das formelle tind das 
materielle Oesetz, sondern auch die Verordnung, soweit sie gesetz- 
mäsfiig ii^t. Natflrlich wird es sich in eretcr Reihe um Reitht.««- 
veronlniingen handeln, aber auch Vorwaltimgsverortlnungen, wonn 
sie auch in sjiärlicher Weise herangezogen werden sollen. k"»nnen 
für die rechtbildende und rechtwirkende Kraft der staatliclien Ge- 
walten besonders bezeichnend sein. Es ist nun kein Zufall, dass 
bei solcher Betrachtung wiedenim eine tiesaere Einsicht in die 
Thätigkeit des Staates in einem bestimmten Zeilpunkt gewonnen 
wt'nlen kann, als wenn man die Heranziehung der Veronliiuiig»^n 
unt<'rlässt. Dies aus folgenden Gründen : Der moilerne .Staat als 
Rechtsstaat verlangt von der Verwaltiujg, da.ss sie eine gesetz- 
mässige sei. Jede Willkür der Exekutive soll dadurch ausge- 
schlossen sein. Jeder Verwaltungsakt muss am let/.tfti Ende zurück- 
geführt werden kennen auf ein Gesetz. Die.ses mag die Grund- 
lagen, auf denen die Veronlnung ruht, noch so breit abfas.sen, es 
mag die Schranken, innerhall) welcher die Ver\va]tung th.'ltig i.st, 
noch so weit ziehen, immer muss «las Gesetz die letzte Grund- 
lage des Verwaltungsaktes »ein. ÜlK^rhlickt man nun in einem 

Mi 
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Staat die rechtliiUleuüe Kruft und ihie Äusserung, so ei-get»en sieh 
aehoii dsraoa bedaataaine SeUOafw, veit eine Begelung der 
BechttverlilltniaRe, die andi diiich Oesets hatte erfolgen kOnnm, 
durch Verordaimg eriolgt ist Man wird hier mit Beoht annehmen 

können, «lass das Paslnlat des Itoclifsstiiates in orheblicliercm (xW 
prrinsfr'iPiii T'mfanf^e verwirklicht wollen ist, jf nnrhdom <li»' T/^sjis- 
lative in Bewegung gesetzt wnnie, inior «lio \ urwaltnng. Darfiber 
hTnaui wird anob die Thatsache bedouteumc AufBchlOsse geben, 
ob die gesetxlielie Grundlage eines Yerwaltungaaktea allzu breit 
oder ob sie eng begrenzt ist. Denn wiewohl der gesetunaasigen 
Verwaltung st-hon dann grrinfjt i«f, wenn überhaupt eine Zurdck- 
fnhrung der Ver\va)tiinf^-tli;itif;keii ;uif das Gesetz m'iglich und 
dnrc;iifijhrl»ar ist, so wird lioeli die Idee der Verwirkiiciumg des 
Bechtsstoatos eher augenoiumen werden künaeu in denjenigen Fällen, 
in denen die Grenzen der VerwaltungBtbftt%k^t duiob epemeUe 
Gesetze besonders eingeschränkt sind, als in denen dies ntdit der 
WM ist. Eine fiberaus woitge)iende< vielleicht auch zerflieseende 
geeetzliciie Unterlage kann der Wiilkflr gleichkommen. 

») Das B«klL 

Blirgerliches Recht 
Auf dem Qetnete den materiellen PriTatreohts hat eine nicht 

unerhebliche Arbeit der gesetzgebenden Faktoren stattgefunden. Sie 
Rtand iinili im Biiiinf flor Tendenzen, die auf eine durchgreifende 
Roforra das g:ui7.eii Oivilreeht.** abzielti*n. Allein die geistige Kmft, 
die auf die endgültige Ilenstollung des bürgerlichen üesetzixiciies 
nnd seiner Nebengeeetze gerichtet war, schien «oh einigermaseen 
erschöpft an haben, sodass man auch fQr Gebiete, die einer grand- 
lichen Ilevi^ion bedurft hätten, sich zufrieden gab, wenn man, nelien 
«^f>rin;;fnt:i;^i'!i Vorltossorunjren . niu'^ ritcreinstimnuing mit dem 
grossen Ko<iiiikations\vork herlieiiufühn n imstande war. 

I. Dies sehen wir zuerst bei der Konkurs-Ordnung, die 
durdi mn Gesetz vom 17. Mai 1898 (ItG.Bl. 230) abgeändert 
wurde nnd in dieser neuen Gestalt vom 1. Januar 1900 gilt. Das 
Centruni hatte in den Jahren 1893/94 durch AntiÜL;«" v.m Dr. 
Uintcleii und Genossen einen vrill^f.'liiilitjen Neu- und Umt)au de.s 
Kfinkm-srechtH bewerk8telligen zu wollen erklilrt. Allein diese He- 
streiMuigen drangen nieht durdi, »ondurn nur diejenigen, welche 
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die Konkursordnuiig den neuen üestiiinuunjjen ütja liüi]jjt;iliuljca 
Qesetzktckoü uud miaer NebeiigcseUe, sowie «iidi denen des neuen 
Omddig^aetsbiKJm vom 10. Um 1897 anzuiMssen versuchten. Auch 
diemuil find eine grane Anaiabl von sozialiwlitiachen Antrflgeii des 

Centrums uhne Beachtung gdbUeben uad iosbetonderp U\ unter- 
lassen worden, die Folgenmi^n r\u3 der /tnvcilrTi - nur I lur. lit -- 
bestrittenen ThaLsache zu zmlmi, dass lvj)tkiii>si' wohl am h iml- 
unter zur Bereicherung führeu und nicht immer als Lugluekafälle 
aazasehen sind. Nicht berCk^ditigt ist schliesslich auch die 
Voidennig «nee gesetzUdien Sehntses des anssergerichtlicIteD Ver- 
glnehs. Dagegen kann man. uVigesehen von 'l-'i- ^Misrlnrki ilun-li- 
p^'führten Concordanz mit ilon Bestiiutimiiu^f ii liü!i;<'tli< li.tii (1.- 
setzbuches und denen des ilttiidelsgr-^etzLnn In s als Yni/uir 'It i 
Novelle rühmen, dass sie ein schudlcrc» Veifaliteu « luiogli'jlit 
und in Miwr Ansahl von Snxelvcnsohriften vresentliche Besseruagen 
eodillt; ihre llannigbltiglnit auf dnige wenige Prinzipien zurack» 
ziifrilir.-ii ist firilie]) nif^iit gut mdgUch oder verspricht weulgsteaa 
keinen bCil''iit''nili'ii Krfolg. 

a) Allgt.'iiifiii^' Erneuerun{,'fn siml im Wcs.'ntluliMii 
folgende: Nach § 1 Abs. 4 gehören zwi K»uku(^iiiu^äe .iiu Ii dio 
OeechttflBhadier des Oemeinabhuldners. Diese Bestimmuug war 
notwendig, da nach $ 122 Abs. 2 die BQcher zu echlicssen sind , 
und wShmnd der Dauer des VerCahrens der Bemit/iinL^ K' n- 
kur>vr>r\vnlters unterliegen. Im Zusaninitiiliaiiu'i Iti' rtnit si'-lit A\r 
Vor^ätliiift. 'Ia5s die Geschäftsbücher Jos riftiiL-ins' liiililiK i>. mn- mit 
«lern üascliäft im Ganzen und nur insoweit vt'riiut»övrl weiJun rlüifen, 
ab sie sur FwtfOhrung des Ctoadb&fUbctriebes entbehrlich sind 
|§ 17). Ansgesdiloesen ist daher eine Belbsl&ndigc Verwendung 
dei Geschllftübricher als Makulatur. Wenn die Oeschäftshdcher 
nicht verkauft wenlen, sn) sind feie niiuli It< (.ti'lit:<ing do.'^ Ki'iiikurx 
dem Hr'inf'instrhuldncr zurückzugeben. Ori^fjustaiül--, 'Im- tiif ht >: ■- 
p&ndet vrerdun aollen, gehCren niclit ziu Koiikui&uuieM; 1 Ab». Ij. 
Kadi $ 812 dar CSvilpfoievoidiimig siml Sachen, die zum ge- 
wlUuilkliBB Hausrat gehOren und im Haushalte dee Schuklnei-s 
gebniticht werden, nicht pRndbar, wenn ohne weiteres ersichtlich 
ist, i\as8 durch deren YerweHung mn ein \''.i[<i> « i/i- lt w. i l ri 
«ünlc. wr-lcher zu 'li"'ni "Wfrlt" .hisxt allfin Vim lialt ms ^t.'lil. 
Tm jcien Zweifel darüber aui»zusihli*.»vsi'n, ul. tnn Ciegt iiüiatid /.nv 

33* 



I 



~ 51G — 

Kinikiirmasfio gehört, ist jeno Bostiniiiuitig (auch mit Rflcksicht auf 
§ r»rj9 B. G. B.) eingefniirt wonleii. 

n«'r biHherige Ahs. 2 «les 4} I, woloher von dem Niesshraucli 
hamlolto, (lor <loin Gftmeinschuldiier an dein eingehnvcliton Wr- 
niögen soinor Ehefnui und seiner Kinder zustand, wurde gestrichen. 
NiW'Ii itn;n>tsiwhem Rocht gehörte dieser Niesshniuch für die Dauer 
des Konkursen zur Konkursmasse, wälirend nach Beendigung des 
Konkurses die Verwaltung und Nutzung der Ehefrau zustand. 
Der Gemeinschuhlner konnte alter aus den Nutzungen des oinge- 
linicht<>n Vermögens tlio zum stindosnuTssigen Unterhalt der Ehe- 
frau crfonlerlichen Mittel beanspruchen, sofeni es sich um Nutzung 
hcstimnUer im Eigentum der Ehefrau stehender Vennögensstflcke 
handelt. Jetzt sind die Rechte, welche dem Ehemann lieim gesetz- 
lichen.Gnterstande 13G,3 ff. B. G. B.) kraft <ler ehelichen Nutz- 
niessung an dem Venn"tgen seiner Ehefrau und dem Vater oder 
der .Mutter kraft der elterlichen Nutzniessung an dem Vermögen 
der Kinder zustehen, der Pfilndung nicht unterworfen. Folglich 
fallen jene Rechte nicht in die Konkursmasse. 

Im Interesse der Gläubiger ist eine Reihe von Vor- 
schriften gegeben. Bisher konnte die Abweismig des Eröffnungs- 
antrages erfolgen, wenn nach dem Ermessen des Gerichts eine den 
Kosten des Verfahrens enti«precheude Konkursmasse nicht vor- 
handen war. Da alK5r zu der Zeit, in tler über den EnjfTntuigs- 
antrag zu entscheiden ist, der Stand der Masse nicht immer go- 
nflgcnd zu fibersehen ist, bestimmt jetzt § 107, Abs. 1, Satz 2, 
das» die Abweisung zu unterbleiben hat, wenn ein zur De<.>kimg 
der Massekoston ausreichender Geldbetrag vorgeschossen winl. 
Ferner sollen diejenigen, welche Kmlit geben wollen, einige Sicher- 
heit halben, ihren Kredit nicht einem Unwünligen, besonders einem 
solchen zu gewähi^n, bei dem die Konkurs-Ei-öfTnung nur deshalb 
unterblieten ist, weil die Kosten voraussichtlich nicht hiltten gedeckt 
werden können. Es schreibt deslialb Abs. 2 a.a.O. vor: das Ge- 
richt hat ein Verzeiclmis derjenigen Schuldner zu führen, be- 
züglich deren der ErölTnungwuitrag aus diesem Grunde unterblieben 
ist. Die Einsicht dos Verzeichnisses ist jedem gestattet. Nach 
Altlauf von 5 Jahren seit der Abweisung dos En"(Tnungsan träges 
ist die Eintragung in dem Verzeichnisse derart zu löschen, dass 
der Name unkenntlich gemacht wird. 




— Ö17 — 



Zur Erlek-htening des Z wangsvergltieli s ist 110, letzter 
8aU) neu bestiuiut, dass der erste Termhi wiid <l> i l'nifuiigsterinin 
verknüou werden können, weuu der Oomeiiisc-huldner einen Zwangs- 
^og^kba-yonolüag eingereicht hat Wenn dieaw Aumcht miif 
irathme hat, wird die Verbindung der Termine fflr alle Beteiligten 
»icLtig und vortheilhaft sein. Hiermit liängt zusammen die neue 
''»ns-hrift des § 130. Sn'll Cuvsclirifl il,>s rnMiiviiis. huMiiprs 
^f*<-hl( «fi^n werden, so ist «lern üümeinf~i hiiMiuM liioi von iMitteiliuig 
*tt iiiu<;hcn. Dieser ist belugt, im Falle eines Zwaugsveiigleiclui- 
Vorsclilages gegea die Schlieeeung des Oeechflits die Entacheidiutg 
^ K«nlrai4gericht8 aDznrofen, dae von der Befqgnia der Unter« 
ng-iang Gebrauch maohen wird, wenn Auwicbt auf Annahme des 
VfrtTBolilages bestellt. 

Cor VerwaltJ^r hat die Ocnelinnfrunsr des Qlilubiger-Ausschus.ses 
Oer üläubigerversiuunüuug einzuholen bei Voi-äusserung eines 
Oeaoli^ftg im Gaoaea. Wai ontw dem letateran Begriff «i vw- 
^l^OKk Mi, war in der Pmxis UbiOg aweifelhaft. Die Novelle hat 
aUsr iiiiiofem eingogrifTon, als sie auch dio Veräusserung eines 
^**"or»lagers an eine Gonciimigung der goilachton Faktoren kiiQpft 
i§ 3 -X). Einmal ist dadiirch ein Gegensatz zu dem BegrifT „Ocw^hilft" 
S'^l'täLffeii, das mehr als das Wareulager, wohl alle kaufmännisch 
Wertenden VennOgenwtOokie und idealen Werte (Fitma) umfafiet 
^Ali«,ti:ti iei ein erhBhIer 8ohuts der QUhibiger gegeben, die auch 
Uor Yeiftuaaerong dma Vareolagers durah die erfordeiliohe 
**ö©iniiigni,j, vor weiteren Vorln.sten tewalirt werden sollen. 

Kinen weiteren S^^liiilz der Glilubiger liezwecken folgende Vor- 
*'^ift«n: Nach § 24Ü ist auf die Strafthat des einfachen Rinkerott« 
^*^^SQis, nicht nur wie bis jetat bis zu a«rei, sondern bis zu fuuf 
Jakr^x^ geBetst, auch laL die Wette ala Delüct eingefflgt Sodann 
neben der GeAngniastiafe auf Verlust der biligerlichen Bhren- 
t**^^^^ erkannt werden. Femer ist einem lebliaften Wunsch der 
'fc^'ö^"'>ntt'. ..unlauterer Geldmach*»i-ei" zu steuern, entsprochen wnitlen. 
^c*ü his jetzt der Schuldner bis kurz vor <ier ZahlungseinsU^Uung 
* aren auf Kredit entnahm, um sicli dm-ch deren Lümbaixlicnmg 
^ Verkauf unter dem Werte Geld an aohafifon, ao waren die 
GUnbiger meiat echutdoB, da die Redbtapieohung Betrug nur in 
einem .solchen Adle angenomtnen luit, l>ei dem der Schuldner nicht 
(uunal die HoEbiang beean, den Koultura innerhalb kOnseater Zut 
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<il)7.iiweiulen (Urteil den Reidis-Gerii;ht8 in SlnifHachen vom 19. Juni 
1893). Die noue BeRtiinintnig droht Gefängnisstrafe bis zu fünf 
Jahren an, wenn jemand in der Absicht, die Eröffnung dos Konkure- 
vorfiilirens hinausziischiohon. "Waren o<lcr Wertpapiere auf Kre«lit 
entnommen und diese Gegenstilndo erheblieh unter dem Wert in 
einer, den Anforderungen einer ordnungsmfissigen Wirtschaft wider- 
sprechenden Weise, verfiussert oder sonst weggegelien hat. (§ 240 
No. 2.) Endlicii sind die Gläubiger auch durch zwei weitere Vor- 
schriften geschfltzt. Es soll dem Khegatten, weil thatsAelUich und 
wirt.scliafüich das Geschäft des Oemeinscliuldners auch sein Oescliilft 
ist, und weil er meist niclit aus eigenen, .sondern aus den Inter- 
essen des Gemeinschuhlnei-8 für den Zwangsvergleicli stimmen wflnle, 
die Einwirkung auf das Zustandekommen des Zwangsvcrgleichs 
Ixjnommen werden. Zu diesem Zwecke bestimmt der § 18.3, da.**» 
bei der Berechnung der fflr einen Zwaiigsvergleich erfonlerlichen 
Mehrheit der Ehegatte des Oemeinscliuldners ausser Betracht bleibt, 
wenn er dem Vergleiche zugestimmt hat. Um al)er auch zu ver- 
hindern, dass der Ehegatte des Gemeinschuidners durch Abtn^tung 
seiner Forderung an einen Dritten diese lK?schränkende Bestimmung 
illusorisch maclit, ist ferner vorgeschrielien, dass das Gleiche auch 
von demjenigen gelte, welchem «1er Ehegatte des Gemeinschuidners 
während des Konkursverfahrens oder in dem letzten Jahre vor der 
Eröffnung des Verfahrens eine Fonlenmg gegen den Gemeinsrhuldner 
abgetreten hat, sohiald das Stimmrecht auf der Iwtreffenden Foi-derung 
beniht. Eine Erschwenmg des Zustandekommens eines Zwangs- 
vergleichs ist auch bealwichtigt mit dem § 187, nach welchem der 
Vergleich zu verwerfen ist, wenn er den Gläubigern nicht min- 
destens den fünften Teil ihrer Forderungen gewährt und dieses 
Ergelmis auf ein unredliches Verhalten des Gemeinschtüdners. ins- 
l)e8ondcrc darauf zurückzuführen ist, dass der Gomeinschuldner «lic 
EW»ffnung clcs Konkursverfahrens verzögert hat. Der Vorschlag 
kann auch verworfen werden, wenn das gleiche Ergebnis auf ein 
leichtsinniges Verlialteii des Gemeinschuldners zurückzuführen ist 
Zweck dieser Vorschriften ist auch, djiss die rechtzeitige Anmeldung 
des Konkurses, solange noch eine einigcrmassen in Betiacht kom- 
mende Masse vorhanden ist, erfolgt. 

Andrerseits hat im Interesse des Gemeinschuldnere zur Ver- 
meidung von Härten eine sehr veretändige Vorschrift Aufnahme 
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pjf'iii'loii. Nach § ICi'i ist clpm SrliiililiuT, <]<^t don PrAfiingsKTinin 
'eftÄuuit, auf Auüa^ d'iv Wiecleroinsetziuig in den vorigen SüiimI 
unter deu Voraussetzungea m erteilen, io deneu diese iu Fällen 
der CivUptoseHordDung »i erteileo j&t> «Im iosbMoiMlera bei Nttnr^ 
enj|siii880n oder andeven unebvendliareii ZuflUen. 

h] ViPii den Vorschriften, die mit den Neuerungen dos 
Bürgerlichen Gesetzbuches zusainmpnhan'^en, sind die 
H-fchtigsten foli^r-ntJe: Die auf Grund des B. Ii. B. gegen den Ge- 
mein Schuldner begründeteu UuterhaltsanspHlche, sowie die Ansprüche 
der tmelielicben Mutter auf Wocheubettakoeten 1351, 1360, 
1361, 1578—1683, 1586, 1601—1616, 1708—1716) kennen fOr 
di© 2ukunft gnindsätzHclt nicht geltend gemacht werden, es sei 
«lotin, dass der Oemciiis< Imldner als Erbe des Voqjflichteten haftet 
(§ H"). In Htiem Koiikui-eo Ober das Vemr><?en des Elicmannes, 
in allgemeiner Gütergeineinscluift^ EiTungcnsohaftsgeineiusulmft 
RduiiisgomeinaiAaft kbt, gehört die Genuntgut »ir HiuBe; 
'irio AufleinandecsetzuDg vegeo des Oeaamtgutee awiacben den 
El>< r>^a ttBQ findet nicht statt. Durch, das Eonkurarerfahren Aber das 

TT 

^'^t-Tiiögen der Elhefrau wii-d das Qesamtgut nicht bt^-ilhrt (§ 2). 
l'ieas folirt nm dem Kechtssatz des B, O. K. ($5j 1192 ff., lö4D), 
beini Vorliegen der gedachten OQiersUiudts, durch die ErOfTnuug 
Kenktuaes Ober das VermögeQ des Ehemannes die Gemeinaohaft 
■^t^^Hib beendigt wird, besv. bei der Ecrungefisohaftageineinflobaft dea 
l^orikungltubigem daa mit dem Eintritt der Kookunertllhuag beedta 
^ die Konkursmasse gefallene Gesamtgut nidit wieder entlegen 
1542 R. G. R„ 108, 100 K, 0 1. 
Die strittige Frage, ub Ijci Keclit^iiandlungcn, welche der Go- 
iB^iKiachiildner nach Eröffnung dos Verfahi'ens Torgenommen hat, 
^ Vonchiiften dea bfirgerlichen fiechtea über dea Sehuti gut* 
Brwerfaea Anwendung finden, wird jetst dahin gelfiat (| 7), 
(1***N, öffentliche Glaube des Grundbuches auch gegenüber der 

Nv:X\.^pinpsI»i.-chrai>liunp: iles O-Miieinschuldnei-s Wirksamkeit ;■tu^;sere, 
Vorschnflea der 8Ö2, HÖH B, G. B. untierührt bleilwa .sullen. 
jwgt'geü sind ilie Bestimuuuigeu über deu gutgläubigen Erwerb von 
beweglichen Sachen nidkt anwendbar. 

Einen doktrininm Zug verrU die Bestiainittng, daaa dem 
Oemeinschuldncr die Annalutte oder Ausschlagung einer vor <ler 
i^ftflauDg dea Verfahrena angetalienen IHeobait aowie eines Yer« 
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tnächtnissee zusteht (§ 0). Zwar folgt dies aus der nicht blos 
verniögensreciitliehen, souderii auch peraonenreclitlichen Natur dieser 
Erwerbsakte, steht aber mit den praktischen Interessen der Ol&ubiger 
in Widei-spruch und aurli - absidiüifh — mit den 1922, 
1942, 217Ü B.G.B., nadi weichen die Erbschaft und da.s Ver- 
niftchtnis kraft Gesetze« erworben werden und sie daher bei einem 
Anfall vor <ler Konkurseröffnung an sich zur Konkiiraniaäse ge- 
hören nulssten. 

Ein gegen den Oemoinschuldner bestehendes Veräusserungs- 
verhot (§§ 130, 136 B.O.B.) iet den Konkursgläubigern gegcnillKjr 
unwirksam, weil das Konkursvei'fuhren eine gleiche Beliandlung 
aller Gläubiger fonlert. Wjrk.sam bleibt jedoch eine liei der Zwangs- 
volIstrtHrkung in das unljewegliche Vermögen erfolgte Bewlilaguahme 
(§ 13). Gehören zur Konkuixmasse Qrun«lstflckü oder eiiigetrageno 
Rechte, so kann während dos Konkursverfahrens eine Vormerkung 
auf Grund einer einstweiligen Verfügung zu Gunsten einzelner 
Konkursgläubiger nicht eingetragen wenlcn (S 14). Während früher 
nur Pfand- und Hypothekenrochte , Vorzugsrechte, sowie Rück- 
behaltungsrechte an Gegenständen der Konkursmasse nach ErOffnung 
de« Konkursverfahrens nicht mit verbindlicher Kraft gegen die 
Konkursgläubiger erworl>en oder eingetragen werden konnten 
— auch wenn der Anspruch auf den Erwerb oder die Eintragung 
schon vor der Eröffnung <les Verfahrens l>egründct wonlen ist — 
so sind jetzt fllx?rhaupt „Rechte an den zur Konkursmasse gehörenden 
Gegenständen" unJwgründIwr. Dieser Grundsatz findet eine Be- 
schränkung in den den öffentlichen Glauben des Grundbuches be- 
treffenden Bestimmungen (§§ 878, 892, 12üO Abs. 1 B.G.B.). 

Nach § 751 Abs. 2 und § 2044 B.O.B, kann ein Gläubiger, 
der die Pfändung des Anteils eines Teilhabera bewirkt hat, die 
Aufhobung der Gemeinschaft auch dann veHangen, wenn die Teil- 
haber Vertrags mässig eine solche Aufliebung ausgeschlossen haben. 
In Übereinstimmung hiermit befindet die K. 0. § 16 Abs. 2 : Eine 
Vereinbarung, durch welche bei einer Gemeinschaft nach Bnich- 
teilen das Recht, die Aufliebung der Geniel nsoliaft zu verlangen, für 
immer oder auf Zeit ausgeschlossen, otler eine Kündigiuigsfrist be- 
stimmt ist, wirkt nicht gegen die Konkursmasse. Das Gleiche gilt 
fflr eine Anordnung dieses Inhalts, die ein Erblasser fOr die Oc- 
mcinsc^haft seiner Elrben getroffen hat. 
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War «ieui Gemeinschidduer ein von ihm gemieteter tider ge- 
(adiUiier Gegeastanil vor der £rufEDUDg des Yerfahreos übcrlaiiaeu, 
tt bun sowohl der andere Teil ab der Verwalte das JGets» oder 
hdArorhaitnis kttndigen (| 19). WUuead Uwbei Or die E11a> 
<^J^ungslrist eine Verweisung auf die ortsflbliehou Fristen erfolgte, 
jt t/t, fla das B. G. ß. die Kflndigungsfristen l>ei l'.ii fit und Miete 
e/nheillicli geregelt hat, (§§ 565, 581, 595) als Kündigungsfrist 
^ ^esetälicUe beaeiukuet^ falk nicht eiue kOrzere Friät bedmigea 
var. DwMelbe ist der Fall hinaioJitüch einee DienstvecliiltniafleB 
iMoh f 23 der EookttieordDung in Übenüutinfimttiig mit § 631 ff. 
''es B. G. B. Kündigt der Verwalter, so ist der andere Teil be- 
f^'litigt, Ersatz des ihm durch die Aufhellung des Vortrages ent- 
^^»ttclonen Schadens zu verlangen, wie dies von der Novelle, in An- 
••k^ünung der bisherigen tiechtsprechuDg des Keichsgerichts (Bd. VII, 
& 20, Bd. XI, a 368, Bd. XVIII, & 271) neu bestimmt winde. 

XSanelbe ist Beobten» bei Kündigung eines DienatverbUtniases 
»22 Ä1.S. 2). 

I^ach § n 24 B. 0. B. ist eine Verfflgung des Eigentümers, 
doroJi die er den Miets- oder I'aclitzins einxieht, bevor er /.u (liinste» 
^ Q^potbeküUgläubigore in Beschlag genommen worden ist, wirli- 
««8« denn,' da» aie aidi auf den lüet- oder Bachtssna fOr 
splilam Zeit ala daa aar Zeit der BMCfalagnabine laufende 
""'1 <liv? folgende Kalendervierteljahr bezieht. In Übereinstimmung 
bi«r»nit, lässt unter dor gpdaehten nedin^^ung das neue Re<'lit, § 21 
Konkurs-Ordnung, im Falle der Vermietung oder Voi pai litung 
Grundstücks, sowie im Falle der Vermietung von Wohn- 
''"''^^tt «der anderen Bftnmen eine Vertagung dea Gemeinachuld- 
'w«r BrBlbung dea VerCabrena der Eonkuismaaee gegenflber 
gelten . Wie femer der Mieter oder Pächter, soweit die Einsiehung 
J«* ^lict- Oller Pachtzinses dem HypothekenglRuMiror gegenflber 
«'\(*^Sfc».rii igt, nicht eiue ihm gegen den Vermieter oder Ver- 
zustehende Forderung gegen den H^jwthekeugläubiger 
^^^\v eclineii kann, so kann audi der WttM oder Fflcbter gegen 
^ Miet> oder PadttaiaafoideraDg der Konkuramaaae eine ibm gegen 
,K-n Oenteiiisobuldner zustehende Fordenmg nicht aufrechnen, aoweit 
ilie Entrichtung des Miet- oder Pachtzinses der Konkui-smasse gegen- 
ilbpr unwirksam ist 21 Abs. 2, letzter Satz). Die Aufrechnung 
^ daher nicht, wie bis jetst allgemein unzulAssig. 
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Ämloro Vorschriften betrePfeii die Einwirkuug der Konkiirs- 
eröffmuig auf einen vom Gomcinschuldnor erteilten Auftrag;, von 
ilim geschlossenen Dienst-, Werk- oder Oesellschaftsvertrag (§§ 23, 
27, 28), wobei die entstehenden Ansprüche nach dem Muster des 
B. G. B. bestimmt werden. Durch die Vorschrift des § 24 ist be- 
stimmten grundbuchrechtlichen Vormerkungen zur Sicherung eincR 
Anspniches auf Einräumung oder Aufliebung eines Recht« an einem 
Orundölflck des Gemeinschuldriers oder an einem für den Gemein- 
schuldner eingetragenen Recide oder zur Sichening eines Ansjtruühi» 
auf Änderung des Inhalts oder des Range» eines solchen Rechts 
Wirksamkeit auch gegenflljer der Konkursmasse beigelegt, ent- 
Bprechend den 882 Abs. 2—3, 888 Abs. 1 B.G.B. 

Erscheinen so im ersten Buche der Konkursoixlntmg die allge- 
meinen Bestimmungen und das Recht der ElrfüUung der Hechts- 
gescliäfte (1. und 2. Titel) erlieblich abgeändert, so liat das An- 
ft'<-htung8i"echt im Konkurse (3. Titel) verhältnissmässig geringe 
WiUidlinigen crlillon. Eine veränderte Ge.stalt empfingen dort nur die 
§§ 40 — 42. Was die Anfechtung gegen Rechtsnachfolger, abgesehen 
von dem Erben, IjetriffV, so findet jene »tatt, erstens, wenn iiun z. Zt. 
seines Erwcriws die Umstflnde, welche die Anfechtbarkeit des 
ErworlHJs seines RechLsvorgängers begriimlen, bekannt waren, zweitens, 
wenn er <ler Ehegatte o<ler der Verwandte in auf- und absteigender 
Linie des Gemeinschuldners ist. es sei denn, da.ss ihm zur Zeit 
seines Erwerbes die l'mstände, welche <lio Anfechtbarkeit des 
Erwerbes seines Recht.svorgängers begründen, unbekannt waren und 
drittens, wenn ihm das Erlangte unentgeltlich zugewendet wunlen 
ist. Nach dem früheren Wortlaut des Paragraphen fand die An- 
fechtung statt, wenn dem Rechtsnachfolger zur Zeit seines Erwerl»es 
bekannt war, dsiss der Gemeinschuldner die Rechtshandlungen in 
der Absicht vorgenommen hatte, seine Gläubiger zu Ixjnachtciligen. 
Es wurde daher früher in No. 1, abweichend von No. 2, die An- 
feclitung gegen den Rechtsnat-hfolgor auf den Fall beschränkt, dass 
die Handlungen von dem Gemeinschuldner in der Absicht, seine 
Gläubiger zu benachteiligen, vorgenommen wait;n, während die 
sonstigen Anfin-htungsgründe unberücksichtigt blieben. Dun.;h die 
Novelle ist in dieser Hinsicht der Unterschied zwischen No. 1 und 
und 2 liestfitigt. Die Verschiedenheit besteht nur noch in der 
Verteilung der Bcweislaät. Durch die neue Fassimg soll klargestellt 
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«enlen, <hi8s iler gutf'Iilti!>ig<^ Erworb eirips Soii(lrrnai !if 'ler>i'a die 
Xttl«-htung gegen späteiü Sondernachfulgt-'t ausödiiie^st. Die No. 3 
ist tiui-cU tlio Nu volle cntspreclieud den Orundsätzeu der §§ S16 
1 Sats 2, 832 B.0.& hinzneefOgi WShnmd fernst der 
(nherige Bechtezutlind hiitnehtlich der YeijUmug dee Aaieehtiiiig»- 
fccfitf; rlt r war, dass die letztere in einem Jahre seit der Eröffnung 
des Verfahrens eintr-nt, so ist ilies jetzt (§ 41 Satz I) dalilii ticf.i.sKt, 
ilass die Anfechtuiiir nur binnen Jahresfrist s< it der Kj''1Tninig dos 
lerfahreus erfolgen darf. Dies um deshalb, \^ eil nach dem B. Li. Ii. 
nur .AnsprOche der Yeijfibmng unterliegen, das Anfeobtungsrechl 
«b ein Ansprudi im Sinne des § 194 Ate. 1 6.6.B. nidit 
«»««jBchon ist. Ks ist dcshall) entspn'chend der Yorsi-lirift des 
? 124 Abs. 1 H G. B. an die Stolle der bish«?rit;. n V!»rji11irung.sfri.st 
-Aussehiussfrist gesetzt. Auf den Lauf der Frist Undcn die für 
^ V'djahnuig geltenden Voi-schriften des § 203 Abe>. 2 und § 207 
^ B.0.B. eataiini^aide Anwendung, Bi iet hier wieder, abBi> 
«astinuneml mit dem | 124 Ate. 2 des E a. B. teetimmt, daM 
^ ftJr die Verjäiirung geltenden Vorechrifteo liinsiciitlich der 
Hort» Urning der Verjülirting \x;'\ Verhindening der UechtAverfolginig 
'^'^^xslx höhere Gewalt und hinsiclitlich dos Aufscliulies der Vollptidtint: 
^ Verjährung eines zu einem Nauhlaäse gehüronden oder t<i<-h 
j*Bon dnen lÜMjiib» liditemlen AnapmdieB nuoh fOr die Konitoi»* 
^^t. in Fr^pe lt<mimen. Die Anfechtung ist endlich (§41 Ate. 1 
3) auflgew^loflsen, wenn seit der Yomalime der Handlung 
«lahre verstrichen sind. Dieser Satz entspricht dem § 124 
3 des B.O.B. Nach 4? 42 <,'Plten jetzt dio Vr.rsihrifteu ni»or 
^ -Ä.uft>chtbarkeit der vor Konliiiri^erüffnung voi-geiiommenen Ruciüs- 
auch für die Anfechtung solcher Beuhtsliaudlungen, die 
der KonknnerOirnung voiganommien worden nnd, ater vermöge 
iler Ii«30tiii|]ii|]]|ggiQ des B. G. B. über den ftifentUehen Olanteo dee 
O''*'*«-! buch es den Konkursgläubigern gegenilber wirksam sind. 

TJheb die Fassung der L> lue von dor Aiissondt ning f4. Tit^I) 
^■<orändert, so hat die id ci dif Al>.->tiiidcrung (.">. Titel) dureU- 
^■ifende ßeformen crfaliren 47 — 49). Es weiden jetzt als 
(W abgeeonderten Befriedigung dienend Iteseidinet eoMe Oegen- 
*ttode, wdche der Zwangsvollstreckung in das untewegliche Ver- 
■nlSSCD unterliegen für diejenigen, welchen tän Recht auf Befriofligimg 
xn daiueiben ansteht Die neue Fassung scbliesst sich au § 864 
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Abs. 1 dw ZiTflpranflMudnniig und § 10 des Ctoaeties Ober die 

Zwangsvet-steigerung und Zwaogvverw'altung vom 24. März 1897 
an. W.'ltiroiiil früher ilif Zwangsvollstiwkung Bich nach I^andes- 
n'rlit riiliti'tf, i.st jetzt «las zuletzt genannte (lesetz massgebend. 
Währuud früher dua Uiutuug der Imiuobiliariuüsse, sowie den 
Umfang und die Bangordming der aus deraelben au beridhtigendeii 
AnaprOche Beioha- und Landeegeaetae" beaümmt haben, ao 
«erden sie jetzt durch die §§ 864, 865 ZivilprozoHSordniing und 
10, 155 Zwang8vollstrcekung8gesetze8 in Verbindung mit 
i;^ 1120, IK} - 99 B.G.B, geregelt. Gläubigern, welche an einem 
zur hioukursmasäe gehörenden Gegenstände ein duxtJi iiechtäget>cliäft 
beateUtea Pfandrecht haben, kennen ebeiifalla abgeeooderta Be- 
friedigung verlaagen (§ 48). Dieae Faaaang wurde gewIUt gegen» 
Ober der frQheren: „Gläubiger, ivdohe an einer beweglichen kOrpei^ 
liehen Sache, an einer Fonlerung oder an einem Vennngensreohte 
dos Gemeinwliuldnens ein FaustpfandrcHlil halK-n". ?]inma]. weil 
nach § 90 B. 0. B. unter „Sachen'' nur körperliche Gegeuätände 
veratanden iverden und die Afaaicht beatand, die biaher elnieln 
au%ef(lhii8n VermflgenaatOcke und -Bedite durch daa Wort „Q^gaa- 
atand*' in Kflne zuaammensufaBsen, sodann weil das B. G. B. daa 
Wort „Faustpfandrecht" ei-setzt hat durch den Ausdruck „durch 
Rechtsgeschäft bestellte.-^ Pfandrecht". Den im soeben getlachten 
§ 48 bezeichneten Pfandgläubigern stehen, wie bisher, gleich die 
Rmcha- und Staatskasse, die wegen nOtzUoher Verwendung Be- 
rechtigten. Dagegen aind an Stdle aSmtUcher Abeonderungs- 
bereohtigter im frOheren § 41 K.O. folgendie swei Kategorien 
getreten: Erstens diejenigen, welche an gewissen Oegen.-<tänden ein 
gesetzliches 'xler ein durcli Pfämlung erlangtos Pfainlrecht halben; 
das dcuj Vcnuicter und dem Verpächter nach den 559, 581, 585 
dee B. G. B. zustehende Pfandrecht kann in Ansehung des Miets- 
nnd Pachtainaea für eine IrQhere Zdt ab daa letzte Jahr vor der 
Eröffnung dea YerUuena, aowie in Ana^ung dea dem Vermieter 
oder dem Verpächter Infolge der Kündigung des Verwalters ent- 
steliemlen Entschädiginigsanfipniohs nicht geltend gemacht wenirn; 
das Pfandrecht des Verpäclilers eines landwirtschaftlichen Gnind- 
atOcka unterli<^ in Ansehung des i'achtzinsos der Beschränkung 
nicht (§ 49 Na 2). Diese Kummer umfaaat die biaher in der 
Kummer 2—6 enthaltenen Abeonderungareohte, weldie vom BLG.B. 



darolnreg ala gooo teliehe Pfandrechte bestollt mvä. In die zweite 

Kategorie gehOren diejenigen, welchen nach i\nn ITandelsgesetzbndie 
in Ansehung pcwiswr Gegonslfltulo oin Rri<'kl«>lialtnng:srooht zusteht 
(§4 9 N'o. 4). Diese NuiiiimT piclit unter Weglassinig der in die 
gedaclite Nummer 2 iil>ei-tnigenen gesetzlichen Pfendrechte 
^ Budd^oeetzbncheB den Inlialt der bisherigoa No. 8 des § 41 
^^er. Fonndle Inderuogen Itaben nicht erlitten der G. und 
' l'itel (Aufrechnung, Ma>;sr irirmMger), der 8. über die Konkurs^ 
^**^*iger in gnnz unerheblicher Weise. 

Bas zweite Hiich, das Kdiikursvei-fahivn betrefreiid, weist ln - 
WUi in seinen allgemeinen Bestimnumgen (1. Titel) Aenderungeii 
ant Ei handdt tSeh Uer, wie ich in die Erinnerang surOclEmfen 
nffdite, nur am solche Beeümmnngen, die mit dem B. 0. B. ni- 
■unnit'nhangen. Sonstige sind bet-eits (unter a) behandelt. He- 
«Mders hervoi7.iihel>en ist der J; 7 1. Die Entscheidung des Be- 
^C^lwerdef,'ericht.■^ wird erst mit der Hcditskraft wirksam. Dixn 
Baachwerdegericht kann jetloch die sofortige Wirksamkeit der Ent- 
adieidiiiig anordnen. Hit Rdeksicht auf die Mfiglichlceit einer 
wiederholten AblndeniDg und die oft einschneidende Wiricung der 
Entscheidung (z. B. Ober die Koukiir.sernfTinini;) ist hierdurch die 
Wirksaiiiki^if diT Eiitscheiduiig des Hc><-hwordeRerieht.s au ihi-e 
Rechtskraft mit der Massgah»' ^clnuiden, dasi^ 'h\< H.-schwerdc- 
geritht in geeigneten Fällen die sofortige Wiiksamkeit anordnen 
fana. — Der Verwalter ist jetzt für die ErfQllnng der ihm ob- 
liegeaden Pflichten aUen Betheiligtan verantwortlich (§ 82). Das- 
■dbe ist der Fall hinfiichtlieh der Mitglic<lcr des Glaubigerans- 
whnsses (§ 89). Der veraltete HegrifT einer „Soru'fi!' ii <'rdent- 
li'hen Hausvaters" ist an l)eiden Stellen au<.tremerzt. i*ic Laiides- 
Justizverwaltung kann in Zukunft für die dem Verwalter zu 
gewlhnode YergOtung al^mehie Anordnungen treffen (§ 85). 
SoImmi jetzt Bind bei grOMerm Gerichten Tarife angebracht, an die 
sieh der Konkonrichter gewöhnlich /u halten i>t1ei:t. Die Fest- 
setzung der Auslagen und Ver^n'itnni; di i Mitdicd. r <les (iläubiger- 
ausschnsses erfolet jetzt nach Aiilir<niii^ der < Uauliigen'ersamnilung 
durch das Koiikursgericht. Der Li»ndes-Ju.stiy.verwaltung ist eine 
ihnlicbe Befugnis sur allgemeinen Anordnung wegen der Vergütung 
toch hier beigelegt (§ 91). Im zweiten Titel aber das ErOfTmings- 
lerfahieo ist neu geregelt die Eintragung nnd Lüsdumg eines 
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YeituneningSTeiiMtB ^113 ff.), im diitteq Titel (TeilungsinaaBe) 
intemriit die Bestimmiiiig, dan der Termlter die sur Briwdiaft 

des Gemeinstihuldners ah Erben gehörenden Gegenstände nicht 
verÄussei-n ilarf, wimi die Verflnsseninc; im Kall«' «h'S Eintritts der 
Naclierlifolgc nacii S 2115 B. (t. H. (icm Nai licrWtni gi'f,'enül>er un- 
wirksam sein wQitle. Die wichtigsten üestimnuingen der Titel 
4 — 7 sind schon in anderem Zmammenbange erwlhnt 

Von besonderer Eriiebliohkeit sind die „besonderen Be- 
stimm ungien" (Titel 18). Über den Konkurs juristischer Personea 
und über den eines Naelilass("- » inrs Gesamtgutes liei f'n1y?e9et2ter 
GOterpeiiii'iiiscIiaff sind «ioit ilctaillirte Vni-schriften eiitlialten, die 
sich in allem und jedem den einschlägigen Rechtsmatericn des 
B.O. & anpassen (§| 213—236). Die Grundaltie der Erben- 
hafinng im bOrgerlidien Rechte fOfarten hier an weitgehender Reform. 

Die vorgeführten und angedeuteten Rechtssätze sind, wenn 
auch die hodoutwiniston, sn doch noch nicht ilio sümtlichen. deren 
Ändenmg infolge des 15. 0. B. aufli formell nolwomiig war. Eine 
Auzalil minder erheblicher Vorschriften lat hiei nicht erwälint 
vordoi. Es wlre aber keineawegs richtig, anannehnen, daaa der 
Einflnss des neuen Rechts nur bei alao verlnderten Bestimmungen 
sich fühlbar madite. Es ist dies vielmehr nberall dort Fall, wo 
die Panigniphcn der Konkursonlniing durch Erwähnung eines dem 
Itilrgerliclion Reclito angeliörifeii Bepiifl's oder s<.-hon dadmx;h, dass 
der in ihnen entiuüteno Uesetzesbefohl nm* aui der Grundlage des 
materidlsn Civilreofats ni(%Iich ist, mit dem B. O. B. xasammen- 
hBngen. Schritt fOr Schritt wird man beim Studium und der 
praktischen Anwendung deshalb Einwiritungen des neuen BUiger- 
Hchen Oesetzliuches begegnen. Niclit zu unterschätzen sind auch 
die Modilikationcii. wdi-lio die Novelle iiifolfjf der Nel)engcs<'t7o 
des B. G, B. einzuiiUiren genötigt war. erwähne nur die Be- 

zugnahme auf das Oesetz Aber die Zwangsversteigerung und Zwangs- 
verwaltong (§§ 47, 85X das Oeseta Aber die fraiwinige Qerichts- 



c) Von den Vorschriften, die mit den Neuerungen 
des Handelsge.setzbuches zusammenhängen, sei nur p<'da<-ht 
des § 209 Satz 2 K. 0., wonach ilber das Vermögen einer Kom- 
majiditgeüellschaft auf Aktien da.s Konkursverfahren auch im Falle 
der Yersohnldung slattfhidet (§§ 240 Abs. 2, 320 Abs. 3 H. 0. B.). 



barkeit (§ 74). 
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Von gitester Releiitnng sind Iiior niicli 210 — 212: Zu dem 
Antrage auf Eröffnung fies Vorfüliicns \>t ausser «Ich Kotikurs- 
Släubigprn jefler persönlich liaf(<^nilf (lesrllsclinftiT inni jctltT liiipii- 
<l»tor beim-bügL Wiixi der Autrag uit-lil von allon pei-süiilich 
''■tendeD OwellBcJiaftere oder allen Uqiiidatoren gestellt, so ist 
^'"^^Ibe msolaneo, wenn bei der offenen Handelsgesellscliaft oder 
'ler Kommanditgesellschaft die ZiihIinigs\nifÄhigkeit. Ii«'i der 
l^'**^rtjgn(litgesellsfhaft auf Aktion di<» ZahluugsunfUhigki'it oder die 
^'^*^*huldung glaulihflft gemacht winl. Das Omt:ht liat di-- ni.ri:.'«'n 
haftendea OeseUschaftor oder die Tii<iuid:ilon-n uu<>)i 
I l W p l i c dM § 105 AbA. 2, 3 sii hören (§ 210). Ein Zwangs- 
«ngladi kann nur auf Yoisdilag aller persönlich haftenden Qesell- 
idnfler geechlossen werden. Der Zwangsvergleich begrenzt, soweit 
<r nicht ein anderes festsetzt, zuploidi rlen Umfanp der iioisTm- 
Ii<*hpn Haftung der OpsellRcliafiiM i?i 211). In di in Kunkursver- 
falireu über das Privatvermögeu eitles j><"is<(uli< ii haftoitdeu llesoll- 
•ohiflm können die Oeaellschaftsg^ubiger, wenn das Koukiirs- 
veriUuen ttber das Oeaeltodiaftsvennögen eröffoet ist, Befrieiligung 
■V «iqgen deagenigwi BetetgieB suchen, fOr welchen sie in dem 
tetrteren Verfahren keine Befriedigtuig erhalten. 

Bnes besonderen Kommentars licdürfen diese Bestinnnungen niehf . 
n, Anfechtungsgeset/. Aurli <las Gesetz Welndlund 
Aflfechtung von Kechtshandlungeu eines Schuldners nuäscrhalb des 
Kooktirsrerfahrens vom 21. Juli 1879 ist durch Oesetz vom 17. Mai 
181M abgeändert worden. Die Anfechtung gegen einen andern 
Rechtsnachfolger als den Erben findet in der Hauptsaelie in der- 
se|t*n \Vei»<> statt, wie in <leni nln'ti erörteilen 10 der Konkurs- 
ordnun^'. Neu fin>;efüf;t ist d>'r S '.in. Hat iler Krln- aus dem 
Hsdila-ss Pflichtteils- Ausprüehe, Verniäelitnisse otler Auflagen er- 
füllt, w kann ein NadihssgUUibiger, der im Konkursverfnliren 
Aber den Kaddaas dem EmpOngw der Loistiuig im Range vor- 
gehen oler gleidtttehen würde, die i * i in i^lri^ lier Weise 
infechtr-n wie eine unentgeltliehe Verffiyuni; des Krl'eii. Kerner 
i«t bestimmt, dass die Anfeciidin^ «•iner Handlung;, wekhe der 
Schuldner in der dem andern Teil liekannten Alisidtl. seine Uläu- 
\iSfr zu benachteiligen, Toigenommen hat, nur binnen 10 Jahren 
«folgen kann. Auch hier finden auf den Lanf der Frist die fflr 
Verjihning geltenden Yonchrifteu des § 203 Abs. 2 und der 



I 



1,' 



Ij 
.•rill 



I 



J ■ 



I 



! » : . 

• , ■ 



Dlgitizea by 



— 52B 



§§ 206, 207 d«e EO.R eotsprechende Anirandung. Die Frist 
begfaint mit dem Zeitpunkt« in veldiem der Glintöger den voll- 
Btiedtberan Schnldtitel erlangt hatte und seine Foiderong flUig 

war, wenn aber die Rechtshandlung nacli diesem Zeitpunkte vor- 
genommoii ist. mit der Vornahmo der Haixihinp. Die Anfechtung 
ist au&gesc)il«i8Stiu, wenn seit der Vornahme der Re(;hts}iandhing 
30 Jahre Terstriohen sind (§ 12 des Anfechtiuigsgesetzee). Anch 
In andeni Bestimmungen dieses Oesetiee ist der ESnflnsB des bltager> 
liehen HeohteSf sowie der — anenerten — CiTnproMssordnnng 
SU P]»niY>n. 

III. Das Gesetz betreffend die Erwerlis- und AVirt- 
schaftögenossen.schaften vom 1. Mai 1869 ist bereit*! wieder- 
holt Abänderungen unterwerfen worden. Schon durch ein Gesetz vom 
12. August 1896 (RO.B. I^o. 29, ausgegeben am 18. August 1896, 
Seite 695) hat es erfaebliehe Wandlungen editten. Sodann ist es 
durch daR Etnfnhrungngesetx sum neuen Handelsgesetzbuch Art. 10 
mannii-'f.iciii'ii AmloriiTitren unterzf^on worden. Durch di<- Bokaimt- 
niaehung dos Kt itliskuiizlers vom 20. Mai 1898 ist ininmehr das 
Oesetz in neuer Fassung und in altgeänderter Paragrapheufolge er* 
sdilenen. Gegenfiber der Gestalt, die es im Jahre 1889 erhalten 
hat, sind die Heuerangen folgende: 

EonsumTereine dflrfen im regelmassigen Oegilhlfti verhehr 
"Waren nur an ihrf Arittrlii'dor oder an deren Stelhviiroter ver- 
kaufen. Diese Be.sciiriiiikuiig i.st. infolge der agrari.«chon Forderung, 
für laadwirtscliaftliuhe Konsumvereine, welche ohne Haltung eines 
offiNien ladens die yermittelttng des Benges von Auer Natur nac^ 
anssehliessBoh ffir den landwirtschaftUehen Betrieb bestimmter Waren 
besorgen, hinsichtlich dieeer Waren wegge&Uen 8 Ahs. 4). Durch 
das (ienossenhcliaft>sstatnt kann festgesetzt werden, das.'^ der (lowinn 
nit lit verteilt, sondern ileni Keservefonds zugeschrieben wiiii (;? 20). 
Früher waren' allerdings M(Klalitäteu, die lästig erschienen, dieser 
Bestimmung beigefflgt Infolge der endgflltigen Aufhebung aller 
sogenannten weibliohen Bechtswohlüistmi durdi daaB.G.B.i8t der 
Abs. 4 des § 23, wonach Frauen sich inhetrerr der durHi ihre 
Mitgliedwliaft übernommenen Verpflichtungen auf die nadi den 
Landeggeset/.' Ml für .sie geltende» Rechtswohltliaten niclit lionifen 
können, in Fortfall gekommen. Neu sind die §§31 und 32. Filr 
Krasumveieine, welche einen olfenen Lsden haben, hat der Vor* 



Digitized by Goog^€ 



stnn<l, um ilie Beobaiiilinig der IJt -tuiiiuutiL;. n j- li.d lit- u ^ 
A.bs. 4 zu gicktiru, Auweiäungeu üanlber xn i.ila.->!,cii, auf welche 
W^ae mdi di« Venjnanilgliedier <Hlor <1eren Stellvertreter Attn 
VtienYevk&ttfern gcgenllber xu fogitiniieren haben. Abschrift der 
Anweisung hat er der höheroii Vei\v;ilnii;u'^tii Ii"rilo, in >]i^ix>n Bezirk 
<V;i' (iennsseiT^rhaft ihren Sitz hat. iim\«'I7,üi;Ii''1i • in/uivi. ii. n. Ihc 
Iwilit-ix' Ver\v.iltim^hehörde ist l)efn^(. 'iii' Mi(;;!ii'ilt c dr- V.,i>t.ii)il- > 
mr Einreichung und uöügenfalls AUlinJuiuuii e i. r L^ii^iaiiiiiiiji 
der AowmBongen dnccli Oeldstiafen bis mm Betrage von je 300 M. 
Minbaheo. Oogen die Anordnung und StraHestaetzung der höheren 
VerwahungsWiörde findet binnen Wochen die Bes< livfi l.' m 
•lie liandescentralbphrirde statt. V«>ii Knri>utii\>-n'iiM ii m.I.'i «ii w . i 1,.- 
treil»fnden, welche mit solclien \v. i;i n W ni t: il - ;ni ii- Mii- 
glieder in Verbindung stehen, düikii ALiiUtn .»1(1 aMi.bti^c i.i ht 
anf den Nuneti ktuteode Anvoisungen oder Warenzeivheti, welche 
anstatt hana Geldes zum Wmranbezug berechtigen Mllon, nicht 
ausgegeben wenlen. Zur weiteren Sicliening der hier fraglichen 
Vrtrsclirifteu sind noch ferrn^r i^a«' Sti;ifli>>titiiiiiur.L'.';i >ila-:<i'n: 
Perenn^n. welche für einen Koii-inuM tvin ilm W.iivMV.-iliiiif li>- 
wirlen, werden, wenn sie der VoitiLluifi dc-rj ^ AL»h. 4 /'.uwiJi.r 
«iaNnffidi oder okiie Beachtung der nach 31 von dem Votatande 
«laaBeoen Anireiwng, Wann an andere Personen al» ati Mitglieder 
oder deren Vertreter verkaufen, mit Geldstnifen bis zu 150 Mark 
bestraft. Gleiche Strafe trifft dn-^ Mitj,'li ' l, w. 1. fi. - sein. r,- <:iti 
mation, dnrfJi i]}r> p«? 7mr\ Warcnk.'iuf in >'iii.'iii K<.iis.im\ iTciii mU-i 
eiuein mit dieaem wegen WaronabgaLe au lii- Mitgli.Alei m \ev- 
UiHlung stehenden Geweitwlmbefiden berechtigt wir«], einem Dritten 
nn Zwecke untiefiigfer Waienentnahme fiberlUsBt. Die Dritten 
a^, welche ron aolcher Legitiination zn demselben Zweck Gebrauch 
machen oder auf andere Weise zu nnbefiigter Warenal • ii v . i - 
leiten unternehmen, wpnlfti in gl- !• lu r W.i-f lit^-CMtt Au' ii ist 
ö» verboten, Waren, die jemand au.^ t].;iu Koiisumu i» ui txlvi vuii 
Mwm mit diesem wegen Warenabgabe in Verbindung stellenden 
GeveitietnibeDden auf Orund seiner MitgUed«cliaft bezogen hat, 
^ern Entgelt gewtdmheitBmlBBig oder gewerb«nilL«aig a» N^icht- 
Bitgiieder »i TerSuaaem (§ 252 * 4). 

Zu der wichtigen Frage der Aiif^'i-Iiinn;: .'iti.'- l'..'- hl i--..-, il.-r 
GeAeralv^iauimlung war bialier 49 Aha. \) ["^r^üinuii: „Ein ite- 

34 
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schliiss der General vcrMiinmlnng kann wegen Verletzung des Ge- 
setzes oder des Statuts als ungHltig im Wege der Klage angefochten 
wenlen. Dieselbe findet nur binnen der Frist von einem Monat 
statt. Zur Anfechtung liefugt ist ausser dem Vorstande jeder in 
der Generalversammlung erechienene Genosse, sofern er gegen den 
Be^chlus.^ Widersprui'h zu Protokoll erklilil liat, un<l jeder nicht 
erschienene Oenosst^ sofern er die Anfechtung darauf gi-flndet, du.ss 
die I^'rufung der Goneraiversammlung oder die Anknndigving tlos 
Gegenstandes der Bes<.:hlu88fa««iuig nicht gehörig erfolgt war." 

Jetzt ist der Genosse durch die schärferen Bestimm inigen des 
§ .')! Abs. 1 und 2 in günstiger Weise geschützt Hiernach kaun 
ein Beschluss der Generalversammlung wegen Verletzung der Ge- 
setze oder des Statuts im Wege der Klage angefochten werden. 
Zur Anfeclitung befugt ist jeder in der Generalversammlung er- 
schienene Genasse, sofern er gegen den Besclüuss Widerspruch zum 
Protokoll erklärt hat und jeder nicht erschienene Genosse, sofern 
er zu der Generalversammlung unberechtigter Weise nicht 
zugelassen worden ist, oder sofern er die Anfechtung darauf 
gründet, dass die Berufung der Versammlung oder die AnkQndigiing 
des Gegenstandes der Besclüussfassuug nicht gehörig erfolgt sei. 
Ausserdem ist der Vorstand und, wenn der Beschluss eine Mass- 
rcgcl zum Gegenstande hat, durch deren AusfQlirung sich die Mit- 
glieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates strafbar oder ilen 
Gläubigern der Genossenschaft haftbar machen würden, jetles Mit- 
glied des Vorstandes \md des Aufsichtsrates zur Anfechtung Ite- 
fugt. Der 6. Abschnitt, bis jetzt „Auflösung und Liquidation"- be- 
titelt, hat die Aiifschrift erhalten : „Auflösung und Nichtigkeit der 
Genossenschaft''. Innerhalb desselben lautete bis jetzt der § 88 
Abs. 2 : Nichterhobene Schuldljeträge, sowie die Beträge für betagte 
oder streitige Fordenuigen sind bei der Verteilung des Vermögens 
zurückzuhalten. Dasselbe gilt für schwebende Verbindlichkeiten. — 
Dem entspricht die verbesserte Vorschrift des § 90 Abs. 2, wo- 
nach, wenn sich ein bekannter Gläubiger nicht meldet, der ge- 
schuldete Betrag, wenn die Berechtigung zur Hinterlegung vor- 
handen ist, für den Gläubiger hinterlegt werden muss. Ist die 
Berichtigung einer Verbindlichkeit z. Zt. nicht ausfOhrltar oder ist 
eine Verbindlichkeit streitig, .so darf die Verteilung des Vermögens 
erst erfolgen, wenn dem Gläubiger Sicherheit geleistet ist 




Em vollstÄadiges Novum outliält dt-r § 92. Ein lioi <l..r Auf- 
iBmmg der Gcooaaenaohaft TorUeibendes Brinvemügtn fällt, sofern 
duwlbe lucht dnidi das Statut einer physischen oder juristischen 
Fenon zu einem bestimmten Verwendungszweok Überwiesen ist, an 

diejenige GotnoinrJe, in der tlio Genossenschaft ihren Sitz hatte. 
Die Zinsen dieses Fonds sind zti gemeinnfitzip ti Zwtvk.-n zu ver- 
wenden. Es ist ein zu billigender sozialiH.litischer O.Hlank.', doss 
io den hier TOigeedieneii FBUen die Gemeinde, innerhalb derer 
«sd nit denn HiUs eine Genossenschaft thStig ist, im FaJle der 
AuQiSsang mSgUcberweise einen Vorteil gewinnt Femer erscheinen 
als günziich nene un<l de,sliall. liier zn erwähnond.- Hechtsregeln 
die folgenden: EntliilU das Statut nicht die für dass,!!.,« wesent- 
lichen Bestimmungen oder ist eine dieser Bostinininniren iiicldig, 
» kann jeder GeBone'und jedes Mitglied des Vurstautles imd des 
AsUdilsnles im Vage der Klage beantragen, dass die Genossen- 
•chaft für nichtig erUflrt werde. Als wesentlich im ffinne der 
soeben gedachten Vorschrift gelten liesonders bezeichnete R^stim- 
mungen dos Statuts. Ein Mangel, der eine hiernach wesentliche 
Bestimmung des Statuts betriflt, liann durch einen <lcii V..isciirifteii 
des OenosaeiisoliaftageeetMe über Änderung des StatuU entsprecheji- 
den BeBcUnaB der QenenlTenammlong geheilt werden. Die Be- 
rufung der Genenlvenammlang erfolgt, wenn sich der Mangel auf 
die Restimmungen und die Form der Ri l ufung bezielit, dundi Ein- 
rückung in diejenigen öfTentlichen niätlf t, w. 1, h,! für die Hckaiinf- 
machung der Eintragungen in das (It ti.^sscnschaftsregist.'r iM stinunt 
•■d. Betoifll bei ein«r Genossenschaft mit bescliränliter Hafti-llicht 
dtt Mangel die Bestimmung Uber die Haftsumme, so darf durch die 
nr leasog des Hangels beschlossene Bestimmung der Gesamtbetrag 
Ton den einzelnen Genossen fibeniommenen Haftung nicht ver- 
miüdert werden. Ist die Xichtigkeit einer Genossenschaft in das 
Genoesenschaftsregister eingetnigen, s« finden ziitn Zweck der Ab- 
•»khing ihrer VerliiUtnisse die für den Fiül der Auflösung ge- 
IniMMii Bestimmungen entsprechende Anwendung. Die Wirksam- 
l^^it der Im Namen der Genossenschaft mit Dritten vorgenommenen 
fehtsgeschifle wird duieh die Nichtigkeit nicht liorrdirt. Soweit 
di« üenf»ssen eine Haftung fflr die Verbindlichkeiten der (ienossen- 
**aft übeniommen haben, sind sie veri-llichlel. die /uv Bcfrie.ligiing 
^ OUubiger erforderlichen Ueträge nat h .Mas.sgalie der Vorscliriften 
fliw die Haf^Oieht der Geoossenschaft »i leisten. 
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Im 8. AbBcfanitt, der die ^beeooderen Bestimmungen'* für Ge- 
noeseneduiften mit unbesdirlnkter Haftpflicht enthalt, whfd aulgdiobeD 

der § II I mit seinen vorklausulii itin nostiinmiingen. Im bisherigen 
IIG war bosfiiniiit, tlass im Falle des Konkursverfahrens nach 
Alllauf von 3 Monaton seit dorn Torniin, in welchem die Nach- 
schiiääberechnung ffir vollstreckbar erklärt ist, die Oläubiger, soweit 
sie bisher nioht befriedigt sind, die einzelnen Qenossen in An- 
sprach nehmen Idtamen, ohne dass den letzteren die Einrede der 
Teilung zusteht. N;u;h dem neneu § 122 Abs. 2 sind die Worte: 
,,oline dass den hrtzteren die Einn^de der Teilung zustellt" mit 
piteni Orund fuitgehussen wonlen. Kndlioh ist im i; 117 der Al>- 
satz 3 foitgefallen ; denn äeine Bestimmung, du.ss diu Verjährung 
noch gegen Hinderjaiuige und bevormundete Personen, sowie gegeu 
juriatiadie Personen, denen gesetdidi die Rechte der Mindefilhrigen 
zustehen, ohne Zubasung der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, 
je<I'K-h mit Vorl»ohalt des Rflckgriffs gepen die VormOmler nn»l Ver- 
walter, lüuft, hat geßonübi i- dem H. (i.B. nunmehr keinen Sinn. 

IV. Wie das (jeitossenäcliaftsgesetz, so liat auch das Gesetz 
betreffend die Gesellschaften mit besohrinkter Haftung 
vom 1. April 1892 dundi die Bekanntmachung vom 20. Shi 1898 teil- 
weise eine neue Gestalt bekommen. Ausser dn^en die Emtragungen 
betreflTeuden formellen Vorst-hrifteii sind von einschneidender Bedeutung 
die folgend>'ii: Nach ?j OO Abs. 1 Xo. 4 wird die Oe-scllst-haft 
mit beschränkter Huftinig wie bis jetüt durch die Eniffnnng ilo.s 
Konkursverfaltrens aufgelü^^t Es wird jedoch binzugefflgt, dass, 
wenn das Verfahren nach Abechloss eines Zwangsvergleidies auf- 
gehoben oder auf Antrag des Gemeinschuldnen eingestellt wird, 
die Gesellschafter die Fortsetzung der Gesellschaft bescbliessen 
können. ll< ti Hestinunimgen des (lenossenschaffsgesetzeg enlspiicht 
die abgeiinilertc Voi-schrift des § 73 Abs, 2 (früher § 74 Abs. 2), 
wonach, wenn sich ein bekannter Gllkibiger nicht meldet, der ge- 
schuldete Betrag fOr ihn zu hinterilegen ist und dass, wenn die 
Berichtigung einer Verbindlichkeit t. Z. nicht ausführbar oder eine 
Veiliindliehkeit stroitig igt, die Verteilimg des Vermögens niu- rr- 
foliren darf, wenn dem Ghlidiif^er Sicherheit ireleistet wird. (luiiz 
neu sind endlich di.- Vorschriften, welche den oben gedachten i^S 94 
bis 97 des UenusscnschafUHgesctzus entsprechen und die das Recht 
eines jeden GeseUschafters, GeachlftsfOhrecB und Anfnchtantemit- 



uiyiu^uU Ly GoOgl( 



gliedes l>«treffen, im Wege d«r Klage die Nichtigkeitserklärung der 

QeBells<)uift zu beantragen (§§ 75 bis 77). 

V. Endlich ist auch das Oosftz l.et i of f cnd die |ii ival- 
techtlichen Verhältuisse der Biniieiiscliiff falirt vom 1."). Juni 
1895 (Beiohsgetetsbhtt Saite 301) auf Grund de» Art. XU des 
BnfOhrnngsgeBatMa txm Brndelageaetsbuch abgeftndert und duivh 
Bekanntmachung rom 20. Mai 1898 veröffentlicht worden. Audi 
Uer handelt es sich im Wespntlicli.'ii um 'Ii-' I[. i-.t.'lhitm: oim-f Kon- 
kordanz mit den BeprifTtMi des ikmicm Hiiip i lii ln u Hi'i lit-. DarülMT 
hinaus ist eine voUstüiidige rUMviii.stimimiiig mit den II ^tmnimiiijon 
des neuen Handebgesetxbuohes, insbesondere ilbor du.s Fra« iiigi 'm Iiüü, 
iMdMkihtigt und erreidit vorden.^) 



Dm Berichtjahr liat am h . iiH" Fieforiii dt r <"iviI-I'rnzoss- 
ordnnag und der Gerichtsvtrfa>Mni^; aiif7.iiwi'iM.'n. Kniliili isl 
fetltere äusserst dürftig ausgefallt-n. .Man hat in dc-r Wissel ischafl 
voignchlagen, den § 13 des Oerichtaverfassungsgeaetzes, nach 
wekjfaem vor die ordentlidien Gerichte alle bttrgerliohen Rechts- 
streitigkeiton und Strafsachon L'i'hnivn. für w.'lclio ni(;ht ontwedep 
die Zustündi^,'keit der Vorwaltuim-lc liür-l' i> «kIit Vi'r\valtimf;Kgr'- 
ricbte oder die von Soii<icr;;<ii(litLM li'-rümlft ist, ali7.iiän<h>rii. 
Denn das Reich besitzt nunmehr im H. (i. H. ein einhoitlichos 
Friniteoht, desaen Schnts es auch garantieren muss. Es thnt dies 
aber nur inaofetn, als dieses Privatrecht vor die Gerichte gehört 
Dnixh die Vorschrift des § in C. V. 0. haben e.s die einzelstaat- 
lidiea Ge-st tzi' in der Hand, zu In-stiiiiiiH n, ffir wcklic Aiispini he 
4er on1ontli( lio Kcchtsweg ernfrnt't wcrdi ii snll. Wenn auch die 
Geialir nicht gross ist, so kmui (h.'iinuch duix-ii das Eingreifen von 
Artikakiigesetaen die eingeiftiimte Rechtseinheit, wenigstens soweit 
es lieh nm den Sdbuts der Ansprüche handelt, gefälirdet werden. 
Der gepehonon Anrogutig ist die Novelle zum Geri« litsvorfa.ssung8- 
c^s.»tz iiii'ht gefolgt. Es hab«n nur geringfügige Änderungen 
stattgefunden. Nach dem Einfiihnnigsgesetz zum (Jerielilsv.-r- 
fiasungsgesi.'tz ^ 8 kann «hireh die (lest tzgebuiig eines Hutides- 

') Zu erwiUuieu w&ren noch die wicbtigou Krlasse dos i'atentamt.s vom 
22. NvvMBber 1898. Sie enthalten BestimmuiieeH über die Anmeldung voo 
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Btaates, in welchem mchrore Oberlaiulesgerichte errichtet werden, 
die Verhandlung und Entscheidung der zur Zuständigkeit des 
Reichsgerichts gehörenden Revisionen und Beschwerden in tiflrger- 
lichen Rechtsatreitigkeiten einem obersten Lmdesgoriclite fiher- 
wiesen weisen. Diese Vorschrift findet jetloch auf bürgerliche Rechts- 
streitigkeiten , welche zur ZustAndigkeit des Reichs(-0ber-Handel8)- 
Gerichts gehiW-en oder durch besondere Reichsgesetze dem Reichs- 
gerichte überwiesen werden, keine Anwendung. Da nach Ein- 
führung des B. 0. B. die Zuständigkeit eines solchen obersten 
LAndosgerichts äusserst zusammenschnimpft, ist nunmehr l»estimmt: 
Durch die Gesetzgebung eines Buntlesstaates, in welchem mehrere 
0l>erlande8gerichte errichtet wenlen, kann die Verhandlung und 
Entscheidung der zur Zuständigkeit der Oberlandesgerichte gehören- 
den Rensionen imd Bcschwenlen in Strafsachen ausschliesslich 
einem der mehreren Ober-Landesgerichte oder an Stelle eines 
Bolchen Ober-Landesgerichts dem obersten Landesge- 
richte zugewiesen werden (§ 9). Gewisse allgemeine und 
besondere Vorschriften des Garichtsverfaßsungsgesetzes finden auf 
die obersten Landesgerichte als Behörden der ordentlichen strei- 
tigen OerichtßV>arkeit entsprechende Anwendung. Das Gleiche gilt, 
sofern ein Civilsenat des obersten Landesgerichts von der Ent- 
schcidtmg eines anderen Civilsenats oder der vereinigten Civilsenate 
abweichen will. 

Der erheblichste Teil der Reform, welche auf diesem Gebiete 
durchgeführt worden ist, bezieht sich auf die Ci vilprozess- 
ordnung. Nach der Begründung der Novelle sind im Wesent- 
lichen nur solche Punkte berücksichtigt worden, in denen eine Reform 
auf Grund der bisherigen Erfahnmgen allgemein als dringend an- 
erkannt winl und ohne Eingriff in die Grundlage des Gesetzes 
durchgeführt werden kann. Es ist mit Recht betont worden, dass 
die Novelle ein Gelegenheitswerk sei und das« die Politik der 
Entlialtimg angesichts einer bevorstehenden General-Revision volle 
Billigung ver<liene. Trotzdem isi vorgeschlagen worden, nicht 
weniger als 189 Paragraphen zu ändern und 200 Panigraphen 
neu einzufügen. In Gesetzcxform sind diese Neueningen, ebenso 
wie (Ue des Gerichtsverfassungs-Gesetzes, am 17. Mai 1898, der 
überhaupt ein denkwürdiger Termin für unsere Gesetzgebung ist, 
erschienen. Die wesentlichsten Reformen, die im Prozessverfahren 
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nunmehr eingefQlirt woitlen sind, sind frd^'eiide: Ziinftchfit ist der 
Begriff «1er Pai teifälii^'ktMt iumi in das (ii^>iftz <'inf;pfi1irt wonlpn. 
Nach § 5n ist partiMfäliif;, wer n'clif.sfäliig ist. Kiii V.-ioin, fler 
nicht rechtsfähig it>t, kann verklagt wonlen; in dum Kcciit.-vst reite 
Im der TeireiD die StaUnng eines rechtsCUiigen Vereins. Dem- 
«nteptediend bestimmt dw f 735 C. P. 0., dass zur ZwangsvoU- 
itieolung in <la8 Yermflgen eines nicht reeli(sf<%higen Vereins ein 
Cfgcn il'^n Verein ergangenes rrtt-il f^rein'igt. I)«^n prozessliindern- 
<len Einreden ist mit § 274 dieji-nip- «it-r nianu'clliaften ['artoi- 
fähigkeit eingefügt worden. Dsis (lerichl liat <l<!n Mangul der 
BBtrifthigfceit too Amtowegen zu berOckeichtigen i.§ 56). 

Bei der Vertretung ohne Vollmacht ist gegenüber dem Ge- 
sehÄftsfflhrer in fremder Sache ein.' ><^. nsrrirlie Nenemuff eingeführt 
Ist zu der Zeit, zn welcher das Endnrteil t tlas-sfMi wird, die Ge- 
nehmigung des Vertrrtenm) durch den neg. g>'stor iii< lit lieigehracht, 
80 ist der einstweilen zur Proze^sfültrung ZugelaMtiene zum Ersätze 
der dem Gegner infolge der Zulassung ervaehaenen Kosten su ver^ 
Biteilen, such fast er dem Gegner die infolge der Znlassnng ent- 
Sbndenen Schäden zu ersetzen (§ 89 Abs. 1 Satz 3). 

In <ler !>^liro von den P rozess k os 1 <Mi ist zunilehst die stroitige 
Frage .:rle<iigt worden, olidie Kostenerstattung auch die Knlseliädigiuig 
de» Gegners für die diinh nutwundigc Iit;i.sen oder durt-h die not- 
vendige Wahraehmung von Terminen entstandene Zeitversäumnis 
uibase. Die Frage ist b^ht worden. Die fOr die Entschädigung 
von Zeugen geltenden Vorschriften finden entsprechende Anwendung 
(S 91 Abs. 1 Satz 3). Mit Rücksicht darauf, dass lieini ri.ergnng 
eines Anspruchs auf den Kläger, sei es durch Rcchtsgeseliäft unter 
Lebeoden oder durch Erwerb von Todcswegon, der andei-e Teil 
truailan dsr^ tes iluB der Übergang vor der Eb4iebnng der Klage 
■ilgeIaQt und auf Vedangen nachgewiesen wird, ist dem Cessionar 
«ins besondne Verpfiidituag auferlegt Maoht «r nJbnlidi als Klager 
ÜHB anf ihn übergegangenen Anspruch geltend, ohne dus^ < i \ nr 
Jer Erhebung der Klage dem neklagton den l'bcrgang milucti ilt 
und auf Verlangen nachgewiesen iuitte, so fallen ilini die Trozcss- 
koMen insoweit sur lASt, sIs sie dadurch entstanden sind, dass der 
' BaUagle durch die Untsirlaasung der Hittmlung oder des Nachweises 
«ttiabnat wordm ist, den AmprwÜi zu bestreiten (§ 94). Die An> 
iniitang der Entsebeidnng über den Kostenpunkt ist auch erweitert 



woi-dm. iBt die Bauptmohe tOaiäkk diuoli eine, aui Grand «ioee 

Ancrkenntiiisi*es ausgesprochene Verurteilung erledigt, m kann dl© 
Entsciieiilunp illn-r tieii Kotitcnpiinkt selbständig angefochten wenlon. 
Ist eine Enticli' idiitiii; in der Hauptsache nirht ergangen, so findet 
gegen die Entscheidung über den Kostenpunkt sofortige Bcscb'wcrde 
fttatt, Tor der EalaolieiduDg Ober die Beachwetde isl der Qegner 
zu hdren (§ 99 Abs. 8 und 3). Gegen die inbetreff der Pnnem- 
kosten erUuBeoe Entscheidung der Ober-I^desgericlit.' ist die Be- 
schwerde nur zulSspip. wenn die IV^schwoidi sinnmo d-'U Betrag von 
100 MV. fUiorstf'i.trt. l"Vrtu;r unterU*'£;tM» Entsrheidungen der I,and- 
gerichte inbetrotT der Prozesskoeten einer weiteren Beschwenle mir, 
ynm die BeBdiwerdeaamiiw den Betmg von 50 Hk. abenteigt Auf 
die weitere Beeekwerde gegen die Enteoheidnngen der OberwI«ndee- 
gerichto findet die ROeben gedacliti- Vorschrift bezüglich der Re- 
Bcliwerdesumme Anwendung. Hiernach ist eine Beschränkung der 
Anfochtbaj"keit nach der Rir hftine der Hnhe der Beschwerdesiirtinie 
gegeben. Ausserdem giebt es im Kosteupiuikt nicht mehr als drei 
IfiBtBDsai, denn gegen die Eotadindiing der Ober-Landeegerichte 
Ober das Reditsmittel der weiteren Beediwerde findet eine weitere 
Beechwenle nicht statt ($ 567 Abe. 2, § 568 Ahe. 3 and 4). 

Im Kostenfestsetzungsverfahron ist neu eingefügt die 
Vorschrifl, dass im Verfahren vor dem Amtsgericht der Betrag der 
zu erstattenden Prozesskosten, wenn er sofort zu ermitteln ist, in 
dem Urteil festgeaetst weiden kann. Diese Bestimmung ist voa 
manchen Sohxiftstelton als eine Totgeburt beieichnel worden. Wenn 
ioh auob nicht soweit gdien kann, so vermag idi dodi aus eigener 
Prozesserhhrung zu bestätigen, dass sie von grosivcr Bedeutung 
niemals sein winl. Denn einmal ist die ?.. 7i. liereits nns!>cr>)rdent- 
lich grosse ArteiUilast des Richters nicht geeignet, ihn nix;h zur 
sofortigen Ermittelung der zu erstattcndeo Prozcsskoaten zu veran- 
lassen. Eine einsichtsvolle Psrtei wird nidit leidit ein^ mit seinen 
Temünen voUauf bssohlftigten lUchter anmuten, sieh noch mit dner 
Rf)Ichen festsetaung, die wegen der peinlich genauen Bereohnung- 
in"t;lir'herweise sehr zeitraubend ist, zu iH'fa^son. Es Inmdelt sich 
desiialb meistenn nur um ganz kleine Objekte, und um ganz ein- 
fache durchsichtige Tliatbeständc, gewöhnlich um einen Prozctu^ der 
in dn oder iwei Tenninen erledtgt ist. Bei diesem wird der FroMSs» 
lichter allerdings von der gedachten Yorsdwift auf Antrag Gebiaucli 
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machen. Allniii viel gewonnen ist daiuif am h nii ht Denn im 
Augenblicke des Urteils sind kein- swi ir^ u m h ;i 1 1 • K /slin /u rifct - 
feehcn, so inshcsondcrc niflit die. weldji.' '|iiivh ilir Auvffi tiumi^ 
de» Urteils, Uuich Abschriften uuJ ZuisteU«uigcu eaUkhuJi. Viui 
guihr wa billigen igt eine neue Vorschrift, naeh der claa Gericht 
Bttoe Eotscheddung binnchtlidhi der festgesetzten Kosten in gewissen 
F&llen selbst ibflndeni Icun (§ 577 Atj«. 3). Hierduroh u in] vweifei- 
i-- t'iuo cToase Anznh! von Bescliwcn]*'!: v.'Mii".i''-i''u iin.i daiiiit '-itifl 
Eiitiastung des Ober - iiorichts hrrl><'i::v'frilirt, Hi^lioi l"'L'>''uiift-- . 
auch Schwierigkeiten, wie die Kui>teubtHUeil»uiiy /u hewiikeii sei, 
veAV nach der Koetanfeetaetzting eine EatGcheidiing ci'geht, durcii 
vdcbe der Wert dea Streitgegeastandea anderweit festgesetzt wind, 
hlls die neue Ibtadieiduiig von der Wertberecbnnng abweicht, 
welche der ursprünglichen Kost. iii. stsct/uni,' zu (itiiiiil> Iii -t. so 
kann jetzt auf Antrag dip Kof!tenf«':-ts> t/mii: 'iiin h das Uoricht erster 
iiislanz eutsprecliend abgeändert ^^ ^'pi.>n (5 1**7) 

In der Lehre von der Siebet Uuitslciatujig i^t tunäichüich 
<l«r ROc^be der proMesualen Sicherheit eine Neaorung geschafTon 
woidoiL Ist nimUoh die Yemolasfiung fQr eine Sicherheitsloistnng 
weggefallen, so hat jctat auf Aiitmi:: ihi^ G, rji ht. wri ■lic.i; dif Be- 
stellung der Sicherheit angeordiK t "dt i zii^^i l iss. n li it, . iii. iVist 
iu bestimmen, binnen welcher diinn 'li> l'ufiM. zu il-n ti (liin-t. ;i 
die Sicherheit geleistet ist, die Kaivvjlliyutig ia iül' Kikk^ah./ <li;i 
Sidierfadt za erkttien, oder cUe Erhebung der Klage wegen ihrer 
AnsprOdie naohxuwdsen hat Noch Ablauf der IMst hat da« Oe- 
richt auf Antrag die Rückgabe 1» 1 lin it (nzuordnen, wenn 

nicht inzwisrhfMi ilio Erhebung di-v Klaue ri.»rliu"\vif.-<'ii Di'- 
Autiäge um die Einwilligung in di.' Zm n. kiialiiii'- il.>r Si. h. rhfi; 
Uonen vor dem Geriehtsschreil" r zn rri.lokuil eiklüil wtidtn 
(I 109). Dm Gericht der Haupt ache int fflr die hiernach zu trefTen- 
den ioordimDgen aunndiUeMlich siialändig, wenn die Hauptsache 
ttihängig ist «der anhängig war (§ 94 !) 

flu A r m e n r p 1' Ii t i>.t jetzt iinL'cm^liu't. iia>>. ^nwtlt tii'ht <^iiie 
Anwa^t^- Vertretung geb*j»ten c)d«'i liii'' l'iii'f iijUMn' riti' S li'-ihts- 
«Bwalts erfolgt ist, einer armen r.ittt;i, wcldu nidi\ im li.v.ukf des 
J'lMeaBgericIits wohnt, tur unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Beeilte 
in dar mfindlidien Veifaandhuig auch ein Rechtskundiger, der die 
▼«■Scacbriebeoe PrOfnng für den Justisdionst bestanden bat, 



oder ein BonRÜger JuBtizlieamter, der nicht als Richter angestellt 
ist, hoigeordnet werden kann. Die infolgedessen erwachsenen larcn 
A<iKlagen werden von der Staatskasse bestritten (§ 116). 

Was das Verfahren in der milndlicheu Verhandlung 
angeht, so ist von Ijcsondcrer Erheblichkeit die grundsätzliche Zu- 
lassung von Winkelkonsulenten. Es kann nämlich das Oericht Be- 
vollmächtigte und Beistände, welche das niQndliche Verhandeln vor 
Gericht geschäftsniä^sig betreiben, dann nicht ziirilckweisf n, wenn 
ihnen dies <lurch eine seitens der Justizverwaltung getroffene 
Anordnung gestattet ist Diese Vorschrift ist aus verschie<lenen 
Gründen zu missbilligen. Einmal bedeutet es eine ZurOcksctzung 
des Anwaltstantle»», wenn ihm Personen gleichgestellt wenlen, deren 
Vorleben, Bildung um\ gesellschaftlicher Stand mit denen <le8 Rechts- 
anwalts nicht zu vergleichen ist Die Bestimmung hätte dort und 
nur dort Anwendting finden dflrfen, wo kein Rechtsanwalt am Orte 
oder hrK-hstens nur ein Rochtsanwalt vorhanden ist. Es ist auch 
im Interesse dos Publikums die Anerkennung der Winkelkonsulenten 
zu beklagen. Wenn man die Erfalirungen, die Prozessriehter mit 
solchen Personen gemacht haben, mehr berücksichtigt hätte, so 
würde man zweifellos zu einer so bedenklichen Massregel nicht 
gegriffen haben. Denn der Winkelkonsulent ist für das kleine Publikum 
der teuerste Anwalt, weil seine Sach- und Rechtskunde der des 
Rechtsanwalts nicht gewachsen ist, hauptsächlich aber deshalb, weil 
er als gewöhnlich reduzierte Ekistenz dem kleinen Mann durch Zu- 
reden zur Anstellung von Klagen und durch Vertretungen in aus- 
sichtslosen Sachen mehr schadet als nützt. Ich selbst habe ver- 
schiedentlich folgende Fälle erlebt: Der Beklagte, der z. Z. des Auf- 
rufs der Sache im Gerichtssaal sich gemeldet hat, erklärte auf 
Befragen, class er zu dieser und dieser Sache gekommen »ei und 
dass er im Gnmde gegen den Anspruch nichts einziiwenden habe 
und nur jetzt nicht zalilen k6nne. Da es nun eine geraume Zeit 
dauerte, bis diese Sache verhandelt wenlen konnte, entfernte sich 
der Beklagte aus dem Gerichtssaal. Später erschien für ihn oin 
iK'kanntor Rechtskonsulent der Einwendungen vorbrachte, die offen- 
bar aus der Luft gegriffen waren und die natürlich zu Versc-hleppung 
der Sache hätten dienen müssen. Der Beklagte selbst war spurlos 
verschwunden. In solchen Fällen bleibt nur zweierlei übrig. Ent- 
weder man kann als Richter, indem man die Manipulation durch- 
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•ehmnt, nach dem Klagnntnge «fcmiieii; in cliesem Falle tfSgt der 

nnbemittelte oder wenig bemittelte Beklagte die Krt8(<;n einer kontra- 
diktorischen Verhandlung, während er hossor iiml Mlli^jt^r ^'pf.-Uiren 
wäre, wenn er nur anerkannt hätte, (xler Vci>.ä\nnnis-Ui1eil iitior sich 
lAtte ergeben lassen. Oder es kann auch der Richter auf die neuen 
Aatilge des WinkeUBonsiilenten dngehoi, in diesem Flalle wird ge- 
irlShnlich eine nochmalige Terfaandlung und event eine Beweis- 
inMmke notwendig sein. In beiden F&\]en Bind die Kosten erheblich 
grftaser als im Falle eines Anorki'nritiiisturt<"ils. Al)(,f selten hiervon 
aber ist es misslich, den Ric]>tt>r in ilie Lage zu hringr^n, gegen 
einen WinkeUconsiüenten seine Zurückweisung auch dann zu be- 
ttUiflasen, wenn er seitens der Jiistisverwaltung die Erlaubnis nicht er- 
liallNlwt. Man setstndi dann einer grossen Summe von Beschwerden, 
Denonziationen o\r. aus, vor allom aber leidet das Vertrauen des 
kleinon Cannes, der in dem Winkclkonsnlenton — beHonilcrs il<i er 
jetzt stiiatlich patentiert ist — einen seinem Stande näher stehenden 
Sachwaller erblickt. 

Im Ztts^ellttngswesen ist zwar eine grosse Reihe von 
Neosrangen geediaflen worden, allein nicht besonders \'ide von 
grundsätzlicher Bedeutung. H.- . i i In i A Mt/nln-bcn ist, dass auch 
im .Anwaltsprozossp in Ansehung der ZusIcIIuml', ilnn li \v>'lclio 
eine Notfrist gewährt werden .soll, fler ( ierirhtsvollziehor unter 
Vennittelung des Qerichtsschn.nkTS mit der Zustellung beauftragt 
weiden kann (§ 166 Abs. 2). Ein solcher Schriftsatz, dessen Zu- 
staUvag nnter Vermittelang eines Oerichtsschreibers erfolgen soll, 
moBS innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach der Rinreichung 
^K"! dem Onnchtssrlirfiber, zncrostellt sein. Oesdiielit dies, so tritt 
Wiriiunp d'^r Znstolliing bereits mit dei- Kinreielmng ein {4; 207 
Abs. 2.} Ergicbt sich aus den Erklärungen einer Partei, dass eine 
nntar Tsrietsang der Torsdiriften tlber die Zustellung abgegangene 
ladnag in ihre Binde getangt ist, so ist mit dem Zdtpunkt die Zu- 
stellung als bewirtet anzusehen, in welchem die Partei die Ladung 
erhalten hat. (§ 187). Im übrigen sind die Zustellungen von 
AmtSTi-egon vereinfacht (§§ 'JOS L'1.3). 

In der Lehre v^on den Folgen der Versäumung i.st da» 
▼ewfc miris .Zirisoiiei i ii r te fl , welches noch in swei Füllen stehen 
gAliaben war (§§ 239, 465) fortgefallen. Es ist an Stelle dessen 
WgMide Regelung erfolgt: Erscheint der Schwurpftiolitigc in dem 
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zur Eidesloistung beätimmten Termin nicht, so ist auf Antrag der 
Eid als verweigert anzusehen und zur Hauptsa/ohe zu verhandeln. 
Der Schwurjjflichtige kann die Fnige der Vei-säuinung des zur 
Eidesleistung bestimmten Termins dadun^h beseitigen, dass er nach- 
träglich bei dem Gerichte die Abnalune des Eides beantnigt. Der 
Antrag ist nur innerhalb der Notfrist von einer "Woche nach dem 
Termin zulässig. Er kann zum Protokoll des Gorichtsschreibers 
erklärt werden. Gilt der Eid infolge der Versäumung des Termins 
für vorweigert, so ist. falls auf die Verhandlung in der Hauptsache 
ein l'rteil oder ein Beweisbeschluss ergeht, diese Entscheidung in 
einem liesonderen, Aber eine W(x;he hinaus anzusetzenden Termin 
zu verkflnden; für den Fall, dass die Abnahme des Eides recht- 
zeitig beantragt wird, ist der Tennin zur Eidesleistung und ziur 
weiteren mündlichen Verhandlung bestimmt. Hat die Verliandlung 
die Erlassung eines Urteils o«ler eines Beweisbeschluescs nicht 
zur Folge, so ist, wenn die Abnahme des Eides rechtzeitig bean- 
tragt wir«!, der nächste Termin zur mündlichen Verhandlung auch 
zur Eidesleistung bestimmt. Ist die Abnahme des Eides einem 
Mitgliede des Prozessgerichts oder einem anderen Gerichte Qtier- 
tnigen, so ist, wenn der Schwurpflichtige in dem Termin nicht 
erscheint, jeiloch innerhalb der Notfrist die Abnahme des Eides 
beantragt, zu diesem Zwecke ein neuer Termin anzuberaumen. Er- 
s(dieint der Schwuriiflichtige auch in dem zweiten zur Eidesleistung 
bestimmten Termin nicht, so ist ein nochmaliger Antrag auf Ab- 
nahme des Eides nicht zulässig (§§ 4G5 bis 468). 

In der Frage der Klageänderung hat der § 264 eine 
Neuerimg gebracht. Jone ist nach dem Eintritt der Rec-htshängig- 
keit zuzulassen, wenn der Beklagte einwilligt oder wenn nach dem 
Ermes.sen des Gerichts dmx;h die Änderung die Verteidigung des 
Beklagten nicht wesentlich erschwert wird. Es soll Verschleppungs- 
versuchen des Beklagten vorgebeugt werden. Auch in der Be- 
rufungsinstiniz ist eine Andenmg der Klage stjklthaft, wenn auch 
nur mit Einwilligimg des Gegners (§ 527). Richtiger Ansicht 
nach gilt auch die Vorschrift in der Berufungsinstanz, dass die 
Einwilligung des Beklagten in die Änderung der Klage anzunehmen 
ist, wenn derselbe, ohne der Aenderung zu widersprechen, sich in 
einer mündlichen Verhandhmg auf die abgeänderte Klage einge- 
loss^-n hat 
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Eäne beabsichtigto Äacleruiig, die Eitifülmmg oinos Vi»i tei min«» 
ist nioht Oewti gowoideo. Woch Imt ihn seuent im Jahre 1886 
Toifewhkigsn. Seine Heimiog war, dnw die regeliiUi«8ige Bin- 

UaBUngsfrist in liandgerichtHKiiclu-n zu Ver/ö<:;(.>riiii^'en fnliit iinrl «lio 
Anberaumung dos freteu Teimir.s in der sn oft g»'tüu.s(h(oii Ki- 
wartung gesfliiflit. dass eiiit^ mniuüiclip Veiliaiidlunfr tliatsiUldich 
i^taUfindca wird. Möglichst viel Tonuiiisacheii sollten auf einen 
Tag goaettt werden; die durch Vergleidi, Verzidit, Anerkenntui», 
SurOcknaltine nnd Yeratiimnis einfa^^ien Sachen aollti«! Rofort er- 
ledigt, im übrigen die Einlc-wsiuii; km/ vollxogen oder aiifgeschnh.Mi. 
emiHcli uüi A<-n Aiiwälti'n ilt r Ti iiii;:i 7Mr Fortsetzung dt>r niHnd- 
lii'heu Verhandlung vereinbart wchI.mi. W'.ifh hi^M dfti An^wilts- 
zwang für notwendig. Der Entwiirt der Nnveile uiaihto aiwr den 
Ttttermin bknltatiT. Eir aoilte stattfinden, wenn der KUgcr es 
verlangt oder der Torsitaende es fflr angcmesBen findet Anvralts- 
tvaag mtlte nicht Ijostelion. Krs<-lieiiit ein Anwalt für den Be- 
klagten, s») wollte bei allseitigem Kinverständnis aueli H<if'>rt ki>ntra- 
Jikt'mik-h verliandelt wr-nlen. Dadni-<-li liätt»- der Teiunn seinen 
ganzen Zwecke als Sainmolterniiii zu dienen, verloren. Der Vur- 
«ddag, der sweifeUos IceimfiUiig ist, liat sicherlich noch eine Zu- 
kunft tmd wird die Gesetigebung spftter noch beschäftigen. Dies- 
iuaI drang er nicht dtud). BafOr kam lediglich die Vorschrift Kiir 
Aiuiahme, dass der Termin nur soweit liinausgcrüekt wt-nlcn si>lle, 
als es zur Wahrung der Eiij!<i-;~iii,£rsfri-.f i^.'lioten frsclii>itit (§ 'JGl 
Ab«. 2). Auch ist die Abkdrzung der Einlahäungsfritit in iatul- 
gnichtlidien Sachen auf zwei Wochen besthnrnt worden (§ 262). 
ffieidarBh ist von der Beichstagskomniission der im Entwurf vor- 
f^%ehcne Vortermin in unzulänglicher Weise ersetzt; Der Zweck 
jener Bestimmung ()? 261) ist, eine Iwddige Aiiwaltsl-wtclhing und 
m«"'!'!!. h-i schleunige Erledigung der n'<di(sg<-seliäftlielifi! Akte (An- 
erkenntnis, Vergleich) luid der Versfiuinnisurteile lierlKMZufüluvn. 

Bemerkenswert sind die Vuräclirilteu, durch welche eine Kluge 
bei betagten Ansprfichen gegeben ist. Ihitstelit Streit darllber, 
ob dem Beklagten obliegende Leistimg in einem bestimmten 
Zeitpunkte fftllig, ob Kflndigung ül>erliau|it od<'i rechtzeitig erfolgt 
m. n^v «nll ileni Kl:lc>^r mit IM' k-i< ht auf die dmliendi- (Irfalir die 
il'igliehkeit gegeU-n werden, ein I i teil zu erwirken, tlus mit dt-iu 
Bstritt de« betreffenden Zeiti'uuktes die Zwangsvollstreekuug ge- 
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stattet Deshalb bestimmt der § 257, dass Klage auf künftige 
Zahlung otler RAumung erhoben werden kann, wenn die Oeltend- 
machung einer nicht von einer Gegenleistung abhängigen Qeld- 
forderung oder die Qeltendmacliung des Anspruchs auf Räuinuii^ 
eines Orundstflc-ks, eines Wohnraums oder eintis andern Raums an 
den Eintritt eines Kalendertagt^s geknüjjft ist. Entsprechend der 
Praxis des gemeinen und preussischen Rechts kann Im wieder- 
kehrenden Leistungen, wie Leibrenten, Dnterhaltsrcntcn und sonstigen 
Ooldrenten auch wegen der erst na»'h der Erlassung des Urteils 
fällig werdenden Leistungen Klage auf künftige Entrichtung erhobon 
wenlcn (§ 258). Abgesehen von diesen Fallen ist generell l»e- 
stimmt, dass eine Klage auf künftige Leistungen statthaft ist, wenn 
den Umständen nach die Besorgnis gerechtfertigt erscheint, dass 
der Schiüdner sich der rechtzeitigen Leistung entziehen werde 
(§ 259). 

Neu ist die Aufnahme von Sätzen üt)er die Haftung dos 
Klägers wegen des durch Vollstreckung eines nicht end- 
giltigcn Vollstreckungsbefehls enstandenen Schadens. Es 
liandelt sich um ein vorläufig vollstreckbar erklärtes, oder um ein 
Vorbelialtsurteil — sei es im Falle der Aufrechnung, sei es im 
Wechselprozess — , um einen Arrestbefehl oder eine einstweilige 
Verfügung. Wird ein für vorläufig vollstreckbar erklärtes Urteil 
aufgehoben oder abgeändert, so ist der Kläger zum Ersätze des 
Schadens verpflichtet, der dem Beklagten durch die VoUstreckmig 
des Urteils oder durch eine zur Abwendung der Vollstreckung ge- 
machte Leistung entstniulen ist. Der Beklagte kann den Anspruch 
auf Scluuienersatz in dem anhängigen Rechtsstreite geltend machon. 
Wird der Anspruch geltend gemacht, so ist er als zur Zeit der 
Zahlung oder I^eistung rechtsliängig geworden anzusehen (§§ 717 
Abs. 2, 302, 600 Abs. 2, 945). — All diese Sätze beruhen nicht 
auf dem Begriff der Verschuldung des Klägers, sondern auf dem 
Grundsätze, dass derjenige, welcher von einem ausserordentlichen 
Rechtsbeholfo Gebrauch macht, dem Gegner für den daraus ent- 
stehenden Scha<len auch dann verantwortli(;h ist, wenn ihm ein 
Verschulden nicht zur Last fällt. 

Die Grundsätze von der Rechtskraft sind in zwei Fällen 
von der Novelle beschränkt worden. Tritt nämlich im Falle der 
Venu-teilung zu künftig fällig werdenden wiederkehrenden Leistungen 
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^ so insbesondere bei Ansprüchen auf Scliadeneräatz wegen iin- 
«Anibter Handlmigeii und wegen Alimente — eine wesentliche 
Intemiig denjenigen YerhUtaine ein, welche fOr die Beurteilung 
rar Entrichtung der Leistungen, für die Bestimmun^^ der Höhe der- 
adhen oder dor Dauer ihrer Eiitrii htmitr iiiassRebeiid waren, so ist 
jeder Teil berechtiget, im Wege <l< r Klagi; i.'iiic entsprechende Ali- 
indening des Urteils zu verlangen. Die Kluge ist nur insofcni 
alissig, als die Orflnde, auf weldie sie gestOtst wird^ erat nach 
(km. 8cMwwe der mOndliolien Verhandlung! in der eine Erweiterung 
Xhgemtnges oder die Oeltendmachung von Einwendimgen 
qileileaB hBtte erfolgen mnssen, entstiuiden sind und durch Ein- 
i|irach nicht mehr geltend treiiiaclit wcnleii küiiiicii. Die Aliiiridennig 
des Crteüs darf nur für die Zeit nuch Erhebung iler Kluge erfolgen. 
Bei der Verurteilung zur Entriditnng einer Geldrente in Flllen der 
Kflipemrletaung oder TStung (§§ 618 Abs. 3, 843—845 RO.R) 
' Eheeoheidong bei Schuldigerklfining eines Ehegatten (§ 1580 
1 Satz 2 B.Q.B.) hat das Gericht nach den Tniständen zu 
entarlipideii. oh. in welcher .\rt und für welr-hen Bctnic; der Ersatz- 
pfli<htic;H dem Berechtigten Sicherheit zu leisten hat. Ist die letzlere 
aicht erfonlert, so kann der Berechtigte gleichwohl sputer Sicher- 
'»■''■'wttBng verlangen, wenn sieb die VermSgenaverhAltnisee des 
VeqrfUobteten eriieUidi verschlechtert haben. Unter der glichen 
Voniisseuung iuuin er eine Erhniuing der in dem Urteil bestimmten 
Sicherheit verlangen (S<§ 32:5, 3J1). 

Im Anschlusä au die ilas internationale Privatiei ht I »et reffenden 
Bestiminungen des EinfOhrungsgetictzes zum B.G.B, ist eine Än- 
erkenanng der Beohtaknift analftndiacher Urteile mit ^ 328 er> 
iolgt ond anasardem bestimmt, dass das Vollstreokungaurteil ^t 
zu erlassen ist, wenn das Crteil des ausländischen Gerichts nacli 
dfin ffir dieses Gericht geltenden Rei iite die Heditskraft erlangt 
hat. Da.-! Vollstreckungstuleil ist nieht /.u erlassen, wenn seine 
Aoerkennung ausgeschlossen ist (§ 723 Abs. 2). 

Du Bewelaverfahren hat mannigfsohe Indentngen erlitten. 
HerTORoheben ist, da» die Bewttsaufuahme sur Sicherung des 
BewoMS erfolgen .kann, auch ohne dsiss di ' Voraussetzung der 
letzteren vorliegt, wenn Mängel einer Sach.- n<|i'r eines Werkes 
{t!stzust*>llen sind, aus denen ein Kerlit ge^<'n den Gegm-r lier- 
geleitet werden soll, oder wenn der Zustand eines Gutes festzu- 
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stellen ist, für dessen Beweis ein Kommissionär, Spediteur, l^ager- 
halter «ind BnditfBhr» in nrgun verpfliohtat iat Hat der Brweilwr 
einer Sach« dem V«iflaflmrar einoi Mangel angMeigt octer die An- 
nahme der Sache wegen MangeUinftigkoit abgelehnt, so kann ancli 
der Vei'üusserer die Beweisaufnalimo beantragen. In gleicher Weise 
i.st der Unternehmer eines Wrrkr's zu dem Antrabe berechtigt, 
wenn der Besteller ilun einen Maugel anzeigt, oder die Abnahme 
des V^tes wegen Mangelhaftigkeit Terweigert hat (§ 488). Im 
AmtBgerichtsrerfahpen ist eine Erweiterung der Sohriftltchkeit 
aiim Kachleil aller Betmligten eiogeRlhrt durdi die Vorschrift, 
dass Antike, sowie die Erkiarimgeii Aber Annahme oder Ziirftck- 
»cliiebung znpesohohcupr Eide dun-h das Sitzungspmtoknil festzu- 
stellen sind und dass sonstige Erklärungen einer Pai"tei, insbesondere 
ZugestAndnisee durüh das Protokoll insoweit festzustellen siud, als 
daa Qeridit bei dem Scbluaae der mOndlichfiiD Yerhandlang die 
Featatellung fOr angemeaaeo emditet (| 509). Die Widmng dieser 
neuen Bestimmung ist entweder die, das« ein© — zulässig ge- 
bliebene — Bf'/npiahme auf diu Inhalt Hnos vf»HK*r(Mtcnilcn Schrift- 
satzes erfolgt oder dass die Vorschrift überliaupt nicht l>eaeht«?t 
wird, oder endlich, was das Schlimmste ist, dasa sie zu einer 
Eradiwernng des Terbhrena und dner weitnea Belaatong der 
Bichter fahrt. 

Wa« <l:is Rcchtsmittelverfahren anbetrifft, so ist die vor- 
geschlngene p]rli"hung der Revisiuiissumme auf :>'»00 Mark nirlit 
Gesetz gewonien. Es ist dies im Interesse .suzialpoUtist-htT H»-- 
strebuugen mit Freuden zu begrüssen, da diu-eh die Bestinuuiing 
sweUelloa ein plutokratiadier Zog in das Yetfahren hinetagekomnaeD 
wire. Die Oeltendnuichung dner Oegenforderang adl fortan in der 
Beruf nngain stanz zulässig sein, wenn der Kläger in die Oelteiid» 
marhuiip oitTwillict, oder der RokLif^tf L-laulilnft macht, dass er ohne 
sein Vci-ctiiilileii ;uis«er Stainlc L'.;>\vr-.on ist, die Aufre<.'hnung in 
erster Instanz geltend zu machen 529 AI«. 3), Ferner soll das 
SeTiaionflgericht bei Anflnbong des Urleila befugt, aber imAt ver- 
pHiehtet adn, in der Sadie aelfaat m erkennen, wenn «s einer 
Bewei Will f nähme nicht bedarf (§ r»C5 Al'S. 1 Satz 2). Auf dieso 
"Weise wiiil allpttiings einer srliriiiliihcn liiliifimi: vnn ZurOck- 
verweisungen an die BernfniiEysu-cnchtc voif^clKnigt, Anderer^^ita 
bedeutet die Yurschritt eine Erweiterung der Nachprüfungen, aber 
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aach eine Belastung des Revisionsrerfalireiis, weil der Anwalt nun- 
mehr auf Spruchreife plaidiert'n wird. 

Im Wechselprozeas ist besonders der § 605 Abs. 2 hervor- 
zuheben, dass zur Berücksichtigung einer Ncbenfonioning genügt, 
dass sie glaubhaft genaacht wird. Auf Näheres hier einzugehen, ist 
nicht der Ort. 

Das Verfahren in Ehesachen hat eine sel>r erhebliehe 
Neuerung erfahren. Mit Rötksitiht auf die Bostinunungen des 
§ 1312 B.G.B., dass eine Ehe des Ehebrechers mit dem Mit- 
schuldigen dann nicht gestattet ist, wenn dieser Ehebruch im Eho- 
scheidungsurteil als Grund der Schei<lung festgestellt i.st, bestimmt 
der § G24 : die Person, mit welcher der Ehel>ruch l>egangen wuixle, 
ist festzustellen. Zweifelhaft k;inn sein, ob das in der L'rteilsformel 
oder in den Gründen zu geacliohon hat; letzteres ist das Richtige. 
Das Interimistikum während des Scheidungsprozesses findet seine 
Regelung im § 627 : „Hat der Rechtsstreit die Sclieidung, Nichtig- 
keit oder Anfechtung der Ehe zum Gegenstände, sn kann das 
Gericht auf Antrag eines der EliegaHen <liu-ch einstweilige Ver- 
fOgimg für die Dauer des Re< litsstroits «his Getrennt lebiMi der Ehe- 
gatten gestatten, die gegenseitige Unterhaltmigspflicht <ler Ehegatten 
nach Massgabe des § 1361 des B.G.B, oitlneu, wegen der Sorge 
für die Person der gemeinschuft liclion miiulerjälirigen Kinder, soweit 
es sich nicht um die gesetzlii-lie Verlretutig handelt, Anordnungen 
treffen und die rnterhalfspfliclil der Ehegatten den Kin<lern gegen- 
über im YerhäUtnis.se der Ehegatten zu einan<ier regeln. Die einst- 
weilige Verfügung ist zulässig, soliald der Termin zur mündlielien 
Verhandlung oder im Falle einer Scheidungsklage der Termin zum 
Sflhneversuche bestimmt oder im Wege der W'iederklage die 
Scheidung beantragt oder die Khe angefochten ist. Von der ein.««t- 
weiligeu Verfügung hat das Prozessgericht, wenn ein gtimeinscluift- 
liches minderjäliriges Kind der Fllieg-.itlon vorhanden ist, ileni Vor- 
mundschaftsgeriolite Mitteilung zti nuichcn." 

Hinsichtlich der Rechtskraft des Urteils sind besondere 
Bestimmungen getroffen fOr den Fall, dass einer der Ehegatten 
stirbt (§ 628). Das auf eine Nichtigkeitsklage oder eine Aii- 
fe<-htung8khige ergehende Urteil wirkt, sofern es \m Lebzeiten 
beider Ehegatten rechtskräftig wiixl, für und gegen alle. Ist je- 
doch die Nichtigkeitsklage wegen Bestehens einer früheren Ehe 
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erhoben, so wirkt das Urteil, durch welches dies nachgewiesen 
wird, gegen den Driften, mit dem die frdliero Ehe geschlossen war, 
nur dann, wenn er an dem Rechtsstreite teilgenommen hat. 

Neu eingefügt ist ein besonderer Abschnitt über das Ver- 
fahren in Hechtsstreitigkeiten, welche die Feststellung 
des Rechtsverhältnisses zwischen Eltern und Kindern zum 
Gegenstände halieu. Die Alisicht des Gesetzes tiestand darin, diese 
Rechtsstreitigkeiten der Verfügung der Parteion möglichst zu ent- 
ziehen. — 

Im Entmündigungsverfahren hat die Novelle die weit- 
gehenden Hoffnungen nicht erfüllt, welche man im sozialpolitischen 
Interesse an sie gestellt liatte. In der Hauptsache handelt es sich 
hier um eine Anpassung der Vorschriften an das materielle Recht 
des B.G.B. Einigermassen abgeändert ist das Antragsrecht. Dieses 
steht zu dem Ehegatten, einem Verwandten oder demjenigen gesetz- 
lichen Vertreter (ausser dem Vormund, dem Vater oder der Mutter 
als Inhaberin <ler elterlichen Gewalt, sowie dem Pfleger) dos zu 
Entiuündigenden, welchem die Soi-ge für die Person zusteht. Gegen 
eine Person, die unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundscliaft 
steht, katm der Aiitnvg von einem Vci-wandten nicht gestellt werden. 
Gegen eine Ehefrau kann der Antrag von einem Verwandten nur 
gestellt wenlen, wenn auf Aufhebung der ehelichen Gemeinscliaft 
erkannt ist oder wenn der Ehemann die Eliefrau verlassen hat oder 
wenn der Ehemann zur Stellung des Antrages dauernd verhindert 
oder sein Aufenthalt unbekannt ist (§ 646). Neu ist auch die 
Bestimmung, dass mit Rücksicht auf die Verhältnisse, namentlich 
wenn die persönliche Vernehmung nicht vor dem zur Entscheidung 
berufenen Gericht erfolgen kann, das Onrichf nach der Einleitung 
des Verfahrens die Vorhandlung und Entscheidung dem Amts- 
gerichte des Aufenthalts des zu Entmündigenden überweisen kann 
und dieses Gericht im FaLo eines Wechsels des Aufenthaltsoi-tes 
zu einer weiteren Oberweisung befugt ist (§§ 650, 651). — Zu 
Gimsten des zu Entmündigenden wird ihm jetzt Gelegenheit ge- 
geben zur Bezeichnung von Beweismitteln (§ 653). — Von grö.sster 
Erheblichkeit ist auch die Bestimmung, dass mit Einwilligung des 
Antragstellers das Gericht die Unterbringung des zu Entmündigenden 
in eine Ueilansttlt auf die Dauer von hwhstens ü Wochen anordnen 
kann, wenn dies nach ärztlichem Gutachten zur Feststellimg des 
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Geisteszustandes geboten erscheint iiiul ohne Nachteil für den 
Gesundheitszustand des zu Entmündigenden ausführliar ist (§ üöU). 
— Mit RQcksicbt auf Verschwender und Truiiksflchtig« sind neue 
Vorschriften in den §§ 680 ff. erlassen. — Im Mahn verfahren 
ist auch der Gerichtsstand dos Aufenthalts als für Zahlungslx'fehle 
ztistAndig erklärt worden; die Wiiierspruc-hsfrist ist auf eine Woche 
verkürzt (§§ 689, 692). — In dif Lehre von der Zwangs- 
vollstreckung ist eine ganz besonders erhebliche Zahl von 
Neuemugen eingeführt worden, auf die hier im Einzelucn nicht 
eingegangen worden kann. Nur di«> wiclitigsten seien erwälint. 
Für den Fall, dasa ein Schriftsatz Inihufs Einlegung eines Recht«- 
mittels oder des Einspruches zur Tcnninlicstiniiuung eingt-rcicht, 
dieser Schriftsatz aber dem Qegin r nach dessen Behauiitwtig nicht 
zugestellt wurde, ist die Mögliclikoit der Erteilung des Hccht«- 
kraftattestes gescliaffen worden. Es bestimiut nämlich der § 706 
Abs. 3: Ist von einer Partei ein Sduiftsatz behufs Eiiilcgimg 
eines Rechtsmittels oder des EinK}»rui;hs zur Terniinsl>estinuuung 
eingereicht, so kann nach Ablauf <lcr Notfrist und, .«ofcrn die Vor- 
nahme der Zustellung unter Vcrinittelung des Gericlit.ssclnvibors 
eingeleitet war, nach Ablaiif von 2 Wochen der Gegner beantragen, 
dass der Partei von dem Gerichtüschreiber eine Frist zum Nach- 
weise der Zustellung bestimmt werde. Nadi fruchtlosem Verlauf 
dieser Frist ist das Zeugnis über die Rcclitsknift zu erteilen. Tin 
dem Missbrauch des Rechtsmittels der Revision s^Mtens lH"».Hwilliger 
Schuldner vorzubeugen, können seit der Novelle auch IVteile der 
Ober- Landesgerichte auf Antrag selbst ohne .Sicherheit.»*lei.stung für 
vorläufig voUstreckbai* erklärt wertlen, wenn die Voraussetzung der 
Revision nach dem Ermessen des Gerichts unzweifelhaft nicht vorliegt 
(§711). — Zur Vermeidung von Härten bei sofortiger Vollstrec-kung 
dos Räiuniingstu^eils wird bei der Rätunung tiner Wohnimg dem 
Schuldner auf Antrag durch das Gericht eine den rniständen nach 
angemessene Frist gewährt (§ 71' 1). — Die Einonlnung des «!he- 
lichen Güterrechts iu die Zwangsvollstreckung sollen die 
§§ 739 — 746 bewirken. — Den Kreis der unpfändbaren Sachen 
hat der § ^11 fast bei jeder Nuiumor auf das Erhebliclislo erweitert 
and so berechtigten An.sprüchen zur St-honung der miink'r l»cgüterteu 
Klassen Genüge geleistet. Auch die Voi-schrift ist für unbtMnittolte 
Schuldner von grösster Bedeutung, dass Gegenstände, welche zum 
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gewöhnlichen Hausrate gehören und im Haushalte des Schuldners 
gebraucht werden, nicht gepfändet werden sollen, wenn ohne 
Weiteres ersichtlich ist, dass durch deren Verwertung nur ein 
Erlös erzielt werden wilitle, welcher zu dem Werte ausser allem 
Verhältnis steht. 

Das Aufgebotsverfahren ist durch eine grosse Reihe neuer 
Vorschriften (§§ 960 ff.) rpformicrt worden. Es ist lieabsii-htigt 
gewesen, auch ausser dem Urkundenaufgebot noch für eine An- 
zahl weiterer Fälle ein einheitliches Verfahren zu schaffen, so im 
Falle der Todeserkläi-ung, Aufgebot von Grundstücken, Hyj)otheken 
und äiiniichen Rechten, AufgelK)t von Nachlassgläubigorn. Endlich 
ist im schiedsrichterlichen Verfahren (§§ 1045 ff.) eine Ver- 
einfachung für Streitigkeiten wegen Ernennung oder Ablehnung 
eines Schiedsrichters imd wegen des Erlöächeus eines Schieds- 
vertrages vorgesehen. 

Auch im Einführungsgesetz zur Ci vilprozessordnung 
finden sich Neueningen, wenn auch nicht von grosser Erheblichkeit 
Mit dem soeben gedachten Aufgebotsverfahren hängt die Vorschrift 
des Sil zusammen, dass die Landesgcsetzo bei Aufgeboten, deren 
Zulässigkeit auf landesgesetzlichen Vorschriften l)oruht, die Anwendung 
der BestinunuDgen der C. P. 0. fll>er das Aufgel>otsvcrfahren aus- 
sc-hlicssen oder diese Restinimungen duivh andere Vorschriften er- 
setzen können. Damit neben den politischen Verlanden insbcsondoi-e 
auch die Kircliengemeinden, die Verbände und Anstalti^i, sowie die 
dem offontlichen Kochte angehörenden oder unter der Verwaltung , 
einer öffentlichen Behönle stehenden Stiftungen unter die Voi-schriften 
der Landesgesetze fallen, liat der § l.'i No. 3 eine diosbezüglicho 
Bestimmung eingefügt. Endlich ist im § 24 die Zulässigkeit des 
Vergeltimg-srechts gegen einen ausländischen Stiat festgesetzt worden. 
Es kann ausgeübt wenlcn vom Reichskanzler unter Zustimmung 
des Bundesrats und hat namentlich Bedeutung für den § 32S Abs. 2 
der C.P.O., wonach die Anerkcnninig ausländischer Urteile unter 
Umständen nicht an die Verbürpuiig der Gegenseitigkeit gebunden ist 

Nicht berührt sind diejenigen Vorschriften der C. P.O., welche 
lediglich eine Reflcxwirkung des Bflrgt^riichen Rechts bilden, aber 
auch diejenigen nicht, welche, indem sie mit dem letzteren auf das 
Innigste zusammenhängen, materielles Recht enthalten. Überblickt 
man die Novelle in üircr jetzt ausseronlcntlich vergrösserten und 
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vertieften Gestaltung, so kami man sich der Cberzeugrung nicht 
en»'ehron, dass überhaupt der Beprifl" lies Civilprozesses sich geändert 
hat. Während er urspdinglich nur, oder wonipstens vor/upsweiso, 
eine Regelung des formellen Wrfalireiis vor Oericlit i>eal»fiicliiigt 
hat, sind niit der Zeit eine Fnll«- inatt-rieller Hei'htsvonK-liriften in 
das Civilprozessrecht eingedrunpi-n. Dies ist nicht sn zu verstehen, 
als wenn nicht auch die rein rormellcn Vorschriften uuf der Basis 
des bürgerlichen Rechts zu stehen hätten, — das war immer so 
und winl auch so bleiben; dass aber a>ich JluHscrlich die Paragraphen 
der C. P. 0. angefflUt sind mit materiellen Rochtsbesfimmungen, 
scheint doch etwas verhÄltnissnu'lssif; NetKs zu sein. Die Grenz- 
gebiete zwischen dem materiellen Rechte und der f. P.O. verwischen 
sich m. E. immer mehr, und es wird eine dankban> Aufgal« der 
Wissenscliaft sein, eimnal diej^eu Entwickelungsprozess nicht aus 
den Augen zu verlieren, vielmehr genau zu verfolgen, sodann aber 
die vielgestaltigen Ergebnisse zu verwerten, ilie sieh aus den gegen- 
seitigen Beziehungen dieser Re< lit.sniaterieii ergolien. 

Freiwillige Gericht.sbarkeit. Kostenweseu. 

Das Reichsgosetz flbor die freiwillige Gerichtsbarkeit 
vom 17. Mai 1898 trägt diesen Namen iiiclit i^anz nut Recht, 
weil auch Handlungen hierher gehön'n, die nidit don Charakter der 
Freiwilligkeit tragen, wie z. H. das panzo Viirmund.si-haftswesen. 
Allein es ist in Deutschland fllilicii gcwonlen, für die frfllier sogen. 
Extrajudicial- Sachen, d. h. diejenigen, welche keine Proze.'««) sind 
nnd auch keine reinen Verwaltungsangolegenheiten, den Begriff ilor 
freiwilligen Gerichtsbarkeit zu verwenden. Das neue Reichsi-echt hat 
diesen Spra<-ligebrauch l>estätigt. Das neue Gesetz befrifl"! in sehr 
erheblicher Weise d;us Verfaliren in den das Familienreelit l»etivflbnden 
Angelegenheiten, aber aucli in ilenjenipen. welche auf dem Gebiete 
des Erbrechts in Fi-ago stehen. Eine einheitlicli»! Behandlung mussten 
schliesslich die Akte erfahren, welche im Handelsgesetzbuch vom 
10. Mai 1897 den Gerichten zur Erledigimg in nicht pmzessualer 
Form überwiesen worden waren. Das Reiehspe.setz enthält dem- 
entsprechend Vorschriften über das Vorinund.-4< haft.swosen, die An- 
nahme an Kindesstatt, den PerBciieiiHlaiuI. filier Nachlas.s-. Teilung>i-, 
Handels- sowie Vereinssachen. Gcilacht sei aljcr auch der mit Zu- 
stimmung des Bundesrats erlas.-;üneu Verordnung dos Reichs- 
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kanzlers vom 12. November 1898, die sich Ober die Be- 
stimmungen hinsichtlich des Vereins- und flflterrechts- Registers 
verhält. Einen weiten Raum nehmen femer im Gesetz (Iber die 
freiwillige Gerichtsbarkeit die Vorschriften Ober gerichtliche und 
notarielle l'rkunden ein. Da dieselben lediglich formeller N.itur sind, 
so ist ein Eingehen auf Einzelheiten hier ausgeschlossen ; am Be.sten 
orientiert (Iber diese Fragen Jastrow, Kommentar zu den Gesetzen 
des Reichs und Preussens Ober die freiwillige Gerichtsbarkeit, 2. Auf- 
lage 1900. Eine knappe Übersicht enthält auch ein hierauf bezög- 
licher Artikel von Wei ssler in der Deutschen Juristenzeitung von 
1898, Seite 293. Erwähnt mag nur M-erden das Verhältnis des 
Gesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit zum Ijandesrecht Diesem 
giebt jenes allgemein die Befugnis zum Erlass von Vorschriften zur 
Elrgänzung und Ausführung des Gesetzes. Letzteres trägt doshalb 
keinen kodifikatorischen Charakter. Geregelt sind nur eine Reihe 
von Punkten; die nicht geregelten können durch Landesgesetz 
geordnet werden. 

In der vom 1. Januar 1900 an geltenden Fassung sind vom 
Reichskanzler am 20. Mai 1898 Ixekannt gemacht das Oerichts- 
kostengesetz, femer die Gebührenordnungen für Gerichtsvollzieher, 
Zeugen und Sachvcretäntiige und entUich für Rechtsanwälte. In 
dem neuen Gewände sind zum allergrössten Teile recht alte Rechts- 
gedanken enthalten und — verborgen. 

In neuer Fassimg sind schliesslich noch erschienen die Grund- 
buchordnung, djis Oesetz ülxjr die Zwangsversteigerung und Zwangs- 
verwaltung nebst einem Einfühningsgesetz. Schon der voijährige 
Bericht hat hierüber Ausroichendos mitgeteilt. 



Abgesehen von ganz unl)edeutenden Änderungen der Straf- 
prozessordnung sind es liesonders zwei Reformen, die im Jahre 
1898 zum vorläufigen Abschluss gekommen sind. Die eine betrifft 
die Entschädigung der im Wiederauf nahmeverfaliren frei- 
gesprochenen Personen, die andere die Militärstraf- 
gerichtsordnung. 

Was zunächst die eretere angeht, so ist durch das Reichs- 
gesetz vom 20. Mai 1898 einer seit etwa 18 Jahren fortgesetzt 
geltend gemachten Forderung wenigstens teilweise Genüge geschehen. 



Strafrecht und Straf prozess. 




Zwar ist das neue Oe»etz gegeiifilxir den woitgoheivlen Voitscliliigon, 
die sowohl in der Wissenscliaft, als ajK.-h insbosondt^ro in lifn >;c- 
setzgebenden Körperecliaften gomaclit woixlon sind, vorlwltiiisniAssig 
winzig und unbedeutend ausgofallon. Aber ntun hat mit Recht 
darauf aufmerksam gemacht, dass durch das neue Gesetz in eine 
bisher uneinnehmljare Festung Bresche geschlagen worden ist. Bis 
jetzt galt der Satz, dass der Staat bei Fällung seines Urteils nur 
eine Pflicht ausübe, nur seine llulieitsiwhte geltend mache und 
dass hierl)ei ein Rechtsanspruch auf Entschildigung aucii dann nicht 
gi»geben sei, wenn das Urteil objektiv ungorecht erscheint. Audi 
jetzt ist zwar eine Regelung der Fi-ag«^ nach der Haftpflicht des 
Staates für das Verfahren seiner Beamten untoriuMsen, und es ist 
zwar wiederholt im Bundesrate crklilrt worden, dass lediglich Billig- 
keitsgrflnde zu dem Gesetz gefuhrt haben. Allein es darf nicht 
ül>ersehen werden, dass hier doch ein neuer RcclUsgcdanke sich 
Durchbnich zu verschaffen im8tan<le war. Weil der Einzelne dun;h 
die von der Gesamtheit bestellten Organe gezwungen wurde, sich 
einem falschen Urteil zu beugen, so soll wicdennn die Gesamtheit 
in ihrer staatlichen Organisation zu einer Entsfjhädigung verpflichtet 
sein. Ist hiermit keineswegs die Hcfonn abgeschlossen, so ist 
dennoch etwas Hoffnung Erweckendes en-eicht wonlcn. Im Ein- 
zelnen bestimmt das Gesotz, dass berechtigt zur Entschädigiuig aus 
der Staatskasse diejenigen sind, welche im Wicdcraufnalinievcrfahren 
freigesprochen oilor in Anwendung eines milderen Strafgesetzes mit 
einer geringeren Strafe belegt wenlen. Voraiu-vsetzung ist, dass die 
friiher erkannte Strafe ganz oder teilweise gegen sie vollstreckt 
worden ist Das Wiederaufnahm! •vorfahren muss die Uns(;huld dos 
Verurteilten l)ezOglich der ihm zur I,ast gelegten That o<ler bezüg- 
lich einer die Anwendung eines scliwcroren Strafgesetzes begrün- 
denden Umstandes ergeben, oder doch ilargethan hal>cn, dass ein 
begründeter Venlacht gegen den Angeklagten nicht mehr vorliegt. 
Ausser dem Verurteilten haben diejenigen, denen gcgenfllter er kraft 
Gesetzes unterhaltpflichtig war, Anspruch auf Enfs<:liil<ligiuig. Dies 
kann besonders bei Verhängung einer Tedcsstrafe bedcutsiim wenlen. 
Der Ansprach auf Entschildigung ist ausgeschlossen, wenn der 
Verurteilte die frühere Verurteilung vorsätzlich herln^igeführl wler 
durch grobe Fahrlässigkeit verschuldet hat. Der erstere Fall kann 
besonders dann eintreten und recht liart sein, wenn jemand aus 
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BittlLohen BeweggrQDden äcb su einer strafbareD Handlung für einen 
andern bdannt hat nod venirtNlt wtaian. iit Stdlt 8io3t nadiher 

(He Unschuld dos Verurteilten hemus> so kann er die hier fragliefae 
Entechädigiini; i-lo< h nicht orlialtdi, da dio fifiliciv YiTurteilungr vor- 
sätzlich herbeigeführt worden i^;t. Di«- Vei-silninwrif; dor Einlegung 
eines Rechtsmittels wird aber ausdrücklich nicht als Faiirlässigkeit 
eraditeL Oegenitand des dem YerarteOten an leiatenden Enatiea 
ist der iOr ihn durah die Stnfvollstnekting entatandene Vermflgena- 
aohaden. Das Qeeets hätte aber goirost weiter gehen nnd audi 
eine moralische Rehabilitierung zulassen können. Eine RiiL ho wäre 
u. A. dadurch m?k^!ieh gewesen, dass das ftf isprechende Urteil iu 
mOgUchst weiten Kreisen verQffentlicht und insbesondere an dem 
Qebnrto- aowie AufenthaltBorte dea Yenirteilten in der rar (Slktib- 
liohMi Bekaantntachung geeigneten Art publisiert wofden wSre. 
Unterhaltsbercchtigten ist insoweit Ersats au leiaten, als ihnen durch 
die Stiafvollstreckung der ünterhalf ent:^og-nn worden ist Die Ent- 
BcbAdigung wird aus der Kasse dcsjonigcu Bundesstaates gezahlt, 
bei dessen Gericht das Strafverfahren in erster Instanz anhängig 
war. Bis smn Betrage der geleiaftefa» IbtKhfldigung tiitt ^ 
Kaaae in die Beohte ein, welche dem BitsoliAdigteD gegen Dritte 
um deswillen Matrfien, weil durch deren reohtswidcige Handlangen 
seine Verurteilung herbeigeführt worden war. Über die Verpflichtiing 
der Staatsknp^o zm EntschUdigung wird durch besonderen Beschluss 
des im Wiederauioahmeverfahron erkennenden Gerichts Bestimmung 
getroffen. Der Beschluss ist von dem Gericht gleichzeitig mit dem 
Urteil an iaiaen, aber nicht au verkOnden, aondem durch Zustellung 
beikaont zu madien. Der Beadiluaa untailiegt nicht der Anfechtung 
durch Rechtsmittel. Er tritt ausser Kraft, wenn das Urteil auf- 
gehoben •wird. Wer auf (hund des die Yi rpflichtung der Staat?!- 
ka^se zur Entscliildif^nnfj aiissiirec-lienden Reschlusses einen AnsjTuch 
gelteud uiacht, hat diesen bei Yenueiihuig des Verlustes biuneu 3 
Monaten naob Znatelhing des Beachluaaea durch Antrag bei der 
Staatsanwaltadiait an verfolgen. Über diene entaobMdet die oberato 
BdiÖrde der Landesjustiz- Verwaltung. Gegen die Entscheidung ist 
die Berufimp auf dein Eccldsweg^ zulässig. Die Klage ist l>i'Mv>r 
einer Ausschiussfrist von drei Monaten tiaeh Zustellung der Ent- 
scheidung zu erbeben. FOr die Ansprüche auf Eutschädigung sind 
dH» CtTUkammero der Landgenohte austftndig. An Stelle der Staats* 
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Lasse ist endlich die Reichskasse ersutzpfliclitig in donjeni|;:en Sachen, 
die zur Zuständigkeit des ReichBgerichts in erster Instanz gehüren. 

Die Militär-Strafgerichtftordniing ist ein von AV'insen- 
schaft, Politik und Presse seit langer Zeit «Minlichst erwartetes Oesetz. 
Von den zu (Iberwindon geweeenin Schwierigkeiten kann Inor nicht 
gesprochen werden. Nur daran boH erinnert sein, wie das Resor\'at- 
recht Bayerns im § 5 No. III dos Yersailler Vertrages zu der 
luayrischen Fonlerung führte, an Stelle des Roichs-Militärgericlits ein 
„oberstes Landes-Militärgericht" in Mflnchen zu erricliten. Vis sind 
jedoch auf einen Ausgleich bedacliti» VerhamUiuiget» zwisdien N()rd 
und Süd eingeleitet worden, als deren Ergi^bni« tljw Oesetz vom 
9. März 1899 betreffend die Einrichtung eines be- 
sonderen Senats für das bayrische Heer beim Reichs- 
Militärgericbt anzusehen ist. Die hundesstaatliche Rechtsfrage 
ist freilich dadurch nicht gelöst, sondern offen gela&sen wonlen. 

Fragt man zunächst nach dem allp-incinen (Jhai-aktcr der 
Slilitfir-Strafgerichtsordnung vom 1. Dezenil^er 1808, so sind folgende 
Züge aufzuweisen: Sie fOhrt im 0.*gi»nwitz zu den bisherigen l'nter- 
Buchungsproiesson ein unraittoll•j^n^s mündliches Verfahren ein 
(§§ 260, 273, 390, 400); trennt die Aufgaben des Richters, An- 
Wägers und Verteidigers (§§ 10, 33, 34, 217, 258, 2G(i, JIH, 330. 
349, 390); giebt den Richtern das Rcclit der freien Rowoiswünligimg 
(§ 315); gewährt die Hechtsmitt« ! der Beschwerde, Berufung und 
Revision; schreibt vor, dass die crkeiuiendoti Gerichte unubhiln^^ig, 
nicht den Anweisungen des Kontingents- und Oerichtsherni unter- 
worfen sind (§ 18); lässt die Geric-hte endgültig und in vollständiger 
Selbständigkeit über Schuld- (Th.it-) Frage und Stnifc ent.s< heiden ; 
gewährleistet in gewissem Masse die Stand igkeit der Gerichte; lässt 
die Verteidigimg in weitem ünifaiigo zu; ordnet für die Haui>t- 
verhandlung grundsätzlich OlTentli<'likeit an (§§ 282 IT.) und sichert 
durch Schaffimg des Reichs-Militilrgerichts (4J§ 71 ff.) für die Yer- 
lundlung und Entscheidung über das Rechtsmittel der Revision die 
rbereinstiramung in der Anwendiiiig und Auslegung der Gesetze. 

Die Militär-Strafprozessordnuiig tritt mit dem 1. Oktober 1000 
anstatt der pre\iS8i.s<:rhen vom 3. April 1815 — welche für da.s 
ganze preussische und sächsische Kontingent eingeführt war — , 
der bayrischen vom 29. April 18G9 und der württemlH-rgischen 
vom 20. Juli 1818 in Kraft. Sie suchte einen Anseldus.s herzu- 
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stelle» zu der bürgerlichen Strafpnizcssonlniuig vom 1. Februar 1877. 
Die Einrichtungen der Armee und die militÄrische Disziplin haben 
danelten weitgehende Verschiedenheiten tiegrOndet. Dazu kommt noch 
der Begriff der Kommautlogowalt. Die MilitargerichtslKirkeit ist 
keine an die Kommandofnhning angelehnte Militärverwailtung (Rehm), 
sondern Ausfluss der Kommandogewalt. In der Militär-Strafproze«s- 
ordnung sind nicht blos die Gerichte Träger der Oerichtsherrlichkeit 
und zugleich Urteilsflnder. DoMlialb liegt die Erhobung der Anklage 
im alleinigen Ermessen des Kriegsherrn. Von ihm wonlen die nicht 
ständigen militärischen Richter bestellt. Jedes militärgerichtliche 
Urteil winl erst durch seine Bestätigung rechtskräftig imd voUstreck- 
liar. Die Militär-Strafitrozossordnung lässt der Militärgerichtsltarkeit 
ihren Cliarakter als Sonder- Gerichtsbarkeit. Unberflhrt bleibt die 
Disziplinar-Straforilnung, die Veronlnung (Iber die Ehrengerichte der 
Offiziere. Gleichzeitig mit der Militär-Strafprozessonlnimg treten in 
Kraft das bozflgliche Einf flhrungsgesetz imd das Gesetz be- 
treffend die Dienstvergehen der richterlichen Militär- 
justizbeamten und die unfreiwillige Versetzung der- 
selben an eine andere Stelle oder in den Ruhestand vom 
1. Dezember 1898. Erlassen sind auch in Verbindung mit den 
Verfügungen des Kriegsministers vom 2. Januar 1900 imd des Reichs- 
kanzlers vom 26. März 1900 dureh die Allerhöchste Kabinetsordre 

vom ^ '^^^'^^g^g ° 2 EinfOhrungsbestimmungen zur Militär- 
Strafgerichtsordnung für das preussische Heer und die KaiseHiche 
Mjirine. Zu dieser Rechtsmaterie gehört auch A. K. 0. vom 28. April 
1900 l)etrefrcnd die Au.sfühnn)gslK'stininiungen der §§ 37, 45, 422, 
M. Str. 0. 0., Gesetz betreffend die militärische Rechtspflege im 
Kiautschou-Gebiet vom 25. Juni 1900 und die Ausfühnmgsbo- 
stimmungen für die Kaiserliehe Schutztnippe vom 13. Augxist 1900. 
Der Personenkreis, der dem Gesetz unterstellt winl, l>esteht 
aus folgenden Kategorien: Die Militärpersonen des aktiven Heeres 
und der aktiven Marine, die zur Disposition gestellten Offiziere, 
Sani tätsofTi ziere und Ingenieure des Soldatenstandes, die Studieren- 
den der Kaiser-Wilhelms-Akademio für das militärärztliche Bildungs- 
wesen, die Schiffsjungen, so lange sie eingeschifft sind, die in 
militärischen Anstalten versorgten invaliden Offiziere und ^Linn- 
schaften, die nicht zum Soldatenstande gehörenden Offiziere ä la 
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auite und Sanitätsoffiziere ä la suite, wenn nn<l solange sie zu vor- 
übergehenden Dienstleistungen zugelassen sin<i, die vombschie^loten 
Offiziere, Sanitiltsoffizicre und Ingenieure des Suldntenstandps, wenn 
und solange sie als solche otler als MilitJlrlteamto im aktiven Heere 
oder in der aktiven Marine vorübergehend wic<ier Verwendung 
finden. Endlich der sogenannte Armeetross, d. h. diejenigen, welche 
sich in irgend einem Dienst- oder VertragsverhiUtnisse \>e\ dem 
kriegführenden Heere befinden oder sonst sich bei deniseU>en auf- 
halten und ihm folgen, z. B. als Bt^richtorstattor, Krankenpfleger, 
Marketender, ferner Kriegsgefangene und Verdlter. 

Sachlich beschränkt ist die Militilr-Strafgorichtsbarkeit anwpn<l- 
har auf die Personen des Beurlaubtenstandos und die denselben gesetz- 
lich gleichstehenden Personen wegen Zuwiderliandlimgen gegen die auf 
sie Anwendung findenden Vorschriften der Militürstrafgesetze. Kerner 
auf die dem Beurlaubtenstand angehön-iiden Offiziere, SaniUltsoflizicre 
und Ingenieure des Soldatenstandes wegen Zweiknmiif mit tötlir-hen 
Waffen, wegen Herausforderung oder Anrialimo einer Hei-au.sfonlerung 
zu einem solchen Zweikampf und wegen Kartclltragons, endlich die 
nicht zum Soldatenstande gehörenden Offiziere A la suile und SjuiiL^t«- 
offiziere it la suite, auch wenn sie nicht zur Dienstleistung zugelassen 
sind, wegen der in der Militäiunifoini bogjuigenen Zuwiderhand- 
lungen gegen militärische l'nterordnunvr, sowie Ausländer und D«Mitscho 
wegen der in §§ 160/161 des Miütärstrafgosetzbuchs bezeit^hneten 
strafbaren Handlungen. 

Was die zeitliche Kraft der Militärstrafpntzessordnung Ikv 
triin, 9o sind die Militärpersonen des aktiven Heeres luul der aktiven 
Marine grundsätzlich auch wegen der vor dem Dienstantritte biy 
gangenen strafbaren Handlungen der Militärstrafgerirlitsbarkeit unter- 
stellL Die zur Erfüllung ihrer gesetzlichen od<^r freiwillig fllM-r- 
nommenen Dienstpflicht in das Heer odtT in die Marine eiiipestollten 
Militärj>ersonen treten wegen einer vor dem Diensteinfrifte Viegangenen 
Zuwiderhandlung gegen die allgemeinen Stmfgeselze nicht unter 
militärische Gerichtsbarkeit, eretens, wenn vor dem Dienstantritt 
wegen der Zuwiderhandlung ein vennteilendes oder freispre<'hon<les 
Urteil ergangen ist, «xler ein Strafbt'ffhl zugost'dlt war: zweitens, 
•wenn die Entlassung aus dem aktiven Dienst erfolgt; die Entlassung 
findet statt, wenn eine Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von 
mehr als sechs Wochen oder im Falle der Vemrtoilung zu einer 
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Qeldatnie die VoUstreokujig «iner «n Stelle dendlben tretenden 
IVeibwtHstnifs von gleiohw Dmiw tu erwarten iet Die som Dteoate 

einberufenen Personon des BeuriAubtoDStuideB und die densclbea 
gp?;e(zlich gleichBtehe:i(l' ii Personen treten wogen der Zuwiderhand- 
hingcn, dir» sin vor dem Taj^o, zu welchem sie einberufen sind, 
g(^n die allgemeinen Strafgesetze begaugen Iiaben, nicht unter die 
IfllitBntrafgerichtabulBeit Vihrend der Dauer der Dienetleistirag 
darf ebne Zwtimmvng der MüifiibebOrde die UateranehmigBlifift 
nieht TerfOgt} «udi eine HauptmfaMdJmg nur abgebalten werden, 
wenn der Angeklagte von der Pflicht, in derRrlhen m erscheinen, 
entbunden i«t. Eino rhor^abp nn die tiilmt rliclien Gerichte ist 
zulässig. Durch die Becudigimg des die Militärstrafgorichtsbarkeit 
begrüadeadea Verhältnisses wird luosichtlich der rorber begangenen 
sbaflwten Kuidlungen die Zmttndigkeit der IGlitligecichte niciit 
au^eboben. 

Was die sachliche Zuständigkeit betriflt, so umfasst die 
]^Ii!it,'lr-Stiaftr<'ni|ifs1iarkr it all'- Handlungen, die, svi es nach mili- 
täriüc'lieni, fici oö nacii den allgemeinen Strafgesetzen, strafbar sind. 
Den bürgerlichen Behörden vorbehalten sind nur aji Zuwidorhaiid- 
hingen gegen die TinuaF^ PoUsei-, Jagd> und FiachereioTerordnungen 
und -Geeetiet wddie nur mit Qelditiafe oder Entuehaiig^ bedroht 
sind, b) Amtfiverbrechen und Vergehen, welche von aktiven, nicht 
dem Offizier.stande angehöretnlen Personen Ihm einsfweilippr Ver- 
wendung hn ( 'ivililienste betJ-aiip'ii werden, v) k'^trufthateu, bei denen 
Civil- und iliiitärbchörden Ijctoiiigt sind; insonderheit gegenseitige 
Beleidigimgen und Iffiaaliandlungen ««dcher Peraonen ItOnnen den 
bdrgeriiohen Q^obten llberwieaen werden. 

Die örtliche Zuständigkeit ist nldlt geregelt. Di" Komx>etcnt 
der Militär- Strafgerichtsordnung reicht soweit wie die Kommamlo- 
pewalt. Da!? ^erstinstanzliche Gericht, vor welchem die Haupt- 
verliandiung stattüadet, bestimmt der Qericbtaherr in soinem Befehls- 
bweloh. Dntevnihieden wird dne höhere und eine niedere 
Geriohtsbarkeii Jene entreökt sich au! aUe unter Hilifit^ 
Stn%erichtsbariteit stehend«} Persooen und lanfuat alle etrafbaren 
ITandlungen. Erstin.s;tanzlicho Gerichte sind die Kriegsgerichte. Die 
riedere Oerielit.-;! ;n keit erstreckt sich nur auf Pereoncn, welche nicht 
Uitizteuuiig liabeu und umfasst in der Hauptsache die nur mit 
AiTest bedi-ohten militärischen Vergehen und Übexti-etuugen. üe- 



richte erster Instanz sind die Stand poriclite. Ti-oten sie im Fehl 
zusammen, so lieissen sie Feld-, an liord BonlsUindgerichte. — 
Die Militär- StrafgerichtsKirkeit wird durol» den Ooriehtsherrn aus- 
genbt Der Geri(rht8horr lässt den Thatl-esland enuitteln, entsf^heidet, 
ob Anklage crliolion wcnlen soll, b<'sliinmt, wit« iliose Itt-griluilft 
und vertreten winl, bezeichnet das Ucricht, vor dem dit- Ilan|»t- 
Terhandlung stattfinden soll. Aussonloni hat er das Kceht, dun-h 
schriftliche Strafverfögungen gerichtliche Strafen (Haft his zu 14 Tagten, 
Geldstrafen) festzusetzen. An der Haii|itvt»rhandlin»g nimmt er nicht 
teil, ordnet aber die Strafvollstreckung an. Steine Oi-giiiie 8in<l l>ei 
der niederen Gerichtsbarkeit die Gei'u htsoffiziero, Ihm der huhemn 
richterliche MiliUlrjiistizbeamte (Kriegs- iin<i OlK?rkri»'gsrate). Dt?r 
Gerichtsherr hat die zur Hauptverhaiuilung LTforderlichc Ladung 
und die Herbeischaffung der Beweismittel zu veranlassen. Die 
Urteilfindung steht den erkennenden Gerichten zu, die hierl>ci ilem 
Gerichtsherm nicht unterstellt und nur den Qe.setzen unterworfen 
änd. Erkennende Gerichte sind di«- Stand-, die Kriegs- und die 
Oberkriegsgerichte, endlich das Reichs-Militiii-gerieht. Letzteivs ist 
ein stilndigf?«, in Seiuite gegiie<lerte8 luVhstcs «'inheitliclie.s Gericht 
mit dem Sitz in Berlin. Für den Kriegsfall kann der Kaiser dessen 
Sitz verlegen. Die übrigen Gerichte tivten nur auf Anweisung des 
Oerichtiheirn zusammen und nur für den einzelnen Fall. Ober- 
kriogsgeriehte werden bei dem Generalkommando ((nK'rki>mman<lo 
der Marine) gebildet. Während bisher eine Kommaiulieruiig für 
den einzelnen Fall stattfand, ist jetzt (>ino .\rt Stand i^'kdt dadurch 
geschaffen wonlen, dass die zum Qerichtsdienste vom Geric^htsherni 
gestellten Offiziere alljälirlich für das g;inze Jahr voraus. Iteim 
Beichs-Militärgericlit auf zwei Jahre l»e.stinimt wenleii. Die Stand- 
gerichte entscheiden in der Besotztuig von drei Offizieren. Die 
Kriegsgerichte in der Besetzung von 5 Richtern, nilmlich 4 Offizieren 
und 1 Kriegsgeriehtsrat bei leichteren und 2 Kricgsgericht.srätcti 
und 3 Offizieren bei schweren Fällen. Die Oborkriegsgerichto sin<l 
besetzt mit 7 Richtern, 5 Offizieren und 2 Oberkricgsgerichts- 
rftten, die Senate des Reichs-Militäigt-rii lits mit 4 Offizieren und 
3 jtiristischeu Mitgliedern. Die Kritgsj^Michtsnltc und die Ober- 
kriegsgerichtsräte mü-sisen die Befähigmit: zum Richtei-amto haben. 
Sie haben, soweit sie nicht als leichter k>i dem erkoiineiidcn 
Geliebte mitwirkeu, doa Auweistmgeu des Geiichtbherru Folge 
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zu leisten, besitzeu aber sonst die Vorrechte der ordentlichen 
Itiohter. 

Das Reiclie-MilUSrgerioht ist das einxige atindige IQlittiw 
geridii An aniMr SigttM iteht da Fkiaidemt «m vom Kaiaer er» 

imnnter General oder Ädmiral mit dem Range eines kommandierenden 
Generals. Ihm steht dif> Leitung der Geschäfte zn. an der Rwht- 
sprechung nimmt er nicht teil. S*^nat«'prSRidenti>ii und liichtor 
mQssen das 35. Lebensjahr eriangt hüben. Diu Militäraiiwalläcliaft 
baateht beim BddiB-llHitSigericht aus ainam Obarmilitinnwalt odar 
mehreren HilitSnuiwiltaa. Der Angeklagte kann siofa aaaaatdom 
bei dem Standgerichte nach Äbschluss des Ermittelungsverfahrens 
des Beistandes eines Rechtsanwalts btxlietien. Sonst hat der Richter 
dem Anpeklafjteii, fall.s ilei-solln- oiiieii Verteidiger nicht gew&hlt 
hat. einen solcliea von Aiuiawegen zu besleiien. Als Verteidiger 
trenten sngeUnaen: Penonen des Soldatenatandaa dea alrtivm Heem 
mit Oflbiennugig, EEiegagerichtariite und die bei den liOilirgeriditeD 
beschäftigten Assessoren und Rcforondaro, Biohtricliterlichc Oliei^ 
militärboamte. Pci-soncii <]es BourUuilitenstandes mit Offiziorsrang 
und endlich ilicjenigen Kecht.sainviUtp, welche von der obersten 
MilitäijustizTerwaltung ernannt worden sind. 

IXb Ißtittp^tminriobtBordnniie fceont aia «denffidie BeohlB» 
mittel die Beditsbeeohwefde, die Benifong und die BeTiaion. Die 
erstcrc findet nur gegen Beschlflsse imd Yerfilguiigen, die Bertifung 
und die Revision, welche beide dem Gerichtshemi faucli zu Gunsten 
des Ansroklagtcn) und dem Angeklagten zustehen, nur gegen Urteile 
der erkennenden Gerichte statt. Die Revision an das Beichs-Militflr* 
fenoht ist nur gegen Urteile der Oberkriegsgerichte ateiUiaft Gegen 
die Kb^wriifl M iiiir des ReiohB-MilillrBeriQfata timlwt ein ordentliohee 
Beohiamittal nidit atalt. Die Barufims ist anllaeig gesaft Xküai» 
der Standgerielito und gegen rrf*'ilc der Kriegsgerichte erstw 
Instanz. Dtirch die Bertifnnc: kann da.s Urteil sowolil in tliatsäch- 
licher, wie in rechtlicher Beziehuitg angefoclitcn werden; die Revision 
kann sich nur auf Gesetzesverletzung stützen. 

Besfls^ch dea Terfahrens iatdne veitgdieade Übenünslimnniiig- 
mit der bttrgertichen StiafpnneaBwdnuag berbeigefOhrt irorden. Die 
Be.Honderhcitcn der militärischen Organiaition und dar rtraflen 
Centrali-'^atinn sind dabei bcrficksichtitrt worden. Besonders erwähnt 
sei, dass bei der ersten Vernehmung der früher im preuwisdien 




Recht notwemlig gewesene Vorlialt wegfällt , »lass hartnfit.kigea 
Leugnen (xler freches Lügen die Strafe an sich nicht erhöht und 
dass ebenso auch der § 13G Strafprozessurdnuntr keine Anwendung 
findet, wonach der BescIiuUligte gefragt worden niusfs, oh er etwas 
auf die Beschuldigung erwidern wolle. Von liitorcssc ist schliess- 
lich, dass die Vorschrift des weiter obfii gwlacliton Gesetzes vom 
20. Mai 1898 Ober ilie EIntschädigtuig der im Wiedeniufiiaimu'- 
verfeihren freigesprochenen Personen entspi-echende Anwendung zu 
Gaden hat 

So äussern gefietzgeberische Fortschritte ilire heilsame Wirkung 
auch nach einer Richtung hin, an die zunäch.st nicht gedacht 
worden ist. 

Verwaltungsroch t. 
1. Beamtenrecht. Das Gesetz vom J. Juni 1809 (Hundesg*«- 
setzbbtt Seite IGl) Ober die Verpfliditung der Reich.slieiimton zu 
Kautionslcistungcn ist endlich nsich wic*lerhoItt'r Fonlenmg seitens 
aller Beteiligten durch Koichsgesetz vom 20. Februar 1898 
aufgeiiobeu worden (K. G. B. No. 6, ausgegeben am 25. Februar 
1898, Seite 29). Die KOckgabe der Kautionen erfolgt nach nflherer 
Bestimmung des Reichskanzlers innerluül) einer zweijrihrigon Frist 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes. Für etwaige vor der ROck- 
gabe bekannt gowortlcno Ersatzansprüche bleibt ilie Kaution ver- 
haftet. Ihre Rückgabe wirtl in Höhe der Ansprüche au.sgcsctzt, 
bis Ober diese endgültig entschieden ist. Die ülier die Kautions- 
pflicht der Reiclisbankbeamten bestehcndou liostimmungon bleiben 
unberührt. 

IL In das Gebiet des Arbeitorschutzes fallen die Vor- 
schriften, welche vom Bundesrat auf (Jrund der §§ 139a imd 154 
Abs. 2 der Gewerbe-Ordnung über die Bosch.lftigimg von ArlMMterinnen 
und jugendlichen Arbeitern in Ziegeleien lieschlos.sen worden 8in<l. 
S. Veröffentlichung des Reichskanzlers vom 18. Oktober 
1898. Nach dieser Bekanntmachung dürfen in Ziegeleien einschliess- 
lich der Chamottefabriken Arbeiterinnen und jugendliche Arbeiter 
XU bestimmten Arbeiten nicht verwen<let werden. In Ziegeleien, in 
denen das Formen der Ziegelsteine auf die Zeit von Mitte März 
bis Mitte November beschränkt ist, siiirl bei der Bcsehäftigimg 
von jungen Leuten zwischen 14 und 1(J Jaiiren und von Arbeiterinnen 
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fulyemiö Aliw ri'-nuii^;eii vmu iI^mi Vi j!>rhriften der Gewerlie-Oidnung 
suISseig: Jtui^c Leute können au itJkii Werktagen mit Ausnahme 
des Sonnabende und der Vorabende Toa Festtagen 11 Standen 
beschäftigt werden. In Ziegeleien, wdchi» ohne sUndige Anlage 

Iwtrieben wi^nlfn (K- hllnän !. i. o.1»m in welchen als Sttodige An- 
lag.- nur fin ( »frr. v<.iii:m(l''ii i>t. k'")iincn Arbritoi innen und junge 
L''uti' an all' ii \\oiktaL::< ri ini! Au.^iKthnie des Sonnabends und der 
Vurabciule vuu Fcattugen 12 ^LiuiJcu b^chäftigt werden. Altidaiin 
ist aber auch nicht nur den jungen Leuten, sondern andi den 
Arbeiterinnen Ober 16 Jahnen Vormittags, Ifittags und Nasbmittsgs 
je eine Pause -/m ^e^vä)l^>n. l)i> Iteachäftignng mnss jedesnial 
uat li l^uv^>.t(■ll^ [ Sttiiiii<'(i dun-li oino Pauec unferijmchen werden. 
Di-' Dauer tWr Miti,ii;s]iaiis>» irrass mindestens eine Stunde, die der 
ülrigoii l'uuüüii iniii'l(->triia je eiüe halbe Stunde betragen. Die 
Arbeitsstunden der jungen Leute und der Arbeiterinnen dOiüen in 
die Zeit zwischen Uhr Uoi^enB und 9 Uhr Abends gelegt 
werden. In Ziegelei^, welche von den gedachten Beetimmungen 
n, l,ra:ii Ii inai Inn, iiitiss an d* r .\rlK-it<fitätte eine hierauf bezügliche 
'i'afi 1 aiis^;. häiiLTi wcni. ii. I)i*> l{i Stimmungen tret*>n mit dem 
1. .laniiar IS'J'J in Krati und iutUu biä zum 1. Januar 1904 
Gülli-k-it. 

Auf Grund des § 16 der Gewerbeordnung bat der Bundesrat, 

Torbeholtlich der Genehmigung des BeidiBiags, beschlossen, die 

Aüla:; ■ /in il' » >(. Hur^ von ^1ls>^t ihlkugelu mittels Kugelschrot- 
inulil.'ii I l\iii^"]tiästn:i-iiiiiiitii in lia- Veraeichuis dereiner besonderen 
Uenekiui^iiiig beilitriraideii Aiiia^cu aufzuueluQen. Der Heichstag 
hat diesen Beschlusa genehmigt: Bekanntmaehung des Reichs» 
kanalers vom 5. April 1898 (R. G. B. 161). Im Zusammen- 
hange damit erging fQr Preuseen die KOnigliobe Verordnung 
vom 23. März 1898. Darnaeh hesrhliesst der Krcia- (Sta«lt-) Aus- 
si'liiiss. in ili-n enii'Mi Lamlkreise angehörenden St&dten von mehr 
ais iMiioi' Kinwi iin. rn -i' r .Ma^ji.-^uat (koUegialische V^ersammlung) 
über Anträge iin Enichiiuig oder Vei'änderuug der laut Bckannt- 
madiung des Reielisltanzlers vom 9. Februar ds. Js. in das Veneidimfl 
der genehmigimgspfliohtigen gewerbUcben Anlagen (§ 16 G. 0.) auf- 
genom::a:ii' h Aiilauvii /au ib'i -t.Hnag von Gussstalilkugelu mittels 
Kup■l^'•^lr.l1Iu^llll,•.■l. (Ih-'s auf (iruri'l de.'-' ^ lOH Ali.s. '2 des Oe- 
>i<:iiMä vom 1. Aiiguht 1883 beu-öUeud die Zuät&udigkeit der Ver- 
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«sltungs- und YtrwaltungsgeriohtabehSrdeDO ISndüoh i»t bier die 
taUireiae Inknftsetoiiiig deo aogeiuuintaii Handwerkergoflotses Tom 
26. Juli 1897, di8 benils in dem TorjfihrigeD Beridit Betwndlung 

erfahren hatte, zu erwähnen. Die Inkraftsetzung erfolgte dimh 
Kai<<erlieh€ Verordnung vom 14. MArz 1888 und zwar 
vom 1. April il. J. ab. 

m. Das Hase- und Oevichtewesen wird berOhrt dttidi das 
Reichsgesets vom 1. Juni 1808 betreffend die elektriaohen 
Haseeinheiteii (R. O. B. No. 26, eu^egeben am 14. Jiui\. 1898 
Seite 905). Die gesetzlichen Einheiten fOr geMtsdid» HeuiingeD 
aind das Ohm, das Ämpf>rG tmd das Volt. 

IV. In d&B Gebiet der Oesundheitspolizei gehOrt die Bekannt- 
machung des Reichskanzlers vom 21. Februar 1898 Ober 
die Untersuchung der aus Dftnemark nnd Schweden« 
Norvegen eingehenden Binder (CD. B. 133). Fener des 
Reichsgesetz vom 6. Juli 1898 betreffend den Vr ikohr 
mit künstlichen Süssstoffon (R.G.B. 919). Krinstliche Siiss- 
stoffe im Sinne dieses Gpfetzps sind alle auf künatiichem Wege ge- 
wooneneu Stoffe, welche ab Süssmittei dienen köimeu und eine hChere 
SilMknft als raffiaiertar roher oder RObensiioksr, aber nicht ent^ 
spraobenden Nihrwert baeitsen. Die TerwenduDg kQnatlieher SOas- 
»tofle bei der Herstellmig von Nahnings- und Gcniissiiiittcln. ist nh 
Verfälschung im Sinne dos § 10 des Gesetzes betreffend den Vorkclir 
mit Nahnmgsmitteln. Genussmitteln und Gebrauchw^gonstäiiden vom 
14. Mai 1879 (K. G. H. S. 145) anzusehen. Die unter Verwendung 
TOD kOnaUiciheii Sflsaatoffen heigieitdlten Nakrungs* nnd Geonaa- 
nittel dflrfen nur unter dner diese Verwendnng erkennbar maotaen- 
den Bezeichnung verkauft oder feilgehalten werden. Es ist ver^ 
loten die Verwendung künstlicher Sössstoffe bei der gewerbs- 
mässigen Herstellung von Bier, Wein oder woinilhnlichen Octrflnkpn, 
ton FruehtsÄfton, Konserven und Likören, sowie von Zucker- oiier 
Stirtcesynip, ebenso der Vericaof oder das Feilhalten von Nahnmgs- 
oder Oennasmittefai der gedachten Art, welchen' kflnstücbe SQss- 
stoffe sogesetst sind. Gegen Übertretnngen dieser Vorschrilten sind 
Strurvorscbriflen eriaaasn. Du Qesete tritt mit dem 1. Ootober 1898 
in Kraft. 

V. Verwaltung des Hecrwesons. Die Kämpfe, welche für 
die üirweiterung der deutschen Flotte in dem Berich^ahre statt- 
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gefunden haben, können hier keine Eixirtening finden. Es genügt 
festzustellen, dass durch das Reichsgesetz vom 10. April 1898 
betreffend die deutsche Flotte der Wunsch aller derer, die die 
Erliöhung unserer Wehrkraft aucli auf der See als etwas für unseru 
politii^clie Lage unentbehrliches halten, in erheblichem Masse erfüllt 
worden ist. Die Einzelheiten des Gesetzes sind mehr technischer 
und politischer Natur und bieten fdr die juristische Betrachtimg 
kaum einen Raum. 

Das Gesetz über die Naturalleistungen für die bewaffnete Macht 
im Frieden vom 13. Februar 1875 und (bis Gesetz vom 21. Juni 
1887 sind abgeändert worden dureli ihm Reichsgesetz vom 
24. Mai 1898. Auf Onuul dos Gesetzes selbst ist sein Text vom 
Reichskanzler, wie er sicli aus den Abänderungen ergiebt, bekannt 
gemacht worden. Jone sind von geringer Erheblichkeit. Die zur 
Ausfühnmg des Gesetzes erfoixlerlichen allgemeinen Anordnungen 
werden für das gesammte Bundesgebiet mit Ausnahme Bayerns 
durch Verordnung des Kaisers, für Bayern durcli königliche Ver- 
onlnung erlassen. Das Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1898 in 
Kraft 

Recht der Schutzgebiete. 
Von Erheblichkeit ist die Kaiserliche Verordnung vom 
27. April 1898 betreffend die Erklärung Kiaoutschou's 
zum Schutzgebiete (R.G.B. 171). Nachdem durch den am 
6. März 1898 zwischen Deutschland und China geschlossenen Ver- 
trag das in diesem näher bezeichnete, an der Kiaoutschoubucht ge- 
legene Gebiet in deutschen Besitz übergegangen ist, hat der Kaiser 
davon im Namen des Reichs Besitz genommen und es unter seinen 
kaiserlichen Scluitz gestellt. Es ergab sich deslialb auch die Not- 
wendigkeit, die Reichsverliältui8.se in Kiao\itscliou zu regeln. Dies 
geschah durch tlie Kaiserliche Verordnung vom 27. April 1898 
(R. G. B. 173). Das Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit (jetzt in 
der Fassung vom 6. April 1900) kommt in Gemässheit des § 2 des 
Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete in dem 
Gebiete von Kiaoutschou vom 1. Juni 1898 ab mit den in dieser Ver- 
ordnung vorgesehenen Abänderungen zur Anwendimg. Der Gerichts- 
barkeit unterliegen alle Personen, welche in dem Schutzgebiete wohnen 
oder sicli aufhalten, oder bezüglich deron, hiervon abgesehen, ein 
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Oeriehtsstand in den Schutzgebieten nach den zur Geltung kommenden 
Oesetzen begriindet ist, die Chin€s<'n jedoeli nur, soweit sie dieser 
Gerichtsbarkeit besonders unterstellt sin<l. Der Gouverneur bestinunt 
mit Genehmigung des Reichskanzlers (Rcichsmarinfanit), inwieweit 
auch die Chinesen der Gerichtsbaikeit zu unterstellen sind. Der 
Gouverneur ist befugt, AjigehOrige farbiger Stämme von der Gerichts- 
barkeit auszuschliessen. Die zur Zuständigkeit der Schwurgerichte 
geh5ren«len Sachen werden den Gi'rifhten des Schutzgebietes flber- 
tragen. Als Berufungs- und Beschwenlegericht winl fdr das Scliutz- 
gebiet an Stelle des Reichsgericht« das Kaiserliche Konsulargericht 
zu Shanghai bestimmt, welches für diese Angelegenheiten aus dem 
Konsul und 4 Beisitzern besteht. Die übrigen Bestimmungen des 
Gesetzes betreffen die Todesstrafe, die bürgerlichen Recht^treitig- 
keiten, Konsularsachen, nicht streit i^'o Gerichtsbarkeit, Zustellungen, 
Zwangsvollstreckung \ind Kostenwesen. 

Durch Kaiserliche Verordnung vom 17. August 1898 ist 
schliesslich das Bergwesen in Togo insofern einer Änderung unter- 
worfen wortlen, als die nach § 1 der Veronlniing vom 2. Juli 1888 
für das Schutzgebiet von Togo bezüglich der Bergbauverliältnisse 
biBher massgebenden Bestimmungen für das Schutzgebiet aufgehoben 
▼enleu. 

Verhältnis zum Auslände. 

I. Geistiges Eigentum. Das Reich und Preusscn sowie 
einzelne Bundesstaaten hatten mit Grf>ssbritanniini wegen des 
gegenseitigen Schutzes der Autorenrechte gegen Nach<lruck und 
unbefugte Nachbildung einen Vertrag vom 13. Mail846(R.G. B. 1887, 
S. 493) geschlossen. Zu diesem kam der Vertrag vom 14. Juni 1855 
(6. S. S. 696), welche aufrecht erlmlten wurden in Gcm&ssheit des 
Zusatzartikels zur Hemer Übereinkunft ItetrefTend die Bildung 
eines internationalen Verbandes zum Schutze von "Werken der 
Literatiu- imd Kunst vom 9. SeptemU'r 1880 (R. G. B. 1886, S. 493), 
sowie der No. IV des Sclilussprotokolls zu dieser fb ereinkunft. 
Nachdem diese Verträge in (Jrossbritannien die staatsrechtliche 
Wirksamkeit verloren hatten, sind sie auch für Preusscn durch clon 
am 16. Dezember 1897 erklärten Rücktritt ausser Kraft gesetzt 
worden. Die Bekanntmachung der Aufhebung joner rbereinkmift 
zwischen Preusscn und Qrossbritannien über den Schutz «lor Autoren- 
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rechte gegen Nachtlnick und ungefugte Nachbiklung ist bowoIü vo!u 
Keichskauzler als auch vom Minister der Auswärtigen Aagelegeu- 
bdten im 2S. Januar 1808 eifdgt, staataveebflich koczekt im 
Seioliageaetsblatt besw. in der prensdachen OeeetKflBamndniig^ 

wälireiid bekanntlich im Reich sonst die Praxis gilt, Staatsvertiige 
im CoiitnillilaK zu implizieren. Mit Rocht hat dagegen die Wisscn- 
SL'liaft Ei nspnicli erhoben. (Lahand. Staatsiwht, I, tj63, J eilinek, 
0eaetii und Verordnung, S. 3(il, Zurn, Staatsrecht, 1, 512.) 

Infolge Etbidigung dieaer Übereinldlafle atnd vom Reich skangkr 
am 3. Februar 1898 fOr die an» Gxoaabritannien lieirQbrenden Werke, 
die bis dalün nach Maeagabe jener Verträge zu behandeln waren, 
über die Abstern|"'ii!!'t< und Inventarisierung der daselbft bezeich- 
noten Exemplare nu'l Vonichlungen besondere Bestiiiiiming»^n er- 
lassen worden. Sie in grossen Zügeu vorzufQhren ist deshalb von 
Inlereaset weil aie auf «bar venig bekannten Yerordnnng vom 
29. Noranber 1897 (R.G.B. 8. 787) bemlien, einer Terordnnng, 
die ergangen ist in AnafOlinuig der am 9. September 1886 tu 
Bern abgesohloswiit ri Übereinkunft wegen BiMung eines inter- 
natioualen Vcrbatulos zum Schutze von Werken der IJtwitur und 
Kunst Wer sich im Boaitz von soluheo Ilxemplarcu von Werken 
der Liteiatuv und Etmit ^lArilhreikai, Abbildungen, Zdchnnngeu, 
mndkaliache Eompoeitionen, Werken der bildenden Künste) befindet, 
-welohe am Tbge des BDoktritts vom Vertrogo (16. Deiember 1897) 
schon hergestellt waren, oder derai HersieUang an dieaem Tage 
im Onnpj war, hat die Exemplare, wenn er sie verkaufen oder 
verbi-eiten will, bis »u einem bestimmten Tci-rain (31. März 1898) 
der Polizeibehörde annea Wohnorts, die ein genaues Verzeiclinis 
der ihr vorga]«gtan Branplare anfertigt, vmulagen. Daaaelbe ist 
der Fall bexflglMh bestimmter Vonichtangen, wie Fennen, halten, 
Btei&e, Stereotype. Ob die Herstellung der Exempkre nnä die 
Benutxiinp der Vonichttingicn nrlaiilit war, hat die Polizeibeh«5rde 
nicht au prüfen. Dagegen hat »ie die Altstonipelunp zu versagen, 
wenn die fragUchea Exemplare au diesem Tage nud) nicht im 
Handel waren. 

n. Handels-PolittL Von graaaer Erheblicfakmt war aoU- 

politisch das ßeichsgesetz vom 11. Mai 1898 betreffend die Handcls- 

iM^zioliungcn zwischen Dcutscliland nud Englaud (R.G.B. 17."). durch 
das der Bundesrat ermächtigt wurde, den Angehöngeu imd den 
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Erzeugnissen des vereinigten Königreichs von Grossbritannien tinil 
Irland, sowie den Angehörigen und Erzeugnissen britischer Kolonir-n 
und auswärtiger Besitzungen für die Zeit bis zum 30. Juli 1809 
diejenigen Vorteile einzuräumen, die seitens des Reich» den An- 
geiiörigen oder den Erzeugnissen des roeistbegflnstigton Liuidcs 
gewährt werden. Auf Gnind dieses Gesetzes liat der liundi^tirat 
beschlossen, den gedachten Ländern, mit Ausnahme von Kanada, 
vom 31. Jiüi 1897 „bis auf Weiteres die Klausel dei Meistbe- 
günstigung zuzugestehen". Es darf hier vorweg genommen werden, 
dass durch die Reichsgesetze vom 1. Juli 1899 und vom 21. Mai 19<Mi 
dieser Rechtszustand bis zum 30. Juli 1901 aufrecht erliall« » wonlen 
ist Diese kleine harmlos scheinende Bestimmung wirft ein grelles 
Schlaglicht auf die Bestrebung Englands, mit seinen Kolonien und 
vielleicht Amerika zusammen ein sich gegen Mittel -Enroiw ab- 
sthliessendes, riesiges einheitliches Zollgebiet zu schaffen. Mit 
diesen Bestrebungen hängt es auch zusammen, dass die Königlich 
Grassbritannische Regierung mit Ablauf des 30. Juli ISÜS den 
Handelsvertrag zwischen dem Deutschen Zollverein und dfin ver- 
einigten Königreich Grossbritannien und Irland vom 30. Mai 18C5 
(O.S. S. 86.'>) gekündigt hat Damit ist er — wie die Verordnung 
vom 31. Juli 1898 festlegt — ausser Kraft getreten. Gleichzoitig 
ist auch der Schiffahrtfivortrag zwischen Preussen und den voreinigten 
Königreichen von Grossbritannien imd Irland vom 16. Aupnst 1865 
(Ci.8. S. 1866, 73) in Gemässheit seines Artikels 6 crluschen. 
(O.S. S. 269 von 1898; R.G. B. 1898, S. 1019.) In dem um die 
Handelsverträge von 1903 entbrannton Kampfe spielten gcra<lo die 
Aussicht auf eine englisch-amerikanische tmd koloniale Abschliossung, 
femer die Frage der Handelspolitik zu England und die I/^lire von 
der MeistbegQnstigimgs - Klausel eine grosse Rolle. Behalt man 
solches im Auge, so erhält das nOchtenie formelle Salzgebilde 
dieser juristischen Bestimmung Farbe und scheint durchflutlict zu 
sein von dem Leben, aus dem es genommen sein muss. 

HL Das Postwesen. Dem friedlichen Verkehr der Völker 
&nt der Weltpostvertrag vom l.'>. Juni 1897, der zwischen Doutscli- 
land und 56 Staaten und Bimdesstaaten nebst deren Kolonien ab- 
geschlossen wurde und fast den ganzen l)ekannten Erdkreis nm- 
fasst Er ist das Ergebnis einer Jahrzehnte hingen Entwirkelung 
und der energischen Tüchtigkeit der deutschen Reichspostvoi waltung, 
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in^ibesoDdcre des fiiili verstorbenen Oeneralpostmeisters von S(tq>1iaiL 
Diesem groeeen Veike iwImii doh fOr amer Beriditialir dne groaw 
Aiuahl TOD Oberainkonunen an, weiche im Poetbenig too Zeitungeii 

und Zeitschriften, den Austausch von BriefsDi den FMtanweiBaDgB- 
dieust und Älinliches mehr betreffon. 

IV. Das AnslieferungBwosen. Völkerrecht und Stiafp ' 1 1 
werden gleichmässig berührt durch die Veroidnung des preusäiächcu 
MioiBtere des Innecn vom 27. Janur 1698, weldie den deatadi« 
ediweueriaohen AmdiaferaDgeveilralir betretteil. Zwiwdien Deatech- 
lud und der Sclnveiz besteht ein Auglieferungsvcrtrag vom 23. Ja- 
nuar 1874 (R.O.B. S. 113). Eh ist mehrfach die Notwendigkeit 
hervorgetreten, Itoi Beantragung und Bewilligung von AiisMefcrungeu 
Ober die Vorschriften dieses Übereinkommens hinauszugehen. Es 
liat eioh ein Oewolmhtitarecht ausgebildet, aoiaer dn in den 
gedadhten Verlage aulgefQhrten fUlen die Anaiiefenuig noeh ein- 
treten in Inwen: 

1. auf Grund formeller Qegenseitigkeitserkl&nmgen. Dies kann 
geschehen a) wegen vorsätzlicher Körperverletzung, die eine Arbeits- 
uutähigkeit von mehr alB 20 Tagen zur Folge gehabt hat; b) wegen 
YerBtrickungebruch im Sinne des § 137 des BeichsstrafgeaetzbiidiB, 
Bofem die Yentridning mit BOokuoht auf ein schwebendes oder 
bevorstehendes Eonkorsverfiüiren oder eine Ztrangsrollstreckung er* 
folgt ist und wogen der im § 288 a. a. 0. vorgesehenen Handlung 
zur Benacliteiligung eines Gläubigers bei drohender Zwangsvoll- 
Btreckung. Reiile Vergehen fallen nach schweizerischem Recht 
unter den Be^^riff der ^anduntenächlagung"; c) wegen Kuppelei 
mit grossjälirigen Ftocsonen, aofem die bebeOande Bindhmg nach 
dentodtem Recht als gewohnheitsmlasig oder aus eigennAtsigem 
Bestreben und nach sohweiaeriMliem Beohto all geveriwndtaiige 
Kuppelei zu beurteilen ist; 

2. auf Gnmd gegenseitigen Einvcrständnissfjs Aber erweiterte 
Auslegung des Vertrages, a) wogen Blutäctiande, b) wegen Hehlerei. 

3. Waa die AtidieCening wegen uniQchtiger Handlnogen be- 
tritt, die von Geiatlichea, Lehrern und Orsieheni mit ihren minder- 
jlhrigan Scbfliem oder Zöglingen oder mit Personen unter 14 Jahna 
voigenommen werden, so ist wegen dieser Handlungen bisher xwar 
ein vöUiges Einvernehmen mit der Schweiz niclit orreicht worden. 
Diese bat sich indes« bereit erklärt, auf Auslieferungsanträge yregda 
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derartiger Handlungen dmugehen, und ihnen, soweit die »chweizo- 
rischcn Gesetze gestatten, Folpo zu pel>en (Ministfiiiilblitt fflr die 
gesamte innere Verwaltang iu den Itfiniglinh prousiuficben Staaten 
1898, Seite 37). 

V. QegcnQbar dtti din Ofifontlidikwl; in DemUddand lebhaft 
bnpcgmden Eceignisaen in SndafiilEa aet nodi angemerkl, daas 

ivLschea dem deutadien Reidi und dem Onuqdbwateat ein Frsand- 

Ächafts- und EEandelsvertrag abgeschlossen worden ist. Elr datiert 
Tom 28. April 1897, ist i^r, wenn ich leoht weiss, erat 1898 
bekannt gewoideo. 

b) Bto EliMlntattMi. 

Die Einaelatenten weiden liier nadi deijenigen BeUienfolge 

anfgr^führt, in weldier sie im Artikel 6 der Reichsverfassung hinter^ 
einander folgen. Die sonst beliebte Art, nach der alptukbetischen 
Reihenfolir*" die Onlnnng dT Einzelstajitcri vorzunehnion, scheint 
mir nicht augemeüäen, denn, wie es nach der Natur der Sache 
nicht ander» aein kann, beben die giOaaeiQn Staaten — und diese 
atelien eben im Artikel 6 tw den kddneren '— quaatitatiT und 
Qualitativ eine «^ihoMichere legislative Thätigkeit zu entwickeln. 
Bei (}>-m hier beabsichtiirton Verfaliron HlHt desliallt eine Summe 
mi Arbeit fort, wenn man bei der BohaiuUung der GostMztr'^bung' 
der kleineren Staaten lediglich auf die grösseren verweibcn kann, 
wenn es sieb am eine Ifoohahmnng dieser handelt 

1. Preussen. 

Privatrech t. 

Dtirch die Re^tongllt!^gesctze vom .laJii-c 1890/91 und das Gesetz 
vom b. Juni 1896, welch letzteres bei Beaten- und Ansiediungs- 
gfiton das Ana-benrectht eing^Bhrt hat, die IHrkangen dea 
An aiedloiM Moeet s oo tmu Jfahve 1B80 gehören in ein anderes 
bfitel — ist die Idee aueh des Anerbenrecbts in den weitesten 
Krmsen poputtr gemacht worden. Eine Folge davon ist das Landes- 
vom 2. Juli 1898. welches für Landgüter in der Provinz 
Westfalen utid in den Ki-eiisen lieeä, Esben, Duisburg, Mülheim 
an der Kühr da» Anerbei-ecbt anscheinend fakultativ, thatfiächlich 
aber iwaagsweiBe einfOhrt Zv LandgAtem ist jede^ ihrem Biaupt> 
swedw naeh sinn Bebtiebe der Land- und Fentwiztsehsft bestUnmie 
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und zur selbstAndigcn Nahningsstolle geeignete Besitzung ange- 
sehen worden, welche mit einem, wenn auch räumlich von ihr 
getrennten Wohnhauso versehen ist. Es ist hieraus ersichtlich, 
dass das GeRetz nicht sogenannte Arbeiterrentengüter im Auge 
gehabt hat, sondern solche Landgflter, welche ihren Mann selbst 
ernähren. Die Elintragung der Anerbengutseigenschaft im Orund- 
buche erfolgt auf Ersuchen dos zuständigen Spezialkommissars. Die 
Anerbengutseigenschaft winl durch die Löschung wio<lor aufge- 
hoben. Der Spccialkommissar hat die Eintragung und die Ijöschung 
von Amtswegen nachzusuchen, hat aber vorerst den Eigentümer zu 
hnreu. Bestehen zwischen ihm und dem Eigentümer Meinungs- 
verschiedenheiten, so entscheidet eine Kommission, welche aus 
dem Specialkommissar als Vorsitzenden und zwei Sachverständigen 
als Beisitzern Ijesteht. Gegen den Beschluss der Anorbonkommission 
steht dem Eigentümer und dem Specialkommissar binnen einer 
Notfrist von zwei Wochen die Boschwenlc an eine bei der Gencral- 
kommission in Münster zu bildende Berufungskommission zu, welche 
endgültig entscheidet Das Hecht des Eigentümers, über das An- 
erbengut unter Lebenden und von Todeswegen zu verfügen, wird 
durch dieses Gesetz nicht berührt. Der Eintritt des Anerbenrechts 
kann für den einzelnen Erbfall ausser in der Form einer letzt- 
willigen Verfügung durch eine öffentlich beglaubigte Erkläning der- 
jenigen, welche Ober das Landgut letztwillig verfügen, ausgesclüossen 
werden. Wenn zu einem Nacldasse ein Anerbengut gehört und 
der Erblasser von mehreren Personen beerbt wird, so fällt ohne 
Rücksicht auf den letzten Wohnsitz des Erblassers, in Ermangelung 
einer entgegenstehenden Verfflgimg von Todeswegen, das Anerbegut 
als Teil der Erbschaft kraft des Gesetzes einem Erben — dem 
Anerben — allein zu. Das Anerbenrecht gilt nur für Abkömmlinge 
und die Geschwister des Erblassers, sowie deren Abkömmlinge. 
Wenn zu dem Gesamtgute einer fortgesetzten Gütergemeinschaft 
ein Anerbengut gehört, so tritt der überlebende Ehegatte, falls er 
nacli den Vorschriften des allgemeinen Rechts zur Übernahme des 
Gutes berechtigt ist und von diesem Rechte Gebrauch macht, als 
Anorbo ein. In diesem Falle erwirbt er das Eigentum des Anerbe- 
gutes mit der Auseinandersetzung, und wenn er vorher in öffentlich 
beglaubigter Form gegenüber den Nachlassgerichten erklärt hat, 
dass er von seinem Cbeniahmerechte Gebrauch macht, mit dem 




Mi|Niiikte des BinsugB der ErUtmiig bei dem NtdUeeegnioht 

Der aberiebende Ehegatte tritt nicht eis Anerbe ein, wenn er bei 
Beendigung der dfitcrgemeinschaft entmflndigt ist oder vorlicr oino 
iTchtskrüftige Vcrurteilmif}: zu Ziichthausstrafo unter gleichzeitipor 
Aberkennung der bQi^gerlichen Ehrenrechte erlitten hat oder wenn 
die Anerb^tsgemeittsohaft auf seinen Antrag w&brend fortgesetzter 
•U^emniMr OHUMgemehasohaft dogetngeii ist 

Du Aneirfaemoiht tritt nnr ein, wenn der Anerbe lugleieh 
&be des Erbla^^sors ist. Wae die R 'ilu nfolge betiilR, in welcher 
die Abkömmlinge des ErMassore zu Auerben berufen wonlen , so 
gilt im Zweifel folgendes: Leibliche Kinder gehen den Adoptiv- 
kindem, eheliche den unehelichen vor. Legitimierte lünder stehen 
den dielicheii gleidi. Fener geht der lltere Sehn, in Ermangehiog 
nm söhnen, die Bltere Tbohter vor. An die Stelle eines verstor- 
benen Kindes, oder eines Kindes, welches die Erl;schaft ausgeschlagen 
hst» tietrn dosspM Abkömmüiitjo nach den für die Kinder geltenden 
Orandsätzen. Die Abkömnilinge sind erst nach den Kim lern dos 
Erblasseis zu Anerben berufen. Der Anerbe erwirbt das Eigentum 
des Anerb^tes mit dem Erwerb dat Eribeohaft Jedoch steht es 
ihm frei, ohne anl die Erbeohaft su Ternohten, das Anerbegat 
auszuschlagen. In diesem Falle geht diosos auf den nftcheten An» 
erbeberechtigteu mit <ler Wirkung über, als ob derselbe von vorn- 
herein der Anerbe frewesori wilr«*. Die Bestimmungen des B. G. B. 
über die Annahme und Auääolüagung der Erbächaft finden auf das 
Aaeiberedit eniapredmde Anwendung. 

Vom Minister der Landwirtnohaft ist am 3. August 1898 eine 
Verordnung zur Au.HfQhnmg dieees Gesetses Aber das Anecbereoht 
in der Provinz Westfalen ergangen. 

Durch Ijandcsgosetz vom 20. April 1898 ist tlas Gesotz vom 
26. Aprü 1886 betreffend die Beförderung deutscher Ansiedlungen 
ni den Fravinaett 'Westpreusaen und Posen abge&ndert worden. Es 
bandelt lioh, hier, ahgeeeben ron agrarpolitisoben llaasnahmen, um 
«ine Stirinmg inabeeondaie dea dsoiadMii.Elamanta. Ba kann nioht 
▼nnder nehmen, dass der der Staatsregierung zur Terfögung ge- 
stellte Pon l von lOO Millionen durch das neue Qesets auf 200 
Millionen erhöht worden ist 

Etwas exotisch mutet uns die Verordnung des Ministers des 
Inngra Tom 31. Mai 1898 an, welche die nremdentraunngen auf 
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Helgoland botrilft. Nach einer sclileswig-holstoinischcn Veronlniing 
vom 28. November 1800 ist für Fromdontrauungon auf Helgoland 
ein „Intogritatseid" vorgeschrioben. Dieser Akt war ein solcher 
der Polizei und nicht ein solcher der Oerichtsbarkeit. Nach der 
bezeichneten Verordnung war die Eidesa bnalime der Obrigkeit 
,,d. h. nach dem ganz feststehenden Sprachgebraiich" der unteren 
Verwaltungsbehörde zugewiesen. Die neue Ministerialverordnung 
erklärt nun, dass in diesem Veriiältnisae während des Bestehens 
der englischen Herrscliaft auf Helgoland nichts geändert worden 
ist Fortdauernd ist es die untere Verwaltungsbehöi-de gewesen, 
welche den Eid abgenommen hat. Nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes vom 18. Februar 1891 betreffend die Vereinig\ing der 
Insel Helgoland mit der preu.ssischen Monarchie sind alle diejenigen 
Rechte und Pflichten des früheren Policecoiu't (Polizeihof, Polizei- 
gericht), welche Gegenstände der Vorwaltung betroffen und die 
von den Landräten an sich gezogen werden, nun auf den land- 
rätliclien Hfdfsbeamton übergegangen. Diesem stellen auch die 
Befugnisse des Policecourt hinsichtlich jener Eidesabaaluue zu. 



Zu Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft sind eine ganze Reihe 
von Personen neuerdings bestellt wonlen. Durch die gemeinsame 
Verordnung des Ministers der Ijandwirtschaft und des Innern vom 
25. April 1898 in Ausführung des § 53 Abs. 2 des Deutschen 
Gerichtsverfassungsgesetzes: die aus der Klasse der auf Forst- 
versoi-gung dienenden Jäger hervorgegangenen Meister und Wärter 
der forstlichen Nebcnbetriebsanstalten ; auf Grund einer gomeinsamen 
Verordnung der Minister des Auswärtigen, der Justiz, des Innern 
und des Handels vom 7. Juli 1898 die Strommeister und Strom- 
polizeiaufseher, sowie einige Busch wärter der Weichselstroml)au- 
verwaltung; durch Verordnung des Justizministers und des Ministers 
des Innern vom 15. Juni 1898 die . zu der Reserve der Polizei- 
direktion in Charlottenburg kommandierten Folizeiwachtmeister, 
denen die Beaufsichtigung der Märkte und die gewerblichen Re- 
visionen übertragen sind und endlich durch die Verordnung der 
zuletzt gedachten Minister die Kriminal- und Revierpolizeikonunissare 
bei der Polizeidirektion in Kiel durch Verordnung vom 20. Juni 



Strafrecht and Strafprozess. 
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Einer alten Fonlening entspricht die vom Justizmioister er- 
bssene Gefängnisordnung vom 21. Dezember 1898 (J. M. Bl. 292). 
Sie spricht iu der Elinlcitung von den Gefängnissen flljerhaiipt, 
sodann im ersten Abschnitt von den Gefängnisbohonlen und dorn 
Personal, wie da sind Gefängnisvorstehcr , Ocf&ngnisinspektor , Ge- 
fangenen-Aufseher und -Aufseherinnen. Auch werden allgemeine 
Bestimmungen über das Verhalten der Beamten der Gtefängnis- 
verwalttmg gegeben. Auch Aber Geistliche, Ärzte und Lehrer wiitl 
gehandelt und die obere Leitung, Atifsicht und Disziplin geregelt. 
Der zweite Abschnitt enth&lt die allgemeinen Vorschriften ftber das 
Verfahren und die Ordnung in den Gefängnissen. Es kommt hier 
in Betracht die Aufnahme der Gefangenen, die Frage der Enzcl- 
haft oder der Gemeinschaftsluif t , femer Verschluss und Sicherung 
des Gefängnisses, Hauspolizei, Disziplin und Arl>eit Ferner Be- 
wegung im Freien, Verkehr der Gefangenen nach aussen, Seelsorge, 
Unterricht, Lektüre. Gesorgt ist auch im Falle der Erkrankung, 
bei Geburten und Sterbefällen. Sodann ist ilie Entlassung der Ge- 
fangenen, ilire übei*fühnmg in eine andere Anstalt, die Aussetzung 
und Teilung der Strafvollstreckung geordnet Im dritten Abschnitt 
sind besondere Vorschriften Ober die Behandlung der üntersuchungs- 
gefangenen, im vierten über die Behandlung der Strafgefangenen, 
im fünften über die der Civilhaftgefangencn Iteigefügt. Die Ab- 
schnitte sechs, sieben und acht enthalten besondere Bestimmungen 
tlber die Behandlung der Transport-, Polizei- und MilitArgefangenen 
der zur Festungshaft Verurteilten, deren Überführung in die Ver- 
bOssungsanstalt noch nicht erfolgt ist und endlich über die Unter- 
haltung der Gebäude, sowie über Bücher- und Listenfühnmgen. 

Die Verordnung des Ministers des Innern vom 14. März 1898 
betrifft die Zufühning zur Zwangserziehung bestimmter jugend- 
licher Übelthäter durch die Ortspolizeibehörde im Anschluss an 
einen Erlass des Justizministers vom 1. Dezember 1896. Die An- 
ordnung hat den Zweck, die Übelthäter solange polizeilich festzu- 
halten oder zu fiberwachen, bis sie in Zwangserziehung genommen 
werden. Die Verordnung beruht noch auf dem alten Rechts- 
zustand, während zur Zeit, wo ich diese Zeilen schreibe, bereits 
das Gesetz vom 2. Juli 1900 über die Fürsorgeerziehung in Kraft 
getreten ist 
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Verv&ltungareclit. 

1. Bearotenrecht Nicht nnwesentlrah dnd die kOoiglieheii Yer- 

Hiilniiii^^'n vujii 27. .laiiuar \^'.>>. h-'hetRüid die Raiig- lind Titel- 
vcriiiilliiisst' .iiizi'liicr F'!(Mitit''iikla.s.scTi. Insbesondciv f;;eliüren ilie 

I. riiHlnclitor, (Ii'- Atiitsrichti'i utui Air Stuatsanwälto zur Ti. Raug- 
kluiwo der hühetcii rruviuziaJbeauiUju. Kin Teil der Landrichter, 
Amtsrichter und StaateanwAlte kaoii iifloh inindeRtoii» swCUjahrigem 
Dienstalter zur BefSrdeniQg zum Luidgeiriditonit, Amtsgerichtsrat 
oder Staatsanwaltschaftsrat Torgesclilai^oii werden. IKese gdtOten 
<1;m[i zur 4. 'Rmh^'Hh^*' <lor linlien-n rroviiizialbeamten. Die sonstigen 
Ik'siiinimuini ii <lirsor Veronlmiiif; anfziifiihren ist liier nicht an- 
gäugig. liemerkt luäg uur weideu, iimä die Neuordnung der Bang- 
verhältnissB besouders bei VeiBetzungeD hioiididitdi der Veiglltiiiig 
7on ümzugakoBten in Frage kommt (VerfOgmig des Jnatiimiiusten 
vom 20. Januar 1898). Von Xatenesse ist auch die gemeinsame 
V. i fiii;uiiu' dt s Minir^i-Ts ilt>s IiiuoMi uw] ilf'i^ ITandelsministers vom 

II. F'ljruar IS'Js in-trx'fVpinl Aiif-ichts<- utul sdusligr'n Beamten 
bei p]iufiUinmg (i>> Kfirli>^'e><''t/'fN ülK-r (las AuBWiinderungswesen 
vom 9. Juni IS'JT. Lüicr dt^r Be^fkluiung Aui&ichtsbehOrde ist 
der Uinister fQr Handel und Qewertie zu Tevstshen; untar der Bo- 
»eiohnung h^Jhere Verwaltungsbehörde sind die BegienrngspittaideDtein 

UMii für den Stmltluvis lierliii der Fdlizeipräsident begrifFpn. T'ntar 
dei Ik'zeii'liiiiiii!:: Pnlizeiliohrirde simi zum Teil die Ortspolizeili^^hörden, 
-/um Ted die Hufen-, Sttmn- und äüiiilQHiirtspolizeibehördon, SOWie 
die OiouzkouuuisiOJ"».' versUuldeii. 

Das viditigste Gesetz innerhalb des fieuntannohts iaft ia diesem 
Berichtsjahr das Landesgesets vom 11. Juni 1898 betneOoid die 
])i>/.ii<iinMrv..^iliait]ii.v-.' der Privatdo/.otittjii an den LsadesaniTenittteii, 

der Akadeinie zu Münster und an dem Lio^um Hosianiim zu Rnnins- 
Iioil:. E> ist dureh dieses «iesotz die ]-ieamt<.mnat»r der Privat- 
duztaUiu ireilicii uiclil Itj^t^ebtellt wtjideiL Don Vorschrüten dieses 
Qesettes unterliegt aber ein Friratdozent, welcher die Ffliditen ▼»r- 
letzt, die ihm eeiue StclUmg als akademischer Lehrer auferlegt, 
oder durch sein Vorhalten in od&e ausser seinem Berufe sich der 
Aeht-i;iL'. d. s Auv lietis ui;d de- Vertrauens, das sein Beruf erfordert, 
niLwüidiu /."int. Kill <.:rii-si'i- Ted do;- Gesetzes vom 21. Juli 18.52, 
l>utreütiud du; Dicuslvtii^jeUeu Uei- mcUüicliterUchen Beamten, findet 
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mS dl* Priratdoieittao Anwendaiig^. Die gegen sie sultoaigen Stnfen 
bestehen in Ordaungntiafeii, tlio da sind entweder Warnung oder 
Verweis. Zur VeriiÄngung derselben ist ausser dem ünterrichts- 
minlster die F.iknltftt befugt, bei welcher der Privatdozent habilitiert 
isL Vor Vei'hängung eiuer OrJuungsstiafe ist dem Privatdozentea 
Gelefenlieit su geben, sich Ober die ihm sur Issl gelegte Pflicbt- 
Teiletsiiog tu inasem. Gegoi die Verbftngung der OrdBongBstnife 
doidi die lUolt&t findet binneii dner VtiA swei Voohen Be- 
•obveide an den Cntcrrichtfiminister statt Als die schwerste Dis- 
tiplinarstrafe ist festgestellt die Ehifiic>inng der Eigenschaft als 
Privatdozent Dieser Entziehung muss ein förmliches Disziplinar- 
veriahreu voi-angehen. Zur Einleitung desselben ist ausser dem 
Uatemchtiminiiler die Faknltil befogt, bei treleber der Privatdoient 
lutulitiert ist 7or Einteilung des Teifahrans dmek den üntenidite- 
BÜiügter ist derFainiltIt Oelegenlieit zu einer gutachtlichen Aussening 
zn (fplien. T^ntorsuchnngskommissar ist der rniversitätürichter; der 
Beamte der Ötaats;iinvalt8chaft Nvinl dureh den Unterrichtsmiriister 
«lutnnt Die entficheiUendo Disziplinai-behürdc erster Instanz i»t die 
Fakalttt, bei ynidbet der Frivatdoeent haUiÜint iat ZvgitB Instu» 
ist da» StaatsmiiügteriniD. 

Eine nutweiidige Folge des Reichsgeaetzes vom 20. Febru^ 
l?5f)S, durch dat dio Kautiorispflii-ht dor RficlisLoamten aufgehoben 
Worden ist, ist das preuasitRtiio Ijiimlrsgesotz vom 7. MSrz 1898, 
velchee ebenfalls die Verpflichtung zur Bestellung vom Amts- 
fanfionen eidbebt üftberlUut bleibt die Verpfliditiiag der Qerichte- 
toUäelMr und der Hjpothekenbewahrar im Geltungebereioli des 
rheiniiichen Rechte zur Bestellung von Amtskautionen. Die Amts- 
kautionen werden zurnckgntrobeii ; die Rückgabi' erfolgt, nach nJUieror 
Bestimmung des Fiuaiizministers, innerhalb einer Frist von zwei 
Jahreu oacli Inkrafttreten des Gesetzes. Für etwaige vor der RUck- 
grin befcmnt mrdeode Bnttaatprildia bkiboi ^e Keutiemn vw- 
baftat IMe ROekgabe bleibt in BBhe der erbobenen AnsprOohe 
bis dahin ausgeaets^ bia Aber die BogrOndnag der letrtaren end> 
gUt%e Feststellungen gctrorfei) sind. 

2. In das Gebiet des A r Ij e i t e r s c h u t z e s fällt d;w T^andes- 
geaetz vom 2. Juli 1B^8, betreffend die Bewilligung weiterer 
Staatsmittel sur Yerbeeeenmg der Wohnungsverbfiltiasse von Ar> 
bdlem, die in ataatlieben Betrieben beeoblftigt sind und von gering 



besoldeten Staatsbeamten. Die ganze weittragende Bedeutung der 
Wohnungsfrage ist den gesetzgebenden Köi-perscliaften trotz wieder- 
holten Resolutionen und wissenschaftlichen Malinrufen leider nicht 
aufgegangen. 

Bezflglich der dienstlichen Aufsicht nl>er die Oeschfiftsfilhning 
der Oewerbegerichte bestimmt eine Verordnung des Ministers des 
Innern und des üandels, dass es sich zur Vermeidung von Zweifeln 
von vornherein empfiehlt, dass diese Frage durch eine ausdrückliche 
Bestimmung der Statuten klar gestellt werde. In der Regel wird 
die Aufsichtsbehörde der Regierungsprfisident sein. 

3. Auf dem Gebiete des Oewerberechts mag nur erinnert 
werden an eine Ausfilhrungsverordnung des Ministers des Innern 
und des Handels vom IG. Mai 1898. welche den § 155 der Ge- 
werbeordnung in der Fassung der Novelle vom 1. Juni 1891 be- 
trifft Auf dem Gebiete des Verkehrswesens sei gedacht des Zu- 
satzartikels zur revidierten Rhein-Schifffahrtsakte und des Landes- 
gesetzes vom 20. April 1898, betreffend die Bewilligung von 
Staatsmitteln zur Beseitigung der durch die Hochwasser des Sommers 
1897 herbeigeführten Beschädigungen. Das letztere Gesetz trägt 
natürlich auch einen sicherhcitspolizeilichon Character. sei hier 
noch angefügt, dass die Errichtung einer Landwirtschaftskammer 
für Westfalen durch königliche Verordniing vom 28. April 1898 
und die Umwandlung der Korporation der Kaufmannschaft in Magde- 
burg in eine Handelskammer durch Verordnung des Justizministers 
vom 10. Oktober 1898 erfolgt ist. Die letztere erinnert an das 
Streben, welches zur Zeit des Schreibens dieser Zeilen hervorge- 
treten ist, welche eine Umwandlung der Berliner „Ältesten der 
Kaufmannschaft" in eine Handelskammer beabsichtigt Die dadurch 
entstandene eiTCgte Stimmung ist kaum zu verstehen; ich persön- 
lich halte eine solche Umwandlung für dringend notwendig. 

4. Endlich ist hier zu gedenken des Landeegesetzes vom 
11. Mai 1898 betreffend den Staatshaushalt Es sind hier die 
Grundsätze, welche seit vielen Jahrzehnten in Preussen und im 
Reiche hinsichüich des parlamentarischen Budgetrechts üblich, aber 
auch zum Teil bestritten waren, zu gesetzgeberischem Ausdrucke 
gebracht Der Staatshaushaltsetat enthält den Voransclilag für die 
im Laufe jedes Etatsjahres voraussichtlich eingehenden Einnahmen 
und erforderlich werdenden Ausgaben des Staates. Das p reussische 



Budgetrecht ist niclit wie das belgische dahin zu verstehen, daaB 
« der Staatsregierung dne GenenÜToUmaiobt rar FOhrang der 
Siaalageacibifte gi^ Oneiat und Laband haben g^blidi dar- 
gBÜaa, daas nach pi*eiiRsisehem und deutacbion Staatsrechte im 

Etatgesetze niolit vorwpif?*'! 1 worden daif, was posotzlich feststeht. 
Allein in Preiisscii war ilcr grüsste Teil der Einnahmen und Aus- 
gaben nicht gesetzlich fuätgcatdlt, sodasB mit jeneni Grundtiatze 
ikkt liid gewonnen war. Bei dieser Sachlage kommt ea aeihr 
duinf an, ob das Staata-HauahaltaelatageBets in Prouaaen nur 
Beoht macht iwiMsbea Staatsregierung und Landtag oder auch 
rwivhen dem Staate und soinon (iläubigern und Scliuldtiorn. Das 
Laiulesigcsetz vom 11. Mai Is'jy, djis sogenaimte Komptubilitäts- 
gesetz spricht nun im § 8 den Grundsatz aus, dass duix:h die 
Etats Priratrechte oder Privatpfliohten weder begründet nocb auf- 
gehoben werden. Ea ist daher die Wirksamkeit von Becbta- 
gaiohiftai ubht davon abhängig, ob eine Aoagab«ipoBition im 
Staatshaushalte festgestellt ist oder nicht Eine weitere fflr die 
Allt'-'nir'inheit wichtige Bcstimnnmg des Gesetzes ist die des § 18. 
Von der Einziehung dem Staate zustehender Einnahmen dai-f nur 
im einzelnen Falle, und abgesehen yon der Unmöglichkeit der Ein- 
Behmig nnr auf Omnd einer ducfa geselalidie oder durdi kOnig- 
hdis Beetimmang erteilten EnnAditigtmg abgesehen werden. Nur 
unter gleicher Voraussetzung dürfen aucli ztu- Staatskasse verein- 
nahmte Bi-trilge zurückerstattet werden. In der Tln-orif (Laband 
und Arndt) war bis jetzt streitig, ob eine solche Yerziehtleistiing 
auf die Einziehung der dem Staate zustehenden Einnahmen zu- 
llBaig iat JfeiBlens winde dies YerMint Das neue Gesets bejaht 
m, alWa wUirend frtther eine kliin^klie EnnIditiguDg genereO 
erteilt werden konnte^ kann jetst nnr ffir den einzelnen Eall dureh 
königliche Ik'Stimmung von der Eiiiziphiinp abfr-'Schen wonlcn. 
Die nifht zur Einziehung gelangten u<it'r zurückori-tattetcn Hoträgo 
sind dem Landtage in einer Uebersicht von den Staatseinualuuen 
md •Auigaben bei den betrefliBidai Etalstiteln sunmMEiioh mit* 
nieilen. Solange und soweit beide Hftnser des Landtages snatimmen, 
kann von dieser IGttaOuqg bezüglich einieiner Arten nicht zur 
Emziehung gelangter oder zurdfkcrslatteter BetrSgc abgesehen 
werden. Das Recht des Königs, auf Einnahmen zu verzichten, 
berabt darauf, dass der preussische Landtag nur das Recht der 



Auegabe-, oidit das der ISonahmebewüliguDg besitzt Venn min 
nach dem letsten Satae dea § 18 avoh Tociklitet werdea kann 
auf die aar Staatskasse bereits Tereinnahmfen Betiige, so fragt es 

sich, (lir* Zurückerstattung auch jeder Zeit, selbst nach Älilauf 
ilt'S Kta(.<jahn>, beziehungsweise noch, wenn die betreflVndoii Fonds 
nicht mehr ofl'en sinil, statthaft ist. Nach § 19 sind zur Staats- 
kaäsu veroinuahmte Beträge, welche zurückerstattet werden müssen, 
wenn die Rückerstattung erfolgt, so lange die betreffenden Fonds 
noch oflin sind, von der ESnoalune bei den letatecen wieder äb- 
luaetaen, hA splterer ZnrttoicerBtattang aber ab Ausgabe su 
berachnen. Sind aber Rftcksahlungen im nidiBten Etatsjahr Aua» 
gaben, und dürfen diese nach Art. 99 der preussischen Verfasaungf 
in Wrhinduni:^ mit dein Artikel 104 daselbst und § 19 des Ober- 
itK'hnungskammi I L'osrtzos nur auf Grund des Etatsgesetzes otler 
naciitiüglicher üeiieiimiguug von Seiten des Landtages güleistet 
werden, so folgt darana, daas jene BfldEentattongen nur in dem 
ntodieben Btatajabre atatthait waren, qiitar aber es der Oenehmiguiig 
dee Laadtagea beduilte. Allein man hat jetat eine Anaahl Ton 

Abgaben auch nach Ablauf des Etatsjahrcs als rQckcrstattungsfähi^ 
bezeiclmet Der Abs. 2 dos § 19 bestimmt: Rilckerstattete Gerich ts- 
kosten und GoMstnifcn Kowio indirekte Steuern können immer von 
der Einnahme abgesetzt werden. Bei der £Iiseubahuvcrwaitung küuiiei) 
die Betrige an Banahmen au dem Fenonen-, Otepküt- und Gtterveiv 
kehr, welche in der Beohnung dee Vorjahres auf Onmd der zum Jahre»- 
abechlosB stattgefondenen voitiUiflgen FeeMeUnng anvid Terrechnet 
sind, von den Einnahmen des folgenden Btalajahres' abgesetzt werden. 

Die von den Behörden abgeschlossenen rechtsgültigen Verträge 
dürfen /um Nachtoil des Staats nachträglich weder aufgehoben 
noch abgeändert werden. Ausnahmen sind mit königlicher Geneh- 
migung möglich und bedürfen, wenn der abgeschlossene Vertrag 
der Oenehmigung dea Landtage unterlegen bat, andh der Zustimmung 
dea letaleren, § 37 Abs. 3. DMto dOrlen, abgesehen Ton der 
Unmöglichkeit äM ISnziehung, nur auf Grund einer, dnich kSnJgi- 
liche Bestimmung erteilten Einiächtigung niedergeschlagen werden, 
§ 38. Im Übrigen eiitliJllt das Preussische Komptabilitätsgesetz 
die Grundsätze, welche in Prousjien wie im Reich Ober die Ver- 
waltung der Einnahmen und Aufgaben bestehen. Hierauf o&her 
dnsugeiien iat hier nicht dar Ort 
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Kirohenreeht. 

Die Intleiiiiigeii auf dem G«lnete de« praasaiMben Ktidien- 
iMhto aind nicht erhebliodL Durch Kirchengeeatk votii 13. April 
1898 iat dar | 45 der GenecabynodaloEdnung Tom 20. Januar 1876 

mit einem ZuBatze versehen worden, der folgendermasseo lautet: 
Für Wahlkreise, in denen die Wr\hl durch dip veieinigten Kreis- 
synoden des Verbandes mit besouderen Unzuträglickkeitiea ver- 
iaQpft ist, kann auf Antrag einer oder mehrerer Kreissynoden des 
Tttfauidee durch ein yvo. der Frovinzialsyuode zu erlasaendee Statut 
die Wahl der fOr den Wahlkreis in die FtovinsialqrBOde su ent> 
HndHiden Abgeordneten nach einem regelmlseigen Veehael auf 
(he einzelnen Kreißsynoden des Walilkreises verteilt werden. Das 
Statut bedarf zu seiner Oflitiglteit der Beetfttiguug des evangelischen 
Oberliirchenrats. 

Vom 25. Juni 1898 ist das Kirchengesetz, welches die BiMung 
TOD Patxjchialverbänden in der Provinz Schleswig-Holstein betriift. 
Im Artikel I vird die Auaaere Oigaiuaation, im Artikel II werden 
di» Beehte und Verpflichtungen im Einieinen au^z&hlt ^ In Ver- 
bindung damit erging die köni^he Verordnung vom 29. August 
1898 Ober die Ausübung der Rechte des Staates gegenflber den 
ParwhiaJverbänden in der Provinz Schleswig-Holstein. Es sind als 
liie K«x'hte des Staaten wiihn iide Behörden der Minister der geist- 
lichen Angelegenheiten und der Oberpi-äsident — in wenigen Fällen 
axKb der Regierungspritaident — beseichnet. Ihre Beerte ergeben 
iidi ans den, in der kOn^^lidim Verordnung im Bmzelnen aoge- 
gaboMo Oeaetzen. 

Das I^andesgesetz vom 19. September 1B98 betrifft Änderungen 
und Ergänzungen einif:;er BesHmimmpcn der Oeneralsynodalord- 
nuüg Vom 20. Januar 1S7G. Weitgtihcnd tiind diese Ändenin^en 
nicht £s handelt sich darum, den Verband der Qeuei-alsynodo 
anf die evangelische Landeskirche der neun älteren Provinaen der 
Meaaichle nnd der Hohensoliemsclien l4inde au entrecken, sodann 
ihre Zusammenaetzang und die Wahl der Mitg^eder au ordnen. 
Durch I-mdesgesotz vom 21. September 1898 ist dann denicnt- 
8f »rechend die Ergänzung des Gesetzes vom 3. Juni 1876 betreffend 
die evangelische Kirchenverfassung in den acht Alteren jProvinsen 
der Monarchie ausgesprochen worden. 

37 
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II. BaywQ. 

Privatrecht 

Duroh du Oeseti vom 2. Febniar 1898 iat die teüvdao 
„Forfsetning der Gruadeiitlaetaiig" bewidrt. Die einem Fsivaten, 

Stiftungen und Oemoinden zustehenden Orundgefälle, vebdie Usheir 
von der riKTiialuiu' ;iiif die AblCsungskasso dos Süiafos nnf?^chlosscn 
waren, werden auf Veilaiigen des Berechtigten wier Pflichtigen auf 
die Staatskasse übernommen. Die einzelnen Modoiitätcn sind in 
dem Gesetze des Näheren angegeben. 

Ein Oeaets aber daa Liogeusdiaftaradkt in der F£a1x vom 
1. Joli 1898 <»dnet jenea mit BOokaioht auf die Boatimniiingen des 
Bflxgerlidieii GeMtstmcbes. 

V e r w a 1 1 VI n 8 r e c h t» 
Die königliclie Vprotdimny vom 28. März 1898 regelt den 
Vollzug des Gesetzes über das Auswandei-ungS'wesen. Darnach 
▼erden die Bemgniaae der LaadeaoentEalbefaArde und der Aufaicht»- 
behOrde von dem Staataminiatniam dea Inneni, die Befognine der 
f^fiheien TerwidtungfliwbOvden" von den Ernaregiemtigeii, Xammem 
des Innern und jene der „Polizeibehörde" von rlcn Distrikts- xmä 
Orti?polizei1»eli<"tnlen atisgoübt. Das Beaintenrcclit betrifft daa G^esetz 
betretTend die Hegelmig der Verfügung der mit dem Oesetz vom 
8. Äugtist 1878 dem bayriechen Militär- Wittweu- und Walsenfoud 
zugewandten, aua dm von Frankrddi fDr die dentachen Okkupa- 
tieratroppen ganJüten YniiAegungaigeldera atammenden ErBpamUnen. 
— Daa Yernna- und Teraammlnngareoht wird tangiert durch das 
Oesets Tom 15. Jnni 1898, betreflbnd die Änderungen doiger 
Bestimmungen des Gesetzes vom ?f). Februar 1S50. Darnach 
dfirfen Minderjährige pditischen Versaintnlungeii niclit beiwohnen. 
Durch Beschluöö der Gemeindeverwaltung kann dem Bürgermeister 
in widerrufiicher Weise allgemein oder für bestimmte Fälle die 
fiefogniB eingeiitimt werden, an Stelle der Gemeindeverwaltung^ die 
Zustimmung an Yenrnnunlungen und Aulsflgen zu erteilen. Die 
DiatriktapoliieibeiiQrden sind ermächtigt, in decaelben Weiae für 
bestimmte Orte, Vereine oder Fälle zu gestatten, dass die oben 
pedachte Genehmi^mg für offizielle Attfzflfre durch die OrtspoHzoi- 
bebCrde, in U^moiaden mit at&dtischer Verfassung durch den 
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Bflrgenueislcr erteilt worile. Das Verliot i)er Teilii;i)iini' vnii ^i-ttsf^- 
jährigen Frauen bezielit hich rii-iil auf snidif Von-lno, weluhe lan- 
den Berufs- und Stande8intere55scu befetimmtev l'cjeuueiikreiee oder 
aar Zwecken der Ekniehung, des Unterrichte und der Armen- und 
KnakaDpflege dienro. Politiadien Teremea ist nicht gestattet, mit 
Vereinen, welche ausserhalb de« Deutschen Beiches ihren Sitz 
haben, in der Art in Verbindung zu treten, das« entweiler «Up 
finnn den Beschlüssen unrl Or;i;i[ii>ii de- an'iem unterwMrJ.'u (xh-r 
iiu'hrere solrhi' Vereine nniev eitiein t^t.-njöiiiöttUJon Urgaii m eiuem 
gegliederten Ganzen vereinigt werden. 

In ein sndem (hbiet geh5rt das O^tz vom 16. Juni 1698^ 
tHtaeAnd dte EinfOhruDg einer BesitsTetftnderungsabgabe für Ge- 
awinden und zwar in Httke von einem 'Viertel derjenigen QefftUe, 
•dclie atis Anlass der betr^isnden Besitz- oder Eig«ntumB&ndening 
an die königliche Staatskasse zu entriciiten ist. 

Auch eine Abänderung der Betriel>si>rdriiui;,' für ilie Hanjit- 
«senbahnen Bayerns am 14. Juni und eine Ergäu^^uüg Ue^ 

FoliMMtiaiiiesetlea von 1871 ist durch Q«aetz votn 12. Mai 189S 
bdieht worden. Die letztem betrifft die Zuwiderhandlungen gegen 
die Tm^ften Uber die Reblaus und Ober die Oeschftfsformen 
und Dienstleistungen von Per i ;n, welche auf Viehmftrkten ge- 
werbsmässig Geschäfte Yt;nnittelii. 

Eine k^'i'idiche Vorordnuiiu; vnm i;. .hmi is98 lietritTt die Ab- 
gabe 3Ui'k wirkender Arzneien, seuie die lieseliatVeiiheit und ik"- 
icichnung der Arzneigläser und -SUuidgefähSf in Apotiieken. EiuUich 
ad Bodi gedacht der BSnfOhmng der sogenannten Feuerbeachan 
dnrdi Verordnung vom 17. Juni 1898. Die Feuerbeschau ist Qegen- 
atand der OrtepoliBei Bndlich sei erwähnt der Abändemag der 
Postonlnung vom 11. Juni 18ft2. L. fzteie wai erl,i~-eii wrrden 
auf Onind des § 50 des Gesetzes über d.is l'estwesen lie-; [»eiits' tieii 
Reiches vom 28. Oktober 1871 und ist in weiiii^cii l'uiikteu durch 
das Gesetz vom 22. Dezember IH'Jti motliü/uert worden. 

Abgesehen hieirvon nnd eine grosse Anzakl von Verordnungen 
wlaBBTin. die nur epeiieU tieycrische oder lokale VerhSltniBse be- 
treffen, wie die Vennehrang der Betriebsmittel der Bayrischen 
Centraldarlehnskasse, Ausgabe von S(liMld\ersi iii>'lbuiiu' ii auf den 
Inhaber. Weitreichende geeetageberisctie Gedanken sind nicht zu 
veneichnen. 
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III. Sachsen. 



Das Gesetz vom 1 8. Juni 1898 betrifft die Ausführung des Bürger- 
liclien Gesetzbuches. Oeonlnet sind die Verjährungsfristen einiger 
öffentlicher Kechtsansjirndie, die gesctzliclien Zin&f>n, Stiftungen, 
Hinterlegungen, Kraftlnserkläning von Urkunden, Verpflegungsaiif- 
•wändo, Zuscldäge von Grundstücken; ferner die Form der Auf- 
lassimg, das Erbbaurcclit, die Enteignung und verwandte Fälle, Niess- 
brauch an Kuxen, Landeskulturrenten u. s. w. Intereä.sant sind 
die Aenderungen der revidierten C^sindeordnimg für das Königreich 
Sachsen vom 2. Mai 1892 durch das Gesetz vom 31. Mai 1898. 
Darnach bedarf der Minderjährige, ebenso der wogen Geistesschwäche, 
Verschwendung mler Tnirfksiicht Entmündigte oder der unter vor- 
läufige VormundRchaft Gestellte zur Eingehung eines Gesindeverhält- 
nisses der Genehmigung seines gesetzlichen Vertreter. Die gesetz- 
liche Vertretung hat die Mutter, sofern die elterliche Gewalt ilir 
zusteht oder von ihr ausgeübt wird. Ermächtigt der gesetzliche 
Vertreter den Minderjährigen, .sich als Gesinde zu vermieten, so ist 
iler Minderjälirige für die Rechtsgeschäfte unbedingt geschäftsfähig, 
welche die Eingehung oder Aufliebung eines Gesindedienstverhält- 
nisses oder die Erfülliuig der sich aus einem solchen Dienstverhält- 
nisse ergebenden Verj>flichtungen betreffen. Eine verweigerte Er- 
mächtigung zum Vermieten als Gesinde kann durch das Vonimnd- 
schaftsgericht ersetzt wewlen. Letzteres muss die Genehmigtmg 
erteilen bei Gesindediensten über ein Jahr. Die übrigen Bestim- 
mungen betreffen die Verdingung einer Ehefrau als Gesinde und die 
Rechte des Ehemannes, sowie die Frage der erkrankten Dienstboten 
und Zalduug der Kurkosteu. 

Durch Gesetz vom 20. Juni 1898 i.st das allgemeine Berg- 
gesetz vom 18. März 1887 abgeändert worden. Es liandelt sich 
um den Abschluss von Verträgen Minderjähriger, Eintnigungen, 
Löschungen, Zwangsvcrwaltungen imd -Versteigerungen von Berg- 
baurechten. 

Abgesehen von der Verordnung betreffend die Einführung des 
Reichsgesetzes Ober das Auswandenmgswesen vom 9. Juni 1897 
und den Gesetzen wegen Aufhebung der Katitionspflicht der Staats- 
diener vom 8. Juni 1898 ist von eirnger politisclier Bodeutimg das 
Gesetz über die Einführung einer allgemeinen Schlachtvieh- und Fleisch- 




beschau und das Gesetz vom 28. Mai 1S98 betreffend den Frsfitz 
des Wildsctiadcns und die Rechbifähifjkeit der Jagilgenossenscliafteu. 
Besondere bemerkenswert ist der gesetzgeberische Versuch (vom 
2. Juni 1898), die im Staatsgebi-'t iM-findliolien Rinder und Schweine 
im Alter von 3 Monaten aufwärts bei der stnatiiciien Versicherungs- 
aiibialt gegen diejenigen Verluste zu versichern, welche nach der 
Schlachtung des Tieres gegen rngeniessl>arkeit oder Unbrauchbar- 
keit des Fleische» hei der Fleischbosclinu Itestehen. Eine ähnliche 
Vorsiclierung hatte bereits das liadische (iosotz vr>ni 2fl. .Ituii 1h90 
eingeführt. Ein über das Königivich SiiclisM)n liinausgoheiides, sei 
es wirtschaftliches, sei es gosetzpolitisches Inteivsse haben nicht die 
teilweisen Neuregelungen der Verhilltnisse einzelner Beanitenkroise, 
wie der Forst- und Eisenbahn- Betriebsboamten. Auch die Pflicht 
des Staates, für seine arbeitsunfähig gewordenen Diener und deren 
Hinterbliebene zu sorgen, bildet ein sülndiges Kapitel in dem Jahros- 
berichl der Gesetzgebungen. Auch in Sjichscn sind dicsbezilgiiclio 
legislatorische Akte zu verzeichnen hinsi<htlicli der Ein<.'riticnnig 
von evangelisch - lutherischen Goistliclien (vom '^. Mai 1S98) und 
des Gnadengenusses der Hinterbliebenen dieser Geistlichen vom 
31. Mai 1898. 

IV. Württemberg. 

Neu geregelt ist durch königliche Verordnung die Vorbereitung 
für den höheren Justizdienst. 

Die besonderen Verhältnisse des Kutiigsi-eichs erforderten den 
Minipterialerlass vom 27. Januar 1S98 betreffend die Ausfüllung 
von Staatsangehörigkeitsausweisen und Heimat.sscheinen. Im Zu- 
sammenliang damit .steht der Ministcrialerlass vom 27. Januar 189H 
betreffend die Erwerbung und den Vorlust der WürttenilH.Tgischen 
Staatsangehörigkeit. Einen breiten Ifenun nelmien in der Gesetz- 
gebung ein die Ausführungsgeselze zur (icwcrlH-didnung. In dieser 
Beziehung ist erheblich die Ministcrial Verfügung vom 11. März 1898 
betreffend den Vollzug des die Abänderung der Gewcrbeonlnung 
betreffenden Gesetzes vom 26. Juli 1897 und ferner die .Ministerial- 
verfdgung vom 17. Januar 1808 lietreffend die Mitteilimg ül)er 
gerichtliche Verurteilungen eines Wandergewerbotreibeudon an die 
zur Ausfüllung des Wandergewcrbcscheincs zuständige Belifinle. 

Das internationale Recht bitrifft die Ministerialbekanntmuchung 



vom 3. Januar betreffend die Yollstreckbarkeit der Entscheidungen 
deutscher Qerichto in Österreich und österreichischer Gerichte in 
DeotadUand, ebdbso die andere rm demselben Tage, betreffend die 
veoiudfleitige Be£reiang der Angehörigen des deutadien Reiche« 
und 0»tief«e$c9i8 vom der YeipiiohtDiig vor Sidierheitsleistung für 
die Prozesskosten. Sodann ist von Interesse die Abänderung der 
Deklaration von 18S1 zwischen Deutscliland und Dänemark ■vvcpon 
wechsclsoitiu'-r rnteistützimg Ilülfsbivirirftiger und endlich die 
MinistLiriulbekuautuiachung vom ö. Januar betreffend die Auslieferung 
ton Yerfareolieni iwiadwn Dentoohlsnd und dar Schwebt. 

Wie in andern Staaten ao iat audi in Wllittemberg eme Ana* 
fOhrungaanwMBung befraffend den Vollzug dee BeiofaBgeeetces über 
daa Auswatidpniiiu'swi sen von 1897 erlassen worden. — Im übrigen 
ist auch das kirchliche Gesotz Ober die Ausübung des landosherr- 
lichen Kin lionrcgiraents in\ Falle der Zugehörigkeit des Königs zu 
einer andern «Us der evangelischen Konfession vom 28. MArz 1898 
80 sehr, iunerpolitischer Bedeutung, dass seine Einaelheiten hier 
nidit intweeaieren. 

StaalarachtUoh wichtig iat auch der EHaaa vom 29. Hin be- 
treffend die Anwendung des Freizflgigkeitsgesetzes. Er handelt von 
der Zeitdauer der Ausweisungsbefugnis, worüber auch in Preussen 
bekanntlich Streit besteht. — In das Militärrecht gehört die 
Ministerialbekanntmachung vom 31. Mai betreffend die Vertretung 
dee Militäiüskus bei einer Pfändung des Diensteinkonunens und der 
Pension für Offiziere and Hilittrbeamte. Das Beamtenrecht Bchliees- 
üch wird tangiert dnidi daa Oeaeta vom 18. Aqgoat betreffend 
eine Abindanmg dea GeaetieB Aber die Fniaionareolite der Kötper^ 
aohaflabeamten und ihrer Hintsibliebenen. 

Irgend welche neuen gesetzgeberischen Ideen oder ein j>olitisch 
bedeiitsaiues legislatives Vorgehen ist während des Berichtsjahres 
im übrigen nicht zu verzeichnen. 

V. Mn. 

Oedaolkt ad dea Oeaetaea vom 12. Joli betraKsnd die Yer- 
sieberung der BindTiehbestftnde von 1890, der Auihebong dee 

Wildschadengesetzes von 1833 imd Ersetzung durch das neue, das 
sich nach den §§ S25 ff. B. G. B. richtet. Das Dienstbotengesetz 
vom 20. August 1898 verdiente vorbildlich zu werden. Das Qe- 
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!>^t/. ü)>t.T ilic ;_'oschlo88enöa Hoigüter vom ^0. August. äMuktioiiiert 
ilas Aiierbea recht. 

VL GroMherzogtam Heuen. 

iSne AtMlftltraiigsvenwdiiiiiig vom 8. Januar zur mtdierton 
GeTcrbeoidmmg regelt u. A. das Verfüln-n i KrtoiluüLr der Ge- 
m?htuia;Mng zum Bau von Piivadaimkon-, l'rivat.'iitl-iiniiiii;;s- ww] 
Fnvatirn'iianstalten, hei Krteilun^' ilci ("li-ii'-liiiiiguut;- /.um Bolfidu' 
des Gewerbes Schauspieluntertu lim- i. H>'iu< ikeii>\\ fit ist das 
Gesetz vom 8. März, welches das Kaüfaüiiijii auf 6ff entliehen Wegen, 
Stnneii und FlBtaen angebt Nach ihm erfolgt die polizeiliche 
Begelung des YeAßhn auf die Dauer von svei Jahren im ^ege 
der YeroidnuDg. Diese Besehr:in](ung ist äusserst verstund ig. Bei 
eiuem neu aufgekommenen Verk> lirsinittel >iuil <y\<- /u ini« ln thl,'n 
Erfahrungen von gi-oascr Wie1iti<;krit. Iii'ii r.i'Ui-n Hr-i!üi-fnis-< ii 
kann dann wenigstens von aiwei v-n /■-w- i .latiKu imujip Lcotnitc. n 
werden. — Das Beamtenrecht bcUilll iUa (jv^uU übet die audcr- 
weitige Bemessung der Besflge der HintorbliebeDen der im hesaifich» 
prgwesiBcfaen OemrinachaftadiMmte angostellten StaatBeiseubahnbeamten 
vom 21. ApriL Das Wittveogeld beträgt 10% der Pension, zu 
mklwr der Yeratorbene beref;hti,u,i ^rwcscn ist. ■.■I.t cr\y<>on 
wäre, wenn er am To4le8tage in den Ifuli'-staiül vorsetzt worden 
wäre. Da.s Wittweugeld soll jedocli mindestens M. l'irp. tie- 
tiagen. Nach fünfjähriger Dauer der Ehe wiiU (iü jedes angefiuigeue 
Jahr ihrer weiteren Dauer dem gekttrztw Betrage des nach 
liiMigidw des G«eetiee au berechnenden Wittwengeldes eolange hin* 
mgesetst, bis der volle Betiag wieder erreicht wird. — Interessant 
ist, dass durch die Verordnung \<>ui .liini lunsicbtUch der Ge- 
werbeaufsicht nicht nur Gewerijeitjs]iektijreii ciiitcesetzl winden, 
sondern auch Assistentinnen, dio all-Tdings mir rdter ilire W'afir- 
nehmniigen dem zuständipen Aufsichfsb<':uutoii regeliiuisv-sig Bei-i'dit 
zu erstatten liabeu. Seib»Uindi|^e Auuidiiungen haben aie nieht 
SU tieffen. — Wichtig iet endlich das Gesetz betreffend die Be- 
«oMong der StBatsbeunten vom 9. JunL 

Die Vetordnmigw hinsiolitlich des Vor&hrens der Zwangs- 
vollstreckunp im Verwaltungsweg-', tiiüsi« Iitli. Ii der VertretmiL; d. s 
FiskUf in bürgerlichen RechtsstreitiL^koiteti, Zwaiif;sv(ili-tre'_-kurit: nud 

KookurseUi hinaichtlioh der Eiiuichtuug eiuea äUiat^^ichuld buchen 
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lehnen sich an bekannte prpnssische Einrichtungen an. Ebenso die 
AUBfßhniiigsliest immuneren zum Answanderungs^'esetz von 1^97. 

Die Verordnung beireffend die Strafvollstreckung vom 1 5. Jiuii 
bestimmt, dHss fliwr Stnfanbohilbe in den nUen der f § 487, 488 
SiF.O. eine beeondei» bestimmte StnfvollstnokiiDgritdiOide sa be- 
finden hat VUl sie in lUlen des } 488 der Stn^ronseoidnnng 
den Strafaufschub bewilligen, so hat sie durch Yermitteinng des 
Generalstaatsanwalts die (loiiphmigunp des Justizministoriums ein- 
zuholon. Dic^c^R kann die Entschliossung Aber StrafaulBcbubgesticbe 
dem Generalstaat^iuiwalt flbertragon. 

VII. Mecklenburg -Schwerin. 

Hier handelt os sicli in der Hauptsaclie um Ansfnhrnngsver- 
ordnungen zur Gewerbeordnung und zian Auswanderungsgesetz. 
Eüne besondere Spezialität des Landes ist noch heute die Allo- 
difikation von LehnsgOtern. 

VIII. Sachsen -Weimar. 

Ausser peringfflgigen Ändeninpren des Fisclicrei rechts kommt 
noch iu Betracht eine Ergänzung der Arzncitaxu mul Erlass einer 
Taxorduung für Ärzte und Zulumrele. - iiier wie anderwärts in 
den dentulien Staaten sind AuifQhnmgsgesetse erlassen znm Qesets 
aber das Avsxrsndemngswesen, besondera fiestimmangen Ober den 
Oeschüftsbetricb der Auswanderungsuntemehmer und -Agenten, feiner 
die Gnindsätze festgestellt niicr die Handhabung von Bestimmungen 
der Oewerbeordnimg ülicr doa Gewerheh<^triob im Umherziehen, 
bcsonilere über die Mitführung vnn KinderiL Endlich ist anoh 
typiscli für das Berichtsjahr die Ausführungsverordnung über die 
Fahrung ausländischer akademischer Würden. 

IX. Mecklenburg -Strelitz. 

Ton einigem Interesse ist liier liödistens das Übereinkommen 
zwisclien Deutschland und Dänemark wegen gegenseitiger Unter- 
sUtsung Hilfsbedflrftiger und Obernabme von Auszuwei^nden. — 
Ferner die Beksantmacliung wegen Anslieferang ans Brasilien. — * 
Ancih die Bekaantmadrang betnfiend den Anstanseli von 8tnf> 
nachrichten zwischen Deutschland und dei\ Niederlanden ist n 
erwähner. Im riirif;en kehren die v.n Heichsgef^tzen VtgngfiOtüt 
EäniOhruagsverordnuBgen achablonenmässig wieder. 
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X. Oldenburg. 

In Oldenburg ist eine Abänderung des Ilansgesetzes zu ver- 
zeichnen, eine Bekanntmachung bezfi^'lich der Verpfliolitung zur 
Anzeige gemeingefährlicher Krankheiten. 

XI. Braunschweig. 

Durch die Bekanntmachung des licrzogliehcu St.iatsmini8teriums 
vom 25. Februar sind zur üandhaliung von Boslirnnjungen der 
Gewerbeordnung Aber den Oewerl>ebetrieb im l'mlierziehen lK!.sondere 
Vorschriften erlassen, die erwähnt zu wenlen venlienon. Wer im 
Herzogtum ein Gewerbe im ümherzielien betreiben will, luit, wenn 
er im Herzogtum einen Wohnsitz lial, bei der Ort.siiolizeibolir»nlo 
seines AVohneitzes die Ausstellung eines Wandergewerboscheines zu 
beantragen. Ener weiteren Anzeige bei der Oemeindobehoitle bo^larf 
es nicht Die Ortspolizeibehörde senilot den Antrag an die Kreis- 
direktion, welche nach Prilfung entweder binnen 14 Tagen den 
Wandergewerbeschein zu erteilen liat oder die Versagung dem 
Antragsteller bekannt machen muss. Gegen den versagenden Bo- 
scheid findet Klage beim Verwaltun^gorichtshofe statt. Für die 
im Herzogtum sich aufhaltenden Pers^onen, welche dort keinen festen 
Wohnsitz haben, BO'vne fflr innerhalb desselVien wohnende oder sich 
aufhaltende Reichsangehflrige, die einen Gewerl>ebetrieb im Umher- 
ziehen ausser auf Märkten und Messen im Herzogtum betreiben 
wollen, sowie für Ausländer sind älmliche Voi-schriften gegeben. 
Im Sinne des Gesetzes liegt eine möglichst strenge WOrtligung der 
BedOrfnisfrage. Zuständig zur Ertfilung der Erlaubnis zur An- 
stellimg anderer Personen beim Gewerlxibotriel« im Umherziehen, 
sowie zur Rücknahme solcher Erlaubnis ist die betreffende Kreis- 
direktion. Begleiter im Sinne des § 62 der Gewerbeortlnung sind 
solche Personen, welche der Gewerbetreibende zu luitergeordneten 
Diensten und Hilfeleisttingen in seinem Betriebe mit sich führt. 
Die Tliätigkeit des Begleiters darf nicht auf den selbständigen Mit- 
betrieb des Gewerbes, *ne das Feilbieten von Waaren ohne Beisein 
des Gewerbetreibenden ausgedehnt werden. Die Erlaubnis zur 
Hitführung schiUpflichtiger Kinder ist stctü zu versagen, wenn der 
aiureichende Unterricht derselben nicht durch l)eson<lere Vor- 
kehrungen gesichert ist. Vor Erteilung der Erlaubnis ist in der 
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Regel eine Äusserung der Schulaufsichtsbehörde einzuholen. Die 
Erlaubnis zur Mitfflhniug von Kindern unter 14 Jahren ist, sofern 
es sich nicht um die eigenen Kinder oder Enkel handelt, nur in 
besonders dringenden Fällen zu erteilen. Wird diese erteilt, so ist 
auf der zu handschriftlichen Eintragungen freigelassenen Seite des 
Wandorgewerbescheines zu beuierken, dass die Mitführung nicht zu 
gewerblichen Zwecken erfolgen darf. 

In Ausfflluiiug des Gesetzes über das Auswanderungswesen 
vom 9. Juni 1897 bestimmt die Bekanntmachung des herzoglichen 
Staatsministeriums vom 24. März die zum ressortmässigon Eingreifen 
zuständigen Behörden. 

Von Beileutung ist das Gesetz vom 12. April, betreffend die 
Abänderung des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege vom 
5. März 1892. Danacli erhalten die massgebenden ersten zwei 
Paragraphen des Gesetzes folgende Fassung: Für das Herzogtum 
■wild ein Verwaltungsgerichtshof errichtet. Derselbe besteht aus 
fünf Mitglie<lem, nänUich einem Vorsitzenden, zwei dem Richter- 
stande und zwei der Zalü der höheren Verwaltungsbeamtcn ent- 
nommenen Mitglieder. Der Vorsitzende und ein richterliches Mit- 
glied werden auf I^benszeit ernannt. Das zweite richterliche Mit- 
glied wird aus den Oberlandesgerichtsräten entnommen. Der Stell- 
vertreter dos Vorsitzenden wird aus der Zahl der Mitglieder des 
Verwaltungsgerichtshofes ernannt. Die auf Ixjbenszeit ernannten Mit- 
glie<ler des Ven^-altungsgerichtshofes geniessen die den Richtern zu- 
stehenden Rechte, insbesondere finden auf sie hinsichtlich der unfrei- 
willigen Versetzung oder Vorsetziuig in den Ruhestand die im Civil- 
staatsdienstgesetzc für die Richter getroffenen Bestimmungen mit der 
Massnahme Auwendung, dass die darnach dem Oberlandesgerichte zu- 
gewiesene Mitwirkung von dem Verwaltungsgerichtshof ausgeübt wird. 

Das für unser Berichtsjahr unvermeidliche Gesetz über die 
Untersuchung dos Schlachtviehes ist auch in Braunschweig er- 
gangen, aber durch Gesetz vom 16. März ist der Tag des Inkraft- 
tretens des Gesetzes vorbehalten worden. 

Die Ausbeute für die Theorie und Gesetzgebung ist gering. 
In die gute alte Zeit glaubt man sich zurückversetzt durch die bei 
allen Gesetzen in Braunschweig gebräuclüiche Formel: „Die es 
angellt liaben sich lüeriuich zu achten.'^ Schönes Deutsch ist das 
eigentlich nicht — auch wenn es historische Gründe hat. 
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ML Sadnen-MelnlngMi. 

In SaclMeB-lIeiniiigea ist nur der AusUefeningsvertrag zwischen 
doli Deatachen BdohA und der Schweiz und femer die Ncu- 
NfeluDg der RechtSTOrfaftltnisse der Staat slii-atuteii uod der Ver« 
Mtgung ihrer Wittwen und Waisen zu godeDken. 

XIII. Sachsen-Aitenburg. 
Iq Saohsen-Altenhoi^g ift eine neue Anaeitaxe aufgestellt und 
die IKenstauWcht Aber OeriditBachreiber und Oerichtsvolkieher neu 
gnogalt 

XIV. Sachsen- Coburg-Gotha. 
In Sarhscn-Cobui-g-Gothii wandelt -Ii i Miiiist-'i Lilet lass, It^^trrfli'ml 
die Vereinfachung des Gt»chäftfig;iiii,'-;s um! ilio V- rniv.'uiuiig dm 
Schreibwerkes vom 30. April in pieuBtsibulicu Lkiiinea. Ob auch 
die praktische Befolgung ebenao ist, vermag ich nicht zu ent^ 
BC&cideii. — Hiusiditlioli der Schwurgerichte im Bezirke des ge> 
«einadia^oben Oberlandesgerichtes Jena sind unerhebliche Änder- 
ungen getroffen; aber die Fnhr ■ - i isiriulischer akademischer 
Würden ec|png das Qeaetc vom 2 b. DoiMjmber. 

XV. Aihatt. 

In Anhalt wurde eine Inderang des Yerelne- und Yersamm- 
hugSMchts vorgenommen und die Errichtung einer Handelskammer 
ingMfldneti 

In den übrigen Staaten (XVI— XXT), il. i. in Hiliwai/.fnirj.'- 
Rudolstadt. Sclnvai'zljurg-Sondershanscri , Walde» k , in ttcn I t iilin 
Reusa, in <.Iori beiden Lippe und in (Icn ftt-ion Hansastaalcn ist awi li 
noch nicht eine Spur von eineiu geaciügebeiibciien ptudukiiveu 
Gedanken zu spQren. 

Oberididrt man die ge a o tajgsberische Arbeit des Jahres, so kann 
man sich der fitfceantiiia nioht veracblieftBon, dass eine steigende 
Tendenz zur Vereinheitlicii ung <)c8 Rechtes wirksam ge- 
wesen ist Während die durch h.-.L'. svt/.< g. opln. ton Orf^on- 
»tände einon breiten Raum in unserer Dai-stoilimg eiiintjSmi'jn mlls^t.•Il. 
sahen wir die Eiiizelstiiateii genötigt, sieli tnit mn'r >-Aii ln'si li(>i.it nrii 
BoUe zu begnügen. Dies gilt selbst von ri euijc>cii, jiutüiiicli la noch 



eriieblioherem Hasae von den andern Staaten. Ein weiteree intereacante« 
Ergebnis besteht darin, dass die Yorherreobaft Prenssens in geradezu 
eklatanter Wdse hervortritt Es giebt kaum ein Oeeets in den 

übrigen Kleinstaaten, dessenVorbild sich nicht in der preOBsischen 
Gesetzgebung fändo. ifan kann hierüber wohl sehr vei-schifden 
denken. Auf der oinen Seite ist zu erwägen, dass auf iliese Art 
doch eine gewisse Eiulieitlichkeit der Gesetzgebung im ganzen 
deutschen Reiche ersielt wird und zwar nicht nur auf dem Gebiete 
des privaten Rechts. Es ist verfalflifeiid su beobachten, wie auch 
insbestmdere verwaltungareditltohe Gesetze in den verechiedeim 
St.^tten sich einander bo illinlich sehen, wie ein Ei dem andern. 
Man kommt also a\if dem Wege der Nachahmung der grosseren 
Staaten, insbesondere ProuRsens zu eitipr Kinheitliclikeit des F^orhts, 
die, wenn sie auch nicht in Allem gleiches fonnellr's Hoclit schafft, 
so doch wenigstens materiell Qberciustimmeudes. )Iaii kaim aber 
auch auf der andern Seite eine soldie Entwickelung wenigstens teO- 
weiae beklagen. Denn es liest sich doch keineswegs leugnen, dass 
gewisse Landesteile ihre Besonderiieiten, ihre heimatlidie Spesial- 
kultur besitzen, denen Rechnung getragen wenlen massto. Für 
gewiflte geaetzgeberische Ideen, wie etwa hin.siehtlich der Wohnungs- 
frage, hineichtlich des Arbeitsnachweises, der Arl)eitlosr'ti-Versieheruiig 
und hinsichtlich vieler anderer sozialpolitischer Fi-agen ist das eine 
TenUorium, manfthmal gerade infolge seines kleineren ümfanges, 
eher zu einem bei^pielanregenden Sduitts geeignet» als ein anderee. 
Auch ist die Hfi^chkeit eines Eb^erimenta auf kleinem Gebiete 
eher möglich als auf grösserem. Bs wfirde jedenfalls freudig m 
begrfissen sein , wenn fnichtbare gesetzgeberische Gedanken aus 
Nord wie aus Süd emporkeimen würden. Die gewünschte materielle 
Rechtseinheit würde dadurch in keiner Weise gefährdet sein, denn 
ee ist sicher zu erwarten, dass eine gute und erfolgreiche gesetz- 
geberiache Arbeit anderwSrts Nachahmung finden wird, mag sie 
konmen woher sie wüL 

b) Literatnr. 

Einleitung. 

Der Zweck, den das Jahrbuch mit der Vorführimg der Literatur 
dnea geachlossenen Jahres verfolgt, kann znnlohat nur der aein, 
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allen Mitgliedern und Interessenten der Vereinigung für vergloiohende 
RechtäwisscDSohaft ein knaijpes aber ausi-cichondcs Bilil von dem 
jiiristischen Schaffen innerhalb dieser zeitlichen Grenzen zu geben. 
Fasat man nur iliesc Aufgabe ins Aug»^ so könnte man, insbesondere 
für die deutschen Leser, eine nii lit allzu grosse Aus<lehiiung der 
Literaturni>ersicht wOnschen. M:ui <lürf1o wohl der Ansicht sein, 
(lass diesen durch das Studium <ler ZcitÄcIirifton und durch das 
Verfolgen der literarischen Produktion in der Jurisprudenz, wie 
ganz von selbst^ eine Ergänzung dessen, was hier gol>oten werden 
kann, zufliessen möchte. Allein eine grössere AufgalK! ist zu er- 
füllen. Die Wirkung iind Bedeutinig des Jahrbuches ist erfreulicher 
Weise nicht in die Grenzen des Detitschen Reiches gebannt, es 
geht vielmehr weit in die Welt hinaus, es will %\-irken und wirkt 
auch flljer das Meer; in allen Erdteilen sind s«.'ine Mitglieder zer- 
streut, fiberall giebt es literarisch und jurif*lis<-li iiiteivssiorte Kreise, 
die solcher Übersicht, mitunter re<'ht sehnsHchtig, entgegenharren. 
So scheint mir der Bericht, der iWycr die juristische Litemtur in 
diesem Werke zu erstatten ist, eine Mission zu hal)en , indcn« er 
benifen ist, allen denen, die dem deuts<'hen (Jeistesleben örtlich 
fem stehen müssen, die Kenntnis dor jtnistischen wissens<rhaftlichen 
Produktion zu vennitteln. Unter diesem Gesichtspunkte betnichtet, 
ist es freilich erwünscht, dass nicht nur eine knapi>e und kurze 
Darstellung an dieser Stelle Aufnahme finden mögt;. Die sonstige 
Literatur, insbesondere die der Zcithchriften, gelangt selten ni>er 
den Kreis des Deutschen Reiches hinaus, sodass für eine grosse 
Zahl von ausländischen Juristen dieses .Inhrbuch erfahnmgsgemilss 
das einzige Mittel ist, sich von dem Wenlen und Blühen unserer 
Jurisprudenz eine Vorstelliuig zu verschafTcn. Damit 8<-hcint mir 
das Ziel gerechtfertigt zu sein, dass der Bericht sich, nach 
und nach, v»n einer blos referierenden Arbeit zu einer 
irissenschaf tlichen Bibliographie und kritischen Über- 
schau entwickele. 

Damit habe ich bereits die dritte Aufgabe berührt, welche 
diesem Jahrbuch nach meiner Ansicht zugewiesen sein könnte. Es 
ist dies unabhängig von einem bestimmten l/cserkreise in Deutsch- 
land und unabhängig von der Mission, die in der VerliriMtung 
deutscher wissenschaftlicher Kulturarlieit im Auslande besteht, die 
wissenschaftliche Zusammcufussung und Bewertung der juris- 



— 590 — 



tischen Produktion. Ich bin mir liewusst, in ein Wespennest zu 
greifen, wenn ich behaupte, dass die juristische Kritik lieutzutage 
in Dcutsclüaiid eine ganz unzitlängliclio ist. E}s giebt nur wenige 
Zeitschriften, die, wie das ,.J«ristische Literatnrblatt", die „Kritische 
Vierteljahrsschrift", das „Arclüv für btlrgerliches" und das „fflr 
fiffentliches Recht", sowie das „Verwaltungsarchiv", Besprechungen 
von wirklich wissen-schaftlichcra Werte bringen. Wer aufmerksam 
unsere Zeitschriftenliteratur verfolgt, dem wird eine immer wildere 
Verwahrlosung des kritischen Teiles auffallen mflseen. Wo sind 
die Zeiten liin, wo eine wissenschaftliche Kritik für den Verfasser 
wirklich belehrend war, wo der Autor des Werkes, falls er nur 
gerecht sein konnte, von dem ihn Kritisierenden Belehnuig imd 
Förderung erhielt! In frQlioren Zeiten fand man allenfalls noch 
Kritiken, die selbst als wissenschaftliche That gelten konnten. Ich 
erinnere nur an Albrecht's Besprechung des Ma\irenbrecher- 
schen Buches, an die Besprechung Gierke's über Seydels Allge- 
meines Staatsrecht in der Zeitschrift für die Gesamte Staatswissen- 
schaft 1874. Welch eine Fülle von Klarheit und Licht bringender 
Produktion hat ihren Ursprung in diesen beiden Rezensionen ge- 
funden! Aber nicht nur wissenschaftlich sinkt das Niveau der 
Kritik immer mehr und mehr. Ich stehe nicht an, es auszu- 
sprechen, dass die Kritik heute — Achtung den Ausnahmen — 
zum grossen Teile leichtfertig und oberflächlich ist. Man merkt 
es dem Rezensenten oft genug an, dass er eigentlich nur das In- 
haltsverzeichnis abgeschrieben und vielleicht etwas paraphrasiert 
hat Oder es werden einzelne Punkte oder Kapitel herausgegriffen 
und zum Gegenstande einer raeist kleinlichen aber mit gelehrtem 
Apparat verdunkelnden Besprechung gomaclit Was Borufsfreund- 
schaft, Vetterschaft und Zufall hier fflr eine Rolle spielen, weiss 
der Eingeweihte. So kann man nur in den seltensten Fällen sagen, 
dass man als Verfasser von seinem Kritikus gelernt bat. Die erste 
Voraussetzung jeder kritisierenden Besprechung ist doch die, dass 
ihr Verfasser mindestens diejenige Beherrschung des Stoffes imd 
der Ideen besitzt, wie der Autor de.s Buches. Und wie selten ist 
ein solcher Kritikus! ünd wenn man gar weiter geht und nicht 
nur eine gerechte eingehende, den Gegenstand beherrschende, aber 
im grossen und ganzen doch nur anlehnende Kritik, sondern eine 
produktive verlangt, die fördert und Gedanken enthAlt, so wird 
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man bei der Durchsiebt des in Üeutgohlund heute GeU>t«ueu arg 
eottauscbt sein. ^ 

Um, was Biaa wfiti0oh.«n kuiB, »t demnach eino unparteiieche, 
8acliknndig;e, erachfipfende, liebevoll eingehende und pro- 
dnktire Kritä. Bs hat diee nicht nur fOr die Entstehung vnd 
die Soigbtt der wissenschaftlichen HclcutuiiL:;. si.tiiilrm auch 

für flen Fort^nnp (lersL'll'On, für ihien Aufx-liwuni;. 'h-i sdir gut 
befördert werdt'ti kann durch die kluL:'.'. aufinunt-'rii'lo Tliat cirirs 
in Wirklichkeit über dem Autor stclioiKi«-!» ri.'l<>lirtoii. N'i<-lit iniiuiiT 
wichtig ist dann aber auch dasjenige, was oiuc gute Kritik lür die 
Technik d«r Arbeit leisten kann. Man ist doch heutzutage bei 
dar FtUle der Fkoduktion auf allen Gebieten, insbesondere auf dem 
juristischen meiat gflswungon» tidi von den TerUffentUchungen nur 
einen Teil hemuazimehnien, um ihn gt isfit; zu K. \v;iUif;oii. Oli 
dieser nun aber gerade die besten Scluifti'n >'nth.'ilt, u\i nii )it lia^ 
eine mehr oder minder originelle, wcitvullfi odor itu-'iTss;intf. viel- 
leicht in eiuer unbeholfenen Foini st' f keiidL' Wtik übcigaugeü 
worden ist — dafflr karni bei heutiger Lage der Kritik Kiemand 
«inatäien. 

Bb wird, anök in Ivdikreiaen, nicht alles und es wird ror 
allem niolit alles Gute gdeaen, wril dir' 7...h nicht anstvli-ht, weil 
ein mawe^^Micher Wegweiser fohlt, na« Ii d-'ni das B.'sti' auszu- 
wählen, das minder Oute geringer zu hohandoln und das Sclileclite 
vuii vornherein unberücksichtigt üu Uo^eu ist, Dio Kritik dtr 
juristischen Wert» mufls daher ao vtdlstftndig sein, wie nur 
möglich. Erst dann eraehirint das Bild der wissenschaftlichen Ent- 
wickelang und der geiatigra Arbeit auf dem Felde der Juriaprudens 
klar, erst dann ist e.s vollkommen ul-ersii litlieh. Ks kommt aueh 
nicht so sehr auf die rh.Tein.stiinuuuig des Kiitiklesemlen .nliM- 
de« Bneh-Verfassers mit dem R^'eensenton an. sondern darauf, dass 
dieser gewissenhaft sei; dass man aua Siemen Ausführungen 
iuerkeii kann, er habe sich in das Werk vertieft, es iiüt luteresse 
md VeistMndniB, mit würdigem Emat durchdacht. Die Kritik 
nraas also gewiasenbaft aein; damit wird sie auch zuverlässig. 
Schon dieee Wflnsche können heute noch als utopistische gelten. 
Trotzdem will ich mir nicht vcr -'n. das Zi. l. dem l ine wisscn- 
s- haft liehe Kritik und Umschau zu/ustre|.e[i lial, niilit r /u nraei?i.^ren. 
Daa lutereeae an der eingehendeu Ztii^iicdcrung und Würdigung 
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fremder Qeistesprodukte und dio Notwendigkeit, sitih mit ihnen 
auseinander zu setzen, fülirt bei geeigneten Naturen auch zu einer 
produktiven Kritik und diese erscheint als höchstes Ziel einer 
Recension. Darf man die Hoffnung noch höher fliegen lassen, so 
wäre wohl zu wilnaclien, dass dauernd und fortgesetzt Literatur- 
berichte in einem jährlichen Bande in die Wege geleilet wfirdcn, 
unter arbeitsteiliger Mitwirkung der ersten juristischen Autoritäten 
der betreffenden Disziplinen. Als höchstes Ziel mag schliessUch 
vorschweben eine entwicklungsgeschiohtliche Darstellung der juristi- 
schen Ideen und Strebungen, wo dann die einzelnen Werke lediglich 
als die Exponenten einer Entwickelung erscheinen oder wolil auch 
als Marksteine, die den Fortschritt der wissenscliaftlichen Erkenntnis 
in juristischen Dingen bezeichnen. 

Solange aber solche juristische Literaturberichte nicht existieren, 
soll es wenigstens eine Stelle, dieses Jahrbuch, geben, die bestrebt 
ist, die literarische Produktion von Jahr zu Jahr in einem Spiegel- 
bildo aufzufangen und wiederzugeben. Was an meinen Kräften liegt, 
will ich in Zukunft zu thun versuchen. Wenn ich auch die 
Schwierigkeiten nicht verkenne, dio mit der Verwirklichung dos 
obigen Progi-amms — wenn djis Wort erlaubt ist — verbunden 
sind, so scheint mir die Angelegenheit wichtig genug, lun einen 
g^ten Einsatz zu wagen. 

Freilich — und dies möge nicht die mit mir Einverstandenen 
enttäuschen — fQr dieses Berichtjalir 1898 muss es nur beim 
g^ten Willen bleiben. Dem Unternehmen ungünstige Verhältnisse 
traten diesmal noch hemmend ein. So war ich wenigstens be- 
mQbt, vollständig zu sein; ausser Qesetzausgaben und ähnlichem 
ist wohl jedes Buch von einigem Belang erwähnt. Was in den 
Berichten in Zukunft anders, und, wie ich hoffe, besser sein soll, 
betrifft die Intensität und Ausführlichkeit, mit der das einzelne 
Werk behandelt werden soll, ferner die Aufzeigung des Zusammen- 
hangs, in dem es mit der vorhergehenden Literatur und — naöglichei^ 
weise — mit der literarischen Strömung auf einem Wissensgebiete 
Oberhaupt sich befindet — 

Allgemeines und Rechtsphilosophie. 

An erster Stelle sei hier gedacht: Bierling, Juristische 
Prinzipienlehre. 2. Bd. (Vm, 3G7 S.) Freiburg i. B. J. C. B. 




Mohr. Nachdem der orste Band von rlcni Wt^scii und drr allfjo- 
meinen Struktur des Rechtes in nmstt'rf,'iltiger Weisr», der freili< h 
der Widerspruch nicht gefehlt hat, geimndelt Iwt, ist hier in» zweiten 
Bande znnüchst das Entstehen uml das Vergt'hen «Ics R^'chtes dar- 
gestellt. Rechtshandlungen, Reclitsgescliäft und Rechtssittf finden 
Qljerall ihre auf der Höhe unsen-r n'chtßj)hilosoplu& iien Kinsioht 
stehende Erörterung. Endlich sind <lie verschiedenen Purinen der 
anormalen Rechtsbildung erörtert, von denen insbo.sonden« die die 
Oktroyierung und Revolution l)ehaii(lelndeii Ausffihningon im luVhstcii 
Grade originell sind. Mehr den Charakter einer Monographie trSgt 
Liepmann, Die Rechtsphilosophie des Jean Jskmiuos Rousseau, 
ein Beitrag zur Geschichte der Staatstheorieen (144 S.~). Berlin, 
J. Outtentag. Ein gründliches und in seinen geschiohtliclien Par- 
tioen äusserst wertvolles Work. Di<' kritischen Teile fordern fn'iüch 
ziun Widerspruch mannigfach heraus. Elionfalls in die allf^emeine 
Staatslehre gehört wohl die kleine „Vorlesung*" des Stift.sarchivars 
Johannes Bohl: Staatsmoral und Stiuit.>;juldagogik (IM S.). St. Gallen 
(Zürich E Speidel). Das Problem ist nur ange<leutet. keineswegs 
ausgeführt. 

Der die neuen Kodifikationen inslMjsnndore das B. (5. B. tragende 
Einheitsgedaiike hat einen feinRiniiigen Erörterer gefunden in 
Burchard. Prof. Dr. Kurt: Der Einlieitsgedanke in der deutschen 
Rechtaentwickelung. (Ilochschul Vorträge für Jedermann, Heft 11.) 
Erwähnt sei die 7. Auflage des berühmten Werkes von Ihering: 
Scherz und Ernst in der Jurisprudenz. EJine Wcihnachfsgabe für 
das juristische l*iiblikum (VIII, 42;'» S.). Leipzig, Breitkopf und 
Härtel. In diese Gruppe gehört auch Adolf Merkel mit seinem 
Werk: Hinterlassene Fragmente und ;rcsannneltc Al>haiidlungen. 
1. Teil. Eragmente zur Sozialwissenschaft (Vll, ;i.")4 S.). Sie bilden 
ein abgeschlossenes Ganze, dennoch al)cr, wenigstens buc-liliAndleris<'h, 
einen Teil der gesamten Abhandlunpui dos allzu fri'ih vcrstorlienen 
Verfassers. Aus dem Gebiet« der allgemeinen Rechtslelire imd 
des Sti-afrechts sind dann, um dies vorweg zu nehmen, im .lalire 
1899 2 Bande gefolgt. (Stransburg, Kari J. Triibner.) Eine Fülle 
Ton frischen und originellen Gedanken und eigenständigen Kritiken 
machen diese Bücher zu einem wirklichen Schatze. — Nicht ge- 
ringes Aufsehen hat mit Recht enegt Steinbach, Dr. Emil. Die 
Moral als Schranke des Rechtserwerbs und der Rechtsausübung. 

38 
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(V, in? S.) Wien, Manz. Dio Ideen des VerfaRsors haben be- 
sondere Bedeutung mit Rücksicht auf das B.G.B., welclies die 
Berdcksichtigung von Treu und Glauben im Rechtsverkehr kodi- 
ßziert hat 

Eigenartige, wenn auch nicht gerade tiefgehende Ideen verficht 
Schellhas, Amtsrichter, Dr. Faul, in der Schrift: Was fordert 
unsere Zeit vom Richterstande und der Recht8[»flege? 2. (Titel) 
Autlage von Schellhas: Ideale und Idealismus im Recht. (VIII, 
11 G S.) I^ipzig, W. Friedrich. Immerhin gehört der Verfasser 
zu denjenigen seltenen Juristen, die auch, abgesehen von ihrer Fach- 
wissenscliaft. Konntni.sHe haben und Ijemflht sind, nicht nur eine 
wahrhaft humanistisdie Bildung zu erwerben, sondern auch den 
Juristenstand für Ideale, deren Ursprung ausserhalb des rein Fach- 
männischen zu finden ist, zu begeistern. Eine äusserst konfuse 
tmd an«i>nich8volle Arbeit ist von Seitz, Karl Joseph: Konstruktion 
der Selbstentwickelinig und Verfahren der Dai-stellung des jeweilig 
[tositiv lelienden j)raktischen Rechts. Zugleich kurze Einführung 
in unsere praktische Recht^hule. Und zwar teils zur juristischen 
Begründung der „Konstniktion" — teils zur Versöhnung einer 
„Destruktion" oder eines Zersetzungsprozesses des, noch foi-twälirenden 
„Kampfes ums Recht'' seitens unserer nachrümischon , historischen 
Naturrcchtsschulen. I. Teil. KoMstruktion und Aufl>au des ge- 
schichtlich lebenden Rechts. (XX, 174 S.) München, J. Schweitzer 
Vorlag. Dies Werk ist eines der nicht seltenen Beispiele dafür, 
wie ein produktiver xmd origiuellei Kopf ohne ilie gi-osse Summe 
der nötigen jiu*isti.schen Kenntnisse und ohne Einsicht in die histo- 
rische Entwickeliing der Rechtseinrichtungen meistens a priori 
vorzugehen versucht und die Fülle des in dem Rechts- und Ge- 
schichtsleben Dargebotenen auf logische Kategorien zu bringen 
bestrebt ist. 

Bemerkenswert ist, dass der fortschreitenden Verdtmkelung 
unserer Rechtssprache beherzte Gegner entstanden sind. In dem 
Berichtjahro nicht weniger als 4. Bruns. Landgerichtsrat R. 
schrieb über: Gutes Amtsdeutsch. Eine Betrachtung mit vielen Bei- 
spielen 1. und 2. Auflage. (ID. 25 S.) Berlin, C. Ueymanns Verlag. 
Bnins versucht hier in bescheidener Weise einzugreifen, ohne ge- 
rade tiefgehend zu sein. Günther, Prof. Dr. L.: Recht und 
Sprache. Ein Beitrag zum Thema vom Juristendeutsch. (XV, 360.) 
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Berlin, C. Heymanns Verlaf^. Wor Vorfasser parkt die Kmpo als 
ein Problem, das sie auch in Wirklichkeit ist. Wir wünschen ihm 
Tiel Leser \im\ viel Nachachtmig. Aus der Praxis schi'jift der 
Unterstaatssekretär Rothe: Über den Kanzleistiel. ID. Auflape 
(35 S.). Berlin, C. Heymanns Verlag. Wie ein Malinwort klingt 
das Heft von Prof. Dr. Thudiclium: Die Rc<-ht.sspraclie in Urimms 
Wörterbuch (53 S.). Stuttgart, F. Fifnnmann. Indem es auf die 
grossen Vertreter unserer germanistischen Linguistik zurückweist, 
dient es auch zur Gewissensrauhnung in unseivr Zeit. Angei-eilit 
sei schliesslich hier noch Agricola, Reichsgerichtsrat Dr.: iie- 
kenntnisgebundenheit und Ijehrfreilieit unter dorn Oesichtspunkto 
des Reohts (59 S.). Eiaenach, M. Wilckens. 

RechUige.schichte. 

a) R"i mische. 

Die Geschichte des Zinsfu&ses im griechisch-römischen Altertum 
his auf Justinian hat einen Besirboitcr gefimdeu iu Billotor (XII. 
381 S.). Ijeipzig, B. G. Teubner. Gegen die.se tiefgehende Arbeit 
sticht sehr ab Friede mann Dr. Adolf: Die Selbsthilfe in reclit.s- 
historisch - dogmatischer Darstcliiuig unter Berilcksiclitigung des 
rtmischen Rechts. (V, 34 S.) Berlin. H. L. Präger. Hasenührl, 
Dr. Viktor handelt von der ,,BeweiBzutoilung im österreichischen 
Rechte des Mittelalters". (Aus: Sitztuigsberichte der K. Akademie 
der Wi&s.) (172 S.) Wien, C. OeroMs Sohn. An den Niederrhein 
führen uns Joseph Kohler und Erich Liesegang: Das römische 
Recht am Nie<len'hein. Neue Folge. Gutaehten Kölner Rechts- 
l»»hrer aus dem 15. Jahrhundert mit nrkumllichen Hinlegen. Kin 
Beitrag zur Geschichte des territorialen .Staatsrechts. (1.5(5 S.) 
Dagegen führt auf eine alte bekannte Einrichtung II. H. Pflüger 
(Privatdozent in Bonn): Die legis actio sacramento. Ein Versuch 
auf dem Wege der Rechtsvcrgleichung. (71 S.) Leipzig, Dunckor 
k Humblot. 

Ein gross angelegtes Werk ist das von Seckel, Prof. Dr. 
Emil: Beiträge zur Geschichb* N'ider Rechte im Mitt<'lalter (in 
3 Bänden). 1. Band: Zur Ge.sehielite der jiopul.'lren Litei-atur des 
römisch-kanonischen Rechts. (XVIIl. 539 S.) Tübingen, l^aupp. 
Das Werk macht der deutschen historischen Schule alle Ehre. 
Schulten, Adolf hat dann noeli über „Die i-ömisciie Klurteilimg 

38» 
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und ihre Roste" geschrieben. Die treffliche Arl)eit ist enthalten in 
den Al)handlungcn der K. OesellBchaft der Wissenschaften in 
Gnttingen. (.'{8 S.) 

b) Deutsche Rechtsgeschichte. 

Von I^hrbilchern erschien das bekannte von Richard Schrö- 
der: Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte. 3. Auflage. (VHI, 
944). Leipzig. Veit & Cie. Femer von Werunsky, Prof. Dr. 
Emil: Osterreichische Reiclis- und Rechtsgeschichte. Ein Lehr- 
und Handbuch. 3. Lieferung. S. 161—240. Wien. Manz. Die 
von Stintzing begonnene: Geschichte der Rechtswissenschaft setzte 
fort Landsberg, Prof. Dr. Ernst. Es erschien im Berichtsjahre 
die 3. Abteilung 1. HalbKand Text (VII, 5'>2 S.) und der 2. Halb- 
l>and Noten (VIII, 326 S.). Vortrefflich ist auch die Arbeit von 
Cohn, Prof. Dr. Georg: Genieinderschaft und Hausgenossenschaft. 
(V, 128 S.) Stuttgart. F. Enke. 

„Das Gflltbuch von Nieder- und Oberi5eterreich und seine 
Funktirtn in der ständischen Verfassung" hat Adler, Prof. Dr. 
Bldmund, dem 70 jährigen grossen Juristen Joseph Unger dar- 
gebracht. 

Ganz kunt hat Alberti, Otto von, über „Die Notwehr heute 
und in den Volksrechten" (III, 50 S.), Stuttgart, W. Kohlluimmer, 
gehandelt. Wissenschaftliche Bedeutung kommt diesem Schriftchen 
nicht zu. Interessant ist die: ,3^htsge8chichte der reformierten 
Kirche von Appenzell a Rh." von Baumann, Johannes. (Diss. 
104 S.) Basel. R Reich. 

Bemerkenswert ist Conrady, Alex: Geschichte der Clanver- 
fassung in den schottischen Hochlanden. Aus den Leipziger Studien 
aus dem Gebiete der Geschichte. Bd. 5. 1. und 2. Heft. Leipzig. 
Duncker und Uumblot. 

Seinen von Fachmännern hochgeschätzten Untei Buchungen zur 
Rochtsgeschichte fOgt Julius Ficker den vierten Band 1. Alw 
teilung hinzu. Sie fQhrt den Untertitel: Untersuchungen zur Erben- 
folge der ostgermiuiischen Rechte. (Vm, 290 S.) Innsbruck. 
Wagner. — Zum akademischen Gebrauch herausgegeben und er- 
läutert hat die Lex Salica Geffken, Prof. Dr. Heinrich. (XV, 
332 S.) liPipzig. Veit & Cie. Hierher gehört auch Wolff, O. 
Dr.: Das Lilbisthe Recht in der Stadt Kiel. Ein Beitrag ziir Er- 



Google 



fiiittplmig der rfreii/.on zwist-hen den tt'.'l(imt;sgebieteii des Lübititjbeu 
Recht« und de» .'>aih.senspiegels. (48 S.) 

Ein noch nicht genug gepilegtor Zweig der Bechtsgesduchte 
ist der, welolier die Bechtspfle^e in den deutechen Stftdteo ins- 
befiondero eeit der Reformstk>n bis beute behandelt. Unter diesem 
Qenohtspunkte ist dankenswert die Sehn ft von L* vi. L\ti>lc;ori( htsml. 
Geoig: Zur Ocschichte der Rechtspfl* ;;. .l. r Sia-lt Sii.ii-slnu^' i. K. 
(IV, 103 S.) Strassburg, L. Reust. Kfinor ist x.n (.'iwähnen 
Zivier: Geschichte des Bergregals ii» SeUJcsieu bi.- mi bchiu- 
agnifiing des Ijuidea dunA Preusüen, (IV, 370 S.) Katto- 
wib. QebrOder BOhm. Endlidi aei«n ttoch xwei Sdirifton erwftlint, 
bdde ron nUgemeiiieni IntoieMe. v. Zallinger, Prof. Dr. Otto, 
schrieb über: Wesen und Ursprung üch Fonnali.snnis im altii< uth< hen 
Privatfpcht. (III. 'AT, S.) Wien. Mauz. Dir Sclniti l^czrichiiet 
sich als Vortrag und führt iiuen QeK«'iistaiiil in t\ int:r, <ia.s Th-mia 
beherrschender Weise au«. Wie ein Atavismus timtft uns en ili« h 
an <fie anonyme Schrift: BeditSTeriilÜtDisse der fix>ieu Standesherr- 
adnft FBntentam Flees. Entgegnung auf clie Schrift: Beitrage zu 
Sddenfina Rechtageachichte vom Bechtaanwalt und Notar Bruno 
Bellerode. (XV, 56 S.) Kattowita. GebniUi H-"lim. Dit« Sf hrift 
i.-^f als Kuriosum tesonders intnressatit. Wissensfhaftlii hvri \\'vt\ 
hat sie ^nir keinen. Sie zeigt aber doch, wie • rh-'lilicii au' h n'ich 
in unseren Tagen die genauesten n.>< litsgi"s< liiciitlii Ii- n Thatüacljtyi 
hinsichtlich noancher deutsclien Grundiitiiöc]tu[it.i) sind. 

Ebenfalls in diese Gruppe geboren noch zwei Werlte; das eine 
von Kohl er nnd Peiaer: „Aoa dem babylomacben Rechtsleben'* 
(IV, 92 S.) und Hflrbin, Dr. Joseph: Die Statuten der .Iiiristcn- 
ooiversitflt Padua rom Jnbie 1896. <80 S.) Luzem. KAber & Cie. 

Bei iler sachlichen Natur der Keohtswissensehaft ist da^ iiin- 
einspielen von rein persönlichen Momenten äusserst selten. Olcich- 
wobl Inelet dann ein Hervortraten von aolchen einen frischen imli- 
vidneUen Zog, der den dbjeotiv Forschenden recht angenehm be- 
rührt, weil er das «ein Menschliche mit dem Wisaenschaftlichen 
in achfiner Verbindung findet. Der '1ie>jäiirigr l^i ridit • ittct 
mir. auf zwei liiogmphische Werke liini-iHlcuten. 'Ii*» [.-•hI<' vm- 
trefflii-h sind. Das eine ist von Merkel, l'mi. Dr. Jnltiinjirs: 
Ueinriub Husanus (loHÖ — lob?) ileiaw^litii Sikksiscliei lt>it, 



Mecklenblirpiscfier Kanzler, Lünetmi-gisclu^r Syndikus. (V. 4U3 S). 
Güttingen, S. Hot-stnumn. Einu LGbuiiüschildcrung von uninittel- 
bsrer FnBclie und Wänne. Dann Meyor, Prof. ilugo: Karl Georg 
von Wtehter. Bede bei der CNWIlrhtnkfaier deeaelben am 20. hamc 
1898 in der Anis der UalTeraitlt TQUiven gehalten (43 &)l 
Leipzig. A. Deichert NacM. Anok diese Schrift l^t i^etn^gen von 
sriohar Sadüninde und von waimem penOnlidiem loterane. 

Bfirgerlidies Redit 

Von LebrbaoUern ist eine neue Auflage des altberülunten 
Werkes von Stobbe: Andbooh des deotedi«! Frivatoedita er> 
adiieneii» und awar der 3. Band 3. Aufläget hgg. und neu 
bearbeitet von H. 0. Lebmann: Difaebemdit und F<nderange* 

recht. (VIII, 570 8.) Berlin. Besser. Dernburg hat mit der 
Darstellnng des neuen bfirporlichcn Rechts im Bcrichtjalirc be- 
gonnen. Es orschion zuerst . Ihh bürgerliche Recht des DciitjKhen 
Reiches und i'reussenK 3. Band. Sachenrecht (XVI, 792). üalle. 
Boohbandlong des WwaeBhauen». Band 1 und 2 wUten eplter 
encheinen. Endemann voi^ehnet bereits die 8. und 4. vfiUig 
nen beeibeilete Auflag» asiner: EinflUirung in das Studium dea 
hflrgerlichen Gesetzbuchs. E5n Lehrbuch des bürgerlichen Rechts 
'J.Band. 1. Teil. Sacheni-ccht. Berlin. C. Hoymanns Verlag, während 
Enneccerus-Lehmanii erat mit ihrem Lehrbuche l>egannen. Es 
betitelt sich: Das bürgerliche Recht. Eine ülinfühiung in das 
Redtt dea bOignlidun Geaetzbucha L Band 1. Lieferung und 
IL Band 1. lielBrung. In diesem Znssmmenhang iat auch lu 
nennen daa Werlc von Eolt: Vortiflge Aber daa Beoht deablligei^ 
liehen Gesetzbuchs 1. Lieferung, 2. unveränderte Ausgabe. (12s S.) 
Berlin, Gtittentag. Hervorgegangen aus Vorträgen, die der be- 
kannte Berliner R*M ht>^lehrer vor Praktikern gehalten hat, ist es 
ein intei-essanter Versudi zur Bewältigung tles enormen Stoffes in 
klarer und knapper Form. Leider ist die Fortsetzung durch den 
Tod dee Vecfiseen nnmgglioh geworden. Eine besondere Aufgabe 
setzten ideh Leake und Buohka, wdofae sur Überidtung in das 
neue Rocht eine Darstellung dee preuesisdien beaw. dee geneinen 
Rechts gegel^n hal»en immer unter Bezugnahme auf das bürger- 
liche Gesetzbuch. Da.« (fibrigens im Sommer des Jahres 1901 no<--h 
nicht vollendete) Weik vuji L^ske liXlui deu Titel; Veigleichende 



Digitized by Google 



__ 599 — 



Darstellung des bürgerlichen OesetzKiiohos für (l;u! Deutsclie Reich 
und des Pre(u>si8chen Allgemeincu Lamlivchls, w;ihrcnd das von 
Biichka sich: Vergleichende Darstellung des bürgerlichen Oesetz- 
buches für das Deutsche Reich und des gemeinen Re(!ht8 l»etitelt. 
Das dritte Unternehmen dieser Art, Barre s Bürgerliches Gesetz- 
buch und Code civil cr»chion schon 1897 in 2. Aull. (Berlin, 
HejTnann.) — Gut geai-beitet ist Riedel, Das BCiB. in Vergleit lnnig 
mit dem preuss. Recht, fi. Lieferunjr. (S. 3S5--4G4.) lk*rlin, 
Siemenroth und Troachel. — Otto, Hermann iM'leuchtet endlich: 
Die Verschiedenheiten de» neuen deutschen vom geltemlon sächsi- 
schen bürgerlichen Rechte. Ks lug schon Bd. III Familien- 
und Erbrecht vor, bearbeitet von Amtsrichter Nit.sche. Divsden, 
C. Weiske. 

Hier sei auch der beiden wohlliekaniiten Lehrbücher gedacht, 
die auch nach Einführung des BHB. ihre Bcdouttujg iK-halten: 
Salkowski: Institutionen. Grundzüge do> Systems luid der Ge- 
schichte des i-ömischen Privatrechts. Für den akademischen Ge- 
brauch. 7. Aufl. (XXII. 618 S.) Leijtzig, Tauchnitz. Sodann: 
Sohm, Institutionen. Ein Lehrbuch der Geschichte und dos 
Systems des r?5m. Privatrechts. 7. Autl. (XVI, .")(j3.) Leipzig, 
Duncker u. Humblot. 

Ein sehr beliebtes und zur ersten Einführunn in djis neue 
Recht sehr geeignetes Buch .schrieb Altsmanu: Das Rwlit <les 
bürgerlichen Gesetzbuchs. Ein Ijchrliucii für (ieri< lit8solircil>cr und 
Justizanwärtor. Berlin C. Heymanns Verlag. DenscUx;» Zweck ver- 
folgt Strübe das B.G.B. Eine 8ystema(is<.he Darstellung. (XI .">U3S.) 
Kreiburg i. B. Lorenz und Waetzel. .Mehr rechtshistorisch geht 
vor Bendix: Das deutsche Privatrcx ht. Auf Grimd des deutschen 
bürgerlichen Gesetzbuchs systcmatis^li dargestellt. Breslau, .1. U. 
Kerns Verlag. (VIII, 215 S.) Ein äu.sserst fleissiges und stellen- 
weise geistvolles Buch ist das von K uhlenlieck: Das bürgerliche 
Gesetzbuch für das deutsche Reich nobst dem Einführungsgesetzu. 
Ein im Auftrage des Deutschen Anwaltsvereins herdusgegcbenes 
Werk. Nicht minder beachtenswert de.sselben Verfasser.«: Von den 
Pandekten zum bürgerlichen Gesetzbuch. Eine dogmatische Ein- 
führung in das Studium des bürgerlichen Rechts. Die meisten 
der oljen genannten Werke sind zur Zeit der Al>fa.ssung dieses 
Berichts entwe<ler schon vollendet, was sie im Jahre 189fs niclit 
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warrn, oder sie stehen kuns vor ihrem Schluixse. Nach eigener 
I'iklagugik geht vor KrOckmann, Prof. Faul: Institutionell des 

B. G. R 2. (SoUws) TeU (XIX— XXVI) u. 273—660 & GMÜngen, 
Vandenhoek and Rnpraoht VeidieutToU «uen andi WeyPt 
Vortrage Aber dtt &0.E 1 Fmküker I Bd. (Xm 532 &) MtlnoliaB, 

C. H. Beck. 

Von Kommentaren zum B.O.B, seien erwähnt: der von 
Planck und Uenossen (4. Lief., 2. Bd. Recht der Schiddvcrhältnisso 
S. 225 — 408. Berlin, Qutteutag); vou Loowenfeld-Staudinger 
(darin: £ng6lm«nn AmBienraoht §g 1297 — 1362); BUudinger 
ElMliohM OOIemolit §§ 1363— 1417; Kober Sachenrecht §g 854 — 
1036); der von Hugo Neumnmn (1901 beendet); der von 
Sr hcrer: Beoht der SohuldTfliliSltttine des & 0* B., Ekfangen, Fklm 
und Encke. 

In dii8 üwJoneichi^che bürgorlirlio Recht führen uns zwei 
Werke, das von St üben rauch, y^eil. Dr. M. v.: Kommentar zum 
QstarmGhiflclND tilg. bOrg. Qeaetsbuoh 7. Aufl. 10. Heft I Bd. 
(8. 721—1040) Wien, Kins, .und feiner dee Budi von Leo 
Qeller. Nach tiner Gnmdlegong der Bechtdelue ab ErfahrungB- 
wissensübaft stellt er sein Ileimatrecht fflr das Studium und die 
Praxis dar. Vorliegt: 1. Band: Grundlegung. Familien« und Fetaonen- 
rechL 1. Abteilunp. (XIX S. 1-160). 

Inda« schweizerische Kocht für uns: 11 af ner: Das stihweizerische 
ObligatioDeoreoht 2. Aufl. 2. Abt IV u. S. 193 — 330 ZOrkdi 
OnU FOsdi — 

Der ersten EinfOhrong — oiine wisseMcJiaftliohen Wert — 
sollten dienen: Fiedler Leitfaden zur Einffilining in das B.G.B, 
und seine Nebenge-netze für Qerichts^^chreiber Teil 1 (14 7 S.i 
Berlin, Guttontag und Rapp. Leitfaden durch da.s B.G.B, für 
gericlitUche und Verwaltungsbeamte 1. Heft J. J. Heine Verlag (32S.) 

In das Gebiet der wenig erfreulichen populären Literatur 
gebort Haller-Meikel: Des bfligerBcke Becht in seiner neuen 
QeetaltnQg. MAnoluiL J. Sditrdtser. Auch Pfiser: DssMigtr- 
liche Qesetsbuch ffir das deutsche Reich, ffaivensbuig, 0. Baier. 
2 Teile, bemüht sich vergeblich mit einer Popularisierung des 
B.G.B. Noch otwalmo ich das bekannte lyt^lirbiich von Heil fron. 
Das bürgerliche Recht des deutschen Reiches. I Teil: Rcchts- 
gescliichte 2. Abteilung. Die deutsche Hechtäge^chichte, sowie 
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Staaterecht und Kirthcnrtx^ht liegen im Berichtjahre in 3. um- 
gearbeiteter und vermehrter Auflage vor. Das Werk entspricht 
seinen Zwecken in herrornigendent Masse. Mau merkt l>ei einem 
genaueren Eingeben sehr wohl, daasder TeibeMr trotz des prsktisohea 
Zwvkm aeiner Aibeit mit allen wiaaenachaKliolien Brgebaiaaeii des 
Faches Schritt sa lialten bestrebt ist. 

Die Wissenschaft der Partikularrer hto M ebenfalls gepflegt 
worden. So hat GoldfcM behandelt: Die Abänderung des Hara- 
burgtT ehelichen GfSterreclits hinsichtlich der am 1. Januar l(*Oü 
bcstelieudüu Ehen. (38 ö.) Hamburg, 0. Meissaer's Verlag. Nie- 
meycr gab de« 5. Teil aeinea nottbuiger Aivabeclito Imkmib (XV, 
& 517—724). Hambuis, M. MankiB Soba. Es ist ferner das 
bebante Buoii ▼«! Roth: .Bf^eriadiea (^Tüncht in 2. gSnilich 
uageariwiteter Auflage und swar die 3. Abteilung besoi-gt worden 
»on Ilcinrirli Rochcr und ebenso der 3. Teil in 2. A«fla{^c. (Tfllrinppn. 
H. Laiijip.j Erullit'h hat Unger vom: Handbuch des im Horzog- 
tiun Sacbsen-Meiningen geiteuden Piu-tikukii-echtü den 3. (Schluss-) 
Band der OflTentlidike&t Qbeigeben (Vn, 436 S.). (UUdburghauseo, 
Keaaelring.) 

Ebie^ gxOiaere Gebiete aus dem fdvatrecbt haboi behandelt: 

Biermann, der in vorzüglicher Weise das Sachenrecht kommentiert 
hat Ferner hat Frankel. A.. das viel licaohteto Work: Das Familien- 
recht des lulrgerlicheii (Fcsotzbuclis für das deutsche Reich unter 
Ausschluss des Vormundschaftiirk!c'htb für den praktischen Gebrauch 
dajqg^tellt. (X, 240 S.) Hannover, Holwing. Köhler, F., ver- 
flSuitüdite: Dka Ebeieobt dea bOigerliohen Geaetibueba einaehliea»' 
lidi dea eheBchen Omeixeolita. (YII, 356 8.) Stutlgart, J. B, Metsler. 
Vor vom CSioschliessungsrcclit handelt Mantey in aeinem in Berlin, 
H. Liebau erschienenen Werke. 

Mehr aligemeiner Natur und für die meisten Teile des 
bürgerlichen Rochtä kommt in Frage Kuhloubet-k; Die Recht- 
iftrechung des Reichsgerichts in Begehung auf die wichtigsten Be- 
gnJIi» und Ihatitnte dea CäYÜrefditB. In ayatematiadier Folge dar- 
geatellt Berlin, W. HOeer; feiner Stammler, Rudolf: Kraktflcnm 
des bUigariielien Rechts fflr Yorgerfldrtere nmi akademiachen Qe» 
Umnch nnd sum Selbststudium. Leipzig, Veit 4 Cie. Ausserdem 
sind zu empfehlen desselben Verfassers: Übungen im hflrgerlichen 
iiecht für Anftoger zum akademiachen Gebrauch und zum Selbst- 



Btudim. 1. Teil. Einkitun;. AUgemeiner TeU. Beoht der 8dnld- 
vediflltniMe. (XII, 372 S.) Hier ist auch zu erwähnen Stölxel 

mit seinem schnell zur üeriUimtJifüt gelangten Werke: ScliuUing 
fftr die civilistische Praxis, von dem der l, Teil im Berichtjahre 
bereits in 3. Aullage vorliegt, währeml der 2. Teil die 2. Auflage 
aiiebt fikdUdi iai in d w ew n ZiMumwnhange noch Daubenspeek 
xn neanen, der: IKe bergredhtliobeii Entsobeidiugen des Deutadieii 
Beidisgerichts «is den Jahren 1892-'1898 veriWantttolit Bertis, 
F. Vahlen. Endlich sei noch emrllint, dass in 4. Auflage erschien 
(las lekannte ^erk von Mattdry: Der civilrechtliolie lolialt der 
Beicbsgeeetae. (XVI, 65ö.) iimburg, J. Mohr. 

Zm AUgmefawn Teil de« 8.6. B. 
Zur Lehre von den Bechtanormen. Ortmann echmbt: 
YolkarBdit und OeaetieBieoht (40 S.) Dieeden, von Zahn und 
von JiDtaaoh. Daa angeachlagene Theou wird mit groeaer Feinhdt 

und Znpammenfapstinp der voranpopangonon Litleratnr prBrtprt. So- 
dann hat Soidler: Von der Lchnj \<nn Gewohnheitsrecht auf dem 
Gebiete des Cäterreiohischen Staat»- und Verwaltungsrechts gehandelt 
und für dieses Thema wertvolle Beiträge gelief^ 

Was die Orenaen der Anwendung dea deutschen 
Rechts gegenflher dem Aualande betrifft, eo ist hier an 
erster Stelle zu nennen das Werk von Zitelmann: Internationales 
Privatrecht 2. Band. 1. Hälfte. Leipzig, Duncker & Humblot 
Das Werk ist allgemein als vorzQglich anerkannt. Hochinteressant 
ist auch Meili, Prof. Dr. Fr.; Institutionen der verpleirhpnden 
liechtswibsenächaft. Ein Orundiis». (VII, 2titi 8.) Stuttgart. F. 
Eniie. — Erwihnt sei noch HflUer, W.: Die Klagevecjährung Im 
internationalen Privatteofat (VI, 40 8.) Koniti, W. Dupont 

In die Lehre vom RechtSBubjekt und der Rechtsfähigkeit 
gehört die Arfadt von Heooke: Begrifl' und Rechtsstellung dee Ver- 
schwenders nach rflmisehem und deutschem Recht, bis zum bOrgerlicfaen 
Oesptzbueh historiscli dargestellt. (X. 120 S.i Boriin, .1. Räde. Von 
den juriäti^chen Peritouen iiandelt dann Wa Icker, G.: Die rechtliche 
Stellung der joristisohen auattndischen Peraonen. In die Lehre vom 
Beohtsgesehlft gehSrt die Abhandlung von Kuoni: Die ein- 
aeitige Unvetbindlichkeit dee unter Irrtum, Betrug und ftarobt' 
erregung abgo.«( hloBsenen Vertrages nach Sohirmaeriadiem ObUgar 
tienenxecht (II, 114 &) Chur, Hits. 
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Endlicli versucht Tentlur die juriötibche Kunstniktion der 
Versteigerung unter Berückbiciitignug des § 156 B. 0. B. Berlin, 
Slnippe & WincUer. 

I« dia Lehre Ton den Saoheii gMst Qrtlof f : Beoht der 
EAbegrtbnine insbeBonden Im Onnhecaogtnm Seoluen •Weimar. 
(53 a) Jena, H. Pöhl und femer Blass: Das Rechtsgut der 
Elektrizität im Civil- und Strafrecht. (90 S.i Zaridi, F. Sdiulthess. 
Als ein für den ganzen ailgomoinen Teil wichtiger lieilrag erwiheint 
Danz, Prof. Elrich: Laienveretand und Rechtsprechung. (128 S.) 
Jena, Gustav FSsoher. Man sieht hieraus insbosondere, dass die 
§S 157, 848 vegen der Bede u tung der ycKkalinBittB sn den alkr- 
iriditigaten Beetinnnnngen des &0.B. gehdran. Die Leitaifae, 
welche der Verfasser für den Einfluss jener Bestimmungen auf die 
kfinftige Hechtspflege aufstellt, sind folgende: 1. Vor jeder Be- 
urteilung eines Vertrags muss der Richter nach der Verkehrs.sitte 
auslegen, 2. ihre Sätze kennt er als Laie, 3. wird sie besa-htct, 
so muss daa Urteil mit dem KechtsgefOhl des Volkes Überein- 
Btimmen, 4. hietdureh iat eine Sohutewehr gegen foimalietieciie 
Bechtspirechnng geachaffan und 6. die Kenformittt derselben mit 
dem jedeemaUgen RechtagefQhl dee Yelkee ganntiert, 6. die Aua- 
legung (\f'v Siitze der Verkehrssitte muss von Amtawegen erfolgen, 
7. für ihixn I^weis kommt § 2'J3 C.P.Ü. in Betmcht, 8. ihre 
Verletzung (»ogrOndet die Hevisioii. 

Zu den PersOalichkei tsrechten insbesomlere dem Lriieber- 
lei^dndeineBeilwvenWedEensa vetMiahnen. Brandia, Werner 
adueibt Uber den BadtlaBchut» der Zeitung»- und BOohertilHl und 
liefert dadurch einen Beitng mr migeiiQgenden Beidtaniilung dea 
unlaateren Wettbewerbes durch die Gerichte. (88 S.) Berlin, 
F. Lipi>erheide. Mitteii?, Ludwig entrichtet don Zoll seiner Hoch- 
achtung für Joseph IJnger in dem Beitnige: Zur Kenntnis des 
Utenuisch-artistischeu Urhoberreclits nach dem üsterreiuhischon Qo- 
aate mom 89. Deaambar 1895.') Gdatigee ISgentnm und geistige 



*) Hier seien noch zwei Schriften (.'nvähnt: Schulz, Min. Sekr. Dr., 
Pto ö«terr. Vorschriften betr. den Schutz der Erfindungen, Marken und 
Muster, mit Entsch. der höchsten Gerichte und Verwaltungsbehörden, nebet 
dem (Bileiiekldiulmi) FhtaalBaeelie vom 11. Januar 1897 (XTI« BOB 8.) 
und Stiers dorfer. Peter: Patent^esetz und Patent ei ll ferlwe g in doD 
Jkoltuntaateo. (VUl, 171 ü.) Leipzig, h\ Fieiücher. 
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Produktion in der Schweiz behaadelt SSthÜBberger, Pnl. Bnat^ 

( Vni, l-*» S.) Bini. S( liini<lt iiii«! Franke, ufthrend ausführlicher 
[)f. Wvss iikM : Iiit<>i Hill ifiiui los Urheberrecht an Photographion, 
niiisikalisi hon AufTiiliriiii^'on und Übersetsiuigen (YIU, 171 &j 
Zürich, bchulLhetit), haiuielu 

RAcht der SohnidTsriiillilMe. 

Einem alten Problem rOckt auf den Leib Binder, JoL in 

dem Werke: Die EorrealobligatiQnen in cOmischen und im heutigen 
f{f><lit (X. 2:50 S). Leipzig', A. Itoichort Nachf., während sich 
I)aiiilMis( Ii. Ludwig mi> i'itiei lii'Tan grenzenden Fra^p V>epniißt 
in ih-v |)i-s,; Kntstt Iii suis doin Vorsprechen der Leistung an einen 
Drillen uucii § U. ü. B. tiu UesjamtglÄubigorvcrhÄltni«.' (V, 42 S.) 
Breslau, ScUetter. HöoQcber untenudit: Die roohiüiöhe Natur 
der Postanweisung. (Diss. 54 S.) Leipsig, FOU. Immerwahr 
stellt dar: Die KQndigung biBtoriach und degmntiBeh. (Vm, 187 &) 
Breslau, M. II. ^rarru^. 

Auf 'las Huftitslit l'e/.iolun sich folgende Arbeiten: Jaeger, 
Krlix: Jtie l iiiwan<ihiii^'sklago im deutschen Haftrocht jetzt und 
iiacli 1000. (VI, 41! IS.j Uerliu. llcymaunB Verlag. Labuwsky, 
Narbert: Eigenes Versdiulden bm SchadenaewtBMBtprftchen nach 
dem gemeinoi Rechte und bfligerlichem Qeeetzbtiche. (VI, 46 S.) 
Berlin. Struppe & Winckler. Heiliger, Xm|i.: Colia in oontar 
hendo oder Sch i-lonsersitz hoi nirlitigen Veitrfigen nach dem ge- 
moiiion utui srliwoizorist hon < 'Mit^tionenrecht sowie nach dem 
il» utsc)i< n l.iir-erliclicii Ges. •! /.Im. Ii. 2. Auflage. (VII, 217 8.) 
Züricli. Zürcher k Funer. Nuobbaum, Arthur: Haftung für 
Hilfspersonen nach § 278 B.Q.B, im Yeigleiolk mit dem genMänen 
Recht und LandoBrecht Berlin. E. Ebering. 

Liebknecht^ Karl, hat, angeregt dnioh Stölsel'« Schulung 
der civil ist isilien Praxis Teil 2. das tüchtige "Werk geschrieben: 
Vorbeliiilis/Jihlung nuA Eventualaufrechnung nach dem lieute gelten- 
den utiil kiliiftip'n l^ciclisrcclil. iXlI. 217 S.) Ilorlin. K. L. I'mger. 

Münk, \V.. liandelt v.ni dem Wesen und deu Voraub«iet2Un- 
gen der luoiu crediu^ri» im gLineinea Recht und im B. G. B. (IX, 
72 S.) Berlm. R. L. Präger. — Die Wirkungen der Eonfnaion 
nach römischem Rechte tmd dem Reolite des R Q. B. behandelt die 
ursprünglich Greifs walder Dissertation (8? S.) ▼<» SaehB, Bdund. 



Digitized by Google 




— 605 ~ 

Berlin. J. Gnttentag. In der Festechrift fflr Josepli Ungor findet 
sich die Abhandlung von Leopold Pfnff: Klau^tel n>hus sie 
stantibus in der Doktrin und in der ßsterreichischon flosetzgebung. 
Der Hauptwert der Arbeit l)esteht darin, dass sie die Liteintur der 
Klauseilehre seit Hugo Grotius mit grossem Scharfsinn prürtert. — ■ 
In die Lehre von den unerlaubten Mnndlungon gehörnn: 
Linckeltnann: Die SchadenBorsatzpflicht aus unerlaubten Hand- 
lungen nach dem B.Q.B. (V, 120 S.i, Horlin, Heymann, und 
T. Liszt: Die Deliktsobligationen im System des B.G.B. Kritische 
tuid dogmatische Randbemerkungen. (VII, 114 S.) J. Gntten- 
tag, Berlin. 

Was die einzelnen Schuldvor hill t n isse l>etrifft, so 
handeln vom Kauf: Giese, Kurt: Die Ansprüche des Verkaufers 
aus dem Versicherungs- und Kaufvertmge nach dem Tbergang der 
Gefahr auf den Käufer. (VIII, 77 S.) Berlin. Struppe & Winckler. 
Es winl hier ein versicherungsrechtliclu's Problem ;\usr-eichend Ix'- 
handelt. Hier sei des äusserlichen Zu.sanmienhanges wegen nur 
er«-&lint die Schrift von Gierke, Jul.: Uie VcM^ichcnnigsfordoning 
bei Veräusserung der versicherten Sache. (XII, IG8 S.) Berlin. 
C. Heymanns Verlag. Katz, Adolf, SK-Iineb zur I>ehre vom Vor- 
kaufsrecht nach dem B. G. B. (Diss.), Leipzig, G. Fock, wahrend 
H. Voss Ober den Satz: Periculum est umtoris (7(i S.), Leipzig, 
G. Fock, sich kritisch versucht. 

Von den Darlehnszinsen luuidelt Bieder lack, Prof.. S. .1. in 
den Vortragen und Abhandlungen der I>?oge.sellschaft 

Die Werke über das Miethrecht sind in dem Berichtjahif 
nicht hervorragend. Das beste ist noch von dem unermfidlichen 
Ludwig Fuld: Das Miethrecht nach dem B. <}. B. fflr djus deutsche 
Reich. (VIH, 283 S.) Leipzig. Dimclier & Humblot. Erwähnens- 
wert bleibt noch Kaatz, Franz: Die Miethe von Ri'lumen nach 
dem B.G.B. 3. Auflage. (67 S.) Berlin. Deutscher Verlag. 

Das Wesen des Werklief einngs Vertrages im römischen Rechte 
be8f>richt Dniestrzansky, St. (III, S.) Wien. Manz. 

Stephan Licht schreibt über den f,'o werblichen .\rlteitervertr.ig 
in der Recht»durehsetzung. Das Werk ist hauptsächlich eine Ma- 
terialiensamndung für praktische Zwe<ke. Erschienen ist es in 
Brünn liei B. Winkler. (XII, 191 S.) In diesem Zusanuucnluuig 
sei auch genannt Unger, E.: Entscheidungen des GewerlK?goric,hts 
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zu Dfrlin unter Borflcksichtigting der Praxis anderer Gerichte 
systematiiich dargestellt. (Vm, 284 S.) Berlin. Heyinanns Verlag. 

Sachenrecht 

Bokker, K. J. leitet <lie liierher gehörigen Schriften ein mit 
seiner Abhandlung: Tlter rlie natilrliche Beschaffenheit der Objekte 
unserer dinglichen Hechte (aus: Sitzungsbericht der Preussischen 
Akailemie der Wissenschaften, 22 S.), Berlin, G. Reimer. 

In die Besitzlehre gelu'i-en folgende Schriften. Von v. Schey; 
Über den reillichen und uni-edlichen Besitzer im iSeterreichischen 
B.O.B, (aus der Festsclmft zum 70 jahrigen Geburtstage Joseph 
rngere); Strohal: IW Sachl>eRitz nach dem B.O.B. (137 S.). Jena 
1807 und Frank, W.: Der Besitzwille nach dem B.G.B. (60 S.), 
Bonn, Rührsehoid & Ebbeckc. 

In das Kigentumsrecht gehßrt Czylarz: Zur Ijehre vom 
Eigcntunisei'AÄQrb dureh Accessioii nach rOmisohem Rechte; Jaehnor, 
Theodor: EigontuniKerwerb am Wilderergut (Göttinger Diss.), Leipzig. 
0. Fo<k und Wolf f. Max: Zur Kritik der IjChre vom Eigentiims- 
erwerb durch Spezifikation im r. R. Diss. (39 S.). Breslau, Schletter. 

Die allgemeinen Vorschriften des B.G.B, über Rechte an 
Orund.stftoken lK?liandelt 0. Strecker, Berlin. Guttentag. — Die 
Rechte der Anlieger an einer Strasse im Sinne des Fluchtlinien- 
gosetzes vom 2. Juli 187.^ bespricht Bering (43 S.), Berlin. Vahlen. 

Grundbuch und Hypothek Ijetreffen folgende Werke: 
Böhm, J.: Das materielle und formelle Reich.sgrundbuchrecht (VI, 
.'»5G S.), Hannover, Helwing: offenhuber: Das öffentliche Buch. 
Grundbuch vom Stand]iunkt dos östen-eichischen Rechtes aus be- 
handelt (IV, 377 S.), Wien, liölder; Klurapp: Das deutsche 
Grundbui'hrecht Itesonders nach württembergischen Rechte. 1. Teil. 
Allgemeine Grund.sätze (VIII, 149 S.), Stuttgart, Kohlhammer; 
Mittelstein: Das Hyi»othekei)i^ht des B.G.B. (VIO, 250 S.), 
Hamburg, I^'ippel; Grioser: Grundeigentum und Hypothek im 
Code Napoleon uml im Deutschen B.G.B. (28 S.), Mainz, Diemer. 
— W i Heil buche r: Die Rei<'h!ignmdbuchordnung vom 24. März 
1897 (VI, 143 S.), Beriin, II. W. MüUer. 

Die Frage: Hat der nachstehende Pfandglfiubiger das Recht 
des Verkaufs iler Pfantlsa<'heV i^ehandelt Manigk in einer Dias. 
(r>0 S.), Bn^lau, Schletter. In das Sachenrecht gehörige Partikular- 
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rechte fanden ebenfalls z. T. ihre Bearbeiter. Anal: Das badiacho 
Foratrecht (XII, 723 S.), Karlsnihf, Lang. Das Wasserrecht ist 
von 1 Schriftstellern lichandelt woitlen. Ossig. A. fKlirid. ni>er 
n'iiiiriches Wasseri-echt (IX, 194 S.), lioipzig, Diincker & Humhlot: 
GQrgens, H. notirt seine: Weiteren Bemerkungen zur Frage der 
nobtlidieD Tremiliaikflit des Qewtaera von seinen Ufern (44 8.), 
Rigi, Tondk k Poliewsky; uhworar viflgen dann die Mgenden 
8 Wecke: Peyrer von Heimstädt giebt bereits die 8. Auflage 
w'ines österreichischen Wasserrechts (Wien, Manz) heraus, während 
Hai! da: D\<^ Wassergeiiossenechaften nach "».-iterreichischem Rechte 
mit {V/iigiiuhnif auf die o8terreichi8<he um! imgarisohe Was.ser- 
geset/gebung bespricht (VII, 43 S.j, Prag, F. Kivniu'. Dan Heft 
itellt einen Mechtng dar an Banda'a bekanntem OeteneioliiBciieni 
Waaaemdit 

FanUtonKMiit 

Schr?5der giebt eine pemein-verstÄndliche Darstellnnp von 
Verlöbnis nml Ehe, sowie von den RechtsverliÄltnissen di r uiiclie- 
liehen Kinder nach dorn B. 0. B. (IV, 99 S.) Wiesbaden, Lützen- 
kirohen und BrOddng. Kappler, Dr. R., betumcMt: Daa Beoht 
der «TK^hi^lWfff ifj^^^f* n^n^ ft^n f fm^^j t^^^ bedisohetn und 
■ach dem B.O.a (HI, 51 &) SInaabnigf EL dK)leire. Die 
wichtige Lehre Ton der Ebeechliessung behandelt Des minie, 
Deraosthenes, und zwar nach dem römischen und insbesondere 
byiantinitM'hen U«xhte. (X, 52 S.) Athen, Barth von Hirst. 

Die Lehre der ehelichen Gütergemeinschaft nacli livhindischem 
Sladlreolit findet flue Beaibritnng in dem fleisäigeu GQrgena. 
(Zn, 190 8.) Hehr hiatoriaoh iat die Schrift von Sayn, 0.: Die 
Leibawcht dee ttberiebenden Ehegatten nach dem Rechte des tot- 
maligen Justizsenats ElinMibn itstein und dem Rechte dee vor- 
anligen Herzogtums Nassiiu. (Vlll, 1 IM S.) Nt-nwied, Heuser. 

Vom Waisenrat handeln Bad s t u Ii n r, Amtsrichter, Paul, 
inhlM.'?ouderu vom Standpunkte des Waiaenrats als Hilfsorgan des 
Vormundsehaftsrichters und in Bezug auf aeine Mitwirkung in Er- 
Behongeaqgelegenheiten (VDI, 108 8.), Bedin, Pnttkammer & MOhl- 
bn^t| nnd Bnnm, Amtaridiüter, F.: Die Pflichten desWainnmts. 
Ebi pnddiacher Leitfaden fOr Waiienifito und Verwaltnngsbeamte. 
3. Anflage^ (VI, 33 &) 



— 608 — 



Trost behandelt das Amt des Vonnunds, Pflegers, Qk^' 
vormuDda, fieisbuidB, Waiaenrate mioli den E (IV, 130 S.) 
Berlin, A. W. Hayna Erben. YorzOglich vom praktiadieiii Stand- 
punkt' aus Kur:hs*. Das lieutsclio Vorraiindscliaf tsrecht unter 
Of^^'fniUiprsti'lliing dos iii>'Us.siHolioii VciiinnndschafLsrfchts umi unter 
Honi. ksi. liti^nii)^^ <les (io.M't/.es über die freiwillige Qerichtsbarkeit 
(X, a2o S.) Ik-rliii, Vühlen. 

Brbreebt 

Bekannt ist Eichhorn, G: Das Toatainent Ebwi- und 

Musterbuch fOr letztwillige VerfOgunfjon nach dem B. 0, B. mit 

Hinweii< auf d'ip bisherigen Somltnipchtt» Deutschlands. 3. Auflage 

(1>'S liiiainigoii picussisi h-rr-f litli« 'n»n Wf'rkPS. Berlin, Vnhlf»n, 
Kifif ciii/.flno Virile iMliamlelt !{»■ necke, Paul: Der Irrtum im 
Motiv Lei letzt willigen Vürfiiyuiigeu ii, 8. w. Oreif8« alder Dias. 
{79 S.) 

Wieland, W., bespricht kunc die Gültigkeit «nseier heutigen 
Testemente nnd Erbvertrage nach neuem Reobi (80 S,) Ravens 

bui>;. Kitz. 

Zu einer viel errnleil.-u Kra^f^ hat Wilke, Riehard, Stellung 
t:enoiniiu[i. und: Dif Huftnug des Erben fOr die Niu-hlassTerhind- 
liclikeiteii nach dem B. ü. Ii. [20 Ü.) erörtert Uerliu, Sienienroth n. 
Troschel. Jftger, A., nohiieb über: Erhenhaftung xvaA NaoUase- 
konkuis nach neuem Keichsrecht. (Vm, 126 S.) J. J. Heine. 

Ilaudeldreeht 

Villi LcluKriehei ti ist nur /.u erwähnen Cnsaek: Lehrlmfli 
des Haiidelsierlits 4. auf (rnmdlapj dos Handelsgeset/.linchs veiii 
10. .\lui 1897 umgearbeitete Aullag©. (XVI, 792 S.) Stuttgart, 
F. Enke, und allenMls noch En Jeimann: Das alte nnd neue 
bürgerliche Recht Deutschlaads mit Einachlnaa des Haiuldsveoihla. 
2.-4. Heft, S. 161—432. BerUn, J. J. Baiiie. Wlhnnd das 
erstero Work sieh allseitige Ariorkemmng errungen hat, ist das 
h'tztni- wisseiiseliaftlieli sohl wenij: durchgearl)ei(et iind zeigt in 
keiner Wi'isi' die Heheri-sclium: des ganzen einsehlägigon Materials, 
Kiiie rein praktis« )ie Arl>rit, die nluie wissenschaftliche Ambition 
ist, ist die von Friedberg, £.: Das Handelsgesetzbuch des 
deutschen Reiches. 5. AnBoge (XLIV., 848 8.) Ijeipzig, Veit & Cifc 
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Es sind hier lediglich das Handelsgeset/liuoh. dio Wt'ohsolordnunf? 
lind verwandte Gesetze abgedruckt. 

Besonders hervorgehoben werden mag die Cio<lJl<-htiii»whiift 
von Pappenheim: Ijeviii Ooldschn)i<it. (44 S.) Mit Hildnis. 
Stuttgai% F. Enke. Dem grossen Fördi^rer dos Iiaudclän?cht< ist 
hier ein pietätvolles Denkmal gesetzt. 

Eine Entscheidungssammlnng lieget vor von Adler. Dr. liCopold: 
Sammlungen von Entscheidungen zum (»"sterreicliischeri) Handels- 
gesetzbuch. 10. Bd. (V, G29 S.) Wien, Manz. 

Es war natnrlich. dass sich die Literatur auf die neuen odor 
umgeänderten Vorschriften des H.G.B, vom 10. Mai 1897 geworfon 
liatto. Gross ist die Anzahl der das Akt Ion recht lietn-neiKh-n 
Schriften. Ich erwähne Lehmann, I'rnf. Karl: Das Hovht der 
Aktiengesellschaften. 1. Bd. (VI, 493 S.) Berlin. Hoymaiui: Simon, 
V. H. : Die Bilanzen der Aktiengesellsduiftcn und der Kuuimandit- 
gescllschaften auf Aktien. 2. Auflage. (Will, 490 S.) Beriin, 
J. Guttentag; Spaltenstein, Mich.: Zum Konkurse der Aklion- 
gesellschaft. (32 S.) Strassburg. Schlesicr & Schweikhaixlt : Ksser. 
Geh. J. R. : Die Neugestaltung der Aktienge.sellscliaft na<-h <Icti 
Vorscliriften des H.G.B. (III, G7 S.) Berlin. Spring<ir; Roseii- 
wald, Karl: Die Revision bei Orflndmig von Aktiengesell.**chaften 
unter besonderer Berflcksichtigung des II. ( J. B. vom 10. Mai 1897. 
(V. 71 S.) München, Schweitzer; Peniscl: Die Tanti^-mon des 
Vorstandes und des Aufsichtsrates von Aktiengesellschaften. Zur 
Auslegung der §§ 237 »md 245 Absiitz 1 H.G.B. (III, 29 S.) 
Berlin. Heymann. Hierher gehfirt auch Klomp fror, Dr. Viklor: 
Die rechtliche Natur der Genussscheiiie. (IV, 107 S.) Halle, 
Kämmerer & Cie.; endlich die wissenscliaftlich wortlose Schrift von 
Trerapenuu: Was rauss der Aktionär. Genos.se und Gesollschaftor 
wissen? (III, 133 S.) Leipzig, Pald. 

Über die Rechtsverhältnisse der kaufmännisohon Angostellton 
schrieb derselbe Trorapcnau in einer kurzen Schrift (IV, 47 S.), 
I^eipzig. Weigel: femer Haase: Der ilandlungsgohfilfe und soin 
Chof. (188 S.) Berlin, .Meusser, Messer & Cie.; Holz: IViiizipal 
und HaiuUungsgehülfe im neuen H.G.B. (31 S.), .Mannhoim, Alettor: 
endlich Fliess: Die Verpflichtung <lor llaiidliinf:sgehnifou zur 
Wahrung von Geschäftsgeheimnissen, (.'»2 S.) Berlin, Struppe A: 
Winckler. Über den kaufmännischen Lehrvertrag auf Grund d«'s 
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H.G.B, vom 10. Mai 1897 und des B.G.B, handelt Bloch, T)r.R 
München, Schweitzer. (IV, 44 S.) 

Die Folgen der falschen Eintragungen im Handelsregister be- 
spricht Lflhrs, Dr. Ilennann. (58 S.) Ijcipzig, Veit & Cie. 

Das Wechselrecht l»etivffcii folgende Schriften: (^liristiansen, 
.1.: Der Wethselpi-otest. (15;{ S.) König8l»erg, Akademisclie Buch- 
handlung. .1. Ernst: Die Formalnatur der Wecliselobligation. (ii2 S.) 
Ingolstadt, Krflll; Gau iip-Wagener, Dr. ElKniiartl: Blankowechsel 
un<l Blankoaczept im deutschen Weohselreclite. (77 S.) Iterlin, 
J. Guttentaig; endlich Hön naher, Dr. Erwin: Theorie der fremden 
Woch8elkui"8e nach G. .1. Oosflien\s, Theory of foreign exchanges 
unter Berücksichtigung tler neuen und neuesten wiasenschaftlifhen 
Literatur. (V, ll^() S.) Leipzig, Palil. Hier sei auch erwähnt 
das Werk von Pavlirek, Dr. Anton: Der Chek. Eine vergleichende 
Studie mit Berücksichtigung des flsteri-eichischeu Gesetzentwurfs. 
(VII, 138 S.) Wien, Manz. Endlich gehören ihi-em Zusammenhang 
nach in diese Gruppe Lazarus: Das Hecht der Abzahlungsgeschäfte 
na«.-h geltendem Rechte und nach B.G.B. (XIV, 14ß S.) Berlin, 
Liehmann; ferner Wechsler, Dr. Jak: Concun-ence dt' loyale und 
unlauterer Wettbewerb. (33 S.) Wien, Manz. Wiedenfeld: 
Die B'M-se in iluxsii wirthschaftlichen Fnnktionen. (VI, 67 S.) Berlin, 
K. HoiTniiuin. 

CivilprozesH. Freimilifce Gerichtsbarkeit. Zwangs- 
versteigerung. Notariat 

Von Lehrbüchern i.st zu erwähnen das beVannte von Fitting: 
Der Reichs-Civilprozess. 9. Auflage. Nach der Civilprozessonlnung 
vom 20. Mai 189S. (XVllI, 744 S.) Berlin, J. Guttentag; ferner 
Richard Schmidt: liehrbuch des Deutschen Civilprozes-srechts. 
(XVI, 9.f>G S.) liCipzig, Duncker Ä Humblot. Mit «lern Nachtrage: 
Die Änderungen des Civilproze.'vsrechts nach den Novellen des 
Jahres 1898. (VI, 141 S.) I^eipzig, Duaeker & Humblot. Wichtig 
sind auch die von F. Stein und R. Schmidt herausgegel»enen : 
Aktenstücke zur Einführung in das Prozessrecht. Civilprozess. 
Bi^arlM?itet von Friedrich Stein. 3 Auflage, 2. Heft. (VIII, 
S. 81—168.) Leipzig, Hirschfehl. 

In das. flsten-eichische Rwht führt uns das Werk von Czoernig, 
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^>>ii: VorloBuiigen (Iher die Exekutionsonlnung (III, 371 S.). Wion. 

An Einzelstudieii zum Civilprozess sind zu »Twähiifii : Si hnitl ka 
TOD Halberstamm : Das ins novorum in dor BcnifuiipiiiiKLinx.. 
In iler Festschrift frtr Joseph Uiiger; Ginelin, L-indricliter, .1. O. : 
DifV<illstrec-kbarkeit nach dem lleichst ivilpmzessrochte (V'III, lOGS.), 
TQbingen, Laupp; Mendelssohn-Ba rt liold y, Allirecht: Beiti-äge 
zur Auslegung des §72 C.P. 0. (Aiis^'cwilhlt«.' Doktunlissortatiitnon 
'Ipr Leipziger Juristenftiknltilt) (5.'» S.), I^Mpzig, Veit & Cie: Frieden - 
thal, Dr. F.: Einwendung und Einn^de in der rivilpmzessonlnung 
und nach dem B.G.B. (V, 72 S.); F'ullack, Dr. R.: Die Wieiler- 
einsetzung in den vorigen Stand (33 S.K Wien, Manz: Sperl, Dr. 
Hans: Die Urteile in Vei-säumnisfäll- n nacli dem fisterroichiselien 
Civilprozcssreehte ; Hof er: Von der Gericiitsbarkeit in Geschäften 
aiiiser Streitsaclien und die Zuständigkeit der Gerichte ffSr i>ürger- 
h'ohe (!) Eintragungen im Exekutionfiverfuluvn. Eine kritisolie Dar- 
stelhing der in Hinkunft (?) geltenden .luris^liktionsvorseliriften 
(SOS.), Wiener Neiistadt, Folk ; Dennlius: Der neue Civilpruzess. 
Jiiriadiktionsnorm und Civilprozessordniuig .'yinit Kinfflhrung.sgesetzen. 
5.-8. Heft (S. 193—384), Wien, Breitenstein ; Neumann. Dr. 
Geo.: Kommentar zur (österreichisclien) Civilpiozess<n-dnung vom 
1. Augxust 1895, Lieferung H (S. .•>(!!— 9(10), Wien, Manz und 
desselben Verfassers: Verfahren nach der Civiljintze.ssonlnung 
vom 1. August 1895. An Rechtsfällen dart:e.s(«>llt, 2. Auflage 
(V, 150 S.), Wien, Manz. 

Das Notariat und die Zwangsversteigerung lietrelTcn 
folgende Schriften: Kreppel, .1. R. : Das seil »ständige Nntariat in 
<len bayerischen Landesteilen diesseits des Rhein» und tias H. 0. H. 
(28 S.), Bamberg, Hübscher; femer Fischer. liandriehter: Das 
Verfahren der Zwangsversteigenmg nach dem Rei«-hsgesetz vom 
24. März 1897 (.".9 S.), Berlin, Vahlen; Wunder, J. K.: Der 
I^n<lesa>is.schu.ss und das Notariat in Lothringen (15 S.), Strass- 
l'iirg, Sclüesiur & Sehweickhardt Emllieli limlet der Entwurf eines 
Gesetzes filier die Angelegenheiten der freiwilligen Geiichlsbarkeit 
einen Besprecher in Rausnitz, .lul. (s. Ven"tTentlichung«'ii des 
Berliner Anwaltvereins, Siemenmth & Tmschcl). Der Verfasser hat 
B|iftter das Gesetz seU>st nuistergiltig konunentiert. 
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Staatj^recht und \'erwaItuDg8recht. 

Zur allgcmoi II Staat siehro gehört Jelliiiok: Itecht der 
Minnritäten. Wien, Hülder. (Itl, 43 S.) Ein S'ortrag von pi-agnauter 
Künsfi tiDd mit weitein Ausblick auf eioe noch kaiuB genügend be- 
achtete juristische und politisobe Materie; ferner Mensel, Addf: 
Wandlung^ in der Staatslehre Spinoia's. Festschrift für Joseph 
Cnger; endlich Fritz von Calkcr: Politik und Wigsensdiaft 
(4G S.) Sti-a-sslnirg, Hoitz. Eine solir anregende Festrede. 

Was din Vnrfa';<ttTigaeo8rhir'hti' hotrifft. so ist hior folgen- 
dor Werke zu güiU-iikeii: Bu l lUf i i ncq : Verfassung der Stadt 
lügu im l. Jahrhundert <ler Stadt. Kin Beitrag zur Oesciiichte der 
deutschen Stadtveitosungon. (XIIJ, 144 8.) Leipzig, Diuioker 
& Humblot; Ernst von Meier: HannÖTeraohe Tertassnngs- und 
Verwaltiuigsgo.sihioljle 1G80 — 1SC6. 1. Bd.: Die Vorfa.ss>inj58« 
f^oscliiclite. (X. '•.'>() S.) Leipzig, Duncker & Humblot. Mayer, 
Ernst: Miltrlaldrürlic Verfassungsgesehichte. Dentsihe und fran- 
zösisclii' \ (M l;is>ung!*ges<-hi(:iito vom 9.-14. Jahrhundert, 2 Bände, 
(XAU, hi}-i S. und XII, 438 S.) Leipzig, Doiehert, Schmoller: 
Unriaae und Untersuchungen siir Verfaasungs-, Terwaltungs- und 
WirtsGhaftsgsechidite insbesondere des prouaaschen Staates im 17. 
und 18. Jshrhnndert. (XIH^ 686 S.) Leipzig. Duncker & Humblot; 
Schmollcr, 0. Kräusle und V. Löwe: Die Behönlenorganisation 
und dio .illß^fiiHMne StiUitsverwaltung Preussens im 18. Jahrhundert. 
In den Aota Borrussica 2. B<1. Akten von Juli 1714 — Ende 1717. 
(Y, UJil S.) Berlin, C. Paixjy; Scala: Die Staatswissenscliaft des 
Altertums. 1. Teil. (XV, 266 S.) Leipzig, Teubner. 

Von speziellen staatsreohtltohen Schriften tanA zu 
erwähnen: Rad6-Rothfeld, Dr. üogsrisehie TerCasenng, ge- 
s< hi. htli< ii dargestellt. (VII, 212 S.) Berlin, Puttkammer MQM- 
brecht. Lescoour: T^a nfnuliti iii Ironie de-; 'trangere en FranfN^. 
('unb'-i'eiK^« faifos an.x i-oui-s de v.u aiiei ,'! de Marlxiurg". (X. ISS S.) 
Marburg, iiiwert; Bin ding: Die rechtliclie Stellung des Kaisers 
im dentsdien Iteidie. (27 S.) Drssden, von Zshn JAnsdi. 
Berger, Rudolf: Übor böhmibches Staatsrecht (12 S.) Darmstadt, 
C. T. Weincrt'sdie Buchhandlung; Cnrti: Die Besultate des 
S<-lnvoizori.stheti Referendums. (48 S.) Stuttgart^ Diez; Kleiner: 
Die OrQudung des Schwdzorisobeu Bundesstaates im Jahre 1848. 
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Akademische Antrittareile. (41 S.) liasel, Scliwali; Pseudonym: 
Das Gleichheitsprinzip im allgemeinen, geheimen und diivkten Wiilil- 
recht. (25 S.) Ijcipzig. V. Gmnow; Oörne, Oef>. von: iJas re- 
prälsentative System der Zukimft. (SO S.) Leipzig, Sängewald; 
Pagenstecher: Die Thronfolge im <Jrnssherzogtum Hes.sen. Diss. 
(VI, 122 S.) Mainz, Quasthoff. Pius kor, Dr. Vinc: Der Ui>\ig- 
»che Schiedsspruch. Kritische Bemerk unK'en. (82 S.) Prag. 
F. Rivnar: Sincerus: Von der glflcklit-hon Mciklenburgisclu'n Ver- 
fassung. (56 S.) Berlin, Walther; Ileus: fiter Kollision der Ge- 
setze über den Erwerb und den Verlust der Staaf.^anpohrjrigkeit. 
Diss. (70 S.) Darmstadt, .1. Waitz; Hubricii, Etluanl: Die i«irla- 
mentarisohe Reilefreiheit und Disziplin auf der Grundlage von Re< hts- 
vergleichung und Rechtsgescliichte dargestellt nach ileutschom Recht. 
(X, 494 S.) Berlin, Heymann. 

Von Lehrbflchern seien erwähnt RH n ne, von: Das Staats- 
recht der preussischen Monarchie. In .">. Aufl. neu Itearbeitet von 
Zorn. l. B<1. (XX. 633 S.) I^ipzig, F. A. BrcK-khaus. Hue 
de Grais: Handbuch der Verfassung luul Verwalttuig in Prcussen 
nnd im Deutschen Reiche. 12. Auflage. Berlin, Springer. Pohl: 
Handbuch des bayerischen Verfassimgs- , Verwaltungs- und 
Polizeireohts. Unter Berücksichtigung <ler einschlägigen Gcsschäfts- 
aufgat>en der rechtsrheinischen G«mciiidebehCrden und der Reirht- 
sprecbung der bayerisc-hen Gerichte luul Verwaltungsl)ehönlcn. 
lU. — 13. Lieferung. Mönchen, Schweitzer. — Fischer, O., Geh. 
Rat: Das Verfassung»- und Verwaltungsrocht des Deutschen Itcichc» 
und des Königreiches Sachsen in seinen Grumlzügen gemein- 
fasslich dargestellt. 6. Auflage. (VIII, 118 S.l Leijizig. Dürr 'sehe 
Buchhandlung. — Neisser, Dr. Karl: Zur Geschichte des ij 14 
des Grundgesetzes über die Reichsvertretimg, vom 21. I)ezeml»er 
1867. Verbandlungen im Reichsnit und andere Materijdien. 
(VII, 216 S.) Wien, Manz. Während Off ermann, Frhr. v.: 
Die Elntscheidung der Krone im österi-eichisch-iuigarischen Quoten- 
streite behandelt (22 S.), Wien, Braumililer, ffthrt uns Rehni wieder 
in die deutsche Heimat zurück mit dem hueiiintoressanten Vorfrage: 
I'nitarismus nnd Föderalisnuis in der Deutschen Reichsvcrfii-ssung. 
(40 S.) Dre8<len, von Zahn & Jänscli. 

Verwaltungs recht. An der Siiitxe dieser Zusammen- 
stellung erwähne ich Ulbrich, Pnif. Dr.: Das Verwaltungsrccht 
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im Bechts- und KvltanlaAte. Bektdtmtande. (20 S.) Ptig, J. 6. 

Ca! VC. Von Handliücheni ist zu erwähnen das von Illing: Haml- 
liiicli für lu-euBäischc Ver waltun ^'sboamto. 7. Auflago, 1. u. 2. Band. 
Aus dem Werke vi»n W. Uraucliisch: Die neuen pi-eussisehen 
Verwaltungßgesetze erschien: Trott zu Solz: Die Gemeinde- Ver- 
iassungs-Oesetze für die Provinz Hessen-NaBflan mit den neuen 
YerwaltungsgesetMo. (XII, 609 S.) Berlin, Heymann. 

Beidtel, Dr. Ign. aclirieb Aber: Die Geeohidite der Oster- 
reichischen Staatsverwaltung 1740 — 1848. 3Iit einem Anhang: 
Übersicht der österreichischen Kirchengeschichto von 1848 -1861. 
Aus seinem Nachlass herausgegeben von Aljilions Huber. 2. Band: 
1792—1848. (IV, 692 S.) Innsbruck, Wagener. 

Tezner behandelt: Die laudesf ürsüiche Verwaltungsrechtspiege 
in ÖBteneidi vom Ausgang des 15. bis nun Anegang des 18. iaht- 
hnnderta. 1. Heft. (214 S.) Wien, Hdlder. — Hstachek, Jul: 
Die Seiba t vew wa ltuDg in politiBcfaer und juristischer Beziehung. 
(Vin, 836 &) In: Staats- und völkerrechtliche Abhandlungen, 
^rausgegeben von Jollinek und Georg Meyer. 2. Bd., 1. lieft. 

Djis Verliältnis drs bürgerlichen Gesetziiuchs /.um 
Verwaltungsrccht lui( auf einem begrenzten Gebiete beliandeit 
BOrner: Die Bedeötong des B. Q. B. für die Bflohmunhn Gemeinde* 
Verwaltung. (40 8.) Iidpiig, Bossbeig. Dsgqgm untenoeJit 
Braclienhoeft. Dr. Edueid: Das Teddltnis der CiTOceditspflege 
zur Verwaltung in Hamburg und das Yerfidueo in Gesindestreitig- 
Jieiton. (22 S.) Hambui^, Frcderkintr 

Hühler giebt zum Oebraueh für Vurlesungon liticr Staalt.- 
und Kirchenrecht den Orundiiss heraus: Die Organiüation der Ver- 
waltung in Frenssen (alte Lande) und im deotiiten Beidie. (VI, 
87 S.) fiödin, Pnttkammer ä Hfihlbreoiii 

Arbeit^endchemngfirechL 

An erster Stelle ist zu erwähnen: Höiliker. Dr. T.: Die 
Keichsvereielierungsgesetzgebung. In den .Staats- und Boziahvissen- 
schaftlichen Forschungen. Herausgegeben von SehmoUer. — Fuchs- 
berger hat von den Entscheidungen dos Rcichsgerichtä Teil 11 
von Keidel bearbeiten laasoi. Sftmmtiiohe Entscbeidungeo des 
Reiduveniohemngaamtee und des Beidiageridita «nf dem Gebiete 
der Alters* und InTalidittteveisicherung. Das Wetit enthUt die 
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Entscheidungen von 1891 — 1896. ÜlM-iiiaupt war die Literatur, 
welche ssich auf die Arl)eiteiTer8icherun(: Itczog. recht zahln'ich in 
dem Berichtjahre. Das Verhältnis zu den Kas^enäraten lioliandeln 
nicht weniger als H Schriften: Fischer -Remscheid Dr.: Kussen- 
Änte oder freie Arztwahl^ Eine Aufljläruiigssciirift. (31 S.) Rem- 
scheid. H. Schmidt. Grosse. Dr. Johannes: Doti deutsche Krankon- 
versicherungsgesetz mul die deut.Hcheii Arzte. Ein Beitnig zur 
I/>sung einer h<xrh wicht igen Zeitfrage. (Vlli, 44 S.) Leipzig, 
Meischer; und endlich Land mann, Dr. F.: Die i/tsung der Kfissen- 
arzt-Frage. (56 S.) Elberfeld. H. Grinipe. Die Frage ist zur 
Zeit der Nie«ler8chrift dieses Berichts nocl» lange nicht vollständig 
geklärt; jedenfalls erscheint soviel als das Ergebnis der Entwickelung, 
dass die Beantwortung der Frage, ob Kasseuäi"/te o<ler fi-eie Arzt- 
wahl, meistens die Bcrilcksichtigimg (l» r Cullichen Verhältnisse 
verlangen wird. 

Seinen Kommentar zum Krankenversicherungsgesetz giebt in 
2. Auflage heraus Hahn, (VUI, 360 S.). Berlin. A. Troschel. Djis 
Werk bildet eines der bekanntesten un<l niUzlit-hsten Werke auf 
diesem Gebiete. Auch Schubert, Franz ist hier zu erwäluicn nut 
seinem Werk: Die Kranken-. Unfall-, Invaliden- und Altorsver- 
sichenmg. Auf Grund der Reichsgesetze, Ausfflhrungsvenmlnungen 
und ergangenen Entscheidungen unter liosonderor Berücksichtigung 
der Verhältnisse im Königreich Sachsen. Zum Gel 'rauch für 
AH»eitgelx»r und Versichorte. (194 S.) lA'ijjzig. Sächsist;her 
Volksschriftenvcrlag. Christ, A. und <i. Stoffers: Katecliismus 
des Unfallversicherungsgesetzes. Ein Ratneber in allen Unfullfragen. 
2. Auflage, i VIII, 102 S.) Düsseldorf, (ierlach & Cic. Franken- 
berg, von. Stadtrat schreibt üljer: Die deutsche Arlteiterversicherung, 
in der Sammlung gemein vei>itändlicher wissensdiaftlichoi Vorträge. 
Interessant ist auch Haag: Skala der EinKussr an Erwerbsfrdiigkeit 
bei Unfallschäden. Für Arzte uiul Benifsp'no.ssenscliaften dargestellt. 
München, Seitz & Schauer. Auch die vortn-fflichß Rede von Rosi n, 
Prof. Heinrich: Umschau und Vorschiin auf dem Gebiete der 
Arbeiter\crsicherung, (III 26 S.), Berlin. Ilcyinann, nuiss <.'rwillint 
werden. Ein nützliches Unternehmen ist «las v<in Zacher: Die 
Arl^itenersii-henmg im Auslande. 1. — 3. Heft. 1. Du; Arl>eiter- 
versicherung in Dänemark (.")1 S.) 2. u. 3. Dasselbe in Schweden 
und Norwj^en. (99 S,) Berlin, A. Ashcr & Cic. In diesen 
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ZusitniiiioiiliitnL: ^rohürt aiicli il <i f f iiiannn: OlgBDlBation des Haixi- 
\v.-[I - 1 <lit; IJf^'olmi^' ilt H Lelirlingswesons auf Gnind des 
Kt iriLsquouLzes vom 20. Juli 18^7. (lY, 194 S.) Berlin^ Hey- 
luaitu. 

Über die heimutrculitliche Vwsicheruiig schreibt Spiegel in 
vortrefflicher Weise. (VUl, 216 S.) Wien, lünut. In diesen Zn- 
eaaimenhang gehSrt dann Streckner, Walt: Die rOckwiikende 
Kmft der Novelle zum ünterstützutiL'äWoluuptzgeeetze vom 12. lOtx 
1804 nach iler Änsiclit des Bundeeamtes fOr das Heimatweeen. 

Lei{'7>ii,'. n'u'ltjrich. 

(teilaclit <o\ liior noch Steii^fl's Wnrterbuch de8 Vonvaltungs- 
iochtt, voll dem tiei dritte Eigiui^iaigsband im Beriebtjaia-e vorliegt 
<]V, 371 S.) Freiburg, J. C. L. Mohr, 

Von nm&Bsenden wiBSenechaftKobein Arbelten ist eigenüidi 
nur zu nennen: 2olger, Dr. lobannee: Ostenvichisches Veroid* 
Dungsreclit, varwaltungsrechtlich dargestellt. (IVf 424). Innsbruck, 
Wapfiior. 

EiiKj viel i'i'arlit<'to Schrift ist die von Sciieffor, Ober- 
veiwaltuugbguicJitärat, Di.; EiufiUuniog der MQudliclikcit in die 
innere Verwaltung, 1. Teil: Vorkehr der Bebffidein uitecdnsnder. 
(40 S.) Beilin, HeynuinD's Verlag. Die Ideen dsa Verhasers trer* 
dienton «ne eingebende Beachtung auch in weitaran Kreiaein. 

Zu d- in Kiitwurf einf-^ <)» ■^ct/oH über die VerwaltungarechtS* 
jifte^'L' iial (las Wort nuiüTon Haix« in einer Sclirift von 33 S. 
lA'iji/Ji:, Veit vV ("ie. Uckaiiiitlich ist das Gcsota ji'*'--! /u Stande 
p koMimeu und ibi ixjivilii vuu Tt zner (Über Verwaiiuiigsrechts- 
pfli ge mit besonderer Berik^atehtigung des sIcAsiachen Oesetses 
aber die Vorwaltungagerichtabarkeit 1901) be^ndien worden. 

Im Einzelnen sind noch folgende kldaere Soiiriften «i 
wähnen: Fr.MiniK Dr. S.: Die Führung Ton Voreinsabzeichen. Koe 
voreinsrei htli' hL' P'n'rtenuig^ /um (iebrauche für politi.<i lif Beamte 
iiml Vcmiii,'. ; _'4 S.) Wien (IX. Eisengasse 15), Selli.-tvorla^. 
Ala^ei', Williijliu: l»ienstalt<'r und Laufbahn der Richter und Staats- 
anwälte in Freuääen. 4. litiatbcituug. (VI, 1G6 S.) Berlin, Heymaan. 
— Olatsel, A.f und Sternberg, F.: Das Verfüum in Au»> 
einamlersetzungsangelegenheiten. Ergtasungsband Sternberg und 
Pcltxer: Die }iiru8^i>uhen Eeßton^nitsgosetze. (VI, 210 S.) I3erlia, 
Parey. Endlich Lippmann; Die Konaularjurisdüction im Orient 
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Hub UHtofiMiiie fintwkkliuig vim den fcDhesten Zeiten Mb zur 
Gegenwart. (III> 192 8.) Leipog, Yeit Cie. 

Wm cbw Stenerreoht betiüR, »a ist hier in erster Rmhe su 
nennen: Vuisting: Die preniriHlien •liivkt>-n Stcuem. l. Bd 

Kommentar zum Rinkoramensteuergesetz. I. Aiiflagc. (XVI. 756.) 
Berlin, Hovinaiu», Das Werk ist in allen ticin.Mi Tt^ilcn imisfer- 
gültig^ und verdient den Ruf, den es guulesf^t. lJuj|j;%'eu ial eine 
gus Udne unbedeutende Scfanft die ven Brunner, Alois: Die 
PenonaleinlEOnunen und die Rentensteuer. Yortieg. (43 S.) Inns» 
brück, Wagener. Bndlich ist hier zn erwthnen Knobling: Die 
Besteuemiig des Oewi i hx^hetriebs im Umheniehen nach den bayr. 

^'^'^^^ m nmwmiii^ffi ilT BerQdcflichtIgung der Bestinun- 

ungen der Gowerl)eonlnungs-No\ ell^Mi Ob r das Deiailivison. 2. ver» 
besserte Auflage. (VlU, 168 S.) Miltenberg, F. fielbig. 

Strftfireoht. 

Zur Oeschiclite des Strafrechts haben bagetisgea: 

Friese: Ger.-Ass.: Das Strafreoht des Sai hsonsjiic^'eis i X HI, 296 S.). 
BrcälaiK M. H. Marcus. Dehrn: Die Stnifon 'ior l'hiiKHon. Nach 
dem Englischen, Dresden, Dohm. Masi hko. Ooi.-Ass.. Di.: 
Kapitel 24 »md 26 der lex Franourum Cliainavonmi. Ein Ik-itnip; 
lair Geschichte dos Strafrechts. Dias. (27 S.; Kunigäberg, KucU. 
rfiSft Stcalg oBot zgebung des letzten Vierteljahrhunderts'* fiasst zu- 
aaminen die Bede ven Frol Jak. Weiemann (25 S.), Oreifswald, 
AbdL — Ven LehrbOchem ist nur dati les deutsohrn Sti.ifrechts 
von Berncr zu erwähnen (XXXII, 752 S.j. L- liiziL-, Ü. TaiiLlinit*. 
18. Aufl. Seine Bedeutung liegt wohl in rier \'ergaii;j:erilioit. 
Zum akaderai!*chen Gebrauch dienen die stimn in o. Autl. vor- 
liegenden „Stxafreuhtafäile" unseres genialou Fruuz v. Liozt (IX, 
118 &). Eine Ausgabe des BsiehastraligesetxbQches mit besooderor 
BerQcInohtisung der sttehsischen Lsndesgesetzgebimg liegt vor von 
Mankiscb, Landrichter, Dr. M., in Meinhold's Joiistiscber Hand- 
bibliothek, 87. Band. — Bereits in 2. Auflage . i.sth. inf Ajit. Dr. 
Max: Die grundlegfenden Ent.si hoiilung<.:ii des I)eut.y:ltfii Kci* lis- 
perichts auf dem Goliiete Stmfrecht^ (VI II. ;i,'i.J S.i. Htilin. 
J. i. ileine. — r In einem kleinen Ilcfte hat sUufrcchtiit-ht Stmlieii 
veieiwgt Abrahnmsoha, Dr. Willj. (52 S.) Berlin, Strupfe 
ft Windder. 
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modernen SumlivHiitbtliC'orien'^ hat „vuiu Standpunkt der 
christUcben AufTasauiig*' beleocbtot Biederlack, Dt. Joseph. S.i. 
(13 8.) — ,3umamtftt uod Erimimd«tiifeii*< betitelt Biöh da Buob 

VW Georg' . L Es Ist oinü Zusciininenstellung almtUcher Knminal- 
>ti;iftn v<)in fiTihe.^ti'ii Mittelalter bis tmi die Gegenwert (XXYU, 
383 S.) .lona. 11. ' (istiMKitil«». 

Im ül^rii,'':!! -clii'iroti iii doti allgemeinen T<>il des Stnif- 
vüchU Alle Iii, UtLu Von: Notwelir heute und in den Vulks- 
rechten. (ID, 50 S.) Stuttgart, EohUuniiiier. — Klee, Dr. Ou): 
Wille und Erfolg in der Yersachelehre. (VII, 65 S.) Bnehro, 
iL H. Marcu«. — Blenler, Dr. K spricht allgemeia fliier: „Die 
Ijehiv vom Vprbrecher fiius ...Viztliohe Monatsschrift"). (11 S.) 
lA-iji/.ijk:. 'i. HailiiiiL' umi Sohn. — Zu dem Werke von Fried, 
AllifU lioi niutiij . Da- Tagoltin h eines zum Tode Venirfeilten. 
(IV, l5o 'S.) Bciiüi, C, Duncker giebt eine Einleitung Piof. 
Dr Ludwif; BQchner: .,üeber die ITodeeebafe*. — Hieilier gehOrt 
aach G am her, Rechtsanwalt Karl: Die Zurechnung im Sdairecht 
£än oflenes Wort zur Abwehr der Leine von der WillenHunfrülieit 
im PasitiviMnus. il l S.) Berlin, G. Wattenbach. — Pflaum, Ür. 
Otto spiielit üU'i ,,<.'io.s(;i/'osk"nkurren2 auf dem fiebieto den Straf- 
n'< lit.v". ('47 S.) Müni lien. S*hweitzf'i'. — Tlmmas, W. A. liefert 
eiuün BeitniL; j.m Leliie vuu der IdeaikonkuiTenz. I>is8. (Vi, 72.) 
Freibug, S|n yer & Siaeni«'. — Schwedler, G.: Fedamentaiisdie 
Rechtsverletzungen nach deutschem Rddiarecht (lU, A7 8.) Bradau, 
Schiettor. — In den besonderen Teil du Strafredhts gehören 
Epsfein, Dr. M.: Dt r I>i^nlle^ verrat in historiechor, dogmatischer 
iiiifl ie< ht-v< igieicbender Daretellung. (lU, 125 S.) Breslau, IL 
H. Marcus. 

iAiiü zu liimajiäuLen Auaüiuaudersctzungon führende, frucht» 
bare strafrechtliche Studie ist die von Stoos, Prot Dr.: Chirur- 
gische Operation und Ärztliche Behandlung. (VII, 130 S.) Berlin, 
Liebmann. Michel, Dr. Otto: Der strafbare Betrug im Civil- 

prn/. 'x^ ( U ) lin slao, Schlcttor. Ilcilbronner, Dr. Julius: 
D. r Herrin , I nler'hm kunu' wjilirer Thatsachen" lieim Betnige. 
(IV. Jtj S.i Müui lieii. Sefiwi iiz'-rs Verlag. — Hier ist noch zu 
erw.thiH'ii ili. i)riiksrlinfl 1» tretTt rul Aufhebung dcb § 17ö R. St. 0. B.: 
Betluüyunt dti kuuUuieJi Suxual- Empfindung. (24 S.) Berlin, 
B. Stoinitz. Eine frische, moderne Schrift ist die von Ertel: 
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Der AatomatenmisBbniioh und seine CSluunkteinierung als Delikt 
udi den fietdiaBMgeeetsbiioiie. (56 S.) Beriin, Stnippe 4k 

Winckler. Lobe. Laadriehtcr Dr. A. endlich liandelt „ülier den 
EiiiflusB des KürgerlicJien Gesetzbuch.s auf «las Stnifre^hf, unter 
beeooderer BeracksictUiguag des Besitzes." (86 IS.) Leipzig, Veit & Co. 

Straf^rttiem. Kilainalptlltlk. 

An enter Stelle ist hier su erwlhnen Birkmeyer: Dentsohes 
Stnlpnaessrecht Yoriesongen. (XVm, 879 8. u. 51 S.) Berlin, 
E W. MflUer. Eine Ausgabe der StrafprDze&sordnung ist im Beridit» 
jahie ensohienen von T raub, I^ndgeriohtsrat B.: Die Strafprozoss- 
onlnong nnd das Gerichtsverfassungsgesetz. (VIII, 72(5 S.) Heidel- 
berg. Emmcriing & Sohn. - Dalckc haiulell fll>er: „Fragestellung 
und Verdikt im scbwiirgerichtlicheu Verfahren". Auf Qrimd der 
fiestimminigen der deatsohen StrafproaooBotdnnng nnd der Recht- 
•pndnin; des BeicbsgerichtB dargestellt (Vni; 172 S.) Berlin, 
H. W. MflUer. JiHe Beohtskraft der strafprozessualen Entscheidtnig 
über Einziehung und Unbrauchbarmachting'* behandelt GlQcksmann, 
Dr. A. (VII, 57 S.l Breslau, Scldetter. Praktische Zwei ke ver- 
ffilki Innorens: Da.s Strafverfahien. die Benifung geceii ilie I rtcile 
der Straf kauimeru 1. iastauz, der dolus eventualis und das Be- 
goadigungsredit in Deutsoihfauid. (16 &) Zflrich, SpeideL — Eine 
popullie DacsteUung bietet Harpner: Das Osleir. Strafvedahien. 
aaiy 152 8.) Wiener 1. Volksbaofab. 

Die inzwischen zum (Jesetz gowonlone Militärgerichtsordnung 
hat in dem Berichtjahre mehreiT^ Seliriftsteller beschilftigt. v. .Marek: 
Ebe kritische Bemerkung zur MilitiUbtrafprozes.svorlage. (VII, 127 S.j 
Berlin, C. Decker. Meves: Die Reform der Militärstcafprozess- 
«vdnnng md Bue Litenitiir. (27 S.) Hflndien, Seiti Schaner. 
EodlM^ hat ötker TondUige sum Entwürfe der MOitligenohts* 
oidnmig unter dem Titel: Ctacicht, Gerichtsherr, Verieidigang. (36 S.) 
Leipzig, Dunckcr (fc Humblot, venlffontlicht. 

Dem Unterncht dient dius Heft von Hipiiel, von, Prof. Dr.: 
Aktenstücke zuin Sti-af[iroze.'^.s für lA-lirzwecko. (IV, (M S.) Ijoipzig, 
Hirzel. — Viel Beachtung fanden die kriniinalpulitiHchen Geilauken 
ones alten Richters, erschienen unter dem Titel: Clemens, Justus, 
Simfrscht und Politik. (VI, 103 a) Berlin, liebmann. Bedeutsam 
fOr die Kriminalistik ist das grosse Werk von Qross, Dr. Hans: 
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Kril])in,^lp^v^:ll<|^>^:i^ (XII, 721) und doBs. Verf. HaiuUiuch für 
lJuU;iöUcUmiiisiichtur aU Syätoiii der Kriininaliatik. ö. Äuü., l.iiülite. 
(400 S.) Om, Leuschner & LubenBky>). Hit dem StnilvoUnig»» 
weseo beschäftigt sich A Schrott, landgtriditttst, Dr. P. J.: Die 
neuen Omndsätze in dem V«lieiig von Froihoitsstrafen in Doutech- 
laiid i J;? S.i. B.'i]iii. ,1. (luH.Mitiiu:, und Fuchs, (leh. Ob. Fin. R., 
Adolf: ( i-'fiuii:<neiisrhutz(liälii'keit \m<\ Verbreclienspropbylaxe 
(XVI. JTii S.I. Il' iiiii, <". llt>\ iiiitiiii, endlich Kraus«, Cfis.; Dan 
UcuU!>v;iie Zuciilhaua. bU S. Dresden, H. K. Dohnu 

Auch g«hOrt hierher die Statistik der FveoaBiecheD nun Beesort 
des Kgl. Pteassischen Ministerium des Innern gaharenden SlxHf- 
anstftlten und OefttDgnisee. (XXIT, 221 S.) Berlin, R von Oeeker. 
Äucli ^lio VerfaADdiungeo doe S hweizerisi 1). n Vereins för Straf- 
utid t n f;liii:is\vr'Son u. s. \v.. io. Versammlung, Aanm 1897/98, 
U. H. Nciu.Tländ. r .V: --^>''n'ii ider ei'wähnt. Endlich behandelt 
KiMücUül, Uuidi. Dr. iti : „Die Äbbtösung der Urteile in Ütnif- 
sachen**. FQr die Praxis dargestellt 2. Aufl. F. Vahlen. 

KirchenrMht. 

Das Work; Cdln, Daniel von: Die Rechte und Pflichten 
'Irs ( njiiii-itidekirriiriinits uml Genieiii'k'verf retung er^ohoint 

scli'iii in 3. Aiitliit;«'; a!li t']iii,i:> ist es nui' eine f^dnz kleine &lu*üt. 
(1*; S.) Ikiliii. (i. Niiuk. Auf wisscnsehaftlichon Wert hat sie 
keinen ÄoHprucL Wichtiger iät die Arbeit voQ Fischer, Ousts^: 
Die Kirche»- und I*farrbaulaet der Stndt Beriin, sowie der 
oiftrkiBchen Stlidte und die Konsistorialoidnung von 1573. (47 8.) 
Hi iliii. Si-jmeatotb A: Tr /-?ch<.'l. Uekaniitlieli hat die Stadtgemeinde 
Bej'lin -sirli j,'08tiäiitii. i'ine di»js< i- alten Ktinsistorialordnung ent- 
spiVH-htimlo LeistutiL' /.n drn Kiivhenlasten beizutragen. Die vor- 
lit-uvtiilc Srhiift onalcrl diu i'rai;'', welche übrigens im W^e des 
Au;>gjci<„hb crlaligt sein soll, iu iotei*essanter Weise. Jedenfalls 
M'ftre aVier die ausdrOckliche Aufhebung dieser Konrietonalordming 
durch die gesetzgebenden KSrperadiaften sehr am Platie. 

') Hier üei auch da« uut/licbt; ScJiriftoliun erwiüint yod Dcnnstädt 
und Schöpf: P'iniges tib»;r die Anwen iung der Photographie zur Eatdeckong 
von Urktindonf;iUi liiiiiL" II. Mitt' iluiigfü aus dum chemischen Staaifs- 
Uambarg. 0^3 ä. und ö Tsfeln.) Hamliuig, JU Giife 
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Em ftasserat gekdutes and TerdienBtyoUes Werk ist das vod 
Oeigel, F., Reperungsrat a. D.: Beidui* und raküulliidiaobei 

Kirchen- und Stiftnogsracht 1. Lieferung. (128 S.) Strasflliiifg, 
F. X. Roux & Cie. Wahrend der Niederschrift diesos törichtes 
ist (las Werk bereits vollständig. — Oerigk lieliandelt: Irrtum 
und Betrug als Ehchindernisse nach kirehlichem un<l .staatlichem 
Rechte in einer gekrönten rreissclirift. (X, 108 S.) Breslau, 
SchtoUer. — Haiisttlt, Dr. Terbroitet aioh fiber: Du Pkttonat 
in der evaagdtacben Utndeddrche des OmnhenogtiimB Besäen. 
(TI, 96 &) Oieesen, Roth. — Hflbler giebt aeine bekannten 
Kirchenquellen, ein TVkundenhuoh zu Vorießuntron niior Kin lion- 
recht in 3. Auflage (114 S.) bei Puttk.immer & Mühlbiwhl. B4>rlin, 
heraus. — Ffir die Geschichte dos Kinhenrochts wortvoll ist die 
Sdmft von Ketterer: Karl der Orosse und die Kirche. (V, 279 S.) 
Mflndieni Oldenbonxg. — Ober daa YerUtttnia des PftpsttumB zv 
den gunisehten Ehen Terhalten sich 2 Schriften. Die eine ist 
Ton HAller, Ffr.: BOmiaoher Krieg gegen die IGaohehen (47 8.) 
in ..Freundschaftliche Streitschriften". Barmen, D. B. Wiemann. 
Die andere hat zum Verfasser Wo! bei, Dr. .T. L. : Horn und die 
gemischten Ehen. (40 S.) Flugschriften dos Evangelisch» ti Bundes. 

Ferner liegt vor das Handbuch des Kirchenrechts von Sohorcr, 
Prot von, bereits der 2. Band, 2. Abteilang (VI u. S. 257—880), 
Oiu, U. Moser, «ihrend Siftbel, Otto^ e&ae Sammlung der Be- 
stimmoiigen des prolestantiadten Cnsliairedhta in Etaan-Lothringeii 
m 1879—1897 henmgiebt (X, 164 S.) Weissenbiug, Ackei^ 
nun. 

Eine sflir wertvolle Schrift ist die von Schling. Prof. E. : 
Die Kirchengesetzgobung unter Moritz von Sachsen von 1544 bis 
1649 nnd Georg von Anhalt (V, 222 S.). Leipzig, Deichert. 

Schneider, ProL Phil., giebt heraus: Die partiknUren 
Cndiemeciitsqnellen in Dentsohland und Csterrrach nnd venteht 
äe mit erilntemdcn Anmerkungen (XXVT, .598 S.)l Begensbnrg, 
Coppenrath. — Schön. Pi-of. P., schreibt eine mustorgültige Ab- 
liandlung über: Das Landeskirchentum in Preussen (III, 107 S.). 
Herlin, Ileyinann. Wolf, Edler von Glanvell. treibt seltene: 
Studien aus dem kanonischen Hechte. I. Die negolia intor vivos. 
2. reribiderte Ausgabe (IV, 219 S.). Gras, Leowhner & Lnbensky. 
Bsdlkdi sei nodi hier ervthnt die Sdurift von Hitrowits, Liq, 
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Dr., Nommokanon der Rlavischon morgfiiländisohon Kirche (TII, 
63 S.). Wipn, Branmniler. 



An erster Stelle sind hier 2 Ijehrhflcher von lieiTorragender 
Bedeutung zu erwähnen. Ua.s eine ist von Liszt: Vrdkerrecht 
(XVI, 2'A S.). Berlin, Ilacring. Das Werk hat weniger den 
Cliarakter eines die Probleme ausfnhrlioh lieliandelndeii I>ehrbnchs, 
es stellt vielmehr eine knapi« rbersicht Ober den jetzigen Zustand 
der VClkorrechtswissenschaft dar und entliAlt im Einzelnen eine 
Fülle von neuen Ideen »uid Gesichtspunkten. Das andere Werk 
des Vnlkorrechts ist von Uli mann, Prof. Dr. E. (XI, riT« S.l 
Freibiirg, J. C. B. Mohr. E.s kommt zu einer Zeit, da die Zusammen- 
fassung der wissenfichaftliclien Ergebnisse auf dem Gebiete des 
Völkerrechts «Iringend eines modernen Bearbeiters harrten. 

Ein äusserst wertvolles Buch ist auch das von Huber, M.: 
Die Staatensufcession. Völkerrechtliche tmd staatsrechtliche Pi-axis 
im 1 9. Jahrhundert (XXII, 318 S.). I..eipzig, Duncker fc Humhlot. 
Sodann ist zu erwähnen Pflug, Dr. Karl: Staatsbankrott und inter- 
nationales Recht. Von der Bluntschli-Stiftung gekrönte PnMsw hrift. 
Mit einem Anhang: Die Organisation der internationalen Kontrolle 
der griechischen Staatsfinanzen (IV, 100 S.). München, Schweitzer. 

Nicht unterlassen möchte ich hier, auf das weitere Erscheinen 
zweier heileutonder Rechtst|uellenBammlungen hinzuweisen. Es er- 
schienen nämlich im Borichtjahre : Recueil des traites et Conven- 
tion conclus par la R<issie avw les puissances «'trangcrcs. Publi«'*s 
d'ordre du minisf-re des affaires etrangeres par F. de Martens. 
Tftme XI. Trait.'-s avec TAngleterre 1801-1831 (XVII, 942 8.), 
de884-ll«-n tome XII 1832—1895 (XIII, 504 S.). 

I)a.s andere Sammelwerk ist Recueil nouveau general des trait»'*s 
et autres actes relatifs au.\ nipjiorts de droit international. Conti- 
nuation du grand recueil j«ir F. de Martens j>ar Prof. Felix Stflrk, 
2. Serie. Tome XXII 3. Buch und tome XXIII 1. Buch, Uipzig, 
Dieterich. 

Verschiedeneft. 

In die.ser Rubrik möchte ich einige Werke anfflhren, die aus 
den übrigen Systemen etwas herausfallen. Freundlich, Dr. A., 
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behandelt: „Das Verfahren nach flem Reirhspesofz lK?trefffntl dio 
Gewerl«gerichte vom 29. Juli 1890 in seinen Ahweioliunfcon von 
dem onlentlichen Verfahren" (III, 33 S.i. München, Schweitzers 
Verlag. Ein fflr die Geschichte des Staat srccht.^* alier an<'h sonst 
interessantes Werk ist das iKjrülnnto von Fortescin'-. !)<• landihtis 
legiun Augliac. Ein Ausspinicli ans dem 1 .'». .lahrhuiidoit ril>er die 
Vorzfige des englischen Rechts. Aus dem I-iteini.schen ülK?rtrag<>n 
von Prof. Dr. Parow (33 S.). Berlin, Gilitni r. Kndlicli ist genule 
für die Anhänger der vorgleichenden Rechtswissenscliaft wiehtip 
das Werk von Eduard Sachau: Mulianie<laiiischos Recht (.\XXII, 
879 S.). In den LelirbOchern des orientalischon Scniinai-s zu Hcrlin". 

Die obige Tbersicht war bestrebt, einij^erma.'i.ion voll.ständip zu 
sein. Eine unteding^e Garantie hierfür kann freilich nicht (Umt- 
iiDHimen wenlen. Denn die Hillfsmittel, welche für derailiKO Ar- 
beiten vorhanden sind, kann man getrost als gcringwertif: l)ezoiclinen. 
Erst in letzter Zeit ist durch den jetzigen Hililiotlickar des Reichs- 
niilitärgerichtH Dr. Georg Maass eine gulf Hibliogni|.liie in Angriff 
genommen worden. Aber auch diese Viezit^ht sicli nur auf das 
bürgerliche Recht — Fragt man nach dem Eimiruck. den die 
kritische Durcliarlieitung der erwähnten Schriften geboten l»at . so 
kann man fdch des stolzen Gefühls nicht erwehivn, dass die deutsche 
Rixhtswissenschaft fort und fort zu den tiefsten uml scliwoi'sten 
Problemen Stellung nimmt, dass sie aber die neu auftauchenden 
Rec-htsproblerae und tlie neuesten legislatorischen Handlungen wissen- 
:f liaftlich z\i verwerten und zu bcwJÜtigen vermag. Gewiss glebt 
es auch in dem Berichtjahre eine ganz-- Anzjihl von schKn-hten 
Schriften, die eine Kritik, ja eine En^äluumg kaum veixlieiien. Ks 
liat auch das Betlürfnis, die neuen Gesetze der grossen Mnjise zu- 
pünglich zu machen, nur allzu häufig zu sog. i>c>i'ularen Dai-stellungen 
geführt, die nur geeignet sein können, entwo<ler bewusst wier un- 
U'wusst das Publikum zu täuschen. Denn je st:hwieri.ger wis.sen- 
seliaftliche Fragen sind, je mehr sie eine wi>aeiischaftliche .Ausbildung 
und jalm^lange Beschäftigimg mit bestimmten Begriffen vomusseizen, 
desto einfältiger ist der Versuch, ohne alle die.so Voraussetzungen 
die Erg(>bniBse der Rechtswissenschaft einem nngelehrlen Puldikum 
zugänglich zu machen. Hiergegen hurt man (»ft die Behauptung, 
das Recht müsse dem Volke vei-stäncllich «Au. Das ganz gewiss. 
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Ali»^r iiiclit <lor *Mii/.elii>' Horhtsfüi!' in soiiior b^sHmniten juristiwhen 
Ausi'iilguug, in jioinei iibgcschliil< iieii Form, in seiuer, eine gmse 
Anzabl von begrifflichen EenntoiMen TonmMetzenden Abbamiig 
(Redaktion), sondern nur in seiner konkreten Anwendung in einem 
Rechtsstreite bei einem Bechtsfalle. Veretitaidlich muss dem Pub- 
likum nur <«Mn, Nvt^slialii in fiiicm bestimmten Falle Recht I?r-oht 
tiiid l'tiiY'flil Ijucclit si'iii uiüsM-, nicht aber mfisson dio Lloongflnge 
timl »lif voi schluni:onen gfistigon I*rozes8e jedem lioliohigen unver- 
;5UuiUigeu Laim aufgeleckt weulon. Das ist gewiss eine reclit 
ketxeriscbe Meinung in unserer nach ToJIuMinliohkeit haschenden 
Zeit Aber ich habe noch kaum eine Schrift gesehen, die ernste, 
tiefe und auf schwerer geistiger Vorarbeit ruhende Ideen anders 
als in verfladitei K*>iin dem j^roesen PuUikmn beianbriogen ver^ 
Blicht uimI voniHK'hl lütte 

Au' h <:in \vfiton>s i?^t liit^r v.n orwuluirn. Ks winl von Jnnsf>'n, 
a/-il/cs.jiiUt.'itj dem n in '1er l'iaxis, liäntig bekUipt, ilass zu viel pro- 
duziert werde. Die Folge dieser Besorgnis ist dauu gewöhnlich, 
dass ans der grossen Menge — weil nun dnmal die Waihl so 
schwer ist — fast aidits oder nur das gelesen wird, was mm 
tflgUohen Rflstzeuc f;»h.»ii jrli finde nicht, dass zu viel 
p 1 <i '1 11 /. i !• r t wird. l)onn das Ifecht hat ilas t^nze vielgoßtalUge 
Lct'Oii in s*>intMi taiiscndtarlir'n Yi rändenmgen zu ordnen und zu 
rogi lii. Es niu.SÄ Ohni-all iMrij^Toilfii, wo in die flusjserf» Erst'hcinung 
tretende Thatsachen von Mensch m Mensch vorliegen, die nicht 
anders als durch die schlichtende Staatsgewalt m eiledigieii lanA. 
Anders aber als duroh geistige ErCaasung und Tertiefung der 
Problemo kann man auch kein Recht schaffen imd kann man es 
aucli vnr allrni nicht zwockgem.lss anwenden. Nein, nicht zu viel 
v'inl intjdtr/iert. soudi-rn zu \s«'nig wird s-clesen. Zcitsrhriftcn, 
iiKsUrsMinleii^ S'tldi'-, <lio di«; meisten Kragen nur von eiiioui <'iii'^ 
Übensicht guLonden und 'jhertÜlchliL-heu Standpunkte aus behandelu, 
bilden die hauptsAcbliche I^ktflre der Inristen. Ob das nidit beaser 
werden kann? Ob nicht durch eine massgebende Kritik, dnreh «ine 
sondernde syetcniatische Zusatnraenstellung der Wedse eines be- 
fitimmtfii Ka In s inm rlialh dor lurisprudonz die Cborsicht gewonnen 
\\t>idi'ii kr,iiiiti'. d'-n II der Kinzohie bedarf, um sich ?',iir*?oht zu 
finden ,' In den Kr>'ir,i'n der juristisch Prriduziürenden giebt es nur 
ailx.u vit U' 1\ bsiaiiöitui, dio UitJiin ganz schwarz schon. Aber viel- 
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leicht kuiuuit doch nod» dazu, 'Ii' riiiuaö.M; v^u (jui.>u.'^- 

arbeit, die alljälirlich in DeutsclüuuJ ,ui: dein Gebiete der Rcclits- 
«iSKncluift geleistet wird, noch mehr AnerkenDung und Teilnahme 
und iw allem mehc inoeriiche Veirarbeituag findet, als dies jetzt 
der FaU ietl — Zum Sohlusae noch £wei BemerkvngeD. Die Zeit- 
aduilteiilitenitur nimmt in unseren Tagen eine Vänp^iij,' Au«- 
(Wuuiiig f»in. Teil will den Orflii'li'ij [nrr uif/A luu lii^vficK , >]<■ 
liegen hvilicii auf der f!a<-li>Mi H;iii;l. Iv- i--' vi.'l li-^.,U' 'tin-r. ;iu 
eineu Ilerausgeber, der iieuizutage un i^i'..uei uuf ililai Witci waiiut, 
dai Manuskript zu fiberaenden and lediglich Honorar tind Abdruck 
almiirartea, ala sich dnen Verieger zu suchen und alle Weitcrnngen 
m «iduldeD, die solcbee Beginnen bis ztir codgOltigen Fertigstellung 
des Bui;hes zu durchlaufen hat < !)' ii • Iii ist in.- In der Zeit- 
st'hriftcnliteratur Enthaltene in den llM■l^t1 n Fall' n > liwc: -r /.u- 
gänglifh. al« f^n< in einem Buch« Ni» i1..t>:< li'trtc- uimI hiKlnrf 
liior vielleiflil noch melu* als irgeii'hvu anilui> tiei etyöltuiati.>v;liuiii 
Zusanmienstelliujg, um nicht auch ö<ilche IteitrSge zur Wissenschaft 
in fibereehen oder au TemaoUfiasigen. Der nächste Bericht 
Aber die deutsche Literatur -wird deshalb auch diese 
Zeitschriftenartikel berücksl r !i i i !j;e!i. 

ünberficksichtigt blieben diesmal 1' j M.i-ni . .liv moii 

unter dem Begriff der G es et zes k u 1 ■ In iiiL' ': k nni. Irh v. i - 
stehe darunter alle diejc-nigou Auspiit'.'i; v.jn < i.'-i-;/.>'ii, 'lir mit mrhi 
oder minder grossen Erläuterung' n vi rai ljun s*iud. Aueli dic-so 
sollen kfiuftighiii ihre BwQckaiohtiguiig finden. Nur scheint es mir 
sveckmlasiger, wenn sie nicht in der OborKiclit über die Literatur ihre 
Stelle finden, sondern bei den Berichten fil»er die Gesetzgebung. 
JoJes neue Gesetz wird dann daniuf v.n [ ml' i, -i in. nf' I rii it- im 
Berichtjahre eine Bearbeitun*; di-'-s<'llM'ii htat(^''-rin:dr:i li.it, M,-i-t.'ii- 
t«>«!s aluT wird er^t dns nnrlit'ulgeiiili' i ;r ri-;liljuhr uljxn ijulciie Kom- 
tuentare tmd Ausgaben reforiereu küuucu. 

Dominikanische llciniltlik. 

Referent: Roberto Kuck, lA.'g.itiyii^^--kf^uii' bi-i d».'i 
dominikanischen Gesandtschaft, Berlin. 

Beim S<"lirtM?'><^n des Berichtes fiii iih~-'r .kiin ''U' Ii rilii':.i >i. ii 
mir wieder die Frage, welche Äu.>>^ciUlljicl. >Si,i.a.~.\vu.^;ii.- /u 

40 
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refeii' ivii MU'l (;r<! v., lrhe von dergroasen Anzalil als nicht wissens- 
wrii fi'ir <.\rn I.o^ -IUI4 is Im .-«r unerwftliiit bleiben. Deshalb schicke 
icli l()l;;<'ti<i<' /eil>-ii vorau«. 

D.i!^-. au-st 1 iloii iiiatri iclloii 'Icsotzeii siucli die formelleu in 
den Kxxihi der iietnichtuug m iiieheu isiud, ist ein Oeslchtspunkt, 
d«r von den meisten Referaten im Auge behalten vordm ist, und 
svar mit beaondetm Rechte, aoweit solche Gesetze ihrer Okono- 
mifichen Natur nach fOr die Volkswirtschaft von Einfluas sind. 

Al» r niriit iiTii Ulis rL-in ( u uiifie, um ffir die Nationalökoiiomen 
rinii^M's Miiioriiil zu -rh,LtT<>ii. s. ■ri'i.Tii auch mi> f'incni inneren nuiss 
[i-h lüos^'s .Mal iil iM lii>(inimt( il:itniniiianii>ciiL> Veiwaltungsakte be- 
liuhteu, und iwur iiii In <l.>slj;iib, weil sie formelle Gesetze «iud, 
obwohl sie nicht ale <'^, sondern als Beeolutionen oder Ddcrele 
bezeichnet werden; vielmehr weil, und nor dann eeien eie ange- 
führt, dozdi diese VerwaltungBakte das bestehende Redit notwendig 
materiell gi äiMlri-t wird. Diese Äti-l rung dos Rechtes ist ihr Zweck 
liiiil, w'ii- .Iclliiirk in si'lMriii Welk.' Olier Oeset/ und Verordnung 
>i'lircii>t. nur nach Zwc-kl-.jj.-iilli'ii können dio Funktionen der an 
bicli tiiiiht.'itlii.heij Staatäytwüit uiiigt: teilt worden. 

Aue diee^ innerlidien Orande folgt, dass «dhat eio Akt der 
Verwaltung, wenn er durch Anordnung Ton Hetrsdudtereolitein eine 
Änderung der bestehenden Rechtsurdnimg beswecltt» erwähnenswerter 
ist als ein toi Grst t/,. Wirkt doch ein solcher, sei er ein 
r- to '1(1. r J{f'Mii,l\.', Kcglaiiionlii wler eine Sentencia mit der- 
si'JKoii Stärki' uiifj ■l>>iiiM,:lt>>"'ii l'nifange wie pin formelles Gesetz. 
Allrpüiiir.- i.-t eiiii' Al';unl''tiini.' 1-Mchter nitVgüch, wähx*end ein 
fonneileti Qc^üU nur (äiuuh viu gleichartiges au^ehoben oder modi- 
filiert werd^ kann. 

Ich muss betonen, dasa die Benennung dnea Qeeelaes ab Lej 
oder als Decreto nach dominikaiu'.- -hem Bprachgebrauche fast will- 
kntli' h ist Si. Ii. Uvt lass. 11».- ticsetz vom 7. Juli 1847 in der 
Ucbctzsaniinlnug von 1847 ^) auf Seite 241 Ley sobre inmigradon 

') Ados legtslativos del Congreso Naoional de la Repäblica Bominioiiiui, 
Dccretos y Alocucion«? .i. l P ül..'! K;. ( iitivo, Fesolutionos 1. ! GobitTtfö y 
iAii'< ili ■! uini-tifDS iifjr:;t!i>. )iiitilirado8 f'n lR-17. F'di'-ion completa, 

i t^^u^Hhidü y i>u>'lK^ii> injt ia t^ucu^muaclou Dooiinicona de Felix Man* 
fiuiz. Tomo m. Santo Domingo. Impreata Nanonal i caigo dd 9t. 
Ingnacio Oouzalez. 
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dcl Estmin-. drif^^nn in i 'i,I.-rT;Mii 1:-<0>J Bd. 1 S. 42(» 

Xo. 123. Dücreto dvi C. N. >.lif- inmiuiininn. 

Ferner sei erwälmt, datss uic iSuvelli i. zu di.ii Oe^uUcii Jiic-lit 
•Is Bolche enoheinen, sondern dass die ganzen Oesetzc in ihrem 
v«ribulerteQ WortfaMlte in äsr Qazeta OGcial uriedci abgedruckt 
weiden; deshalb ist eine genaue Vorgloichuni^ der Toxto und Stn- 
dium der Kongressverhandlnn^vii > ■rf-i'ilci Iii h, Smuit ^vm' i'-ii roicb 
vorpflic'htot, diejenigen Artili' 1. ulo i,> wimI- n miim. wf nii^stents 

zu zitieren, atu'h wenn ihre Moili(ili,iti'>ii iiirht \\ is-i-n^vs i i t i^f. 

1. Am 15. Jaiuiar 189s wurili' ein.- Miii;sti ! ial\ <-j Iü^-uhl.' 

d«8 höhere Schulwesen erlaüsi;[i, lic^kuuciit",' uiicriur ikl (Jolcgiw 
Gentnl de Santo Domingo, Qaü. Of. No. 1224. Dieselbe euthAlt 
in 7 Kapiteln mit 31 Ärtilieln eine Erweiterung und Yerbosserung 
des tuotangTeichen Schnlgesetseea vom 25. Juni 1895, Oaz. Of. 
No. 1090. Darauf n^er einzugehen, ist hier ni' lit .'w- kenl- 
sprccliend; ich verweiae auf meine Notiz in dein Jahrbuch iL 
189G. S. 25G. 

Der Scliulzwaug besteht in lUi lujpublik l>oiciisi .-.cli Uli Ley 
de Policia von 1856. Diese bestimmte in den Aitilteln 13 und 
13, jedes Kind vom 7. bis zum 10. Jahre, das in Iceincr Schule 
•umgenommen ist odw keine hinreichende Betscliäftigung liat, sei 
von der Polizei vor den Friedenslichter zu führen, wie es die Ley 
de vagop vm-M-hrcibt. 

2. Durch Kt'giorungsl" sf hlu>s muh 1^ Felmnr Islis, da/, 
Of, No. 1225, sind die I>e> .>'jhn' A'hum.ss y l'u. H-s uri'l di.,' Lr^y 

amnoelaria anch für die Zollämter Comendador, iinnica und Cercoilo 
so der SQdgreake gegen Haiti fOr bindend erltlSrt worden. DicKe 
ZoUstatioDen sind auf Ocund des Deliretos vom 24. Juni 1897 
enicbtet worden, and awar lH>Mti'i->is /;;) K(;h''Mnrj, 'i.'s Kiufuhr- 
zoll»\H zum Schutze gegen II;ti1iaiii.s*'he Kua|nudukt. un I Kul rik ife. 
HiernVi->r berichtet der Goiiv.tii- iir v(,r: A/ji.i h; r-i. iiu i' I »i'IiLm hi ift 
Vom Februar 1898, Gaz. ''f. Xi , ' uUiri.il.n.l.H, vv.;lrjn\s 

UauptzoUamt ist — die liiiUcu aail^j-en sind Nebenzoll&mter — , 
bat der Admioistnunon de Hacienda in Azua vierteljährlich Ab' 
leehnmg su geben. Durch den Artikel Ö dieses BcscMusscs wiid 

') Coleodoa de Leyes, Decretos y Resolnciooes emaoadas de los Poderc« 
liifMlalifo y l^^ecutivo de la iu | iii<l,> .i h<iii:ii:i< um. Edidoii oficial. üanto 
DomingOb Oaroia Hernianos. Tomo 1— IX. 

•lO* 
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das Ausfuhrverbot vnn Hornvieh und Pforden*) der Loy sobw 
üniiir^l.'s i'i' in)|")i1:ii-ii)ii y oxiioi i.wion vom 6. Septeml)er 1897, 
Guz. < if. X,,, I2'i;j — liiin li Iii si liluBS vom 24. November 1897 
auf \v<'iMiwlio Tiere bya<jluiiiikt, CliO, Of. No. 1214 — f(ir den 
Export oach Haiti aufgehoben. An AusFiihnoll wild fOr jedes Ti«r 
zwei PosoB Gold erhoben. Feraer viedetbolen die Artikel 10 uod 
11 das Einfuhrverbot fremden Silbeigeldee;' soldiee wird eofert 
konfisziert. 

3. Durch Ministorialverfügunt; vom 2. M.lrz ist ihis Telegmi>hcn- 
wee^'ii L-^')pin.-.t winilei:. Ou/.. • >f. 1237 bis 12-16. Auf ili.-sell« 
mit ilin n L'.SJ Artik- Iti luiil <Lis tjrlt.'ndo Postgesetz, Ley de Correoä 
Vi. III .hiiii 1>^^S. (i;(y,. i f. TL'T Iis 732, naher einzugehen, ist 
iiiur nu llt ilt i l'l.it/.'i l^s -. i mir folgendes mitgeteilt. 

Scin;u iiü Jahn 1H7^ hallu die dominikanische Rcgienmg 
einem Amerikaner die Konzession erteilt, Telegraphen aasulegen. 
Da aber mit dem Beginne der Arbeiten daxu nicht in der veiv 
trag^mBasig vorgeschriebenen Zeit begOttiMSD wurde, ist die Konzession 
erloschen; < .1. imi VU. 1670 und 1675. Dass darauf mit dem 
Bau v-iii '['('l-'^Miii'ln'nliLirii s.. liiiij^.' tre^/'^rpit wunlen und oret so 
sjtiU (li iH Hi ll III fiiis ii 1 w irliMMiil'n Bevölkerung nachgekommen 
i.st war uit;ht diy S^jLiild Ui;r Ikgioruug, .sondern der Compagnie 
tßlegi ai liiijue des Antilles. Dieser war die Anlage von Telegraphen 
konzediert worden. Sie erRfhiete am IB. Juli 1895 die Stred» 
von Puerto Plata nach Santiago uad erweiterte diese tan 32. No- 
vember 1895 bis la Vega und Mooa. Die Lloge betiflgt 264 km. 

') Übtir uiti Auiiluiir vuu Uuruviuii nach Haiti. Vgl Coleocion VI. 
Na 1322 von 1874 und No. U05 von 1875. Letztorea verbietet die Aas- 

tuhi % i:i \M.';lilirlii.'iii IIiij-Dvieh. 

■'i An '.iir<:'y strilr mm" ;iiif i/iti. ti Inluni liingewiosen, der >*irh M 
Fitytiliei, Uiu Duut.icliv i\)>:- uiui Iilii^iiipheuges'rlzgebung. Outtmitag. iByä 
findet. Es wiid dort 8. 252 dio dooiinikaniscbe Republik uater d«a lündeni 
aufgezslih. iia"ii iIimcm l^ii:(li-^-rv-.'t^i'n Uas Verfügiingsrecht de.s Absenders, 
wie d\>T Aitikei 'J Jt» Weitpobivc^t träges vom 4. Juli 1801 voracbreibt^ 
ansgescblosson int. Uicrgogon i«t su bemerken, dua ersten« dia dominikaiinebe 
Kepuhlik dem Wpltposlvertrage von 1^ )1 am 9. .luni ]S93, Oaz. Of. Na. 
989, heir-n-ti i; i^i. iii.'l .ki>.s /uvii. -is fi.'reits dii- !,<'y d.' Correos von IßSS 
in ilirom Arukt l 171, Odi. Uf. 2%». l-'j, lUui Verfuguugsrecht des Absendeni 
vonchreibt. Aucb der Tel^nunmabsender bat das glaiidte Rsobt nach 
Artikel 02 der diesjährigen Tei^rapheoordnang. 




In Chnien belAuit tänAi die TetegmpheiMiJiRge der fransOBUcbeii 
OeaeUflohaft auf 370 bu. Doch da dio Kompagnie der Vertrags- 

bcätimmung a tn»xlidji >\m Inn tiot'^'sidaflGS lo oxijan nicht nachkam, 
gi'-lan» (*> drr ili miiiiikaiiisrlu'n Kcgi-Mung- 1890 sich das Recht zu 
ePHirken. neben den Linien lier Qc^llschaft eigene zu bauen. Es 
«luden, April 1897, die Strecke Santo Domingo, Asue, San 
CriBtOd, fiani, San Juan, Las Matas, 246 km, und die Linie 
Sbbuhhi Sanoiies, 40 km, zusammen aiao 286 km im lefacten Jahre 
eröffnet Durch ein Dekret vnni 13. März 1893 war bereits die 
Ven»'altung 1. r Po8t tind der Telegrapiion von dem Ministerium 
lies Innern und der öffentlichen Bauten getrennt und ein Minipterio 
de Correos y Telegrafos, Gaz. Of. N. 969, gescliaffen worden.*) 
Ferner ist durch Dekret vom 22. Juni 189C eine Escuela tele- 
griBoa gegrfindet worden. 

4. Dnidi Beeehlms des EongvesaeB vom 28. BCän 1898, Gas. 
Ol. No. 1231, publiziert am 8. August, Qas. Of. N. 1251, ist in 
(lern Distrikt Pacificador dio soccion Barbero zum Puesto Cantoiial 
unter dem Namen Canlon Piim'i'ntcl mit den Dörfern Cahobete, 
Catnpeche nml San Fulipe erholK'ii \\oiilen. Dadurcii hat dieselbe 
das Recht der Selbstverwaltung erhalten; sie ist selbständig, sie 
ist eine juristiacto Fereon geworden. 

Eiae denuinge Erhebung in die Kategorie der Gemeinden wird 
in Ftfhmento oft heftig bddbnpft, dnmal w^ ^tireh Beohto 
slataiert wt rd> n, deren Befriedigung der Staatskaaae rar Last 
faDon. itn l aii l' rorseit«: weil die botreffende Kommune nur ungern 
ein abgabiiikräftigns Dru-f verliert. 

Zur Erlilutcruug dieses ist ein kurzer Blick über die Verwaltung 
de« Landes erforderliolL 

') U. TT ("■u rrau Denkschrift au Jon Konprocs T)e*reffonrT Errichtung 
aae» rotttmiuisteriums, Oaz. Of. N. 908 j dazu dio Kongn.'saverhatidlaagea 
von 6k, 8. D. 10. Mbz; anoh staatsieclitlich {nteiessut, da die Sdiafinng 
des Po«tniini.steriumH eine Verfa-Säungsuiiderung bedingte. Qaz. Of. 909, 970. 

Memoria del Ministro I > Interior 1893, Of. N. 970. 

1. Memoria del Ministro de Correos y Telegrafos. 

1894 Gas. Of. 1031. 

2. „ 1896 „ „ 107Ü (KI72). 

3. n 1^ 1 n Boiiderdnick. 

4. „ 1897 „ „ im 
6. „ 1896 ], 1848« 
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Die Gwetze, die denelben zu Grunde liegen, sind ncl>en der 
Verfassung, deren rtiortrngunp: in das Deutsche ich am Schlüsse 

gebe, hauptsächlich dio Folgendon. 

1. Ijtn* 8ol>re regimen y orgaiiizaciou de las provincias y dis- 
tritos vom 3U. Juni 1882, Coieccion VUI No. 2019 und r.az. Of. 
XVn No. 809. Es ist dies eine Modifikation des Oesetzes vom 
13. AugoBt 1875, Cdeodon VI No. 1451. 

2. Ley sobre FoUda nrbana y tutrI vem 2. Juli 1855, 
Coieccion Bd. III No. 401; wiedetiAgedrackt Qas. Ot Jahigang 1892 
No. 911—914 und Jahrgang 1894 No. 1017—1020. Dieses Oo- 
setz ist durch das Dekret vom 11, Septoiml>er 1865, Coieccion IV 

No. 874 und Oaz. Of. Xo. 1017, modifiziort worden.*) In der 
Ictztjälingen Session Iiiit der Kongress eine .-cit Jahren beantragte 
Kefonn (iiese.s Oesetze.'^ beseliloivsen, Gaz. Of, No. 1242. 

3. Loy sobre Ayuntaraioutos vom 23. Juni 1890, Oaz. Of. 
Na 828;') wiederabgedruckt Oaz. Of. XXII No. 1065.«) 

4. Ley Electond vom 11. Juni 1888, Oai. OL No. 721 ; modi- 



M Diflseo Büid YomdganUigiu als ente Ley die vom 9. Jooi 1845, 

Col. I No. in mit Novelle vom 12. Juni 1847, Col. 1 No. 104; al.s zweite 
die vom 5. S(')>t< imIm r lb&4, Col. II No. 355. Dio im März 1858 von der 
Bevolationsiiani i ^•^^benen Leyes, Ool. III No. 530, 533, haben nur bis 
nun 27. September ISfiS Geltung gehabt. Nach der Befreiung von der 
Rpanischcn Zwischeuherrschaft wurde ilie l^^y von 1854 am 12. August 18t>.'), 
Col. IV No. 860, wieder in Kraft gesetzt und atn 12. Oktober 1860 modi- 
fitiert, Col. IV No. 952. Dann folgte die Lay von 1875 und die geltende 
TOn 1882. 

*) Es int diese die modifizierte erste Ley sobre Folioia urbana y rural 
vom 23. Jani 1848, Cd. II No. 147. 

-'') Die erste L»>y sobre Ayontamientos datierte vom 2. Mai 1845, 
Col, I No. 82 mit den Xrjvellen vom 24. April 1846. Col. I No. 74, und 
vom 15, Mai 1846, Col, 1 No. 77; dio zweite vom 23. Juai 1847, Col. 1 
No. 107, mit der NoveUe vom 27. AprU 1848, CoL U No. 137; die folgen- 
den I^yes vom 29. Mai 1855, Col. III No. 392, vom 28. Mai 1857, Cfil. III 
No. 482; vom 21, Mai 185;i, Col. III No. 593; letzte nach der Restauration 
wieder in Kraft seit 9. August 1805, Col. IV No. 859; modifiziert 24. Ok- 
tober 1866, Col. IV No. 957; es folgen die Leyes vom 3, Februar 1875, 
Co! VI No 1378. und vom 23. Juni 1882, OoL VUI Mo. 2014, and die 
geltende Ley von 1890. 

*) Der WiederabdraiA dieses Geaetses in No. 1066 weiat leider in dem 
§ 3 einen sinnentstellenden Druckfehler aai. 




fmti im Jahn 1892. Gas. OL N«. 937; «iedembgediiKd^t 1896, 

Gw.Of.No. 11 -,7'). 

Nach dür ersten Verfassung von 1844 und der Ijcy mhre la 
adrainistracioü inoviiici.U von 1845 war die Republik in die fol- 
genden 5 Provitixüa diigetuiit: Compostola de Azua, Santo Domingo, 
Suiti Cruz del Seybo, la Concepciou de la Vega und Santiago do 
Im OBbaUenm. 

ICt dam Wadiaen dea auswfrttgen Hanitetla gewanneii «lüge 

Hafenplätze derart an Bedeutung, da&s sie zu Ilauptatfidten von 

Distritos Maritimos erhoben wurden. Diese Distrikte standen und 
stehen in jeder Beziehung den Provinzen gleirh. Deshalb wird im 
Folgendca der £iafachheit halber fOr Distrikt stets Provinz gesagt 
«erdem. 

So wurden im Jahre 1866 durah die CoBBtittttion, Coleodon 
IV. N«. 940, und durch die Lej 952 die Proriiuen Sainaii& und 
Puerto Plate «ebildat; im Jahie X879 der DiatrUct Monte Cinity. 
CoL Vm No. 176fi. 

Im Jahre 1881 wurde der östliche Teil der Sfldprovinz Azua, 
ü< K iniiimneii Barahnna und Neyba und die Kantone Damaa und 
iVtit Trou, zur Provinz Barahona erhoben. Col. VIII No. 1969; 
im Jikie 1882 der Eflatonsfaridi der Froviu Se^ sum Diilriht 
Sw Mo de Maoorii. Cd. TIH No. 2013. 

Aua den Kemmnnen Hoca, San Frandeoo de Eaooria, Juna, 
Matanzas und anderen wurde im Jahre 1885 die Provinz BSspaillat 
errichtet. Pol. DC No. 2:^3«*. 

Da .'iowühl Mni» als aiieii Ran Francisco iiehr .schnell an Be- 
vöüening und Becieutung wuchsen, ist im .Jahre 189G die letztere 
Stadt mit Juna und Matanzas ziu- Pi-ovinz mit dem Namen Paci- 
fiodor erhoben wocden, Oax. Of. No. 1137. Daa AnfUtthen dieier 
jlbigBten PKmna beweist die cingaogB erwShnte letstjflhrige Erteiltui(f 
der KommunalTerwaitong an die eeodon FimenteL 



') Die eisten T\'aliL\ orschrifteu nach Gründung der RepiiMik ciitliiolt 
dtt Dekret vom U. Dezember 1844, Col. I No. 25 ; es bildete die Gruudlage 
nr Lay Beotoial vom 18. April 1845, Cal. I No. 80; ali«eiiidert 27. Aprfl 
1S48, Col. II Xo. 137. Das von dti Ki vulutionsparti i im März \S'^ > rla^sr iic 
Wahlgesetz, Col. III No. 532, bat nur Geltung bis zuu September 185S 
fAiübH. Ea folgen die NVablgosetze vom 12. Oktober 1875, CM. VI No. 1468, 
Tom B. Um 1884, OaLU No. 2221 nn4 die jatzige Loy £teelanl Ton 1888. 



So zerfallt auf Grund der 1896 modifizierteu Verfassung die 
Kopublik in 12 Provinzen. 

An der Spitze einer jeden Provinz Bteht ein Gouvoniour. 

Zu diowr staatlichen Verwaltungsbehunle des Gouverneurs 
trat auf Onind der Constitution von 1844 und der zitierten Ijcy 
40 eine komunuiale Behörde in Form der Diputacioues Provinciales, 
Sie hat ihren Sitz in der Provin/.ialhauptstadt und besteht aus 4 
von den Wahlkollegien auf zwni .lahro gewählten Mitgliedern. Das 
Amt. das mit jedem anderen verbunden wenlen kann, ist ein 
Ehrenamt. Die Piovinzialdeputatioii tagt halbjährlich mindestens zwei 
Wochen; dun-h die liOy 335 auf einen Monat verlängert. Sie bildet 
eine Art von B^^ratungs- und Aufsichtsbehonle über alle Beamten 
in der Provinz, iimth Aber den Gouverneur und die Geistlichkeit; 
sie schlägt die Richter vor; empfangt Petitionen der Hngesessenen ; 
hat in jetler Weise fflr ilie Provinz Sorge zu tragen ; ihre Beschlösse, 
von ihrem Vorsitzenden, dem Gouverneur, genehmigt, gehen an 
den Kongress. 

Für die Tluttsache, duss dii- Selbstverwaltungsbehörde in den 
folgenden Jahren noch an Maclit gegenüber der Centi-alregienmg 
gewonnen hat, kann man zwei (irflndo anföhrcn. Das Bestrel)en 
nach gi"össerer Unabhängigkeit von der Regierung ist besonders 
in einem republikanischen Staatswesen leicht verständlich; dazu 
kommt, dass <lurch die hohen »ii^birgszüge der Nordosten, Süden 
luid Südwesten so sehr von einamler getrennt sind, dass diese Teile 
in ihrer EtitwiLkelung, die sich l>ei ihnen unabhängiger von ein- 
ander vollzieht jüs in einem Fladilande, zur Selbstregienmg neigen. 
Die Schweiz giebt uns ein Heispiel. War doch auf dem konsti- 
tuierenden Kongress am 8. .luni 1843 eine Verfassung zum Vor- 
schlag gebracht worden, nach <ler die dominikanische Republik in 
5 Provinzen zerfallen, <liese aber unabhängig .sein sollten wie die 
Hinzelstiuiten iler Vereinigten Staaten von Nordamerika. Der zweite 
Grund lag in der Si-hwäclie der Regierung nach der Befreiung der 
Republik von der spanischen Zwischenherrschaft. So wird nach 
der Restauration im Jahn- l!~i6o am 14. Novcmltor eine Constitution 
pmklamiert, nach der neben der ausführenden, legislativen und 
rieiiterlichen Gewalt, nt>ch eine vierte erscheint und zwar ein Poder 
MmiiriiKd. Diese Gewalt wird ausgeübt durch Juntas Provinciales. 
Jede Gemeinde sendet in fliese Provinzialbehönlo einen Deputierten. 
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Qegen üure BeK^lOaB» hat der GouTerneor nur (ks einmalige Bedit 
der Eünrandnng; bleibt diese anberttokeidit^ ao bat er die Be- 
«sfalteee der Junta zu pnblisieren. Die Mitglieder haben dio^elbon 
Immunitäten wie die Kenp!VHsde]Miticrtcn ; sie liabcn dan Hecht, 
dem rnisidetiteii (Im Republik den Gouverneur Torzuachlagca, Steuern 
und Abgaben zu dekretieren. 

Bbie Partei, die fflr die Stftrkung der Oentndgewalt eintrat 
und dieses durch WiedereinfOhning der Constttutioo ron Desember 
1864 im April 1866 durohsusetaan Tarsuditei, unterlag. Ihre 
Bestrebungen hatten j ' 1 I n Erfolg, dass die Verfassung im 
Septonibei 1806. Col. IV No. 940, dahin abgeändert wurde, dass 
den Provinzen ihre Selbstverwaltung in Forin der Juntas Provincialia 
genorniiien und den Oemeindcn in geringerem Umfange gelassen 
wurde. In gleichem Sinne wurde die Provinzialregierungs- und 
Tenraltungsotdnung im Oktober 1866 modifizier^ Cd. IV No. 952. 
Die Beaeichnung d«r Selbetverwaltung als ein Poder Munidpal 
schwand scUiessiich gftnsUeb, als die Constitution Toro Deaeniber 
1654 am 24. April 1866 wieder in Kraft gesetst wurde. Cd. V 
No. 1113. 

Seit dieser Zeit hat zni ^Volllfah^t dos Staates die Entwirki-hing 
der Regierung und der Verwaltung die Tendenz die Oeiuralgewalt 
au Stödten. Beobte der früheren FroviniialdeputatiiHien gehen an 
den Kationallrongress Aber. Oer Präsident der Bepttblik erbSlt 
gitaera Ibohtbeifugnisse; er ist nunmehr in der Lege, einen ein- 
ht'*'' h ri Aufschwung des Landes herbcizufOhix'n. 

L'ia Unnilien Ldiddi im Keime •■rstickfn /.u k^innen, wud auf 
den wohl be^n-fmdetfii Antrat? des damaligen Ministers des Innorn, 
Ulises Houieaux, in seiner Memoria von 18K1 durcli Motlilikatiou 
der Proviuzialordoung im Juni 1882, Col. VIII 2019, den Gouver- 
oemeiB auch die hOofasto HililSigewalt in den Promien beigelegt 
Ebeaso wiid diesbeiQgUch der Art 75 der Conatitutitm bei ihrer 
Beviaion im Jahre 1887 abgeändert. Somit werden die Gouverneure 
die direkten Vorgesetzten der K<;tiimandauten der Frovinzialhaupt- 
stäflte. Di^se sind nur militarisclu' Heamte; ihr Hrdialt ist im 
Etat d.'s Kl i- irsnunisteriums aufgefüiu t; ihre Befugnisse sind durch 
die Ordenanzas Militaros festgesetzt.*) 

Dte jtttzt geltL-nde OrdäDauza MiUtar para «t rogtmeu, distipliiia, 
9iibQrdinacion y scrvicio dol »jeroito datiert Yom 25. Juoi 1SÜ5, Uaz. Üf. 
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Iii ^'Ii ii In i \Veis> krumoii wir liei der Entwickeluog der Oe- 
luciiulevei wiiUuug 'las EinLukeu der Regierung verfolgen. Auf 
Orund der Verfassung von 1844 und der ersten Lcy sobra ke 
iLyuntamientos von 1846, Co). I No. 32« xerfaUen die Ctovinien 
in Eommunen, Ihre Zahl betrat in den 5 Frovusen snJMunmen- 
gen'rlinrt 27. K<Miiiiiu)icri vorwalten sich vOllig aelbBUodig; 
mir «Ii'- i'nli/.oi urit'Tstoht der Aufnoht des Gouvenwun. Lef 

No. .10 Ai tiL< ! U AKs. «1. 

Di*i Uiwälii^^r wählen dtu üemeinderat, den A}iintamiento. 
Dieser besteht fQr die Frovinziftlhaoptslidte nns 7 Mitgliedern, für 
die flbrigen Stfidte ans 4; im Jahre 1847 anf 5 erhöht DerOe- 
meinderat ^riUiit aus seiner Hitte einen VoraitMnden, den frieden«- 
li'litrr <>(k'i- .Mcaldoii. .lodi.'in rieiueinderat wird dwch die Ur» 
wälilor ein Sindu o l'pK'ura'I'ir iK^go^oben. Siodoluiigon von weniger 
als Hinii S.ol.'ii wonh ii v-ru mir einem Alcalden unter Beistand 
v'uws Syii'iiku.« vriAvnltot. Dio .Mcalden haben verwaltungsrecht- 
liche und riehterlithe Lkffugnisse. ') 

Schon im Jalire 1854 wird den Konunmien gegenüber die 
Macht der Qonverueure erweitert. Dnroh den Artikel 13 der Ley 
No. 355 wird den Qoaveroeurea eine Art Aufsichtsrecht über die 
Kommunen loI^^' lcL't : <!•.• luiljoii lialbjJlhrlich auf ihren luspektions- 
(iuu li (Ii" l'ii \ in/ die «irineinde zu besuchen, um deren 
etwaiuv KliiKoii iiml IV'iiti' in ii der Regienuig zu übermitteln. 

liu iulj^etukii Jahn; ib^b crlialten die Gouverneure durch die 
Ley sobra Ayuntamientos, Gol. III Na 392, im Art 16 sogar das 
Beeilt, den Sitzungen des Oemeinderates als Tonitoende beisuwohnea, 
wenn sie es für n6thig erachten oder bei wichtigeren Beratungen 
vom ( rciu<:iiid':i-ato dftTUm LTi'ff'toii werden. 

Dir .V'iir'M hfiuiiL'i.'Ti 'h s ( ieiiioiiideratcs, tVw anfancrs von cinom 
nur (K'iii ( ioiu'lii'ioi iK" vfraiit w(iiiliohen Mitglicie de*»8eU>eu gemarlit 
wuidtii, sind von clueju besouders ernannten Schatzmeister dem 
Gouverneur einzusenden zwecke Yorlegung an die oberste Heohncmg»> 
kammer. Ferner ist das jftlirliche Budjet der Gemeinde, das seit 
1747 an die Provinsialdepittation eingereicht wurde, dem Qouver- 

XXIU No. lU(i-n_'ö, uLir Jic Ikfijgnisse der Commandantes iiaudehi 
Trat. Tl. Tit. IV. Cap. □. Gu. Of. No. im 

') Lcy Oi^ganica para los Tribnnsles de b Repnblioa Art 12 Col. I 

^o. iL 




aew Tonukgen. Schliesslich wird in dsn Siedelungsn von unter 
lODO Seden nor nooh der Sindko tob den ürwiblwn gewiUt, 

vttirend der Alealde von der Executive eraannt wird, somit staat- 
liche Verwaltnng eintritt. Artikel 40 di^r L^'y 302 von 1855. 

Dieser immer inelir ■wachsende p]infliiss der Hegierung auf die 
SclUtverwaltung bat seinen Abscliluss im Jahre 1875 durch die 
Ley 1451 gefunden. 

Seit diesem Jahre bestehen nelien den kommunalen Behffrden 
tudi staatüdie in den Eommnnsn, Kantonen und, wie ja schon seit 
18.'!'), in den Dörfern. Die Retriorung rniount für jede Kommune 
und für jeden Kanton einen Qefe comunal oder cantooal und für 
jöles Dorf einen Gefo de w^ccion. 

Diese Staut«)bü»mtcn haben für bestiiniute Gebiete gemeinsam 
mit den kommunalen Behörden Verwaltuugs- und Aufsiciitsbefug- 
BUM, 10 Ober das Schulwesen,, die ge^tlichen Angelegonlieiten, die 
Mfeatlidien Bauten und das Qefingniswesen. Femer liaban diese 
Chofa bei ünnih^ den Obeibefehl Aber die Truppen und die 
Palizeimannschaften . 

Diese militärische Eigenschaft ist in noch gnlsBercm Umfange, 
wie erwähnt, seit 1882 aucli den Gouvemeur« ii Ix-i^vlegt wünlen. 

Dieses Gesetz von 1882 beschränkt in noch liöiiorem ürado 
die Unabhängigkeit der Kommunen. In die Konstitution wurden 
diese besduftnkenden Bestimmungen bd der Beviston dersdben im 
Uwe 1887 aufgenommen. 

Diese CentmUsation der Rogicrungsgewalt ist ein Ycnlienst 
des Ulisf'R fTf'nrpanx, di-r als Minister des Innern in >eiiior Memoria 
von 18hi, pag. 16, auf den Missstand df>r l'nabhiintri^keit der 
AjiiQtamientos dringend hingewiesen liat. In gieiclier Weise spricht 
für die Einigung und gegen den cacif^uismo local J. R. Abad in 
aeber Reseüa von 1888. 

Yen den Yeiflndeningen dieser Legr von 1882 durcii das 
Gesetz von 189(i seien nur die modifizierten Artikel 3, 6, 8, 10, 
12, 18 No. 2 und 4 und 21 und 73 citieri. "Von diesen Ver- 
indeningen erwähne ich nur, dass die Teeoreroe eine Sicherheit^) 

') Da> Amt der Tesoreros der Provinzialdeputationen wurde ge- 
«hafferi darrh <ii.! Novelle No. 104 von 1847. Schon in ihr findet sich 
<kr Grundsatz, das» die Tesoreros Sicherheit zu leisten haben. Ob lii^ 
EmtionnlellQiig eine VegtHichtong des Beamten ist oder vielmehr eine 
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von mindestens einem Viertel der Summe der veransclilagten Eia- 
gängo an Gemeindesteuern zu leisten Imben. Artikel 18, 4. 

Nach diesem Oesetz vom 23. Juni 1890 Ijesteht der Ot?- 
meinderat der Haupt^itadt aus elf Mitgliedern; der der Provinzial- 
liauptstädte aus je acht, die Gomeiuderäte von San Francisco do 
Macoris, Higuey, San Carlos, San Cristnbal, Bani, Sanchez und 
Guayabin aus je fünf, ilie der übrigen Städte aus je drei Mit- 
glie<lem. Diese wenlen wie der jedem Geraeinderate beigegebeue 
Sindico von den Urwählern gcwJlhlt. 

Es können nicht zu Gemeinderäten gewählt wenlen der Präsident, 
der Vicepräsi<lent der Republik, die Minister, die Deputierten, 
richterliche Beamte, Friedensrichter un<l deren Ersatzmänner, Mit- 
glieder der Rechnungskammer und die aktiven Militärpei-sonen. Das 
Amt eines Oenieinderates und eines Sindico ist ein zweijähriges 
unbesoldetes Ehrenamt. • 

Die Ayiuitaniientos vei'sammeln sich wöchentlich zweimal 
Ihnen liegt ob die Errichtung und Erhaltung der Kirchen, Kri«!- 
höfc, Elementarschulen, Hospitäler, Gefängnisse, aller öffentlichen 
Gebäude, Strassen, Kanäle; das Gesundheits- und Polizeiwesen. 

Die Ausgaben der Gemeinden sind teils obligatorisch, teils 
fakidtativ ; ersteros für die Schiilen, öffentlichen Gebäude, Begräbuis- 
plätze, Beleuchtung, Gefängnisse luid Polizei; freiwillig sind die 
Ausgat)en, die die Gemeinden für Unterhaltung des Marktes, der 
Verkehrs- und AVohlthätigkeitsanstalten, Bibliotheken und dergleichen 
bewilligen. 

Die ordentlichen Eingänge der Gemeinden sind die der Ge- 
werbesteuer'), die aus der Verpachtung des Genieindelamles, die 
Eingänge an Brflckeu, Fäliren, Wege, Markt, Schlachtgelder; für 
Erlaubnisscheine zur Veranstaltung öffentlicher Vergnflgiuigen ; an 
Strafgeldern bei Übertretung der Polizeivorschrifton; an Beleuchtuugs- 

Bedlngung zur Erlauguug des Amtes, ist aus dem Gesetze nicht er- 
sichtlich. 

*) Während nach der Ley sobre el derocho do Patente von 1879, Col. 
Vir. 1818, nur 25° „ des Einkoinnieus au Gewerbesteuern in die Munizi^kal- 
k&sse flössen, ist seit dem Decreto del C. N. declarando renta munici[)«l el 
producto dol derocho do Patente en toda la Repüblica, Col. Vlll 2147, vom 
2. Juli 1883 das gesamtu Eiukoinmen der Gewerbesteuer deu Gemeiiide- 
kasseu zuzuweisen. 
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und Wageugeldern. Auasetordentliche EinkQnfta sind die Er» 
Mhnngen des ESD^^ugezoUeB auf Sals und Melil; die Odder für 
Verkftnf» toa <3«aieind«gn]iidstQdteD; GemdndieMÜfliihen; Steuoro 

mf geistige Getränke. 

Mit Übereinstimmimg der Artikel 7i und 75 der Konstitution 
winl das OenK^indebudgot alljährlich ^stpesf^tzt ') und bedarf der 
Ikwtäliguug durch die Exekiitivp. Verfaüijungsmässig sind die 
Gemeiudcn bei der Fetst^cL^uug der Höhe der Gemeindesteuern 
thucbaoB mukblilQgig. Dagegen ist sum Verkaufe von Orandliegen« 
Hdiaften oder zur An&ahme von Grundlaatan die Gendimtgung 
dw KoagseetM eif»rd«riialL Artikel 44 und 76 der Xonatitiition. 

5. Durch HeLrienuigsbeschlues vom 17. Miai 1898, Gaz. Of. 
1241, ist in der Provinz Azua in Äzua ITedionda einer nes^itlscliaft 
die Erlaubnis zur Gewinnung von Petroleum auf eiuem Gebiete 
von 3U000 um gegeben woifien.') 

Im AneoUnes bienin seien (Ue Qrundsfige des dominikanischen 
Beiiredites, wie es in der jetzt geltenden Ley sobre Hinaa, vom 
26. Joni 1876, CoL TU Ko. 1540, mit YerbesBerung durah die 
Resoliicion del Ministro de Fomento dictando reglas para las denun- 
ciaB de nünas vum 12. Oktober 1881, Col. YIl Uo. 1966, entbalteil 
i«t, in Kürze mitgeteilt. 

Niemand, auch der Grundeigentümer nicht, darf ohne Erlaubnis 
der Regierung schürfen. Das Gesetz nennt mangelliafterweise nicht 
die Hinendi«), deren Aufnidbung und Gewinnung der stutüiehen 
Anloiiflation unterliegen; jedenidis gehören su dieeen abw nach dm 
Sinne des Artikel 26 Oold, Silber, Kupfer und Quecksilber. Das» 
auch die Aufsuchung anderer Mineralien, wie des im I^ande vor- 
koTTimendon Ei^-^ns, Zinn«. Sehwf'f. lf:. dr r Steinkohlen, des Mannors, 
ilt'i Salze und des Peiruleum», der obrigkeitlichen Eriaubols bedarf, 
folgt aus dem Gewolmbeitsi-ecbt. 

Die Ertälang dier AutoriBa^on giebt dem AntnigsteLtor Eigen« 



■) Das Bndjet der OeoMinde Ssato Domingo fOr 1806 ist afegedraokt 
Gas. Of. 1120 

*) Schon Tiiipenhauer bat in seinem unübertroffenen Werke, die Insel 
Hiki, 1893, BrocUians, auf den Beiobtom an Petadenm in dieaea Oflgenden 

&ufmerkftan> gemacht. Auch I. H. Abad erwilhnt in seinem gMgnpbisch- 

stafis' ?u'n Ifucin? uIht la Ropülilii'u Domim'cnna 1888 die vorsfigUdien £^00- 
6ciuiitc'U deü liurt ündeudeu i'utroitiuma. 
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tum an der Mine. Die»uo isL ein Ilecht an mibcwcglicher Sache. 
AusUnder sind in allen Punkten des Oesetsea den Staateuigehö- 
rigm gleichgestellt. 

Der O^nindk sitzer hat das Vorrecht tuf Mutung fOr eine ge- 
setzlich voiT^^hri' 1h ii< z<'lt. auch veiiD Bchon von einem anderen 

g- imitt t wfjrden ist, Dio M^utung winl heim Oonvonieur (Irr 
J'rt viu/, , in «Iiis Ili.igwerk gelegen ist, eingereicht. Die 

lh-.'ii/ 'ii tk'S^lbeu miiisscti g>juau bezeichnet und ein Situatiunsriss 
b< igt {(igt werden. Der GouTemeor verfOgt die (MEBotilidie Be* 
kanntmachung der Hutuag im Amtabhitte für 60 Tage. 'Wird kein 
ISn»^ich erhoben, eo •mrd zehn Tage spfiter der Antrag den 
Minist« liuni d s Indem fiberwieeen. Die ExecutiTe erteilt die 

VerleiliuiiL''Äi:irkiind«'. 

Krf')li;t di.' Illl)Ot^i^'^^-ot/llng des Bergwerks nicht binnen Jahres- 
friöt i>dci wild der UeUiel ein Jahr lang unterbrochen, so ist die 
^kubnin nichtig; die Mine gilt ab verlassen und jedem steht das 
Recht der Mutuug zu. 

Der Bergverkseigentümer ist zor AnflDhrung der erforderlwhen 
Bautou ii>>i'<H'!iti^^t -. <\lo .\btrotung von fremden QrandntQcken kann 
er iiiriiials .uif Gniiid d. - Kiiteignungsgesetzes beanspruchen. Ffir 
den dun.li das B. rt;v eik t iit.-.taudenen Schaden ist vollständige Ent- 
srh.i.jigiuig zu ]('i^tl•n, Tkidjau ist kein IlandL'lsgeschäft; Hand- 
liuigen des Bergweiii.-ibeaitzciJi fallen nicht unter die Vorachriften 
des Handdsgeaetzbuchea und ebenwnrentg unter die Bestimmungen 
des Gewerbosteuergesetzefl. Die Anafuhr von Mineralien ist soll' 
tr -i; gleichfalls die Einfahr aller für den Beigwetkshetrieb oGtigeii 
MaMddnoii D» i Hasitzer von Qold-, Silber^, Kupfer- und Queck- 
siUii nrdiu II Lat 2 ' g vom Reineiirag, dpr B*>pitzer anderer Minen, 
/u di. SL i: u'otu'ivn. wie M w ühtit, dio Petroleum<iuellen , 10% für 
die Toiiue au Abgubeu m ziihlen. 

6. Die Verftnderungeo, welche die Ley sobre Adaanas f 
Puertoa vom 22. Juni 1897 durch das Geeets vom 9. November 
189S, Qaz. Of. No. 1864, erfahren hat, sind nidit wichtiger 

Bod- iitunu. Ol. i, Ii wohl soJleii hier wenigstens die Artikel der ge* 
;Lj:drtte]i !';iragniph> ii aimcführt weixlen, da, wie ich eingangs er 
vaiiiit hal'C. die M KlifikatitTieii der Gesetze nifht als Novellen zu 
dyii ülteu üc^eUeu eibuiiciüeu, sondern dus modifizierte Oesetx als 
ein neues in dem amtlichen Blatte abgedruckt wird und deshalb 
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aar auf (irunU der KoMgressveiluiudlungen und durcli BorgfAltige 
T«xtv«iglnchiing die AUndflningcn gcfundeo wwdeii kOBben. 

In dem Artikel 3 ist Banhona als dn dem AuBseDhandel ge- 
SOtaeter Seeliaieii gestrichen worden. Die Bflflitiing BRiaheiiM durch 

Dekret vom 12. September 1881, Col. VIII No. i960, hat sich 
nicht bewälirt, deshalb wurde ßarabona durch Dekret vom 4. Juli 
1893, Oa?,. Of. 085. p^'schlossAn. >) 

Ebenso ist ilie Beätimmung des Artikel 4, fremde Schiffe, 
▼ddhe Erlaubnis erhalten haben, an anderen PIfttzen als an denen 
für den AusBenhandet geOflheten Hlfen Ladung an nehmen, können 
anr von dem Hafenplatz aualanlan, in dem ihnen die Erkuhnis 
erteilt ist, neuerdings füi Baraiiona ausser Kraft geaetat Wttden. 

üie Einfuhr von Revolvcni') und Patronen ist letztjahrig ver- 
boten durch Erwähnung dei*selben im Artikel f». Dinsor zShlt alle 
Oegenstäude auf, die nicht importiert werden (lüifoii, es sim denn 
von Staatswegen. Sitzungsberichte des £ongix.>tiäe» in Gaz. Of. 
Jahrgang 1897 No. 1181 und 1183. 

Artikel 5, Aba. ist gelndert, Artikel 7 No. 3 kOnser geiaaat 
and dem Artikel 33 ein Absats hinzugefDgt worden. 

Der Artikel lß4, der die Obliegenheiten der in den Hafen- 
plätzen angfestelitcii Dolmi lficber vorschreibt, ist durcli einen Pam- 
graihon fther die Sti-afea fiü' UnzuTerläBBigkeiten der Intetpreton 
erweitert wonlen. 

7. Die Ley aobre anmoeileB de importadon y exportamon Tom 
20. Februar 1875 mit ihren Verlnderungen in den Jtäuea 1879, 
1687 und 189? iat im vorjährigen Berichte des Jahrbuohea 17, 
S. 437 besprochen worden. Durch das Gesetz vom 12. X«3vcmbor 
1898, Qaz. OL No. 1264, iat das Qeeeta wie folgt modifiaiect 

') Sir Robert Schomlniigk hat über die Hifea und die WMm des 

LliiiJ' s im J;ihn> 1853 im Londoner Nautical Magazine nach eigenen geogra- 
phischen Forsthuiii-.m einen noch heute lesenswerten Aufsatz verüfftiilliLht. 
D«raell>e ist in »panischer Sprache unter dem Titel Kesena de loa prmcipales 
Pnertoe 7 Pnntoa de Andaje de taa Costaa de ta RepubUoa Domiiucana io 
J- r Iiii|tr»Mifa N'acioiial, IHTß, Santo Domingo, als Sonderdruck nud abor- 
mal« 1881 als Edicioa üfioal bei Oaroia HennaoM Santo l>oaÜDgQ eiscbienen. 

über BanhoDa insbeeooderB U. Heorpaax, Ifemoria 1881, Sonder* 
druck S. 19. 

') r»!'- Einfuhr von Waffon mit Ausnahme von Revolvern ist doiob 
die Ley vom 10. November 1874, CoL VL M. 1341 verboten worden. 
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Vörden: TascheuuliK i. iiDteiTiegen einem Einfulirzoll von 5% nur 
ri'.' h, wf'iin ?:r i^oliiou oder 6il^orn sintl. Arlikol 3, 9. Neu ist 
Iii- Euifuht/.-ll viin l'»**/o auf Klaviere*) und Musikinstrumente. 
>Vitikel 4. ZoIUic'i kütiueu nunmoUr eingeführt werden: Fett und 
Talg xiim MacchinenTerbnmoh, Metalldndit, glatt oder stachlig; alle 
landwirtfichaftiichea Oerflto. Den Anefiihrdddarationeii ist kflnftig 
stets dos Ursprungszeugnis beiaufOgen. 

s. V II Hr j. tituiit: ist das Dekret vom 16. November, Oaz. 
< tf, Ilm;'), u1»m> .i.n Amncel de exportacion. Dasselbe liat den 
Aiistitlirz -ll . vir : i- /liletzt durch Dekret vom 2S, April lBä4. 
diu. Ol. Iu2 7, iet>igt >< tzt worden war, auf die wichtigsten Laudeä- 
pn>dukte erhobt nnd zwar 

{Qr Eakaio, der Qumtal = 50 Kilo, von 60 ots auf 1 DolUr; 

„ Kaffee, „ s ^ ^ ^ 60 „ „ 75cls; 

,. Tal. ak, roh, „ „ s=s „ „ „ 50 „ „ 70 „ ; 

„ Wach^. „ as „ „ „ 1 Dollar „ 2 Dollar; 

.. Oiiavacan, Tonne » 1 » öOotS » 3 » ; 

^ ay,i, „ 1 „ „ 2 I, } 

„ IJuiug, Galuu, 4 Cts ^ 5 Cts. 

Dieses Dekret ist für TaUk «nt «m 1. Januar 1899, fttr die 
übrigen Produkte dagegen am 1. Dezember 1898 in Kraft getteteo. 
Verglcieht man diesen Ausfuhrtarif mit denen anderer Linder, 
z.H. mit l iii Hiiltis. iler ganz bedeutend höher ist, so ist der 
l)^^nl;il;k;llli^(•kl' M.-i li;iitii'sniri.s.-ig noch pcrintr und kann von den 
L;in. Ili'iili'ii Mime i^i-nsse Eiiiliusso getragen \\ (."i''leii. Zu iM.Mnfrkt-n 
itt, diX6i> micli Wiedel im letzten Jahre die Ausfuhr von Kakio 
sehr gewachsen ist und swar um das DrrifiKdie. 



Frankrach. 

Referent: Prof. Brissand— Toulouse und Advokat Dr. MagnoL 
Übenetit von Dr. JafM^ Beriin. 

Gesetzgebung im Jahre 18QÖ. 
Das französische Parlament hat im Laufe des Jahna 1898 
xulilreielie Qesetzesreformen heaehlossen, die grOesleoteila seltllagerer 



't Li. j Zull aut iilaviero b«tnig nach dem Tarif vom 20. Februar 1876 
für jedes Instrumeat 260 Dollar. Bnnfa Bssobloss vom 4. Jmd 1883, CoL 
Vni No. 2121, wurde jeder ZoU aui Khivim aufgehoben. 
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Zeit in V(>rl>eieiturig waren, und tliü es vor liom Wiederzusammen- 
tritt der Depuürteukammer erledigen wollte. 

Es besobäftigte sich TorsiigsweiBe mit den Iftudtioben Eradit- 
Teridltnisaea, indau «6 tuliess, dass der lAndwiit WaRrensolieiiia 
(Vanants) auf aeina Ernte atisgab. (Oe^tz vom 29. Januar.) Es 
arbeitete die Qesetzgelmng ül>er die Handelakaminern um (Qeaets 
vom 9, April). Es whnf bedeutsame Reformen im Sstrafrodit, in- 
dem i.s i\iv ueuestcn Systeme (Ukt die S(mfheluu;ilIuiiL' verwertete. 
{Gesetz vom 10. Mär/ IbÖb, betrelfend die Kchabilitation — vom 
19. April, betreffend nusahandelte Kinder.) Auf dem Gebiete des 
gewerblichen Bechtea fldmf das Gesetz vom 9. April die Benif»- 
Tecnchemng ffir BetriebsmiBIle. Jbn Yerwaltungarecht endlich 
regelte der Gesetzgeber die Reobtsverhältnisse der (lesellschaften 
auf Ofgenseitigkeit (Gesetz vom 1. April) imd ordnete flie Be- 
stiiuiuungen über das Wasserwesen (Gesetz vom H. April) sowie 
über die Polizei m Ijjmd bezirken. (Gesetz vom 19. April.) 

Dies siad die baaptsächliolisten Gebiete, die eine Erschliessung 
dorch die Gesetigebtng effiüwen baten. Die Wichtigkeit dieser 
Geaetie erhellt rar Oenflge ans ihrer Beceichnung, chne dass es 
tiues bt s<jiiil.'ieu Eingehens hierauf bedarf. Tb. i Ties wiitl der 
Leser ihre TragA^'eite nach der nunmehr folgenden kurzen Inhalts- 
angabc würfligen krmnen. Die verscliipdenen gesctzgeberist-hon 
Stoffgebiete sollen liierbei in fünf Gruppen eingeteilt wenlen: 
Zunächst weixleu wir ims mit den civilrechüicheu BestLinmungeu 
beachfiftigeiit abdann mit denjenigen, die eich mit der Gericht»- 
m&BSung beüasaen, mit dem Handels- und Gewerbe-Becht, mit 
dem StraErecht und endlich mit dem Ulfentliöhen beaw. Vei> 
iraltuogsiecht 

I. CivUrecht 

Pas Gesetz vom 1. März 1S98 (J. 0. vom 3. März p. 1297) 
fahrte die Pnbliütftt ein Iflr die YerpOndung eines Handelsgeschftfis. 
Futab musB^ mn Dritten gegenflber widcssm za sein, die Ver^ 
{iflhidung in ein flAantlidies Register eingetragen wenlen, das bei 
<lernjeiugen Handelsgericht gefOhrt wird, in dessen Besiric der 
fietric?' ^aftfiiidet. 

Die Anrechnungspflieht im Erbrecht ist durch das Gesetz 
Vüiu 24. März 1Ö98 (J. 0. vom 29. Mrz p. 1817) abgeändert 

41 
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worden. VrOher lag nach dMii Q«Mts bei jeder Art toh Zuwendoni;, 
dio eioMH Erbbereehtigteo gemacht wurde (Geeolieiik odor Yer- 
mfiohtnkX diesem aeineu Miterlien gegenüber eine Änrechnunu'S[>fli< Iit 
ob, wenn or hiervon nicht ausflrfieklich von dem Erblasser k'frcit 
wurclo. Diese Vorschrift hatte für Vermächtnisse keinen recliten 
•Sinn, und das Uesetz vom 26. Mllrx 1898 hatte zum Zwecii, für 
diese die alte Voiachrift «bsiiacbaffien; bei ihnen spricht die Ter- 
mutuDg dafOr, daaa de unter Auflsehln» der Anredmungspflicht 
angeordnet oiild. 

Gesetz vom 17. März 1898 (J. 0. vom 19. März p. 1689) 
nhor die Revision des Katasters. Die Gemeinden können vom 
Staat eine Unterstützung behufs Revision des Katasters erhalten. Znr 
Erleichterung dieser Revision wird nach dem üeöeta in jeiler Ge- 
meinde, die hierauf anti%t, eine Kommission oder ein Syndikat 
eingeaetit, um die Qcenxen m beiicblageii und feetnutellen. (Artikel 
1 bis 4.) 

Die.se Kommission hat zur Aufgabe, noh mninal mit der Er- 
mittelung und Untersuchung der Eigent^imsTerhftltnisse zu befassen, 
ferner aber festznstelleti, ob r.wisclien den Betciligtoii über die 
Grenzen ihres GiiindKesit/j-.H Einvcrstänthiis hL'.<teht, einen Vergl'-ieh 
zwischen ihnen iierbeizufidiren, antleiufulis die Grenzen piovi»orisch 
feetauaetaen. (Artikel 5.) 

Nach Vollendung der techmsdien Aibeiten wird der kalaater* 
amtlidhe Plan wAhrend 3 Monaten auf dem Bathana aitqgalegt; 
falls während dieser Frist kein Widerspruch erhoben wild, gilt die 
Greil /.festsetzung als das Resultat der Venncesung vorbehaltlich 
eines that^ächhchen Irrtums. (Artikel 8.) 

Gesetz vom 8. April 1ö98 betreffend das Wassorwesen 
(J. 0. vom 10. April p. 2226). Diea Geaets enthält Bestimmungen, 
welche aicfa auf das Cifüraoht und daa MfonÜiohe Bedbt ecsbeekeo; 
diese letaleren werden an der entapcechenden Stelle ihren Fiats 
finden. Das Gesetz vom 8. April entscheidet zunächst die strdtige 
Frage, wem das Bett der nicht schiffbaren oder flössbaren FlÖJ^se 
gehört. Ist dies eine res mdlius, eine res communis, oder gehört 
es dem Uferl>e8itzer? Der Artikel 3 entsf-heidot sich für die letztere 
Lösung. Es hat fenier eine Streitfrage eutschiedeu, die sicii auf 
die Erutaong des Beohtee zur Nntsung der ans dem oberhalb 
gdegenen Orundstflck abfüMsenden QewiBeer eeitena des Eigen- 
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tOnei« des nnterfaalb gelegenen bezog. Nach dem Artikel 641 
dM oode dvil bedurfte ee fflr den BgentOmer rar bihiang der 

Enichtung sichtbarer Änlagen; aber auf welchem Grundstück? Der 
Artik«"*! 1 tmt ItPstimnit, ih^ii ^ie auf dem oberhalb gelegenen Uruoü- 
&tück aiisscffiiirt WL'nloii müsson. 

Endlicti hat dm Gesetz vom 8. April die BesUmmuDgen abge- 
lodert, die Bich mit den durch die Umttnderang eines Flusslaufee 
gesdttfliMien VerbSlInteBea befaesten. Artikel 693 dea eode (avü 
bestimmte, daae in jedem Falte daa alte FloaBbett den EigentOmem 
der vom Waaaer (Iberfluteteu Qnindstilcke g* hrreii sollte. Daa 
neue Gesetz machte eiueii Unterschieil, je nachdem es sich um 
den I^auf eines schiffbaren o<\<>r flössliaron Flusses handelte oder nicht. 

Im ersteren Falle wiixl ilas verlassene Flussbett von Staats- 
wegen verkauft, aber es besteht ein Vorkaufsreclit für die Ufer- 
bentser; der E&rKSa ffiUt den ESgentamem der Qibecflutoton Grund- 
tlOcke als Entoebidiguag au. (Artikel 37 und 38.) 

Im zweiten Falle erhalten die Uferbesitzer daa veriaaaeiie 
Flnssbett, die Eigentümer der ilberfluteten Grundstücke müssen ohne 
Eutfitrhädigung den Wasserlauf fliildon, vorbclialtlich ilires Rechtes 
diejenigen Massnahmen zu ti-effeti, wclclio zur Herstellung des alten 
Wasserlaufes erfoixierlich sind. (Artikel 4 — 6.) Dies ist eiue Folge 
dea neuen Qnindaataes, nach dem das Eigentum am Flussbett der* 
artiger Flflase den üferbetiteeni suateht 

Geaets vom 18. Juli 18M betreffend die Warensoheine 
im laad wirtschaftlichen Verkelu* (J.O. vom 20. Juli p. 4179.) 

Datlurch, da.<s d^ r Gesetzgeber di- se Wai-enscli' ine fwarrants) 
>chuf, bot er den I>amlwirten die -Mij^^lichkeit, ihix! Erute zu ver^ 
piäuden, ohne den Besitz daran zu verlieren. 

Um dm Beweikatelligung zu edeichtem, hat dea Qaoot » die 
BeetimmuDg getroffen, dasa die auf dieaen Qegenatend bestiglichen 
SCttmlnngen gitestenteOa nicht duioh. GerichteTollzieber, aondem 
dnich eingeschriebene Briefe cifolgen sollten; es hat sie ferner 
von der Verstempeluug, sowie der Eintragung in ein Begiater 
beiruit. 

Der Oerichts.Hchreiber am Friedensgericht hat den Warensciiein 
Dach dem StamuurcgistQr auszustcllcu, (Artikel 3.) Dort tr&gt er 
aUe Bekdhuogen ein und fertigt mit der Genehmigung dea Dariefao»- 
empflüigeta hiervon Auaattge. (Artikel 5.) 

41* 
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Der DarleJmBempttnger bleibt H«rr Uber seine Ehite. (Artikel 

8 und 13.) 

Er k;inn seinen Warcnsclioin verpfänden, ihn abtreten und in 
Umlauf setzen wie ein lmniclsrtx;htliche8 Wertpapior. (Art. S l>is 12.) 

Die Verordiiuiig vom 29. Januar l.s9ü (J.U. vom 
30. Januar p. 655) setzt für die vortrugüuiöbaigen Zinsen in 
Algerien folgenden ZiDsfase fest: er ist nnbesohrSttkt im Hndd»- 
veritehr nnd dnrf im MvatTerkehr 10 Vo enm<dien. (Artikel L) 
Die Artikel 3 bis 7 belegen das Vergehen des gewohnheitsraässigen 
Wuchers mit strengen Strafen (Geldstrafe in der Höhe der üälfte 
der geliehenen Summe und Qefingnia von 6 Tagen bis zu G Monaten). 

IL HaadelB- ud Gewefbweoht 

Das Oesets vom 23. Januar 1898 (J.O. vom 26. Jaausr 
p. 517) bat den Haadelsfrauea das aktive Wahlrecht zu 
den Handelsgeriobten verl^en, aber hat ihnen nicht die 

Wihlbarkcit zugebilligt. 

Für das Gewerbe der Trödler siiul Bostiramnngon getrofTen 
worden durch das Gesetz vom 19. Februar 1898. (J.O. vom 
17. Februar p. 1018.) 

Jeder TrOdler, dar alte Mdbd, Wasche, SchmnAHnchsn etc. 
viederverimuft, mass sich in die Begistar eintragen Lünen, die xu 
diesem Zwecke in der Ptsfektnr seines Besirks geführt treiden. 
Er muss ferner ein mit Seitenzahlen nnd der Unterschrift des 
TVilizcikommissars oder Büi-germeisters versehenes Register lial ^^n. 
in das er die von ihm geschlossenen VerfrSge nnd den Namen der 
Vertiagscliiiessenden eintragen mu.*; auf 2<i'ichibelülgimg aller dieser 
Vorschriften steht eine Strafe von 1 bis 5 francs, im "Wiederholungs- 
fälle Tcn 1 bis 6 Tagen Gef&ngnis. (Artikel 1.) 

Femer ist es diesen Personen bei Stntie untersagt, von Uiiider* 
jährigen oder Unbekannten zn kaufen. (Artikel 2.) 

Das Oesete vom 4. MTu z 1898 (J. 0. vom 7. März p. 1375) 
hat eino natiivnalo Contralatelie fOr den auswärtigen 
H a n d 1 ■ 1 LToschatten. 

£s ist dies eine Öffentliche Geschäftsstelle, die zur Aufgabt: 
hat, den franzfisischen Xanileutsn und InduatrieUen Auskunft in 
FandeHttingelegenheitwi an erteilen, um den auBwIrtigeii Handel lu 
erweitern und neue Absatsgebiete su scfaafbn. 
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Die Hilfsiiudlen dieser Cen traisteile aeltusa. sich suanmniMi aus 
flüMT UnteretOtsune; von jähriioh 70000 frano, die bei den Handeb- 
iNidget Mxmgeiwciden -weiden, aus «nem ZdwsIiu88 der Handeldammer 

ni Paris, aus einem Zuschlage, der auf die Gewerbe^steuer gelegt 
ist. endlich aus (jeschcnken und Vprni.ldttnissen, die ihr zufliessen. 
(Artikel 3.) Die Verwaltiuig soll durch, eine öfientliche Äusführungs- 
verordnung geregelt wertlen. 

Der Gesetzgeber hat nicht nur diese GesehUftfistello neu ge- 
idnlfen, sondern auch dk HandelBkammem «eorganisiert (Gesetz 
fom 9. April 1898. J.O. Tom 19. April p. 2976.) 

Das neue Oesatz b^ssst sich mit der Ofgaaieation, den Be- 
fugniaeen und der flnanziellein Yerwaltnng derselben. Dem Geeetz' 
^ber ist es nicht gidimgien, die Neuregelung auch auf die Form 
der Wahl der Mit^lie'lor zu erstrecken; bierfiber sind die alten 
. Bestimmungen in Geltung geblieben. 

Organisation. Für jodf^s d^'^partomcnt mnss wptiigstnns eine 
Handelskammer bestehen. (Artikel 1.) Uegi inulet werden die liandels- 
kaimueru auf Grund einer Veroi-dnuug; die Zahl der Mitglieder 
schwankt swischen 9 und 21; in Fftris betrfigt sie 36. (Artikel 3.) 

IMe Kammern Unnea eine gkidie Zabl von Innrespondierenden 
ICtgliedem benifen, die nur beratende Stimme babea. (Artikel 4.) 

IMe Mitglieder weiden Ülr 6 Jabre gewSblt mid sind immer 
wieder wttdbir. (Artikel 5.) Sie ernennen den gesofaJtftoftÜmnden 
Aussohuss; der Pniekt.oder ünteipilfekt bat beratende Stimme. 
(Artikel 8.) • 

Bef ucrni spn. Sio j^olioii Cnitachten ab tmd flns.sem Wf1n??che 
01>er fille Augelegunhoiten, diu dan Handel betroffni. (Artikel 11 
Ins 13.) Sie kOnnen llaudeläuntci*nehmuugcu vemalteu (Aitikel 14) 
and die Conaesaion zu Qifentiidiett Arbeiten erlangen (Artikel 15), 
unter «iaand^ in Yerbindnng treten, Yerdnbamngen treffi»n (Ar« 
tikel 18) und sich sosammenthun, um Einrichtungen in gemein- 
sdiaftUchem Interesse zu uateibalten. (Artikel 24.) 

Die f inanziolli-» Verwalttinir. Sio sotzon ?ü\h-i ihren 
Uaushalt fest Ihre Einnahmen niluvti her vom Zuschlag, >\<j\- auf 
die Gewerbesteuer gelegt ist. (Ailikel 21.) Sie können auch An- 
leihen aufnehmen, wenn ilmen durch Verordnung die Elrlaubnis 
hierxu erteilt worden ist. (Artikel 22.) 



Als in das OeMet de« Seebftndels fallend kann mu das 
Oesets Tom 31. April 1898 (J.O. vom 23. April p. 37U) 
beiddliiiea} vdches «ine Tersicherung der f r an zösi sehen 

Seelente gegen Beruf sunfftlle gesoliafTen hat. 

Sie ist der Kas'^p der Marine-Invaliden aneodi' dort, v.m dit^-f^r 
alM'i- Tollkommen unalilianirig. Allf», nh Sf^leiäte •'iiif.'t>tra^ei)eu, ül»er 
10 Jahre alten Penjonen sind Zwangsmitgliedor. (Artikel 1.) 

Die Kane beutst Be&btapjWBBnKehkeit Sie triid duicb Bei« 
tcflge der lOtglleder nnteihatton, die in der BObe der HUfte dn^ 
jenigen BetrBge fes^ee^t sindi die von den EinhUnften der Mit- 
glieder zu Onmrten derEasae der Marine-Inviri lrn erholten >rerden, 
ohne <1;vss sie indessen den Betnig von 2 frc«. (lbeis< Im iten dürfen; 
ft'itioi durch einen Heitmc: dnr KitTf^nfOnier oder Befrachter der 
Sf;hifte, und awar in deraelheii Höhe, "wie der von der Besatzmig 
entricbtete Beitnig, endlich durch Geschenke and Veroiächtnifise, 
die der "Kum angewendet werden. (Artikd 2 — 4). IHeee Kasse 
dient mr UntoratQtzung der als Sedeute eingeeohriebenen Feisoosii} 
die verletzt 'Aqt erkrankt sind, falls die Verletzung fjder ErkiaD- 
kung unmittelbar durch einen in der Ausflbung des Berufes er- 
littenen Unfall nr]i--r »lurch die Benifslhiltigk^^if hpiheigefnhrt und 
wllhrend der Dauer der Fahrt auf einem französischen Schiffe ©in- 
getreten ist 

Diese Seeleute baben im Rdle ibrar Verlesung oder Erknn» 
IniDg einen Anspmob auf lebenslänglidie Penaioa, wenn ne danemd 
nnftbig gew(»den sbid, zur See au fohren; andernfalls ist die 
Pension ntir eine zeitweilige (Arükel 5.) 

Tm Fall dos Tode^ Hes Seomanns hab'n dir \Vittwen Äni- lit 
auf eine Pension (Artikel 6), ebenso wie die Waisen bis in ihrem 
16. Lebensjahre (Artikel 7). 

Wenn weder eine Vittwn noob Wa&on vorbawkn säid, so 
baben die Aber 60 Jabie alten Aaoendenten, Tonuagesotat, dass ne 
einen UnlerbaltBans{Hiicb geltend machen konnten, in gl^her 
Webe Anspruch auf ' in.- l. b.'iTslänglichc Pension. (Artikel 9 u. l<i). 

Di»' Z.'iblnnc dieser IVnsi' tist rtrnco wird durch die jährliche 
FestlegiuiL: i im s Kapitals ^'aiaiitiit, iii'ssf>n Höhe dfi-art {»Finessen 
wird, dasH es zur Tilgung dieser Verpfiichtungen ausreicht. (Artikel 14). 

Die Kasse winl durch den Mariacuiiui,stor verwaltet, mit 
ünteiBtfitzung derjenigen Beamten, denen die Fflbrang der Kasae 
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der Ukriiie-bvalidaii oUiogt, sowie eioM beaondeten Yenndtanga- 
lalM. (Artikel 18 and 19). 

Auf dem Qebiete des gewerblichen Rechtes vollzog Bich eine 
bedeutsamere Umwälzung, indem «ine Berufsrorsicliornng 
gegen Betriohj« tinfälle eingeführt wtmle. Sif ist f-ntlialtcn in 
äm Oesetz vom 9. April 1898. (J. 0. vum lü. April p. 2209.) 

Frilher lag dem Gesetz der Gedanke eines schiüdhaften Ver- 
hiltens zn Grande, wie dies auch in den Artikeln 1382 ff. des oode 
dTil mm Auadruck gekommen ist, deiert, daes der nm einem 
Unhll betroffene Arbeiter nur dann eine Entschädigung vi»n dem 
Arbeitgeber verlangen konnte, wenn er ein Versehen oder eine Nach- 
ISssigkeit dieses Letzteren »aclnvii^«. Tjrui in diesem Falle wuixlo die 
Entfichädigting unbeschränkt von den Gerichteo nach Lage des eia- 
zeloen Falles festgesetzt 

Das Geaeta vom 9. April 1898 bestimmte^ dasa dte Folgen 
einea jeden Ünbiles, der dnem Arbeiter snatOBBt^ dem Axtwitgeber 
snr foUen, ohne da» es auf ein Veraohnlden des ArbeitSES 
ankommt, nur auf Grund der mit dar ThBtigkeit ▼erbnndenen 
Oeiahr. (Artikel 1.) 

Die Entschädigung ist eine feststehende, insofern al-s sie nach 
den im Voraus vom Gesetz bestimmtoo Grundlagen zu bemessen ist. 

Der Arbeitgeber kann aidi durch den Nadiweia dea mangeln- 
den Tecaehnldena nicht von adner Kltbarkeit befreien, üm seine 
Haftung ausausdiltoaaeu, bedarf ea des Nacbweiseei das» der Ver- 
unginckte den ITiifull voisir l <i herbeigeführt hat. Wenn der 
Arbc'ili:'^l>er nacliwciyt. dass (irr Tiifall auf oinoiri unentschuldbaren 
Versalien des Arbeiters beruht, ho kann er hierdurch die üöhe der 
Entschädigung herabmindern. (Artikel 20.) 

Dies sind die GiandzQge. Es bleibt nunmehr zu untersuchen, 
wie hoch die BntadhJIdigiing ist, welche Sidmheit für dieselbe 
besteht und welches Terfahren nach einem ünfidl Plsta an greifen hat 

a) Die HAhe der Entschädigung. Die Arbeiter, deren 
jälirlichcr Arljeitsverdienst 2C00 frcs. ultersteigt, erhalten bis zur 
H<"hp dieses IVetmire« die vo!)f> EntsrhSilisriinc; dnrflber hinaus haben 
si-' mu An«5pni( h auf den vierten Teil der gewühuliohen Ent- 
scliädigung. (Ärlikel Ii.) 

Der Arbeiter hat Anqprneh: im lUle dev Tollkommenen und 
dauernden ArbeitaunfMugkeii anf eine Rente üi HOhe von >/f des 
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Verdienstes; im Falle der teilweisen und dauernden iurbatsnolllligkieit 
auf eine Rente in H<ihe der Hälfte desjenigen BetragcR, um den 
sein Arttf'itsverfüon^t in Fnlirp flop l'^tifalles vermindert winl: im 
Falle der zeitweiligen AiiHiitMiiiilahigkoit auf eine Entscliädifriing 
iu Höhe der Hälfte desjenigen Arbeitsvei-dienstes, den er zur Zeit 
des Unfidles bezog. 

Wenn der Unfall den Tod snr Folge hat^ so erhaltmi die 
Rechtsnaclifolger des VerunglflokteD von dessen IBiuebdden an 
äne Rente, und zwar unter nachstehenden Betlingungen: 

A. I)or ril.orlphondo Ehegatte erhlllt eine Rente von 2i) " (, rli > 
jährlichen Aibuitsverdionstc's des Verunglückten, vorausgesetzt, ilas^s 
keine Scheidung oder Ti-ennuug von Tisch und Bett stattgefunden 
hat, und dass die Ehe vor dem DnfnU geachlosBen woiden isL 

B. Die eheüoben oder natflriiehen Kinder, letztere, venn sie 
vor dem Unfall anerkannt worden sind, eiluilten, Aills sie vater« 
oder muttorlos und jflnger als IG .lalir sind, eine Rente nach HUB- 
galM3 des jährliehen Arlieitr;\* i<iiotis(. s >los Vorunglnekten, und zwar 
in Hrdie von 15%, wenn luu' ein Kind vorhanden ist, in Höbe 
von 25^0» ^^'cnn zwei, in Ilöho von 30 wenn drei unfi iu 
Hohe Ton 40 ^^Z^, wenn ▼ier oder mehr Kinder Torhanden sind. 

Wenn die Kinder vater- und mutterlos sind, so betrflgt 
Rente 20% des Arbataveidienstes für jedes von ihnen. Der 
QeBanithetrag der Renten darf 40% im ersten Falle und 60% 
im iweiten Falle nielit ninTsteigen. 

C. Wenn der Verunglückte wefler einen Fliefratton h Kinder 
iiinterläs.st, t?ü eriialten die Aszendenten untl Deszenten, deren Unter- 
haltimgspfliüht ihm oblag, eine Rente, und zwar die Äszendenien 
auf Lehenaseit, die Deszaadenten bis au ihrem seohaehnten Jahre. 
Diese Rente betrügt 10% des jShrlioheR ArbeitSTerdienstea des 
Verunglflckten, doch darf der Gesamtbetrag der Renten 30% 
nicht übei*steigcn. (Artikel 3.) 

Die Reuten sind vioiteljahrlich z;ilini,w; sie sind unflVyertragbar 
und unpfSndhar. Ihi iietriebstmteriiehmer trägt auhtsiaixlem die 
Arzt- und Ajüiieikosten, sowie die Kosten der Beerdigung. 

b) Sicherheiten der Entschädigung. Der Yenm- 
glflckte darf nicht die Auszahlung des der Rente ontsprediondeo 
Ka^tals fordern; aber der Betriebsunternehmer kann das Kapital 
an die Alters-Pensions-Kasse auszahlen. (Ärtiicel 28.) 
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Im Falle der Zablangsiiiiflaügknt der Arbeitgeber oder der 
YflwbbenmgBgegellecliaften zahlt diose Easee die EntachAdigongen 

und zwar aus oinein Oaiutitiefonds, (]er ans einer Anflage TOS 
4 «•entimes trobilil.jt wiid, die als Zuschlag zur Gewerbesteuer er- 
lioben wenleu. (Artikel 24 bis 26.) 

c) Ver fahre D. Jeder Uaiall, der eine Arbeitsunfäliigkcit 
nir Folge bs^ mnae Mutten 48 ^imdea dnrdi den Betri^Munter- 
Bduner dem Bdigermdeter angesagt werden. (Artikel 11.) 

Dieser sdiiekt eine AbBcfarift der Anaeige dem Friedenariditer, 
der binnen 21 Stunden eine üntersnohnng vornimmt. (Artikel 12—14.) 

Stn itfällo werden bei den zeitweiligen Entschädigungen vor 
<ien Krii-densricbter gebracht, der darüber endgültig entscheidet. 
(Artikel 19.) * 

den anderen EntsdiAdigougsfällen findet sunftchst ein 
Sflhnetannin vor dem Oerichta^Prlaidenten atatt, nnd wenn unter 
den Parteien kein EinTeratBndniB enielt wird, so kommt die Sache 
vor das Gericht, das bierfiber in snmmanBohem Teifahren urteilt 
(Artikel 16.) 

Die EntscltSdifrniipskhige verjiUirt in einem Jahre. (Artikel 18.) 

Die ilctilitavvoliiUiat des geiwlitlichen Heistandes wird dem 
Veninglackteu oder seinen Kechtsnachfolgem in vollem Ma&sc ge- 
vlhrL (Artikel 23.) 

Das ganae Terikhren iat kostenfrei; auch Stempel und ESn> 
tingungskosten werden nidit erhoben. (Artikel 29.) 

III. Gericht«verfa-ssung. 
Das Gesetz mm 10 März 1898 ( l.n. Vi.in 1 2. .^färz p. 1513). 
Dies Gesetz hat die Diszi plinargewait über die Miuisterial- 
Beamten anderweitig geregelt. Es hat diese Bsfognis von dem 
StMtsoberfaanpt und dem Justiaminister auf die ordentlichen Gerichte 
flbertiBgen. (Artikel 1.) Was femer die WaUreohte anlangt, so geben 
die Ministerial-Boamten derselben nicht eher verlustig, als bis eine 
KntR'heiduiig des höheren oder niederen Gi'iiclits. dio auf Amts* 
entsetzong lautet, dies formell ausspricht (Aitikel 3.) 

IV. StmIMit 

Das Oeseta vom 10. Mftra 1898 <J.O. vom 12. Min p. 1513) 
hat den Artikel 634 des code dlnatruodoo crimmelle abgeändert. 
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inaofeni als «a die Wiedereinsetsuns derjenigen Yernr- 
teilten snl&sBt, bei denen die Yerjfthmng des Straf- 

▼ollzuges eingetreten ist 

In dioBPm Falle ist aber die Probf/,f>it verdoppelt wonicn; si> 
ist fflr die Verbrechen anf 10 Jahiie, für <lie Vprerehen auf 6 Jahre 
von der VerjäUniug <ler Strafe an festgesetzt worden. 

Dm Geeets Tom 18. tfirs 1898 (LO. yom 18. lOn ]». 1673) 
hat das Oeaets vom 2. Anguat 1882 betreffend die Bestrafnng der 
Verletsung der guten Sitten Temdtettndigt. 

I^etzteres Gesetz bestrafte nur die Vonstösse, die begangen waren 
durch öfTentlichen Verkauf. Anbieten. Aiis<lilag vnn ttnzriehtigen 
Schriften, Zoichnuntri ii odor Oocvriständen. Das iieuf (iosetz be- 
straft ausserdem aut h den Verkauf oder das Anbiete», sofern sie 
niobt Sffentliob gew^hehen, ebenso wie das Austragen derartiger 
Schriften im Hause, ihre Aufgabe anr Poat unter Kreudiand oder 
in nicht geachlosaenem Briefnmsclilag, endlieh den Vortng lo- 
aflchtiger Lieder, wenn fttr sie eine Oenehmigaag nicüit erteilt 
wunle. 

Das Oosotz vom 19. April 1R98 fJ. 0. vom 21. April 
p. 201 8) liat eiüen zweifachen Inhalt Einerseits ändert es die 
* Artikel 312, 349 bis 353 dos code d'instruction criminelle ab, die 
eidi mit der Bestrafung der Yerletsungen, Vcrgewaltigungeo, 
ThfttliohlLeiten und Misshandlungen, die gegen Kinder aiü- 
geflbt werden, bebaaeo. Es Iwl die Stcafen versohSift, indem es 
einen Unterschied machte, je nachdem die MissethSter die Aufsldlt 
über das Kind hafton. oder nir-lit. fAtiik'^l 1 nnd 2.) 

Andrerseits ändert es die Kechtslairi- <\'-y K iiider, die wegco 
eines Verbrechens oder Vergehens verhaftet sind. 

VMher mussten die Kinder wlhrmd der Üntersachung in den 
Gefftngnis bleiben und in einem besonderan Baum untaigebndit 
oder ihren Eltenn, die an der Stnithat Bohuld waren, übergebea 
werden. Eine andere Möglichkeit war nicht gegeben. Bas neue 
Or^sTtz pf'-taftft dorn Untersuchungsrichter, diese Kinder ] novisoriisoli 
Ijei einem Privatmiuin. boj einer wohlthätigen Gcsellsclmft <«l»»r bei 
der Armenpflege unterzubringen. Ferner können die Oericiite. wenn 
sie den Miuderjälirigen freispi*echcn, tla er ohne die erforderliche 
Einsicht gehandelt hat, endgfUttg diese Art der Unterbringung be- 
stimmen. (Artikel 4 und 5.) 
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T. TerwaltiuigwMht 

Das Oesets vom 1. April 1898 (J. 0. tmü 5. A^l p. 8089) 
Uber die Versifhernngsgr^rllsfhaft.^n auf OogenSÄi tigkeit 

Vor il'^r Geltung des Gesetzes vom 1. A| ril war^n dlo VtT- 
8i(;iit;iiiiif:sLr.'s. llsc1inften mif Oegenseitigk'^it. deren genieinnützigcr 
Zweci nicht aneikaiiut war. vuii der Oonctiniigung der Vwrwaltuugs- 
behMem aSihängig, die jederzeit wid^irufen ireriieii koonte. 

Nunmehr iat die Qrflndung ein^ Yet8icliemng«geaeU8cliaft 
•nl GegeiMeitigkett ohne Einschiftnlning zidlsMg; ihre Bechto sind 
melir oder minder besoblSnkt, je naeh der Kategorie, der bI»- zuge- 
hört; ihre Auflösung wnppn mangelnder Cbereinstimmimg mit den 
^e«i'>t7lichon Voracliriften kann aar durch die Gerichte ausge* 
spiwheii w eitlen. 

Allen Gesellschaften gemeinsame Bestimmungen. 
Ihie OrDndung miuH» Offentlidi bekennt gemneht weiden. IMe 
Statuten und ein Tenebhnis der Direktionsmifglieder mflseeu in 
zwei E.\emplaren auf der Unterpdfektur niedergelegt werden. 
(Artikel 4 und 5.) 

Die VorwaltuniTHrato nti<l Ttircktoren wenlen von den Mit- 
glitHiem durch L'eli.-ime Wahl litTuffii (Ailikol 3) und A'ir Streitig- 
keiten über die Gültigkeit des W aiiLikle» werden von dem Friedeus- 
lichter am Sitse der Qeeellechaft entsohieden. (Artikd 0.) 

Es kAnnen swiechen den yeceichemngsgesellschaften auf Gegen- 
aeitigkeit Yeninbarnngen 2ur Oewihrung gegenatttiger ünterstQtxung 
getroffen werden, (.\rtikel 8.) 

Wenn rli.- O.'iollepliaft ihren Zweck nicht erfnilt, wiiil auf 
Ersuclieu 'lo< Staat !<;ui\valts die Auflteuog durch das Civilgericht 
auögespnjchen. (Artikel 10.) 

Die Versicheruugjägcsellschafteu auf Gegenseitigkeit zer&lien 
in 3 KUegorien: freie OeBellaobaften, genehmigte, and «otehe, deren 
gemeiunülziger Zweck anerkannt ist (Artikel 14.) 

Freie Gosel I sch a f t iMi. Zu ihrer Gründung ist keine Ge- 
nehmigting erforderlich, aber ihre Rcchts.sielliuig ist bcscliränk't. 
Sie können nur Akte ihrer Vr-nvaltunir vornehmen, Bp«itz an be- 
weglichen Gep^enstilnden ausiUjeii, lujd (iiund.stiuke letliglif^h für 
ihre« Ge.*thiiftsgebrauch pachten. Feiner bedürfen sie zur .Viuiaiimo 
von Vennlchtnieeen beweglicher Richen der Ctonehnugung, unbe- 
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verliehe Stehen dttrfen sie nur behnfs yerttiiBSening umriuneii. 
(Artikel 15.) 

Gonchmigte Oe se 1 1 sc h af t on. Jede Gosellscbaft kann 
<\\n Erteilung der niini«tprif>l!pn Oonf'hmigung nachsuchen. nur 
vei-sjigt wunlon <larf, wenn lüo Statuten mit den gesetzlidif^n Be- 
stimmungen im Widerspruch stahen, odor wenn die Statuten nicht 
^nmlunen voneheu, die zu den duxdi die Ansalüniig der iqge» 
sagten Yersicherongsbetilge TeniramditeD Auegeben im VeiUyteis 
stdien. FQr den Fall der Venagung der Genelimigang iat der 
Rekurs an den Sttaterat zulilssig. (Artikel 16.) 

Die gonehmitrten OesplLschiiften Bind den freien gegenfller 
dadurch bovni/.ujrt, da«« ';!<-> aiu h unlTf wegliche Sachen als Geschenk 
oder Vermäciitnis mit üenehmigung annehmen dürfen. (Artikel 17.) 
Auch können gie QrundstQoke bis zur Höhe von 7« ibres Ver* 
mBgens erwerben. 

ADe diese QeeeUeduiften betreffisnden Akte aind von Stempd- 
und Eintragimgskosten befreit. (.VrliK« ! 10.) 

Bio können ihre Kapitalion t»oi der Hintcrlegungsstellf ' in- 
zahlcn oder sit> in Woi-ten anlegen, die mittelhnr oder unmittelbar 
unter der Oaraatio des französischen Stnati s sti lien. Wenn .«iie 
die Kapitalien bei der Uiuterleguugsstelle oinuililen, so erhalten sie 
4VtVo Zinsen. 

Diese Oeseliachaften kSonen die Zahlung von Bückbtgen festr 
setzen. (Artikel 22 bis 24). Die Beetimmungen und Schutzmass» 

regeln för dieee selbständigen Kassen wcnlen durch eine im Ter- 
•waltiintrswetre erla^sctio Öffentliche Verortlnung festgesetzt, f .\rtikol 27). 

Wenn dif? StatuU^n verletzt wertlen, so kann die Oeiiehniipiuig 
durch einen I3osühluss des Staatsrates ziu-Qckgezogon werden. ^Ar- 
tikel 30). 

Oesellsohaften deren Zweck anerkannt ist ^ 
geniessen die TOfeteliend wiedogegebMen Verteile und kOnnea 

aus.serdem unbewegliche Gegenstände l)esitzen, erwerben, verkaufen 
und eintauschen unter <lon in der Qenehmigungsnzkunde tat> 
gesetzten Bedinguugt ii. (.\itikel 33.) 

Nach Artikel 3-i und 35 wird im Ministerium des Imiern 
ein oberer Vereicherungsbeirat eingerichtet^ der die Aufgabe bat, 
sein Ontachten absKugeben Ober alle raglementariadien oder andenn 
Bestimmung^, «lie die VerrichernngsgeBeUsohaften auf Oegenseitig- 
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kait bebeir«a. Br ist «tia 36 MitgUedcni «isammMigeBatst, v<m 
deaeo 18 durch dio Gcsellschafteu selbst gcwJU>lt werden. 

Oesetz vom 1. April J898. (J. 0. vom 3. April p. 2045.) 
Dieses Gesetz bestimiut, dass jede zur aktivnn Armee, zur Rc^orvo 
oder zur Landwebr gehörige Militärporson aii8 Oesundiieitsrück- 
richten fOr ein Jahr auf Wart<^cld gesetzt werden kann. 

Finaosgesets Tom 3. April 1B98. (J. 0. vom 14. April 
p. 2273.) Das Budget für das Jahr 1898 betragt in Ausgabe 
3433418399 fr. und in Einnahmo 3434113183 fr. 

Unter die bemerkenswerten Bestimmungen, die dieses Oosetz 
enthält, zählt der Artikel 4, fler den Artikel 39 des Gesetzes vom 
10. JuU 1889 und den Artikel Iii s Gesetzes vom 2ö. Juli 1893 
betreffend die Wehrsteuer abgeändert hat. 

Kach dem frflharen Geaetx war die Steuar niedriger, Aet die 
Steuerpflidit bestand bis cum Übeirtritt des Steuerpflichtigen in 
den LAndatmnn. Dm gegenvOrtige Oesets hat die Steuer erhMit, 
ab< 1 >io ii^t nur fOr die Zeit zu entriditen, wlhrend welcher der 
Steuerpflichtige vom Dienst befreit ist. 

Sie setzt sieh '/iisammen aus einem festen BctraiJ:« von 6 fr. 
und auä einem beweglichen Betrage, der die dreifache Summo der 
persSnlieheii Ststtor des FfUdiljgeii ambaet Dieselbe «iliBht sidi, 
wenn Aazendenten des ersten Grades vorhanden sind, nm den- 
jenigen Betng, den man erhJUt, wenn nmn in die drnfiiohe Snmine 
der persönlichen Steuer de> am hOeheten besteuerten Asaendenten 
mit der Anzalü seiner lebenden Kinder dividiert. 

Es sind der Steuer alle jungen I/:>iite nnterwoi-fen, 'lie zum 
Au8hebungsl)ezirk gehören und von dem Dietttit in der aktiven 
Armee ganz oder teilweise befreit sind. Ausgenommen davon sind 
die Ausmusterten, diejenigen, die die Familie onteiiiaUen und 
die BedflifÜgen. 

Die Artikel 5 bb 8 verftodem die Steuer fOr Fahrräder und 
Automobile. Sie ist auf 6 fr. festgesetzt: für Automobile beträgt 
sie die doppelte Snmmo. Dio Bersihhmg der Stcticr wird gesichert 
durch die Anbringung einer KontroU-Marke auf jedem Fahrrad 
oder Automobil. 

Der Artil»! 12 trifft Maasnahinen, nach denen die «usiandisohen 
Wer^piera, aofiani sie nidit Befreiung genieeaen, dem Stempd der 
UniHttatener und der von dem BrüKge tu wliebenden Gebühr 
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in gleicher Wom nnterworfea ündf wie die CnuixOsiBcheit 'Wert- 
papiere. 

Dicfcn Abcrnlien warm si«^ iltui-li <las Geset?, vom 29. Juni 1S72 
uiitenvorfeii, welciies bestimmte, Uas.s die ausliiijclj.<chen Werte in 
Frankreioh nur dum inr jEui'rfeBtatellttDg zugelassen, gehandelt, 
verkauft oder emittirt Verden ddrfen, wenn die Oebfllir, ebenso 
wie Stempel und ümHatasteiier für «ie entriöhtei wird. 

Unglflokliolier Winse blieben diese Vorsduifteo, aasaer bei 
denjenigen Wertpapieren, die zur offiziellen Kursiintionnr^ zuge- 
lassen waren, nur toter Buchstabe. In Wirklichkeit traf diejenigen 
Unterhändler, welche das Oesetz vei letalen, indem sie die Ein- 
führung und den Handel in auslAndiächcu Wertpapieren betriobca, 
keinerlei Strafe. 

Der ArtikeL 12 des Oeeetiee wendet die im Artikel 3 des 
OeaetceB vom 29. Mai IST 2 ausgesprochene Strafe auf diese Peraoaen 
an, mit der MasÄgabe, dass die Strafe nicht unter 50 frcs. betragen 
darf, sofern nicht fin Vertreter, der ffh- die- SterTipelkn-;ten, UmaoU- 
ateuer und Elrtragsgebiihr haftet, bestellt und geiiuliaiigl i»L 

Der Artikel 13 setzt den Stempel für ausländische Staatä- 
papirae aof 90 oent bis 1 fr. feet 

Das Geseta vom 8. April 1898 betreffend das Wasser- 
wesen (J.O. vom 10. April p. 2236). Mit den ciTÜteebtUdiea 
Bestimmungen dieses Gesetstee haben wir uns solion beschäftigt. 

}"]> sind nimmohr diejeniG:en BrstimmMn?en zn orörfem. welche 
sich auf das Verwaltungsrocht, d. h. aut *lu' Wasserpolizei beziehen. 

Die nicht schiff- und nicht flössbaren Wasser- 
Ii u f e. Die PoUzeige wait über diese Wasserliiife sieht dem PiÄfdrten 
und dem Bfligenneister an. 

Der Fcifekt erUast au diesem Zwecke generelle Anwosungen. 
Zur Anlage einer AbdänimiUlg, 0<1< r . iii-^r Fal)rik bedarf os s, iner 
Oonehmigung, die widerrtifen werden kann im Interesse der öfJent- 
Ijnlien Oosnntlheitspflege oder au« Orüivlon piti'^r Tli^iscliwojumungs- 
g.vfahr. I Artike l 8 — 17.) Der Piälykl übei-wacht auch das Aus- 
baggern und die Berichtigüng der Wasserläufe. Er soll sich hierbei 
nach den Ortsgebi&uchen richten und mangels soloher sich der 
Unteiatfltsung einer Oenosseasduft der üfenuüiegar bedienen. 

"WeBn es mcAi darum handelt, auf diesen Flusslfiufen die FUSssarei 
mit stfickweisem Hola einzurichten, so ist eine Verordnung kienu 
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erfmderlicb, und diese setzt die fttr die Ausübung der FlOsserei 
aotveud^geia dinglichen Bei-echtigungen fest. (Artikel 30 — 33). 

Die schiff- und f IT) ?ss hären Flüsse. Si<^ sind ein Teil 
des öffentlichen Staatsgutes und ihre <iiüii/,en, die durch Erlass des 
Präfokten festgusctzt wordeu, riciiteu aich nach der HObc dcüjcuigeu 
WaiBerlatifeB, der die Ufer erreicht, ohne sie su flberfluieii. 

Zur Qflo^imigiing von Auing«!, die Frivatleiite mt diesen 
noasen «nfinhren wollen, iafc ein Edase des Fiftfekten, oder eine 
Yerordnimg erforderlich. Die.se Gendimigiingen sind itets widor- 
lufiich. (Artikel 40 bis 45.) 

Im Interesse der SchifEahrt müssen die Uforbe wohner das 
Ziehen der Schiffe längs der Fiussufer dulden. Wenn ein Flusa 
für schiffbar erkUM wird, so koun der Eigentümer, auf deeaen Omnd 
und Boden tSa P&d sun Ziehen der Sdiiff» heigeateUt wird, 
hierfOr EntachAdigiHig fmdem. (Artikel 46 hie 64.) 

Gesetz vom 19. April 1898. (J.O. TOm 21. April p. 2618.) 
Dies Gesetz hat die (Iber die Befähigung ziun .\potheker bestehenden 
Bestimmungen zusammeiiprofasfst, indem nur derjenige zugwlaHwm 
wird, der das Diplom der erston K!;i.-k<c Ijcsitzt. 

Die Ausländer dürfen in Fruiikrtiich nur dann eine Apotheke 
betieiben, wenn in ihrem Heimatestaate den Fransoaeii daa gMehe 
Redkt »iBtehi Auch mflaaen sie ein von einem iranifiaiachen 
Institut »uageaidUea Zeugnis und die gWchen Torbedingungoi in 
Bemg auf AuaUildung und Prüfung erfOllt haben. 

Das Gesetz vom 21. Ttmi 1898 (J. 0. vora 2:?. Juni p. 3861) 
hat die vi»r|?es< luielii neii Hestiramungeu umgearbeitet, die sich auf 
die ländliche Polizei beziehen. 

Diese Folizd untersteht dem BfirgermeiBler und dem Frafekten. 

Was den Steherfa^tadienst anlangt, so muas der BQigenneister 
aUe Maasnahmen tceffoi, um ünglQckaflUlen oder aUgemeinen Oe- 
iidiren Twsuheogen; er darf Bestimmungen erlassen zur Nieder- 
reissung mlcr Wiederherstellung banfnlligCT Geliriu'le und Anord- 
nungen treffen über daa Cmhertreiben gefährlicher Tiere. (Artikel 
1-17.) 

Er muss in jeder Weise auf die Fördenmg der gesuudheit- 
Ikben Bedingungen in seiner Gemeinde bedacht sdn: Entfernung 
Ton Dunggmhen ans bewohnten (HimdatQcken, ZuadiOttung von 
Sümpfen eta (Artikel 18—20.) 
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Eodliob ttifll dM Qeaelz genaue Be»liiniiiiiiigen in Besug aul die 

Gesundhciüiijolizoi hinsichtlich der Tiere. Jeder I^gentümer eines von 
einer ansteoki'uilcn Kninkhoit iK-fallftifii Ticr**!< muss dem Bürger- 
meister derj"iiiu''rii ( iotneiiid'^. in <\rr Adi das Tier belimlt'i, Anzeige 
erstatteu. Dieses muss mit Besciilag belegt und abgesondert weixleu. 
(Artakdl 31 — 33.) Der BfligermeiBter 1mm euch aiiordneD, deee es 
getötet und vergraben wird, besoDden im Felle der Tollwut (Aitikel 
38.) Dem Eigentümer der »uf diese Weiee getOtetm Tiere wird 
eine EntschMigung zugebilligt. (Artikel 46.) Die BCtargermeiRter 
siud uncli mit der ländlioliea Folizeigewalt in, Besug auf Ernte- 
aogelegeoheiten betraut. 

Literatur.^) 

8iMMlllllg6B. 

Die VorOfTentlidiung der grossen Semmlongen 
oder EntiKslieidungen , der Repertorieo, wird uemlich eibig 'ort' 
gesetzt. Wir erwähnen: 

Les Piindectes franc;'ai8es, t. 2R. 

Carpontier et Frerejouan du Saint, Repertoire göuural du droit 
franvais, L 26, 27. 

R. fte Gottdcr, Supplement an Diclionnaire de droit connMvettl, 
induatriel et maritime, t. 2. 

Lansel et Didio, EnqrolKvp^fe du notarkti 1 23 et 23 (sappi6nwot). 

Anuuaiie de la Ugidatioii &»n^«iae, 1897. 

BfirgerlicheH Recht 

Die grossen Werke oder die Abliandiungen, deren Yeröffewt- 
lichung seit tiner Zahl von lahren begonnen hat, erschien regd- 
odasig. Wir fahren aa: 

Bandiy-lAcantinerie, Pr&ae de droit «vil, 3 roL (lünse). 

Giiüluuaitl, Trait^ dos privil^ges et hypofh^ues, t 3 et 3 
(oontiuuation de Demolombe) (Pedooe Lauriei). 



') £iue ZusammeustelluDg dor hier nicbt guaanuica Arboitou budet 
man im Jounal genend de rimprimerie et de la librurie, Bibliogiiplu« 
la Fkaoce, 180B. 

Die Nameo der Verleger sind im Khunmoro beigefügt Da alle diese 
Yerieger ta FariB wehnbaft riqd, war ea onsStjg, iKes jedeeaMl bewodan 
nodi an bemoEken. 
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Hiic, CommentaifB da Ckida civil, t XL 
Beudant, Coura de droit dnl, t. 2 (RousBeau) (Fioboii). 
Die Honegca^flei sind sehr nhlreidi vie im Vorjahre. 
Wir mflsaeii uns auf Ansfühning von eiaieliicn boschnuiken: 
T>og('oeiir, La <'on<litioii los C-tuDgexi et particuli^rranent des 

Allemaruis cn Knunv (Marclml). 

Lefort, Dictionnaii-Q de jui'isprudeace des assiiraaocs sur la vie 

(FontOBcing). 

Tftudidre, Tcait6 de la puiaaaace patemelle (Pedone). 
Noniiaaim, Binde eritiqne eur Im poissanoe patemelle (lüroae). 
Le Qrix, Loi du 8 Mt. 1899 sur lee domaines oongäibles 

(Urose). 

Gaudemet, Etüde sttr ie traasport dee dettes a titre paiüuulier 
(Rous«>eau). 

Lottiwt, Fonnalitös du mariago 8implifii.io& par la L du 20 june 
1898 (Chevali^j Mareaog). 

Aftalion, Loia lelatives ä l'^pargne de la femme marife (Pedone). 
Das Handebreeht veiai wie das bfligerliohe Bedit umfimg« 

reiche Abliandlungen auf: 

Lyon, Caen et Renault, Manuel de droit oommerdal; Traitö 
de droit commerciiU, e»l. L 1. (Pichon). 

Venuoud, Manuel de droit maritime (Larose). 

Yalabrögue} Prficia de dmit oommercial et maritime (Uarchal). 

Valabr^gae^ Txaitfi rfiaumö de droit oommerdal et maritime 
O^hal). 

Valabröguo, Nouveau coui*s de droit corainercial (Mirclial). 

Thaller, Tniitö 616inoiitaiif iL« «Innt fommercial (Rousseau). 

I'ntt^r aiiilcnMi Monograiiliiet u erwälmea wir: 

L6vy-Uiiuia.mi, Eftsai üiir leh titres nomiuatifs et ia i-csjMjusabilitu 
des agenta de cliange. (Bouaseaa.) 

B. Ronaaeau, Sod^töa par actiona (Bouaseao). 

Leeaianev Etude juiidiqiie des ooop6nitiTes de oonaommation. 
(Sodt'b' dV-ditions s cientifi<iiies.) 

Ärthuys. D*' k con«t:tiitir>n des socie*t('f< par at;tions. (Rousseau.) 

Aliez, l\:H ctlöts du compte courant. (iiousseau.) 

Im Civilprozeasrecht giobt es besonders Werke praktischen 
Clanditera. Biniäne vecdieilmk jedodi hier Plate an finden. Zuerst 
die 3. AuBage dea geediStsten Buchea von M. Garsonnet, des oua» 

42 
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goddiBteBtea und besten im Gebrauch befindlicbm Wericee Aber 
den gegemrSrtigen ReebtaEUStwid: 

Garsonnot. Tmtö de pcocfidnie, t 1. 2. 3 (2" cd.) dann: 
Boujean, Ordonnanoes Bur raqudte et Bur r6f^ (Pfidooe 
Lauriel). 

Percorou, Do la rögle que nxil en France ne plaide par pio- 
cureur (Dijon, liupr. Dannti&re). 

Steafreohl^ StniSXWMa. Dm bemerkenBwerteste ist dasjeni^ 
ven SaleiUe« Ober die neuen kriminaliBtiBohen Schulen: 

Saleilics, L'iiulividualisatiüa de In peine (Alcan). 

Wir filhren fernt-r die KoinmcnUiro zu dem Gesetz vom 8. Sojv 
tembcr 1891 (jetrefTend die ßoforni des Strafproseeses von Ober, 
(Rou&seau), Milhaml et Montheux (Pedone) au. 

Über diu Deportation sclirioben: 

Beauobet, Transportation et ooloniBBtion pfinales & In Nouvelle- 
Caledonie. (PBris, Da^y.) 

Coloniaatioa pönale (Bennes, Simon). 

R. de la Grasaerie bortlhrt nach vielen anderen Fragen dtt 
Proldem der Ge8chworai«igeri(dite in: Orig;inei ^Tolution et »venir 
du juiy (Gianl). 

Die Studio von Prudhomrao: ix? projct de Code pcnd russe, 
(Pedone) ist nidit ohne üntoraBse fOr die Kriminalisten. 

Das YerwaHaiigsreehi bietet uns in ereter linie die nelur 
Teimelute NeunuBgube des triehtigen Werkes Ton: 

Ducroai, Cuurs do drdt admiiüstmtif et de lögialation des 
Pinance'', S. 3 (Fonteinoing); 

ffrnor eine Neuausgabe von: 

Blocli, DirtioiiimirG do radmistratiou fnui^aise. 4'' ad. (Berger 
und Lovrault) und Monographieea, deren einige wertvoll sind, z.Bi: 

Jaoquelin, Prinzipes dominantB d« oontentieux adminietntif (Giard 
et Biitee); Appleton, Separation de radministntion addve et de la 
juridictioa (Pontemoing); Berthölemy, Les poursuite« eontre le» fono- 
tionnaires pour actes aocompliB & roocaaion de leun fonotions 
(Berger und Ijovi-anlt). 

Eiuipfeii wir iiier ein Werk über die Ä.nweadui)g eines neuen 
Gesetzes an, nämlich: 

Leynnd, L'asdstance mMicale gratuite. Loi dn 16. juillet 
1893. (Qioid et Briöre). 
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Da» S3tiiat!<ie(ht bietet uur eiu eiuziges Wei-k, oder viuluielir 
nur die Neiiausgabe ^es an den Lehianstaltai sehr bdnnnlen 
Wecfcee, nlmlicih: 

Morem, Fr6dB öl&neDtaivB de droit ooiwtHiitionnel {lAroee). 

BSnselne Aiteiten sof dieBem Gebiete sind : 

BertliAiemy, Le poiivoir r^lementaire du prdsident de ia 
RC'puhlique (Paris. Davy). 

Scliwartz, Droits du S^rutt statuaut eu mati<-i-e de lois de 
fiDinoae (BomaeBa). 

Snnigae, lUf^e 16gal des congr^tiona religienaee en Fhuioe, 
2* ed. (RoaBaeeu). 

Kammerer, La fonction publique d^aprte la l^alatkni aQemande 
(fionsseau). 

I/Ann^*-» poHtiqne. 1897, vou Daniel enth&lt uätsdiche Be- 
lelmiugen über ütreiitlichei» liecht. 

Die Kolonialgesetzgebung, wclcho sich entwickelt, hat Ver- 
aolawung besonders su Monographien gegeben, abgesehen von der 
TerOffentUclmng der GesetieBtezte im Amtsblatt (joumal offidel) 
oder im Gesetzblatt (Bulletin des bis). Wir fOhren folgende 
Arbeiten au: 

S. de Poxignadoreffs*^, La justice fi"an<;!ai8c cn Tunisic (Ijarose). 
Sombathay, Cours de l^islation et d'admioistratioa annamites 
(Andr6). 

ffieci, Da r^me des eaux en Alg6rie (Rousseau). 
Le Bomdaia des TouoheSi R6^me finander des oolonies 
han^eee (Rousseau). 

Das internationale öffentliche und private Recht bietet 

oincn der rfieliston Zw.Mpo rlfr juristischen Literatur. Aiissfr flen 
Hi'vui'ii. iloii S;inniiluiij;oii von Vorträgen, sind wichügo Li'hi Küeiicr, 
Abiiaiidlungen und zahlreiche Studien über einzelue i'nigen er- 
schienen: 

Bonfile, Manuel de droit international public, 2* ed. (Rousseau). 
K Bcnui^eda, Manuel Mstorique de politique ötrang&re, t 2. 
(Belin). 

PUlet, Jjes lois actuelles de la giierre (Pedone). 

RAt^me dos Capitnlations (Plön). 

Regnaut, Des etfets de la ueuti^it« peii)etuoUc en temps de 
patx (Oiard et Bridre). 

42» 
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Leoomte-Mbnoharvillef Monaco au point de irue intenatioDal 
(Pedfioe). 

De Cleroq et de TaUat, Gaide piatique des CoosnlatBi 6* el 

(Podone). 

Resson, ]/ar)>itnige iiiternatioaal et la Oodificatioa du droit 
des genä (Paris, Davy). 

Weiss, Manuel de droit interoational priv6 (I^ose). 

Weiss, Tnitö de dioit intematicoal prir6, t. 3 (Laroee). 

De VaniUee-SomiiiidiM^ Ia ^yntlidae du droit intanatioMl 
jsnl', 2 vol. (Pichen). 

H H Oompdtenoe de» tribunaux fran^aia entre ^bangen 
(de Soyo). 

Die Rechtfl^eschichte bietet uns die Fdi tsctztin^ einee Werkes, 
in dein sich Qelehr8aink»^it um\ Scharfsitin verbindet: 

Violtet, Histoire dos> institutions jpoliüques et administiBtives 
de la France, t. 2 (Larose). 

OleicUeimassen erwähnen wir: 

J. Riteud, Ibnu«! d*hi8t(üre du droit fiancais, iaso. 1 et 2 
(FontemoiBg). 

Deraellie: Etudea de droit pnbüa Un UMial an XVIP ntele. 

Claude Joly (Fontenioiug). 

Tixicr, Essai sur los baillis et ßi'n 'cliiiiix (Otl'ans, Morand). 

Die ..Noiivo!!'^ Hf»nie historiipip de <lioif (Larose) ist das 
Hau^itori^ati dor Kci litshistuiikiT und Hoiuanititen. 

Wir uöiiueii noch folgend»' Si hriftoii der letzteren: 
Rovillout, Les actious publi<jue8 et priv«jes en droit egyiJticn 
(MaiaoDBKive). 

fienaid, Contribntion k Diietowe de 1* a«torit6 l^gialative du 
Sfoat romain (Nancy» BeignxLevxault). 

Petit, Trail6 el^moutaiiv de droit romain (Rousseau). 

May, Eli'iments de droit romain, od (Larose). 

Larocque, Le don du fiaoo6 h Borne (Toulouae, Impr. St. 

Cyprieri). 

Die Natioualökououiie ist sehr reich an Arbeiten aller Art. 
Unter den Handbüchern zeiuhneu »ich zwei beBoudetu aus: Die 
herromgenden: „Frindpea d'teonon^ politiqüe" von Gide 6* ed. 
(lAToae) und: „rHistoiie des deetrinea doonomiqueB*' von Baoband 
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(Larose), wdch letsteres eine wirUIobe UOf^e in der volkiwirbdiaft- 
Udbea Lttemtur Fcuikrnchs ausEOllt Y<m anderen Wedcen sBUen 
vir auf: 

de Koaaiera, Lea indoitriea mODopotiadeB (Tmata) anz Etata 

Um (Colin). 

Jievaswnr, Le salariaf (Lev('). 

Lavollöe, Lea dasses ouvrir-res en Europo t 3 (Guillaumin). 

Bloadelf L'eMor tomomique de TempiTe allemaad QUaogeot). 

Blondd, Lea tranafonnatkMia aocbüaa 6b rAUeonagne cod- 
tamporome (BlaDgeot)» 

Malilleau, Hernien ^ ^ Rooqiügiiy. La pr§voyanoe aootale 
ea Italir (Colin). 

Hiou, La ooopdiatioa ouvri6ro ä travers los ugcs (Chevalier- 
Maresq). 

Ruria charitaUa. 2* ed. (Plön.) 

Bellom, Lea j^ea (Oritena, Monnd). 

Biet, B^lenentatioiiB Uigale de ia jotimte de traTail de 

l'ouTrior adultc en France (T^iioso). 

I?« ploint Mutation da travail daaa rioduatrie. L^gialation itaafaiae 
(Iiopr. nationale). 

PerriD, Les Warrants agricoles. L. 18 juUlet 1898 (Marcbai et 
Bükrd). 

Hogrel, id. (Cheralier-lCareaciy). 

OnyoOr Loi du 9 aTiil 1898 oonoemaDt la leapooeabilitfi des 

aocidents dont les ouvriers sont victiraes (Rousseau). 

De Malarce, Extension de l'iaatitotion dee oaiflsea d'öpaigne 

poatales JTN'-ünl) 

FinanzwissenMchaft Das Studium der Finanzen, welches 
Nationalökonomie und Verwaltungarccht berührt, ist duivhau» niclit 
vetnaclilässigt, wie die nadttleheaden Publikatioiiea lehren: 

L. Sa^j Lea financea de la Fnmoe eoiia la 3* Rdpnbliqoe, t L 

Rode, Les conversirms de dettes publiqucs (Giard et BriiNre), 

Pallain. 1^8 douanes irau^aea (Dupont), extrait du B^pertoiie 
de di »it ailministratif. 

Natjuet, Trait^ des droits d'onregistremont 2*> ed. (Ldiroäe). 

Sayoue, Etüde 6oonomique et juridique aar ka bovinea alle» 
mandea de valeuxa et da commeroe ^uaseau). 
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Erwlhnt soan nodi die AbdrQoke «ib ZeitMhrifton, weldw 
Mniges IntereMe bieten: 

Hubert- Vnlleroux, Lunifv^t pi^ogieeaüf;. LMmpOt aar le revenu; 
Budget nati .Hill (Blond et liarral). 

Nryiiiiirck, Les impOts et 1» ricbesse publique de 1869 k 1897 
(UviilkiiaiiiL). i 

Die Sozialwissenscliaft, welche ehedem mit gros^sciu Eifer ' 
betrieben wurde, ki ein wenig TevOdet Unsere Aufinerlnamkett ' 
wild nur dundi die Zeilschrift: „Ann6e socielegiqne 1896/7'* (Alcsn) i 
imd die felgemlen Srliriften erregt: 

Worms, T/Ecoiiomie sociale (Oiarü et Bridre). 

Tanle, Les lois sorial'^s (Alean). 

Haiirioii; Lovong siir U; luuiivement i^ocial (LaroKO). Die kübuen 
üodanken darin worden siclier Polemiken hervomifen. ^ 

Joyau, Les principe» des scienoee teoiales (Le^on d*o«iTeiiuie, 
Clermont-Fenand, tmp. Hont-Lonis). 

Die answirlfgea GMet^sebiuigeB haben zahlrdche Arbeiten j 
hen'orgerufen , abgesehen von der Veif)frentlichung der fremden 
Gesetze in dem „ATumniro de la Socirte de Ic^islation comparte" 
und in den Artikeln in dem „Bulletin^' jeuer Geselleuhaft | 

Wii- führen an: 

Sawaa-Psflcha, Etode bot la thfiorie du droit mmralnMU, t 2 
(Maicbal). 

PnidbeiniDef Le projet de Code p6nal nun (Psdone LanriaiK 

Pioot, Les ftüftices de pux k lV>tranger (Marclial). 

Dnnia<:, T/«> nonv^viu r^me de publidtö des droite r^sls en 
Angleterre i^i'aris, Davy). 

Fagnot, Les syndicats ouvriers en Angletorre (Paris, Aubert). 

ntmiageot, M4moiie zur l'eiganiMtinn et le lAle des «ssociatioi» 
ouTri^ree et marchandea en Cldne. 

Oand, L'AUmeod dans le oanton d'Obwalden (FariSt Soeiur. 
Charme v). 

Kowalewsky, Le rögime öoonomique de in ituasie (Giaid et 

Bridre). 
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Griechonland 

Hcfei-oiit: Dr. EpaoL C. Lauibadario«, Advokat, AUieiu^) 



a) Einieituiig. 

Der Abbruch der diplomatisülien Beziehungen zwischen Griechen- 
land und der Tflrkei im Jahre 1897 bat den Rfldttiitt des aiu 
aUgemdnen WaUen hemi^gegangeneD Ifinisteriuma Deliyanm herbet- 
gefOhrt Letzterem folgten in der Begierung zwei Uiniiterien, 
welche keine «nsgeprä^jtc politiRcho Richtung' vortraten. Ztniiii hst 
h.ittp »l«»?' Kr.nic: <k'n Abgeordneton D. Rilli beiufcn und ilim die 
Verteilung der Fortefeuillea anvertraut. Nai h dt r haMigeu Demission 
Hallis übernahm Zaiuiis die Regierung bei ErölTniing der dritten 
Sesaion der vienehnten ^mmerperiode. 

Das neue StaatniunisteTiiiiu b^ann am 30. (^rtober 1897 eeine 
geeetigebeiriadie TbStigkeit und aetsta dieaelbd in laxua vierng 
Sitzungen fort, weil die starke dÄyannistische Partei eine reine 
Obbtmktionapolitik in der Kammer trieb un<l Aniialmif il. r 
vorgelegte» Gesetzentwürfe vcrwoiprortf. um der Regierung, welche 
einer Majorität entbehrte, den Rücktritt aufzunötigen. In der That 
verlas am 23. Marz 1898 der Ministerpräsident das bönigliche 
Dekrat, welches den Sohluss der Session und die Vertagung der 
gamm^ TSifOgto. Dasselbe bestimmte femer den 7. Februar 1899 
als nldisten Wahltermin mid den 4. Wkcz mr WiederOffltaung der 
Kammer. 

Es ist kaum nrilitr, d.irntif hinzuweisen, da^s in rüpseni kurzen 
Zeitraum und uiitoi .sulchi.'ti politischen VerhiUtnifc.beu *lie Entfaltung 
einer erwähnenswerten gesetzgeberischen Tli&tigkeit undenkbar war.-') 

Auf Orand der Generalwablen vom 7. Februar 1899 hat sich 
die neue Kammer am 4. SUnt 1899 mit einer grosaan Hajorittt 



') Un-ser früheror Referent, Herr Advokat Ur. Zacharias, d^r di«; 
wUsoDschaftlichen BoatrebuDgcn der lutemationalen Vereinigong in hin» 
geb«oditer Weise gefördert hat, ist in der Vollltnft «nnw Jahre ventorben. 
IKe VeKinigDBg wird ihm dauernd eine dankbare (icsinnuag bowahron. 

'l Dil? währen ! d'^s .lalnus 1S98 verkündeten Hcsctzo und VcronJ- 
ouii^o »iad bereits im Jahrgang 1899 dia«^ Jahrbuches 8. 4()2 von dem 
Tetatorba n en Dr. N. Zachariaa erwibat 
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fflr die Tbeotokiqiartei gebildet Dm neue Mimsteriuro bndite 
viele Vorlagen ein, von denen manche sdion am dem frOlieieB 

Ministorinm Zeiniis stammten; intlossen gelangten nicht alle zur 
Vnlian llnng und Abstimmnnf^, In fli>f;.'r Soasinn, der ei-steu der 
XV. KammeqKüiodc, die hm zum 15. Juli dauerte, wurdeu iolg^de 
widitige Oeikitze besclilosäen: 

b) Ctosetsgebnng. 
h Fbwmaigetogeiilieltea* 

ninlurit der Jahre 1897, 1898, l^DH Xach der Oe- 
nrliiiiiguii^ i\or ausserordentlichen Aus^ljen der Finanzjahre 1897 
und 1898, wälir*^nr| -welr-hi r Zeit die Krxmmnr nicht tagte, und der 
Annahme des Etat« von 18l»K uüt Diacluaen 87 726 599,05 Ein- 
nahmen und Draclimen 101 988 039,84 Ausgaben, fand die Ab- 
stimmung Uber das Budget von 1899 atatt; im Wege der Qeeetz- 
gebung (15. Juli 1899) wurden die Einnahmen fflr das hmfende 
Jalir auf Drachmen 107 085 658 und die Ausgaben auf Diechmen 
103 418 273,44 festgesetzt. 

(lo.setz vom 1. .luni 1899, welches die l^alin'^n der 
Insel Zante zum Staatsmoiinpol macht«> und dem Staate die 
Verpflichtung auferlegte, eine bcätimmto Geldnumwe jähilieh an die 
WohlthSt^gkeito-Anatalten von Zante au zahlen. Flrtttier wurden die 
Salinen von den Ph>vinieii der Ineeln Corfu, Zante und Cerigo genutit 

Oeaeta vom 5. Juni 1899 Aber den Ersatz der 
Weinsteuer durch die Stremmatisch r> Resteuerung 
dor Wein borge. Das Stromma ist ein Fl;u lii'>(H-nnm von 
lOOU Metern. Diese Steurr ?tfitzt sicli auf die Üekiarations- 
pflicJit des Eigeiitflmens, Besitzers, Erbpachters oder Niossbrauchers 
und wird jfthrlicli, je nach der Zahl der Stremmata, beiablt; das 
Minimum dieser Steuer betrigt pro Stvemma dne Diudune, das 
Maximum eecha Drachmen. 



') T>a=; M;nistf>rinrn tiatt> folgende Zusammensetzun!?: 
ü. Xbeotokis Präsidium und Iimeres, A. Siuioiiulüs tilaanzen. 
A. Romanos ÄtUBeree» A. Entaxias Unterricht nnd geisdiobe Inge- 
legenbettea, K. Karapavlos Jnstis, K. Kumanduros Krisg, B. Budori« 
Marine. 

S^er wurden die zuriickgutrctcuen l'aterrtcbus- und Kriegsmini&ter 
durch die Abeeordaetra Staig bezw. N. Isamados ersetzt 
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Die Anseigen werden hk spätestenB Ende Joni den SQBttndIgen 
BfliiSeniidBteni eretattet. Letsteie besofgen ISnttagiing der 
eiqgdantoien Anieigen in Spexialregistcr, welche, mit den nötigen 

Bemerkungen versehen, dem Finanz-Ephor tngeschickt worden. 
Ifach pinpr'lifnilor Prflfung greift dor Ephor diejenigen, welche 
entweder keine oder eiiio mangrUiaftc Anzeige erstattet haben her- 
aub vind teUt ihre Namen den betreffenden Biiigermeistem mit, 
demit ietstere durch Aneelning einer ▼eiteran filnfiehntfigigen Ftist 
6» Gttflgto berichtigen l^Onnen. 

Innerhelb der enten Hllila dee Meoats September stellt der 
Rnanz-Ephor ein Vendchnis der fOr die Beeteuernng in Betracht 
kommenden Personen nnf, schickt es an die untergebenen Lokal- 
behörden und ernennt fjloiclizeitig eine Spezialkommission, welche 
Hch Ober die zu testeuemden Weinberge zu äussern hat 

Die Znmetenng der steuerpflichtigen Weinberge, welche die 
Omndlage für die Besteuerung bildet, vird von Staetsingenieuren 
betrieben. Dieee nehmen jedennal ein Pretdroll auf, wogegm der Be- 
nachteiligte binnen zwanzig Tagen nach der Zustellung BoBchwerde 
an da« Finanzministerium einlcgiMi isder l.cim /.ustandigen Amts- 
sericht Widerspnich erheben kann, Wt-nri die Streitsunune die 
60 Drachmen nicht übersteigt, so entsciieidet der Amtsrichter iiechts- 
kräftig; wenn dies nicht der Fall ist^ so kann gegen das amta- 
richterliche Urteil Berafang eingelegt werden. 

Oesets vom 9. Juni 1899 Aber die Abechalfung der 
Viehsteuer und Einführung der Besteuerung dee 
geschlachteten Viehes. Diese Steuer ist pro Haupt Schlacht- 
vieh zu entrichten. Vnn diesem Gesetze sind die Jonischon Iiiseh», 
die Provinzen Oetylu, (iythio, das Dorf Kastailia und die Kommune 
Melitina des Bezirk» Lucediimon befreit. 

In gleicher Weise wird den Tiereigentflmem oder obeeitiem 
eine DeUamtionspflioht auferlegt. Die Steuenahlnng orlolgt gegen 
Bupbtngsquittong wi dem Anmeldungwchefn. 

Gesetz vom 17. Juni 1B99 nber die Besteuerung der 
K orinthenf nlchte und über die Errichtung einer Ko> 
rinthenbank. 

Das Gesetz dehnt das System der iu natura zu eilegenden 
Steuer besflglidi der exp<ntier(en Korinthen auf zehn volle Jahre 
ans, rem 5. August 1899 aa Diese Steuer betragt nündeetens 
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10% des xtt exportierenden Quantums. Durch dasselbe Qw/U 
ist auoh ein AveacfauBS bestimmt, welcher sich in jedem Jahre m 
Äussern hat, ob tWeae Steuer von lO^o vermehrt werden soll: die 
Hntschcfdunf^ trifft der Ministerrat v<ii flem 6. Augni^t jfKifs M\rm. 

Df^r Zweck der Korinthonbuiik, welfho ihren Sitz in il'^r 
Stadt Patra» hat und 20 .lahre währen soll, besteht im allgeiueiiit'i» 
dai'iii, für die Intcrcsäen der Korinthenproduzenten zu sorgen, 
d. h. 1. fflr die Verbrdtiing des Korintiien-YerbrauchB im Aus- 
lände und die Teifaesaemng der Qualttftt; 2. die Verschaffung tnm 
5*/» Anleihen an die Kwinthenprcxhizenten mm Bau ihrer Weis- 
l)erge; 3. die Gewährung vorläufiger Vorschflsse auf Kaution von 
Lagei-scheinon der Staatslairf^r 711 fitipm Zinpfttss bis zu 7*„; 
4. die statistische Feststvlliini: iloi- wii tsciiaftlichen Beziehungen 
der Korinthcnpi-oiluzentcn zu iliron liypothekarischen Gläubigem 
und Unteisuobungcn, ob der Korinthenbau fflr bestimmte Zeit 
untersagt werden solle; 5. die Errichtung von Lagern cur Auf* 
bewahrung der Korinthen. 

Das Bankkapital wird gebildet : a) aus den von der Bank in 
natunt erhobenen Steueni nach Abzug einer aus dem Fiskus zn 
entrichtenden Ocldsteuer von 4 Drachmen auf 1000 v,^n«>t. Liter: 
aus der bei der Staatskasse hinterlegten Oeldsuiume; c) aus 
dem von frOberen Jahi'escinnaluuen noch vorhandenen Material.') 

Qeseta vom 30. Jani 1899 Obar die Abänderung und 
Ergftnsung der Oesetse betreffend die Gewerb ebesteuerungf 
d. h. die Besteuerung tod Handel, Industrie uad geweri>liclier 
Thätigkeit. Das Gesetz zielt auf die zweckmässigen? Erhebung 
der Steuern hin und stützt sich ,iuf die Deklarationspflicht. 

Die Steuer wird in zwei Raten entrichtet und zwar die erste 
Hälfte divi Monate nach der Zustellung der Deklaration und rlie 
zweite Hälfte in drei weitereu Monaten. Die nach diesen Zcit- 



') Don Verkauf der unveräusscrton Korinthen überninint dis RnSBl- 
iiiitiisterium und händigt den Erlös, nai !i Aby.up d»»r genanateu vier- 
dtatjhmi(;eu Steuer und tioo^tigea l ukostun dor Korinthenbank aus. Letxterer 
wird vom 5. Angust die OessrntiagerverwaltBog ftberhwen. 

Das Verniö(,'eD, die Wcrt|)apiera and «nstigB Scheine der Bade «iiid 
von jeglichen Staatfigebülu"en befreit. 

Dur Exjjort der in den Lagern vorrätigen Kuriuthen wird stroug untef^ 
sagt; Dar ibie VemibeltaBg ist der inllndisdisn lodastiie freigsgebeo. 




I 
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ritaim«!! erfolgende Stenenahlung wird um S^o Venugnuiaeo und 
20 V* Geldstniie e^hi 

Von dieeer 8t«ier nad die Einwohner der Städte, deren Be- 
vUlkerung weniger als 3000 Seelea zjQil^ befreit. 

Gesotz vom 15. Juli 1899 Ober rlio Auferlegung von 
V> rhra 11 oh s-Oob nhre n auf '1 i r> S p i ri t ii o ro n. Diese Gebühr 
wird jälirlich duirli eine spozii-llo Koiniiiissi<iii vi-ninlagt. 

Die Steuerpflichtigen, deren Fubiiken im Betrieh sind, müssen 
innerhalb einer Frist von zwanzig Tagen nach dem Inknfttreten 
diMee Qeaetiea, dem finanM^bor Anieige eistatten. IKese eewle 
der Oewerbeadimn mflaaen jedee Jahr omeuert irerden.*) 

Be2 nioht rechtzeitiger Entriditung der Steuer, welche in vier 
Raten erhoben zu werden pflegt kommen 8% ige Tersugezinaen 
und 2()^/(f\gG Geldstrafe hinzu. 

n* setz vom 15. Juli 1899 betreffend die Abänderung 
de» Gciietzes über die Auferlegung von Bier-Abgabou. 
Diese Abgaben werden von dem importierten Mal» in dem Zoll- 
haose erhoben und twar 65 I^epta pro Ock (d. h. 1282 Gramm). 

Gesets vom 28. Hai 1899. Durcb dieaee Gesetz wirddaa 
Gesetz vom 24. Juni 1895 Uber die Errichtung emea besonderen Aus- 
sehuiseti für den Staatsschulddicnst aufgehoben und eine spezielle 
Scklioii im Finanzministerium die ..Sektion der Staatsschuld" ein- 
gr'fuhil. fi>l|r!ich !Bt Mr aüps. \va.^ dor Zuständigkeit des früheren 
Au!»scliusii08 unterstand, der i'iuanzminister wieder kompetent ge- 
worden, vorbehaltlich der Bestimmungen des Geeetzcs vom 26. Fe- 
bnnr 1898 Aber die Internatioinle Finana-EontroUe. 

Oeeets vom 19. Joll 1899. Durch dieses Oesets wird im 
flaanjuninisterium dn apesieUes JEtenort „Allgemeine Anlaleht 
der Finanzen" unter I./eitung des Finanzministers begründ. l. Der 
Zweck dieser Abteilung, welcher gmOgendes Personal beigegeben ist, 

*) Bas Jahr bcgumt un 1. Aagnit and endet am 31. Juli folg. Jahres. 
Durch dieses Gesetz weiden die in Betracht kommenden Fabrlkaaten 
folgenderweise besteawt: 

Die Branntwelnfiibiäinlai der A EategArie Dr. 200. 

Die Fabrikaulen der B. Kategorie je nach der täg^ebeaPro- 

dohdon roim-n .Mkohols. 

Die Liqucurfabri kanten der ersten Kategorie „ 500. 

M , n awriteaundderdrittenlblegiHrle „ 1500^ 
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besteht darin, die Anfncht Uber die regdinSflsige ISrhebuDg dar 
(mitteltNiraii uod unmittdfaweD) Steuer und die KomtnUe fiber die 
Riumxbewmten ftuaettflben. 

Gesetz vom 15. Juli 1899 ttber die Fusion der pri» ' 
vilopicrton Bank von Epirothesfalion mit der Grieclusoh(>n j 
Nutioaulbuitk und die Üljortragiuij; dfs nach di'n gcltcirlen 'le- ! 
setzen emorbeaea Privilegs der epirotiiessalisclien liatik zur Aus- 
gabe und Inumlaii^tBiuig von B«nknoteii, mcb einer von beidoi 
BMilien SU beetimmendea BntuchBdiguiig, auf die Nationalbaiik. So 
(Ibeniinimt die letitrae alle Rechte and Pflichten der epiio* 
theoBaliechen Book. Der Tertrag soll duroh köaigUebes Debet 
bestätigt iK^erden. 

Gesotz vom 21. Juli ls'99. ül>cr die Abänderung nnd 
Erg.1ni5uiig der Uesotze über die Wälder bczQglich des 
Uolzüchlags und des Eiusaauuolns von Waldproduktea. 

IL Iiumr» Angel^nhelten. 

Oosetz vom U. Juli 1899 über die Verwaltung de« 
Staates. Der Staat wird in 26 Departements (iro/M>t), an Stell» 
der froheren 16 DepwtemoitB,, behnfe regolmiiwigcr AdnunietraHoe 

geteilt. Auch wurde seine Oiganiestioci duroh ein zweites Qessts 

di^>^.li..'ii Datinns verändert. Früher, durch das Oeeefy. vom 
.'i. Dozcmhor 1845, war Griechenland m Departements (rouoiy, 
rroviiizuji {in^aQxlai) imd Gemeinden (d^/to() geteilt, gemäss der 
französischen Verwaltiuigsorganisation. 

Durch diose.s Ge.sotz bildet das Departement eine juristische 
'Prason (Korporation), die YermOgen erwerben kann; der an der 
Spitze stehende Prifekt wird von der Beg^emng ernannt, flbt alte 
bisherigen Rechte als Verlretor der Tollndienden Gewalt und 

hr^liorcr Verwaltungsbeamter im Departement U. a> w. aus. Den 
Präfokten stehen die als kommunale Elemente gewählten Bäte und 

der De[iartementsauR<*rhuRS zur S'^itc. 

Filr die IlaniUungen und Boschlusso der ICite und des De- 
partementsausschusse« wird in den vom Gesetz erforderlichen Fällen 
die Bestätigung des Präfekten eingdiolt SUIt die Ehtsdiadung des 
Prifekton n^tiv aus, so kann binnen einw Notfrist Ton 10 Tagen 
bdm Minister des Innern Beechwerde «iagelngt worden. 
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Der FtiüBkt bat du Becht, den YenammliingeD der Rite 
und des DepertemeDtsausechuaaea beunmohnen, Mb aie nidit ihn 
adtiBt betielEea 

Oesetz vom C.Juli 1899 über die Verwaltungspolizei. 
Durch dieses Gesetz ist die durch das Gesetz vom 20. Mslrz 
eiiijfeführte Militärpoiizei al'gi .sehrtfft. und ein eigenes vom Mini- 
stenmu des Iiuiera abh&ogendes Verwaltung8poli2eikorps gegründet 
werden. 

Qeeets vom 24, Juli 1899 über die Beetfttigang des 
in Budapest im Jthre 1896 abgeänderten teiegraphischen 

Beglemcnts. 

Oesotz vom 1". Juli 1899 über das Turnwesen. Dieses 
Gesetz maclit das Turnen obligatorisch. Die Schüler der Qomeindp- 
schulen und Gymnasien müssen zum wenigsten dreimal wüclient- 
lüdi tnrueu; zu diesem Behufe werden Turnplätze (wo es an solchen 
fehlt) enkditet Die ünivecsitUastwlenteu und die Sobfller der 
jwlyteehniaehen Schule mflssen in der Akademischen Tumanstalt 
torneu und hierin eine FrOfung nach dem zweiten Jahre ablegen, 
während die Gymnasiasten und GomcindeBchüler jährlich examiniert 
werden und jedes Jahr Turn- iinil athletische Spiele im Panathe- 
näischen Stadium aufführen müssen. Au<-li erkennt das Gesetz die 
Kommission der Olympischen Spiele aln eine juristische Person 
mit eigenem Siegel und Siti in der Stadt Athen an, welebe der 
Kompetena des Uinisteriiuns des Innern unteBBtebt. Die Kommis^n 
wird aus zehn MitE[liedem nutet dem Vorsiti des Eronprinsen 
oder eines anderen Prinzen geliild -t und trägt Soilge für Abhaltung 
'l.'i- all.,' 4 Jahre stattfindenden internationalen Olympistlion Siücle, 
wetcliu zuerst in Athen anno 1S96 p^feiert wurden, sowit.' für die Ent- 
sendung griechischer Champions zu den ausländischen internationalen 
Spielen, faSiB Oriedmilaod dann teUnimmt Das OeeetE teUrt auch 
Toikehmng fOr die UnterstBlsung der Veremignng der grieohisdien 
Atlileteii- und l!umvecUbKle> 

Gesetz vom 24. Juli 1899 über die Altertümer. Dieses 
Ge&etz erklärt, alle Alteitfmici' iKunstwerke im Allgemeinen) der 
iltgrierhischen, christlichen uml mittelalterlichen Zeit, bewegliche 
oder unU;wi;gliche, welche in Griechenland gefunden wurden, als 
StMtBeigentum; das Miuiisterium des OfTeatlichen Unterrichts ist für 
altes, vaa die AntiquititeD betrifft, kompetent; ohne seine Ein- 
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wjl%iiog dttrfen Eigontamer oder Besitzer von Antiquitäten adehe 
Bichl vecSitsseni. 

I 
I 

III. Äussere Aagelegenheit4iB. 

Gesetz viiiü 22. Mai 1899 ölw <lie Rpstätigiuig der I 
in Athen am 15./27. April 1899 unterzeichaetöu Deklaratiou . 
übor die VerlAngerung des griechisch-italienischen ' 
Handels- und Bchiffaiirtavertrags von 1889 bis mm 
Desember 1899. 

Oesetz vom 13. Juni 1809 Ober die Beetitigung des 
zwischen Griechenland, Belgien, Frankreich, Italien und der Schweiz I 
in Paris am 1 5. Mära 1 898 untei"zeichneten Zusatz-Protokolls tu 
dem Mönü vertrage vom 15. November 189H. Es handelt sich dort 
uin die ßeü"eiurig der itaiicnischeu Regierung von der Verpflichtung, i 
inneriialb eines Jahres von der Beendigung der Mflnikoomtimi 
ycm 6. NoTenit)er 1880 die italienfsohen ffilberacbädeoiflnieD, l 
welche ndi im Umlauf hei den Konvemtiona^Shialiein belbidait 
wiederzukaiifen. ' 

Oesetz vom 10. September 1809 ühnr cliV Bestätigung , 
dos zwischen Griechenland und Japan am ju. Mai 1899 
unterzeichneten Freundschaf ts-, Handels- und Schiffahrt«- j 
Vertrages mit der Ifeistbegflnstigungsklauad. 

IV. Jwrtti. 

Oesetz vom 22. Mai 1899. Durch dieses Gesetz wuida ! 
die Zahl der Kas.^tionsiicbter wegen Übwh&ufung mit Gesch&fteo 

I 

auf 18 vennelirt. i 

Gesetz vom 25. Juni 1899 Qber die Erhöhung der Ge- 
haltet der Justizbeamten. 

Oesets vom 30. Juni 1899 Ober die Brnenernng der in 
d«i verloren gegangenen oder aentffrten HTpotheken- und Qmnd- 
liüelk-rn der Kommunen von Thessalien und Phtiotis eingetragenen 
Hypotheken, Vei-sicherungshypotheken und Übertragungen Tcn Ver- 
äUBSerungcn an Inimobilipn. 

Die Intero.<<ont»'ii niüsscu innerhalb einer Frist von drei Monaten j 
nach dem Inkrafttreten lücses Gesetzes die nötigen Scliriftstücke 
vorlegen, ^d sie ausser Stande, eeldie beixnbringen, so haben 
sie ihre Ansprache geriohUich feetsidlen ni lassen. Darauf kann 
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im Grundbuch eim Hypothek bezw. Yornierkuug eingetragen werden. 
Lebtere verwaiidelt sich in mm EEypoäiefc nach der ende;Qltig«i 
FeateteUung des geltend gemachton Anspruches. 

Oesetz vom 8. Juli 1899 (Iber die Ausweisung der 

den Mietszills nidit zahlenden Mieter. 

Die Inteics-eütoij halben, wenn der monatliche Miet8pn>is 
30 Dracliitieu uicht übersteigt, beim zui^tändigen Amtsgericht, im 
übrigen beim «istindigeu Landgericht Klage au erheben. Der 
iMdgerichtspiflsident besv. der Amtsrichter setst Termin snr 
nOndlidien Yerbandlung an, eine Absduift wird dann den Be* 
Idigten zqgeetfdlt. 

Gegen das don s^lnmigen Be klagten möglicherweise verurteilende 
Versäumnisurteil kann iiiej*ei' in fünf Tagen nai Ii dm- Ziist.^lliiiifT 
Eiuspruch erheben, 04.ler imicrholb weiterer' lu Tage Boniiuug 
einlegen. 

Die auf Grand des vorliegenden Qeeeties ergebenden ürleile 
■ind Torlinfig volbtreckbar, jedoch ohne EiniluBS auf die Auptanoh^ 
die Ttnn zuet&ndigen Geridit au entscheiden ist 

c) Literatur. 

ErfreuJicherweitkt iiat die juristische Literatur in den letzten 
Jahren erhebliche Furtüchrittc nachzuweisen, lüt grossem Wetteifer 
hiben atdi die BeehtagetehrCen bemfiht, bemerkenswerte BdtrSge, 
teils eigene ESneugniase, teils ▼ortr^iche Obeisetaungen, an Stande 

zu bringen. In letzterer Beziehung ist besunders die von Prüf. 

Dr. Polygonis-Atlien angekündigte Cbei-sotzung des terilhmten Lehr- 

Ituchs des Aitinoi.str'rs Windsclicid und die vom I'rtvatdn^r'iitnn 

Rechtsanwalt Dyowuniotis unternoiniiuni" l iM i-jj. tzung der weit- 

verbreiteteu Pandekten Oomburg's zu erwähnen. ') 

J3ki widitigatea der TeiQBtotliditni Werke sind folgende: 
Angelopulo, Q. L, Advokat: Übw den Sinn von Volk und 

Kation in der griechischen Qesetxgebung und OesiAkdite. 

Angelopouli und Papaeustratiu, Advokslen: Fflhrer 

für Gewerbetreibende und HausiMsitxer. 

*) Diese liegen bereits voUstindig vor. Die Übereetznag Wiodsofaeid'a 

geht auch regelmässip; vor sich; dos in I>n:(k erschienene Erbrecht ver- 
aolsMt OOS, die berechtigte Hoffuuiig zu hegen, dass das vollstäodige Werk 
«0« wirklich taogücbe, maaohe Iftogsl beseitigende Leistaog wenlui wini. 
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Antoniades IL, JViedeDsrichter, Eittiiteniiig des man 
GeaetxeB von 1899 über die Ausweisung der nickt zahlenden Mieter. 
Desselben: FQhrer der Besteuerten. Eine methodiiM^ 

El'läntenmt: fler Gnwerhn- und Haus^teTier. 

Aruvautiiiu L, Advokat, Grioclubclies Staatsrecht Ikjiil I 
Heft II (über die Orgiuie des Staates, die vcnschiedenen Staat»- 
verfMBungen, die StaateveiHbindiiiigen und Aber die gricduichen 
TeebsBongen.) 

Arwanitopullo, Ä. S.: Über die StanlnchaldiMir imattiaciuD 
Rechte (italienisch). In vielen Rezensionen in deuteoben und fna« 
/.or^ischeii Zt-itschriften winl diese Schrift als «ine beddatmne 
und Üeissige Ai-beit beurteilt.') 

Balauo und Ouiui, Advokaten: Die iVaxi» der Xassations- 
geriohte Ten 1836—1896 besO^idi dee Organiaelion der Gerichte 
md der Civilpmeesordniug. Zweite Auflage; 

Dyowttnioti, PiiTat-Domnt, Advoliat: Übenetsnng der 
Fandflkten Damburg's mit BerOckuchtiguiig der grieofaiadum Geaela- 
gebung. 

Flogaiti, Th.: Lexikon der Jurisprudenz unter jtfitarbeituog 
der besten Jm-ibten und Nationulökonomcn. 

Franguli, K, Präsident des Appeligerichts in Saoim: 
BOi^Mliohee OeBetzboch dee FOietentnm Swnos. 

Frangbin, L, AdTOknt: Die beiden leisten Voitagen tqd 1896 
Aber den Personalanest zu dem Zwecke, ihre Fehler aufzuweisen. 

noliopoulo, I. E., Advokat: Sbiifreciitliche Studien (übor 
die Teilnahme und den Versuch des Vcibreclicii?ä). 

Kofina,(i., Advokat: Der Forstdieubt in üriecUenlaad. Das - 
Werk bobandelt die Verwaltung der Forste mit geschichtlicher 
Erllutenuig und vielai Anmeriningen. 

Desselben: ZoUgesetigebiing. Des Bndk giebt eingehende 
Erlftnterungen der betreffenden Gesetia 



') ■pess. Tcrf. ist uorh dto Sdirift ..t'lu'r die Verantwortuns: J^r 
Archonten des athenisclion Ötaaiea" (griechisch) zu erwähnen. In diesem 
bemerkenswerten Werke giebt Terf. eine Darstollang der Teraotwottltddmt 
der «ÜMoiBOben Axohonten und der diese betreffenden Gesetze in liistorischor 
Folge von T>rnkon — ausführHcher von Kleisthenos - abwärts, und sucht die 
Konipetenii der ausubundon Gewalten und die prozessuahsobe DorobiulmiDg 
naoh neuem Plan xn gründen. 
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KuDdnrioti, N., Advokat: Der Advok&t fflr den Qebiaiicli 
<lcr Oescbaftsleute nnd Jedermann. 

KrassaSf A., Professor: Römisches Recht, Y. Band. Das 
Brtmcht, vierte, ganzlich neu umgearbeitete Aufbgc. 

Kypri.i'les, K,, Aflvokiit: Studien über Kotninuni^mn«! nrv\ 
Verbrechen. (Bw. Duell, TcHloö!>ti-afe, Räuberei, Misshajiülung der 
Tiere, llypnotismus und Qci-echtigkeit, Selbstmord, Bettelei und 
SdnriDddfii ii. & 

Deaaelben: Oobetsetsung des Lehibudut des Strafrechta 
von Pnf. Vma von Liaat mit BerOckrichtignng der griechiadien 
G«aetzgebung. 

Mntessi, A. s, Advokat: Taschenkodex (die Oi^anisation 
der Uericlito und Notaro). 

Desselben: Juätiuiauiächc und nachjustiiiianisciie Xovellou. 

Pongi, A.} Advokat: Ober dioHandda- und Induatrie-lEarke. 
Der Verluaer tnetet ein eingehendea Studium dea Oeaetiea Uber 
dea Schutz der Handels- und Industrie-Harke mit Yergleickttag 
der Gesetzgebungen anderer Staaten. 

Philareto, G. N., Advokat: i'lni die Verzolhing der in 
Thes&difn wShi-end ilor tilikisrhen Besetzuiiir oiiif^pführtoi) Waren. 

S a k e 11 a r i o u - K u n d u r i o t i , Advokat ; l Ijei-setzung des 
Systems des Handelsrechts von Liyon-Caeu et L. Heiiault 

Sakellaropulo, M., Arohinumdrit: Das Kirchenrecht der 
griechiiichen Kirche, wie es in den Patriatdtaten nnd in QriccheD» 
laod gilt. 

Someriti. D., Advokat: .luriatiBcher Ffthrer der Qriechen 
und Oriofhinncn. Band 1 Heft 2 

TheodoriUis, A., Juristi&tlier Rat: tT)>er den Gnuidkredit. 
Der Verf. setzt den Kataster als Basis des Grundkredits behufs 
Vemdiaffung viimi Anleihen von tiner Qrundkveditbank. 

Theotoka, IC. 0^ Advokat: Ton den geltmden Yerordnimgen 
ßber die geoii.sehte Elten in der orthmloxen griechiacbeB Kirche. 

Zepo, L D.» Die Basiliken, Band m, BOcher 34—38. 
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Das heutige Civilrecht Griechenlands.^) 

I. Das in örieclienLind seit dem Bptritui des Fi oilu ifskampfcs 
bis zur Ankunft des K'^'iiips Otto I. cf^ltoinle Reciit ist öfltrs Goef«- 
stnnd eingehender Behandlung, teils von Juristen, teils von Liien 
geworden. Andererseits hat mau siuli auch mit dem bjnumtiiiüchm 
Recht beschäftigt, welches nodi heute in Qrieoheolaad gilt, seine 
EntwiokduDg l»8 auf die neueste Zeit verfolgt und mit Oiandlich- 
keit und Scluirfsiim den ümftuig seiner Anwendung auf giieehittdie 
Verbftltaiaae darzulegen gesucht. 

ünsei-o Ätifgabe besteht in der kurzen Behandlung der Quellen 
df.^ zur Z -it im Königreieli <hiechenland gCiUeiiden Privatrerht'; 
mit Hikki,i€ht auf da.«i Dekiel vom 23. Febniar (a. S.) 1835, 
welches wegen der Einfülu-ung des Rechtsbuches des llai-meuopulos 
in aamtlichen deutsehen Werken Aber rOmisohe RechtsgeeoUdkte 
besonders erwfduit wird. 

Danach sind die Quellen des grieebischen Privatreofats folgende: 
I. das corpus juris dvilis, II. das kanonische Recht der griechisch- 
orthodf)xoii Kirche, III. die neuercn Gesetze, welch»' dn.« Efinigreich 
Qiiecheulaad erlassen hat, und IV. das Gewohnheit.si"echt. 

Dio Re;;p!nn'^ (li y Verliältiiisses dieser <>udlrn zu einander wird 
durch den alten < u imdsatz: ,.|ax pr>«ft>ri<.r ilenitriit prinri" bewirkt. 
Datier wii-d in der i'raxi.s dem justinianischen das kanonische ße^lit, 
dem ianonisdnn die neuerem Ocaofa» und dieam das Gewohnheits- 
recht vorgeacgen. 

Nun ist die Ftage der ESnfflhmng des riSmiachen und byrnor 
tinisdien Rechts in Oriedtenland und der Inhalt des Dekrets von 
1635 SU erSrtem: 

Nach dem ünteiigang des osti-ömisclien Keiche~s lebten die 
Grieclien jahrhundertelang unter dem Jorho des türkiF< In ii Rr- 
ol)erers. Tin J»lu-o 1H21 erklärten sie sich für Irei und erkämpftea 
ihi-e Unabhängigkeit im Jalu« 1828. 

') In der Annahme, diSS ex dtni Ijoscm dos Jolirbachs willkomincn 
sein wii-d, eine eingehende Darstellung des in Oriech' ritajni geltenden Ci^il- 
rechts zu erhaltou, bringen wir den obigen AuXsatz aus der Fedtsr d^ ilerra 
fieriohterstaitns Dr. LambadarioB. Die Redaktii». 
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Noch unter iler tnrki»ukeii Herrschufl huUjii die drei Natioiial- 
versammhmgen in EincLuirus (1822), Astros (1823), Ti-ßzene (IS27) 
für die Rechtspflege Sorge getrogen und dio flauptgrundlagen des 
künftigett Beehtis festgelegt 

Die erste NatlonalTeraammltuig unter dem Vorsitz von Alexander 
Hanrokordatos !» stimmte, das« in Griechenland Ms /.ur Einfühmng 
•'iws bürgerlirlK'ii (icsetzhuchcs rlio Ocsptzp il<'i Itvzantiuisclien 
Kaiser (absolute) Oeltung^ haben »ollten iCoustittUioii von 1822: los 
lois des nos antvtres, promulguöes par les empereurs Grecs do 
Byzaaoe d'dtenielle ntfimeire); dsrunter wem oUbnlier die 
fi »sinken nad die Novellea der spftterm ^oser gem^L Jedoch 
'war die ADweodimg der Bisiüken Ulosorisoh, einerseits weil keine 
genGgcnden Exemplare vorliamlen waren, und anderersdts wegen 
der damals unversfliidlicltcti Sjiradio. 

Wörtlich hat ohige BestimimuiLr »Hp National vprsnmniliing in 
Aätros im Art 80 der von ihr gescliatienen VerfaBsutigäurkuude 
tu^Seoommen. 

Endlidi stellte Art. 142 der in TrSiene bestätigten Terfossung 
folgende Bestimmung auf: nNeben den Ants^ Pkovinsial- und Ober> 

S|ipeUation8gericliten soll ein oberster Cai^sationshof errichtet werden. 
Ferner werden Schwucgeriohte eingefflhrt und erhalt HarmeoopuleB 

Oosotzeskraft.'' 

Dies waren *iie Ergebnisse der griechiachon Natiotialvcrsamni- 
Im^gen bis sur im Jahre 1828 erfolgten Ankunft des ersten griechi- 
schen Qouvemeun GmEen Johannes Capodistrias. Dieser Zei^unkt 
bildet «ine neue Aera f Ar die grie<äüsche Bedttspflege. Das Dekret 

von 1828 verffigto, dass „die Civilgt ru lite bei ihrer Rechtssprechung 
die Gesetze der Kaiser zu lieobachten liaben, welche in der Hexabibios 
des Harinenopulos entlialton sind.'' Dalnrch wurden die Kaiser- 
constitutionen bestätigt und diii» Iicchk>bucli des llarmonopidos als 
Oeeetzestext den Gericliten übeigeben. Diesem legte duniui das 
DAtH vom 15./27. August 1830 eine subsidiftre Geltung bei 
(Ordoonans Ober die Oeriditsoiganiaation: Les tribunaux soimnt 
eil matiere civile les lois de ßyzantin.s, et jusqu'^ la publlcation 
de lenr oollcetion, ils cousulteioat les lois contenuee dans le manuel 
d' Armen. ipnli> u. s. w.). 

Zu erwähnen ist, dass diese beiden Dekicti- eint- s' ii wankende, 
miBichcj-e RecJitspflege herbeifOhren mussten, weil der Richter Imj- 

43* 
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züglich der Anwendung der Bostunmungen von Ilariuenopulos an 
heooß Scbraiiken gebnndeD, sein freiestes BnneaseD walten zu I«8Wii 
beAigt irar. 

Diesem beklagcaswerten Zusbrnde bereitete die am 23. Febratr 

(a. 8.) Id35 mit GesotzcBliraft erlassene Verordnung der Intoririis- 
rogierung ein Ende.') Slo Iwstiiniut zweierlei: 1. Das Civilrecht 
OriochenlanclH Ivestelit in den btirgerlichen Konslitutionen der 
liyzantinischen Kuiät, welciie in der Hexabibios des Ilarmenopidos 
enthalten sind, und 2. diesen gehen diejouigon Gewohnheiten vw, 
welclie die langjälirigu, unuoterbrodiene Übung oder der Qerichte- 
gebnrach aoerkanot baben. 

Der Sinn der Verordnung war nicht, den Richter inneriiaR) 
der engen Grenzen der Ilexabiblos ihrer Mängel und Antinomia^n 
zu bes('hränken. TebrigenB werden dui-ch die Verordnung von 18o5 
nicht die Hoxabibl'^?: solhst, sondern dio in dersolbpii geHamn>«^Ui'ii 
Konstitutionen der nströraischoii Monarciion zum Gesetze Oriecliou- 
lauds erhoben. 

Nun aber entetdit in der Anwendung die Sdiwierigkoit, di« 
einielaen Bestimmungen Hexabibios aadi ihrem gewdiicbtüchm 
Zueammenhaog au erforaohen und so die jflngeren von den ilMMO 

zu untei-scheiden. Bduen wichtigen Anhalt luersu bieten die QueHen, 

welche der Ilexabiblos zu Grunde lagen. 

Die Hexabibios wnrdf auf Grund des im .lahro 87*=* unt^r 
Kaiser Basilius Mueedo publixierten Prochiron xmd der Basiliken 
vom Kaiser Leo Philosophus verfosst. En ist ein klüglicher Auszug 
des byzantiniadien Rechts. Daher steht uns nichts im Wege, 
diesen Ansaug aus den Quellen, die sein Verfasser benutzt hat, zu 
TerroUständigon und seine MAogel zu Ijeseitigen. Auf diese Weise 
können wir ohne Weiteres auf das I'rochii-on und die Basilikeii, ja 
sogar auf das Justinianische Recht zurückgreifen. 

Mni!nnn<»pulos war Iceiti Gesetzgel^er, soudem ein K'~>mp!!ator. 
Als soieher Initti* er nitht die Befugnis, neue Ktviitsuui mcn ein- 
zofOhren und vorhandene zu ftoderu oder zu b(»iüitigcu. Jede 
msngelhafte, dunide Stelle, jede LQdeo muss ans den QueUen 
beriditigt und letzteren im Zweifel der Vorzug gegeben weiden. 

') Sie enthalt nur eiuon Artikel und hat die Wirkung eines Ges^'tze»:, 
weit dauial.*« keine anderen geiüetzgeherischüa Faktoren vorhaDd«m narua. 
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Dnraii.s erhellt, dass der narnieiiopulos nur tinou AuBgangspankt 

i'ililet, welcher uns <lie Wege nsuh den Quelloß wdst LeUtere 
Wien bis heute ihre volle Qiltipkeit l>ehaup(et 

II. Die Ijösiuig mehrerer, iuBlie-iondetr» faniiüenrechfüelier Streit- 
In^n hingt von der Kenntnis des kanunistlh ii Kechts der giiechiKeh- 
orthodoxeii Kirche ab. Dies bildet die zweite Quelle dos gi-iochischeu 
FrititiechtB. 

m. Naeb dw Befreiung GriechenlandB wurden mehrere Geaetie 
erknm mit Rttdnioht auf moderne Sitten und VeriiftltniBse. Als 
Bespiele kOnnen angeführt werden: die Verordnung Kapodistrias 
Uber die Testamente, die <3ttetze Ober das Notariat, die Ver/.ugs- 
r'm^f'n, die Volljiilirigkeit n. a, w. IKeae neueren Gesetze bilden 
die ilritte Quelle des Rechts. 

IV'. Letzte KeclitsijUcUe ist liir fiowohiilieit. wolelie s^gar den 
Vouug liat, weil sie die neueste Entwickoiungsform des Hechts dar- 
steUi Dtirch die VenndBing nm. 1835 haben aueanideia die in 
diesem lahre konstatierten Sitten und G^iftudie absolute Qdtung 
erisogt 

CSrilproBtasualiaohe, strafrechdiolie und andere Yoneluiftan 

des Hamienopidos haben für Griechenland keine Bedeutung, wdl 
«t? die Ven>rdnung Ton 1835 garniclit ewflhnt liat. 

Xeuerdings tagt in Athen eine Kommission zur Ausarbeitung 
«les orst»^ri Enfwurfs eitieü trrieelnsehen bürgerlichen GeJäCtzbuchcs 
auf (irmul des deut.Hctien Ii. G. B., uanientUch des ollgemeinereo Toils 
und des Rechts der Schulverhültnisse. 



Grossbritannien und Irland. 

Referent: Dr. Brust Sdnisteri Bairiater at kw, London. 



Oesetsgebnng 1098. 
I. BiikitHi«. 

Unter den im Jahre 1898 erlassenen Oesetaen ist daa widitigste 
die Locsl Government (Ireland) Act, welche die Kommunalverwaltung 
in Irland (Ähnlich wie diee fOr Enf^d durch die Oesetse von 
1888 und 1894, fllr Schottland durch die Gesetze von 1889 und 
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1894 geschehen ist) auf der Grundlage erwftblter Yertrstungsldlrper 
aufbaut (vgl. die als Anlage folgende Abhandlung von Profesaor 
Graham). 7on soaalpolitischer Bedeutung ist die Inebriates Act, 
welche Besserungs^Anstalten für Trinker einfahrt und die Vaociiiatioa 
Act, welche den Impfzwang zwar nicht theoretisch, aber thatslchlich 
beseitigt Auf dem Gebiete des Eirohenrechts ist zu erwflhnen die 
Benefioes Act, welche einigen schHmmen Ifissbrftudien des Ftttronats- 
rechts zu steuern bestimmt ist, und die Mainage Act 1898, welche 
das Becht, durdi kirchUdie Trauung ciTiliter gültige Ehen zu 
schliessen« das bis jetzt nur den Geistlichen der anglikanischen 
Kirche zustand, nunmehr auch den Geistlichen der Dissidenteu- 
gemeiiulea oimäumt. Das Strafrcvht und die Straft ochtspflege wenlen 
diucU uioliiero Gesetze ergänzt, unter welchen ein" i nglische lex 
Heinze, die nnln- dem Titel Vagrancy Act sich srhainhaft vorhilllt, 
die Criminal Evidriu e Art. wrlche eine wesentliche strafprozoslirlio 
Ändennii: laiiigt, und die Bich auf die Voilstreckiinf,' dor Freili- it?- 
st ruf eil beziehende Prison Act besondere Beachtung verdienen. Wichtig 
für das Erzieh unj^swesen ist die Univorsity of London Act, welche 
die Erriclitung einer olq-entHrhon Universität in der englischen 
Hauptstadt zu fördern beabsichtigt 

Dos Privatrecht ist im Jahre 1808 sehr stiefmütterlich bedueiit 
worden, indem ausser der Companies Act, deinen Vorschriften keine 
grosse Tragweite haben, keines der auf diesem Gebiete Teiah» 
schiedeten Gesetze der Erwähnung bedarf. 

Wie gewohnt folgt zunAchst ' eine Gesamtübersicht Aber alle 
im Jahre 1898 erlassenen Gesetze und dann dne Spezialdaistelluiig 
der wichtigeren unter denselben, welcher sich schliesslich eine 
Abhandlung Ton Ft^fessor Graham über das irische Gesetz betreffend 
die Kommunalyerwaltung anschliesst 

II. Gesamt&beniiclit Aber die in der SitBniigsiierlode 1898 
(61/68 VieL) eilasMtteii Gesetse. 

Cap. 1. Army Annual.^) (Gesetz über das stehende Heei". 

Der Zusatz „Act 1898**, der sich bei dem litel aller Gesetze findet, 
(z. B. Army [annual] Act 1896) ist bei den Bezetohnnngen im Text weg- 
gelassen. Die Gesetze, die mir für einen Landefiteil Gdtnng haben, sind 
mit (K) (S) n li i (I; liezeichnet. Die nicht so bezeichneten gelt^ für das 
gauzö veieiuigte Xonigreich. 
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Ein solches Gesetz ist stets nur ein Jahr lang in Kraft Seit 1881 
sbd die Bestimmangen desselben unTeiftadort geblieben.) 

Cap. 2 (I). Registrstion Ireland (betrifft die Aufatelliing der 
Vfthlerlisten fOr die Wahlen su gewissen EommunalSinteni in 
Irlsnd). 

Oap. 3. Consolidated Fund (No. 1.) (botrifft den Staata- 
hAUshalt). 

Cap. i. Greek Loan (betiifft die Garantie für eiae griecliischo 
SUuiUiaaleihe). 

Cap. 5 (R). ruhlic Buildings Expensefi (betriflt die Er- 
bauuug gewisser Regiurungspobäude). 

Cap. 6. Special Jurics (betrifft die Aufstellung der Listen 
für die Schwiirgcrielit»'). 

Cap. 7. iiaii {gestattet die Freilassung von Untereuchungs- 
gefangenen, insoweit der Verdacht eines Fluchtversuchs nicht vorliegt, 
SQcb in dem Falle, dass keine Bürgschaft geleistet wird). 

Cap. 8 (S). Shrriffs Tenure of Office (Scotland) (gestattet die 
EntlaSBiing der Sheriffs in Schottland unter gewissen Voraus- 
setiungen). 

Gap. 9. Beserve Foroes and ICilitia (gestattet in beeduftnktem 
Masse die YergrOsserong des stabenden Heoee ohne besondere 
Mitteilong an das Parlament unter gewissen Voiaussetsungen). 

Gäp. 10. Hiianoe (betrifft den Stsatshaushalt). 

Cap. 11 (E). Sufßragan Bishops (betrifft die Ernennung von 
Weihbischöfen). 

Chip. 12 (E). Public Beoord Office. (Novelie zu dem gleioh- 
nanugen Gesetze von 1877, welches die ZeistOrung wertloser im 
Staatsarchiv befindlicher ürlninden unter gewissen Voraussetzungen 

gestattet, insoweit dieselben nicht älteren Datums als 1715 sind. 
bdo Datum wird jetzt auf IGCO gesetzt.) 

Cap. 13. East India ilM trifl't oiiie indische Staatsanleihe). 

Cap. M. Morcliaut Shippiug (ijubility of Sliipowners) (dehnt 
di«' H'^sdiränkmig <ler Haftung dor Rhfdor. die nach dor Meichant 
Shipping Art 1894 auf fin^ctrageni' Sellin". • besehräiikt war, auch 
auf nicht eingetragene Schiffe aus, insoweit die Eiutragung spätestens 
drei M<»nate nach Stapellauf erfolgt). 

Cap. 16. Societies' Borrowing Powers (betrifft die Befugnis 
gewisser Vorschussvereine, Darlehen aufzunehmen). 
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Gap. J6 (E). Gaoals Protection (London) (ermächtigt gewisse 
KommnnalbehOrden im Bedrke der Hauptstadt, Eanalgesellechaften 
durch die Anwendung von Zvangsmitteln zur Anbringung von 
Geländwn an getthrlichen Stellen su ▼ernnkueen). 

Gap. 17 (]). Solidtore Ireland (regelt die Veriiältnisse der An- 
wälte ISolidtora] in Irland in ähnlicher Weise wie nach den fQr 
England geltenden BeHtimmungen). 

Cap. 18 (K). Post Office (Guarantee) (erweitert die Befugnisse 
der KoramunalbeluUden, duiuh welche dieselben in der Lai;«' sind, 
diuch Bürgschaftsleistung für etwaige Ausfälle eine Ausdehnung 
lies Post- oder Telegraphendiensts zu bewirken). 

Cap. 19 (E). Poor Law T'nionR Association (Expenses) (er- 
inlichti;;! die Hehr>rilen für Armenpflege einen) zur Benituiit: getnf>in- 
scliaftlichcr Interessen gegründetem Vereine beizuLielen und innedialb 
der vorgeschnebeneu Grenzen dauüt zusammenhängende Kosten m 
bestreiten). 

Cap. 20 (S). Ex -officio justices of the l'ni<e (Scotland) (ent- 
hält eine unwichtige Bestimmung in Bezug auf die Vereidigung 
schottischer Friedensrichter). 

Cap. 21 (S). Poor Law (Sootland) (betrifft den Unterstfltzungs- 
Wohnsitz in Schottland). 

Gap. 22. Statute I«w Bevision (Gesetz zur Beseitigung obso- 
leter und redundanter Bestimmungen in frflheien Gesetzen. — Vgl 
Jahrbuch IT S. 479). 

Gap. 23 (E). Union of Benefices (betrifft die Verlegung von 
Kirchen und Pfanhäusem). 

Cap. 24. Greenwich Hospital (rerändert einige der auf das 
Yersorgungshaus für frühere Mitglieder der Flotte in Greenwich 
bezfigiichen Vorschriften). 

Cap. 25. Phamiacy Acts Amendement (verändert einige auf 
den Vertretungskörper der Apotheker be/.üglichen Vorschriften). 

Cap. 26. Cotnpanies (Novelle zum Aktiengoöetz von 1SG2. 
— Vgl. Spezialdarstellung). 

Cap. 27, Jsle of Man (CiKtoms) (betrifft die Z^^Ue der luscl 
Man, die ni< ht /.um Vereinigten Königreich gehört, aber einen Zoll- 
vei-ein mit dem ■selben bildet). 

Cap, 28 (1). .MussoIr. Periwinkles and Tockles (IreUnd) (betrifft 
die Schonung von Muscheln und Scbaitiereu in Irland). 
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Cap. 29. Looomotives (betrifft die Benutzung Öffentlicher 
Stiassen dnrch Lokomotiveii). 

Gap. 30 (I). Pauper Children (Ireland) (dehnt die Behigniage 

der irischen Beh()rden fflr Armenpflege in Bezug auf Waisenkinder 

und von ihren Eltern im Stich gelassene Kinder aus). 

Cap. 31 (E). Metropolitan Police Courts (betrifft die Ver- 
weiiUiiti:r von GekUtnifeu, die in den Londoner Polizeigerichten 
eiugeheu). 

Tap. 32. Consolidatrol Fund (No. 2) (bctrim «Ion Staatshaushalt). 

Cap. :{3. Telegraph (>fnney). (Geldbewilligung für Kapital- 
auslagen für den Telegrai>lu?n(lionst.) 

Cap. 34 (E) «. (S). Rivers Pollution Preventivo (Honler Councils) 
(betrifft die l^aasregeln in Bezug auf die Verhindening der Vcr- 
nnreinigun«]^ von FlOssen, die teilweise durch Schottland und 
teilweise durch England fliessen). 

Gap. 35 (S). Vexations Actions (Scotlaiul) (Gesetz zur Vcr- 
hindenmg fcivoler Klagen in Schottland; dasselbe enthält ähnliche 
Bestimmungen wie das englische Geseta ▼on 1896, siehe Jahr- 
hoch m S. 464). 

Cap. 36 (E) u. (S). Griminal Evidenoe (bewirkt eine wichtige 
Änderung des englischen Stmfpiosesees. — Vgl. Spesialdarstellung). 

Gap. 37 (I). Local Govemement (IreUnd) (gestaltet die irische 
Kommunalverwaltnng um. — Vgl. die Abhandlung des Professor 
Onham in der Anlage). 

Cap. 38. Parisfa Eize-EngineB (betrifft die Beschaffung von 
Feaenspritien). 

Cap. 39 (E). Vagrancy (bekämpft das Zuhäitcrwesen. — 
Vgl. Si>o/.ial(lar8tellung). 

Cdy. 40 (S). Circuit Clerks (Scotland) (betrifft die Funktionen 
gewisser bei dem Strafverfaliren in Schottland tbätigeu Unter- 
beamten). 

(^ap. 41 (E). Prison (betrifft das tiefängniswesen. — Vgl. 
Speriaidarstcl 1 nnj::). 

Cap. 42 (S). Trusts (Scotland) ergänzt die Yoi-schriften über 
die Anlage von Mundelgeldeni in Schottland). 

Cap. 43 (E), Metropolitjui Commons (über die Zustiindigkeit 
der Kommun.'Ubehörden in Bezug auf die in der Näho dt-r Hau])t- 
»tadt gelegenen Commons. Über die Commona im Allgemeinen vgl. 
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die Spezialdarstelliiiig fttr 1899 [Oesetz Ober Yerwendung un- 
bebauter Lftodereien]). 

Gap. 44. Heichant Shipping (Meroantile Marine IWd) (Ober 
die Verwendung gewiBBer Scliiffaihrt^büliren). 

Gap. 45 (£). Metropolitan Poor («rmAofatigt die VorBtftnde der 
Londoner AnnenBchuien, die ihnen ans den Eommunalateaem zu- 
gewiesenen Mittel auch zur Erziehung von Kindern in anderen als 
ihren eigenen Schulen zu verwenden). 

Gap. 46. BeTenne (betrifft den Staatehaushalt). 

Cap. 47. Expiring Laws Continuance (erneuert eine Anzahl 
ablaufender Gesetze. — Vgl. Jahrbuch III S. 452). 

Cap. 48 (E). Benefices (betrifft die Ausübung des kirclilicheu 
Pati-onatöi-eclits. — Ygl. Speziaidarsteliuug). 

(^ap. 49 (E). Yaccination (ändert die Vorschiiften über den 
Impfzwaner. — Vgl. Spezialdarstellung). 

Cap, 50 (Fl. Seed Suju-ly and Potato Spmying (Irehmd) 
(ermäelitigt die Behörden für Armenpflege in Irland, Saatkartoffeln 
und andere landwirtsehaftliche Gegenstände an arme Bauern auf 
Kredit zu verkauf* -d). 

Cap. 5 1 (I). Outnloor Belief (Ireland) (betrifft die Armen- 
pflege in Irland). 

Gap. 52 (I). Kingstown Townahip (Transfer of fiarbour Boads) 
(betrifft die Verwaltung des Hafens von -Kingstown). 

Gap. 53. Libraries Olfenees (bedroht gewisse bei der Be- 
nutzung öffentlicher Bibliotheken begangene Übertretungen mit StesHe). 

Cap. 64. Public Works Loans (betrifft den Staatshaushalt). 

Gap. 55 (E). Universities and College Estates (betrifft die 
Verwaltung des Vermögens der Univeisitftten Oxford und Cambridge). 

Cap. 56 (S). Local T^tion Account (Sootland) (betrifft die 
Kommnnalstenem in Schottland). 

Cai). 57 (E) u. (S). Elementary Schoo! Teachers (Supenimraation) 
(betrifft die Pensionierung von Elementarlehrern). 

Cap. 58 (E). Maniage (ämloit die Vorschriften über Ehe- 
schliessung. — Vurl. Spezialdarstelliiiig). 

Cap. 59 (E). i'"^t Office (iuaiaiitco (N<.. 2) (dehnt die Be- 
fugnis. iU-v rostbi h.h"(l.' Bnnrs<-haft für Ausfälle zu leisten, die bis- 
her nur (l»^n lrin<iliehen iü'eisboliörden zuatand, auf die etädtischen 
iu'eiäbohOiilon smü). 
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Cap. 60 (E). iDebmtos (betrifft die Einspemmg gewobnheits^ 

»r Trunkenbolde. — Vgl. SpesialdanteUnng). 
Oap. 61. Appropriation (betrifft den Staatshaushalt). 
Cap. 62. üniveraity of Londou (betrifft die Errichtung einer 
Uaiversitit in London. — Vgl Spezialdarstellung). 

m. SpeaUüdantelhuig. 

a) Inebriates Act (Cap. 60). 

Die Tendenz, die Trunksnclit der Goisteskrankheit gleichzustollen, 
und ebenso wie es Anstaltea für p'istoskianke Verbrecher giebt, 
au< h Asyle für Tniukenbolde zu gründen, die in Folge ihrer Trunk- 
sucht strafreelitlirii" Gebote verletzt haben, kommt in diesem Ge- 
setze zur Geltung. Eine Einspcrnmp Tniftcsüchtiger, die der 
zwangsmässigen Einsperrung Geisteskranker entspri- lit, giebt es noch 
nicht in England: jedoch sucht die Habitual Druukards Act von 
l'^TO einen Schritt in dieser Beziehung zu thon, indem sie Tnmk- 
süchtige, welche freiwillig sich in ein zu diesem Zwecke emchtetcs 
Asyl begeben, in die Lage setzt, sich von vornherein auf riii lalir 
zu binden, und welche, nachdem dies geschehen ist, dieselben in 
Ahnlicher Wdse einauspenen gestattet wie Qeisteskranke. Das obige 
Gesets gestattet eine Ausdehnung der Zdt auf zwei Jahie und 
Ändert auch in anderer Weise die Vorschriften Uber die erwShnten 
AiQrle für Trunksflcbtige. 

Ausser dieser Ausdehnung der Beftignisse in Bezug auf frei- 
willig Eingesperrte hat aber auch das vorliegende Oesetz Yorschriften 
Aber die zwangsmSssige Einsperrung solclier Trunkenbolde, welche 
mit dem Stiafrecht in Widerspruch geraten. Es liegt hierbei der- 
seUie Oedanlre zu Grunde als derjenige der Trial of Lunatacs Act 
1883, welches Gesetz die Einspernmg solcher Geisteskranken, die 
eines Verbrechens für schuldig befunden werden, in eine besondere 
AüaUilt für g^eisteskraiikö Verbrecher anortlnet. In ents[)rechender 
Weise schmibt das oh'ige Gesetz die Errichtung von Besserungs- 
anstalten für Tnmkenbolde vor: dieselben können entweder St.utlH- 
anstalten sein oder V(m Koniiuuuiilbehörden oiler Privatpersonen 
vens altet wenlen ; in den letztei-en Fällen ist die Erwirkung- einer 
staatlichen Konzession nötig und die so konzessionierten Anstalten 
unterliegen staiitlicher Aufsicht. Die Verurteilung zur Unterbringung 
in einer derartigen Anstalt kann unter zwderlei Voraussetzungen 
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folgen: 1. Wenn Jemand vor dem Schwurgericht*) zu einer 
FreihdtSBtrafe yeniiteilt wifd und das Gericht der Ansidit ist, dass 
daa betreffende Delikt unter dem auBschliesalichen oder talveisen 
Einfluas ron Trunkenheit begangen wurde, und wenn ferner der 
Delinquent zugiebt oder die Qeechworenen feststellen, dass derselbe 
ein gewohnheitamäasiger Trunkenbold (Habitual Drunkard) int, so 
kann das Gericht ihn zur länapeming in einer Staatsanslalt odor 
einer konzessionierten Anstalt wShrend eines Zeitraums von hnchst«ns 
drei Jahren verurteilen; die Strafe kann neben oder an Stelle einer 
anderen verhängt werdon. 2. Das Gesetz führt eine Reihe kleinerer 
Delikte auf (z. B. Trunkenheit auf der Strasse oder in einem öffent- 
lichen Lokal, Trunkenheit einer Person, die auf der Strasse ein 
Pfenl oder einen "Waffen zu ffdiren hat, Führung von Fourrwaffen 
in trunkenem Zustande \i, 8. w.), die hier der Kürze ha liier als 
Trunkenheitsdelikte bezeidinot \renlon. ^Vo^n Jemand oinos Ti unken- 
lieitdelikts für schuitiig befunden winl, und während des lotzt» n 
Jahres vor der Begehung desselben schon ein Mal von dem Polizei- 
gericht wegen desselben oder eines anderen Trunkenheitdelikts ver- 
urteilt worden und ein gewohnheitamässiger Tnmkenbold gewonlea 
ist, so kann entweder das zuständige Schwurgericht, oder falls der 
Delin(|uent sich der Gerichtsbarkeit dee Polizeigerichta unterwirft, 
das PoUzeigericht ihn zur Einsperrung in einer konzessionierten 
Anstalt wfihrend eines Zeitraums von höchatena drei Jahren verurtsDen. 

b) Gesetz betreffend den Impfzwang (Cap. 49). 

Seit eintt Rdhe von Jahren begegnete die Durch führung des 
Impfzwangs in England grossen SchwierigkeitML und die Be- 
gierung entschloss mofa daher im Jahre 1889, eine EonmiissioD 
unter dem Voraitze des inzwischen verstorbenen Lord Eersdiell 
einzusetzen, welche beauftragt wurde, den prophylaktischen Wert 
der Impfung, die sich an die Impfung knüpfenden Gefaluren, die 
Rateamkeit einer Fortaetzunp; des Impfzwanges und eiiiipj andere 
«ii h .111 iheso anschliessenden Fragen zu prüfen. Das von der 
Kommission gesammelte, teilweise höchst Avei tvolle, Material wunle 
in einer Reihe von Bänden veröfientiicht und der Schlussbericbt 

') Bekanntlich kommen in England die meisten Strafverfolgoogen vor 
ein Schwurgericht, nur geringfügige Verg"Iu n und Übertretungen kommen 
im Allgemeinen vor die Polizeigerichte (Court» of äummaiy Jarisdictioo). 
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eiTJchien im Jahro 1896 (Parlianienüiry Papei-s 189G C 8270). 
I)on<» l!»v' hält den Wert der Impfung mit grosser Ent8ehic<lenluMt 
autivclif und ist der Ansicht, das« die (icfalufn zum ^^n">sstfn 
Teile v» rmeidln hor Natur sind. Aiid^Mvispits stellt er dio Tliat- 
sache f»'>t. dass bei den ^oteiltoii Ansichten, die no<'li ülior drn 
Gegenstanii herrschen, »„'ine Fortsetzung des bis 189K bestehenden 
Vorfahrens nii ht latsam sei. Die Untersuchung ergab, dass in 
Folge der Stimge der Bestiinnumgen, dieselben in 122 Bezirken 
(bei einer Gesamtzald von G2(t Bezirken) überhaupt nicht ausgeführt 
Vörden; dass bei den Waliien der Armenpfleger, \\-elchen die An- 
vendun^ von ZwaogsmasBregeln obliegt, die Frage, ob die Kandidaten 
Impfungsgegner seiend vielCach den Ausschlag gab, und dass alle 
Tereiiche der CSentralbehÖrde. durch Zwaogsnuusregeln gegen die 
Annenpfl^ger Abfafllfe zu schaffeo« fruchtlos bUeben. Dabei gab 
die ebenfalls festgestellte Thatsache, dass die Schwierigkeiten auf 
England bescfaiSukt blieben und die Ausführung des Lnp^eseties 
in Schottland und Irbmd glatt von Statten ^ng, Anlass zur Ver- 
gleidiung der eanz^en Bestimmungen und Hervorhebung der 
Votflchriften, die namentlich in Schottland von Erfolg belltet zu 
sein schienen. Die VorschlSgc der erwShnten Kommission sind in 
in dem hier besprochenenen Gesetz verk5r])ert, dessen Grund* 
gedaoke war, durch Beseitigimg der Umstände, die am meisten 
Wfentlichen Widerstand erregten, ein harmonischeres Zusammen- 
wirken /,wi,>clien den Staats- und Kommunalbehöixlen wieder herbci- 
zuffduvn und liiei durch ilem Gesetze grössere Wirksamkeit zu 
verschaffen. Diese Umstände waren hauptt>ächli( li : 1. die Kürze 
der Zeit, innerhalb welcher diu Impfung Rtattzufinib ii liatte: 2. die 
Beatintung der rngt"hor<5amkeit auch in den Fällen, in welchen die 
Unt'^rlaspung der lin|ifung durch gewissenhafte Bedenken veranlasst 
war; A. die Wietierholung der Strafverfolgungen im Falle dauernden 
Ungehorsams. In Bezug auf den ersten Punkt dehnt das Gesetz 
dio Friste die bisher drei Monate nach der Geburt des zu impfenden 
Kindes ablief, auf sechs Monate aus. In Bezug auf den zweiten 
Punkt ist jetzt vorgeschrieben, dasa der Vater oder die sonst ftir 
die Impfung versntwortllche Fenon einer Strafe nicht unterworfen 
werden soll, wenn er das Polizeigericht davon flberzeugt, dass er 
nach gewissenhafter ErwSgung der Ansicht ist, dass die Impfung 
der Cksundhdt des Kindes schädlich sein wftrde. In Bezug auf 
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den dritten Punkt wird boetiramt, dass eine dritte Bestrafung über- 
liatipt nicht stattfinden darf und dass eine zweite Bestrafuni; nicht 
erfolgen soll, ehe das Kind das Alter von vier Jahren erreicht hat 
Die Unterlassung dpr Iiniifimg aus Trägheit oder Nachläs&igkeil 
soll weitor bestraft werdeu, indem thUtige Scliritte notig sind, um 
(Ii.' BefnMuug wegen gewissenhafter ßetleukeu zu erwirken; um 
auch amlererseits den (lehorsam zu erleichtern, wird unter Nach- 
ahmung oiiier schottischen Voi-schrift angeordnet, dass der mit der 
Impfung betraute Beamte, falls die Impfung nicht innerhalb von 
vier Monaten nach der Greburt erfolgt, sich in die Wohnung des 
Kindes zu begeben hat und anbieten soll, das Kind mit durch 
Glycerin sterilisierter Kalbslymphc oder einer anderen wa der 
Centraibehörde gelieferten Liymphe zu impfen. 

Es Uflfit sich nicht lengnen, dass die Opposition gegen das 
Impfgesetz in Folge der erwfthnten Bestimmungen wesentiich ab- 
genommen hat, aber es ist fraglich, ob die Eonzession an die 
Gewissensskrupel nicht zu neuen MisssUinden Ankss geben vii^ 
Hygienische Massregeln erzeugen stets Widerstand, und wenn 
einmal von dem Grundsatze abgegangen wird, dass fflr die Zwedk> 
mässigkeit derartige HassxBgeln das Urteil der berufenen Stttts- 
orgaue entscheidend ist, und denjenigen gegenüber, die sie nicht 
fflr richtig oder BohAdlioh halten, auf die DurohfOhning derselben 
verzichtet wird, so lassen sich die Folgen nicht absehen. Auch 
wird sieh im Volke der Kindruck nicht beseitigen lassen, dass die 
Milderung der Zwangshestimuuingen einem Zweifei an der Wirk- 
samkeit der Impfung Ausdruck giebt. 

c) Gesetz l.etreffend kirclilicher Patronatsrechte (Cap. 48). 

Die kirchlichen Patronatsrechte sind in England nocli vielfach 
in den Händen von Privatpersonen. Ursprünglicii gehöit< n 'lies- Ihen 
zu der Grundherrlichkeit (Manor), da aber das PatrouaUsiwht 
(advowson) von der Grundherrlichkeit getrennt vei-äussert werden 
kann, und von diesem Rechte auch vielfach Gebraucli gemacht 
worden ist, liaben die Personen, welc he die kirchlichen Pfnlnden 
zu besetzen haben, hAufig gar keine Beziehungen zu der Ortschaft, 
in welcher die Seelsorge auszuüben ist. Die Folge dieses Zustsnds 
ist, dass m vielen BUlen das Recht nur als ESnnahmsquelle benutzt 
wird und dass viele Pfrflnden kftaflich sind. Es wurde dies früher 
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häufig in der Art bewerkstelligt, class der Patron das nftohste 
Eniouimngsrocht au einen Verwandten des zu ernennenden (leist- 
lichen verkaufte, was geschehen musste, solange die Pfriuid. noch 
besetzt war, da das Enieiiiiungsroeht zu einer vakanten Pfiiindo 
nicht verkatift werden durfte. Es kam daliei für den Käufer 
natürlich darauf an, 'lass die Vakanz bidd er\\ait<"*t werden konnte 
und es war daher flhlieh bei Ankündigungen, durch wrdrlic das 
Emennungsrecht angeboten wunle, zu erwähnen, der gegenwärtige 
Inliaber der Stelle sei alt oder kränklich, und auch sonstige Einzel- 
heiten beizufügen, die für Leser, welchen die Würde des gt istliclien 
Amts wertvoll erschien, wenig erbaulich waren. Ein aodei'es Mittel, 
welches die Angehörigen von Pfarramtskandidaten häufig anwenden, ist| 
datt sie das Patronatsrecht kaufen, und dann abwarten, bia Gelegen^ 
heit sur Ernennung des Schutzbefohlenen sich findet, worauf dann 
das Patronatsiecht vieder T«:kauft wird, ffierbei kam es manchtnal 
Tor, dass die Stelle frei wurde, ehe der Schutzbefohlene die fOr 
die Ausabim^ der Seelsorg© erforderlichen Qualifilntionen erworben 
hatte. Zur Umgehung dieser Schwierigheit wurde dann häufig 
ein anderer Geistlicher veranlasst, sich die Ernennung unter der 
Bedingung gefallen zu lassen, dass er einen Revers (Resignation 
Bond) tintenmchnete, durch welchen er sich verpflichtete, sein 
Amt aufeugeben, sobald er vom Patron hierzu anfgefbrdert wQrde. 

Das obige Gesetz begegnet diesen Missständeu in folgender Art: 

1. es lässt das Recht des Verkaufs des Pationatsrechts bestehen 
aber unter einigen ßrsohwerungen (EHntragung im Register der 
Di^teese, Unwirksamkeit des Verkaufs, wenn nicht mindestens zwölf 
Monate seit dem letzten Verkauf verstrichen sind, Verbot des Ver- 
kaufs durch öffentliche Versteigerung, es sei denn, dass das Patronat- 
recht als Zubehör der Grundherrlichkeit verkauft wird u. s. w.); 

2. es verbietet den Verkauf einer einzelnen Ausübung des 

Emen uuiigsrechts ; 

H. es erklärt ein Versprechen für regelmässig unverbindlich, 
duit^h weiches ein Geistlicher sich zur Abdankung seines Amts zu 
Gunsten einer anderen Person verpflichtet; 

4. es vennehit die Zahl der Voraussetzungen, unter welchen 
der Bischof die BeettUigung des vom Patron ernannten Kandidaten 
venagen darf; 
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5. wflbrend frfiher der Kandidat nur aUgemcin zu ertrUren hatte, 
dass er keinen Vertrag abgeBchlosseo habe» der den Earakter der 
Simonie habe, und die Unwahrheit einw deraiiigen Erklärung nicht 
mit einer bosondoren Strafe bedi-oht war, mnss jetzt eine ausführliche, 
melir in Einzelheiten eingehende Et kläiuug abgegel>en wenien, und 
eine wissentlich unwahre Angabe iu einer derartigen Elrklärung 
wird dem Meineide gleich geachtet. 

Die erwähnten Vorsc]iiift<Mi worden zweitellos die Bchlimmsten 
miter den erwähnten .Mi>sstän(k'ii l^es*'itig(Mi, aber eine durchgreifende 
Reform kniiute nur dad\uch gecjchaifen weitlcn, das> die Pati-onats- 
i-echte, insoweit sie niclit mit der Grundherrlichkeit verknüpft sind, 
abgelöst werden, und dass man in der Folge die Trennung der 
Fatronatsrechte von der Grundherrlichkeit verbietet. Viel Aussiebt 
^nr Dui'chfüürong einer derartigen radikaleren Reform ist indefisen 
nicht vorhanden. 

d) Qesets über £he8chliessung (Gap. 58). 

Während in anderen LSndem die obligatorische Ginltrauimg 
Bich immer mehr verbreitet und befestigt, hat Eng^d durch das 
obige QeBBtz einen Schritt gethan, welcher geeignet ist, die kirch- 
liche Tiauung auf lange Zeit hinaus als selbstSodige Form der 
EheBchliesming aufrecht su erhalten. Es gab in England bis znm 
Erlass dieses Gesetzes drei selbsttndige Formen der EheschliessuDg: 

1. die kirchliche Trauung, die regdmAssig in den Formen der 
anglikanischen Kirche und in einem anglikanischen Gotteshanse 
Btattfinden musste (von welcher Regel indessen in Folge eines seit 
längerer Zeil bestehenden Gebrauchs in Fällen der Eheschliessung 
zwisclien Quäkern oder zwischen Juden eine Ausnahme gemacht 
wurde, indem in solehon Fällen der Ritus der Niiiiturieufen an- 
gewandt und die Eheschliessung au einem beliebigen Orte vollzogen 
werden konnte); 

2. die Trauung im (iotteshanse und nach <loiu I^itus einer 
Dissidentengemeinde (mit Einschluss der katholit" It Mi Gemeinden i. 
die in der Getrenwart eines Civilbeamten und uuLer Anwendung 
einer gesetzlich vorgoscluiebenen Form erfol^n musste, und in der 
Bogel in der Weise vollztiijon wurde, dass zunächst in der Sakristei 
der Akt in Gegenwart des Zivilbeamton stattfand, der rechtlich die 
Ehe sclilosB, und nachher in der Kirche der religiOee Akt folgte; 
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3. die Civilehe, die vor dem BtandeBamtlicben Beamten ohne 
RQckBicht auf das religiöse Bekenntnis der Nnpturienten abgeschlossen 

wnrde, und der die Parteien nach ihiem Belieben einen kirchlichen 
Akt folgen lassen k^jnnten. 

Die Di.<si(leiiteii fühlten sich durch diese Eiurichtiiiig lienach- 
teili^'t und das obige Gesetz bestimmt daher, dass iu jedem in das 
vorgeschriebene Register eingetragenen Gebäude vor einer in 
demselben Register als zur Elheschliessung befugten eigetragcnen 
Person, eine gültige Eheschliessung erfolgen kann. Die Form der 
Eheschliessung ist der betreffenden Gemeinschaft überlassen, nur 
ranss jeder der Nuptuiienten in bestimmten vom Gesetze vor- 
geschriebenen Worten erklären, dass kein Ehehindemis besteht und 
dsBs ee sein Wunsch ist, den anderen Nnpturienten als Ehegatten 
2u haben. Die zur Ebesdiliessung ermächtigte Person hat die 
Heintsregister zu fOhren und Auszöge aus denselben in Tor- 
gesohiiebenen Zeitiftumen an die standesamtliche Behörde einzu- 
senden, in ähnlicher Weise wie dies auch frfiher von Seiten der- 
jenigen kirchlichen Gemeinschaften geschab, welche zur selbständigen 
Eheschliessung ermächtigt wsren. 

Das schon ohnehin komplizierte englische Khex Ulioüsungsrecht 
ist durch diese Maäsi*egel noch vei-wickeltor gowoitleu. 

e) Oesetz zur Bekämpfung des Zuhältertums (Cap. 39). 

Das obige Oesetz bestimmt, dass eine Person männlichen 
Geschlechts, die entweder: a) wissentlich ganz oder teilweise von 
dem unzüchtigen Gewerbe einer Frauensperson lebt; b) auf der 
Struse oder in einem Öffentlichen Lokale in zudringlicher Weise 
dnen anderen zur Unzucht auffordert, als Strolch und lAudstreicher 
(Rogue and Vagabond) zu behandeln ist, 

•L'des Polizeigerielit kann, wenn der Verdacht vorliegt, dass 
eine im Bezirke dessellien gelegene Wolmung von einer Frauens- 
person zur Ansübnng der Unzucht benutzt wird, und dass eine 
mSimliche Person, welche dieselbe Wohnung bewohnt oder häufig 
besucht, pinz oder teilweise von dem unzüchtigen Erwerbe der 
l>etiicfTenden Fmnensperson lebt, eine Haussuchung und die Vor- 
haftnog dos Zuludtcrs anordnen; es wird präsumiert, das .Icmand, 

der mit einer Prostiiierten zusammenlebt oder sich regel massig in 

44 
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ihrer GesellBchaft beftndet lud keine erkennbaren SubeisteDsmittol 
bat, wiBsentiioh von ihrem unsüohtigen Erwerbe lebt 

Ein Strolch nnd Lendstreicher ist als sdloher mit drei Monaten 
Gefängnis und Zwangsarbeit strafbar, und wenn er sich im RQdtM 

befindet, wird er als unverbesserlicher Strolch (incorrigible rogue) 
behandelt; er miiss dann bis zur Abhaltung der näehten Qnartal- 
sitzung in Haft bleiben und kann daselbst zu eiiijiUuiger Gefäiifriiis- 
ötrab^ uml ZwangsarVieit verurteilt werden; auch kauu das Oericht 
Züchtigung durch die Peitsche anordnen. 

f) Gesetz über Gefängn is wesen (Cap. 41). 

Dieses Gesetz briuf^ eine Reihe wichtiger Änderungen. Die 
Verwaltung der Zuchthäuser und der Gefängnisse, für weiche vor 
1898 getrennte Behörden l)estanden, wii-d einer einzigen Behönle 
unterstellt. An die Stelle der durch Gesetz (Prison Act 1865 sched 1) 
eingeführten Vorschriften Über die Strafvollstreckung in den Zucht* 
hftuseni und Gefängnissen sollen in der Folge AusfÜhrangsbestim- 
miingen treten, weldbe yom Minister des Innern erhisaen werden 
und in Kraft treten, insoweit nicht späteaens 30 nsdi Aiia- 
fartigung des Entwurf^ eine der parlamentarischen EOrpezschaften 
Widerspruch gegen dieselbe erhebt In derselben Weise können die 
Ansführungsbestlmmungen auch verftndert werden, indem es die 
Absicht des Oeeetses ist, den Begeln über StiafroUstrecknng eme 
gitesere Etastisitat su geben und dieselben daher nicht in der Foim 
eines Gesetzes su steraotypieren. Die erwähnten AusfOhrnnga- 
bestimmungen sollen das Gesohlecht und Alter, sowie die Kftrpe^ 
beschaffenheit nnd den Fleiss und das Betragen der Sträflinge be- 
rücksichtigen und einige allgemeine im Gesetz entlialtene Vorschriftwi 
beachten. NamouÜich soll körperliche Züchtigung nur unter folgen- 
den Voraussetzungen angewendet wenlen: a) mir in Bezug auf 
Sträflinge, die zu Zuchthaus oder Zwangsarbeit oder wegen eines 
Verb rechen t> (felony) zu Gefängnis ohne Zwangsarbeit verurteilt 
sind; b) nur im Falle der Meuterei oder Anstiftung zur Meuterei 
oder scliwerer Kür[)crverletzung eines Gefängnisbeamten; c) nur auf 
Grund einer Verfügung der örtlichen Verwaltungsbehörde, welcher 
ein Untersuchuugsverfahren vocausgehen und die vom Minister des 
Innern bestätigt werden muss. 

Die zu Gefängnisstrafe ohne Zwangsarbeit Verurteilten aoUeo 
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in drei Klassen eingeteilt werden, von welchen die erste die leichteste, 
die dritte die schwerste Boliaiidlung erfährt. Das urteilende Gericht 
ioüü, ii.'ieh freiein Ermessen, unter Berücksichtigung <lor Natur des 
Delictes und der Antecedentien des Verurteilten v(>rfflgen, dass 
derselbe' als Sträfling erster oder zweiter Klasse zu behandeln ist 
Unterble ibe mm solche Verfügung, so ist der Sträfling der dritten 
Klasse einzuverleiben. 

Personen, welche in Folge der Nichtzahlung von Geld- 
fonlerungen*) zu Gefängnis verurteilt werden, sollen eine besondere 
Abteilung bilden und mit den auf Grund eines strafiechtlicheiL 
Verfahrens Vorurteilten nicht in Berfilinmi; kommen. 

Die Ausfüliningsbestiminiingen dürfen Högein enthalten, nach 
welchen den Personen, die zu Gefängniastrafe renirteilt sind (in 
ihnlidier Werna ine schon frOher den su Zuditbaus verurteilten) 
ma Teil der Strafe blassen werden kann, wenn sie durch besonderen 
neias und dnroh ein besonders gutes Betragen sieh dieser Be- 
gfinstigung wtbdig erweisen. 

g] Oesetz Ober die Beweisnufnahme in Strafsachen 

(Gap. 36). 

Im englischen CiTtlprosesfl kann eine Partei als Zeuge in der 
eigenen Sache f^mommen werden. Im SttafjproseBs war dies früher 

iiidit der Fall; der Angeschuldigte hatte in der Regel das Recht, 
eine unvereidigte Aussage zu machen; er konnte aber nicht als 
vereiiligtcr Zeuge für die Verteidigung auftreten oder von Seiten 
der Anklage udei- des Gerichts vernommen werden. Das trleiehe 
galt von dem Eliegatten des Angeschvddigten und die Beschränkung 
bestand sowohl im Vorverfahren als im Hauptverfahren. Von 
dieser Kegel entstanden allmäüg eine Heiiie von Aufnahmen, indem 
einzelne stiiifreohtlichc Oesotze anordneten, dass hei Verfolgungen 
der durch dieselben mit Strafe bedrohten Doiicte der Angeschuldigte 
oder sein Ehegatte eidlich zu Temehmea sei, falls er dies wünscha 
Das obige Gesetz stellt nunmehr allgemein den Onindsat/ auf, dass 
bei jedem stiafreohtlichen Verädiren der Angeschuldigte und sein 

'j Die Scbuldliaft ist seit 1860 abgeschafft, doch kauu ein Judikats- 
•chnldnerf der seiner Verpflichtung nicht naohkomint, zu Oefangois ver- 
wteilt wecdeOf wenn nachgewiesen werden kann, das» er die Mittel zwt 
Befaiedigang der Fordemng besitzt. 

44* 
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Ehegatte «Is Zeugen Ternommen werden kOnneo, jedoch nnter 
folgenden Bedingungen: 

a) Die VernehmoDg des Angeechiüdigten oder seines Ehe- 
gatten darf nur axif Antrag des Angeschuldigten erfolgen, wenn e« 
sich nicht um eine Strafverfolgiuig wegen gewisser im üei>et2ö 
besonders orwillmter Delicto handelt, bei welchen der Ehepatte des 
AngeschuMigten (sowohl als Belabtungszeuge als auch Eutlaslungs- 
zcugo) auch ohne die Kinwillig^ing iles Angeschuldigten vornoramen 
wonlon darf; b) der Vertreter der Aiikla^ darf über die Thatsache, 
dass der Ant^oschuldi^te unterlassru hat, seine eigene Vernehmung 
oder die Verncliniiuig seines Ehegatten zu beantragen, in seiner 
Anrede au das Üerieht oder die Geschworenen keine Bemerkungen 
machen; c) w&lirend im aligemeinen einem Zeugen im Kreuzverhör 
keine Fragen gestellt werden dürfen, deren Beantwortung ihm 
in<)glieherweiae nötigen könnte, ein strafrechtliches Delict eio- 
zugestehen, mu88 ein Anj^eschuldigter, der seine Vernehmung «Is 
Zeuge beantragt hat, sich im Kreuzverhör auch solche Fragen 
gefallen lassen, deren Beantwortung ihn zum Geständnis des Oolicts, 
dessen er angeschuldigt ist, nötigen könnte; doch dfirfen in der 
Regel nicht solche Fragen gestellt werden, deren Beantwortung ihn 
zum ESngestftndnis eines anderen Delicts nötigen wflrde als desjeniges, 
in Bezug auf welches die Verhandlung gefOhrt witd. 

Das Recht des Angeklagten, sich, ohne verudigt zu werden, 
über die Anklage zu äussern, wird durch das olnge Gesetz nicht 
berOhrt 

h) Oesetz über die Errichtung der Universität London 

(Cap. 62). 

Die bis jetzt bestehende sogenannte Univei-sity of L<»iulon ist 
nur eine Prüfungsbehörde, welcho befuct ist, akademische Grade 
zu verleihen, ohne indessen akadeiuiöclien Unterricht zu erteilen. 
Derartiger Unterricht wird in London vou einer Anzahl verschieden- 
artiger mit einander niclit im Zusammenhang stehender Anstalt-n 
erteilt. Der Wunsch, diesem Zustande ein Ende zu machen und 
eine eigentliche Universität für London zu errichten, ist schon vor 
einiger Zeit in verschiedener Weise zum Ausdnick irekomnien lUid 
führte zur Einsetzung verscliiedener Untersuch ungskommissionen, 
von welchen die letzte im Jahre 1894 einen VorschUge für die 
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VeiiassuDg der nenen UhWerutät enthaltenden Bericht vei-öffentlidite. 
Das obige Gesetz ernannte eine Kommission, welche beauftragt 
Ann le, Üniversitäts-Statuten in Übereinstiinmung mit diesen Vof^ 
wblSgeo, jedoch mit gewiesen im Gesetz nAher aiisgefOhrten 
Aendeningen, m entwerfen. Jedes üniversitfttB-Statut ist beiden 
FMimentshAiisera vonulegen und kann, fftlls nicht eines der beiden 
fflineer innerhalb einer voigesohriebenen Frist Einsprach erhebt, 
durch königliche Veiordnnng besttttigt werden und gesetxlicbe 
Kraft erhalten. 

i) Novelle zum Aktlengesetz yon 1862 (Cap. 26). 

Das englische Akttenredit beruht in der Baaptsache auf den 
Beetioimmigen des Gesetzes von 1862, das sich seitdem, durch 
ahlreiche Novellen ergänzt und abgeändert, wie eine lange Kr.uiklieit 
fort8chJo{i()t. Eine wirkliche Besserung ist nur durch eine üra- 
arbcitung des ganzen Stolfes möglich, aber hierzu hat keine 
Regierung den Mut und dio Flickarbeit schreitet unter diesen 
Umständen ruhig weiter; zu dieser Flicküilx it gehürt das obige 
<i'S4'tz, Dasselbe soll eine Härte beseitigten, die durch eine Be- 
stimmung des Gesetzes von 1867 entstanden ist. Nach dieser 
Bestimmung sind die Einzalüungen auf Aktien durch Barzahiimg 
zu leisten, wenn nicht der Vertrag nach dessen Massgabe Aktien 
gegen Sacheinlagen ausgegeben werden, bei der Begisterbehorde 
eingereicht winl eiie die Aktien ausgeg« m werden. Es kam in 
Folge dieser JBestimmung h&uflg vor, dass Jemand, dem dieselbe 
nicht bekannt war und der wertvolle Objekte an eine Aktien- 
gesellscfaaft In der Weise verkaufte, dass der Kaufpreis dnrch 
Zateiluog vollbezahlter Aktien berichtigt wurde, nach eintretender 
Insolvenz der Gesellschaft den Nominalbetreg der Aktien au zahlen 
genötigt wurde, mit dem Resultat, dass er nicht nur das verkaufte 
Objekt gegen wertlose Aktien hingegeben hatte, sondern auch noch 
eine erhebliche Geldsumme einbfisste. Das obige Gesetz ermächtigt 
nunmehr das snstindige Gericht, insoweit nadigewiesen werden 
kann, dass die ESurdchung des Vertrags nicht mit Vorbedacht 
unterblieb, oder insoweit es aus einem anderen Grunde gerecht 
eracheint, den l>etreffenden Aktionär gegen die nachteiligen Folgen 
der Nirht-Einreichung zu schützen, die nachti abliebe Einreichuiig 
des Veilra^jes zu gestatten und zwar auch nach eingetretener 
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Insolvenz und Liquidation der Gesellschaft. Die Interjjietati' n 
dieses Gesetzes hat bereits Seh-^norigkeiton hen'orgenifen und seine 
Folgen sind noch nicht abzusehen. Inzwischen ist übrigens das 
weit iimfangi-cichere Gesetz von 1900 erlassen ^'orden, welches 
weitere Komplikationen und Zweifel in seinem Gefolge haben wiri 



Anlage. 

Die irische EommnnalTenraltimg nach dem 

Oesetae toil 1898. 

Referent: William Graham, üniTersitatsprofessor, Bellut 
Übersetzt von Dr. Emst Sdmater. 

Die Eommmialverwaltung in Irland war frOher in den HBnden der 
sogenannten ^Grand Juiies^S fthnlicher Weise wie die englischen 
i^ustices of fbe Peaoe^* vor dem Inbrafitreten der Looal Oovmment 
Act 1888) ihre Th&tigkeit anf diesem Gebiete zugleich mit ihren 
Funktionen auf dem Gebiete der Strafrech t«pflege ausübten . Diese 
Grand Juries wurden aus der Zahl der vom irischtn Lord Chancellor 
ernannten Friedensrichter gewählt und waitn zum gnlssten Teile 
Mitglieder der grundl-ositzenden Familien. Nachdem in England 
duit'li die oben erwähnte Local Government Act von 1888 die 
Kommunalvorwaltung gewählten Vcrtretungskorjiern übertragen und 
sodann auch in Scliottland eine Jihnliche Refonu eingeführt wurde, 
war eine eTitpprerhende MassregeJ für Irland unvenueidlich und 
nach einem vergebliehon Vei-suche im Jahre 1892 gelang es der 
Begiemng im Jahre 1898 ein Gesetz zur Verabschiedung zu bringen, 
das, von wenigen Personen extremster Richtung auf beiden Seiten 
abgesehen, den Beifall aller Parteien fand. 

Fdr die Kommunalverwaltung dienen jetzt folgende Körper* 
schafton: 1. die Grafiscbaftsrttte, 2. die städtischen EreiBr&te} 3. die 
ländlichen Ereisrftte, 4. die Behßiden fOr jUmenpflege. 

Die sSmtiichen Mitglieder dieser Körperschaften werden in ge- 
heimer Abstimmung auf drei Jahre gewählt; die aktive WahlflÜng^ 
ist dieselbe wie für die Farlamratswahlen; nur haben aa<^ Fürs 
luid w^bliche Steuerzahler ein Stimmrecht; dass passive Wahlrecht 
ist das gleiche wie in England, dodi sind — anders als in England 
— die Gdstlicben aller Konfessionen ausgeschlossen. 
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Die hauptp^chliclieii Befugiiisso der Gmfschaftsräte oratreckea 
sich auf die Herstellung und Eihaltuiii^ öffentlicher Strassen, die 
flecgteilung und Erhalttin^ von Ii-nMiliäusern, die Ernennung ge- 
wisser Kommunalbennitoiu die Unterstütsung und Überwachung der 
im Bezirke befindlichen Krauk^häuser u. s. w. Die Armenpflege 
nntamteht im aUgemeinen den erwfthnten besonderen Behörden fflr 
Aimenpflege^ jedoch hat der Oraiechaftsrat insofeni ein Beoht ein- 
ngieifen, als er im lUle eines anssefgevOhnlichen Notstands die- 
aetben za Auagaben ennftchtigen darf, wekhd die fOr normale Zu- 
Bltnde leatgeaetsten Qrenaen überac^reiten. In einem decarfigen 
Falle tat ein Teil der Mehrkosten von der ganzen Oialaohalt auf- 
wbringen, um hierdurch dem besonders notleidenden Beiirk fOr 
Annenpflege einige Erlmchterung zu gewShren. 

Ausser den 32 bisher bestehenden irisdien Gratscbaflen bilden 
die folgenden Stfldte besondere Oittfsohaften ffir sich: Dublin, Bel&st, 
Waterftud, Cork, limeriok und Londonderry. 

Die stadtischen und ländlichen Bezirksbehorden haben ffir die- 
jenigen öffentlichen "Werke zu sorgen, dei-eii Atifivchtorhalt.iiig nicht 
der ganzen Grafschaft, sondern nur dem hesondcreu Bezirke obliegt. 

In Beznc: auf den finanziellen Teil des Gesetzes ist zunächst 
die V. r\v< üdun£,' <les soe:enannten „Agricultural Grant" zu erwähnen. 
Bei der liesprecluing des Gesetzes nhov die Veranlagung Lindwirt- 
schafthVher Gnindstücke (Jahrbuch III S. 455) wurde erwähnt, 
dass in Folge dieses Gesetzes (das fih* England einen Zuschuss aus 
Staatsmitteln an die Kommunalbchurdon zu dem Zworko einführte, 
um die Kommunalsteuem auf landwirtschaftliclie Gnmdslücke auf 
die Hälfte herabzusetzen) auch eine entsprechende jährliche Zuschuss- 
snmme an Irland zu zahlen war, deren Verwendung aber späterer 
Qesetxgebung Torbebalten . blieb. In Bezug hieianf wird nunmehr 
Toigeechdeben, dass statt des friUier festgesetzten Betrages nunmehr 
eine Summe ans Staatsmitteln zu entnehmen ist, welche der Hälfte 
der im Yoijahre für Irland erhobenen Kommunalsteuem gldchkommt» 
und dass dieser Betrag dazu verwandt werden soll, nm ähnlich wie dies in 
Ehgland geschehen ist, die Eommunalsteuem auf landwirtschafßiche 
Onmdstllcke hezunterzusetzro. Diese Kommunalsten^ werden teÜ- 
wfliae von den PBchtem, teilweise aber auch von den GrundeigentOmeni 
bezahlt, und der hieiEuf bezflgliöhe Teil des Gesetzes war besonders 
als Sohitium für die GrundeigeutQmer bestimmt, indem durch die 
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betreffenden Vorschriften nicht nur die bestehenden Lasten erheblich 
vermindert wurden, Bondern auch die Befürchtung, dass diux;h ein 
willkiirlicbes Heraufsetzen der Kommunalßteuem von Seiten der 
Deubegrandeten Körperschaften das Interesse der Ortindeigentamcr 
gcschädig-t worden könnte, wesentlich an Gewicht verior. Sie 
haben die Verabfichiedung des Gesetzes wesentlich erleichtert, 
ausser dem erw&hnten als „Agricnitond Grsnt^ besdchneten Znscfauas 
soll auch das Ertrflgnis gevisser Steuern und ferner ein jShrlioher 
Beitrag von £ 79 000 den EommnnalbehOrden als Znsohius ans- 
gezahlt werden. 

Über die Wirkung dieses Qesetaes kann nodi kein lUTttlSssiges 
Urteil abgegeben werd«i. Politiker, die der irischen nationalistischen 
Partei angehören, wie z. B. Sir T. Bsmond, versichern, dass die 
ICitglieder der neuen Körperschaften bemerkenswertes VenndtuDgB» 
talent bewiesen haben, besonders in Anbetracht ihres frfiheren 
Mangels an Erfahrung, dass sie mit grossem Fleoss in dem ihneo 
zukommenden "Wirinmgskreis thätig waren, und dass sie sich bis 
jetzt einer streng« n Sparsamkeit befleissigt hal»eii. Trotz<]era glaubt 
er, dass die Kommunalsteuern walirscheinlich Blcigeu weixien, imlein 
das Ärbeitsf<'l«1 ein f^^rösseres ist und dalier auch die Zahl der 
Beamten vergrossert werden muss. 

Bis jetzt kann man iiielit sagen, die in der Minorität 

sich befindende Klasse durch H'^steuening oder in anderer Weise 
. von der Majorität unltillig behandelt wonliMi ist. Audi bietet das 
Gesetz keine Möglichkeit, Steuern einzuführen, die eine l>e<tinuiite 
Klasse besonders betreffen. Wahrscheinlich ist es freilich, das.s die 
KommunalVjeamten hauptsächli( b mit Rücksicht auf ihr religiöses 
Bekenntnis und ihre politischen Ansichten gewählt wei-den, wie 
dies übrigens auch unter der frilheren Einrichtung der Fall war. 

Es scheint, dass in einaeinen Landesteilen die Neigung dahin 
geht, für Stiassenbauten« über welche die Ereiaiftte in erster Instans 
zu entscheiden haben, Arbeiter unter der Au&idit des Orafschafts- 
Architekten duekt ansustellen, statt die Arbeit an den billigsten 
Unternehmer au verdingen, wie dies die AusfOhrungsbestimmungen 
vorschreiben, und die Qrafschaftsrftte haben, wie es scheut, dieses 
Verfahren in einaeinen EUlen gebilligt Bs ist dies m Punkt, 
Aber den Interessen -Konflikte entstehen kOnnen, in Bezug auf 
welche die Arbeiterklssse auf der einen und die Klasse der 
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Internehmer und überhaupt der Steuerzahler auf der anderen 
Seite steht. 

Es liegt hier ein Heispiel eines wirtschaftliehen Kampfes vor, 
der dem Kampfe zwischen Arbeitgebern und Arbeitern älinlich ist; 
nur haben im vnriiogcnden falle die Arbeiter, die in Folge ihrer 
grossen Anzahl die Waiilen wesentlich beeinflussen können, insoweit 
sie alle einig sind, eine ziemlich bedeutende Gewalt. Die Frage 
vird wohl auf eine oder die andere Weise trOhet oder epfttor fOr 
gans Irland entschieden worden. 

Im ganzen hat m. E. das Gesetz eine gfinsdge Wirkung, aber 
es muBB noch, ein betiichtlicher Zeitraum verstreichen, die man in 
der L«ge sein wird, sftmtUohe Folgen für alle Teile Irlands zu 
flbersehen. 



Gesetsgebiiiig 1889. 
I. Efaileitmg. 

Die Gesetzgebung für 1899 enthalt nur wenig Interessantes. 
Von sozialpolitischer Bedeutmij^ sind: die Commons Act, welche 
gewisse Kominunalbehörden in den Stand setzt, die als „Commons" 
bezeichneten unbebauten Fläilioii iiiitor ihre Verwaltung zu bringen, 
und die ..Sniall Dwellings Ac'iuisitioii Act*', die rihnlichc Rohorrlen 
ennächtigt, den in ihivm Bezirke wuhueiifioii Tersonen Voi-st hüsse 
in o-owahren, um den Ankauf der von ihnen bewohnten Hänser zu 
ermöglichen; liierher zu rechnen i^t ebenfalls die „Rents for Sliop 
Assistant« Act', welche dazu dient, den weiblichen Angestellten 
in Detailgeschäften das Sitzen während der Gescliäftsstunden zu 
erleichtern. Das letztere Gesetz ist der Anregung des, inzwischen 
unter dem Titel Lord Avebury zum Pair ernannten, Sir John 
Lubbock zu verdanken, dessen Bemühungen im Interesse der Qe- 
schfiftsgehflUen überhaupt das Loos dieser Klasse nach mehreren 
Richtungen erleichtert haben. Auf dem Gebiete des Verwaltungs^ 
rechts wsr die wichtigste Msasregei die London Government Act, 
durch welches Gesetz die Oiganisation der hauptstadtischen Behörden 
▼otlstBndig umgestaltet winL Von Bedeutung ist ebenfalls die 
Board of Education Act, durch welche endlich ein besonderes 
Ministerium für Erziehungawesen errichtet wurde. Die Sale of 
Foods and Dnigs Act dehnt die Befugnisse sowohl des Handels- 
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amts als iLckerfaauamts in Bexiig au! die Kontrble über Butter- und 
Efise-Surrogate aus und bringt strengere Vorschriften Uber die 
Bezeichnungen, mit welchen dieselben zu versehen dnd. Dabei 
soll, wie das Qesets ausdrQcUidi erw&hnt, das Handelsamt die 
Interessen der Konsumenten, das Ackerbauamt die Interessen dss 
Ackerbaues wahrnehmen, woraus enddh^ch ist, dass die Massregd 
teilweise auch als Schutzinassregel fflr den Ackerbau gedacht ist. 

Das Strafreclit ist auch in dieser Session durch zwei Gesetze 
erj^nzt wonlen, von denen die Summarj-^ Jurisdiction Act haupt- 
.ski. lilich imd die Reformatory Schools Act ausschliesslich jugend- 
liche Delinquenten betrifft. 

Es folgt /.unclclist eine Gesamtflberaieht über alle im Jahre 
1S99 erlassenen (lesctzo nn<1 sodann eine Speziaidarstellung der- 
jenigen, welche allgemeineros Interesse haben. 

II. Gesamtüberf^icht fiber die in der Hitznogsperlode 1899 

(62 — r>a Vict) erlassenen Gesetze. 

Cap. 1 (J). Partridge Shooting (Ireland).^) (Über die Sohon> 
zeit für Rebhfiliner in Irland.) 

Gap. 2. OonsoUdated Fund (No. 1). (Betrifft den Staats* 
haushslt.) 

Cap. 3. Anny (Annual) (Gesetz Aber das stehende Heer. Ein 
solches Gesetz ist stets nur ein Jahr Isag in Kraft. Seit 1881 
sind die Beetimmungen desselben unveiflndert geblieben.) 

Gap. 4 (E). Solidtors (enthAlt unwesentliche Anderungsn in 
Bezug auf das IKssiplinarverfahren gegen Anwälte). 

Cap. 5 (S). Public libraries (Scotland) (betrifft die <)ffettt- 
lidien Bibliotheken in Schottland). 

Cap. 6 (E). Suprenie Court of Judioatture (betrifft die Be- 
setzung der Senate in der Herufimgöinstaiiiij. 

Cap. 7 (E). Metit>polis Water (betrifft ilie Wassersoi^ung der 
Hauptstadt). 

Cap. 8. Infoctiuus Diseases (Notiücation) EJxtonsiou (schreibt 
vor, dass das Gesetz in Bezug auf die Anmeldung ansteckender 

1) Dar Zusatz „Aet 1899**, der sich bei dem Titel aller Oeeetze findet, 
(z. B. Partridge Shootiog [Ireland] aet 1889) ist bei den Bezeiohnangeo im 

Text weggelas-sen. Die Gesetze, die tuir für eioen Landeatdl Oeltnng 
haben, sind mit (£) (8) oder (I) beceiohnet 
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Krankheiten, das bisher nur in solchen Bezirken Geltung hatte, 
deren Behörden seine Anwendung beschlossen, nunmehr in alleu 
Bezirken Geltung haben 550II). 

Cap. 9. Financo (betrifft den Staatehanshalt). 

Cap. 10 (E). Farish Councillors (Tenure of Office) (über die 
Amtsdauer der Mitglieiler von Gemeinderätea). 

Cap. 11 (S) u. (I). Fine or Imprisomncnt (Scotland and 
Ireland) (enthält Vorschriften fihcr die Umwandlung der Geldstrafen 
in Qefilngnisstnfen, durch welche das iiiache und schottisGhe iteoht 
dem eoi^ischen glekshgesteUt viid). 

Gap. 12. BefoimBtoiy Sohooh (NoTelle zum gleichnamigen 
Gesetze von 1893; betrifft die Unterbringung jugendlicher Yorbrecher 
in BeBSerungBSohulen. — Y^^. SpezinldarsteUung). 

Cap. 13. Elementaiy Eduoation (Schoo! Attendanoe Act 1893 
Amendment) (sehfeibt vor, dass die Schulpflicht, welche frOher 
nach yoilendetem elften Jahre aufborte, in der Folge erat nach 
vollendetem awQlften Jahie anfhOren soll. 

Cap. 14 (E). London Ooveniment (betrifft die Kommunal- 
Torwaltang der Hauptstadt. — Vgl. Spozialdai-stellung). 

Cap. 15 (E). Metropolis MaTia}4;enient Acts Amendment 
(Byclaws) (betrifft die Befugnis zum Erlass von Polizeivuitichrifteu 
für die Uauptstadt). 

Cap. Iß. Gordou Memorial College at Kliartouni (betrifft die 
Anlage des für die Hohe Schule iu Ehartoum bestimmten Stiftuugs- 
vermrigens). 

Cap. 17 (E). Tithe Rent('liar<^e (Rates) (ennässigt die K'nmmnnal- 
steuem, die auf das Eiokommea aus Eirdieusehnten zu bezahlen 
aind, auf die Hälfte). 

Cap. 18 (I). Congestcd Districts Board (Ireland) (betrifft die 
Ifaasregeln für die notleidenden Bezirke in Irland). 

Cap. 19. Electric JLdghting (Clausea) (betrifft die an Gesell- 
Schäften fOr el^trisdie Beleuchtung su erteilenden Konzessionen). 

Cap. 20. Bodies Coipoiate (Joint Jenancy) (ennftchtigt juristis(die 
Personen Sachen ausammen mit natürlichen Personen als Gesamte 
eigentnm zn besitzen). 

Cap. 21. Seats for Shop Asststants (betrifft die Beschaffung 
von Sitzen fQr w^bliche Ladengehfilfen. — Ygl. Spezialdarstellung). 

C^p. 22 (E). (Summary Jurisdiction (dehnt die Befugnisse der 
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Polizcigerichtc aus, iiaincntlich in Bezug auf jugcüdliche Verbrecher, 
— Vgl. Spezialdarstellmig). 

Cap. 23. Anchors and Chain CaMos (eiitliält VorschnfUiu ül^er 
die bei der St hifffahrt zu verwendenden Ankei- und Ketten). 

Cap. 24 (E). üniversity of Loiulon (entliält unwesentliche 
Zusätze zu dem Oesetz flher die in London zu erricbteode üniver- 
ßität. — Vgl. SjM'/.iald.irst.'llunfj: für 18ÜH). 

Cap. 25 (E). Land Tax Commissioners Names (betrifft die mit 
der Ablösung der Gnuidsteuer betraute Behörde). 

Cap. 2G (E). Metro[)olitan Police (betrifft die PoliMiTerwaltuog 
für dns Gebiet der Hnnptsfadt). 

Cap. 27 (E) u. (I). Marriages Validity (beseitigt Zweifel über 
die Oai%keit gewisser üheeohlieasungeD). 

Cap. 28 <E). lÜBnohester Canonriea (betrifft das EiiikosDmeii 
der Domherren in Manchester). 

Cap. 29. Baths and Waabhouses (gestattet die Benutzungfiffent- 
licher Badeanstalten fOr Eonserte und Tanahelttstagungen unter den 
vorgeschriebenen Voranasetanngen). 

Cap. 30. Commons (betrifft die (Iffentliche Benutzung unbe- 
bauter Landereien für Erholungszwecke. — Vgl. Spezialdarstdiung). 

Cap. 31. Public Works Loans (betrifft den Staatshaushalt). 

Cap. 32. laementaiy Education (Defective and Epileptie Chfl- 
dren) (l>etriffl die EJrziehung geistesschwacher und epileptischer Kinder). 

Cap. 33. Boanl of Education (errichtet ein Ministerium für 
Erziehungsw» son. — Vgl. Spezialdarstellung). 

Cap. 34. Expiriiig I^ws Continuance (erneuert oiiie Anzahl 
ablaufender Gesetze. — Vgl. Jalu'buch III S. 452). 

Cap. 35. Inebriates (enthalt unwesentliche Zusätze zu dem 
glei< Imamigen Gesetze von — Vgl. SpezialdarsteUuug für 

ibOö). 

Cap. 36. Colonial Ijoans (gestattet der Staatsregierung, inner- 
halb der für jede einzelne Kolonie vollgeschriebenen Grenze, an ge- 
wisse K lnni» n Vorschüsse zu gewflhrsn). 

Cap, 37 (E). Poor Law (Ijestinimt, unter welchen Voraus- 
setzungen die elterliche Gewalt Ober ein Kind auf die zuständige 
Behörde fOr Armenpflege übergeht). 

Cap. 38. Telegraph (regelt hauptsBchlich die Ausbildtuig def 
Femspreoheinriohtungen). 
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Cap. 39. Isle of Man (Cufitoms) (betrifft die Zölle in der 
Insel Man). 

Cap. 40. Reserve roix^es (betrifft die ^ur Liandwehr gehörigen 
Truppen). 

Cap. 41. Military Works (betrifft die ErricUtung von Be- 
iestigungen). 

Cap. 42. Navnl Works (betrifft die Erriohtuog Ton Befesti- 
gungen an der Küste). 

Gap. 43. Royal Niger Company (betrifft die britischen An- 
aedlnngen im Niger-Gebiet). 

Gap. 44. Smatl Dwellinga Aoquisition (eimAchtigt die Eommn- 
nalbeh&den zur Oewfihrung von Voiachflsaen, um den Ankauf von 
kleineren WohnbAnaern zu erleichtern). 

Cap. 45. Fatriotic Fnnd (betrifft die Verwaltung dee Invaliden- 
Fimds). 

Cap. 46. Improvement cü Land (betrifft die Aufbesaerung 
landwirtachaftUcher QmndstildEe). 

Cap. 47 (8). Private Ijegislation Prooedure (Sootland) (betrifft 
das Verfahren bei der Beratung sogenannter Privat -Gesetze fQr 
Schottland). 

Cap. 48 (E). Liiicüliisliiie Coroneis (betiillt die Leichcn- 
bescliauer in der Grafschaft lincoln). 

Cap. 4Ü. Appropriation (betrifft den Staatshaushaltetat). 

Cap. ö(> (I). Agriculttire and lechnical Instruction (Ireland) 
(betrifft das Ei7jehun{z:$wesen in Irland). 

Cap. 51. Sido of F()(x1 and Dning> l otrifft den Verkauf und 
Import ge&lscbter Nahrungsmittel. — VgL äpeziaidarstellung. 

m. Spezialdai*8telluug. 
a) Gesetz Aber Verwendung unbebauter Ländereien 

(Cap. 30). 

Die sogenannten „Commons'^ bilden eine Eigentflmliohkeit dea 
engUecfaeii Rechts'. Es Bind dies unbebaute Lftndeieien — in der 
Regel mit Furren, Haidekiaut und Ginster bewachsen, hie und da 
aoch nur mit Gras — wdche zu dem Eigentum des Herrn der 
Orundherrlichkeit (Lord of the Manor) gehören, aber mit Weide- 
gerechti^eiten, Torfgeiechtigkeiten und anderen Ähnlichen Ge- 
rechtigkeiten zu Gunsten der anliegenden Grundstfloke in der Axt 
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belastet sind, das« ihre ümfriedigung und Urbarmaohung nur unfer 
Abfindung dieser Gerechtigkeiten möglich ist. Bis in die zweite 
Hälfte des 19. .lahrhuiiüerts liinoin kam es freilicli liaufig vor, dass 
die Gniudhen-en. ohne Rücksicht auf di*' fechte der Comiuoiiers — 
so boissen die Inhaber der erwähnten (T(>iecbtigkoiten — die üm- 
friedigung vornahmen, daher der N olksruim: 

„Oreat 10 llie Bin of man or wouiau 
Who stenls ;i goose from ofT a common, 
But greater is the sin of those 
Who steal the common from the goose'^; 
aber in neuerer Zeit ist die«; dnreh gemmnnfltzige Qescllschafteo 
verhindert worden, ^^ t Iclie «lie Commoners auf ihre Rechte auf- 
merksam machen und im Falle von Streitigkeiten durch ihren Bat 
und auch durch QeldbeitrBge unteratatsen. 

Nach dem froheren Recht musste der Grundherr, der einen 
Common umfriedigen wollte, eine genügende FIftche freilassen um 
den Commonets die Ausübung ihrer Rechte au ennSglichen; wollte 
er dies nicht thun, so musste er sämtliche (Commoners dasu be- 
atunmen, gegen Abfindung in Geld oder anderweitige Entaohidigang 
auf ihre Rechte zu Tetztchten. Bei der grossen Anaahl der Berech- 
tigten und der t^lweisen ünbestimmtiieit d«r Berechtigung war 
dies mit grossen praktischen Schwierigkdten verknüpft; ein Grund- 
herr, der sich keiner üsurpation schuldig nwshen wollte, musste 
daher in der Regel durch Spezial-Gesetz sicli die Befugnis en*'irkeu, 
unter Auwendung einos l)esonderen Verfahrens die Keclite nicht 
beitretender Commoner« auszuschliessen. Getuen Ende des 18. Jalir- 
hunderts war man meistens der Ansii ht, die ürbanmichung der 
Commons sei ein im Interesse der Volkswirthschaft zu erstrebender 
Vorteil und die Oesetz^cbung in der ersten Hälfte des 19, Jalu- 
hunde?-t<; giii>; dahin, die Einfriedigung tu erleiclitorn und durch 
die Erriclitung einer besonderen Behöitle für diesen Zweck die Er- 
wirkung von Spezialgesetzen in jedem einzelnen FaUe unnötig zu 
machen. 

Nachdem die erwähnte Behörde in Thätigkeit getreten war, 
trat allmälig ein Umschwung in den Ansichten ein, indem man 
anfing einzusehen, dasa namentlich in der Nähe grosser StSdte dio 
Erhaltung offener FIftchen von grosserer Wichtigkeit sei ab die 
Orbannachung unbebauter Lftndeieien; die Gesetzgebung seit 1845 
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sof^e unter dem Einflusü dieser Anscliamingen dafiir, dass bei Aii- 
träi,'oii auf Gestattung der Umfricdigung nicht nur das Interesse 
des Grundherrn und der Coinmonere, bondern auch dio Erhaltung 
landschaftlicher Schönheiten und die Bewogunq-s- und Krhninngs- 
bfvfinrfni>se der Bewohner des betreffenden Bezirks berücksichtigt 
wurden. In Bezug auf die Umgegend der Hauptstadt wurde so- 
dann bereits im Jahre 1866 die Einfiiedigiuigsbehörde enu&oUtigt, 
Regulative flber die Verwaltung und Benutzung der Commons als 
Erholungsplätze zu erlassen und im Jahre 1876 wurden die Befuge 
niflse dieser BehiOrde dahin erweitert, daas sie in Bezug auf alle 
GonmioiiB in England neben den Antigen auf Einfriedigung auch 
intrige hönn koantO} welche die Edialtung derselben als ErbolungB» 
pllUe besweckten. Ferner schrieb ihr das Gesetx vor, sowohl bei 
Aotiflgen der letzteren Art, als auch bei Anttflgen auf Oestattung 
der Eitttriedigung die Wohl&hrt def betreffenden Gegend im Auge 
m haben, insbesondere imter Berttöksiohtigung folgender Gesichts- 
punkte, insoweit sie unter den besonderen Verhlltnissen in Betratet 
kommen konnten: 

1. die Erhaltung des freien Zugangs zu Aussichtspunkten; 

2. die Erhaltung historischer Denkmäler oder bemerkenswerter 
Bftome; 

3. die FfiiBoige für geeignete Spielplfttze; 

4. die FOrsorge für Strassen und Fussweg©. 

Anträge in Bezug auf die Erhaltung von Commons kouiiteu 
na< Ii dem Gesetze von 1876 von städtischen Behörden gestellt 
werden, jedoch nur mit Zustimmung einer gewissen Anzahl der 
Commoners. 

Die Behörde für die Kontrole von Umfriedigungen (deren 
Fnnktionen nach Errichtung des Ackerbauaiuts auf dieses übergingen) 
wurde in Folge der erwähnten Gesetze tliatsächlich eine Behörde 
fOr die Verwaltung der Commons als ErholungsplAtze, indem die 
finfriedigungen teilweise in Folge der erwfthnten Voisdiritleii, teil- 
weise auch in Folge der Erschöpfung der zur ürbarmachung ge- 
eigneten Linder anfgehArt haben. Doch blieb noch die Scfawiertgkdt, 
dass die KommunalbehOrden nur, insoweit ae stftd tische Behörden 
waren, die initiative in der erwUmten Bichtung eigreilen konnten 
nod auch daoo nur unter der erwähnten Einsdhrftnkung. 



Das Oeaets ron 1899 vetftndeit die Sudtlage dadurch, dass 
Bie die Hauptthltigkeit in Bezug auf die Verwaltung der Commons 

auf die Kreisbehörden und zwar auf die ländlichen sowohl als die 
RtMtischen überti%t und d&a Ackeii>auatut nur als Aufbichtsbehörde 
dabei eingi-eifen liisst. 

Jede stiUllische und jede ländliche Kreisbehürde hat nunmehr 
das Recht, Anordnungen für jeden in ilirom Bezirke gelegenen 
Coiiiuion 7M erlasRen und Ausgaben für seine Verbesserung zu 
machen. Elif> dies indessen in einem besonderen Falle geschieht, 
rauss ein aligeraeine-; Regulativ entworfen werden, dessen Fest- 
stelhuig mindestens drei Monate vor seinem Inkrafttreten offentlieh 
angekündigt werden muss und der Genehmigung des Ackerbauamts 
Ix^darf. Während der drei Monate liat Jedermann das Recht, gegan 
Zahlung einer kleinen Gebühr einen Abdruck des HegiilativB vi 
erhalten und dem Ackerbauami etwaige Bedenken oder Yerbesserungs- 
vorsohlflge au unterbreiten. Diejenigmi Personen, deren Rechte 
durch AuBführung des RegulatiTa beeintiflditigt werden, sind unter 
Anwendung der für Enteignungen beobachteten OrnndaStie su 
entacliftdigen. 

Das Begulativ darf vom Ackerbauamt nicht genehmigt werden, 
falle der Qrundherr oder Commoneis, dewi Bechte mindestena ein 
Drittel des Werts der Rechte sSnitlicher Commoners haben, Ein* 
spnicb erheben. 

Ein durch ein derartiges Regulativ unter die Verwaltung eines 
KreiBrats genommener „Common'^ darf von dieser KCrperschaft 
eigentümlich erworben werden. 

Auf dir im lutuptstädtischen Bezirke g-elegonen OommonR hat 
das obige Gesetz keine Anwendung, indem die früheren auf die- 
selben bezüglichen gcsctzlicheu Vorschriften in Ki-aft bleiben. 

b) Gesetz zur Erleichtei uug des Ankauis kleiner Wohn- 

liüiiser (Cap. 44). 

Dieses Gesotz ermächtigt gewisse Kommunal beliörden, den 
Einwohnern ihres Bezirks Vorschtlsse zu machen, um dieselben in 
die Lage zu setzen, die von ihnen bewohnten Häuser käuflich zu 
erwerben, jedoch darf der Vorschuss nicht mehr als Ys Werts 
und in keinem Falle mehr als £ 300 betragen. Die Frist für die 
Rackzahlung darf 30 Jahre nicht fiberschreiten und der ZinsfusB 
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(lirf hHohstens ^j., ^j^ inelir betraf^on als der Zinsfiiss, zu welchem 
die betreffende Kommunal bcliOrde auf Grund der Public Loau Act 
1875 r);uloh»^n von dem Staatefiskus erlialten kann, 

Bedingung des Darlehens ist, dass der Sc-luddner in dem 
Hause, zn dessen Ankauf er das Darlehen erhält, wohnen miias 
und die KommunalbekOrde wird dadurch sicher gesteilt, dass das 
Eigentum des Hauses (fihnlich wie dies Oberhaupt bei englisdien 
Hypothelien fiblich ist) auf die KommunalbebOrde unter der Be- 
dingung' flbertragen wird, dass es nach Abzahlimg des Darlehens 
wieder auf den Schuldner übergeht Der Schuldner darf sein 
Anrecht an das Haus Yerkaufen, jedoch nur in der Weise, dass 
der K&ufer als Schuldner an seine Stelle treten und in dem Hanse 
wohnen muss. Hdrt der Schuldner auf, in dem Hause zu wohnen, 
80 darf die KommunalbehOnle sofort das Haus in ihren Bedtz 
nehmen. Im übrigen sind die Hechte der Knmmunalbehörden un- 
gefähr dieselben wie die eines gewöhnlichen Hyjxithekenglüubigers. 

c) Oeseta in Bexug auf Stühle für weibliche Laden- 

ge hfl Ifen (Cap. 21). 

In jedem Laden, in welchem weiMichr Oehülfen niii;»'sttllt 
sind, mOsspii hinter dorn Ladentisch 0(ifr an eijier amleren ge- 
♦•igneten Sl»-lle Stülile angobi-acht wenlen, deren Zahl mindestens 
ein Drittel der Zahl der woibliehen Oehfllfen erreieluni nuiss. Die 
Nichtbeobachtung dieser Vorschrift ist mit üeldstrafe bedroht. 

d) Gesetz über die Stadtbezirke der ilaupt Stadt (Cap. 14). 

Die Verwaltung der eugliaohen Hauptstadt ist noch nicht ein- 
heitlich ger^lt Die Veiiassung der eigenüidien City of Ixmdon, 
die nur einen Ideinen Bezirk der Hauptstadt in sich begreift, hat 
noch einen ausgesprochen mittelalterlichen Charakter und ebenso 
erinnern die sogenannten Vestries, welche in den meisten ausserhalb 
der City gelegenen Bezirken die QemeindeTerwaltung unter sich 
haben, und in welchen noch bis 1894 die Haupt-Qeistlichen der 
betreffenden Bezirke den Yorsitz führten, an die Zeit, wo die 
Idrchliehe und die weltliche Gemeindeversammlung identisch waren 
und ihre Yersammlnngen in der Sakristei (Vestry) der Pfarrkirche 
abhielten. Neben diesen EinzelbehOrden bestand indessen seit 1 855 
der Metropolitan Board of Works, auf welchen gewisse zur Oe- 
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meindeveiwaltung gehörende Befugnisse für den ganzen Umfang 
der Haiii)tstadt iU)or{i-ag«n wurden. Durch die Local Goveniinont 
Act von 18S8 wunle die Grafst liaft FiOiidon gebildet, welche diesen 
ganzen Bezirk umfasst inid der für die^^i lbe gewählte Grafschaf tsi-at 
Obemalim die Befugnisse dos Metropolitan Board of Works und 
eine Reihe weiterer Befugniase. Diese von ganz London gewählte 
K((rper8vliaft, deren Wahler in Wahlkreise eingeteilt wurden^ deren 
grosserer Teil ärmere Bezirke nrnfasste und daher von vonlierein 
einen überwiegend freisinnigen Charakter liatte, weckte die städtische 
Verwaltung aus ihrem mittelalterlichen Sdilumraer. Die dem 
Publikum zugflnglichen freien Platze wurden vermehrt und ver- 
schönert und regelmässige Konzerte in öffentlichen Spazieigangen 
in allen Teilen der Stadt eingerichtet. Die Strassen wurden 
erweitert und die Schranken, die in vielen defselben den Verkehr 
sperrten, beseitigt Arbeiterwohnungen wiuden aus stadtischen 
Mittein erbant und ungesunde oder baufällige Häuser entfernt Bei 
den Verdingungen von Arbeiten wunlen Vereinbaningen rd>er den 
an die Arbeiter zu zahlenden J^ulm ^'otmf!"en und, insoweit derartige 
Venniiljamngen nicht niriglieh waren, ül"^rnahin der Grafscliaftsrat 
selbst die betrefft iuli'n Hauten. Dass bei einer ho weitgelkiidtu 
und eifrigen Thätigkeit liior und da Fehler bedangen wunlen. dass 
aufh dl'"' q;ow.1hltr'n Mitglieiler sich stilloiiweise des ilmen ü\»'r- 
trageneu Ehrenuintes iniwfirdig bewiesen, war nicht erstauniieii, 
und noch weniger erelaunlich war es, dass viele Pei-sonen, die 
unter dem allen System nianclie Privatvoi teih- hiitten, die ihnen 
jetzt entzogen wunlen (indem sie. solange die Vestries die Hatij't- 
gewalt hatten, dort ihren lokalen £inllu8S zu ihrem Vorteil geltend 
machen konnten) derartige Fehler oder moralische )L'iügel, soweit 
als möglich, aufbauschten und an die grosse ülocke hängten, um 
Stimmung gegen den Qrafsohaftsrat zu machen. Bei der unver> 
meidlichen stetigen Erhöhung der Eommimalsteuern war es auch 
nicht schwer, eine Agitation gegen den Oralschaftsrat in Bewegung 
zu setzen. Ein Residtat dieser Agitation ist das hier besprochene 
Gesetz, dessen Hauptabsioht ist, die Centralisation der Londoner 
städtischen Verwaltung, die durch das Gtesetz von 1888 herbei» 
gefflhrt wurde, wieder soweit als möglich zu beseitigen und an die 
Stelle der Vestiies neue Körperschaften zu setzen, die mehr als 
jene die EigentQmlicbkeit selbständiger städtischer Verwaltungen 
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haben. Statt der 100 Vestrios und ähnlicher Kßrpersc^haften wonlcn 
in der Folge 28 städtische Köri^erschaften (Boroughs) treten, von 
welchen jede einen Bürgermeister (Mayor) und einen Stadtrat 
(Borough Council) hat. Diesen Stadträten werden siimtliche Bo- 
fiig-niBse der Vostrios ühertra^eii und ferner eino An/^ihi di-r jet/t 
vom Loiuloner ürafschaft«rat ausgeübten. Aiu-li ist Fiirsoit:t' ilafür 
ptroffen, tlaas unter gewissen Voraussetzungen noch weiteix' lie- 
fngnisse des GralschaftsiatB auf die StAdträte übertragen werden 
können. 

Für die Abgrenzung der Bezirke und die Regelung sonstiger 
duitsh das Gesetz berührter Einzelheiten wurde eine Kommission 
eingesetzt, deren Arbeiten noch fortdaueni. 

Das deaeU ist am 1. November 1900 in Kraft getreten, lind 
es wird interemni sein au beobachten, welchen Einllnss die nenen 
KOrperschaflen auf die Thitigkeit des Qiafechaftsrats haben and 
ia welcher Weise sie selbst ihre Aufgaben erfOllen werdon. Die 
Verwaltung der ?,Oity** wird duroh das Oesets nidit berfihrt. 

e) Gesetz betreffend Errichtung eines Erziehungs- 
amtes (Gap, 33). 

Ein Amt, das etwa einem deutschen Kidtusministerium entspiicht, 
besieht in England nidit Der Staat hat Aberhanpt keine fiehiirde, 
die AufsichtsreGlite anf die kirchlichen Oemeinscliaften ausflbt 

Die Bischöfe und anderc geistliche Wünlentdlger, deren Ernennung 
floni Staate vorljchaJlcii ist, werden vom .Minister-Pi-äsidentoii dein 
Küni^r vorgeschlagen und lit r p i ichtliche Aussc-huss drs (ii heimen 
R;its ist höchste Instanz füi- kirchliclie Hecht.sjstreiligkeiten : fenier 
kann die Verfas>unt; und der Ritus der an gükan lachen Kirch"' nur 
dtin-li I iootz geändert wei tien, fd>er eine iM-sondere St,'\atsl>oli("ii<le, 
welcln r die VoH)ereitung und üeljervvaehung der Massn'g. In anf 
diesen vors<^!iiodenf»n Gebieten obliegt, ist nicht vorhanden um! 
anders als in einer der erwähnten Weisen greift Qberliaupt der 
Slaat nicht iu kirchliche Angelc^nheiten ein. 

In Bezug auf Erziehungswesen gab m vor dem Inkrafttreten 
des Gingen Gesetzes cben&dls keine besondeiv Behörde. Insoweit 
dasselbe vom Staate überwacht wurtle, geschali dies hauptsächlich 
durch einen sogenannten Ausscliuss des Geheimen Staats-Bats (Priry 
CouDcil), das indessen nur ans dem PrSsidenten dieses Rats als 
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VorsitEendiani iiod einem besondeni ernannten ViEe-PiSsidenten bestand. 
Letzterer war thatsachlich der Hinister fOr Ensiehungsweeen, inaoweit 
der AuBSchuBS des Geheimen StaatsiatB für Ernehungaweaen zn- 
Btftndig war. Dieae Zuatftiuligkeit erstreckte sich indesaen nur aof 
die MementaiBC^nlen und gewisse Gewerbeschulen. Die anderen 
höheren öffentlichen Scliulen stehen zum errosstcii Teile unter der 
Aufsicht der C/harity Conunissioiierö, einer bolbständi^eii Beiiüi-de, 
die die Oberaufsicht über das Stiftungsweson im :ill;u:eiii. ineii hat: 
eine kh'ino AnziUil dei-selben, welche die ]»en'Uiiiiteii alten S.liulen 
wie Etun, llarrow u. s. w. in sich begreift, ütelit überhau]it nicht 
unter staatlicher Aufsicht. Die Cnivcrsitäteu sind vom Staate eben- 
falls unabhängig, wenn auch das Kmennungsrecht för einzelne 
Professuren demselben vorbehalten ist und vom Ministerpräsidenten 
ausgeübt wird. Reformen auf dem Gebiete des Universitätswesens 
werden in der Regel in der Weise eingeleitet, daas ein Gesetz er- 
lassen wird, das einer durch das Gesetz selbst ernannten Koinmia- 
sinn innerhalb gewisser Grenzen die Befugnis giebt, die Verfassung 
der betreffenden Universität umzugestalten. Sa gehört aber nicht 
Kur Obliegenheit irgend einer Staatsbehörde, derartige Geaetsent- 
würfe vorzubereiten. 

Das obige Gesets hat das Chaos des firsiehuogsweaena toi- 
Iftufig nodi nicht in Kosmos verwandelt, aondem nur ^nen Mecha- 
nismus geschaffen, um eventnell diese Umwandlung herbeizuführen. 
Das Eraiehnogsweaen steht nunmehr unter einem sogenannten Board 
d. h. einer nominell mehrkOpfigen Behörde, wud aber, ob^eioh das 
Gesetz rorachr^bt, daas gewiase höchste Staatsbeamte ex offido 
Mitglieder dieser Behörde aind, ebenso wie der Board of Trade, 
der Local Government Board und der Board of Agriculture ihat- 
sächlich von einem Minister geleitet. Vorläufig liat diese 
Behörde nur dieselben Funktionen wie dir früher Ijestehende 
Ausschuss des geheimen Staatsrats, doch künueii diu eh königliche 
Verordnuiii^ die Befugnisse der Gharity Commissioners, inwweit 
sie si( h anf Erziehungswesen beziehen, ganz oder teilwui.^e 
auf sie übertragen werden. Auch entliält das üe.'^et/; unabhRneisr 
hiervon Hestimniun^cn, welche geeignet sind, das höhere Sclud- 
wescn aUmälig ujiter die Aufsicht der neup:ogrundoten Oberbehünle 
zu bringen. Es wird ferner der Krone verstattet, durcli königliche 
Verordnung einen beratenden Ausschusa fQr Erziehungsweaen zu 
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eruenneii. von tiein minrlostona zwoi Drittel der Mit;^lio(Jer aus 
Pereoiien l)estchen solltMi, wolclic gocipiiot sind, die Anschriunnfren 
der Univei"sität€»n und anderer boi <loin Kr/iohunp-sweseu beteiligten 
Körperschaften zu vortreten. Die Hauptaufpnbf^ dieses Aiisselmsses 
s«ili in erster Linie die sein, Grundsätze aufzustellen, nach welchen 
ein Register qualifizierter Lehrer gebildet worden soll. Der Zweck 
dieses Registers ist, das Publikum in die Lage zu setzen, zu wissen, 
wekihe Lehrer die Befähigung zum Lehramt haben. Es müssten 
zn diesem Zwecke in erster Linie Grundsätze für die Einführung 
eines BefiLhigangsnachweises aufgestellt werden. Bis jetzt besteht 
ein solcher nicbt 

f) Oesetz Ober den Verkauf von Nahrungsmitteln und 

Arzneimitteln (Uap. 51). 

Dieses Gesetz eigftnzt die Bestimmungeii der Gesetze über den 
Teikauf von Nahrungsmitteln und Arzneimitteln von 1875 und 
1897 und des Maigarme- Gesetzes von 1687, die sich alle gegen 
die TAnschung des Publikums und den Vertrieb gesundheitsschfid- 
Ikdier Artikel richten. Neu sind die Bestimmungen, die sich gegen 
den Import der verbotenen Artikel richten; die frflheren Bestim- 
mungen bezogen sich nur auf den Vertrieb; auch sind einige 
neue Artikel dem iudex cxpurgatoi ins heigofügt worden. Mit Strafe 
beilroht ist der Import von 1. Margarine und Margarine -Käse, in- 
?"\v.if diese Artikel nicht in üniliüllnngen veipackt sind, auf 
^elili''U diese Namen in augenfälliger Weise venneikt sind; 2. ge- 
fäli^chter oder vei-sehlecliterter Bnttei- ^►der gefälseliter oder ver- 
s^^-hlechterter Müeli. insoweit sieh nieht auf den I luhüllungen oder 
«len Gefäi>sen eine Angabe befindet, aus welcher die Eigenseliaft 
d. > Artikels in augenfälliger Weise ersichtlich ist; 3. abgerahmter 
Milch, insoweit die Bezeichnung „abgerahmte Milch" nicht in grosser 
aml leserlicher Schrift auf dem Qefäss angebracht ist; 4. irgend 
eines gefiUachten oder verschlechterten Artikels« der durch königliche 
Verordnung dem obigen Gesetze unterworfen wird, insoweit nicht 
seine Eigenschaft in entsprecheiider Weise auf der Umhüllung 
Termerkt ist 

Das Gesetz enthftlt ferner eine Anzahl von Bestimmungen, 
deren Absicht es ist, die AusfObrung desselben und der anderen 
ervlhnten Gesetze zn erieichtem und Zuwiderhandlungen gegen 
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dieselben in besserer Art zu verhüten. Dahin ;;oli^ron die den 
Zollboanilen gegebenen Bofugüisi>t3 und feniLi die Bosthuiiiuatr. dass 
mYH^n den Beamten, deren Aufgabe es nach den früheren Oesotzt a 
%v;u', rntersuehuugon liei den Verkäufern der in Betracht kommenden 
Aitikcl zu machen, auch noch ?m sonders vom Amt für Kommunal- 
vcrwaltung oder vom Aekerhauanit ermäehtigte Beamte, die ersteren 
zustehenden Machtbefugnisse ausüben dürfen; bemerkenswert ist 
hierbei die Vorschrift, dass die zuei-st genannte Behörde Beamte 
zu dem erwähnten Zwecke entsenden darf, wenn dies im Interesse 
der Konsumenten erscheint, während dem Ackerbauamt diese 
Befugnis gegeben ist, insoweit ihre Ausübung im IntereBBe der 
Landwirtsdiaft wünschenswert ist üienuit werden die erwähnten 
Massr^ln als auch sum Schutze der Landwirtschalt bestimmt 
gekennxeiohnet 

g) Gesetze betreffend jugendliche Verbrecher, 
a) Summary Jurisdiction Act (Cap. 22). 
b) Beformatory Schools Act (Cap. 12). 
Das erste dieser Gesetze ändert die Summary Jurisdiction 
Act von 1879 nach vefschiedenen Richtungen ab, hauptsächlich 
aber in Bezug auf die Behandhing jugendlicher Verbrecher, 
d. h. solcher Verbrecher, welche das Alter von 12 Jahren fllier- 
schritten, al»er das Alter von 16 Jahren noch nicht erreicht haben. 
Die meisten strafrechtlichen Delikte kommen in England vor die 
Schwurgerichte uiui nur geringfügige Übertretungen künucu in der 
Kegel von den Polizeigeriehten in «um maiischer Weise erle<ligt 
werden. Die Sununnrv .luris^lielion Act von 1879 beötimmt, dass 
unter gewissen Voraui^setziuigen d«s Polizeigericht auch in Bezug 
auf Delikte, die zur Zuständigkeit der Sehwurporiehfo gehören, ein 
T'^rleil fällen darf. Zu diesen Voraussetzungen gehört, insoweit der 
Angeschuldigte im erwähnten Alter steht, der Wunsch desselben, 
die Anklage im summarischen Verfahren erledigt zu sehen, doch 
muss auch das Polizeigerioht selbst der Ansicht sein, dass diese 
Art der Erledigung unter den besonderen Umständen wünschenswert 
sei, und ferner musste nach dem erwähnten Gesetze von 1879 das 
Delikt zu einer bestimmlen Kategorie von Veigehen gehören, welche 
dasselbe aufzählt Durch die jetzt eingefOhrle Änderung wicd 
bewirkt} dass — mit Ausnahme des Horde und des Totschbgs — 
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Amtliche Straftliaten durch Urteil des Polizeiguriclits eiiedigt 
weiden kOnnen, insoweit die sonstigen erw&hnten Yoiaussetznngen 
gegeben sind. Da durch die Aburteilung vor dem Polizeigerioht 
die Angel^enheit in einer viel rascheren Weise erledigt wird als 
durch eine Verweisnng vor das Schwuiigericht, und da vor allen 
Dingen die Haximalstnife, weiche von dorn Polizeigericht verHUngt 
werden darf, bei allen schwereren Delikten weit geringer ist als 
die fQr eine Verurteilung in dein regelmassigen Verfahren fest- 
gesetzte Maximalstrafe, wird in der Kegel der Angeschuldigte 
geneigt sein, die ISnwilligung des Gerichts zu einer sofortigen 
Erledigung der Sadie nachzusuchen, wobei aber freilich die Be- 
stimmung mit in den Kauf genommen werden muss, duss djvs 
Gericht in solchen Fällen, insoweit der Angeschuldigte lias Alter 
von IJ Jahren noch nicht libersciuitten liat und männlichen 
Oe>' lil'M hts ist, Ijefugl ist. Züchtigung mit der Peitsche al.« Hinzifi^e 
Strafe '»der als Nebenstraft' aiiziiordiieii. Die Absi<'ht <l>-s (ics.-tzt's 
iM. län«;i-ic Kreilieitsstraffii 1mm ju^^cnilliclien Verlireihcni /.u v.m- 
ineiden und in den geciuMictt-n Fällen durch die ahschiiTkeiide 
Wirkung der korjK^rlichen Züchtigung das Besdireiteu einer Ver- 
brecherlaufhahn zu verhindern. 

Einem ähnlichen Zwecke dient das zweite der oben erwähnten 
Ciesetze, welches die Reformatory Sehoois Act von 1893 abändert. 
Das ältere (Jesetz ermächtigte unter gewissen Voraussetztmgen 
sowohl das Scliwurgericht als das Folizeigericht bei der Verurteilung 
einer jugendlichen Person wegen eines mit Freiheitsstrafe bedrohten 
Delikts sowohl auf Freiheitsstrafe als auch auf Unterbringimg in 
eine Bessenmgaschule nach AbbQssung der Freiheitsstrafe zu er- 
kennen. Das neue Gesetz nimmt diese Befugnis weg. Das Urteil 
muss unter den erwähnten Voraussetzungen auf Freiheitsstrafe oder 
auf Unterbringung in eine Besserungsanstalt lauten. Die Zeit- 
bestimmung bleibt unverändert, d. h. die Zeit in der Besserung»- 
Et^ule darf nicht weniger als drei Jahre und nicht mehr als 
fünf Jahre dauern und muss spfttestens in dem Augenblicke auf- 
kftren, in welchem der Verurteilte sein neunzehntes Jahr vollendet. 
Die Absicht des Gesetzes ist in den geeigneten Fällen die Freiheits- 
strafe überliaupt zu umgehen. 
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Literatur 1898 und 1899. 
L Eechtewissenschalt 

Die Jahrbuch IV S. 501 erwfthnte Ton A. Wood Ben ton 
hemusgegobene „Encydopaedia o( the Laws of England'^ ist nunmehr 
vollendet und eothtit die beste bis jetxt vorhandene Obereicht über 
alle Teile des englischen Rechts in einer Reihe alphabetisch 
geordneter, znm grOssten Teile hOchst sorgfUtig gearbeiteter und 
übersichtlicher Einzel^ArtikeL Die Mitarbeiter gehOren teilwetse m 
den hervorragendsten Yertretem der englischen Rechtswissenschaft 

Ein anderes cn( yclopacdisches Werk ist das von Mevs 
hcrau8gO|j:cbcno ,,Di^\st of Ene^lish Gase LaAv'' (eino Neul>earbeitung 
und Voreinigung der l-ohaiuiit u Werke: „Chitty';* Equity Index" 
und ..Fisher's Coninion I>aw Digest"). Diosies Werk entli.ilt unter 
alphnMisch goordneten Stii liwürtern eine ÜJ>er8icht ühov all' noch 
in Hrtraclit konnnenileu Präjudizien der höheren enghscheu üeiiuhts'- 
liöfe. Die AnnKliiuiie: lässt viel zu wünschen übrig und der 
Praktiker, wol. her tlie Sammhuig benutzt, denkt tiicht ohne Neid 
an Arbeiten wie die (ieneralregister zu den deutsclieo KeichagericlUa- 
entscheidiingen oder zu Soufr<'rt's Archiv. 

Auf dem Gebiete des Staitsrechts ist zu erwähnen: Die zweite 
Aufhige von Medley 's lichrbuch der Englischen Verfassungs- 
geschiciito (Students* Manual of Euglish Constitutional Uistory) 
und Blake Odgers: Local Go\*ernment Letzteres Werk ist eine 
Neubearbeitung des gleichnamigen Werkes von Chalmers und 
giebt eine popiüftr gehaltene kurze Darstellung der englischen 
Kommunalv^^altnng mit den durch die Gesetze von 1888 und 1894 
bewirkten VerAnderungen. 

Eine Sammlung von Oesefaten, Verordnungen und Urkunden, 
die sich auf die Verfassung von Indien beziehen, enth&tt das vor- 
zflgliche Werk des firOhemi indischen Justizministers Ilbert: 
GovemnuMt of India. 

Femer zu erwähnen auf dorn Gebiete des dfTentlichen Rechts 
ist: Fisher und Strahan: Law of the Press, 2. Aullage, und 
Kcdgrave: Factory Acts, 7. Auflage. 

Ik^sondcre Beachtung verdient das Werk des l>ekanntcn Rechts- 
historikcfs J. W. Maitlaud: Bomau Canon Law in the Church 
of England. 
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Civilprozess, Sti-afprozess und Konknisverlahren behandeln 
folgende Werke: Archbeld: PiactiBe of the Court of Quarter 
SesaionB, 5. Auflage; Powell: Prindples und PmcHse of the Law 
ofEvidenoe, 7. Auflage; Stephen: Difirost of the Law of Evidonce, 
neue Auflage, und Williaiub: Law and ritictiao in üankruptcy, 
7. Auflage. 

Eine ülx?r8icht über die Grundsätze des Völkerrechts enthält 
r,;i\vrenco: Handbook of Public International Ljiw (171 Seiten), 
P-inzt lne Gegenstände dieser Disziplin behandelt die Sammlung von 
Autsätzen des hervornigfndcn Vertreters derst Ilten, T, E. Holland 
(Studios in International l^aw). Hierlu r g. hören auch die Berichte 
fd)er die Urteile der Prisengerichte im Chine>^isc'h-.Iapanischen Kriege, 
die der Japaner Gakye-Takahashi veröffentlicht (Gases in Inter« 
national Law duiing the C'hino-Japanese War). 

Di"' jirivat recht liehe Literatur enthält wenig Bemerkenswertes. 

Da8 Vemi%ensrecht im Allgemeinen (mit Ausschluss des Im- 
mobUiarSBcbenrechta) behandelt das bekannte Lehrbuch von Ooode ve : 
Modem Personal Property, 3. Auflage. Ein beachtenswertes neues 
Werk über Immobiliarsachenrecht ist Jenks: Hedem Land Law. 
Das bekannte Werk über Udeikomnusse, Ilamilienstiftungen und 
TreohSnderwesen im Allgemeinen: Lewin: Law of Trusts, ist in 
10. Auflage erschienen. 

Die Hustersammlung auf dem Gebiete des Aktienrecfato Palmer: 
Preoedents o! Company Law hat wiederum eine neue Auflage erlebt, 
auch hat der Verfiieser jetzt die Obligationen (Debontures) der 
Akticng*?sellschaften in einem besonderen Bande bearbeitet. Das 
Werk zerfällt nunnielir in dtei Bände, deren erster die Errichtung 
und Ver^valtuiifr der Aktiengesellschaften botrirft, währen»! iler zweite 
die Litjuidutioa und der dritte <]io Obligationen lieliamb'lt. 

Derselbe Verfasser hat neuerdings auch ein Lelulnu h über 
Aktienre« ht (Pa Inier: < 'oiiii>any Law) veröffentlicht, das bereits in 
zwei Auflagen err,chiiMii't» ist. 

Von folgenden bekannten Werken sind femer neue Auflagen 
zu verzeichnen: Wood fall, Landloril and Tonant 18. Auflage, 
Porter, I^w of Insurantte 3. Auflage, Frost, Paterd liaw 2. Auflage. 

l'ber jährlich erseheinende Werke vgl. Jalirbuch II, S. 302, 
Unter denselben verdient besondere Beachtung die als Nachtrag 
so Chittys Statutes erscheinende von Leiy herausgegebene 



Digitized by Google 



— 714 — 



Sammlung „Statntes of Fractical Uülity'% welche jfthrlich die 
wichtigeren in dem betreffenden Jahre verabschiedeten Oesetae nut 
einer einleitenden Inhaltsübersicht und h((chst zweckmässig ein- 
gerichteten Anmerkungen gibt Der Berichterstatter benutzt gerne 
die Gelegenheit, um der vielfachen Dienste, welche ihm diese Samm- 
lung nach verschiedenen Rtchtangen geldstet hat, dankend au ge* 
denken. Eine ähnliche jährlich erscheinende Sammlung der wich- 
tigeren deutschen Reichsr« und Landesgesetae würde vielen Fach* 
genossen zweifelsohne höchst willkommen sein. 

II. VolkswirtschaftsleliTe. 

Auf diesem Gebiete verdierit zunächst Erwilhnuiig die Vollenduni; 
von Palgrave: Diitionarv of Political Econoniy. Das Werk hat 
drei nicht jülzustarke ' »» taN l-ändo und enthält in einer &ehr grossen 
Anzalil von Einzelartik.ln höchst reichhaltiges Material, da? sieh 
nicht nur auf die Volkswirls liafI im engeren Sinne heschräiikt, 
sondern auch die staal^iHchtliehen und priviitreohtlichen Einrichtungen, 
insoweit sie auf die wirtschaftlichen Verhältnisse Einfluss liaben, 
sowohl historisch, als in ihrer jetzigen Gestalt darstellt. 

Die Geschichte der Volkswirtachaftsiehre wird in nm h Landern 
geordneten GeRarntartikeln und ebenso unter einzelnen Stichwörtern 
behandelt und ferner auch in den sehr zahlreichen biographischen 
Artikeln. 

Von J. Shield Nicholson: FHnciples of Political Economjr 
ist fiand II Buch III erschienen. Vollendet ist nunmehr das wert- 
volle Buch von Richmond Mayo Smith: Science of Statistics, 
durch Veröfftentlichung des zweiten Bandes unter dem Einzeltitel: 
Statistics and Economics. (Der Einzeltitel des ersten Bands ist: 
Statistics and Sociology.) 

Sidney und Beatrice Webb: Indiistrial Democracy be- 
schreibt den gegenwärtigen Zustand des Gewerkschaftswesens und 
ergänzt in dieser Weise das bekannte historische Werk deradben 
V^rCasser: History of Trades-Unionism. 

Sidney und Beatrice Webb veröffentlichen auch eine Reihe 
von Aufsätzen (6 von dem männlichen, 5 von dem weiblichen 
MitarlKjiterj unter dem Titel: Problems of Modern Industry. Das 
l)ekannte Wirk vun David J. Sc bloss: Methods of Industrial 
Kemuneration ist in 3. Auflage erschienen. 
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J. W. Lawrence: Local YarfatioDS in Wages behandelt ein 

engere Gebiet. 

Historisch intercssaDt ist die von M. Bcthaiu Edwards 
herausgegebene Autobiography of Arthur Young-. 

Mehr populär gehaltene Werke sind W. B e r n a r il B • > s a 11 < j u f» t : 
The Standard of Lifo and other Studies, und Lennaril Darwin: 
Bimetallism, a Sununary anU Examination of t}io Arguuienlä for and 
afrainst a bimetallic System of cui roney. Der Verfasser des letzteren 
Werkes ist ein Sohu des berühmten Darwin. 



Die irisclie frage in ihrer wirtficiiaftUchen 

Entwicklung. M 

Vertrag, gehalten in der Sitzung der Vereinigung am 7. Juni 1899 

von 

Moriti Jaff^ Qerichtssssessor a. D., Posen. 



Wer in Deutschland einmal Verankasung findet, seine Auf- 
OMi^Bamkeit jenem Komplex von wirtschaftlichen und politischen 
Erscheinungen zusu wenden, den man gemeiniglich unter der Be- 
zeichnung „die irische Frage" zusammenftisst, dem drftngen sich 
fast stetB zwei Vergleiche auf. In politischer Hinncht stdit er 
das irische Problem neben unser polnisches und in dkonomiscfaer 
ersclHBint ihm eine unserer Stein-Hardenbei^'schen Reform Ähnliche 
Gesetzgebung als die beste Losung der irischen Schwierigkeiten, 

Eis üci mir gestattet, vorweg zu bemerken, dass ich diese 
beiden Analogieen nicht für völlig zutreffend lialten kann. 

Was die erste Parallele betrifft, so möchte icli mich darauf 
'-'M-liränken . zu l>»'trmen, dass es ein differenzierendes nationales 
Merkmal zwischen Brilen und Iren niciit gicbl. Die ersische Sprache 
ist im Aussterben begriffen und der Olaubensuntersi iiied ist keines- 
wegs von durchschlagender Bedeutung; es liegt keineswegs in Irland 
so, dasa alle Katholiken irisch-separatistisch sind und alle Protestanten 
zum EnglAndertum sich hingezogen fühlen. Will man ein Er- 

Im Anscbluss an den Bericht über die irische Gesetzgebung scheint 
m angemessen, an dieser Stelle den in der Vereinigung gehaltansu, die 
irischen wirtschaftlichen YeriilÜtnisse betreffenden Vortrag zu bringen. 

Die Bedaktion. 
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kennongBKeidien dafQr haben, wer in Irland auBgesprcx^en iriBch 
gesinnt ist — ich meine nichts im Sinne bIof»er provinzieller Be- 
sonderheit, sondern im Sinne einer Abn(>igung gegen das Zusammen- 
sein mit En^-laml — so tliut man am befston. die wirLscliuftliche 
»ind p'soll>< hattlicho Ijage 'los Kinzelnen zu l»eacliten. Denn das, 
Ava.< Sil' Williani Petty, ein genauer Kenner Irlands, vor zweihundert 
.lahrcu satrto. ist iirxh heute wahr, daas nämlich mehr, alt» Ab- 
stamnnmg ninl Illut, Roit-litum uivl Animt es bestinimeni ob einer 
zu den Englämlorn ndcr zu den Iren hält.') 

Und nun, meine Herren, die zweite Analogie ! Nicht nur l>ei uns, 
auch in England hat man oft unsere proussisehe Agrarrefonu als ein 
nachahmenswertes Beispiel für Irland atifgefQhrt. Ich möchte hier 
daran erinnern, dass es der grosse Ptolamentarier John Bright war, der 
einst im Unterhause den Satz aussprach: ^^ftren vor fflnfaig Jahren 
in diesem Lande, wie in Freueaen StaatsmAnner erstanden, die den 
Qrundeigentttmem Irlands ein Drittel oder die HftUte ihres Landes 
fortgenomraen hfttten, um es ihren Füclitem 9eu fibereignen, so 
würden eben diese irischen Grundeigentflmer, was sie auch immer 
Ober die ihnen widerfiüirene Unbill zu kkigen gehabt hfttten, reicher 
und glficklieher geworden sein, als sie jetzt sind*'*) Nun, ich 
brauche hier nicht erst zu ssgen, dass in Preussen so ziemlich das Um- 
gekehrte vom dem geschehen ist, wovon Bright spricht. Die Ritter^ 
gutsbesitzer haben nicht von ihran Eigentum abgegeben, sondern 

— im Umtausch gegen andere Dinge, weldie die Bauern erfaielton 

— ilir Eigentimi vermehrt. Das ist ohne Weiteres klar in Be/.ng 
auf die vererhli(;heii bäui^rlichen Stellen. Es gilt aber ebenso von 
den Stellen der unorhlii heu Lassiteii. Denn wenn auch hi> r «las 
bllii'Tlirho doniinium utile wenii^ genug von »'inoui wiikJicheii Eigen- 
tum nn >ich hatte, so war darum doch das dominium dirortum ebenso- 
wenig ein Eigentum, da die Staatsregiemng am BesotzunL's/.warig 
festhielt. Demg^enüber ist nun aber darauf hinzuweisen, dass in 

^) „Eagiisb in Irdand, growiag poor and disoootented, degeaente into 

Iiisli; and vice versa, Irish growing into Wealth and Favour, recoocUe tD 
tho KngUsh," Sir William Pctty's PoHtical Survoy of Ireland etc. etc. 
Second Kdition, by a Fellow of thc Royal Society. I.ondnn 1710. S. 110. 

*) R. B. D. Morier: The Agrarian l/'f!ri^'«i*^iou of Prussia during the 
Present Cootury, in den auf Veranlassung des Cobdeu Club herausgegebenen 
Systems of Lud Tenare in Yarions Countries. London, ohne Jahreaiahl. 
8. 362. 
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Irland von einem Eigentum des Bauern in keiner Weise die Rede 
sein kann, weder von einem Kit;ontiini nacli der Art des dominium 
HÜ\o drü jireussisclh'ii crbiusun lliiuorn, noch von irgend einer anderen 
und bei es aucii noch &o abgeblahsLcii und venlOnnten Eigciitiiinsfonn. 
Der prens8i«('hen Eigentumsteilung liegt das gutsherrlicli-liiiui i liehe 
Verhälthi» unserer alt|ireu.söiHuiieii Provinzen zu Griuuh'. In Eng- 
land hat es etwas (liesem Verhältnis analoges gege)»en, nieinaLs aber 
in Irland, und wenn wir untersnehen . weshall» gutsherriich-bäuer- 
liche Beziehungen in Irland nicht existiert haben und nicht existieren 
konnten, so treffen wir auf den eigentlichen Kern der irischen 
Agiuirage. 

Unser gutsherrlich- bäuerliches Verhältnis hat sich aufgebaut 
an! den Anschauungen des Feudalismus, welche rechtlich durch das 
dndringeude rOmische Becht modifiziert wurden und thatsftchUcb 
dadurch eine Ver&nderung erlitten, daas der Grundherr, der ein 
Eriegsmann war und nur einen kleinen Acker IQr sich bewirtp 
schaltete, in einen mitten unter und mit den Bauern landwirt- 
sehaft treibenden Oroesgrundbesitzer sich verwandelte. Diese drei 
Momente, Lehnaweaen, rOmisdies Recht und Umwandlung feudaler 
Gnmdhenen zu Gutsherren, hat es in Irland nie gegeben. Der 
Feudalismua ist auf der hibemischen Insel, nie Qber einen kleinen 
Kreia vorgedrungen, wie denn fiherhaupt die für die politische und 
geBoUachaftliche Struktur des mittelalterlichen Europa bestinimenden 
Unaachen — und dies, raeine Herren, muss bei jetler Betnichtung der 
irischen Vergangenheit auf das Schärfste betont \v. rden — von Ir- 
land fern geblieben sind. Ebeusnwi nig hat us einen der Rezei^tion 
des römischen licchtes älmlichen V<ugang auf der Insel gegeben, 
das rumische Recht isl vielmehr erst mittelbar im 1 7. lalu hundert 
mit dem ongliHchen common law nacli Irland horübergekDniintMi. 
£ndlieh aWr \vi>>on wir nichts davon, dass der keltijaehc Häuptling 
oder doi- sit.'ltrre englische Laudloitl je ein Landwirt im Ln<"»ssci'en 
Stvle zu werden versucht hätte. Der eine ist das ganze Mittelalter 
hindurch ein Knegsniann und BanUeufOhier gewesen imd der andere 
hat nie etwas anderes sein wollen, als ein Grundherr, der aus 
seinem Umde durcii das Mittel seiner PSchter einen Geldzins 
heraosholt 

Hier setzt nun aber die Frage ein: Wenn auch in Irland das 
anf dem Lehnswesen sich aufbauende VerhiUtnis zwischen Guts- 
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herren und Bauern nie existiert hat, hat es darum doch nicht in 
keltischer Zeit zwischen dem Hcrni und dem Bebauer des BoJena 
Beziehungen gegeben, die den gutsherrUch-büuorlichen Beziehungen 
wenigöttMis in gewissem Sinne vergleichbar waren? Und die weitere 
Frage: ResultiiM-en nicht hieraus Traditionen, die in der Gegenwart 
und für die Gegenwart von H i t iitiing sind? Ich möchte nicht nu- 
erwUhnt la.«fien, dass beide Ki-agen bei tuis in Deutschland an Stellen, 
denen hervorragende Auturität beizumessen ist bejaht wonien sind 
und dass demzufolge von eben diesen Steilen aus zu einer Zeit, da 
<Iie irische Agrarreform noch in vollem Flusse war, denjenigen eag- 
iischen Stimmen beigepflichtet wurde, die da meinten, man milsse in 
Irland auf den Stein-Hardeid>erg'8chen Bahnen wandeln. Nun will ich 
hier mich nicht auf jenes Rechtsgebiet begeben, welches die Engländer 
als das Recht der keltiach-iriflofaen Juristen, als das brehon-Iaw be- 
xdchnen. Icli kann es schon um deswillen nicht, wdl attf jenem 
Rechtsgebiete noch fast flberall ein uneigrttndlic^eB Danlcd herrscht 
und weil die xahlreichen handschriftlichen Quellen, die ffir das irische 
Jnristenrecht existieren, aunSchst noch den PhUologen die grCesten 
Schwierigkeiten entgegenstellen. Aber dnes ist jedenfalls klar und 
unbestreitbar: Die gesamte Bodenveriasstug des keltischen Irland 
b^hte auf der Idee des gemeinsamen Stammeseigentnms. Sie ist 
der Lehnsverhssung gegenflber mne primitive, denn das L^nwesen 
ist ohne das ESnzeleigentnm nicht denkbar; es ist der Kleine, der 
dem Grossen sein Eigentum aufträgt und damit sein Vasall wird, 
und es ist der Glosse, der dem Kleinen sein Eigentum in Leihe 
giebt und damit sein [/•■hnsheiT wini. In Irland hat es in der 
«päterea keltischen Zeit auch zwisuheu dem grüsseicn und kleineren 
Clansman Leihebeziehungen gegeben, aber soweit wir diese Ife- 
ziehungen aufzuklären im Stan le sind, beruhen sie auf dem Aus- 
leihen von Vieh. In der fahrenden Habe ergeben sich die l'ntcr- 
schiede zwischen Reich und Am, zwischen Mächtig und Gering, 
Untei-schiede, welclie de facto freilich auch die Boden Verfassung 
schliesslich alterieren. Vor Allem aber sitat der irische Bauer — 

') Vor Allem vou Augiisf Moitzon; Die Irische Uiiulfra^^o uuJ die 
Stein- KurUenbergische Gosetzgebuug. Jahrbuch für Geaetzgebuug, Verwaltung 
und VoIkswirtBchalt 1881. 8. 716 ff. and an anderen Stellen. Ihn aaeh- 
folgmid Heinridi Herkner: Die Irlaebe Agrarfrage. Jahrbücher für National- 
5kononiie und Statistik. N. F. Bd. XXI 8. 461. 
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wenn wir ilm so nennen dnrfon — nicht, wie der deutfiche iiiul 
wie der englische Bauer, fest auf seinem Hofe, in seiner P'eld- 
gemeinschaft, in der Realgemoinde mit seinen Genossen. Die Idee, 
dass der Clan für alle seine Leute zu sorjron habe, ist immer am 
Leben geblieben, und noch die engliaclien Berichterstatter des 
16. aad 17. Jahrhundorts ') erzählen von den periodischen Land- 
aufteilangen, die der Tanaist, der zweite Häuptling des Sept oder 
Glan, bei jeder BevOlIcenmg^Termehrang vorzunehmen hatte, und die 
eine stete Fluktuation der Clansgenoflsen zur Folge haben mnssten. 
Die lose Struktur, der Mangel einer dauernden Verbindung des 
Bodenbebauers mit dem Boden, der Mangel fester, auf den Boden 
flieh grOodender virtscbafülcfaer Beziehungen zvischen dem Vor- 
nehmen und dem Oeringen sind charakteristisch für den irisdien 
Clan, und deshalb war in ihm auch in seinen spftteren Zeiten 
siemals Platz fOr bäuerliches Eigentum und weiter nicht Platz fttr 
ein gutsbenlich-bAuerliclm oder ein diesem ähnliches VeriiAltnis. 
Und femer: Nicht mit Unrecht hat man bisweilen gesagt, dass im 
alten Freussen der Staat nach unten sich nur bis zum Rittergut 
erstreckt habe. Der liaucr war nirhi aar ]h ivuirechtlich der Hörige 
des Rittergutsbesitzers, er war auch iui ütVciitlicli-rechtlichen Sinne 
sein Unterthaii. Der Rittergutsbesitzer war für den Hiiitersassoii 
(Jbrigkeit und üerichtsherr, ja es fehlte nicht an Ansätzen luid 
Ver?5ucheii, dsis Dominium zum Repräsentanten der staatliciien 
Steuerhoheit zu nia< hon. Dieses Verhältnis, das man doch nur 
innerhalb des Gefiiges cinr«s fostgeoixlnotmi Staats wosons sich vor- 
stellen kann — denn wir diu-fen nicht vergessen, dass die obrig- 
kf itliclie Stellung des altpreussischeu Edelmannes auf Delegation 
lioruhte — findet sich ebenfalls, wenn auch niiht mit dci-selben 
Schärfe, in England. In England haben die bäu*Mliehen Hinter« 
Saasen, die Villeins, zu den Zeiten der ersten Tudor l>oreits, drei 
Jahrhunderte vor der preussisohen Baoememanzipation, ihre persOn- 
liehe Freiheit erreicht und als copyholders feste und gesicherte Besitz- 

'I Namcatlich Sir John Davie.s in seiner 1612 erschienenen Discovery 
of the Truf Causes why Ireland was never entirely suMued etc. und in 
d»*m in 10 puhliziortiMi l?rifff» an den I-^rl of Salisbury iUn^r don Zustand 
von iflaud. l>>'i i*' Si !itift.'ii >ind 1890 von Henry Morley iu der Sanuidung 
„Iftflaail undei Kazabuth aud James 1.'^ neu herausgegeben worden. Vgl. 
dort 8. 291 nod 8. 386. 
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rechte erlaugt. Aber für die Stellung des Gutsherrn als Übrigkeit 
ist durch alle folgenden Zeiten hindurch ein bedeutsames Merkmal 
in der Patrinioni;ili;fiichtsli;uiveit des manor court geblieben. di»'> 
auch heute nodi niclit ganz erloschen ist. Wenn man nun hiermit 
die irischen Verhältnisse vergleicht, so flndet man, dass von der 
Delegation irgend einer staatlichen Autorität an den Häujitling des 
Clan oder Sept nicht die Rede sein kanii^ und zwar aus <lem ein- 
fachen Grunde nicht, weil es das ganze keltische Mittelalter hin* 
dur<-h eine effektive Staatsgewalt oberhalb des Stammes so gwt wie 
gamioht gab. Der Häuptling stellte zwar in rohem Sinne auch die 
Obrigkeit dar, aber waa er an Autorität besasst das wurde ihm 
nicht etwa gewfthrlelBtet von jenen schattenhaften Ober- und ünter^ 
königen, von denen die Geschichte der Insel berichtet; es beruhte 
der Idee nach auf seiner Angehdrigkeit sum Tomehmsten Zweige 
der erweiterten Familie« des Stammes , und den Thatsachen nach 
zumeist auf seinem Reichtum, auf seiner Macht und seiner Schhn» 
heit, auf der strong band, wie die Engländer sagten, als sie diese 
Dinge kennen lernten.^) 

So sehen wir, dass die soziale und namentlich die Agnur- 
verfassung des irischen Mittelalters weder in ihren Formen noch 
in ihrem geistigen Gelialt etwas von den ZOgen aufweist, welche 
die Boden Verfassung in den aus dem Lchnsslaat lurvoigogungeiien 
eurtipHiHf licn Stiuiteugebilden cliamkterisieren. Was aher nun etwa 
w)ri<li( Ii an ori^anisrlion Beziehungen des Bodoiilielianeis zu seiitem 
()l« ivn einerseits und zum Boden andererseits vorhand<Mi war. dris 
ist durch spätere Ereli^nisse, dui*eh die Ereignisse, die sich voiu 
iSchluss des 16. bis zum Beginn des .lahrhundeils abspielten, 
also im Wesentlichen vom Endo der Tudorherrschaft bis zur Thit>n- 
Ijesteigung des Uauses Hannover, in doppeltem Sinne zerstört wonlen: 
Indem nämlich einmal das I^and so gut wie ganz In diu Hände 
einer neuen Aristokratie gelangte und zum zweiten die rechtliche 
Stellung des Bauern eine Veränderung von Gnmd aus erfuhr. Diese 
Ereignisse hatten zur Folge, (lass es schliesslich an jedem Verhältnis 
des irischen Tenant zum Boden und zu dessen Eigentttmer gebrach. 
War der Clan dem Lehnsstaate oder der feudalen Qrundherrschafi 

') Davieji a. a. 0. S. 291. Vgl. ferner John Dynnnock: A Treaticc of 
Irclaud, geschrieben um 1000, publiziert von der Irischen Arciulologiscbeo 
Oesellscbaft 1842. 
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durclians unUlinli<h. s^» war erst reclit <Uo IkHlonverfassiuif; <]•'.< 
modemeo Irlaod der des preussiachen ancicn regime dianicti-nl 
ent'-'(^L''*nc^osetzt. Und so ist es denn nur eine oinfaeho lon^iR<'he 
Folge der Zustände gewesen, daas dio Amai lofonn, als sie endlich 
in Irlaod einsetzte, bewnsstennnsscn einen doni der preussischcn 
entgegengesetzten Qang einschlug. Sie hat nicht Verbindnngen 
geirrt, sondern sich bemflht, Verbindungen zu schaffen; und ihre 
Haiipttendenz ist es nicht gewesen, ein reines und klares Eigentum 
herznstelleo, ihre vornehmsten Beförderer haben vielmehr unum- 
wunden zugestanden, dass eine qualitative Teilung des Bodeneigen- 
tanis dasjenige wäre, was Irland not thftte. 

Die länwirknng der Englander auf Irland beginnt mit dem 
ersten Phintagenet, mit Kdnig Heinrich dem Zweiten. Aber iQr 
uns hier kommt sie erst vier Jahrhunderte später in Betraclit 
Denn wenn auch Irland seit dem Zeitpunkte der sngen<annten Er- 
oberung in den anglonornillnnisehen Lclinsveiband der Idee nach 
eingegliedert war. so beschi-iinkto sich doch, wie ich vorhin schon 
audcutete, die thatsilcliliche Einwirkung des Leliubwesens unrl daniit 
der englischen Kultur bis in die Zeiten der Tudor auf einen kluiiien 
liiindstrich im Osten der Insel, rundum I'iibliii, dessen Grenzen 
weetiselten. der indeNs nie mehr, als einen kleinen Teil der («raf- 
whaften des heuligen Leinster umfasste. Aber auch in diesem 
lieschmnkten Gebiet, dem „english lande" oder „pale", liat nicht 
etwa das Bauernreciit, wie es sich in Enghnid ausläldete, irgend 
welche Bedeutung erlangen köimen. Auch im pale fehlte Knh-^ tind 
frictUiche Entwicklung, das Bittergut mit dt m Patrimoniaigericiit, 
dem court baron, gelangte zwar zur Einri(;}itung, aber zu einem 
bäuerlichen Besitz nadi der Abschrift der Hofrolle kam es liier 
ebensowenig wie im übrigen Irland; copyholders hat auch der 
PaJe nicht gekannt und er kennt sie noch hentigen Tages nicht. ^) 
Fast vier Jahrhunderte hindurch war Irland der Sdianplatz einer 
ununterbrochenen Kette von kleinen Kriegen, von Kämpfen, die 

W. D. Ferguson and A. Vance: The Teoure and Improvement of 
Land in Ircland, Considcn'd with Eefer r, • tu flio Kelfilion of lAodlord and 
T' tiaut aiid Tunaiit-Kiglit. Priiiti'd for -i'rivate Cuvulation. Dublin is;"»!, 
S. U. - AV. K. M(Mit{i(tniery : Tlic Hislory of r.and Tonurn in In'land. York*! 
I'n/..' Kxsay of tlie rtiivi'r.-ity of ('and)riJgt? for bSSS. Cambridge ISSS>. 
i5. Ol, IC\ - A. G. Hiohey: The lri.sh J«aiid biws. Lundou 18SI. S. «. 

40 
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nicht etwa von der »'iiglischeii Kmno, sond*^rn fast (lurchgängii,' auf 
cij,'ene F'aust von den anglonorniännischen Grossen gegen dio fin- 
golK)renen Clans und von den Clans unter einander geführt wurden. 
Ei^t nachdem unter dem Hanse TudOT das »■iigliseli.' 5^taat8weflen 
Bich konzentriert und nachdem die engHsche ßelonnatinn rinon 
neuen Gegensatz 7wis( hm den bpiflon Lilndern gesciiaffen luitte, 
fand unter König Heinrich VIII. ein wirkliches und wirksames 
ilinübeigreifen der engliflchen Staatsgewalt nach IrJand statt 

In Bezug anf den Boden Lrlande hat eich dieses Eingreifen 
des englischen Staates vor Allem manifestiert in einer Reihe grosser, 
umfassender Konfiskationen. Keine Ton den Regierungen der bdden 
letzten Tudor und der beiden ersten Stuart blieb von diesen Eigen» 
tumsentziehungen verschont, deren Anlass zumeist, aber nicht immer 
Äbfoll und AcAterkläning war. In gewaltigem Massstabe wieder- 
holten sie sich dann unter Oromwelli um achliesslieh nadi der 
Revolution unter Wilhelm III. mit einem sehr umfongreichen Nach- 
spiel zu schliessen. Ihr Resultat war, dass um 1700 von etwa 
T'iOOOOO irish acres urbaren Landes, die die Insel zählte, nur 
uocii 1 Million in den Händen der alten Eigentümer war. Mehr 
als sechs Siel)entel dieses Bodens war ;m pro testiin tische Fauulieu 
übergegangen. Und diese neuen Eigenlüun r Keh">iteii nicht etwa 
neuen, in die Höhe gekommenen Schichten d. .s iri.^clion Vnlko«; an, 
sondern es waren Eny-h'lndci- und Schotten, jüngere Söhiie ans der 
Oentrv und der Yi omaury, Kolonisten und Abenteurer aller Art, vor 
Allem n\m' uutcr Ciomwell Soldaten der Republik und Spekulanten, 
ilii? ihre Soldrückstände und Darlehen in I^ndanweisungen zurück- 
erstattet erhielten, und die ganze Zeit hindurch Höflinge, Günsthniie 
der Krone t die den besten Teil der irischen Beute fttr sich zu 
ergattern verstanden. 

Mit dieser Eigentumsumwäl/ung nun ging Hand in Hand eine 
gftnzliehe Veränderung des in Irland geltenden Rechtes. Schon die 
Verleihungen unter Heinridi VIII. und Elisabeth waren in fee 
simple ergangen, im einfachen Lehn, also im unumschrinktesten 
Eigentum, das das englische Recht kannte. Die Belehnten traten 
an die Stelle der herrschenden Glansmitglieder; an eine Regelung 
derjenigen Ansprüche, welche den unteren Glansgenossen zustanden, 
dadite man gamicht oder nur iu seltenen Fftllen.^) Hieraus er- 

Uli Juhu Davies: A Discovery of tho Truo Causes etc. iS. 33U, 337. 
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gaben sich, wie man sich leicht vorstelloD kann, die manntgCnchsten 
Schwierigkeiten, namentlich vor Oericht. Wohl um diesen Schwierig- 
keiten an begegnen, ei*giDgen im Jahre 1605 zwei Urteile der 
Dabliner Kingsbench, welche die bisherigen irischen Bräuche im 
ErbMle fflr ungeeetalich erklärten und an deren Stelle die Primo- 
genitor-Inteetaterbfolge des common law einfOhrten.i) Das heisst, 
^e gesamte nationale Bodenverfassung, die ausser im Pate und in 
den Gebieten der grossen anglonormftnnischen Pfalzgrafschaften, auf 
der ganzen Insel auch von englischer Seite immer Anerkennung 
gefunden hatte, wurde durch Richterepmoh abgeschafft. Zngleicli 
ging man daran, die Verteilung der nun auf diese Weise zu ver- 
crhenden Bindereien neu zu ordnen. Eö wurilen in die versehiedenon 
Limlc-teile Konimissiniien entsendet, die in den ein/elruMi Clans 
iimi Sipts nach voilieriger Untersuchung den Titel klares und 
Hinvrtiul freies Eigentum hesehaUen sollten. Da'?s ilit so Kommissionen 
in dem innner wieder von Unruhe, Krieg und Kuidiskatif>n heim- 
l^eaueliten Laude ihre Arbeit niciht mit durchgreifendem Etiekt ver- 
richten konnten, liegt nun fnMÜch auf der Hand. Nur in Ulster, 
W(> liald darauf die berühmte Plantation <lurchgeführt wui-de, die 
Besieilelung des eingezogenen Landes der O'Neil und O'Donnell mit 
schottischen mid englis( Ik ii Kolonisten, haben sich in ausgedehnterem 
3Ca8He Spuren ihrer Thätigkeit erhalten; luid für Ulster Iftsst es 
sich aus den Schriften des Sir John Davies^, des Spiritus rector 
dieser Reform, nachweisen, dass man auch dieses Mal keineswegs 
die Absicht hatte, den kleinen Leuten im Clan Eigentum 741 vei^ 
schatTen, sondern dass man als unterste Etgentllmerklasse einen der 
raglischen yeomanry analogen Stand mittlerer OnindbesitKer im 
Ange hatte. 

Immerhin gewfthren jene Prozeduren aus dem Beginn des 
17. Jahrhunderts eine gewisse Analogie mit unserer proussischen 
R^llerung. Denn es handelte sich hier darum, unnmsehr&nktes 
ISnseleigentum zu schaffen, und femer war es eine den Kommissionen 
besonders geatzte Pflicht, die bisher im Clan fiblichen imd allmftlilig 

') Ober den berühmten „Gose of Oavelkiad** vgl. namentlich Mont- 
goraery 6. 67 ff. ond den gneaea Traktat von J. 8. Farlong: Tho Law of 
taodlonl and TiMiant, as adminisln . .| in Ttviajul. Duhlin IH{\U. S. H». 20. 

H,nu('tv;irlili< l) Ulis il.'ii Im'kI-mi l'.ricfoii an Ti<ird Salishury von lti07 
UDd liilü, S. 343 ff. uuU 381 ff. in Uer Morley sehen Aufgabe. 

46* 
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furchtbar drückend gewordenen Naturalleistungen in feste GeM- 
abgabeo mnzuwandeln. Solchcrgrstalt "Wiutle (Imdi die llm-lxt- 
sprflche von 1G05 dir' juristische Basis p:esphafT. ii für das Verhältnis 
Bilm Boden, in welches mit dem Ablauf der Konfiskationsj)erio(le 
die neuen Gniodherren die den Boden l>el)auende Bevölkerung ein- 
treten Hessen. Sie wissen, dass diejenigen, die die englische Juristen- 
Sprache „the occnpiers of tiie soU^* nennt, die unmittelbaren Bebsuer 
und Benutzer des Bodens, in Irland in modernen Zeiten Zeitpfichter 
sind, und zwar Zeilpftchter kleinster Art und bis in die jüngste Ver- 
gangenheit mit einem aiif die kfineste Frist geeteUten Fachtrecht 
Nun, meine Herren, die Zeitpaoht hat in Irland ihren Anfang ge- 
nommen mit dem Schluss und unmittelbar nach dem Schluss der 
grossen Konfiskationäb«. Als notwendige Vorbedingung mnsste der 
Verwandlung des irischen Volkes in ein Heer kldtier nnd arm* 
seliger Rtehter die formelle Beseitigung der bisherigen Boden- 
verfassung vorhergehen, und dies eben geschah durch die l'Heile 
der Dubliner Kingsbench und durch die den reisenden Riihtcrn 
gegebene Anweisung, nunmehi* durcli ganz Irland nach common law 
Recht zu spreihen. 

Das cnf^lische Inimol dliarrocht bewegt sich noch heute in 
den Formell dos Feudalismus. Und als es vor nunmehr fast 
drei Jahrhunderten in lilaiui eingeführt wurde, da schwebten 
den englischen Staatsmännern und Juristen die Institutionen des 
Ijehnswesens mit besonderer Deutliclikoit vor. Es wurden Kitter- 
güter mit manor courts nunmehr auch ausserhalb des pale ein- 
gerichtet, und man bemüiite sich, dafür zu sorgen, dass die tenontes 
in capite wieder fraie Lehnsleute in mfiglichst festen Rechtsformen 
unter sich ansetzten.^) Damit glaubte man jedenfalls wohl auch 
die Grundlage für die Entstehung von customary tenures geschaffen 
SU haben, von jenen gewohnheitsrechtlldien Besitzformen, su denen 
in eister Rdhe die englische oopyhold gehörte. Aber man bewegte 
sich hierbei nach swei Bi<^tungen hin in schweren Täuschungen. 
Selbst wenn der customary oouit der manors, das heisst das Guts^ 
gericht als St&tte der jurisdictio voluntaria, noch im 17. und 18. Jahtv 

') Sir John Davies: A Discoverj^ of tlio Truo Caases etc. S. 33'). 337. 
1 Furlong S. 14, Ii). Montgomery S. &J ff., S. 91 ff. — Goorgo Siger 
Kon: lli.story of tha Land Tenures aud Land Clas&es of Ii'elaud. Lorniou 
IbTI. S. 32 ff. 
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hundert tlor Ent«tehungsort für eopyliolds hätte sein können, hätte 
er in Irland diese Fnnktionen nicht erfüllen kounen, denn die 
Kitterguter wurden keineswegs in giosserem Umfange eingerichtet, 
und eine grosse Zahl der eingerichteten vei*fiel sp&ter, namentlich 
unter Ci-onnvell. Trotz mannigfaclier Enniinterangen durch die 
Gesetzgebung, die noch im 18. Jahrhundert stattfanden blieben 
die Manors in Irland eine kflnsUiche Schdpfting. Vor allem aber 
ivar das englische Recht seinem Inhalte und seinem Geiste nach 
im 17. Jahrhundert über das Lehnswesen herausgewachsen. Unter 
den .Tudor hatte die Geldwirtschaft durchgegriffen, und damit war 
die Zeitpacht gegen feste Geldrente die Form geworden, in welcher 
der Grossgruttdbesitzer seinen Boden zur Bebauung auQgab. Zwar 
wuide die Zeitpacht auch als eine tentue angesehen — das heisst 
ihr Fimdament war Status und nicht Kontrakt — , wie dies auch 
beute noch in England, wenn auch nicht mehr in Irland der Fall 
ist Aber dies war im Wesentlichen nicht mehr als ein Spiel mit 
Worten, thatsäehlich regelte sich das Verhältnis im Wege des Ver- 
traee« iiml zumeist auch iuilIi Angebot und Nachfrage. Um 1600 
vi;ii l» r<'it> .tut zwei Dritteln des englischen Bodens das eopyhold 
I gehciiwmifltM) 2), an seine Stellt' wur zuuieist leasehold . Zeitpacht 

' giMreten. I'if iii'iioii Eigoiitilnu'r des irischen B^kIohs kannten jeden- 

I falls nach ihnen ganzen wiitsehaftlielien und sozialen Änseliaiiunücn, 

j wenn es sich um die Vergabung ihres Landes handelte, keine 

andere Rechtsform als die ZeitiKicht. Die Neueinrichtung von 
I Rittergiitem mit court baron und dergleichen konnten sie durc luiiis 

i nicht mit anderen Augen betiachten, als man bei uns in West- 

preossen, wo ja heute noch manche Güter kölmische Gnter heissen, 
machen wfirde, wenn etwa der königlich preussische DomainenHskus 
»ich beifallen liesse, seinen Besitz nach dem alten Kechte der Stadt 
! Kulm aufzuteilen. So ist denn auch, nachdem der Übeigaog des 
irischen Bodens in englische Hflnde sich vollzogen hatte und 
wenigstens äusserlich Ruhe irad EVieden auf der Insel eingekehrt 
war, auf einmal die Zeitpacht da, und sie herrscht unbedingt durch 
ganz Irland, als logische und nattirliche Folge der Einführung des 
englischen Bodenrechts. Ich möchte mich resümieren und ver^ 

M Fiirlontf S. 1'). 16. 

' y.y\y]i\ NaüHe: Lbur die Mittolalterliclio Feldgemeinschaft und die 
LiuLcguiigeii dt'S sccUszcbütou Jobrhunderts in Kuglaud. Bonn IS69. S. 70. 



■ 

Digitized by Google 



— 72Ö — 



siiclieii, in iiiice üio historische Cn iuuUapj dci iiiscluMi Au'iai ju-obleins 
zu geben: Es fehlt in der üescliiciitc der irisehen nodtiivei las>.u!ig 
das Mittelfüler; auf den Ohm mit b< in< iii Stammi soigenUiin f^iljt 
iinvennittelt das EinzfleiL:;! ntuni und imtor diesem die moUeru- 
kaiiitulistisclu' Reditsftjnn der Zeitpafht. 

Die Pa( hl ist also in Irland nicht auf (irnnd einer natürlichen 
Kechtsentwicklung • — die gewissormasseii der Ausilniek und der 
Spiegel sozialer und wirtschaftlicher Verätiderungen ist — eingeführt 
worden, sondern man hat sio dem I^ande und dem Volke, die in 
keiner Weise für sie geeignf!t und auf sie vorbereitet waren, ge- 
waltsam aufgetlrängt. Sie kam in einen Boden, in den sie nicht 
hinein gehörte und konnte aus diesem Onmde weder dem FAchter, 
noch dem VerpSchter die Vorteile bringen, die sie eigentlich gewähren 
soll. Die Pacht sotst Arbeitsteilung und Kapital voraus; soll sie 
nfltsHüh wirken und von wirtschaftlicher Bodetttung sein, so muss 
die gewerbliche Entwicklung im Lande soweit gediehen sein, dass 
ein bedeutender Teil des Volksunterhalts aus anderon Quellen, als 
aus dem Boden gezogen wird. Aul einer solchen Qrundlage er- 
wuchs die Pacht in BngUind. Copyholders und kleine freeholders 
salien in immer grösserer, Zahl ein, mit weldiem Vorteil sie ihr 
Kigentum vorkaufen konnten, entweder um das gewonnene Kapital 
in den städtisc'hen Gewerben wler in den Kolonieen zu verwen<len, 
oder um als Pächter aus demsoll>on luid aus ihrer Arbeit einen vifl 
giösKcrcn Nutzen zu /drhcn, wie als Eitrentftmer. Irland diujegen 
war. als die Zcitpacht nuf dri- Iiisi l Kinlfdining fand, ein \un jalir- 
hiuidcrllangen Krictrcii /.eiii>sc!i. s \mv\, nlnic Handel und ulmo 
(jcwerbe. Die Hevr,lk,'niiijLr sali si^ li allein aid den in den Hütiden 
einer fremden Aristokratie betindlichen lUulon ange\vic,>.on. di-ven 
Hih1. ii sollte sie i«ichten, alier sie hatte kaum etwas Vieh und A' ker- 
geriit, geschweige denn die flfissigon Mittel, ;nit denen auf der 
Nachluirinsel die Farmer an die Pachtungen herangingen. — N<x-h 
aU-r hättet) tlio Dinge eine bessere Wendung nehmen kOnnen. lu 
Beiiottlaud lagen um die Mitte des 18. Jahrlninderts, nach dem 
letzten StuartaufstiUide, die Verhältiusso, namentlich in den keltischen 
UuchiandeiK nicht wesentlich anders, als in Irland. ^) Und doch ist 

•) William F. Skene : Celtic Scutlaud. Ediuburgb 18U0. Vol. iii S. 372ff. 
•~ W. Ciumiogham: Tho Orawtb of Engüsh Industry snd Commeroo in 
Modern Times. Cambridge 1892. 8. 334, 350. 
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es dort nur an einzelnen Stellen, hol don erofters, den lüeiu|)liciiteni 
an der Westküste und auf den llebriiicn. xu flhnlielion agniris<^hen 
Notstäodea gekommen, wie in Irland. Auf die ITrage nach dem 
ünprang dieses Uaterschiedes lautet die Antwort: Schottland hat 
an dem wirtschaftlichen Fortschritt Englands teilgenommen. Die 
Clans sind nicht gedrängt bei einander geblieben, ihre Angehörigen 
haben maasenhaft in den grossen Industrie- und Qandelscentren, wie 
Glasgow und Dundee, die im Lande erstanden, Unterkunft gefunden, 
oder sie haben sich der grossen friedlidien Auswanderung der 
QQteren Klassen Englands in die Kolonieen angeselüossen. 

Hier, meine Herren, setzt ein Moment ein, das wir als das 
TeriAngnisTollste in der ganzen sozialen Qeschichte Irlands betrachten 
mOsaen. Es sind nicht in erstei* Reihe die grossen Konfiskationen 
des 16. und 17. Jahrhunderts, die wir für das Elend des modernen 
Irland verantwortlicii machen müssen. Wenn wir von Sizilien 
absehen, ist das irische Elend, wie es vor der gegenwärtigen 
Keform bestand, wohl einzig im iiKulciuea Eurojia. Jene Eigentums- 
uniwäl/jnii;« ii abci waicii diuvlmiis nicht einzig in ihrer Art, und 
ich IriiiU' lio nur an das zu eriiiuern, was nach der Sclilarht am 
weissen Bt^rge in iV»hmen und Müluen vor -ich uing,*) um 
nachzuweisen, dass im 17. .lahrhundert auch in anderen Ländern 
des damaligen civilisierten Europa der ganze Grund und Boden 
oder doch ein gewaltiges iStück desselben zufolge von Acht- 
erklärungen die Eigentümer wechseln und in kolossale Latifundien 
sich zusammenboileu konnte. Auch in der Einführung der Zeitpacht 
liegt nicht der entscheidende Umstand. Die Zeitpacht wurde das 
Instrument der Zerdrftckung des irischen Bauern» und sie hat sich 
als ein Äusserst geeignetes Instrument erwiesen. Aber wir dQrfen 
nicht danm zweifeln, dass einerseits unter den obwaltenden wirt- 
schaftlichen Verhältnissen auch andere Hechtsformen der Boden- 
▼eigabung zum Unsogen des kleinen Mannes ausgeschlagen wAren, 
und dass andereiseits im Falle^ dass Handel und Industrie sich 
hätten entwickeln dürfen — eben wie in Schotthind — auch unter 
der Zeitpacht die irischen Bauern ein erträgliches Los hatten finden 
können, dass sie, um mich so auszudrficken, in dieses Institut 

'i Knr! <^ninhr«r^r ; Y)\q Baueriibefreiuug und dio Auf!r,stiiiir <irs gut.s- • 
lierrüch-biiuerhctieii Verhultuiiiäeä in Böhiuüu, Mähruu uud iSchltitiiüii. 
Läyu^ ItiUa 1 S. 105 If. 
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hiiieiiipnvaclist!!! wäron. BestiimiuMul für den <iaiiLr, tleii "las 
Sdiu-kNil des irisrlh'ii Walkes ^»'iioiinuon, isl \ny -.Alowi tiic utigifu'k- 
.st'ligo l'ntenlrückuiif; geworden, welche II lu l 1 iitid Iii«liis(no 
li"laii<Is durch dif> ein t^ati/'^'^ lahrliuiidoil fortgcb«.!/.!«.* rnliiik K-s 
• 'iiu^liseheii Pailanients ertahieii luihen. .ieiier |>ritjntiv ■ Zuniatitl 
Uccä w irt:?f.liaftlielieii Lebens, in dem Irland sieh am Schluss «l< s 
17. Jahrhuiulerts befand, ist mit aller Gewalt diireli die en^-^liselio 
rieset/txebung festi^vlialten worden. Ja mehr n<K.li: wo etwa in 
Irland ein industrielles (iewerlie in hoseheidener Bltlto odej- in den 
Anfängen der Entwicklung sich zeigte, da wurde es durch die 
nierkaolilistisclie Pulitik Englands vernichtet. Nur iu Ulster, der 
nördlichen Provinz der lusol — und zwar auch nur in gewissen 
Grafacliaften von Ulster — ist unter besonders glücklichen Um- 
fitfinden industrielles Leben in die Hdlic gekommen. Im Qbrigen 
Irland stecken noch heute die städtischen Gewerbe durchw^ in 
den Kinderschuhen. Die Verschiedenheit, die in dieser Hinsidit 
zwischen England und Irland obwaltet, milchte ich mit einer Zahl 
belogen, die ich dem vorlftufigen Bericht der Assistant Commis^oners 
for Ireland der Ijindwirtscliafttienquete von 1881 entnehme.') 
Uuii hoi^t es« dass das gesamte Volkseinkommen in England za 
einem Achtel, in Irland aber cur Hälfte aus der I^antlwirtsdiaft 
hcnührt. flienius erklärt sieh in erster Heihe der heutige 
l'nterschied in d«Mi agrarischen Zu>uuiden heider Länder. In 
England eine LandlievtWlwt rung, dtMen Ühersehuss stets ein otTeni'.> 
Ventil u^efunden hat, ein«': Land\virt>ehait, in die stets von aussen 
K ii ilal uiul triclitige wirtsehaftli<-he Krfahninc: liineingetragen wi-rdeii 
l<\ ; in Irland aiier das gerade (iegenteil von alJ- ili-in. Tn den m» i-!<Mi 
liegenden Englands ist der Pächter ein giösserer l^andw irt mit gnteai 
InvtMitar utid mit tüchtigen Fachkenntnissen, di'ssen Heineinkonmien 
auf 7- 10 l'rozent seines Kapitals geschätzt wird.-) Bei dem 
irischen Eleüipäcliter dag^n kann von Kapitaleinkommen keine 

Die Commissioners führen als Autorität für ihre Angabe Mr. Caird 
an. Royal CSommission on Agiicnlture. Preliminary Report of tho Affiistant 

CVinuiiissiotit'i-s for Irelaiul. Jauuary 1. 1880. Pari. Papen> C. — 25»")I. S. 2. 
— In» Jahre !S81 sind in Efigland uii<! W il« s ''.397oi in Irland dagegen 
H».17" „ der liovöikenuig in der Lnrnlwir'- li.ifr I i s. Ii. iftigt gewesen. L Levi 
in der Fortniirhtly h'oview. Aufinst Ihhl. S. 2u»j. 

Erwin Nasse und F. Frl»r. von Ivoitzonstein: Agrarische Zustiuido 
in Frankreich uad England. Leipzig lö84. S. 134. 
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Kede sein, einfoch weil er kein Ka^ntal hat; ihm bleibt fast niemals 

ni»'lif, als ein <lihftiger Arbeitslohn. Im .Tahro 1880 betni;; die 
Umciij-ehüitlsy^nVsse der l.'iiidlieheii Wirtscliaftseiidiciten in Eii^dand 
Ifi-iiiahe liO aeros, tl. i. ni!i:i t.i!u 'Jö preussisehe Mortren. ') In Ii iaiid 
ibir«>iron ilberschritten niu dieselbe Zeit von r>yi.'r)5>0 Wii ts' li ifts- 
eiiiiititen nur löOSOiJ den PMiulieninlialt von M) aeres. wälirciid 
lSs<;i7 zwibthen 15 und M) aeres iiml di r Kest, also ziendieli 
Üe Hälfte, unter 15 aeres blieben,-) und in» Jahre isOl stellte 
Mr. Grinisb.iw, di i iriselie (Seneralrefristrator, fest, da.ss beinahe 
Oir^ Q aller läuiiiichtin Wirtseliaftseinheitcn eine ( Müsse von unter 
Üü af-res, also weniger als die Hälfte des euglisehea Durchschnitts 
von 1881 hattiMi.'^) leli habe vorhin gesagt, meine Herren, Irland 
scheine mir keinen Boden für eine H*>foiiu im Stein^liardeubcrg sehen 
Sinne zu bieten, weil der Bauer kein Eigentümer sei und weil 
ein dem gntsherrlloh-bAucrlichen ftlmliches Verhftltnis dort nie 
Wtanden habe. Man kann diese Argumentation, wie ich zugeben 
will, akademisch und liistorisch finden. Hier aber haben Sie ein 
Aigument unmittelbarster Ai*t! Auch heute noch sitzt die irische 
Bauerseliaft in vielen Gmfseliafton, namentlidi in den sogenannten 
QberffiUten Bezirken, den congosteil districts des Westens, so dicht, 
da»i sie selbst ohne Rentenzahlung kaum ihren Lebensunterhalt 
atif den Pachtungen findet.^) Kann man meinen, dass dieser 
Pächtersduift damit geholfen werden kannte, dass man einem 
Jeden einen Teil seiner Stt^llo abnimmt und dafür am Keste ihm 
fivios Eigentum verleiht? Kann man iiberh;iii[4 lU' in- ii, d.iss die 
irlM-heii Pächter für (»in dcraitigi-s liruu'tliuiii zu lialirn wären? — 
Mein eben gegel»enes Krsumeaber niiMdite ich n« i h < iwa tulg' ii'li i niasscii 
vervuUständigon : Nachdem dem ii isi'lieu Volke ein ihm uiivli- 
»täudliches, auf eine weit vorgcächnttoncrc Nutioualwiitächaft 

') Nasae a. a. 0. 8. 140, 141. 

Prel. Report of the Ass. Comm. f. I. S. 3. 

■i T. W. Orimshaw: Faots and Flgiire.s abuut Irehiud. Jjmdoa 1803; 
tni Werk, das üuHserst scluitzbaiu statistische Tabelhfn uud Zusanuneu- 
^ti. Hungen übor die Entwicklung hliuids luul scim-r oirizflueii (*rafscbaftea 
w»iiru»Kl der fünfzig Jahre von iStl— ISIM) cnthidt. Tart II S. 14. 

^1 K'>|>')it of H. M. ConvniissioiuMs of Inquiry into tlie AVorkhig of 
the Laodlord and Teuant (Ireland) .Vct, 1870, aad the Acte Amending the 
Baiiie. 1881. Pari. Papers G. — 2779. (Bericht der sogenannten Bess- 
Vofüagh Comraisttioo) 8. 36. 
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zugesolinittenea Agrarrecht «u^edrftiigt worden ist, wird der wirt^ 
schafUiche Fortschritt und damit eben die Anpassung an das neue 

AgraiTccht immöglicli gemacht 

Seiner iv-clitlifhen wio seiner thatsäehliclien I>ago iiaeh war 
das irische i'iuiaiu. niflit im Stande, etwa.-? Wcseiitlii hes gegen 
jen«> englische Politik iler IJüteidiiickung und Besch lüu kling ^ 
iri.schcu GewcrLc /m tlmn. Das liöchsi dankharc Eingehen ^»'if 
di»' Einzelheiten der anglnijibchen rrohibitivgeset/.g> l)iii!*r inuss 
ich mir an dieser Stellt^ vr-rsngen : ich kann nur die üriindzOge 
Ihnen vorführen,^) uiul dann ergieht sieli folgendes Bihl ' Ir- 
land war xunUchst von der Seesciiifiahrt ansgeschlohseii. 
den Ifreiheiton der NavigationsaJite hatte es zwar noch ^^^^^ 
genommen, aber seit 1G<)3 • rc^iriir eine Ueiho von Gesetzen, die — 
in Verbindung mit ilem Mtnu'[.ul der ostindischeü Kompagnie — 
fast jeile eigene SchifTaInt Irlands über Meer unmöglich niat'hten. 
Die Folge war, dass beinahe der ganze OQteraustausdi Irlands " 
auch der nach England und dem Fostlande — durch die engli^*^' ' 
Handelsmarine besorgt wurde und dass im Zusammenhange damit 
audk die irische Seefischerei vollkommen verfiel. Und nun bedenke 
man, meine Herren, dass dies demjenigen Lande geschah, -welcbv 
in Bezug auf Seehandel und Hochseeüsdieroi am gQnstigsten 
gan2 Europa gelegen ist Und nun weiter! Alles was in 
eben erst zur Ruhe gekommenen Lande an industriellen Trie^ 
sich regte, wunle mit gewattthätiger Hand zerstört, vor alleuA ^ 
Wollenweberei, die allein in Irland eine gewisse Bedeutung ba**^- 
Hier griff das tjn^li^.cho Parlament mit einer Eigenmächtigkeit 
di«' länger ais ein Jahrhundert bitter empfunden wunle; 
.lahre 1099 unll■l^N^^1< kurzer lland eine »Miizlische Akte jegl^*'^ 
Ausfuhr irischer Wullwaren. Damit war di ij< iiigo industrielle K^M" 
erstickt, viel sirh nach der Gunst der natürlichen GiundlH • iing^^^ß^'* 
^ur SUi^üliudusti'ie von Irland hätte entwickeln mibäeu. 



') IIinsi< htli' Ii .i. s Details und der Quellen gestatte ieh mir. ""^^ 
iuif du} Darlt';;iiii;4 in nieuieiu Aufsatz: ..Di»' Uf'schifhtlieh'Mi Tixicb*'**^ ^ 
irischen Ajirarverfassunj;"', im Jubrbuch für lii';>eUgeL.uug, VerwaltuOr^ ^ 
Volkswirti.chaft, Jahrgang XVllI. Heft 3, zu beziehen. Vgl. dort iD.sbtjsO"'^" 
8. 776—811. — Ygl ferner die an der ebeo oitlerten Stelle aiob^ ^ 
gegebene Schrift von 1. G. Swift Mao Neill: EngUsh loterfereoo^ 
Irisb InduBtrios. London 1886. 
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Sbnlich et-gin{^ es allen geringoi'en Ansätzen, -wie der Baumwollen- 
und Seidenweberei und der Gliisfabrikation. Nur eine einzige 
Kompensation wunlo Irland gelassen, und das war die Leinen- 
iiuhistrie. Hier hatte Englaml vor di r Hand kein . iLr.nes Interesse 
zu w^-hntzon, andoreifseits war für I^'i neu Weberei in Iiluiul keineswegs 
ein SM s'tlidi'H, natürlidies Fundament vorhandon, wie für Wü11«mj- 
wcl»yri'i. und endlich iniisste dei" L;o\vn hlielu'ii Tliatkraft der Pntvinz 
Ulster, in die Engländer und Scliollen uoch in jüngerer Zeit in 
ganz besondere grosser Zahl eingewandert waren, doch zum Mindesten 
<1i> -rr eine Auaweg gelassen werden. So entwickelte sieh denn 
«las l^inengewerbe zur grossen Industrie von Ulster, und heute hat 
Ulster hierin die anderen Teile des vereinigten Koiiimei« li^ «weit 
überflügelt. Im Jahre 1890 beschäftigte die Leinenindustrie im 
vereinigten KOnigreicU 1 106334 Spindeln und 48 714 Kraftsiühle; ^) 
davon fielen auf Irland, das iieieat auf Ulster, mehr als zwei Drittel 
der Spindeln, nämlich 827 000 und mehr als die HiUfte der Kralt- 
sttlble, nftmlich 26590.*) Das in irische Leinenfahrikation und 
iriüvhen Leinenhandel investierte Kapital schAtzto man in demselben 
Jahre au! nicht weniger als 70000000 Pfund. Ich mcJohte Sie, 
meine Herren, nicht mit Zahlen ÜberachQtten, aber ich bitte Sie 
doch, mir su gestatten, mit den eben gegebenen Ziffern diejenigen 
der Wollenindustrie zu vergletulien. Im Jahre 1890 beschäftigten 
im vereinigten KSnigreich die die Wolle verarbeitenden Gewerbe 
in 2t; 71 KtablissemenUs 0 574347 Spindeln, 131500 Kraftstühle 
inid ;101 550 Arbeiter; auf Irland aber komiiu'Ji hiervon 8*J Ktab- 
li>seau'iils, 801)75 Spimleln, 025 Kraftstühle und Arbeiter, 
also ein kaum in's Gewicht fallender Bnu lit« iL ') Aus dem Ver- 
^leirhe der Zahlen für Leinen und Wolle kann man .sich ein Bild 
duvoii machen, w.iö diu iriscli«^ Wnllvnwt'Ki iri — die ja doch vor 
2wcjliuiidert Jaiucn um so viel besser situiert war als die Leinen- 
weberei — hätte werden kOuueii. Will mau aber eine Vorätelluitg 



') W. Ix'xi»: Dio I^ineiiindustrie, im üaudwörterbuuh der ätaats- 
WiB.H^'ri'^fhMft.ii. Bd. IV 8. 104«i. 

) iiiiiiirtljaw: FacLs and Fj^ures. 1 JS. dö. 

^) Orioishaw, ibidem. 
W. Lexi«: Wolle and Wollomodustrie, im Handwörterbuch für 
StaBtHwimenachafteo. Bd. VI 6. 7ü6. ^ Orimsbaw: Facta and Figures. 
i S. 38. 
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davon gewinnen, in wie nngeheurem Hisse das ganze Irland dureb 

die };oMrerblichen Beschn^iiliungen niedergehalten worden ist, so 
hiimelit man nnr den scinnalen Küstensanni des nordöstliolien Ulster 
mit den lilnigen Teilen der Insel zu vi»rgleielion. In Ulster hat 
sit-li im Anschluss an die liei neu Weberei noeh niaiiclies andere 
(.it'wilt.- i iit wickelt, nameitilicli der SchitTshan flori*^rt hi»^r im 
allergiö.si>teii Styli', Wührend es im üliiii,n'ii Irl;ui<l keine .Stadt 
von üUer läuOO Einwohnern gifl't. «lic hl in iUm 40 Jahreu 
von IS.')»» -181)0 an newohnerzahl eingehüstel hiUtn. sind die hfideii 
f'ht. r^tädto ^'wachsen, Londonderrv von 2UUU0 auf 33 000. 
Jk'ltast uitei, das gewerldiehe Ceiitruui von Ulster, von lOOOÜO 
auf 'JötHiOO Einwohner,*) Wer in Belfast weilt, glauht in 
Manelfester oder Glasgow zu «ein. Aber dies ist die einzige Stadt 
Irlands, in der man em])findct, daSB man in unmittelbarer Nähe des- 
jenigen Landes sich aufh&It, wo das wirtschaftliehe Leben der Welt 
am st(U'l(8ten puistert Und hiermit stellt es denn auch ui nahem 
Zusammenhange, dass Ulster in der Landfrage eine ganz andere 
Entwicklung als das andere Irland genonmien hat, dass es — 
wenigstens im Vergleich za den anderen Teilen der Insel » die 
Statte agrarischen Friedens und die Heimat des berühmten PSehtv- 
rechtes geworden ist 

Um aber vollst&ndige Klarheit darflber zu schaffen, unter welchen 
Bedingungen die wenigen Tausend Eigentümer, an die dw irische 
Boden gekommen war, in Beziehungen zu den Hunderttausenden 
von kleinen Leuten traten, welche sie als Pachter vor sieh sahen, 
mnss ich weiter noch auf eine Reihe von Umständen hinweisen, 
welche Iiis gegen di-ii Srhliiss des vorigen Juluhuaderts d.ihin fülirteii, 
dass Irland in weil höherem Maasse ein viehzüehtendes, al> • ni 
Korn hauendes Land wurde. Zn einem Teil war diese Tendenz iin 
Klima und im Odilen des Lauib s ht'L^nindet. Al>er in weit £rrÖ!<sprem 
Maasse ward sie durch die sozialen Verhältnisse und ferner wiederum 
durch die Einw irkung des englischen Parlaments bedingt. Sie wis.««en, 
meine LLerron, welche KoUe in der sozialen Geschichte Irlands der 
Al'senteeismus gespielt hat, der Umstand, dass die Latifundienl)esitzer 
nicht allein volksfrcmd w;ircn, sondern in grosser Anzahl auch land- 
fremd blieben. Zielien wir femer in Betracht, dass auch diejenigen 



^) Grimahaw: F. and F. I 8: 14. 
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Grundbesitzer, die in Irland wohiittii. kühl und fremd, voller Ver- 
achtung uud voller Misstrauen den katholisehen Rmiern gegenüber- 
standen und d{iss dieses Misstrauen von der anderen Seite in vollem 
Masse erwidert, die V'emehtiuig aber mit furclitlnror Erbitterung 
Tergolten wurde, einer Erbittemng, die noch geschärft wurde durch 
eioe lange Beihe von staatsbOrgerlichen und civilreclitlichen Dis- 
i{italirikationen und Beschränkungen, mit denen das protestantische 
Parlament die ktttholische Masse des Volkes belegte — ziehen wir 
das alles in Betracht, so sehen wir dentüch, daas dem Grundbe^tzer 
die Vergabung grosser Landtracte an TermOgende WeidepSchter am 
bequemsten und am sichersten scheinen musste, dass er der arm- 
seligen, snsammengedrftngten Tenantry nur unwillig und weil sie 
doch eben em&hrt werden musste, kleine FlAchen Ackerland Aber- 
liess. In Irland spielte sich in der ersten Hfilfte des vorigen Jahr- 
hnnderts ein Frosess ab, der lebhaft an das erinnert, was zwei Jahi^ 
huaderte frOher sich in England ereignet hatte, als die Wolle zum 
ersten Male grtteseren Wert erlangte und die den Acker bebauenden 
Coi>yholdei-s in Schaaren den Schafherden weichen mussten. Beh'jrdert 
aber wurde dieser Prozess noch durch die englische Politik. Bi.s 
zur Union der beiden l\iilanieiite, also bis zum Jahre 1800, hielt 
End.ind auch Irland gegenüber an seinen liolien Kornzöllen fost, 
iiii'i . > s<jii;te ferner dafür, dass das irische Parlament alles tlial, 
utii den Kornerbau niederzuhalten. Geti^eid '/.rHe und Expoit- 
pnunien, wie sie in Enq-land den Ackerbau schützten, gab es in 
Irland nicht oder so gut wie ganiicht, und zum Cberfln.ss wurde 
noch da.s Weideland vom Kirchenzehnten ausgenoinnion. M So ist 
es denn dahin gekommen, dass Englands Nachbarinsel, die doch 
einzig und allein auf ihren Boden angewiesen war, fast bis zum 
Schlnss des vorigen Jahrhundert nicht einmal Getreide nach Eng- 
knd exportieren konnte. Im Gegenteil: bis zum Jahre 1764 hat 
England £om nach Irland herQbeigefOhrt Das ganze yorige Jahr* 
hundert hindurch ist Irland von dem Kreise des englischen Wirt- 
tichaftalebens ausgeschlossen. Kur die Rohwolle soll nach England 
g«henf ihr ist nach dem Gesetz der kontinentale Markt verschlossen. 

') Der «o'^*>nnnDte ,,titbe of fipstiiii iit" wuixlo nicht durch (losetz 
aJ'irescImlTt, suDÜeru 173'» flnnli t itn' ifoiho einseitiger Hesoliitiniimi fies 
irlsdiüti Unterbautes au-ssor iidmiig gesetzt. Vgl. W. S. il. i^ei k> . A 
Hiiitorjr of Ireland in the Eighteenth Century. London 1B92. Fol. 1 S. 2ul ff. 
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Sein Vieh und sein Leinen darf Irland ninht nach der N'a( libariiis(»l 
hriiij^Pii. Es ninss dies"- lH:'i<li^n Ai-tikol — das Vioh als Haiiclifloisc'h, 
BiiUoi-, Ifäutc — nach den Kol<iiiicon und iiacii (ii-in ;nissei'<'iit:lis<')ien 
Aui^lando exportieren. Dir Wolle tlient /.um Ausglcirh der onudischen, 
die aiidoien Produkte doi- Viehzucht und das Ix'inen dit-ueu znm 
Ausgleich der fd»ci"8eeischeü luid der kontinentalen Importe. 

VeiTgegenwärti^^t raan sich die auf solche Weise geschafTeno 
allgomeine wii-tschaftliche Lage Irlands und rechnet raan den Um« 
stand hinzu, dass im Laufe des 18. Jahrhunderts die BevOlkening 
der Insel sich von einer Million auf fQnf Millionen hob,^) so er- 
gicbt sich von selbst, ich mOchte sagen, mit mathematischer Folge- 
richtigkeit der Gang, den das Geschick der irischen Bauerschaft 
nach 1700 nimmt Dem Auge des oberflfichlichen Beschauers er- 
scheint Irland noch keineswegs als das Land der kleinen FSchter. 
Er sieht im Gegenteil, dasA das Gebiet der grossen, bequem lebenden, 
zur Gcutry des Landes sieh zählenden Weidepflchter Ton Jahr zn 
Jahr zunimmt. Diese Weidepllchter sind zumeist Fintestanten; lauten 
ihre Kontrakte auf län^r als 31 Jabi-e, so müssen es Protestanten 
sein, denn dan Gesetz schloss bis in das lety.te Viertel des IS. Jahr- 
hunderts Katlioliken von längeren Pachtungen aus.-) Aber aiuh 

') IVtty borwlineto in seinoni Political Survej', der Hu'2 crsoliifii 
(cfr. Loiti Eduiond Fitzniauricc: The Life of Sir "William Petty. London 
1895. 8. 134) die Zahl der Bewohner Iriaads aal 1100000. a 8 In «ler 
bereits zitierten Ausgabe des Snrvey. Nadi Gaptun South (angeführt bei 
Thomas Newenbam: A View of the Natural, Politicsl aod Commercial Circam- 
stancGS of Iroland. Lotnloii I80!\ SV !!> des Appendix) betrug die Ein- 
wuluioizalil dt-r Insel im Jahre HiOf) — freilich audi nur nach approxima- 
tiver Sehiitznni: 1 n:;4 102. Die Schätzung von Arthur Dobbs: An E<«ay 
on tlio Trade anU Iiiipiovcuient of Ireland. Dublin 1729 II. S. ;18 peht auf 
lOToOiK). Zwei Jahre später berecbuet eiu au das irische Parlaiiieut tr- 
gangoner Bericht (angeführt bei Newenham an der eben zitierten Sti^e) 
die Seelenzaht Irlands auf 2011219. Für 1791 endlich giebt Nen-enham 
(A View etc. S. 220) die Ziffer 4206612, während er für den Zeitpunirf, in 
dem er sehrieb. 1809, die Bevölkerung Irianda auf über 5 Millionen taxiert. 

-') Kiuo Bestimmung aus der ersten der bei den bcrücbtigteu irisoh<^n 
acts to preveut the furtlier growth of popery von 1704 und 170!». 2 Auno 
(.'ap. VI ü (), Vgl, (iustavü de Beauniont: L Irlando Sociale, Politiijuu et 
Keligieiise. Nouvelle Edition Vsim ISSl. Vol. IS. 111. — J. A. Froode: 
Tbe English in Ireland in tbe Eigtheentili Centor)*. London 1887. Vol. L 
S. 330 ff., 370 ff. 
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auf dem Äckerlando fallen zumlchst j^anz andoiv Päclitor aiif, als 
die eigentlioiieu kleiüen Bodoii!tol>auoi. Ks sind dies die zwischen 
dem Eigeulüiiier und dorn liaactii /.uwoilcn in mehrfachen Ab- 
stufungen stehenden ZwischcniiJächtcr, iV\o inidtllcnicn. Auch sie 
lial^'n laii^'t'iv Kontrakte, aber unter ihnen fimlcii sii li >i Imn in 
gn'isscn'P Anzahl Katlioiiken, nicht selten sind es N'uf liknuiiiieu 
solclier FaniiliriK die einst in den Clans führende Stellungen inne 
hatten. Man hat das Wesen dieser middlemen, das in Irland bis 
in da« pregenwärtige .Tahrliundert sich in weitem Umfange erhAltcu 
ft;it. oft für eine Eigentümlichkeit dieses Landes, oft auch für eine 
der llauplursachen des irischen agrarischen Elends irelialten. Es 
ist keios von beiden gewesen. Da wo es Latifundien und Zwei^g- 
pSchter giebt, haben Mittetf^kshter sich fest überall eingestellt, anch 
in manchen Teilen Enghmds und Schottlands haben sie einst eine 
Rolle gespielt Und den agrarischen Jammer Irlands haben sie nicht 
vemnlasst, vielmehr sind sie eine Folge der Znstftndo gewesen. 
Aber bei den sozialen Verhältnissen Irlands« der fremden Aristo- 
kratie auf der einon Seite» an! der andern Seite dem landbebauenden 
Prol^ariat, das zunAchat sich noch imm» nicht von der Idee eines 
Anrechtes am Boden losmachen konnte^ das vor Allem noch lange 
nicht die Macht des Grundherrn, den Pilchter auf völlig legalem 
Wege — gleichviel ob er seine Rente zahlte oder nicht — vom 
Botlen zu vertreiben, begreifen konnte, mussten die middlemen zu 
einer ganz Ijesonderen Bedeutung gelangen, (irosse Hetdige der 
Rente, auf vielen Gütern der allergrösste Teil, iloss in ihi»; Tasche, 
und gegen sie w.iv auch ein trnnz gewaltiu^er Teil des Hasses ge- 
richtet, mit dem dn- ("^ntenlrfickti' drii l'iiterdrücker bedachte. Zu 
Unterst. iinU-i den niitidlrimMi, auf dnu Raum, den der Wciili'jiächter, 
dt-r Viehzüchter freiläs.st, k«tmmt daiui dif t-'nantry, die Haui ischaft, 
die eiirentlichc Mas.se des iri.schen Volks. Kür sie ist der Konkun"enz- 
kanipf um die Farmen der Kampf ums Dasein; und je mehr die 
Bovölkening anwuchst, je schmaler die Fliiche wird, welche dem 
Kr.rnerbau übrig gcdasson wird, desto h.'irt. r wird dieser Kampf, 
desto zwerghafter werden die einzelnen Pachtungen, desto hßhor 
winl auf den acre die Rente, desto armseliger die Lebenshalfung 
des Volkes. Om 1750 ist die Kartoffel das grosse Nahnmgsmittel 
des irischen Volkes geworden. Mit ihr ist diejenige Frucht ge- 
funden, die am wenigsten Flache fflr den Unterhalt der Familie 



orfonlort: alles, was der Tenant an lvr>i nci-frnchtcii baut, verkauft 
er, um davon die Rente zu l>estreiten. ^) Dieselbe Tendenz, dio die 
l^?nte iiiiinor mehr erhöht, und fernerhin die rnwissonhoit des 
Rauorn führen sehr schnell <lahin, das Pachtvorhältni.-^ selh>t a> zu 
gt>stalten, dass dor Tenant ganz in die ITände des Vf^rj.iklitoni. 
also znm»^i«t dr> inidiiienian, gegeben ist. Die leas(diold, der ci;x»^nt- 
liehe Pa^ Iii vi i trag, liedarf, seitdem das Statute of fiauds aucl» in 
Irland eingetiUirt ist, zu ihrer Konstitniernng der schriftlichen Finm;') 
und da den Bauern gegenüber von Schriftlichkeit und loa.seliold nie 
die Kedo ist, tritt dasjenige Verhältnis ein, welches in subsidio m 
gelten liat, die tenancy-at-^vill, die sicli von prcearistischer fl^er- 
lasstmg so gut wie garnicht unterscheidet und auf beiden Seiten 
jederzeit endbar ist Erst zur Zeit König Ocoi^ DI. wird durdi 
eine Entscheidung des bekannten Richters Lord tfansfield an Stelle 
der tenanqr-at-wiU die tonanoy front year to year gesetzt,^) 1>ei 
der die Kflndigung immer ein halbes Jahr vor dem Jahrestage der 
Konstituierung erfolgen muss^ wenn das Verhältnis nicht auf ein 
weiteres Jahr forl^setzt gelten soll. Diese Pachtung von Jahr zu 
Jahr — und nichti wie man oft selbst von englischer Seite irrtQm- 
licher Weise behaupten hOrt, die tenancy-at-will — ist es^ in der 
bis zur neuerlichen Reform die grosse Masse der irischen kleinen 
Pachtungen vergeben worden ist Aber auch bei ihr haben die 
VeT]».'lchter ein Mittel gefunden, das es ihnen möglich macht, den 
tenant jederzeit seiner l'acht zu entsetzen; sie lassen ihn mit eiii-'V 
RtMitcnrate, der sogonannton runniug gale, im Rück.stande, und di< s 
setzt sie in df'U Stand, jedei2uit seine sofortige Exmission bewirken 
zu küuueu.^) 

') A Kcpiosontation of tho State of thu Tiade of Iretaud. Dablin 
1750 (anonym) S. 2."». — Aithtn Youugs Tour iu Irolaud, wieder hi.ja'i>- 
p,Kob,.n von A. W. Uutton. J^mdou IS'rj Vul. II. S. -13 ff. — Samui-l 
(.'ruinpe: An Kssay od tlic be.st ifoans <>{ luovidiiig Kmi»loynieiit for the 
Vouylo. Dubim 1793. S. 175. — Nowenliam: A View etc. S. 2lU ff. 

7. Will, m Ses8. 1 Cup. 12. Vgl. Sigei-sou: Land Tonure aod 
Land Classes S. 104 ff. — Montgomery: Land Tenuie 8. 87, 88. 
Furlong: Law of Landlord and Tenant Vol. I 8. 35, 36. 

*) M. liOiigfieKl: The Tcnure of l/uid in Ti- land, lo den bereits aiige- 
fülirtpu CoWen Chd) E.ssays S. 10. 8. 20. — Mr. C. Kussell im T'nterhaiisc 
am 2."). Juni lS.s(i. an- •fülirt bei 1\. Barry (►"Hrien: The rarlamentarv Hisforv 
of the Irish Land • Mii-tiuti from 1821) to 1809 I/iudon 1880. ö. 212. - 
ü. Shaw Ltdevrc; l'eel and O'Conoeli. London 1807. S. 104. 
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Die Entwicklung nun, meine Ilorroti, von dor ich eben 
iresprochen habo, wimle {?egon den SdiliiKS des vorigen .Tahr- 
liundeils diircli ein.- Roihe Jturz liintereinander einti-eU'inler Er- 
•i^'nI^se in ihrer Kiciitung wesentlich verändert. Unter diesen. 
Ereignissen waren die wichtigsten wirtschaftlicher Art Der irische 
ESrnerbau gelangte zvt grosserer Gunst und su erweiterter Be- 
deutung, als England sidi seit 1764 aii^ fremde Getreideeinfuhr 
angewiesen sah, als dann 1782 das emanzipierte irische Parlament 
mit Exportprämien voigehen konnte, vor allem aber, als mit der 
im Jahre 1800 vollzogenen parlamentarischen Union der beiden 
Reiche die englischen GetreidezOlle gegenüber Irland fielen nnd 
bald darauf zufolge der napolconischen Kriege und der Kontinentat- 
spene die Eompreise im vereinigten Königreich sn sohwindelhaflen 
H0hen anstiegen. In zweiter Reihe liandelt es sich um politische 
Oeschehnisse. Parallel mit den Vorwehen der fmnzosisehen Re- 
volution liluft in Irland eine iiolitische Kreilieitsl)ew'egnng. Im 
Jahre 1782 erreicht das irische Purliiuicnt eine freiere nnd selbst- 
ständigere Stellnng und zngleieh fallen dio Bcscliräiikuimt n di r 
Katholiken in Iie/,ng aiif den Erwerl» vnu Ininii>I>iliarrTH:litcn. 
Elf Jahr« s]>äter, 1793, erlangen die Katlmlilicn das aktive 
Parlaments wahli-echt; in den Grafschaften heisst das, dass jeder 
forty sh. fre<?holder, also jfdor Frei<ns=;e. der aus seinem Frechold 
ein Jahreseinkommen von 40 Sciiiliingen naclivreisen kann, Par- 
lament swähler wird. Diese Dinge haben zur Folge, dass zunilehst 
die Viehzucht eingeongf wird, und dass grosso neue F'lilchen mit 
kleinen Ackerpächtem iiesiedelt wenlen. Auch gehen den liandlonls 
die Augen Aber den wahren Wert ihrer Ulndei-eien auf. Sie 
fangen an einzusehen, welche ungeheuren Profite sie an die 
Riiddlemen fortwerfen, nnd sie versndien nun alles, um sich mit 
den tenants in nnmittelbaren Rapport zu setzen. Vor allem indess 
wird das Middlemanwesen dadurch eingedämmt, dass der politische 
ESnflnss der grossen Sigentümo* nur dann gesichert erscheint, wenn 
die kleinen Pachter direkt unter Ihnen sitzen. Damit aber der 
Einfluss auf die kleinen Pachter auch von Bedeutung wird, müssen 
diese PAchter die Qualifikation als Wähler erhalten. Sie mttssen 
also Freisassen, freeholders, werden. Bas ffihrt zur Verbesserung 
des Pachtrechtes, denn die Paciit giebt ein Freisassenrccht nur 
dann, wenn sie mindestens auf ^ne Lebenszeit, sei es die Lebenszeit 

47 
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des Pilchtt^rs oder die einer anderen Pei*son lautet. So sehen wir 
denn von 1793 an, bis sich nncli 40 Jahren das Wahhxücht viedor 
ändert, lIuiid»>i(l;msriulo von kleinen Fi-eisassen in Irland < r>tchoii.') 
Man >'.llii' mm meinen, 'i;i>s i'iin' sitlrlu- L;i<^t; dfr liiiige zum 
duufi luTi'ii Vortoil der lenant.s ;iii>sclilä^'t. Dncli dfii) i>t niciit so. 
Ilm <He W'riid«- d'T- Jahrhunderts liat sich, wie c-, schoint. ffir ein" 
kurze Zeil die Ivelionslialtmig der Bevölkerung^ Liehnlien. liaM a!»': 
halten die Kenteneriiöhungen gleichen Schritt mit der Erhöhung 
«ler Getreidoproise. Wir müssen bedenken, dass immerhin nur ein 
IVü der kleinen Pächter zu Freisasseni-echten j^elanirte. d.iss die 
freelioids auf die kQrzeste zuhl'^sif^e Zeit, also auf > > Lel>enszeit> 
gestellt wunlen, und dass überhaupt die neuen ireekolders Frei- 
Bassen eigentiidi nur im technischen Sinne waren, denn sie standen, 
sowie sie einmal in Rflckstftnde gerieten, vor der Gefahr der so- 
fortigen Exmission nnd waren also, falls eine running gale Aber 
ihnen schwebte, wie die Pächter von Jahr zu Jahr, Steigerungen 
der Rente schutzlos ausgesetzt. Ausserdem hSlt aber die unheim- 
liche YoUcBvermehning an, die schon durch das ganze 18. Jahr> 
hundert zu beoboditen war. Handel und Gewerbe gelangen trotz 
der Union zu keinem neuen Leben, das unglückselige vorhergehende 
Jahrhundert hat sie mit der Wurzel ausrottet, 8o bleibt iQr die 
stetig sich vergrOsflemde Volksmenge kein Ventil Die Söhne des 
kleinen Pächters teilen sich in die armselige Farm, und die ein- 
zelnen Ackerstellen weitlen an Flache immer geringer. Wo ein 
PiU'hter eine etwjvs grössere Stelle hat. namentlich wenn er sie in 
loase besitzt, da wird ur auch wietler zum mlddieman; l>ei|Uenier. 
als sellist zu arbeiten, ist es ihm. die Z\viselienpr»>tile der Rente 
ein/.ustreichen. Ja, ia gewis.sotii Sinne werden fast alle tenanls 
bis auf die allerkleinsten m Mittelpilchtern, denn die tluctuirendc 
Ile\ nlK. nnii?. rlie es zu Fachtungen nicht mehr bringt, die nur auf 
kurze Zeit gegen Ueberlassung eines vom Farmer bestel Hon Kart'.tfel- 
lieetes ihre Arbeitskraft verdingt und diese Zeit über in Eixliiölden 
und elenden iiiitten liampiert, ist immer mehr angeschwollen. 

') Digest of Evideueo luktii lorure H. M. Commissionei^ of KiKjuirj 
iuto tbe State of tho Law and PracUco in rcspect to the Occupatiou o! 
Land in Ireland. Dublin 1847, 1848. (Verkürzte Wiedergabe der Protokolle 
und des Berichts der Devoo-Commission) S. 1109^ 1110 — Longfidd: Tranre 
of Land in Ireland 8. 5. — Montgomer}', S. 99, 100. 
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Durch flifi hohen Korii|ut ist' und durch die rel)ersd»\vemiiinn.i* 
'If's Lnnrles mit küiiBtliditMu (reltle wüliioiid Her Bankrestriktion 
wuril. ri <lieso Zustllnflo eiue Zeit lang veriiecla. Als aber nach 
1820 die Getreidoiui ise sich nicht mehr hnltAn lie>stMi nnd znp:!oioh 
die Bank von England die Baarzahlungen aufnahm, trat in Irland 
ein allgemeiner Zusammenbruch ein. Die Renten wurden uicht 
gezahlt, und die LAndlonls wurden bankerott Die T^age des I^andös 
und des Volkes war eatsetslioher als je zuvor. Die Grundeigen- 
tümer wurden sich ihi*er verzweifelten Situation bewusst, mit allen 
Kniften bemOhten sie sich, die Sch«iaren von BetÜern, die auf ihrem 
Boden «ussen und keine Renten zahlten, los za Verden. Es begann 
die Periode der grossen Evictionen, in welcher nwn Konsolidationen 
in grossem Blassstabe versuchte, ohne damit der steigenden Ueber- 
vClkerung und der Teihing der kleinen Earmen Abbrudi tu thnn.^) 
— Mit dem Beginn dieser Epoche aber, die nnmittelbar m den 
Klimax der irischen Leiden der Hungersnot von 1846/46 herQber- 
leitetf bereitet sich andererseits eine grosse Wendung zu Gunsten 
Irtends vor. Das Jahr 1829 ist das Jahr der KathoKkenemandpationi 
des Eintretens Daniel O'Connell^s in das Parlament. Von diesem 
Zeitpunkt an, von dem Augenblick an, wo das katholische, das 
heisst das arme und leidende Irland, eine Stimme in dem grossen 
Rat«' Englands hat, bleibt die irische Agrarfrage in engem Counex 
mit den g^mssen politischen Fr;igen des Landes. 

Ihin h dits Uewielit Irlands im Pailamente sind die otii^lisclien 
Staats mär Hier gezwungen, ihre AnfmerksJimkeit dem Zustande der 
Nachliarinsel in ganz anden^m Masse als bi>lu r /u/.uw«'nden. Im 
Jahre 18H8. imtor dem Ministerium McHm'Ui ikn i if:;« In n denn auch 
dio ersten beiden Gesetze, die man als wirkliciic lielormgesotze 
gnÄSoien Stils für Irland bezeichnen kann. Das eine dieser l»eideii 
Gosf-tzo liefasste sich mit der Zchntabgabo für die Staatskircho, die 
bisher den liodenbeKiuer in unmässiger Härle gedrückt und bisweilen 
nicht allein di-' katholischen, sondern ancli die protestantischen 
Tenants im Ivorden bis an den Hand der Rebellion gcbraclit iiattc. 
Bs verwandelte den Zehnt in eine ablösbare Rente, die nunmehr 
die GtgentQmer xn tragen liatten.*) Das andere aber brachte Irland 

') Das beredteste Zeugnis id>er diesi* Eutwicklung geben die Ti-otokoUe 
der eben Kitierteo Devon-KiMiuete. 

') 1 a. 2 Vict. Gap. 109, aniendiert durch 3u. 4 Vict. Capp. 13, 101. 

47* 
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eine Einrichtung, die es bisher entbehren musste^ vfthrend England 
sie seit den Zeiten der Tndor hatte, nämlich eine geordnete Ver> 
waltung des Armen wesens.') 

Es ist ungemein charakteristisch für die irisdien Verhältnisse, 
dass ein Armetigosotz in Irhind der AnCang aller sozialen Reformen 
sein ninsslo. Seit dein Schluss der napoloonischen Kriej^o hatte 
sich da!< I*;irl;mi»,at oline Tiiteihu^s mit «Icii iri>?ehen TIm^Iii be- 
sclulftigt. Kill l jiterluiu.-iiiitulied. Mr. Hoi-sman, hat einmal Irlaml 
ganz gut hIh eine e'inzigf ininurfort vei*tagte DoUatto «lofiTtiort.-) 
E-S verging k» iii Jahr, ohne tlas« «^in < '(■niiiiitf«"^^ oil.-i «'iin' < ■"niirii->i.>n 
zur 1 'nttMsuchnng iri*Jchi'r ^lis^sstiimlt; frnaiuit wiirtk", i zmn 
Eintritt irischer Katholiken galt auch vom onglisehen Parlament 
(Jas Wort La Hochefoiu-^iuhrs, <lass man immer sehr gnt tlie Leiileii 
anderer zn ertragen im Stande ist. Die.s wurde aiidei's mit der 
Wahl n'Cenneirs und seiner Anhänger, die ja, wie icli schon aus- 
geführt habe, mit einem l)esonders rjvsehen Ansteigen der agrariscbea 
Not zMSitmmenliel. 1830 trat ein I'arlamei»tseommittee znsjimmeft, 
lun die Ingo der Armen in Irland zu erforschen. Es berichtete, 
dass ein FQnftel des Volkes besch&ftigimgslos war.') Nicht besser 
waren die Besultate, zu denen ein ebensolches Committee 5 Jahre 
später kam.*) Raumer, der deutsche Historiker, der Irland 1835 
zum ersten Haie besuchte, gab der Meinung Ausdruck, dass ein 
Annengosetz mit das dringendste Erfordernis für Irland sei.^) Jetzt 
kam endlich dieses Gesetz. Nachdem das Parlament bis dahin 
gegen die irische Not entweder mit rein juristisch-teclinisdien 
Gesetzen vorgegangen war, oder mit coercion bills, die für eine 
gewisse Zeit die bürgerlichen Freihdten besclirftuktoi, die habess 
oorf>u8 aote und das Recht auf Inry ausser Kraft setzten, hatte die 
Armenacte das Venlienst, das erste wirklich soziale Gesetz fnr 
Irland zu sein. Aber sie hatte grosse Mängel, sie war vor AJK'in 
so gelunst. duss sie den Verpächtern allen Ardass und die le»iueiue 



') 1 u. 2 Vict. Cap. 50. 

Harry O llrion: Pari. History etc. S. 83. 
Biury O liriou S. 41, 42. — Devoo-Report S. 1112, 1113. 
*) Isaac Butt: The Irii»b Peopie aiid Tbc Irish Land. Dublia l»u, 
SL SSI, 91. 

'-) Friedlich von Räumer: England im Jahre 1835. Leipzig 163<l 
Bd. 11 S. 400— 4U6. 
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Möglichkeit gab, diircli ExmiJJsionon ihre Ann- ii>tru<'i n zu \ n iniiKirrn. 
Dif irro«se Zahl von E.\iiii.->ioii('n. die l.alil nach tleiii Erluss der 
Acte NviLMlri uiti ätatüaudou, Icgto mau dann auch ihr imd ihrem 
Wii-kon zur Liist.*) 

Die Arnienacte war zwar oin sjoziales Gesetz, aber sie fjusste 
die sozialen Miasstäiule Irlands nieht an der Wurzel. Diese Wurzel 
sass im Boden, in der Verteilung des Hodens, oder richtiger iu 
der Verteihuig der Einkünfte aus dem Boden. Langsam brach sich 
die Erkenntnis Bahn, dass hier der Hauptansatzpunkt fOr die Aktion 
zur Kettung Irlands sei. 1835 wurde .die erste irische Agrarbill 
von Mr. Sharman Crawford, einem Vork&mpfer fOr PSchteroochte, 
der sich sjAter noch oft bewahrte, eingebracht Sie verlangte 
Kompensation des exmittierten Pficliters fflr die von ihm vot^ 
genommenen Verbesserungen und sie wurde abgelehnt Wenn 
man bedenkt, dass es länger als ein Menschenalter wahrte, bis 
dureh das Oesets von 1870 die Forderung des Mr. Crawford crfOllt 
wurde, dann erhfiit man ^n Bild davon, wie langsam und unter 
welchen Schwierigkeiten die Agi-arreform vorwärts kam. 1 842 endlich 
geschah der erste Sehritt praktischer Gesetzgebung für Irland; eine 
Hill Lfing im rarlament durcl>, welche die Drainieiuug nassen 
Ujilaiides unter Staatsbeihilfe bezweckte,") Kin .lahr später wunie 
ein noch wicliti^. rer Schritt gelhuu. Es \viud>' vom Ministerium 
Peel jene uulet dem Vorsitze des Earl of Devon tagende köni^liriie 
Koimui-sif>n zur Erfoi-schung der irischen Landfraü:o ciiiL;* >vizt, 
deren zwei Jahre spflter ei*s'hi(>nener Bericht die Ilauptipielle für 
die Kenntnis der Agrarzustäitde Irlands wurde. Mit der Macht 
der Zableu und eines immenseji, sorgfältig gesammelten und sorg- 
fältig dargebotenen Beweismaterials that dieser Bericht vor Enghuid 
zum erst Iii Mal den wahren und den ganzen Umfang des irischen 
Elends kund.^) Wer den Bericht der Devon-Kommission las, dem 

>) Sigerson & 185, 186. — Butt 8. 123. — Oute Daiatellungeu der 
Anneoacte finden sich bei F. v. Baumen Englaud im Jahre 1841. ' Leipzig 
lSi2, 8. 200 ff. und bei Nassau W. Senior: Journals, Conversations and 
Eway^ relating to Ireland. London 1868. Vol. I 8. 210 ff. 

'j Barry OHrien S. (33-05. 

'I Barry O Brien FJ. 

*\ Oer bereits mehrfach eitiertc Digest of Evidence vii IS 17. 
1H18 cuthält den Bericlit uuU eine durchaus geuügeude Wiedergabe der 
Za^gaivemehmungen der Devon-Kommiasion, im Grossen und Ganaen noch 
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miLssto CS klar wertleii, dass auf Kuglaiulb Nachliariusel, eine Tage- 
rciso oulfenit vom Mittelpunkte alles Reichtums dev WiOt. ein 
Vulk leitte, von >\>'m ein gewaltiger Bruchteil iahrau> jaliniu 
lioschäftigunffslos war. in dem der Hunger ein cliioui&clies, 
endemiHclh s Li i'leii ^n-wniden war. ein Volk uii<l eine Uesellscliaft, 
deren ganze Exi.sten/ auf da& Üeratou einer eiiizigeu Frucht, der 
Kartoffel, gestellt war. \) 

Die Katastrophe aber, die mancher wohl beim I^cseii des 
Devon- Bi'richtes ahnte, wnr näher, als ii^pend jemaud glaubte. Ein 
halbes Jahr, nachdem der Kepoii ergangen war, als die ersten 
Parlamentsdobatten, die sich an ihn knnpften. kaum verklungen 
waren, zeigte es dch, dass ein grosser Teil der KailofTelernte de$ 
Jahres 1845 durch ein neues unbekanntes Uebel, ein von Nocd- 
amerika Imrfibei^kommenes Gontagium, verdorben war. Im nAchsteo 
Jahre ging auf der ganzen Insel die Kartoffelernte verloren und 
zugleich litten die Halmfrftchte unter einem betr&chtlidien Tim- 
wachs. ^ Das bedentete, meine Herren, eine Heimsudiung, wie sie 
in diesem Jahrhundert kein anderes eiuropfttsofaos Volk getrofleo 
hat, ein Ereignis, das das mitlobendo Europa mit Grauen erfflUte 
und dessen furchtbare Erinnerung beute noch ungcschwflcht unter 
den Bewohnern der Irischen Insel lorUebt. Vor diesem Unglück 
brach, wie vor einem Erdbeben, Alles zusammen, was dazu Itestimint 
gewesen wäre, Schutz zu gewahn'u. Das Armengesotz versagte, 
trotzdem ui einer Zeit drei Millionen Menschen Untci'stutzvin}; 
erhielten;-') die in enonueii Summen ge^ieinl. te Hilfe Gm<sbritcmiüens 
und des übrigen Eumpa*) brachte kaum eine WiikmiL'^ Icrsoi. 
l>en allein durch den Mi.süwaclis venirsjvhtcn direklen Verlust 
an |{<><1> iifn'k-hton boi'iichnete mau auf Iti MiUioueu Pfund, ^) die 

iuiiuer das wertvollste Material für tlie Kenutui» der Zust&ude irlüudii iu 
der Zelt anmittelbar vor der grwsen Hongermot 

') t^Society in Irdand baaed on the potato.** W. O'Gqdbot Ifon»: 
Iieland 1494—1808. Cambridge im. 8. 332.333 — VgL W. R Le Fami: 

Seventy Year« of Irish life. London 181)*; S lOf;. 

■') W. V. O Hrieu: TheOreat FiimiiHMn Ir 'Luul. London ISUÜ. S Gt-f>l. 
The l\t. Hon. Ix)rd Duffeiiii: Insh Emigration and the Teuiu« of 
Laud in Ireland. London 1807. S. .M. 

*) Iber die Höhe dieser Ziffern gicbt W. P. u Brien S. 138- lOS 
interesHaote Angaben. 

*) W. P. O'Brien 8. 70. 
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St'hätznng der Zahl der duirh Hunj^er und Seuchen zu Giuu<le 
ge^^aiigeniMi MenscUeu schsvaiikt zwischen üiuor viertel uud diei- 
viertel Million. ') 

Unmittelbar nach und nocli wälireud der iiungcrsnut setzte 
die Auswanderung ein, die seitdem der hervorstechendste Zug im 
sozialen Leben Irlands t;t'lHebcn ist. Tausende, die noch etwas 
za&ammeiiraffea konnten, keliiten im ersten Sehreeken, wie betäubt, 
der TToimat den Rücken, um ul»er See nach Nordamerika zu U' Iten. 
Viole Tausende wurden von der Regierung und von den Uüfs- 
koiiiit6's befördert Andere erhielten die Mittel mr AuswandeniDg 
von den Landlords, von denen ein grosser Teil inmitten der Kot 
nnd ihrer Qefahr^ sich in der opformOtigston Weise bewährt 
hatte. Die Emigrierten schickten, sowie sie es irgend vermochten, 
Geld nach der alten Heimat, um ihren Verwandten die Beise zu 
ermöglichen. 13 Millionen Pfund sollen in den 17 Jahren von 
1848 — 1864 derart von Arnika und auch von Australien aus 
nach Irland geflossen sein.*) So schwoll die Emigration lawinen- 
artig an, und es erstand ein neues Irland jenseits des Oceana. 
Und bis heute hat die Auswanderung nicht nachgelassen. Seit 
d^ Hungersnot hat es nur ein einziges Jahr gegelxm, 1877, in 
dem die Bevölkerung Irlands sich nicht vermindert hat. Sie 
betrug nacii dem Zensus von 1845, unmitteU»ar vor der Katasti'Ophe, 
nahezu 8 300(100 Seelen. 3) In den acht .lalinMi Ms l8r>3 nahm 
ihre Zahl um mehr als 200UiM;() al», und 18Ü1 belief sie sich 
nur uocii auf 1 700 000. So kam i s, dass eine dei liciiicrkens- 
wertesten Folt^-^ni grosser V<tlkskalaiuität<Mi, eine I'V»1^, dir» sit-h 
nach jedem Kriege, na<:h jeder Epidemie /.t"i;2t. nämlich »mii r i-i lies 
Ansteigen der Bevölkerungszifler, in Irland nicht eintrat. Eben 
luu deswillen aber war eine andere Folgeerscheinung solcher Er- 

Mootf^oiaery S. 109 — Lefevre: Peel and O'Connell S. 21iO — 
Grimahaw: Faets and Figores S. 6. 
*) Lord Dafferiü 8. 6, 36. 

i'bur lUv VolksvL'nniiiU*'ruug seit der Hungersnot gifbt (Irimsbaw 
•S. 7 ff. sehr eiugeheude Details, ( bor diu Auswanderung uiitnittelbar uacU 
der HuDgorbiKjt vgl. \V. I'. (.»'Briou S. 1*52 ff.. üKor dio Auswanderung von 
ls7<i -18!M ^^Jrimsliaw a. a. <». — i ii imsliaw i^:irlif au, dass nach den 
jui)|;sten Mi III zugüuglicli gowosoncu Bericliten diu Vereiuigteu Staat en 1 851571, 
Kanada 165526 und die austialiadien Kokmien 275311 in Irland geborene 
fSnwohner zahlten* 
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oreign)86e, dio BlrbShung der BrwerbBclianceii und der Lebenshaltung 
des arbeitenden Volkes desto deutlidier zu bemerken. Thorold 
Rotors hat in sehr beredter Weise geschildert, wie der schwarze 

Tod, der inix Drittel der Bevölkerung Englands dahinraffte, fast 
alle fiberlebenden Hörigen emanzipierte und wie er den Hauern 
und don Handwerker zum Henu der Situation machte, Etwa* 
älinliches trat jetzt in Irland ein. Man kann nii lit s;it;<'ii, dass die 
Insel vor der HmiL'-ei stiot in alisulnti-in Siruie übervölkert war. 
Sie hatte l ei m tngneler Ausnutzung diu i- natürlichen Hilfs«iii-?llpt? 
eine weit hnlu'iv Volkszahl, als die von 1845 enifilmni köiineii. 
Aber das unglückliche Agrarsystem und das Felden vtm Kapital 
und Villi jeglicher Initiative hatten es zu Wege gebracht, dass 
ö 300 000 acres alö Unland brach lagen, von denen, wie Sach* 
verständige nachwiesen, 3 7r>0 000 nutzbar zu machen waren.') 
Und eben diese ümstände. sdwie die Unterdrückung der ui-si>rnngli('li 
guten Anlagen des irischen Landmannes durch jahrhundertelanges 
Helotentum hatten zur folgO} dass in Irland zwei acres soTiel 
Arbeitskraft bescbftftigten, wie in England fQnf , und dass trotnlem 
13000000 acres, die in Irland unter Kultur standen, nur des 
Tierten Teil von dem hervorbnichtea, was in England 34 000000 
produzierten.^) So war die Insel jeden&ills unter den YerhAltnisscD, 
die im Lande herrschten, übervölkert. Hier nun setzte die Hungersnot 
als ein mfichtiges Heilmittel ^n. Der Druck, der auf dem Bodos 
gelastet hatte, wurde TerminderL^) Der Arbeitslohn stieg ao,^) 
das Areal der Farmen vergrösserte sichj^ und woin es auch keine 
irische Rentenstatistik giebt, die uns nachweist, dass dem Tenant 
ein grösseres Erträgids von seiner Pachtung blieb, so war doch 
eine Verbesserung in der Lebensweise des Bauern unverkennbar, 

■) Jainee 0. Thorold Bogens: Six Centaries of Work and Wages. 
London 1891. 8/227, 240. 

-) Devon Report Vol. I S. 563 — I^rd Bufferin S. 43. 

Lord Dufferiu S. :{7. Vgl. Nassau "SV. Senior S. 30. 
*) Ein treffendem Bcii-pi*:'l hif^rfür sobcn die NoH?;en über Ix)nl 
Latisdowiiu b üuter in Kviry ln-i lADiH r de Jjaveigue: Thu K'uia! Kcjtiüuniy 
of England, Scotland anü irelauü, aus dem Französischeu übersetzt. Kdia- 
bnigh und London 18K(. S. 390, 391. 

W. P. O'Brien (S. 259) meint, seit der Hnngetsnot sei der Loho 
des Laodarbeiters um das Doppelte gestiegen. — Lotd Dnfferin S. 4 fi. 
<0 Lord DofferiD 8. 63 ff., 69, 71, 364—366. 
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un<l vor allem zeigte vs bich, dass die KtiKoft»'! ilire Rollo als 
eiiizitres Nahrungsmiltol des iri<?ifhen V()1kt»s ausL'e>;j.iolt liatto. ^) 
Mit einer fuixilitbiiren Krisis hulLe die 2\atur bclbBt, jiaclKliMii die 
Menschen Irland solange veniaehlllwigf hatten, die Ht iluiii; aii- 
gdbalint: diesi^ Krisis war i-s. die i\rn H<iileu lür die Agrarreform schuf. 
Wenn der Hunger und die Seuchen das arme Volk dezimiert 
luitten, so blieben daiiuu docli niclit etwa die Landlords von deu 
j*'oigen der Hungei-snot verschont. Im Gegenteil: man nimmt an, 
dass in den nilchsten Jahren und unter den unmittelbaren wirt- 
schaftlichen Folgen der Katastrophe ein Diittcl sämtlicher irischer 
Landlords ihr Eigentum einbüaste.*) Die Uypothekenlaati die schon 
vorher überaus drückend gewesen war, nahm lasch su, aber der 
Übergang des überlasteten und zum Zwangsverkauf reifen Eigen- 
tums in neue BSnde stockte wegen der teuren und im höchsten 
Masse verwickelten Prozeduren des für die Yerk&uf e kompetenten 
Esnzleigerichtshofes. Zur Erleichtemng des Ycrlmufes verschuldeten 
Grundeigentums wurde deshalb 1848 ein besonderer Gerichtshof, 
der Encumbered Estates Court, eingerichtet*) Für nicht wenige 
als 23000000 Pfund Qrundbesit;: ging in den nächsten 10 Jahren 
durch (iiosen Qeriditshof an neue Eigentümer. Man «achtete den 
Erfolg für 80 bedeutend, daas man 18!)8 die Befugnisse des Hofes 
erweiterte und ihn unter dem Namen Landed Estates Court auch 
zum Verkaufe nicht belasteten EigeuLums eruiä« htigte.^) Die Ver- 
käufe dauerti M an, bis 1889 vermittelte der Laii'l< (l Esiate.s Court 
den Ul>er£raiig von Eigentum im Betrage von wcileieii l".IOUUUi)(J 
l'Juad. Ein g-anz neues Elem«Mit kam damit in die irische Ljtnd- 
loH-sHiaft hinein, eine grosse Zahl idr-in. r üniiideigentümer aus 
den xAeniger gelüdt ten und eben iienudgekommenen Schichten des 
^inL'eborenen Irentums, Leute mit ausgebildetem Erwerbssinn und 
mit dem AVunsc-he, ihr iionrs Eigentum rasch zu höheren Erträgen 
zu bringen. In manchou Bezieiiungeu erwiesen sie sich als tüchtig 

>) W. P. O'Brien 8. 260 — Le Fwn 8. 296 ff. — inskünfte des 
Hr. W. Kirby Snllivan in der Untorhausenqaete ■ über irische Industrie 
von I S8.'>. Report f roui the Select CoDimittee oa IndustrieB (Ireland) 1885. 
tätl I'aptrs S. 7. 

■) Ijord Dufferio S. 55. 

') 11 u. 12 Vict. cap. 48. 

*\ 21 u. 22 Vict. <ap. 72. 

Wegcu der Zahlen vgl. iloutgouiery S. 112. 
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und nutzUringend ; ihnen vor Allem ist jedenfalls ein betlentender 
Anteil an der ürbiirmatliunju' gewaltiger Stieckeii Unlandes in den 
Julirzelmten nacli der lluiigorsnot zuzuschreiben. Aber die Hoff- 
nungen, die man im Interesse der Päditer an die Eintüiining 
frischen Blutes in den irischen Grundbesitz gckuüi>fl hatte, rrwiesen 
sich als trüireriscli. Die KAuf^M' in «Icn neuen Geri(;ht.sh' 'f. n /.Birten 
vielfacli /üi;e, die an ili'' alten muldlemeii eriiiiKTt»'!). Sir Mihniiiblcn 
die Itentcn in die Höhe und verwandelten auch wieder, wo es 
ihnen angebnuht schien, Ackerland in Weide, kurzum, sie gaben 
allen Aulasss zur Klage über das Verschwinden der alten Familien.*) 
Die alten Eigentiimer waren zum grossen Teil rrotestanlea 
und iH'sj)ritngli« ii englischer Abstammung gewesen; aber es zeigte 
sicii, «lass sie doch — wenn sie nicht etwa abseniees waren — 
mit dem Boden und der Tenantry in ganz anderem Zueammenbange 
standen, als die neuen Landlords, die dem Pfiditer gegenüber 
lediglich geschftftliche Grundsätze gelten Hessen. Trotz dieser 
warnenden Eff&hrung ging die Gesetzgebung nun daraUf das Prinzip 
des „free trade in land*^ des freien Verkehrs in Grund und Boden» 
auch auf die Beziehungen zwischen liandlord und Tenant auszU' 
dehnen. Im Jahre 1800 ergingen zwei Agraifpofietzo für Irland, 
von denen das eine einen — freilich ledit schwachen — Anfiuig 
mit der ficthflügung des Grundsatzes machte, dass der Landlord dem 
abziehenden Pächter Ersatz fOr Yerbes8erungen zu lösten habe^, da» 
andere aber die rechtliche Grundlage der I^iclit von Grund aus 
änderte.-*) Mit vollem Hecht haben die modernen englischen Juristen 

') niistuvt« de Ui-aunioiit Vui. I. S. LX. — Sigfi^oii S. ISS ff. — 
M<)'iti,n!ii. ry S. 1 r; Vnffs nn<\ Fipures (No. III uuter de» vntt< Irish 
l^titi CA'iiimiti' (■ lieiaus.gogebent'11 lieitrageii zur irischon I^ndfrage) l/uiidon 
aud Dublin. l>ezbr. lisbO. S. 37. — Bericht der Bessboruugh Comunsüiüu. 
1881. Pari. Papers C. — 2770 S. 6. Unter den diesen Gegenstaod be- 
treffenden Zeugenaassagen beftuden sich einige recht chandEtertstiscbe. Mr. 
Hngh U7ntyre, ein kleinerer Pächter, der seinen eigenen Landlord nicht 
etwa SOklagt, sagt von den ViMkäufcn im lyandt d !>tar.'s Court (Minutiös 
of EvidtMicu der Ik'.ssliurough Coinniissiou Vul. 1. 1'. l'. von l^>81 C. 
1. Fr. i;5;};5(j), für M'iiP'ti ,.tho giL'utcst curso to Irelaud thut roul l bf. for 
thf parties wlio biiy iiiu|>erty at tht'ht« sales üeble, auU sonietimcs cLarge 
fuur tinit's tho iutcrcst oa tüeir ontlay''. 

Teuure and lDi|)Tovemont of Lsnd (Ireland) Act 23—24 Vict Gap- 

') lAndtord and Tenant Law (Ireland) Amendment Act 23 n. 24 Vict 
Cap. 154. 
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immer dim. wa« sie „liboiimgung der Basis der Kccliti' von Status 
auf Vertrag'-" ' ) nennen, für einen grossen .Schritt in der Eiit wickliini; 
eines bestitiiuiteii Kerlit.^krei^^es pohalteii. Diesen Schritt lie>s man 
die Pacht in Irland nuuhen; in der Landlurd and Tenant l^aw 
Amendement Act, 18G0, wurde ausgesproclien, dass das Verhältnis 
zwischen Verpächter und Pächter in Zukunft niclit melu* auf tenuru 
oder sorvice, das lieisst auf Lehnbesitz oder Dienst, sondern auf 
wisdrucklichen oder stillschweigenden Vertrag gegründet sein sollte. 2) 
Ein solches Gesetz war gewiss nicht überflüssig. Es sanctionierte 
den thatsftcKiichen Zustand, es war in einer Reihe von rechts- 
technischen Einzelheiten von Bedeutung, und es war vielleicht 
Dotwcndtg, um die künftige, die wirkliche Reform, vorzubereiten. 
Aber wie man sich davon gerade eine praktische Wirkung zu 
Ounsten des irischen Pachters versprechen konnte, das war damals 
und ist auch heute noch unerfindlich. Der Grundsatz des freien 
Terkehrs hatte dem englischen Handel zu seiner mftchtigen Ent^ 
iütung verhelfen, er hfttte au(^ in England Bedeuünig gehabt für 
das Verhfiltnis zwischen dem Verpächter und dem Inpitalkrftftigen 
Rkjhter, er hätte für den englischen Boden im Allgemeinen nament- 
h*ch desliaib Bedeutung geliabt, weil es dort lieute noch kein 
Onuidbuch und kein gosichertes HypothekeMpfandrcvlil giubl ') — 
aljer er hatte in lrlan<l. a i. die Diiij^e in diesem Lande lag(;n, 
keinen iSuin /.vvibchtui Vci|';i<-ht<'r nwd l'üchler, er hätte hier viel- 
mehr «bis irrösste Unheil hn \ ni ld ingen müssen, wenn tljpses I'nlieil 
nicht üben schon dagewesen wäre, wenn nicht eben schon, trotz 

^} Alexander G. Ricbey: The Irish Land Laws. London 1881. 6. 8. 

*) Sektion 3 der Acte. <>ute Darstenungoti dt's (i»!sot/.os finden sirh 
unter V. bei Slout^,'<)niery S. 124 ff., Kichoy S. 47 ff. Faul Foumier: La 
<^ue(itiun Agraire un Irlamio. Pari.s 1882. »S. S4 ff. 

"""l Sir Frederick I*üilock: Das Uecbl des (irundlR-sitzos iu Kiighind, 
übersetzt von Eruht Schuster. Berlin 188Ü. S. 175 ff. — Auch ila.s Gesutz 
von 1807 — 66, 61 Vict. Cap. 65 — hat die Dorchffihruog des Ornndbuchs 
nod der fiypoüiek in Eogland weder bealnichtigt, noch zur Folge gehabt 
y^. im voriiegenden Jahrbooti Jahrg. IV Abth. II Sw 496 ff. Im Gegeu> 
hüll bi> 1/u besteht in Irland seit 1707 — G Anno Cap. 2 — Zwaog zur 
■ fffutlicheu Hegistriernng aller den (Jiurid und Boden betreffenden „deeds 
and ».■^jnveyjinces". .Au.'igenuninK'n .sind nur Paehtvertriige für eine Dauer 
von weniger als 21 Jahren. Kegistrierinigshehord»! - Reeord of Titb^ 
f»ffiw — ist .seit 28. 211. Vict. Cu]). S8 der l.^nded Kstutes Court, jetzt die 
Land OommissioD. Forlong: The Imt of Landlord and Teoaot 8. 456 ff. 
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aller ftnidulen Antiquitäten des common law, im unjjchinilerten 
Spiel der wirtschaftlichen Kräfte der irisciio Pächter auf ein 
Nivi iu angelunfft gewesen wiuo, unter das er unnir.irlieh noch 
hl lalivioirron kuiiüle. Milchte je der Zui^tiiml einer Gu.-ellsi.liaft es 
tidii 0' -t t/irchor '/ur Pflicljt. thätiu^ < in/.iigi*eifen in die Bedini,'iiu£roi), 
unter denen der iJoden vuji seini tu 11 -rm an Pächter vergelten 
wutxle, so war dies in Irland der Fall, wo im Pachtpi-ohlein die 
grau/e soziale Frage enthalten war, wo. wie schon 1844 Lonl 
Nonnanl'V im cngü.'^clien Ohcrhause gOi^agt hatte, der Ijaudlord das 
Monopol iler Existeir/initt< I besasi« Und eine Macht, den von ihn 
diktierton Vertrag zur Erfiillung zu brinL^^ii. die ^nn^t nirgendswo 
gab, nftmüch die Maclit dos Hungers»^) Unter Bolchen Umständen 
war es ein Vorzug des. Gesetzes von 1860, dass es ein Schlag 
in's Wasser blieb. 

Bald wurde es denn auch klar, dass in der Gesetzgebung von 
1860 nicht die Fanacee fQr Irlands Leiden und — was den eng- 
lischen Staatsmännern vielleicht noch wichtiger war — für die 
irischen Unruhen enthalten war. Trotz der unleugbaren Verbessenmg 
der wirtschaftlichen Lage nahm die Agitation zu. Geheime Gesell- 
Schäften, die unter den verschiedensten Namen ihr Wesen trieben, 
hatto es unter dem irischen Landvolk immer gegeben. Unzählige 
agrarische Verbrechen waren von ihnen begangen, die Polizei war 
von ihnen ohne Unterlass in Atem gelullten worden, gegen jiie 
vor Allem riiihteten sich die fjist vctn .lahr zu .l;dir enieuten coeixion 
hüls. In ihnen druckte es sich am schärfsten aus, -iass die Hechts- 
aiiÄchauung des Volkes eine andere war, als «las wtfiziidle Gesotz 
der KegiotMUjg und der liandlords. Mit dorn Zwant^ und mit <ler 
f;*>heimrii I ii nhung, ilie sie gegen ( ininilt'ii;eütiuuer vuid deivn Agenten, 
gciren Pächter, welche geräumte Farmen zu übernehmen wagtou- 
und vor Allem auch gegen die Junes ausübten, trugen sie ein gut 
Teil zum Schutze jener vom Volke immer fest gehaltenen .Xnsprfii-lie 
des Pächters bei, von denen das eoninion law unil die Rocht- 
t^prechung der Gerichte nichts wussteii. Doch weder tiio WhitelH)ys, 
noch die Teny Alts, noch wie sonst die Geheimbündlei heiasen 
mochten, versuchten eine offene Auflehnung gegen die Staatsgewalt; 
in den ersten fünfzig Jahren nach dem Aufetando von 1798 war 



0 Barry O'Brien: Iliatory of the Irish Land Qaestion. S. lOi». 
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von oinor dorartigon Bowcijnnp in Irland nichts zu spüren. 1S4S 
Lim zum ei-ston mal wieder eine Kel<ellion, freilich eine Rehellion 
im klciiibteii Mii8»staho; sie ging indess nicht ;iits rhuu Land- 
vollv hervor, sondern aus den Kreisen der junuii ischeii i'aiiainents- 
lartci. ihr Fülnvr war Smith <»15ri.'ii. ein M;iiin. dor zwnr fin*^n 
itltcii iiis. hrii Namen trug, aber einer Familie der prote.stanl lachen 
(lentry angehörte. Auf tliese Revolte folgte eine Reihe von .lahren, 
in denen man Irland heinahe für ein friedliches Land hätte halten 
kdQQcn. Aber widirend diest^r Periode wurde von einer Seite aus, 
die man zunächst garnieht heachtete, an der Revolutioni.sienmg 
Irlands gearbeitet, nämlich von Amerika her, wo die mit der tiefsten 
Erbittenmg aus der allen Heimat geschiedenen Iren, denen jetzt 
auch vielhicli die Macht des Geldes zur Verfügung stand, einen 
Herd dauernder Agitation unterhielten. Die Früchte dieses Treibens 
zeigten sich zuerst nach der Beendigung des amerikanischoa Bürger- 
krieges in den Attentaten der sogenannten Fenians, Erscheinungen, 
die namentlich dadurch die emsteste Aufmerksamkeit der Rogteffung 
an! sich lenkten, dass sie ebenso wie in Irland auch in England 
und in den Kolonieen sich bemerkbar machten. Die Zwecke des 
Feniertiims waren politische, Losreissung von England war ihr Ziel; 
aber einer der ersten Urheber der BcAvegung war ein Hann, James 
Fenton Lolor, der schon 1848 das ausgesprochen hatte, was sjuiter 
ha«[>tÄUhlich das A.xiom PamoHs wurde, nämlich, dass die SchlaeUt- 
ruff^ „für irische Nation" und „gegen die Union" hei dem liandvolko 
iii( ht zögen, da.ss <lie Parole „das Land für die Tenants" dazu 
komuien müsste, und dass man einen Erfolg gegen die englische 
iicgi«^nme nur vermitt. lst eines Angriffs gegen die irische Ornnd- 
arixtoki-iili-' orzi»*leii lv"iimt*'. Und Gladstone seihst hat /lu:' i;. ln n, 
dass es die Feiuervc rschwörnng war, die schliwslicli di in ciiglisciien 
Volke die Notwendigkeit oiuer eutsclicideudou Reform iu Irland 
vor Augen fühHe. -) 

Aber noch immer hofand man sich über das notwendige 
Prinzip einer solclien Reform in der aussei-ston Unklailieit, noch 
immer verwinte der Begriff de» free trade in land die K5pfe. 

•) U Counor Morris; Irolaiid i41»4 — 1808. S. 340. Sir Chailch Gavaii 
Dulfj: Toung Ireland. Final RevisioD London 1896. 8. 21ü, 217. 

*) R. Barry O'Brien : The life of Charles Stowart Fameli. London 1898. 
Vol. 1 8. 58, 58. 
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Noch im Jahre 1867 verglich einer der vornehmsten nnd liberalsten 

Grundeigontflraer in Irland, Ijord Diifferin, der bekannte spatere 
Vicekonig von Indien, die Kivihoil des liandlonl in der BemfssunEf 
der Hento mit der dos Arlioitgebors in der Lohnbestimniniit;. ') 
l.-iuu: liutt, der Hef^'ünder des Honte Knie Proffimnins, aiitwi-itetc 
liieratif, tlas hiesse den liiu»tllni>l zum Wjuheit r inadu n. um! er 
fragte, oh ein exmittierter IMi lit( r in Irland etwa sof(»it zwei «»der 
driM Kigentfimor bini- r sirh herlaidcii st he. die ihm na' Ii Art 
konkurrierender Kaufleute an<lere Pachten aiiKöt- ii. -i !)i< ,se Antwort 
war nicht zutreffend. Nicht mit dotn Kauf, sondern mit dein 
Arl>eitsverti-age hatte I.nrrl Dufferin die Beziehungen zwischen dein 
Veri)ächter und dem Pächter verglichen, und in gewissem Sinne 
hatte er damit ni* ]it Unrcclit. denn wenn auch d- i Boden in den 
Händen der irischen Lmdlords noch in ganz anderem Mns=<^ r>tn 
Monopol war, aln die Arbeitsgelegenheit in den Händen der 
englischen Industriellen, so war doch — wenigstens früher — 
die Zwangslage des englischen Indnstrioarbetters gegenüber dem 
Arbeitsgeber eine ähnliche gewesen, wie die des irischen Tenaiit 
gegenüber dem Landlord. Ich habe schon vorhin gesagt, dal» 
dem PSchter in Irland in sehr vielen Fftlleo nicht melir blieb 
als ein karger Arbeitslohn, und ich mfichte hier auf die Be- 
richte der Assistant Gommissioners der grossen Arbeitsenquete 
von 1893 hinweisen, die an mehreren Stellen betonen, wie oft in 
Irland der kleine Farmer an die Stelle des eigentlichen I^nd* 
arbeiters tritt.') Aber schon Butt hätte damals Lord Dnfferin 
erwidern mOsäcn — und wenn es honte wäre, so könnte er dies 



') \/)n\ Dufferin: Emigration and I-ind Tetmro S. 108 ff. TiOt^ D. 
sagt: it hm always sct nied to lue, that tlie mural re-sponsibility of ai'ci'piiu^ 
a competiüon reut pretty mach tbe same os that of profitiug l>y tiie 
market rate of wages. 

•) Butt: Irish l'.'oplo and Irish Und. S. 0, 10, 104 ff. 

') Koyal Comtnission on l/\bour. The Agriiidtural I^iUnuvr. Vol. IV 
Iroland. Part 1. \{o\v)t\s by Mr 1? MrCrea Pari. Pap. mv.i C. - f>«»4- 
XVlll S 12. Part III. Reports by Mr. b'..!-.-,- r Richards. C - 'iSSM - 
XX S. «i. Part IV. Krj.orts by Mr. .Arthur Wihon Fox. C. - üiW-t — 
XXi S. 17, 18. — Mr. McGrea sagt ausdräckiicb : Tbe cunditioo of the 
very small laodholder does not differ materiatly from tbat oi the coMager. 
Practically he is a labourer« but often so un&rourably located tbat there is 
little demand for bis labonr. 
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UQC^ mit viel grSflserem Beohte. tbnn — daas im englischen 
Arbeitenecht der Arbeiterschnte eine grosse Bedeutung erlangt 
)int, (lass es aber an jedem gesetzlichen Schutze des irischen 

Paolitei-s iiiaiiir' lte. Das mussto das ei-ste Prinzip einer joden Reform 
werden: Die Kinfiihrunfr eines beträclitlichen Quantums von jus 
cogens in das IVditrecht. A1)im- eine Reform, die f^idi hienii 
ersihnj,fte, die mir die \\'ill<Misfieilieit der Koiiti-alh'iitL'n in 
ziiküiiftigon Paclitvt'i-triii;on beschränkte, wäre erjjolinisI<iS pfohlicli.Mi. 
und damit, meine Henon. kommen wir zrini sj^rint^n rid» !! rankte: 
Hätte man sieh damit begnügt, 'Ilii l'm ht vertrag aiis/.ugestalten 
und hätte man den Verpächtern die Freilieit gehissen, von diesem 
Vertrage nach ihrem Belietien Gebrauch zu machen oder den 
Tonauts zu kundigen, so hätte das, wenn den JLandh»r(l> dir» zweite 
Aiteriiativo trofallen hätte, Aufstand un<l Krieg in Irian<l bedeutet. 
Eben darauf kam es an, den gegenwärtigen Pächtern ein gesichertes 
Recht auf mllssige Rente zu verleihen. Das ist die dual ownership, 
das <[iia1itativ geteilte Eigentum, von dem ich im Eingange meines 
Vortrages gesprochen habe. In England sind es die Qewerkvereine 
gewesen, die dem Arbeiter einen grösseren Anteil am Arbeitsertrage 
verschafft haben. Die Stellung des irischen Landlord war schon 
nach der Natur seiner Rechte eine viel stärkere, als die des eng- 
lischen Arbeitgebers; Überdies aber fehlte den irischen P&chtem 
jede Gewohnheit, jede Uebcrlieferung einer friedlichen Organisation. 
So musste das Oesetz eintreten, und durch das Gesetz ist schliesslich 
dem irischen Lnndlord ein Teil seines Eigentums aus der Hand 
genommen worden. 

Für eine auf soldion Linien vorgehende Reform bot sich ein 
Vorhikl in Irland selbst, in dem Pächterbraucho der Provinz Ulster. 
^At .lahivn war von den Pefürwortern der A;;tai k ftu ni, natuontlich 
Von [?utt, diese Gewolinheit, die Plstercustom, als das Muster eines 
irischen Pachtrechts hingestellt worden. Teil liabf si Ikmi rnelirfach 
Veranlassung tr^habt. von der KoniliTstollnncr zu spreciioii, ilie 
L'lst^r in Irlan«! einnimmt. So imiss ich ani Ii das, was ich eimi 
von den irischen Pächtern, ihrem Mangel an Kraft und an Or- 
ganisationsfähigkeit gesagt habe, mit Beziehimg auf diese Provinz 
eingchnuiken. Das» Ulster auch in diesem Punkte particulär blieb, 
ist fncherlicli niclit, wie luanche 8ch\väiiner meinen, auf Zusammen- 
hSoge aus altkeltischer Zeit zurückzufahren, und auch nicht auf 
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die Bedingungen, unter denen vor dreihnndert Jahren, bei der 
Flantation, die Güter ausgeteilt wurden. Die Castom ist entstanden, 
vell in Ulster unter der Pnchtei-scliaft oin an Zahl nnd an 

Tü<'lüigkeit starkes Element sehnt tiselior und eni^lisclier Sie<ller sass, 
nnd W(m1 diesos Element einen iiiirkhalt :iiiss<'i lialb des von ihm 
hearheiteten F^twlens hatte, in der Indiistfi--. rlii' im jjande erstand, 
und in (h'v Answandernng naeh AiiuMika, v.u <ler narii. ntlich die 
uiKiMiängigfU seluittischen Pr^Nl'Vt- ri.mer zu einer Zvit /.n •^yr'iicii 
L-^^ ii'-iirt waren, als di<^ Kr>]t>^n ii'irh koine Idee von einer derailii^en 
Zufliirlit hatten.') So knimten die Tennnts von Ulster ihivin 
Braurh, du»Mn Tenant right, die Anerkennung versehaffen, nicht 
die Anerkennung der (lorichte — denn hior Htaml dio engliscbe 
Aufhtssuug vom Uewobnheit&reeht im Wege-) — wnhl aber ge^rll- 
schaftliehf Anerkeiniung und vor Allen» die Ko8i)oktierang durch 
den Loudlot 1. sie brachten damit eine Entwieklung zu einer 
gewiflRen Voilendung, deren mehr o<ler minder weit geiiiehene 
Anfange auch anderweit in Irland zu finden sind. Denn die 
IIlstcrgewoliDheit ist in ihrem Kern und ihrem Inhalt keineswegs 
etwas ganz Besonderes. Sie ist nur eine VerkOrpenmg und Durch* 
fflhrung des nngescbriebenen Pachtkodex der irischen TenantiTT, 
jener Anschauungen, die im Gegensata zum onglisohen Rechte im 
Volke herrechten, die aber ausserlialb Ulstere zumeist nur soweit 
zur Geltung zu kommen vermochten, als Vorfoiechen und Schrecken, 
Drohung und Einschfichterung ihnen dazu verhalfen. Und diese 

') ,/nio l'lstor Ciisloin is tho ontoomo and not tlio canse of tlie 
pro^iM iity of ristt^i'' sr-f l'iMf. I'.aldu'in vor der Royal ConunissiOQ oo 
Agricuhure. Pari. V:\\m'\^ Insi C. — 277S — I. S. G8S. 714. 

') Dio Ulster Custom wurde, weil sio dem Pächter ein Vermögens- 
iütercHHe am Pachthofe auch äber die Dauer des durch die Pacht gesohaffeaen 
Besitzstandes gab, als unvereinbar mit den Essentialien der Pacht, also als 
oontra legem gehend angesehen. Um unter solchen Umstttndeu Bestaadtäl 
des pMiieincn I<^0Chtes — custoin of tho ■ ouutry — zu weiden, hatte sie 
Geltiuig durch das ganze Land haben müssen; da dies nicht der Fall war, 
vriniit htf'Ti die Of^richte nicht, sie anzuerkennen. — Kine eingehende Dar- 
.siiüiini; >iei listor Cnstoin findt't si<'h in meinem Aufsnt?;: ..Pi*« Eiit- 
wiclulung deü irischen l'iicUtwesens von 1700 bis zu den Auiiojgeu der 
Agrarreform^* im Schmoller'sche» Jahrbnch^ Jalngang XIX Heft 3 8. 125—138. 
I[aopt4|Utille für die Kenntnis des Ulster-Brauches ist auch beute nodi die 
DevoD-EDqnote; daoeben kommen noch Bericht und Protokolle der Bess- 
bMongh-Commiasion in Betracht 
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Anschauungen ihrerseits wieder sind nicht Bpezifisch irisch, wenn 
sie auch sichorlivh in ii land durch die ihm Ii intnier nicht ganz 
erloscheneu Traditionen des Clanwesens unti r-iüty-l worden sind; 
sie finden sich in vielen anderen Tjändern, in denen die Zeit|iacht 
am BojIpu von Bedeutung i.st. in Eng-land eVtenso wii' in Nord- 
frankreich und in den Niederlund -n. M Im wc-oiitlirlien geben sie 
den (lodanken wieder, dass der sitzende P.lchtcr mit d<^r Zeit ein 
Recht erlangt, das Ober den Inhalt des bei der Konstituierung der 
Pacht maniiestiei-ten Partei willens hinausgeht und das bei Be- 
endigung der Pacht abg-ef^olten werden muss. Und zwar lassen 
sich in diesem Rechte, dem tenant right in objektivem Sinne, zwei 
Elemente nnterscheiden. EinnuU handelt es sich um die Erstattung 
dessen, was der FSohter aus eigenem xur Verbesserung der Pacht- 
BfeUe geleistet bat. Dies ist namentlioh in Irland ein sehr 
wichtiges Moment, denn zum Untersoldede von England Qbergiett 
der irische Landlord dem Tenant wdter nichts als den nackten 
Boden; nicht allein, dass er ihm sämtliche Verbessertmgen dieses 
Bodens wie Drainienmg n. s. w. Uberltest, auch die WohngelAude, 
die Scheunen und StiUle, wo solche vorhanden sindj ZAune und 
Alles dergleichen, sind von den PAchtem errichtet. Zweitens aber 
ist in dem tenant right der sogenannte good will enthalten, eine 
Bezahlung daftir, dass der abziehende Btohter — der ja in einem 
lAnde mit starlter Konkurrenz um die Farmen immer in seiner 
Situation verschlechtert erscheinen wird — den anziehenden in 
Frieden läöHt, oder, wie sich dies im friedlichen Ulster gewandelt 
hat, eine Bezaliluiii,' dafür, dass er den an/jelionden Pächter dem 
Jjandlonl euiphehlt. Dieses sein Pfiehterre^ht kaim der Tenant 
vefknnfen. und der Landlord nuiss den Käufer, wenn er nicht 
etwa ein sehlechter Wirt ist mler sonst begn'indftt» Eiinveudungen 
gegen ihn vorliegen, als Pfichter anerkennen; überlässt dav Tenant 
das Pächterrecht einem seiner Söhne, so hat der Anerbe die 
Geschwister abzugelten. Dem Rechte des Pachters stehen weiter 
noch entsprechende Verpflichtungen des VerpäclUers gegenüber. 
Der VeqKlchtor darf den Pilchter nur wegen Verschlechterung der 
Wirtschaft oder sonst aus dringenden Gründen seiner Pacht ent- 

') Vgl o. a. Fonmier: La Qaestion agraire en Irlaode. 8. 101. — 
Roflsell M. Garnier: Histozy of the Eaglish Landed Enterest, Iti Customs, 
Iaws and Agricoltme. London 1893. Toi. II 8. 404 ff. 

4S 
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ßetacn; das tenant right mnas or ilim dabei unter Abzug etwaiger 
Rückstände herausBahlen. ünd er darf den Vermögenswert des 
Pflchterrcchtes nicht durch Rentensteigeningen lUasoriBch machen, 
die Rente muss eine billige bleiben. Dies, meine Herren^ sind die 
berikfamten 3 F*8, die eine so grosse Rolle gespielt haben. Fair 
rent, d. h. eine billige Rente, fixity of tenure, d. h. gesicherter 
Sitz auf (lein P.u-litliofo, für doii man nur eine billige Rente zalilt. 
freo salo, d. h. iwU'v Verkauf des Verraügeusweitcj», der sich aus 
den orsfon beiden Hechten ergicht. 

Audi die UlstonnK^tniu weist starke SclialUin auf. Der Betriff 
der fair !■ iil isi nl-hi zu nmgrcnzeu und giebt zu iium« r\v;i!ii.>!iii*^n 
Di^sjAii-,, n Aiilass. Noch mclir divergiert nach Ort uml Zeit K r 
Kaulwt'it des tenant right, denn hier kommt ausser <ler H«jhe der 
Rente noch das Moment der stärkeren oder schwächeren Konkurrenz 
in Betnicht. Die Hälfte des foc simple, d. h. dessen was dein 
Eigent inner heim Verkauf zufällt, stellte in neuerer Zeit den rohen 
Durchschnitt für l'Ister dar; um diesen Durchschnitt indoss 
gnippitnten sich Schwaukungen, die in der westlichsten Orafscliaft 
der Provina, dem von Industrio ganz entblössten al>er dicht 
bev^lkertien Donegal, bis sum 60- und 80 -fachen Betrage der 
Jahresrente, d. h. bis zum doppelten und dreifochen de« Eigentums- 
wertes gingen. Die wirtBchaftlicbe Stellung der Pftchter wird 
durch den Kauf des PAchterrechtes von votnherein geschwächt: 
sie mflssen eben dafnr bezahlen, dass sie nicht blos Pachter weiden, 
sondern ein Ober die Pacht hinausgehendes Recht am Boden 
erlialten. Und die Bezahlung des Tenant right aus den eigenen 
Mitteln des Pachters ist noch der gflnsttgere Fall; rielfach bleibt 
der ansiehende Pflchter das Kaufgeld schuldig, und su der Rente 
tritt der drflckende Schuldzins. In den Gegenden aber, wo es die 
Regel ist, dass das Tenant right nur der kauft, der es selbrt 
Iwz^ihlen kann, hat die Oustom die Folge, dass ärmere Leute von 
der Pacht fern hleilwaJj Der kleine Mann umss in Ulster mehr 
als anderswo ein lilosser Lamiarbeiter sein, jedenfalls ist seine 
Lage hier nicht wesentlich bessi r als im übrigen Irland. 

Es war eine V» rkennung nicht nur der V. rli;Utnis.se von 
Ulöter, sondern der ^*iatur von Recht und Üewohiiiieit überhaupt» 



■) LoDgfisld in den Gobden Club fissays 8. 36. 
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wenn man mointo, wie dicft liisw.iloii in Irland Lr<'S(li;ili, <liö 
Ou^tnm liätle üLster zu dem p:t in;u lit, was es war. Das nm- 
gekelirte war der Fall: Weil in Ulster die Oesellschaft sich anders 
entwickelt hatte als im übrigen Irland, deslialli wurde die liechts- 
lage eine andere. Ein kräftigerer Pilchterstand setzte einen 
krSftigeren Schutz seiner Rechte durch, al>er damit wuitle Elend 
»ind Not bei den Schichten, die unt^rhall* «li-^scs starken Elements 
fltanden, nicht aus der Welt geschafft In dieser Betrachtung liegt 
anch die B^frenzungf dessen, was man von den drei F's fQr das 
Qbrige Irland erhoffen konnte. Aber durch gans Irland galten diese 
drei F'g bei dem Ffichtervolke — und dies war der wesentlichste 
Teil des Volkes von Irland — als das, was ihm von Rechtswegen 
»latand. Tor allem aber: die Einführung der drei F^s bedeutete 
die Zuwendung^ eines mächtigen YermOgensvorteils an die gegen- 
wärtige Qenention von PAchtem. Denn dass die irischen P&chter 
das Gut, das ihnen im Falle der Ausdehnung der Ulsteronstom 
auf das ganze Land sufiel, den Anteil am dominium utile des 
Phchthofes, bezahlen sollten, daran konnte im Ernste Kiemand 
denken. 

Es ist (las t,nosse Venlienst Gladstones, die Notwendigkeit einer 
schleunigen radikalen Umgestaltung der Bodcuverfiissuiig Irlands 
eingesehen und die Qnmdsätze. die für eine solche Reform gelton 
mussteu, erkannt zu haben, (ihulstone war Premiertniiiister von 
186h l>iH 1874 und vt^n 1880 his 188:'). In diese beiden Perioden 
fallpii die beiden irisdien I/iiiilL^esetze von 1870 und 1881, die 
(.innidgesetze des reformierten iiitjclien Agrarn i htos. in denen die 
Prinzipien der llstercustom auf ganz Irland ausgedehnt werden. 
In der liandacte von 1870 kommen diese GrundsiUze noch nicht 
zum vollen Durchbruch, die Acte von 1881 aber bedeutet ihren 
nnumschrünkten Sieg.^) Man hat diesen Gesetzen viele Vorwürfe 
fsemacht; einer der hauptsächlichsten daniuter und ein Vorwurf, der 
jedenCalls mit vollem Recht erhoben wird, ist der der Unübersicht- 
lichkeit und Verworrenheit Die Acte von 1881 hat die Gesetze 
von 1860 und 1871 neben sich bestehen lassen; zu einer einheit- 
liehen Kodifikation ist es nicht gekommen und die Komplizieilheit 

•) .,ln the conipleteness of tho njvoluiiou will lio its safety** hatte 
18fjb Mill in Bezug auf dio in Irland notwendige soziale Reform gesagt. 
Joho Stuart Hill: England aud Iretaod. Sizth Edition. London 1881. S. 23. 

48* 



Digitized by Google 



756 — 



•los Ziistandos ist tlaim noch dureh erpränzende und weiter ni'for- 
niici.'ii'lo Gesetze vennehrt werdtu. Von den Eiuzeiheitrn einer 
sol. liiMi (If-i tzgebnnfr nn 'li- >er Stelle eine eJjiceJiende Ihu-stt Huiig 
/.II i^rii. II, ist nicht angäu-i:;. Fa^st man aber die (irimdzüge zu- 
feiimmen, so ergiebt sich etwa FoliziMidp'i: 

Die Acte von 1H70V) verleiiit zunächst der Ulstercu?:tom nud 
den ihr in den Essentialien gleichen Bräuchen ausserhalb von Ulstor 
Gcsotzeskmft. indem sie zugleich dem Landlord die Möglichkeit 
bietet, durch Kauf der dem Tenant zustoln uden Ansprüche, die 
Ctistniu ein für alle Mal au8 der Welt zu Bchaßen. Dabei ist indess 
der Tenant unter der Custom nicht von den speziellen Beneficien 
der Acte au^ieeohlosB^; er hat vielmehr die Wahl, ob er den 
Brauch oder die Acte für sidi in Anspruch nehmen wilL Die 
Oewfihrungen, welche die Acte selbst dem Tenant suwendet, bestehen 
in der Hauptsache in der Anerkennung derjenigen beiden Ansprüche, 
die ich eben als die beiden Bestandteile des Tenant right im ob- 
jektiven Sinne besseichnet habe« Das Im good will sich Terklirpemde 
und recht eigentlich aus der Tbatsache des Sitzens in der Pacht 
sich herschreibende Anrecht wird damit anerkannt, dass demjenigen 
Rk^hter, den sein Landlord ohne hinreichenden Grund zum Auigeben 
der Facht nOtigt, eine Entsohftdigung für Störung — compensation 
for disturbance sagt das Gesetz — zugebilligt wird, das Anredit 
aus den vom Tenant bewirkten Wortserhöiiungen damit, dass dem 
abziehenden Pächter auch eine Kiitschädigung fQr Verbesserungen 

— compensation für improvenients — zu leisten ist. Was eine 
Str.iuiig ist. K;mt (las Gesetz nicht ausdrücklich, iiii|ilicit.' aber er- 

sirli. dass jr^c PaehtentKotzunp'. die iiielit dmch das iV'tragen 
des Fäclitrrs. die Missai lilung der nestimnuujg«'n des Vcrtr.iiros 
Rückstände der Rente, i^orochtfertii:! ist. als disturbaiico zu betrachten 
ist. Ja das Gesetz geht zu Gunsten kleiner Pächter n(x;h über 
diese Linie hinaus, wie es denn überhaupt seine Tendenz ist, den 
kleinen Päditer mit einem stärkeren Schutz zu lungeben, als den 

') Laiidloi-d and Tenrint (Troland) Xet und ?>i Vict. cap. 48. — Per 
Te.xt des Gesetzes mit ausgeUi'liiit.M!i l'omiutMitar liiidct sieh iti dein crrossem 
Werke vun Richard Ii. Cbcnv. The Irisb Ijaiid Law and l^nd Puniia>e, 
Acts 18Ü0 to 1891. DttUin 1893 8. 149 ff. Vgl im Übrigen Rtchey & 62 ff. 

— Honigomery 8. 135 ff. — Foamter 8. III fif. NameDtlioh der Men 
giebt eine sehr eingehende Analyse der Acte. 
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groesen, den tenast from ycar to ycar besser m Btellon, als <1en 
leaEeholder, und auch unter den Icasehohiers UntorschitMle zu Guiistoii 
(Jcrjenigen mit kürzomi Par-htfristeu zu maclieii. Es bostiuiuit, ilass 
t'iiK' Kxmissioii wogen Nichtzahlung der Rentt; in dem Falle als 
I)i>iuri luee gelten s<ill, wenn di«* F^Mito Wfriitnn* als 1 "i IMund 
per Jahr beträgt und ii;n h der M. iuung des ücj ii lit>liMb-.> rx u bitant 
iiw'h ist. Für die <.uni|>oiis;itit>u für disturbaine stellt die Xi'to 
tili»- Scnia nnf. Je naelideiu der Steiiei-schätzuii^-wcrt der Taclit- 
stelle steigt, fällt die Entschädigung, die immer in einem Mehr- 
fachen der Jahresronte ausgedrückt wii-d. Bei einer Jahrcswert- 
8chiUzui]g vou lO Pfund und darunter soll WO nicht mehr als das 
siebenfache, bei einer Jahreswertschätzung von mehr als 100 Pfund 
nicht mehr als das einfache der Jalmfsrente betisigen. Auf keinen 
Fall soll sie 250 Pfund OberBteigen. In Bezug auf Verbesserungen 
stellt das Oesebt, unter Ck>n8tituining einer Anzahl von Ausnahme- 
fiUen, die Vermutung auf, dass sie vom PAohter odor von seinen 
VorgftDgem im Titel herrühren und demnach zu ersetzen sind. 
Die Acte spricht endlich — und damit sind, soweit es sich um 
die Pacht handelt, ihre Hauptzflge erschöpft — von dem Verkauf 
des Pftohterrechtes, freilich nur von einem Verkauf mit Genehmigung 
des I^dlords. Sie sap^ das eine Mal, dass derjenige Pachter die 
oompeusation for itnpruvements verliert, der den ihm erlaubten 
Verkauf des aus seinen Verbesserungen sich ergebenden Anspruchs 
versäumt. Und zum Zweiten heisst es, dass ein Pachter, der keine 
Compensiition aus der Ulstercustom oder für StSnuig erhält, und 
der selbst oder durch seine Vorgänger im Titel das tenant right 
einst gekauft hat, unter gewissen Voraussetzungen und Beschrän- 
kungfii von tlem J,;indb»rd. der ihm den \\'i'ilerverkauf des teiiuut 
rigt nicht gf'stattet. fiii<' Eiits<hädigung hierfür erlialten soll. 

Sie seiieu nit iii«' llonrii. die Ajierkennung dor drei F's durch 
dir» Ado vou 187u war nur eine nüttelbare. Z- hu .lalnv narli 
deui <i<'-'jtze von 18G0 war es unmöglich, klar und unljctlingl an- 
zuerkennen, dass neben dem Eigentümer der Bebauer ein Hecht 
am Boden haben sollte, vou dem in dem Vertrage, welcher die 
fberlassuog des Bodens oonstituirte, keine Hede gewesen war. 
Cnd es war dies tun so weniger möglich, als eben erst die Käufer 
im Landed Estates Com-t eine neue Art von iBUgentumstitel erlangt 
hatten, einen Titel ex lege, einen parliamentary title, wie die 
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Engländer dies nennen, in dem doch mindestens die Garantie da- 
für enthalten zu sein schien, dass nun nicht sofort eben wieder das 

Farlaineiit einen schwei-on Eingriff in die bezahlten Rechte der 
noien Eigontiiiner gut lieisson würde. Man mu88le sich daher be- 
gnü^^'ii, die fixity of tenure iind die fair lent in der Weise anzu- 
erkrimt ii, dass mm» dem Verpächter das Recht Hess, dem Pächter 
/\i kiindigeii, wenn dieser in eine höhere Rente nicht einwiHieren 
wollte, dass man ahcr mit doi- AnsfUmnq' des Hcchtcb die Nacit- 
t»M]f^ der Aus/.ahliinj^- von Entschädigungen vorknüi'fto. Mit anderen 
Worten: Man niaihte einerseits die AnsülMinj? dos Rechtes der 
Rcntenerh'ilinni; und Kündigung zu einem Privileg des reichen 
Landlords, und maxi gab andererseits den landhungrigen Konkurrenten 
um Pachten eine neue Form des Aushiettnis sitzender Pächter an 
<lie Hand, indem man sie veranlasste, dem Landlord ausser der 
höheren Rente auch den Ersats für die von ihm zu zahlende 
Compensafkb ftlr Störung zu bieten. 

Wenn die Fehler der Acte von 1870 nicht alsbald in die 
Erscheinung traten, so Jag dies an der wirtsebafUichen Blüte, der 
Irland in der ersten Hälfte der siebziger Jahre sich erfreute. Die 
Home rule Agitation, von Isaac Butt, dem Führer der irischen 
Unterhauspartei, nur lau betrieben, schlief fiist ganz ein, das Land 
-war verhältnismässig ruhig. Dies wurde anders, als in das P^la* 
ment und bald auch in die vordersten Rdhen der irischen Bewegung 
eine neue Kraft eintrat, Charles Siewart Parnell, der nach wenigen 
Jahren die Leitung der Partei Butt aus den Händen nahm. Parnell 
m(3chte ich fflr die interessanteste Ercheinung halten, die Irland in 
diesem Jahrhundert hervorgebracht hat; er stellt jedenfulls den 
jüngsten und markantesten Typus jener aus dem englischen Kolonisteu- 
tum hervorgegangenen protestantiselien Politiker dar, die den iriöciien 
Unal)liängigkeitsi>estrebiuipen immer die besten Führer gegel»en haben. 
Ei Will wetler durch tiefere.s Wissen, noch durch glänzende K» dii T- 
gabe ausgez»Mc luu't und staiid insofern tief unter OTonnell. Al»er 
er besass im Gegensatze zu O Cunnoll die Ruhe und die kalte 
Vornehmheit, die dem beweglichen Iren imponiert, mid er hatte 
vor Allem im höchsten Masse die Gabe des geborenen Herrschers, 
fest zu wollen imd andere seinem Willen dienstbar zu macheo.*) 

*) Interessante Aufschlüsse über Parnell giebt namentiich die beretts 
erwähnte zweibändige Biographie von Barry 0*Brien: The Life of Gbiiies 
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Painell g^ing zniiiichst tlaiciuf aus, die iriBchcQ tenaiits, die Masse 
des laiidbcbaiioiidon Volkes, wieder in li">li<>rem Masso für die 
politischen Bestrebungen m irowinnen, und dies gelang ilini voll- 
koBimen, als 1877 schleclito Jahre für die irisciie La ndw iiischaft 
eintraten. Die Landliga wunlo gegrOndet, die mit ihrem Ziel — tler 
Dmwandhing der Pftohter in £igentfimer — weit über die 3 F's 
hioaiiBgingf die Prosedur des Boyoottirens wurde erfunden und in 
einer Unmenge von FftUon in der raffiniertesten Weise durchgeführt, 
und bald herrschte in Irland wieder der Schrecken. In den Jahren 
1880 und 1881 ei^agen die Berichte verschiedener Kommissionen, 
die sich mit den irischen Agrarzustftnden zu befassen hatten. In 
einem Torlüufigen Bericht der Bichmond Comnusston wurde als 
Hauptursache des Notstandes neben den schlechten Ernten der 
letzten Jahre und der überseeischen Getreidoaufnhr die fibermAssige 
Konkurrenz um die Farmen genannt und die Überschwemmung der 
Tenants mit Kredit, und diese letzte Erecheiniuig wurde zum Teil 
auf die vorhergegangenen guten Jahre, zum Teil aber auch auf die 
Sicherheit zurückgeführt, die sich bei dem l'äihtei- aus der Acte 
von 1870 ergab.*) Und in cinuia anderen ßorichto doi"se]lion 
Konimission hicss es, dass 15 Prozent der kleinen Pächter .luf 
Farmen von unter 8 Pfund JahtT»ssehRtzung iii»,'(krbret'.hen musstcn, 
wenn ihnen keine Hülfe känie.-j Nur mit Zagen und mit einer 
gewissen ünontRcliicdinluMt p-ing die Kichmond Oommisßion danin, 
die Durchführung der ;i F s zu empfehlen.^) Dagegen traf der 
Bericht einer anderen Königlichen Kommission, die unter dem 
Vorsitz des Earl of Bessboi-ough tagte und sjiezicll mit deu Wir- 
kimgen der Acte von 1870 sich zu befassen hatte, mit grosser 
Kufs( hiedenheit den Kernpunkt der Sache, Er betonte, dasö dem 
irischen Pächter im Falle von Pachtsteigerungen nicht an der Auf- * 
Ifeung des Verhältnisses und an der Auszahlung einer Compensation 

Stewart Parnell. — Vgl. ferner Augiistin Filon: Parnell, ses auiis et ses 
enoeinis, io der Bevue des denx mondes vom 15. 1. 1892. — fidonard Herve: 
La Crise Irlandaise depuis ia fin da dixhoitieme aiode josqa' k tm jours. 
PiriB 1885. S. 207 ff. 

M Preliniiiiary Rei>ort from H. M. CommiBsioners ou Agrieulture. 1881. 
Pari. Pa]!. C. - 277«. S. 7. 

I'ii limitiary Kt>jM.rt of the Assistant Cooimissiocers for Ireland vom 
1. Jan. ibbO. Pari. i'ap. C. — 20r>l. S. 2. 

PreUutinary Keport der UtmiuissioDeis. 8. 8, 2ü ff. 
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gol<'i;on sei, das« es ihm im OepMiteil darauf ankomme, in der 
Paclil /II bleiben, die ihm die einzige Möcrlichkeit des Lebens- 
unb rliah. >; trewälire. Der lleport Avies dannif hin, wie aus diesem 
(ii iiiiil-' triilü der Acte von 1n7(» dio Jienteu \vio<ler gestiegen seien, 
liiiil < r sigte avis^lrücklidu dnss os eines unparteübchea Verfahrens 
Wdi'aie, um 'lio Höhe der Ki'iitr festzustellen, »lass fixity o{ teniire 
ohne fair reut ein I"^nf!iim i^fiiannt werden niüs»-, und (la-> es 
laeherlieh sei, dem Tonant ein Eigentumsi-ocht zuzubilligen, dessen 
"Wert abhängig riei vom Willen des Landlonls.*) 

So entsciiloesen sich denn Gladstono und das Parlament m 
der Landacte von 1881, einem Gesetze, das in äussei-sl kasuisti- 
scher Weise in Einztdlieiten sieh veiüert und von dem einmal be- 
rechnet worden ist, dass es dreimal so lang sei als die Verfassungs- 
acte der Vereinigten Staaten, das aber trotz dieser M&ngel den 
entscheidenden Zug einer grossen Reform aufweist 

Auch diese Akte*) iSsst die Ulster Custom bestehen. Dass 
die Acte von 1870 bestehen bleibt} habe ich sdion erwihnt; das 
aus ihr sich eigebende System von Entschädigungen wird weiter 
ausgebaut, für die Gompensation for disiurbance wird dne neue 
Scale mit verbessertem Prinzip und mit erheblich grosseren Be* 
trägen festgesetzt 

Dnter den wesentlichen Neuerungen des Gesetzes ist die 
erste die unbedingte Anerkennung des Rechts zum Verkaufe des 
tenaut right bei .allen Pa(!htungen, die den rein landwirthsdiaft- 
lichen Betri(>b durch einen auf dem Hofe sitzenden Pächter znin 
Hauptzweck lialuu. Doch schliesst der Verkauf die Geltondniaoliuni^ 
der Konipenijiitioii aus der Acte von 187<.> aus. Khenw» crkemit 
(las Gesetz ausdnicklirh ilit) Vererbimg des Päolitem-chtes durch 
Testament und ab inte«tato ati. Drr Verkauf ln^daif «ler Anzeige 
an liiMi l.aniiliu-f]. der ein M'idi'rsjjrui.'hsieelit — jedoch nur aus 
räsonnablon Gründen — geucii die Person drs Käufers, sowohl 
gegen die des Erben hat, und sich ferner auch die Toilung der 
Farmen unter mehrere Erben nicht gefallen zu lassen braucht 

*) Hericht der Be.ssUüiuiagli Comniissiuü. 8. 7, 21. 

*) The Land Law (Ireluud) Act, U und 45 Vict Cap. 4U — Cberry: 
The Irish Land Acts 8. 217 ff. — Honigomery S. 156 ff. — Fonmier S. 
180 ff. — Eine dentsche Übersetznog der Acte giebt Eduard Win: Das 
IjaadgetMtz fäjr Irland vom Jahre 1881. Leipzig 1883. 
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Dem lian^llnifl 'A(A\\ weiter ein Vorkiuil'.-iecht zu; winl er W\ 
Ausiibuug dieses Recht« mit dem Teiiaiit über den Pn'is nicht 
einig, so erfolgt richterliclie Festsetzung; macht er von «lein Vor- 
kaufsrecht kfiiieii Gehrauch, so ist die freie Abmachung über den 
Preis zwischen Käufer und Verkäufer an keine Schranken gebunden. 

Auf solclie Weise ist das Prinzip des free sale festgelegt. Dein 
Hechte des freien Vcrkauis aber wird der materielle Inhalt gewähr- 
leistet dur<:h die Bestimmungen über fair rent und fixity of tenure, 
die ihrerseits gipfeln in der Einfahrang einer richterlichen £nt- 
echmduog Ober die Hohe der Bente — judioial rent — und einer 
festen Frist von 15 Jahren — etatutory term, wie es beisst — 
während welcher die festgestellte Rente uniretftoderlioli bleiben soll. 
Das Recht, die richterliche Bentenfeststellung zu beantragen, hat 
sowohl der Pachter, wie der Landlord; wfthrend des der Renten- 
feststelluDg folgenden ISj&hrigen Term ist der Tenant gegen Benten- 
steigerungen und — falls er sich nicht beetimnile Verfehlungen 
XU Schulden kommen lässt — auch gegon Kflndigung durchaus 
gesichert Nach immer 15 Jahren kann die Rente von Neuem fest« 
gestellt woixlen. Doch steht das Rcciit auf lichterliche Bestimmuni^ 
der Keule nur dem gegenwärtigen i'ilchter zu, d. h. dem Pächter, 
dessen Pachttitel spätestens am 1, lanuar 1883 konstituiert ist. 
Dem Pächter, der zur Zeit der Emanatiou des Gesetzes im Ueiiuss 
oinor l«^a.<e, also eines fi sten Koni niktes ist, wird das Recht bis 
zur Ikeniligiiiit;' tlei- KontiaktL'.s leseiviert, »loch lHiiesteiis nur bis 
zum Jahre liJ41. Der zukünftige Piichter — future tenant. sagt 
da^ (tesetz — kann einen statutarischen Teim nur in der Weise 
erlangen, dass er sich einer vom Verpächter geforderten Erhöhung 
der Rente unterwirft. Er ist dann, ebenso wie ein pi-esent tenant, 
der dies thut, auf fünfzehn Jahre gesichert, hat aber nicht etwa 
nach Ablauf dieser Frist das Hecht auf gerichtliche Rente, sondern 
winl (hifl, was das Gesetz einen oixlinary tenant, einen gewöhnlichen 
Pächter, nennt Akzeptiert er die Steigerang nicht, so kann er, 
fiUs er nicht die Kompensationen aus der Acte von 1870 vorsieht, 
Tom Landlord eine EntsobSdigung fttr denjenigen Ausfall verlangen, 
den die Renteneiböhimg beim Verkauf des tenant right verursacht 

Hiermit sind diejenigen Hauptbestimmungen der Acte wieder- 
gegeiben, die sich auf das materielle Pachtrecht beziehen. Zu er- 
wähnen ist nur noch, dass die Acte in umfassenderem Masse noch, 
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als (lio Acte von 1870, ihf»« Normen 7,11 /\\ iiiqtMiilfii macht, damit 
nicht otwa «lor Piirht.T uiitci- «I-mii Druck Utrs l^iinll"i(l anf (iic iiiin 
z;ugew<Mi(i)'t«-n Bciicli/iru \ i i/iditot. Auf der andfreii Seite gielt 
«li«^ Acte Verpilchtnni und rächt, rn insofern ein Mittel an die Hand, 
sich ihi-en Wirkungen zu entziehen, als sie l'aehtungen, die auf 
eine Dauer von mehr als 31 Jahren neu laci. rt werdoUf falls die 
ketreffendea Yertrftge richterliche Billigung erhalten, im übrigen t(hi 
ihren Hestinunungen eximiert. Es sind dies die sogenannten ge- 
richüluhcn FachtvertrSge — judicial leases — und die festen Pach- 
tungen — fixed tenancies — Verhältnisse flbrigens, die, wie ich 
hier einschulten m^te, nur in einer ganz geringen Anzahl von 
I%Uen konstituiert worden sind.') 

Sic sehen, meine Herren, dass in diesem Gesetze das Element 
der richterlichen Diskretion von Oberaus weittragender Bedeutung 
ist. Das Gericht hat, um nur einiges anzufOhren, Verträge tn 

billigen und Kompensationen festzusetzen, es l)estiramt den Wert 
des tenant right, wenn der Ver|)achter dasselbe erwerben will, 
unil es entscheidet darüber, wann der Fall vorliegt, in dem d^-r 
VerpiUditer die Pachtstelle wieder für sich einziehen darf. Vor 
allem aber hat der (ierichtshof die li«*lie df»r nngeniesK^^nen Rente — 
der fair nnit, wie auch dn« Oesetz Kigt — fc>t/us.'t/.Mi. fli'^r 
wird ihm die vollkommene Befugnis der Verm«">gens\ erteil uiiu' Hl vr- 
antwortet, hier zeigt sich am deutlichsten, welchen tiefen Kingrdf 
einerseits in erworbene Rechte und andererseits ist das Prinzip 
der wii ts. haftlichen Jfroiheit das neue irische Pachlsystem l>e- 
dcutet Tud nun muss man beachten, da&s der Begriff der 
fiur rent in diesem Gesetze ebensowenig deutlich gefasst winl, wie 
in der Ulster oustom. Es heisst in der Acte, das die für rent 
zu bestinun^ ist unter Anhörung der Parteien, unto^ ßerfick- 
sichtignng der beiderseitigen Ansprache und unter Beachtimg aller 
Umstände des fUles, der FachtsteUe und des Bezirkes. Und dann 
heisst es weiter, dass eine Rente nicht in Ansatz gebracht weiden 
soll für solche vom Pächter oder seinem Vorgänger im Titel vor- 
genommenen Verbesserungen, die der Landlord nicht besablt oder 
sonst al^golton hat, und dass bei der Berechnung jede Bezahlung 



Hc|>ort from the Select Gommittee on Land Acts Iretand (Morley .sdies 
Uoterhauscomitd) vom 20. August 1894. Pari. Pap. 1894—310- & IV. 
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für (las Pächten-eclit an (Ion rachtvoi^^rmger aussf»r Rptradit hloih^n 
mW. Etwas weiteres wird über die iienie^^sung der fair reut nicht 
gewigt und auch die ergänzenden Gesetze, die nach 1S81 f>ru:aiigen 
sind, haben — wie ich hier ^leioli bemerken will — nidit^s zur 
Klärung dieser Fnige beigetragen.') — - Kur alle diese Ent- 
scheid ungen wird nun eine beson<lei-e Behöitle, die in Dublin 
residierende I^ind - Kommission eingesetzt. In iler wicbtigston 
Funktion, der Entscheidung über die fiente, konkurrieren zwar nach 
dem Gesetze mit der Laod-Kommission die gewöhnlichen Giufsoliafts- 
gerichto, die civil bill oourts. Thatsftchlich ab^ hat sich die Be- 
Tölkerung nur selten an die Civilgerichte gewandt, die Renten sind 
vielmehr zumeist von den beigeordneten Kommissaren festgesetzt 
worden, den Assistant Oommissioners, denen die Kommission diese 
TbAtigkeit zu del<^eren berechtigt ist*) 

Dass auch die Acte von 1881 keine unmittelbare Wirkung 
ausQbte, das hängt einmal mit dem landwirtachaftlicfaen Notstande 
zusammen, der in dem so sehr auf die Landwirtschaft angewiesenen 
IrUmd sich licBonders bemerkbar machte, zweitens aber mit ix)liti8chen 
Ereignissen, die noch der frischen Vergangenheit angehören und 
die ich hier nur zu üticifen brauche. Solango die mUchtigo 
I^ersönlichkoit und der starke Wille Faiin lls die irische Parlaments- 
[•;iit. i und dir Agitiilion zu^uuinieniiielt. \vui<i«„' die Unzufriedenheit 
dc> Tcuaiil künstlich ^-estoicert. Pwnii'll jitlcLTto luswoilcn zu sairen, 
f*r uf('0]>\\>^v>:^ allo ugrariticlien Kon/t'ssionen der K*'.L;ii"rum;, denn 
»in satter Mann k^nne lipsser für homerulo streiten, als ein 
hungriger. ') Aber seine Haltung stand oft im Gegensatz zu diesem 

*) Hit die wichtigste anter allen uobeaotwortet gebliebenen Fragen 
ochmnt mir die zu sein: Für wen ist bei Bemessung der Rente das Moment 

in HechuuDg zu stellen, das Stuart Mill „uriearned increnuiiit" nennt? Vgl. 
lx>rd Monteaglo: Tiie Irish Land^Qoestion tOHlay. Nineteeotb Century vom 
Uax löOü S. 7.Ö9. 

*) Bericht des Morley Coiiuuitteu S. IV ff. — Unter den oben be- 
zeichneten VerbältoisseB musstcu die Rcntcnfestsetzungeu sehr bald lebhafte 
Beediwerde auf Seiten der Laadlords bervotTofen. Diese Beschwerden 
verdichteten aioh zu scharfen Anklagen gegen die Laad-Kommission in den 
Fourth !ii |* ti t früni thf S» Ii et Conimittee of the Hou.so of I/>rds on I^^ind 
Iwiw (Ire<and) vom 9. Juli 1883, Pari. Papers 1883—279, dem alsbald eine 
noch schärf, ro I'trwideruDg der Land-Kommission Pari, Papera 1Ö83 — C — 
3704 _ fulf<te. 

*) B. O ßrieu: Lile of Parnell, 1 b. 291, 29 
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AiiS8])ruch. So riet er donn nicht allein den Pächtern davon ab, 
die Wohlthaten <ler Acte von 1881 in Anspruch zu nehmen, 
sonilern erliess aiirh Li^i utuuitloiliar nach der Publikation der 
Acte das In il< litigtc Manifest, das zur Kiiist<'lliiii;^^ der Jf. iitm- 
zahhuigen aufforderte.*) An ilen z\vis( hcii (iladfttune und PuiiieU 
im Gefängnis zu Kilnuiiuiuini geschlossenen Frieden, an die Er- 
Uiordnng von l/or<] Frederick Cavendish und Mr. Burke, die dic-eui 
Frieden liald ein Ende machte, an die mit Ausnahmeacten und 
hüine rnle hüls alterniei-ende Hehandlung IHands und au don 
sogenannten Feldzugsplan, der die Höhe der Rente eioiach dem 
Outdünken der FAcbter libcnliess und Irland auf Jalire mit Unruhe 
und Verbrechen erfQUte, will ich hier nur erinnern. Im Jalire 
ging Pamell in einer dramatischen Katastrophe unter. Wäre er 
am Leben geblieben, so w&re Irland entweder aus der parla- 
mentarischen Qemeinschaft mit Engkmd ausgesduedeii oder weiter 
ein Herd agrarischer Unruhe geblieben. Dass dem anders wuide, 
dass die Laudteform das erhielt was man in England ^ tair trial^ 
eine angemessene Probezeit, nennt, ist vor allem dem Umstand su 
Gute zu schreiben, dass die Landbevölkerung sah, wie wenig Kraft 
und Wert die irische ParlamentsJraktion ohne Parnell besass. 

Es hftngt weniger mit den Fehlem des Gesetzes, als mit dieser 
Agitation und den durch sie herbeigeführten Zuständen zusammen, 
wenn die Landacte von 1881 in einer Reihe von Nachgesetzen 
amendiert wuitle. Das letzte dieser Gesetze — • wenigstens das 
letzte betleutendere — fällt in das Jahr 18ÜG: /.wischen 1870 
und 189(i sind nicht weniger als 25 irische Laudbillö im ruihuik-nte 
zur Aiinalune gelani;!.-) Am Prinzip des und 1881 ge- 

schaffenen rachtrecht> ist durch diese Legislation iiiL-hts geüiHlert 
>vord('ii. Erwähnen mochte ich Iiier nur zwei wichtigere Einzel- 
heiten: Durch die Nachgesetze, namentlich thu> li das »it^t tz 
von 1882,'') sind Rentemnlekstände in grösserem Umfange unter 
bestimmten Voraussetzungen teils einfach erlassen, teils vom Staate 
übernommen worden. Und zum zweiten hat das Gesetz von 1887 
den leaseholders das Recht erteilt, schon vor Ablauf ihres PacUt- 

•) l)a.s „No Kent- Manifest. Vgl. H. O Brieu: Paiuell. 1 S. 319 ff. 
') H. 0. Arnold^Forster: Sisyphus in Ireland. Nintsteenth Ceotiiiy 
vom September 189«. 6. 345 ff. 

') Arrears Act 45 u. 46 Vict cap. 47. — Vgl. Montgomery & 172 ff. 
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kontraktes die Festsetzung einer gejiciitlichen Rente zu l)ean- 
tragen. ^) 

Nach einer anderen Richtung: hin aber sind die nach 1881 
erlassenen Gesetze von grosserer Bedeutung. Ich habe bislier von 
den beiden Acten von 1870 und 1881 nur insoweit gesprochen, 
als sie das Yerh&ltnis von Yerpftohter und ^tehter zu reformieren 
bestrebt sind. Neben dieser ihrer Hauptabsicht aber haben die 
beiden Oeeetase noch ein anderes Ziel, nSmlicIi das der Schaffung 
eines Standes bäuerlicher Eigentümer.*) Schon im Jahre 1869 
hatte die GUdstone'sche Churoh Disestablishment Act, die der 
anglittanisdien Kirche in Irland ihren Chandcter als Staatseinrichtung 
und ihre VermOgensausstattnog nahm,^ den mit der Verwaltung 
des Kirchenvermögens zu betrauenden Staatskommissaren den Auftrag 
erteilt, das Eirchenland möglichst an kleine PSchter zu verkaufen; 
die Kommisaare waren ermSclitigt worden, in solchen Fällen drei 
Viertel der Kaufsumnie gegen eine in 32 Jahren erfolgende 
Amortisation den Erwerbern zu kreditieren. Auf Betreiben von 
■lohn Biight wunle diese Tendenz von der Acte von 1870 auf- 
genommen.*) Doch geschah dies in ziemlich uiiglikklicher AVeise. 
Die Vermitthiner von Verkaufen der Liiiiillopis nn ihre Pachter 
wunle dem hierfür reclit w.'uig geeii^'-netrii Landud Estatcs Crunt 
rib*»rtni^pn : und das irischo Amt für öffentlicho Arbeiten wurde 
/wai' eriii;l( litigt, den Käufern einen in 3.5 Jahren zu amortisierenden 
Teil des Kaufgeldes vorznschiessen, doch sollte diese Quote nicht 
mehr als zwei Drittel betragen. Die Acte von 1881 tibertrug dann 
die Vermittlung solcher Verkäufe auf die Landkommissioii nii'l 
erweiterte den Voi-schuss wieder auf drei Viertel dcü Kaufgeldes, 
die zu 3 7jVo ^<'»"''''h»st und mit 1 Vo Jahren getilgt 

werden sollten. Ausserdem enthielt die Acte noch Erleichterungen 



Land Law (Irdand) Act 50 vu 51 Vict. cap. 33 — Gheny. 8. 367 ff. 

*) ESnen guten Überblick Uber diese Seife der modernen irischen 
Aprarj^osetzgebnnc: giebt George Fottrell: Land Purcha.se in Ireland. Ni- 
iK'ff'enth Century vom Xovefiiber 1896 S. 8l2'J ff. — Vgl, fomer bezütrlit Ii 
des, ersten Teils dii st r Ixcfurui Fouroier S. 223 ff. — Bericht der Bess- 
borough Conimis.sioü S. 31 ff. 

•) 32 tt. 33 Vict. cap. 42. 

*} Bs sind dies die sogeoanoten „Bnght Clanses'^ \d Part U und HI 
der Acte. 
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fflr Tenants, die gewillt wamo, Gfitor in feefimn — einer besöndeieii 
Form der Erbpacht — zu erwerben. 

Den entec^heidendon Schritt hat dann im Jahre 1880 ein von 
Ijord Ashbonnie, dem •laiiialiirpn irischen I^rdkanzler, eiiig. bnichies 
Gost'tz') p^than. Din l-:iiulk-)iuniisiiiun, die \uii zwei Miti^lieder 
vermehrt wird, erliiUt diuvii die Ashhounie Act die Ernukiiligunj^. 
dorn kaufenden Tcnant den gnii/t-n Kaulprois vorzuschiesseii. Der 
V. i käiifer abn- ttokonimt von diesem Betmge zunllehst nur vjor 
Fünftel, ein Fünft« 1 Meiht als Deckung einstweilen bei der K<nii- 
mipsion. Verzinsung und Amortisation betmgen zusammen 4^0, 
iü 49 Jahren ist der Vorsclui«« i^etilgt. Für den Zweck der Acte 
wnrden zunächst r)(»00 000 Pfund und zwei Jahre spslter noch 
einmal dieselbe Summe bereit gest- lli 1801 endlich wukIc diesen 
Summen durch ein von Mr. Arthur Balfour, dem Stiuitssekret&r fflr 
Irland, verfasstes und durchgebcachtes Gesetz') noch der enorme 
Betrag Ton zirka 33000000 Fftmd«) lünKugefOgt FQr alle Aus- 
gaben aus diesem vom britiscKon Staatsschata zw VerfGgung 
gestellten Fonds ist gewissen irischen lokalen Einkfinften und einer 
Anzahl von Zahlungen, welche der Staatsschatz für speziell irische 
Zwecke zu leisten hat, die Haftung auferkgt. Der Vorschnss wird 
nur dann gewährt, wenn der Kaufpreis das zwanzig&die der Pacht- 
rente nicht Übersteigt; dar Verkäufer erhält den Kaufpreis in 
2''/4 prozontigen Pfandbriefen, die jederzdt gegen Konsols um- 
getauscht werden können. Diese beiden Gesetze van 86 und 91 
stellen in der Hauptsache das heute für solche Verkäufe bestehende 
Recht dar; nnr in Bezug auf die Amortisation des vorgeschossenen 
Kanti;cldes haben sie durch das Gesetz von 1896 einige Än- 
derungen erfahren. — ■ Die ]>andkoiiimis>i</n bat da.- Hecht erhalten, 
jranze Besitzungen ilirerseit-i zu übernelimen imd dann unmittelltar 
au kaufende Tenauts auszuteilen ; sie will jetzt den Versuch macheu, 

') Piircbase of Land (Ireland) act, 48 o. 49 Tict oap. 73. ~ C!beny: 
Irish Land Law 8. :M4 ff. 

') Purchase of Land (Ireland) Act. 54 u. 55 Viet. cnp. -IS. 

■') Auf diese liuho wird der Betrag geschätzt, der nach den Bestini- 
nmugea in Sektion 9 der Acte im ganzen zur Verfügung steht. Cherry S. 440. 

*) Laod Law (Iielandj Act. 59 u. CO Vict. eai». 47. — Über dies« 
Gesetz und setae Voiigesohidite findet noh NilherM in den Raferatao top 
Prof. Graham im vorliegenden Jahrbuch, Jahig. 1806 8. 302 ff.« Jakig. 1897 
B, 468, 469. 
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pi-ossc Woidegutor, wie mo. vielfac;h soit der Hungersnot dnrcli 
Zusammenlegung von Farmen entstanden sind, auizukauleu und an 
kli inei^ Aokorwirte auszuteilen. Es ist dies ein Verfahi-en, das 
uiil (lern uti-orcr Ansioilelnnps-Kommissiün für P(»son und Wost- 
preussen vergliihen woi-ilrn kann, fni vorigen SoninitM- hat sich 
(jpnn auch ein Mitj^lied <ler ijandkommissifHi, Mr. Fiödeiick Wi-ench, 
meiirei-e Wochen in Posen aufgehalten, um sich darül)er zu 
inforniioreu, wie die Ansiedelungs- Kommission beim Aufbruch von 
Orossbetrieben verfährt mid welche Resultate sie dabei erzielt. 

Von manchen Seiten wird, und vielleicht nicht mit Unrecht, 
tlaian gezweifelt, dass der irische Hauer honte schon in soinon 
wirtschaftlichen Oewohnhoiten voiigeschritten pr^nnc: ist, um diejenige 
Verautwortang auf sich nehmen zu kOnnon, welche im QegensatB zu 
einem Pflchter, und namentlich zu einem Pftchter, der einen atatutoiy 
term g^niesst, ein Eigentümer zu tragen bat^) lA^e dem auch 
SM — die Tenants selbsf acheinen jedenfalls zumeist der Meinung 
za sein, dass sie besser daran tiiun, Pftchter zu bleiben. Die 
Verkftnfe sind nur langsam vorwftrts gegangen. Am meisten Brfolg 
hatte noch die Ashboume Acte aufzuweisen, deren Bedingungen 
fOr die besten — wegen der günstigeren Amortisation auch fUr 
besser als die der Acte von 1891 — gehalten wurden. Immerhin 
waren bis zum Jahre 1888 unter den Tier verschiedenen Acten, 
die bis dahin in Wirksamkeit getreten waren, über 1 6 000 bäuerliche 
Eigentüraei-stellen geschaffen und zu diesem Zweck gegen 
8 500 000 Pfund vorgShchossen worden. 2) Der höchste Betrag, 
der bis 1896 in einem einzelnen Jahre kreditiert wiu*de, war 
löuifOou Pfiip.d, und dieser Betrag wui-de im Jahre 18S7 erreicht. 
Nach Erlass d< i Acte von 1891 ist die Summe der jährlich 
geloiHteten Vorschüsse Ijedeuteud zurückgegangen. Bis zum 
31. März 1890 hatte die T^mdkoramission an Zinsr^n und Aniorti- 
sationsraten im ganzen 2 J"><"iOO Pfund zurückerhalten; zur Ehre 
der Käufer verdient angeführt zu werflr>n. da.ss dieser grossen 
Summe nicht melir Rückstände, als 4389 Pfund gegenüberstanden.') 

') .,The peasjuit |»r(i[irietor lias thf» virtues which tho irish farrnor wants, 
Aiid the vic«^ frorii which tliu liK^lmiati is free." Longfiold. S. 2'J, 30. 

*) Hontgüinery 8. 175, 17(), nach eiaer 188B von Solicitor General 
for Ireland im Unterbsose gemachten Angabe. 

FotivBli in der Nineteenth Gentmy 8. 832, 833, 836. 
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Sie eeheo, mein«) Herren^ dasB der landbesitzenden Klasse 
LrlandB die Gefahr, von den Bauern ausgekauft zu werden, zur 
Zeit noch nicht droht Von dieser Sdte her ist hie jetzt ihre 

Stellung noch nicht ernstlich erschfittert worden. Anders aber 
steht es mit dor l?eforni des Pachtrechtos, die sich für einen 
bedentenden Bruchteil der irischen Landgenlry geradezu als < in 
Verhängnis erwiesen hat. Di«- finanziellen Folgen, welche die 
Kcfnrin für «lic L;iii<llonls gcluibl hat, crgebeii sich am klarbte:^ 
aus t'iuoi Statistik «loi Keiitcnreduktionon. Ich bitte Sie, mir zu 
gestatten, IIiim h • iniu'^.' Zahlen aus dieser Statistik zu nennen, die 
ich dem Berichte des Morley'schen Unteilinuscominittees \ iin 
20. August 1894 entnehme*) und die die Kesultate bis zum 
31. März 1894 zusammenfassen: Die Gesamtzahl der fixierten 
fair rents Ijetrug 204 654, d. i. ziemlich genau die Hälfte der 
irischen Wirtschaftseinheiten. Mehr als die Hälfte der Feststellungen, 
n&mlich 157 178, erfolgte durch die Landkommission; hiervon 
bezogen sich 132474 auf Fachtungen von Jahr zu Jahr. 15 537 — 
wovon 13585 bei Jahrespachtungen — geadiahen durch die 
Orafschaftegerichte, 121 902 durch gerichtlich deponiertes Ueber- 
einkommen der Parteien. Die Entscheidungen der LandkommisBion 
reduzierten im Durchschnitt die Renten der Jahrespachtungen um 
21,2%, die der leaseholds um 24«7%. Bei den Qmfschafts- 
gerichten betrug der Durchschnitt 23,4% bezw. 30%« Bm den 
durch Obereinkommen fixierten Renten ergab steh, soweit die 
Dopositionen bei der Landkommtssion stattfanden, ein Durchschnitt 
▼on 17,7 7o» soweit sio bei den Qrafschaftsgerichten stattiuiden, 
ein Durchschnitt von 17,2%. In 2192 FMlen, in denen g>egen 
die Entscheidung der Grafschaftsgerichte appelliert wurde, liess die 
I-rfindkommission wiederum eine licntenerhöhung von durchschnittlich 
.3,1 Vo eintreten. Ziehen wir den rohen Durihschnitt aus dieser 
Statistik, so ergiebt sich eine gesamte Hentenerniässigung von 
etwa 20%: hierbei ai>er niuss ich noch anführen, dass di.- H>^- 
diilvti<'ii«?7ifFer von Jahr zu Jnlir eine steigende Tendenz gezeigt liat, 
l>ii-ser Hf-ntenerniiisäsigung teteht der Wert gegen ülier. welcher sich 
hei Verkäufen für das Püchterrecht orgeben hat. Auch hierüt»er 
enthält der Bericht des Morley'schen Comnüttees interessante An- 



') Die Zahlen fiaden sidb aof S. IV, V des bereits oitterteo Berichtes. 
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piben, bei ilt iit ii fi-eilich /u hoacliton ist. d.Hs Vcrkäiifo vun St. Hon 
mit jufUHnl i.Mits mit Verkäufen solcher Stellen 7.n85»ninien;jfeworfoii 
sin»!, bei denen eine Kontenfixierunp- nicht stattgefunden Imt. In 
Ulster ist der Durchsclmitt zienilicii so geblieben, wie er war^ 
nändicli das 16,8facho der .lahresi-entc. In den drei anderen 
J'rnvifizen lieträgt er l)edeutend weniger; in Ijcinster ist der I)\in-li- 
Bcluiitt nur das (),1 fache, in Connaught das lO/ifaclic und in Munster 
das lO^he der Jahresrente. Der Hntei-schied zwischen Ulster 
imd den anderen Provinzen- ist daria begrOndet, dass die Ulster- 
custom das Vorkaufsrecht nicht anerkennt, welches die Acte von 81 
den Landlords zubilligt. 

Im Jahre 1880 hatte berdts der Hersog von Leiuster, einer 
der alleiigrOssten Grundbesitzer von Irland, seinen FSchtem die 
Unmöglichkeit, die Renten um mehr als lOVo ^n ermSssigen, 
damit erklärt, dass auf seinen GQtem Hypothekenschulden im 
Betrage- ron mehr als 600000 Pfund ruhten.^ Diese grossen 
Hjpothekenlasten des irischen Qrundbesttzes muss man in Betracht 
ziehen, wenn man in Tidlem Miasse erfassen will, welche Folgen 
die liandreform fOr die irische Landlordschaft geliabt hat In 
ungemein vielen Fällen haben die Reduktionen dem Grundeigen- 
tumer nicht nur den ganzen Unterschied zwischen dem Hentcn- 
finkoimiiLii und den Hypothekenzinsen genommen, sondern sind 
idnjr die&tn Cutersehi'M] liinausgegaugen und liaben ihn also 
bankerott gemacht. AVill aber ein Eigentümer, der keine Ilyjtotlu kcii- 
>cliulden hat und noch zahlung-sfähig if>t, aller Unruhe und allen 
Zweifeln, in die Gesetzgebung und Agitation die irischen Landlords 
geworfen haben, dadurch entgehen, dass er unter der Acte von 1.S91 
verkauft, so gestaltet sich, vnransp^etzt, dass sein Renteneinkomuieu 
1881 100<,i Pfund betrug, 'li^- liechnung für ihn folgendormassen: 
aus den l'iOO Pfund sind durch 20prozentigo Reduktion 8iM) ge- 
worden. Der Verkauf bringt im Durchschnitt nicht mehr als das 
1 7 fache der Rente, also in diesem Falle 14 000 Pfund. Diese 
14000 Pfund werden in 2*/4pn>zentigen Pfandbriefen ausgezahlt, 
tragen also j&hrHch nur 385 Pfund, und von den 385 Pfund wird 
noch ein FQnflel von der Landkommtssion als Deckung gegen 

») Morley-KciM.rt. S. XVI. 

') Tbe Marquis of Blandford: Tho Breakiug up of the lAud Monopoly. 
Nineteenth Geotury vom Februar 18B1. 8. 201. 

49 
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AtiRfSIle zurflokbehaltcn. Der einzige Trost bei dieBom tmarigen 
Exeinpel liegt darin, dass aller WalirBcheinlichkeit nach der Hann 
weder die tausend noch auch die achthundert Pfund jemals voll 
oder anoh nur annfthemd voll von den Pächtern gezahlt erhalten hat. 

So ist, weine Herren, vom Standpunkte der GnindeigentQmer 
l)«'tnu'htet, (Wo Agrarrofonn recht eigentlich eine lex agraria im 
rönii.schen Sinne, eine Verniogorjskonfiskation in grossem Massstah*'. 
Die Konfiskation erschöpft sich keineswegs in den '20 I'ro7,«^iit 
Rcnl^ iiietluktiuH ; wolt tii'fer noch als diese Zill' i- ansriel)!, kt 
znfolge dor Ros<*liiäiik untren, die <lcni Laiidlord auferlegt «(.nitii 
sin<l, /,nioig(; der l nsn li< rheit, in ilie <■!■ v(M-s>"»tzt worden ist. d.T 
Wert lies irischen Grnndeigeiitiiuis gi\suitkeji. Gewiss wird lii'T 
ein historisches rnreeht gesühnt. Al>er die Sühne wird von 
einer (ienemtion gezahlt, der man unmöglich nnli eine Ver- 
antwortung für das, was einst geschehen ist, auferlegen kann. 
Denn welcho (irundaristokralie wäre vor Konfiskation sicht-r, wenn 
man ihren Titel, sei ob den juristis<rhenf sei es d*^n mnralisciien, 
bis auf Zeiten untersuchen wollte, die um ein Vierteljahitausend 
zurQükliegen? Alle Yorwaife aber, die man den jüngeren 
Qeneratiouen irischer Landlords macht, hftngen unzweifelhaft 
nicht mit den Personen, sondern mit dem System zusammen, 
und sind deelialb ungerecht Man hat nie behaupten kOnnen. 
dass die Fachtrente, die der ESgentflmer bezog, in Irland eine 
höhere Quote des Ertragsvertes darstellte, als in England. Aber 
der middleman trat zwischen Landloixl und Tenant, der Tenant 
verstand nicht, den Boden geeignet zu bebauen, und vor allem: 
ein Bentensatz, der einem Pachter von 100 acres einen an« 
ständigen üeberschuss sichert, lAsst einen Hann, der auf 10 acres 
sit/t. zu IVnlen brechen.*) In der Kleinheit der Pachtstellen 
war es auch weiter begründet, dass die Ausstattung der 
Farmen mit Gebäuden und dergleichen, deren rnterhis-uni: man 
.so oft dem irischen Landcigentliümer vorgeworfen hat, für ihn ein- 

') Die Voreucho einer Ixenlenstatistik für Irliuiii nHisäteu bei der 
Eigenart der Paohtverhältntsse stets den grösaten Schwierigkeiten begegnen. 
Im Grunde genommen ist man bei der Beurteilong der Hobe der PatM' 
rento kaum äbor allgemeine Betraobtangen hinaasgelangi Vgl. indees immer- 
bin Artlnir Yeuii-'> Tour in IrelanU IT S. 10 flf., Crumpe S. 228. Devon 
Beijort S. 753 fif., Lougfield S. 19, Bessboroogh Beport 8. 3. 
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fach eine rnni."i:liehkcit war. Man hat ^osaLTt . 'las«; .s mit dorn 
Ijeiehtsinn innl (h>r Pfliehtvergeshi-nlicit *irr ( iniiiilciucnthmnor zu- 
sainnienhängt, wenn der Boden <lurch Teilung nnd ünttTivichten 
in so nnzälilig viele llUnde gelangt ist. Das mag vor der Katholiken- 
mainieipation allgemein nnd sjMlter auch noch für Al»S(Mitees zuge- 
troflen haben. Welchen Schwierigkeiten, ja welchen Oefohren aber 
in jüngerer Zeit gerade diejenigen Landlonls ausgesetzt gewesen 
sind, die mit EniRt um ihre Pilcliterschaft sich kilmmeilen nn<l auf 
Ordnung bei ihr hielten, das iat oft genug von Kennern Irlands 
mit beredten Worten aueeinandergeeetzt worden.') Und BchliesBlich 
kt immer viel Klage geffthrt worden Ober willkfirliche Exmissionen 
und Ober Benteneteigerangen, die den Tenant um den Nutisen ans 
den Ton ihm geschaffenen VerbeBS^ngen brachten. Aber hier ist 
sicherlich von der Härte mid dem Eigennntz einzelner Individuen 
auf den ganzen Stand geschlossen worden.') Vor allem aber gilt 
es hierbei, zu bedenken, dass diejenige Klasse irischer Landlords, 
der neuerdings diese YorwOrfe mit dem grOssten Recht gemacht 
werden konnten, die Käufer im Landed Estates Court waren, die 
ihrem Ursprung nach sicherlich viel mehr Znsammenhang mit der 
Tenantrj-, als mit der f)n)testan tischen Gentry hatten. 

Mir erscheint es nun aber unzweifelhaft, dass es fftr 
Irland keinen Vorteil bedeuten wOnle, wenn seine Landlords 
als Kla-;.«ie heute vei-scliwämlen. Sie sind ffir die Öcll»stver- 
waltmig, ohne di#» eine mit Grosshritannien v<M> iiii<fte und Oross- 
l-rifatmi^^n nnfniltfll'ar lienachKirte Tnsol nun ••iiinial nicht p'^larht 
w.^inIcji kann, unnitiH'hrlich. Wie wenit^ hfiile iKx h die sfädlisichc 
Mittelklasse in Irland l)edeutet, wie wonii; sie ffir diejenigen Öffent- 
lichen Funktionen sich eignet, welche die ihr entsprechentien 
Schichten gegenwärtig in England ausüben, das haben erst in nllo- 
jfingster Zeit die Wahlen zu den neu eingerichteten irischen Ünif- 
s< haftsrüten und die Verhandlungen dieser Körperschaften auf das 
schlagendste bewiesen. 

Aua derartigen Betrachtungen mflssen sich manclierlei Be- 
fürchtungen fOr die Ztiknnft Irlands eiigeben. Auf der anderen 
Seite kann aber nicht entschieden genug daranf hingewiesen werden, 
welchen gewaltigen Fortschritt Irland seit der Mitte dieses Jabr- 

') Na<?saii Senior II S. K) ff. 109, 110. 
Vgl. Lungfield S. 55 fif. 

4Ö* 



liumlcrtB in vielen Beziehnngen zu vemiehnen hat Seit dem 
Jatire 1841 sind weit Qbcr 1 500 000 acree aus BrAchern und 
wüsten Berghalden in urbare Fläche verwandelt worden.*) Ee ist 

wahr, (l^uss in dieser Zeit das Ackerland im Vergleich zu Wiese 
lind Weide sich eher vennindert hat; aber für den XatiuiiaUolii- 
stand haben die Kulturarbeiten eine unendliche Bedeutung gehabt, 
was in erster Reihe aus <ler gegen 1841 fast verdop]H^lten ZifTer 
des Vk IiIm -t;iiiil<\s sich orgiebt.-) 1841 kam auf je<len Einvvi iiu''i 
lilaiiM^ 2,ö, 1891 4,5 acres urbnr.Mi Landes.^^) 1841 gnb in 
Irland über 300 000 Wiitsehaft^i iiihriten von 1 bis 5 acix?8 (irösse. 
45 Jahre später nur noch (iO UOU. ') 1841 wohnte der lx?i AVeiteiii 
grÖsste Teil der Püchterschaft in elenden Lehmhütten, heute ist 
diese Art mcn.sclüicher Woh innigen fast ganz vom Boden Irlands 
verschwunden, üiis. englische Kapital fängt an, sieh nach Irland 
zu wagen, die Depositen in den Sparkassen sind bedeutend ge- 
stiegen und um schliesslich noch zwei wichtige Ziffern zu nennen: 
Wählend 1841 nur 21 Procent der Aber 5 Jahre alten Bevullierang 
lesen und schreiben konnten, konnten es 1891 71 Procent*) 

Die Wurzeln dieses Aufschwunges liegen nun freilich in erster 
Reihe in der Hungersuoth und in der ihr folgenden Auswanderung. 
Aber auch die Agrarreform ihrerseits hat heute bereits eine mäch- 
tige Wirkung ausgefibt Sie hat in der BevOlkening das Bewusst- 
sein erweckt, dass der irische Bauer nicht mehr gänzlich verlassea 
ist, und sie hat damit endlich Ruhe in das unglQcklidie Land em- 
keluien lassen. Selbst in Kerry und Cläre sind heute die Be- 
ziehungen zwischen Landlord luid Tenant gute; selbst in diesen 
Gnifschaften, die früher die traurigsten Zustände aufwiesen, gehen 
nuiiinehr, wie mir noch jüngst ein bedeutender Landagent aus ileni 
Süden Irlands, also gewiss ein unverdUchtiger Zeuge, mitteilen üess, 
die Rejiteu in befriedigender Weise ein.^) , 

<) Griiiishaw: Facts and FigureB I. S. 20. 

^) Grimshaw I. S. 33. 
•'') Grimshaw I. S. 21. 

*] l/eoiie Levi : Tlio .M:ir.'ii;il l'ro^Mess of Iroland. KoilnigJitly lüniew 
vom Äug. 1887. iS. -00. Der Artikc-l enthält eine Fülle iutoressauteu Mat^rialj». 
Orimshaw I. S. 17, 44, 55. 

Auf meine Anfrage, wie die Renten eingingen, lantete die Antwort: 
judidal rents well ; auf die Frage, wie die Benehungen zwischen Landlord 
und Tenant im Allgemeinen wSren: good with few exoeptions. 
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Di»' Hiihe al>er. «lie gepmwärtii: ia Irland sich uiii/u?itdk'ii 
iiufängt, inüciit».; ich (hiii haiis nicht für etwas an sicli l»e<h.'iUuug»- 
volles halten: sie ist iliin haus Jiichl ein Zi»'| , bei «Icni man ver- 
weilen kann, lincii liauptwert erblicke icli darin, dass sie <lie 
Politik einer Keiunii von langer Hand erinnglieht. Der gegenwärtige 
Zustand kann nur ein interiinistischf^r sein, denn die Agrarreform 
i»l nichts anderes nls ein Palliativ. ii<»rt die Auswanderung ein- 
mal auf, nimmt (iie Bevölkerung wieder einmal iccäftig zu, dann 
stellt sich auch witiUer, wie der Kenner irischen Wesens liefüichteu 
muss, die Gefahr ein, dass die gegenwäiliuen Tenants zu einer 
neuen Art von middleuien sich entwickeln, dass sie den Boden 
durchweg an solche Leute fiberUssen, die ihnen einen schweren 
Zins für das Tenant right schulden. Bleibt es aber bei der Aus- 
Wanderung} dann Terblutet Irhuuf langsam. Nur ein Mittel kann 
hier endgfiltig helfen: die Einfflhrong von Industrieen, die den 
Boden, namentlich den Boden in den ObervQlkerten Distrikten, ent^ 
lasten, dio Menschen aber dem Lande erhalten. Der Industrie die 
Wege ZQ ebnen und daneben Fürsorge zu treffen für die Ver- 
besserung der Methoden der gcgenwiiilig noch so sehr im Argen 
liegenden Landwirtschaft — das ist die Aufgabe der weitaus- 
schauenden Politik, die Irland von Noten ist und für die jetzt, wie 
ich meine, die Vorlxxlingungen gegeben sind. — 

Sie sehen, meine Herren, dass dio Entwicklung, auf die ich 
luf'i mit Ihnen zuiüekgeblickt hal»-'. noch 7m keinem Abschluss 
gekommen ist. Aber sie ist jedenfalls an einer wichtigen Etappe 
angelantrt , und es würde mich fron iu wenn Sie mit mir daiiii 
üU'reiiistiümieii \v(»llt''i). dasis der Ausblick von fli''ser EtapjH.' k'-in 
utigiinstiger ist. Lud weiter wüi'de es mich freuen, meine 

') Mit dioseu Fragen befas-ste sich eiu aus privater luitiaiivu hervor- 
gegangenes Comtt6 unter dem Vorsitz von Hr. H. Plnnkett während der 
Parhunentsferien 1896. An der Spitze seines im Juli 1896 ergangenen Be- 
richtes empfiehlt das Comite die Einrichtong eines irisdien Ministerinma 

für Ackerbau und Industrio, sowi'> für techDischen Unterricht in (hesen 
K-iileu Gebieten. Report of the I«ere>s t"i>jntiiittee on the Establishment of 
a l)eparteineut of Agriculturc and imiustiir- fni Irland. Dublin, Belfast, 
jyOfidou IS'.Mi. Dass ein geoixlnetes lechiu.«.ciie:> l literrichtswcsen Irland 
vor Allem Not thate, betonten auch vielfach oonipeteuto Zeugen vor dem 
unter dem Vorsiti von Sir Eardtey Wilmot tagenden Unterhausoomito für 
irische Indostrie von 1885, dessen Bericht bereits citiert worden ist« 
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Herren, wenn es mir gelungen sein sollte, in dieser BesinediUDg 
mm deutlichen Ausdruck zu bringen, dass meine Meinungen im 
Gegensat» zu einer in Deutschland weit verbreiteten Ansicht st^eni, 
zu der Ansicht nftmlich, dass Eng^land heute noch Irland wie ein 

orobert^^s r>ciiul hclumdelt. Ich habe unter Anderem diesen Sati 
noch vor ganiJ^ lit lunyt i Zeit in einem der angesehensten Biälter 
der deutfecheu Tagespresse ausgi sprocliea gefiiiul»ni. Es ist sicher- 
lich wahr, dass England einst ein grosses Unrecht an Irland l»e- 
gan^roü iiat. Ahcr pl)en?;o wahr ist es. dass England in dio.seiu 
Jahrhundert alles gfihaii liat, um >rin TuPM-ht auszulöschen. Englaads 
Stjwtsmäuncr halcii für Irland ein*' tMiistt- nnd grosso Reform- 
arbeit geleistet . britischer 8taatskre<iit ist für irische Zwecke in 
umfassendem Maasso verpfändet worden, nnd vor Allem: im allge- 
meinen Interesse Irlands sind dir p waltigsten Opfer dei-jenigen 
Klasse von irischen Burgern auferlegt worden, die nach Abstam- 
mung und Gefühl England am Nächsten steht, die man nicht mit 
Unrecht immer „Englands Garnison in Irland'* genannt hat England 
bebandelt Irhind heute nicht wie ean erobertes Land; aber es ist, 
wie ich meine, auf dem besten Wege, die Nachbaiinsei noch «n- 
mal zu erobern, und zwar dieses Mal in friedlicher Weise. 



Guatemala. 

Referent: Antonio Gonsalex Sarnvta, Staatsrat-Licentiat, 

Guatemala. 



A. Politlsehe Verfossttns* 

Guatemala, »'iuci d- r fünf Staaten Central-Aiu< rikas. wunle im 
Jabre 1")24 durch T. dro de Alvaradu der spanischen Ki(iii< unter- 
worfen und von Oonaiiiitt in in der Eigenschaft oioes IStattUalters 
als von Spanion alihänt^iirer Staat regiert. 

Unter tlem Namen .,Kunigreich Guatemala" entsprach die Ver- 
waltung desselben einschliesslich der Statt^tereieu (Gol>ernac-iones) 
Costa Rica, Nicaragua. Hondura.s, Soconusco, sowie der Amtsbezirke 
(Corregimieutos) und Magistraturen (Alcaldiasj von £1 Salvador und 
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Cliiapas. weleho bis uiv UiüiuiniiL; der Intoiidunturen h^stamlon, 
den V. rordniinjron Nßiispaniens; die Ausübiniir derselben wurde durt-h 
die General- Verwaltmig (Capitauia General) überwacht, deitju Juris- 
diktion sich vom 282. bin 7.uni 29.5. Längengrad« und vom s, bis 
zum 17. Grade nörtliiciier Breite ei-streekte, d. h. vom Cinlilio, 
Grenze der Gericlitsbarkeit Mexikos, bis zum Chiri<ini, weicher den 
Endpunkt der .Itnisdiktion Santa Fe Cohunbiens bildete. 

Die Yerwaltuntr Guatemalas richtete sich nach den Gesetzen 
Spaniens und insbesondere nach denjenigen des spanischen IndionSf 
genannt „leyes liidias", sowie den Onlonnanzen der Int(.>ndanten. 

Als die Unabhängigkeit Mexikos in Iguala am 24. Februar 1821 
erklärt wurde, folgte Guatemala seinem Beispiele am 15. September 
desselben Jahres und man beschloss die Abhaltung eines konstitu- 
ierenden Kongresses iQr den 1. März 1822; dieser £ongress kam 
jedoch nicht zu Stande, da sich die Natioa auf Ann^ng des 
damaligen Kaisers Iturbide schon am 5. Januar desselben Jahres 
vorheigenanntem Reiche einverleibte. Die Dauer dieses Kaiser- 
reiches war jedoch eine kiurze und bei seinem Stunse wurde end- 
giltig die Unabhängigkeit Centnd-Amerikas am 1. Juli 1823 erklärt 

Die National -Versammlung rief jetzt eii^e federale Konstitution 
in s Iveben, welche am 23. November beschworen imd bestätigt wurde; 
sie hatte zum grössten Teil die Verfas.snng der Vereinigten Staaten 
von Nord-Amerika als VorbiM genommen; sie piUiStc daher aurli iiifht 
für Central-Auiei ika. dessen Tivimung (disgregacion) d-'ini auch bald 
ttaitfand. Schon durch Dekret vom 30. Mai 183N oikliiiten sich die 
StJiateii ( iuHt»Mnala. Salvador, Honduras, Niraiaj;ua und Costa Hica 
für unabhängig vuii rinan l« r. wn^rgi ii sich Ciiiapas und Soconusco 
Me.xiko einverleibten. Guatemala organisierte sich in Folge ilessen 
p<>litisch gemäss den Konstitutionsbeschlüssen vom 19. Oktober 1851, 
wui>ei das Gesetz vom 5. Dezendier 1839 zur Anerkennung der 
bürgerlichen Rechte (derechos del ciudadano) angenommen wnrde. 
Knilt eines konstitutionellen Gesetzes vom 11. Dezember 1879 führte 
man eine neue politische Organisation ein, die jedoch am 23. Oktober 
1S85 und nachträglich am 5. November 1887 und am 3. August 
1897 reformiert wiwde. 

Die Konstitution lässt die Einverleibung Guatemalas dem 
übrigen Central- Amerika zu tuiter der Bedingtmg, dass die betreffende 
Union eine beständige, gerechte, volkstümliche und vorteilhafte sei. 
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Die RegioningHgewalt (Poder Supremo) ist demokiatiach^repubU- 
kaniBch und reprcsentativ und teilt «ich in legislative, exekutive und 
gorichtliehe (judicial) Gewalt. 

Die Quatemalteketi bestehen aus eingeborenen und naturali- 
sierten Bfirgern. Die eingeborenen Bürger sind solche, welche hier 
oder auf einem von Oimtenmla abhängigen Gebiete geboren dnd, 

• mit Austialiiue <loi' Kinder diplomatischer Verti-eter, welclie einen 
pMJitpjnaltokisehen Vater haben oder ausscrohelit-li von einer giiat»> 
nialtcl\i<' li< 11 Miitt*'r im Auslande geborefi sind: diese werden jedtK-h. 
sobald >io in ili»>seni liandr ihren W'oluisit/. nehmen odt.r audi nlmc 
(iiofii I nistand Giiatt-nialleken, Wfiiii <s den tiesetzen dta l»e- 
ti»dVeiMl< ii (ji l.iat.siandes gemäss sind oder «las Keeht halten zu 
Mahlen und das iiiesige Bürgerret.'ht beans])ruehen. Ebenso wenien 
als eingeboi-ene (nuitemaltoken l>etraclitet die, welch«; von anderen 
Ke[)ul)liken Central-Ainerikas herstammen und vor der kompetenten 
behönle den Wunscdi aussprechen, IJurger zu werden. 

Naturalisierte Bürger sind solche Hisjiano- Amerikaner, welche 
hier aosllssig sind und ihre eigene Nationalität verloren haben, femer 
alle Ausländer, welche in gehöriger Weise das Büigerrecht er^ 
werben. Das Fremdengosetz ist vom 21. Februar 1894. Dss- 
selbe regelt nicht nur die civile Stelhmg des Kemden in Giiate- 

* mala, sondern ordnet auch diplomatische Massnahmen, die Naturali- 
sation, sowie Ausweisung des Fremden, die auf sie ansuwendenden 
Strafgesetze und sonstige gerichtlichen Angd^nheiten. Die Naturali- 
sation geschieht durch Beschluss des Prftsidenten der Republik anf 
Qrund von Zeugnissen fiber gute FQhrung nach zwcijfihrigem 
Aufenthalt im Lande und des Nachweises genfigcnden Einkommens, 
einer Profession, Kunst, Handwerk oder sonstigen Gewerbes, durch 
welches der Betreffende sich anständig ernähren kann. 

Das voi-schrittsiiiässige Alter mv Erlanguu^ des liürgcrreriiles 
für je^len Guatemalteken ist einundzwanzig Jahre, wenn er lesen 
und schreiben kann, oder Einkommen hat. ein Handwi rk oder Ge- 
Merlif ;msütit. \v<lclif^ ihm die Mittel zur Selbsterhalt mii; sichert. 
Die \'i'lli'ii(linit; dos arhtz.'hnten Ijclit'iisjahn^- genügt jedi>ch für 
Militärpersonen oder solche, welche einen lite rarischen Tit'^1 o-^^'" 
Grad haben, der in einer nationalen Anstalt ci laugt ist. Jeder Bürger 
hat Stimmrticht bei den Waiden und Zutritt zu allen offentlichcü 
Ämtern« Der ein öffentliches Amt bekleidende Ausl&ndei erhftlt die 
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Ei|xenschaft eines Bürgers, vorausgesetzt, »lass er in keiner Weise 
den BuUiugiincren des betreffenden Gesetzes znwitlerhandelt. 

Dif Ol iiiKlit i hic (guianlias) des Guatemalteken bezieh«'!! sieh 
auf Fieih^jit. Gleichheit und Sicherheit der Porson, der Ehre und 
des Besitztums, 

Zur Verurteilung vun Vergehen der Presse (duiitos de imprenta) 
wenlen Geschworene ernannt. 

Es bestehen für den (Juatemalteken GewissensfreiluMt, Freiheit 
des rnterrichts, de^ Kultus, der Pretsse (imprenta), des Berufes, der 
Wald des Aufenthalts (locomocion), Unverletzliarkeit thn- Wohnung 
UDd dm Kigentunis, das Hecht. p<Uitische oder andere Versamni- 
luagen abzuhalten oder daran teilzuiu^hmen und die übrigen, sich 
auf die Person besiehenden Bechte, insbesondere die Oamntie des 
„Habeas ooipus** oder peisönlicher Exbibition (exhibicion personal). 

In der Organisation der legislativen Vertretung besteht das 
System der direkten Wahl (sufnigio directo) und der Bestimmung 
ym Abgeordneten, welche durch Stimmenmehrheit dasu ernannt wer- 
den und zwar kommt auf jede zwanzigtausend oder einen Bnichteil 
ton zehntausend Wabistimmen ein Vertreter (deputado). — Augen- 
blicklich ist die Zahl dieser Deputierten nminundsochzig und bilden 
dieM die Nationalversammlung nach dem Einkammei-s\ steni (uni- 
camarista), welche alle anderen Volksvertaretinigen ausschlieüst Die 
Versammlung kann keine Sitzungen, um Gesetze zu crlasbun, ab- 
halten, ohne dass die absolute Mehrheit zugegen ist. 

Die ErolTinuii: ih'V Ver-sainniliiimvn limift alljährlich am 1. März 
•itatt un(i <laueni tliest; Sitziiiiir.;u ge\v«">iinlieh üwei Monate, welclie 
Periodic auch um einen Muuat verläntrert werdon kann uiitl i^esehieht 
die Eiiii « rufung zu Si>ezial-Sitzungen dui'chden Präsidenten (Ejecuiivü) 
«ler die permanente Kommission. 

Diese Kommission hat auch . wenn die Versamndung nicht 
Ligt (rezeh)), »larulK^r zu entseheiden, ob ein Grund zu der Führung 
eines Prozesses (causa) gegen gewisse Beamte vorliegt; sie 
leitet die schwebenden Geschäfte. Dieselbe besieht aus sieben 
DejMitierten, die alljährlich dundi (Ii - V. i Sammlung bestimmt werden. 
— Die exekutive Macht liegt in der Hand eines Bürgers, welcher 
^Krisident der Republik'* hoisst Derselbe wird vom Volke direkt 
auf sechs Jahre gewfthlt und darf zum zweiten Male nicht wieder^ 
gewählt werden, wenn nicht eine gesetzmSssige Periode dazwischen 
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liegt Er wird in fieinem Amte uuterstQtet durch Staatssekretäre 
oder Minister, deren Anzahl sich augenblicklich, vie es die Um- 
stftndo erfordern, auf sechs belAuft. Die betreffenden Mioisterioi 
sind: 1. Das ausw&i-tige Amt, 2. das Ministerium der Justii und 
des Innern. 3. das Finanz-BIinisterium, 4. das Ministerium des 
Verkehrs, Handels und der /öffentlichen Arbeiten, 5. das Ministerium 
tles l'ntomcht.s Wesens uikI Kultus sowie G. das Krief^siuinisterium. 
Ausscnlom ^iebt fs eiii-ii Staatsrat <Consejo de eJitrnio), vvciclicr 
duivli flio National -ViMsunniluiij^ erwählt wiiil und aui:> fünf Mit- 
gll'-dern <lersell»en bott'iii. Vier trehört'ii >\rr \m1I ziehenden Gewalt 
an; diesen scldiesson sieh die seciis Minister an. Die Ver\vri!tun«jj 
«Icr Di'partementH, woriii die Republik zerfällt, liegt in den liitikieii 
von Pnlfekten (Jefes politieos), welehe auch zu gleicher Zeit Militär- 
Ciief.s ihre?; Bezirkes sind. — Die Departements teilen sich wieder 
in Munizipal itäti>-Distrikte unter lokalen Behörden, die aus einer 
gewissen Zahl von Räten (Conecjnies), Alkalden, Schöffen (regidores) 
und Einnehmern (sindioos) bestehen. 

Wo es angebracht erscheint, werden auch in bestimmten 
Distrikten Eommissionftro (Comiaionados Politioos) als Delegüie der 
Prftfekten ernannt. 

Die richterliche Gewalt (Poder judidal), welclie sich mit der 
Anwendung der Gesetze befosst, liegt den Richtern der Republik 
ob. — Es existiert ein Obelgerichtshof (Corte suprema), der mit 
einem Präsidenten und vier Richtern besetzt ist und welcher Ober 
die Nichtigkeit der Urteile der anderen Gerichte, entaoiimdet (Casa- 
cion); ebenso urteilt er ttber Rekurse und hängt es von seiner 
Erklärung al). ob gegen gewisse Regierungsbearate ein Oerichts- 
verfaliren eingeleitet werden kann. Ausserdem giebi es verschiedene 
Ap]M'llationsg«^ri'litshr.fo, deren jeder aus drei Bfamt-'n l*e«teht, 
küu» ! liichter er^U r Instanz in den Depnitt-nu-iils iiiiil Frii.iiens- 
richter für die mündlichen Verhöre, um die Sache zuuächst zu 
instruieren. 

Für den Fall der absoluten oder zeitweiligen Abwesenheit 
des Präsidenten der Republik ernennt die Nationalversauauilung 
alljährlich einen ersten und einen zweiten Dt siirnierten (designado); 
diese haben eventuell die Wahl eines neuen Prasidimten anzuordnen, 
doch ist die Einberufung nur innerhalb eines Zeitraumes von 
sechs Monaten giltig. 
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B. GesetKbilcher und GeseüEii^ebuiij;. 

WäliiiMnl (Ii s Ki)lniiial-H'^guncs richtete sicli Cniuteinala lUiCh 
den (ichctzcii des Mutters(;i;it--s. <\. h. teilweise nach violoii jioch für 
(las römische Kt irh t^e^olx iiun VerurüiiuugtMi, teilweise nach dm Sitt«>n 
und Gebräuchen der älteren GcBotz-Sammiungen (hioros), fonui-r nach 
der neuen und neuesten Sammlung (Nueva y novisima Hn '.pihicion) 
und nach den (jesetzen des spanischen Indiens (levi s de IndiiiK). 

Auch nach der Unabhängigkeiteeridftrungf cL h. nach dem 
15. September 1821, befolgte man jene Gesetze, doch zogr man 
besoDders die Juzisprudenz und einmal eingefClbrten OebriMiche der 
Tribunale zu Rate. Wenn man im Jahre 1887 das Strafgesetzbuch 
ron Uvingaton anzuwenden begann, so geschah dies nur für kurze 
Zeit, weil man nicht die Rechtsprechung durch Geschworene 
dnfQhren konnte, die jenes vorschrieb. Dieser Zustand fand mit 
der Bevoltttion ron 1871 seinen Abschluss und die Republik wurde 
mit neuen Gesetzen ausgestattet. . 

Es bestehen seither das borgerliche Gesetzbuch (C6digo civil), 
die Civilprozeasordnung (Cödi^n de Procedimientos Civiles), das 
Handels-, djis Strafgesetzbuch; die Strafprozessonlnunp: sowie das 
Militär- und Fiskal-Gesetzbuch (C6digo militar, codigo tisc^il). — 
Au.s8er<leiu hestehen noch Heeres- Verordnungen (Onhjnanzas del 
ejercito) und Sammlungen der Heimats-Gesetze (leycs Patrias). 

Das Civil-Gesetzbuch ist deinjenicren von Pom nnchcrebiklet. 

Die Volljährin;keit fänirt mit diMii Lt'luMi.^jaiii«' 

Man erkennt die Vorinuiids -haft (ref^inien de tutela) an, sowie 
die gesetzliche Verbindung in der Ehe (socieda<l letml el nia- 
trimoaio). — Letztere hat einen weltlichen Charakter und ist die 
Auflösung derselben dem Bande nach zulässig. 

Das Recht zu IctztwiUigen Vorfflguagen (testamentarischen Ver- 
fflgungen) ist gewährleistet und die Nachforschung Ober die Vater> 
Schaft ist mit Beschiftnknng (restriocion) gestattet. — Jeder Vortrag 
Ober unbew^liche Gfiter mnss beurkundet weiden, alle anderen 
Vertiflge Aber einen Gegenstand, dessen Wert die Summe von fflnf- 
handert Pesos Übersteigt, mflssen ebenfalls schriftlich abgefasst sein. 

Das Gesetzbuch Ober Prozess-Verfahren ist dem mexikanischen 
analog. — Es giebt schriftliche und mündliche Gerichts-Verhand- 
langen. Dieselben teilen sich in gewöhnliche und summarische, 
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je nach ihrer Natur und Wichtigkeit — In allen Rechtsangel^eD- 
heiten giebt es nur zwei Instanzen. — Das Handelsgesctzbudi 
stammt vum chilenischen ab und seine Dispositionen änd praktisch. 

Jeder, welcher durch die Ijandosf^esetze bcfiiliigt ist, Ver- 
bindlichkeiten ein/.Uf^ehen, hat ■t/.Uch <lic iüliiuk. it . Handel 
zu titdben. — Strafjrej^f t/.luiclK r gielit es zwei, w*)Vun eines sich 
auf das «paiii^chu Stiahucht stutzt, welches eine Abstufung iler 
Strafen anerkennt und di»^ Todt'Hstraf«^ zidässt: das andere hat 
Strafen wos.MitIi<-h kurrektiveu (Jluvraktcrs und cutliält diiö S>btüUi 
der rel.itivi 11 Str.ife. 

l »i ■ Kassation und Revision der Urteile sind speziell ge- 
ordnet. Das .Militiuxesetzbuch enthält einen materiellt ii imd einen 
prozessualen Teil. Die Todesstrafe sieht auf viele Verluwlien. 
insbes- üdi n- ;iiif Untreue gegen diu^ Vaterland. Es giel»t auch 
spezielle Vergehen, über welche je nach ihrer Natur ein gewöhn- 
liches oder ein ana höheren Offlxieren Eusamtnengesetetefi KriegS' 
gericht entsclieidot — • Die Heei^esverordnungen sind den betreffenden 
Ko<lex angepaast Die in Kraft befindlichen sind die vom 3. Nov. 1897 ; 
denselben geht ein konstitutioneller Teil voran. Als zum Heere 
gehörig werden die Guatemalteken vom 18. bis zum voUendetea 
50. Lebensjahre betrachtet. Das Heer teilt sich in das aktive Heer 
und die Reserve, Der aktive Teil rekrutiert sich durch Losuog 
bei Zulassung von Freiwilligeu ; Werbung ist gestattet Der 
Dienst dauert unter normalen Veriiftltnissen ein Jahr, doch kann 
derselbe auch verlängert wenlen. — Das fiskale Gesetzbuch vom 
Jahre 1S81, welches Bestimm uU;;en über ötTcntliche Altgaben enthält, 
ist sehr reforuiierl wrudi ii, besonders wo es sieh um das ZnlUveseii 
und Gesetze über Kuuliibutiuaeu vom Jahre liaudelt. lui 

Allgemeinen wird dici Wert-AbseliJltzung per Gewicht (xier Zahl 
y\w\ nicht ,.ad valuionv uvnuu lit, iiidLMu man eine gewisse vSiunmo 
per Kilo auf Kinfuhr dem Tarif-' t;< inf}ss bezahlt. — Es giebt 
auch zoUfi-cie Artikel und ist die Exportation ebenfalls frei mit 
Ausnahme des Kaffee's und einiger nicht nennenswerter PiXKlukte. 

Es giebt Stempelgebühren auf Papier, Abgaben auf geistige 
Getränke und Tabak, dessen Hau joduph frei ist, Wege- und 
Testamentssteuer, sowie Abgaben beim Verkauf von Grundeigentum. 

Ällj&hriich findet die Znsammenstellung der wfthrend des Jahres 
erkssenen inländischen Gesetze statt 
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Wonn auch die Loprislation von Ouatemnla in allen ihron 
Zweigen schon zieinlie}i vollständig- war, so kann man doch 
behaupten, dass es im Jahre 1898 nicht an neuen Gesetzen fehlte. 
— In dem der Kanzlei des Ministorinms des Verkehrs und 
öffentlichen Arbeiten untergeordneten Zweigen erliest mrtn .solche 
über Einwanderung, Uber Patmte, Eisenbahnen und Eigentnms- 
eotsetzung (Expropriation]. — Das Einwanderungegosets enthält 
Befreiung von gewiesen Abgaben (fcanquictas), Oarantieen zu 
Goneten der Eingewanderten und etabliert einen Hfilfsznacbuss fOr 
Paaaagen u. s. w. Im Patent-Gesetze wird das gewerbliche Eigentiime- 
recht dem Fremden, welcher nicht in Guatemala ansässig ist, ge- 
währleistet. 

Der Ban von Eisenbahnen wird besonders durch verschiedene 
Konzessionen und sonstige Vorteile hep^ünstigt. Die Verordnungen 

Aber Expropriation beeint nichtigen nicht das Eigentum, soweit wie 
dieses hei den kultiviertesten Nationen der Fall ist und tritt bei 
Notwendigkeit der Expropriation vorherige Ensflirnliiinntr ein. 

i'\)cv F;it»rik- und liaiiilflsinaikon vofhält >icli i-'m Register 
im Ministerium des Verkehrs uuil tler r)n'entLiclieü Aiijeiten. 

Her oflentlif'he Unterricht ist frei und richtet sich nach 
dem (iesetze vom 27. November 18S2 und seinen Iv f uincii. 
I ber I^ndwirtschaft existiert kein besonderes Gcsetzitucli, man 
findet jedoch hieriiber die nötigen Bcstimnimif^pn im Arbeiter- 
Oesetz vom 14. Februar 1894. — Der llauptzweig der Landwirt- 
scliaft ist der Anbau des KafFee's und giebt os hier grosso 
Pflanzungen dieses Protluktos, welche sich gn">ss(ent< ils im J-Icsitz 
von Deutschen finden. Ebenfalls von Wichtigkeit ist der Bau 
des Zuckerrohres, Kakaos, Gummis, Getreides u. s. w. und fehlt es 
an Pferde-, Rindvieh- und Schafzucht nicht Der Guatemala-KafTee 
sucht seinesgleichen in Qiuilität Fabrik-Industrien sind noch sehr 
im Rückstände. Die Handelsverbindungen dieses Landes bestehen 
hauptsächlich mit den Vereinigten Staaten von Nord-Amerika, 
England. Frankreich und Deutschland und schliesst sich Chile 
seit Kurzem den genannten an. Die Hauptverkehrswege bilden die 
Nord- und Sftdbahnen und ist der SclufRsverkehr verschiedener 
Dampferlinien ein ziemlich reger. Unter andoiom behandelt ein 
Gesrtz vom 24. Oktol»er 1879 den S< hut/. über Eigentum von 
litciuriachcn Werken und Kunst-Erzeugnissen. Es ist besondoi-s 
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zu bcmorkon, tlass Guatemala «ler Konvention von Bern beitrot und 

sich an doni Welt-Postvertmgo l»oteiligte. 

Dil' liter.ii isc'ho Jiowegung Guatemalas lind-'t in verseliietiencii 
rtililikatii.iion Ausilruck, iiisbeson<lei*e ia tiigliclien Zeitungen, sowie 
ZeiLscluiften, von welelien ersteren „La Kej>ut»lica'', „Diario d*» ( . ntn» 
Anioricn*' ,.E1 Lilx lui" und »I<m in »Miirlisdier Sprache gednickte 
j.üuatemal-llei-ahl • ilie bekanulefsteii Hiiid. 

Iii wirtschaftlicher Hinsiclit vei-spricht sicli Uuatemahi duivh 
seinen Reichtum, seine Kmlit-Institutionen, guten Bodenverhält- 
nisse u. s. w. eine Rostige Eotwickelung. 



Haiti. 

Referent: Alexander Poujol, frnherer Geschäftsti-ager, 
Abgeonl neter, Port-uu-rrince (Uaiti). 



a) Gesetsgebnng. 

Die gesetzgeberische Thätigkeit w&hrend der dritten Session 
der 21. Legislaturj[K>riüde. 

CiTOrecht und CtvüproiMw. 

Beschluss vom 11. Mai. welcher dahin latitet, dass sich eine 
Koiuuiinsiou von Re<'hts£r* l('hi t<»ii /.u l»iM<ni luiUe, zweckt» uicthotliscIuT 
Zusammenfassung der v»'i»i liii dt iii ii Dekrete, Gesetze und Beschluüse, 
welche augenblicklich in Kralt siml. 

(jcHotz vom 11. Mai, betrelTend dif AUindcniiiircn der Titel XI 
und XU des Civilprozessordniiii^^ über die gerichüiclie Beschlag- 
nähme von unbeweglichem Eigentume. 

Besagtes Gesetz hat zum. Zweck, in Aubetraclit der Austlehnung 
der Rechtshändel, welche in der Entwickelung des Kn-dites ilin^n 
Qrund liaben, die allzu grossen Formalitäten der gerichtlichen Mo- 
scliagDabme von unbeweglichem Eigentume abzukflizen. Es hat die 
Interessen beider Parteien im Auge und gew&hrt einer jeden des 
gleichen gesetzlichen Schutz. 

Gesetz vom 28. Julii welches die Abftnderungen des Artikels 
1836 des Givilgesetzbuches bestimmt 



Dieses Gesetz sucht, ohne jodoeh dahei die Rechte dos (Iläul•i^'o^s 
zu verletzen, deinjeiiitren S< liul<]ii- i Schutz zu gewUhivti. w^h-heij 
iin.MWiülete Schickbals^chhigc ausser Stand gesetzt lial>. n, s«-itie 
Schulden zu hezahlen. 

Artikel l^MG heisst nunmehr: 

Die AuKÜlnuij^ der St'hnldhaft verliindiMf w< i1<t. um li schiebt 
sie (las gerichtliche Verfahreu und die gewaltsame Eintreibung der 
Gntei auf. 

In Uandolsangelepcnheiten hat «1er Gläubiger die Wahl zwischen 
der S htddhaft luid den andern Mitteln gewall&imer Eintreibung. 

Mithin verhindert die Ausübung der Schuldhaft die gericht> 
liehe BeBchlagnahme und den Verkauf der Gflter. 

Es bleiben jedoch die Verordnungen des Artikels 8 des Dekretes 
Tom 22. Hai 1843 nnd das Kapitel 1 und 2 des Titels IV des 
flandelsgesetxbuohes vollauf bestehen. 

3Iilitärge8etze. 

Gesetz vom 'M). August, welches die Zahl der Oliizicre des 
Ubei-gt'nemlstabs festsetzt. 

Gesetz vom 1 8. August, welches die Zahl der wegen besonderer 
Belohnung besoldeten Generäle aufrecht erhält. 

Straf recht. 

Gesetz vom 21. Juli, welches gewisse Artikel des Strafgesetz- 
buches ändert. 

lü- 'laliiii liattc wohl der .\iiiko| HO dos Strafgeset/buchcs 
die Vollstreckung von Verurteilungen zu GcMln-scn, zu \Vi ' IrM-- 
f^rstattnnfren, zu EntsrhiUligungen tuid zu d ii Kosten dun-h Schuld- 
liatt erlaubt. Desgleichen hatten die Artikel .'i7, :iSß und .TSS 
(lessei heu Gesetzbuches die Dauer dieser Schuldhaft festgesetzt, 
wenn es sich um Veruilciltnigen zu Oimsten des Staates handelte, 
jedoch e» unterlassen, die Dauer der Schuldiuift zu bestimmen, 
wenn «-^ sir h um Venirteilungen handelte, die zu Gunsten einer 
irgendlreliebigen anderen Partei erfolgten. 

Diese Abänderungen, welche zum Zwecke haben, den Sdiuldnor, 
welchen der Staat selbst als zahlnngsunfälug anerkannt hat, vor der 
Willkür <lor klagenden Partei zu schützen, Jauten: 

Die Artikel 37 und 388 des Strafgesetzbuches sind abgeändert 
wie folgt: 



Artikel 37. Wenn Geldbiuseo nnd Kosten zu Gunsten des 
Staates aulerlegt wurden, wenn nach Abbflssung der Leibes- und 
der Ehrenstrafe die Haft des Venirteilten zur Tilgung der Geld- 
strafen ein fj^anzes Jahr gedauert hat, so kann Letzterer auf den im 
Wesrc des Iteciits vorgehracliten lieweis seiner absoluten Zahlungs- 
uiilaliigkeit hin in Fi*eilieit gesetzt werden. 

Die Dauer der Gefängnisstrafo wird ;nif seciis Monate herab- 
gesetzt, wenn es sich um ein VoiL;«'hcii handelt. 

Un<l wenn dci Yeriirteihe auf Verlangen <hM- kla^cndfii ['aitoien 
oder der Civiijiarloieii zurückgelialten wird we^^'n (h s Si liadener-satzes, 
der Wiedererstattung oder Kosten, welclie ihnen zugesprochen 
wuitlen, so soll die Dauer des Zwangshaft sechs Monate l i tiTi^.'n, 
wenn es .sich um einen Schadenersatz handelt, der ni» lit Hundert 
l^iaster übersteigt und ein Jahr als ilaximum* wenn der Schaden« 
ersats diese Summe Übersteigt. 

Diese Wiedererstattungen, Entschädigungen und Kosten ziehen 
die Schuldhaft nach sich. Sind diese Venuleilungen zu Gunsten 
des Staates eigangen, so kOnnen die Verurteilten von dem Rechte, 
welches laut Artikel 386 im Falle der in diesem Artikel vorgesehenen 
Zahlungsunfähigkeit gewährt wird, Gebraudi machen. 

Ünd wenn diese Verurteilungen zu Gunsten iigend einer anderen 
Partei geschehen sind, so soll die ganze Dauer der Schuldhaft 
drei Bf onate betragen. 

öffentliche Bauten. 

Ministerieller Besehluss, welcher das Kcglcmcnt für das Dock 
in Port au Princc feststellt. 

Aus diesen Bestimmungen sei hervorgc^hoben, dass. wenn es 
notwendig erecheint, die ScliifTe der Regierung, mit xVui~s. hlus- 
Übrigen in da> Dm k aufuer.ommen wenlen ko?men. .!< il*,» h buUen 
die SclnfTe, di</ sidi in (icfahr lu finden, das Vorrcrlit selbst vor 
den Seliiüen (l' i Ivt iii- runi^^ haben. Beim Aufnehmen in das Dock 
sollen die fremdländischen Kriegsschiffe, die Postdarapfer. welclier 
Nati(»n dieselben auch angehöi-en mögen, und überhaupt alle jene 
Schifl'e, welche sich in dringender Gefahr befindeu, bevorzugt 
werden. 

Gesetz vom 13. Oktober, welches den Bau einer fiieenbahD- 
linie im Nonldepartement bestimmt 
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Kontrakt vom 1. Oktolior für die Sonkuiig <le8 telcgraphischon 
Kftbelü üer ^(Jompagnie fcan^aise'' im Kap Haiti. 

Untcrriciitä-Mluijiteriuni. 

Mioisterieller Beschluss vom 30. August über die AlMiuleningeii 
der Reglements der medicinischen tmd chinirgischen Fakultät zwet'ks 
VervoUkommnung der lesp. Studien. 

Ruhe-GehlUter. 

In Anbetracht der von den Lehrern dem Staate geleisteten 
Bianste, beechlieest die Abgeordneten-Kammer durch Gesetz vom 
18. August, dieser Kategorie von Staatsbeamten ein Ruhegehalt zn 
gewfthren, welches sie vor der Not fichützen soll. 

Recht auf ein Ruhe-Gtehalt) ivelches den dritten Teil des festen 
Golialtes l)etraf?en soll, haben vom künftigen 1. Oktober ab alle 
Schulinspektoren, Unter- Seliulinspektoren, I^clirer und Lehrerini^eiK 
welche das fünfzigste Jahr erieicht haben und wilhrend 2 * .lani< ii 
im aktiven SUuitsdieuBte des Tlntern(!its\ve5?ens waren. Die nicht 
wiüilei' veilieiratheten Wittwen von Lelnoiii und die miiid.-rjiUuigeu 
Kinder vt.n Lehiviu <> der Lehrerinnen iiaben Reclit auf den vierten 
Teil des Ruhe-Üehaltes. 

Durcli Gesetz vom 29. September wird das Gesetz vom 
13. September, welches die Ruhegehälter der richterlichen Beamten 
i-etrelt, geändert. Bis dahin hatten alle diese Beamten, die in 
den Ruhestand versetzt wurden, oline Uutei'schied von Hang und 
Oehalt, Recht auf ein Ruhe-Gehalt von 50 Gourden pro Monat. 

Nach d«a neuen Gesetze soll ein jeder richterliche Beamte als 
Ruhegehalt die H&lfte des Betrages seines Gehaltes erhalten. Jedoch 
darf das Ruhegehalt nicht höher sein als 100 Gourden pro Monat 

SisaiuEweseii. 

Oesetz vom 22. September über die Einführung neuer Stempel- 
l>apiere. Kraft dieses Gesetzes wird es in Zukunft zehn Kategorien 
von Stern p^'lpapioren geben: von S 0,05; 0,10; 0,20; 0,;{5; 0,70; 
S 1,35: 2,00; 4,0(1; S 6,00; S 15,00. 

Der Krlaubnii5.schein zur Ausflbuug eines Gewerbes oder des 
Handels wird auf Stempelpapier von 0> 4.00 ge-^eltcn und das 
l'atout eines Auslundci« auf Stempclpapier von S 15,00 ausgefertigt. 

50 
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Die Oobflhr fflr Pfisse für Personen, die sich von einem Ooean 

mm andern oder auf (las araerikanisclic Festland begeben, ist auf 
S 10,00 festj?eset/.t. 

Das ("n'st'tz vom 20. Seplonilior l)cstimiut die Eingangszölle 
für aiislriiidisclio Seifen. Die Züile, vou welcher (Qualität die Seifen 
nu( Ii seien, beti^agen unbeschadet der ZuaohlagzOlle ^ 0,50 für je 
100 l'fuud. 

Die durch Gesetz vom 16. Dezember 1897 vorgeseliene Nac-h- 
steuer von 25% wird nicht auf die Seife erhoben. 

Getfetz vom 3. Oktober, welclics vom ersten Oktober an Brief- 
marken von zwölf verschiedenen Weiten einführt. S 1,00; 0,50. 
0,20, 0,15, 0,10, 0,08, 0,07, 0,05, 0,04, 0,03, 0,02, 0,01 cents. 
Und ein&che Postkarten zn S 0,01, 0,02 und 0,03. Postkarten 
mit bezahlter Rückantwort zu S 0,01, 0,02, 0,03. 

Gesetze vom 6. September und vom 15. Oktober, welche £r- 
gftnsungskredite gewfthren. 

Daa erste eröffnet Kredite bis zur Summe von 
S 1 426 801,51 in nationalem Golde 
un d S 292 487,42 in amerikanischem Golde 
^ 1 719 288,93 

fOr das Eriegsministeriam, Harineministerium, für das Ministerium 
der öffentlichen Bauten und des MtnisterittOtt des Innern. 

Laut demselben Gesetze wei-den diese Kredite in den Rechnungs- 
bericht dos Finanzjahres 1895 — 189G eingetragen. 

Das zweite Gesetz eW>ffnet Kredite bis ymv Sunuue von 
S 057 411,25 in nationalem Guide 
und von •'^ 225 144,04 in amerikaiiischeiu Golde 
>^ s,s2 555,29 

für liius Kl iei^siniiiisterium, Marinemiiiisterium, Ministeriiun des 
Innern, Ministerium der öffentlichen Bauten, Kultusministerium, 
Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten, Ministerium der 
Finanzen und Handelsministeriums. 

Laut demselben Gesetze sind diese Kredite in den Redmungs- 
bericht des finflnzjahres 1897^1898 einzutragen. 

Diese flbertriebenen Ausgaben (in nationalem Oelde 2 084212,76 
und in amerikanischem Golde 617,621,40) haben zu einem 
grossen Teil dazu lieigetragen, jene schreckliche Krisis hervoniunfea, 
welche das I^nd augenblicklich erlebt 
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Das Gesetz vom 1. NovomUer crmAchtigt die Exekutivgewalt, 
eine Anleihe von 5 Millionen Dollar zu machen. 

Diefles Oesetz wnrde nicht aufgeführt, weil die Anleihe nicht 
gedeckt worden war. 

Gesetz vom 7. Oktobo', welches den Staatshauahaltetat der 
Anagaben für das Finanzjahr 1898 — 1899 wie folgt festsetzt 

Kredite sind den Terschiodenen Staatssekretären eröffnet bis 
zur Summe von: 



Ptinergeld Amerik. Gold 



Ministerium des Äuswärtig^n 




27080 — 




91042,90 


Ministerium der FinanzeD n. des Uaodels 




0251)29,92 




13228,28 


Krip^ministeriiiMi 


»» 


1278857.28 


» 


lir)347,— 


Marineuiiiustenuin 




2Ü032Ü,— 


11 


91,440,— 


Mioiütorium des Innern u. der Polizei 


11 


982937,01 


11 


18200,— 


Ministerium der öffeatlicbeu Bauten 


n 


404204,20 


>i 


Ü4440, - 


AcfcerhanmiatBterium 


n 


289688,- 


n 


14000,- 


Ministerioffl det dff entl. Unterrichtswesens 


n 


808009.50 




26640,. 


Jnstizmioisteriom 


n 


487204,- 


« 




KnltTtsniinisteriuin 


« 






53714,32 


Direktion der Baulc 




120000," 






Staatsschuld 


11 


3G1Ü91,80 


11 


183()G3l,aH 






5e33Uti7,71 




2321283,63 



b> Literatur. 

Mar<X'lin, frQherer Minister der Finanzen, welcher augon- 
blicklioh in Paris wohnt, hat unter dem Titel „une ngcessit^**^ 
(Eine Notwendigkeit) ein Buch herausgegeben, welches fDr 
die Gegenwart lebhaftes Interesse bietet Der frfthere Hinistor 
rät der Regierang, den Ausländem das Becht zu gewähren, nn- 
bewegliches Eigentum zu erwerben. Das Gesetz vom 28. Febniar 
1863 gewAhrte jenen Ausländem, welche Fabriken erbauen oder 
Niederlassungen zur Landwirtschaft in einem grossen Massstabo 
veranstalten, das Recht, direkt imheweglldies Eigentum zu besitzen. 
Die anderen Ausländer sind nicht im Besitze dieses Rechtes. Aber 
durch das Hypothekenrecht, welches ihnen zuerkannt ist, haben sie 
that^äcklich unbewegliches Eigentum. 

Allironieino AusiMiiandcrsetzung der getronwartigon Lago der 
0»>^. h;iUe ^^Expuric g«''!!' r*al do la Situation), j;ihrlii h orsdioinende 
aiiitiii-lie IViMikatioii. wcK lic «l'-ii K'aininern zugf.s* liiokl vviitl. — 
ZeitachhU iler UeBellscliaft für üosetzgebung (J{evne do la sotirttt 

50* 
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• lo l«'i,nslati<in) in Port an PHik-o: Die Liof- iung vom 2. F^.ntnr 
180S vei'ufTt'iitlicht Aii^/.ii}Z'' aus il.'iii IlandgesotzbnHie <lor »ii'ni.'inkit.'ii 
von Altred Ilonriqne/, und dif Li/.' iitiatnr-These vuii iMifuit. ü\t^r 
dio juristischen Ergebnisse der Heirat zArischen Mnwoliuerinneii 
von Haiti und Ausländern. — Die Lieierung vom 2. April enthält 
eine interessante Studie von G. Sylv.iin ilber das neutrale Verhalten 
Haitis im spanisch-amerikanisehen Konflikte; eine Studie Tholey 
filier das Auflösuilgsrocht der politischen Versammlungen uml die 
Lizetitiatiir-Thei^e von X. Price. Die Liefening vom 2. Juli enthält 
die Antrittsrede des Dr. Fen^^e, weicher vor kttrzem zum Professor 
des Völkerrechts an der RechtsfakultAt in Cap-Haiti ernannt wurde. 

Morel verOßentlicht in derselben Lieferung^ eine Studie fiber 
die „tlitK)rie des sentences ind€termin£ea^'. 

Die Lieferung vom 2. September ist anssdüiesslich dem An- 
denken an unseren sympathischen Kollegen und Freund, Thobj, 
Vorsitzenden der Oesellschaft fflr Gesetzgebung von Port au 
Prinee. gewidmet Die Liefenmg enthftit die Beden, welche auf 
seinem Orabe gehalten wurden und Auszüge aus den Zeitungen 
\m dieser Gelegenheit Sie veröffentlicht ferner das Ende der 
Foi-sehuiigeu Tliobys über die republikanischen Verfassungen und eine 
Dissertati(»u über den pcrmauenteu Aussehusö dos Senates. 



Japan. 

Referent: Dr. Halsnnami, ordentlicher Professor der Beeilte, Tokio. 



Es kann hier natürlich nicht meine Aufgabe sein, sfinitlieiio 
im Jahre 1898 erlassenen Gesetze und orgniii^onen Veronlnungen 
einer En'jrtonmg zu unterziehen, vielmehr werde ich nur die wichtigsten 
hervorheben und mich auch hierbei lediglich auf die Gesetze d. h- 
auf die von den gesetzgebenden Körpersohaften geschaffenen Ver^ 
Ordnungen beschränken. 

I. Bttugerliehes Gesetsbiioh und Nebengeaetse. 

1. Das Familten- und Erbrecht 
Das japanische Bürgerliche Gesetzbuch besteht wie die Kodi* 
Akatiouen vieler eiuxipäischer Staaten aus fünf Teilen. Die ersten 
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drei Teile: Allgemeiner Teil, Sachenrecht Recht der SchuldvotMlt- 
\n>6ff wurden schon im Jahre ls9() von den geset/.j^benden Körper- 
>c!iaften beraten, darauf vom Kuihür vüllzopreu und im lieiclisgeselz- 
Klatt'j publiziert. Im .laliiif 189S wurden die l-cidcn anderen Teile, 
das Fauiilit.'ü- und Eibifcht, /.um Gesetze erhoben. Sie uutfa8i»äii 
die V'.rscliriften der Aitikol 725 bis 114»!. 

rrspnniglich war zwar bcali>it lilisrt, alle liinf Büeiier zu gleielier 
Zeit in Kiaft treten zu lassen, aber das praktiselie Bedürfnis, sowie 
iiiiiei jM)liUsehe, alier auch difdomatisehe Ei wägunirrn. vor allem die 
Ai»ätüliiung des erneuton Handels- und SeliifTahrlsvertrags, führten 
claxu, zunächst bo schnell wie mügiiuh das Vermögensrecht in Kraft 
treten zu lassen und erst spAter an die Bearbeitung des Familien- 
iind Erbrechts zu gelum. 

Das Familien- und Erbrecht ist zwar fonnell dem der anderen 
europftischen Lftoder, besonders dem Deutschlands ähnlich, inhaltlich 
aber ist es von jenem grundverschieden, Während See-, Handels- 
nnd Wechselrecht, schliessUch auch das ganze Vermögensrecht 
der verschiedenen Kulturvölker durch deren gegenseitigen Verkehr 
mit der Zeit zu last völliger Einheitlichkeit gediehen sind, hat sich 
im Familien- und Sirbrecht eine solche nicht erlangen lassen. £s 
sind vidmebr immer die ethischen Anschauungen der Nation, das 
heimische Familienleben, sowie wirtschaftliche und soziale Verliftlt- 
niiise zu berftcksichtigcn gewesi'u, und diese im Verein mit der 
gesamten gosehiehtlichen Entwickelung eines Volkes waren es auch, 
die das jaiuinisehe Familien- uml Erbreciit mit Material vci^saheu 
und ihm seine Form gaben. 

Währen«! In-'i allen europäischen Stanlt n in fler Organisatiua 
tiei ( ir>.'il-( liatt (las System des In<livii|iialisiiius sich Halm i;('l)rochen 
liat, blieb in Jaf^an die Familie als Sozialeiner erhalten. Da 
hi(?rduf »las Wesen des sozialen Lebens in Japan beruht, so hat 
auch der Oest^tzgelicr au dieses Kesultat historisch - sozialer JEnt- 
w;\ k.'lung anknüpfen und bei der ßeiirbeitung des Familien- und 
Krbrecdits Hüeksicht nehmen müssen. Das jnpanische Recht behandelt 
(iie Familie als eigenes Rechtssubjekt, als eine Art juristische Person, 
(leider geht es meines Erachtens hierin nicht weit genug) ^) und 

*) Die Danitellong der Vorzüge des Fauülismus gegenüber dem meiner 
llMDuag nach zu staii amgeprägteD IndividttaliBmus in den meisten 
«uropftiscben Staaten sei einer besonderen Abbandluog vorbehalten. 
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regelt demgemtes die BeBtimmungen über die hausherrliche Gewalt, 
Adoption, „Inkio^^ u. b. w. 

Zur näheren ErUiraog des Begriffes der jJTamUie^ mOgen hier 
die folgenden Artikel Erwähnung finden. 

FuDiUea-Reeht 

Zweiter Abschnitt Hausherr und Hausgenossen. 

732. Die Familienmitglieder des Hausherrn, welche seinem Hause 
(Stammhause) angt huren, und deren Ehegatten sind Hausgenossen. 

733. Das Kind tritt in das Haus des Yators. 

Wenn diesiM- unbekannt ist, tritt das Kind in das Hans der Mutter. 
Wenn die beiden unbekannt sind, ^rundet das Kind ein neues Haus. 

746. Hausherr und liauijgciiu.s.seu führoii dou Nainrn des HaiLses. 

747. Dt r lla\isherr ist verpflichtet, die Hausgenossen zu ernäliieh. 
liU. Hau.sgen(»ssen dinieu nicht ihren Wohasitz gegen den 

Willen des Hausherrn bestimmen. 

750. Hausgenossen be<lürfen zur Eheschliessung und zum Ab- 
schluss eines AdoptionsvtntrHgcs der Einwilligung des Hausiierrn. 

n. b. 772. Ein Kind bedarf zur Eingehung der Ehe der Ein- 
willigung der Eltern, nur insoweit als diese demsolben Hau.^e 
angehören. Ein Mann, der das Alter von 30 Jalii*en, und eine 
Frau, die das von 2ö Jahren erreicht hat, bedürfen dieser Ein« 
willigung nicht 

752. Der Hausherr kann nur unter folgenden Bedingungen 
,4nkio** machen. 

1. Er muss Über 60 Jahre alt sein, 

2. Ein handlungsfähiger Hauserbe muss bereit sein, die Erb* 
folge unbeschrflnkt ansunehmen. 

755. Eine Hausherrin kann auch vor Ecieichung des 60. Jahres 
„Inkio*^ machen. 

n. b. „Inldo^ ist ein dem deutschen Altenteil entsprechendes 
Institut mit völliger Aufgabe der Patria Potestas seitens des Familien- 
oberhauptes und Unterordnung unter die Potestas des Kindes ia 
der Form eines goriclitlicheu Verfahrens. 

Vierter Abschnitt. KKoin und Kinder. 
837. Jedci' Volljährige kann Kinder adojitioreu. 
b41. Ehegatten können uui gemeinschaltligk adoptieren. 
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860. Das Adoptivkind erwirbt die Stellung eiues ehelichen 
Kiodes seiner Adoptiveltern. 

861. Das Adoptivkind tritt in das Haus der Adoptiveltern. 

Erbrecht. 

Erster Absckuitt. Die Succestiion in die hausherrliche 

Gewalt. 

964. Die Succession in die hausherrliche Gewalt tritt aus 
einein der folgenden (tründe ein: 

a) Duivh ih'w Tod, „Inkio*^ oder den Verlust der Staats- 
aogehorigkoit des Hausherrn. 

b) Wenn der Hausherr infolge Auflösung der £he oder des 
AdoptivverhftltQisses. aus dem Hause ausschddei 

c) Durch die Ehesehliessuog der Haushorria mit euiem HAanne, 
. der in ihr Haus eintritt, sowie durch die Scheidung einer solchen Ehe. 

968. Das bereits empfangene Kind ivird in Bezug auf die 
Suooession in die hausherrliche Gewalt -als bereits geboren behandelt 

986. Der Hauserbe sucoediert von der Zeit, in welcher die 
Succession in Kraft tritt, in alle Rechte und Pflichten des früheren 
Hausherrn; ausgenommen nnd diejenigen, welche dem Hausherrn 
hfichst persönlich zustanden. 

987. Da.s Eigentum an den Fauiilien-Annalen, an den beim 
.\hnenknltus gel)ranchten Gerätschaften, sowie au den Gräbern des 
lluuaes ist ein Privileg des succedi» reniK-u liau.sherrn. 

2. Das Einfrdirung8ges«:'tz zum H. G. R urnfasst Ii.') Artikel 
und enthält vor allem die ticUiäitoriächen Bestimmungen iür die 
l bergan gs7 ei t. 

H. l)a> J'ciMjnenstandsgesetz, welches zur Einfüiii iini; de« 
Familieu- uud Erbrechts notwendig wurde, urnfasst 223 Artikel. 

4. Allgciueino Rechtsnormen. (Hole.) 
Es ist dies eine ZusammonsteUung von Recht.ssiit/ou, welche 
in den europäischen Staaten ihre Regelung teils in den Verfassungen, 
teils in den Einleitongeo, EinfQhrungs- oder AusfQhrungsgesetzen 
Ton Kodifikationen gefunden haben; so bestimmt z. B. Artikel 2 der 
deutschen RetchsTeriassung, dass Oesetse in Kraft treten mit dem 
14. Tage nach Ausgabe des das Gesetz publizierenden StOckes des 
Keicbsblattes in Berlin. Eine dieser genau entsprechende Be- 
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Stimmung finden wir im Artikel 1 des genannten Gesetzes, nur 
dass mit fiflcksicht auf die japanischen YeriEehrsverhältniese der 
20. Tag als derjenige des Inkrafttretens bestimmt wird. Diese 
Vorschrift hfttte m. K auch bei uns in die Yerfiissun^^ gehOrt, 
Weiter schreibt das Gesetz im Artikel 2 vor, unter welchen Vor« 
aiissotzungcii Gewohnheiten als Gesetz in Ocitnng bleiben. Auch 
diese Bestinnnung h«1tte in (h^r Verfassung ihren Platz finden können. 
Sie wäre liier wohl am lM >ten im Anschlusso an jene Bestimmung, 
welehe eewis&Mi Wionliiungen „Kinky^' t^Notveronltiungon) genannt, 
üebcl/.kiiift tM'üeirt, hehaiulelt worUi'ii. 

Es ha'ifii fenii r dor (\»\<' Na|M)li r,u sowohl, als aiu-li die na^h 
seinem .Mu>ti r vt rfassten Kodilikationen das internationale Privatrecltl 
in der Einleitung l>ehandelt und dics(\s m. E. mit Reeht. Denn 
wenn auch über das Wesen des internationalen P. H. Streit hon n heu 
mag, so ist man sich docli in der Mehr/alil darüber einig, da8s das 
internationale P.K. ein Bestandteil des bürgerlichen Rechts ist und 
dass es in diesem seine Grundlage hat. Aus dieser Erwägung 
heraus hat die Kommission für den Entwurf eines deutschen B,0,E 
die Regelung des internationalen P.R sogar in der Godiflkation 
selbst für zweckmässig gehalten; freilich beliebte es dem Bundesrate, 
diesen von vieler Umsicht und Sorgfalt zeugenden Teil des Entwuifs 
vollständig zu strsichen und dafQr nur dem Einfflhrungsgesetste 
eine Anxahi Bestimmungen einsufflgen, welche weder der Bedeutung 
des internationalen Privatrechts entsprechen, noch auf and^ Vor- 
züge des Entwurfs Anepmch machen dürfen. 

In Japan hat man die Regelung des internationalen P. R. m 
jenem besonderen Gosetis der „Allgemeinen Hechtsnornien" für an- 
gebracht erachtet, wohl in der Annahme, dass im Einführungsgesetz 
zu einer KrKlifikation nur KechtssRtze transitorischen Charakters 
Aufnahme finden diuften. und dass uussenlem das iuternatioiiale F.K. 
öfi'entlichrechtlichen Chai-aktei trage. 

Im Oanz»->n enthält das «resetz .'Jo Artikel, di.^ aber säintlicli 
teils in der Yertassung. teils iui liW.H. licätten Hetrflnng huden 
können. Wenn demgegenüber eingewendet wird, man habe die 
Verfassung unverändert und unl>erührt erhalten wollen und müssen, 
so ist ein solcher Einwand nicht ganz verständlieh, denn die S^hon 
vor einer derartigen Änderung ist Geschmacks- oder Hciühlssache, 
vielieicht sogar eine politische Frage. Die Neuschaffung eines 
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Bolchen in den Kedificationen aller Völker wohl einzig dastehenden 

Gesetzes war jedenfalls in. E. nicht notwendig. 

Es seien im folgenden einige Artikel der „Hole^* erwähnt: 

1. Ein Oeeetx tritt in Kraft nach Ablauf von 20 Tagen nach 
demjenigen Tage, an welchem es vorkündet wird. 

2. Die Gewohnheiten, welche weder gegen die ffffentliche Ordnung 
noch die guten Sitten verstoBaen, haben Gesetzkmft, insoweit sie 
vom Gesetz oder dnrch Verordnung anerkannt werden und I^Iaterien 
betreffen, welche weder durch Gesetz noch Verordnung gei-egelt sind. 

3. Die GcschAftslfthigkeit einer Person wird nach den Gesetzen 
des Staates beurteilt, dem die Person anf^ehßrt. 

7. Die Entstehung und Wirkung eines Kechtsgoscluifts Itestinnnt 
sit h in erster Linie nach den GcscUcn des Staates, denen üich die 
Parteien unterwerfen wdlten. 

8. Die Form einesi Ro(»litsgoseh!lft> l<v>tiiiiiiit si> li nach den 
Gebetzen, \v<'li h(' ffir «ln' Wirkiuii: <ler iieehtsgeschäfti; ui,i^^l^''1»mii1 sind. 

1!). Di(! Eingeluuig der Khe winl, in Ansehung einer j<Mi«'n 
th r Parteien, nach den Gesetzen des Staates beurteilt, dem dieselbe 
angehört. 

14. Die Wirkung der £he wird nach den Gesetzen des Staates 
beurteilt, dem der Ehemann angelir^t. 

16. Für die Scheidung der Ehe sind die ()«'sctze des Sta«ites 
massgebend, dem der £hemann zur Zeit, in welcher die als Scheidungs« 
grund geltende Thataache sich ereignet hat, angehört. 

20. Das Reditsverhftltnls zwischen den Eltern und Kindern 
wird nach den Gesetzen des Staates beurteilt, dem der Vater an- 
gehrirt, wenn kein Vater vorlmnden ist, nach den Gesetzen des 
Staates, dem die Mutter angehOri 

30. Die Anwendung eines ausländischen Gesetzes ist aus» 
geschlossen, wenn die Vorschriften dieses Gesetzes gegen die Offent> 
liehe Ordnung oder die guten Sitten Verstössen wQrden. 

II. Von den neuen Ocsetzon, tlie sich auf das Verfahren 
beziehen, .seien hier folgende erw&hüt: 

5. Das Gesetz Aber die Angelegenheilen der Bflrgerlichen 
Rechtastreitigkeiten. 

Dieses Gesetz umfasst 83 Artikel und zerf&tlt in vier Teile: 
a) Verfahren in Ehe- und Adoptivsachen, 



b) Verfaliten in Recbtsatreitigkeiten swifichen Eltern und Kindern, 
sowie in Erbschafts- und ,,Inkio"6Bchen, 

c) Entmündigungs-VerlahreD, 

d) VerschoUenheits-Verbhien. 

Bs handelt tioh hier, wie man sieht, um Bestimmungen, die 

eigentlich in der ('ivilprozcts.sordnung hätten geregelt werden niflssen. 
Iliei-zu wäre al>or eine umfassende Neuhoarbeitung der Ixii-eits fertig- 
gestellten C.P.O. notwendig geworden, die viul Zeit orfonlert hätte, 
und so hat man mit Rücksicht hierauf jene Materien voilätifig: in 
einem lie.'Jonderen Gesetze u-poiflnet, indem auch hier das Bestreben, 
möglirli>l IkiM an dir iuiifühnmg ilos (ieHt-t>iesi /u gt-hrn, die Ober- 
hand gewann. Eine duix-hgreifende, alle jene Vorschritlen um- 
fassende Neubearbeitung der C. P. 0. niusste deshalb der Zukunft 
überlassen bleiben. Unter Ehesachen vorsteht das Ge.setz lediglieh 
diejenigen Reehtsstreitigkciten, welche die Ti-ennune. ruLiiiltigkeit, 
Nichtigkeit der Ehe oder die Uerätellung des ehelichen L liens 
xum Gegenstande haben; tmter Entmündigungssachen diejenigen 
Vorsclmften, welche die geriditliche Feststellung der Handlang«» 
imfiUiigkeit einer Pensen wegen Geisteskrankheit und Verschwendung 
bezwecken, femer die Bevormundung solcher Person. 

Die Bestimmungen in Einzelnen entsprechen d^en der deut- 
sehen C.P.O,; als Eigenttlmlichkdt sei hier hervorgehoben^ dassin 
Ehesachen die Mitwirkung des Staatsanwalts am Verfahren obliga* 
torisch ist 

6. Qesets tlber die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit 

Es finden sicli in diesem Gesetz zahlreiche Bestimmungen, 
welche durchaus nicht den ( 'haraktcr des Freiwilligen an sich ti:agen, 
aber ini allgemein« ii sind es Vorechriften ul)or das Verfahren, wie 
sie entspi*echend in dnn deutschen Gesetze gleichen Namens ge- 
ordnet sind. Es zerfällt in drei Alt>chiiitte. 1. Aligemeino Vor- 
schriften, 2. Bih|:x i lii lie Sachen, 3. Handels»<u^hen. 

Unter dem zweiten Abschnitt findet man die Bestininiuagen 
über Zustilndigkeit der Gerichte für juristis<-}n' ]\ rs<>neu, über Ver- 
mögensverwaltung Abwesender, Bevornnindetor u. s. w. 

Im Artikel 90 wini als zustandige» Gericht für die Genehmi- 
gung zum ,Jnkio'' das Geriebt d s Wohnoiies des UauBhemi} welcher 
„Inkio machen^* will, roigesohrieben. 
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7. Gesetz über die Zwaiipsversteigeruug. 

Es umfasst 51 Artikel uiut Heine Vorsuhrifteu decken sicii im 
Wesentlichen mit denen anderer Länder. 

Alle erwähnten 7 Gesetze stellen im engen Zusaniiiit'uliang 
mit dem B.G.B,, da sie für di-sson Ein- niid Durchführung not- 
wendig waren; so wurden sie ilenn ;iu( h idle von derselben Kom- 
mission, wie jenes ausgearbeitet, an demselben Tage vom Kaiser 
voUÄOgen und in denselben Nummer des Reichs-Gesetzblatt« imblieieil. 

III. Von den neuen Finanzgosetzeu seien hier folgende erwäknt: 

H. Das Grundsteuer-Gesetz. 

Juristisch stellt sich dieses Gesetz als ein(> unwichtig er- 
scheinende Übetgangsbestimmung dar, fbanz» und volkswirtschaft- 
lidi aber ist es von allen Oesetzen Japans aus dem Jahre 1898 das 
wichtigste. £s ist dabei nidit einmal neu, sondern nur eine Er- 
ginzung der bisher bestehenden Bestimmungoi Ober die Grund- 
steuer. Der einzige Artikel lautet wie folgt: 

Vom 32. M6i]i (Jahre der Regierung des Kaisers: 1899) ab 
bis zum 36. wird die Grundsteuer bei Iftndlichen Grundstücken um 
^ 1000 Boden wertes, bei städtischen um 'Viooo desselben erhöht. 

Dieses Gesetz tritt in Kraft, wenn die Neuberechnung des 
Bodenwertes allgemein diuvhgeführt ist^) 

Durch dieses Gesetz allein erhält Japan den grossten Teil 
f^oiner materiellen Mittel, deren es nach dem letzten Kriege mit 
China zur Erfüllung seiner Kultia aufgaben als jüngste Weltmacht 
l>e«larf, obgleich zusaniiueii mit den ungeheuren yorUchritten, die 
Japan in den letzten Jahren gemacht hat, auch soiiio regel massigen 
Aufcigahcn iiatnrgemäiJs entspH-i luMul u;i \va( li>cii sind. Zum andern 
Teile wenlcn die Mittel durch Erhöhung dt r Sakcstt uer, .Stcniptd- 
8teuer, Zuckerstcuer u. s. w., ferner durch privatwirtschaftücho 
Unternehmungen, wie das Tabaksmonopol gewonnen. 

Die Gnuidstener war in .Japan althergebracht und wurde von 
jeher als gute Kiiinahme(|UolIe für den Staat befrachtet. Während 
in ältester Zeit in den einzelnen Provinzen eine bunte Misclmng 
der verschiedenen GrundsteueD-Systeme herrschte, wurden die Ver- 
hältnisse später insofern einheitlicher, als die Steuer nach dem 
Boden wert erhoben wurde; die Berechnung des Bodenwertes er- 

') Diese Neuberochuuug wurde vor dum Jahre Ib'Jl) tbaüiächhcii durch- 
geführt. 
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folgte jedoch zunAcbst noch in den einzelnen Provinzen in ver- 
schiedener Weise, und von diesem dann gefundenen Werte wunlen 
2,5 Prooent Steuer in jedem Jahre erhoben. 

Das neue Gesetz hat eine Erhöhung von 2,5 auf 3,3 Prozent 
des Bodenwert^ statuirt und auf diese Weise die Einkfiofte bedeutend 
vermehrt, ohne dass durch die Änderutig Neueinrichtungeu auf dem 
Gebiete der Steuerverwaltung notwendig geworden wftren. 

Wenn nun die Ijandvermessinig und in erstoi Linie auch die 
auf «liesor licruhende Berechnung des Bodenweites vollkommen 
fchloilos gewesen wäre, so hätte das Gesetz ohne Weiteres zur 
Ausführung komnitti k-'.imon. Die erste Vernii'->iii)i: eifoltrte aber 
kurz naHi der WiedeilHT^iti llung des küi^filii ht-n KN/iriiiics. kiiiv. na' Ii 
der t'iHlirüitigeu BeseiliL,Ming der Feudalslaatrii, al><' vor elwa 
Jahren. Da nun weder die ilauialige iKiliti-rh.- Lage tler Dur-jii- 
arheitung eiiior Ijandvermessung gunstig war, nocli ausreichend 
techniiich gebildetes l'ersoüal zur Veifügung stand, so war tlie Ver- 
messung natingeniäss sehr nmngelluift. Wie bereits erwähnt, erfolgte 
auch die Schätzung des Boden wertes in den einzelnen Piovinzen 
nach verechieilenen Systemen, indem bald die tbatsAchlich erzielte, 
bald die allgemein durch Taxe fes^fcsetzte Ernte, bald der 
Verkaufswert oder andere Faktoren zum Masssfab genommen wurden; 
innerhalb der verschiedenen auf dem Gnmdstfloksertn^ beruhenden 
Taxiorungs-Systeme wurde endlich noch ein verschiedenes Vieliacbe 
der Ertrftge der Sch&tzung zu Grunde gelegt, sodass das Besultat 
unmöglich ein gerechtes sein konnte. 

Bevor deshalb das neue Steuergeeetz in Kraft trat, musste 
dieser Nachteil durch eine einheitliche AbschAtzung des Bodenwertes 
beseitigt werden. Es geschah dies' durch das Gesetz Ober die 
Berei hnung des Bodenwertes, welches eine einheitliche Berechnung 
cK's Bodenwertes für ganz Japan duixihführte. Es betiägt nach dem 
neuen Oesetz: 

Der Gesamtwert des Gnmd luul B^-dcns 

(ländlichen und st'idtischenj 1 4UU UUU UUU yen, 
• Der Gesamtertrag der Gnni'l.-tcui'r 

(ländlichen luid städtischen) 4(irH)()iH)(i yeri. 

Der Wort d»^s „\-en" schwankt zwischen und 2, Ii» Mark 

9. Das (iesetz, wonach einige Spitäler von der Verpflichtung 
zui' Entrichtung der Grundsteuer beireit sind. 
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10. Das Gesetz, welolies die Stonerfroiheit für Salc' -^^piritus, 
der zur Medizin luid für einige Fabhlten benutzt wird, »tatuirt. 

11. Das Gesetz, welches das von der Regierung ausgestellte 
Papiergeld als Zahlungsmittel beseitigt. 

IV. Gesetase Teracbiedenen Inhalts. 

12. Das Gesetz, welches die Ehe einer Japanerin mit einem 
Attslftnder regelt. Eis besteht aus zwei Artikeln: 

1. Japaner, welche Ansl&nder adoptieren, oder Ausländer zum 
JfÜhi'^^) machen wollen, bedürfen der Erlaubnis des Ministers 
des Innern. 

2. Der Ernster des Innern kann die oben erwfthnte Erlaubnis 

geben, wenn die Auslilnder folgende Bedingungen erfüllen: 

a) wenn sie über ein Jahr nniinterbrochen in Japan wohnen. 

b) wenn ihr Verhalten ein gutes ist. 

IH. Das Gesetz, welclies den drei grossten Städten .Ja|»uns, 
Tokyo. Kioto iiml Ogoka Antftiu)iiiii' verleiht. 

Ausser diesen tlreizehu wuiiIimi noch ülior zwanzig Gesetz.« • im 
Jalire 1898 ausgegeben, die aber sämtlich ohne grü>äoi-e Bedeutung sind. 



Italien. 

a) Gresetzgebung. 

Referent: Dr. Eivgento Fossa-Handiii, Advokat, Orvieto. 
Überaetst too Dr. Arthnr Lehmaim, Oeriobtaassessor, Berlin. 

I. PoUtisohe Gesetsa 

Die wenigen anf diesem Gebiete getrolTenen Erlasse wurden 
bedingt durch die Erregung der italienisdien Bevölkerung im Mai 
1898, die ihrerseitB teils durch das Elend der unteren Klassen, 
teils durch Hetssereien der Führer der irnistarslerischen Parteien 
verursacht wurde. Dies veranlasste die Regierung anfangs zu 
energischem Handeln, hatte dann aber Amnestieen und Straferlässe 
w^n der unter der Ausnalimegcsctzgebung begangenen Vorgehen 
zur Folge. 

*) (iowöhnlicb tritt dio Frau iit das Haus des Manne.s. Ist jedod) die 
Frau 'Ibst Hau.sherrin, '>o tritr ih r Ebeinann io ihr Uaus uod wird dessen 
Uauüherr. Der Ehemaon heisst dauu „Nüfu". 



« 
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Zunärlist wimle diiivh I)*-kTOt vom 10. Mai die Sf.s.->i.»ii dos 
Sonate und der L)o[iutif'rti'nkainiinM- vrrlän^^oit. ninl nachdem dnn^h 
Dekret vom 15. Juli der Sdiluss dfi' Lririslaturpöriodr' 1897/Ü8 er- 
klAi-t war, wurden Senat uud Kammer wieder aui den IC. November 
ziisaminenberufon. 

Durch Gesetz vom 17. Juli erhielt die Regierung Vollmacht, 
den Belagerungssustand zu verbftDgen. Sie lic»8 infolgedessen 
einige Verordnungen des Ausnahmesrosetzes wieder in Kraft treten, 
das im Jahre 1B84 zar Aafrechterhaltung lier öffeaüichen Sicher- 
heit eiigattgen var. Es wurden alle Neu- und Ersatzwahlen <ler 
Kommunal- und Provinzialversammlungen, die im Jahre 1898 bfttten 
stattfinden mfissen, bis zum Jahre 1899 aufgeschoben. Man he- 
atimmte femer, dass die ehemaligen Soldaten d^ Land- und See» 
faeeree, soweit sie gegenwartig im Dienste der Eäsenbahn, Post und 
Telegraphie standen, wieder zum Militftr eingezogen werden konnten, 
solange die Regierung es für nötig hielt Sie hatten dabei ihre 
Pflicht als Eisenbahn-, Post- oder Telegraphenbeamte weiter zu er- 
fOllen, waren aber gleidizeitig der Htlitftrjurisdiktion unterw<ttfen. 
Dnrch Dekrete vom 4. und 7. Mai wurde die Oberleitimg der 
Polizei vieler Provinzen Italiens den Kommandanten der einzelnen 
Armeekorps üliertiagen , au< h wufde in demselben Monat der Be- 
lagenuigs/u^laud iiU'r Mailand. sDwie die l'nivinzen Florenz, Livoruo 
und Neaj<el vi rhUngt, und man L:ab für den einzelnen Fall bestellten 
Kommiasirion \'nllniaeht, d'-n Hehn;eruncrsznstand au< h üi>er weitere 
Gebiete 7.n verhängen. Dureli Di krete vom .luli, August und 
September wunlo dann der Belagerungszustand wieder aufgehoben 
und die Komin.uidanten der Armeekorps gaben die Leitung der 
Polizei wieder ab. 

Unter dem .'i. März, dem Vorabend des 50. Jahresta2:er> der Vor* 
fas.sung des Königs Karl Albert, wurden umfassende Amnestie-Erlasse, 
insbesondere wegen PressTeigehen und Verbrechen gegen die Sicherheit 
des Staates, sowie wegen Duellvergehen publiziert Durch Dekret toid 
29. Dezember wurden dann weitere Straferlässe für die unter Belage* 
rungszustand gewesenen Provinzen Hailand, Florenz und Neapel erteilt 

IL Staatahaushalts-Etat 

Der Anschlag fQr das Finanzjahr 1898/99 wurde dmx;l^'Geeelz 
vom 26. Januar festgelegt 
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E«? mag hier Folgonfloi* Erwähnung findon: 

Finanzministerium: (iesamtausgabcn 184 980 507,49 Lire. 

Ministerium des Äusseren: Gesamtausgaben 16 016 800 Lire. 

Kriegsministerinm: Oosamtaiisgaben 273 874 000 Lii"e. 

Marineministerium: (Gesamtausgaben 103 319124 Lire. 

Ministerium lar öffentliclien Unterricht: Qesamt- 
ansgüben^ 44 756 545,33 Lire. 

ICinisteriam fflr Handel, Gewerbe und Landwirt- 
schaft: Oeaamtausgaben 12 292 968,12 Lire. 

Ministerium fflr Öffentliche Arbeiten: Oesamtauagab^ 
75035 357 Lire. 

Ministerium fflr Post und Telegraph: Gesamtausgaben 
62 308117 Lire. 

III. Fiiian^geaetBe. 

Die Veronlnung vom 30. Januar zur Ausfflhning des Gesetzes 
vom 21. Januar 1897 über Abänderung der Onmdstouor (Oes.-Publ. 
1897 Seite 101) behandelt die Zusaminensetzung der Kommuiiai-, 
Priiviuziiil- und CeiitiuieiiisehÄtzungs-Kommissionen, die GriuuLsteuer- 
ii':'r«(limuig, sowie Bestiiuuumgen über das Ausmessüngs- und 
Abgienzungs verfahren von Grundstücken. 

Das G^fotz vom 7. April setzt die Steuern für Krediftrosduifte 
<ler Sparkassen imd sonstigen Ki-editinstiluto fest, und zwar wird 
gnirifKltzlicb l Ccntesimo fflr je tausend Lire pro Tag eingezogen für 
alle Geschäfte, die sich in den Formen des Kontokorrentgeaoii&ftes 
vollziehen. Eine entsprechende Steuer wird auBserdem von allen 
anderen Bankgeschäften erhoben. Die Erhebung Ton besonderen 
kommunalen, previnsialea oder sonstigen „Znsatssteuem*' wird 
unteisagt 

Ans Anlaas der schlechten wirtschaftlichen VerhSltnisse wurden 
verschiedene Zollgesetsse gesdiaffeu. Durch Gesetz vom 11. Februar 
und Dekret vom 23. Januar wurde vom 25. Januar ab bis znm 
31. Mai der Einfuhrzoll auf Getreide auf 50 Lire pro Tonne er- 
mftamgt Entsprechende Ermftssigung wurde für die Einfuhr von 
Malz, Roggen, Mais, Mehl, Gries, Mehlfabrikate, Brot und Kleie 
festgesetzt Durch weitere Gesetze und Verordnungen wurden fflr 
die Monate Mai und Juni die Verbrauchs -Stenern auf Wehl und 
Getreide gänzlich aufgehoben, ferner wurde die Wiedereinfuhr 
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italienischer Piclukto erleirlitert. Ein Oosetz vom l t. luli regelt 
feruer die zeitweilige Aufhebung der städtischen Zolibezirkc. 

IV. Verwuliunj? des Inneni. 

Ein allgemeines i^andesverwaltungsgesetz vom 4. Mai, lie.stehend 
aiis einer Zusammenfassung aller bisher ergangenen einzelnen Ver- 
ordnungen, behandelt die Einteilung des Landes in Regiennigs- 
und Vervvaltungsl>ezirk >. die Wahlen der Verwaltungsboamtenf 
Bowie die Frovinsual- und Kommunalverwaltung. 

Auf dem Gebiete des Oesundheitsweeens setxt eine Verordniuig 
vom 12. Januar die Zahl d r Provinsialftnste und deren Einkommen 
fest: es and insgesamt 69 Ärzte, in vier Gehaltsklassen eingeteilt 
mit einem Oesamteinkommen von 281500 Lire. Das Gesetz vom 
14. Juli r^lt die Pflicht der Gemeinden zur Anstellung von 
Gemeindeftrzten. Denselben muss ein monatliohee festes Gehalt 
gezahlt werden. Im Falle nicht pfinkiUcher Zahlung kSnnen sich 
die Xrzte direkt an den Prftfefcten der Provinz wenden, der das 
Provinzialverwalttings-Qericht zu berufen hat, das nach stattgehabter 
Untersuchung die Gemeinde -Steuerverwaliung direkt anweist, an 
den Arzt zu zahlen. Erfolgt auch dann noch keine Zahlung, 
wild eine öfFontlieho Strafe verwirkt. 

Ein Gesetz von demselben Tage selneilit die Ei i it htung einer 
Pe!i<!ionskn«se für Arzte, die sich 25 .laluv lan^ im Dienste der 
Koimiuuien oder Woldtliäligkeitsanstalten Lefiinluii. vor. Diese Kasse 
lienilit niif dem System der gegensoitigfii Versicherung. Die Teil- 
nahme an der Versicherung ist obligatorisch. 

Durch Dekret vom 10. April weitlen Sehutzmassregeln gegen 
die Pellagra angeordnet. Die Regierung sorgt fOr die Erbauung 
von guten Backhilnsern und gewährt auch auf andere Weise l'nter- 
Ktntzungen, die durch besondere Provinzialkommissionen und die 
Piftfekten verteilt werden. 

V. Sohuts des gewerblichen Kigeatnms. 

Regulativ vom 16. Januar: Jeder, der in Deutschland oder 
einem der anderen Staaten, die der Pariser Konvention vom 
20. Hftrs 1883 beigetreten sind, einen Antrag auf Erteilung eines 
Patentes gestellt hat, kann bei Nadisochung desselben Patentes 
in Italien verlangen, dass sein Prioritäts^Becht festgestellt werde. 
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Der Antrag auf Ertrilung eines Patonfrt^ für Ttfilion muss jedoch 
gestelJt wenleii a) intierhnlh fireior Mnnato si it «Ifiii ersten im Aus- 
lande gestellten Antrage, wenn es sicli handelt um ein Oebrauehs- 
muster und Modell oder um eine Fabrikmarke und Waai-enzoiehon, 
b) innerhalb von sechs Monaten bei Patenten, c) innerhalb dreier 
Monate bei in Deutschland angemeldeten Patenten. 

VI. Jnsthi-Verwaltiing. 

OehaltaaufbesBernngf der erstinstaiisHehen Richter. 
Dekret vom 2. August Vor dieser Zeit wurden die Richter in 
zwei Qehaltsklassen vert^lt und hatten dementsprechend ein Ein- 
kommen von 2500 und 2800 Lire. Nunmehr erhalten alle das- 
selbe Qebalt ^on 2800 Lire^ und zwar ein Teil (No. 557—1107 
der Dienstalterliste) vom 1. Januar, die andern (No. 1108 — 1549) 
vom 1. Juli 1898 ab. 

£Sn Dekret vom 24. November setat die Zahl der Beisitser 
(aggiunti judiziari) für das ganze Reich auf 250 fest, eine Zahl, 
•lie nur in ausseronlentlich dringliehen Fällen überschritten wcnlen 
darf, falls fi-eir Kirhtt rstellen vorhanden .>ind. 

Die Vergütung für «lio Miiiisterial- Aufsichtshoinnten, w.-lchc« 
zum Zwecke der Insi>ektion im Auftrage des Ministoriuins iiiren 
Wohri.-itz vf^rlassen müssen, wird auf 12 Lire pro Tag Icstgcsetzt, 
wobei der Tag der Abreiso und Ankunft initgo/älilt werden. Ausser- 
dem erhalten sie don Hutrag für die erste Klasse auf Eisenbalinen 
und Dampfschiffen, sowie 25 Centesimi für joden Kilometer Ijjind- 
weg. Bei der Berechnung wird der kihze&te Weg zwischen Ab- 
fahrts- und Ankunftsort logrunde gelegt 

VIL Sozialgesetzgebojig. 

Unfallversicherung. Gesetz vom 17. Hai. Dieses Gesetz 
findet Anwendung auf Arbeiter, weldie bescliSftigt werden 1. in 
Bergwerken, Steinbrüchen, Gruben, bei Bauten, in Unternehmungen 
zur Herstellung von Gas und elektrischer Kraft, in der Industrie 
znr Fabrikation von Sprengstoffen, in WafüBnlabriken und auf Werften; 
2. bei Unternehmungen folgender Art, fiüls dabei mehr als fOnf 
Arbeiter beecliftftigt werden: im Bau oder Dienst von Eisenbahnen 
und auf sonstigen Transportmitteln auf Flüssen, Kanälen und Seen, 
Trambahnen 7 die mit mechanischer Kraft getrieben werden, bei 

51 



WasRerarhciten nnd beim Bftn nnd der Aiisbeftsening Ton Häfeiu 
EAnftlen, Dämmen, Tanneis und gewöhnlichen Strassen; 3. in 
Fabriken nod industriellen Unternehmungen mit Muchinen, die 
durch mechanische oder lebende Kraft getrieben werden, wenn 
darin mehr als fünf Arl)oiter boschaftifft sind. 

Als „Arlioitoi-'* im Sinne dieses Oesotzes wenlen angosehoii: 
1. Wer daueind oder voj'niterj^eheriil uclti m feste l^o/jii^r oder auf 
Akkord l»ei einer Arbeit aiisx'ili.illi seiner Wohnung hesehätti^t 
wird; 2. wer injter denselWa I'x iiiiiLriinsren, ohne <;ieh an der Arheit 
sellist zu l't'leihgeii, die Arh*Ml anderer heaiitsieliligt, voransi^esetzt, 
dass sein (lidialt ni(^ht sieUen Lire pro Tjiit nhorstfMtrt nnd in 
grosseren als nionat liehen Zeiträumen ausgezahlt wiiti ; 6. Lehrlinge 
mit oder ohne Uehalt, die hei Ausfilhrung der Arbeit hellen. 

Hi' Eigentümer oder I^eiter dieser Unternelimnngen mfi^sen 
die vom Gesetz zur Verhfitnni»- von Unglücksfällen und zum S' Initz»' 
von Leben und Gesundheit der Arbeiter vorgeschriebenen Be^tioi- 
mtuigen beobachten. Wenn für Zuwiderhandlungen keine beson* 
deren Strafbestimmungm erlassen sind, so finden die Straf vorsdiriften 
des Art 434 Codioe penale Anwendung (Haft bis zu einem Monat 
und Geldstrafe von 20—300 Ure), ohne dass dadurch die cirile 
Haftung berfihrt wird. 

Gegen Unfälle müssen versichert werden alle Arbeiter, die 
in den eben erwähnten Betrieben beschäftigt werden; ferner die 
Arbeiter, die technische Dienste leisten bei anasi^halb der Fa- 
briken aufgestellten Dampfkesseln. In Betrieben, in denen nicht 
dauernd gearbeitet wird, ist die Versichenmgspflicht auf die Dauer 
der Ai'lieitszeit beschränkt. Die Höhe der Versicherungs]»nimie fflr 
die Arbeiter b<d Eiiitiitt eines Unfalles wird je mu'h dem Einzel- 
fall bestin)int, und v.wnr UM-h foltrenden Gnindsillzen : a) im Kalle 
gänzlieher dauerudi-r Ar)M i»<inilüljigk''it ist die Knts<'liädigung gleich 
dem FiniH:ic]icn des .)uiuvb;irbeitsv(':diciist.-s, un<] nieiuals wenieer 
als ÜUUi' ijüv; b) im Falle teil weiser dauernder Art>eitsuiiiiihigkeit 
beträgt die Entschädigung das Fünffache desjenigen IJetrages. um 
den der jährliehe Arbeitsverdienst durch die Arbcntsunfähigkeit go- 
mindert wird; e) im Fall vonlbergehender völliger Arl>ett> Unfähig- 
keit ist die Entseliädigung gleich der Hälfte des Dureh^t hnitts- 
verdionsies und wird während der ganzen Dauer der Arlxjitsunfähig- 
keit Tom sechsten Tage derselben ab gezahlt; d) im Fall zeitweiliger 
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teilwt isor Arhoitsunf.lhigkoit ist »lio Entscliä*lif^unjr glt'icii ihn- HiUfte 
(los Miiulerveidienstes und wird el)cnfalls vom sechsten Tago ab, 
s<) lange <]io Bohinderung dauert, beaihlt; o) im Fall dos Todes 
ist dio Entschädigung glcidi dem fünffaclicn jähi licht ii Arl-oits- 
vpi 'i. fi -t udU wird na(rh den Grundsätzen dos Ijurgeilithen Hecht« 
den Testaments- oder Intestaterben ausgezahlt Die Braatzklagen 
verjähren in einem Jahre nach Eintritt des Unfalles. 

Das zur AusfQhning dieses Gesetzes ergangene Regulativ vom 
25. September zerflillt in zehn Abschnitte und enthält nnter anderem 
Bestimmtingen Aber die Privat-Yersicheningslnssen, die National* 

Vetsicherungskasse gegen rngliioksfälle der Arbeiter in Aiisflbnng 
ihres Berufs, sowie Vorschriften über die Versicherung auf Gegen- 
seitigkeit. 

Das Regulativ vom 30. Oktober trifft nUhere llestinniningen 
rd)er die Arbeiter-Versicherungs])rilmien der erwiUinten National- 
Versicherungskasse (Cassa Na/äonale). Es untoi^ilifidot di-ei Arten 
der Yersielierung: Einzelversichenmg, einfache Kollektivveniichemng 
und kombinierte KoUektivTeraicherung. 

1. EinzelTerstcherung. Sie vird errichtet z» Gunsten einer 
£Snzelper6on und gewährt eine von vornherein bestimmte Summe 
als Entschädigung. 

2. Die einfache Kollektivversichening wird genommen: a) von 
« inen» industriellen j oder landwirtschaftüclioti Unternehmer oder 
♦^inem' UnU'Hielini^T uffentlit htT Arbeiten für alle in seinem Hrti it'l»e 
l>eschi1ftigt«Mi I*eiM<'ii» ii : !•) v^n dem Vorstande einer Ai lM ii. r-\%^i- 
finisrung zu Gunsten ilu-er Mitglieder; c) von den Arbeitgebern und 
Arinfitern zusjimmen. 

3. Die kombinierte Kollektivversichenmg winl genommen von 
dem Arlteitgebcr für sich und zu Gunsten der im Betriebe lie- 
schäftigten Arbeiter. Die Kasse ffigt nämlich der von ihr direkt 
an die Arbeiter zu zahlenden Entschädigung eventuell noch hinzu 
den ITnterscIüed zwischen dieser Entschädigung und der höheren 
Summe, die der Arbeitgeber auf Grund setner civilrechtiichcn Ver- 
antwortlichkeit seinen Arbeitern «u zahlen haben würde. 

Das Oosetz vom 17. Juli statuiert die Errichtimg einer 

Iiivaliditilts- und Altersvei-sicherungs-Kasso (Cassji Nationale di 
f'revidenza |)er lu invalidita e la veccliiava degli oj)ei-ai) mit den 

51* 
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Rccliton einer autonomen juristischen Person. Sie lial i i2:eno Ver- 
trelor und oi^ene Vorwallunp. Das SliUinukiijiital der Ka^s.- litsUht 
ivwf, eiueiu Fnnds von 10 Millionen liiro, dei- zum i;r«"ssteri Teil vom 
Staate anfm l'racht ist, und für dpsst-u allinählielie Erhöhung hanpt- 
säclilich dadurch Vorsorge getiollen ist, dass ihm regelmässige 
Zuwendungen aus bestimmten St;iatsiiistituten gemacht werden. In 
die Kasse können eingeschrieben werden itiilieuisclie Stfuitsang»^lirtrige 
beiderlei Geschlechts, die sich durch ihrer Häiirlr- Arbeit emrihivn 
oder sonstige Dienste leisten, sei es auf Akkord oder ge^on tägliche 
Bezahlung. Für jeden Eingeschriebenen miiss ein jährlicher Beitrag 
gezahlt werden, der jedoch die Summe von 100 Lire nicht Aber- 
steigen .darf und der in Baten von nicht weniger als 50 Genteeimi 
zu zahlen ist FQr jeden BSingeschriebenen eröffnet die Kasse ein 
besonderes Konto, das nach frühestens 25 Jahren voni Tage der 
ersten Beitragsrate ab geschlossen und allmAhlieh ausgezahlt wird, 
vorausgesetzt, dass der Versiehertc das 60. bezw. 65. Lebensjahr 
erreicht hat, je nachdem es das Statut bestimmt. 

Die Auszahlung geschieht in der Regel in der Weise, dass 
das Kapital, das sich durch die ge7Jihlten Beitrage angesammelt 
hat, in eine lebenslängliche Rente ffir den Versicherten um- 
gewandelt wird. 

Im Falle der Iiivaliditilt besteht die Konto aus den gezahlten 
B^'iträL^oM plus den Zuschüssen aus fiiioin l»esondoieü Fund, der 
geliild<t wird ztim grnssten Teil aus Beiträgen derjenigen, die 
gesi'tzli^ li zum rnlorlialt der ArlteitRunffihiirr»n verpfliclilet sind nmi 
aus den durch der» Tod von Versicherten frei j.,^» 'wordenen Kapitalien. 
Tritt der Tod eines Versicherten ein während der Dauer der V*^r- 
ßicherung, so wenlen die gezahlten Beiträge ohne die aufgelaufener« 
Zinsen der überlebenden Ehefrau und den minorennen unverheiniteteii 
Kindern oder den £iteni ausgezahlt. Der Anspi ni h auf Auszahlung 
musB zur Voi-meidung des Verlustes des8ell>en innerlialb dreier 
Monate vom Tode des Versicherten an gestellt werden. 
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b> Literatur. 

Beferent: Dr. Umberto Pnmxataro, Professor der Rechte und 

Advokat am Appellationshof in Nenpel. 
t'bersetzuiig von Dr. jor. et phil, SigismnuU Keiler, i>ciliu. 



lutcrnationaics Hecht. 

Hierher gehören, neben den Werken aUgemeiuen Inhalts von 
Fiore, Baviera und einigen anderen Berichten und Studien über 
die Konferenz von Paris 1885 (Camerano) und über den Berliner 
Tractat von 1885, verschiedene Arbeiten über Fragen des öffentlichen 
und Privatiechtes; B. über den Entwurf einer internationalen Gesell- 
Schaft, oder über den Konflikt zwischen verschiedenen Rdchtsnorroen 
verschiedener Linder (Gatellani), Ober ReziprodtAt (Lu^), über' 
den Schutz des Privateigentums im Seekrieg (Carnazza-Amari), 
über Kriegskoutrebande (Contuzzi), über Zurückverweisung (Brlz- 
zati, Anzilotti, Lu^), über das Nationalitfttsprinzip (Gasparotto), 
über Kcqiiisitioii (Contnzzi), über das Oosetz betreffend die 
Kogelnijg der Bositznaclifolgu in auHläiidische Erbgüter (Fusinatu), 
fiber (Iiis Wesen juristischer Pei-^uiioii (liatto), über den Konkurs 
vt.ii liiiiidelhgeseilüchalten (Poiiuetti), über Stiwtsbankerott (Dienn): 
»chiiesslich über die Vollstreckung ausländischer Erkenntnisse in 
Italien (Gabba). 

Prüfen wir sie einzeln: Fiore, Univei-sitätsprofessor m Neapel, 
will in .seinem Werke: ,,Das kodifizierte i n ternatfonalo 
Hecht und seine juristische Sanktion" (563 u. CLXYIL S^ 
Unione tipogr. Turin, 2. Aufl.) die wichtigsten internationalen Rechts- 
regeln, die er aus den bestehenden Verträgen der verscliiodenen > 
Staaten und aus den renommiertesten in- und ausländischen Schrift- 
steilem gewonnen hat, zusammenfisssen. 

Er behandelt die Onindsfttze über die Geltung der ausländischen 
Civil- und Strafitrteile, über die Jurisdiktion der Souveräne gegen- 
über Ausländem, über die Konsuhugerichtsbarkeit, Über die Konsular- 
verträge, über Auslieferang, über Anwendung und Auslegung von 
Verträgen, über die Autorität der Gesetze gegenüber Kriegs- und 
Handelsschiffen, über Transport, über literarisches Eigentum, Ober 
die Beziehungen zwischen Staat und Kirche etc. • 
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Der Abhandlung folgt ein langer Anhang, enthaltend die 
wichtigsten StaatsvertiSge (von der Ueformjseit bis 1896). 

Baviera behandelt das historische internationale Recht. ^Das 

internationale Recht der Römer*' (Arch. giur. 1898 I 
p. 260—281 und 4G3--50C; vol. II 243- 279 und 433—459). 

Ka|Htol 1 prüft die Frage, ob die Römer überhaupt ein solches 
Recht bososnen haben? Resultat! ja! 

Kapitel II: ilftV'ntiielifi Roziohuii^eii Uoms in fi<.;ineu vei>.chie<loiien 
reriod.Mi ( RnndnisvtM träiTiv Münzju ät;iiiis:; jus exilii; j)08tliMniniiii)). 

Kai»itel III: Juristischer Gehuit dieses Hechts (Pazitiaierungä- 
y recht, Coexistenz souveräner Staaten u.a.). 

Kapitel IV; Internationales Privatrecht. Kritik an lAurent, 
Savigny. Voigt. 

Kapitel V: Die Fremden in Rom (Persönlichkeit? Rechts- 
fähigkeit?). 

Kapitel VI: Einschiftnkimg des Penonalitfttsprinztps durch 
Oesetie. 

Kapitel TQ: Jus gentium, Verhftltnis des antiken zum moderneo. 

Resultate: a) bezflgL des öffentlichen Rechts: im rtmischen 
Altertum gab es verschiedene souveittne Staaten nebenänander, 
Rom besasa internationales Redit; b) beztigl. des Privatracbtes: In 
Rom konnten (selten) Jurisdictionskonflikte Antreten, gelöst vrorden 
sie nach dem Personalitätsprinzip. Locus regit actum kannten die 
Römer nicht. 

Caraerano, „Pariser Konferenz behufs Revision des 
Rcrner Vertrages von 1886" (Giur. it. 1S08 IV p. 289 s-j.i.). 
giebt eine Übersicht über diese Konferenz (lr>. IV. — 4. V. 189G. 
Paris) nnt besonderer Rücksicht aut die Vort^i hliigo von Roux (Autor- 
i*oclite an nücligela^senen Werken . literarisches und künstlerisch«^ 
Kiiiontum, AutoiTechte an Feuillr-tMiis. Zeitungsartikeln, an dor I iu- 
art)eitTuig eines Romans in ein Drama und umgekehrt, an Architektur- 
.stücken, Photographien u. ä.). Der Autor konstatiert die Notweniiig- 
koit einer Umarbeitung des gegenwärtigen Gesetzes vom 19. Sep- 
tember 1882. 

Pierantoni veröffentlicht eine Studie über den Traktat ?on 
Berlin 1885 und die Unabhängigkeit des Kongostaates. 
Abschnitt 1: Anfinge des Kongostaates (weitschweifig). 
Abschnitt 2: Interpretation der einzelnen Artikel. 
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Resultat: Wiclitigkeit des Koiit^^otrakUitcs vom GesichtbpuDkt des 
intei'natioiialen Verkehrs und der Humanität. 

Catcllani ,.Kouflikt der Bestimmiuungon des inter- 
nationalen Hechts"" (Venedig, Ferrari p. 57. SA. lieal. i»t Ven. 
t. VI II s. VII ), ferner „Die platonische Ijehre der Ideen tuid der 
Entwurf einer inteniationalen Qesellschaft." (SA. der Ehrengabe für 
Schupfer, HL) 

0. Batt huh „System der Reciprocitftt im inter- 
nationalen Recht*^ (Endclop. giur. ital. v, redprocitä). Der 
bekannte VerEaaser versteht darunter ^^das System, demzufolge ein 
Staat innerhalb eeines Territoriums dem Firemden die Ausübung und 
den Genuas des Rechtes gestattet, weil seine Unterthanen auf 
fremdem Territorium ihrerseits dieselben Rechte ausüben und ge- 
niesaen dürfen** (c. 1). a 2: Die Reciprooität auf den verschiedenen 
Gebieten des Öffentlichen Rechts (Steuern, Oetroy, Eontrebande, 
Skkvenhandel, geistiges Eigentum), c. 3: Reciprooität im inta*- 
uationalen IVivatrecht (oautio pro expensis, VonniU rsuchung). 

Luf* schrieb ferner „Die Anwendbarkeit des rinvio im 
iiit t'i ii;it it»n;ilen Pri vutrcchl'' (Filangieri 1S98) und begründet 
e> älnilich wioAnzilotti in seiiK ii kiiti>tlii.'n Stiidioii /.um inter- 
natioiiid--!) Tiivat recht (Koeca S. l'.isri;ii)i/l. die in drei Teile zerfallen: 

1. Ocschiciitliches. 2. Die diesbezügliclien Gesetze. 3. Die Frage 
des rinvio und die Konflikte zwischeu gesetzlichen Vei'iügimgen 
und iiiternationalein Privatrecht. 

Denselben StofT behandelt Huzzati „Das internationale 
Privatrecht^^ (Mailand 1898). Er kommt auf Grund von Fiore, 
V. Bar, Ivanowsky etc. zum Resultat'' : 1. Es ist notwendig, einer 
Yeiechiedenhmt von Urteilen über denselben Fall zu begegnen. 

2. Dies geschieht am besten durch ZurÜckvenK'eisung. 

■Von der Kriegskontrebande, mit welcher sich auch Levi in 
der Enciclop. giur. it fasc. 239 p. 812 u. ff. beschäftigt hat, 
handelt eine andere Schrift Contuzzis (in Dig. ii v. Contrabbando 
di guerra p. 86 — 114). Vorausgeschickt wird ein historischer Teil 
(Kap. 1) ; Kap. 2: Einiges über die vorgleichende Gesetzgebung; 
Kap. 3: Traktate und wechselseitige Konventionen ; Kap. 4: Kriegs- 
kontrobande in ihren Beziehungen zum internationalen Recht; 
Kap. 5: KlasHifikation der Artikel der Kc; Kap. 6: Repreasiv- 
uiaüsregelu ; Kap. 7 : dereu praktische Durchf iiliruug. 



— 808 — 



Hier sei es gestattet, eine andere Arbeit dieses Verfassers ta 
erw&hnen, nämlich den Artikel „Wechsel" in der Bnciclo|). giar. 
fasc. 262 p. 958 —978. Er begannt mit einer Übersieht über die 

versc'liiedtMieii j;esetzlicln?n Systenio des WechaeWertrnges, spricht 
dann ühor die Gesetzeskonflikto bezüglich der Wechsclverträge, von 
dor Notwendigkeit partikulärer Ki-m ln fiir die Krfonlenii&v^'' 'les 
iiileni4Ui*»iialen I'rivatrcchtcs. iiishi sondcro liinsichiüch der ViiliiU, 
dor Deckung, des (iin>, des Avals, des Piutebles, der Regrt'>>na!iinp 
jK>r RHrkwecliRel, dci' zwin^-cndeii Kraft des WuL•ll^eLs, der Be- 
ziehungen zwischen Aiiik* ! fjS uivl '.'>'2'A des C. di comm.; von den 
VoniussetzuJigen, unter denen ein im Ausland gezogener Wpchsel 
in ItaLien schlechtweg zahlbar ist, von den Bedingungen, unter 
denen er in Italien einlosbar ist. Contuzzi prüft weiter, ob für 
die Kxekution in Italien des im Auslande ausigestollten Wechsels 
daselbst ein auf summarischer Untersuchung beruhendes Urteil 
(giudisio di delibozione) nötig, ob ein solcher Wechsel mit einer 
Exekutionsklausel xu versehen sei; er kommt dann zu sprechen 
au! die Voraussetzungen, unter denen ein in Italien ausgestellter 
Wechsel im Auslande zahlbar ist; auf den Fall, dass von zwei im 
Auslände befindlichen Italienern ein Wechsel ausgestellt wird, nach 
italienischem Modus und In Italien zahlbar; auf die Vorschriften 
bezüglich d^ Begressnahme bei Wediseln, in Italien ausgestellt, 
im Auslande zahlbar; sohliesslich noch auf die Frage, ob die im 
Artikel 320 vorgeschriebenen Ausdrücke oder die des Artikd 321 
c. comm. angewendet werden müssen, wenn ein Wechsel im Aus- 
land gezogen und zahlbar, aber in Italien giriert ist; und endlich 
von den Wechseln, gezogen und negoziert im Auslami, acceptiert 
in Italien. Wir kehren jetzt zum r»ffentlichen Recht zurück. 

Carnazza- A mari schwibt „über den Schutz des Privat- 
eigentums im Seekriege'' (Arcli. giur. I p. 282 — oU4, 507 — 524) 
und Oasparotto über „das Prinzip der Nationalität in der 
Soziologie und im internationalen Hecht'' (S.-A. der Rivista 
it per le sciage giur. dir. da Schupfer e Fusinato), Torino, Rocoa. 

Carnazza zeigt, wie die Notwendigkeit eines solchen Schutzes 
prinzipiell allgemmn anerkannt ist. sowohl iu der Doctrin als in 
der Gesetzgebung verschiedener Staaten (Fcankreich, Preussai, 
Russland, United States, Italien). Nur Enghmd bekAmpft diesen 
Satz. Es widersetzt sich der Abschaffung der Kaperei, dem Schutze 
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neutraler Waren auf feindliclien Schiflfeu, sogar am h tlt in riiiizip. 
ila?is «lie Fla^^ire «las Schiff deckt und das« die ßiokade eitektiv 
sein mufr>. Dni h giebt Curuazza der r/,oiigunp Ausdruck, dass 
man sicli über kurz oder lang aucii im freien Enprlan»! und den 
übrigen Kulturstanten zur Anerkonuuug dieser FuuUameutiUbätze des 
Völkerrechts entschliessen werde. 

Gasparotto $iehi ia der Einleitung seiner Schrift eine syn- 
thetisciie AuseinantlersctzTinpr der Lehre von der Nationalität 
Kapitel l: Fortschritt (l«'r Menschheit vom Stamme bis zur Nation, 
Kapitel 2 : Begriff der JS^ationalität in Theorie und Piaxis, vom Qe* 
sichtepiuilite der Rasse, der Sprache, des Nationalbewusstseins. 
Kapitel 3: Begriff des Vaterlandes und der NationalitU gegenfiber 
den neuen soxiaten Bestrebungen: Sozialismus, Kosmopolismus, Welt- 
frieden. Oasporotto schliesst mit dem Gedanken, dass man im 
iDtematbnalen Recht den Begriff der Nationalität vorerst noch nicht 
umgehen Imnn. 

Was das Privatrecht betrifft, so existieren gegemvärtig schwere 
Gegensütze unter den Theoretikern. Ungeachtet dessen, dass der 
Artikel 8 der Disfws. prelimin. d. cod. civ, it. ausdrücklich verfügt, 
dtss die Successioa in den Nachla.s8 nach dem Pei^sunalitätsprinzip 
zu handhaben ist, verteidigt nämlich ein Teil von ihiicii den Sat/,, 
<ia.s^ U'i Tniinobilien der Satz locus regit actuiii Geltung haben niü.sbc. 

Hieli-r gehtirt Fusinatu mit seinen ßeiiurkuiit;en zu dem 
„Gesetz l>etrefrend die Tt ilung im Auslan«lf* irt lrirt iicr Kr!<gütef'' 
(S.-A. aus p. III der Ehrengabe für Schupferj Turin, Hocai. 

Er schlägt folgende geistreiche Interpretation vor: Das Personal- 
gesetz soll jede Succession «als „cnte giuridico unico'' i-egulieren, 
wfthrend das TerritoriaJgesetz nur bei Immobilien in Geltung tritt, 
und zwar derarfii:. dass, im Falle die verschiedenen Gosot/.i^obungen 
widersprechende Verfügungen erlassen haben, der Erbe die Mdg^ 
lichkeit haben soll, einen Äquivalenten Betrag verlangen scu kSnnen, 
fflr den Ausfoll, welchen er dadurch erleidet, dass die fremden 
Territorialgesetie ihm weniger sugestehen, als ihm auf Grund der 
Personalitatsgeeetze zugefalien wäre. 

Ratto schreibt Über „die Anerkennung ausländischer 
juristischer Personen^^ in Italien. 

Er schlägt vor zu untersdieiden zwischen „nationalen** juri- 
btischen Personen, d. h. solchen, deren Entstehung und Urgauismus 
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von nationalen Faktoren vonviegciid beeinflnsst wird, Tind hinter- 

nationalon", wie z. B. wis-sensehaft liehen und i-eligiösen Voreinigungen, 
Fi-eiiiiam-erii u. a. w, Jiullu im iut, bozuf^lich dei z\s* itcn (inter- 
nationalen) Gruppe genuffo no(;U nicht die Anerkennuntr seitens 
des fremden Stiiatos. <K'r ilalii'iiischc Staut dai-an int-'ii'j^^ir.'t 
soin kann, der Außbreitung solcher juristischer Persuneu entgegen- 
zutrcten. 

Diena's „Staatshankerott und internationales Recht' 
(Turin, L'n, tip. ed.). preisgekrönt auf dorn vieilcn Kongress der 
Wuntschlistiftung, beutoht atw \ier Kapitelu: 1. Ursjichen, aus denen 
Staat Verpflichtungen eingeht und jene, die einen Staatabankeiott 
herboifiUiren. 2. Schwierigkeiten aus den Verpflichtungen einer 
staatlic hen Anleihe, wenn der Staat zahlungsunffthig wird. 3. Mittel, 
um die Rechte der Gläubiger eines firemden Staates zu wahren: 
Unziilfissigkett einer Einmischung fremder Staaten in die Plminz* 
Verwaltung (abgesehen von Ausnahmen, wo eine solche thatsScUich 
von Nutzen ist, wie in Tunis, Türkei, £|gypten); PrivUegierang ein- 
seiner QlAubiger. 4. Kritik der verschiedenen wissenschaftlichsa 
Systeme; Dlena schlagt die Errichtung eines internationalen Tribu- 
nales vor, das sich in jedem ^nzelnen Falle über den Bankerott 
des insolventen Staates zu entscheiden hat, und erv^ägt im An- 
schlüsse daran dio Frsge eines ZollbQndniraes swischen den eia- 
zelnen Staaten, tim durch einen eventuellen Tarifkrieg den insolventen 
Staat /,u zwingen, seine Gläubiger in der vereinbuiten Form Bl 
befriedigen. 

Pennot ti piiMi/iei to: „Die Wii kutigen des Baukerotts 
von Handv Ist;. >. ll.schaüen in ihi' H internationalen Be- 
ziehungen" und die boreits orwähute Schrift: „L'urüioiuucuto 
Orientale**. 

In der ei-stgenannten Schrift bekämpft er die schutzzollncriscbe 
Tendenz und rekonstruiert das Prinzip der Universalität der Hankerott- 
erklftrnng. Er [>rüft die Wirkungen des deklarativen Gerichts- 
spniches, die Zuständigkeit dee Gerichtes, die V^oilstret-kuiig <les 
Urteils, die Verwaltung bis zur Liquidation, strafrechtliche Verant- 
wortung und Rehabilitierung. Diesen UntOTSuchimgeo geben 3 Kapitel 
vorher: historische Einleitung tud moderne Gosetigebimg, ins- 
besondere die Auffassung des Gedankens der Universalität des Urteik 
ausserhalb Italiens. 
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Diese Arbeit wiinlc lioifallig aufgonoiiiiiien, gleichwie" auch 
jene ülier <Ue Regelung; ilci- orientali.sciien Frage, die von 'Ion 
früheren fiolitisclien. liisfuriHciien und (lipJomati.schen Eroignihf>en 
dieses vielorörtorton GegcostaaUes liaudeit und von den Folgen des 
IterJiner Tmktates. 

Selbst «lio jnngsten Erei?tnsse auf Kreta sind nm^h ]>ertlhit. 
Pcnnetti bemerkt, dass die Politik der Orossm&csbte auch gar 
niohts dazu beigetragen hat, um eine Saniening diospr leidigen 
Verhältnisse herbeizufüiiren, vielmehr sich offenkundige Verletzungen 
des V^errechts zn Schulden kommen liees. Ifan wird ihm auch 
beistimmen mfiasen, wenn er des Übels Wurzel darin gefunden 
zu haben glaubt, dass rings um die Türkei halbsouverftne Staaten 
votgelagert worden sind, die . fortwährend auf die eigene Unab- 
hängigkeit losarbeiten, ständig mit der hohen Pforte im Kampfe 
liegrai und damit ihre Territorien zu einem orientalisoben Kri^s- 
theater machen, wie dies vom armenischen Aufstände her in Er-* 
innerung ist Andererseits haben die OrossmSchte, aus Hochachtung 
Tor der Integrität der hohen Pforte, nicht immer die legitimen 
Bestrebungen der ßalkanstaaton unterstützt, wie es ihre Pflicht 
gewesen wäre. 

Pennetti, im Vereine mit Seuigallia. danken wir die 
zum ei-sten male erschienene iiivista di dirittu i u t ein a /, i n )i a le 
e di 1 egi s la ?: i o n e coniparata; Mitarbeiter sind hervoria^vndo 
in- und auRländiM lio .Inristen wie I^ammasuh, Holland, v. Bar, l'unilU t, 
F« "!o/7j, (iabba, Brusa, Amar, Ascoli u. a. Die Rivista entliält 
Kniiken und Anzeigen der wichtigsten in- nnd ausländischen .luris- 
pruden/, soweit sie ins internationale I'n'vatrecht einsehlägt, ferner 
einen bibliographischen Teil und dipiom^sche und konsularische 
Mitteilungen. 

Veranlasst durch ein Erkenntnis des Ai>i)ellation8gerichtes in 
Modeoa vom 12. 4. 98 hat Gabba (Oiurispr. it 98, 1, 2 p. 493 sqq.) 
dne Untersuchung ireTÖflentUcht Über eine Frage, mit der sich schon 
viele beschäftigt haben (ich nenne Mattirolo, Fadda, Bensa, Ricci, 
Lozzi, Bianchi, Fiore), ob n&mlich eine im Auslande ausgesprochene 
Ehescheidung auch fflr Italien Oilttgkeit hat. 

Die Untersuchung koflpft an drei Thesen an: 1. dass ein auf 
summarischer Untersuchung beruhendes Urteil (gindizio di deliba^ 
zione) nötig ist, um einer in m£.teria personali erlassenen Ent> 
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Scheidung^ die Duichfaiirong in Italien zu ermdglichen; 2. dara im 
allgemeinen eine im Auslände ausgc^prucliene Scheidung aucli in 
Italien vollziclibar ist: 3. dam im speziellen in Italien ein aus- 

länclisches Scheidiiugriiirteil /.wischen zwei Ehegatten, von denen 
bcitJo von vonilh ii ii! oder auf Orund der Ehe lUilicnei waroii. 
MH<3lih(>r aber das. italienische Hinxerrrclit geg'-ii ein anderes ver- 
tauscht haben, für voilziehlwir fikhut wcnit ii kann. 

^laMia konstatiert schlie.s.>licli die Verj'tlichtung tseiicii-> '!<*r 
italienischen IJchordc zu einem giudizio di delihazione uini liie 
Durchführbarkeit des auf Scheidung blutenden ausländischen Tileils 
— vo^an^l^e^etzt, «lass aus dem giudizio di delibazioue nicht hervur- 
geht, dass die Ehegatten h'diglieh deswegen sich in» Ausland 
gewendet und das fromdc Üüi^rrtjieht erworben IkiIm^h, um in 
fmudem legis eine Scheidung zu liowirkon — dem italieoiachen 
Gesetze zum Trotz, das eine solche Scheidung nicht kennt 

Handelareeht. 

Hier begegnen uns Arbeiten Ober irregulftre und ancwyme 
Gesellscliaften, Bankerott, Börsengeschäfte, Inhaberpapiere, Eröffnung 
hypothekarischen Kredits, kaufmftnnischo Hinterlegung, Deposileo- 
kassen, Depositonkassen fQr Seeleute, Seewechsel, Schiffszusammeih 
stoss, unlauteren Wettbewerb, Kinseh&tzung industrieller Einkaufte. 

fiine 8üh&tzcnswerte Studie ist Ulisse Manara^s „irreguUre 
Handelsgenossenschaft und ihr Konkurs" (in Üiurispr. it 
JJ8, IV, p. 1 - bO). 

Sie z.'i füllt in /.wei Teile. Der erste bciiaiKlcli di.- juristist.'lie 
Pers<'>iili< liki it der H. G. in der fran/.risi^chen, bcigisch-'n und lieutsrhen 
Gesetzi:. l,iiML:, bringt sodann eine Ki itik am II. G-vei tiag nach gegeii- 
wiirtigrin ilalicnisrheni liechte und zeigt wie ili' >cr Vertrau (.umb^ff 
dem Civiirecht) untor den Gesellecliaftera eine Geuieinsciiaft hcnoi- 
bringt 

Einer solchen Konstruktion widei-sprechen nirht die Aitike! S2 
und 85 des C. comm. noch auch Artikel U8 c\)d. civ. Nichts- 
destoweniger wird der Charakter als juristische Person nicht an> 
erkannt, auch nicht dritten gegenflber, ungeachtet der bedauerüchen 
'Widerspräche, in die unsere Gesetzgebung verfallen ist. 

Im zweiten Teile konstruiert der Verfasser die irreguläre H. G. 
als kollektives Wesen, verschieden in Bezug auf Dritte von den Per* 
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sonen der Mitglieder, und maclif dit^ Probe «in Artikel 77 und 98 
(•<y]. eoniiii.; des weiteren hobt er die schweren Differony.on zwischen 
den Bestimmungen des franzusisehen und italienischen Rechtes hervor 
hioBichtlieh der juristischen Bedingung der irregulären H. G., wie 
TL B. ein Recht der Oi>tlon, das ds8 fransfiOsisohe Kecht den Oesell- 
achaftsgläubigern gewählt, bei ims aber nicht anerkannt ist u. a. 

. Advokat Quido Bonoli: „Die Rechte der Aktionftre einer 
anonymen aualAadischen irregul&ren H.Q. mit Vertretung 
in Italien'^ versudit nna xwderlei zu beweisen: 1. dass eine solche 
H. 0. alle für sie im cod. coimn. vorgeschriebenen Formalitäten erfttUt 
haben muss — widrigenblls sie als nicht existent angesehen wQrde; 
2. dass der italienische Aktionftr das Recht hat, der italienischen 
Behörde diese NichtrExistenz nachzuweisen und auf Grund dessen 
die Auflösung der Oesellschaft zu veranlassen. Dabei erhebt sich 
die Frage: ist fQr diesen Fall das Gericht des Sitzes der Gesell- 
schaft (im Auslande!) kompetent oder das (italienische) Gericht des 
Sitzes der Vertretung? 

Houoli liitt für die Kompetenz den itidionischen Gcrifiites ein. 
einmal laut lu6 cod. di proc, sodann aus der Natur der Snche 
->H'>t. insofern die ErlililniiiL^ (l< r Niclit-Existenz einer G«soll- 
fechaft nicht direkt aus d<Mii ( lo-^eilsrhaft>vertrago, sondcri» aus dem 
Niciitcrfüllon der betreffcMulon Formalitäton hervnrj^-cht: seliliesslich 
aus Gründen der Reziprozität, Eine sertragsmänsige Bestimmung 
der Kompetenz verwirft der Autor besonders im Hinblick auf den 
Satz: publicum ius priTatorum pactis mutari non potest; und darauf, 
dass diese Theorie auch in Frankreich verworfen ist. 

Der Veifasaer geht dann dazu nber, die Verpflichtungen aus- 
einanderzusetzen, die in Artikel 230 ff. cod. oomm. den anonymen 
ausUndischen Gesellschaften auferlegt sind, behandelt die Nicht- 
Existenz der irregulären anonymen Gesellschaften und die Rechte 
der Aktionftre. Resultat: eine ausländische anonyme H. G., die als 
existent angesehen werden will, muss sich den Vorschriften der 
Artikel 230 ff. fOgen. In Ermangelung dessen kann der Aktionftr 
die AuBOsung beantragen — trotz der Anerkennung der Gesellschaft 
im Auslande, trotz ihrer thatsftohlichen Existenz. 

Luciani „Abhandlung über den Konkurs** (3. Aufl., 
Rom, kCnigl. Dnickerei) prüft dieses Thema in historischer Hinsicht 
und in seiner gegenwärtigen Gcistaltung. Er stellt th-ei Gruppen 
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auf und kommt zum Ergebnis, das« momentan der Zeitpunkt für 

eine Kovision der g«?.solzlichen Bestimmungen noch nicht irekomuien 
ist, da die nötigen Kif;ihruna:en noch nicht tregtruimiolt siiul. 

Navarriiii ..Dio Kiüffming liy pol hekaiischen Kredits 
lind seine Wt i Ii se 1 w i r k ii ii s^en" (Arcli. ginrid. f>. 207- -'230.) 

Der Autoi l»es(;hftftigt iiier mit den nacliti.iu^li'li ^nt- 

stehenden Seh\vi«Tii^k«^iton, mit der pit^tMitlii hen Eröffnung des 
Kr<'(lits, mit der A()/ahhmg und ilfr liefi-einng von den Wirkungen, 
mit den Tlioorien h«v.ri!xlirli d- r Thertragung der hypothekarischen 
Garaiitiron, mit der Kritik der Frage der Girierung der Wochs**! 
und der Theorie von \,o Franeois (die er abweist!) mit den Ansichten 
von Falloi84\ Lyon-t'aen. Renault, Dupont. 

Er prüft fenier iIab Qesets vom 20. Mai 1872 und jened vom 

15. April 1889, verkündet in Belgien, in ihrem Verhfiltnisse zu den 
Referaten von Dupont und PiimeK. BezQglidi der italienischen 
i^hre gibt er eine knjtische Üliersicht der verächiedenen Ansichten 
von Borsari, Ottolengbi, Supino, Bolaffto und widerlegt noch zum 
Schlüsse die Andcbt von Le Francis bezüglich des belgischen 
Gesetzes. 

Eine Beseitigtuig der Kontroversen Aber die Natur der Termin- 
geschäfte versucht Bassano in seiner Schrift ^Über Börsen- 
geschäfte** (2. Aufl., Livomo 1898). Voransgesohiokt ist ein 
kurzer Al>schnitt über den Begriff der „Böi-se'*, üher Bßrsenstatuten, 

niior <lio beteiligten Pei*soiien, uher das, was Objekt eines Ki"»i-sen- 
gesehiifts sein kann; er priift sodann die vtMöchiodeuin Mob. 
unter deuiMi dii' ln wii-sti ii Operationen sich vollziehen, ihi^ ver- 
M hiedenartig«ni K<'nilmiatii>üen nach in- und ausländ is< -her Doktrin 
und <i«'si't/,gt;hung (Drulschland Oesetz vom Januar 1807). K-j f'^L't 
eine Kritik des italienischen Of^setzes von l87i), wol.-'i iusln suiulcrc 
auf die Unzulrägiichkeitcn aufmerksam gemacht winl, die siih 
im abrf)giortrii 0(\^f tx.c von 1874 vorfandeUi duixih das neue Gesetz 
a))er noch niciit völlig l)cseitigt sind. Bassano formuliert einen neu^u 
Entw urf in drei Ailikeln: Anerkennung der Börsen vertrage als 
regel lichter Vertrage (also Beseitigimg jener §§, die sie als j^piel*" 
behandeln). 

Dass seine YorschlAge unsere juristische Kreise trotzdem 
noch nicht erobert liaben, beweist der der Deputiortenkammer m 

16. März 1898 vorgelegte Entwurf des Hinisters LuzzatU, der auch 
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die Billigung soincr Kdlogen vom Dopartomont der Finanzon, dos 
A(kerl>oues und HaiiddN (Braiica und (_'otv(t-Ortu) erlangt luit. 

Bruschottini's .Jnliaberpa picro" zorfallen in drei Bürhor, 
denen eine Einleitung: Die Wichtigkeit der Wortpapiere für den 
modernen Rechte^ und Handelsverkehr, vorangeht 

1. Buch: Nachweis, dass der Ursprung der Inhaberpapiere im 
deutschen Recht zu suchen ist Weder in Eigypten, Cartliago, 
Griechenland oder Rom lassen sich sichere Spuren aufdecken. 
Bntwickelung dieses Instituts in Deutschland, Frankreich, Holland, 
Italien. 

2. Buch: Die juristische Nativ der Inhaberpapiere. Moment 
«ler Entstehung einer Schuld, das Prinzip der rbertraginig, das 

Wesen der atv-essorisehen Wirkungen (Talon. Koupnn u. 8. w.), 
den Iitliaber|japiei'eu analoge Institute, wie z. H. iiinkende Inhabcr- 
i»apiere. 

!J. Hucli: Kreation, Umlaut, Kirdösuitg dci" Iniialierpa|'i. i ■. 
Kritik <ler Theorien von ünger, Ooldsehmidt, Wulil, Siegel, ^lanura, 
Kuntze. 

Ettsebio behandelt in 5 Kapiteln die „Depositenkassen^ 
(in Dig. it disp. 350 u. 356 p. 

1. Kapitel: Historisclier Teil, in- und ausländischo Gesotz- 
gebung (Deutschland, Österreich, England, Belgion, Spanien, Portugal, 
Riimftnien). 

2. Kapitel: Zweck, Wesen, Einrichtung und rechtliche Ver- 
tretung der Kassen. 

Kapitel: Di.' lliaterlegungstheonen im allgemeinen, lietnu'htet 
votn ('iesiehl.>pi Ulkte «ler freiwilligen und oMtL'-aloi i-i ln-ii lliiits'r- 
i''ginjg naeh dem ('(m1. civ., » mi. fomm , nach ( ivilpniztiss, Sti-af- 
pi-ozess und Spezialgesetzg»^l»ung: von Krüehtc tragenden und nieht 
f nichttragenden Depositen, von den Zinsen, Scliadensersjitz 1km 
Expropriationen im öffentlichen Interesse, von Hodenkredit- 
verbänden n. s. w., von der EfTektuierung, Unitans(-h, Konversion, 
rt)ortmgiU)g, Sequestration, Verpfändung, Ruekgal« der Do]iositen, 
von der Haftung des Staates fQr diese, Verjfihrung. 

4. Kapitel: Hy(K)the8en Otier die Verwendung der Fonds u. a. 

5. Kapitel: Gemeinde- und I^mdeskredit; SchAden und Miss- 
brinche. 
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Ein ähfilichee Thema behandelt: 

Carlo Bruno .. I > o p o s i 1 e n k a s s c n für S e e 1 e u t e'^ (ebontl. 
(lisp. 350). Dirsc p]iijncliluijg ist zum orstrnnuile im Königreich 
Si/.ili>'ii aiiilliili ins Loben gerufen worden, nach franzö.-^iscliem 
Systeme, zum S<hut/e der Seefahi*er. 

1. Kapitol: Historischer Teil. 

2. Kapitel: .Modern«' Gesetzgebung (Codex für <lie Hanücls- 
marine); Zwecl{ und Einrichtung dieser Kassen, ihre Statuten, 
Massregeln einer wirksamen FunktionieruDg nnd sonstige Sicherungs- 
vorkebrongeu. 

S. Kapitel: Übersicht Aber die fremden Oeeetzgebungen 
(Österreich-Ungam, Deutschland, Frankreich, Belgien, England). 

Tommaso Bruno „Kauf mftnnischo Hinterlegung"^ 
(ebend. fms. 359). 

1. Kapitel: Iniialt und Foi-iii desselben. 

Stellung diewn- Mateiif in »irr vergleichenden Gesetzj;uliiing; 
Vertnigi^. mit denen sie sich lierührt: Unterschied von <ler Uuger- 
lichen Hinterlegimg; Art des Beweis«^ und Beweismittel. 

2. Kapitel: Ursachen der kaufmännischen Hinterlegung; Pflichten 
des Verwahrers: Empfang imd Aufbewahrung, custodia der Wert- 
papiere, Rückgabe, Pflichten des Hinterl^rs. Deposituni irre* 
gulare in genere und in speoie. Dep. neoessarium. Allgemeine 
Aufbewahrungsorte, ZoUhAnser u. a. 

Erennio Ciccaglicne „See Wechsel** (i. d. Encydop. 
giur. it fasc. 252 p. 083 ff.) zerfällt in 3 Abschnitte: 

1. Kapitel: Begriff und Inhalt des Seewechsels. 

2. Kapitel: Vergleichende Gesetzgebung darüber. 

3. Kapitel: Der Seewechsel in der 'modenien italienischen 
Gesetze:» Imiig (Wius damit verbunden sein kann, Risiko, Wirkuugeu, 
notwendiger Seewechsel). 

Giannini handelt Uber „Unlauteren Wettbewerb" 
(Neapel, Marghieri). 

Pipia über ,,Schif fsznsaminehstoBÄ und die Ver- 
antwortlichkeit des Schiff seigentOmers" (Mailand, 8<x. 
ed. libraria); — letzteres im wesentlichen das Referat enUtaltend, 
welches der Verfasser auf dem IntemationaleQ Seekongress in Ant- 
werpen erstattete. 
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Rodino bietet eine kritische Pnilung der ,.Ho forin des 
Genosseriüchaf tsrechtes in Italien und Fratikreieh". 

Nach einigen allgoinoinon Honiorkungoii üVior die Griindsiltze, 
auf welchen eine snlche Roform aufgebaut werden soll, behandelt 
er den Entwurf über diese Materie, welcher in Italien von der 
Ministerial-Subknmmission für Reformen in der Handelsf^esetz^'-bnng 
angenommen wortlen ist (Sitzung vom 25. März ISOG), die bezüg- 
lichen Ändenmgcn des cod. di comm., den Charakter der Genossen- 
Bcfaaft, die Bedeutung des Art. 2 des Entwurfes (Vorschriften über 
das veränderliche Gesellschaftskapital), die Formen der Venmtwort- 
lidikeit der Gesellschalt, die Formalitäten bei Eiogehang des 
Verhältnisses, die notwendigea Aoaeigen der Geschäfte, die Anfdoht 
und Inspektion der Oenossenschaften, Ursprung dieses Hechts- 
Institutes auf deutschem Boden, Yorzfige der Bestimmungen des 
deutschen Rechtes betreib des Vorstandes und Anfrichtsrates gegen- 
über dem italierasdien Entwurf. Bodino bekämpft die zwangswdse 
Inspektion „ope l^^is** und bespricht sodann die Bestimmungen des 
Entwurfes hinsichtlich der Geschäfte der Genossenschaft mit 
Dritten, der Mindestzahl der Genossen, die bei der Konstitaiemng 
erfordert wird, des Kapitals, der beschränkten YerantwortHchkeit, 
der Rechte der Gesellschaft gegenüber den Gesellschaftern, der 
Rechte der ausgetretenen und ansgeschlossenon Mitglieder gegenüber 
der Gesell Schaft., der Qualität der Gesellschaftor für Gesellschafts- 
ämter und ihre Vertretung in der Versammlung, ihrer juristischen 
Persönlichkeit u. a. 

Im 2. Teile behandelt der Autor die für Fnmkreieh bevor- 
stehenden Aendeningen des Gesetzes vom 24. Juli 1H()7 ItetrefTend 
Gesellschaften mit veränderlichem Kapital durch die Vorfüf^unf^en 
des neuesten Entwui-fes (dem Senate vorgel^ am 2. Dezember 1895) 
and giebt eine ausführliche Kritik. 

Giriodi „Die Frage der Einschätzbarkeit industrieller 
Einkünfte ausländischer Gesellschaften'' (.,I>a Legge'', 1898, 
V<d. I, p. 496 — 504) prüft die rechtliche Stellung der ausiftndieohen 
QesellBchaflen gegenüber unserem c. comm., die Besteuenmg8fBhig> 
keit der gesamten, von der ausIAndischen Geselischaft in Italien 
gesogenen Einkflnfte ohne Abiug der Schulden, die Unmöglichkeit 
eines Regresses an anaUlndiscfaen Aktionftren und die Notwendigkeit, 
eme doppelte Besteuerung zu vermeiden. 

62 
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Civilredit und Civüprozeas. - 

A« Civilreohi 

Die Natur und den Ghaiakter dos Hmterl^g^ongsverCrageB behandelt 
Caraffa (in Dig. Ii deposito p. 99—142). 

Titel 1: Begriff, Geschichte, neuere Gesotzgeb unjij. 

Titel 2: Die eigentliche Hinterlegung; Übergabe, custodia, 
Unentgeltlichkeit Freiwillige üiuteriegung. Pflicht des BewahreiSi 
oustodia, Back|pU)e. Pflichten des flinterlegera. 

Titel 3: depoeitnm neoesaaiiimL 

Den Arbeitsvertrag behandelt ^annaoone (in Enpyol. gior. 
it oontratto di laroro, fasc. 242 p. 1028 ff.) Seine Aibeit 
basiert auf Betocchis und Modioas Untersnohungen und besonders 

auf den Debatten des Juristenkongresses in Neapel (Oktober 1898). 

Einleitung: wirtschaftlich-juristische Natur des Arbeitsvertrags. 
Kapitel 1: die verschiedenen Bezeichnungen. Kapit»^! 2: die (•■m- 
trahierenden Parteien und die Schwierigkeiten in der Umgrenzung 
des BegriCPes „Arbeiter", verglichen mit der deutschen, österreichi- 
Bchen und englischen Gesetzgebung. Kapitel 3: die contraliierenden 
Parteien bezuglich ihrer Vertragsfähigkeit (italienisches, deutsches, 
französisches, osten-eichisches, englisches Recht). Kapitel 4: die 
industrieUen Gesellschaften. Kapitel 5: Consens der FarteieD. 
Kapitel 6: Objekt und Ursachen des Arbeitsvertragaa. Kapitel 7: 
Besiehungen swisofaen Vermieter und Mieter. Kapitel 8: Yer- 
tiagaform und Beweis. Kapitel 9: Endignng und Vertngabmch. 
Kapitel 10: TOuselne Abarten des Arbeitsvertrages. 

Es folgen: Formisano, Yertrftge nnter Abwesenden. 

Granata: Richterlicher Vertrag und Quasi vertrag. Urangia- 
Tazzoli: Verträge (Enc. giur. it. fasc. 241). L. Coviello: 
Vorverträge. Rougier: Einspruch und Bevere: ViehpachL 
Ijotzteres handelt, unter Voransschickimg (Kapitel 1) einiger allgemeiner 
Bemerkungen über Geöchichte und vorgl. Gesetzgebung (Frankreich, 
Deutschland, Schweiz. Spanien, Portugal) im Kapitel 2 über die 
Viehpacht im gegenwärtigen itiilienischeu Recht. 

Vittore Vitali behandelt die Testierfreiheit im italienischen 
Civilieobt in drei Teilen: historisofaer Teil — italieniBohee Citü* 
recht — verg^. Gesetagebung. 
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Costa, Gotinella, Sechi und Cofitiizzi lieferten eine aus- 
führliche Abhandlung über das Stau tsbüif^cr recht (in Dig. it. 
V. cittadiiianza p. 208—328). Sie zerfällt in folgende Teile: 

A. Historisches: römisches Rocht. Mittelalter ((lott n, Lango- 
barden, Feudalzeit), Zeit der StÄdtefreiheiten, Monarchien, fraa- 
z{^sche Revolution. 

B. Italienisches Recht und vergl. Gesetzgebung: 1. I^egriff. 
Voraussetzungen. Erwerb durch die Geburt, jure sanguinis, jure 

2. Erwerb durch der Geburt nachfolgende Ereignisse: Wahl, 
Naturulisation , Heirat, Staatenannexion. 3. Terluat des StBR.: 
ausdrücklicher, stilJachweigender Verzicht (letzteres vom Gesiebts- 
punkte der Erlangung eines fremden BR), Annahme eines aufr' 
ttadischen Staatsamtea. Ehe mit einem AasUtader. 4. Wirkungen 
des Verlustes inbesug auf Gatten und minoranne Kindw. Die 
Bande, weldie den Exbfii:ger mit dem frQheren Yaterlande vei^ 
koQpfen. — Wiederarlaogung des StBB. 5. Die ataatitche Re- 
gisterlEQhnuig. 

0. StBR. in internationaler Beaiehung. Diveigenz der yer- 
Bcfaiedenen Gesetze — resultierende Conflicte. 2. Wechsel des 
StBR. 3. Das juristisdhe Verhfiltnis von Personen mit doppelter 
Nationalitftt 4. Personen ohne gesetzliches BR. 6. FSIle der 
doppelten Staatsbflrgersohaft und der mangelnden Staatsbflrgerschaft 
6. Die gesetzlichen Naturalisatiousbedingungen. 7. Gesetzliche Ver- 
weigerung der Aufnahme. 8. ünifonue Rechtsregeln, um den Ver- 
lust des originären St Ii ii. und die Erlangung der Natumlisatiun 
zu regeln. 0. Cunventionen. 10. Tractnte und Convcutionen zwisehen 
den verschiedenen Staaten Europas und Amerikas. 11. Jlilitärrecht- 
liche Bestimmungen. 12. Verträge mit Italien. 

B. Ci vilprozess. 

Nur kurz erwähnen wir hier Marconi „UrteilsvoUstreolcung, 

Akten imd Dokumente, mit besonderer Rdcksicht auf die neueren 

teterreichischen Civilprozessgesetze''. da diese Arbeit einem sn 

speaellen Gebiete angehört Ebensowenig wollen wir nns bei 

Chiapparo aulhalten „Über die Pf&ndbarkeit der kommunalen 

Abgaben da der Autor diese wichtige Frage nur in ungenflgender 

Weise behanddt hat Besser unterrichtet zeigen sich: Piola „Civile 

Kompetenz'' (in Dig. it. disp. 333, 337 und 349 p. 217-^419), 

62» 
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Gavagnara und Caldara über ^Advokaten uod Prokaratoreo" 
(ib. p. ^21 — 705) and Tambroni Qber „ftrarische Advokatnr'* 
(ib. p. 719 — 732). Von diesen bietet Piola eine xeicbe und 
delailliert an^ffihrte Studie, die sich folg. gliedert: 

A. Einleitender Teil: Allgemeines, Gtesclüchte, vgl, G^tz- 
gebung. Gerichtshoheit de« Sumtes. 

B. Ktjujjxjtenz der Gpri<":hte in streitigen Saciien: 1. Genereller 
Teil. 2. Kompetenz im allgemeinen hc/.üj^^lich der Porson- n. Im- 
mobilien, Mobilien, Alimente, in lieciitsstn itigkoiton über Arbeits- 
leistnnir ffir Anlagt' un<l Systemisiening der komnninalen Strassen, 
bezüglich der Mängel und Schäden an ländlichen und stÄiltisch^^n 
Grundstücken^ an Zäunen, Pflanzen, Früchten, bezüglich Besitzklagen, 
operis novi nnntiatio, Abgaben u, s. w. 3. Kfiuijiotonz rficksichtlich 
der Höhe des Wortes des Streitobjekts. 4. Territoiiale Kompetent. 
5. Kompetenz dos Zusnmmenhanges und der Fortdauer. 

C. Erkenntnis fiber die Kompetenz: 1. im allgiemeinen, 2. rer- 
aohiedene Arten der Nicht-Kompetenz, 3. Ausnahmen Ton der 
UDSttstftndigkeit, 4. Fonnen des Erkenntniasee. Einzelne FAUe 
desselben, ß. Entscheidung fiber Kompetenz und Folgen denelben. 

D. Übergangsrecht und internationales Recht. 

Die Studie von Cavagnari und Caldara zerftllt in zwei Teile: 

1. Genereller TeiL Geschichte und vgL Gesetzgebung der 
Advokatur: Slteste orientalisclie Volker, Griechenland, Rom u. & w. 
bis heute (Deutschland, Frankreich, England, Schweiz, Osteneioh, 
Russland. Belgien, U.-St.) Geschichte der Proktirattir. Sozialer 
Charaktei- in Italien, Funktionen der Advokaten und ProkuratoreD. 
Neueste (restaluing. 

2. Sjxv.ieller Teil. Allgemeine Betrachtungen. "Rodinpungen 
dor Ausübung der Advokatur und Prokuratur (Eintrat^ujig ms Ali>iim. 
Imkomjmtibilität beider Berufe). Pflicliton und Rechte. Behigni>- ' 
der A.- und P.-Kollegien (Generalversammlung, Disziplimerung und 
Aufsicht). 

Tambroni handelt in 5 §§ von der ärarischen Advokatur. 
§ 1. Rechtavorgl. (vom alten Rom bis heute). Schutz des Staates 
in Osterreich und Spanien. § 2. ärariaclie Advokatur in Italien. 
§ 3. Inhalt der ärarischen Advokatur. § 4. Personal — (Die vom 
Staate Beauftragten). § 5. Statistische Bemerkungen und Schiussp 
betrachtungen. 
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Strafrecht and Strafprozess. 

A. Strafrocht 

Allgemeiner Teil: Besia und Berardi handeln Aber Zurech- 
ooQgf Mosoliini über Teilnahme, De Benedetto Ober Notwehr. 

Spezieller Teil: Higher gehören Arbeiten Aber Contraventionen 
(Longhi), Kontrebande (Marsollo u. Joste- Satta), Über Ver- 
giftung (HarxolloX über Yerhinderung von ArbeitBunfiOlen (Cam- 
pol ongo), über Hissbtauch mit Beaserungsmittaln (llortara), über 
totUcfae Anzeigen und KAnigsmord (Lion) und über BogOnatigung 
(Saviotti). 

Allgemeiner Teil. 

Besia ,fZnrechniing und die Gründe, welche sie aus- 

Bchliessen od*er herabsetzen" (Cftserta, Fabrano), enthält die 
Rede, welche Besia im Circolo giuridico in Neapel hielt. Trotzdem 
seine Schliissfolgeningen ebontlorl keinen Anklaii^^ gefunden hatten, 
ist es eine gute Mono^n-dpliic. Es sind 2 Teile: 1. Allgemeine 
Tlieorieon über die Zuroclinun^^ Willensfreiheit. Begründung der 
Zurerhining im italienischen Str G B. Artikel 45. Dohi*i, Momlische 
und materielle Elerac'nte des Verbrechens. SchuM und ihre Elemente. 
2. Gründe, aus welchen die Zurechnung ausgeschlossen oder ver- 
mindert werden kann (Kritik der geistigen Schwäche, Trunkenheit), 
mit besonderer RückBicbt auf Mayr, Quetelet, Tardteu, Legrand du 
SauUe, Molet, Damerow u* a. 

,,Die Verantwortung in der Neurasthenie" (Bari, 
Qiovinazzo) von Berardi, Prokurator des Kön^, hätte eine ein- 
gehendere Behandlung verdient, als ne ihr vom Autor au teil wurde. 
Ea «nd nur 15 §§. 

§ 1. Verflndeningen im Menschen infolge des fieberhaften 
modernen Lebens. § 2. Einfluas auf die Gehimfanlrtionen. § 3. 
Ctttersclued zwischen dem normalen und nerrOsen Menschen. § 4. 
Neurasthenie und ihre Bradieinungen. § 5. Ethiologie und PhJIno- 
mendogie dieser Materie nach Board, Lareran, Bosenthal, Arndt, 
Anfimow u. a. § 6. NerrOser Meohanismus. § 7. Seelische StSrungcn 
in der Neiirasthenie. § 8. Lehre Krafft-Ebings. § 9. NeuniRthenie 
und Vaizabondage — welches das Antecedens? §§ 10— IJ. Das 
seelische Leben der Neurastheniker. Fähigkeiten und Änumalieo 
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rücksichtlich einer Schuldzureohaung. § 13. Zona media von Maudsley. 
§14. I^hre von der SemireBponeabilität. § 15. Welchen ümstSodeD 
der Stiafnchter fiechuung tragen muss. 

„Correspeotive Teilnahme" (in Dig. it. fasc. 361 p. 504 ff.) 
behandelt Mosohioi vom Oeeichtspnokte der geschichtlidien ikit> 
wioUnng und vergl. Geeetxgebutig dee Mheren und hentigeii , 
ttalieniedien Rechts (Artikel 378 0. Pen. iU 

De BenedettOy ^Notwehr*^ (ITapolii Priori), leigt uns die 
historischen Wandlungen, welche dieses Institut duichgeniacht hat 
(im alten Orient^ in Griechenlaad — Homer, Hesiod, Plato, Arist»' 
teles etc.) und hfilt diesen das moderne Recht gegenüber (Fraoli- 
reich, Belgien, Österreich, Zürich, Qenl, Ungarn, Holland, PreuBseo, 
Qiiet^enland, Baiem eta). 

Longhi, „Contraventionen" (Encycl. giur. it. fasc 250 p. 
145 — 210) liandelt Kap. 1 von den geschichtlichen Grundlagen. 
Rechts voiglei(;hung. Kap. 2. Allgemeines. Kap. 3 ff.; Objektive 
und subjektive Elemente. Strafausmass etc. 

Sjiczicl Icv Teil. 

Mortaru, i b rauch mit Besser uugsmi tteln und 
Misshuudlungen in der Familie" (Giur. it IV p. 69— 103). 
Wichtigkeit dieser Ijehre. 

Etymologie des Wortes „Correction''. Verhältnis zum Moni- 
gesetz und Strafrecht. 

Auf?^hlung i\pv Ot st tzbücher die sich 

a) Oberhaupt nicht damit befassen (Frankreich, Belgien, Deatsok« 
land, Rnssland, Portugal, San Marino); 

b) die es unter die Spesialveibrechen einreihen (SanUmen, 
Tessin, Bern, Genf, Zflrich, Freibnrg, östeneich, Spanien, Cnbt, 
Portorioo, Salvador); 

c) die es fQr nicht strafbar erklfiren (üngam, Mexico, Ben); 

d) die LAnder, welche Sperialgesetie hiefflr erlassen habeo: 
England, Columbien, Ehnes-Lothringen, Peumylvanien. 

e) Die italienische Gesetzgebung im Speziellen (▼orberutende 
Arbeiten, Kritik der Entwürfe, Formfehler, snbstanzielle Fehler). 
Confusion zwischen Missbrauch der Besseningsgewalt und Faiuilien- 
missli.mdlring. Unbostinimtheit des materiellen Elementes, l'mu- 
weadliuikoit des t. t „gesundheitsschädlich ' im § 390 C. Pen. 
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f) Schliesslich Vorschläge eines Systems für eine richtigo 
Kodiükatiou dieses Verbrechens (Einmhung als Speziiüdalikt unter 
d&i Titel der Verletzungen von Personen). 

Über Kontrebande liegen 2 Aibeiten vor: 

von Josto-Satta (Encicl. friur.it. s.v. „oontrahbando doganale" 
fBSc. 239) und von Marzolio (Dig. it. s. v. „Contrabbando'', diBp. 
332 und 344). Marzolio prüft vom historischen Gesichtspunkte 
— TOD der modernen Oesot?: probung in Italien und vergi. Qeaetz^ 
gebong. Überwachung und Verwaltung. Die haftbaren PerBoneo. 
Grosseres oder geringeres Strafausmass. Mitthäterscliaft. Zusammen* 
treffen ▼oo Yecteechen ond Stnfe. Strafen. Konflskatioo. BeohtB» 
weg. Sddtiflsbetnohtang. YondhUge. 

Lion» „Kttnigsmord** und „irztliche Anseige*^ (EkioioL 
gttnr. iL p. 486-^507 nnd 468r-475). 

KOnigsmord: a) historischer TsU (rOm. Kaiseneit, Bsrbann- 
aeit, Beutschhuid, FhuOmldi, Spanien, England, Österreich, Bnes* 
hnd, Belgien, tSanlinien, Sisflien); b) allgemeiner Teil; c) spezieller 
Teil (§ 117 C. Fen. it); d) YersohwOning gegen den ECnig; e) be- 
waffnete Banden ad hoa — öffentHches Ihteresae ihrer ünter- 
drückung. 

Ärztliche Anzeige (cod. pen. art. 439), Pflicht der Aerzte, 
Chirurgen, Hebammen u. a. Sanit.itsbeamten , in Fällen, denen 
eventuell ein Verbrechen zu Öniudo liegen kann, die Anzeige zn er- 
stetton. Analoge Vorschriften in den Gesetzbüchern von Kmiikivioh, 
<_)«terroich, Belgien, Türkei, Ungarn, Schweiz. Spanien und Deutsch- 
Lin<l (Str Fr 0.). Gründe einer solchen Verpflichtung. Friiheros und 
geltendes Recht in Italien. Wie weit geht diese Verpflichtung? 
Versuchter und vollendeter Selbetmord. Verbrechen gegen die 
Sittlichkeit etc. £ritik der verschiedenen Ansichten. Ist eine 
Anzeige nOtig, wenn die Möglichkeit einer strafrechtlichen Ver- 
folgiing nnahhftngig von der YerietEung ist? Wer ist xnr Anzeige 
verpflichtet? 

Campolonso*s Monographie „Qesetxliche Uassregeln 
zur Terhütung von Arheitsnnfftllen" (Tnrin 1898) giebt eine 
Übeisicfat Aber die Vorsohriften des nenen italienischen Geeetses nnd 
behandelt die Yeihreohen und Übertretungen derselben. Unanwend- 
haricest des Artikels 78 CoA, pen. gegenüber Artikel 3 des genannten 
Oesstass und Artikel 371 und 376 des Cod. pen. — Staatliehe 
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Inspektoren für die Sicherheitsvorkehrungen in Fabriken. — Haft- 
barkeit für Unglücksfälle. — 

Saviotti „Das Vorbrechen der Begünstigung in seiner 
historischen Entwickciung'' (Cagliari). Römisches Recht 
(bereite die juristischen Elenjente enthaltend — re<«ptatoreR !), barba- 
rische Gesetzgebung, deutsc}n' Kaiserzeit (Heinrich IV., Barbarossa, 
Friedricli II., CCC). Staiuttmi-eclit des niedicäischen Zeitalters, in 
Sizilien, im Königreicli Neapel. Lehre der Glossatoren, Schrjlastiker 
und Praktiker — Carmignani gebührt das Verdienst, zuerst die 
Natur dieses Verbrechens ergründet zu haben. Neueste Zeit Im 
Anhange die ausländische Gesetzgebung: 1. Staaten, >vo!f>he die 
Begünstigung als ein Verbrechen gegen die Justiz — öffentliche 
Sioherhfiit — Staats-Einrichtungen — Mfentliche Autorittt anaelien. 
2. Staaten, die die BegOnat^ung als ein Verbrochen aus generis 
behandeln. 3. dto. als Teilnahme behandeln, 4. als eine Art 
Fartieierm ansehen. 

6. Strafproaess. 

Die vielbefaandelte bedingte Verurteilung hat Filippo 
Bf andurs sich zum Gegenstand ausersehen in seiner Studie „Be* 
dingte Verurteilung in Italien" (Prato, Qiaohetti). Vo»us 
geht ein kuner Überblick über die Literatur und fremdes Recht 
Mandura ist ein Gegner der bedingten Verurteilung aus verschietU iien 
Gründen: der Charakter des Delinquenten ist unmodifizierbar, die 
bedingte Verurteilung widei-spricht dem Wesen der Strafe und ilirer 
gewollten sozialen Wirkiuitr, der jisychische Coöfficient der bedingten 
Verurteilung (Erlass, Verzeihung) widerspricht der menscldichen 
Natur, das Urteil wird durch die bedingte Verurteilung vernichtet. 

Flagella hat ül>er die strafrechtliche Komj>etenz geschrieln'n 
(Dig. it. fasc. 349 p. 419 ff.) und zwtu- in vier Titeln: 1. Geschichte 
und Rechtsvergleichung. 2. Allgemeines. Inhalt der Kompeteni. 
Charakter, Unterschied zwischen Inkompetenz und Kompetenz-Cber- 
Bchreitung. Inkompetenz in abgeurteilten Sachen. 3. Materielle 
Kompetenz vom Oesichtspunkt der Verlneohensqualitit und der 
Strafe. Kompetenznomien ratiooe poenae — ratione materiaa. 
4. örtliche Kompetena, 

Rega-Nicola „Civlle Verantwortlichkeit im Straf- 
prozesB'' (Foro nap. p. 111^127,153-^165). 1. GinliechtUdie 
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VerantwortlicliJceit überhaupt. 2. Speziell im Strafprozess, Trot/, 
dieser verfehlten Einteilung hat Rega-Nicoia das Verdienst, hier klare 
und präzise Kechusiegcln aufzustellen, besonders lüiisiehtlich der in- 
direkten Verantwortlichkeit. Hoga-Nicftla Ijringt verschiedene theore- 
tische Vorschläg-e des lu- und Auslandes bezüglich der BegrfSndung 
der Verantwortlichkeit der Eltern, Vormünder, Lehrer u. s. w. für die 
Vergehen ihrer Dienstboten, Verwalter, Söhne, Qeschäftsführer eto, 
des Staates für seine Beamten u. a., die teilweise von dem 
klassischen Prinzip (ohne Schuld keine Haftung) al^hen. Er 
ODtenieht diese einer scharfen Kritik und bedauert, dftss viele von 
ihnen (mangels genflgoadw Stodiums der Arbeiten von Yenesian, 
Orlando^ GoTiello^ BQineliD, Isay n. a. Italienern und Deutsofaen) 
gro MO Mftngei anfweiaen. 

Vico: „militirf iBkaliaclier Anwalt» (Dig. it p. 705—710). 
Bemerkungen Uber railitlr. Gesetzgebung des In* und Auslandes, 
Chaiakter und Fflichtenlueis des Amtes, a) bei den Tribunalen zur 
Aburteilung eines Beamten des Heeres, b) bei den Tribunalen des 
fliehenden Heeres, c) dto. sn Eriegszeiten, d) in EritrSa, e) dto. der 
Kriegsmarine. — Die militärischen GenenüadvolEaten. Personal des 
Kriegsministeriums. 

C. Fumarola: „Ein Fall der Ünzuiässigkei t einer 
Civilklage nach ergangenem StrafurteiP' (Leue). 



Zum Absclilusse der italienit^chrn Literatur zählen wir noch 
einige Spezialarbciten des üfFentlichen H» hts auf: 

Em posthumee Werk von Rosmini: „die Staatsbeamten-' 
Pincicl. giur. it. fasc. 2G0), Miceli: „Parlamentarische Immunität ' 
(ebttklori), Angelini: Verhinderung an der Ausübung politischer 
Bedite, der Souveränetät, der Funktionen im Senat und in der 
Deputiertenkammer*' (ibid.), Castellari: ,^er heilige Stuhl" (ibid. 
fmo, 240), Brunialti: ,J)eputiertenkBmmer und das Referendum^' 
(ibid. iasa 258 und 259—263), Romano: „Provinzialdeputationen'' 
(Dig. ü disp. 369 p. 161—184)^ Natale: „Beform des Press- 



Alle diese Arbeiten gehSren sumeist dem Gebiete des inneren 
itafienischen Staatsrechtes an. 
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Luxemburg. 

Beferent: Dr. Sur. Benuttd daaen, Grevenmacher, Lazembug. 



a) Gesetzgebung. 

1898. 

Das Tom legislativen Standpunkte für das Grossherzogtmii 
Luxemburg wichtige Jalir 1898 bringt zuerst das Gesetz vom 
10. Mai, das Urheberrecht betreffend. Nach den AIIgerndD' 
bestimm ungen geht das Gesetz des Nihema ein auf das Urhebor- 
lecht io litentor, Huaik und Plastik; es regelt aladaim daa Ver- 
gehen der Naofaahmung und die Bestiafimg deasdlMii, aewie die 
sich damiis oigebenden Gi?il]dageii. Daa ürfaebenedit bleibt fthifng 
Jahre nach dem Tode des ürhebera au Gunsten der Erben oder 
Bechtsnachfolger bestehen. Die Eigentflmer einea nach dem Tode 
des TJrhebera erBcfaienenen Werkea genieesen daa tJrheberreoht 
wfthrend fOn&ig Jahren Tom Tage der YerSlfentlichuog, Vor- 
ateilnng, Aufführung oder Aussteltnng ab, jedoch unter der Be* 
dingung, bei Strafe Verklls, dieses Datum feststellen za 
lassen. Letzteres geschieht durch Eintragung innerhalb sechs 
Monateu vom Tage der Veröffentlichung in besondei-s dazti bestimmte 
Register, die in den Biiroaux der Regierung aufliegen. Die Aus- 
länder goniessen im Grossherzogtum alle durch das Gesetz eewähr- 
leisteten Rechte, ohne dass die Dauer der letzteren ihnen gegen- 
über die durch das luxemburgische Gesetz bestimmte Dauer über- 
schreiten darf. 

Das Gesetz vom 20. April 1881 hatte die Organisation des 
Primärunterrichts festgestellt. Durch Gesetz vom 6. Juni 1898 
>vui-de dasselbe abgeändert in dem Sinne, dass dem Beligionsunter- 
rieht ein grösserer Raum im Lehrplane eingcrftumt wurde. Auf 
Verlangen des Eultos- Chefs musa Jetzt der Lehrer am BdigiooB- 
untenrichte neben dem damit beauftragten QeiafUchea autwiikan. 
Auaserdem ist der Ffiiirer von Bechtswegen Mitglied dar Lokal- 
sohulkommiasion seiner Ftoei. Dieses Geaeta verdient herror» 
gehoben au werden, nicht so sehr wegen aeuier lagialativen Be- 
deutung, als wegen der hetssen Redegefedite und heftigen Debatten, 
die es in der Abgeordnetenkammer veranlasst hat 
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Das Gesetz vom lO. Juni 1898 schützt die Arbeitsfrei hei t, 
indem es mit Gefängnisstrafe von einem Monat bis zu zwei Jahren 
und mit Geldstrafe von 50 — 1000 Franken denjenigen bestraft, der 
in der Absicht, das Fallen oder Steigen der Löhne za erzwingen, 
oder der freien Ausübung der Gewerbe oder Arbeiten HindemisBe zu 
beteiten, Gewaltthfttigkttten begeht, Beleidigungen oder Drohungen 
ansstOest und sich eines EingiifTes in die Freiheit der Arbeiter oder 
Arbeitsgeber schuldig macht, sei es durch Zuaammenrottnng in der 
Nfthe der Orte, in weldien die Arbeit stattfindet, oder durch Ein- 
sdiflchterung der Arbeiter, die sich zur Arbeit begeben. 

Durch das Gesetz tohl 18. Juni 1898 wird eine Berichtigung 
der Klasseneinteilung und der Eatasterabsohfttzungen 
des nicht bebauten Eügentums angeordnet, um durch eine neue 
Teransc'hlagimg des Reinertrags eine Ausgleichung der Gnmdsteuer 
ZNvisciieii den verschiedenen Gemeinden und Gegenden herbeizu- 
führen. Dieses Gesetz ^var durch die Umgestaltung der Verhältnisse 
dringend erfordert. Während nämlich der nr>rdliehe Teil des Irnndes 
fast ausschlie-Rj^lioh auR Eichenwaldschälungf-n liesteht, tivibt der 
südliche Teil neben der dortigen grossartigeu F^isenindustrie iiaupt- 
säclilich blühenden Wein- und Ackerbau. Früher war die Aus- 
beutung der Eichenschäi Wälder eine sehr rentable, jetzt jedoch 
ist dieselbe seit Einführung des Quebrachoholzes fast ganz un- 
lohnend geworden, weshalb die betreffenden Grundstfleke be- 
deutend im Werte gefallen sind. Es ist daher billig, dieselben 
den jetzigen Verhältnissen gemAss abzusch&tzen und demgemftss 
zu besteuern. 

Bas Gesetz rom 12. Juni 1898 Ändert mehrere Bestimmungen 
des CiTÜ-Gesetzbuohes über die Ehesohliessung ab. Dieselbe 
wird bedeutend erleicfatert und von Terschiedenen Förmlichkeiten 
entbunden. Nach dem Code dvil konnte der Sohn bis zu 25 Jahren 
keine Ehe ohne den Konsens der Eltern abschliessen, wfthrend für 
die Tochter nur 21 Jahre erforderlich waren; jetzt kOnnen jedoch 
sowohl Sohn wie Tochter nach erlangtem 21. Jahre heiraten auch 
ohne Konsens der Elitern. Früher verlangte man auch nach 25 Jahren 
bei verweigertem Konsen« die Pihrerbietigkcitsakte in Zwischenräumen 
von je einem Monat, jetzt jedoch genügt ein einzip:er. Aiieh die 
der Eheschliessung vorangehenden erforderlichen Tublikationen sind 
vereinfacht und definitiv festgestellt worden. 
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1899. 

Das bedeutendste Gesetz des Jahi-es 18dü ist das vom 28» Mftn, 
die Pensionen der Staatsbeamten betreffend. 

Die Pension ist auf den viort.Mi Teil des vom Pensions- 
berechtigten wähi-end <lor letzten fflnf Jahre seiner Amtsthätigkeit 
bezogenen Dnrchschnittsgehaltes festgesetzt Beträgt die in An- 
rechnung kommende Dienstzeit wenigstens zehn Jahre, so steigt die 
Pension um ein Seohszigstel desselben Qehaltes fOr jedes Dienstjahr 
Aber zehn Jahre hinaus, ohne dass jedoch die Pension fflnf Sechstel 
des oben erwfthnten Mittelgehaltes flbeistetgen dar! Wird ein 
Beamter pensioniert, bevor er fflnf Dienstjahre zählt, so wird seine 
Pension nach dem Durcfaschnittsgehalte seiner IKenttzeit berechnet 
Die in Disponibilit&t oder mit Wartegehalt verbrachte Zeit vird in 
die fflnf Jahre, welche zur Feststellung des mittleren Qehaltes dimen, 
nicht mitgerechnet In keinem Falle darf die Pension 6000 Franken 
übersteigen oder unter 250 Frauken bleiben. 

1900. 

im Jahre 1 900 wurden eine Reihe von gesot/liclion Iiistimtionen 
geschaffen, die lih- tl;u^ I^and von einschneidendster 13»'ikMitiiiig sind. 

Zunächst das <'reso(/, vom 14. Februar Aber die landwirt- 
schaftlichen Warrants. Nach diesem G^esetz kann jeder Landwiit 
C'irit' Anleihe machen auf die landwirtschaftlichen Erzeugnisse seines 
Betriebes und dabei dieselben in den Gebäuliehkeiten oder auf den 
Gnmdstücken dieses Betriebes in Verwahrung halten. Das wamntierte 
Produkt bleibt bis zur Rückzahlung der vorgeschossenen Summe 
Unterpfand des Inhabers der Warrants. Der Sdiuidner ist fOr die 
in seinem Gewahrsam befindlichen Waren verantwortUch ohne Ent- 
schädigung. Der Fiiedensgeriohtssohreiber vermerkt auf beiden 
Halbseiteji eines eigens dazu bestimmten und mit Abschnitten veF> 
sehenen Registers, den Angaben des Anleihers gemlas, die Art, 
Menge und den Wert der Erzeugnisse, welche als Unterpfand der 
Entlehnung dienen sollen, sowie auch den Betrag der zu entrichtsn- 
den Summe. Hat der Anleiher seine Warrants eingelöst, so IM 
er dies auf der Kanzlei des Friedensgerichtes feetstellen^ die Bflck- 
»ahlung wird in dem Raster vermerkt und dem Anleiher eine 
Bescheinigung über die Löschung der Eintragung ausgestellL 
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Durch das Gesetz vom 27. März 1900 wurde eioe Orund- 
Kredit' Anstalt ins Leben genifen. Dieselbe gewühlt sowohl 
langfristige mittels Annuitäten rückzahlbare, als auch knrzfristige 

hypothekarische Darlehne mit oder ohne Amortisation. Handelt es 
sicli um ländliches Eigentum, bo dai-f das I);ul» iui zwei Drittel des 
Verkaufb wertes der zur llypulhok gestelltoii Iiiiinobilien niclit über- 
steigen; für bel)autcs Land, Weinl>eri[,''e. Wälilor und Lolilu'rkrn 
darf dasselbe liöclistens du- Hälfte dieses Wertes l'et ragen. IHo 
Grund-Kredil-Anstalt ist befugt, aucli ohne liyiMitliekarische Sietier- 
heit den Gemeinden, öfTentlichcn Anstalten und Syndikatsgenossen- 
schaften Darlehne zu bewilligen. Der Zinsfuss der Darlehue winl 
dorcli den Verwaltungsrat hestinunt und darf mit Einschluss der 
Kommission 5^0 nicht übtH>5teigen, Der Wirkungskreis der Omnd- 
Kredit- Anstalt ist auf das Orossberzogtum beschrftnkt 

Durch dasselbe QeseAz wurde die Errichtang von öffent* 
liehen Kassen für landwirtschaftlichen und gewerb- 
lichen Kredit beschlösse. Dieselben k&meD von den Oemein- 
den errichtet werden, die von dem zustftodigen Oeneraldirektor die 
Ermichtigang dazu erhalten haben. Diese Eteditkassen gewShren 
gegen Bfiiigschaft Darlehne an Landwirte und Handwerker. Der 
Dsrlehnsnehmer muss in dem Bezirke der Kasse wohnen; dasselbe 
soll in der Regel auch fQr die Bfirgen der Fall sein. Die Darlehne 
werden bis zu einem Betrag von 1000 Franken auf eine dreijährige 
Frist gewahrt. Der Zinsfuss darf 5% pro anno nicht übersteigen. 

Ik'üi ii.irlehnsnehmer steht es frei, den Anleihebetrag jederzeit 
ganz <>der teilweise mit Absciüagszaiiluugcn von wenigstens 5 Franken 
heimzuÄihlon. 

Von grosser Bedentiint: für die Melirzalil der Bevölkerung des 
Tandes ist ferner das Oresetz betreffend die Organisation der land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften. Dieselben gemessen, 
wenn sie die Vernüttelung des gemeinschaftlichen Ankaufes von 
DOngemittelUf Sämereien, Vieh, Futtermitteln, Maschinen, Geräten 
und der anderen zum landwirtschaftlichen Betriebe ihrer Mitglieder 
nCtigra Gegenst&nde oder die Einrichtung und den Betrieb von 
Molkereien, sowie die Erleichterung des gemeinschaftlichen Verkaufes 
der Produkte bezwecken, welche aus den Genossen gehörigen oder 
Ton iluiMi bewirtschaftete Qmndgfltero herrQhren, die Vorteile 
einer juristischen Person und kOnnen demnach alle Vertiige und 
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Qeflohftfle elogeheD, soweit sie durch das Goeete nnd die Stetntsn 
bestimmt sind. 

Das öffentliche Wohl wurde gefordert doioh zwei Qesetie, 
welche die Regierung ermflchtigen, eine Unterrichts- und Ersiehuogs^ 
anstatt fOr Blinde, sowie ein praktisches bakteriologisches Institat 
SU errichten. 

Ausserdem wurde durch Gesetz vom 20. Dezember 1900 die 
EupfermQoze durch eine aus einem Mischmetalle Ton Kupfer sad 
Nickel bestehende, sehr handliche ScheidemOuze ersetzt 

b) Literatur. 

Narhdem schon fiühor: ,.I^s lois et rt^glements poliüques, 
judiuiaires et administratifs du Oraiid-DuclR" de LiixP'mboiiTT:*' von 
P. Huppert, conseiller secrr-taiic g«''n('ral du gouverncnioiit, ei-schionen 
waren, pnbliziorte derselbe im Jiilire 1900 folg-ende zwei Beeueiis: 
„Code du Commerce, de Tlndustrie et du Travail" coordonne et 
mis ä jour de la l^gislatioD I:i plus r^nte, sowie „Code p6nai et 
d'instruction criminelle^t suivi dea iois speciales et r^glements p«r- 
ticulierB en mati^re repressive. Diese Werke helfen dem Miss- 
Stande ab, sich hierzulande der französischen Gesetzbücher zu be- 
dienen, welche einerseits die neueren franzfisischen Gesetze est* 
halten, die für uns keinen Belang haben, andoerseits aber der 
Neuerungen und Abftndemngen entbehren, die das französische 
G^esetz nach 1815 dnrdi unsere Gesetzgebung erhalten hat (Zur 
Erkttrung «nISge dienen, dass Luxemburg, als es unter Napoleon ein 
jEranzösisches Departement bildete, die tranzOsischen Gesetze ethielt, 
welche es, als es nach dem Wiener Eongress zum selbstindigeB 
Grossberzogtum verwandelt wurde, beibehielt) 



San Marino. 

Beferent: T. C. Giwuüni, Justizkommissar der Republik San Marino. 

Die Republik von San Marino ist bekanntlich der Ideinste Staat 
Suropas^), die älteste aller bestehenden Bepubliken. Sie ist tiei 



*) San Marino hat eme Obeifliiche von 60 Quadnitkiloroetein und bestellt 
seit dem VI. Jahrhnndevt 
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eDMaaden, hat dch, mit dnigen mibeddutencleii Verbideraiigeii In 
ihrer Etiuiohtung, im Laufe der Jahihimderte stets frei erhalten, 
wie ein gegen die Geaetxe der geschichtlichen Otuvitftt rebellisohee 

Molekül. So ist sie, um es mit den Worten eines der wenigen 
Schriftsteller, deren Werke über San Marino wesentlichen Wert 
haben, auszud rucken, die letzte Eepräsentantiu der groHsen, nunmehr 
zei-BtOrten Flora Italiens. 

Zahlreiche Büchel- und Ariikel über die eigenartige KouBtruktion 
dieses Staates wurden vcnjfTentlicht, doch die meisten dieser Schriften 
enthalten, neben allerlei Phantiistereien, Unrichtigkeiten und Felder, 
die bis zum Überdruss wieclerholt und verbreitet wurden. Es ist 
fibrigens aus der Ferne fast unmöglich, sich eine klare und getreue 
YofatelltiQg der Funktion und Organisation dieses Ideinen Staates 
ta machen. 

Vor allem ist es ^on Wiohtigkeit» daran zu erinnern, dass die 
kleine Bepnblik einen Staat im wahren Sinne des Wortes mit voller 
SottverftnetSt darstellt Hit Unrecht reden einige Schriftsteller von 
halber oder nnvoUkommener Souveiflnetat, Indem sie San Marino 
mit der Bepublik von Andorra, mit dem Fürstentum von Monaco, mit 
Bulgarien u. s. w. u. s. Tergleiohen. Denn unsere Bepnblik genieest, 
ausser der gesetsgehenden und gerichtlichen Autonomie, eine abso- 
lute Unabhängigkeit länea Beweis hierfür liefert, mehr nodi als 
die Krone Ober ihrem Wappen, das Bedit, Münzen sra prägen, und 
die Vortretung durch Konsuln und Geschäftsträger in den Haupt- 
fetä<lteii Eurojas, sowie in vielen Städten Italiens') (niit welchem 
letzteren Lande sie nicht durch ein Protektorat, sondern durch 
Beziehungen der Freundschaft und g'uter NachViarschaft verbündet 
ist), und schliesslich die Thatsache, dass unsere Republik zu jeder 
Zeit auf gleichem Fusse mit den Päpsten und Fürsten grosser und 
kleiner St^iaten verkehrt und Friedens-, Bundes- und AuslieferungS- 
Verträge mit ilmen abgeschlossen hat - 

1. Verfa»äang. 

gegenwärtige politische Konstitntion der Bepublik von 
San Marino untecsdieidet sich nur sehr wenig von der ursprOng- 

') San Marino besitzt 13 Koosulate iu ItalieD, 6 in Frankreich, 2 in 
flataneieh, 2 in dar Schweis, 1 in Spanien oiul bald wud es deren auch 
in Kt^andf üngam nad Devtaohlaad beaitsen. 
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liehen. In dieser rigonwen Erhaltung dee Bestehenden liegt grOssten- 
teils das Geheimnis ihrer langen Dauer. IMe geeetsgebeode, aqb* 
fOhrende nnd richtorliche Gewalt ruht wesentlioh in den Hiodeii 
eines BUes, der, wenn er auch nicht thatsSchlich diese Zahl von 
Mitgliedern aufwies, doch stets der Bat der „Sechziger^' genannt 
wurde* In den frilhesten Zeiten der Bepublik wurde jede Ibcht 
Ton den Bürgern ausi^eribt, und zwar von den „patres familia«'*, 
die in ciuer Zusammenkunft oder Volksversammlung, ,vÄ.rengo" 
genannt, unter dem Vorsitze des Rektoi^* der Kirche (pr6sid6 par 
le Recteur de Töglise) vereinigt waren. 

Damals stellte sich also die Kepiorungsform als eine rein 
volksmässigf» oder demokratische im wissenschaftlichen und zugleich 
n ligirisen Sinne d^ Wortes dar. Als aber im Laufe der Zeit die 
Zahl der Einwohner und daher auch die Anzahl der FamilieavAter 
lunahm und die Yersammhmgen eher su Wortwechsel als zn 
ernsten Beratungen Anlass gaben« übertrug der „Arengo*' in einer 
Epoche, die wir nicht genau nachweisen kOonen, alle Autoritit auf 
ein^ Bat tou sedizig FamilienTltem. 

Wurden diese Batsniitglieder vom Anfang an auf Lebensieit 
ernannt? Behielt der „Arengo" sich das Becht vor, neue Rats- 
herren bei eTentueUem Absterben dör frflheren su erwählen? Wir 
wissen es nicht Wahrschdnlich gab der ,,Arengo" ihre Namen an 
(und dies war TielleiGht in den bewegten Veraammlungen schon m 
schwieriges Unterfangen) und, da man dem Rate jede Sorge an- 
vertmuio. üborliess man es ihm auch, sidi zti oig.uusieren. 

Wie dem am h sei, im 12. Jahrhundert erscheint uns ein Rat^ 
der aus sechzig Mitgliedern besteht. 

Diese Zahl darf nominell keine Vei"änderung erleiden und die- 
selbe wui-de auch beibehalten, als, freih'ch nur auf kurze Zeit) die 
statutarische Ziffer nicht erreicht oder überschritten wurde. 

Die ersten Statuten sind nicht auf uns gekommen, doch soweit 
wir aus den sucoessiTen Be^isionen^) wa^n kfinnen, erlitt die 
politische Organisation keine Verinderung. 

Die Batsherren werden auf Lebensseit erwählt, doch sie gehen 
der Würde verlustig, wenn sie sich dem geistlkshen Stande widmen 

*) Die Befiäonen fanden m deo Jahren 1363, 1491, 1000 ood 
1621 statt 
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oder durch ünwOrdigkeit, 'wenn sie ein Verbrechen begehen oder 
die Wahlstimmen des Rates verhandeln oder versprechen. 
Die Würde wird unentgeltlich geführt. 

Die Ratsmitglieder geniosben peisünliche Immunität für die 
Schulden unter 25 Lire und dürfen ohne, Erlaubnis j^lange"^) 
Waffen tragen. 

Jeder Bürger kann zum Ratsherrn erwShlt werden, wenn er 
Familienvater und 25 Jahre alt ist, also nicht unter väterlicher 
Gewalt steht, aus der man nur durch den Tod des Vaters oder 
durch die fimanzipation gelangt. 

jQnger, aber auch sc hon viele Jahrhundei-t alt, ist die Verord- 
nung, da-8 von den 60 Mitgliedern des Rates 40 zu der Parochie 
von „Pieca*' (Stadt and Vorstadt) und die übrigen 20 zu den andern 
IM^rfem and Weilern des kleinen Staates gehören mflaaen. Der 
Bat Ubemimmt es, die erledigten Sitze irieder zu besstzeo. 

An die Stelle eines Adligen oder eines Banem mOsaen Yer- 
tceter desselben Standes ernannt werden. Die Zusammenkünfte 
werden, so oft dies nOtig erscheint und heimlich abgehalten. Die 
Fehlenden mussten aich früher einer kleinen Geldstrafe untendeheoi 
die jetzt ausser Oebcanch geraten ist 

BeachlussfUiig ist die Versammlang, wenn 30 IQtglieder an- 
wesend sind. In den Beratungen entscheidet lelatiTre Stimmfin- 
mehrheit; doch bedarf es der Zustimmung von 2 Dritteln, wenn 
es sieh um Stouein oder öffentliche Werke handelt. 

Zu /.iiiilrcich, um seine flacht auszuüben, rauss der Kat seiner- 
seits diese Funktion auf Andere übertragen, und somit erheben sich 
aus seiner Mitte 2 Regenten oder Kapit&ne (früher hatten diese 
andere Xanien), die nach 6 Monaten ihr Amt niederlegen müssen 
und erst nach ^ Jahren wieder wählljar sind. 

Derjenige, den die Wahl trifft, rau.ss sich dies^er unterwerfen, 
eine etwaige Weigerung wird mit Geldstrafe und Infamie bestraft 

W&hrend der Zeit ihrer Begiemng sind die Kapitäne anderer 
Lasten enthoben; sie geniessen volle persönliche Immunität und 
haben stets und überall den Vortritt Sie sind verantwortlich und 
änd daher bei der mederlegung ihres Amtes einer Revision unter- 

M Im Gegensatz zu „kurzen^\ wie Stossdegeu, Pistolen u. s. w., die 
man als „hinterlistige'' (arini ioadiose) bezeichnete und die den fiatsfaerrtm 
IQ tragon Terboten wsien. 

53 



woden. Bei ihrem DienBtantritt sohwdren de, sich der ReviaioD 
wa untersidhen und mflsaeu dieee selbst erbitten. 

Die hierzu gew&hlten Revisoren weilen drei Tage im lUaste^ 
um etwaige Besoihuldigangen und Beschwerden der BOiger gegen 
die abtretenden fiiipit&ne entg^n zu nehmen. 

Nach den alten Statuten besteht das Amt der Eapitftne daiin, 
Ober die Sicherheit des Staates zu wachen, die Gesetze zn beob- 
achten, die Streitigkeiten der Bflrger anzuhßren und zu schlichten ; 
die Civil- und Kriminalprozesse zu führen, den Rat der Zwölf (ein 
aiuleror aus der Mitte des Katcs der Sefh/.iü: erwählter licnitender 
und richteudei' Körper) einziiberufon unil liim /m präsidieren, ücld- 
hussen und /.uorkannte Strafen aufzuerlegen; eiuige der Tiffentlichen 
Beaiuteu zu ernennen; die Staatsrechnungen zu revidieren luid 
Bchliesslieii andere geringfügigere Angelegenheiten zu onlnen. 

Zum Glück sind sie heutzut^e vieler dieser Funktionen ent- 
hoben. Die Sicherheit des Staates wird nicht mehr durch Feinde 
bedroht ; die richterliche Funktion überliessen sie den fieditsgelehrten; 
vei-schiedene Kongresse und Kommi88i<Hien, die man auf moderne 
Weise tecluiische oder beratende Edrper nennen wili-de, fülu*en die 
Oberaufsicht Ober den Unterricht, über die Verwaltung der Jinsnieo 
o. 8. w.; zum Schluss wird das Yersöhnungswerk noch durch Yar- 
mittler und den TeraOhnenden Bichter vollzogen. 

Hau glaube aber deshalb nicht, dass die Arbeit der Begenten 
hierdurch auch nur um ein Geringes von ihrer Wichtigkeit und 
WOrde ▼ediert Sie fuhren den Vorsitz bei allen Zusammenkfinften 
des Bates der Sechzig, bei denen des Bates der ZwQlf, btt den 
Staatskongressen; sie treten als Vermittler zwischen Volk und Bat 
auf und sind wie die rihnisdien MBgistcatsperaonen beetfudig in 
regsamer Funktion. 

Beti-achtct nuui aber vom jiiridibchen Standpunkte aus ihre 
Position, dann bemerkt man, was Viele nicht verstanden liaben, 
i\mn ihnen die ausübi ü 1' Gewalt fehlt, l>esonders auf dem wichtigsten 
Gebiet, d. i. bei der Verkündung dei- Gesetze. M 

Das Recht des Vetos, selbst des relaUveu,-) ist ihnen versagt, 

In der That werden alle Oesetse in der folgentoi Formel veiöflent* 
lioht: „Wir, Kapitihie Begenten, knft onserer vom füistliohen und sonte- 
rftnen Rate erteilten Befognis, dekretieren u. s. w.** 

*) Wie es der PiSsident der Vereinigten Staaten Amexikas hat 
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ebenfalls der Oberbefehl über die Streitkräfte, weiter das Reclit, 
Verträge abziischliessen, diplomatische Stellvertreter zu enieiineu, 
Elii-enbezeigungen u. s. w. zu verleiiieii und schliesslich daa der 
Begnadigimg und Amnestie. 

Alle diese Kunktioncn sind df-in Rate der Sechzig vorbehalten, 
der dem Namen nach und ui der Thut der Souverän , das Haupt 
dps Staates, der Gesetzgeber und der authentische laterpret der 
Gesetze ist. 

Die Regenten sind nicht direkt mit dem „Imperium^* bekleidet ; 
sie sind, wie die Statuten sagen: „Capnt Reipublicae reprosentantes", 
ich mAchte fast sagen, die physische Per&oniükation des Ftirsten, 
für den de arbeiten und unterzeichnen. 

Jkibst kann die kurze Dauer ihres Amtes von keinem Nach- 
teE fflr die Administration sein. 

In Anbetracht dieser Thatsachen erscheint es klar, dass die 
Teifsasung unserer Bepublik nichts mit den gegenwärtigen oder 
früheren Konstitutionen anderer Bepubliken gemdn bat. 

Als der nArengo** den Fürsten erwfthlte, geschah dies, um 
der Begiemng Einheit zu Yerleihen — imperium nisi unum sit 
nollum ease poteet — und so entstand der Bat; doch, sei es ans 
Forcht vor einer Oligarchie, sei es ans Furcht vor Tyrannei oder 
aus anderen Gründen, kurz, der Rat, der als Souverän auftrat, 
zäldte seelizig Mitglieder, ein neuea lieispiel in der Geschichte, in- 
sofern, als diese Ratsiuitglieder niemals als Einzelne regieren können, 
sondern, alle voreint, ein moralisches Ganze avisniacheii. 

Denn wir kennen Staaten mit einem, zwei, drei oder, aus- 
nahmsweise, auch mit niehreren Häuptern (Dccenivirn, den Hat 
der Zehn ii. s. w.) auf Zeit oder Leltens/.oit von den Häuptern 
oder von einzelnen Wählern, von den Würdenträgern, oder, direkt 
oder indirekt, von einer bevorzugten Klasse oder vom Volke er- 
wählt; doch in allen diesen Fällen ruht bei den Envählten, welches 
auch ihre Zahl sei, die Macht. Die ^ie umgebenden Körper (Senat, 
Rat v. s. w.) haben gesetzgebende und beratende Funktion, welche 
leCxtete oftmals mit einem bescfaiftnkteren Ki^iper (Vertrauensnit) 
getoUt wild. 

Von einem Fürsten, der auf immer die Herrschaft fahrt, da 
sie als ein moralisdies Ganze ohne Ende ist und, wie das Schiff 
des Thesens, sich ewig erneuernd, den Jahrhunderten trotzen kann, 
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besitzen wir, so wdt iineere Srinnening rekdit, weder in frOlMven 
noch in unseren Zeiten ein BeispieL 

Derselbe Est der Zwölf, welchen man unrichtiger Weise mit 
einem Staats« oder Yertrauensrat Tergliohen hat, besitzt, obgleich «r 
aus dem Hauptrate hervorgeht und sich um ein Drittel jährlich 
erneuert, nur die bescJuäukte Macht der Katserteilung uud der 
streitigeu Junsdiktion. 

Der Rat liat sich selbst gegen die Oligarchie geschützt 

Nur die venetianische Konvention niUiert sich der unsngea 
in gewissen Beziehungen. 

Da ersdieint uns zuoiut der Doge mit der Macht auf Lebens- 
zeit bekleidet ; an seiner Seite, ilim unterworfen, die Volksversamni- 
Inng. Sp.1t er haben wir den „Grossen Bat", der aus 480 erwählten 
Bürgern besteht. Nach und nach, sowie der „Grosse Rat" Vor- 
rechte und Vorteile erh&lt, verliert der Doge, der sohliesslich nur 
als der Schatten eines Herrschers erscheint, dieselben. Daiauf 
bflsst das Amt des Batgebers, das ins wischen erblich gewordeo 
war, nach dar Entstehung des Sohreckenantes der Zehn, der als 
wirklicher Tyrann der Begieriing anftrat, jede Wichtigkeit m. 
Hier ist die Vertenng offenbar eine aristokratische und cligaiv 
diische, da die sehn Mitglieder dieser schrecklichen Versammlung 
'PMrisier in dem Rate und von demselben erwAhlt waren, und, bar 
der Hauptvorrechte der Souverftnettt und der legislativen Fonktioii, 
vielmehr kraft ihrer Straflosigkeit, kraft souverttner Macht, die 
Herren spielten. 

Der Regent der Republik von San Marino erlitt niemals OD 
so weclLseliuleH Geschick; die Stellung des Ratüherren wurde memals 
erblich, die Herrschaft des Rates duldete keine Usurpation. Dass 
die Publizisten bei der CharakteriBiening der Verfassung von Sau 
Marino sich in aUerloi Xainen erschöpfen, dieselbe Demokintie, 
Oligarchie. Aristokratie, Regierung der Voilreffliclien, der Optimaten, 
gemischte oder anstokratisch-demokratisehe Regierung nennen uud 
die verschiedensten Meinungen äussern, ohne jemals einig werden 
zu können, ist natürlich, da es vergebliche Mühe ißt, an einen 
Gegenstand einen Massstab anzulegen, der für einen anderen ge- 
schaffen wurde. Doch es kommt darauf an, den Grund der Sache 
au verstehen. Wenn eine Begierung, die aus dem Volke hervor- 
geht, welches auch ihr Name sein mflge, demokratisch ist, so iflt 
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6S acherlioh äiejenige von San Miurinoi da ihr Souvinftii (Rat) aoB 
dem Volke (Aiengo) herrOhrt, das ihn nioht mehr ssu erwählen 
braucht, da seine Dauer fortwährend ist Doch, beachten wir es 
wohl, der Rat wurde nioht durch Konsfitntionsveritaiderung an Stelle 
der VolksTersammluDg eingesetzt, er hat sich weder aufgedrängt 
noch Usurpation begangen, sondern wimle ganz spontan mit der 
Regierun gs würde bekleidet. Wenn die Volksversammlung scliläft, 
wtMss sie sieb doch zur rechten Zeit aufzuraffen und mehr als ein- 
mal hat sie dies vor Jahrhunderten liowieseii, iiuleiii sie sich zu- 
sammenfand, um die Zügel der l^egiening zu ergreifen. Übf»rdie8 
pflegen sich die Familienväter in der ersten Woelie der neuen 
Regierung zu vereinigten, um mündlich oder schriftlich üire Ein- 
wendungen vorzubringen. 

Dieser Souverän, eine Emanation de» Volkes, entspricht auch 
in der That dem Prinzip der Reprftsentation. Man maclit den 
Einwurf, dass der Rat sich selbst erneuert Es triflft theoretisch 
SU, dass das Volk, indem es den Bat erwählt, diesem die Er- 
nennung der Ratsherien fiberlässt, wobei es ihm jene Klassen- 
▼erteilung, die bestehen blieb und sogar noch ▼erschärft wurde, 
anlerl^ Daher flbendmmt der Rat, berechtigt durch den Willen 
des Volkes hierzu, die neuen Ifite^eder, indem er sich an die ihm 
erteüte Anordnung h^^lt Soweit es den HauptstsatskOrper betrifft, 
gilt das mit Stimmrecht mdi Auslosung gemischte Wahlsystem, das 
man, nach der bereits von vielen italienischen Republiken enge- 
nommenen und selbst missbrauohten Sitte, auch bei allen anderen 
Emennungen, von der Bestellung der Kapitäne bis xu derjenigen 
der Rechnungsrevisoren, beobachtet. 

Was die pniktische Seite anlangt, so ist, da der Rat aus 
60 Mitgliederu besteht und die Familien des St.a;ites ungefälu- 1200 
zählen, infolge der erwähnten Klassenteilung uud durch die That- 
sache, dass die nächsten Verwiindtea eines Mitgliedes nicht ereWählt 
werden können, jede Klasse im Rate vertreten und die Besten der 
einzelnen Klassen finden dort ihren Platz. Aiieli liegt kenne Gefahr 
für die Ausartung des Wesens der Konstitution darin, dass von 
zwei Kapitänen oder Konsuln meistens ein Patrizier gewählt wird 
und dieser fast immer thatsächlich das Amt allein ausübt, da, wir 
wiederholen e<;. die Kapitäne oder Konsuln unter dem Rat stehen 
und, wenn sie diesen Tertreten, ihn nicht absorbieren. Ihie Zahl, 
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ihr Name und ihie Dmier konnte aich allenfaUs ftndem, ja» aa 
konnten selbat aui Lebenaseit angestellt weiden, daa StMtsieginie 
wflrde hierdurch keine Veiinderung erleiden. 

Aus dem Statute veht uns die Foicfat entgegen, dass die 
Regenten ihre Macht missverstohen k(tamten. Die sehr knrze Daner 
derselben hftlt sie davon surflck, ihre Gewalt su nussbrauchen nod 
alle Ratsmitgüeder können der Wflrde teilhaftig weiden. Das Statut 
halt fest an dieser kurzen Amtsdauer, indem es die Kapitftne „pro 
tempore" ernennt und ihnen vertnetet, ihre Wappen auf ötfentlioheD 
Gebäuden anzubringen oder eine YerUbigerung der Dauer ihres 
Amtes nachzusuchen. 

Aristokiutisrh kann man keine Rcffierung nennen, in der das 
Patriziat in einer Minoritiit von eins zu zwei steht; dabei ist noch 
hervorzuheben, dass dieses Drittel nicht nur aus Repräsentanten 
des Geburtsadels, sondern teihvcnse aus den angoscliensten Bürgern 
besteht, dit: der Hat, indem er sie an die Stelle eine» Adligen er- 
wählt, adelt. 

Die Kegierung unserer Kepublik hat also, nicht dem Namen, 
sondern der Iform und, was von grösserem Belang ist. auch dem 
Wesen nach, ein ^nz besonderes demoki-atisches Ge|>räge. 

Man Jiat die Beobachtung gemacht, dass iYh^ Regienini^. welche die 
Tollkommenste Demokratie zeigt, diejenige ist, in der alle Borger die 
Möglichkeit besitzen, zu Mitgliedern der B^erang erwfthlt zu werden. 

Dies scheint sich, dank der geringen Einwohnerzahl in San 
Marino, zu verwirUidiiw, um so mehr, wenn wir an die vielen 
anderen Ämter nebw dem Amte des Batsherro denken. 

Das Volk nimmt an der Regiening teil, wml die Regierung 
sich in seiner NAhe und in seiner Mitte befindet Notwendiger- 
weise mflssen die Bflrger sich daran beteiligen und, da ihvs ZsU 
eine geringe ist, stellt jeder Herd seinen Vertreter. 

' Infolge einer sehr zAhen Tradition haben sich die Gebrftucbe 
von 14 Jahrhunderten fortgepflanzt, und ich glaube, dass mtn 
schwoiiich ein anderes Volk findet, welches einen so groBSCn An- 
teil an den iiilentlicheu Angelegenheiten uinunt 

2. GesetzjBcebnng und GerichtsorganiHalion. 

Wie dif Vfifüssunp, hat man die Gesetzgebnnp: der RopuMik 
missverstaudcn. Die isLonätitutions - Charte bildet das erste Buch 
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der Statuten; von den übrigen 5 Bücliern siud heutzutage noch 
einige Rubriken ia Kraft; andere erhielten Bisse und sind der 
Vergessenheit anheimgefalleii, andere vurden ahgescfaaflt 

Letzteres mr der Fldl mit der Straf gesetstgebung, die aus 
den grausamsten Normen zuaammengestellt war.^) 

Eine Beleidigung gegen die EapitBne wurde mit dem Tode 
and mit der Konfiszierung der Güter bestraft ; demjenigen, der eine 
Fälschung beging, wurde die Hand abgehackt; die Infamie wurde 
mit der Folter bestraft, die vorsätzliche Bnindstiftuiig mit Ent- 
hauptung und dem Scheiterhaufen, die anderen Verbrechen mit 
nicht t^'ringerer Stroiigo. Die Todesstrafe wunlf im Jalii-e 1847 
provisorisch, und definitiv abgcsclmfft, als im Jahre lsGr> ein nach 
klassischem Muster gebildetes Stmfgesetzbuch (Entwurf von Zupetta, 
Aush'ihrung von Gins. Giuliani) in zwei Teilen — 1. über das 
Strafgesetz, das Verbrechen und die Strafen im Allgemeinen, 
2. aber die Verbrechen und Strafen im Besonderen — veröffeut; 
licht mirde. 

Die Stiafe steigert sich bei Zwangsarbeit von drei Jahren, bei 
netheitsstiafen von emem Tage bis auf Lebensseit; Geldstrafen 
giebt es Ton 6 bis su 500 Lire. 

Die Delikte werden eingeteOt in: a) kriminelle Yerbiechen 
gegen den Stsat, gegen die Öffentliche Verwaltung, gegen die 
Gerichtaverwaltung, gegen die Familie, gegen die persOnlidae Inte- 
grität, gegen die Ehre und gegen den Besitz; b) Delikte oder straf- 
bare Vergehen; c) Übertretungen ersten und zweiten Grades. 

Der Unterselüe<l basiort niclit auf der Art der Strafe, sondern 
auf der doloseu, culposen oder politisclien Art des DelikteB. 

Fast alle Verbrechen der modernen Zeit sind hier vorgesehen; 
wenn einige, wie z. B. der Arbeiterausstand und das Duell, fehlen, 
so ist dies ein Beweis, dass an Streike und Duelle hierselbet der 
Gedanke fehlt 

Kach der Prozessordnung, die 13 Jahre später (1878) v&s 
Offentlicbt wurde, ist das Gericht aus einem Bicfater gebildet 

Bei den geringeren Yeigehen Teifibrt man summarisch; bei 

Das S traf geeetr buch hätte alle Strafen und nicht nur die unver» 
eittbareo abschaffen müssen ~ üi der Praxis aind sie alle auBser Oebnuioh 
gahonuiMD. 
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anderen findet eine förmliche Instruktion statt, die auf VecUngeii 
der Verteidigung kontradiktorisch wiederholt wird. 

Jede mündliche Verhandlung fehlt; Anklage und Verteidigong 
werden schriftlich ausgeführt. 

Ein Gesetz über die Fieesdelikte (23. Mai 1881) and eimge 
Bonstige Befitimmungen vervoUstliidigen die Stra^eeeUgebung, die 
nach 20jAhng6r Etprobung definiti? aonktloniert wurde. 

Die CivilgesetegebiiDg isl noch immer in den Uteiniach ab- 
ge&asten Statuten enthalten oder besser, diese letzteren werden 
noch angewendet; doch die in ihnen vorkommeaden Beetammungen 
aind fragmentarifich und in einzelnen Teilen ausser Gebrauch geiataa. 

Wir geben hier eine kune Übersicht der zerstreuten Yen»d- 
nungen, die vielleicht aUmflhlich, wie ee notwendig erschien, binzn- 
gefügt und in den Bevisionen nicht wieder zusammengefasst wurden: 

Dass man das Bürgerrecht nicht mit Zeitablauf erhalten; dass 
der Fremde ohne Erlaubnis und ohne der Staatskasse 5 % des 
Preises /u zahlen, keine Inmiubilien kaufen kann; dass denen, 
die jfln^aü' als L'.O Jahre sind, ein Vormund, den Verschweudcru 
ein Kurator ernannt Nverden; dass die Kindschaft durch zwei 
Zeugen bewiesen wcnleu muss; ilass die Witwe Äjue<_-lit auf 
einen /.u ilirem Unterhalt nötigen Teil der Erbsrhaft ihre> ver- 
storbenen Mannes hat ; dass der Bemühte bald wieder iti seinen 
Besitz eingesetzt werden muss; dass man die gemeinschaftlieho, in 
Verfall geratene Mauer wiederherstellen kann; dass man die Dmch- 
gangsgerechtigkeit bestehen lässt; dass die Frauen von der Erbschaft 
ausgeschlossen sind, doch entsprechend dotiert werden mflssen; dass 
die OrofiBjährigen von 20 Jahren berechtigt sind, Prozeeee zu führen; 
dass man den, der zweimal eine Bezahlung verlangt, ,4n duplum'* 
zu verurteilen hat; dass es der Ehefrau erlaubt ist, im Nothlle mit 
Bewilligung des Qerichtee ihre zum Heirat^gut gehörigen Sachsa 
zu verftussem; dass zwischen Eheleuten GegenstSnde von geringem 
Werte als unwiderruflich ,4nter vivoe** geschenkt zu betrschtea 
sind, wAhrend jeder andere O^genstand, nach Auflösung der Ehe, 
dem Manne zufiUIt; dass beim Verkauf von Immobilien die Outs- 
nachbam den Vorzug haben; dass dem Verkaufe mit dem Fskte 
des Wiederkaufes eine vor dem Richter beschworene Schätzung 
vorhergehen muss; dass derjenige, welcher das Versprechen gegeben, 
eine Arbeit zu leisten ü<^lei- ui Anspruch zu nehmen, dieses zu halten 
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oder Schadenersatz zu zahlen hat; dass -weder der Kiieclit noch 
der Herr willktirlioh das DienstverhAltDis l^n können; daes man 
ohne ErUiubDiB der Begierung kein Abkommen Ober ein Erbadnegut 
trelllBii kann; daas der Glftubiger die Verhaftung dea Sohuldnera 
Terlangeii kann. 

Ein aonderbares Dokument iat daa in swei Teile eingeteilte 
agrariaohe Statut 

Der eratere behandelt in Poeaie und Proaa ana den Yiigilischen 
und Alemanniachen ^) „Oeoigica** die Kunst, den Boden su kulti- 
vieren; im zveiten Teile werden die Pflichten der Bauern und 
der Meierkontrakt im Allgemeinen behandelt, der ebenfalls in 
zwei Rubriken geordnet ist, die zu den längsten des Statutes 
gehören. 

Erinnern wir, um die Aufzählung zu ergänzen, noch an eiiiigo 
spezielle Verordnungen, welche die „extravagante" Civilgesetzgebunp 
ausmachen, nrunlicli ein Gesotz (IG. März 1854) über die Ilyi)'»- 
tiieken und i'rivilegien nach dem fran/.()sischen Gesetzlnicli; ein 
Wechselgesetz, das mit Titel IX des ersten Buches des itiilieni.^ehen 
Handelsgesetzbuches Ähnlichkeit hat; ein Gesetz (5. August 1 801) über 
die Einwanderung der Fremden, nämlich, Hubs man keine Individuen 
und Familien, die nicht mindestras eine jährliche fiente von 100 Lire 
per Kopf besitzen, beherbergen oder unterbringen darf; dass ein 
Fremder, der sich länger als 4 Monate in der Bepublik niederlassen 
will, TOD dem Bäte (Principe e Sormno) hierzu die Erlaubnis 
haben muss. 

Wie bereits in Piemont, giebt es seit 1622 etnen Advokaten 
für die Annen. 

SdiliessUdi giebt es noch verschiedene fiskalische Eintragungen 
und Stempelgesetze, die im WesentUdien nur sehr wenig von den 
entsixreciieadeo Bestimmungen des Auslandes abweichen. 

Wo das Statut oder die spesieUen Gesetse keine Y(nA»hrung 

treffen, ist das rOmische oder besser gesagt das gemeine Recht 

noch in Kraft. Man rauss seine Zuflucht /.u den Pandekten nehmen, 
nicht nur, wo es die Obligationen ujid dinglieken Rechte, sondern 
auch da, wo es die persönlichen Hechte betrifft 

') Loigi Alanianni, ein italienischer Dichter 1495 — 1556. Besonders 
berühmt ist sein didaktisches Gedicht „La Coltivazionc^', worin er denselben 
Oegenstaad wie Viigii in seinen „Oeoigioa'' behandelt 
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Der Zustand der Personen ist noch der des alten Roms. Die 
Frau ist unter des Gatten ,,nuinD8", der Sohn, wenn sein Vater 
lebt, unter dessen Gewalt, ausgenommen im Falle der EnumzifatioDt 
bei der man nach justinianischem Rechte verOhrt. 

Neben der fideikommisaarischen Substitution ist das mtbtdliche 
Testament noch in Kraft Die ^Ckin&rTeatio'S die „C!oemptio" und 
die anderen feierlichen römischen Heiratafonnen^) sind, dank dem 
kanonischen Rechte, dessen Vorschriften auf diesem Gebiete T0^ 
herFBchten, versohwunden. 

Und jetzt, wo alle Lftnder der Erde, von den Republiken 
Amerikas bis nach Japan, vom Norden bis zu den neuen Staaten 
des äusseraten Afrikas, mit einer Kodifikation oder wenigstens mit 
üestitzcu in der Art der Digesten versehen siiitl. jetzt besonders, 
wo, nach hartem Kampfe, die antiliistorischp St-htili- im Namen des 
Kationalitätsprinzips das romische und gemeine Recht in dem Ge- 
biete zwischen Weser und Eibe, von der Nonlsee- bis nach Bölmiea 
bei Seite scliaffte, die Koinpiktion eines einzigen Gesetzbuches für 
das deutsche Reich vollendet hat, jetzt nistet sich hier an den 
Ufern des Titanus, als an seinem letzten Zufluchtsorte, das Recht 
der Pandekten ein, indem es in den wenigen Hufen Landes seine 
Autorität thatsftehlioh ausübt Welch ein Phänomen juridischer 
Lebensdauer! 

Die bedeutende Arbelt eines eminenten Juristen*) mit dem 
Titel ,^twurfs.-Sdiema eines bürgerlichen Gesetzbuches^, das das 
ganze Privatrecht regeln soll, scheint das Vorspiel einw vollstKodigea 
fiSmeuerung der sanmarinesischen Gesetzgebung zu sein. Als wiasan' 
Bofaaftiiche Arbeit muss dieser Entwurf dementsprechend geprOft 
werden, dodi soweit dieses Werk als Entwurf einer Gesetzgebung 
für unsere Republik in Frage kommt, für ein Land, wo die Einheit 
der Gesetzgebung erreicht ist, wo die intimen VerhiUtnisse und der 
juridische Verkehr in einem Kreis patriarchalisclier Einfachheit ver- 
schlossen sind, bezweifeln wir sehr, ob ein Civilg^^sctzhnch, sei es 
auch das vortreflflichste aller Kodifikationen, der geschmeidigen und 
geprüften ir>mischen Gesetzgebuni' die wie der Freiheitssinn in 
das innerste Mark des Volkes gedrungen ist, vorzuziehen ist 



') Die einzige Heiratsform in der Republik ist die religiöse. 
Prof. Giuseppe Brioi von der Univ^isität Bologna 1898. 
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Der Civilprosess ist voUsOadig durch die Statuten ger^gdt 

Dtt ^erfiüuen ist oiobt von dem der anderen mittelalterliehen 
italienischen Statuten verschieden. 

Das Qmndprinzip ist, dass man schnell einschreitet und dass 
man nach Eriften strepitu et flgum judioü^ entscheidet. 

Spöttische Ein>^il^fe und verleumderische Schlüsse werden zurück- 
gewiesen ; Berufung gegen eia laterloku torisch es Erkenntnis ist nicht 
zulässig; die Termine sind kurz, das Urteil inuss Tage nach 
Eröffnung des gerichtlichen Verfahrens gesprochen wt^den. 

Akteu und einfache Kontrakte sind, wenn anerkannt, exekutive 
Titel, Dem Gläubiger werden sofort Vollstreckungsbofehie uber- 
reicht, indem man dem Schuldner einen kumeu Termin iSsst, um 
etwaige Beschwerden einzidegen. 

Dieses Vollstreckungsverfahren ist nach römischem Beispiel 
gebildet; man voffthrt hier heutzutage wie unter den römischen 
Kaisern (pignus cx causa jndicati captum), d. h. der Gläubiger wird 
pTOTisorisoh in den Besitz der Mobilien und Immobilien des Schuldners 
dngesetot; wenn Letzterer dieselben nicht binnen gewisser Ftist, die 
gewOhnlioh «ne kurse ist, loskauft, werden sie an den Meistbietenden 
TeiftuBsert; hat die Auktion keinen Brfolg; so werden die Vermflgons- 
objekte dem Glftubiger gerichtlich suerkannt 

Wss die Frivatexekution enhetrüCt, bo aeigen Tide moderne 
Gesetsgebungen einen Bfickschritt. 

Hoffen wir, dass die unnüteeo, kostspieligen und kngaamen 
Rkmlicfakeiten, duidi die sich die exekutiven Qiteile vor den 
Gerichtshofen endlos hinziehen und die in der italienischen Prozess- 
ordnung noch komplizierter geworden sind, niemals in das rituelle 
Gesetzbuch, das die Republik seinerzeit veröffentlichen sollte, auf- 
genommen werden. 

Die Justizverwaltung ist einem Richter anvertraut, der Kommissär 
oder Auditor der Kegieiimg genannt wird und mit dem die Kapitäne, 
laut Statuten, die Gerichtsbarkeit teilen. Derselbe muss Ausländer^), 

'i In vielen Städten Italiens war dies Brauch, insbesondere galt es 
von dem j^urgemieister, damit dieser frei und ohne Beziehungen in dem 
Lande sei^ wo er sein Amt verwaltete. Auch der Kanzler (Notariu») muääte 
AoiliiidMr sein, doch disMr Stand ist jetzt abgesohaflt worden. Die Poli- 
xiiteo hiogogeo aüid Fremde. Der erste KoauniBsar war Benedetti Yentu- 
veUi de Onbbio (1497). 
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Doktor der Hechte und von fleckenlosem Lebenswandel sein; er 
mu88 den Eid ablegen und 3 Jahre in Funktion bleiben, nach denn 
Verlauf er wieder ernannt werden kann. 

Wie die Kapitflne, int er zur Reehnungeles^g verpflichte 
Von der Regierung erh&lt er Besoldung und Wohnung. & hat 
gleiofa nach den Kapitänen den Vortritt Er richtet alle Civil- 
prozefise, welche ein Objekt von über 60 Lire betroffen« und giebt, 
als Begieningsrat, sein Urteil auf Begnadigungogesudie ab. 

Unter seinen geringfügigen Pflichten nennen wir die sondeiiMm 
des „Advocatus diaboli". Wenn eine Noviae den Schlder nehmeo 
will, muBs er ihr in mehr oder weniger lebhaften Farben die Ver- 
lo<dningen des Lebens schildern. Dieses VerfOhrangswerit ist dem 
EommiBSftr anvertraut; dies bildet die einzige Beziehung, wenn man 
es 80 nciiuen kann, zwischeu der richterlichen Autorität und der 
geistlichen. 

Das Amt des Kommissärs hat aber auch eine Ix'dentendere 
und wichtigere Seite. Es mutks nilmlu li die aiitlieiitischeu Inter- 
pi"etati(tnen des Fürsten provozieren, die Antinomien, hehtifs Zu- 
sammenstellung, angaben und die Veränderungen, "welche der Fort- 
schritt der Zeit notwendig macht, bezeichnen, weiter feststellen, 
wo der Mangel des positiven Gesetzes eine bedeutende Lücke »igt 
und dasselbe nach den Umständen ausfüllen. 

Wie der römische Prätor — si licet parva — arbeitet er, 
wenn es nOtig ist, das legislative Material ausj bleibt jedoch be- 
scheiden in den Hinteignind, unterzeichnet kein ESdikt, sonders 
flbergiebt seine Arbeit dem Fflisten. 

Zwei TOTzOglichen fremden Bechtsgelehrten sind die Funktionell 
des Strafricliters erster und zweiter Instanz Übertrsgen. Sie biaoohen 
weder am Platze zu wohnen noch ist ihre Gegenwart notwendig, 
da das Vei&hren schriftlich Tor sich geht 

8. Ihtematloaale BedfehiugAn. 

Der internationale Traktat vom 28. Juni 1897 bestimmt in 
wenigen Artikeln die verschiedenartigen Beziehungen zwischen der 
Bepublik und dem Königreich It.i ien. 

Die Giltigkeit der im anderen Staate btipulierten Akte ist an- 
erkannt Die in dem einen r^ande ausges|iroehenen Urteile kOiiiien 
in dem anderen nach den Grundsätzen des internationalen FriTat- 
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rechtes ToUsogen werden. Die Blliger des einen Staates kOnnen 
die unentgeltliche Tücsproche des anderen geniessen. 

Die Akte des Straf-Verlahiwns und des GiTilprosesses im 
Interesse der Justiz einer der beiden Staaten werden in dem anderen 
^snnitlelst Hogatorien ausgeführt Zu diesem Zwefd[0 stehen die 
richt^licben Autoritäten des Königreiobs und die der Republik 
(der Kommissär) in direkter Verbindung mit einander. Die Straf- 
lustruktionen weixlea uacb den Gesetzen deä sie foi-deruden Staates 
geregelt. 

Die Ausiiefening der Ausländer wird bewillit^f, wenn dio auf- 
erlegte Strafe weuigstens 2 Monate beträgt, wenn es sieh um Ver- 
urteilte handelt, hingegen muss sich die Strafe auf weuig^stens 
1 Jahr belaufen, falls es sich um Beschuldigte handelt, und müssen 
die Verbrechen auch nach der Gesetzgebung des Staates, der die 
Auslieferung verlangt, strafbar sein. 

Die Auslieferung gilt für die im italienischen Gesetz als Delikte 
und in der Republik als krimineUe Verbrechen bezeidinete Vergehen, 
iUe politischen und hiermit susammenhftngenden ausgenommen. 

Attentate gegen das Staatsoberhaupt und Desertion werden 
jedoch nicht als politische Yerbrechen in Besng auf die Auslieferung 
betrachtet Deserteure müssen ohne Aufforderung arretiert und mit 
Waffen und QepS(& zurfld[geschickt werdm; derjenige, der sie 
bescbtttst oder beherbergt, wird bestraft In keinem BUle^) kann 
man die Auslieferung der Borger des Staates, in den sie sich geflüchtet 
oder in dem sie seit 10 Jahren ihren Wohnsitz haben, ▼erlangen. 

Dieser (Grundsatz wird oft in der internationalen Ftaxis an- 
getroffen, ist aber nicht allgemein') angenommen. Hierbei muss 
üoch bemerkt werden, dass der Staat, dessen J^ürger der Delimiueat 
ist, die Verj.flichtuüg hat, gerichtlich gegen ihn zu veriahren, ent- 
weder auf Gesuch der beleidigten Partei oder auf Antrag der 
Regierung, in deren Gebiet das Vergehen begangen ist. 

Die .-Vusiiefening hat keinen anderen Zweck, als die Straf- 
losigkeit der SeluiUligen zu verlniuleru uiid dieser Zwcrk ist voll- 
kommen erreicht, wenn der Delinquent mit voller Kompetenz durch 
die Gerichtshöfe seines Vaterlandes bestraft wird. 

*) Also selbst nicht, wo es Desertion betrifft. 
>) En^and und Amerika fc^n diesem Oramdsats nicht, da sie keine 
Extratenitorialitit des Stralgesetzee annehmen. 
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Italien iat diese Verpfliehtang mit San Marino, Uruguay und 
RuBsland verteagsinaBsig mngegangen, in Besng auf andere Staaloi 
ist sie aUgemein. 

Wenn vir die Stellung der Fremden in der Republik sn- 
sammenfaasen, so eiigiebt sich folgendes Resultat: Kein dnxiges 
politisches Recht wahrend des Aufenthaltes; das Bttigerrecht bnn 
man weder durc^ Geburt, noch duroh langen Aufenthalt, sondern 
einsig und allein durch ein souverftnes Dekret erhalten. 

Die Natuialisierten können Mitglied des Rates werden, doch 
niemals zur höchsten Magistratur gelangen. Was die bihrgerlieheii 
Rechte betrifft, so sind die Fremden den Inländern gleichgestellt, 
nur ist ilinen der Erwerb von Immobilien ohne Elrlaubnis des 
souveränen Rates (die jedocli gewöhnlich erteilt wird) uiul oline «lie 
Zalilung einer Summe (Cin(]uiiia) von 5% des Preises, die heut- 
zutage eine Eintragegebühr geworden ist, vei-sagt. 

In dieser Beziehung ist die sanmarinesische (Gesetzgebung 
liberaler als viele aiulere sehr moderne, die den Fiemdeu ohne 
Limitation den Besitz von Grund und Boden verbietend) 

Und so beendigen wir unsere Mitteilungen in der Hoffnung, 
eine kurze Obersioht über die gegenwärtige Gesetzgebung dieses 
kleinen Staates gegebra zu haben, die, wie viele andere Dinge üi 
unserer .Nähe, nodi so wenig bekannt ist und dennoch nicht ohne 
Interesse und Belehrung für den fleissigen Beobachter sein dOrftei 



Monaco. 

Referent: Baron von RoUand, Vice -Präsident des Staatsrates und 

Prilsident des li(k-hsten Geriehtfihofes von Monaco, Monaco. 
Übersetzung von Dr. jur. et phiL £mat Eosenfold, Gehchtsassessor, Bedin. 

a) Gesetsgebnng 1888, 

Sieben Erlasse von allgemeinem biteresse sind im laufe des 
Jahres 1898 veckfindet worden. 

1. Der Exlaas vom 9. Februar 1898 ermiSBigt die durch den 
Erlass vom 12. Mai 1883 festgesetste Taxe fOr denaturierten, 

') So ist es z. B. in Rumänien (stehe Oiaimim im „Diritto ocouner- 
ciaie'') oud in der Bepablik Haiti. 
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kdiglioli SU industriellea Zwecken, nicht aber zam menfidüiolieii 
Oeniuse, geeigneten Spiritus. 

2. Ein zweiter Erlaaa, vom 2. Juni^ besieht aich auf die 
Gerieh tBverfaBBung. 

Bis sur Yerlcündung des neuen Gesetzes hatte der „Conseil 
de B6rision** (Eaaaationshof) keinerlei rechtsprechende Madit; die- 
selbe beschränkte sich vielmehr darauf, nsch Kenntnisnahme tron 
dem Inhalte der Akten, falls erfbrderiich auch nach Anhörung der 
Verteidiger bezw. Anw&lte, ein Gutachten in einem Berichte dem 
Fürsten einzureichen; dieser allein entschied durch souveränen Erlass. 

Von nuu uu entscheidet der Revisionsrai umuittelbar über 
siiujtiichi» Rechtsmittel in denjenigen Angelegenheiten, in welchen 
der St i.tt . das Staatsgebiet, Finanzsaciica oder das Privatvennögen 
^ies i'ürsten in Frage kumiiit. Diese Abändening erlieischte einige 
U'^ondere Vorschriften bezüglich der Form der Revisinnsgesuche 
und der Verteidigung, ferner bezüglich des Beschlusses und der 
für den Erlass desselben festzusetzenden Frist Diese wenigen 
Xeueningcn sind in den Artikr in 2 fL des neuen Gesetzes enthalten, 
während im Übrigen das Verfahren wie bisher unter den Vor- 
acfaxiften des VerfassungS'-Erlassee Tom 10. Juni 1896 und der 
CiTilprosess-Ordnung^) steht 

3. Die 6 übrigen Erlasse datieien sftmflich vom 4. Juni 1898. 

ESner besieht sich auf die Stempel-Gebühren für Miets- 
and Pachtverträge. Diese Gebühr betrftgt bei bestimmter Dauer, 
bei Aftermiete, Oessionen eto. 25 Centimes von 100 Francs. Bei 
YertrSgen auf 3, 6, oder 9 Jahre muss der Stempel bei Beginn 
einer jeden dieser 3 Perioden erlegt werden. Bei den auf unbestimmte 
Zeit abgeschlossenen YertrSgen muss der Stempd gant bei Auf- 
nahme der Urkunde entrichtet werden, es sei denn, dass die Zah- 
Inu'^. auf Ansuchen der Parteien, in dreijährlichen Raten erfolgen darf. 
Für eine lJuischreihung wird die feste Taxe von 1 Franken gezahlt. 

Werden die erwäliuten Akte nicht innerhalb A Monate seit 
Abselüuss des Vertrages zur Anmeldung gebracht, so haftet der 
Vermieter bezw. Verpachte?- T>ei3rinlich für einen erhöhten btempel- 
betrag, der mindestens öi» Fnmken beträgt. 

Die letzten Artikel enthalten ÜbergangsbestimmuDgen. 



') Siehe Commentar dieser Oesefate un Jahrbuch von 1890. 
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4. Ein andorer SrlasB vom 4. Juni bestimmt, dass die Gebilhr 
für die ürasclireihung, w. l( he der Hypothekeobewahrcr von Amte' 
wegen vornimmt, beim Verkaufe eingetFagener Qrandstücke, deroo 
Kaufpreis nioht oder zum Teil nlcbt besahlt ist, von nnii ao nur 
die feste Summe Ton 1 Fnnken plas Stempel und der im 
Artikel 22 § 2 des Erlasses vom 28. Pebmar 1862 festgesetiteo 
KoateD betrftgt 

5. Ein dritter Eriaas vom selben Datum erweitert auf die Dauer 
von 4 Tagen die Frist, innerhalb welcher die Gerichtsvollsieher die 
ihnen vorgeschriebenen Handlungen vorzunehmen haben und schitnkt 
ebenfills auf 4 Tage die lusherige den Notaren gesetzts zehntägige 
VnBt ein, binnen welcher sie ihre Notariatsuiknnden zur SSnsdurei- 
bung zu bringen haben. Zugleich werden Gerichtsvollzieher uod 
Notai'c crinüchtigt, Akte uiif Grund privater oder im Auslände er- 
richteter Urkunden, welche weder eingetragen sind noch für welche 
ein Steni]iel entrichtet worden ist. aufzunehmen und zwar unter 
der Re(Hngung, dass die erwähnten bisherigen Urkunden zugleich 
mit den neuen zur Anmeldung und Stempehing gelangen. 

G. Ein vierter Erla.ss setzt eine Art Sanitats-K<jmmis.sion ein; 
dieselbe hat die Aufgabe, Quellen möglicher Gefahr für die Ge- 
sundheit (SpQlwasser, AusgusRe etc.) zu beaufsiohtigen und ist zu 
diesem Behufe ermächtigt, die Wohnung von Privatpersonen zu 
betreten. Sie hat auch Yoischlflge zur Abhfllfe zu machen. 

b) Gdsetagebung 1888AdOO. 

6 allerhOohste Yerordnongen von allgem^nem Interesse sind 
im Laufe des Jahres 1900 verkfindet. 

1. Die erste vom 16. Juni 1900 betrifft den Oebranoh von Dampf- 
oder Oasdruckapparaten; de macht die Verwendung solcher Apparate 
von der Genehmigung des Oeneralgouvemeurs, welche auf Grund 
eines Berichtes des Directors der Öffentlichen Arbeiten ertheüt 
wird, abhAngig und schreibt verschiedene Strafen für die Zuwider- 
handlungen gegen ihre Bestimmungen vor. 

2. Die zweite Verordnung von demselben Tage bezieht sich 
auf die Nationalitat. Sic gestaltet die durch das bürgerüche 
Gesetzbuch von 1880 in dieser Hinsicht gegebenen Vorschriften 
völlig lim. Wir geben sie ihrer Wichtigkeit wegen unten im Wort- 
laut wieder: 
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A]ii(de Frennet 

Las artides 8» 9, 10, 17, 18, 19, 20 et 31 du Code Civil Bontabrog^ 
et ramphcea per les dtspositions Huiventes: 

Artirle 8, — Sont sujets monegasques : 

P Tout indinda ne, dans le FrinoiiMUite ou k retranger, d'tio aujet 

mooegasque; 

2** Tout iodividu ne dans la Principaute de pareuts inconnas ou dont 
lä uationalite est inconoae. 

L'enient netarel dont le filietion est etaUie pendant ea minorite, pur 
nooonaiaeaDoe oa par jogement, snit la nationaliie de celni de eee parents 
k Tegard daqnel eile a ete d'aboid oonstatee. 8i eile leenlte k Y^gud du 
pere et de la mdre d'aetes oa jogemeots conoomitanta, l'enfiuit soit la natio- 
aalite du p«*re. 

Article 9. — La qualite de sujet jnouegasque s'acqoiert par la 
natural isation. 

Xia uaturalmtiou est coucedce pai' (JrdounaDce Souveraine apiüs euquete 
SV la moralite et la Situation de retruDger. 
Sont admis k demander la natniaUaatioD: 

1* L'etraoger qai josüfie d*ttne reaidenoe oontinoe de dix aiin6es daos 
la Principaute i^rte Tage de 21 aos accomplis; 

2^* L'ötranger qni a eponso nne Monlgasque, api:^ trois annees de 

reeidence dans les conditioDs susdites; 

3" L'etranger qui a obtenu du Prince 1 autorisation d'etablir son 
domicile dans la Principaute, conformemeiit h larticle 13, apres uno annce 
de dofflioile k dater de la Promulgation de roidonnance d'antorimtion. 

Penvent en outre dtre natnralises, sans oondition de fatage: 

1* Les etnogeis qae le Prince juge dignee de oette tevenr k rsison 
des Services par enx rendus h la Principaute; 

2" L otranger nc dans la Frindpante de pareuts etrangers apres l'&ge 
de 21 ans accomplis; 

3" I^a femme mariee ^ uu etrauger qui soiliuite la naturaiisation oa 
l'a dcji obtenue; 

4* Las euteita majenxs de oet otranger, ponrro qu'ils resident dans 
la Prindpante. 

Les enfants mineurs d'nn pere ou d*ane'mere Barvivante qni obtiennent 
la naturalisation, deviennent sujets mon«'«gas<iues , u moins quo dans Tannee 
qo! «tiirm \onr majorite, teile qn'elle est reglce par le prt^sent Codn. ils ne 
dtiiiuent ceüf f[UHlitö par unu declaration faite devaot l'officier de ietat 
civil qui devra 1 eurcgistrer sur-le-cbamp. ') 

Article 10. — Tout individtt ne dans la Prindpante oa k l'etraoger, 
de parents dont Ton a perdn la qualite de Hooegasqae, poarra rddamer 

') Les declaratioiis prevueb aux article 9, 10, lt> et IS peuvent etre 
revues \)&t les agents diploniatiques et cousulaires de la Principaute exer^ant 
les foncüons d'officiers de 1 Etat-Civil en vertu de rOidonnance du 7 mars 
1878 snr les Consalsls. 

54 
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oette qnalite ä tout öpoque aprtüs I'age de viogt et un ans aooomiilis, par 
iine dtelmtion faite eo la fonne prescrite par rartide preoedent, pourra 
qtfü rcside dans la Prinoipautö. 

Article 17. — 1' : I iit la qualitö de sujet monegasque : 

1** Celui qui su lail uaturaliser h !'i''tranf^er ou qui acquiart, sor sa 
demande, la nationuütö etraiigere par 1 CtTi't d«' l;i loi; 

2° Celui qui dücliue la uationalite inonegasque daus les cas prevua au 
dernier alioiia des articles 9 et IS; 

3* Gelm qui, ayaot aocept^ des ftwctioiis paUiqaes conferees par an 
OoaTernement ftranger, lea oonaenre nonototant rinjonction dnGouTenienieBt 
monegasquo de los resigner dans uu dölai determioö; 

4" Colui qui, sans aatoiisation da Chmveraement , piend da serrioe 
luUitairc h l'otraiigcr. 

Article 18. — I>e sujet mouoga.stiue <|ui aura peidu cette qualitö, 
pourra la recouvrcr, pourvu qu'il resido dans la l'rincipautCf en obteaaot sa 
reiotegration par Ordonnance SoiiTeiaine. 

La qualite de Monegasque pourra Stre aoqordte, par la meme oiden- 
nance, k la femme et aox enfanis majenrs s'ils en font la demande. 

lies enfants niineors dn pt>ro ou de la inero reiutegnj-s dcuendroot 
Monega-sques, a moins que daus Taunco qui suivra leur majotitö, ils ne 
declinent cette qualit<> par uue declaration devant l'officier de l'etat civil, 
comwe il est dit a l article J). 

iaticlö 19. — La feiuDie moucga.S(j[UC qui epousera uu i.trüiiger 
preodra la natknalitD de son man, a moins qoe sod mariage n'ait pas poor 
effet de la lui oonierer, auquel cas eile xestera Monegasqne. 

Article 20. — St la femme monegasque mariee ä un etranger derient 
veiiTe, eile poorta recoovrer la qualitö de Mouegasqae anx oonditioos indi' 
quees par le paragi-aphe premier de l'artiele 18. 

IjCs autres disp^ ^^itions du mnm«' arti< lo seront appUcabiee aax eo&iitB 
majeure et inineur^^ ii"s Uu uiariiigr (Üssmus. 

Articlü '21. ~ 1^8 iodividiL»* qui acqueiTont ou reeouvreront la qualitö 
de sujots nioungasqaes dans les cas prevus par les articles 9^ 10, 18, 19 
et 20, ne pourront s* en prevaloir qae poor les droits onverts h lenr prafit 
depois cette epoque. 

DlSruSlTluN TKAXSITOIRE 

Lt's iudividu.s vis6s par !e premier panigraphe de l article 8 ci-des>u9 
abrege, qui aauront pas encore acquis la qualitü de sujet inouegasque, 
oonformement k oet article, lors de la pronmlgationdelaprteenteOrdonaanoe, 
ne pourront obtentr oette qualite que par la natnralüation, apiea Tfige de 21 
ans acoomplis, comme U est dit A Tarticle 9. 

3. Eine dritte Verordnung Yom 26. Juli 1900 giebt einea 
Zusata SU der ConTention vom 9. November 1865 betreffend die 
Zollunion und die nachbarlichen Beaiehungen zwischen Monaco und 
Frankreich. Unterzeichnet wurde die Vereinbarung in Ftais am 
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10. .Mürz 1899 und ratificirt am 25. Juli 1000. Tnhaltlich des 
Artikel 1 jonor Verortlnuiijr zieht der im Ffirstentlmm zu diesem 
Zweck bi'sfrllte Fieamte, <ler tlio französischen Zolle einnimmt, auch 
die Gebühren der die See betreffenden Gesundheitspolizei ein; der 
volle Betrag dieser Gebühren verbleibt nach wie vor dem fürstlichen 
Staatsschatz. Der ZoUeinnehmer, der Beamte und Ohof der Orts- 
truppe stellen vorbehaltlicli der Entscheidungen des Gerichts von 
Koiuux) die Übertretungen der Vorscliriftea der Gesandheitspolisei fest 

Art 2 ordnet an, dass die im FQrslenthum errichteten staat- 
lichen „entrepOts ficti^ nar mon^gaskischen oder französischen oder 
solchen aualSndischen Alkohol aufnehmen dflrfen, welcher durch 
Zahlung des Zolles nationaliairt ist 

Diese EntrepOts sollen durch die franaOsischett ZoUheamten 
raWdirt werden. 

Es wird der Erlass einer forstlichen Verordnung vorbehalten, 
▼eiche diese Bestimmungen sanktionieren soll. (Diese Verordnung 
ist am 27. Juli 1900 imterzeichnet; sie verlangt die Genehmigung 
des Gcneralgouvomcurs zur Elrrichtung eines „EntrepOt ftctif" und 
droht Gel'lsti-afen für die Zuwiderhandlungen gegen die Vorechiiften 
der Veronlnniig an.) 

Ärtik'.*! 3 modificirt die durch die Convention von 186G be- 
stimmte Vertheilung der ZoUeiuDahmen zwischen Monaco und 
Frankreich. 

Gemäss Artikel 4 soll das Übereinkumnien , wie es auch 
Ihatsäehlich geschehen ist, aislKdd nach dem Austausch der Kati- 
fikationsurkunden in Kraft ti'oten und dieselbe Gültigkeitsdauer 
hal)eii, wie die Konvention von 18G5*), welche aber insoweit 
in Geltung gehlieben ist, als sie durch das gedachte Abkommen 
keine Abänderungen erfahren hat. 

5. Endlich verleiht eine Verordnung vom 16. Dezember 1900 
den privUegirten oder hypothekarischen Glftubigem gemäss ihrem 
Ringe gegen ihre Schuldner Anspruch auf die Versicherungs- 
summen, welche den letzteren aus Versicherungen gegen Feuer, 

*) Die Convention von 1865 ist am 1. Januar 18GG io Kraft getreten, 

sie war auf di»' Dauer von 5 Jahren mit der Massgabo /xoschlossen, dass, falls 
si»> nicht ein Jahr vor Ablauf dieser 5 Jahre ^ekiindigt werden würde, so lange 
Weiter dauern solle, bis einer der kontrahirendeu Teile mindestens ein Jahr 
:£uvor dem anderen Teile seine Absicht erklärt, znrückztitreten (Artikel 23). 

54* 
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Hagel oder sonstige Gefahren geschuldet wei-den (Artikel 1) oder 
auf den Ersatz, welulien ihnen im Falle der Hesebä^lif^Miiig Mieter 
udiT Niichltaiii zu uiitrichlcii haben (Artikel 2j, .suweit nicht die in 
Artike l 1 urw&linten Beträge l)ereits in gutern Glaii>»en be7.ahlt sind 
oder soweit nicht etwa im Fall -«les Ailikel 2 Alitr.'tniiu'en an 
Dritte von einem bestimmten Tage bereits bei V-M-küiiiiuiiu' il<r 
Verordnung vf.rliriren und spätestens während des Monats nach der 
Verkünduug; der Yerordnuug gehüri^ mit^teilt Bind. 

c) Literatur. 

Es ist n\ir der Vortrag zu erwähnen, welchen der Substitut des 
Oeneralstaatsanwalts Paul de Villeneuve am 16. Oetober 1900 bei 
der feterlicheD WiedereröfiEnung des höchsten Gerichts gehsltenhat 
(Druckerei toii Monaco.) 



Niederlande. 

Referent: Dr. D. Joseplma Jitt% ordentlicher Professor der Becbtt^ 

Amstecdun« 

Den 31. August 1898 erreichte Ihre Majestät Königin Wilheliiui» 
die staatsrechtliche Volljährigkeit, nachdem sie das a<. htzehute Leliens- 
jalir vollenilet hatte, und den (5. .September dessellien Jahres wurde 
sie von den General-Staaten, der verfaRSungömäüJsigen Vertretung des 
iiitMlorländisi liL'n V'dkos, foierlivh lieeidet und ihr gehiüdigt. Eine 
eigentliche Krönung kennt unser Staatsrecht nicht; ohiif V.rzug 
tritt das volljährige Staatshaupt die Regierung an; nur sagt die 
Verfassung, dass die Eidesleistung und Huldigung des Königs so- 
bald ala möglich Jiach der Anti '<u!ig der ßegiening in der Stadt 
Amsterdam stattfinden müsse. Mit der Volljährigkeit der Königin 
hat die fiegentachaft, welche seit 1890 die Königin-Mutter gefrdirt 
hatte, ein Ende genommen. Die höchst Terdienstvolle Weise, «of 
-welcher die Begentin die Erziehung ihrer königlichen Tochter ge* 
leitet und das Reich, sugleich mit männlicher Kraft und weibUcher 
Anmut} regiert hat, wird von dem niederländischen Volke danklür 
anerkannt. 
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a) Gesetzgebung. 

Zu erwähnen sind: 

1. Gesetz vom 2. April 1898 (Staatsblatt No. 79) betreflfond 
dio für den Ackerbau, Gartenbau u. 8. w. schädlichen Tiere 
und die Pflanzenkraukheiten. Dieses Gesetz gestattet ein Ver- 
bot der Einfuhr und Durchfuhr von Pflanzen, Früchten u. üergi^ 
und eventuell die Konfiskation und Vernichtung dic^r Gegenstände. 

2. Gesetz vom 2. Juli 1898 (Stasteblatt No. 170) Aber die 
Einführung der persönlichen Dienstpflicht bei dem Reere. 
Von einer allgemeinen Wehrpflicht ist noch nicht die Bede; die 
Anweisung der wirklich dienenden Mannschaften durch Losung ist 
beibehalten, nur die Stellvertretnng ist ausgeschlossen. 

3. Gesets vom 14. Juli 1898 (Siaatsblatt No. 180) Aber die 
Sicherheitsleistung der Reichsbeamten. Neben der sachlichen 
Sicherheitsldstung kann jetzt eine persönliche, durch Vermittlung 
von Aktiengesellschaften und Beamtenvereinigungen, gestellt weiden. 

4. Gesetz vom 14. Juli 1898 (Staatsblatt No. 181) über die 
von deu Eingosessencu des Landes zu erhebende Staatssteuer 
von Fahrrädern. 

Wichtig sind noch: 

5. König!. Verordnung vom 3. Januar 1898 (Staatsbktt No. 1) 
über die Luscli- und Ladezeit und die Liegegelder bei der l^innen- 
schifTfahrt. Diese Verordnung ergänzt die revidierten Artikel 748 
und 755 des Handelsgesetzbuches. Die Lösch- und Ladezeit ist, 
Rofern nicht durch Vertrag etwas Anderes bestimmt ist, auf 3 bis 
15 Tage normiert, je nach dem Inhalt des SchiiTes in M* aus- 
gedrückt Auch die Uegegelder sind von der Verordnung genau 
bestimmt 

6. KOnigl. Verordnung vom 24. Juni 1898 (Staatsbktt No. 148) 
über Betriebe, welche weissen Phosphor bei der Znbeieitnng von 
ZflndhObem und von Zflndmasse benutzen. Die Arbeit der Frauen 
und jugendlichen Personen (unter 16 Jahren) ist hier ganx verboten 
oder nur unter gevirissen Bedingungen gestattet 

Wßt mag ein Urteil des Kassationshofes vom 3. Juni 1898 
(Weekblad van het Recht No. 7135) Erwähnung finden. In diesem 
Erkenntnis wird ansgesproehen, dass Unternehmungen, welche in 
den uiederläudischeu Kolonien ihren Sitz haben, aber auch im 
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Mutterlaud eine Niederlassung besitzen otler daselbst Geschäfte 
treihr-ii, im MuÜorland gerade wie atl^l{in(li^>c•he Unteniolininiigen 
und uiitor densellioii Jk-ilingiiiigeu steuerpflichtig sind. Das Gesetz 
von lhi>3 über dio Güöchäftöeinkooimeii.^teuor spricht von „im Aus- 
land ihren Sitz habenden Unt*>rnehmuugeu" ; dats Gericht niiiinit 
aber nn, dasf;, im Siiiue dieses Geset^eSi die Kolonien unter den 
Begriff Ausland fallen. 

Sehr bemerkenswert sind weiter die vielen Entwflrfe, welche 
im Jahre IBO^ ci^chienea and, insbesondere auf dem Gebiete der 
Bog. sozialen Gesetzgebung, b'li erwähne: 

A. Entwurf eiues UnfaliversicheningsgOBetseB. Beabnchtigt 
wird eine ZwangSTersichenuiff bei einer Staatsversic^ierungmnBtHlt 
ffir gewisse getthrliche Betriebe. Die Mittel zur Deokung sind, 
nach Oebhrenkksaenf von den Arbeitgebern su beschaffen. Der 
Staat garantiert bei UnfHllen BntsohMgungen Ton bestiminteiii 
Umfang» fiei dem Widerstand, dem der Entwurf bei der Oroes- 
industrie begegnete, ist es unsicher, ob das Prinzip der Staats- 
▼eraicherang zur DurchfOlunng gelangen wird. 

R Entwurf eines Gesetzes über die Arbeits- und Buhezeit Be- 
zweckt wird ein gsfwisser Schutz der erwachsenen mlnnUchen Arbeiter, 
auf welche die frühere Arl»eitergesetzgebung nicht anwendlmr ijrt. 

C. Eülwfirfe Aber die soziale Stellung der Kinder. Diese Rubrik 
umfasst viele tsehr ausgedehnte Entwürfe: 

a) Einführuntr des Lelm^wanges. Die bchulversäumniB beträgt 
in den Nioderlaiidoii etwa 10%; für das Jahr 1894 woi.«t die 
Statistik eine Zaiil von t>0 100 Kindern auf, welche am Eiuit,' ilrs 
Jahres ohne Schul- oder Hausunterricht waren, hol einer Hevölke- 
rung von t);i3 693 Kindern zwischen 6 — 11 Jahren. Xiuimt maii 
in Erwfigung, dass, beim Mangel eines Jbehrswanges, viele Kinder 
von 6 Jahren noch nicht und ziemlich viele von 10 oder 11 Jahren 
nicht mehr die Schule besuchen, und dass es weiter auch dne 
gewisse Anzahl von Kindern giebt, welclie zufolge Icörperlicher 
oder geistiger Schwache nicht unterrichtstthig sind, so ist der 
Zustand nicht als sehr schlimm zu betrachten. Dennoch wiid 
Lehrzwang von vielen als eine soziale Wohlthat begrOsst Die 
Massregel findet jedoch auch leidensdiaftlidie politische Gegner, 
welche darin eine Bevorzugung der Staatsschulen oder eine Minde* 
rung der Freiheit des Familienvaters fOichten. 
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b) Revision des bürererliclien Gesetzbuches. Einerseits will 
man eine freiwillige oder zwangsweise Anfhebuiit; der eltoiliclien 
Gewalt (lurch EntMhi'iilungen des bürgerlichen Hichters möglich 
machen, andererseitii bo/w-ekt man dii- Stellung der unehelichen 
Kinder zu verbessern, insbeboiiib ic durch Zulassung des Beweises 
(hr unehelichen väterlichen Abstammung. Die Durchführung dieser 
hinzipien im Geiste dos alt -niederländischen I?e(lits und des 
deutschen Reic]isree1it>4 ioi'dert eine eingebende Abänderung des 
Familien- und Erbreclits. 

c) Revision des Strafrechts. FDr Angeschuldigte, welche das 
18. Jahr noch nicht vollendet haben, will man andere Strafen m- 
fOhren als die bisher anwendbaren gewöhnlichen Strafen. Vor- 
geschlagen wird nftmlich, neben Geldstrafen, der cantaohe Yerweis 
und die nZuchtsdiule'^ In einem besonderen Entwurf werden als 
solche Zuchtschulen nicht nur Staatsanstalten, sondern auch staat- 
lich uoterstütste Privatanstalten in Aussicht genommen. 

Endlich ist noch der Entwurf eines Gesetzes Über die Berg- 
werke und Erzgruben in Niederlindisch-Ost-Indien zu erwfthnen. 
Der Entwurf entbSlt eine sti-enge Durchführung des KonzesmouS' 
Prinzips. 

b) Staatsverträge. 

Folgende Verträge sind abgt.sclilüs^ien und ratifiziert: 1. mit 
lielgi'Mi. Doutschland und Frankreich, d. d. 4. Februar 1898, über 
die geirensoitige Anerkennung der Messbrirfe für Biiinenfaiirzeugt-; 

2. mit Deutsclüand, d. d. 23. Febniar 1898, über die Zu- 
lassung von Tierärzten in den Grenzortschaften. 

3. mit der Schweiz, d. d. 31. März 1898 (Auslieferungs- 
vertrag); 

4. mit Grossbritannien, d. d. 6. April 1898, über das Eigen- 
tum und die Unterhaltung der unterseeischen Kabel zwischen den 
beiden Staaten; 

5. mit Belgien, Frankreich und Luxemburg, d. d. 24. Oktober 
1898, fiber den internationalen Eisenbahnfrachtverkehr. Besonders 
Vereinbarungen werden für Gegenstftnde getroffen, welche in der 
allgemeinen Bemer Übereinkunft vom internationalen Transporte 
ausgeachlossen oder nur bedingungsweise zugelassen sind; 

6. mit Belgien, d. d. 4. Februar 1898 (Postanweisungen). 
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c) Idterator. 

0. Q. van S winde reu. Esquisse du droit punal actuel dans 
les Pays-Bas et ä r6ti-anger. IV. Hand. (Stmfiecht iu vergleichen- 
der Darstelliing.) 

Dr. A. Aletriiio. Twee opstellen over crimineele anthro- 
pol<»jLri<^ (I'sycho-patliologie und Straf recht). 

11. L. As SM". Eenige Kantlet^koiiinf^cn op het Ontwcrp van 
wet tot wijziging en aanvuliing van de be]>alirigen van liot 11 W. 
omtrent de Vaderlijke macht en de Voogdij. (Der durch seine 
frühere Arbeit Aber denselben Stoff bekannte Schriftsteller kritisiert 
eingehend den Entwurf eines Gesetzes über elterliobe Gewalt und 
Vormundschaft.) 

R. P. J. Tutein Nolthenius. De Duitsche ongevallenrei^ 
zekering ia de pmktijk. (Die deutsche ünfallvetsicherung in der 
Praxis.) 

M. W. F. Trenb. Stasts^plmtaüe onzer spoorwegen. (Eine 
Vertefdigiing des Prindpe der Staatsverwaltung unserer fiSsenbahnen; 
bis jefit hat der niederländische Staat wohl BSsenbahnen gebaut, 
aber immer noch die Verwaltung konzessioniert.) 

C. X H. Schepel. Aanleg van tiamw^n op openbare wegen. 
(Eine eingehende Studie fiber den Bau von Trambahnen auf öffent- 
lichen Strassen nnd Uber das VerhAltnis zwischen der Trambahn- 
unternehmung und der öffentlichen Gewalt.) 

Dr. Catherine van Tusschenbroek. Over ac.(uivalentie 
van man en vrouw. — Prof. Dr. H. Troub en Prof. Dr. C. 
Wink 1er. De vrouw en de Studie. (Alle dies«' Schriften beziehen 
sich auf die <lleichberechtigiing von Mann und Frau, und in.>lK- 
ßondere auf weibliche Studenten. Frau Di-. Catherine van Tussoheu- 
hroek nimmt eine hervorragende Stellung unter unseren weiblichen 
Ärzten ein, es war schon davon die Hede, ihr die Stelle &ao6 
Professors der Obstetrik zu übertragen.) 

Sehr viele der in der letzten Zeit erschienenen Inaugural- 
Dissnrtationen sind der vergleichenden Kechtswissenschaft aod 
Volkswirtschaftslehre gewidmet Ich erwähne kurz: 

P. I. du Pui. Het pachtocmfxact volgens Ned. Bnig. Recht» 
verg^ken met het Duitsche B. W. en andere buitenlandsche wet* 
gevingen. (Vergleichende Darstellung des Mietvertcaga.) 
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B. Hes. Pogiiig tot misdrijf volgeiis Italiaansch recht (Der 
strafbare Vei-such nacli dem italienischen Recht.) 

n. J. Diiparc van Lier. llct OostenrijkBch en Düit«ch 
Warrantrocht in verband met do bclangou van den Ncderlandschen 
goederenhandel. (österreicliisches und deutsches Warrantrecht) 

C. D. Salome nson. Nederland's bouding ten opzichte van 
het internationale recht op de octrooien van uitvindingen. (Die 
Niederlande uiul das intematiooale Recht der ErfindimgBpatente.) 

C. van Voilenhoven. Omtrek en Inhoud van het inter- 
Datkmale raoht (ESn verdienstvoller Versuch, das Völkerrecht, 
das iDtematioiiale Verwaltongaredit, Privatredit und Strairecht unter 
einem allgemeonen Begriff des intematioDalen Bechts aufzunehmen.) 

J. Wijtema. Qoederenprijzen en Muntprijzeo (Warenpreis 
und HflnsfrageX 

J. H. H. H a 1 a ma n D. Eenige opmeikingen over staatsbemoeing 
met den EifectenhandeL (Der Staat und der Handel in Wertpapieren.) 

J. IL Kap. Concessies voor publieke ondememingen. (Eon» 
aeBflkmen fflr tJntemehmungeu yon offenbarem NutMm 

B. Gewin. Arbeidabeurzen. (Arbeiterbörsen.) 

J. K Miliard. lli-t viaagstuk der verpliuhte pensioenverzeke- 
ring van onberaiddelden in g^val van invaliditeit en ouderdom. 
(Die Frage der Invaliditäts- und Altersveisicherung.) 



Niederllndisch - Ost * Indien. 

Referent: Dr. F. D. E. van Oü^enbruggen. Mitglied der Waisen- 

und Erbgutskatnuier, Fadang. 

a) Gtosetzgebong 18d8. 

Das StaatsUatt von ZSiederUtodiach-Indien ist während des 
Jahres 1898 um nicht weniger als 351 Nummern reicher geworden, 
von denen nur die wichtigsten hier ErwShnung finden. 

Wie im Referate des vorigen Jahres schon gesagt war (Note 
auf S. 682), ist die EinfOhrung der Opiumregie an Stelle des 
Ptehtsystems als Regel angenommen worden fflr Jara, Madura 
und Lombok. Dies geschah durch Verordnung vom 18. Februar 
1898, Staatsblatt No. 77, nachdem der niederlftndische Geseti^ 
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geber am 30. Dezember 1897 das Budget fOr Kiederllndisch-OBt- 
Indien um Prca. 1395000 zu diesem Zweck eiliOht hatte (Ost- 
iudisohes Staatsblatt No. 5). 

Staatsblatt No. 77 bestimmt nämlich, dass die Regie in 
den Residontsfluiften Madura. Hcsuki, Proboliiiggo uud Tasu- 
ruau, und auf der Insol Lmnliok, wo sie schon zeitlich zur 
Probe in Wirkung getreten war. jetzt definitiv eingeführt wird, 
während die Einführunp in th-n ülirigon Residf^iitschaften von Java 
buccesssive nach Massgabe der ümbtaiiile stattfinden soll. 

Staats blatt No. 255, enthaltend den Beschluss des General- 
gouvemcurs vom 11. September 1898, kraft dessen die Regie 
vom 1. Januar 1899 au in der Residentschaft Siirabaya einge- 
führt wird, ist der erste Erfolg eben zitierter Staatsblattnommer, 
während 

Staatsblatt No. 277 die Bestimmungen fiber die Regie, wie 
sie vorher bei der Probe-Einfflhrung festgestellt waren, jetzt definiti? 
ordnet (Vgl. Toriges Jahrfonch S, 671.) 

Staats blatt No. 42 (18. Januar 1898) enthalt die YerSflent- 
lichung der mit dem deutschen Reiche geschlossenen Vertrilge ▼om 
31. Dezember 1896 und 21. September 1897 zn gegenseitiger 
Auslieferung von Verbrechern; diese VertiSge sind am 23. Oktober 
1897 ratifiziert und drei Monate später in Emft getreten. 

Staatsblatt No. 49. VerSffentlichung des Handels- und 
Schiflffahrts -Vertrages zwischen den Niederlanden und Japan, 
geschlossen den 8. September 189G (vgl. Stiiatsblatt No. 18r> des 
vorigen Jahres) mit den dazu gehörigen IxatiUkationsurkunden, dereo 
Austausch don 20. Aupnst 1R97 7.n Tokio stattgefunden hat. 

Da dieser Vertrag <len rnterthauen l>eider rartei«'n ^leiflie 
Rechte, u. A. I)ezüglich der ( ieiichtsbarkeit, gewahrt, war e> in t- 
wendig gewonlen, die reehtlicli*^ Gleichstellung der Japaner mit 
den inländischen Eingeborenen aiifzuhehon : demnach sind sie jetzt, 
durch Gesetz vom 10. Mai 1^99 (publiziert im Staatsblatt No. 282 
des Jahres 1899) gänzlich d* n Eiuopäern gleichgestellt worden. 

Staatsblatt No. 02 und 142. Ausbreitung unserer that- 
älchtichen Machtsphftre in Niederifindisch-Neu-Guinea durch Er- 
nennung zweier ^Kontrolleure^S deren einer seineu Sitz zu Manok- 
wara (Distrikt Nord^Neu-Giunea)^ der andere zu Fak-Fak (Biatrikt 
Süd- und Weet-Neu- Guinea) hat Die Gründung dieser betden 
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KuuU'oli&übaften bezweckt die allmählige Aufochlieäsung Ue^ Kikttin- 
und m/%lichpt auch des Hinterlandes des östlichsten Teiles unserer 
Besitzungen für üaadei und üewerbe auf möglichst freundschaft- 
liche Weise. 

Staatsblatt No. 65: Verordnung zur Aufhebung der Ausfuhr- 
zölle aof Zucker, wodurch der Zuokeriodustrie auf Java die Eoo- 
Irorrenz mit Europa erleichtert wird. 

Staatsblatt No. 66 enth&lt in der Hauptsache eine £in- 
acfartokiiiig der Fille^ in denen die FMIventiT-Haft von Lüftndem 
gestattet Ist« 

Staat sblstt No. 98. Tertrag mit Frankreich zur Fest- 
iteUttDg der Rechte niederlftodischer Unterthanea in Tunia 

Staatsblatt No. 102 enthSlt eine Regelung des Fostspar- 
kaasendienstes, insbesondere Yoischriften und Bedingungen Aber 
Einlegung und Auszahlung der ersparten Ctelder (Tgl. vongen Jahr- 
gang S. 688 sub 9). 

Staatsblatt No. 120. EinfOhrung von Ein- und Ausfuhr- 
Abgaben auf der Xordküste von Celebes. 

Staatsblatt No. 158 regelt die sogenaiiuicu gemischten 
Ehen. d. h. Ehen zwischen Personen, welche verschiedcnou Kochten 
unterworfen sind, z. B. zwischen Europäern und iidändern, In- 
l&idem und Chinesen, Europäern und Arabern u. s. w. 

Diese Angelegenheit war bisher nicht geregelt und fast gSn?!- 
lich der Wissenschaft überlassen worden. Nnr einige wenige Hfclits- 
sätse waren bczüglicli ch:>r Eiien zwischen Europäern und Iniändern 
nnd zwischen inländischen Christen festgestellt worden, teilweise 
nicht einmal bindend für den ganzen Archipel Und betrafen grössten- 
teils das formale Beoht Übrigens richtete man sich zur Beant- 
wortung der vielen aas obenerw&hnten geaüschten EShen entspringen- 
den Rechtsfragen nach den allgemeinen Regeln dw europäischen 
Qesetigebung oder, wo nriSglich, nach den Regeha des internationalen 
FriTatrecfates, so dass aUndUüig ein qnasi-intemati(Hialee Qewohnbeits- 
rscht entstand I welches, wie leicht begreiflich, nicht immer kon- 
stant war. 

Jetzt ist diese Angelegenheit endlich geregelt worden, obschon 
nicht alle Kontroversen hierdurch beseitigt worden sind. 

Die Regelung dnÜiAlt hauptsächlich die folgenden Bestimmungen: 

Das Weib folgt privat- und öfifentlich-rcchtlich dem Status ihres 
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Mannee, auch nach Lflsnng der Ehe, es sei denn, dass sie iono^ 
halb eines Jahres nach der Beendigung der Ehe bei den betreffen- 
den Behönleii die EikUtrung abgiebt, Uass öie zu ihrem vorigen 
Status /.uini k/ukoliren wünscht. 

Wenn also oin europäisclios Weib einen InJAnder heiratet, so 
wirti Pie <1on Iiil.'UKloni t;loi''liL'-»^slPllt. 

Die Elu'S' lilii ssiiii!^ g<•^^•lueiu d«Mn Hee-lite des Mannes gemäss. 
Wenn dieses Hecht Iteine EiiescidiessuiigHakte liennt, so soll doch 
derjenige, welcher die Ehe schliefest, darüber eine Urkunde auf- 
nehmen, welche von der Standesaintabehörde iu ein dafOr bestimmteB 
Raster angetragen werden muss. 

Koine gemischb*» Ehe dnjf «resclilossen werden, wenn nicht 
der Beweis geliefert w ird, dass die Bedingungen erfiUlt and, weldie 
das Redit, dem die Frau unterworfen ist, für eine gOltige £3ie 
stellt, und den Formalitftten-^ genügt ist, welche nach dem Rechte 
der Frau in Obacht genommen werden müssen. ' Dieser Beweis 
soll geliefert werden mittels einer formlosen BrUSnuig der Be- 
hörde, weldie zum Schliessen von Ehen befugt ist. 

Gemische Ehen, welche ausserhalb Niederltodisch-Indiens oder 
in einem Teile Niederlindisoh-Indiens eingegangen werden, welcher 
noch unter inlAndischer Seibstregierung steht, sind gültig, weno 
sie nach der im fremden Ijande gebräuchlichen Form geschlossen 
sind, wofern nur keine der beiden Parteien gegen die Ehebediu- 
gungen ilues eigenen Rechtes handelt. 

Die Kinder aus gemischten vor dieser Verordnung einge- 
gangenen Ehen folgen privat- und üfientJich-n'chtlicli dem Stande 
dos Vaters. Dieser' Stand kann ihnen auf Onmfl eines Fehlers in 
der Eheurkunde odnr des gänzlich»^ii Maiig-els einer solchen nicht 
streitig gemacht werden, falls sie im äusseren Be.sitz dieses 
Standes sind und ihre BUtem öffentlich wie Mann und Weib ge- 
lebt haben. 

Staatsblatt No. 164 enthftit eine neue Instruktion für die 
Allgemeine Rechnungskammer, ein hohes BegierungskoUegiain, 
welches die den Staat betreffenden Rechnungen aUer Art su tmter- 
suchen imd zu beurteilen hat, 

Staatsblatt No. 175 publisiert das neue Strafgesetz baeh 
von Niederl&ndisoh-Indien fflr EuropScr, welches fast ginilidi 
dem niederlftndischen Strafgesetxbuche (von 1881) gleich ist Du 
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Inkrafttreten «lestjelbeii l»It i)it jctloch verschoben, biä das neue Straf- 
gesetzbuch für Inlänilet furtig ist. 

Staatsblatt No. 197 publiziert den zwischen Holland und 
Fraiikreich geschlossenen Vertrag ziu: gegenseitigen Aus- 
lieferung von Verbrechern, auch für (li*^ Kolonieen beider Rtaat^a. 

Staats hiatt No. 230 enthält die Aufhebung der Verpflichtung 
für die Inländer in der Miaakassa der Rcsidentschaft Menado 
(Nord^Celebee), den von ihnen angebauten Kaffee dem donvernement 
anter fesligeBtellten Bedingungen zn liefern« Jetst ist die Kaflee- 
koltor also in den MinahaaBadiBtrikten freigegeben worden, und 
können die Kaffeebauem die gOnatigeten Preise für ihre Produkte 
fordern. Die Aufhebung dieser Art Steuer ist als eine Kompen- 
lalion an betraditen für die durch Staats blatt No. 120 einge- 
führte Ein- und Ausfuhrsteuer. 

Staatsblatt No. 267 enthllt die Publikation des am 15. Juni 
1897 au Washington swischen Esst allen EulturBtaaten der Welt 
(den Ijändern der allgemeinen Postvereinigung) geschlossenen allge- 
meinen I'ostvertiau:es, dessen Inhalt allgemein bekannt ist. 

Staats 1)1 att No. 2Gb bib 270 enthalten tlio an demselben 
Tage zwischen verschiedenen obenn wälmton Läiulorn geschlossenen 
Verträge betreffend die Postanweisungen, Posta uf träge und Poet- 
packete. 

Staatslilatt No. 287 ratifiziert und publiziert die am 3. April 
1894 zwischen den meisten europäischen Staaten geschlossene und 
am 30. Oktober 1897 näher bestimmte Saiiitäts- Konvention von Paris. 

Staatsblatt No. 294 regelt die Beförderung von moham- 
medanischen Wallfahrern (Hadji) ?on und nach dem Hedjaz mittelst 
Dampfern. Die Bestimumngen dieser Terordnung betreffen die 
üiniichtaag der Sohi0e, die Musterung derselben, die Behandlung 
der Pilger-Passagiere an Bord, Vorsorge gegen Übertragung ron 
Seuchen u. & w. 

SchlieBslich aei eine Reihe fast gleichlautender Yerordnongen 
Über die fOnfjlhrige BeviBion des Herrendienstes in Terscfaiedenen 
fiesldentschaften Javas erwähnt Diese ffinfj&hrige Revision ist in 
Artikel 67 des Regierungsreglements (vgl. voriges Jahrbuch S. 675) 
vorgeschrieben, velcber zudem bestimmt, dsss womöglich die Yer^ 
pilichtnngen, die mit dem Herrenitienste veiknflpft sind, jedesmal 
erleichtert werden sollen. Die üerrendlenste sind bekanntlich ge- 



wisse von don inländischen Eingeborenen, mit dein Besitz von Gniml 
nnd Boden, Fischteichen oder Hüiisoni verhuiulene, uii» nti^'eltluli 
dem Staate zu leistende Dienste, welche qli ichmässig' ühei die 
verschiedenen Dessa (javanisi-ht» Genn'iiido) veittMlt werden. Serhs 
Kategorien von Pt rsMiien sind von Leiht ung der Uerrendienste (z. B. 
Beamte, F-^hrer, Kränkliche u. s. w.^ befreit. 

Die Ilerrendionstpflicbtigea haben jetzt in der fiauptaache ihre 
Dienste zu leisten für: 

a) die Anlegtuifr. Wiederherstellung und Unterhaltung von grossen 
Post- und Landwegen, Dimmen, Waflserwerkeiii Deichen und 
Wasserleitungen; 

b) die Besetiung von Wachtposten; 

c) den Ttansport von roisenden Beamten nnd Trappen md 
deren Güter. 

Yen jedem Herrendienstpfliohtigen darf nicht mehr als 36 Tsgs 
Arbeit in einem Jahre gefordert werden ; ein Aibeitstag wird an! 
12 Stunden mit Inbegriff der Zeit beredmet, welche erforderlidi 
ist, um eich sur Ärbeitsstfttte und von dieser wieder nach Hanse 
zu b^ben. 

b) Literatnr. 

Die jiuisti.sche und volkswirtschaftliche Literatur ist dieses 
Jahr nur (buch wenige Aufsätze bereichert worden. 

Der „Indische Gids" (der indische Führer), eine seit 1879 
in Holland ers(;heinende, den Interc.-^senten für Niedorläiuliacli- 
iudieu gewidmete, gut redigierte Zeitsclinft, enthält unter Anderem: 

1. „De nieuwe Regeling van het PrivjuUroclit der rhinet-zen 
in onzo Kolonien'* (die neue Regelung des Privatrechtes für Chinesen 
in unseren Kolonien) von Dr. J. J. M. de Qroot, ordentlicher Pro- 
fessor zu Leiden. 

2. „Advies over de ontworpen Nieuwe Regeling van den 
privsatrechtelyken toestand der Chineezen^^ (Gutachten Aber die 
neue Regelung der privatrechtlichen YerhAltnisae der Chinesen) von 
W. P. Groenetregen, froherem Begierungsnt von Ntederilndiech- 
Indien. 

3. „Opmerldngen over de ontworpen Nieuwe Begeling van des 
privaatrechtelyken toestand der Chineezen** (Bemerkungen snm Ent- 
wurf der neuen Regelung der privatrochtlichen YerhSltnisBe der 



Digitized by Google 



( hiii> ^>eu etc.) von H. Borel, Beamten für clüueiiiächü Angelegen- 
Leiten. 

Diese ilxei Aufsätze behandeln den Entwurf eines neuen chine- 
sischen Privatrechts in Indien , von dem im vorigen Jahrbuche dio 
Rede war. Viel neues geben sie uns auf dem Gebiete ili s <-lüne- 
sisc'hen Rechts leider nicht. ^Nur ist zu bemerken, dass iVofessor 
de Qroot in seinem Aufsatze der chinesischen Frau eine hervoi^ 
ragendere Stellung im Familienrechte einrftumt wie die meisten 
anderen Sinologen* 

4. ImAmaat** (das Imftmat) von Dr. Th. W. luynboU. 

5. ,^n nteuw Strafwetboek voor Indie^ fein neues Strafgesetz- 
buch für Indien) von Dr. J. C. Th. Heyligers; und besonders su 
erwShnen : 

6. „Bouwatoffen voor eene regeling van het hnwelyksrecht 
eo voor de invoering van den burgerlyken stand onder de In- 

hndKche Christenen op Java" (Materialien für eine Regel img des 
Ehercrhtes und für die Einführunj^ eines Civilstandaregisters unter 
den Christen-Inländcni auf Java) v-m iJr. F. C. Hekmeyer, u. A. 
eine eingehende [Intersuchung d> r ]»i ivati*echtlichen Verhältuisüc 
der inländischen Christen auf Java, wie diese »ich im Konflikte 
mit Adat und mnhammedaniscliuui Recht ailmählitr f^cf'nmt lialnin. 

rntci den Aufsätzen in „Wet en Adat^' (Gesetz und Adat) 
sind zu verzeichnen: 

1. Eine eingehende Behandliuig der Rechtspflego der moham- 
medanisch-inlämlisclien Priester in Nioderländisch-Indien; 

2. ,,Das' Privatrecht der inländischen Christen"; 

3. „Das indisch -chinesoache Recht der Zukimft" (betreffend 
den mehrerwahnten Entwurf eines Privatrechtes fflr Chinesen; 

4. ,,Die gemischten Eben'*; die Arbeit enthAlt eine Kritik der 
obenbehandelten Verordnung des Staatsblattes No. 158. Alle diese 
vier AuisStze stammen aus der Feder des Redakteurs Dr. X A. 
NedenbuiiglL 

5. f,Rechtdiandlungien europftischer Qeisteskranker. Beitrsg tu 
der Lehre der Handlungsffihigkeit'*, vom Referenten. 

Leider muss erw&hnt werden, dass die letstgeoannte vielver- 

f^prechende Z^itsehrift leider nicht fortgesetzt werden konnte, weil 

pie zu wenig lut.'tesse und Mitwirkung fand, sie liat dalier seit 
Anlang 1899 zu eracheineu aufgeiiört. 
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c) GesetzgebTUig tmd Literatar 1899. 

Von den im Jahre 18U9 abgefasHten Yerordaimgen sind fol- 
gende die wichtigsten: 

1. Staatsblatt No. 30: Einführung eines r/ootsendionst.s an 
(liM- Oslkugto Bi»i nei)s iileii K utoi-Fhihis und die Balik-i'a[iau- 
Bai unifa.ssünd) und dessen RcKlfmontierung, ungefähr in dereelbeu 
Weise geregelt wie das Lootaeawesen auf Padang (vgL Jahrbuch IV 
S. 676). 

2. Staatsbiatt No. 48—50 betrafon daa Aichweaea Ni6de^ 
Undisch-Indiens. 

3. Staatsblatt No, 58 regelt das Lootaenwesen inderArU' 
Bai (Ostkflate SumatraB). 

4. Staatsblatt No. 66 entfallt die BekiSftiguDg duroh den 
niedeittndisohen Gesetzgeber des von dem EololualmbiBlar der 
Niederiande, unter Vorbehalt der gefletsgeberischeii GeDehmigaiig. 
mit der Ditektion der niederlSndiaohen Handelsgesdlscfaafl (ds 
Nederlandsche Handelsmaatschappy) Anfangs 1698 ge- 
achlosBenen Kontrakts, wodurch die erwfihnte Gesellschalt fOr fOnl 
Jahre beauftragt wird, als KommissionAr und unter der aas dem 
del Grcdere fliessenden Verantwortlichkeit sämtliche dem medsf^ 
ländisch -indisclien Gouvernement zufallende Produkte, welche in 
Holland auf den Markt gebracht werden sollen, zu verschiffen. 7M 
transportieren, zu lagern, zu verwalten und zu vorkaufen gt-ö-" 
eine Provision von 1 ^4 des Brutto-Ertrages. 

Die „Noderlandsche llaudelsraaatschappy'' ist 1824 
auf Initiative König Willi e lins 1. bop im d et worden zur Fördening 
des nationalen Handels und tUn nationalen Scliifffahrt, zunächst für 
die Zeit von 25 Jahren, welche Frist jedoch jedesmal um 2'> Jahre 
verlHngert worden ist. Sie operiert mit einem Kapitale von 
gefähr 36 Millionen Gulden (tiOOOOOOO Mark), beschäftigte sich 
Anfangs nur mit Importhandel, doch seit 1874 fast ausschliesslich 
mit Bftuksaciiea, 

Mit dieser Gesellschaft scfaloss die niederlftndisohe Begiemiig 
stets die Konsignationsvertifige, jedesmal auf 6 Jshre* Seit 
uimliöh die dem Gouvernement kraft des bekannten 1830 ein- 
geführten Kultursystems subllenden Produkte nicht mehr aus- 
schliesslich in Niederiandisoh-Indien auf den Markt gebracht wurden, 
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brauchte man einen KommissionJir, der im Staiulo war. dorn Gou- 
vernement die Vorschüsse zu leisten, welclie jetzt durch die spätere 
Realisation der Produkte erforderlich prewniden waren und viele 
Millionen betrugen. Die „Nederlandeche Handel smaatschappy" er- 
warb »icli dadurch seit jener Zeit das Monopol iflr die YersenduDg 
und den Verkauf der Qouvemementspiodukte. 

Die ausserordentlichen Gewinne, welche durch diese Konsigo 
nationskonttakte enielt wurden , haben sich jedoch aUmählig 
gemindert Erstens ist seit 1893 die Kommissionsrate von 2 auf 
^Vf Vo herabgesetzt worden, aber ausserdem sind die in Holland 
zu ▼eränssernden Qouveraementsprodukte wegen der Aufhebung der 
Ueferungtpflioht (des Kultur^ystems) bezüglich der meisten Kultur- 
prodnkte <1870 s. B: besOglich des Zuckers, 1898 des Kaflibes in 
der Minahassa von Menado, vgl. Staatsblatt 1898 No. 280) immer 
weniger geworden, so dass jetzt hauptsächlich nur der Java- 
kaffee in Betracht kommen kann, welcher aber auoh im Ab- 
nehmen begriffen ist. 

5. Staatshlatt No. 81 enthält den Vertrag zwischen den 
2*(iederlanden und Giossbritannien über die gegenseitige Auslieferung 
von Verl)iv( hern, welcher den 26. September 1898 zu London 
geschlossen ist. sicli auch auf die Kolonien beider l^irteien bezieht 
und deshalb im oiedorländisch- indischen Staatsblatte veröffentlicht 
werden musste. 

6. Staatsblatt No. 94 veröffentlicht einen dem eben er- 
wähnten ähnlichen Vcilrnq: zwischen den Niederlanden und der 
Schweiz, der am 31. März 1898 zu Bern geschloss^ ist 

7. Staatsblatt No. 141. Ergänzung des Strafgesetzbuches 
fOr Inländer und mit diesen CtleichgesteUte. Speziell auf Java 
aftmlich kam es h&ufig vor, dass man sidi anbot, eine ge^hlene 
Sache (meistens einen Bfllfel oder „Karbau'*) dem ISgentflmer gegen 
LOsepreiB zurOokzusohafien. Obschon der Wiederbringer in solchen 
FUlen raeist wenn nicht der Dieb, dann doch der Hehler war, so 
wurde es dodi vieliach schwer, das erforderliche Beweismaterial 
zur Verurteilung einer solchen Person wegen Diebstahl oder Bei- 
hlllfe an demselben zu erlangen. Dazu kam, dass der £igen- 
tflmer es mosten Mls vorzog, den Löseprds zu zahlen, als den 
Wiederbringer wegen Diebstahls mit dem gewöhnlichen Erfolge 
zu belangen, dase» er die gestohlene Suche nicht wieder ei hielt, 

65 
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während der Angeklagte von Diobstaiil fn iges prochen werden musste. 
Aul diüfte WeLse wurden dei'gleiclien rniktikrii nicht weiii^' se- 
fördert und beinalic stets straflos betrieben. Diesem Missslaudc 
nun vorzubeugen ist der Zweck uns^-rer Verurdnung, welche <]a« 
Anerljieten 7:nr Znrnckbesorguiig und kUg Zurückbeßorguog selbst 
gegen Lrisepreis be.sliaft. 

8. Stuatsbiatt No. 191. Bestrafung der Verfertigung vou 
Deuten (duiten). — Diese kupfernen MQnzstilcko im Werte voa 
ungefähr 1 Vs Pfennig (1 Mark = 72 Deuten) iiAtten schoD im 
Jahre 1860 aua der Zirkulation gezogen werden müssen kraft 
des Gesetzes vom 20. April 1855 (Staatsbhitt No. 42), welchfiB 
den £intau8ch und die Eiozifibung deraeLben iooerhalb fünf iahm 
verordnete. Nichtsdeütoweniger Bind die Deate auf dem gitaten 
Teile Javas und auf den andern Inseln des Arcbipela nodk bis jetzt 
in Umlauf, spezieU unter den InlAndem, Chinesen und Änbeni, 
and ist ihre Zahl, was am meisten su bedauern, in der Zwischen- 
seit noch erheblich um fidscbe Stocke vennehrt worden. Qegen 
letsteres Obel war nicht viel m helfen, da von HfinsflUachung nidit 
die Bede sein konnte, weil die Deute nicht zu den gangbaren 
HOnxen gereduet weiden durften. Diesem Obelstande ist jetit 
durch die beregte Verordnung abgeholfen, welche den Verfartig8r 
vuu Deuten oder kupfernen i'iiittclieu, die deuten&lmlicii aussehen, 
strafbar y;en)aeht hat. 

Nachdem schon im vorigen Jahi-e der niederländische Gesetz- 
geber lias Maximum der Emission von kupfernen Scheidemünzen 
für Niederhuidibch -Indien von Frcs. 10 000 000. wie 1857 fest- 
gestellt wurden war, bis zu Frcs. 15 Oo 1)000 erhöht hatte, hat er 
jetzt im Gesetze vom 22. Juli 189i^ die 1855 schon veronluete 
Einziehung der Deuten befohlen, zunächst iOr Java und Madara. 

Dieses Oesetz ist veröffentlicht im: 

9. Staatsblatt No. 229 und enthält hauptsächlich die loilgeB- 
den Bestimmungen: 

a) Es ist auf Java und Madura verboten, Deute von iiigeiid 
welcher Alt oder deutenahnliohe kupferne PlAttchen, seien sie ge> 
prflgt oder nicht, und allgemein nicht xu den niederländisch- 
indischen gesetslich festgestellten Scheidemünzen gehörende kofifanie 
Münze an Zahlungsstatt zu geben oder zu nehmen, zu veisendco 
oder zu besitzen. 
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Der General-Gouverneur Ijestimrat den Zt itpiinkt. wann dieses 
Verbot für die verschiedenen Residentschaften in Kraft treten boU. 

b) W&hrend einer vom General - Gouverneur zu bestimmenden 
Frist, unmittelbar vor dem Inkrafttreten des Verbots, wird auf 
nXbßt Ton ihm festzustellende Weise den Inhabern von doppelten, 
ganzen und hidbeu Deuten von niederlflndiBcher oder mederlftndisch* 
iadiBcher MOnzpiSgong Qelegenhmt gegeben zum Bintauach gegen 
legale Zahlungonittel im YerbSltniese tod sechs Deuten gegen 
fünf Cents. 

c) Es ist dem General-Gouverneur erlaubt, auoh aum ISntausoli 
fremder, den 1. Juni 1899 noch zirkulierender Deute die sub b 
erwähnte Erlaubnis zu geben, 

d) Bas sub a erw&hnte Terbot gilt nicht für Mfinzen, welche 
zu mner Mflnzensammlung gehören oder dafür bestimmt sind. 

e) Es ist femer verboten, legale niederHlndisoh-indische Inipfeme 
Münze auf Java und Madura einzuführen, es sei denn für das 
Gouvernement, auBf^enomnicu diejenige, welche Passagiere auf 
Schiffen, welche Java und Madura anlaufen, ans Land bringen, zum 
Belaufe von ii(iclisteu.s 1 Fres. pro Kopf. Die Einführung fremder 
kupferner Münze, von Deuten oder deutcuähnlichen kupfernou 
PlUttclien u. R. w. ist gänzlieli untersagt. Diese Verbote können 
vom General -Gouverneur bis auf die lu&eln ausserhalb Javas und 
Maduras ausgedehnt werden. 

i) Der Gteneral-Gouvenieur ist zum Erlass von Straf bestim- 
mwngen wegen der Übertretung obengenannter Verbote ermächtigt 

Nachdem Staatsblatt No. 254 dos Jahres das Inkrafttreten 
dieses Gesetzes fflr den 1. Oktober 1899 bestimmt hatte , und 
vom Qenenl* Gouverneur, kraft der ihm verliehenen YoUmsdit, in 
Staatsblatt No. 265 und 267 Strafbestimmungen auf die Ober^ 
tcetung der oben sub a und e erwAhnten Verbote erlassen vrorden 
vaien, bestimmte Staatsblatt No. 266 das Inkrafttreten des oben 
sob a erwähnten Verbots, knft daselbst dem General -Gouverneur 
gegebener Autoiisation, für die Residentschaften Uadura, Pasuruan, 
Probolinggo und Besuki auf den 5. November 1699, während 
Stastsblatt No. 268 für die ebengenannten Residentschaften die 
znni Eintausch von niederUndischen und niederländisch «indischen 
Deuten auf die oben sub b bezeichnete Weise bis zum 4. November 
offen stellte. 

55* 
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Staatslilatt No, JSü und l'UU Ut-t, Jaiirea endlich enüialicu 
ungefähr diessclben liobümmunguu wie die Staatbblätter No. 256 
bis 258 für dio Residentschaften Surabaya. Kediri, Rembang, 
Japara, Semaiaug und (teilweise) Pekalongan. 

10. Staatsblatt No. 202 enthält die Veröffentlichung des 
Gesetzes vom 10. Mai 1899, durch welches die Japaner, die bi.^ 
EU diesem Zeitpunkte mit den inländischen Eingeborenen gleich- 
geBtfllt waren, zu den mit Europäern gleichgestellten Personea 
gerechnet wurden (vgl. üben sub Staatsblalt No. 49 1898). 

11. Staatsblatt No. 214 publiziert das Bergwerkspsetz ffir 
Niederlftndiach-Indieu vom 23. Mai 1899, das auf eeiiie EißfOhning 
noch warten mun, bis die ▼eisohied e iien Yeroidnmigeii, weldie die 
EinteUieiten zu legeln haben, feetgeatellt sind. Die mmebtlich 
grossen Entdeckungen TOn GoLdminfin und Petroleumeoluchten in 
einigen Teilen des Aiehipels, welche sich jedooli bis jetst oicht 
bewfthrt haben, gaben su diesem Gesetxe Änlass. Wir Tenichteii 
auf die ausfOhrliohe Behandlung dieses Qesetxes an diesem Orts, 
weil, wie interessant es in vieler Hinsicht auch sdn mag, es doch 
ausserhalb NiederlAndisoh-Ihdien wenig Interesse erregen wird, noial 
die grossen Hoffnungen auf unermessliche Qoldfunde schon jefart fut 
ganz in Trüninier gegangen sind. 

Das Gesetz fängt an mit der Aufzählung der Minerale, Ober 
welelie zu verfügen es den Eigentümern des Bodens nicht frei- 
sN'Ut ; sowohl füi- das Aulsucheu von Mineralen als für das Ex- 
j)lt»itu:ren der entdeckten Fundorte ist eino Konzession der Regi'^mn? 
ei-forderlicli. Die Personen, welche einer Aufsuchungs-Gewälir oder 
Konzession zum Expioitieren teiliiaft werden können, die Be- 
dingungen, unter denen solche Konzession gegeben werden kaoii, 
sind in dem Gesetze genau bestimmt. 

Die dem Gouverneur sn leistenden Zinsen und Abgaben sind 
ebenfallfi in diesem Gesetze geregelt; ebenso auch sind die Ye^ 
hiltnisse zwischen den Konzessionfiien und den Gmndbesitieni 
dritten Interessenten und benachbarten Eonzeesionlren geoidiiet 

Inzwischen sind in Staatsblatt Na 297 des Jahns 1899 
einige Indemngen in die alte, jetzt noch gültige Bergwedn-Vo** 
Ordnung von 1873 gebracht woidmi, um diese eimgennassen mit 
dem neuen eben behandelten Beigwerksgesetie in ObereiBStimDiuv 
zu setzen, bis dieses definitiv eingefOhrt weiden kann. 
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12. Staatsblatt No. 263; hifr werdon «ini^^o luiliere Mass- 
nahmen zum Schutz der «Ikonomischeii Intorosson der inJäiiUiscLeu 
Bevölkerung in den Kultuizentren Javas und MaduraB getroffen. 
Demzufolge ist zur Exploitiening von Zucker- und Iiidigo-Unter- 
nehmungen, die gänzlich oder teilweise auf deu mit der in- 
ländischen Bevölkerung geschlossenen Verträgen der Bodenmiete 
oder des Kaufes der Ernte beruhen, die Genehmigung des General- 
Gouverneurs erforderlich. Von diesem wird ferner, nach bestimmtem 
Prinzipe, das Maximum der j&hrliohen Brutto- Anpflanzung von 
Zuckerrohr und Indigo angegeben; Ansdelinung einer Anpflaninng 
Aber dieses Maximum hinaus erheischt ebenfialls die Qenefamignog 
dee OenexBl-QouTerneur»; diese darf aber nicht ▼erweigert werden, 
es sei denn, dass die Erhöhung des festgestellten Maximums mit 
den IrrigatLonsoInteressen der Bevölkerung unTereinbar sein wflrde, 
oder fOr eine solche Ausdehnung von Anpflanzungen kein Qrund 
und Boden in Folge der an Ort tmd Stelle zu beobachtenden Foido- 
rangen des Wechselbaues zur TerfQgtmg steht Auch auf andere 
Kulturuntemehmungen kann der General-Okmvemenr dieee Verord- 
nung für anwendbar erklären. Femer enthält diese Verordnung einige 
Termin-, Straf- und andere Bestinuuuiig. ii sou ^^oringerem Interesse. 

13. Staatsblatt No. 266a unterwirft das Ansschreibon von 
Prilniien-Anleihen der Genehmigung des General-Gouverneum: dip 
Anfrage wegen der Genehmigung soll, ausäcr dem Betrag 4er Anleiiie 
und der Aktien, in wclelio sie verteilt wird, den vollständiger" Plan 
der Ablösung entlialteu. An die Genehmigung" k^nntMi besondere 
Bedingungen geknQpft w erden. Übertretung der i^ßstimmungen dieser 
Verordnung wird mit Strafe bedroht. 

14. Staatsblatt No. 270 und ?T8: Fün^Ährliche Revision 
der Herrendienstregelungen fQr die Minahassa von Menado und 
fOr Billiton, dem im Bericht Aber 1898 erörterten Prinzipe gemAss. 

16. Staatsblatt No. 301 endlich enthSit eine Iteglemen- 
tienmg des Gebrauchs von Automobilen, welche in der Hauptsache 
mit deqsleichen europftischen Verordnungen flberetnstimmt 

Was die juristische und ökonomische Uteratur des Jahres 
anlangt, so hat sich diese wiederum nur auf einselne Aulaätze in 
Zeitschriften bescfarftnkt; da diese Ariieiten ausseriialb der Grenzen 
NiederlSndisdh-Indiens gar nicht von Interesse sind, kann die Auf- 
zfthlnng ihrer Titel hier ohne Schaden unterlassen werden. 
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Norwegen. 

Referent: Fredrlk StBog» Professor der Hechte, Chnstiaiua. 
Übenetsung von Ptinl Berg, Beohlsanwslti Chrisfiania. 



a) Oesetzgrebmig 1898/1899. 

Gesetz vom 30. April 1898 betreffend das Kriminalasyl des 
Staates : 

Das Aöyl «oll aufueiimea : 

1. niünnliclie ZuchthauBgetangene, die für geisteskrank erkl&it 

sind; 

2. audere männliche Geistesikianke, die verbrecherische Hand- 
lungen verflbt Itaben, und die so moralisch entartet oder BO 
gefiUirlich für die GeeeUscbaft sind, dass sie zur Aufnahme 
in einem gewöhnlichen Irrenhaus als nicht geeignet erscheineB. 

Gesetz vom 4. Juni 1898 , gewisse BeetimmungeD llber die 
Behandlung von Leichen enthaltend, hat eane Reihe von Vcr- 
sohriften, die teils jede Gelahr des Begrabens von Scheintoteo, 
tdls die Yerhehlong eines Yerbiediens durch die AuafOhrnng einer 
Leiche aus dem Reiche zu verhüten beabsichtigen. 

Das Oesets vom 11. Juni 1898 betreffand Leichenverbr^uag 
gestattet, Leichen zu verbrennen, was als durch das fiorohenzitnal 
verboten aogenommeii wurde. 

Die Hauptbestimmnngeo des Gesetzes sind folgende: Jeder, 
der über fünfzehn Jahre alt und im vollen Gebrauch seines Ver- 
standes ist, kann durch eine Erkliiiuü^ in Gegenwart zweier voll- 
jähriger zeugeiifiiliigei Persoueu bestimmen, dass seine Leiche ver- 
brannt werden soll. 

Für Personen unter 15 Jahren kaun die Bestinnnung der 
Leichenverbrennung von den Eltern aLtregebcjn werden. Sind die 

eltendcn nicht gewillt, den Bcstinmiungen der Leichenverbren- 
nung nachzukommen, müssen sie dies der Obrigkeit melden, die die 
Ausführung der Verbrennung besorgt, insofern der Verstorbene (lit^ 
zur Deckung der Konten nOtigen Mitte! hinterlassen hat oder die 
letzteren auf andere Weise aufgebracht werden. 

Leichenverbrennung darf nicht ausgefflhrt werden, bevor die 
Polizei des Ortes, wo der Betreffende gestorben ist, die Bchrifthche 
Erlaubnis dazu gegeben hat 
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Bevor die EMuiibniB erteilt wird, hat die Polizei festzustellen, 
ob eine gültige Bestimmung der Leichenverbrennung getroffen 
worden ist: weiter luit dio P<)lizoi die Erklärung eines beamteten 
Arztes über die Todesursache u. s. w, -au foniern. 

Ijeichenverbrüinmug dai-f hier im Reielie nur in dazu eiiige- 
richteten Anstalten (Krematorien), die vom König anerkannt sind, 
angeführt werden. Wenn Leichenverbrennung stattgefunden hat, 
soll die Asche in einer Urne gesammelt werden, welche auf dem 
Friedhofe begraben oder in einem besonders dafür eingerichteten 
Tom König anerkannten Baum (Kapeile, Goiumbariam) Iwigesetzt 
▼eiden eoUL 

Oesetz vom 28. Novemlier 1898 Ober £ntmQndigung. So- 
wohl Volljflhrige als Mindeij&hnge kennen anter Vormundschaft 
gestellt Verden : 1. wenn sie unfiUiig sind, fOr sich oder ihr 
Vermögen Soiige su tragen, w^u Geisteskrankheit oder Geistes- 
ichwAdie oder veil sie dem Trank oder yerderblichem Gebrauch 
m Uorphium oder anderen Berauschungs- oder Betftubungsmitteln 
eig^n sind, oder 2. wenn ihnen wegen Blindheit, mangelnde 
SpiechTermOgens oder iigend eines anderen kdrperliohen Gebrechens 
die lUiig^eit abgeht, fflr sieh oder ihr Yerm(]gen au sorgen, oder 
3. wenn sie mit Trunk, Spiel oder Ausschweifnngen oder mit ofTen- 
bar nnverständigem Benehmen ihr Vermögen verschwenden, so dass 
Not für sie oder ihre Familie entsteht oder der Eintritt ?<olcher 
Not vorausgesehen werden kann, falls sie nicht unter Yormund- 
schaft gestellt werden, oder 4. wenn sie für sieh, ihren Ehegatten 
'»der ihre Kinder unter 15 Jahre dio Unterstützung der Armenpflege 
geniessen und die trewühnlidie Aufsicht derselben nicht als genügend 
anjregehen werden kann, um weitere Verarmung xu verhindern oder 
die Rechte der Armenpflege zu siehern. 

Durch das Gesetz sind Vormundschaft.sg» richte eingesetzt (Var- 
gemaalspetter), die entscheiden, ob jemand unter Vormundschaft ge- 
stellt oder die Entmündigung wieder aufgehoben werden soU. 

Das Gesetz giebt eESchOpfende Vorschriften darttber, wer die 
Entmftndignng zu beantragen berechtigt ist 

Das Gesetz vom 10, Deaember 1898 über die Bsgge Nor- 
wegens ist oadi vieljfllmgen Farteikfimpfen vom Storthing sum 
dritten Mal angenommen und ist dadurch, nach dem Grundgesetz 
KorwegenS) Gesetz selbst ohne die Sanktion des KOnigs. Dasselbe 
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bestimmt, daas das Unionaseicheii toil der Handelsflagge entfernt 
werden soU, so dass dieselbe in Zukunft hochrot mit einem dunkel* 
blauen, ▼on einem weissen Band umgebenen Krens ist 

Diese Flagge öuli von Haudelsschiffeu benutzt werden, wmi 
sie in einem ausländischen Hafen den Schutz und Beistand der 
Gesandtschaf lett, Konsuln oder Handelsagenten wünschen. 

Auf den Öffentlichen Gebäuden des Staates, auf Post- und Zoll- 
fahrzeugen soll dieselbe Flagge gehisst weiden, jedoch so, dass in 
der Post- und ZoUflagge ^Post** bezidiungsweise „Told" angebnebt 
werden muss. 

Durch drei Gesetse Tom 6. Mai 1899 (Gesetz Aber Akkofd- 
▼erhandiung, Gesetz enthaltend Änderungen der Konkursoidniuig 
Tom 6. Juni 1863 und Gesetz betreflfond ein GeutraJamt fOr das 
Konkurswesen) ist das Konkursrecht in wesentlichen Teilen ge- 
Sodert worden. 

Von besonderem Interesse ist das Gesetz über Akkord verhaud- 
lung. Die norwegische Konkurs<ininnng vom (i. Juni 1863 ent- 
M]t keine Beetimmuugen über Akkordverhandlung ausserhalb Uea 
Konkurses. 

Ein Schuldner, der seine Gläubiger nicht befriedigen kann, bat 
nach derselben nichts anderes zu tfaun, als entweder ohne Konkois 
einen ,,üntethandsakkord'' mit sJtanÜicben GlBnbigem naohnisuchen 
oder die Messe dem Konkars zu abergeben und darauf Zwaogs- 
akkord nachzusuchen. 

Der Handelsstand hat seit einei Beihe von Jshreo über die un- 
kontrollierten Unterhandsakkorde geklagt Dieselben leisten keine 
Sicherheit dafür, dass der Schuldner richtige Auskünfte über sdne 
Vemiögensverhältnisse gegeben hat und legen die Versuohvmg zw 
Missbräuchen nahe, da ein einzelner Gläubiger den Akkord ver- 
hindern kann. 

Der Handelsstand hat daher einstimmig «lie Einfühnmg einer 
Akkord Verhandlung ausserhalb des Kunkui-ses gefoitiert. Das neue 
Gesetz, das diesem Anspruch entgegen gekommen ist, schliesst sich 
am nächsten dem Entwurf einer deutschen Gemeinschuldordnung 
TOn 1873, dem belgischen Gesetze vom 20. Juni 1883 betreffend 
Concordat pr6ventif de La faillite (wiederholt im Gesetz vom 29. Joni 
1867) und dem schweizerischen Gesetz vom 1. April 1889 so. 
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Das Gesetz enthaltend Änderungen der Konkiirsordming von 
1SC3 führt ]ii einer Reihe von Einzelheiten Verbesserungen ein, 
die die Elriahrung als ei-f orderlich erwiesen hat und die innerhalb 
des Rahmens des geltenden Geset^s Plat/ finden konnten. 

Durch das Gesetz betreffend ein Centiulaiut für das Konkurs- 
woscii ist ein fflr das ganze Land gemeinschaftliches Centraiamt 
eingerichtet worden, von welchem Entscheidungen der Konkurs- 
gerichte in gewissen Fällen geprüft werden können. 

Eine weitreichende Reform unserer Jagdgesetzgebung ist durch 
das Oesetz vom 20. Mai 1899 betreffend Jagd und Fang magd- 
führt worden. Nach unserem bisherigen Beoht hat der Orond- 
beatzer nicht das AUeinreoht der Jagd. 

Ohne Hand ist es jedem gestattet, in dem „Üdmark** eines 
anderen xu jagen, („üdmaik** ist ein Begriff, der sich nur schwer 
definieren iSsst, nnd sich wohl als der nicht kultivierte eines 
OmndstQokB bezeichnen Uest) 

Das neue Geaeti bestimmt dagegen, dass der QrondbesitKer 
mit giewiasen Bmeohiflnlrang^ alleinberechtigt zur Jagd und zum 
Fang aUer Art auf seinem Grund nnd Boden ist Das Gesets hat 
ataKken Streit err^ und wird yetsdiiedeD beurteilt 

b) Jnristiaohe Literatur. 

InnerlmJb der Kechtsgeschichte kann erwähnt werden: Ebbe 
II erzberg: Über das Eigentumsrecht des norwegischen ICirchen- 
guts, ein rechtsgesehiciitliches Gutachten. 

Absaion Taranger: Übersicht über die Geschichte des nor- 
wegischen Keclits. I. Einleitung, die Geschichte des Rechtsbegriffs, 
die Geschichte der Kechtsquellen. 

Elinige Beiträge zur Rochtsgeschichte liefert Alexander 
Bügge: Studien fiber die Knmmunalverfassung und den Handel 
der norwegischen Städte vor der hanseatischen Zeit. 

Das obenerwähnte Gesetz über die Jagd rief eine DifiknsBion 
herror, ob die Jagd nach unseren Sltesten Gesetzen frei war. Einen 
Beitiag zum Streite Uelert Am und Heiland „Das Jagdgeeets und 
unser altes fiecht; ein Vortrag. 

Innerhalb des Staatsverfiusungsrochts ist ein Hauptwerk zu er- 
wihnen: Brede Horgenstjerne: Lehrbuch des norwegischen 
Staatsverfsssungsrechts. 1. bis 3. Heft (wird mit 5 Heften komplet). 
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Von Hagem p: Verlesungen fiber den norwegischen Civil- 
prosesB, ist jetzt der 2. Band erBchienen. 

Rflckständig ist die Behandlung des Eonkurses und der Teilung 

vou Erbschuften. 

Innerlialb des rrivatrechts kennen erwähnt werden : 4 Arbeiten 
von Oscar Flatou: „Über die Haftung der Rhederei für die 
nandJun^cii de« 8<-!iifTors" (in „Norsk Rotstidemle" 1898); „Über die 
Errichttmi: von Tostaiiirntt^n nach nürwegischem Recht" (ibidem); 
„Vorlt'siiiif^^eii über das tiorwogisclK- Erbrecht'', Kristiania 1899, und 
„Über Rhedert'i^^ (in „Tidsskrift fcr Ketsvidenskab"). 

In neuer Ausgabe ist Hagerup: „Das Pfandrecht" und der- 
selbe: „Über Yermögenseingriffe und Urkundenverbiechen" er- 
Bchienen. 

IßSn um^sendcr Entwurf eines Gesetzes betreffend die Organi- 
sation des BechtsanwaltBBtandes, von einem vom Bechtsanwaltsstand 
eingesetaten Kommitee ausgearbeitet, wurde von einem in Chiistiania 
im September 1898 abgehaltenen Advokaten^ und Anwaltstige be- 
handelt, gewann aber nioht den Beifall der Mehrzahl. 

Der Entwurf mit stenographischem Befefat der Yerhandlungen 
ist in „Norsk Betstidende*' 1898 mitgeteilt 

Im August 1899 wurde in Christiania der 9. nordische Juristen- 
tag abgehalten. Von norwegischer Seite waren folgende Themata 
zur Behandlung vorgelegt wordw: „Über Abzahlungsgesdiifte^ (T(»n 
Assessor Hambro eingeleitet), „Über Ersatz nicht Okonomiscfaen 
Schadens" (vom Assessor Selene eingeleitet) und „Über das V^er- 
hör der Parteien" (vom Staatsanwalt Sniedal eingeleitet) und 
„Über ein gemeinschaftliches noi-discho^i Stnif reinster' leiii Thema, 
das vom ARsespor Farden oingeloitot werden soiite, aber zum 
Däclisten Juhstentag aufgesohoben wurde. 



c) Volkswirtaoliaftliche Literatur. 

Beferent:- Dr. Oacar' Jig«r, 
Doxent der Nationaldkonomie an der ünivenrittt QiriatiaDia. 

Beinahe alles, was im Jahre 1898 in Norwegen über Ökono- 
mische Fragen gesohrieben wurde, findet man in der von der 
nationalOkonomischen Verdnigung in Christiania herauegegebenen 
Zeitschrift. Die ohne Vecgleich bedeutendste von den in deiselben 
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veröffentlichten Arbeiten ist eine grosse Abhandlung; „Ertrag uud 
Einkommen" von Professor Dr. T. H. Aschohoug, Avorin diese 
heideii wichtigen und schwierigeü Begrille zum Gegenstand einer 
t'ingehendeii Analyse gemacht werden, sowohl von nationalökono- 
misehem wie von finanziellem und jnristischem Gesichtspunkt, und 
gleichzeitig dargestellt wirti, wie man nicht nur bei uns, sondern 
auch in den meisten andern KuIturlAndern die hierhergehörigen 
finanziellen Probleme durch die Steuergesetze praktisch zu irisen 
gesucht hat Die mit ungewöhnlicher Klarheit gescbriehone Ab- 
handlung legt ein neues Zeugnis ab für die grosse Oelehrsam- 
keit und den Soharfeiiiii des VerfasBers. Yen den andern im 
Jabzgange für 1898 enthaltenen Arbeiten erwfihnen wir die fbl« 
genden Titel: »Die Ökonomischen Eriaen und Depressionen 
im 19. Jahrhundert** von demselben Yerfuser, ,^ie Prin- 
sipien der Volksversicherung** von J. A. Bonnevie, Direktor 
der norwegischen 2Settelbank, n^ie Lage Christianias als 
Handelscentrums** von A. N. Eier, Direktor des statistischen 
Centnlbnreaus, „Der Eisenersverbrauch Europas und die 
Bedeutung der Ofotbahn** von Professor Johann H. L. 
Vogt und „Einige Hauptresultate der neueren arbeiter- 
statistischen Untersuchungen in verschiedenen Ländern, 
L Grossbritannien und Irland'' von A. Th. Kior. 

Als selbständiges Buch ist erschienen B. Arnulf: „Eine 
j^erechtere bürgerliche Gesellschaft", dessen pseudo- 
njmer Verfasser mit grosser "Warme eine Verbesserung der f5kono- 
mischen Lage der am ungünstigsten sitni(^rten Gesellschaftsklassen 
befürwortet. Die praktischen Massnahmen, die er zur Erreichung 
dieses lobenswerten Zieles in Vorschlag bringt, sind aber rocht 
abenteuerlich. Er schlägt nämlich im vollen Emst vor: 1. dass 
der Staat durch Expropriation gegen Ersatz sich zum Besitzer des 
gaoien Onind und Bodens machen and densdben gegen emen 
FiBchtans vermieten soll, und 2, dass die auf diese Weise einge- 
nommene Mietsamme unter alle Einwohner deiart verteilt werden 
BoU, dass jede einzeliie Person ihren Anteil in dem Alter erlifilt, 
b welchem man gewöhnlich eine Ökonomische Th&tigkeit beginnt 
Um diesen Plan realisieren su können, muss indessen — so rftumt 
der Ver&Baer selbst ein — der Staat sunAchst mehr als hundert 
Jahre daianl Terwenden, sich eine für die Expropriation hinlSnglich 
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groese Gddmunme x« Teracbaffen, ein Umstand, der natflrlich schon 
an und fOr sich den ganzen Befomplan als vollstflndig unpraktisch 
erscheinen Iftsst. 

Aus der statistischen Literatur orwähiau wir zuerst 
einige Publikationen des statistischen CtMitralbureans. Im Jahn? 1898 
sind erschienen: „Die nor wegisclieu Lebens- uud Sterbe- 
tafeln, gegründet auf die Sterblichkeit in den zelin Jahren 1681 >'2 
bis 1 890/9 1'^ (3. Keiho No. 304) und ,l)ie Faliriken Nor- 
wegens'' (3. Reiiie No. 305). Insbesondere möchten wir aber die 
Äuffflerksamkeit auf die aoziaUtatistischen Publikationen der parla- 
meatariBchen Arbeiterkomniission lenken. Zur Vorbereitung eines 
Gesetzes über eine allgemeine InvaliditAts- und Alt»«?erachening 
hat diese Kommission eine eingehende Untersuchung Über 
die LebensverhftUniase a&mtliolier Berufaklasaen nnd 
besonders der Arbeiterklasse veranstaltet Die bis jetst er- 
Bchienönen Bfinde dieser Sozialstatistak sind: 

1. Band: Einleitung mit Darst^ung der von der EommlnioD 
bewerkstaliigten sosialpolitiscben Untersuchimgen and einem Resamfi 
der wichtigsten Besultate. Diese Einleitung, die vom Sfitg^ed der 
Kommission, dem Direktor des statisttsehen Centralbnreans 1. N. 
Kior vertust ist, wird spBter in franzOsiBoher Anagabe ersdieineiL 
Der 2. Band enthält die Tabellen einer Statistik «ber die Alters- 
und Einkomraenverhältnisse beim Beginn der Arbeit und über die 
EXnkoramenverhiiltnisse im Jahre 1894 für ilie Städte. Ln 3. lUmd 
findet man ähnliche statistische Tabellen für die Landgemeinden. 

Bezflglich der angewandten repräsentativen Methode können 
wir auf die Abhandlung deb Direktors A. N. Kior in von Mayrs 
„Allgemeinem statistischen Ai^hiv" 5. Band (1898) pag. 1 ver- 
weisen. Die Gi^samtzahl der repi"feentativen Angaben betrug 81942, 
wovon 60498 auf die Landgemeinden und 21444 auf die Städte 
fielen. Im Verhältnisse zu der enrachsenen Bevölkerung betrug diese 
Auswahl in den Landgemeinden 6.2**/o und in den Städten 7^0- 

Die hier besprochene eingehende statistische Darstellung der 
EinkommenverhAltnisse in Norwegen enthAlt auch wertvoUea Material 
zur Erlftntenmg mehierer Fragen, die bisher nnr dfitftig behsndelt 
sind. Dies gilt z. B. von dem Alter, in welohem die produktive 
Thfttigkeit der Jngend beginnt, und dem YerhSltnisse awischen den 
Berufen d«> Vftter und denjenigm ihrer Kinder n. s. w. Endli<A 
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kaon auch auf die Ausfühningen über die Frauenarbeit und die 
E^ommtJuvei:liältuisikJ der Frauen verwiesen werden. 

IMe später folgenden Bände werden eine Stati&tik der Mor- 
biditäts-, lüviiliditäts- und ArUeitalosigkoitaverhältniase, sowie iiueh 
eine Statistik über das Einkommeo der arbeitenden Klasse geben. 



Österreich. 

Befeient: 0r. Aatoii BieU, Advokat, Wiener Neustadt 



a) Qdsetsgebimg. 

Das ganze Bencfatsjahr 1898 IttUt in die ▼ecfalngniavoUe Krise, 
unter weldier Oaterieich auch jetzt noch leidet, da diese ZeQeu 
niedergeechrieben werden. Schon macht sich in der gesamten Ver- 
wsltong der Stillstand fOhlbar, noch mehr aber die Folgen der fast 
g&nzlioh mangelnden oder doch völlig ohnmAchtigen parlamen- 
tarischen 'Kontrolle, welche vermfige des kflnstlich herbeigefQhiten 
IGedergangs des ireien Anwaltstandes auch durch diesen selbst in 
absoluten Monarchien förderlichsten Kontrollapparat des staatlichen 
Orgaiiisnius nur sehr unvollkoniincn ersetzt wird. — Zwar hewührt, 
sich die urwüchsige Kraft der (isterreichischen Volksstämme uud 
der natürliclie Reichtum seiner Länder erfreulicli geniii;- in der 
günstigeren ILindelsbilanz , in der noch immer ungelirochenen 
Stenorkraft, trotzdem bei uns für den aiiswärtigen Handel wenige 
fflr die Erschliessung fiberseeiseher Märkte so viel wie gar nichts 
geschieht. Der gesamte Unterbau der autonomen Gemeinden wider- 
steht dem in den oberen Regionen wuchernden Krankheitsprozesse 
noch; aber die Verluste, die wir erleiden, sind deshalb nicht ge- 
ringer, wenn de zunflchst mehr in der Gestalt des lucmm oessana 
als des damnum emeigens sich herausstellen. 

Angesichts des nur spomcüsch unterbrochenen StilUtandee 
unseres OefletzgebungsappaFatefi ein zweites Jahr hindurch konnten 
ausser wenigen neuen Gesetzen natürlich auch relativ wenig Durch- 
fOhrnngsTorechriften erscheinen, und unser Bericht über die Gesetz- 
gebung Osterreicbs im Jahre 1898 i&llt daher so mager aus, dass 
dne q^tematische Gruppierung wie in Vorjahren ach kaum lohnt 
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Auf dem gMamten Gebiete des PrivatrechteB und Stnfirecbliei 
ist anno 1898 kein einsiges neues Gesetz erschienen und hsteo 
vir nur svrei Verordnungen zu tegistrieren, deren eine (vom 
16. November 1898 B.G.B. 203) Änderungen im Currentientarif 
der Advokaten, die andere (vom 17. Dezember 1898 R.G.B. 
Äiidfinngen in der Geschäftsordnung in Grundbuchssaclieu beüifft, 
beide ohne Belang für unsere Leser. 

Da liiii willer der Gegensatz von Gesetz und Yeronlnnng und 
speziell die sog. § 14-VernrdntiMgen. das sind die in Sachen der 
Kompetenz des Reichsrates an Gesetze^statt erla.s.-ienen kaiserliclien 
Anordnungen im Sinne des § 14 des Staatsgnindgesetzes vom 
21. Dezember 1867 R.G.B. 141^), als solche eine den jeweiligen 
sachlichen Inhalt h<f fiberragende formale Bedeutung haben, so 
mOgen diesmal zunächst die Gesetze (A), dann die § U-Verord- 
nungen (B), endlich die sonstigen den ganzen Staat betreffenden 
Verordnung«! (C) 8u%esftblt werden, und duan eine Überaidit der 
Thätigkeit der Landesgesetzgebungen (D) sich sehllessen. 

A. Steatfligwetea. 

Von den im Jahro 1898 rite zu Stande gebrachten 11 Staats- 
gesetaen betroffen 8 am 19. September publizierte auaschlieaalich 

Dieser lautet: 

Weim üich die driugönde Notwendigkeit solcher Anordtinngen, zu 
welchen verfassungsmässig die Zustimmung des Heichärateti mlorderiicb ist, 
ZQ einar Zeit heraoHStellt, wo dieser nicht venamsidt ist, so kSnnen dia- 
selben unter Vefantwortong des Geeamtministorinus dnrek kaiaarliobe Yw- 
ordnoog erlassen werden, iosofeni solche keine Abänderoog des Staatsgrond- 
gesetzes bezwecken, keine dauernde Belastung des Staatsschatzes und keine 
Yeriltisseninfj^ vom Rtaatsgut botreffen. Solehe Verordnun^n haben provi- 
sorische Oeselzkraft, wenn sie von sämtlichen Ministem nnterzeichnot sind 
und mit ausdrücldichür Ueziehung auf diese Bestimmung des ätaatt^ad- 
gesetzes kundgemacht werden. 

Die Oeoetsesknift dieser Vefordnosgen erliaoht, wenn db Regienuf 
nnterlassea hat, dieselben dem nicfastea nsdi deren Enndmaehuag znsamnen- 
treteodeu Reichsrate, und zwar zuTörderst dem Hause der Abgeordneten 
binnen vier Wochen nach dessen Zusanunentxitt zur Genehmigung vorzn- 
logen, od et wenn dieselben die Geaehmjgnog eines der beiden Hftoeer d« 
Eeichistatt's niciit erhalten. 

Das Gesamtministorium ist dafür verantwortiich , dass solche Ver- 
ordnungen, sobald sie ihre provisorische Gesetzkraft verloren haben, sofort 
anaser Wirksamkeit gesetzt weiden. 
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Öehaltsregiilierungen. Das Gesetz vom 19. September 1898 R.G.B. 
lüT regelt die Bezüge der Hochschulprofessorcn im Sinne der sdiou 
im vorjälirigen Berichte besprüuhenon Regieruogsvorlage. Das unter 
No. 170 im Reichsgesetzblatte veröfTentlichte Gesetz normiert bo- 
suiidere Gehaltszulagen für die Räte des k. k. Obersten Gerichti- 
h' fes (tinsere lirx-hste i iuhterliclie Iiistan?! in Civil- und Strafsachen, 
wflchein das „Reichsgericht'' wesentlich für verfassungSHThtiiche 
Streitigkeiten und der „Vcrwaltungsgerichtshof'' koordiniert sind). 
Dieselben erhalten nach 10 jähriger Verwendung in dieser h/ichsten 
Instanz um 1000 fl. j&hrlich mehr und eine demgemäss hr^liere 
Ftonon. Das Gesetz vom 19. September 1898 R.G.B. 172 be- 
stimmt in AbänderoDg des Gesetzes vom 25. April 1873 E.G.B. 47 
die BexQge der aktiven StBatsbeamten wie iDlgt: 

a) Qehalte: 

1. Rangsklasae (Ministerpiftaide&i) 12000 fl. 

IL (Minister und PtftBidenten des Obersten 

Gericht8^,Bieiohs- und Yerwaltungs- 
geriohtshofes) '10000 fl. 

m. „ (Statthaltw und ObergeriohtB-Fkisi- 

denten) 6000 fl. 

IV. „ (Landesprisidenten , Sektions- Chefe 

der Ministerien, SenatsprSsidenten 
der obersten Instanzen etc.) . . 7000 fl. 

V. „ (Hofrtteefcc) 

4000 fl. 

VI. „ (Obeigerichtsr&te etc.) 3600 fl. 

3200 fl. 

VU. „ (Räte u. s. w.) 3000 fl., 2700 fl. n. 2400 fl. 
Vm. „ (Sekretäre etc.) 2200 fl., 2000 fl. u. 1800 fl. 
IX. „ (Adjunkten u. a. m.) 1600 fl., 1500 fl. u. 1400 fl. 
X „ (Officiale) 1300 fl., 1200 fl. u. 1100 fl. 

XL „ (Kanzlisten) 1000 ü., 900 fl. u. 800 ü. 

b) Fonktionsnilagen: L Bangsklasse 14000 fl., U. 10000, 
HL swischen 2000 (Obergeriohtspräsident in Zara) und 13000 fl. 
(Statthalter in BOhmen), IV. zwisdien 2000 fl. und 5000 fl. Die 
dnrdi das Oeaetz vom Jahre 1673 fOr die V.— XI. Bangsklasse 
nonnierten Aktivitittsaukigen bleiben unYerftndezi Die Vonrackung 
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in die höheie GeliAltBkategorie eilolgt in der ZI. bis IX Bange- 
klaeae nach je vier, in den höheren Klassen nach je f (Inf Jahren. 
Die Beamten in den unteraten Klaaaen eihalten nach 16 respi 
20 Jahren DienBtalteiBperaonalsulagen per 100 fl. 

Die Oesetse Tom 10. September 1898 R.Q.B. 173 — 176 regeln 
die Bezüge des Lehrpersonals an den Mittelschulen (No. 173: Gym- 
iiasiuiu, Realschule, 174: Lehrerseminar, ITT): Gewerbeschulen). 
Das Gehalt eines Hauptlehrers beträgt hiernach 14ÜÜ fl. und er- 
höht sich alle fünf Jahre nach den erst#^n beiden Quinquennien um 
je 200 fl., n^'h den ilrei w.^itor vorgesehenen Quinquennien um je 
300 fl. Die onlentlicl»en Lein-er (Hauptlehrer mit dem Titel ..Pro- 
fessor*') stehen in der IX. und VITT., die Direktoren in der VII. 
Rangsklasse, sie beziehen ausser Quinquennien auch noch die ihrer 
Rangsklasse gebührende Aktivitätszulage und Natui-al-Quartier oder 
Quartiergelder. Die in den Aveiteren Details sehr differierenden 
Bestinunungen der drei sitierten Gesetze können hier wohl über* 
gangen werden. 

Die Geaelte vom 19. Sqitember 1898 B.0.a 170 und 177 
bestimmen die Dotation der katholischen Seelsorger (No. 176) nnd 
der griachisch-orientaliachen Seelsorger in Dalmatien. Die Gesamt- 
besOge sind je fOr selbständige Seelsorger und ffilfepriester und 
nach einseinen Kronlandem, innerhalb dieser aber wieder nach der 
BeTOlkerungsaahl der Einwohner des Amtssitaes unter BerQck- 
slchtigung der Lebensbedingungen in den Hauptstädten und Kur- 
orten, sehr yerschieden fixiert, von 300 IL für Slfepriester ia 
kleinen Orten Dalmatiens, Galisiens, dea Eüstenkndes und der 
Alpenländer (ausser Nieder- und Oberösterreich), bis 1800 fl. fflr 
einen selbständigen Seelsorger in Wien. Die Ruhegehälter bezifTem 
sich nach ähnlichen Unterschieden und je nach der Dien^tzeit (10, 
10—20, 20—30, 30—40 und über 40 Jahre) auf 4U0 - 8UÜ Ii. 
fflr einen solbstlndigen und 225 — 3.')0 fl. für einen Hilfsprieeter. 
Die bisiier ausgeworfenen Teueiung-öbeiU-ägo etc. hören auf. 

Von den restlichen drei Gesetzen l)etrifTt dasjenige vom 
16. Dezember 1898 R.G. B. 227 die Stempel- und Gebühren- 
befreiung für Urkunden etc. der anlä^ch des iflnfztgjihrigeii 
Regienmgs- Jubiläums entstellenden Stifttmgen, das Gesetz Tom 
21. Dezember 1898 RG.B. 226 die Veräussemng eine? Staats- 
bahnstackes für 13 Millionen an die Aussig-Teiditser Bahn. Nor 
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das (drifte) Oesete vom 21. Draember RG.B. 233, das sogenannte 
Lokalbahngesetz ist finantiell .belangreich und zugleich da- 
durob merkwürdig, dass damit der Staat Österreich fOr den Bau 
von Eisenbahnen zweiter oder dritter Ordnung sich einsetzt, was 
bisher nur seitens einzelner EronllDder geschah. 

Dazu kommt, dass keine der zusiunmen 25 in Aussicht ge- 
nommenen Strecken vom Standpunkte der gesamtstaatlichen Inter- 
essen von grüsioier Wichtigkeit lat, üuch nicht die Strec-ke Triest — 
Parenzo, da diese auch nur schmalspurig werden soll (Artikel II), 
also von vomhei^iu für den einzigen östen-eichisclHMi Haf(»nplatz 
als solchen nicht ernstlich in Betracht kommt. Wird nicht bloa 
auf dit' gootrraphischo Verteihing' allein et'«f»liP!i, söndcm mich die 
Verteiliin^^ der 1 ' A, Millionen üulden in .Staimnaktieii (Artikel VIII 
für 9 Strecken), über 19 Millionen Gulden Eigenregie- Baukosten 
(Artikel XIV fOr 5 Linien) und endlich der bezüglichen Staats» 
garantien für 11 Strecken 740000 £L Ertrag, das sind A^/^ toh 
187, Millionen Gulden, zusammen eV.^r 3s Millionen Gulden « 
63 Millionen Mark, auf bestimmte Wahlbezirke in Betracht ge* 
sogen, so ULsst sich dem Vorwurf, dass das Feudal-Miuisteiium 
Thun-Eaizl mit diesem Gfesetze seiner ParlamentsmajoritSt wertvolle 
materielle Vortmle gesichert habet staatsfinanziellen und Tolks» 
wirtschaftliehen Standpunkte wohl nur das eine Argument entgegen- 
stellen, dass diesmal die sildslawiachen Länder, insbesondere Istrien 
and Dalmatien, den LSwenanteil erhielten, -welche von BSsenbahneQ 
bisher sehr spärlich durchzogen wurden. Allerdings sind eben 
diese Lftnder passiv, industriearm und vennfige ihrer reichen KQsten- 
enthHung nicht aUein auf kOnstliche Terkdiisvege angewiesen. 

B. YerordBiiBgen mit Geselxeskraft 

Unter den gefiaraten lü im Jalire 181)8 unter Berufung auf 
§ 14 Staatsgruudgesetz vom 21. Mai 18ü7 R. G. B. 141 erlassenen 
kaiRfrlichen Verordnungen ist keine, welche in RHcksiclit auf die 
materiellen Voraussetzungen ihrer Zulässigkeit begründeten Zweifel 
erweckt, d. h. eine Änderung der Staatsgrundgesetzc l»e/. weckt oder 
eine dauernde Belastimg des Staatsschatzes oder endlich eine V^er- 
iusserung von Staat8vermögen verfnpt. 

1. a) T.ediglich den Weiterbeirieb des Staatshaushaltes vom 
1. Juli bis £nde 1898 bezw. vom 1. Januar bis Ende März 189d 

56 
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betreffien die beidea Verordnungen ▼om 26. Juni 1698 R.O.B. 104 
und vom 28. December 1898 IL G.B. 238. Beide enthalten im 
Detail nur noch die VeriAngerong der budgetmäesigen YerwendungB- 
dauer mehrerer Kredite. 

Diesen Yeroidnungen schlieBst sich diejenige vom 21. Febnisr 
1898 B. 6. B. 39 über die den Bestimmungen des geltenden Wehr- 
geseties entsprechenden Einreihungen von WehrpQichtigen in Heor 
und Marine (Rekrutenkontingent) an. OleichiaUs in dieser Oru|)]c 
rangiert die kaiserliche Yerordnung vom 26. Blai 1898 RG.ß. 237, 
womit als Gruiulla^ire für die Verfassung des Central-Iv chnuiigs- 
abäclilusses pro ISOS au Stelle des Finanzgesetzes eine besondere 
Aufstellung tritt. Diese Aufstellung überschreitet nicht den Koni- 
petenzkreis der Notvcrnnhiung im Sinne des schon raeliiziüeiteii 
§14, weil diu einzelnen Posten durchwegs im Kähmen verfaäsungs- 
mäfi&ig erteilter Bewilligungen gehalten sind. 

b) Ebenso wird notgedrungen für die Fortdauer des Handels- 
uud zollpolitischen Verhältnisses zu Ungarn vorgesorgt durch die 
kaiserliclie Veroitlnung vom 30. Dezember 1898 R. G. B. 239, 
welche die durch den 1887 er Ausgleich getrofifene Regelung bis 
Ende 1800 in Wirksamkeit erhält, mit Vorbehalt anderer geselS' 
lieber Begelang, oder de« Falles, dass aeitens Ongaroe der gegen- 
wartige Zustand oder die Beuprozititt nidit aufrecht erhalten wflrden. 

Hier sei anch gleich dee aUeifaiOohBten Handachreibens vom 
30. Dezember 1898 RO.B. gedacht, obwohl dieees nickt auf 
§ 14 StaategnmdgeBetzes vom 21. Dezember 1867 R.0.B. 141, 
sondern auf § 3 des Qesetses vom 21. Deiember 1867 B.G.B. 
146 sich stützt, wonach mangels eines Übereinkommens hinsieht^ 
lieh des YerhAltnisses, in welchem beide Teile der Honaichie zo 
den Kosten der gemeinsamen Angelegenheiten beisteuern, dieses 
Verhältnis vom Monarchen zu bestimmen ist Die Quote dee 
1887 er Ausgleiches (auuähcrad 68:32) wurde durch dieses Hand- 
schreiben auch noch pro 1899 aufrecht erhalten. 

2. Eine eigentliche Notatundbverürdnung im ursprünglichen 
Sinne des viel/.itici tcii i; 14 Stoatsgmndgesetz ist die kuis^rhche 
Verordnung vom M). Dezember 1898 R.G.B. 242. Die H*'perunß: 
wird damit ermächtigt, zusammen 1,6 Millionen Gulden zur l'uter- 
stutzung der hilfsbedurttigen Bevolkenmg in den durch Hagelschlag 
heimgesuchten und von sonstigen Elementarschäden betroffeaen 
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O«gendeo innerlulb dee Qeeamtgebietee der im Bdclinrate Ter- 
tretenen Kfinigreiclie und Lindor als ünteretützungen oder Yoi^ 
BdiOBae sn gewfthien. Die Tezaiugabteii Summen sind insbesondere 
inr Beschaffüng von Lebensmitteln » Saatgut, Viehfutter und zur 

Wiederherstellung zerstörter Objekte zu verwenden, sowie zur Aus- 
führung gemeinnütziger Arbeiten und Sicherheitsvorkehningen. 

3. Die übrigen „§ 14''- Verordnungen sind Massregeln der 
ßesisort- Verwaltung:, welchen an sich eine politische Bedeutung 
kaum zuerkiinnt wtMden kann. Sie »eiea hier in der BeibeDiolge 
dar Publikation aufgezälüt: * 

a) Kaiserl. Verordnung vom 23. Januar 1898 RG. B. 19 ver- 
fügend, da88 diesmal dio auf Grund der Ergebnisse der Revision 
des Grundsteuerkatistei-s vorzunehmende definitive Grundsteuer- 
Toi8chi«ibung fOr 1897 oline (durch § 21 Gesetz vom 12. Juli 1896 
R.O.B. 21 vorgesehene) Neuberechnung resp. Richtigstellung der 
fldion Torber berechneten oder bexs illigten Gnuidsteuerabsohreibungs- 
bstiflge erfolge, falls niobt die Partei selbst eine deftnitiTe Vor- 
sohxeibang Terlangt. 

b) Knserl. Yetordnnng Vom 9. Juli 1898 B.O.B. 119 be- 
treffend die Fortdauer der Yertoilimg der zum niedrigeren Steuer- 
tati m eneugenden Alkobolmengen und der bezflglidien individuellen 
VertaUnng auch im Betriebsjahr 1898/99. 

c) EaiserL Yeroidnung vom 1. Juli 1898 B.&.B. 120, wo> 
durch eine teilweise Abftndening der §§ 234 und 235 Personal- 
Steuergesetz in Rücksicht auf die Besteuerung der Nebeneinkttnfte, 
die SteuerabzQgspfllcht bei Auszahlung solcher Tariiüiler Dimist- 
einkünfte (Tantienicü, Priliienzgelder, Kollegiengelder, Prüfungstaxen, 
Pi-ovisionen etc.) aufgehoben wird, unbeschadet der Steuerpflieht. 

dl K-iiserl. Verordnung vom 1. Juli 1898 R.G.B. 121 be- 
trefTend <iio Erhöhung der staatlichen Dotation des Meliorationslondfi 
um 1 MO 000 fl. 

e) Kaiserl. Verordnung vom 7. Juli 1898 R. G. B. 122 wegen 
Baues einer in Bosnien gelegenen Teilstrecke der Lokalbahn in die 
Boche di Cattaro. 

f) Kms«-rl. Verordnung vom 11. Juli 1898 R.G.B. 124 Ändert 
die ^^7 9 Einf.-Ges. zum Handelsgesetz vom 17. Dezember 1862 
No. 1 RG.B. ez 1863 dalün, dass die Bestimmungen des Handels- 
gesetzbuches Aber Firmen, Handelsbflcher und Prokuren ab 1. August 
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1898 nur auf solche Eaufleute, mit AuraohluBS der Hauflknr, 
Anwendung finden, welche in Orten mit mehr ala 100000 Ein- 
wobnem wenigstene 120 Kronen, in Ortffli von 10 000 bis 100 000 
ESnwohneni mehr als 80 Kronen, in anderen Orten mehr ab 
50 Kronen j&hrlioh Erwerbeteuer (ohne ZuBchl&ge gerechnet) lu 
entrichten haben (§ 7) und dasB auf einmal protokollierte Kaofleate 
nachträgliche Änderungen in Toratehenden Orenswerten kdaea Eiß- 
fluss Oben (§ 9). 

g) Kaiserl. Verordnung vom 11. Juli 1898 R.G.B. 125: E^ 
leichteningcn in der Zulassung von Recht sprnktikanten, Aiiskultaulen, 
Advdkaturs- und Is'otariats-Kandidaten zur Richteramtsprüfuiig, teils 
in Kücksicht auf die Dauer des Vorbereitungsdieiiötes (mir 1 Jahre)- 
teils in Hut ksirlit auf die Dauer der zuriickgelegton nclitorlichen 
Praxia. elu. — iasoiange der abnorme iiedarf an richterücließ 
Beamten andauert. 

h) Die kai^erl. Verordnungen vom 15. und 22. Juli uikI vviu 
9. August 1898 R.G.B. 127, 128 und 147. Diese erklAreu Pfand- 
briefe der schleaiBchen^ Kommunial- Kreditanstalt, der nieder-öster- 
reichischen und der galizischen Iiandea-Hypothekenanatalt als geeig»^^ 
sur Anlage von PupiUengeldem. 

C. Sonstige gesamtstaatUohe Verordmugen. 

Aus der grossen Masse der hieher gehörigen PuhlikstioD^ 
kann wohl nur Weniges im Sinne der Tendenzen unserer 
nationalen Vereinigung als erwähnenswert oder gar näHtealeoB^ 
erscheinen; immerhin dOifte aber dem Leser, der TieUeioht ineiiitf 
bestimmten Speaialsache sich unterrichten möchte, die weao tndi 
nicht streng systematische Ammlnung, wie ich sie im vorjüli'i^ 
Berichte eingehalten habe^), erwünscht sein. 

1. In Gnippe I finden sich: 

a) Das iutenutioiiale Übcroiukoiumen vom 3. AiJiil 
treflfend öanitäi'e Miissregeln für die Mekka-Pilgei'fahrten Ii. Ii. 
ex 1898. 

b) Haml. lü- und Scliitlsvertrag mit Japan vom 5. Dcz^"^^*^ 
1897 R.G.B. 218 ex 1898. Derselbe ist wesentlich ein gleist' 
begüiuitigungsvertrag, aichei-t auch den gegenseitig glciclieo Sci^^^ 

') AnordDong dee Stoffes, wie in der vom Ref. herauBgegebeoen 
„Die Spruohptaacia". Wien, H. Peries. 
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der Erfindungen, Biiister und Marken (Artikel Xviii), igt aber ins- 
beeondeie denkwflrdig, weil damit (Artikel XX) die bisher bestandenen 
fremden Niederlaeeangea' in Japan als solche aufgelassen und der 
OemeindeoTerfossung Japans inkorporiert werden. Auch an Stelle 
der In dnzelnen OrnndüberlassungSTerträgen Torgesehenen Kompetena 
der KonsnlarbehOrden tritt jene der (»dentlichen japanischen Be- 
hörden. Die Veräussenmg solcher Tjieg^enscliaften bedarf in 
Zukunft keiner behdrdliclieu Genehuiigunir. Dieser \\ ;liag i^t auf 
12 Jahre geschlossen; jedoch Österreich-Uiitnirn das Roclit früherer 
Küii'lit^niiig: der in Artikel V bedunj^enen Meistbegünstigung in der 
Zollbeljandlung vorbehalten (Artikel XXITIl 

c) Das fTberein kommen vom 31. De/.emi»er 1897 R. ft. B. 1 
ex 180s betrifft die Verlängerung des Privilegiums der österreichisch- 
nngarischen Bank (ein Teil der Ausgleichsstipulationen mit Ungarn). 
Gleicbsialls das Verhältnis zu Ungarn berührt die (wohl nur im 
ungans' b^^n Interesse gel^ne) Vjeiordming vom 30. August 1898 
R B. 150 über die gegenseitige Zulassung der in einem der 
beiden Staaten herangebildeten Ärate. 

d) Das kaiserL Patent vom 4. HSra 1898 R. Q. B. 40 beruft 
den Betchsrat fftr den 21. Marz ein. In Folge der bekannten 
ZustSnde tnusste die Session bald wieder geschlossen werden. Mit 
Patent Tom 1. September 1898 R. G. B. 148 wurde neuerlich der 
B^charat für den* 26. September einberufen. 

e) Mit den kaiserL Patenten vom 4. September 1898 R. 0. B. 
151 und vom 17. Deiember 1898 R. Q. B. 223 werden der liandta^r 
▼on GGrs (zu einer aussergewOhnlicfaen Session) und die sSmtlichen 
Landtage einbemfen. 

fi Zu den Staatsakten zählen endlich die Verordnung vom 
28. Juni 1S98 K.G.B. 106, womit in 33 politischen Bezirken 
Galizieiis der Ausnahmezustand proklamiert wird, vom 19. Augu.'^t IS98 
R, G. H. 14,"), wothueh diese Massregel auf weitere 3 galizische 
I^ /iike auKgedehiit worden ml: dann vom 11. Oktober 1898 
R. ü. B. 187, v..ni 11. November 1898 R. G. B. 19S und vom 
13. Dezember 18'J8 K. 0. B. 222, womit in Ii), in weiteren IT) 
un<l weiteren 2 politischen Bezirken Onliziens dieser Ausnahms- 
znstand wieder aufgelassen worden ist Die traurigen sozialen 
Verhältnisse diese.^ Kr dandos, in M.'.lehem wohl nur der polnische 
Hochadel und die Judenschait sich der erweiterten Autonomie 
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„erfreuen", sind ein lehrreiches Beispiel dafür, wie auch heute 
nodi der polnische Adel zwar fflr sich Vorteile zu erwiikou, aber 
keineewegs aucli nur im eigenen Lande rationell zu regieieii vei^ 
steht, ungeachtet der Millionen, die fort und fort in dieses pasave 
Land gesteckt werden und insbeaondere durch die starken Qamiionen 
ihm znflieesen. 

Nicht nur die Bnfhenen, auch die polnisobeii Bauern (sofeni 
ein Zweiggrundbesita mit durchschnittlich wenig über 1 Hektar 
diese Beseichnung veidient!) und Firaletaiier aeuften unter dem 
Drucke der wiitachaftlichen MiBfwtftnde in den galiriflchen ye^ 
waltungsgebieten. — Es ist aelbet fflr Österreicher nicht leicht^ 
sich dermalen Klarheit zu verBöhaiTen, welcher nftoheten Ver- 
anlassung jeweils ein Ausbruch des allgemeinen Unwillens zu- 
zuschreiben sei. Die letzten Unruhen sollen hauptsächlich Juden- 
hetzeu gewesen sein (?). 

2. (Gmp{)e n Vcrvvaltungsrecht) Unter den Verordnungen 
der einzelnen Ressort« küiineii wir 

a) das Minist' rinm des Tnnnni betrcffond die Aiuleninp 
einiger politiBcher nii l L'^criclitiicher Beairkssprengcl l>ezichungs\vcisti 
Vermehrung derselben in Galizien, der Bnko'W'ina, Böhmen, Mähren 
und Schlesien wohl ganz übergehen und uns mit der blossen Er- 
wähnung begnügen, dass mit Verordnung vom 2. Äpril 1898 
R. 0. B. 63 die Vorschrift über die Konzesaionierung der Baugewerbe 
ergänzt, mit Verordnung vom 18. Mai 1898 B. 85 neue 
yorsichtsmassregeln zur Verhütung der Verwechslung von Medi- 
kamenten ui den Apotheken für Dispensation (Verbot des faloseen 
Vermerks ,^ttt Bericht'' statt positive Oebnochsanwetsung) und 
Expedition erlassen worden sind. Auch ledigliob rogistriert sei die 
Arznmtaxe pro 1899 (Verordnung vom 3. Dezember 1898 HO.B. 219) 
und rflcksiohtUch der aeitwejligen Erleiöbtanmg der Rechtsanwilt» 
prOfnng durdi die kaiserl. Verordnung vom 1 1. Juni 1898 R.Q. B. 125 
auf das oben unter 6 3g Gesagte Bezug genonunen. 

b) Im Bereich des Ministeriums fttr Xtfltus und tfntenidit 
begegnen wir zunichst der VOTordnung vom 20. Januar 1898 
R 0. B. 16 über den Austausch von Matrikenauszügen zwisohca 
Österreich und Ungarn, rein maiupulativen Charakters. Die Ver- 
nrdniMig vom 27. Januar 1898 R, G. B. 35 enthält ein Regulativ für 
liebammenf Ortbildungsanstalten. Mit Verordnung vom 8. Juni 1Ö98 
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B.0.B. 110 wuide ein neues Deount „ümgebung BrQnn" (durch 

Ausscheidung aus dem Decanat Brünn) geschaffen, durcli Ver- 
ordnung voui 22. Okt(>l)er 1898 R. G. B. 199 ein neues Decanat 
in Zara. — Der ZuLissuii^ un^aii scher Ärzte wurde öchoii untor 
B 1 c gedacht, der Gesetze über die Repreliiner der Bezüge der 
Hochseh) dpi-ofessoreii und der Seelsoi*gei' aller Konfessionen unter A. 
Durclifüluungs- Verordnungen zu letzteren Gesetzen erfolc^ten am 
1. Oktol)€r 1808 H. G. H. 106 und Iß. November 1898 K. G. R. 20.'). 
Durch Verordnung vom 7. November 1898 R. G. B. 202 wurtlen 
theoretische StaatsprOfimgeu für Kulturtechniker an der Prager 
technischen Hochschule eingeführt. 

c) Im Verwaltimgsbereich des HandelBr-Mini.-^teriums darf das 
Bericlitsjahr als ein bedeutangsvoUes gelten, ungeachtet des Fehlens 
eigentlicher GesetiesnoTellen. 

Wir flibagehen andi hier administntive Detailsi wie k. B. die 
Änderung der Elbe-FioflspoltKeiordnung mittelst Verordnung Tom 
31. Januar 1898 R Q. B. 31, die Verordnung vom 29. MSrz 1898 
IL Q, B. 62 Uber Besug einiger Arsneiwaien vom Auslande, slnitSls- 
poliaeiliche Eünf uhnreifoote, Aiohvorscfarifteo u. a. m., und wenden 
nos sofort sur Besprechimg der xwoi grossen Gebiete, auf welchen 
1898 wesentliche Fortschritte ersielt wurden, das sind a) im 
engeren Sinne gewerbepolitische Massregeln und ß) die Organisation 
des Patentwesens im Sinne des im vorigen Berichte ausführlich 
besprochenen neuen Patentgeöelzes. 

a) Durch die Verordnungen des Justizministeriums im Einver- 
nehmen mit den Ministerien des Innern, des Handels und der 
Finanzen vom 26. April 1898 R.G.B. 58— Gl wurden k. k. 
Gewerl>ege richte in Wien, Bi'ünn, Heiehenborg und Bielitz im 
Sinne der 2 und 3 Geset/e.s vom 27. November 1^96 R. G. H. 
218 eingeführt bezw. an Stelle der auf ürund des Gesetzes vom 
14. Mai 1867 R.G.B. 63 bestandenen Gewerbegerichte neu ein- 
gerichtet. Die örtliche Zuständigkeit dieser Gerichte ereti-eckt sich 
je auf das Qebiet der genannten Städte nebst einigen nächstliegenden 
Ortschaften von industrieller Bedeutung (§ 2). Die sachliche Zu- 
stAndigkeit dieser selbstftndig in erster Instans und im Anschluss 
an das Landesgericht des Sprengeis als Berufungsgericht erkennen- 
den gemischten EoUegialgerichte umfosst alle in § 1 Abs. 2 des 
Oewerbegerichtsgesetxes rom 27. November 1896 R. 0. B. 218 ge- 
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nannten innerhalb dee Sprengeis gelegenen üntemehmongen, vor- 
Unfig mit Ausnahme der ESaenfaahnen (f 3) nnd in Wien nach mit 
Ausnahme der Dampbchiflfonteniehmungen und LegerhioBer. Die 
Zahl der Beisitaer Ist in Wien in allen Qmppen ausammen auf 
380, fOr Brflnn auf 172, fOr Beichenbeit; auf 169, fOr BieUti auf 
53 festgesetzt (| 4) und verhflltnismttasig die der fiiatsmftnner 
und Beisitzenden der Berufungsinstanz. In Wien wurden 6, in 
Brilnn und Beichenhach je 7, in Bielitz 3 Gruppen von Qeweiben 
gebildet (§ 5). 

Hit den Verordnungen rem 23. April 1898 RO. B. 56 nnd 

57 ergingen die Vorschriften über die Durchführung der Wahlen 
und die Modalität der IIiM-unzichuiig der Beisitzer der Üewerbe- 
gerichte uiui ilirer ErSiUznüiuuer zu den Sitzung^en der Qewerbege- 
ricbte und der Honifungsgerichte in go\vci i>egenchtlichen Streitsachen. 

Damit ist jeden falls ein entscheidender Schritt — wie wir hoffen 
wollen nach vorwärts — gethan, um das Gesetz vom 27. November 
1896 R. 0. B. 218 zu verwirklichen. Seither Bind auch au anderen 
wichtigen Industriezentren Gewerbegerichte errichtet worden und 
scheinen — wie wir dem nächi^t^n Berichte vorgreifend wohl hier 
schon sagen dürfen — • diese Genchte gut zu funktionieren. 

Die Min.-Verr)rcin. vom 4. März 1898 R G. B. 44 gewährt 
eine den hontinuirlichen Betrieb erleiohtemde Verteilung der Mittags- 
und sonstigen Arbeitspausen fOr die einerseits bei den Brennöfen, 
andererseits bei den Mahlgttngen der in Punkt 5 der Min.-yerordiig. 
vom 27. Mai 1885 R.G.B. 82 angeführten Kalk-, Gement-, Magnesit-^ 
Gips- und Ziegelwerke, Strontionanlagen, Thonwaren- und FonBellsn- 
eizeugung beschäftigten Arbeiter. 

Die Min.>Verordng. vom 4. Mai 1898 R. G. B. 76 ermächtigt 
die LandesbehSrden, fflr gewerbliche Musterwerkstfttten Ananahmea 
von der Sonntagsruhe zu gewähren. 

Die Min.-Verordng. vom 17. Juni 1898 R. G. B. 103 endlich 
gestattet in solchen Weissbäckereien, welche nur eiiinuil täghrh 
Weissbrot erzeugen, die Verwendung jugendlicher Hilfsarbeiter zur 
Nachtzeit in der MaxiniaWaiier von 4 Stunden. 

ß) Organisation der neuen Patent-Behörden etc^) 

>) Ber naofafolgeode Berioht aber die 1888er FUteiitreohte-Venid- 
Ducgen ist von Herrn Dr. Theodor Soholoff, Hof- nnd Oeriohta-Advokatiii 
in Wien^ verf aast 
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Der Beginn der Wirksamkeit des neuen österreichischen 
FMentgesetzea vom 11. Januar 1897 hatte eine Heihe von Vollzugs- 
Vorschriften zur Voraussetzung, mit welchen in der HauptBaohe 
die Organisation des Patentamtes, des Patentgerichtshofes und 
Fätentanwaltachaft, sowie die OesdUUftsordoung des Patentamtes xu 
regeln waren. 

Die wichtigsten Bestimmungen dieser Verordnungen, welche^ 
nenn an der Zahl, sftmtüch das Datum vom 16. September 1898 / 
(ILG.a 156—164) tragen, sind die folgenden: 

ßL Verordnung der Ministerien des Handels und 
der Justiz. No. 166. Diese Verordnung setzte den Beginn der 
Wirksamkeit des Fatentgesetses auf den 1. Januar 1899 fest, was 
mit umso grosserer Genugthuung begrflsst wurde, als das Gesets 
selbst die Verzögerung seines Inslebentretens bis 1900 gestattet 
hätte und vor seiner Inkraftsetzung bedeutende finanzielle und 
techoi&che Schwierigkoiteii zu überwinden waren, 

jjn. Verordnung des Handelsministeriums betreffend 
die Organisation des Patentamtes?. No. 157. 

Dieselbe regelt die Einrichtung und die Besetzung (Personale) 
des Patentamtes. Dem Gesetze gemäss werden Annip]<loabtei hingen 
(n jetzt 6), öeschwerdeabteihmgen (2) und die Niclitigkeits;ibteilung 
errichtet. Jeder Anmeldeabteilung ist ein bestimmtes Gebiet der 
Technik, deren Zweige — der deatsohea Klassifizierung sieh 
anschliessend in 89 Patentklassen eing^t'^-H sind, zugewiesen. 
Dem Präsidium wurden die Leitung und Überwachung des ge- 
samten Gesohftftspmges im Bktentamte, die ürlassung der er- 
forderlichen Instruktionen, die Personal- und Dissiplinarangelegen- 
heitoii des Personaks und der PMentanw&lte, die Anordnung und 
Leitong von Plenarversammlnngen der Mitglieder des Fatentamtes 
T<ttbehalten. 

Als H*'*»*"^^^ des Amtes fungieren die Einlanfetelle, das 
B^ntarchiT, die Auslegehalle, die Bibliothek, das Expedit^ die 
Kasse und die Registratur. Das Personal des Patentamtes gliedert 
lieh in ein siftudiges und nicht standiges, rechtskundiges und 
tedinischeB, welchem Kanzlei- und Dienerpersonal zur Seite stehen. 
Die 8tän«hgen reelitskundigen Beamten führen Hang und Titel wie 
die Kon^üptbüaniten der entsprechenden liingkiasseu des llaiulels- 
miiüsteriums. Das reciit^kuadige Personal muss die Befäliigung 
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zum Kintritto in don StaatsdionKt durch Ablegnng der theoreti^hen 
Staatsprü fünften bfsitzou; die al^gelegtc Prüfung für das Richteramt 
oder den politisehon Dienst ist nicht erforderlich. D;i«! technische 
ständige Personal muss seine Befähigung durch die Staatsprüfungen 
und DiplomprQfuDgea der inländischen Fachhochschulen oachweiflen: 
die Entscheidung darüber, ob Studien und Prüfungen an aus- 
ländisohen Hoclischulen als gleichwertig anzusehen sind, ist dem 
Unterrichtsministerium, gegebenenfallfi aber dem AckerbauminiBteriom 
Torbehalten. Die höheren Beamten des Fiatentamtes weiden vom 
Kaiser, die flbrigen vom Haodelsminister ernannt; die Ernennnng 
der niohtatBndigen Mitglieder des I^tentamtes erfolgt anf Yoisehlag 
des HandelsministerB doroh den EaiBer. Der Prttsident des Patent- 
amtes untersteht der DissiplinarkommlBsion des Handelsministeriimis, 
die übrigen Beamten und Diener, sowie die nichtstftndigen Hit- 
glieder, soweit sie nicht durch ihre Diensteseigensehaft einer snderen 
DisuplinarbehOrde unterliegen, der Disziplinarkommission des Patont- 
amtes, welche vom Hradelsminister ernannt wird und ausser dem 
Präsidenten oder dessen Stellvertreter als ständigem Vorsitzeadeo 
aus vier ständigen Mitgliedern des Patentamtes bestellt. 

ßJU. Verorduung der iliuisterien des Han dels und 
der Justiz. No. 158 über die Organisation des Patcnt- 
gerichtshofes, dessen Verfahren und die Vollziehung 
Beiner Entscheidungen. 

Der Patentg^richtshof, die Berufungsinstanz gegen die Ent- 
scheidungen der Nichtigkeitsabteilung, hat seinen Sitz in Wien und 
wird aus einem Präsidenten oder Senatspräsidenten des obersten 
Gerichtshofes als Vorsitzenden, einem Bäte des Handelsministeriums, 
swci Hofräten des obersten Gerichtshofes und aus drei fach- 
teohnisohen Mitgliedern gebildet Als fachtechnische Mitglieder 
sind hervonagende Techniker zu berufen. Sämtliche Mitglieder 
und deren SlellTertreter werden auf ministeriellen YoiscUag vom 
Kaiser für die Daner von fünf Jshren ernannt Sie genieesen 
ISinktion^btthren, deren Htthe für jedes Mitglied am Schlüsse 
des Kalendeijahres bemessen wird. Der dem Pitentgeriohtshofe 
beigegebene Bat des Handelsministeriums fungiert — von Aus- 
nahmsfiOlen abgesehen — als stftndiger Referent Die Sitzungen 
des Gerichtshofes finden alle drei Monate statt; in dringenden 
Fällen können ausserordentliche Sitzungen stattfinden. Seine Ent* 
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Scheidungen sind von dem Patentamte von amtswegnn m vollzieh«), 
soweit sie dessen Zustfindigkeitsgebiet betreffen. Die Vollstreckung 
Tdcksiditlieh ihies Übrigen Inhaltes erfolgt auf Puteieneinschieiien 
diiroh die kbmpetenten Geridite oder Behftiden. 

ßlV. Verordnung betreffend die QesohAftsordnung 
des Patentamtes. No. 159. 

Die Verordnung regelt im Wesentlichen die GeschAftsbehand* 
long bei der ESnlauÜBtelle, die 6e8cfaSft8zeit,'die Fristenbeteohnung, 
den Gesehftftsgang in den Abteilungen und die Dieostspraohe. Bei 
der Voiinrflfung ist darauf hinsnwirken, dass das Wesen der Er- 
findung möglichst genau und klar zum Ausdrucke gelange und' 
dass die Patentansprflche und der Patenttitel durch die Beschreibung 
vollkoniineu geiieckt werden. Es ist gestattet, üicU aus den An- 
meldungen Notizen zu machen und Zeichnungsskizzen anzufertigen ; 
vollständige Kopien der Besciireibuogen und Zeichnungen dürfen 
nur nacii I csonderor Bewilligung angefertigt weixlen. Zur Ein- 
zahlung rückstilnfliger Jahresgebuhreu wird der Patentinhaber ge- 
raahnt. Im Verfahren vor der Nichtigkeitsabteilnng ist ein juristischer, 
uacli I^ge der Sache auch ein technischer Referent zu bestellen, 
welchem die Durchfühning des vorbereitenden Verfahrens für die 
mündlidie Verhandlung obliegt Die Dienst-, Geschäfts- und V^ 
handlungesprache des Patentamtes ist die deutsche. Inländer kOnnen 
Jedoch auch Eingaben in der Sprache ihres Wohnsitzes übeneichen; 
die Ededigong eifolgt in deutscher Sprache mit Beigabe dner Über- 
setnmg in der Sprache der Ebgabe. 

ßY. Verordnung des Handelsministeriums betreffend 
die Erfordernisse von Patentanmeldungen und von Voll- 
machten in Patentangelegenheiten. No. 160. 

Die Verordnung giebt in BeÜBge I ein Formular für Patent- 
anmeldungen in die Hand, und regelt im Anschlüsse an das Gesetz 
die übrigen Erfotdeniisse der Anmeldung; auch für Vertretungs- 
»ollmachten ist in Beilage II ein Formular beigegeben. Die An- 
meldungen und deren Beilagen müssen in deutscher Sprache abgcfasst 
sein; eine Ausnahme ist nur für liilaiulei gemacht, die sich hiebei 
auch einer ainkren Landess])rache ilu'üS Wuhusitzes bedienen dürfen. 
Für alle Schriftstücke und Zeichnungen ist nach deutschem Muster 
Form und Ma-ss genau vorgeschrieben, ebenso der Massstab für 
Hassreduktionen. Modelle und Muster sind der Anmeldung nur 
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dann, und zwar in der Regel in einem Exemplare anziiscliIic^sseD, 
wenn dies zur Verständlichkeit der Beschreibung zweckdienlich ist 
Bei der AnineMiing von Prozessen zur Herstellung von Aiülio* 
^irbstoffen sind F&rbungsproben beizubnngen. 

ßYL Verordnung der Ministeridn des Handels und 
des Innern. Na 161, betreffend die benifBoiafisige Vertretung 
in Patentallgelegenheiten durch F^tentanwUte und autorisierte PriTat- 
techniker. 

Die Verordnung regelt die ZuUunung zur benifBmteirigen Puteien- 
vertretung in nicht streitigen Pstontangelegenheiten, insofern sie 
nicht Ton Advokaten, welche die unbeschränkte VertretungsbefiigniB 
besitzen, gefOhrt wird. Wer als Patentanwalt sugehissen werden 
will, hat die im Gesetze vorgesehenen allgemeinen Beföhigimgs- 
nachweise zu erbringen und ausserdem eine schriftliehe und mOnd- 
lichc l'nlfung vor einer von dein Fiilsidenten des Patentamtes 
bestellten Kouiniission jilizulegen, deren Stoff das inländische und 
ausländisch«^ industi iollo Urheberrecht umfasst. Die Bestellung der 
Patentanwälte erfol.i^t nach Massgabe des Beflari > durch t]n< Patent- 
amt. .Tetler autorisierte Privattechniker, dor die berufsmässige Praxis 
in Patotitsarhon ausüben will, muss die Kintrat^unf^ iu das bei »lern 
i*atontamte zu führende Privattechniker-Kegister erwirken, welche 
ihm je<loch nicht versagt werden kann. Den Patentanwälten und 
Technikern ist die Parteien Vertretung in allen nichtteclmischen An- 
gelegenheiten untersagt Das Patentamt kann fOr eingehe Leistungen 
einen Tarif feststellen. Angestellte der Patentanwälte, welche zur 
Anwaltschaft befähigt sind, werden in eine Patentanwalts-Eandidaten- 
liste eingetragen. Patentanwälte und eingetmgene P^ivattechniker 
können sich unter ihrer Verantwortlichkeit bei dem Fatentamte durch 
HüfskrBfte ständig vertreten lassen. Patentanwälte unteriiegen dv 
Disziplinargewalt des Patentamtes. Sie wird durch eine EommiiBion 
ausgeftbt, welche aus dem Präsidenten des Patentamtes oder desseo 
Stellvertreter und acht vom Handelsminister zu ernennenden Hit- 
gliedern besteht, von welchen sechs aus den Hitgliedeni des Eirfent- 
amtes, zwei aus den Patentanwälten zu nehmen sind. Der «Dzelne 
vom Präsidenten des Patentamtes zu berufende Disziplinarsentt 
l>^steht aus fünf Mitgliedern, uiittr denen ein Patentanwalt sein 
rauss. Wogen Ordnungswidrigkeiten eines Patentauwaltejs bteht skai 
Präsidenten des Patentamtes das Verwaruungsrecht zu. Die Ver- 
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handlang vor dem DinipHnaraenate wetgen ' schwererer Pflicht- 
verletzuD^n iBt m&ndlidi, aber nicht Öffentlich; der Beschuldigte 
kann sich eines Verteidigers bedienen. DisxiplinarstiBfen sind Ver^ 
weis, Geldstrafe bis 2000 Kronen, Suspension, Streichung. Die 
Berafiing gegen verurteilende Erkenntnisse geht an das Handels- 
ministerium. Die beliördlich autorisierten Techniker unterliegen nicht 
der Disziplinargewalt des Fateuüuutes; deren Pflichtwidrigkeiten 
unterliegen der Ahndung durch die politisclie Behörde, welche vor 
railung einer Entsclieidung sicli mit dem Patentamte ins Ein- 
veiiielmien zu setzen hat. Im Falle strafgerichtliclicr Untersuchungen 
t,'eg*'n Patentanwälte oder Privatteciinlker ist dei- Präsident des 
Patentamtes zu Vorsichtsmaasregeln, insbesondere auch zur vor- 
läufigen Enthebung befugt. 

ß\ü, Vm u. IX. Die Verordnungen No. 162 (Mini- 
sterium des Handels und des Innern), 163 (Ministerium 
des Handels und des Innern, der Finanzen und der 
Justiz) und 164 (Ministerium des Handels) betreffen die ge- 
werbemSssige AusObung von Erfindungen, die B^Ünstigung mittel« 
kner Personen in F^tentsacfaen und den Erfindungsschutz auf in- 
ländischen Ausstellungen. 

Dem Urheber einer zum Patente angemeldeten Erfindung oder 
seinem Bechtsnaohfolger steht unabhängig von den bezfiglich des 
Antrittes von Gewerben geltenden Vorschriften vom Tage des Er- 
findungsaufgebotes an das Becht zur gewerbemfissigen Ausübung 
der Erfindung zu. IMese Ausfibung ist mit dem Beginne der Ge- 
werbebehSrde anznzeigen. Das Becht ist strengstens auf den Um- 
fang der Erfin«hinc; beschränkt und erlischt, wenn die Versagung 
oder Nichtigerklaiuug' des J'atentes erfolgt. 

Mittc'Uüäen Personen und I.ohnarlteiteni künnen Patentanwälte 
oder Advokaten zur Y(niaiilig unentgeltliehen Vertretung in Patent- 
sachen Ijeigegebeu werden, Advokat<'ii jedoeh nur nach Ma-siralio 
*l**r sich hiezu freiwillig meidenden Mitglieder der verscliiedeueu 
Advokatenkammern. 

Der Handelsminister bestimmt von Fall zu Fall die inländische 
Ausstellung, auf welcher für ausgestellte Erfindungen eir, zeitweiliger 
Erfindungsschutz beanq»rucht werden kann. Das der Ausstellimg 
zuerkannte Becht ist zu verlautbaren. Erfindungen, welche auf 
solchen Ausstellungen zur Schau gestellt werden» gemessen vom 
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Zeitpunkte ihrer ISnbringuog in den Aneetelliingsnuim das PriorititB* 
recht, falls sie spfttesteoB diei Monate naeh Schlnas der AmeteUiing 
ordnungamladg ram Patentachntae angemeldet werden. 

d) Das noch jiitige Eisenbalin-Ministeriiun liethätigte sich durch 
14 neue Eiseiilialuiknn7,e8sionen zunächst filr Böhmen und Galiziea 
und durch die Verordnung vom 15. April 1898 R. G.B. 48, womit 
einige Bebtiuiinungen des mit Vi r l inung vom 10. Dezember 1892 
H.G.B. 207 eingeführten Eibenbahnbetriebs- Reglements abgeändert 
werden. So erscheinen die Ansätze in Ö.sterr. Währung auf Kronen- 
w&hrung iimgereclinet, die Stationsglocken werden abgeschafft und 
hauptaAchlioh in Rücksicht auf daä Frachtgeschäft einige Detail- 
beetimmungen priLdatert oder ergftnst 

Gleichfalls an dieser Stelle mag erwAhnt sein, daas mit 
Yeroidnung der Ministerien des Innern, des Handels und der 
Eisenbahnen Tom 31. Dezember 1896 R 0. B. 241, die AusschliesaDg 
solcher Druckschriften, welchen der FostdeUt entlegen worden ist, 
auch von der Beförderung durcdi Eisenbahnen und DampfBcfaifliB 
dekretiert wurde. 

e) Das Finanz- Mi niHteritmi nimmt im lieichfigesetzblatt 1898 
wieder den weiteaten Baum oin. 

a) Wir gedenken zuerst der neuen Nachträge su dnxdnai 
HauptstQcken des FerBonalsteuergesetses besw. zu den YoHsoga^ 
Torschriften su diesem Gesetze. Natuigemlss handelt es sich hieibei 
flberwiegend um Detailbestimmungen, deren Besprechung, ausaer 
Zusammenhang mit den Gesetzes-Nomeu selber, man von gegeu- 
wirtigem Berichte nicht wohl erwarten wird. Weder die Fadi< 
presse noch die Praxis fand sich veranlasst, diese VerordnnRg 
eingehend zu besprechen. Das darf einer Anerkennung um so ge- 
wisser glcichgehaltcn werden, als der Finanzdienst noch immer 
nicht die Schwierigkeiten der Einführung und Handhabung der 
neuen Stenergesetze bei dem Mangel erforderlich geschulten Per- 
sonals überwunden hat, Verhältnisse, die umso uugünsüger sich 
gestalteten, als die Steuerreform mit der Cinlprozessroform gleich- 
zeitig gewagt wonlon ist. Zweifellos kann die Finanzverwaltnng 
mit Befriedigung auf ihre gleichwohl erzielten Erfolge hinweisen 
und dies natfirüch nicht zum geringsten Teile Dank den sweck- 
mfissigen AuaführungSTerordnungen. 
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Einige Einzelabeiteii : Durch den 3. Nachtrag sum 4. Hanpt- 
stQcke im R 0. B. 38 wurde die Binbringung der Personaleiokommeii- 
und BeBoldungssteoer von im Auslände lebenden Angestellten den 
Tenulagungsorganen am Sitze des Dienstgebers Überwiesen. Mit 
dem 1. Nachtrag zur Yollzng&Torschrift zum m. Hauptstflck P. Str. B. 

— R0. B. 80, wurde der Orandsatz, dass nur jene Bezflge 
rentensteuerpflichtig sind, welche nicht schon durch eine andere 
direkte Stoiier getrufTen werden, auch für Bezüge aus dem Ausland 
möglichst verwirklicht und weitlen spezielle Weisungen diesfalls 
vorbehalten. Der 1. Nachtrag zur V, V. zum II. llauptstüek P. M. ö. 

— R. G. B. 125, sichert eine gereehte Steuer! »eliaudiuug den Ver- 
einen bezw. deren günzliehe Freilassung v(»n der Erwerhssteuer, 
sofern sie einen eigentlichen Erwerb nicht beziehen. Der 4. Nach- 
trag zur V. V. zum JY. HauptstGck — R. G. B. 140, spricht aus, 
dass bei Berechnung des für die Anwendbarkeit des § 179 P.Str. Q. 
(besondere Erleielitenmg bei grosser Einderzahl u. a. m.) ein nicht- 
Bteuerpflielitiges Einkommen flberliaupt ausser Betracht zn bleiben 
habe. Die Nachträge R.Q.B. 159, 190 und 191 befassen sich mit 
der Steuerpflicht von dienstlich in einem anderen Staatsgebiete (Oster^ 
rsioher in Ungarn und umgekehti) oder in Bosnien befindlichen 
Staatsbfiigem und der Militftrs. 

Die kaiserl. Verordnung das Budget betreffend haben wir tmter 
B mitgeteilt ISs erübrigen: 

/I) diverse Terordnungen, ron welchen die wichtigeren in 
ehronologischer Folge hen^orgehoben seien: Mit Verordnung vom 
18. Januar 1898 R. G. B. 28 werden die Steuerimter an Orten, 
welche nicht zugleich Sitz einer Finanzprokuratur sind, ermächtigt 
imd allgewiesen, alle nach der Exoc. 0. zulässigen Amtshandlungen 
TOT Sichemng luid Einbringung der öffentlichen Abgaben einzuleiten 
uud durclizuführen, sowie bei fremden Exekutionen im Interesse 
des Arars oder beteiligter Fonde zu intervenieren. 

Durch Verordnung des Geaamtininisteriuins vom Q.März 1898 
R.G. B. 41 wurde eine mit 1. April 1898 in Wirksamkeit ge- 
tretene neue Diensti astr uk tion für die kk. Finanz- 
prokuraturen erlassen. Die Finanzprokuraturen sind Rechts- 
anwnltschaften des Fiskus und der ihm gleichgestellten Fonde (§ 1) 
ftir ihren f^rtlichen Bezirk (§ 4). Es bestehen deren 13 nebst 
eioer Eiqioeitur (§ 2)| sie unterstehen dem Finanzministerium (§ 5) 
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unmittelbar. IMe Beamten der linaiuprokuratar rind au88'chUeBB> 
lieh nur fQr die Aufgaben der Brokuratur zn Terwenden (§ 16), 
sie haben weder Inoasso (§ 18) noch sonst «elolie Agenden anderer 
Behörden und Ämter zu fibemehmen, soweit ihre rechtsanwalt- 
Bchaftliche Thatigkeit dies nicht unvenneidlich macht (§ 19). Durch 
Verordnung vom 7. Juni 1898 R. Q. B. 99 wurde der Wiener 
Finanzprokuratur auch die Vertretung der OrtsschulrSto und der 
Verkehrsanlagen in Wien zugewiesen. 

Auch die praktisclie Prüfung für den Conceptsdienst bei der 
Finanzprokuratur wurde durch Yerordnuag vom 10. Juli 1898 
B.0.B. 220 neu geregelt 

Mit den Verordnungen vom 24. August 1898 B. 0. B. 73—76 
wurden neue Bknquetts für Wechsel etc. eingefOhrt — Die tshl- 
reiohen firttifdie oder manipulatiTe Details betreffenden Änderungen 
im Zollwesen, die mit Verordnung vom 8* Juni 1898 B. 0. E lOO 
eingefOhrten neuen AichgebQhren und sonstige Detail «Normen im 
Aichdienst fibergehen wir. Flmktisch nicht unerheblich sind die 
Verordnungen vom 8. August 1898 R. O. B. 193 und vom 22. De- 
zember 1898 R. G. B. 231, wodurch neue Stempelmarken (sehr 
leiclit zorreissbar und nicht uuvorlotzt wieder vom beklebten Papier 
zu entfernen) und Stempelaufdnieke eingeführt worden sind. 

f) Im Vcrwaltungsl>ereich des Aekerbaii-Miiiisteriums ist ledifzlich 
zu erwähnen, dass zufolge Verordnung vom 19. November 1898 
Ii. Q.B. 2' IS es von den mit Verordnung vom 14. März 1893 
R.G. B. 35 statuierten Beiräten (Beblaus- Kommissionen) füiderhio 
sein Abkonunen findet 

g) Im Bereich des Landesverteidignngs- Ministeriums entiitit 
das Beichsgesetsblatt von 1898 keine Neuerung von Belang. 

3. Für die Justiz im engeren Sinne brachte das Jahr 1898 nur 
eine Veroitlnung von erheblicher Wichtigkeit, das ist die Verordnung 
vom 17. Dezember 1898 R.G.B. 225, wonach die Geschilfts- 
orrlnunf:: für Gr uudbuchsachen abgeändert wird. Füi" aüe 
Grundliiu lissacheu ist lediglich ein Tagebuch zu fühnMi (ij 1). Die 
§§ 2 und botäfhJifticren sich mit den Akten zeiehen der Grundbuch- 
sachon; die iii; 1 und 5 verfügen die abi^esomlerte Verwahrung der 
Abschriften für die ürkundensammhmg sowie der Zusteliungs- und 
Bückficheine; § 10 regelt die Behandlung müadUoh angebniobtor 
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Ornndbuchsantrige; § 11 die Ordnung der alten Akten nach Onmd- 

buchseinlagen. 

Noch immer steht die Einbürgerung der ueuen Civilprozess- 
gesetze nicht mir im Vordergnind des Interesses; sie absorbiert 
nahezu alle Tliätigkeit der aufstrel)Oiiden Elemente unter den Prak- 
tikern. Sclun ller iin<l grüjidlieher, als man m hoffen wagte, haben 
sich die seit Jahren im Strafprozess bewährten Grundsätze anch im 
bflrgpfliohpn Streitverfahren eingelebt. Es lässt sich kaum leii^'^nen, 
dass dais Institut der Gerichtsinspektoren dazu wesentlich mit bei- 
getragen liat, und gewiss wäre die Untersuchung heute dne ver- 
gebliche, weil verspätete, ob dieser Erfolg mit der Einbusse, welche 
miser Richterstand an Unabhängigkeit und innerer Autorität erlitten 
hat, iiidit SU teuer erkauft wurde. Dagegen aber rouss mit aller 
Besümmtheit au4geapiroehen werden, daas dermalen der Fertbestaiid 
deB Qeriohtainspektorates nur mehr Bchädlioh wirkt Er wirkt 
nicht nur schAdlich in fthnliofaem Sinne, wie dem Kinde, das endlich 
das Oehen erlernt fa»t, die fortdauernde Gewöhnung an den Gehatuhl 
einzig eine Hemmung natfirlicher Weiterentwicklung bedeutet; er 
iSidert auch ganz neue und recht arge Obelstftnde zu Tage. Yor- 
schriftegemlSB iuaaen die Bevisionen der Gerichtsinspektoran zanfichst 
auf die Einsichtnahme in die Verhandlungsprotokolle; ebenso natur- 
gemäss aber sehen sich die Richter genötigt, auf die Protokolle 
unverhaltnissmässige Sorgfalt zu verwenden. Statt dass die als 
Schjaiiaiircr verwendeten herauwaclist iKlen l?iehtor in der Abfassung 
der Pr'ttok"llö Thatbestände und EntöcheiUungsgrüude zu scllist- 
stiindigiii richterlichen Arbeiten sich heranbildeten, werden ihnen 
alle dies-' .\rbeiteu vom Verliandlungsrichiei diktiert. Tn vielen 
Gerichten ausserhalb der Orossstfi^Ue (Wien, wo die Elite des Nach- 
wuch-ses Ijeisammen ist, zählt hier überliaupt nicht mit) ist oh schm 
80 weit gekommen, dass die mflndliche Verhandlung selber verhält- 
nissmftssig wenig Zeit in Anspruch nimmt gr-fjonnber dieser in 
Gegenwart der beteiligten als auch der auf die tiächstc Vorhandlung 
oft stundenlang wartenden Parteien und Bechtsfreund* ei folgenden 
Dictandofibungen. Ängstlich wird dafOr gesorgt, dass die Reehts- 
freunde auch nicht das einfachste Veraftumnisprotokoll, nicht den 
simpelsten Vergleich mit eigener Schrift in die Gerichtsakten bringen. 
Mit erstauttlicber Geduld wird die Zeit der richterlichen Beamten, 
sohin aber auch die Zeit der Parteien und Rechtsfreunde auf Neben- 
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dinge vergeudet; die Sehriftliohkeit wird damit wieder mt 
Hauptsache, der Geist der Mflndlidikeit und UamitteltMurkdt wird 
erstickt, und das Publikum bat gar oft den Eindruck, dass es gans 
unnötig fOr doppelte und dreÜsche Zeitversftumnis aufkommen mfisse 

wie früher. Ana grleiehem Grunde scheuen sich die Richter immer 
mehr, einen Kali wirklich zu cutscheiden; es wird nicht selten der 
VeiT^leicli fast r»rzwiingen, mag auch der Kläger sich dadnnli iu 
seinem He\;litt.l»o\vusstsein gekrSnkt, der Beklagte widerrechtlich 
licgüiibtigt seilen I — Glaubt man schon ai>solut uiclit ohne solche 
Exti-aanfpasser auskonim'Mi zu können, warum ISspt man sie nicht 
incognito im Zuh(>rerraum ihre Erfahrungen samniela; daim köimten 
sie doch ab und zu wirkliche Abhilfe veranlassen! 

Glücklicherweise handelt es sich mit dieser Übeiprodoktioa 
des ministeriellen Eäfera für die lascihe Einlebung des neuen Fm- 
• aesses nidit um unwiederbiingliche Dinge. Im Gänsen genommen 
ist ja die wirklich nicht leichte Arbeit Aber alles Erwarten geloDgeii 
und mit Rücksicht auf das TonügUche Personal, dessen sieb der 
Oeterreichiscbe Juristenstand rühmen darf, mag die Hoffnung be- 
gründet ersoheineQ, dass durch reohtadtiges länlenken die ec^on 
gezeitigten SchAdffii bald wieder wett gemacht weidea künnen. 

D. Übersicht der I^audesgesetzgebong. 

Wfthiend im Jahre 1898 die Stutegesetzgebung stockte, ist 
die Thatigkdt der Landesgesetsgebung in den einzelnen Linden 
mit Ausnahme der Küstengebiete Dalmatien, Istrien, Triest, öftr» 
und Gradiska, dne ziemlich normale. 

Die Erfahrung hat gezeigt, dass die vermeinllidi so bedeutenden 
„historischen** und kulturellen Verschiedenheiten der einzelnen Kröß- 
länder doch nur in wenigen Detailfragen ■wirkliche ünterscheidiuigen 
bedingen, auch wenn die allerduigs iiäufigen formalen Varianten, 
z. B. der FeMsehutz-, Vogelschutz-, Schon zeit-Gesetze u. a. m.. 
nicht als blosse l Intr-i-sehipde in der AuftdmckRweise der bezl. Re- 
ferenten und dir ^vonigen sa(.hlichea Divergenzen niciit häutig auf 
ändere ]^Iajoritäts-Zusauiuiensetzungen zurückzuführen wären. 

So bedauerlidi daher auch die jedes tiefere Eindringen der 
neuen Oesetzesmaterie henunende oder doch erschwerende Siebzebn- 
iaitigkeit so vieler Gesetzestexte bleibt; wfthrend des Stagnieraos 
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der staatlichen Legislation lässt sich auch dieser Einnchtüng noch 
eine Lichtseite abgewinnen. 

L Auf dem Gebiete der LaudesverfussuDg liaböii v, \v die in-ue 
Lindtay-swahlordnung in Krain: Gesetz vom 5. Novembei' 1898 
LG. B. 40 zu verzeichnen. Die früliei-e durch mehrei-e Novellen 
abgeäoderte und ergänzte Landtagswalilordnung- wurde durch dieses 
neue Gesetz vollständig aboliert und hieibei nebst Verbesserungen 
technischer Natur für die Wahionbning in Krain das Prinzip der 
direkten Wahlen auch in den Landgemeinden, sowie der Census 
foo 4 Gulden direkter Staatssteuern für das aktive Wahlreebt 
acoeptiert. Änderungen in den Gerichtssprengeln wirken nunmehr 
ihrerseits auch auf die Walilbezirkseinteilung. Ctemeindea über 
500 Seelen alod eigene Wahlorte, kleinere Orte werden in Qruppen- 
vahlorte zuBammengelegt, deren Wahlorte die Landesregierung feet- 
fttellt Nur behOrdliolie StinimzetleUormukre und giltig. 

Einige AbKudornngen in ihren Landtagswahlordnnngen nnd duroh 
NoTelleo fdr JNfiedefteteneioh, Galisien und Vorarlberg eingetreten. 

Im engeren Sinne politiacher Katar sind die in Böhmen^) und 
Uihren an Stelle der Badeni'schen getretenen OautBch'schen sogen, 
^»rachenverordnungen. Wir haben im vorjährigen Beriohte die ver- 
hSngniBToUe Bedeutung der sog. Sprachenverordnungen gewürdigt 
und auch schon diese Verordnungen an sich gekennzeichnet Da 
selbe seitdem wieder aufgehoben wor(b:'ü bind, knüpft sich daran 
kein wärmeres fachjuristisches Interesse. 

II. Da sicli die Kompetenz der Landesgesetzgebung zufolge 
Artikel XII Staatsgiund-desetzes vom 21. Dezember 1667 R.G.B. 141 
auf ,^lle übrigen Gegenstände der Oesetzgebimg, welche in diesem 
Gesetze dem Reichsiat nield ansdrücküch vorbehalten sind", zu er- 
strecken hat, die Abgrenzung von Gesetz und Verordnung eine oft 
sehr Bchwierige wird und insbesondei-e der Begriff „Gegenstand der 
Gesetzgebung"^ nicht staatsgrundgesetzlich feststeht — so verbreitet 
und erweitert sich das Gebiet der Landesgesetzgebung fortwälirend 
und erstreckt aich auf nahezu alle Ressorts und Bessortsabteilungen. 

1. Im Ressort des Hinisterium des Innern begisgnen wir 
a) einer NoveUe zur Dienstbotenordnung in Kfimten vom 
29. April 13, wodurch die Zahlung dea Lohnes an die 

') Für Böhmen wurde das Material von Herrn Dr. liebÜch in Prag 
iuaaimueiiKeiiteilt. 
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(Undlichen) Dienstboten dahin geregelt wird, daas Bat den Jalirei- 
lohn je nach der Jahreezeit gewiase Uindestprozentaätze (am menten 

im Herbst) gezahlt werden sollen, dem Dienstgeber aber das Recht 
eingeräumt wird, den Lolm für 2 Monate (Herbst- oder Winter- 
monate, oder mir die jeweilig letzten?) zurückzubehalten zur Deckung 
aUfälliger Schadenersatzaiispnichc. 

b) Im SanitiltRwesf»n : Malmsclies Oesetz vom 20. August 1S9S 
L.G.B. R6 über die Vertiorguugsweise der Gemeinde- und Distrikts- 
Ar7.te. Einige analoge Verfflgungen enthalten die LandesgeeetzWÄtter 
für Bi^hmen, für Niederöaterreich und für Steiermark. 

c) Eine neue Feueriöschordnung (21. April 1898 L.Q.E 
29) erhielt Steiermark, eine Ergänzung seiner Fenarpolizeiordoiuig 
Schlesien. 

d) Im Baurecht finden w^b. keine Änderungen von Belang. 

e) Wegereoht: Eigene lUdfabrordnungen gaben sich BShmeo 
und Eftmten. StraBsengeBetsnoTelleQ wurden in Ufthten und ScUedeo 
publiziert. Hit Verordnung vom 6. Hai 1898 L.6.B. 10 wurde in 
NiederOBterreich (Wien) die freiwillige Verwendung des Tanmeters 
auf Lohnfuhrwerken Yoigesehen und geregelt Diverse Venndnungea 
betreffen Pflaatsrmauten und Ähnliches. In Kärnten wurde eine 
neue Sdtifikhrts- und Seepoliadordnung für die dortigen Seeon vom 
29. Oktober 1898 im L.0.6. sub No. 39 verkOndet 

2. Verwaltnngsbereich des Ministeriums für Kultus und 
rinterricht. Dem Vorbilde Niederösterreichs folgten in der Er- 
höhung der Bezüge der Lehrer bezw. C bernahme der Kosten auf 
den Landesfond Mähren, Galizien, Bukowina, Kärnten, Krain. 
Änderungen im I^hrplan der lieaischulen verfügten Schlesji'n. 
Bukowina und Niedeixisterreich. In letzterem Kronlande wurde 
ancii in den Oberklassen allwochentliclier Relip^onsuntenielit de- 
kretiert. Mit niedenisterreichischem Gesetz vom 8. Juni 1^HU wimle 
das Schulaufsichtsgesetz dahin geändert, dass im Ortsschulrate dem 
Ortspfarrer eine Virilstimme gebühre und, wenn es sich um den 
Religionsiniterricht handelt, jedesmal der betreffende Religionslehrer 
Buzuziehen ist, blls er dem Oiisschulrate niclit ohnehin schon angehört 

8. und 4. Verwaltungabereioh des Handels-, des Eisen- 
bahn- und des Finanzministeriums; Eu&e in mehrttchcr 
Beziefanng markante Massregel ist die Verordnung des aohlesisefaen 
Landesprüflidenten vom 29. Hätz 1893 L.<}.B. 20, womit, gestützt 
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anf § 3 des Bolil«6iechen LandeflgeBetxes tohi 20. Kai 1894 L.0.B. 
51, die AbhftItuDg von TluisunterhAltimgeii an den Tagpan der Lohn- 
aosaüiliing im Ostnui-Karwiner Bergrevier untersagt wird. Neben- 
8&ohlicbes flbeigehend, sei hier nur noch einer Noyelle zum tirol* 
iaofaen Eisenbahnzu&üutBstrassen-Gesetaes und einer Änderung der 
ÜtbschiUhhrtsordnuTig gedacht (31. Juni 1898, böhm. L.O.B. 17). 
In allen Kronländern wurde im Sinne des Personalsteuorgesetzes 
die Freilassung der Personalsteuer von allen üiiilagen für I^nd, 
Bezirk und Gemeinde votiert. 

Die Regelung der Maklergebühren an der Wiener Börse, die 
Erriclitung der neuen Linieuverzehnmgssteuerämter in Wien u. a. m. 
und lediglicih administrative Verfügungen. 

5. Am lebliaftesten entvi*iekelt eich die Tliätigkeit der Landes- 
gesetzgebungen im Ressort des Ackerbau-Ministf^rinms. Wir ei- 
wibnen (ohne irgend erschöpfend erscheinen zu wollen): 

a) Landeskultur, Feldschutz und Weissen echt — fQuf böhmische 
Gesetze über Flussregulierungen und Wildbachverbauung, das böh- 
mische Gesetz vom IG. Mai 1898 L. G. B. zum Schuta der Weingärten 
TOT Mehlthitu, das medefteteReiohische Gesetz vom 30. Juni 1898 
LG.B. 94 betreffend die Vertilgung der FeldmAuse. Gesetze zum 
Schutze von Edelweiss und anderen Alpenpflanfen in Steiermark 
und Klein. Bas steiiiache Gesetz betreffend die Oiganisation etc. 
der landwiftschafiliUcheii Versuchsstationen in (haz und Marbuig 
vom 24. lUiz 1898 UG.B. 23. 

b) Forst- und Jagdwesen — : Die Durchfflhrungsverordnung 
zum nenen gaHziscben Jagdgesetze (vom 5. Hftrz 1897 UG.B. 71), 
das vir im verjShrigen Berichte eingehender gewürdigt haben,.vom 
1. April 1898 L.G.B. 21, eine Verordnung über Geltung der staat- 
lichen Fachprüfung für Forstwirte in Kilintcn. 

c) Montau wesen: Instruktion der Berghauptmannscliail Kmkaii 
vom 12. März 1808 galiz. L.G.B. 19 betreffend die Erbringung 
des Nachweiöes der mindestens praktischen Befähigung der beim 
Erd Wachsbergbau mit der Leitung und Beaufsichtigung des Betriebes 
t'.'tmuten Personen. — Bergp()li/.ei-V(»rschriften für die Erdöl- 
bohrungen in Galizien (Berghauptmannschaft Krakau vom 9. Juli 
1898 galiz. L. G. B. 87). Beide auf Gnuid des gaüz. Laudesgesetzes 
vom 17. Dezember 1884 („Naphtha-Gesetz'^) erlassenen Verordnungen 
sdietaea sweokmissig und geeignet, den auch an dieser Stelle in 
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froheren Berichten gesohilderteii argen Übelst&nden des galiz. Berg- 
baues entgegenzuwirken; wenn (was auf den Gebieten polnischtf 
Verwaltung leider nicht selbstverstÄndlich iat) die Normen am 
Papier auch praktisch durchgeführt und strenge gehandhabt weideo. 

d) Veterinftrpolizei and Gestfltswesen: Veroidnimgfn 
über den Viehverkehr mit Deutschland ffir Sohlesien und für GaUxieo, 
eine Noyelle über Zulassung von Zuchtstieien in Nieder-Osteireich, 
Verordnungen über Viehbeachau auf Eisenbahnstationen in Oalisien 
und in Eftmten. 

6. Autonome Ver-waltnng. a) Der neuen LandtagswaU- 
oüdnung in Kiain und der Novelle von Vorarlberg haben «hr achon 
eingangs dieses Abschnittes gedacht Die eigentliche LandeST««- 
^valtung anlangend, bleibt nur eine Reorganisation der bShmischeo 
Hypothekenbank zu reRißtrif^ren. b) In der Verfassung und Ver- 
waltung der Bc/.iike ist eine Aiuleniug im Jahre ls9S nicht lu 
verzeichnen, c) Die (ifinoiuden betreffend titossen wir auf iiahlreiclie 
Änderungen einzelner Städto-Unlnungen und fiiulen J^ieli Veifinde- 
ningen (Altlieben-Stadt, Bergstadt Kladno, .loachimsthal) in B'"hmen, 
eine Änderung der Gcinoinilc-Ordnuiij; in Sclilosion, Kurordiiuiii: für 
Bozen -(Tiies in Tirol vom 19. September 1S9S L.G.B. 39, das 
galiz. Gesetz voib 13. Juli 1898 L.G.B. 69 betreffend die Ab- 
änderung des § 102 der g;diz. StTidte-Ordnnng u. 8. w. <1) Sehr 
reichhidtig ist die Ausbeute aus den Laadesgesetzblftttem an Oesetwo 
und Verordnungen Aber die autonome Finanzgesetzgebung, Die alljähr- 
lich wiederkehrenden Laodesbudgets und Festotellui^ett dßc ImA» 
Umlagen (Bedeckung des Abganges sumeist durch Auflagen auf den 
Konsum von geistigen Getrftnken) geben zu Bemerkungen kdaea 
Anläse, soweit damit nicht neue Gogonstbide einbeiogeo, oeoe 
Steuern eingeführt oder sonst Ungewöhnliches dekretiert woideo ist 
In diesem Sinne erwAhnen wir: Dss schlesische Landesgeseti Tom 
29. Juni 1898 L. Q. B. C9, womit den Gememden gestattet wjA, 
eine selbetftodige Kommunalabgabe Ton Besoldungen der Frint- 
beamten einznheben in der MaximaUiObe der HUIte der staatüdisii 
Besoldungssteuer. Bezflgl. Beschlflsse unterliegen der Zustimmailg 
des Landesausschusees und der Landesregierung. Mit den niedar* 
österreichischen Gesetzen vom 29. Mär^ 1898 L. G. B. 15 und 16 
\\ ur<li' eine Umlage auf Totalisateur -Wetten eingeführt. Steieniwri 
verwendet namhafte Beträge zur Unterstützung der Baiffeiseukasseu. 
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Erschreckend zahlroieli sind die in den diversen Landesgesetz- 
blättern kundgemachten Bewilligungen zur Einhebung abnormal hoher 
Umlagen in einzelnen Gemeinden. Die politiscbeD Gemeinden sind 
in fast allen EronUbideni sehr ungleich groBS, mit wenig Aua- 
nahmen decken eidi ilire Gebiete mit jenen von Qrtagemeinden. 
V<Mi den msammen 22 765 Ortogemeinden dee Staates (ohne Guts- 
gebiete gerechnet) haben. 20 228 weniger als 2000 Einwohner. Die 
bisherigen Yolkssftblungswerke bieten keine weitere Gruppienmg. 
Es ist aber kein Zweifel, dass die Gemeinden- unter 1000 Einwohnern 
in den AlpenlAndem die Hehnahl bilden.^) Die HiOlte der poli- 
tischen Gemmden Steiezmarks zählt weniger als 500 Einwohner!*) 
Dsss unter solchen VerhSltnissen unsere Gemeindeautonomie vielen 
Gemeinden zum finanziellen Ruin gereicht oder aber den gestellten 
Aiifoixloningen nicht entsprechen kann, ist klar. Schule und Sanität 
wenlen bei uns gowi&s mit Rocht hocligehalten. Solange aber nicht 
die Zii&unmenlcgung kleinerer Gemeinden auf Verwaltungsgebiete 
von mindi'steus 1200 Einwuhnem durchgeführt ist, muss auch hier 
eine veniiiiiftige Unterscheidung Platz greifen. Wir iialK'n z, B. 
im Herzen der Monarcliie Gemeinden 1000 Meter ül»er der Meeres- 
fläche gelegen, die ihre teuren grospfenstrigen SchulpalÄste in langen 
Wintern kaum wai-m zu erhalten vermögen, ungeachtet sie Hundert 
oder mehr als Hundert Yo Staatssteuern an Gemcindeumlagen 
erheben* Die Bauern in einer solchen Gemeinde zahlen 2 mal so viel 
Steuern als die im Tieflande. Die Obsorge fOr die ihnen auf- 
geswnngenen, allen Anforderungen der Hygiene entsprechenden 
Scfanlsimmer und Ähnliebes Terschlittgt su viel, als dass sie ihre 
Kinder ausreichend ernfthren könnten! 

Wir k()nnen uns nicht versagen, auch auf die wachsende Ver- 
schuldung des Bauernstandes hiniuweisen, welcher man durch 
forcierte Begünstigung der Landeshypothekenanstalten und Bsiif- 
eisenkassen, insbesondere aber neuestens auch durch Aufopferung 
der altbewährten kumulativen Waisenkassen su begegnen hofft, statt 
an die Reform der Gemeindeverfassung su denken. Es ist ganz 
natürlich, dass die schwer belastete Landbevölkerung, namentlich 
in den Gebirgsgegenden, den Predigern des Fortschrittes misstraut, 

>) Dr. Rttd. Springer in ,J)eut8ahe Worte^ Deiemberheft 1889 (Wien 
VID, Langegassc 15). 

^ Misobler, Osterr. Staatswörterbuoh Bd. 1 S. 579. 
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unter dessen Ägide ihr nicht selten imwiederbiingücher wirtschaft- 
licher Niedergang bereitet worden ist! 

III. Im eigentlichen Bereich der Justiz ist — glücklicherweise 
— die Landpiv-nitonomie noch wenig bemerkbar und selbst Par- 
teien and Länder, welche sich an Autonomie nicht genug liaben 
können, scheinen gewissermassen instiukti? zu fühlen, dass eine 
weitere Isolierung durch gewohnte ZentOnug dOT Rechtseiiiheit 
sie aUsu sehr wirtschaftUoh gefthideii wflrde. 

So bleibt es denn hier bei den hergebnofaten Venchieden.- 
heiten, welche insbesondere die Kflndigung»* nnd AoBsieh-OidnuiigeD 
der einzelnen LSnder, StBdte und grteeeren If&ikte etc. aeigen. 

In Schlesien und NiederOsterreich aind 1898 Gesetze eriassen 
worden, wodurch je ohne Unterschied der betreffenden EfindigungS' 
und AuBsiehpOrdnangen für alle Hietobjekte Zeiten bestimmt werden, 
in welche der gekfindigte Mieter die Besichtigung der LokalitMen 
den Hietlustigen gestatten musa. 

Auch noch in gewissem Sinne hierher gehören die zahlreichen 
neueren Bestininmngen über Abgaben von freiwilligen Feilbietungen 
und soR^?n. Schul- oder Landesfondsbeittägo von Liegenschaften, 
wenn ilio Verl.issubhandlungr'n ausser I^iindes erfol^n. 

Mit Rücksicht auf die stets karg bemessene Dauer der liainl- 
laf^s- Sessionen darf wohl unseren Landtagen die Anerkenjiuiii.' 
nicht versa|:;t Wiarden, dass sie zumeist eine sehr erspriessliohe 
Thätigkeit entfalten und auch aus eigener initiative Vieles ge- 
srhaffen haben. Es gilt dies insbesondere von der volkswirtschaft- 
lichen Thätigkeit vieler Landtage, die in dem vorstehenden Bericht 
ja dgentlich blos Ix ispielsweise veranschaulicht wird. Das Kredit- 
wesen, die Landes-Eisenbahnen sind in vielen Lftndem neben dem 
Schulwesen au bedeutenden Zweigen der autonomen Lande6ve^ 
waltong emporgewachsen. 

b) Jnristisolie Literatur. 

Aus der grossen Masse von Arbeiten, welche insbeeondeR 
auf dem Gebiete des Civilprozesswesens noch immer zu Tage ge- 
fitrdert wird, aber auch Jahr ans Jahr ein anf hat allen anderen 
Rechtsgebieten erscheint, kann hier nur das anerkannt Oute fibe^ 
haupt Brwfthnung ßnden. Auch hiervon scheiden wir Vorträge und 
sonstige Ai-beiteu ganz geringen Umfanges aus. Uusei^ Fachzeit- 
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scbriften („Österr. QerichtB- Zeitung^', „Qerichtshalle*^, juristische 
Blfttter", die „GrQnhiit'sohe Zeit8chrift^ die .»YiBrteljahnsebrift des 
dentscksii JuristeiLTeieüis in Frag*' u. s. w.) bringen an Heineren 
Abliandlungen so viel vertvoUeB, dass die Herrorhebong dieser oder 
jener zuftUig ans im Sepontabdruek vorliegender derartiger Arbeiten 
Bich von selbst verbietet. Dagegen wollen wir neben den wissen* 
schaftlich hervorragenden Werken jene nicht Obereehen, welche für 
die Fhuds von Wichtigkeit sind und durch VoUstftndigkeit, zweck- 
mflaaige Anordnung^ allgemeine Beliebtheit gerade dem Nicht-Oster- 
letcher, der sich in einer Fmge österreichischen Rechts Belehrung 
wünscht, oft dankenswerter ersf^lieinen können als profundeste 
Untersuchungen. Der syntematischeii Auonhiung in des Referenten 
Zeitschrift ,,Die Spruchpraxis^' ^} folgt-nd, glauben wir hier uach- 
Bt.heiide Neuheiten des juristischen Verlages im Jahi-e 1898 
hervorheben zu dürfen. 

I und IL Internationales Recht. Verfassungs- und 
Verwaltnngsrecht, Sozialpolitisches. 

Qrunzel, Ph.et Jur., Dr., Josef: Handbuch der intemattcoalen 
BandelspoHtik. (Vm nnd 215 S. p. 87. Wien, Hans.) 

Mayerhofor, Ernst: Handbuch fflr den politischen Ver- 
waltungsdienst in den im Keichsrate vertretenen Königreichen und 
Ländern, mit besonderer Berücksichtigung der diesen Ländern ge- 
meinsamen Gesetze und Verordnungen. V. Aiiflajre. HO. Heft u. ff. 
Wien, Manz. Hg. Anton (jraf Face, Sektionschef im Ministerium 
des Innern. 

Dieses Handbuch gilt unseren politischen Beamten mehr als 
die authentischen Geeetzausgaben und alle Lehrbücher zusammen. 
Es ist der Koran unserer Administration und — die vorliegende 
Auflage betrelliBnd — auch mit Recht. 

Spiegel; Dr., Ludwig: Die heimatrecfaüiche Ermtrang. (Vm 
und 216 S.) Wien, Nanz. 

Peyrer, Karl, k. k. Ministerialrat: Das österr. Wa^serrecht. 
DL Auflage. (XX und 876 S. Gr. 8.) Wien, Mauz, 

„Die Spniehpnms^S Revue über die Beebtspracfanng in den obenten 
InMansan der im IMofaeiito vertretenen Kdnigräehe und lAnder. Jährlich 
6 Hefte a 4 Boges. Wien, M. Perlee (Seileigane 4), ganqSbxig 9 Kronen 
^8 Mark. 
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Ein au^zeiolineleB Werk, für die Praxie in Vaaaemdits- 
soeben wirUioh unentbehrlich. 

Poseaner, Benno, Freih. Ton: Die Penaionen vnd Pronrioneo 
der k. k. CivilhedienBteteQ< (XLIY und 966 S. Gr. 8.) Wien, Xu». 

Siesert, Josef: Handbuch fflr den Steueremtsdienst IL Aof- 
Uge. (X und 836 8. Gr. 8.) Wien, Jlnns. 

FOr den lianipulationsdieast Yonflglich. 

Wich, Dr., Arthur t.: Gutasdinlnistntion und OfitarschltiUQg 
in Ö8terreidi*üngarn, Bosnien u. d. Herzogowina. Wien, Gerold. 
(357 S. Gr. 8.) 

Diesee Werk reiht sich als Band XXI würdig dem Archiv 
für Umdwirtscliüft an, wclilies von der „Wiener Ijandwiilschaft- 
lichen Zeitung^' (Hg. Hugo H. Hitscluiiami), unseroin weitaus be- 
deutendstem agranschoD Organ, angelegt woixlen ist. 

Man?. 'sehe Gesetzausgabe. In dieser wie in allen 
übrigen Orui»pcn venlicnen die«5G Auspnbeu als vorzüglich und meist- 
verbreitet hervorgehoben zu werden. Leider überwuchei t das Beiwerk 
in den jün? r^n Auflagen zu sehr. Eine gründliche Lichtung ^ 
aller Biunle wäre nt N\ nn3cht 

in, IV und V. Frivatrecht, Handelsrecht eta Ausser- 
streitiges Verfahren. 

Pfaff, Dr. Leopold, k. k. Hofmt: Die Klausel ,^bitt sie 
stantibus'* in der Doktrin und der Osterrdchisdien Gesebvebung 
(aus der Festschrift sum 70. Geburtstage üngen). Stuttgart Cotta. 
Es hAit wirklich schwer, diese hervorragende Arbeit in dem engen 
Rahmen zu würdigen, welcher hier voigeseichnet erscheint BSne 
Fülle fruchtbarer Ideen und Erleuchtungen unseres positiven Bechtes 
w^den in die intensive Erörterung jenes Gebietee dng^oohtee, 
wo der citierte, nach Pfinff keineswegs aussdhliesslich der L 38 
pi. D. de sol. 46, 3 entspringende Reclitsgedanke subintelligiert 
werden kann. Fiu- unser geltendes österreichisches Recht weist der 
Autor nach, dass die bezügliche grundlegende Stelle nicht sowoM 
im § 930 als im i| 901 B. G. zu erblicken ist, indem er, auf 
Zeillers Kommentar und den Sprachgebrauch des B. G. getsiützt, 
das Wort „ausdrücklich" als synonim für „deutlich" oder „mit 
Sicherheit erkennbar" erklärt, weshalb § 901 cit auch a»i ^ 
tacita elausula sich beziehe. 

Piaff kommt zu dem Schlüsse, dass das Osterreichiaohe Kecht 
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eine weitere I^smng der EUuiaeL beinlnlte, indem es dieselbe bei 
allen Vorvertiflgen (auch bei Koneensualkontiaklen) und auch dann 
sulasaei wenn der „henrorsulenohtende^ Zwedc nur fOr den Veiv 
pflichtenden erweislich ist DemgemisB gebmgen wir auch in einer 
fieieten Interpretation dee § 46 B.O. betreßsnd das Schadeneraata- 
vedit im lUle des nicht sngehalteaen EheyerlObniasoB. In mnster- 
giltiger Ueranziehting des Quellenmaterials zu unserem bürgerlichen 
Gesetzbliche kommt Verfasser zu dem Schlüsse, dass dessen Ke- 
daktoreu iusgesamt unter den Einflilssen der Elausellehi'e gestanden 
seien, — Auch wenn unsere Pnixis diesen Ergebnissen nicht voll- 
inlialtlich sich anschiiessen sollte, wird diese Monographie, dank 
der klaren Conc^^ption, der meisterhaften BehanUlunf^ dm Stoffes 
und des elepanten Styles ein unverp:ängliches Vorbild juristischer 
Arbeit und ein wertvoller Beitrag zur ifortbüdung der Privatreohts- 
Wissenschaft immerdar bleiben. 

Dem el ins, Dr. Emerich: Das Pfandrecht an bew^Uchea Sachen 
nach öeterreichischem borgerlichen Bechte, Wien, Hölder. — Ein 
sehr verdienstreiches Werk. 

Dniestrsanski, Dr.: Das Wesen des Werklieferungsverixages 
im tetanreicliischen Rechte. Wien, Manz. 

Steinleohner, Dr. Ptaä, Pral: Das schwebende Erbrecht 
nnd die Unmittelbarkeit der Erbfolge nach rSmiscfaem und Öster- 
reichischem Bechte. Ein Beitrag cur Lehre von der Tendenz der 
Beohte. Innsbruck, Wagner. 

Dieses Werk wurde von keinem Oeringeren als PMfesaor Pfalf 
einer anafOhrlichen, durch drei Nummern der „östeneichischen 
Geiichts-Zeitnng*' lauftoden Besprechung gewürdigt und ist damit 
bestens empfohlen, auch wenn uns versagt bleibt, auf den Inhalt 
näher einzugehen. 

Pavli^ek, Dr. Julius: Der Check. Eine vergleichende Studie 
mit besonderer Berücksichtigung des österreichischen Entwurfes. 
Wien, Manz. Durch eine Besprechung von Profes.sor Dr, R'iuda 
iu Österreichischer Oerichts-Zeitnng; 1891) No. 10 ausf^L'zeu'iinet. 

Offcnhuber, Franz: Handbuch über das Grnindbuchwesen 
(XVI und 1112 S.). Wien, Mauz. — Eine zum täglichen Hand- 
werksxeug des Pmktikers gehörige erschöpfende Sammlnng^ alles 
dessen, was in Tabularsachen an Lehre, Unterweisung und Unter* 
stfltsong in Frage kommen mag. 
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VI. Cotttentiftses Verfahren. 

Wohl Ton dem an sieh lOUkdien Streben geleitet, den neuen 
PiozesB mOg^ohnt bald and grfindlioh sich einleben zu lassen, bat 
das Jnstizininisterium durch ▼erGffentlichte wie dnroh geheime Yer- 
oidnnngen, durch vom k. k. obersten Gerichtshöfe noch vor Wirk- 
samkeit der neuen Gesetze abverlangte Hassen-Prftjadikate und 
noch viel Bshlrncfaere eigene Entscfaeidungm der natflrliohen 
Bntwiokelung vorgegriffen. Die Gerioht^spektoten soigen daifilrf 
dasB all diese Kabinets-Jintis ▼omöglich noch peinlicher als die 
Buchstaben des Gesetzes beobachtet werde. So kommt es, dass 
die Praxis nur sehr langsam den neuen Rechtsstoff in Fleisch und 
Blut unseres Rechtslcbens umzusetzen voiinu^ und die Theorie in 
der Zwangslage entweder all den IJallast ille^tiraer quasi — authen- 
tischer Interpretationen mit zu respektieren oder aber auf den 
Absatz ihrer Lelu'bücher zu verzichten — ül>eiiiau[it zu keiner 
irgend hervornii^nden Leistung sieh aufzuschwingen vermag. 
Gerade unseren besten Köpfen sind damit die neuen Prozessgesetze 
80 gründlich verleidet, wie kaum je ein neues legislatives WerL 
£b ist notwendig, sich diese Situation gegenwärtig zu halten, 
wenn man angesichts der nachfolgend (in alphabetischer Reihen- 
folge) hervorgehoben on relativ bedeutsamen Arbeiten nicht nnge- 
redit Aber unsere Eauhliterotur abzuurteilen versndit werden will 

Beck, Dr. Berthold: 10 Abhandlungen zum neuen Mer- 
rsichischen CivüpiosesB. 

Engel, Dr. Karol: Ober Sofaiedsgeriohts nseh dem neuen 
C.P.G. (slawisch). 

FrQhwald, Dr. Karl: Handbuch für die dvilgerichtliche 
Tb&tigkeit der k. k. Bezirksgerichte nach dem neuen Ftosessgesetae. 

Horten, Dr. Heinrich: Die Jurisdiktionsnoim und ihr Ein- 
fOhnrngsgesetz. Ein Kommentar. (339 S.) Wien, liana. 

N e u m a n n, Dr. Geoi^ : Kommentar zu den Civilprozee^setaen 
vom 1. August 1895. (XVII und 1323 S.) 

Schauer, Dr. Hugo: Die Gerichtsorganisationsgeset^ und 
die neue Geschäftsordnung^. 

Neumann und Scliauer sind die amiUeli empfolilenen Evan- 
gelisten des Justizministeriums- Prozesses; ihre Kommentare findet 
man fast ausschliesslich in den Bureaux der richterlichen Beamten. 

Schrutka-Bechtenstamm, Professor Dr. Emil; Über das 
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jus novorum in der Berufungsinstanz, ein Teil der Festschrift 
tnm 70. Geburtslage Jos. Unger's — wohl die hervonagendste 
Arbeit auf dem Gebiete des CiTilprozesses im Jahre 1898. 

Strohbach, Dr. Rudolf Edler v.: Beitrage xnr Anwendung der 
Ixekutions-O., Wr. Neustadt^ Postl Erben. — Einer der glOcklicher- 
weiae sahlreichen (toterreidiisdien Richter mit gesundem Ifenschen- 
verstände and zugleidi der wenigen einer, die sich noch nidit 
scheuen, ihn an zeigen. 

Trntter, Dr. Joaef: Das österreichische Civilprozeasreoht m 
systematischer Dai-stelliinf?. Wien, M. Perles. — Dieses Werk 
sollte hier eigentlich nicht mit aiifjj^eführt weiden, weil es nicht 
von einem Österreich angchörigen Juristen stammt, weiter auch, 
weil es schon 189G vollendet und nur verspätet auf den Markt 
gelangt ist — endlich aber, und das ist wohl das Wichti/^ste, weil 
von ihm ans den angedeuteten äusserlichon Gründen schon nicht 
gelten kann, was wir in der Einleitung 2ur Literatur des Civil- 
proaesses anno 1898 bemerkt haben. — So gewiss die Detailkennt- 
nlsse allein nii^t den Juristen machen, so gewiss darf namentlich 
sor Einführung in unseren Prozess Trutters Werk empfohlen 
werden! Vermöge der steten Anknflpfaug an den deutschen Pro> 
less wird dieses Buch insbesondere den reichsdeutschen Kollsgen 
einen brauchbaien Führer in unseren Prozess abgeben können.. 

Vn u. YUL Strafreoht und Strafprozess. 

Stooas, Dr., Earl: Chirurgische Opemtionen und Arstliohe 
Behandlung. Eine stnfrechtlidie Studie (130 8.). Berlin, Liebroann. 
Wenn auch znnlchst im Anschlusa an das Osterr. Strafgesetz ausge- 
fOhrt, sind die Erörterungen, die durch den Titel angedeutet werden, 
doch von allgemeinem, sogar über die juristischen Fachloeise hinaus- 
gehendem Interesse. Auch wer den Resultaten des Veriassera nicht 
übaaU snstimmt, wird ihm doch manche Anregung zu danken haben. 

Süss, Dr., Emil: Die Stellung der Parteien im moderneu 
Strafprozess. (VI und 465 S.) Wien, Manz. 



Berichtigung einif,'er im vorjährigen Berichte entlialtener sinu- 
stOreoder Druckfehler. Es .soll heissen: 

8. 702 Z. 13 V. u. statt „Heichsamtes" richtig: „Kichteramtes". 
S. 729 Z. 16 V. u. „ „Kleinen" „ .„Keimet 

a 735Z.Ö v.u. „ „11,0 „ «lilVo" 
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c) Volkswirtsohaftliche Literatur. 

Befereot: Dr. Hermann Ritter von Schnllem ma SohratteBbofM, 
OfdentUoher Professor der Volkswirtsditftilebre nod der Statistik, Wies. 

(SelbBtftndig erachiwene Werke.) 

ünter den Htenu^schen ErBdieinungcn der Jaliie 1898 ond 

1899, soweit mir dieselben zugänglich sind, ragen einige so 
hodc'Utend hervor, dass es wohl berechtigt sein dürfte, sio in eitler 
Keilie und abgesondert voji den andern, aus irgend eiiit^ni Oninde 
miiuk'r bedcnteuden, namhaft zu tiiacheu. Wir müssen wioder »An 
Werk voji Prof. v. Philippovich an erster Stelle neaneii. Der 
erste Teil des zweiten Bandos seines Grundrisses der politischen 
Ökonomie'" ^»ehandelt in einer durehaiis klaren, alles Wesentliche 
erschöpfenden und von jeder Voreingenommenheit freien Weise 
die VoUcBwirtschaftspolitik, insoweit sie die Organisation der GOter- 
erzeugung (L«andwirtschaft . Oowerbe) und die Produktionspolitik 
mit läosohluss der äussern Handelspolitik betrifft. Die Fra^o der 
Marktorgamsation, der Verkehrspolitik, des Versicherungswesens und 
der EoDsomtionBpolitiJc sind einem zweiten Teile fiberwiesen. Man 
kann inbetreff der Systematik wohl in manchen Richtungen anderer 
Meiunng sein als der YerCsaaer, — danraf einsngehen, ist aber 
hier nicht der Ort — in sülen Beaiehongen aber wird man dem 
Werke die uneingeechrlakte Anerkennung sogeetefaen mfiasen, dsas 
es seiner Angabe ToUkommen gerecht wird. 

In iweiter Reihe nenne ich das wichtige und spesiell für 
den Praktiker unentbehrliche Handbuch: Jhs landwirtschaftliche 
Qenoaaenschafisweeen in Deutschland*' ^on Dr. Moria Ertl und 
Dr. Stephan Licht, Wien, Manz 1899, das eine ungeheure Fülle 
vou Stoff in ausgezeichneter Weise der Sozial- luid Wirtschafts- 
politik dieusthar macht. 

Auf dem Gebiete der Agrar])oUtik lieft t der erste Band von 
Dr. Walter Schiffs sthai-fsinnie^ein und lieissigem Werke: „Osler- 
reichs Agrarpolitik seit der G runden tlastung*', Tübint^en, Laupp 1897» 
vor, in vrolchem ein grosses, bisher fast unzugängliches und uu- 
gesichtetes Material verarbeitet ist. Die Kritik an der einschlägigen 
deterreichiscben Gesetzgebung wird freilich ab und zu eine nicht 
ganz unberechtigte Qcgenkritik proTOsieren; das Verdienst des 
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Werkes liegt aber vor allem darin, daaa es Dinge der Kritik 
und ihfer beilsamen Thättgkeit überantwortet und für eine solche 
fast erschfipfendes Material historischer, legislatorischer und 
statistischer Natur in trefflichster Systematik geliefert hat, die 
bisher trots ihrer grossen Wichtigkeit kaum die Beachtung der 
Wissenschaft gefunden haben. 

Das Begierungs-JuhiUum Sr. Majestät des Kaisers hat eine 
Beihe von Publikationen wesentlich historischen und deskriptiven 
Charakters auch auf dem Gebiete der Volkswirtechaft gezeitigt, die 
hier nicht unerwähnt bleiben dürfen. Ich nenne hiervon: .,Die 
Gesell ich tc iler österreichischen Ijand- unl F' istwulschatl ui.U ihrer 
Indiistrieen 1848^ — 1898'^, Wien. Perles, wovou der erste die Oesetz- 
gebung behandelnde Teil feilig vorliegt. Die Namen der Mitaibeiter 
sind: Dr. Karl Grüuberg, Dr. W. SeliifT. Dr. II. von SchuUem, Dr. 
M. Ertl, Dr. A. Bnif, F. v. Nemethy, Dr. v. Herz, Dr. Carl Adler, 
A. Birk, A. Ölweiii. Dr. A. Oörski, J. iachteustadt, Dr. C. HorMek, 
Dr. J. Fort, Dr. Ferd. Schraid. 

„Österreichs Wohlfahrtseinrichtungen" 1848—1898 I. Teil, 
redigiert von Dr. Ernst Mischler: .,Armenpflege und Wohlthfttigkeit 
in Österreich", ien, Perles 1899. * 

^6 Grosaindustrie Österreichs'^, Wien, Leop. Weiss 1898, 
6 Binde. 

„Geschichte der Eisenbahnen der Csterreichisch*migarischen 
Honaichie**, Wien, Prochaska 1899, 4 BOnde. 

Hierher kann auch eine kleine SchiUt von Dr. Jos. Clemens 
Kreibig: „Unser WUirungs- und Mflnzwesen w&hrend der letzten 
50 Jahre*', Separatabdruck aus der Qsteneidiisoh-ungarischen Revue, 
gerechnet werden, die ein tuendes Denkmal fflr die Hebung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse Österreichs bedeutet und fOr die 
braitesten Kreise sehr lehrreich ist. 

Die Schrift : „Erster allgemeiner Beamten verein der ^isterreichisch- 
ungarischen Monarchie, kurze Darsteliua^ seiner Orgaiüssiition. Wirk- 
cvuiiktnt und Erfolge", Wien 1898, sei erwähnt, ^veil sie demselben 
historiselien Anla.~..^e ihre Entstehung veixlojikt und immeihin 
intere^-sante Mitteilungen übei" eine nicht zu unterschätzende Or- 
ganisation bietet. 

Ich nenne weiter: „Dr. "Victor Mataja's: Orundriss des 
Gewerberechts und der Arbeiterrersicherung'', aus dem Sammei- 
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werke: „Onindrias des CeteiieichiBcben Bechtni", Leipzig, Diinoker 
und Hamblot 189d, einen fibeiat» fibefsichtKcheii und genauen 
Fttbrer durch diesen gerade in Osterreich vielfocb sehr komplizierten 
Teil der Gesetzgebung. 

Eine wertvolle und soigffittige Studie bietet Dr. Hnd. Sieghart 
in seinem Buche: ^I^ie Öffentlichen Olflokspiele'S Wien, Manz 1899, 
in dem nicht nur Darstellungen der Verhältnisse und der Gesetz- 
gebung der eutscheiilenden Staaten geboten, sondern auch be- 
herzigenswerte Reformvorschläge gemacht werden. 

Auf bibliograpliischem Gebiete hat Soktionsehef Arthur Frei- 
herr V. Hohenbruck in seiner ,,Österreicliischeii land- und foi-st- 
wirtscbafüiüheii Bibliograplüo', Wion, Hitschmann 1899, ein wert- 
volles und erst'iunlich reiehh.iltigei^ Werk geschaffen. 

Wir heben aus der Füll(^ der sonst noch erschienenen Sclirineii 
aus Rucksicht nxü den Raum nur noch eine besonders hervor; es 
ist dies Dr. Micluiol Hainisch's Broschflre: rJ^^ Kampf nm's 
Dasein und die Sozialpolitik", Leipzig und Wien, Deutike 1899; 
es geschieht dies deswegen, weil wir ihr eine erhebliche Bedeutang 
zuschreiben; es wird darin „in Kürze dargethao, dass man nicht ans 
.der Lehre Darwin's Waffen gegen die Sozialpolitik schmieden kann". 

Ad Yocem Sozialpolitik sei noch eine Broschflre von Dr. Ksrl 
Hof fme ister: „Fbilippovich contra Eeilinger, der Verzweiflungs» 
kämpf des Kathedeiaozialismns'S Wien, Austria 1899, genannt, 
die immerhin lesenswert ist 

Von Lehrbflchem ist nur zu erwähnen: 

Dr. Alois EOrner: Ocondriss der YolkswirtachaftBlehre, 
n. Auflage, Wien, Uanz 1898. 

Von a^i urpolitischen Arbeiten hebe ich hervor: 

Dr. G. Marchet: 1888 — ls98, ein Kückbliok auf die Ent- 
wickelung der österreichischen Agrarverhiiltnisso, Wien, Fiick 189S. 

Stepliau Richter: Die Landarbeiterfnige mit besonderer Be- 
rürksiclitigung der Organisation des landwirtsebaftlichtni Arlxit.N- 
marktes in Böhmen (Deutscher landwülschaftUcher Centraiverband 
für Böhmen), Prag, Calvo 1898. 

Von demselben: Böhmens Kreditorganisationen. 

Friedr. Frh. von Weichs-Glon: Die Brotfmge und ihre Löeojig. 
Iieipzig, Duncker und HumVlot 1898. 

Die Handelspolitik betreffen insbesondere folgende Arbeiteo: 
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Österreichs künftige Handelspolitik vom Standpiinkto <ler In- 
dustrie (Centiulvci l-aiul der Industiirllen < 'stf rreichs), Wien ] >>99. 

Dr. J. Ornnzel: UaudbucU der iuteruatiooaleu HaudelspolitiL 
Wien, Manz lb98. 

G. V. Fächer: Werte der Bin- und Ausfuhr der beiden 
Staatsgebiete der österi-eichisch-ungariBchen Monarchie im Jahre 1896 
(samt erlAutemdem Texte). 

Ic]i nenne weiteres: 

K. Pees und Jos. Raudnitz: Geschichte des Maria-Theresm- 
Thalers. Wien, Orftser 1898. 

B. Reisoh und 0. K reibig: Bilanz und Steuer, Grundiiss 
der kaufmftnnischen Buchfahmng unter besonderer BerOdcsichtigung 
ihrer wirtschaftlichen und juristischen Bedeutung. Wien, Ifanz 1900. 

A. Körner: Grundiiss des teterreicbischen Staatsschuldenwesens. 
Wien, Manz 1899. 

J. 0. Freiherr y. Buschmann: Das Salz^ dessen Produktion, 
Vertrieb und Verwendung in Österreich. Wien, üronia 1898. 

Dr. E. Schwiedland: Ziele und Wege einer Heimarbeits- 
g€«etzgebuiig. Wien, Manz 1899. 

Dr. H. Mayrhofer v. üiüiibühd: Die Volkszählung in (Öster- 
reich vom Standpunkte des j^eltenderi Gesetzes, ihre Durchführung 
Uüd event, Reform. Tl. Aiiflago. üniz. Styria 1899. 

Dr. Hichani Schüllor: Die Wirtschaftspolitik dei' histoiischen 
Schule. Berlin, Heymann 1899. 

J. Stammhammer: Bibliographie des Soziaiismus und 
Kommunismus, II Bände, Jena, Fischer l;^**'» 

Dr. F. Klein Wächter: Zur Frage der Refonn des fister- 
reichischen Akttenrecbtes. Czeroowitz, Pardini 1899. 

Zum Schlüsse erwähne idi noch folgende amtliche PubUlcationen: 

Die Eigebnisse der Aber die Standesverhftltnisse der Piivat- 
angestellten im Jahre 1896 eingel. amtlichen Erhebungen, lünisterium 
des Innern. Wien 1898. 

Die Arbeitseinstellungen und Ausspemingen im Gewerbebetriebe 
in Österreich wahrend des Jahres 1897, Arbeitsstatistisches Amt 
Wien 1899. 

Eigebnisse der in Osterreich yorgenommenen Gewerbezfthlung 
nach dem Stande vom 1. Juni 1897 samt den bis zum 31. Mai 1898 

vorgefallenen Veränderungen, Arbeitsstatistisches Amt Wien 1899. 

68 
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Die Ärbeitsvermittlimg iu Österreich, ArbeitBStaÜstisches Amt 
Wien, IIGlder 1698. 

Statistische Nachrichten wa» dem GeBamtgeMete der Land- 
wirtschaft, k. k. Ackerbau-Ministerium und statistische Centnil- 
kotnmissiun, 1809. 



Galizien. 

Bibliographie der polnischen rechts- und staata- 
wissenschaltliohen Literatnr des Jahres 1808. 

Zusammengestellt von 
Dr. Signinnd Gaigas, Lembecig. 

Bresiewicz, Tadeuss: Jagdgesetzgebung in Eun^ Lern- 
berg. 80 S. 

Bochenski, J. M.: Das Betgrecht der freien Stadt Krakau. 
Krakau. 60 8. 

Balzer, Oswald: Oesterrsichifiche YerfassungsgeBchichte im 
Grundriss. Lemberg. 352 8. 

Baranowski, Mieczyslaw: Vorschriflen der Sohulpiaktik. 
Lemberg XL u. 245 8. 

Bloch, Jan: Allgemeine Resultate des Werkes „Der Krieg 
der Zukunft" in technischer, politischer und volkswirtschaftlicher 
Beziehung. Warscliau. 365 S. 

Dr. Celiclio \v sk i . WitulU: Jöscf Sui>in.ski und die Ent- 
wicklung der volks\vitts( liafilichen Theorie. Lt'inberg. TIS. 

Dr. CicU«n ki. Wladyslaw: Der Bezirksrichter und die 
neue < 'ivilj r.»/.. ssonlnung. Orodek. 30 S. 

( Miini t' 1 . A dam: lu-v Siegel des Konimissaigenchtes voo 
sechs Städten. Krakau. 16 S. 
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Dio Gesetzgebung des Jahres 1898 stand unverkennbar im 
Zeichen der volkswirtschaftlichen Konsolidierung des Staates. Die 
Reihenfolge der 0« s- tze eröffnet — abgesehen von dem blos mit 
Torübergehender Wirksamkeit geschaffenen Gesetzartikel I — jenes 
Uber die Regelung des Rechtsverhältnisses zwischen den Arbeit* 
gebem und den landwirtschaftlieben Arbeitern und sie schUesat 
mit der Inartikulierung der zwischen der Osterr.'Ungar. Ifonarolüe 
and dem Kaisertum Japan am 6. Dezember 1897 abgeschiossmra 
Handels- and Schifflihrtskonvention. 

Bis zum 1, HArz 1898 bildeten die Normen des Rechts* 
▼erhAltnisses, in welchem die landwirtschaftlichen Arbeiter dem 
I^dwirte gegenOber standen, die sehr prekären Bestimmungen der 
V.'VH. Abschnitte des Oesetzartikeis XHI ex 1876, respektive 
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waren bishin die mate ri eUreehtMoheE Gnmdlagea dieses VeibfiltnisBes 
in den 23 §§ des Y. AbselinitteB niedergelegt Wie -wenig diese 
gesetslidie Begelung den praktischen Anforderungen moderner Zeit 
entsprach, das bewiesen, mehr als es erwünscht gewesen, die immer 

drohenderen Strikes, welche in ihren Ergebnissen die gesamte 
Landwirtscliaft den Staates in ihren Grundpfeilern ei*8chütterten 
und in einem überwiegend landwirtschaftlichen Laiitle. wie es 
rnf:;^ani bis heute n^cb ist, die emstesten Besürgnisse erregen uiussten. 
Es genüge auf die eine Tiiatiiache hinzuweisen, dags es unter dem 
alten Regime alli^enieiiier Usus war, die landwirtschaftlichen Arbeiter 
dazu zu verpflichten , ihre Lebensbed Ürf nisse ansschliesslick 
vom Arbeitgeber zu entnehmen, der alsdann die Preise der Lebens- 
artikel in Bouverainer Art dermassen feststellte, dass der Arbeits^ 
lohn grOssten Teiles in seine Taschen zunickfloss. 

Die wesentlichsten Bestimmungen des Gesetzartikels II könneo 
folgendeimasaen znsammengebsst werden. Das Bechtsverhftltoias 
zwisdien dem Landwirte und dem landwirtBCbaftlichen Arbeiter 
beruht auf einem nach freiem Oberoinkommen welches jedoch 
dem Oesette und den statutarischen Bestimmungen der autonomen 
Verwaltung nicht derogieren kann — getroffenen, schrifttidieD 
Kontrakte. Ein sdcher Kontrakt kann — bei Verlust des admini* 
stratiTen Skshutses — nur mit soliden Arbeitern geschlossen werden, 
die ein Tom Ortsrorstande kosten- und gebObrenlos ausaustellendes 
Certifioat aufweise. Der Kontrakt ist m der Hegel vor dem Oite- 
Yorstande in zwei Exemplaren auszustellen, deren eines dem Arbeit- 
geber, das andere dem Bcvo Ihn ächtigten der Arbeiter ubergeben 
wird; die Kosten des Kontraktabschlusses trägt der Arl^eitgel-er, 
Es ist dem Ortsvnrstande versagt, bei dem Abschlüsse eiucö Kon- 
traktes mit zu wiiken, dessen Bestimmungen dem Gesetze wider- 
sprechen, wenn die Arlxitor kein Ceititic^at besitzen oder nach 
Wissen des Orts Vorstandes sieh schon anderweitig kontraktlich ver- 
pflichteten. Ein dem Gesetze entsprechend geschlossener Kontrakt 
kann einseitig nur in dem im Gesetze taxative aufgezählten Fällen 
gelöst werden. Es ist ausdrücklich — bei Haftstrafe bis za 
30 Tagen und Geldstrafe bis ssu 600 Kronen — untersagt, den 
Arbeitslohn der Arbeiter und deren Naturalversoigang mit 6piri> 
tuosen oder Waren absnüQsen, die Arbeiter mit Anweisungen in 
bezahlen oder sie dazu anzuhalten, dass sie ihre Lebens* oder 
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Bekleiduilgsmittel snin At^)eitgel»cr oder tl.-nijenigen besorgen, an 
(leii vom Arbeitgeber gewiesen werden. Gleichwie der Arbeit- 
geber verpflichtet ist, die ihm kontraktlich verbundenen Arbeiter 
anzunehmen und ihren Lohn pünktlieh auszuzahlen, bo ibt eü auch 
die Pflicht der Arbeiter, zur Verrichtung ihrer Arbeit sich pünktlich 
einzustellen und den Arbeitsplatz nicht zu verlassen, widrigenfaUs 
sie ungeachtet der straf i-echtlichen Folgen ihres Verhaltens — Haft- 
>tmfe bis zu 60 Tagen — mit Biachialgewalt zur Aufnahme der 
Arbeit gezwungen worden können. Zur Verhütung eines Miaa- 
bnmchcs der amtsbehördlichen Intervention dient die Bestimmung, 
der zu Folge der Arbeitgeber, veloher ohne geaetzlicheii Grund 
die YorfObniDg des Arbeiters erzwbgti mit Haft bis su 30 Tagen 
und Geldstnla bis 600 Kronen bestraft wird. Auch ist der Arbeit- 
geber berechtigt, an Stelle der renitenten, die BSrfOUung ihrer 
Pflichten verweigemden Arbeiter andere au£Eunehmen und xur 
Sieheralellung semes Schadens den Lohn und die Sicherheits- 
leistungen, sowie das mobile Vermögen der Arbeiter denselben 
Torsnentbalten, doch muss er snr Feststellung seines Schaden^ 
anspraches das behördliche Verfuhren binnen 3 Tagen einleiten. 
Die dem Arbeitsverhflltniese entspringenden Forderungen der Ar- 
beiter — inklnsivc ihrer Kaution — können weder zur Deckung 
liskalischer, noch privater Aiis[)rnche beschlagnalunt werden. Der 
Verhütung der Stiikes sollen folgende Bestimmungen dienen: Die 
Verabredungen zur Elrzwingung (h-r Arbeitslülme durch allgemeine 
Einstelhinp der Arbeiten oder diireli welche den strikonden Arbeitern 
Unterstützung, den anderen Sciiädigung ihi-er materiellen Interessen 
in Aussicht gesteilt werden, luiben keine Wirksamkeit. Wer im 
Interesse des Strikea die Arbeiter in ihrem freien Entschlüsse 
hindert oder zu hindern sucht, unter denselben falsche Nachlichten 
verbreitet, Qeldsammiungen, Zusammenkünfte veranstaltet, an solchen 
teilnimmt oder su solchen seine Lokalittten ttberlSsst, ferner, wer 
die Albeiter dazu ermuntert, dass sie keine Gertiflkafte ISsen, die 
Pormalit&ten des Eontraktschlusses ▼erabsäamen oder den Eontrakt 
nicht einhalten, wer die Arbeiter, die sich bereits Teipflichteten 
oder doch dazu bereit sind, deshalb bedroht oder verletst, den 
kontiaktbrachigen Ail)eiter fifrentlich lobt oder iQr ihn Sammlungen 
manstaltet: wird wegen Übertretung mit Haftstrale bis su 60 Tagen 
und Geldstrafe bis su 400 Eronen bestraft Aus den Oeldstiaien 
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iBt in jeder Gemeinde ein xiir ünterBtQtzuog der Arbdter beetimmter 
HtUfefond zu bilden. 

Wenn es auch nicht geleugnet werden kann, dass dies Gesetz 
noch immer an Hanne jener Staatsdokltin steht, welclie jedes 
Zugeständnis an die arbeifendo KhiSiie vielmehr als ein grossmfitigee 
Gei^clionk, denn als ein auf dem Prinzipe der Geijenwtigkeit 
beruli''niloH Reoht der AiU;iter im Vorh.'iltiiisse zu den Arl.Kit:;i liern 
hetraclitt t, was auch in dem ümsstaudo zum Ausdruck gelangt. 
während die Übertretungen des Gesetzes durch den Arlw its:- : . r 
der Regel Ucich nur mit Geldstrafe, blos in zwei Fällen auch imt 
Haft bis zu 30 Tagen t>edi'oht werden, jede Ültertretung seitens des 
Arbeiters aber ohne Ausnahme mit Geldstrafe und Haft bestraft verdeo 
soll, deren Dauer bis zu 60 Tagen bemessen werden kann, — so 
darf es doch nicht verkannt werden, dass das Gesetz einen oicht 
zu untefsclUUzenden sozialistischen öltropfen enthSlt, indem es die 
Arbeiter gegen die Ausbeutung seitens der Arbeitgeber in einem 
bisher unbekannten Masse schützt und sie mit den Bechten mos 
wenn auch noch immw nicht gleichgestellten, so doch mit geseti- 
lichen Kantelen geschützten Kontrahenten bekleidet. Ee ist n 
erwarten, dass die ungariscbe Gesetzgebung auf diesen F&den 
weiterschreitend sich auf allen Gebteten des Arbeiterweaens stelig 
zu jener Hohe des modernen Zeitgeistes emporsdiwingen wird, in 
welcher die physische Arbeit im staatlichen Gemeinlel>en den ihr 
gebührenden, geachteten Rang einiiitnint. Manche erfreuliche An- 
zeichen deuten bereits uiivcrkemibar daraui liiu, dass wir ;iuch hier 
zu Lande nach Überwindung des ,,principiis ohsta ' auf dt m besten 
Wege begriffen sitnl, an St.'lh' der Furcht vor den s<)7.i,"ilisti-<ii''i'. 
Ansprüchen die Achtung vor denselben, ihre gesetzliche liespektierung 
treten zu lassen. 

Und nun einige Worte über jenes Gesetz, welches, aiji:^! i ^'t 
durch gehäi^sige Verlenmdungen von Seiten der ungarischen fremd- 
sprachigen Nationalitäten, vor allen der siebenbOrgischen Sachsen, 
im dontsclien Reiche 80 viel Staub aufwirbeln machte, den Gesetz- 
artikel IV ex 1898 über die Ortsnamen. § 1 dieses Geseties 
enthält das ganz natürliche und selbstverstftndliche Prinzip, dem' 
zufolge jede Ortschaft nur einen offiziellen Namen führen kinn. 
Wer da weiss^ dass nicht nur in den von mehreren NationaliüUon 
bewohnten Teilen des Landes beinahe jede Ortschaft ausser dea 
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ungarischen auch einen deutschen, sla vischen, rumänischen, serbischen 
Namen führt, ja selbst die Haupt- und Residenzstadt von den 
Deutschen bald einfach Pest, bald Ofen-Pest, von den Serben 
Budinipost genannt wird, den wird es nicht Wunder nehmen, duss 
man es aij der Zeit fand, diesem Unfiigo wenigstens im amtlichen 
Verkehre, im Amtsst\i ein Ende zu setzen. Ist es doch für einen 
sonverainen Staat ^^eradezu beschSmend, wenn seine Ortscliaften im 
allgemeinen, auch im internationalen Verkehr die mannigfaltigsten 
Kamen f Ohren, nicht blosse rbersetzimgen ihrer Benennungen in 
der Staatssprache^ sondern selbständige, mit den letzteren in gar 
keinem ZusammenhaDge stehende Namen. Wenn aber im Auslände 
die alten ungarischen EiOnungsstSdte Sz6ke6fej6rvftr und Poszony 
Biete Stublweissenbnig und Pressbuig genannt werdm, wenn die 
diplomatischen Noten statt Brassd: Kronstadt, statt "Nagysseben: 
Hennannstsdt, an Stelle Sxabadka: Subotioa eto. anfahren, dann 
würde ein IVemder kaum au dem Einlall gelangen, dass es sich 
hier um Städte des ungarischen Staates handelt Und wenn ein 
jeder konsolidierte Staat darauf bedacht ist, das nationale Gepräge 
auch in seinen Süsseren Eracheinungen sum Auadruck zu bringen, 
dann ist dies in Ungarn geradezu ein Postulat der Selbsterhaltung, 
der Geltendmachung des selbstftndigen, besonderen Staatenwesens. 
Die staatsrechtlichen Bande, welclie die beiden Staaten Ungarn 
und ( >stein'ich an einander knüpfen und dieselben änsserlich zu 
eiuei' einheitlichen Monarchie gestalten, sind erfahrungsgenuiss all- 
zusehr geeignet, das Verhältnis dieser Staaten zu einander zu 
verdunkeln und Ungarn fälschlicherweise in die Itolle eines 
integrierenden Teiles des Kaisertumes (isterruich zu versetzen. 
Ist es floeh z. B. im DeutscluMi Reiche sozusagen allgemeiner usus, 
unter dem Sammelnamen Österreich auch Ungarn zu verstehen und 
die deutsche Tagespresse spricht — mit wenigen \a&t dankbarst 
gewürdigten Ausnahmen — nur dann von speziellen ungarischen 
Verhältnissen und Angelegenheiten, wenn es über dieselben wenig 
Schmeichelhaftes zu berichten giebt Bei solcher Sachlage kann ^ 
nur Voreingenommenheit und QehSssigfceit daran Anstoss nehmen, 
dafls es die ungarische Gesetzgebung an der Zeit ersditete, Mass- 
nahmen zu treffen, damit der nationale Charakter des Staates auch 
iosserlich, in der offiziellen Benennung der Ortschaften zum Ausdruck 
gelangte. Dass dieser Vorgang separatistisohen Tendenzen wenig 
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nach Geschmacke war, kann allerdings nicht Wunder erregen. INe 
an Zahl ebenso geringen, wie knltunitarken Sachsen des dnstigec 
Transsylvaniens, die durch staatlich garantierte Privilegien gross- 
gezogen in Nieler Hiiisicht auch heute noch die Rolle der verwöhnten 
Kinder spielen und, in dem Wahiu*. in Ungaui ein Miniatur-» in iss- 
Deutsehland zu hildon, in ihn-n Ansyirü( hon oines Staates im Staate 
sich gekränkt fühlen, wenn ihre Kesuieuzen auch in ihren offiziellen 
Benennungen alt* Städte jenes Staates erscheinen, unter dessen Fittilreii 
sie zur Blüte, zu Stätten eines reichen Genn inwesens geworden sind; 
die Rumänen des Landes, die hypnotisiert durch das Schlag>»'ort des 
Dakoromanismus von der Wiedererrichtung eines römischen Reiches 
auf den Trümmern dos ungarischen Staates träumen: sie sahen leicht 
begreiflicherweise in der Magyarisienmg der Ortschaftsnamen eine 
Yeigewaltigting ihrer eingebildeten Sondenechte und SonderBteUung 
und posaunten, TOrbOndet mit den fttr die Idee einer Ostenreicfaisohen 
Gesamtmonarchie schwftrmenden Elementen, durch die auslftndieche 
Presse HOIferofe in die ganze Welt gegen den magyarischen Ghsn- 
Tinismus. Und es ist tief su bedauern, dass diese ebenso grund- 
lose, wie anmassenden Noteignale gerade in der Pnblisistik jener 
grossen Nationen einen lebhaften Widerhall femden, welche an der 
Spitze der nationalen Einheitsbestrebungen schreitend sepantistisclie 
Aspirationen in das Gebiet des LandesTemtes weisan und im 
Interesse der Einheitlichkeit und der ausschliesslichen Herrsduft 
der Staatssprache jedes Opfer xu bringen bereit und entsclüossen sind. 

Wie unbegründet aber die gegen den TV. Gesetaartikel ex 
\><9H gerieliteten Angriffe, wie lialÜos die gegen denselben vpr- 
lautbarten Ar^'^umeute gewesen Bind, ist aus dem Texte des Gesetzes 
belböt ereichtlich. fndoni nämlich das Ministerium dos Innern dazu 
benifen wunie, den amtlichen Namen der mehrfach benannten Ort- 
schaften festzustellen, ist es zugleich zur Pflicht desselben gemacht 
worden, in Ausübung dieses Rechtes die betreffenden OrtBi,4vaft*^n 
zu befragen und deren Wunsch in den Sohranken der Landes- 
^ intcrcsfien nach Möglichkeit zu berücksichtigen. Auch bleibt es 
freigestellt, selbst in den für den Öffentlichen Schulunterricht be- 
stimmten LehitAchem und sonstigen Drudraachen neben dem Amte- 
namen der Ortschaften auch deren historische oder in den aUge* 
meinen usus Qbeigegangene Benennung als Kommentar anzufUhfen, 
sowie in den (Sffentlidien Urkunden, in denen der Gebraudi des 
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offiziellen Namens der Ortschaften obligatorisch ist, daneben in 
Klaiumern auch audei-e gebräiiciiiiclie Benennungen dei-selben zu 
gebrauchen. 

Es mag dahingestellt bleiben, ob die Scluiffmig- des Gesetzes 
zeitgemäBs und opportun ^wesen. ob ein aupenblickliche.s Be- 
dürfniBS vorlag, die Empfindlichkeit der ungarischen Natinnalitäten 
zu provozieren und ob es nicht klüger und staatsmännischer 
gewesen wäre, diese Reform auf spätere Zeiten zu verschieben, 
wenn der innere essentielle Verkittungsprozess zwischen den viel- 
sprachigen Nationalitäten und dem herrschenden Vf)lksstamme weiter 
fortgeschritten sein wird, als es heute der Fall ist: keines 
Falles aber kann das Oesetz als dn Gewaltakt, eine Unterdrückung 
der nidit ungarisch sprechenden Nationalitftten seitens des Staates 
an^gebsst werden und gerade die QehHasigkeit, mit der die letzteren 
dieses Gesetz empfingen und im stammverwandten Auslande zu 
misskreditiefea bemOssigt waren, sie liefert den krftftigsten Beweis 
dafür, daas den politischen separatistischen Gelösten, die unbe- 
friedigt durch die ungehemmte, freie Eulturentwickelung der 
Nationalitäten selbst das gute Recht des Staates in Zweifel ziehen, 
in seiner äusseren Gestalt als dnhdtlicher ungarischer Staat zu 
erschrinon, dass den nach staatsrechtlicher Sonderstellung: gravi- 
tierenden Aspirationen auf das entschiedenste, aur-li uut kräftigeren 
Mitteln entgegengetreten werden müsse, als mit der Magyarisierung 
der Oitsnamen. 

Der IX. üesetzartikel inartikulierte den zwischen der ungari- 
schen Regierung und der ungarisch-orieutalischeti SeeschifTfahrts- 
Aktiengesellschaft auf zehn Jahre geschlossenen Vertrag:. Zweck 
desselben ist die Sicherung eines regelmässigen, jährlich 36 Fahrten 
umfassenden Dampfschifffahrtsverkehrs zwischen der Donauhafen- 
stadt Galatz und Konstantinopel mit Berfihrung der Hafenstädte 
Solina» an der Donaumilndung ins Schwarze Meer. Constanza oder 
Nikolajew, Warna und Bui^ am Schwanen Meere. Ausserdem 
verpfiicfatete sich die Gesellschaft, auf Aufforderung seitens der 
Regierung, den Bleich des regelmässigen Sdiiifverkehres mit Be- 
rfihrung der Ueinaeiatischen und der syrischen Hafenplfttze einer- 
seits bis nach Alexandrien, andererseits mit Berührung tOrkischer 
und griechischer Hafenplfttze bis nach dem peleponneeischen Hafen 
Patras auszudehnen. Die Gesellschaft ist femer verpflichtet, auf 
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Wiinsoh der kOnigl. nog. Staalsbahiien im Interesse des ungariscben 
Exportes einem unmittelbaren Frachttarif zuzustimmen, damit die 
Waren von den ungarischen Stationen aus direkt in jeuu Häfen 
bcförtlert werden, welche die Schiffe der Gesellschaft anlaufen; 
f^leichzeitig wurden die von der Gesellschaft zu beanspnichenden 
iiaximaltarife festgestellt. Sitz der Gesoliscliaft ist Budapest; in 
Galacz ist zur Leitung des Unternehmens eine Agentur zu er- 
richten. 

Es bedarf wohl kaum einer weitläufigen Erörterung, dass der 
Zweck dieses Gesetzes die Sicherstellung des unmittelbaren mari- 
timen Handelsverkehres zwischen Ungarn und dem Orient, die 
f^rdening des imgarischen Exportes dahin bildet. Inmitten des 
rieeeohafteiL ▼olkawirtschaftlichen Aufsihwunges der NachbtrÜbider 
ist es gendexu zur Lebensbedingung Ungarns geworden, sich Abesti- 
gebiete seiner fiberwiegend landwirtochaftliclien Produlcte und in 
geringem Teile auch Industrieartikeln zu sichern. Der geogiaphischen 
Lage nach iat Ungarn zum YermitUer swischen Ooddent und Orient 
geschaffeny und der letstere das natürlidiste Absatxgebiet üngains: 
dasselbe zu erobern soll die Aufgabe }9D6B vom friedfichsten 
Geiste geleiteten Feldznges sein, den der Staat mit dem lY. Gesets- 
artikel 1898 erOffiDet hat Reiche, mSchtige Nationen entreokea 
ihre krftftigen Arme gleichmftssig um jungfrftulioh nnberOhrte und 
inmitten chinesischer Hanem erschlaffte, entnervte Weltteile; arme, 
kleine Völker, nur in der Eiit.sclilu.sscnheit stiuk, leben imd mit 
dem Zeitgeiste fortsclireiton m wollen, sie müssen sich mit den 
zunächst liegenden Schätzen begnügen, wenn dieselben auch noch 
so brseheiden sind. Doch stille stehen, müssig zusahen dem Welt- 
Yt'rkehre in seinen bi^^her niipeahntrii, mii^e)ieiiren Dimensioneu, wäre 
gleiclil>odeutend mit dem wirtüchaftiiolien Verfall, dem Tnaferiellen 
Konkurse, welchem der moralische, der Zerfall auf der ganzen Linie 
auf dem Fusse folgt. Die Zukunft wird es zeigen, ob der neueste 
Versuch zur Hebung der heimischen Landwirtschaft, deren Produkte 
mangels entspixchender Absatzgebit te in Erwartung der letzteren 
die Speicher überfüllen und zur Fönleruug einer bescheidenen 
Industrie, der im verbflndeten Österreich ein umso geOhrlicherer 
Rivale gegentlbersteht, als Ungarn aelbst von Österreichischen In- 
dustrieartikeln überflutfaet wird, zu jenem wirtschaftlichem Anf> 
Schwünge {Qhren wird, ohne welchen die Perpetoierung des 
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tmlengbaren Tolkswirtschaftlichen Niederganges, der allgemeine 
Paiiperismuä im Ijande zu befürchteu, man könnte sagen, mit 
Siciit'iiieit zu erwartfu ist. 

Zur Vereinfachung \m<\ Beschleunigung der Rechtssprechung 
ist der Gesetzartikel X Ijestinmit. wilchfr tinen bedeutenden Teil 
jener Re< iitssachen, die bisher bei den k. (lerichtslnUen — deutschen 
Limlirerichten — im Senate von dr<^i Kichtern erledigt wurden, 
der einzelrichterlicheu Erledigung- zuführte. 

Mit dem Gesetzartikel XIV wurde — allerdings nur teilweise 
und in sehr beschränktem Masse — eine Schuld der 1848er Gesetz- 
gebimg eingelöst. Wenngleich nämlich der XX. Gesetzartikel 
ex 1848 die imperative Bestimmung enthält, der zufolge die 
kirchlichen und SchulbedOrfnisse der rezipierten Konfessionen — zu 
denen ausser der bishin herrschenden rOm. katholiachen Eirchei 
die griechisch katholische und griechisch nicht unierte, die pro- 
testantische Beligion beider Koniesuonen, jene der Unitarier und 
seit dem Gesetzartikd XLII ex 1895 die jOdische Beligion gehören — 
ans Staatsmitteln au beatreiten sind, blieb dieser legielatoiiache 
Oedanke bis In die allerneueste Zeit auf dem Papier und neben den 
ungeheuren Gütern und Beiohtflmem der r6m. kath. Kirche, welche 
den katholischen KirchenfQrsten wahrhaftig forstliche jährliche Ein- 
kommen bis zu einer Million Kronen sichern, war den ausschliesslich 
aus den mehr als beschi-änkteu Mitteln der Kirchengemeindu be- 
soldeten protestantischen Geistlichen nicht einmal das Existenz- 
üiiniinuui gtsiclicnt. Wenn dabei berücksichtigt wird, dass die 
protestanti.-^clien Seelsorger dieselben kultun-lb'n und ethischen Auf- 
galjen erfüllen, wie die katholischen Priester, dass selbst die kleinste 
protestantische Gemeinde eigene Volksschulen, in den Städten zu- 
meist auch Mittelschiden erhält, wodurch eine nach jährlichen 
Millionen zu scliäizeude Ijast vom Staate auf die protestantischen 
Konfessionen überwälzt wird: dann bedarf es zur Charakterisierung 
der stiefmütterlichen Behandlung der protestantischen Kirche seitens 
des Staates gegenüber der glänzenden Machtstellung der röm. kath. 
Kirche keines weiteren Koromentares. Auch das vorliegende Gfesetz, 
tu dessen SchafTiing die kirchenpolitischen Reformen aus dem Jahre 
1894, — Eänfühning der allgemeinen obligatorischen Givüehe und 
der staatlichen Standesregister — durch welche das Einkommen 
der Seelsorger in nicht unerheblichem llhsse geschmälert wurde, 
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mit zwingender Notwendigkeit ffihrten, audi dieses Gesets ist nicht 
mehr als ein Verlcgeuheitsgesctz, eine weniger als mAsnge Teil* 
Zahlung auf das ia der 1848er Gesetzgebung promulgierte Prinzip. 
Im Sinne des Gesetzes sollen binnen 9 Jahren die Gehälter der 

nicht katholischen Priester, wenn dieselben ungarische Staats- 
angehörige sind, aus Staatsmitteln bis zu 1600 Kroneu, mangels 
der vorp-eschriebenen Qualifikation — deren Fälle bei den griechiBch- 
kalholischen und den jüilischon Geistlichen vorzukoumieu pflegeo 
— bis 7.n ^00 Kronen ergänzt weideu. Fürwahr von west- 
europäisehom Stan(i])unkte ans betrachtet, ein Mitleid erre^nder 
Fortschritt, dessen Bedeutung nur bei Kenntniss des bisherigen 
Elendes der proteBtantischen Geistliokkeit gewürdigt werden kann, 
demg^nüber das Minimaleiokommen von 1600 Kronen als dae 
gUtaizende Eiästenz erscheint. . 

Dass dieser Kraftentfaltung der staatlichen Protektion in den 
Oeaetzartikeln XVL nnd XVn. eine Erhöhung der Spiritue-i Zwken- 
und Biersteuem auf dem Fasse folgen musste, kann nur denjenigen 
in Erstaunen setzen, der es moht weiss, dass Ungarn heute bereitB 
ein armes Land ist, dessen beste Er&fte der Moloch des Militaris* 
mus versohlingt Zum Beweise des Behaupteten diene der ein- 
zige, leden&Us ehanskteristische Umstand, dass, trotzdem es kom- 
petentssten Ortes nicht in Zweifel gezogen wird, dass die OehSlter 
der Staatsbeamten indusive der Richter so beschimend gering siad, 
wie in keinem Enlturstaate des EMbodena und die Regierung im 
Parlamente die ErWäning abgab, der zu Folge die materielle Gleich- 
stellung' der ungarischen Staatsbeaniteu mit den österreichischen 
eine jäinliche Mehrausgabe von 35 Millionen Kronen verursachen 
würde, trotzdem die materielle Lage der Offiziere des lleerus eiii- 
gestandenermassen bisher schon eine günstigere war, als jene der 
civilen Staatsbeamten: dass d essen nngeacktet der Gehalt der (Hirnen 
sowohl im gemeinsamen Heere als auch in der Landwehr vom 
I.Januar 19uO an ganz bedeutend, stellenweise enorm erhöht, hin- 
gegen die Verbossprung der Beamtengehftlter auf unabsehbar ferne 
Zeiten verschoben wurde. Ist es bed so einem herrschenden Zeit- 
geistc nicht geradezu rilhrend, wenn der Staat noch einige Heller 
für die hungernden protestantischen Geistlichen eriibrigte, die doch 
schliesslich nur ein Panisitendasein fOhien und nichts mehr, als 
Eultuifflhisr, ethische Stfltzen des Yolkes sind?l 
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Einor immer mehr überliandnelinieiideu Devastation der 
Waldiinp?ti zu Stenern und eine rationelle Verwaltung dt r Wälder 
zu sichern, ist als Erg;ln7,ung des Waldgesetze« XXXI ex lb79 der 
Oesetzartikel XIX ex 1898 berufen, durch welchen der Staat er- 
michtigt wurde, zur Sicherang des an der Erhaltung der N\'<'Uder 
gelegenoa aUgemeinen Interesses die Verwaltuiig der nicht im 
staatlichen Besitze befindlichen Wälder zu Obemehmeo, selbst* 
fetstSndigerweise, ohne dass hierdurch das Eigentums- oder Nute- 
nkttungsrecht der Besitzer berührt wurde. Das 1879er Waldr 
geaete setzte für die Verwaltung der Wilder, welche sich nicht im 
PriTstboutze befinden, einen allgemein bindenden Wirtsohaftsplan 
fest und verpflichtete die ESgentOmer zur Haltung eines geschulten 
Faofaiiersonals. Da diese Verpflichtung nur mangelhaft eifllllt 
wurde, erforderte es das allgemeine Interesse, die unmittelbare 
Aufsicht des Staates zu begründen, welcher dieselbe durch eigene 
Oigane und Behörden ausübt, zu deren Unterhaltungskosten die 
ESgentfimer mit einer von fünf bis zu fünf Jahren festzustellenden 
Pauschalsumme beizusteuern verpflichtet sind. 

Der (re.sotzartikel XXI verdient weg^en seines teilweise sozial- 
politischen itiluiltes i^an/, besondeie Beachtung. Indtjui nämlich 
zur ghi^ichinässiu-en Verteiluug iler Kosten einer öffeutiichen Krauken- 
pflege die Bildung eines Landesfonds ans Steuerbeiträgen he- 
J^ehlopsen ^vu^(le, int derselbe zugleich zur Deckung der durcli die 
Erliaitung und Erziehung gefundener und verlassener Kinder unter 
7 Jahren erwachsenen Kosten berufen worden. Wenn man in 
Betracht nimmt, dass die Frage des Kinderschutzes trotz der er- 
schreckenden Moitalität d<>i Kinder, der immer mehr anwachsenden 
Kriminalität des jagendlichen Alters bisher aussohliessli«^ ein 
dankbares Gebiet der geeellschaftKchen Fürsorge gewesen, da die 
Bestimmung des Qesetzartikels XIV ex 1876 (§ 140 Punkt a), 
demzufolge jede Gemeinde für die Eirhaltung der Findlinge zu 
sorgen hatte, niemals eingehalten wurde: dann ist es nicht schwer, 
die Tragweite jener gesetzlichen Bestimmung entsprechend zu 
würdigen, laut welcher wem'gstens der im engsten Sinne genommene 
Kinderschutz unter stsatUche Autoritftt, in staatliche Verwaltung 
fibemonmien wurde. Als erster Schritt zur allgemeinen, auf das 
gsnze Gebiet der bisher gänzlich vernachlässigten protection de 
Tenfance sich ersti-eckeuden Reform auf einlieillicher, blaatUcher 
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Gruiiillaf^e unter st;uitli< lior Kontrolle, kann der Wert, die Trag- 
weite dieses Goset/.t-s nicht lioeh ireiiui: y;<:'s< Uätzt werden. 

Einem durcliaus jiraktisrheii, aktuollon Beflfli-fnisse volkswirt- 
pchaftliflu'ii Charakter« wird der XXlll. Gesetzaitikel „Ober die land- 
wirtschaftlichen und industriellen Kreditgenossenschaften" gerecht 
Wie es der Titol des Qesetses s<ij2pt, ist der Zweck desselben die 
Forderung und Erleichterung des land w i rtsc haf 1 1 ichen und indostri^ 
eilen Kredits auf genossenschaftlicliom Wege. Kreditgenossenschaften 
zu diesem Zwecke, welche im Wege freiwilligen Beitrittes der im 
Besirke derselben wohnenden majorennen physisdien oder aber dort- 
aelbst existierenden juristischeo Personen unter behördlicher Kon- 
trolle gebildet sind und stehen, geniessen staatliche BegOnstigaogen 
(teilweise Steuer- und Gebührenfieihdit). Der Beitritt erfolgt durch 
Einzahlung eines oder mehrerer Oeeehäftsaateile, welche auf den 
Namen der Mitglieder auageetellt werden und höchstens 100 Eroneo 
betragen dürfen. Fflr die Oeechfiftsanteile werden keine Zinsen 
gezahlt und ee gelangt blos der reine Gewinn des Geschäftsjahres, 
nach Abzug der für den Reeervefonds bestimmten Summe, zitr Ver- 
teilung an die Mitglieder; bis der Reservefonds die Hälfte des Nominal- 
wertes der gesamt.Mi Geschäftsanteile erreicht, müssen 10% des 
Reingewinnes dem Ikiöervefoiuls zugofülirt werden, nach diesem 
Zeitpunkte dient der 5% üliersteigcnde Reingewinn zur Erhöhung 
desselben Fonds. Jedes Mitglird ist für die Verpfliolitunp n ler 
GenosRenschaft bis zur füiitTauhen Summe seines; Ot'^chä^t«a^teile8 
haftbar, doch kann in den Statuten diosc Zalilungspflicht bis zur 
zehnfachen Summe des Geschäftsanteiles erhöht werden. Die 
Statuten jeder im Sinne des Gesetzes konstituierten Kreditgenossen- 
schaft müssen die Bestimmung enthalten, dass ntir Mitglieder <lie 
Wirksamkeit der Genossenschaft in Anspruch nehmen kOnnen, doch 
ist es nidit ausgesohloasen, dass Spareinlagen auch von Nicht» 
mitgliedem angeoommeD werden, deren Krsdit gleichblla ia An- 
spruch genommen werden kann. Die MaximalBumme des einzahlen 
Jfitgliedem gewährbaren Kredits und dessen nihere Bedingungen 
^ sind in den Stntuten festzustellen. 

Zur f)}rdemng, sowie zur Befriedigung der Ereditanq»rQche 
der auf Grund dieses Gesetzes gebildeten Kreditgenoasenschafira 
wird in Budapest eine LandeB^Centml'>KreditgenoB8en8ohsft emdilet, 
deren Mitglieder teils gründende Hitglieder sind, die zur Bildung 
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des* Stammkapitals <lor iitralgunosseiiRC'haft mit einein oder meUrereu 
Stiftunt;>-(Josrhäftija»»t»'iloii liritragen, teils ordentliche Mitglieder, diis 
ist soiclie landwirtseliaftlirhi- uiiil industrielle Kiv(lit^eii()sst'ns(;haften, 
welche sich im Sinne dieses (iosetzes konstttnirrten und auf Grund 
eines Beschlusses ihrer Generalversammlung mit Zeichnung zumindest 
eines Geschäftsanteiles in der Höhe von 200 Kronen der Central- 
Kreditgenossenscliaft l>eitreten. Die gründenden Mitglieder liafteQ 
nur bis zur Höhe ilires Stiftungs-GeschäftanteileB und haben ausser 
der statutarischen Rückzahlung desselben — welcher wenigstens 
1000 Kronen betragen nrnaa — blos auf 47« des Beingewümes 
Anspruch; die ordentlichen Miliglieder sind fQr die Veipflicbtungen 
der Centralgenossenschsft bis zur fünffachen Summe ihres Qeschftfts- 
anteiles haftbar und partizipieren mit 4^0 Beingewinne. 
Die Centcalgencssenschalt übt über die GeschSftsgebahrung der ihr 
beigetretenen Genossenschaften ein weitgehendes Aufsicht»- und 
EontroUrecbt ans und entsendet in die Direktion und den Aufsichts- 
nt denelben je ein Mitglied. Die Geschäftsgebahrung der Central- 
genosaenscbaft, an deren Spitze ein vom König ernannter PrHsident 
und zwei von der Regierung ernannte Vice-Präsidenten stehen, ist 
der Aufsicht und Kontrolle der Regierung unterworfen, welche zur 
Centralgenossenschaft einen Kegierunghkuinmissär delegiert, dem dos 
Recht zustellt, gegen die gesetz- oder statutwidrigen Beschlüsse der 
(L-nei-alversammlunt; und der Direktionssitzungen Protest zu erlieben, 
wodurch <ler Vollzug des l.etivnV'ndeu Besclilussea bis zur Ent- 
scheidung' der Ho^'it'iung suspendiert wird. 

Die Central - Kreditgenossenschaft ist zur Emission zins- 
tragender und der Amortisation unterliegender Obligationen bis 
zur Höhe jener Schuldfoi-demngeu berechtigt, welche auf sehrift- 
licheu Schuldscheinen der Mitglieder gegenüber den dem Verbände 
der Centraigenossenschaft angehörenden Genossenschaften fundiert 
sind, wenn diese Forderungen auf die Central-Kreditgenossenschaft 
unter Zahlungsbfirgachaft der betreffenden Genossenschaft über- 
tragen werden. Zur Sich^rstdlung der von der Centrat-Kredit- 
genoesenschaft emittierten Schuldobligationen muss ein besonderer 
Fonds gebildet werden, dessen UinimalhOhe 3 Millionen Kronen 
betiigt und zu dessen Verstftrkung ein bestimmter Prozentsatz des 
Reingewinnes Terwendet werden muss; der Nennwert der emit> 
tierten Obligationen darf das Zehnfache des besonderen SicherheitB* 
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fonds nicht übersteigen. Zur Gründung dieses Fonds stellt die 
Rep-iernnp: <lor Central-KreditgenoHSeuscliaft H Millionen Kronen mr 
Verfügung, weiche Summe im Falle der Liquidation dieser Cioiioss.mi- 
Schaft nacii Hofriedigung der Gläuliigor an deu Staat zurückfällt; 
die Interessen dieser Summe können so lange, als die Uiitcrhalts- 
kosten der Centrai-Kreditgenossenschaft aus deren Einnahmen niciit 
bestreitbar sind, zur Deckung jener Kosten verwendet werden. 
Gleichzeitig erhielt die Regierung die Ermächtigung, zum Onmd- 
kapital der Central-Kredit^nossensehaft durch Einzahlung ▼«! 
Stiftungs-Gesch&ftsaateilen bis zu 1 Million Kronen beizutragen und 
an den OrQndongs- und Orgnnisationskosten mit 100000 EioneD 
teil SU nehmen. Das Gedeihen der ins Leben gerufenen InslituttoD 
mQgUcfaBt za fördern dient ecbliesalieh die Bestimmung, dass die 
Regierung den Qemdnd^ gestatten darf, aus ihrem VennOgen 
Oeschflitaanteile bei den in ihrem Berirke wirksamen Kredit* 
genoasenschaflen, so aucb bei der Central- Ereditgenossenadiiiit 
Stiftnngs-GeschifiBanteile zu zeichnen, femer, ihr VeimOgen in 
den Ton der Genttal- Kreditgenossensohaft enuttierten Obligationen 
KU investieren. 

Das Gosot/, hat für ganz Ungarn inklusive Kroatien und 
Slavonien Wirksamkeit. 

Im Gesotzartikel XXXI wurden die Bestimmungen der am 
3. April 1894 in Paris gescldossenen internationalen. Konvention 
über die Vorsichtsmassregeln gegeniilitM* den nach Mekka veran- 
stalteten Pilgerfahrten und die im persischen Meerbusen zu organi- 
sierenden sanitären ilassregeln, sowie die auf Wunsch Englands 
als Adnex der Konvention vom 30. Oktober 1897 datierte 
Erklärung inkorporiert. Die erstgenannte Konvention wurde zur 
vprfassungBm.l^sigen Inkorporierting in die Reihe der Gesetze dem 
Reichstage bereits am 28. März 1895 vorgelegt, daselbst auch 
zur Kenntnis genommen, doch musste die Sanktion des Gesetses 
infolge Weigening Enghmds, der Konvention beizutreten, was eise 
YerzQgenmg im diplomatischen Austausdie der BekitftigUDgsdokn* 
mente zur Folge hatte, so lange verschoben werden, bis die 
Zustimmung Grossbritanniens durch die Erklärung im Jahre tS97 
erkauft werden konnte. 

Die Beihe der ungarischen Gesetze des Jahres 1898 sdilieast 
mit dem XXXII. Gesetzartikel über Inkorporierung des am 5. Dezember 
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1897 mit dem Kaiserthume Japan abgcächlossenen Handels- und 
Schiffahrtsvertrages. 

Die HaiiLlelsvorlu'Utiiisse iiiit Japan waren bisher in der am 
18. Oktober 1860 abgeöchlc'sseiu'ii, im XXIX. Gesetzartikol ex 1871 
aufgenommenen Konvention ^a^regelt. Dies*? auf iiiibcstimnite Zeit 
ge.schlo8i*ene Konvention berulite, gleichwie die zwiselien Japan und 
den anderen Staaten abgeschlossenen Handelsverträge, auf vom 
heutigen Standpunkt antiquierten Prinzipieo, sicherte Osterreich und 
Ungarn einseitige Vorteile, ohne Reziprozität zu GuQBten JapaoStdeaea 
die KonsulaijuriBdiktiou Ober ihi-e Angehörigen zustand, wogegen 
A%-ieder Japan zum grössten Teil dem auslAndiechen Handel ver- 
schlossen war. Es ist natürlich, dass mit dem gewaltigen kuiturelien 
und wirtBobafÜichen Fortschritte, den dieses Reich in neuerer Zeit 
getban, die Privilegien der Anslfinder daselbet auf die Dauer nicht 
aufrecht zu erhalten waren und dass Japan den Abscbluss neuerer 
HandetovertiSge von der QewAhrung der Beziprositftt und vor allem 
voa der Abschaffung der Konsularjnrisdiktion abhängig, zugleich aber 
sich erbotig machte, das Reich dem Fremdhandel zu erschUessea. 
Nachdem nach langem Sträuben seitens der Mächte zuerst der Ver- 
trag zwiadien Kngland und Japan vom 16. JuU 1894 zu Stande 
gekommen war, in welchem d^ erstere seine Zustimmung erteilte, 
dass die englischen Niederlassungen der japanischen Verwaltimg 
einverleibt werden und die Konsularjnrisdiktion von 1899 an atifliflre, 
bis zu welehem Zeitpunkte sich Japan iüv Hoendigunf^ der justiziellen 
Reformen und zum Beitritte zu den internationalen Übereinkommen 
über den Schutz des indiistiiellen und goistig:en Eigeiitvunes ver- 
pflichtete, weichem Beispiele En|,^lands bald darnac-h die Nordamerika- 
nischen Staaten, Italien, Russland, das Deutsche Reich und Frankreich 
durch den At)schlnss neuerer Handelskonventionen mit Japan gefolgt 
waren: iLooote auf der Aulreohterhaltung der Konsularjurisdiktion 
seitens Österreichs' und Ungarn«; umso weniger beharrt werden, als diese 
Frage mit Bflckaicht auf die geringe Zahl der in Japan ansässigen 
Österreicher und Ungarn bei veitsm nicht jene praktische Bedeutung 
hatte, vie im Verhältnisse Japans su den anderen Vertiagemächten. 
Den Abschluss dner neuen Handelskonvention «rschwerte der 
Umstand, dass Japan lange Zeit hinduroh nicht zum YeilaaseD des 
Standpunktes su bewegen war, brat welchem das Beich besondere 
TarifbegOnstigungen für einzelne ausländische Exportartikel nur 
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dum zu gewfihien geneigt war, wenn es den HandelsTerkehr des 
kontrahierenden ansUbidiscben Staates mit Japan für genügend rege 
lind wichtig fand und wenngleich solche Tarifkonventionen ausser 
England, auch mit dem Deutschen Reiche und Frankreich ab- 
geschlossen wunlcn, konnton österreieli luui Ungarn, gleichwie 
seiner Zeit Nurdaniorika, Italion umi Russlaml eine gleiche Ht liand- 
lung ihrer Exporturtikoln nicht erreichen. Mit I^ürksidit auf die 
immer mehr zunehmende WichtiL^keit der japanisjchen l iaiz« fftr 
den allgemeinen und insbesondere, seitdetn zwischen Japan nnd 
Fiume ein unmittelbarer Schiffsverkehr systeraisiert wurde, auch 
für den österreichisch -ungarischen Exporthandel, konnte die ab- 
lehnende Haltung Japans in Fragen der Tarifkonvention nicht einbch 
zur EenutniB genommen werden und erst nachdem es gelungen 
war, dieaea Reich zu einigen Konzessionen in der schwebenden 
Frage zu bewegen, kam es am 30< Noyember 1898 zur Batifikatton 
des fttr die Dauer von 12 Jahren ahgeschlossenen neuen Handels- 
Uttd SohiRahrtavertrages zwischen Östeneich-Üngam und Japan. 

Der Vertrag, im (hosseu und Ganzen mit jenen anderer Staaten 
(Ibereinstimmead, zerfällt in drei Teile. Der erste enthllt das 
eigentliohe Übereinkommen, durch wddiea das ganze japanische 
Beidi dem Handel Österreichs und Ungarns eröffnet wird, letztere 
?on der Emiaularjnrisdiktion abetdien und im Allgemeinen den 
kontrahierenden Teilen gegenseitig die Heisibegünstigungsrechte za- 
gesichert werden. Don zweiten Teil bildet das Schlnssprotokoll, 
diucli welches die Bestimmungen dos Ül:)ereinkommenf! erglänzt und 
erläutert, zugleich die Interessen Österreichs und l ng.irns auch 
so lange, bis die Konvention ins Leiten tritt, gewahrt werden. Im 
dritten Teile, einer Nachtra«rskonvention von provisonseher Wirk- 
Siiinkeit bis Knd«' dt\> Jahres 1Ü03. sind besondere, gegon-eitige 
Konzessionen in Sachen der Einfuhrszölle niedonrelegt. Scliliesslich 
wurden im Wege eines diplomatischen Notenaustausches noch be- 
sondere Oarantieen geschaffen, damit die österreichischen und die 
ungarischen Angehöngen in Japan zu Handelfi- und Industriezwecken 
Immobil iarrff'hte unter den gleichen Bedingungen erwerben können, 
wie die Eingeborenen, und die japanische Regierung gab zur Er- 
gänzung des Artikels der Konvention, laut weicher der 
Beginn der Wirksamkeit des Vertrages von der darauf bezüglichen 
Erkl&mng der japanischen Regierung abhängig gemacht wurde, die 
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bindende Venucbenmg ab, dass diese ErUArung nicht früher er^ 
folgen wird, als nach Beendigung der in Angriff genommeoen 
Revision der japanischen Gesetzbflcfaer. Hierdnroh wurde die 
Sistierung der KoDSolarjar^iktion in Japau von der Beendigung 
der jusUaeUm Befonniemng des Bei(Aee abhängig gemadit 



Kroatton. 

Referent: Dr. J. ^otI<^ ordentlicher Professor der Rechte» Agiam. 



a) Gesetzgebnng. 

1. Das Gesetz vom 14. Mära 1898 über don Voranschlag 
für die Erfordernisse der inneren Selbstverwaltung der 
Königreiche Kroatien und Slavonien für das Jahr 1898. 

Die Kostet! der aiitünomcn Verwaltung Eroatiens sind für das 
Jahr 1S98 mit 9 105 384 fl. festgelegt. 

Zur Dedning dieser Kosten sind die eigenen Einkttnfte der 
drei Abteilungen der Landesregierung pro 1898 auegesetst, und 
swar: bei der Abteilung fOr innere Angelegenheiten in der HOhe 
von 373 861 fl^ bei der Abteilung fOr Kultus und Unterricht im 
Betrage von 338 627 fl. und bei der Abteilung für Justia eine 
Summe von 85015 fl., dann die Tangente von 44% direkten 
und indirekten Steuern und sonstigen ölfootUchen EinkünICe Kroatiens 
im Betrage von 8307 881 fl. 

Die eigenen ISnkflnfle der drei Abteilungen der Landes- 
regierung betragen zusammen die Summe von 797 503 fl. Es ist 
interessant, die Entwicklung dieser Einkünfte vom Jahre 1871 zu 
betrachten. 

iiu Jahre 1871 betrugen die Öesamteinkünfte aller drei Ab- 
teilungen 167 408 fl. 

im Jahre 1872 betrugen sie 156 200 „ 
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vom Jahre 1871 bis zum Jahre 1898 vemerfackt haben. Die^ 
konaequente Wachsen der eigenen Einkünlte der autonomeu 
valtung bildet ein aicherea Zeichen ffir die gMunde EntwicU»^ 
der Verwaltang sdbat 

Yen dem Geeamterfordemiase der 9 105 384 fl. entfiB^ 
294 807 fl. auf SanitiUswesen, 832 265 fl. auf .Landatnasen- 
Waaeerbauten, 634 935 fl. fflr volkawirtschaftlicfae Zwecke, 222 735 i 
fOr die Univeraitftt, 474749 fl. fOr Mittelechulen, 179029 i ^ 
FiKsheckulen, 401 244 fl. fOr Lehrer- und VoUnachulen. 

Diese Daten beweisen die Fttrsoige der kroatischen liUidM- 
regierung für die produktiven Zwecke des Landes im engsten Siw» 
dos Wortes, namentlich fiir die volkswirtschaftliche und die kulturell* 
Entwicklung des Volkes. 

2. Das Gesetz vom 7. M;d 1898 «her die Regelung 
äiisperen Rechtsverhilltnisse der evangelischen Kirchen 
der augsbiirgischfMi und lielvetischen Konfession in d^'^ 
Königreichen Kroatien und Slavonien. 

Da in Kroatien in 20 Gemeinden hlos 36 000 evangeli?^''^ 
Christen leben, welche im ganzen Lande verstreat sind, und 
meisten von ihnen auch vor diesem Gesetze zu den ungarischen 
Kirchengemeinden gehört haben, bestimmt das Qeuetz, daas ^ 
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evangelischen Kirchcngenicinden der augsbiirgischen und helvetisclien 
Küufession in den Königreichen Knjaticn und Slavonion einen 
integrierenden Teil der Kirchen derselben Konfessionell in den 
Ländern der ungarischen Ki-one VnhJcn. (§ 2.) 

Um die Äuton<»mie Kroatiens in dieser Beziehung zu sichern, 
Dormiert das Gesetz den verfassungsmässigen Einfluss des kroatischen 
Banus (§2) bei der Schaffung der kirchlichen Gesetze der evan- 
goUschen Christen innerhalb der Grenze der Landesgesetze und 
namentüch bei vollkommener WQrdigung der staatsrechtlichen SteUung 
Kroatiens unter den Ländern der ungarischen Krone. 

Endlich normiert das Geaets, class das jua aupremae inapeotioiiia 
im Namen des Königs vom Banus nach den Bestimmungen der 
I^deagesetae ausgeübt wird (§ 3). 

b) litetatnr. 

1. A. RnSnoT, Zakon o pobijanju pravnih djela glede 
imovine inaolventna duinika od 24. oiujka 1897 1 
ste^ajni lakon od 28. o2ujka 1897. (Kommentar zum An- 

feebtungsgeeetze vom 24. März 1897 und zum Konkursgesetze 
vom 2S. März 1897.) Agram, S^. XIV., 382. 

Der unermüdliche Verfasser des Kommentais hat sieh gleich 
naeh (ler Proniulgierung oliiger Gesetze an die Koninientiening 
dorsr'l^^en gemacht, um dcui i.rak tischen Richter einen guten Weg- 
weiser an die Hand zn geben und ihm dadnrcli einerseits die 
leichtere Aneignung und andererseits die richtige Anwendung der- 
selben zu ermöglichen. 

Durch seinen Kommentar hat der Verfasser einem grossen Be- 
dürfnisse entsprochen und seine Aufgabe, die er sich gestellt tiat, 
erfüllt, wie es die grosse Verbreitang des Werkes am beeten beweist 

2. Dr. Fr. J. Spevec, Tumad zakonu od 24. o2ujka 1897 
0 pobijanju prarnih djela glede imovine inaolventna 
duinika. (Systematiacfae Darlogrung des Anfechtungsgesetaes vom 
24. Uän 1897.) Agcam, 8«. 124. 

Dr. HudroT^i<f, der Verfasser des Anfechtungsgeseties, 
insserte sich Uber dieses Buch in der Monatsschrift des kroatischen 
Juristenvereines (XXIV. Jahrgang, Seite 181 fdg.) folgendermassen: 
Dieaea Werk von Fkof. Spevec ist uns zur rechten Zeit gekommen, 
da es una geradesu notwendig war. Dieser Gegenstand ist hei 
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uns neu, weshalb wir das Buch ron Spevec mit Freuden begrilaseB, 
weil er durch sein theoretiachea Wieaen wie auch dadardi, duB 
er bei der Sohaffang des Gesetzes wesentlich mitgewirkt hat, in 

der ersten Reihe berufen war, uns durch dieses noch unbekannte 
Feld des Civilrechtes zu führe». Unser Anfechtungsgesetz lehnt 
sich zwar, was s])ezicll seine Prinzipien anWelanf^t. an das luigariache, 
üstoi-n'ichii=icho und das deutsche Gesetz an, aber einerseits wei'>ht 
es in manchen wesentlicheu J'iinkten v(in ihnen ab, andererseit-- ist 
das rjvilreuiit in Kixmtien, mit welchem das Anfechtungsrecht in 
engster Verbindung steht, verseliiedon von jenem in Deutsehland, 
wo die Literatur des Änfeehtungsroelites am stärksten vertreten ist. 

Das Blich von Si>evec hat liaupteächlich zwei Vorzüge: Erstens 
ist es systematisch und nicht zu weitläufig, so daas man schnell 
das Oesamtbild unseres Anfechtungsrechtes fassen kann, zweitens 
ist es erschöpfend. Kaum wird es in diesem Zweige des Rechtes 
eine wichtigere Frage geben, die nicht erwähnt wurde. Bei dsD 
wichtigsten Punkten sind axaa&r der Mdnung dea Vei&asers auch 
die divergierenden Ifeinungen der anerkannten Autcwen erwfthnt 
Ausserdem ist die einsdilägige deutsche und DaterreiGhische Uteratar 
in solchem Hasse berOcksichtigt, dasa jeder, der tu irgend einer 
Beziehung aua diesen Literaturen schöpfen will, in diesem Buche 
einen vertrauenswürdigen Wegweiser finden wird. 

Der YerÜBaser hat auch die Entscheidungen des deutschen 
Reichsgerichtes im Auszüge angeführt, wobei er wegen Versdüeden- 
heit des Rechtes sehr vorsichtig vorgegangen ist. Obwohl dts 
Buch systematisch geschrieben ist, wird auf die praktischen Juristen, 
welche an die exegetischen Kommentare gewöhnt sind, dadurch 
Kücksieht gen*)mnien, das.-> sich das System des Veiiassei^j dem 
Gesetzes-Systeiue sehr nfthej-t, dass zuerst der Gesetzes-Text ab- 
gedruckt ist und dass unter jetb^ni Paragraphen diejenigen Seiten 
angeführt sind, wo im Systeme über die betreffende Bestimmung 
gesprochen wird. 

3. Dr. lSiiovi(5, Kazneni postupnik od 17. suibnja 1875. 
(Die Strafprozessoi-dnung vom 17. Mai 1875.) Agram, 8*. XIV, 386. 

Der Textausgabe des Gesetzes habe ich alle auf die Straf- 
prozessordnung bezughabenden Yerordn\mgen der Justizabtefliug 
der kroatischen Landesregierung sowie die Zirkularverordnungen 
der Banaltafel (des Oberlandesgerichtes) beigefügt und die be- 
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treffenden Entscheidungen der Septoniviraltafol (dos kroatischen 
Kaö&ationshofef!) und des österreichischen Kassationshofes unter der 
Linie im Auszüge angeführt. 

4. F. Haladi, Zakon od 25. travnja 1894 o urt'djenju 
zemljistnih zajedmica i zakon od 1. siecnja 1895 o uredjenju 
pleminite obrine turopoljske. (Kommentar zu dem Gesetze 
Tom 25. April 1894 über dit ' Vpuiisation der G nmdgemeinschaften 
und zu dem Gresetze vom 1. Mai 1895 Ober die Oiigaiusation der 
adeligen Gemeinde von Turopolje.) 

Der Yerfoseer ist Befere&t Aber die Organisation der Grund- 
gemeinHchaften bei der Wirtsebaftssektion der inneren Abteilung 
der LAndesregierang. Da es sieh hier um die Einttiining der 
neuen Oesetxe, über die ich im Jahrbuoihe (Jahrgang II, S. 411 ff.) 
berichtet habe, handelt, '«rar es ebenso fQr die Organe der Ver- 
waltung als auch für die Parteien die erste Voiaueaetsuug der 
richtigen DarchfQhrung dieser Geseixe, dass ihnen die Gesetze samt 
den VoUzugsTerordnungen und der Kommentar zu denselben in die 
Hand gegeben wurde. Um diesem BedOrfeisse zu entsprechen, ver- 
fasste Ualadi seinen Kommentai-, dessen Hauptvorzüge die Voll- 
ständigkeit uud die leicht fasülichc Darstellung sind, wodurch er 
auch dem Nichtjuristen von Nutzen sein wird. 

5. Dr. MaRovri^-, II diritto tavolare uiateriale. Mit 
dieser Monographie verfolgte der Verfasser den Zweck, das italienisch 
lesende juristische Publikum mit den verschiedenen An«ie]ittMi der 
wichtigsten österreichischen Juristen ül>er diese Materie bekannt zu 
machen, selbst etwas zur Losung der Frage über die Kollision des 
fixierten und des Tabular- Besitzes beizubringen und die jüngeren 
Juhfiten zum Studium dieser Frage zu veranlassen. 

^ Dr. V. BogiSi«^, OpSti imovinski zakonik za knja^e- 
▼inu Crnu Goru. Novo zvanid'no izdanje. (Das allgemeine 
Gesetzbuch Aber Vermögen. Neue amtliche Ausgabe.) Cetinje 1898. 

Dr. K. conte VojnOTi<f bespricht in der Monatschrift des 
kroatischen Juristenvereines (Jahrgang XXIV, 8. 374 fl.) die neue 
amtliche Ausgabe dieses Gesetzes. Zuerst konstatiert er, dass 
dieses Gesetz bei seinem Erscheinen nicht nur von den slavischen, 
sondern aacb von anderen Rezensenten lobend hervorgehoben wurde. 
Die wissenschaftliche Kritik hat die Originalitftt der Grundgedanken, 
sowie dee Systems des Gesetzes, die iSnfQhrung des GewohnheitS' 
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rechtes in dasselbe, die Spenalit&t der ▼eraohiedenen kodifiaerten 

Nationalbestimmungen, die Art und Weise der Ausführung sowie 
Verschinolzunp^ nationaler und fiemder Elemente allgemein hervor- 
gehoben. Diü slavische Kritik hat aber noch inabe&ondei-e aufmerk- 
sam gemacht auf die technischen Ausdrücke, auf die Eleganz, 
Popularitllt und lUirchsielitigkeit der Sprache, so das^^ in (lu r-or 
Beziehung di» ^.t s (lrs» t/,l/U( li in der slavischen Kodifikation einzig 
dasteht. Das Gesetzbuch wurde in die deutsche, französische und 
spanische Sprache übersetzt und bald wiitl auch eine italiemacha 
Übersetzung folgen, wenn sie nicht schon erschienen ist. 

Der V'erfasser selbst hat auf die Initiative des Fürsten die 
aweite amtliche Ausgabe besorgt Diese Ausgabe beweist, dass die 
sehnjAhrige Praxis die Rezensionen der Theoretiker in den Emptr 
pankten besüLtigt nnd dass diejenigen geirrt haben, die glaubten, 
dass die montenegrinisohen Biditer nicht im Stande sein würden, 
ein systematiBohes Gesetz anauwenden. 

In der neuen Ausgabe sind einige YeiftnderuDgen in den 
Einzelheiten voigenommen worden, welche, wie das ESnf&brungB- 
Platent des Fürsten su der neuen TervoUst&ndigten Ausgabe richtig 
bemerkt, den Wert und die fiedeutuug des Qesetses eihOhen. Jn 
dem Einffihrungs-Fatente wird ausdrüotdidi hervorgehoben, da» 
durch die vorgenommenen Verändenmgen in einzelneu Artikeln das 
Wesen des Gesetzes gar nicht altcriert wurde und dass sojiar die 
äussere Anlage desselben (die Einteilung des Iidialtes, die l^ihoii- 
folge der Hauptstücke und die Zahlen der Artikel) unberührt 
gelassen wurde. 

Die Veränderungen ktjnnen in zwei Gruppen geteilt werden, 
<lio einen sind inateriell, d. h, sie betreffen den Inhalt der Norm, 
und die anderen formell, d. h. sie betreCTen die Sprache, den Styl» 
die technischen Ausdrücke u. s. w. 

Die DMisten materiellen Veränderungen kommen im zwett'^n 
Buche, welches über das Sachenrecht bandelt, vor. Das erkUrt 
sich dadurch, dass hier das Vorverkauisrecht, welches ausschliess- 
lich auf dem Gewohnheitsrechte basiert ist, normiert wsr, und in 
der erstoi Ausgabe blos in den Hauptafigen kodiflciert wurde, da 
man die nähere Ausfflhrung der lebendigen Praxis flberlassen hat 

Wo es mdgltch und notwendig war, beruhen die vorgenommenen 
Verftnderungen auf der Basis des Gewohnheitsrechtes. Die Haupt* 
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Veränderung auf (liosor Basis ist diejenige des Artikels 690. Die 
rrsto Ausgabe machte entgegen der alten Gewohnheit nach Muster 
der europäischen Gesetzgebungen das Becht der Frau über ihr 
Vermögen zn verfügen von der Einwilligung des Manne« abh&ngig. 
Die neue Ausgal- ' h\\ -lio alte powolmheitsrechtiiche Norm wieder 
aufgestellt und der Frau das freie Yerffigangsreoht über ihr Yeiv 
mögen gegeben. Dieses freie Verfflgangsrecht ist nur im E&lle der 
Schenkung inter vivos beschrfinkt, welche Beschränkung eine logische 
Folge des Artikels 483 ist, nach welchem die Fmn zu Lebzeiten 
des Mannes auoh in der Annahme der Geschenke beschränkt ist 
Aber auch dieses Recht kann dem Manne im Falle der unberech- 
tigten Ausübung desselben genommen werden. Es ist kaum zu 
erwähnen notwendig, dass der Yerhss&t audi bei der zweiten 
Ausgabe, was die Khurfaeit und Eleganz der Sprache, die Natürlich- 
keit und die Konzision des Styls anbelangt, der ersten Ausgabe 
treu geblieben ist. Es würde nücli zu weit fuhren, wenn ieli allo 
Veränderungen der noiion Ausgabe berühren wollte. Auch da«, 
was ich sagte, genügt, um auf diese neue vervollständigte Aus- 
gabe des müntenegi'inisi heil (resetzes und auf seinen Verfasser, den 
besten Keiüior unseres Gewohnheitsrechtes und unserer Rechtsge- 
Bchichte, aufmerksam zu machen. 



Persien. 

Referent: Dr. James Greenfield, Tebris. 



a) Regierung und LandesYerwaltmig. 

Die abgesonderte und herausgerissene Darstellung der Gesetze 
und Rechtsprediung Petsiens aus einem Jahre würde, ganz ab- 
gesehen von allen damit verknüpften Schwierigkeiten, die Gefahr 
der ünUarhdt und Unverständlichkeit in sidi beigen. — In 
diesem noch auf den untersten Stufen der Entwickelung stehen- 
den Staat ist von einer Teilung der Gewalten, von einer Aus- 
einanderhaltung der richterlichen, administrativen und legis- 
lativen Funktionen des Staates noch keine Re<le. Alle Teile 
der Vr-rwaltung i. w. S. sind ineinander verwachsen und wirr 
durcheinander geworfen. i)a jedoch Verfasser dieser Abhandlung 
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in nicht feruor Zukunft eine iiusführliche Darstell uni; der per- 
B!*?flien Slaatsverfassuntr drT nffentlielikeit 7.n üljerLrehfn hofft 
und mit Rücksiclit auf die liauni Verhältnisse des ,^uliil»iiehe'^", 
wird er sich mit einer kurzen Skizze der übrigen Staatsei uncii- 
tungen begnügen, um dann gpezieiler auf das persische Oerichts- 
wesen einzugehen. 

Pereien winl heutzutage im wesentlichen noch ebenso ver- 
waltet, wie vor vierundzwanzig Jahrhunderten unter Darius.*) Die 
Eroberungen fremder Racen, die inneren UmwfilzangeD und der mit 
Waffengewalt errungene Sieg des gotischen Büam Aber den etD» 
heimischen Zoroasteiglanben veigingen, nur Teraohwindend geringe 
Spuren der Veränderung in der Begterungsweiee zurflcUatteiid. 
Auch die BeformTersuche des grossen Herrschers — Käser eddin 
Schah — vermochten nichts an dem herkömmlichen Bau des Staats- 
kOipers zu flndem. Seine besten Absichten, die Verfassung und 
Verwaltung seines zurQdkgebliebenen Rei<^es aus ihrem primitivra 
Zustande zu erheben und dem Vorbilde europftischer Staatseinrich- 
tungen näher zu rücken, scheiterten an der Unwissenheit des Volkes 
imd an der Unzuverläsaigkeit des Ikanitenstandes. Lau L.;zai berdar 
nist (d. h. Persien wird nie Ordnunp: ainiehmen) ist die im Linde 
hen-srhendo Ansicht, welche unter dem Dnickc des konservativen 
und fatallstifphon Ovistes des Orients ganz konsequent zu dem 
Schlusäsitz führt: „wio es uns übcrkouimeu ist, so wird es auch 
weitergeilen". 

Infolge dos muharamedanischen Gesetzes der Abgeschlossenheit 
der Frauen, welcher Gebrauch dnem Jeden verbietet, in die Harem- 
verh&ltnisse einzudringen, des Vorurteils, dass das Abzählen eines 
Stammes oder einer Familie ein Unglück hervorruft, und infolge 
der mangelhaften Z&hleinrichtungen ist die Zahl der Bevölkerung 
Persiens nur sch&tzungsweise und ungefähr anzugeben. Nach 
Schindler bel&uft sie sich auf neun Hillionen. Eine wahrhaft ge- 
ringe Anzahl für ein Land von 1647 070 Qlcm Ausdehnung. Es 
haben nicht Zeiten gefehlt, zu welchen dasselbe Land das Hehrfu^e 
dieser Menge auf sich trag und sie in viel retchlicherer und e^ 
giebigerer Weise unterhielt Doch die den Dynastiewechseln des 
vergangenen Jahrhunderts vorangehenden und folgenden blatigsa 



') VgL Oobineau; liibtouü de Perse 186b Bd. U S. 37. 
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Kämpfe, sowie die darauffolgende >fis8wirtöchaft forderten viel Opf. i-. 
Die Bevölkerung Ijesteht aus allon den Raeon, welche nacheinander 
in das Land eindmiip:cn oder in dasselbe als Gefongene gebracht 
wurden. Araber, Turkotataren, Torkmenen, Kurden, Armenier, 
Neatorianer, Juden eta etc. Ferser ungemischten Blutes finden sich 
nur sehr wenige im Süden des fidches. 

Die Bevölkerung zerfAllt in drei — in ihrer Besdiftfiigung, 
ihrer Lebensart, in ihren Rechten und Pflichten gftnzitch von ein- 
ander Terschiedene Stftnde: StSdtebewohner (schabernischin) ca. 
30^0« Bauernstand (dehnischin) ca. 35^0 ^^'^ Komaden 
(tschademischin) ca. 35% der GesamtbevOlkerung. 

Die Stadtebewohser sind bis auf einige Handwerker und Klein- 
hindler steuerfrei. Ihrer Anzahl, höherer Bildung, ihren gemein- 
schaftlichen Organisationen und der Nähe einflussreiclier Gei8tlich- 
keit verdanken sie einen viel grösseren Grad von Freiheit und 
Sicherheit, als er deu Bewohnern des platten liandos zu teil wird. 
Trotz unbeschränkter GewerlH^fifilioit sind die Kaufleutu wie die 
verfichiedciien Handwerker organi.sieit, deren gewählte Vorstände die 
Interessen des Faches vertiefen und gewisse schiedsrichterliche und 
polizeiliche Befugnisse haben. 

Die Bauern, znm grössten Teil ohne ei^2:enen Gnind und 
Üoden in den DGrfern des Grundadels (arbabi), der Moscheen (vachf) 
oder der Kegicnmg (chalessa), sind der Gerichtsbarkeit und der 
polizeilichen Obrigkeit ihrer Grundhoren unterworfen. Wenn auch 
dieses Jahrhundert erhebliche Milderungen ihrer Lage herbeigefQhrt 
hat« sind sie doch nodi bei weitem nicht sichergestellt vor der Willkür 
ihrer Herren.^) Ihre allgemein anerkannten Rechte, wie z. B. das 
der Freizügigkeit, werden in der Regel miseaohtet Selbst die 
Bauern, welche den eigenen Boden, den sie ^on dem Grundherrn 
aiig!skauft haben, bebauen, sind nicht den Ungerechtigkeiten der 
nahen einflussieicben Gutsherren entzogen. Wie es in einem feudal- 
agrarischen Staate unvermeidlich is^ wird fest die ganze Steuerlast 
auf die Schultern des Bauernstandes herabgewälzt. 

D.Ulk dem Zns>ainiueidialten der Stämme, ihrer Tapferkeit 
und Beweglichkeit können die Nomaden als der fi-eiestc Stand be- 

<) Besonders da in der letztcu Zeit viele DSlfer in die Hündo eiufluss- 
reicher Geistlicher übergegaugeu sind, welche sich wenig um Jio Einwendung 
das Banem „rayabi 8ohah>em'* (ich bin nur Unterthau das Xöuigs) kümmem. 
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zeichnet werden. Jodor Stamm zerfällt in Ahtoilnn£::on nni] ünter- 
abteiluiigen und hat ein Stammeshaupt, in ihi^en inneren Angelegtu- 
haiten haben sie weitgehende Autonomie. Die vereinbarten Steuern 
werden — wenn friedlich — durch den Häuptling (Eldmn-I der 
Regierung cntrichtot, auch wird die veKMiiltarte Ansaht H i' 1 
Soldaten gestellt Unter den Nomaden findet man noch vielfach 
Spuren patnarchaliach-demokntischer Selbstiegierung. 

Einen eigentlich«! Adelatud besitst das gegenwftrtige Fecneo 
nicht. Die Adel^tel Chan und Bey, sowie andere in Feniw 
Qbliche Titel, wie „Ange des Bdches**, „Vertrauter des EOnIgs'' eta fllci 
werden gegen Zahlung, ftist ohne Rücksicht anf den Empftoger, 
fiberreichlich vergeben. Auch ^on einem Gmndadel ist nicht la 
reden, da die meisten Güter in die Hftnde der Kaufleute «od 
Priester fibergehen. Wenn auch die Wfirde der Stammeshinptiiiigs 
erblich ist, so führen doch nur wenige von ihnen ihren Stammbsim 
bis zu den mongolischen und sassanidischen Zeiten zurück.^) 

Soit der Recrierung des Nader-SchaU und dos BegrDnder? der 
gegenAvärtigoii Dynastie Agha-Mnliammptl-Schah (Eüde des vorigen 
JahrhuudeiLs) zielt die Politik der Herrscher Persiens auf eine 
Schwächung des geistlichen Standes , welcher unter den Sufavkkn 
(ir)02— 17B6 n. Ch.) eine l)e<iroliliclie Stärke errcielit hatte. Viele 
Kircheng^iter wurden ihrer Verfügung genommen und ihrer Gerichts- 
hoheit engere Grenzen gezogen (s. unten). Die Richter-Priester werden 
nunmehr von der Reg^enmg ernannt imd besoldet. Die höchsten 
Geistlichen (mudjtehid) erlialten ihr Dijilom imd ihre Emennung 
von den grossen Gelelirten in Kerbek und Nedjef (heilige Orte der 
Schiiten in der Türkei). In den grosseren Städten befindet sich je 
einer oder mehrere derselben. Der Stand der moUaha (der niedfigeo 
Geistlichkeit) ist ein freier, ^ne eigentliche Organisation iiat der 
Priesterstand m'cht, und nur einige der höheren Geistiüohen geniefiBW 
bei dem Volke Sympathie. 

Das YerhSltnis des Schahenschah (König der Könige) zu seineni 
Lande ist patiimbnial, und diejenigen, die in demselben wohnen, «od 
seine ünterthanen und seinem unbesdirSokten Willen unterworf»- 
„Diese Einzelperson", sagt der bekannte persische Staatsmann Meloofli' 
Chan 2), „in dem Besitze dieser schrankenlosen ^cht denkt sieb wU" 

•) Vgl. Folak: Persien 1865 Bd. I 8. 35. 
*) Briefe 8. 6& (Manoskript) 
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kommen berechtigt, zu bcIimUimi über Ldioii und Veritiöj^en von zwanzig 
K'^nir (K^nir = 500 OOO) Mfiisclicii und über die Einkünfte des 
ganzen Erau, wie es ilmi gerade gut dünkt." Andrerseits sind unver- 
kennbar die Schranken, welche seinen Absohitismus eindämmen. £r 
hat nach den islamischen Ansichten kein Recrht der Gesetzgebung — 
die Gesetze sind in den heiligen Büchern ffir ewig festgesetzt (s. 
unten). Seine heilige Natur und sein göttliches Wesen, daa von den 
Altpersem yerehrt wurde» fielen den entgegengesetzten Anschauungen 
des Islam zum Opfer. Er ist weder Oberhaupt der Kirche noch oberste 
Instanz in kirchlichen und piiester^richterlichen Sachen (s. unten). 
Nidit minder beengt die von der Geistlichkeit geleitete Öffentliche 
Meinung seine Willkfir. ,^ie hat man geglaubt, dass der Monaroh 
anders als unter nach Qesetz und Gebrauch ▼orgeschriebenen Formen 
handeln müsse, wenn er das ISgentum oder Leben einem sein«: 
Unterthanen nimmt) der nicht in seinem unmittelbaren Dienste steht.'* 
3fit Bezug auf diejenigen, welche sich in seinem unmittelbaren 
Dienst befinden, sind ihm keine Schranken gezogen.^) 

Die Thronfolge in Fcrsien gründet sich herkömnilioli auf den 
freien W'illtMi des Herrschers und zwar wird regelmässig zum 
Tliruiifuluer ein Deszendent ernannt. Die Wahl fällt gewöhulicli 
auf den ältesten Solm von oinor fürstlichen Gemahlin. Nach den 
Gnindslitzen des Islam ist eine Franenerbfolge ausgescldossen, lü 
neuerer Zeit wird auch das Repräseutationsm'ht l)eobachtet. 

Alle Ämter werden jährlich am novruz-Fest (Frühjahr^ T i«:- 
und Nachtgleiche) neu besetzt Sie worden gegen grosse Gt s( henke 
Tergeben und sind mfissig besoldet, welche Umstände zum Teil die 
Bestechlidikeit und Unzuverlissigkeit des Beamtenstandes erklftren. 

Die „erste Person im Staate ist der GrossTCsier"* Er ist Er- 
Bilttler und Vermittler des königlichen Willens und die meisten 
Staatsgesehftfte werden direkt von ihm erledigt Dafür ist er seiner 
Majeetftt gegenüber für alles venuitwortlich. 

Nasereddin-Schah rief die Fachniinistcrien ins I>eben und dachte 
durch Abschaffnn^' des Grossvezierpestens die Gefahr, welche mit 
der Anhäuiiiiig aller Macht in der iianti einer Person verbunden 
war, für immer zu beseitigen; Ibüb naeli Absetzung des Gru:^s- 

') Malcolm : History of Persia. (Deutsche Übersetzuug iÖüO.) Bd. 
U. 8 341. 

60 
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vezieia Mirza-Agha-niian bikloto er oin Staatsniinisteriiim von 6 
Mitglie'lern , deren Cberwachmii^ lt sirli selbst vorbehielt. 1866 
beiBrrenzto er genauer die Aufgalion der einzelnen Ressorts. Nach 
Rückkehr von seiner zweiten Eiiropareise versuchte er luiter drei 
Personen alle Staatsgeschäfte zu verteilen. Aber diese und äkiilicbe 
Bildungen vermochten nicht auf die Dauer das Gross vezierat zu er^ 
setzen, welches unterdessen auf kurze Zeit einige mal wieder besetzt 
wunle, um schliesslich seit den achtziger Jahren wieder die BegA 
zn bilden. Auch jetzt werden &at alle wichtigeren Staatsgesclilfte 
von dem OrossTesier versehen. Die Ressortminister sind blosse 
Figuren — im gflnstigsten Fall Ablmlnngsehefs des Grossvezierats. 

Biederer bemerkt Ober die Ministerien : Der ist ein Justiznunister, 
der den Mndjtehids, obersten geistlichen Richtern, nichts zu sagen 
hat) ein Handelsminister fQr ein Land ohne Handel und Industrie, 
mindestens ohne den geringsten Einfluss darauf, ein Hinisterium 
des Innern ffir ein Reich ohne Terwaltungsorganismus und Vo^ 
Schriften, ein Finanzminister ohne auch nur eine einzige Staati^cassa. 
Der Minister der Douane und jener des Telegraphen wesens sind 
General Pächter dieser Institutionen, die dem 8t hah die Pachtsumme 
zahlen und ihre Ressorts als I'i ivattzeüchäfte betreilR-n. Es be- 
stellen wt'itcr uin-h Ministorieu der Post, für die Mos<?het'gütpr, für 
dir l'rnsionen etc. 1871 erriohtet Nasereddin-Scliah einen Sta.il- 
rat (dar-el-schu'ra) — \vohl in der Absicht der Trennung der 
Gewalten. Diesem legislativen Körper gegenüber sollten der 
Ministerrat (ina<ljlisi-vuzei-a) und das Kabinet (derbari-a'zam) di-^ 
administrativen Funktionen des Staates leiten. Aber Unwissenheit 
führte — sagt Melcom-Ohan — zu einer nnentwirrbaren Konfusion. 
Jeder dieser Körper suchte zugleich Gesetze zu erlassen uud auch 
ihre Verwirklichung durchzusetzen, bis sie schliesslich in eioander 
aufgingen. Die Befugnis des Staatsrats beschrankt sich auf die 
Beratung der VoUstreckungsweise der bereits beschlossenen Befehle 
des Schah. Nach der Rückkehr von seiner eisten Europareise re- 
organisierte zwar Nasereddin-Schah wahrscheinlich nach mssischem 
Vorbild diesen Körper. Aber keiner von den schOn kliogendea 
Paragraphen des zu diesem Zwecke erlassenen Bescripts wurde je 
verwirklicht 

Die Provinzen werden durch von dem Schah ernannte Genenl- 

goiivenicure venvaltet, denen Kommisaare d^ Fachministerien zur 
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Mitwirkung beigegeben werden. Den Prinzen aus dem königlichen 
Hause, welche Statthalterschaften inne haben, wird ein vcrantwort- 
hoher Vezier beigesellt. Unter Fath-Ali (Schah 1797 —1834), waren 
fast alle Provibzen in Hftnden von Prinzen. Jelst weniger. — Die 
Generalgottvenieure besetzen ihrerseits die Gouveineurposten ihrer 
Besirke. 

Chef der Verwaltung der grösseren StSdte ist der von dem 
Schah eingesetzte Beglerbegi. Diesem sind unteigeordnet die erb- 
lichen KedHdmdayi-mahalle's (Chefs der Stadtviertel), weichen die 
Polizei ihres Quartiers obliegt und der Daragha, der für Ruhe und 
Ordnung and die Nachtwachen in den Bezirken zu soigen hat 

b> GeMtsgetmiig. 

Von einer gesetzgebenden Thfttigkeit eines mnhammedanischen 
Staates zn sprechen, wäre verfehlt. Der Koran ist das Oesetzbuch 
sowohl für die religiösen als auch für die biirgeiiidieii Angelogeu- 
heiten*) und seine Glaubenssätze und Ret litssätz(> sind aU Austluss 
des göttlichen Willens absolut und uiial)äuderlich. — Für die 
schiitisehen Perser k uiuien in Betracht nach den Oebotea des 
Komn die K;ntsclu:'idungcn der Imame (chadis), der Nachfolger Alis. 
Sie vorwerfen mit der Heehtruä.ssigkoit der ersten Clialifeu auch 
ihre Tradition (Sünna), auf welcher /.mn Teil die vier muham- 
medanischen Rechtsschulen aufgebaut waren« Der Schiismus von 
Schah Ismael (16. See) dem ersten Sefaviden zur persischen Staats- 
religion erhoben) hält die ersten drei Nachfolger des Muhammod 
für Usurpatoren, die Ali (Schwiegersohn des Propheten) seines Vor^ 
rechts auf das Chali&t beraubt hAtten. Diese Chadis (Entscheidungen 
der Nachfolger Alis) wurden, nachdem eine Heihe von Rechts- 
geldirten vom 3teu bis 7ten Jahrhundert der Hedjira an ihrer 
Bedaktion gearbeitet hatten, von El Mobakkik (geb. 603 der Hedjira) 
unter dem Titel „Scheraiet-el-Islam fl messail el-hellal v'el haram** 
(islamische Bechte Aber erlaubte und verbotene Punkte) codificiert 
und werden in Peisien der Rechtsprechung der Scherah^höfe (s. 
unten) xu (hunde gelegt. 2) 

') Vergl. Kremer: Oesdiidite der herrschenden Tdoon deii hdam (1868) 
B. 176 und Toriiaiiio: Das moslemische Rocht (1855) S. 15. 

') Vergl. i^uerry: Droit inuselmau (1871) 8. V. D'mm Werk bietet 
eine Übersetzung des El-Mohakkik. 
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Xasfro(]»liii-Srliaü vcisuchto <lioso Schranke zu hi-oohen. indem 
er für <lit» ulliiialilii h an Stärke zum'hin.it'l'Mi wclUicheii lierichL'^ 
hofe (h. uiit' ii ) L-iü mehr den Ziistäntien t"n(s]ircohont]ts (i '- tz- 
liuch zu schatten suchte. Die bereits in Ant,nifT genoniir.i ü-- Cber- 
setzung des co<lo Napoleon wurde jedoch Imld wieder im Stich-? 
gelassen und die Ahsiolit, duix-h den Staatsrat die Regierung auf 
ein gesetzliches Fundament zu stellen, blieb unrealisicrt. Der 
Übertritt eines Gläubigen wird mit dem Tode beetmft Den 
AnderaglAubigen und insltosomlere donjonipeti <retrennl>er. welche 
sich XU einer C)fFcnl>arung bekennen, ist der Islam ziemlich lol^^rant, 
wenn ee auch in der Wirklichkeit an Verfolgungen nicht gefehlt 
hat und auch gegenwärtig an Bedrflckungen ihnen gegenflber nicht 
fehlt Es wird ihnen in ihren inneren religifisen und GeiiMiD<]e> 
Angelegenheiten nicht geringe Selbsttlndigkeit gewährt 

Zur Regelung des Erwerbes und Verlustes der peniflchen 
Staatsangehörigkeit wurde In neuester Zeit folgende Veroidoong 
erlassen: 

L AllCf die in Persien geboren sind, gelten als persiflche 
Unterthanen, es sei denn, dass ihre Eltern oder auch nur ihr Vater 

zur Zeit ihrer Gebiu-t Ausltoder waren. Im letzten Falle werden 

auch .sie für Ausländer angesehen. 

IL In Persieii geborene Kiiulbr \on Ausländern können nach 
erlangter Volljäliri<;kpit — auf Ansueiieu bei der Kegierung — 
persische Untertli;ni( fi worden. 

TIT. Wünscht ein Ausländer die persische Staatsangehörigikeit 
zu erwerben, so niuss er 

1. volljälirig sein, 

2. fünf Jahre ununterbrochen sich in Persien au^^teo 
haben. £r darf 

3. nicht wegen Verbrechen in seinem Heimatlande ver- 
ui-teilt worden und 

4. kein Deserteur vom Militärdienst sdn. 

Ein 80 Befähigter kann auf Ansuchen bei der zustSadig^ 
Obrigkeit persischer Unterthan werden. 

IV. WQnscht ein Ausländer, ohne sich in Persien su^ehsifFD 
zu haben, in den persischen Staatsverband zu treten, so kuui mi^ 
Genehmigung der persischen Regierung ane Ausnahme von der 
Regel gemacht werden. 
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V. Ein persisch«* üntertfaan, dessen Vater in einem fremden 
Staate naturalisiert worden ist oder der selber in einen fremden 

Siaatsverhand getreten ist^ kann seine persische StaatsaDgehörigkeit 
■wiedererlangen, ohne den Bedingungen der voiungelieaden Artikel 
zu unterliegen. 

YI. Eine Ausländerin t;('ht in die Stiiatsanpreh^^rigkeit ihres 
Gatten Ober, wenn sie einen Ferser heiratet Aber nach der 
Scheidung von ihrem Gatten oder nach, seinem Tode kann sie 
wieder ihre frUhere Nationalität aufnehmen. 

vn. Eine Ausländerin, die mit einem Ausländer yerheiratet 
ist, binn nur dann persische Unterthanin werden, wenn, ihr ILuin 
zugleich mit ihr — entsprechend den Bedingungen dieser Verord- 
nung — seine Staatsangehörigkeit wechselt 

VIII. Ein im Ausland sich aufhaltender persificher Unterthan 
kann seine Staatsangehörigkeit wechseln, vorausgesetzt, 

1. dass er nicht iinter einem Urteilsspruch der persischen 
Gerichte wegon Verbrechens steht, 

2. dass er nieiit entwichen ist, um einem gegen ilm ein- 
gesetzten gerichtliehen Prozesse ans dem Wege zu gehen, 

3. dass er kein Deserteur vom Militärdienst ist, 

4. dass auf ihm keine Verbindlichkeiten ruhen, denen er 
durch Wechsel seiner Staatsangehörigkeit su entgehen 
sucht 

Im Falle der Nichtbeachtung dieser Voraussetzungen wird der 
Wechsel der Staatsangehörigkeit far null und nichtig erachtet und 
nach ihrer Bfickkehr nach Persien wird die betreffende Person wie 
ein persischer Unterthan behandelt 

IX. Ein pei-8i8<!her Unterthan bedarf, um als Fremder naturalisiert 

zu w. rdeii — ausser der Erfüllung der obigen Bedingungen - , 
nocli der besüudoren Einwilligung beiner Majestät des Schah. Einem 
persischen Unterthan, der im Ausland sich hat naturalisieren las-sen, 
ohne zuvor die Einwillignng seiner Majestät des Seliah eingeholt 
zu halten, soll niclit rilaul»! werden, nach Persien zuiüek/.nkehren, 
und er muss alles Grundeigentum, welches er in Persieu besitzt, 
Tcräassem. 

X. Wenn ein persiecher Vater seine Staatsangehörigkeit wechselt, 
ao ändert das oichtB an der Staatsangehörigkeit seiner Kinder, 
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wdofaen Alten sie auch sein mUgen. Kinder, ivelehe gebaren 
werdeOf nachdem ihr Vater in einem fremden Staate naturalineit 
wurde, erlangen die neue Staatsangehörigkeit Ihres Vaters. 

XL Eine mit einem AuslAnder verheintete Pereerin geht in 
die StaatsangehOrigiceit ihres Gatten über. Sie kann aber naok 
einer Scheidung von ilirera Gatten oder nach seinem Tode — auf 
Ansuchen l)ei der jjersischen Kegierung — in ihren ureprüngliclieii 
Staatsverband zuifUktreten. Sollte ßie dann al>er von neuem 
wünselien, ihre Staatsangehörigkeit zu wechseln, so hat sie sich an 
die Bedingungen zu lialteu, die diese Verordnung vorschreibt, 

XTI. Persische Frauen, welche einen Ausländer heiraten, haben 
kein Recht, in Persien (irundeigentum (irgend welcher Art) zn be- 
sitzen, noch geniessen sie diejenigen Privilegien, welche nur per- 
sischen Unterthanen gewährt werden. Sie geniessen jedoch alle die 
Vorrechte, welche traktatmAssig den fremden Unterthanen beviüigt 
worden sind. 

XUL Solche, die dem Anschein nach peesische ünterthanes 
sind, aber als Fremde behandelt su werden beanspnichen, sind ge- 
halten, ihre Staatsangehörigkeit nachzuweisen — ob ihr Verksgen 
als Fremde behandelt su werden, begrOndet ist oder nicht Bii 
SU diesem Nachweis w^en sie — gemAss dieser Verordnnng — 
{Qr persische Unterthanen angesehen. 

Xiy. Auslünder, welche in Persien ihre StsatsangehOrigksit 
▼erheimlicht haben und als persische Utttefthanen behandelt wordes 
sind, oder Orunddgentum erworben haben — das ansschlieBdiclieB 
Recht der persischen Unterthanen ist — werden als persische 
Unterthanen angesehen, und es wird ihnen nicht gestattet, freoidett 
Schutz für sich in A!i.>|jiueli zu nehmen. 

XV. Den Vertragsstipulutionen zwisdien Persien uud den 
fremden Staaten in Bezug auf dip Ausl in icr (die sich in Peraeo 
aufhalten) soll volle Beachtung gesc henkt werden. 

Die Stellung der Ansiander in Persien ist durch eine Reihe 
von Traktaten mit den fremden Machten geregelt. Die 'i>i^*- 
w&rtigen Mächte haben in Persien die Konsulargerichtsbarkeit 1^ 
wird genügen, im folgenden eine möglichst treue Übersetzung 
des russisch -persischen Handelsvertrags vom 22. Februar 1828 
aus dem Persischen zu geben, welcher Vertrsg die Grundlage 
für alle mit Peisien geachlosssenen Handelsvertr^e sptterer Zeit 
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bildet^) Im Übrigen gelten die in ihm enthaltenen Befitimmnngen 
auch fflr die anderen Nationen, naoh dem Prinzip der meistbegflnstigten 
Nation — welches gemtes den Vertragakkuaeln fflr alle bez. Nationen 
ausgemacht ist. — In der persischen Literatur findet man den er- 
wAhnten russisch-persischen Handelsvertrag abgedruckt bei: Uuhamed- 
Hassan-Ghan Sani-el-Dovlah: Mirat-el-Buldan Bd. I (1877) 8. 413 ff. 
Haxa-Taghi-Chan liBsem^el-HiülE: Tarichi-Kadjar (Bd. I des Nasegh- 
el-Tevarich) 1887 S. 211 ff. Muhamed-Hassan-Chan 8ani-el Dovlah: 
Munbazimi-nasri Bd. Iii (1883) S. 141 ff. 
Er lautet: 

I. Weil die hohen vertragschliessondon Staaten den Wunsch 
hegen, dass ihre Unterthanen alloB Voi-ieils und Nutzeuö, welcher 
aus einem frcigfgclionon Handel hervorgeht, teilhaftig werden, so 
haben sio wie f'lgt Itosehlosson, dass russische Staatsanj^fliörigc, 
welche beiderseitig anerkannte Pässe in den Händen haben, in 
allen Gegenden Persiens Handel treiben und die Nachbarländer 
des erwähnten Reiches betreten diirfon. — In demselben Ver- 
hältnis können Ferser ihre Waren über das Ka^^pische Meer oder 
auf trockenem Wege Über die rusdsdi-persische Grenze in das 
russische Reich einfahren) um sie dort su verkaufen oder ein- 
xutaufichen und andere Waren xu erwerben und aussufflhren. Aller 
der besonderen Rechte, welche in dem Reiche Sr. KajestAt des 
Kaisers (von Russlaad) den Unterthanen der meistbegünstigten 
Staaten Europas gewShrt sind, weiden auch sie teilhaftig. — Stirbt 
ein rassischer Staatsangehöriger in Persien, so muss seine bewegliche 
und unbewegliche Habe — als nissisches Qut — unTermindert seinen 
Verwandten oder Qenossen übergeben werden, Über welche die 
letsteren nach ihrem völlig freien Enneasen zu verfügen berechtigt 
sind. Sind jedoch weder Verwandte noch Genossen des Verstori>enen 
dort vorhanden, dann steht das Recht der Aufnahme der Hinter- 
lassenschaft und die Sicherstellung dorsolben dem rusBiscliGD 
Agenten. Geschäftsfüluer oder Konsul zu. Keinerlei Hindernisse 
dürfen die Gouverneure der Provinzen bereiten. 

*) Vergl Stolze und Andreas. Die Handelsverh&ltoiase PerBiens (PSter- 
naona Mitteilungen. Ergänzungnband XVII. 1684—1885 No. 77) & 64. 
Mao findet ebeodaaeltet Erl&uteniDgen so diesem Vertrag. Vergleiche den 
FienndachaftB-, Handels- und Schiffahitsvertrag zwischen Deutacfaland nnd 
Fersten v<nn U. Jmü 1873. Oeaetroammlnng & 351. 
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n. Schuldflcheine, Wechsel, BOigsohaften und andere ans 
kaufinftiiiuschen Qesohflften zwisdieD den Unterthanen bdder 
Staaten schriftlich geschlossene Vertrflge werden im rassischen 
Konsulat und bei dem Qouvenieur der Provins registriert, dsmit 
im Streitfall snr gerechten Entsoheidting des ProzesBes wie er- 
forderlich verfahren weixien kann. — Erhebt eine der Parteien 
einen Anspruch gegen die andere, ohne im Besitzt' von Pu^jieren 
zu sein, welcho in der oben erwähnten Art bescheiniget sind und 
daher von ehieia joden {ioi i< ht anerkannt werden, und ist sie lüelit 
im Stande ausser Zeugen andere Beweismittel aufkiubringen, so 
wii-d ein solcher Anspiiuh zuriiekgewieöen, wenn nicht anders der 
Verklagte die Ketditmässigkeit desselben zugesteht. 

Alle vertragsmässigen Geschäfte, welche in der erwähnten 
Weise zwischen den Angehörigen lieider Stjiaten vereinbart wonlen 
sind, müssen mit der gmssten Sorgfalt beobachtet werden; denn 
für Schaden, welche sich aus Abweichungen in der Erfillhnig 
solcher Geschäfte ergeben, ist die sie verursachende F^ei der 
Gegenpartei ersatspflichtig. 

Im Falle des Konkurses eines russisdien Ejiuimanns in Persieo 
werden seine Qlftnbiger aus seinem Vermögen und seinen Waren 
bexahlt ürkundigt man sich jedoch bei dem russischen Agenten, 
QeschAftsflIhrer oder Konsul, ob der Cridar in Russland ein 
verffigbares YermOgen untei^gebracht hat, welches zur Befriedigimg 
der Ql&ubiger dienen könnte, so weiden dieselben zur Feststdluag 
der Frage ihre eifrige Verwendung nicht unterlassen. 

Die in diesem Artikel festgesetzten Bestimmungen werden 
auch beobachtet den persischen Dnterthanen gegenüber, welche in 
Russland gemäss den Landesgesetzen Handtd treiben. 

III. Um dem Handel der beiderseitigen Unterthanen die Vor- 
teile, welche das Motiv zur SchatTung der obigen Bedingungen 
waren, zu sichern und zu liestätigen, wird vereinbart, das« von 
Gütern aller Art, welche diireli nissische Staatsangehörige in Persien 
eingeführt mler aub <liesem Lande ausgeführt werden, sowie von 
Gütern — persischer Produktion — , welche durch die Unterthanen 
dieses Staates über das kaspische Meer oder auf trockenem Wego 
über die russisch-pereisehe Grenze, in Russland eingeführt werdeo, 
wie auch von russischen Gütern, welche durch persische Unterthanen 
(auf denselben Wegen) ausgeführt werden, wie bisher bei Ein- und 
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Ausfuhr je 5% Zdl tu nehmen ist Ausserdem ist von ihnen 
keinerlei Zoll verlangen. Sollte die russische Begierung eine 
neue Zollordnung nud veitnderte Tucen einzuführen für nOtig halten, 

80 Terpflichtet sie sich hiermit, auch dann den festgesetzten, fOnf- 
prozc'iitigen Zoll&itz nicht zu erhöhen. 

IV. Steht Kiissland oder Persien mit einem dritten Staate im 
Krieg, .so dürfen beiderseitige Untertlianen nicht verhindert werden, 
mit ihren Waren über Ann Gebiet der hohf»n vertragsolüleseenden 
Staaten das betr. (finiiul liehe) Land zu pasbiert ii. 

V. Da es nach dem in Porgien herrschenden Oobrauciie fiir Fremde 
schwer ist, eine Wohnung, oder einen Speicher oder einen beson- 
deren Ort zur Aufbewahrung ihrer Wai*en raietsweise aufzutreiben, 
wird den russischen Staatsangehörigen gestattet, Uäuser zum Wohnen, 
Speichor und Bäume zur Aufbewahrung der Handelswaren sowohl 
zu mieten als auch als Grundeigentum zu erwerben. Aiip hnri^'o 
(Beamte) des persischen Staates dürfen nicht mit Gewalt in solche 
fliuser, Räume oder Speicher eindringen. Nötigenfalls können sie 
den russischen Agenten, C^eschäflsfahrer oder Konsul um Erlaubnis 
angehen, weldie letzteren ihrerseits einen Beamten oder Dragoman 
beauftragen, während der Durchsuchung des Hauses oder der Waren 
zugegen zu sein. 

VL Weil die Agenten und Geschäftsführer der kaiaeriichen 
BSgierung, die ihnen beigegebenen Beamten und die Konsuln und 
Dragomane, Waren, welche zu ihrer Kleidung dienen und viele 
zum Leben notwendige (andere) Dinge in Persien nicht finden 
uri'i kaufen können, wird ihueu gestattet, Waren und Gegenstände 
aller Art. hestininit für ihren besonderen Gebrauch, ohne irgend 
welche Alij^ahen sieli kommen zu lassen. Dioselho Hogünstigung 
wird gewährt den Agenten und Geschäftbiiiürern der pereischen 
Regierung an deai russischen Hofe. 

Persische ünterthanen, weiche der russische Gesandte. Af^ent, 
oder die russischen Konsuln oder Handelsprotektoren zu ihrem 
Dienste nötig hatten, gemessen während ihrer Dienstdaner. s:leich 
den russischen ünterthanen, nissischon Schutz, Verübt jedoch ein 
solcher eine Cbelthat. «lie nach den Landesgesetzen strafljar ist, 80 
kann in einem solchen falle der persische Minister oder Gouverneur 
oder in Ortschaften, wo solche nicht vorhanden sind, der oberste 
Beamte der Gegend die Auslieferung des Übelthäters direkt von 
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dem (nissischea) 0«aaudt6n, QesdiAltsfQhrer oder Konsul, bei welchem 
er sich befindet, fordern, damit Qerechdgkeit geschehe. Und wem 
dieses Verlangen auf GfrQnden beruht, die das Veigehen des Ver^ 
dflchtigten beweisen, darf der Gesandte, Konsul oder Agent nicht 

zQgern, ihn herauszugeben. 

VII. Aiispnlt;lie und Streitigkeiten zwischen russischen Unter- 
tlianen weixlon von den Agenten oder Konsuln seiner Majestät des 
Kaisers (von Russland) nach russischen Qescl^cn luul Ciowolmheiten 

— niit.'isurht und entschieden. Das gleiche c^eschicht in Siieitig- 
k. it»'ti vnn Husson mit AncfehiVie^en anderer ^dritter) Staateu, wenn 
beide Partcifii damit oiiivi^i-ütandeu sind. 

Stroit igkt'itt'ii und Ansprüche, "Wflohe zwischen nissischeu und 
pei-sischen Unterthanen entstehen, müssen vor die geistlichen oder 
weltlichen Gerichtshöfe (Fersiens) gebracht oder ihnen zugewiesen 
werden. Die Verhandlung und Entscheidung eines solchen Prozesses 
daif nur in Gt genwart des Dragomans, des (russisdien) Agenten 
oder der Konsuln gescheiter). Stieitigkeiten, welche nach den 
Gesetzen entschieden worden sind, dürfen nicht von neuem auf« 
genommen werden. Erfordern indessen die Umstftnde eine Bevi« 
sion, so kann sie nur erfolgen mit rorheriger fienachriehtigung des 
russischen Agenten, Geschftflsffihrers oder Konsuls. Appelliert dsrf 
nur werden an die hohen Gerichtshöfe in Tebris oder Teheran, deren 
Entschddnng wiederum ein Dmgoman des russiBchen Agenten oder 
Konsuls beizuwohnen hat 

Vin. Mord und Shnliche schwere Verbrechen, die unter nisä- 
Bchen üntetthanen begangen sind (d. h. von einem Russen gegen einen 
Russen), gehören — ihre Ontersuchung und Venirteilung anlangend 

— zu der ausschliesslichen Kompetenz des nisöiijchen Gesandten, 
Agenten oder Konsuls uud wertlea nacli rui^sischen Ge&etzen ent- 
sciiiedcn. Steht ein russischer Unterthan mit anderen in dem Verdacht 
einer strafbaren Ilandiung, so dai-f er nicht elier verfolgt oder Mästigt 
werden, l»is seine MitthSterschaft an dem Verbrecheu bewiesen ist 
In diesem Falle wie in dem Kalle, wo ein russischer Uiiterthan 
allein einer Übelthat verdächtig ist, dürfen die Urtsbehörden nur 
in Gegenwart eines Vertreters des nissischen Agenten oder Konsuls 
das Verfahren' gegen den Verbrecher einleiten. Ist an dem Be- 
gehungsorte des Verbrechens kein (russischer) Agent o<ler Konsul 
vorhanden, so haben die Ortsbeh(!rden den Übelthiter nach einem 
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solchen Orte tn schioken, in welchem dfe Ruseeit eineu Konsul 

oder sonstigen Beamten haben. Mitzusenden sind den VerdäcJitigen 
belastende und üherfülirendc Zeiigenschriften, welche von dem Gou- 
vornour oder Richter des Ortes wahrheitsgemüss vorbereitet und von 
iliuen selbst bestätigt woi-den Bind, wie auch Angaben über den 
Thatbestand des Verbrechens. Solehe Zeugnisse gelten als glaub- 
würdige Dokumente zur Begrünihmg der Anklage, es sei denn, der 
Verdächtige weist ihrö Unriciitigkeit nffenbur nach. Nachdem der 
Verdächtige wie erforderlich überfiliirt und das Urteil klar aus- 
gebrochen ist, wird der Verbrecher dem russischen Agenten oder 
Konsul übergeben, damit er nach Bussland geschickt werde, um 
nach den dortigen Gesetzen bestraft zu werden. 

IX. Die hohen verfcngschliessenden Staaten werden der Beob- 
iohtung und AusfOhrong der Bedingungen dieses Vertrages ihre 
grteste Sorgfalt zawendeo. Die Qouvemeure der «Provinzen, die 
QerichtsTorsitzenden und die übrigen Wfirdentiflger beider Staaten 
mOgen strenge Strafen gewärtigen und unter keiner Bedingung den 
Vertragsbestimmungen entgegenhandeln oder de übertreten. Eine 
wiederholte Obertretung wird die Ursache ihrer Abselzang sein. 

unterzeichneten Bevollmächtigte Seiner Majest&t des Kaisers 
von Ruesland und S^er Majestfit des Psdischah von Fersien haben 
die Bedingungen, welche In diesem Vertiag angefahrt sind, geregelt 
und festgesetzt Dieser Vertrag ist vorgesehen in dem Artikel 10 
des Turkmentsehaier Friedensvertrags gleichen Datums und wird 
ebenso viel Anselien und Kraft besitzen, als wenn er Wort für Wort 
in dem Turkmentschaier Friedensvertrag selbst aufgezeichnet und 
verificiert worden wäre. —-So haben wir diesen besujuiercn Vertrag 
— in zweierlei Exemplaren veriÜciert — unterzeichnet und ausge- 
tauscht. Turkmentschai (22. Febr. 1828) 5. Seheban 1243 der Ilodnra. 

Zu vergleichen ist diese Cberset^ung aus dem {:»ersischen mit 
dem fnuiziSsischen Text des Vertrages in Iwanowsky: Becueil des 
tiaitte par la Bussie I 1 p. 471. 

0) Bas persische Geriolitswesen. 
Bei den alten Persern lag die höchste richterliche Gewalt in 
dem KOnig, welcher, ^mit grossem Bedacht** Öffentlich seine Urteile 
abgab. Ihm zur Seite stand königliches Gericht von sieben 
Jül^tiedem, welche ihn auf seinen Reisen und Feldzügen begleitet 



Digitized by Google 



— 956 — 



KU haben scheinen".^) Diese richterliche Gewalt wurde von dem 
Souverftn auf seine Gouverneure und andere Beamte Qbeitragen.') 

Eigenilidie Richter konnten abor nur die Schriftkundiges m. 
a. W. die Priest^ eein^ welche mit den heiligen Bachem (Qesetx- 
bflchern) vertraut waren und ihre Gebote auszulegen Tetstandeo. 
Auch sie hatten aber amtliclien Chai-akter und waren in aller Be- 
ziehung dem heiligen Herrscher (s. oV>en) untergeoitlnet. 

Der Islam brachte mit der Abänderung dos königlichen Clurakters 
(s. oben) einen Zwiespalt in die persische Goriclilabaikeit. In dein 
islaniisdien Khalifenstaate wai-cn di^- leichter (Kadis) anßnglich 
keine Geistlichen, sofom in einem thcokratiscli.-ii Staate von melit- 
geistlicbon Boaintcii iüm rhaupl f^esprochen werden kann, — weil 
der Islam keinen geistliclien Stand kannte. Sie waren Gelehrte. 
Aber aus den Gelehrten bildete sieh im Laufe der Zeit ein islamischer 
Prieslerstand. Bei Völkern, wo aus dem religiösen Becht kein 
bürgerliches sich entwickelt hat, finden wir immer, daas Priester 
und Richter dieselben Pe rsonen sind. 

Narlidem das islaonsche (religiöse) Hecht in Peraien füngang 
gefunden hatte, nahm die Priesterschaft in dem nunmehr muham> 
medanischen Staate die Gerichtsbarkeit für dch in Anspruch. 
Andererseits war sie aber nicht atark genug, die herk(^mrolich»i 
Bechte der persischen Könige gftnzlich zu vernichten. Es hemchte 
und herrscht noch heute neben den prieeterliehen Gerichten (acharT, 
wo die Priester nach religi^tsen Rechtabücbem ihr Urteil fiülea, 
eine Rechtsprechung von Staatsbeamten (urf) nach freiem Ermessen 
und gemSsB dem Gewohnheitsrecht Ihre gegenseitige Kompetenz 
ist schwer foetzustellen, weil 'das jeweilige Überwiegen der Macht 
des einen oder anderen Faktors (Staat und Kirche) ihm auch nui- 
fa.ssendere Befugnis.se gewährt. Unter dem schwachen Sefaviden 
Siütan- Hussein sollen alle Pi-ozesse vor die Scliar'-hofe gewiesen 
worden bcin, während der mäditige Nader-Scliah letztere zur Un- 
fähigkeit verdammte. 

1. Priesterliehe Gerichtshöfe (raahkamel-schar'). 
Unter den Sefaviden (1502 — I73G n. Chr.) ernannte der Sader- 
d-Sudur (Hohepriester) die vorzüglichsten Priester-iUchter. Mit der 

Justi: Geschichte des alten Penien (1879) 61. 
«) Vgl. Oobineau: Histoue de Pera« (1869) B. S. 20. 
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A1»sehaffung dieser Wihxle duivh Nader-Schah (173^—1747) giiij? 
Hand in Hand die Ernennung der priest« rli< li<'n Richter von der 
r^ecriernnc-. Sie wertlen mit I^erüfksichtii^nn^- der öffentlichen 
Meinung aus dem geistlichen Stande ernannt und gut besoldet. 
Das obci-stc Haupt der Seliar-iiöfe ist der Scheich-el-Islam (Ältester 
im Glauben). £in solcher wird für eine jede grössere Stadt von 
dem Schah ernannt. Der Scheich-el-Islam wirfl von einem Kadi 
tind einem Rat von Mollahs oder gelehrten Doktoren unterstfitzt, 
w&hrend der Mufti eine Anseinanderaetzung des Falles vor den 
Gerichtshof vorbereitBi*) Die Hohkamaechagirds (Schiller des Ge- 
richtshofes), welche sich auf dem Gerichte fortbilden, flbernehmen 
dne Art von Advokatenrolle. Sie bieten ihren Beistand den Parteien 
an und plaidieren fOr sie. — Die Ver&ssnng dieser HMe ist jedoch 
nicht kollegial und auch nicht immer so geregelt In den kleineren 
StSdten wird oft nur ein Kadi zur Verwaltung der Schar* bestellt 
In den Dörfern begnügt man sich mit den Mollahs, welche insofern 
weltlicherseits eingesetzt sind, als ihre Beibehaltung oder Entfernung 
von dem Willen des Gnuidherrn abhängt. Unter den Sefaviden 
enuiiinte der Sader-el-Sudur für die Stänuiio Ka lis als Richter, 
deren Gewalt der Wlllkürherrschaft der Häuptlinge Emlialt thun 
sollte. Nader schaffte diesen Gebrauch wieder ab. Nun bestehen 
auch da nur Mollahs. 

Trutz aller Bemühungen <ler Kegierunir in diesem Jahrhundert, 
die Kompetenz der Schar'-höfo einzuschränken, steht ihnen noch 
immer zu: das Notariatsrecht. Alle von ihnen ausgestellten Kontrakte, 
Schuldscheine, Bürgschaften etc. etc. gelten für die Ijaienrecht- 
sprechung als Beweisgründe und die meisten Urkunden werden 
auch thats&chlich von ihnen ausgestellt. Auf den wichtigeren der- 
selben sieht man die Siegel der hervorragendsten Geistlichen der 
Stadt mit einer handschriftlich arabischen Bestätigung daneben. — 
Dann gehOren vor sie alle direkten Veigehen gegen Religion und 
Sittlichkeit, z. B. Ketzerei, Gotteslästerung, Trunkenheit, Ehebruch, 
Unzucht etc. etc. Fflr Rechtsstreitigkeiten aller Art, civUe als auch 
kriminelle >), mnd sie femer zuständig, sobald die Parteien ihre 

») Markham: Ilistory <>{ Porsia 1874 S. 278 ff. 

*) Inden ineisteu i"'all( ii Ij- Ira' iit< t man ;^f'mä.ssder uiieritwitkelt'Mi Ium hts- 
anffa«<=unfr und den Gruud;»üUt'u de.s i»liiiiü»i.heu Keclits Verbrechen als i'rivat- 
üb^t;iegeuljeit der Beteiligten, die durch Küinpeuüatiou verglicheo werden kann. 
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Sache vor ihr Tribunal bi-ingeu. Je nach der Wiclitigkeit der 
Sache venMiibaren die Paiteien. vor einen bedeutendereu oder inituler 
bf»deuton«l('ii Geistlichen des Ortes oder auch femer Orte zu Gericht 
zu gellen. Erst die Zustimmung heider Parteion macht den betr. 
Geistliclien kompetent, ihren Streit zu schlichten. Die Zustimmung 
"wird durch Einwilligimgsurkiindea der Parteien aa den Richter 
bekundet. Ist keine Übereinstimmung der Parteien zu erzielen, dann 
bestimmt der Verwaltungsbeamte den Priester-Richter, vor wel -lie" 
sie ihren Streit bringen mflaaen. Weiter weist die Regierung F&Uei 
in denen sie durch ein ungünatigee Urteil die eine oder andere mSchüge 
FtTtai zu verletzen fQichtet, Tor das Schar'-tribQnal; denn die Ebt- 
achddungen (der weltlichen Gerichte) werden — weil mehr oder 
weniger auf dem freien Ermeeaen des Bichters gegrOndet — immer 
anf den guten oder scfaleohten Willen desselben ziuflckgefflhrt In 
derselben Weise erledigen sich die (weltlichen) Regierungsbeamten 
auch aller solcher Prozesse, welche ihnen wenig Nutzen und viele 
Hohe scbafEsn konnten.^) 

Die unbeschrftnkten Biditer im Khalifenstaat (es bestanden 
dort auch Richter mit beschränkteren Befugnissen) hatten ausser 
einigen administrativen Funktionen der Oberaufsicht über Strassen- 
und Gebäudeordnung etc. etc. auch exekutive Gewalt inne. Nach 
der Begründung- des Anspruches konnten sie ihn für den Kläger 
eintreiben, hio vollstreckten die testamentarischen Verfügungen uud 
ordneten die von dem Retigionsgesetz festgesetzten Strafen an 
etc. etc.') 

Dieses Exekutionsrecht massen sich auch die persisch- islamisclien 
Priester-Richter an. Seit Nader-Schah und dem Begründer der 
gegenwärtig heri-schenden Kadjarendynastie Agiia-Muliamed-Schah 
(ESnde des vorigen Jahrh.) geht das Bestreben der R^erung dahin, 
ihnen das Recht der Einmischung in die Verwaltung zu nehmen, 
letzt werden ihre Erkenntnisse nur noch von den weltlichen Be- 
hOtden vollzogen. Eine Ausnahme bilden sehr v^einzelte von don 
Volke beliebte einflusersiche Qeisttiche, w^he hin und wieder andi 
dgenmflchtig ihre Urteile vollstrecken lassen. — Bei der Ezekation 

>) Vgl. Ahmed- Bey: Le Clergö. Noavelie Bavae'' X. 70, 4 p. 

792—803.) 

') Kremer: Kulturgeschichte des Orieuts unter den Kbaiifen (1875—77 
Bd. I 8. 415-418. 
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>]ov Ent>c!iei(.luiigon der fToistlichen Gerichte durch die Vorwaltiirm:s- 
beaiuteii ereignet es su ii nicht selten, dass die ge.setxlicli fest- 
gf'setzten Strafen vnn den let5?leren durch andere ersetzt worden, 
oder das Urteil ganz unberücksichtigt bleibt und nach dem Urf 
(weltliche Oerichtsbarkeit s. unten) von neuem erkannt wird, oder 
eine firweiteniog oder Einen^ping des SchaierkenDtnisses vorg«»* 
Domm'en wird. 

Die Prießterrichter können jetzt als Staatsbeamte bezeichnet 
werdeil, weil sie von der weltlichen Obrigkeit ernannt und besoldet 
werden. Aber die Regierung hat in keiner Hinsicht ihnen Yor> 
Schriften zu machen, denn ne verstehen ihre Pflichten und Schriften 
besser als die Laien. Dann geht aber auch in dem Instanzeneng der 
geistlichen Gerichte der Rechtsstreit schliesslich als oberste Instanz 
Tor den Mudjtehid, welcher keinesfalls beamtüchen Charakter tragt 
(s. oben), wie ja auch alle anderen (nichtbeamteten) Geistlichen 
kompetent sind, sobald die Parteien mit ihrer Entscheid lutg ein-- 
Teretanden sind. Schwere Ffille, besonders die den Tod zur 8tmfe 
haben, kommen lediglich vor den Mudjtehid, dessen Urteile selten 
angefochten werden. Auch wichtigere privatrechtliche Prozesse 
werden vor sein Forum j^ehiacht und eine Urkuiule wird erst un- 
anfechtbar, wenn sie seiii Siegel tiäj^'t. liedeulejideie Prozesse 
werden s-'lbät vuu der Kegieiun^' ihm zugewiesen. Äusserdcni sind 
die gei.stlichen Gerichfsliöfe dorn Justizministeriüm nicht unter- 
ge<mh)et und geoiessen in ihrer Thätigkeit eine voUkommene Un- 

# 

abhängigkeit. 

Eine Unterdrückung der priesterlichen Rechtsprechung ist durch 
Ernennung einiger Geistlicher zu Kichtern nicht zu erzielen. Ganz 
abgesehen von den oben angeführten Unvollkommenheiten der Ver- 
suche, die geistlichen Gerichte unter staatliche Kontrole zu stellen, 
wird eine Person aus dem Priesterstande, aus dem ja die bes^l. 
Richter ernannt werden, wenn er auch tou dem Staate ernannt und 
besoldet ist, nicht die Interessen sdnes geistlichen Standes zu opfern 
geneigt sein. Und nur durch Aufopferung der herkömmlichen richter- 
lichen Rechte des geistlichen Standes ist der Dualismus in dem 
Gerichtswesen aufzuheben. Auch Versuche, wie derjenige von 1887 
des Kasereddin-Schah, dass wöchentlich zweimal die bedeutenderen 
Geistlichen der Hauptstadt zusammenzutreten hatten, um unter der 
Beanfsichiiguug dw Staatsbeamten Aber wichtige gerichtliche An- 
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trelccrenheiten zu vciluuideliij kounen auf nicht mehr Erfolg 

Solnucre dio Rpli^ionsscliiiften die einzi<jon (lOSPtzhClrlior des 
Lantlt's sind, wcrdfn juh'Ii ilio Dioner der Religion — , allein kundig 
der Geheiiniiiss*' dirser Schriften, — die TTandhnhung iluer Ge- 
bote inne haben. Wie in Europa im Miiitlalter ist nach An- 
schauung der muliiimedaniachen Perser fast eine jede Wissenschaft 
reli-;t *>s ppfärbt. Gelehrte Bind zugleich Ocisüichew Mit dem 
aralüschen Worte ulenia (Gelehrter) bezeichnet man einen Geist- 
lichen. Gelehrt und geistlich ist für den modernen Perser ideotiscL 
Demnach winl auch immer ein Theologiegelehrter oder ein Kennei 
der mit der Theologie eng verflochtenen Bechtswiae^iadiaft (fig) 
sich KU den Oeistlichen zählen und als Bolcher betraditet werden. 
— Eine Abhülfe kann nur gesdiehen durch von der Begiemng 
«^husaene ivelüiche Oesetse. Ohne Schwierigkeit ist eine solche 
Umwälzung in den Rechtaansdiauimgen eines konservativen, asiatiflchen 
Volkes nicht, aber auch nicht unmöglich, besonders in der aller* 
letzten Zelt, wo das Ansehen der Geistlicbkelt, die durch ihre Auf-* 
wiegelungen das Volk zu der ftnssersten Auflehnung gegen einen 
solchen Schritt bewegen konnte, infolge der Anföeckung ihrer Ve^ 
dorberheit*) in der öffentlichen Meinung sehr tief gesunken ist 

Im übrigen werden die Schar-höfe von den rrozessffilirern 
nach Mc'igliehkeit creinioden. Ihre Umständlichkeit erleichtert vleu 
rricster-iiichtern, U.'ido Parteien alliuählig auszusaugen. In einem 
Lande mit bestechlichen Hiclitern ist immer ein summarisches Ver- 
fahren vorzuziehen, sonst ist selbst der unrechtmäasig gewonnene 
Prozess zu teuer bezahlt 

2. Weltliche Gerichtshöfe (divani-urf). 
Es wurde bereits erwähnt, dass in den früheren Zeiten 
Persiens die Yerwaltungsbeamten zugleich richterliche Funktionen 

Die Tenerong der letzten Jahre und inabesondere 1898/99 iriid auf 
eine Eornapekdation der höheren Oeistliohkeit zurückgeführt Den Eitng 
ihrer angeheaeren privaten Gütennassen, wetohe sie dnrdi eriaabte aod 

unerlaubte Mittel zu erwerben wussten, speichern sie auf, anstatt ihn in 
di u Vt ikr lir 7M brinfTPn. Diese Habgier führte in Tebris ISfiS zu dem ud- 
erhörten 8chnit von Seilen des entrüsteten Volkes, dass man die Wohnung 
des Nizain-el-Uiuma, eines sehr angesehenen (ieisthchen angriff, üiö j>liuidertti 
und er selber durch die Flucht sich rettete. 
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ausübte. Eine Scheidung und Auseinanderhaltung der richteiv 
lidien und adminiBtrativen Thfttigkeit war unter den damaligen 
YerliältnisBeD unmöglich. Der Islam verBuchte dieee Trennung ein- 
zuführen (s. oben), stiess aber auf die herkömmlichen Rechte der 

Herrschenden, und seine Fortschritte in dieser Richtung wurden seit 
der letzten Ilillfte des verg.aiigenen Jivhiiiuadertij gehemmt und nach 
Möglichkeit zurück gedrängt (s. oben). 

Als ein Kampfmittel zu diesem Zwecke wuixie in der ersten 
Hälfte dieses Jahrhunderts von dt in Orossvezier des ^luhammed- 
Schah das divani-adalet (Tribunal der Gerechtigkeit) iii'^ L !;en g©- 
mfen.^) Vor diesem Gerichte in Tehran sollte ein Jeder für ei^ 
littenes Unrecht Genugthuung und Gerechtigkeit erhalten. 

Um die Erhabenheit des divaninidalet dem Volke mm Bewiisst- 
aein zo bringen, erwirkte der Minister, dasa der Schah den Repräsen- 
tanten desselben mit königlichen Ehren auszeichnete.*) 

In den ersten 5 — b .l uiron seines Bestehens wirkte das Tri- 
bunal der Gerechtigkeit viel Gutes und zeigte viel Eifer in der 
Ertilliung seiner richterlichen Aufgaben. 

TS» war zusammengesetzt nus acht Mitgliedern: Einem Presi- 
denten, einem Vertreter für die Geistlichkeit, einem Eunuchen für die 
FmnenangeU^genheiten, einem Vertreter des Adels, einem Vertreter 
des Militäi-s, einem Sekretär für die Finanzenf einem Sachwalter des 
Tribunals und einem obersten Sekretär. 

FOr die YoUstreckung seiner Urteile in der Stadt und in den 
Provinzen hatte es Femmchen und Ohulams (Gerichtsdiener). 

Gegen Ende der Regierung des Muhamuie<l-Schah war diese 
Einiichtuiiu: in Verfall geraten. In den ersten Jahren der Thron- 
l>.'st.-igung des Nasereddin-Schali (ISIS) hewerkstelligte sein grosser 
Miiiist':'r Mirza-Taghi-Chan die He<>rganis;ition d(^rselben. Tndess 
F^ein unglückliches Eü<le henahin dem von neuem aufgeblühten 
Institut sehr bald wieder seine Hauptstütze. 

*) S. Jouniül asiatique Serie V vol. iX p. lW)-4r>3 nR57>. 

*) Bernits unter den Befaviden {15(!>2— 173(1) Ujstaud ein Hat, der die 
veltlicbe Gerichtsbarkeit beaufsichtigte. Sein Präsident (Divan bogi) war 
aiMh Yütk groaMm Bioflass nod kftoiglicbem Ansehen. Qrosae Verbreoben 
Qnd Frosesse Voroebmer worden yon diesem Bäte entschieden. Siehe Mal- 
colm: Historr of Ferna Bd. II 8. 447 Note f- 
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In Minein 15. BdgjoningBjahr^) erliess N«8ei«ddin-S6liah «ineD 
DeBtohat (Handschrift-Dekret) sur Ordnung und Belebung des Tri« 
bunals. Mit Bestrafung wurden alle diejenigen bedroht, welche den 
Befehlen desselben in ihrer YQllstrecknng Hindernis eder Nsoh- 
Utosigkeit entgegenbrachten.*) 

Ein Jahr darauf folgt ein Kitabtscheh (Ordnung), welches Ver- 
haltungsmasarsgeln fOr den divani-odalet enthilt und seinen Zweck 
wie seine Kompetenz zu bestimmen Tersucht 

Es heisst da*): Der Di van hat zum Zweck, üng^^rwhtigkeit 
und Bedrückung zu beseitigen. Die Verfügungen des di^aiu-aJalet 
werden dem küniglif heii Auge unterbreitet und auf Befohl dos Königs 
puliliziert und müssen infolgedessen von aUen Verwaitungsi^ebörden 
Vüiiötrr-ckt wonlen. 

rrkiiiiden iitui Schuliiseiieine, welche das Siegel des Trilmnal.' 
tragen, sind von allen Ministeheo u&d anderen Behörden als notaheli 
anzuerkennen. 

Streitigkeiten zwischen Persern und Ausländem hat das aus- 
wärtige Ministennm zu sclilichten (s. oben russisch - persischer 
HandelsTertrag). Dem Divan ist nicht gestattet, sich einzumischen, 
es sei denn, dass auch der Auslftnder mit Kenntnis seiner Gesandt* 
Schaft und des auswSrtigen Amtes die Streitfrage vor dieses Ge- 
richt weistk 

Trflgt der Kliger in einem gemischten Prozesse — gleichviel 
ob Aus- oder LiUnder — nach eigenem Belieben seine Sache vor 
das Tribunal (und trifft obiges zu), so hat das Ministerium des Aus- 
wlrtigen einen Vertreter dorthin tu entsenden, um den Vefhand- 
lungen beizuwohnen und über die Ergebnisse derselben seinem 
Ministerium Bericht zu erstatten. 'Wird jedoch der gemischte Pto- 
zess im answ&rtigen Amt entschieden, so hat der Divan seinersdti 
sicli vei-trott'ii zu lassen. Von solchoii Prozesscu iiulsseu sich diese 
beiden Stellen immer gegenseitig in Kenntnis setzen. 

Die ührigen Ministerien sind nicht berechtigt, einen von ihrem 
Fachkreise zu hindern, seine Klage vor dieses Tribunal zu bringen- 

*) Nasereddin-Schah bestieg den persischen Thron 1848. 

*) Siehe: Mahammed- Hassan-Chan Sani-el-Bovleh (1878). Viisl-fll- 
Bälden Bd. H 8. 284 (penisoh). 

*) Siehe: Mohammed -Hsssan- Chan Sani-el-Dorieh: Mhral-elpBiiUift 
Bd. m 1879 a 5 ff. (pexBifloh). 
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Im Falle dass beide Parteien demselben Hiniaterium angeboren 
(s. B. Eaofleute dem HandelamiDiBteriam) und der Verklagte nicht 
zu^^egen ist, soll der ütnn den Elflger mit einem Delegierten xu 
dem betr. Beseortmintater senden, welcher den Proaeas in Gegen- 
irart des Delegierten entscheidet 

Gehören jedoch die Parteien verschiedenen Ministerien an (z. B. 
Kaufleute und Offiziere) und die Klage wird vor das Tribunal gebracht, 
80 hat der Divan dou Verklagten durch sein Ministerium vorzuladen, 
um übor (Ich Fall zu entscheiden. Das Ministerium des Verklagten 
hat ohne Aufschub letzteren zu stellen und durch eine Vertretung 
dem Prozesse beizuwohnen. — Für Untersuchung und Entscheidung 
aller Fälle in den Fachkreisen der Ressürtniinisterien, welche scliliess- 
lich dem Schar' {9. oben) zu überweiseu wären, soll ohne Ausnahme 
das Tribunal zuständig sein. 

Nachdem dem OouTetneur der Hauptstadt die Zuständigkeit 
für Prozesse, die vor sein Forum gebracht werden, zugesprochen 
wird, bestimmt das Kitabtscbeh fortfahrend nunmehr das Verhältnis 
des Tribunals zu den ProTinsen. Zur Aufrechterhaltung des Becbts 
ond Verhindenmg aller BedrOckung und Ungerechtigkeit ist es unent- 
behilicb, dass von dem hohen Tribunal auch in den Provmzen 
ähnliche QericbtsbOfe eingesetzt werden, um daselbst die Gerechtig- 
keit zu üben und eingehende Berichte an den Divan zu erstatten. 
Letztere werden im Divan eingetragen, damit durch Wiederaufnahme 
endgOltig erledigter Prosesse Obrigkeit und Gegenpartei nicht be- 
Ustigt werden. 

Da jedoch die Gouverneure der Provinzen einwenden, das« 

die sofortige Einrichtung von provinzialen Gerichtshöfen Anlass s'.ur 
ünonliiiihg in der Regierung geben würde, so soll voiluutig von 
der Verwirklichung dieser grossen und gesegneten Absicht abgesehen 
wenlen. — Mit Be^iatigung Seiner Majestät soll der divani-adalet 
in iede Provinz einen gesetzten, bescheideneu und ehrliclien Bcauiten 
entsenden, um die Aubschickung eines Vollst reck ungsbeaniten fiir 
j<^den Fall zu enlVirigcn. Er hat die Vollstreckung der von dem 
hohen Tribunal an den Gouverneur überwiesenen Urtheile zu beauf- 
sichtigen und über das Verhalten desselben in der Sache Bericht 
zu erstatten 

Ist der Gouverneur nachlässig oder tritt er aus Geldgier die 
Rechte der Duterthanen mit Ffissen, so sind in solchem Falle von 



dem Tribtinal aogeeehene üntemiolnuigBbeamte sn beBtimmen, welche 
an Ort und Stelle die Klage der Unterthanen zu unteraitcbeD liaben. 

Die in den ProTinaen angestellten Kommissare des Tribunak 
haben femer event Besdiwerden gegen den OouTemeur enlgogen- 
innehm«! und sie heimlich dem divani-adalet auzustellen, danut sie 
anf diesem zur Kunde Seiner Majestät gelangen. 

Solche Kommissare verlieren Stellung und Oehalt, werden streng 
bestraft und nie wieder in den Staatsdienst ziiprelassen, falls sie 
Lügenhaftes <xler Verlftumderisches über den Gouverneur oder Andere 
berichten. 

Nach vier .fahren (1868) wunlen bei Gele^nheit der Teilune: 
der Staatsgeseliäfte unter die Ministerien (der Divan liat ziigitMili 
die Funktionen unil aucli tlie Benennung eines Justizuiinistenums 
s. oben) die Anfgal^on des Divan dahin bestimmt, dass er in den 
festgesetzteil l'^>nnen Klagen anzuhören und die Bittschriften der 
Sendugi-^dalet (Petitionakasten a. unten) zu untersuchen habe. Gleich 
den anderen Ministerien wird ein Tag in der Woche von dem Schab 
den Anliegen dieses Tribunals (Vezierats) gewidmet. 

Die oben erwähnte Absieht des Nascreddin-Schah, den Gross- 
vezierposten nicht wieder zu besetzen, vielmehr die Staatsgescb&fte 
unter die Ministerien zu verteilen, mag wohl mit die Ursache der 
grQndlichm Reorganisation des Divan und seiner Machtausdehnung 
gewesen sein. Als 1871 nach einer ünterbrediung von neuem ein 
GroBBvezier bestdlt wurde, wurde die Selbstftndigkeit des Tribonals 
nur noch fOr geringe Sachen anerkannt Doch dieses Grossvesierat 
war von kurzer Dauer. 1880 ergeht von neuem ein Destchati) 
(Dekret) an den Justiiminister: „Wir bemerken in dem gegen- 
wftrtigen Zustand des divani-adalet eine Erschlaffung ... Sie ddrfen 
keinerlei Rechtsprechung als ausserhalb der Kompetenz und kdn 
gerechtes l'rteil als über die Kräfte des Divan ansehen. Arbeite« 
Sie thatkrilftig und entschlossen für die Sache derer, denen Unrecht 
geschehen ist. Halten Sie die Befehle des hohen Triluinals für 
unbedingt vollstreckbar. Wenn Sie in dieser Beziehung auf Mftn^el 
stosson, 80 melden Sie e*? uns t^ofort und bitten um die Bescitiguüg 
derselben/' Höelisteigeniiändig fügt Seine Majestät noch hinzu: 
„Der Zweck der Errichtung des Tribunals .... ist die Aufrecht- 

Siebe Mohammed« Hassan» Chan Semi^el-Dovleh: Muntaami^Naaeri 
Bd. I (1881) 8. 243 (peniMhX 
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erhaltung der Gerechtigkeit, Beseitigung der Bedrückung und die 
Vollstreckung der Urteile. Sorgen Sie mit Aasaerster Streoge für 
die Erziohing dieser drei Zwecke . . . 

Dem folgt nach zwei Jahren eine noch Btrengeto YerordnuDg^) 
an den Minister Djenabi-aglia zur Bekanotmachung in dem Staata- 
oilgaD. Sie bezweckt, dem Divan aeine KachtTOllkommenheit zu 
erweitem and zu atchem. „Zu der MaohtvoUkommenheit dea 
Tribunals gebOrt, daaa ein Jeder, welcher voigebden wird, ohne 
Ausnahme und ohne Einwendungen eraoheint, aelbat wenn Sie der 
Citierte aind '. . . .** Eb ist ganz gleich, welchem Reeaort oder 
welchem Stand der Vorgeladene angehOit 

Seitdem (1888) jedoch das OroBsreBieeat wieder die Regel 
bildet, ist die Bedeutung des Divan und damit seine Thfttigkdt 
gesunken. Yon nidit nachhaltigerer Wirkung waren die übrigen 
Versuche des Schahensohab . seinen bedrückten ünterthanen die 
Möglichkeit zu geben, get!> ;i iltre Bedrücker zu klagen und Gerechtig- 
keit zu erlangen. So wuixieu 1^Ü4 auf seinen Befelü an den 
«"ITcntlicheu Plätzen der Hauptstadt und sj)äter auch anderer StÄdte 
Briefka.'>ten für Bittschriften aufgestellt (Petitionskasten), deren Siegel 
nur in beiner Gegenwart abgononnnen werden durften. Diese Ein- 
richtung ging jedoch als unpraktiseli liaid wieder ein, da die Orts- 
behCrden wohlweislich dafür Sorge trugen, dass kein Yermesfioner 
gegen sie Beschwenle in den Kasten werfen konnte.*) 

Zu demselben Zwfuke beachioes er 1860, jeden Sonntag von 
früh Morgens bis Sonne nuntetgang persönlich zu Oencht zu sitzen. 
£in jeder, welcher fieligion und welchen Standes er auch sein 
mochte, war befugt, seine Klage vor das königliche Forum zn bringen. 
Auch dieaea aegenareiche Unternehmen war nicht von Dauer. 

Schon das Kitabtacheh (s. oben) wies hin auf die Notwendig- 
keit von Zweiggericbten des Divan in den Provinzen. Nach der 
Rückkehr von seiner ersten Europareiae (1873) verordnete Naaer- 
eddin-Schah, diese Absicht zn verwirklichen. Die Piisidenten der 
Ptovinzialgerichte sollten von dem hohen Divan ernannt werden.') 

*) Siebe Mohammed -Hassan -Obau Bani-el-Dovleh: Hiutaiimt -Nasen 

Bl IT (1882) 8. 324 (persisch). 

•) Curzon: Ponsia aod the Pen>ian Question fIS92) Bd. 1 S. 46f.. 

') Siehe MubamtiR>d'IIassaa-Cbaa Sani-el-Dovleh: Mirat-«1-Buldan 
Üd. Ui (1879j 8. 18b ^teisisoh). 
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Dom folgte 1874 ein neuer Blrman gleichen Inhalts.*) Doch. \m 
einer Organisation oder Thätigkeit solcher Gerichte ist nicht viel 
zu berichten, in den wenigen grössten Städten bestehen sie mir 
dem Namen nacii. Illustrierend ist der gegenwärtige Zustand des 
bez. Gerichts in Tebris, der zweltgtftesten Stadt Persiens, welche 
Beit den Anfängen dieses Jahrhunderts immer die Rc.^ileni dtt 
persischen Thronerben gewesen ist. In Tebiis ist die Vertretoog 
des divani^adalet dem Ali -Guli- Chan fibeitiagen. Dieser ist der 
Fisohkar (vennittelnder Beamte) des Ämir-Nizam — QeDelHlgoave^ 
nears toq Aderbeidjan — , Ton dem letzteren ernannt nnd in jeder 
Beziehung ihm untergeben. Wie ist von einem Richter in dieser 
Stellung zu erwarten, dasa er eelbetfindig handelt oder gescbweige 
denn, dass er den GeneralgonTemeur selbst oder die von ihm du- 
gesetzten Beamten flberwaoht und Ihnen im Falle der IBediildraiig 
oder Ungerechtigkeit entgegentritt? In WirkUcfakeit Mt hier die 
Oeiiditsbarkeit des Divan mit der des Oeneralgouremeurs znesumieo, 
oder vielmehr wird erstere durch letztere gänzlich in den Htnte^ 
grund gerückt. 

TliatsÄclilich wird die UrfrechtSvSj)rechung von den Yerwailuugs- 
beamten geübt: In dem Centrma von dem Schah, dem Grossveziei 
und den RcBsortministcm , in den Provinzen von den Oeneiai- 
gouverneuren, in den Bezirken von den Qouvenieureu. 

Die Jurisdiktion in den Dörfern steht den Grundherrn n und 
unter den Stftmmen den Häuptlingen, mit Atisnahme einiger weniger 
St&mme, welche nooh Oberrests von Yolksgerichten bdbebsltw 
haben. In den Städten sind kompetent Recht zu sprechsn: für 
geringere Sachen die Eadchudaa (Chef der Stadtviertel, & cbes), 
fOr bedeutendere der B^lerbegi (s. oben) und der Genenlgouvemen 
oder Gouverneur, welche dort ihren Sits haben. 

Kompetent ist zunftcfast der nächste Vorsteher des Ortes. 
Wenn die Klage direkt an eine hOhere Instanz gebracht ist, so 
wird gewöhnlich durch einen Befehl an die nächste Behörde des 
Veikhigten verordnet, die Angelegenheit zu untersuchen und recht- 
mässig zu entscheiden. Auch in Appellationen an die höhere 
Instanz wird gewöhnlich in gleicher Weis© eine Revision angeoi^ineu 

') Siehe Mohammed -nas.sau- Chan Saui-el-Dovleh; Mirat-el-bai(iw 
Bd. Iii {im) S. 194 (persisch). 
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Scluckt jLiiucl) die höhere Instanz Beamte zlh Uiitersuchnne' oder 
Vollstreckung in irgend welcher Sache (nifuniir oder maiiassui), 80 
be<lflrfen diese der Mitwirkung allor untersteilten Inatanzen, z. B. 
vou Tohi-an wird ein Beamter aiis;::;("sandt, in einem Bezirk eine 
Untersuchung vorzunehmen; er biingt einen Befehl an den General- 
gouverneur der betr. Provinz und erkfilt von dieflem seinerseits 
eineii aolchen an den Bezirk^gouTemeiir. 

Die oberste Instanz ist der DiTani-Schah (königliches Fomm). 
Gegen die Urteile des SchaheDsohah bestellt kein Appell, es sei 
denn, er selbst giebt seine Znstimaiiuig su einer Bevision eines 
von ihm entschiedenen Broxesses durch den dlTani-sdalet oder 
durch einen Aussohiiss, deren Endurteil dann der kOn%liehen 
Genehmigung bedarf. — Die Beamten fungiei'en als Eänzeliichter 
unter öflentlichkeit und oft audi Beratung von SachTeistBndigen 
oder anderen erfehrenen Personen. Zn bestimmten Zeiten am Tage 
sitzen sie in dem Divan(;liane (Gesch&ftsbureau) häufig umgeben von 
Vornehmeo, welche sie zu besuchen oder geschäftslialbei- gekommen 
sind. Die Unterhaltung hindert sie nicht, die vorgebrac;hten Klagen 
anzuhören und mkhe zu erledigen, wobei sie auch die Meinung 
derer, welche gerade zugegen sind, erfragen. 

Den GeneralgouTemeuren und auch nicht selten den Bezirks- 
gouvemeuren wird gestattet, aller!* i Strafen zu verhängen — frei 
nach ihrem Elrmeesen und ihrer Ecfindungsgabe^), trotz der könig- 
Kchen Verordnung von 1871 an alle Gouverneure des Bei c hes, 
wonach letsteren streng verboten wird, die Angeechuldigten eher su 
beatrafen, als bis der Fall durch das Tribunal der Gerechtigkeit von 
Seiner Uajestftt entscbiedeu ist Sie haben nur das Verhaftong»- 
recfat und mfissen mit der Anzeige alle Beweisdokumente einsenden. 
Todesurteile auszusprechen ist zwar ein aussohliessliohes Beoht des 
Scfaahenschah, aber er flbertrigt es auch gew^islich den Geoeral- 
Gottvemenren. *) 

In der Gegenwart werden von den Ui-fgerichten beliandelt; 
Streitigkeiten zwischen Unterthanen imd Beamten, polizeiliche Über- 
tretungen, Diebstähle, Kaub, Mord, politische Verbi'echen, äevolte, 

*) S. Muhammed-HasBan-Cbao Saai-el-Dovleh: Hirat>«l-BQldem Bd. HI. 
a 141 (1879) pereiocb. 

*} Blau: Kommerzielle Zustände Penieas ^1858) 8. 2. 
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Anflehmuig u. dergl. m. alao mehr strafraohtlich« Ptosease» irihnod 
sie aiioh oft in pri?atrecbt]ioheB Streitigkeiten ihres summiriscfaeii 

und formolfreien Yer&ihrens halber vorgezogen werden. 

Häußg werden aber auch Streitigkeiten (freilich mehr privat- 
rechtlicher Kat in ) zunächst einer privaten Eutsclieidung unterworfen. 
Es ist eine Art von Schiedsgericht, welches wahrscheinlich (he 
überi-esto einstmaliger Volksgerichte aufweist, wie pie sich bei 
einit:»M! Stilniinen noch erhalten halien. In dem Hause eines M')lluhs 
oder eines angesehenen i'iirtrers voi-.suninelt sich mit Einvei"&täuiinis 
der Parteien ein Modjlis (Itat) j;eachteter Ortsbewohner, in den 
Städten Kaufleute, Handwerker etc. und in den Dörfern Emern 
(lischsifidB SS Weissb&rte). In Gegenwart der Vertreter der Par- 
teien oder ihrer selbst versucht man einen Eompromiss zwischen 
ihnen zustande zu bringen. Das Urteil wird dann mit Zustimmung 
der Parteien von einem kompetenten Geistlichen unterzeichnet und 
eriiJUt dadiudi Rechtskraft — Aus QrOnden der BestecbUehkeit 
der ofGsiellen Geriohie wendet man sich gern sa dieser Art Becht> 
sprechuog. 



Portugal. 

Referent: Dr. Hendes Harlliis, Advokat, Lissabon. 
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OegetBgebimg xmd Literatur 1898/1808. 

^ mati%re sociale et polittque, Tobservation est 
ndemeur^ jusqu'ä nos jours et est encore pen en ttmar. 
„ün oertain nombre de prindpes oonsid^rte des azionNS, 
^▼ec mie sörie de dMnctions logiques aooommod^ anx 

„goöts et anx besoins da moment, tel est le snbstmtiffli 

„sm- lequel s'ecliafaudent los lois.'' L. Dunnat. 

Es ist fflr uns unbestritten, dass sich das von Donnat hervor- 
gehobene Gebrechen bei keiner Nation so stark zeigt, wie bei der 
portugiesischen. 



>) Vgl Fblak: Persien Bd. I 8. 329 (1866). 
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In synthetische und zngh?ich erläuternder Darstellung der 
legislativen BeN\ « guiif,^ während dieser beiden Jahre üljorgehen wir 
absichtlich rinige gewisse Elemente, die deshalb kein Interesse für 
flie vergleichende Kethtswissenseliaft bieten, weil sie zu subjektiv 
und empirisch sind, und deiu;n es demnach an wissenschaftlicher 
Bedeutung, besonders der allgf'ineinen und internationalen, mangelt. 

Speziell die Gesetzgebung betreffend die Abgaben und Steuern, 
sowie besonders die über die politische Verwaltung kranken ah 
diesem Gebrochen; denn es ist ihr kaum ein Weg gewiesen. Die 
ersteiid leidet durch die Bestrebungen und den Eigensinn einer 
pditiacbeii Partei, die th^Jricht und rückschrittlich ist, und uns zu 
doem wunderbaren und entarteten Ftelaraeataitemus hingerisRen 
bat Die letztere leidet unter der g^roesen Bedürftigkeit des Staats- 
fichatzea. Diese wird hauptsfichlich duich die progreesiye Zunalune 
der VerwaltuttgskoBten und durch eine ünzahl von Vergeudungen 
her?oiigerufen, die weit davon entfernt nnd, eine Zunahme des 
Wohlstandes herbeizufflhren und zu sichern und der Ökonomischen 
Lsge zu entsprechen. Man Icann eine Art von in den Tag Hinein- 
leben beobachten, deren Symptome sich gegenwärtig auf dem 
Kontinent in der Weinbau- und BaumwoUkrisis und Aber See, in 
AngolA, in der schweren kommerziellen Krisis zeigen; natürlich 
ohne von der delikaten Frage der auswärtigen Gläubiger zu reden. 
Diese grossen Anforderungen an <len Staatsschatz sind charakterisiert 
durch die allzu schnelle Veränderung und den beständige'u Anta- 
gonismus, die giQbäß Schwankungen und den Wechsel der Kabinete 
und <jen Mangel an wohldurchdachten und zielbewussteu Plänen 
der Regierung erzeugen. 

So tritt ein Übermass von Erlassen und halben Massregeln 
an die Stelle nötiger Kürze der geeigneten und passenden Mittel. 

A. Spencer schrieb einst, es sei ein Fehler, der mit einer 
gewissen Schule von politischen Empirikern vei b\inden sei, nur die 
nflchstUegenden Dinge und deren sofortige Wirkung zu enthüUen. 
Ihnlidi wie es die unwissende Menge macht, bemerken diese 
Politiker in jeder Erscheinung nicht mehr als «ne Ursache und 
Wirkung. Ihr Verstand begreift nicht, dass jede Erscheinung das 
Glied einer endlosen Reihe und aus tausenden froheren Erschei- 
nungen hervorgegangen ist und zur Genesis von tausenden späteren 
Begebenheiten beitilgt Diese Erzeugung von Erscheinungen in 



genealo^scher Folge uad die Wirkung dieser Reihen aufeinander 
verursachen eine solehe Verwicklung, dass sie manchmal üljer unser 
Begriffsvermögen hinausgelien. 

Nach dieser Einleitung wollen wir eine chronologische Dar- 
stellung der Gesetzgebung Portugals in den Jahren 1898 und 1899 
in folgenden Kapiteln gehen. 

a) Das {)oli tisch -admimstrative Kecht einschies&Ucii des 
kolonialen ; 

b) das Kriminal recht ; 

c) das bürgerliche Recht; 

d) das Handelsrecht; 

e) die Qerichtsver&SBUDg. 

Zu jedem Kapitel geben wir eine bibliographische Anmeikiug 
Aber ▼erOffenttiohte Arbeiten, doktrinSren nnd wissenechafäidien 
oder betont ezegetischeD Chaiakters. 

la) Das politlfldi-adBliilglnliTe Beeht eiaadiliMflUch 

des kokmialai* 

Was dieses Kapitel betrifit, winden folgende Gesetie und 
Dekrete eriassen: 

Dekret vom 20. Januar 1898, das die neue Organisation der 
Polizei in Lissabon enthält DieBo wiixl in Civil- und Unt-ersuchimgs- 
polizei eingeteilt, die von strafrechtlich gebildeten Richtern auszu- 
üben sind. 

Gesetz vom 5. Mai genehmigt die Konvention nnd Zusatz- 

erklärung betrefFend Gesund heitfiwesen, die in Paris am 3. April 
1894 und BO. Dktoher 1897 zwischen Portugal und anderen Staaten 
geschlossen wonlen sind. 

Dek'ot vom 22. Juni 1898 über die neue Organisation des 
Polizeidienstes von Porto. 

Dekret vom 30. Juni 1898 betreifend die Beotganisstion des 
Telegxaphendienstes. 

Oesets vom 7. Juli 1898« das die Beschlösse des Intemationatea 
Postkengresaes yon Washington vom 15. Jnni 1897 genehmigt 

Dekret vom 7. Juli 1898 setst die Befugnisse der KOnigliohen 
Kommissare in den nberseeischen Provinsen fest 

YerfOgong vom 23. Juli 1898 bestinmit, dass die OeuTemeure 
der Überseeisoben Ftovinzen jährlich an die Begiemng der Hetiopols 
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nach bestimmten Vorschriften Berichte über die bezQglicheo Fro* 
finzeti einzusenden liabon. 

Dekret vom 4. August 1898 Qber versohiedene Keglemeatfl 
des Polizeikorps von Lissabon. 

Königlicher Erlaus 7<aii 30. September 1898 über die Rati- 
fikation der Ailten des Kongresses von Wushington vom 15. Juni 1897. 

Dekret vom 4. März 1899 über die Ratifikation der Überein- 
kunft zwischen den B^erongen von Lissabon, Paris und Madrid 
wsgen Reduktion der End- und DuichgangsgebObren fdr tele* 
gnphisolie Correapoodensen, genannt ^mprensa*'. 

Dekret Tonn 4. Oktober 1899 Aber die Reform des hOheien 
QesnndheitBdienstes, der Hygiene und öffentlichen Wohlhhrt 

Dekret Tom 9. November 1899 betreffend das Reglement Aber 
die Arbaten der ISngeborenen in den flberseeisohen Ftovinsen. 

Dekret vom 16. November 1899 betreflend das Reglement 
Ober Kolonisation der Überseeischen Provinzen. 

Ib) litiratinr. 

Über die portugiesische Politik erschien kürzlich ein Werk 
von Antonio Vianna unter dem Titel: Notizen über die Geschichte 
der zeitgen^^ssiHchen Diplomatie, 1 Band: Die Revolution von 1820 
\in(l der Kongress von Verona. Lissabon 1901. In dieser Arbeit 
wini mit gesundem Mensclu^nverstandc und ausgebreitetem Wissen 
einer der interessantesten Vorgänge unserer liberalen Regienmg des 
ersten Viertels des 19. Jahrhunderts, der viel zum Fall der Kon- 
stitution TOtt 1822 beitrug, geistreich geprüft und gewHrdigt. Die 
höchst nntipatiscbe und reaktionäre Rolle, welche die Signatar- 
Machte des Traktats von Verona 1822 im Gefolge der Mettemiöti- 
aoben Politik bei der ünteidrflckung der Volksbew^ng auf der 
iberisdieik Halbinsel gespielt haben, wird dazin hervorgehoben. 
Frankreich ging sogar so weit, in der inneren Angelegenhdt Spaniens 
mit bewaffheter Hand unter dem Kommando des Henogs von 
Angouldme zu intervenieren. Hierdurch und durch den natfirlicheu 
BOckschhig und dank der geswungeneu Neutralitftt BSnglands wurde 
vorttbergehend die absolute Monarchie in Portugal indirekt wieder 
eingefflhrt. 

Bezüglich unserer kolonialen Literatur, die gerade nicht an 
dem Fehler der Knappheit leidet, genügt es zur vollbtäiidigen Auf- 
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klärting des Lesei-s dieses Jaliresboricbtefi das Wichtigste m er* 

wäliuen : 

Bericht des Ministers und Staatssekretärs der Marine und der 
überseeischen Angelegenheiten, Rat Dias Costa, vorgelegt der De- 
putiertt nkammer in der Session 1898, und 

Bericht des Ministers und Staat sgekretärs »kr Marine und 
überseeischen Angelegen lieiten, Rat Eduarde Villat.a, 2 liÄnde, 
vorgelegt der Deputiertenkammer in der Sitzung vom 2Ü. H&n 
1899. 

Es sind dies die beiden ersten Berichte, in denen die Re- 
gierung der Metropole eine gewissenliafte und methodische Dar- 
Stellung über den Stand und die Lage unseres Kolonialbesitze* 
giebt. Besflgüoii der fest lebenaunffthigen Gkonomiachen und kom- 
merzielleD Verwaltung giebt der Bat Ed. Villaga, wenn auch nur 
fUr den Anfang, einen OenenJplan xur VerbeBserung und Umge» 
staltung der überseeischen Verwaltung. 

Diese beiden bemerkenswerten Arbeiten haben dank der AdIo- 
ritftt und der unsweifelhaften Bechtschaffenheit der Verfasser das 
Verdienst, hauptsSchlich reichlich statistisches Material zu bringen 
und eitk auf amtliche Dokumente zu stützen, die bis dahin ssr« 
streut, nicht in den Ehuck gegeben und dem PubUkum fwt gioi^ 
Udi unbekannt geblieben waren, auch schweriich mit Nutzen too 
irgend jemand privatim hätten ausgebeutet werden können. 

Ferner besitzen wir tnn«- {lortugiesischc Kolonial- und Müritime 
Revue; bie ei"8oheint in Lisaabou bei der Buchhandlung von Ferin 
& Co., die anv 1. Oktol>er 1897 gegründet worden ist. Dieselbe 
hat ans^'»'zei( luiete Kedakteure und Mitarbeiter vou ausserordeui- 
licher Koin])eteiiz, die durch ihren langen Aufenthalt in unseren 
Kolonien Kenner derselben sind. Deshalb k?^nnen wir diest- 
Zeitschrift unverhohlen für eine der bedeutendsten in Europa 
haiteo. Gleichfalls erscheint in Lissabon seit Januar 1894 eine 
itevue, Portugal in Afrika, deren Hetanqgeber Quirine Avelino de 
Jesus ist. 

Erwähnenswert sind unter imderen in jeder Beziehung: 
Brasilien und die portngiesisofaen Kolonien 1888 und Portugsl 

und Afrika, 1891, von Oliveira Ibrtins. 

Der Bericht über die Provinz Mo^ambiqne, 1893, von Bat 

Antonio Ennee. 
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Der Bericht Aber die ProvioK portugiesisch Guinea, IBdO, von 
Correia LanQa. 

Die TerwaltongsrechtlicheD Studien Aber Angola, 1898, von 
Pkivft Conceiro. 

Die portttgieetsdien Kolonien, 1896, von Emeeto de C. Vaa- 
conceilos. 

Die Eingeborenen der portugiesischen Kolonien in Afrika, 1900, 
von J. d'Alriieida e Cuiiha. 

La main d'oeuvre en Afrique, 1900, von Almada Negreiros. 

2a) Das KriniinalreeliL 

An Straigosetzen sind dif folt^eiiden erlasson wordon: 

Gesetz vom 7. Juli 1898 Aber die Pres&freiheit auf dem 
Kontinent und den anliegenden Inseln. 

Dekret vom 11. Augu8t 1898 über die Pressfreibeit ül>ei See. 

Gesetz vom 21. Juli 1898, das den Erlaas vom 13. Februar 
1896 bezflglich der Anarchisten Ändert und verschArft 

Dekret vom 23. MArv 1899 Aber das Verfiahren gegen Land- 
streicher und Bettler. 

Gesetz vom 21. Juli 1899 verAndert nnd erweitert den Erlass 
vom 7. Juli 1898 besAglich der Verleger von Zeitschriften. 

Gesetz vom 17. Ängnst 1899 betreffend die Einteilung des 
europAischen Portugal in drei gerichts- oder polizeiArzdiche Distrikte 
(circum8cri|K^oe8 medio-legaes), und Errichtung eines Leichenhauses 
für die medizinische FakultAt im Ooimbra und die beiden Abrigen 
medizinisch-chinirgischen Schulen von Lissabon und Porto, sowie 
eines Gerichts- oder polizeiärztliclieu Rates an dem Sitze eines 
jeden dieser drei Distrikte. 

Gesetz vom 1. September 1899 Ix^stimmt, dass auf dem Fest- 
lande dfg Reiches, auf den anlicgt iHirii Inseln und in don i'il>er- 
seeischen Provinzen d^r Cuditro de justir-a da armaila in Ki-aft tritt. 

Dv krot vom 20. September 1899 über Pressireiheit in den 
Überseeischen Provinzen. 

Dekret vom 20. Oktol»er 1899, welches das Dekret vom 15. 
Dezember 1894 bezüglich rru kfrdliger Verbrecrher auf alle Bezirke 
d^ Gerichts-Distrikts von Loanda ausdehnt, und 

Dekret vom 16. November 1899 betretfend den gerichts- oder 
poliseiArstlichen Dienst 
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2 b) Literatur. 

In der Sitsung der portngiesisoben Gruppe der Intematioiialeii 
Vereinigung für Strafrecht vom 28. Blftrs 1898 las Tavares de Medeiros 
einen gut auEgearbeiteten Bericht vor fibw den 8k;huts entlasaeDor 
Strftflinge in Portugal aus Yeranlaaaung des nAchsten Fatronage- 
Kongresees in Antwerpen 1898. In dieser Arbeit, die spftter im 
Bulletin der Portugiesischen Onippe, Band I Heft 1 pag. B3 er- 
schienen ist, setst Bfedetros mit grüsstem Scharfsinn die Ziele, die 
die ProtektionS'GeseUschaflen der Strftflinge verfolgen müssen und 
wie sie sie am vorteilhaftesten erreichen, auseinander. Ferner weist 
er nach, dass nach dem Dekret vom 20. November 1884 über das 
Strafbystcm und nach (lom Gesetze vom 6. Juli 1893 über die 
bedinia:te Fi-eilassunc; nichts pmktisches bei unb geschehen ist. Es 
sind dies die ersten Gesetze, die den entlassenen Sträflingen Schutz 
gewähren. 

Äiu'h in den Sitzungen derselben Gnippe vom 28. Mili7 nni 
16. Jtini 1898 reichte der Verfasser dieser Zeilen das kürzlich er- 
schienene Buch des A. Luiz Lopes ein, tituliert: Statistische Studien 
über die Verbrechen in Portugal in den Jahren 1891 bis 1895, 
und trug daraus vor. Es ist dies eine kriminal-statistische Denkschrift; 
sie deckt die zahli-eicben Fehler aller statistischen, amtlichen und 
privaten Arbeiten auf, die seit dem durch Dekret vom 7. November 
1872 geschafllsnen Kriminal- Register publisiert worden sind. Sie 
erl&utert die Vorteile der gerichtlichen Statistik, die nur positive 
und sichere Daten sammelt und gleichförmig zusammenstellt, soweit 
es möglich ist, in Übereinstimmung mit den Anweisungen kompe- 
tenter Autoritäten und den Ansprüchen der Wisaensdtaft, um Mben 
einer lokalen, anch eine allgemeine und internationale Bedeutung 
au erlangen. Der VerbM9ser bezieht sich bei der Vergleichung der 
Kriminal -Statistiken besonders auf die gründlichen Arbeiten des 
Liiigi Bodio und nimmt zwecks Sammlung von Informationen aus 
den Gerichtsarchiven das ungarische System an oder das der statistischen 
Kegister, mit Ausnahme des russisch -deutschen Systems, oder des 
der individuellen Bulletins, des italienischen oder des gemi^cht•n 
und des liolländiiichen. Er äussert sich günstig zu den von M. Yvenies 
in der zweiten Sitzung des internationalen statistif^clien Instituts 
in Paris, 1898, gezogenen SchlusafolgeruDgen über die Eieiueute, 
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die in der Kriminal-Statistik flgnrieren mUsaeii. Zu ihrer Zueammen- 
BteUttog, meint er^ mflase man aicli auch der {woseesnalen Elemente 
als irichtiger HilfiBmittel bedienen. 

Diese Denksdirift, die im Bulletin der portugiesischen Grii]»i>e 
Band I, Heft 1 pag. 13 und folg. erschien, hatte die Verfügung 
Tom 9. September 1898 znr Folge Über die Emennnng einer 
Kommission zur Ausarbeitiuig des neuen Reglements über das 
Kriminalregistor. 

Ferner wird ein Work desselben Verfassers unter dem Tifel: 
Studien über Kriminal -Soziologie in dem Verlage von Tavares 
Cardo/.o <fe Trmao in Lissabon erscheinen. Es wird Kapitel ent- 
halten über die Entwickelnng des europäisclieii Hepressivsystems, 
über den Ursprung und die EntAviekelung der modernen Stiafrechts- 
theorien, die Khniinalstatistik, die Zurechnungsfähigkeit der Delin- 
quenten, die Verhinderung von Verbrechen und über das Zellen- 
^tem. 

Schliesslich hat der Justizminister 1899 in der lobenswerten 
Absicht den dringenden AntrBgen zu entsprechen, betreffend ^odi- 
flkation der veretreuten Oesetae fiber den Stni^rozess nach Ab- 
Inderung einiger derselben im Sinne der heutigen wissenschaftlichen 
Prinzipien, einen Entwurf der Stra^wozess- Ordnung der Eji^pu- 
tisrtenkammer voigelegt. Derselbe ist infolge Beschlusses derselben 
im Diario do Ooverno ^om 8. M&rz desselben Jahres publiziert 
worden, l^t der Ausarbeitung wurden zwd Richter betraut, die 
in TSlliger Unkenntnis der gegenwärtigen wissraschaftlicfaen Be- 
wegung auf dem Gebiete der Kriminal-Soziologie es nicht verstanden, 
die guten Einrichtungen anderer Länder aJs Vorbilder zu nehmen. 
Sie folgten in ihrer Unwissenheit dem willkürlichen und unbe- 
gründeten riane des Civil[)ro/,esses; hieraus gingen schwere und 
lje<lentende Fehler hervor. So regelten sie in unklarer und un- 
genügender Weise die I m Stimmungen iilier die Untersuchiuig von 
Geisteskranken, obgleich diese doch an der Person des liesehuldigten 
vorgenommen werden mflssen; sip iK^srlinlnklen die Anwendung 
der bedingten Freilassung, die nur für Sträflinge unter 18 Jaliren 
bestehen blieb. Sie schafften die Aufhobung der Strafvollstreckung 
ginslich ab; übergingen, was die Kriminalwissenschnft im Verfahren 
gSgen mindeiiAhrige Beschuldig^ neu und vernünftig «üngeführt 
hat; auf unvoUstindige Art setzten sie die Revision der Urteile lest; 
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ebenso in licberlicher Weise das Bekenntnis des Angeklagtes als 
Beweismittel; sie behandelten in keinem besonderen Kapitel die 
Verteidigung des Angeklagten, wfthrend es eins Uber die AnUage 
giebt; sie legten dem Prozess einen wahrbaft inquisitoriscfaeii ond 
zeaktionftren Charakter bei n. s. w. 

Angesichts dieser Betrachtung hat der Entwurf, weit davon 
eiitfuiiit. ^Mnigt' klt'iiu' Fortschritte zu verwirklichen, oder wenigstens 
den gegtjiiwärtigf II Stand zu erhalten, die Lehren der Erfahrung 
und Wissensfhaft ri!..M gangen. Er ist den Anforderungen der Neu- 
zeit ?o wenig gm-i ht ire\v<)rden, dass es scheint, als ob er sich 
den Prozessdoktrinen, die in Europa seit dem 13. bis zum 18. Jahr» 
hunderte in Geltung waren, n&hern wolle. 

Deshalb haben der Verein der Adrokaten Lissabons und die 
juristische Fresse des Landes einen Kreussug g^gen den Entwurf 
untemommeu, um die Ehre der vatorUndischen Oesetsgebnng <o 
schQtsen. Das Parlament bat gleichfalls bei dieser OppositioDB- 
bewegung, wenn auch indirekt, mitgewirkt, indem es weder Aber 
den Entwurf diskutiert, noch ihn angenommen hat 

8 a) Das bttrgeiliehe Recht 

Das bflrgerliohe Recht erfuhr folgende Verbesserungen : 

Dekret vom 20. Januar ]s!)S; es liestimnit das neue Ht-plemeut 
di'r- (ieltäuderegiöters , das w.'iler nichts ist, ids eine aiihrfi^lil'^ne 
und r''KeltnäS8igo Zusammenstellung des geltenden Dekrets vcni 
20. April 1870 und der durch spätere Verfügungen erfolgten M< ili- 
fikationen, jedoch mit dem Vorteil einer Vereiofowhung der Ein- 
tragungen in das Register und einer geeigneten und Tenmtwort- 
liehen Handhabung. 

Geseta vom 7. Juli 1898; es genehmigt die Konvention Aber 
internationales Privatrecht und das ZusatxprotokoU, die im Haag am 
15. November 1897 swiachen Portugal und den anderen Staates 
unterzeichnet worden sind. 

Königlicher Brhss vom 20. Juli IS 98 bestätigt und ratifiziert 
die erwähnte im Haag unterzeichnete Konvention nebst Protokoll. 

Dekret vom 20. Oktober 1898 Ober verschiedene Abändenmgen 
des Deki-ets vom 6. Juli 1895 über den Dienst der Überwachung 
und Sicherheit der Arbeiter an sUkltisohen Hauten. 
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Oesetz Tom 24. Juli 1899 gestattet imbemittelten Proxes»' 
ffthrenden das Armeiueoht und 

Dekret vom 1. August 1899 Ober das Reglement des Ännenreohts. 

8b) litenitw. 

In diesen zwei Jahren sind publiziert worden: 

Manual do pioeesso do invontario, 2. verbesserte und vermehrte 
Auflage von E. da Silva Carvalho und 

Die Ligoes do direito civil portntrnps \ . Band von Teixeini d'Abreii. 

Sie bilden eine mit gesunder Kritik und ausgedehntem Wissen 
daigefitellte Exegese. 

4 a) Das Handelsrecht 

Auch bezflgtich des Handelsrechts ist die Qesetzgebung in den 
Jaliren 1898 und 1899 von bedefutendem Interesaa Es sind Ter- 
abschiedet worden: 

Befehl vom 11. Oktober 1898 bestimmt, dass die Staatsbeamten 
weder Bfirgen noch Avalisten fOr Bezahlungen der ImportiOUe in 
den Zollämtern sein können. 

Dekret vom 7. Desember 1898; es reguliert die Anferlegong 
und Erhebung der Tonnengebflhien in den fiberseeischeo Piovinxen 
und bildet dn Ganses mit dem Oeseta vom 23. Juni 1888 über 
die Brliebung der Abgaben und Tonnengebfihren auf dem Festlande 
und den anliegenden Ins^ des ESnigreidies. 

Dekret vom 26. Juni 1899 genehmigt die Konkursordnung. 

OeR*»t-/. vom 29. Juli 1899 enthiilt verschiedene Vorschriften 
über die Zatilung der Euinahmesteuer durch Baiikobligationeu oder 
die anderer Gescllschafteu und 

iK-kivt vom 23. Dezember 1899 erklärt, dass sich im Ausland 
gebildete Ocst lU' haften, die ihren Sitz im Königreu h' oder in 
irgend einer der überseeischen portugiesischen Besitzung* n haben, 
zwecks Betreibung irgend eines Handels- oiler Industriezweiges 
oder Ackerbaues in besagten Besitzungen ganz den Vorschriften 
des portugiesischen Handelsgesetzbuches gemflss organisieren mflssen. 

4 b) Literatur. 

Durch Verfügung vom 7. JA&n 1898 wurde vom Minister der 

auawirtigen Angelegenheiten angeordnet, dass von der Qeneial- 

tt2 
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Direktion fflr Haodelfl- und Eonaukto-Sachen monatlich ein Handflk* 
Btillotin in iwei Teilen herausgegeben werde; der eine soll die 
Ctosetxgebung, der andere kcnnmerzidle Anddlnfte enthalten. 

Erwähnenswert ist noch in jeder Hinsicht o Banco emissor, 
Lissabon 1900, vom Rat Matheus dos Santos. Diese Arbeit \>i 
fi-aglo3 die einzige ilirer Art, die bei uns existiert. Sie empüoiilt 
sich 'liin-h di«- l>osrindi»re Fachkenntnis de« Verfassers, der alle 
Funktion«')! eines Mitgliedes der Verwaltung der BaJik %'on Portugal 
ausgeiiht hat und noch ausübt, ebenso durch die Kenntnisse des 
Verfassers ülior die verwickclsten Probleme de.s Bankfaohes. seifen 
sie Ökonomischer oder kommerzieller Natiu*. In derselben werden 
ex professo die Fragen bezüglich T^rsprung, Entwicklung und 
Organisation der Bank von Portugal bebandelt, ihre ökonomische 
und pekuniäre Lage, ihre Beziehungen zum Stut und ihre dem> 
selben geleisteten wirtschaftlichen Dienste, 

Femer erschien die Marinha do oommerdo, 2 Binde, 1900 
bis 1901, Poito^ ron Pereiia de Hattos. In diesem Werke bespricht 
der angesehene Offizier der portngiesisohen Marine nach WflrdigQQg 
und Beschreibung der technischen Teile des HandelssohilEes, s. B. 
seiner AnarQstung und seiner kommeniellen Bedeutong, die Ent- 
wicklung der Handelsmarine in Tersohiedenen Lftndem, besonders 
In dem unsrigen, und zeigt eingehend nnd fortsohrittlidi, dass sie 
einer der Hanpthktoren des Ökonomischen Lebens eines Volkes ist, 
und viellddit der widitigste ffir eine kdoniale Nation ; sie komme 
sogar dazu, dem Staate die Bedingungen der Existenz und des 
ForUchritts zu bestinunen. 

Endlich hat Barbosa de Magaliiaes die KonkursoixlauDg mit An- 
merkungen und uusfülu-iicher Exegese, Lissabon 1901, herausgegeben. 

5 a) Die Gerichtsverfa><snng. 

Die Oerichtsverfassung hat in der von uns behaudeiteu Periode 
nur unbedeutende Abänderungen erfaliren. 

Es sind nur nachstehende Dekrete erlassen worden: 

Verfügung vom 26. April 11^98 betreffend Ausführungsvor- 
schriften des Artikels 19 des Dekrets vom 23. Desonber 1897 
über die Funktionen der Anwälte. 

Dekret vom 29. Desember 1898 genehnugt mit mehreren 
Znsfttzen die Refonn der Justizverwaltung in der Fkovinz Angd*! 
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die durch den königlichen Kommissar diesor Pi-ovinz am 12. De- 
zember 1890 bestimmt worden war, und das 

Dekret vom 23. Dezember 1899 reorganisiert das Notariatsweseiu 

5 b) Literatur. 

Kürzlich sind veröffentlicht -worden: 

Die Justiz -Verwaltungsordnung in den überseeischen Provinzen, 
Lissabon 1900, von Caetano Gongalves. 

Das Outachten der von dor juristischen Fakultät der Universität • 
Coimbra ernannten Kommission über die Einrichtung eines Noteriats- 
Knrsus, Coimbra 1900, und 

Der Notariata^Kunaa, Coimbra 1901, ven Hamooo e Sousa. 



Rüuuiliien. 

Referent: Dr. N, Maadrea, Präsident des KasaationshofeB, Bukarest. 



a> G6B0tEgebiiiig 1898/1901. 

Seit April 1897, bis zu wdcbem Zeitpunkt mein lelster Bericht 

reicht, im Laufe von 4 Jahren, hat ein viermaliger Regierungs- 
wechsel stattgefunden. Von April 1897 bis April 1898 funktio- 
nierte ein liberales Ministeriinn, in welchem I). Sturza das Präsi- 
dium liatte. Es folgte dann ein konservatives Mijiisteriuiu bis zum 
Juli 1900, in wek-lien G. Gr. Cautacuziuü Miuisleipi-äsideut war. 
Alsdann fand ein Ministerwechsel statt aus konservativen und jung- 
konservativen Elementen unter dem Präsidium von P. P. Carp. 
Und seit Februar 1901 ist Aviederum ein liberales Ministerium 
am Ruder, in vt-elchem H. D. Sturza auf's Neue die Präsident- 
schaft führt. — Es ist überflüssig, in Anbetracht des Zwecke«^, 
den ich bei dieser Arl»eit unmittelbar vor Augen habe, eingehend 
die Ursachen für die Zweckmflssigkeit und die Notwendigkeit des 
wiederholten Regierungswechsels im l4iufe jener vier Jahre zu 
berOhren, und danusleUen, welche ROofcsiehten im Orossen und 
Ganzen dabei massgebend waren. — Selbstverstftridlicli setzt jeder 
Regierungswechsel in poUtisoher Beziehung auch einen Ptotei> 
Wechsel ▼cfbus. Und jeder Regierungswechsel auf Orund eines 
Pirteiwechsels hat jedesmal die Neuwahl der YertretiuigsUrper 

62» 
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im Staate, im Böirke, in der Gemeinde, Indening der Verwaltiings- 
beamten, anch aelbet der lichterliehen Beamten, inaofem sie aliaetS' 

bar sind, zur Folge. 

Eis ist nicht in Abrede zu stellen, ilass auch währemJ der 
4 Jahrc <lie lopierenden Parteien bemüht waren, abziuindern wler 
abzuscluiireii, wus die vorangegangene Begierung geschaffen oder 
eingeführt hatte. 

Die iu den vier Jahren entfaltete legiöhitivc 'I'hatigkeit betrifft 
das Unterrirhtswesen, ileu Gewerheunterricht, den Bau von Lokal- 
bahnen durch Privatfji^wllRchaften, die Ahändening' des Enteignungs- 
gespfzcs durch die Einführung eines neuen Verfahrens, das Handels- 
gesetzbuch, die CivilprozesRordnung and vor Allem die finanzielleii 
und Steueigeaetee zur Abhülfe der schlechten finanziellett Lage 
des Steatos. 

Waa das üntemcfateweaen anbetrifft, so habe ich Mher 
Gele^nheit gehabt, zu erwShnen, dass das UDterrichteweaen auf 
OnindJage des Unterrichtsgesetzes ^on 1864 sehr mangelhaft w, 
dass eine Neuordnung dringend geboten erschieo und daas sich die 
YerwirUichung dieser Beoiganisation wogen der politischen Bartei- 
kämpfe immer in die Länge zog, zum Sehaden der Jugend uod 
der Zol^unft des Staats. — Endlich gelang es der konssrvatiTen 
Begierung im Jahre 1894 und der libezalen Regierung im Jahie 
1896, das Volksschnlwesen durch ein Spezialgesets zo ordnen. 
Die Gymnasialscbulen, die Universitäten, die Benifs-Schulen, wie 
Handels- und Ackerbauschulen, der GewerbeunteiTieht wurden durch 
Gesetze vom 23. März 1898, vom Hl. März 1899, und dnnh das 
umfangreiche Gesetz vom 5. Ainil 19(K) neu geordnet. — Ixtitereß 
Gesetz umfasst eigentlich dumh seine Bestinunmigpn sowohl das 
ganze rnterrichtswesen, als auch die Centnilverwaltu^ig i^elhst und 
ändert die früheren (lesetze in umfangreicher Weise ab. 

Der Unterricht in den Dorf-Volkss(!hulen soll 5 Jahre dauern, 
dagegen in den städtischen Volksschulen nur 4 Jahre. Ausisertlera 
SoUeu höhere Volksschulen eingeführt werden, deren Lehrkursus 
drei- oder vierjähiig sein soll und bei welchen eine Abteilung 
für gewisse Gewerbe, wie Zeichnen, Aekerbauwesen einzureihen 
ist, je nachdem die höhere Volksachuie im Dorfe oder in der 
Stadt ist. 
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Dem werbfiinteiTiclit dienen die hesoiuleren Oewerl)es<-hiileii 
für Kiial»€n und Miuicheu mit einem seehsjälirigen Kursiis, die 
niederen und hf^heren Handelssehulen mit je einem dreijähricrfn 
Kursus, die unteren Aekerbauachiiien , deren Kursus zwei Jahre 
währt und deren Besuch den SchOlern nach Beendigung des Lehr- 
gangs die Verpflichtuog auferlegt, ly, Jabie in gewissen landwirt- 
sobalUioheD Stationen auf den Staatsgütern zuzubringen. 

Die einsige mittlere Ackerbauschule hat «Den Lebrkursus von 
vier Jahren; auch hier sind die Schiller zu l^/^jlShng^ landwirt- 
achaftUchen Obnngen auf den StsatBgfltem verpflichtet 

Der Lehrkursus der einzigen Forstschule soll drei und ein halb 
Jahre dauern. Die Ackerbau- und die Fofstschule haben Internate. 

Es giebt Gymnasien mit Tieijfthrigeoi Kursus, Lyceen mit sieben* 
jlfarigem Kursus. — In den höheren drsi Klassen des I^oeums 
besteht eine reale und eine klassische Abteilung, in welcher letsteren 
allein Latein und Chrieohisoh gelehrt wird. 

Auch fOr Hidchen sollen Sekundirschulen ersten und zweiten 
Orades mit 12 jährigem Kursus eingerichtet werden, deren Reife- 
zeugnis für die medizinische FakultÄt und die Apothekerschule befähigt 

Für die beiden Univei-si tüten in liukarest und Jassy liaben die 
deutschen Universitäten als Muster geilient. Der Lehrkörper auf 
den Univei-i^itäten besteht aus Professoren und agregati, entsprechend 
ilen ordentlichen und den ausserordentlichen Professoren. — Der 
üntfrsehied zwischen diesen ist wesentlich; nicht nur das Gehalt 
ist verechi« den , sondern es besteht auch inRofern ein Unter- 
schied, als die nach dreijährigem Wirken vom Minister nicht be- 
wältigten agregati ausgeschlossen werden. Während früher sämtliche 
Professoren nur auf Grund eines Wettbewerbes ernannt werden 
konnten, sollen sie jetzt vom Unterriehtsminister auf Antrag des 
Universitätssenats ernannt werden. Nur die agreg^tt i der jnristisohen 
und der medizimscben Fskultftten sollen eine Konkurrensprfliung 
bestehen, wohl wegen der grossen Ansahl der Bewerber auf diesen 
Gebieten. Hervorsuheben ist, dass> wie für andere FsohBchulen, 
ancli fOr die üniversitlten Aualftnder zu ordentlichen Professoren 
eimuint weiden kOnnen, was in jedweder Besiehung zweckmissig 
ist Denn auf allen Fsohschulen und üniveraitftten emsunte msn 
WslMr nnr Rumänen s]a Lehrer, ohne Bflcksicht ob man die nötigen 
Kxtfte hatte. 
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FOr die AuBbUdan^ Ton Lehrorinnen »i Sekundinnldcfaeii- 
Bchulen wird eine hShere ÜTonnalBchule mit dz^ifthrigem Euiaas 
in JaBsy eingefOkrt Dee Institut serEBllt in eine liteisriBdie imd 
eine natnrwissenschAftlicUe Abteilung. 

Aiieli sind umfangreiclio BestimmuDgen niclit nur über die 
Pflichteil und die Rechte dor Scliükir, Stndenteu und des Lehr- 
körpers im Allgöineinen , sowie uIht die Disziplin, Houderii vor 
Allern auch ühor die Bedingungen, denen die Kandidaten entr 
spreclien nnjr..'>en, erlassen, damit sie Lehrer an den Sekuodär- 
ßchnlon im Allgemeinen und an den Universitäten werden kclnnen. — 
In letzterer Beziehung dürfte wohl bei ständiger energischer und 
])arteilo6er Durchführung des Gesetzes die Zulaaeong durchaus uu- 
fäliiger Lehrkräfte zu den vielen Schulen vermieden werden. — 
freilich, die Wohlthaten des Gesetzes weiden nicht sogleich er- 
wartet werden können. Allee h&ngt von seiner Handhabung ab. 
Aber in dieser Beziehang will man schon unter cUeser libendeo 
Begiemng das Gesets vom April 1900 im wesentlichen absohaifen. 
Es hat dies aaoh im MAra 1901 statl^iefonden. 

Wir erinnern uns, dass yonEQglich zwei von der konsemtivea 
Begiettmg vorgelegte Entwürfe^ besonders leidenschaftlich von der 
liberalen Opposition in baden gesetzgeb^iden Körpern ang^iißen 
wurden. Es waren die Qesetse Ober die Koosession tum Ban vm 
Iiokalbahnen und ftber das Bogwesen. 

Was das erstere Gesetz anbetrifft, so beeilte sich die liberale 
Kegierung, dasselbe abzuändern, und zwar in folgender Richtung: 

Die durch Privatinitiative gebauten Lokalbahnen sollen nach 
90 Jahren ohne irgend welche Entschädigung Staatseigentham 
werden. Sodann wird diesen Bahnen der Charj^kter des i'rivat- 
eigeuthums vorsagt; deshalb können sie wi rlei v- i [ifäinl- t noch mit 
irgend einer Reallast belastet werden. Der Staat kann sie nach 
Ablauf von 20 Jahren, nicht wie früher von HO Jahren, zurück- 
kaufen. Die von Anfang an festgesetzten Tarife können nur mit 
Erlaubnis des Ministenums in allgemeiner Weise abgeändert werden. 
Das Gesetz erwähnt die Linien, deren Bau der Privatinitiative ent- 
zogen ist. Niu h 30 Jahren vom Beginne der Ausbeutung eioor 
sdohen Privateiseabalmlinie hat der Staat nicht vqm reines 

Einkommeni sondern 2% des Bruttoeinkommens lu besnspnidieB. 
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Die zum Bau von Piivateisenbahnen begründeten Gesellschaften 
haben die Bestimm unsfon des Handelsfresotzbnches zu beobachten. 

Auf den Suuit^giitem wie auf den Kroiidoin;liien dürfen Pri?at- 
bahneu oliiie irgend welche Entschädigung gebaut weixlen. 

Dietges so zu Stande gekommene Gesetz sollte unter dem 
konsenativen Ministerium wiederam abgettodert werden, doch gelang 
es niobt aus ZeitmaogeL 

Das Berggesetz wollte die liberale B^ening in dem Sinne 
abftndenif dasa die Beiigwerke dem EigeotOmer des GrundetUcke ge- 
hflten, die Bergwerke auf den Staatedomlnen entweder dnroh den 
Staat oder dinoh den Konsesrionir, — auf den FdTatgfltem von dem 
Eigentamer oder yon demjenigen, dem der EigentOmer seine Hechte 
freiwillig abgetreten hätte, — ausgenutzt weiden soUten. Die Beig- 
baukonzession sollte ewig dauern, wenn der Konaessionir BumSne 
wtee, mid nur 75 Jahre für die niehtmmlmsohen Stsatsbfliger. 
Der Anteil des Sntdeokere, wdobem die Ausbeutung nioht zustdit, 
soll nicht mehr 50% vom Beineinkommen, sondern nur 25% vom 
finittoertrag betragen. Dooh wurden die Abänderungen nicht ver- 
wirklicht ; es verblieb beim Berggesetz, wie früher dargestellt worden. 

Das Enteignungsgesetz von 1864 nach dem Muster des 
französischen Gesetzes von 1841 hätte längst .ibgeündert werden 
goUen, weil gemiu>8 jenem Gesetze die Geschwuienen, die vci Allen 
die EntschädigimgRsumme ru Iw^stimraeu hatten, dieses Ami miss- 
brauchten durch Anerkennung von ungerechtfertigten ungeheuren 
Entsebikiigungen zum Nachteile des Staates oder der Gesellschaft, 
wel( he die Entschädigungssumme auszuzahlen hjUten. Erst im Jahre 
1900 wurde das Ver&hren des Enteignungagesetzes abgeändert. An 
Stelle der Geschworenen haben die Parteien je einen Schiedariohter 
zu wählen, welche unter dem Vorsitz eines Richtera von einem 
Oeriohte erster Inatanz ein Schiedsgericht bilden, die Parteien anhOron 
und die Bntsohldigungssumme festsetzen. Ck^gen das gefiOlte ürteü 
findet Berufung statt und gegen das Urteii des Berufungsgerichte 
ist der Beknis an das oberste Gericht zuUssig. Die Fristen ffir 
Berufung und Rekurs sind sehr kurz. 



*) Siehe Jahrgang 4 dieiar Zeitsohrift 
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Die Bestimmungen dos Hal^(^ lpo:e8etzbuche8 wurden im 
Laufe von vier Jahren zweimal abgeänUcit, und es beteiligten ach 
daran der liberale wie der konservative .lustizin in ister. » Die im 
Jahre 189f> getroifeoeo Ändenmgen beziehen sich auf Bestimmongen 
Qber den Konkurs. Zunächst wird als PrävenÜTiiUBsregel, um die 
OUubiger gegen den Schuldner tu achfltien, der aein Vermflgeii 
bei Seite schaffen mOchte, den OULubigem das Recht eingeribmt, 
dem Oericfatshofe eine Denunziation einzurnohen, worauf der achnldige 
Kaufmann achrihlioh angefordert wird^ sich vor dem Qeriohte n 
rechtfertigen. Auf Qrund der gewonnoien Oberseugung klJnoen eiaer 
oder mehrere Oltubiger beanftragt werden, das Qebahren des SohuldnetB 
zu beaufsichtigen. BSrweist sich die Denunziation als veileumdeiiBcfa. 
kann de^ denunzierende GUubiger als Verleumder verfolgt werden. 

Zur Wahrung der Interessen der G-linbiger sollen nach Zn- 
satz zu Art 724 des rumänischen Handelsgesetzbuches alle Ve^ 
äussenmgen von beweglichen Gütern Seitens des Gemeinschuldners, 
die innerhalb sechs Monaten von Einst liiuig der Zahlungen an den 
Ehemann, oder die Ehefrau, an die Verwandten in gerader und in 
der Seitenlinie oder an die VerschwUj^crten bis zum vierten (innie 
für nichtig erklärt werden. — Schon iiüher hatten wir erwähnt, 
dass nach Bünführunji: des Syndikuf^richtors die Beibehaltung des 
Kommissarrschters iibertlüssig' war; die Abschaffung des Letzteren 
ist denn auch erfolgt Alle fristen ionerhaib des Koukuraveriahreas 
sind verkOrzt. 

Die Eonkordatarquote wurde von 40 % ^ % erhöht 
Das Konkordat kann nicht mehr von Ändern garantiert werden. 
Für die Beat&tigung des riohterlichen Konkordats seitens des Gerichts^ 
hofes ist erforderlich, daas die Konkoidatarquoto entweder bsar oder 
durch Hypothek gewährleistet wird. Wird die Konkordataiqoole 
nicht bezahlt, so kann jeder Olftnbiger die Esftf fnung des Konkais» 
▼erlangen tmd wird in diesem BUle die Strsle des eioCacha 
Bankerotts ausgesproohen (Axt 85 3 Cod. d. com.). Endlich aoU 
die Steuerquote nicht SVot sondern 4% vom Brnttovermflgen dM 
QemeinflfdLnldnera betragen. 

Die im Jahre 1900 elngefOhrten Vertndenmgen und Zusitie 
zum l^delsgesetzbudie betreffen vor allem die Hindelsgeeellschaftea 
imd zwar die Artikel 114, 122, 133, 143, 146, 147, 173, 174, 
175, 185, 238, 243, 2i5, 246, 248, 2G5 des HaudelsgebeUbuchei 
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Im Jahre 1887 erlitt das italienische Handelsgesetzbuch bei seiner 
Aufiuilitne durch den runiätiischen Gesetzgeber besonders in den 
Bestiinniungen über die Handelsi^esellschaften bedeutende Ver- 
änderungen, damit vor Allen der nuiuinische Cliarakter der Gesell- 
>chaft bewalirt werde. So sollten gemäss Art. 114 und 122 bei den 
Koumianditgesellsehaften auf Aktien und l)ei den Aktiengesellschaften 
(lio Mehraihl der Kommanditisten beziehungsweise Voi-standsmitglieder 
Rumänen sein; nun wird bestimmt, dass Rumänen sein sollen, 
und RS verbleibt bei der alten Vorschrift nur, wenn die Aktien- 
gesellschaft gemäss den Statuten Grundstücke kauft. 

Der Vorteil der Gründer nach Veränderung des Art 128 sum 
Handelqgeeetsbuolie soll in dem Konstitaierungaakte bekannt ge> 
macht werden, in einer Tantieme des Nettoeinkommens beetehen und 
TOQ der GeDendverBammloDg gebilligt werden. Die Mehrsahl der 
Censoren soll immerwfthrend an dem Orte, wo die Geaellachaft den 
HanptmU hat, doh auflialten. Nach Art. 238 sollen die fremden 
Oesellscihaften, die im AusHande konstituiert sind, bei Gelegenheit 
der YerÖffentUchung der Qründungsorkande das Kapital angeben, 
welches fOr die Operationen in RumSnien bestimmt ist Naoh 
Art 243 haben fremde QeseUscfaaften der Regierung oder einer 
andern mminischen Behörde die Sohriltstflcke in authentischer oder 
in legalisierter Form vorzulegen. 

Die Kaution zur Sicherstellung der von einer fremden GoRell- 
schaft in Humänien einzugehenden Verbindlichkeiten soll nur 
100 000 Francs gecnn früher 300 000 Francs betragen. 

Dagegen für fremde Versicherungsgesellschaften soll die bisherige 
Sicherheit veibleiben, was gewiss auch hätte geordnet werden können. 

Femer braucht nach .\rt. 24(5 rum. Uandolsgesetzes der Ver- 
treter der fremden Aktiengesellschaft nicht melir von der Regierung 
bestätigt zu werden. Für eine fremde in Rumänien funktionierende 
Gesellschaft braucht nioht mehr ein Verwaltungsrat aus mindestens 
swä im Liande wohnhaften Mitgliedern eingesetzt zu werden. 
Ferner kann die einer fremden OeseUachaft gewährte Ermächtigung 
auf Antrag der Beglenuig vom Oerichlahofe noch in drei anderen 
nilan surOckgexegen werden, unter Anderen, wenn die Oesellsohaft 
die TorgesobriebeneB Bestimmungen nicht beobachtet 

loh ftbeigehe einzelne Verftndeningen des Handelsgesetzbuchs 
Aber die Beschleunigung des Wechselproieases, die Beseitigung 
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einer weohselreohttioheii StraitfRige und einzelne Pnnkte des 
Konkurencfates, die ebenblb im Jahre 1900 dnrofagefllhit inirdeo. 

Als eine nützliche legislatiTe Aiijeit kann die RertrioB iier 
Civilprozessordnung von 1865 betrachtet werden. Mit 
schluss des gerichtlichen Verfahrens vor den Friedensrichtern «o^ 
vor dem obersten Kassationshofe, iu welcher Beziehung es bei den 
speziellen diesbezüglichen Gesetzen verbleibt, ist das genchüiche 
Vt'rfalireii in bürgerlicheu Hoi-htsstroitigkeiteu vor «ien Gerichts- 
hüfeu ereter und zweiter Instanz, sowie das Verfahren betreffend 
das Zwangsverfahren revidiert. — Bei Ausarbeitung jener Civil- 
prozessordnung liatten im Jahre 1865 die französische Cinlj rnzcN-- 
ordnung und di^enige dee Kantons Genf ais Muster gedient; ma» 
halte aber vor Allem sieh an die Beatimmiingen der Qenisr FfOceBa- 
Ordnung angelehnt. 

Bei dieser Revision belüelt man die Einteilung vaA ^ 
Artikelxahl bei; die bestehenden Streitfragen wurden gemAss den 
Entscheidungen des obersten Esssationshofes geregelt Vor Allen 
sollten die verschiedenartigen Mittel sur Ausübung der CkÜBne 
verhindert w^en. Anerkennte Lfic&en werden beseitigt and sew 
proseesuale Institutionen eingeffihrt Ausfflhmng jener fde^i^ 
ist auch die Civilproaessordnung fOr das dentsohe Bach ia fie> 
traoht gezogen, nicht aber die Civilprozessordnung Oeteivdcfas tob 
1. August 1895, was sehr nfltslich gewesen wire. 

Prozessualisch neu sind die Vorsdiriften Ober Sicherung d« Be- 
wdses, über Präsidialverordnongen bekamt in der französischen Gifil' 
prozessordnung unter dem Namen R6f6r6 (siehe A rtikel 806-811 
französische Civilprozessordnung), über die vorbereitenden Schrift- 
bätze mit der Angabe der Bewoif?mittel des Klägers und des Be- 
klagten, iU>er KeehtshänEricrkeit. fU er Haupt- und Nebenintt-'rventioii; 
freilich sind die hetretltiiuien liest immungen nicht ausmchend. 

Das Institnt der Peremption des Prozesses wird verbessert.— 
Was die Kompetenz anbetrifft, so wird erklärt, dass der Oericbts- 
hof erster Instanz berechtigt ist, alle Rechtsstreitigkeiteo der In- 
länder als auch der Ausländer abzuurteilen ; es wird hfflrvorgehobea. 
dass der Richter die Aufmerkasmkeit der Paiteien atif gewisse Be- 
weismittel SU lenken hat Es wird bestimmt, dass der Sdue<i^ 
riohter ex sequo et bono urteilen kann. • 
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Im Übrigen flbergehe ich die Veränderungen, die getroffen 
wuitlen, um strittige Fragen zu beseitigen oder den Gang des Ver- 
fahreiK< oder der gericlitlichen Zwangsversteigerung zu sichern. — 

Manche Bestimmungen hSttcn anders revidiert oder formuliert 
werden können; manche Verbesseruiiefon liättea wohl noi;h durch- 
geführt werden k«)iinen. l)o(.'h dann hätte es einer Umarbeitung 
des ganzen Prozesses bedurft, waa mehr Zeit uad Mühe erfordert 
haben würde. — 

Aber das Ver^ihren gestaltet sich unter Umständen auch anders, 
je nach dem GevriBsea, der f Abigkeit, der ThAtigkeit des Richteis. 
In dieser Beziehung muss man anerkennen, dass die jeweiligen 
Justizminister nicht bestrebt gewesen dnd, tOohtige Krftfte cum 
Bichterstende heranausiehen oder in demselben an erhalten. Auch 
mflssto es endlich anfliAien, dass simtliohe Biohter erster Instana 
nach GntdUnken des jeweiligen Minisleis entsetzt werden kflnnen. — 

Die finanzielle liige des Staates erwies sich in Folge einer 
sofatocfaten Ernte im Jahre 189d als sehr traurig, nnd leider trotz 
des guten Willens nnd der getrofliBnen flnansiellen Massregeln ist 
die Sachlage noch immer nicht absdut beledigend. Es ist nadi 
der Art nnd Weise, in welöho* geschaltet und verwaltet wurde, 
auch gar nicht wunderbar, dass man in eine solche Lage geriet. 
Die politischen Parteien waren bestrebt, von Jalir la Jalu- die StJiats- 
ausgaben zu vei^rröesern. Nicbt nur ausserordentliciie Staatsausg-aben, 
auch gewisse regelmässitre Ausgaben wurden durch immerwälirende 
Staatsanleihen gedeckt, und da die Anleihen nur im Auslando 
kontrahiert werden, »o ist hierdurch eine bedeutende Schuldenliu*t 
des Staates dem Auslände gegenüber enstanden und wird durch 
die Zinsen iast die Hälfte der Staatseinkünfte aufgezehrt. Man 
bitte bemOht sein müssen, den Volkswohlstand zu heben und hätte 
daran denken müssen, dass nicht nur die politische, sondern auch 
die ökonomische Zukunft des Landes von der Vermehrung der 
Bevölkerung abhAngt, — da nftmlich RumJbiien m seiner Emflhrung 
eine nm V3 grOsaers Bevölkerung haben mOsste. Wie dem auch 
sei, in Anbetracht des groasen Defisits der Jahre 1890 und 1900 
haben die Begiemngen dnrch YeigrOsserung gewisser Stenern, durch 
Binfnhfiing neuer Steuern, durch Einführung des Zigarettenpainer- 
monopols, dnrch Vermindemng der Staataausgaben, durch Versieht 
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auf DufcbfOhiung vieler Offbntliober Arbeiten und durch eine im 
Auslande unter aehr schweren Bedingungen kontrahierte Anleilie 

von 175 Millionen zu helfen gesucht, um schwebende Fordemnga 
zu begleichen. Wohl wäre es an der Zeit gewesen , das Steuer- 
Wesen zu reorganisieren. Dies zu erfüllen setzt aber nicht nur Wissen 
und Können vorausi, sonUein auch den Mut, sich nicht von Partei- 
rflcksichten leiten zu lassen. Man hätte in dieser Beziehung da iui 
denken sollen , dass nur durch die Einkommensteiier Viele zur 
Zahlung von Steuern herangezogen worden wären, welche, wem 
auch sehr bemittelt, heute pir keine Steuern Itezahlen. 

Die Hauptmittel, der fuianzielien Notlage abzuhelfen, bestanden 
in der Einführung zunäciist einer 5 ^/q igen Steuer von allen 
Oehältem der Öffentlichen und der Privatbeamteu, femer in dw 
Verminderung der gewiss SU grossen Anzahl der Verwaltungs- 
und der Finanx-Beamten, deren flbergrosses Wachstum nicht durch 
ihre Leistungen fOr die Staalsxwecke und fOr die Staatsbedüif« 
nisse zu erklAren war, sondern doich die FarteirOcksiditao, an 
die Klienten befnedigen zu kOnnen. Aber nicht nur Verwaltungi- 
bsamte, auch absetsbars Richter wurden beseitigL Sodann wniden 
die Gehftlter der Beamten vermindert in einem Masse, dasi dift 
höheren QehSlter um 20% reduziert worden sind. Man deDke, 
dass den Beamten 10 7o ^ Pensionssweoke abgezogen weries, 
dass ihr Oehalt mit 5% besteuert wurde, und nun neoh m 
20% vennittdert worden ist Dies findet Anwendung auf allfl 
Beamte ohne Unterschied — selbst auf Richter des obentsB 
Gerichtshofes, die am obersten Gerichtshöfe seit 80 Jahren im 
Amte sind. Aber in der letzten Stunde lud man doch die ßehllter 
der Offiziere utn 5 % erhöht, — mit derselben St hnellig:keit, mit 
der die Feduktion 3 Monate vorher bewerkstelligt a m le. — Es ist 
dioscö Herunihascht ii doch nicht von guter Vorbedeutung für die 
Art und Weise, wie verwaltet wird. 

b) Literatur. 

Es bleibt ilbrig über die litenrische Th&ägkeit in der Zwischeih 
zeit das Nötige mitzuteilen. 

Über die neue CiTilprozessoidnung sind zwei Werke lu «r> 
wAhnen: 
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1. Non e ood de prooedan oWila adnotat J. Cesarescn, 
Alexandrewo und G. G. Mironesc« bei Alcalay in Bukarest, 1900, 
p. 890. Id dieser Arbeit sind iüle Artikel aus den Motiven des 
Justi/.ininisters, aus den Verhandlungen der gesetzgebenden • Körper 
und aus der .iiulikatur erläuteit Es ist eine praktische und sehr 
nützliche Arbeit. 

2. Revisuirea Codului de procedura civila f)o George Mironescu, 
Bukarest, bei Jot^eph Göbl, 1901, p. 192, Es entiiält eine kritische 
Darstellung der Gruiulpriii2ii)ien der Revision voraüglich auf S. 1 
bis 84, und dann eine Erläuterung im Einzelnen der verschiedenen 
Bestimmungen, soweit sie vorher nicht berührt worden sind. Die 
Arbeit ist gut, und wir meinen, dass nach den ersten 84 Seiten 
sa Bchliessen, der junge Verfasser im Stnnde sein kOnote, eine gute 
qrstoniatische Darstellnng dee Civilprozesnechts anasuarbeiten. 

3. Istoria tncbisorilor din BonUinia. Studio oomparatt^. Legi ai 
obioeinri de Gr. J. Dianu. Buoaiflsts tipog. Fr. Göbl fii 1900. 
Das Werk bietet eine Darstellung des Gettngniawesena in Rnnliueii 
nach altem QeirohnlieitBrechte und auf Grund der ftltesten Qesetse 
bia cur neuesten Zeit. Zugleich für die fllteete Zeit von 1640 sind 
darin auch wichtige RQckblicke über daa fiteste Stiafireoht, das 
Strafverfahren in BumSnien entludten — was aber keinen Anspruch 
auf wiasenschaftlichen Wert hat — Der Schriftsteller kennt genau 
die modernen vorzügKch französischen Schriften Ober Gefängnis- 
wesen, die Besehlüssc der verschiedenen Kongresse, und seine auf- 
richtigen Aiisicliten können umsomehr in Beti-acht gezogen werden, 
ad& er auch an der Spitze des Gefängnis weseus thätig ist. 

4. Studiul impositelur roniäue de Constantin G. Petrani, Bo- 
ciiresci. tij>ngr<iha iiul^pendanoe roumaine 1900. Das ^V•.•rk ent- 
hält eine Dai-stclhing und Kritik der Steuern in Riunilnien, des 
Staates, der Bezirke und Gemeinden, so^voll! der direkten als der 
indirekten Steuern, sowie solche seit 18G0 eingefüiu-t worden sind 
und bestehen. Der Verfasser kritisiert vorzüglich die direkten 
Steuern, stellt ihren geringen Ertrag und die Ungerechtigkeit dar, 
wonach ein grosser Teil des Yermfigens steuerfrei ist und zeigt, 
wie die Armen und die Bei<^n v<m den jetzigen Steuern betroffen 
werden. Auf Grund seiner vorherigen kritischen AusfUhrungen und 
der statistischen Angaben fOr die Befonn des Steuerweeens verlangt 
der Verfuser, dass jedwede Yermfigensereoheinnng bestouerunga- 
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fiUiig sein 8oU, und deshalb soUea das Einkommen und die Kapi' 
talien besteuert werden. Die inditeklen Steuern sollen niolit n 
sehr, wie es heute der lyi ist, die armen Khissen treffen, and 
er meint als Konsequenz, dass der Zoll und Stempel zn Oniuteo 
der Armen uud in Anbetracht üer Armen anders gestaltet werden 
müsse. 

Diese Schrift ist in ihror Art in Rumänien einzig, und es ist 
nützlich, (lass die AufniorkRriiiiktiE durch eine gedicpone Schrift aul 
eijie bü wiclitige Materie wie d'io <1pi Steiiorwesens gelt'nkt wnnle, 
dnmit die öffentliche Meinung für die Keformbedürftigkeit des Steuer- 
wesens aufgeklärt wird. — 

5. Saiinele noastre. Studin istoric, juridic si eoonomie asupra 
csplontorii salinelor si monopolului sarii la Romani si Bomani de 
Oonstantin Brosteonn. Bocuresti. Tipogr. Laiareecu, 1901, pp. 
890. 8 0. Der Verfasser behandelt alles, was die Salinen in 
Rumänien betrifft, von den Utesten Zeiten bis zur Neaisit in 
historischer, juridischer und in {Hronomiscfaer Besiehung. St irt 
▼iel Fleiss, Tiel Stoff und viel Intoreesaotes suaammen gebracht, 
doch das Ganse ist viel su weitschweifig. 

Der Sohriftsteller sucht nschsuweisen, dass, wenn awdi nach 
altem Beohte das Salsmonopol eingeführt wurde, und der Stiit 
ausschlieesUcb das Sals ausbeuten konnte, dem ESgentOmer des 
Gutes doch entrichtet werden mtlsste. FOr die Zukauft mdnt 
der Schriftsteller, .dass der Staat nicht Ausbeuten, sondern das aoS' 
schliessUche Recht des Verkaufes haben solle. — 

6. Competent a corsuliloe tn Romä nia de N. Mandrea, Boen- 
resti 1901. pp. 30. Darin wird untersucht oh die Konsuln dw 
fremden Mächte die Koini)etenz liabeu, in Rumänien die Erbschaft 
einpR fremden und die Vormundschaft eines minderjährigen Aus- 
länders zu regeln, und es wird nachgewiesen, dass ein solches 
Recht nur die K n iln Italieus besitzen, weil in der zwisciien 
Itidien und KuiuUnien abgeschlosseaeu KoDsular-KonTention j6Q<jü 
Recht ausdrücklich stipuliert ist 
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Russland/) 
Givilrt)cht und Ciyilprezess* 

Referent: J. Pefgamenty Rechtsanwalt in Odessa, 
a) (Gesetzgebung. 

Das Talif i'nÜH ist auf dem Tin« hier interessiereiKlcn Gebiete 
ebenso arm an mmen Gesetzen und Gesetzesnovellen gewosoii, wie 
sein Vorgänger (1897). Der Grund ist wohl ebenfalls derselbe: 
es sieht Dftmlicb Buesland einer völlig neuen bürgerlichen Gesetz- 
gebung (»ntgegen. In dem Augenblicke, in dem diese Zeilen 
geschrieben werden, ist auch schon ein erstes Stadium der betreffenden 
Arbeiten verschiedener etnbenifenen Kommissionen zu Ende, denn 
es sind, bemerke Ich beil&uflg, in den Jahren 1899 und 1900 
folgende Entwürfe veröffentlicht worden: 

1. Ein Entwurf des Obligattonenreohts (als V Buch des künftigen 
Civilgesetzbuohes) mit Motiven in 6 Bden; 

2. ein Entwurf des Gerichtsverfusungsgesetses mit Kotiven in 
6 Bden; 

3. ein Entwurf der Oivilproxessordnung mit Motiven in 7 Bden; 

4. ein Entwurf der Strafprozessordmmg mit Motiven in 6 Bden. 
Was nun spezi«]] das Jahr 1898 anbetrifft, so dürfte zu 

erwähnen sein, duss die Uaiidelsgericlite in den Städten Kertsch, 
TagTinrog und Kischinew aufgehört luben zu existieren. Die 
prinzi])ielle Frage, ob auch die übrigen Handelsgericlite (in Petersburg, 
Moskau, Odessa und Warschau) dasselbe Schicksal erfahren sollen, 
ist bis auf Weiteres unpr<)rtert gebiieiten. 

Fcnier ist zu verzeiciinen eine Umgestaltung der altpn Gerichts- 
departenients unseres dirigierenden Senats. Dieselbe war eine 
notwendige Folge der endlich doch realisierten Reform des Oerichts- 
weeens in Sibirien. Es dürfte vielleicht ausserhalb Husslands nicht 
gnns bekannt sein, dass die alten n> ricUtsdepartements des Senats 
als eine der höchsten Instanzen fungierten fOr die russischen sog. 

'i Die fehlenden Materien der Gesetzgebvuig und Literatur Rnsslands 
werüüu iu duoi uiicliäteu Jahrbuch b«£iöhuDg!>\veisü iu dum Nachtrug z\x diüheni 
Jahrfaudi erörtert w«dtfi, da leider die eiDSofalägigea Beridite der raastsoheu 
Hem Befersnten niebt rechtseitig tn erlaogeo waren. Die Redakfioa. 
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alten Qerichte. iSii der nun glfiddich erfolgten ESnffDtmng der 
Oerichtflsiatuten des Eaiaera Alexander IL in Sibirien aind audi Ar 
diesen (letzten) Teil Rinalaitds die EMsationadepaitementB des Seoito 
an die Stelle der früheren Qerichtsdepartements getreten, 

b> Idteratnr. 

In Kürze .sei aus der Literatur des Privatrechts und Ciril- 
prozesses Folgendes hervorgehoben. 

In erster Reihe eino lunie Ausgabe der Vorträge über ilaä 
Civilrecht von Prof. Dflvernua. Von dem Werke sind im 
Jahre 1898 zwei Liefeningen erschienen (ein Teil der allgemeinen 
Lehren). GrQndliche Behandlung des Stoffes und insbesondere 
meiaterhafte Darstellung und Sprache sichern dem Werke einen 
dauernden Erfolg. 

Des Weiteren bat der rflhmlich bekannte Kommentitor uueicr 
GivUprozeesQidniing, Annen kow, den dritten Band seines Sj^stemsi) 
des rtisaischen CivUrechts verOITentlicht. Der Bfend umhsst das 
Obüigationenrecht nnd weist dieselben VonOge wat, wie die ftbrigSD 
Werke des Verfassers. 

Als erfreuliche Erscheinung ist auch das neue Werir deB 
Prof. Scherschenie witsch*) Ober das Koiiiursrecht zu l>egrij88eii. 
Ks ist (lies eigentlich die /.weite Au.sgabe einer früheren Arbdt 
über die Lelire von der Insolvenz, slellt sich aber ihrem stark 
bereicherten und veränderten Inhalte nach als ein beinahe neues 
Werk über den genannten Zweig des Kechtssystems dar. 

Nicht unerwähnt mOchte ich noch lassen eine zweite Auflage 
Ton dem Buche des Petersburger Rechtsanwalts J. Rabinowitsch 
über die Tlieorie und Praxis des Eisenbahnrechts.*) £b enthilt 
eine niisfühi liehe und systematische Darstellung des nusisdi^ 
Eisenbahnrechta anf einer gründlichen theoretiBcbeD Basis. 

') Cf. meinen Bericht in diesem Jahrbuch 1898 S. 909. 

*) Dü\>>rrma X.. ord. Prof. an der T'nivtMsität Petersbug. VflrtriJ* 
über das Civilrecht. 3. Aufl. St. Petei-sburg 1808. 

") Anneuküw, N. System des russischen Civilrechts. Bd. lH. Obüg»* 
tionenrecht St Petersburg 1898. 

') SchanciieDiewitsdi, O. Eonkarareoht Kasan 1886. 

*) Rabinowitsofa, J. Theorie and Pnzia des Ssenbahnreohto. M» 
Angabe. BL Fetecsbnxg 1606. 
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Nicht minder suid auch einzeloe Institute des Civilrechts 
sowie allgemeine Fragen x. T. sogar ausfabrlich behandelt worden. 

So hat Prof. L. Kasso eine aehr gründliche Arbeit über das 
Pfuidredit geschrieben.') 

Bfit den abstraliten und materiellen Verträgen im rSmIschen 
und modernen Civilrecht beschäftigt sich eine ausfQhrliolie Mono- 
graphie von A. KriwKoff.*) 

Das Buch des Odessaer Professors A. Fedorov — Einleitung 
in das Civilreclit der Ostsoeprovinzen*) — cnt lullt die Entwickeiiuigs- 
geschichte umi <lio (^»iiellen dos baltischen lifolits. 

Eine Si lirift üWer dif Geschichte dor Kodilikation gehört dem 
schon erwähnten l'rof. •Siherscheniewitseh. ^) 

Von ilemselben Verfasser sind auch noch zwei kleinere Werke 
rd>er den l^grifF des Rechts ^) und über den Zweck und die 
Methode der Civiljurispnidenz. Beide Scluiften bieten viel 
Intere^antes für die Theorie des Privatreohta. 

Dem Aktien -Rechte ist eine giOssere Monographie L. v. 
Petrazycki's') gewidmet. Verfasser be&chrftnkt sich nicht auf 
das Gebiet des Civilrechts: in sehr glftcUicher Weise wird ein 
reiches national 'Ökonomisches Material für die Lehre von den 
Aktiengesellschaften verwertet 

Bevor ich zu Arbeiten flljergehe, welche speziell russische 
Verhältnisse ins Auge fassen, will ich noch von einer kleineitiii 
Arbeit S.^Halperin's Ober die Kechte und Verplliuhlungen des 

*) Ii. Kasso. Der Begriff des Pfandrechts im modernen Civilrecht. 
Jfmjew (Dorpat) 1896. 

A. Kriwww. Die abstrakten nnd materieHee Vertiige im romisoheii 
und modernen Civilrecht. Jurjew (Dorpat) 1898. 

') \. Fedorow. Eioleitang in das Civilrecht der OstaeeprovinsMi. 
iJdessa 1898. 

*) Scherscheniewitsch. Ueiohichte der Koditikation des Civilrechts in 
Kus.sland. Kazan 18i)8. 

Scberscheniewitscfa. Der Begriff des Becbhi. Und. 1806. 

*) Schencbeniewitadi. Zweck und Methode der Civiljnrispmdenx. 
Ibid. I80a 

') Ij. v. Petrazycki. Die Aktiengesellschaft. Die Missbräucho in den 
AirtieogeseUscbaftcn und die Bedeutung der AVtienge»eIlscbaften in der Vulks- 
«irt<tcbaft. Zur bevorstehenden Reform des Aktienrechts. St Petersburg 1898. 
d. Jahrbuch 1897 8. 906, 

63 
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Konkursverwalters*), als«laim von einer Sainmliin^ von Rechtsfäüen 
von N. Dorobetz*) und endlich von £wei Aufsätzen fllw das 
Ehe- und Familienreclit von S. Grigorowsk y'') Notiz nehmen. 

Zwei AilM-iten Mucliin's, von denen die eine das GewohnheiLs- 
roclit im Kibrecht der nissiscben Bauern und die andere eineo 
Abriss des Erbrechte der MueelrnSnner liehandelt, mfissen aa dieser 
Stelle genannt weiden.*) 

Letztere Fnge berfihrt moh ein grQndlioher Aafntx &m 
Anderen Juiisten, nftmlich PuBchkin's.'*) Zu bemerken iflt, dasi 
die MuBelmSnner in Bussland ihre Erbangelegenheit nach dg^oen 
Gewohnheitsrechte entschdüen dürfen. 

Eine wichtige Frage des russischen Orundeigentuouireclits 
erörtert auf das Gewissenhafteste eine Arbeit RjanitxinV^ 
Vorlftufig ist der erste Band erscfaieoen, allgemäne Fragen der 
Landracssung enthaltend. 

Die eigontuinlichen Ret-htsverliRllnisse der sog. Re8e;«clieB •) 
in Ik'ssonihien behamlolt in einmi selhstandigeu Werkchcn*) der 
Appellationsgerichtsinit (unil Appellationsriciiter iu bessarabischen 
Sachen) in Odessa. Srliiniaiiowsky. 

Ein«' L;in.s>c Ailit'it mit aussi-hliesslieli faktischi-ni Iiili^lt ist 
von A. JNevaoi oIf^) über die ruösischeu Üörseu veriasst «w^^d. 

*) S. Holperin. Über die Baohte and Verpflicfatiiqgen dee Cwhin- 

Verwaltfi>. Kkatt'riuo.slaw 1S!)S. 

') N. Dorobetz. Akademischo Praxis im Civilracht Bd. I- 

i:*eterbbiirg l'siis. 

a) 8. (iiiguiowsky. Diu ürüudo uod Folgen der Ehescbeiuiiug 
St. l*o»ui-8burg 18U8. 

b) 8. 6rig»row8ky. Verwandtüobaft und Afßoität Ibid. 

*) a} W. Mttchm. Das Gewohnheitsraoht im Erbrecht der Baneto. 
St. l\}tei«borg 1898. 

h) W. Muchiti. Cber das Krbrecht der Mu.selniänner. St Petersburp 1'^*''^ 

') K. Pusobkiii. I ber das Verfabn-n in Krbscbaftasacbflii der ^0^' 
mänoer. Journal dos .Itt«^tizmniisfiMiunis, IV n. V B<U'. 

Kjanitzin. Die KN'meute der l>an<]iii''.-N.MU)gsgeiiet*©. 1. Töil« 
gunieiuu P>agdo der LanümessuDg. Moskau ISi^S. 

^ tiReseschen** werden Hiteigeatümer (verscbiedeoen Staadal 
und demelbea Grimdstfiokea pro indiviso genannt. 

*) M. Schimanowsky. Ülier die Beseschen und ihren CmadlWfiiK' 
Odes.sa isr»8. 

') A. Nevsoroff. Die masiscben B5rsen. Jurjew (Dotiiot) les^l^**^- 
Bde. i— III. 
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Bis heilt*» liegen drei Bände vor, vdii denen die ersten zwei dem 
Jahre 1898 angehören. Die Arbeit enthält Geschichtliches, Statuten 
and statistische Ziffern aiia der Thätigkoit der rnssisoheu Börsen 
und ist als (hirehaus zeitgemftss und nützlich wegen der bevor- 
stehenden Reform der Börsengesetze in Russland zu bezeichnen. 

Von Aafeilien namentlich in juristischen Fachzeitschriften 
muss an! folgende hingewiesen werden. 

Ober die Stdlung der natürlichen SJnder hat Professor 
Zagorowskj wieder ein Hai das Wort ergrUTen.'} 

Die Frage von den Erbgütern ist von Zmirlow*) von Neuem 
bebandelt worden. 

Wasskowsky verdanken wir eine Erörterung des Pbndrechta 
an beweglichen Sachen.*) 

Eine ebenfiallB Ueine Arbeit Eatkow's^) beschiftigt sich mit 
4er Frage von dem Vertrage des Verfassers mit dem Verleger. 

Die Fnige von den Autorrechten wird sodann in einem Auf- 
sätze Pilenko's aufgeworfen, der als entschiedener Aüluinger einer 
Literarkunvention zwischen Russland und dem Auslande auftritt.-') 

Auf dem Gebiete des Handelsrechts bewegt sich ein 
TOQ S tudentsky der jun^U.Mhen Natur des Uhe<'ks pnvidniet. 

Hierher ^hört auch eint> Afl>'it des Heferen ten ül)er die 
civilrechtüelien Folgen des Zusannnenstosses von SehitTen. 

Das Prozessrecht hat ausser einer grösseren Arbeit Wer- 
blowsky's^), welche die Prozessordnung in den neuen gerichtlich- 

'j A. Zagorowsky. Über die unehälicben Kinder nach aasl&udischen 
Civilgesetzbüchem und nach nusisdiem CSvUreebte. Joani. des Justismin. 
m, IV, V. 

*) K. ZmiHow. Über die Erbgüter. Joum. des Jnstlzmiu. Bd. IV. 
') K. Wasskowsby, VerpiKiidaog von bewegUdien Sachen. Joum. 

doe Justizmin. ßd. V. 

*) W. Katkow. liie Verträ|2:e der Verfasser mit den Verlegern und 
auüereu l utt;ruehmeru. Journ. dui >St. Petersb. jurint Uesellscbaft. Bd. I. 

A. PUenko. Zur Frage von der Literarkonvention. Jouru. des 
Jastisnun. Bd. t. 

*) M. Stadentsky. Die Lehre vom Check. Jomn. des Jostismio. VIH, IX. 

') .1. (0) Pergament Verantwortlichkeit für den Schaden, welcher 
durch deu ZoaammenslQSB von SobiflEen vemisacht ist. Joum. des Justiz» 
min. 1kl. II. 

(l Wtirblowsky. Civil- und Strafprozessoixiouug in deu ueueu 
gerichtlich - adiniuistrativeu lustauzeu. St. Peteraburg 18d8. 

63* 
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administrativen Instanzen auseinandersetzt, einige kleinere Arbeite 
aufzuweisen. 

Ifaiulelsgi'iiehte Uildeii das Thema von Tu tki cwitsch*), eine 
Kritik iler ( 'ivilproze-^-onlnung ist in dei Aii»eit Schamonin's-j 
z\i tindon. (Ins vorljoroitonde Verfahre» wird von Zuehaiiow ) 
liehanüelt, tiie ^est^tellungskh^^n orr»rfort von Poletajew*), die 
VerhandlnnjTi^mnxime von < 1 rodeskul.^) 

Eine kleine Schrift ivrajcwsky's^) bezweckt eine raschere 
Bk-ledigiuig der Civilprozesae. 



Tin Jahre 1898 sind sowohl da.s neue deutsche H. 0. B. von 
dem Senator v. Thür, als auch das B. Q, B. fflr das Deutscke 
Reioh in's Russiaohe flbersetzt worden.') 

Zum SdüusB seien nooh die privaten GesefaesBammlungen e^ 
wihnt, die sich auf das bfli^gsrlidie Recht beziehen. 

In erster Reihe ist die nennte Aufgabe der CiyilgeaetEe mit 
der Judikatur des Eassationshofe« vom Senator Borowikowsky 
henronuheben.*) Es ist diee Jahrzehnte lang das Lieblings- 
naohsohlagebuch eines jeden praktischen Juristen in Rtissland ge- 
wesen, und es bewihrt sich noch bis auf den heutigen Tag. 

Eine zweite Sammlung giobt Berthold.*) Sie nmfosst aber 
blos die Entscheidungen über den Rflckkauf von Erbgütern. 

*) D. Totkieiritsdi. Über unsere Handelsgerichte. Jouru. des Jostn- 
min. Yn, TIU. 

") W. Sohamonin. Die HanptmSDgel der C. P. 0. Jearo. der St. 

Petersb. jurist. Gesellschaft, Bd. 2. 

^) N. Zuchanow. Über das Verfahreu iu Civilsacbcii vor der Vor- 
hand! im? in der üeriohtssitsuog. Joum. der St Petersb. jnrist. Gesell* 
Schaft, m. «. 

*) N. roletujew. Die Feststelluugsklage und ihre Grenzen. Ibid. Bd. (i. 

''j N. Gredesknl. Über den Wert der VcffhaDdlangsmaxime im Gril' 
Prozesse. Joum. dea Jmtizmin. Bde. II, III. 

*) A. Krajewsky. Praktische Bemerkungen ftber die ErsielaDg einer 
Beschleunigung des Givilprazessvorfabrons. Moskau 1898. 

0 Beilage zum Joom. des Jastismio. St Petersb. 189(i Bd. IV, 
VI, VllI, IX. 

'*) A. Borowikowski. Die Civilg^tze (X Band. 1. Abt) 9. Auflage. 
St. Petersburg 189Ö. 

") Berthold. Sammlung von Entscheidungen fiber den Rückkanf xm 
Erbgütern. St Petersboig 1806. 
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Knie dritte auöseroitlentlich nutzliche Ziisamnionstolluiig ru&- 
Bischer Oe^tze und Knt^?ohoii hingen des dirigior-eiideii Senats fiher 
tla.s lie^ht aa Gewässern verdankt ihre Entstehung einem jüngeren 
Juristen Fleck so r^), und endlich eine vierte und letzte über die 
Landmessungsgesotze — Filipow.2) 

Damit dürfte wohl alles Wichtigere aus der nissi,schen Civil- 
gesetzgebuüg und CivilUteratur des Jalures 180S angeiei^ oder 
wenigstens angedeutet worden sein. 



Kirchenrecht 

Keferent; Wiadlmir BenescliewUeeli, St. l'etersburg. 

a) Gesetigebimg 1898/1900. 

Die Kirchengeeetzgebung hat folgenden Zuwachs zu verzddinen: 
Die Allerhlk^liste approbierte Meinung des Reichsats vom 11. No> 
vember 1898 hat 500 000 Rubel jfthriiche Zulage aus der Staats- 
kasse vom t. Januar 1899 an xu den Gehaltsgeldem für Stadtp 
und Landgeistlichkeit bewilligt: der Allerhöchste Befehl hat die 
Gehaltsgelder der Militärgeistlielikeit vom 1, Juli 1H99 au bedeutend 
erh«ilit; die Allcrhöelistu apiiiobierte Meinung des Reiehsrats vom 
IS. November 1808 hat für die geistlichen Bildijngs;\nstaltou vom 
1. Januar 1S!)<) an eine jährliche Zulage von luOOOu Kübel aus 
der Stant^kass.' ül>er\viesen: endlieh hat die Allerliächste apprubiorto 
Meimuig des Heiehsrats vnm 21. Mai 189U für die Bedürfnisse 
<ler elementai*en Volksbibluni: auf den kirchlich-paroehialen Seliulen 
1 büO tiüo Rubel und 200 000 Kübel für die Lehrerkurse bei den 
zweiklassigcn Schulen als jäliriidic Zulage zu den von der heiligen 
Synode für diesen Zweck auszugebenden Summen aus der Staats- 
kasse bewilligt 

b) Literatur. 

Die russische Kirchenre<rhtswissenschaft i^t sehr jung, davon 
aber, d^ sie existiert, nahmen in dem nichtgriechisch-katholischen 
Auslände Notiz nur die Theologen, und zwar die rOmisch-katho- 

') Flecksor. In . ht an Gewa-sstTti. bt. I'rtnshurg 180K. 

I. Filipow. Die l.audmcshuugsgei>etze. (X. ikl., 2. Abt) St, Puters»- 
iNifS 1608. 
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ÜBchen, da es für die Protestanten t>oreits als oin ausgenwht<»# 
Axiom gilt, dahs die orientalische und speziell aiicli die russische 
Kirche in dem £ntwickelui)gä8tadium erstarrt sei, in welchem sie 
sieb im VL — VII. Jahrhuodert beiaad, und d<is durch den Bei- 
namen des ByzandoismilS gehrandmarkt wird; die ByzaDtinieten 
beseugen ihr Interesse nur für die die Quellen des griechisch- 
rQnpschen Kecbts erfoncfaeDden Werke. Man ist zaweikm ja selbst 
in Roasland der Ifieinang, dam eine KiroheniecfatiwiMODoehift in 
Ruaeluid eigentlich nicht existiere — Prot P. Luchkirtw, indem 
er das VorhondeDe mit dem Msssstab des XU — XIV. Jahritandttte 
mtsfit, — Prof. N. Suworow, weil er ihr die Anfofderuiigai stellt, 
denen die moderne Kirchenrecbtswissenschsft lo Deutschland lUdo 
entsprechen dürfte. Ein flOchtiger Einblick in die Oeschicbto ofise 
hier zeigen, wie sich die 8aohe in WirUidikeit ▼erhält, ond lu- 
gleich einige erlintemde und einleitende Bemerkungen znr Sdul- 
derung der heutigen I^ge der russischen KirchenrechtawisBeaM^ 
al^ben. 

Als im Anfang' des XIX. Jahrhunderts das Bedürfnis nach 
gebildeten Juribten iii aül^eUaeht der umfassenden Kwlifikations- 
arbeiten sieh «endlich drinf^enil fühlbar gemacht hatte, stellte es sich 
heraus, das« die Lehrstühle <les lümisehea Hechts auf <len rnivei- 
sitäten St. Petersburg, Mwikaii und Charkow, den Worten M, SpeiBii?ki ? 
nach, eine „leere Zeremonie" waren; denn wie konnte man das 
römische Hecht ohne Kenntnis der lateinischen Sprache stmlieren? 
Die Ursachen der Erscbetnong, dass „der Unterricht in der russischen 
(lesetzeskunde auf unseren ürnversitäten bis jetzt (d. h. bis mn 
Anfange des XIX. Jahrhunderts) keinen Erfolg erzielen konnte'', sah 
Spernnski darin, dass uns Lehrbflcher und Lehrer fehlten. Wenn 
wir noch den Mangel, ja manchmal das gSnaliche Fehlea an Stu- 
dierenden bei den juristischen Fakultäten und das ephemere Dnein 
der nissischeo Universitäten im X VIIL Jahrhundert in Betradit lieben, 
so werden wir so ziemlich alle Symptome vor uns haben, deren 
Ursachen selbst In den sozialen, politischen und kiicbllchea Za- 
ständen der damaligen Zeit zu suchen sind. Unsere 'Wiesenflcbift 
musste also auf die geistliohen Lehianstslten beschiäokt weideo, 
wo sie als ein Theil der Theologie (thedogia rectrix, oder prifiticn 
oder auch externa genannt) auftrat Wenngleich den ruBsi^dien 
Theologen die Eidstcnz des jus canonicum keineswegs unbeksnnt 
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B&n konnte, so soll doch das Stttdium des kanonischen Rechts als 
einer selbsttodigen Wissenschaft erst im Jahre 1776 auf der 
Moskauer Qriechisch-Slawisch-Lateinisohen Geistlichen Akademie von 
ihrem damaligen Bektor, dem spSter so berttfamt gewordenen Archi- 
mandriten Piaton (Lewsohin), eingeffllirt worden gein. Das waren 
allerdings nur sohr durftipe Anfänge, wie es aus dem Ukas der 
Hl. Synode von 1798 erhellt, doin eine vom 3letro]>oliteii IMatnn 
verfiisste Iiislniktion beigcgr-hon \vuiiit^: Danach soll in der theolo- 
gischen Kla;-se »iai^ Koinic/'.ajahiich ..lias Hiicli von den rilicliton 
der Pfarrei-'* gelesen werden; die Sliidiereiuien soiicn die Synodal- 
akton und die Kanoues der heiliL^en Väter kennen lernen; zu dioKom 
Zwe<'k wird Beveregii Syncxlikon emjifohleri, wobei man unsere 
Komiezaja vergleichen muss, mit der Angabe, wo der Text vom 
griechischen abweicht oder unverständlich ist, denn unsere Koim- 
czaja ist sehr dunkel übersetzt; dabei ist dem Lehrer erlaul)t, eine 
vernünftige und wohlbegründete Kritik zu fiben^ da viele Regeln 
sich auf die damaligen Verhältnisse belogen und mit der Zeit einige 
abgeschafft werden mussten.') 

Im Grunde genommen liat dieser Ukas gar keine Änderungen 
unserer Wissenschaft gebiBchi So finden wir niigends auch nur 
den leisesten Versuch, ihm nachzukommen. Jedoch erlangen nunmehr 
die kircfaenrechtlichcn Fragen ihre Bebandlnng im Zusammenhange 
mit der neuerrichteten Disziplin: Kircheogeschichte, wie schon die 
überedviflen der Kapitel In Metliodii Archiepiscopi Twerenais Liber 
historicus de rebus in primiti>'a, sive trium primarum et quarti 
itieuntis sa^ulorum ecclesla chri^iana . . . gestis (Mo6(|uae. 1705) 
zeigen, -) 

Diesen Verhältnissen entsprach die Instruktion von 18U0 — 10, 
ein Werk der „Kommission für geistliche Lehranstalten", vom Krz- 

>) Smirnow, Gesch. der Griech.-slaw.-lat Akad. 8. 294, 2116, 29H. 

VI. Do cortis hoinitmm in primitiva ecilesia Christiana ordinibtlS, 
et fjuideni st.vtio I : de tril)us ordtnibos, <\\x\ t'/ynruFi-oc, .^t^To^, xnTii/oruryni 
iS. 1. '»7—171). 'Sectio II: do nrigino episcoporum, qui ordo in eoclesia prinii- 
tiva superior ordine inesbytüruruin fiiit (S. 172 — 17b). 

VII. De disciplina ec«'lesiastica saeculi pritni seu apostolici üe^ue regi- 
miuc ecciesiae (S. 17ti 17S). 

vni. De ofßciia et (»otestate eiiiscopornm tatiqttam distinctis a prcsby- 
teronim oflknis, proat id lege oommuDi et jure primitivao ficdesiae sancitum 
erat (S. 179-190). 
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bischcf Ambrosiuflf in weloiier sueist der neuen Wiaseuscbaft mh 
der Name „kanoiÜBches und Eiichenrecht" beigelegt wird; hierhieEi 
es: i^ie ganze Konnczaja musa geleew worden, abor man kann dis 
nicht tbnn ohne strenge Kritik; fast ftbenll und beaondera an dea 
viohtigsten Stellen muaa man mit dem griechischen Text veigleidieo; 
zum besseren Verständnis des orientaliacben Kircheniecbts kfiooea 
Ftodectae Beveiegü, AnUquitates Binghami, Cassabutü, Notitiaeode- 
siastica, CaTet Historia, Htstoria Atexandri Natalis, Archaeologtt 
Possen graoca, Biiddei Ecclosia Koinana cum Ruthenica irreoondli' 
abilis, das „Geistliche Regleiweut uebst den kiruhenijolitischen Gesetien 
dei späteien Zfit" dienen. Dan Alles gehörte in die ,. theologische 
Klasse^'; iu dtjr ersten Abteilung aber der „Klasse für historische 
WisseIl^:ehaften'', machte sich dei- mit der Kirclienj^eschlL-hte ver- 
bundtMie l'nterricht in kirchlichen Altertümern zur Aufgalte, die alle 
christliche Geseiltiivhaft in ihrem Ganzen und iu ilireu Teilen zu 
schildern. > j 

Wie fast auf allen Gebieten des kirchlicben Lebens ia Bon* 
land, so ist auch in Bezug auf das Studium des Kirchenrechts der 
EinfluBS des berQhmten Moskauer Metropoliten Philaret maBsgebend 
gewesen. >) Der erste Plan zu einem System des kanonischen fiecfals 
-wurde von Philavet selbst entworfen und noch in demselben Jahie 
1814 hat die nKommisajon fflr Qdstltche Lehranstalten'' der 
St. Peteisbnn^er Geistlichen Akademie voigeschhigen, ^ein kuna 
System des kanonischen Rechts** verhissen zu lassen, in dem die 
Grundsätze für das Eirchenr^ment gesammelt und aus der 
Heiligen Sdurift den Synoden und Kircbmyfttmii mit Hinzufügung des 
.,Gei8tlichen Keglenients'' bewiesen werden sollten." Es steht aber 
ausser Zweifel, dass die neue Disziplin sich nur mit grosser Möhe 
aiil (l.'ii Geistlichen Akademien heimisch machen unil Beachtung 
erlangen konnte: der i^chrstulil für Kanonik wurde oft lalire Imz 
unbesetzt gelassen, oder dem ersten besten, nicht bt>clutftii;teu \ml 
der besseren Zukunft Imnvnden Professr»r übertragen; der Unter- 
richt selbst bestand aber sehr oft nnr im Lesen vom Konnczai». 
Geistlichem Reglement und manchmal auch Statuten der treistiictke« 
Akademien (!). Die eisten Anfänge der iianonistifichen Literatur 



') Czistowioz, 6680h. der St Petersburger Geistl. Akad . a 170» 191*212, 
') Sammlnng von Meinuigen . . Bd. I, 146—149. 



Digitized by Google 



— 1001 — 



gehfiroD fiohon in die 40 er Jahre des XIX Jalubunderts. Wenn wir 
nun diese Literatur nSher betrachten, so iat leicht zu bemerken, 
dasa zweierlei Itichtang in ihr zur Geltung gekommen ist, fflr 
welebe als Soheidepunkt die 60 er Jahre cnm gnmo salis genommen 
werden dflrflen. Kurz kann die erste Periode als unter der aus- 
Bchliesslichen ilerrschaft der Kationisten-Theologen stehend charak- 
terisiert werden. Keine Spur von Vergieichuiig, dürftige und 
tendenziöse Anläufe zur hist(»ris(j)u'n Methode der Daiiitellung, dogma- 
tische Definitionen statt juiistisclier Konstniklionen sind die Kenn« 
/oichon dieser Richtung, die eigentlich nur in der Auslegung der 
Kanunes Beachtenswertes geleist<'t hat. Auch die Einfülirung der 
kirchlichen Gesetzeskundo in das rniversitätsstudium durch das Statut 
von 1785 hat an ihrem Ciiarakter als rein theoiogisclier Wissen- 
schaft gar nichts geändert, denn die Vorlesung darüber wurde dem 
Professor der Tlieologie, welcher auch heutzutage immer eine geist- 
liohe Person ist, anvertraut und nur den Juristen orthodoxen Bekennt« 
niases wurde zur Pflicht gemacht, aie zu hdren. jBin von dem Kurator 
des Moskauer Lehrbezirks im Jahre 1841 gemachter Yersuoh, den 
Lehrstuhl fOr den weltlichen Professor der juristischen Fakultit 
zn gewinnen, misslang voUst&ndig, denn die Heilige Synode war der 
Meinung, dasa, „da die Darstellung des kanonischen Rechts auf der 
Heiligen Schrift, den Eanones der Apostel, Synoden und Küohen- 
Vätern und den Kuchenordnungen beruhen mflsse, auch der Unter- 
richt in diesem Recht nur dem Professor der Theologie anvertrant 
werden kdune**. Dem Metropoliten Philaret erschien der Schritt 
auch deshalb unbequem, weil der von dem Professor des rSmischen 
Rechts, Nikita Krylow, verfasste und dem Gesuch des Kurators 
Ijeigefugtc Orundriss der Vorleüuugeü das kanonische Recht „den 
idealen historisch -philosoiihischen Anschauungen unterordnete und 
j?o da.s ]«>sitive Kcclit von den willkiniii-hen Anläufen der juristisch- 
lihilosophisclieii Denkweise nicht frei machte'. Für die Kanonisten 
seibat hat aber das ! 'niversitätsstudiuni den Anlass gegel)en, an die 
Abfassung eines geeigneten Lehrbuchs zu denken. Den Anfang 
machte der im Jahre 1748 erschienene (und später mehrmals auf- 
gellte) ,.Qrundriss der Vorlesungen über die kirchliche Gesetzeskunde^* 
(unvollendotV von J. Skworzow-Kiew; dieses Buch blieb bis in die 
70er Jahre einzig in seiner Ai1, denn der im Jahre 1751 erschienene 
(auch unvollendete) „Versuch zu einem Kursus der kirchlichen 
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QesetzeBkundo'* muss als eine eingehende und zimmmenfasaeDde Dkr- 
Stellung der Grundprinzipien dieser Disxiplin angesehen werdeo* 
Die Heilige Synode war mit einer solchen Lage der Diage nidit 
suftieden, konnte aber mcbts erreiohen: noch in den 50er Jalino 
wurde der Auftrag gegeben, einen Gnindiiss der kirchlichen OcBeU» 
künde zu Terfsssen, aber der Metropolit Pbilaret erklSite tma ibm 
vorpelegte Entwürfe von Johamios (Sokolow) in St Petersburg 
uiiil M. Ajitbchküw in Mockau als Ueu Anfurdeningen iiiclit ent- 
K^irecliend. 

Es ist l>ert;ils öfters ilaiauf iiiug«'%viost'ri wmdtMi, dass <lor 
nissisoho Klerus von «lanial- sich in einer gar /.u Iniurijon Ug»' 
bofainK ileron IJrsarhon von «'inem fvincn Heol>acliter im Anfange 
(It'i- <jOer Jahre folg« ii(l«Tma«sen gescliildcrt wurden: Nitht die 
ungenügenden materiellen Mittel allein, nicht der Mangel an retlil- 
licher Stellung, sondern die Entfremdung vom Volke trage die Uaiipt- 
achuld daran; der Klerus stehe ganz abgesondert inmitten der russi- 
schen Welt da, ohne den Einfluss, das Mitgefilhl, ja die A litung 
zu gemessen; er tauge weder Iflr den Volksunterricht, nocii für <lie 
AufkUrung von Schismatikem, noch für die Bekehrung der Kicbt* 
Christen, geschweige denn für den Kampf gegen den rOmiscliSD 
Katholizismus; andereneits bestehe die wirklidie Ursache, vanm 
unsere Kirche so unthfttig, so sprachlos, unser Klerus so ftcfalifff 
gleichgOltig und unwissend sei, darin, dass unsere Kiccheogewt«» 
gebung noch die Spuren einer Zeit aufweise, in welcher der Statt 
den Sieg Ober die Kirche davongetragen und sie seinen oi^neo, 
ihr ganz fremden und gleichgilt igen Zwecken zu dienen gezvusgei 
habe. (Kawelin, Sämtl. Werke. UI, 82—92; vgl P. SnamesskT, 
Die Pfangeistlichkeit in Russland. S. 12ö.) 

Hierbei, um weitei'e Beispiele zu vermeiden, mögen nnr dJf 
von dem berühmten Muskauer Metroj)oliten Philarct und deiehzeitig 
aueh von dem damaligon Ober-Prokurat'tr <l. r hl. Syno i.' drafet» 
I'rotässow liluT lii»^ vidlstäiHÜtro SainiiiluiiL,' dor ru>>is( lien Kinli»^^'' 
cresetze ausi^r-inn, honcii Ansieliten angeführt werden: «Iii* 1^ 
Schlüsse der heiligen Synode seien blos Anwendungen der alten 
ajH)stolis(rhen Kanones und anderer rnpiellen des Kirtdienretlits 
die einzelnen Fälle des russischen Kin hi nlebens ; jedoch nicht für 
alle diese Heschlüsse lasse sich die ( bereinst immung mit den 
Kaoooes feststellen, einige widersprachen auch einander; „wie ä» 
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selbst, 80 aneh das gesetsgebende Organ, das sie erlassen liat, ver- 
Ueren die ihnen gebührende Achtung im Volke, wenn durch die 

Veröffentlichung in ihror Gesamtheit die Entfernung, die das kanonische 
Gesetz von seiner zufällif^tTi Anwendung scheidet, für Jedermann 
klar sein wird ; eine solche Unvollkommen heit dürfte in den frechen 
üemüteni don (loist der Kritik in Bezug auf die Grundprinzipien 
der Religiou erwecken. ' ^) 

Durch die Erei^niisse der (iOer und 70 er Jahre wurde auch in 
der kanonistischen Literatur ein ruischwiing v()ll7,og:en, aus welchem 
wir hier nur eiui^^^ äussere Momente hervorauheben im Stande Bind. 
Die ,,kirchlich6 Gesetzeskundo'* ist ein Teil des juristiacheii Studiums 
für alle Hörer ohne Untcrschieil der KonfeasBon geworden. Der 
Entwurf der allgemeinen Univereitätsordoung von 1863 bat aller* 
dings das ,,Kirchenrecht^^ definiert, als Msytematische hehre Ton den«' 
jemgen positiven Oesetsen, die von der obenten Staatsgewalt aus- 
gehen und dnfcb wdcfae die Rechte und Pflichten der BOrger als 
Glieder einer Kirche oder eines anderen Beicenntnisses, das lad 
Staate geduldet wird, bestimmt werden"^; aber in die Universitftts- 
oidnnng selbst wurde diese Definition nicht aufgenommen, und cüe 
Stellung der neuen Disziplin blieb gegenüber allen andeien welt- 
lichen IKssiptUnen unbestimmt; was als Oleidibetechtigung der Idroh- 
Uclien Gesetaeslrande in allen Beziehungen mit den fibrigen Rechts- 
disziplinen aufgeführt wurde. Die neu geschaffenen Lehrstühle 
blielK'n lange Zeit unbesetzt, tlenn es wurde di«» Notwendigkeit an- 
eikajiiil. tiass die Kandidaten für diese Lehrstiilde die Keinitnisse 
in dt-n weltlichen Keclitswiss<'nsehaften besitzen mussten; aber auch 
der Metropolit Philatiet craelitete os schon nicht mehr für ..unbedingt 
iKjtwendip, dass die üniversitätsprofebsoreu der kirchlichen Kechts- 
kun<Ie <iein f;eistlichen Stande angehf^rten" ; nur mussten sie aus 
den l)estcn Lehrkräften der geistlichen Akademien entnommen 
werden. Erst gegen Ende der Ii Oer Jahro begannen die Univer- 
sitfttskanonisten ihre Thätigkeit (Fawluw, Sokolow, Gortschakow); 
obgleich alle aus den geistlichen Akademien entstammen, sind unsere 

*) hammiuag der Mt'immf^fn . . . Bd. III, II; IV, 27. 

') Der Metropolit Philarel hat dazu bemerkt: „also, der neuen welt- 
lichen Wissenschaft des Kircbeorccbts nach, . . . müssen die KircbeQg(^tze 
der orthodoxen Kirche in Konstantiaapel tod der mahamedsniwdien Staats- 
gewalt des Söltens herfUeesea*' („Sammlimg . . » V/2, 781; V/1, 481). 
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ersten Kanoniston doch Juristen, die immer und immer besbeU 
waren, die russiBcbe KiichenieohtewissensoliAft auf der Hobe der 
▼esteuropftisohen Huster zu erhalten und ihre selbsttndigcn Etomenle 

zu erforschen. Die Anklänge der alten Schule lassen sich noch 
hie und da benicikon; so, wenn die Forderung aufgestellt wirtl. 
dasf« nicht nur diu Lehrbücher . wie es der Metropolit Pliihiiot im 
Jahre 1H14 verlangte, soadeiii auch alle wissensfliaftliclifn Werk»^ 
der ÜbnL^k' It zur Begutachtung vor^-eletrt w.Tdeii. mler auch 
wenn oin juder Uristliche für dm Lohrstuld dos Kirchenreclits 
ohne sjtf/.ii'llo Karhhildiinp für tauglich befunden und angestellt 
wird. Ais man sich Ende (ier 70 er .fahre an die Reform des 
UniversitätslebenB machte^ wunle vorgeschlagen, die Vorlesungen 
über den jimstischon Inhalt der Kircheiu-echtswissenschaft dem 
juristischen Lehrstuhl unter dem Namen „Qeechichte der russi8<;;hen 
kirchenpolitischen Gesetzgebung" zu übertragen; das l'brige sollte 
den Inhalt einer theologischen Wiaaeoschaft des Kirohenrechts bildeo, 
welche der Theologie eingefflgt und für alle Zuhörer der UniverntSt, 
nicht Mos für die Juristen, xum Pflichtetudium gemacht werden 
sollte. Seitdem aber auch in dem Universitfltsstatut von 1884 das 
Sirchenrecht unbehelligt geblieben ist, Innn man behaupten, daes 
es als weltliche Wissenschaft in dem Kreis der juristischen IMer 
feston Fuss gefasst hat Diese Position wird durch die AustelluBg 
von MJbinem geistlicher Bildung nicht mehr ersohüttevt werden 
können, einmveits weil die ,,juri8Ü8che'* Richtung sich Eingang auck 
in die geistlichen Akademien verschafft hat (18f>9 ist das „Kirchen' 
recht" unter die SjK'zialfäciher der theologisch-piaktiscdien Abteiluug 
gekommen und wiude meistenteils von demselben Kanonisten wie 
auf der UnivorsitAt gelesen); anderersoit« aber auch, weil dioso 
Richtung bovvühl in d«'n Krei;j;iiis-.'ii der ..tollen" üOer Jaltre und 
den Bedürfnissen des Kinlienltbcns der (b iienwart wurzelt und 
durch das Aufblidit n (Im slawisclM-n und byzantinistisciien 8iiii]if»n 
getragen und dadurch mit dein Auälundo in enge Wechselbeziehungen 
getreten ist 

Es würde die Aufg;ilK3 dieser Skizze Obei^teigen, wenn wir 
hier alle hervorrageridon ^Vt rke der neuen Richtung aufzählen und 
okarakterisieren wollten; lUe folgende Übersicht soll die obigen 
Ausführungen nur illustrieren. 
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I. Lehrbücher. 

1. Suworo w, N.: Lohrbuch des Kirchcnrechts, Jaroslawl. 1898. 
(= „Chronik des Demidow'achen Bechtsiyceums" Buch 71 — 77.) 

Das Buch stellt den verbesserten, vcrküraten und vervoll- 
<taiHligten ,,Kui-siis ilor^ Kirchenreelits 1881) — 1S90'' von demselben 
Verfas.^r, doch nicht die zweite Ausgabe des „Kursus" dar. Aus 
RQcksichten teils prinzipieller, teils praktischer Art viid es in 
folgende Abschnitte geteilt: 1. hiBtoriaohe Skizze der Entwicklung 
der Kirohenverfeflsung, 2. Geschichte der Quellen des KirchenreehtSi 
3. dogmatische Darstellung der KirohenTerfBSSung, 4. die Kirchen* 
Verwaltung und 5. ftnssere VerhAltnisee derjKirche. Die Darstellung 
des Kirchenrechts in allen Einselheiten iMngt mit den ausserhalb 
Rusdands existierenden Kirchen an, wobei die nichtorthodoxen den 
orthodoxen rorausgeechickt werden, und endet mit den inneihalb 
Russlands existierenden Kirchen: der orthodoxen, der rOmisch-katho- 
lischen, der eTaogeliscben und der annoniscii-gregorianischen ; dadurch 
winl Alles der Darstellung des geltoiKleii i iissischou liechts vorausge- 
schickt, was mit Hilfe der histui isch-vergleichenden Metho<lf» gewonnen 
werden und zum Verständnis des geltemlcn Rorlits dienen kann. 

Von den kunsen, nicht wisseiis( liaftliche Zwecke verfolgenden 
Lehrbflchern abgesehen, ist das Werk von Professcjr Suworow das 
erste vollständige System des Kirehenrechts von einem rnssisohen 
Gelehrten. Bereits im Jahre 1851 erschien der oben erwähnte 
epochemachende „Vereuch des Kursus der kirchlichen Gesetzeskunde" 
von Johannes, dem Bischof von Smolensk, der sich tlie Aufgabe 
stellte, 1. eine Ül>er8icht der kanonischen, historischen und praktischen 
Kirchenrechtsquellen zu geben, 2. die allgemeinen Grundlagen des 
Kirchenrechts ohne Unterschied der Konfessionen und lokaler Ge- 
staltungen aufmdecken und 3. die in den einielnen Lokalkirchen 
geltenden Gesette in einem festen, lückenlosen System darsustellen. 
Der „Versuch** ist über die Einleitung und eine gediegene Übersicht 
der kanonischen Quellen nicht hinausgegangen; seitdem ist dasselbe 
Sdiicksal auch allen mehr oder weniger anspruchsvollen Vmsuchen 
widerfahren : 

Für die russische Kirshenrechtswissenschaft hat es aber noch 
eine bleibende Bedeutung auch von anderer Seite her: in ihm hat 
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flie von Professor Siiwuiow mit aller Entschiedenheit eingefülu-te 
und voüivti'iii neue RichlniiiL!: ihren n'if.Mi Ansdnir-k gofiindeo. 
Diese Hi [ilung^ wird von den Eiueu als die „juristi^^' b»"'' im »lOi'eii- 
satz zur theologis^ch-orthodoxeii, von den Änderen zugleich als die 
„protestantische*', die den „deutschen Oeist" in die orthodoxe 
Wissenschaft des Kirclienreckts einführt, bezeichnet. Es nur 
noch bemerkt werden, dass Sowoiow die von den deutschen Kanonisten 
gewonnenen Resultate und aufgestellten Prinzipien auf nissischea 
Boden mit groeaem Oeschiok und groeaer Sachkenntnis zu flb«^ 
tragen ▼ereuofat hat, für seine aohwierige Aufgabe durch umfaaaesde 
Yocarbeiton ▼orbereitet Wenn nun von ihm einige, inabeaondeie 
in Benig atil das orthodoxe und rossische Eircheniecht zweifelhafte 
Behauptungen au^eatellt sind, ao liegt das in der Natur des 
Gegenstandes der Untersuchung, Uber welchem noch in der Mehi^ 
zahl der Bragen ein dichter Nebel liegt Es deutet auf den 
unvollkomnienen Stand der kirohenrechtliohen Studien hin, wenn 
heute von einer rSmisoh-katholisohen, protestantischen oder orthodoxea 
Wissenschaft des Kirchenreohts nicht ans Nachl&^*gkeit oder der 
Kürze wegen im Ausdruck, sondern im Emst gesprochen wird: 
dadurch wird ja im Gnmde genommen nichts anderes verlangt, als 
dass das Studium des Kirchenrechts in erster Linie eine That des 
Glanl' UH, die Wissonsclmft des Kiivhenreehts ein dem (lott dar- 
gebrachtes Opfer der kircldich- religiösen l^'geislerunt^, d<'ni Gott 
geweiht sein müsse, etwa wie eine Nonne; dann läuft aber eine 
solche Wissenschaft auch die Gefahr, das Schicksal einer Nonne 
erleiden zu müssen : ihr Lelien lang nach der inneren Vollkommen- 
heit zu stieben, möglicherweise auch zu errdchen, aber zugleich 
ihr Leben lang unfnu htbnr zu bleiben. 

2. Nach dem Tgde Pawlow's im August 1898 haben saoe 
Schüler dafOr Soige getragen, dass das von ihm selbst filr den 
Druck vorbereitete System des orthodoxen Kirchenrechte endlieh der 
Öffentlichkeit flbeigeben wird: in der Uoskauer geistliöhen Hooats> 
Schrift „Theologischer Bote'^ sind gegen Ende des Jahres 1899 all 
Einzelabhandlungen die Teile dieses ,«SyBtems** ersdiieoen; 

„Einleitung in das Kirche nreohtf^ (im Oktoberheft). 

„Quellen des Kirchenrechts^' (ihre Arten und ihre 
Geschichte bis zum Vex&U des byzantinischen Seiches) (im No- 
vember- und Dezemberheft). 
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£b steht aii^^or Zweifel, dass der Herausgeber (Elias Qi'omo- 
glasBOw) seine Aufgabe mit Erfolg zu lösen vermag, dcniL io 
dem Nachlass Pawlüw's sind seine authentischen Aufzeichnungen 
ziemlich druckfertig aufgefunden worden. Einige Äusserungen 
des VerCaasers dürften hier am Platze sein als charakteristisch fflr 
die Gestalt seines Werkes. «»Die Aufgabe der Kirchenrechts^ 
Wissenschaft besteht darin, dass das System des Kirchenrecbts auf 
Gmnd seiner eigenen Prinzipien und aus seinen eigenen Quellen 
heraus konstruiert wird/^ Selbstverständlich hat die Wissenschaft 
mit dem geltenden Recht der Kirche zu thun und hauptsächlich 
mit dem der russischen Kirche. Da aber die russische Kirche ein 
Teil der Einen orientalischen Kirche ist, so muss ihr Recht in 
nnuDtarbrochenem Zusammenhange mit dem Recht der letiteren 
dargestellt werden. Damit mau die Bedeutung des einen und des 
anderen im Ijebeu richtig verstehe, muss man wissen, wie es ent- 
standen ist. Daher nui.s.s die hifitorisch-dogmatische Methode der 
Dai.Ntf'llnnc: rIä die beste angesehen werden." („Kml." § 8,) Das 
ganze Werk /erfänt in '/wfi Tolle; in dem eisten, dfin («iiileitenden, 
ist zunächst von Kin lie, Kiichenreeht und KirchenrcchtswiHsr-nscliaft 
die Rede, dann f dgt ein«' l'lMTsicht der (^)nelloii des Kirchenreelits: 
1. die Dai-stellung der allgemeinen I^cliren von diesen (Quollen, die 
Untei-suchung fiber verschiedene Arten d(?i*selben und über ihren 
Wert; 2. die Darstellung der Geschichte der Quellen in der alten 
katholischen und in der russischen Kirclie. Der zweite Teil, das 
System selbst, zerfällt wieder in zwei l'nterabteilungen: in der 
ersten wird das innere Recht der Kirche — Kirchenverfassung und 
Kiidioiverwaltung, in der zweiten das äussere — das Verhftltnis 
der Kirche sum Staat und zu den christlichen und nichtchristlichen 
idigifisen Verbanden daigesteUt („ESnl.« § 10). 

Die Febraar- (S. 207--280), Marz- (S. 480—520) und April- 
(S. 607—730) Hefte des Jahrgangs 1900 enthalten den Scfaluss 
des einleitenden Teiles, eine ziemlich ausfOhrliche und hochinteressante 
Geschichte der Quellen des russischen Kirchenrecbts. Aus dem 
Bjstematischen (Haupt-) Teile des ganzen Werkes ist noch nicht ein- 
mal das erste von den vier Kapiteln zum Abschluss gelangt — die 
Lehre von der Kirchenvorfa^ung. Es sind bereits dargestellt: I. der 
Personenbestand der Kirtiie (Klerus, Mönchtura und Lairn) (Mai. 
S. l — 24; Juni, S. iriW— 17ü); II. das Kirchen rt^giment (liifaixjliia 
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jurisdictionisj (^.luli, S. 3i:V -332; Au|j^u.st S. 171—483; Sei.trm!.fr. 
S. 28 — ^44). Die Lelun- vom Kirchenregiinenl zerfällt in foigeu^le 
Abschnitte: Allgemcino?;: sodann 1. die Diozeaanbisehnfo (ihrp Wahl, 
Einsotzung ; Inhalt der bisehöflichon Gewalt; Hilfspersonen und — 
Institut«- für das Diözesanregiment, darunter aber auch <ler Hftf- 
und Militärklerus und die Itei den auswärtigen Missionen angestaunten 
Geistlichen, die nach der Meinung von Pawlow selbst „ausserhalb 
der Diözesen stehen"); 2. die Organe des («[.ersten Kirchenregiments 
in den aatokephalen Parti kularkiicheD (Bischöfe mit Obergewalt wie 
die Metropoliten und Patriarchen; temporSre und Btftndige Synoden, 
wobd die Synoden in den slavischen Kirchen, in der orthodoxen 
Kirche Qriechenknds und im Fatnardutt von Kpel gemwit und): 

3. das oberste Regiment in der orthodoxen russiBcbeD Kiidtt 
(historisch — die Metropoliten, die Patriarchen und die bL Synode); 

4. die gegenseitigen Betiehungen der autokephalen F^rtikulaikiidieo 
sneinander und die Mittel ihres Verkehrs untereinander (die film- 
menischen Konzilien, ihre Zusammensetzung und ThAtigkeit; bei 
diesem Anlass giebt Ftewlow die Definition der hl. Synode tod 
Standpunkt des kanonischen Rechtes: ,,im kanonischen Sinne ist 
die nissische Synode ein ständiges Konzil, tl;i.s in Beziig auf seine 
rechtliche Gewalt den vier oritMitiilischea i'aiiiai-rht'ii gleich ist: 
der Unterschit'd besteht nur darin, dass sie keine Ziithat ^ur Person 
des Patriarrlieii bildet, sondern an Stelle des Patrian heu ^treten 
ist, und aut diese Weise ist sie gleichsam eine Kollektivpersoo luit 
dem Patriarchen"). 

II. Quellenkunde. 

1. \V. Narbi'kow: .^Nomokanon des Patriarchen von Konstan- 
tinopel Photius nebst dem Kommentsr von. Balsamen^* Teile 1— 2> 
Kasan 1899. 

Der Verfasser giebt hier im I. Teil eine Untersuchung nt«r die 
Entstehung, Verbreitung, Bedeutung und andere Fragen, die die 
umfangreiche literatur Aber diese wichtigste Quelle des orieDtnliscbes 
KiiohenrechtB aufgsfworfen hat, und gelangt zur Überaeugmig« der 
griechische Nomokanon in XIV Titeln sei 883 von dem Pntriarcben 
Photius Tomehmlich in seinem kanonischen Teil bearbeitet vorden, 
er habe nflmlich die Beschlösse des VI. und des VH. Okamenieciiea 
Konzils auch der von 877 und 879 (in Konstantinopel) hintngefiigt; 
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die EntstehmigsÄtiit des Nuinokaiions in der Gostfilt piiifs „Syntafpna 
in XTV Titeln" falle in da« VT. .Tahrli. (gegen fibO); in ersten 
Hälfte des VII. Jahrh. (circa — 640) \mhf ein Jurist, Uer unter 
dem Namen Anonyinos-Enautio[)hane8 bekannt ist, dieses „SyDtagum'^ 
2U dem Nomokanon bearl>eitet. 

Der zweite Teil des Werkes enthält eine msmache Übersetzung 
dee Nomokanons und des Kommentars von Balf^miou mit zahlreichen 
erläuternden Anmerkungen (rezens. von Berdnikow in „Gel. Mem. 
der Univ. Kazan" 1899, XI, S. 1—18; J. W— sky in „Cerkown. 
Wiedom." 1899, No. 35, BeU.> S. 1417—1421; „Byzant. Ghconica" 
1900, S. 187—191; Sateersky in „Bogosl. Wiestnik" 1899, IH, 
8. 342—345; Besprechung in ^Byz. Ztscfar« 1900, 8. 715 ver- 
sprochen). 

2. Kall ixt, PrieBtennfoch : „Nomokanon des hl. Photius, 
Patriarchen von KonstaatiDopeL" Moskau 1899. 

Die Untersuchung hat einen polemischen Charakter und sucht 
ihre Hauptau^be darin, die Mangelhaftigkeit und ünzulftnglichkeit 
der von den nenerm Geh^hrten gegen die Autorschaft des Patriarchen 
Photius angeführten Arpumentc idarzulegen. 

3. N. Suworow: „Knie neue Wendvmg in der Fiuge über den 
Nonj- ikaiioM des Johannes Nestentes." Jaroslawl. 1898. (= „UUronik 
dos Demiciuw 'scheu ßechtslyceums" ßde 77 und 78.) 

liie weseutliclien Ergebnisse der Er-orteniog werden duhin xu.sammon- 
gefasst: „1. den Ansichten der gelehrten Kanonisten (Pawlow, Suwarow, 
Narbekow, Fitra, Heigenr&tter und Ander.) entgegen mm» man zugeben, 
dass die erste und die zweite Yorrede zum Nomokanon XIT titolar. von 
einer und derselben Person herrühren, nämlich vom Patriaroheo Photius; 
2. ans der zweiten Vorrede, wenn man sie richtig vemteht, sei nur das 
ersichtlich, dass liic xn'iiKjn oder voitnt in den Xeni''kanon frmde zur Zeit 
dei AiifassiiDi: der zweiton Vorrede eingelrageu und den einzidneii Titein 
und Kapiteln beigegeben worden seien. Vor der Zeit dos Photius habe in 
der Kirobe ein Syntaguia XIV. tital. nebst den hinziigelugteu Staatsgesotzen 
oder der Nomokanon im eigentUdien Sinne des Wortes weder existiert noch 
existieren können; das Vorhandensem eines solohen Syntagma- Nomokanon 
vor Photius sei Erzeugnis und Erfindung der westeuropäischen Oelehrten 
dea XIX. .lalirhunderts auf Orund der tendenziösen Voraussetzungen und 
dff irrtuinli' hen .\nslefnnig der Vorreden. Der „Enantio|)hanes'' der Basiliken 
.•»ci rii' inand Anderes als derselbe Patriarch Photius. (Kezens. von .1. W — sky 
in ..C<;rkown. Wied.'* ISÜÜ, Xo. 35 Beil., S. 1417—1421; „Byzaul. Chronica'' 
Ibini, S. 559— 5(Xi.)" 

64 
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Professor A. P&wlow in seinem groesartigea Weit „Noibo- 
kanon beim Qrosaen Hissale** 1897 verteidigt die Gchtheit des 
PoenitentialnomolEanons Ton Jobannee Nestentes, dem PBtmrcbeD 
Ton Konstantinopel (im VL Jahrh). Demgegenüber Terlritt Prof. 
N. Suworow die Ansicht, der Nomokanon geliöre nicht in das VI^ 
Bondoni frilhestens in das IX. Jahrh., möglicherweise in das XL 
.i;iiirli.; im Zusaninieiiliaiigo damit sucht er auch .seine An^i^htei) 
über dii- liussdiszipliu der alten Kiiche mit neuen Beweisfu uus- 
znstatten und gegen die Aiig^ritTe zu verteidigen (vgl. auch die 
Kezension von Prof. Suw6row ülier das Bu( Ii von Karl Holl „Ent- 
hnsia.sniu^ und BussgewaJt l'cini griechischen Mrinditnm" L^ip?'? 
181)8 in „W izantijökij Wremeimik-Byzautiua Chronica^' Bd. VI [lii^llj 
S. 475—525). 

Andere Bezenaionen fiber dasselbe Werk von Prot A. F&vlow: 

Bördnikow: „Aus Anläse der svdten Ausgabe des Kooio* 
kanons beim Gr. Ifissale von Prof. P&wbv** in „OeL Meounr. der 
Univ. Eazan'' 1899, IV, 1—72. 

Sokolöw, P.: in „Byaintina Chronica" 1898, S. 520—534. 

Zaozersky: in „Bogoslowsky Wicstn." 1898, Maiz. S. 444— 450. 

Gromoglassow: in „Cerkowny Wiestnik" 1898, 2io. Iti, i^i- 
lago, S. C26— 632. 

III. Kirchenverfassnng und -ven^-altung. 

1. A. Preobraschensky : „Die Kirche von Jerusalem unter 
der Leitung des hl. Jakobus des Oereohten.'' („Chii&tL Lektare" 

1898, Februar.) 

2. A. Pawl 6 witsch: „Die G-fltergemeinschaft in der urdunt- 
lichen Eiiche." (^^tomnik-Wanderei'' 1898, Bd. I) 

3. A. Pawlowitsch: „Uas Christentum und die Sklaverei in 

den ersten Jahrhunderten der Kirche." („Christi. Lektüre** 1898| 
Nüveml >er-De/.. -ml ler. } 

Die iK'iden Aldiandhing^on von A. Pawlowitsch sind auf Gmod 
der „Skizzen aus dem Leben der alten Kirche*' von TIl Zahn (1894) 
verfasst 

4. A. Winogradow: „Die Gedanken der Kirchensclu-iftsteller 
der ersten Jahrhunderte über den Staat'* (, Glauben und Kiichd'* 

1899, Buch V.) 
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5. A. Löbedew: ^^Die Qeistlichkeit und das Volk und ihre 
gegenseitigen Beziehungen im IL und III. Jahrhundert'* Moeiran 1899. 

Die Ges<'hi- litc deb Xiicheuorgauibiuus seit dem juiir- 
huudert bohandoln: 

Pailudius, Ai-chimandrit: ..Der hl. Pachomius der Grosse imd 
die erste Cönobie.'' Kasan 18d9. 

Eine kurzo Inhaltsangabe in „Byz. Chr." 1900, S. 215—217; 
Rezension von N. P. in „Olaube und Kirohe"^ 1899, IX, S. 658 — 662. 

Primogönov, N.: ,fDie UOnchsregel Basilius des Qroesen, 
veiig^chen mit der des hl. B^omtus/* („PmwosL Lobes.'* 1900, 
Juni, Beilage, S. 1—49.) 

A. bedew): ..Din matoriolle Lage des Klerus im IV bis 
YII. Jahrh/' (,3Iopk;iu. r Kiivh. iinachrichten'^ ISOB No. 3—5.) 

Das ..cri'oifliare Krgt'hiiis" difsor AlihainUuiiir . die eine Fort- 
setzung der von demselben Verfasser erschienenen „Materielle I^Jige 
der Geistlichkeit im II. — III. Jahrh." Moskau 1897 bildet, soll der 
Ansicht dos Verfassei-s nach darin bestehen, dass man nunmelir mit 
Sicherheit behaupten könno, der russische Klerus, der hohe wie 
der niedere, sei in allen Beziehungen um Vieles dem alten über- 
legen; namentlich sei unser Klerus Niemandem zu Last; er lebe von 
dem, was man ihm aus freien Stfidcen gebe. 

ProkoBchew. P.: ^Der kirchliche Frozess zur Zeit der Qkumen. 
Synoden (aocusatio) und der Einfluss des iGmisch-byzantin. Prozess- 
rechts auf denselben.** Kazan 1900. (Beilage zu den „OeL Memoir. 
der üniv. Eazan** 1900, November.) 

Im Prozessverfahren der ersten drei Jalirhunderte beobachtet 
der Verf. ,,die %vi(liti{3'sten, das Wesen eines jeden Prozesses be- 
dingend- ii MniiuMitr'\ tiiidet aber ,.koine streng bestimmte, wenigstens 
in anaL.izen Fällen gleichartiire üeiielit>pni/,edur". ..Die feiinellen 
Bestimmungen über die Prozessordnung und das allinäliliche Fort- 
schreiten der Rechtsangelegenheit durch verschiedene Instanzen seien 
schon iu der Poriofle der ökumen. Sj'noden als Ergebnis entweder 
der originären rechtserzeugenden Tluitigkeit der Kirche erschienen 
oder aus dem i-öm.-byz. I?' « lit entlehnt'^; diese Entlehnung müsse 
aber für viel be<leutender gehalten worden, als es von Prof. Za< i/.ereky 
in seinem Buch (nDw Eirchengericht in den drei ersten Jahrh.") 
bereits anerkannt sei. 

64» 
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P. Naumow: »Die mittelalterliclien Anschaanngen 
Aber die rechtliche Zureohenbarkeit der Irrungen der 

Häretiker." („Wjera i Rasum Olanbe und Venmnft« 1900, 
No. 3, S. M4 — IT'J: No. 4. S. 213— L>-42.) 

Der Artikel fiitliält viel iiiohr. als ^vas sein Titel belügt; ja 
sogar das, \va> sein ilauptinlialt sein >oLlte, fejHelt im Cianzeii nur 
eine winzige Holle. Hier wird die rechtliche Stellung <lt i HäretiktT 
nicht nur in ilirer geschichtlichen Entwickelung von de« äitöteii 
Zeiten verfolgt, sondern anch in ihrer gegenwärtigen Gestalt nacii 
den west - europäischen Strafgesetzbüchern {Frankreichs, lielgicns, 
Italiens, Deutschlands, Ungarns und Hollands) und nach der moderoen 
russischen Gesetzgebung dargelegt 

Derselbe: ^storisohe Skizze der Anschauungen Aber die 
sittlich-rechtliche Zurechenbarkeit beiflglich der Irrlöhren der 
Häretiker in den christlichen Kirchen.** (n'W^jeia i Basnm*' 1899, 
No. 6, 7, 14, 15.) 

Uspensky, Th.: „Die Ansichten und Verordnungen der Eon- 
btiiutiuopler LokaLsyiioduu des XI. und XU. Jahrh. über die Var- 
teilung von Kirchengütem (Ciiaiistikarien)/' (.sMenioir. des russisch. 
Archäolug. Instituts von Kpel*- Bd. V, S. 1—48.) 

Eine kurze Notiz über diesen Aufsatz findet sich iii ,|By2. 
Chr." 1900, S. 494—498. 

„Der Papst Leo XDI." (Christiunskoje Tscht6nije — Christ- 
liche Lektüre 1898, August^ptember.) 

A. Favl6witBch: ,,Da8 Papsttum am Yoiabend des XIX. Jalv- 
honderts.*' (ibid. 1899« November.) 

Prof. M. Krasnoschön: „Die Entstehung des Altkathelianni» 
und der IV. internationale altkatholische Kougress in Wien.** Juij«*' 
1898. 

W. Klaren sky: „Drei Monate im Centrum des Altkatholi- 
zismus (in Bonn und Bern)." KaSiin. 1899. 

W K ' ronsky: „Der IV. internationale altkatholiache Kougress." 
Kasan l^<ü9. 

Prof. A. Lopuchin: „Antipäpstliche Bewegungen im Inneren 
des iCmisohen EathoUziemus.'' (,,Christliohe LektOre'' 1899, Mai-Juni ) 

A. S— wskij*: ,,Die pftpstlicfaen GondaTen. Zur Geechichte 
der Papstwahl auf den römischen Stuhl. (Aus den Geheimnis 
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der vor kui*zeni geöffneten Vatikanischen Archive.)" („Christi 
Lektüre" 1898, Novcmliei--Dozcinber.) 

Wjasigiii, A.; „Skizzen aus der Geschichte des Papsttums 
im XI. Jahrlinndert: niMcltiand und das Papstluin l>is zum Tode 
lieinrichB III.*' (Jouni. des Ministeriums für Yoiksaufklär. 1898, 
Febniar, Juli — Novenilior). 

Wir können den Inhalt dieses interessanten Werkes mit den 
eigenen Weilen des Verfassers in folgenden Sätzen wiedergeben: 
„l. die kirchenpolitischen Beformen des XI. Jahrhunderte haben 
den Zweck, die Kirche von dem Druck des Feudalsyetoins zu be- 
freien und auf Erden das „Reich Gottes" zu emchten; 2 als not- 
wendige Bedingung fOr die Beseitigung der zn ertragenden Obel 
enchtet das Mittelalter die' Erfüllung kanonischer Yotsehriften, 
welche trotz ihrer Widersiurttche eine leitende Stellung einnehmen 
und die Grundprinzipien der Reformen bezeichnen; 3. als Haupt- 
punkte des Beformprogramms erscheinen: Obergewalt des Fäpstes 
Ober Kleriker und Laien, Unantastbarkeit des EiichenTermögens, 
Unabh&ngigkeit von den weltlichen Gewalthabern bei der Besetzung 
der geistlichen Amter, Ausrottang der Simonie und Einfflhrung des 
Cfilibats; 4. der Zusammenhang der aus den innerste Tiefen der 
mittelalterlichen Anschauungen herfliessenden Reformbestrebungen 
mit dem von dem Mönchstimi verteidigten asketischen Ideal er- 
sch<Mnt zweifellos; 5. der Feudalismus weckte das Streben nach 
inliNt heii Gütern untl Macht, als Mitteln zum Kanijif ^'■egen das iu 
der WpU horrschoiule Übel; 6. die Kcfünuatuieu ^eilieleu in Idealisten, 
die v(in der Hebung des momlischen Niveaus der Klerikt-r und 
I^ien träumten, und in Kämpfer für „Rrtckgabo" der Obergewalt 
iu der mittelalterlichen Theokratie an dt n l'ai)st; 7. der Sieg des 
Papsttum«: über das Imperium erscheint nicht als eine That der 
einzelnen Persönliclikeiten, sondern als Resultat der Weltanschauung, 
die dem „apostolisclien Vikar" die erste Stelle anwies und in seine 
HAnde die materielle und geistliche Macht 1* gie; 8. der „Kampf 
der Gewalten'^ im XI. Jahrhundert wurde durch den Gang der 
froheren Entwiokelung vorbereitet, denn die geschichtliehett Ereig- 
nisse haben die Verteidiger der Kirche in „Herren"* umgewandelt, 
was den Anschaaungen des Hittelalters Aber das Yerhältnis der 
Organe der Theokratie widersprach; 9. die Kaiser ^rteidigten die 
erlaf^ Stellung, brachen die Kanones, die sie an sich ffir Ter- 
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bindlich hielten; axm diesem Grande war die keiserlicbe Mtik 

nicht konsequent, wie ee das Beispiel Heinrichs III. zeigte: 10. die 
gleiclizeititron Reformbcstrebnngen in verschiedenen Läiideni West- 
ouroiJüt» waren ilurcli das Tapsttum einheitlich zusanimengcfjLsst, 
welches sich aus dem zoitweiliiren Verfall durch di*' universelle 
Thatigkeit I^os IX. unter Mitwirkiiii^' li.'imii hs III. orliolien hatte: 
11. HiM«4iiaiul, puer ohlatiis, tit^f diirchdningen vnii doii ..p«*''?!'!^'- 
isidorischen Anschauung» -ii , trat als energisclior K.unj'f'M unter 
Gregor VI, Leo IX. und Viktor II. auf, ist aber nicht ihr ,.l»evoll- 
mächtigter Ijeitoi-"; 12. es ist ganz unmöglich, Gregor Vn. die 
„Schaffung" der i*efonnatorischen Bew^;nng znztischrciljen, denn er 
folgt seinen Vori^rinp-^m, indem er sehr geschickt die Umstände 
ausnutzte, er schafft aber „Nichts Neues*\ 

M. Tscheltaöw: „Die Kirche des Ktaigreiohee Serbien seit 
der Erlangung der Antokepbalie (1879—1896).^ St Petersburg 
1899 (resens. von E. Megörsky in ,,Cerkovn. Wiedom/^ 1900, No. 32, 
Beilage, S. 1294—1295; B6idnikow in „Pravosl. Sobesedo .» 1900, 
Slftrz, Beilage 7, und in ,,Gelehrte Memoiren der Univ«8. Kann" 
1899, XI, 8. 19—21; K^rensky in ,^wob1. Sobesednik** 1900, 
Hftrz, Beilage 8; K. Gh. in „Istor. Wieetnik» 1899, Oktober, &329 
bis 332). 

J. P61mow: „Die Orandzflge der Kirchen Verfassung bei den 

orthodox -katholischen Riunänen in Österreich -Uugaiu.'' („ChiisU. 
Lektüre 1898", Juni.) 

Th. Kurganow: ..Skiz/,en und Abrisse aus der neuesten 
G e s h i e h 1 0 der i n m ;i ni c h e n Kirch e.'' (..Gelehrte Meuioii'U 
der Universität Ka/.an" ]!tO(i. .lainiar-März : unvollendet,) 

Priesterniöiii h Micha»'!: „K i i chon vcrwalttin ^ im Patriar- 
chat von Konstantiiio pol." („Prawosl. Sobesednik — Recht»- 
gläubiger Gesellschafter"*, .iuli-August 137 — 153.) 

E. Golubinsky: ..Geschichte der russischen Kirche*' 
Band II, Abteilung I (auch als I. Buch der ,.Vorträge in der 
Moskauer Gesellschaft für russische Geschiclite und Altertilm»^?*' 
1900; besprochen von S. im „Theologe Boten» 1900, Junüie^t, 
S. 288—304). 

Ganze 19 lange Jahre musste das mit Dngedidd von der 
russischen gelehrten Welt erwartete Buch druckfertig im Schreib- 
tische des ausgezeichneten Kirchenhistorikers auf die Opfenrilliglt^it 
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eines Hemnsgebers harren! Wenn es auch in der Hatiptsache die 

biographischen Skizzen über die Metropoliten von Kyrill Iii luie 
ei-ste Hälfte des XIII. Jahrhunderts) bis Makarius einschliesslich 
(1563) enthält, so poh/^ron doch sehr viele Ausfühningcu direkt 
in das Gebiet des Kirdien rechts, gaiu abgesehen davon, dass es 
uUö einen tiefen Einblick in das Tieben und Treiben der alten 
nisaischen Kirche gewährt. Viol melir aber für den KirchenreclitltT 
wird nor h der zweite Teil des Ii. Bandes bieten. Wann wird er 
erscheinen ? 

E. S.: „Die kirchlidi-hierarchisehen Beziehungen Podolions 
gegenüber den MetropoHen von Kiew und Galics/' (^Podolskija 
Eparchialn. Wiedomosti'* 1899.) 

Winogradsky, N.: „Die Hodnuer Synode von 1682.'* 
SmolenaL 1899. 

Eine kurze Notis über die Abhandlung im „Joium. des Min. 
der Volksaiifkl.** Th. 326, S. 363. 

J. Pokröwsky: „Die Bedeutung der höheren russisclieu 
Hierarchie und die historischen Beding-ungen ihres Dienstes für 
Staat und Kirche bis zum XVIII. Jalirliundert.*' Kazan 1898. 

Eine Rede, gehalten von T. Pokr^wsky auf dem Disput vor der 
Veiteidigung seiner Dissertation: „Die russischen Diözesen in den 
XVI.— XIX. Jahrhunderten." Band I (XVL— XVIL Jahrhundert). 
Eazan 1897. 

0. Lewitzky: ^Die gewohnheitsmftssigen Elie- 
schliessnngsforinen im SOdrussland im XYI. — XVn. Jahr- 
hnnderf* („Kiewskaja Staiina — Kiew'sche Altertömei'' 1900, 
Bd. 68, 8. 1—15.) 

W. Chranjevitsch: „Das Walilprinzip in der ICitte 
des Wolyn'schen Klerus gegen Ende des XVHI. und 
im Anfang des XIX. Jahr hunder ts.'* („Kiewsk. Star."* 1900, 
Bd. G9, S. 270—273.) 

S. Runk jewitsch: „Zur Oeschichto der russischen 
Kirche unter Peter dem Gro.ssen*)" im Separatabdruek als 
I. Rmd dtr „Geschichte der russischen Kirche unter 
dem Regiment der Hl. Synode" unter dem Untertitel: „Die 

«) Januar, 8. 43-64; Februar, B. 232-304; April 8. 551-586; Hai, 
8. 746—770; Juni, 8. 793—943; JuU, 8. 64-101; August, 8. 219—257. 
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Errichtung und ursprÜngUohe YerfaBSung der hl. Synode 
(die Jahre 1721—1725).« 

Die Aufgabe, eine Geschichte der ruBeischen Kirche vSttrend 
der Bynodalen Periode zu 8chreiben, hatten sich imeere ainge- 
leichneten Kirchenhistorlker Metropolit Makarius und Profewr 
E. Goliibinskij gefstellt. Makarius ist nun gestorben, ohne an diese 
Periode gelangt zu sein; Golubinskij liat noch vor einigen Jahren 
eiimiul gelegentlich erklärt, er habe sich beiui Beginn seiner wissen- 
fw'haftlichen Thätii;k« it das Wort gegeben, erst nach 35 hihren ilie 
Ooschiehto <lor s\ nulalon Periotlo tn .sehreilten ; seit deiu Ver- 
sjuecli' ii siii'l vi-'l iiirlir als 35 Jahre vorsti i« lioii und die üeschichte 
ist noch iniuier von üol'iMn^kij nicht gesclirieben. 

Prof. Rnnkjewitsch tiitt nun ans Werk mit einer Griindlicii- 
keit, die für die Vollendung der Arbeit allerdings kaiim weniger 
:&< ?') Jahre beanspruchen dürfte. Das Ganze ist vorläufig auf 
6 Bände UcrcchiiPt: der II. Hand soll „die Glaubeussachen" be- 
handeln, der III. den „Unterricht", d. i IV. das „Diözesanlekn" 
der V. das „Kirchenvermfig«i", der Vi. die ,,gei8äiche Oerichts- 
barkeit^^ Die Darstellung im ▼orliegenden L Bande benilit auf 
eingehendem Quettenstudium, wobei auch Tiel unediertea archi' 
Talisches Material benutzt wird; der Verfasser beherrscht den Stofi 
▼oUstSndig und weiss ihn auch in litterarischer Hinsicht sehr ge- 
schickt rorzutragen. Man darf übrigens auch nicht ausser Acht 
lassen, dass gerade die Periode des synodalen Regiments nster 
Peter dem Grossen die Aufmerksamkeit verhftltnismflSBig vieler 
namhafter russischer Geldirten auf sich go/i <g« n und eine geiriseeo- 
hafte und eingehende Bearbeitung gefunden liat. Also diesem 
Umstände möchte man von vornherein einigen Einfluss auf dw 
gelungene Ausführung des I. Bandes zuschreiben. 

Die ausführliche Besprechung de^s I. Bandes wird in dem 
R. i ii hl der St. Petersburger Akademie der Wisbcuschaften ül>er 
die Verteilung der Uwarow hen Pr ämien erpcheinen (von ?Toi. 
M, Oi i tsf liakow verfasst). Iiier m"i<:;c nur mwh der Inhalt kun 
angegel>en werden : Kapitel I. Die Reformen Peters des Grossen 
auf dera Gebiete des Staatslebens und das Kiixjhenleben am Vor- 
abend der Errichtimg der Heiligen iiodej Kapitel II. Die Re- 
formen im Kii-chenlehen uiitf^r Peter tlem Grossen vor der Errichtung 
der Heiligen Synode; Kapitel III. Die Errichtung der heiligen Sy 
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Dode; Kapital IV. Ihr pereOnlioher Bestand; Kapitel V. Vollzugs» 
oi^ine und der Ober-Prokurator; Kapitel VI. Die rechtliche Stellung 

heiligen Synode; Kapitel VII. Geschäftsführung; Ausfahrten 
nach Moskau (St. Petersburger und Mohicauer Synoüaibureaus) j 
Kapitel VIII. Fi; i:i/\er\viU.tuLig. 

Prof. T. Biirsow: „Die eyiiuUaleu Einnrlitungen der Gegen- 
wart." (..Christi. Lektnr»-" 1899, Januar- Fol. mar. Apiil-.Iuni.) 

Die Arbeit bildet die Fortsetzung der v<>n demsellien Verfaisöcr 
früher veröffentlichten Werke: „Die Heilige Synode in ihrer Ver- 
gangenheit, St. Petersburg 1890" und „Die Synodalen Einrichtungeu 
der Vergangenheit, St Petersburg 1897." Die Synodalen Einrich- 
tungen der Gegenwart, deren Schilderuog teilweise auf Grund unc- 
dierten Materials der Verfasser sich zur Aufgabe gemacht hat, sind : 
Moskauer Synodaloomptoir, Iberisch -Imeietinisdies Synodaloomptoir 
und die geistlichen Zensurkomites. Der ganze CyUus der dr^ 
Werke von Bfirsow hat den ersten Versuch einer historischen Über- 
sieht der Heiligen Synode und ihrer Einrichtungen geliefert, wobei 
der Verfosser es, nach der Bemerkung eines Rezensenten (Prof. 
H. Qortscihak6w), an Mut, als erster mit einem solchen Versuch 
aufzutreten, und an Vorsicht gegenflber den Zensurbedingungen 
nicht fehlen liess. 

N. Zaozersky: „Der geistliche Untersuchungsrichter 
(Duchowuyi Sledowatelj. ^ (April, S. 655—674; Mai, S. 53—60.) 

Der Verfasser stellt zunächst fest, dass die offizielle Stellung 
des geistlichen T'ntersuchungsriehtei-s durch das „Statut der geist- 
liehen Konsistorien" und <lun li die im TT. Teile des XVI. Hamlo.s 
von „Swod Sakonow" enthaltenen prozet>sualischen Gesetze, nicht 
durch diejenip^n von 1864 gei*ej^elt winl. Es wird nun auf (inind 
dieser Gesetz«' die Daistelhm«: von Rechten und Pttichten des geist- 
lichen Untersuchungsrichtei'S vei'suoht mid eine Schilderung der 
den gesetzlichen Vorschriften und den Anforderun' mü des Lebens 
wenig entsprechenden Lsge, in welcher er sich in Wirklichkeit 
befindet, gegeben. 

N. Zaozersky: „Der Geistliche als Scliiedsrichter." („Theo- 
logischer Bote" 1699, I, 239—252; 541—576; n, 99—109). 

Im Hinblick auf die zur Zeai vorzubereitende Beform der 
bftuerlichen Selbstvervaltung und Gerichtsverfassung will einer der 
geistreichsten und rflhrigston Vertreter der russischen Kirchenrecbts- 
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wiflsenschaft die Thataache in BHnnerung bringen , dass ,,in den 
Ül)crgang^l>orio(len der Reclitsbildung der Geistliche der christlichen 
Kirche, Biscliof oder Presbyter, einst gn)BSo Dienste geleistet lialio." 
Nach t iii.'iii kurzen Therbliek über die Stellung' des Ooistlichen als 
S<-hied8ri<-literB in dor alten Kiicht^ uii^l im liyzantiiii-cli<'n Reiche 
(Kapitel Ij, 'iaim am li in Alt-i\iiss!.nid (Ka]iit«"-1 H), e!ätM.hei*let 
der Verfasfäor dii- Fiap'. i'ine solch.' Thätigkeit des Geistlichen 
auch in der Gegen wait möglich und erwiliischt w.lro. in dem Sinne, 
der Geistliche könne als Schiedsrichter nur in > inoiii freiwillig ein- 
gesetzten Schiedsgericht nach Qewieseo, uioht aaoh Qea^m fun» 
gieren (Kapitel ITT). 

M. Ooitschakow: „Die prinzipiellen Grundlagen 
der Teilnahrae der Eltern an der Ehesohliessnng der 
Kinder*" („St. Petersburger OeiBtliche Nachrichten*^ No. n) 

Der Yeriasser hat auf Grund der hier entwickelten pEiiaipi«Ueii 
Ansichten auch einen „Entwurf zur Regelung der HandluDgi- 
weise der Geistlichen In Fftllen, wo die Bitern ihren 
Einderndie Eingehung einer gesetzmftssigen Ehe Ternagen^ 
ausgearbeitet, mit Rücksicht auf den „Entwurf des Bflrgerlichen 
Gesetzbuches*' Artikel 6 — 10. Die Ansicht des Yerfasaen gip^ 
in den S&tzen: «^Artikel 6 der geltenden Gesetzgebung kannUeibeo, 
aber in folgender Fassung: »es ist den Kindern verboten, die Ehd 
einzugehen, ohne die Erlaubnis der Eltern nachgesucht zu hlfceo«» 
Ailikel G— 10 des Entwurfs sind gänzlich abzulehnen.** 

.1. Gronioglassow: ,,Zur Frage be/.üi;lich der L">ung 
der Ehe durch den freiwilligen KuJiseas derEheloute 
zum Zwecke des 1 e i ■ h z <■ i t i gen Eintritts in den Xlßüch- 
stand/' f..BMi,r.,sl. Wiestn." I!)(i0, Juni, S. 272—277.) 

TuniLM» Ki'trlerungen im Zusammenhang mit der vonAPav^ö* 
vertretenen Ansicht libcr denseU>on Gegenstand. 

D. Dobrosmy slow: „Über das k irchen kanonische 
Gesetz gegen die Ehen zwischen Verwandten." (3':^^^ 
i Ras/' 1900, No. 14, S. Tl^-SS) — Tom rein theologiste St^ti* 
punkt goftchrieben. 

Kra&no2en, M.: „Alle und neue Gesetze über die 
Jurjew 1898. 

Die Artikel 352, 440, 441 und 359 des Entwurfes des I Hr^erl 
Gesetzbuches, durch welche einige EhehinderaiBse aus der Blst^ 
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Verwandtschaft beseitigt werden und die Strafe des Ehcliiucks ge- 
mildert wird, finden nicht die Zustiramunp: dos Verfass« is. 

Derselbe: „Über die Ehescheidung in Kussland." Moskau 
1899. 

Markow, N.: „Über die Folgten der Degradatio und der frei- 
willigen Niederlejyung der geistlichen und 3Iuiioh8wQrde. (,y8traaQik^ 
1898, Bd. II, 456 Ii; UI, 56 ff.; 239 ff.) 

lY. Staat aad Kirohe. InterkonfessioBeUe VeriiiUtiiisfle. 

9i. Renssner: „Der chrietUche Staat Die Idee des Christ* 
licheo Staates in der prenssischen Kirchenpolitik und in den Lehren 
einiger deutschen Kanonisten." Tomsk 1899. Hemeiren der 
üniv. Tomsk, Buoh XV.) 

Der Ver&aser — ein Professor der jungen Juristenfakult&t 
in Tomsk — schildert sunfichst (Kapitel I) die Entstehung der 
Theorie des christKchen Staates in der Periode der BeaktioQ Ton 
1814, die christliche Politik Prenssens unter Friedrich Wilhelm HI. 
und IV. und den AuRdrurk , den diese Theorie im pi-eussischon 
Landtag in den Re<len von I^isiiiar( k, I^odelschwing u. A. gefunden 
hat; dann folgt (Kajntd 11) eine Darstellung der Wirköanik<'it des 
Grafen Brandis, von Kl- o, Dieckhof, Scheurl, von MHhler, Stahl und 
Thiersch und (Kapitel III) Kritik der Thrniio des rhristüehen 
Staates, sowoit diese Tln-oiio in den Workeii der oben genannten 
Schriftsteller ihren Ausdruck gefunden hat, ihre philosophinchen 
Qmnd lagen und praktischen Folgerungen. Die Schlnssergebnisae 
seiner Arbeit fa.Hst der Vei-fasser dahin zusammen: 

„1' I^io Theorie «l'^s < liristlichen Staates will weder die voll- 
kommene christliche Gemeinschaft in Liebe, Wahrheit, Gnade und 
Freiheit, noch die moderne Rechtsordnung: sie will durch die 
christliche Idee die nichtchristliche Oesellschaftsverfassung sank- 
tionieren und verurteilt sich somit zur Unfruchtbarkeit und zu einem 
ewigen inneren Widerspruch. 

2. In Bezug auf die Kirche sucht das Staatschristentum ausser 
Christus der Kirche noch einen weltlichen Christus und vermag 
das weltliche und das kirchliche BSlement nur dadurch zu versöhnen, 
dass es die Staatsreligion, die Staatskirchen errichten wlU und 
dem Staat eine feste wenn auch indirekte Macht über die Kirche 
verleiht 
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3. Auf dem Gebiet der christliclicn Politik zeiclmen sich die 
Anhänger des christlichen Staates durch ein völliges Misslrautu 
gcgenul)er <len Kräften des einzelnen Individuunjä, der Gesellschaft 
und der Kiix'he aus; sie wollen mit Gewalt die Menschen zur 
innei-en VollkniiHnenheit führen, schaffen in der Person der Staats- 
gewalt oineii allMu"ichtigeii Pada^'OLren und Vurnniiid des Volks- 
gcwisM'ns und prediuvn die i"eJi^i(ise Aussi hliobbliclikeit, den religiösen 
Zwang und die religiöse Verfolgung im Wege des Straf- und 
]>olizeilichen Verfahi-ens." (Vgl. bibliogr. Notiz von M. Losioa-LoeiDsky 
in „Wiestnik Prawa" 1899, April 318—322.) 

Derselbe: „Das Recht der Bekenntnisfreiheit. Die Gewissens- 
freiheit im kaiserlichen Rom/* Tomsk 1899. (Auch „Wiestuik 
Frawa-Kechtsbote" 1899, November.) 

Derselbe: „Moral, Recht und Religion nach dem 
geltenden russisohen Oesets (Rechtadogmatische Skiz2e)L*^ 
(„Wieatnik Piawa'' 1900.) 

In einer Reihe ron Artikeln (,,Ghit6 und komiple lätten 
nnd die Grundlagen der sittlich -poliseilichen Aufeicht^ Buch III} 
S. 1—18; „Toleranz nnd Nationalprinzip' , IV^V, S. 1—49; ,^eli' 
gionspolixei und konfessionelle Bindung der Persfinlichkeit^ Buch VUI, 
S. 1 — 34 ; },]bBSnalmien der prophylaktischen Beligionspolizei" BuchX, 
S. 1—46) sucht der Yerfosser nachzuweisen, dass das geltende 
russische Recht mit den schulmässigen Satzungen über die Trennung 
von Recht und Moral, Recht und Religion zu wenig bekannt ist, um 
sich über den gesetzlichen Umfang der polizeilichen Kitiini.schiiug 
in Sticljen des Ciewissens, über dieses veraltete, aber uoch nicht 
aufgehobene Institut Klarh<^jt zu vorf^chafFen. 

W. Sriki>l<*. w: ,,I)ic ^tautlichc St.'lliiiig der Religionen ia 
Deutschland iim Ii dem ^^eltetulcn K»jcht." Kasan 1899. 

E. Tomnik6wsky: .,Die staatliche Stellimg der Religion in 
Fi-ankreich seit dem £nde des vorigen Jahrhunderts im Zusammen- 
hange mit der allgemeinen Theorie über das Verhältnis des oenoi 
Staates zur Religion.'' Kasan 1898. 

Beide Autoren haben die Tendenz, nicht nur den russischen 
orthodoxen Theologen Ober die Lage der Dinge ausseihalb RusskuMis 
zu orientieren, sondern ihm zugleich auch das Mittel zur Abvehc 
gegen die Angriffe auf die Eanonea der Kirche seitens der Nicht- 
rechtgläubigen zu geben. Beide sind sich der ihren Werken an- 
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haftenden Mängel wohl bewusst; der JMztere gesteht sogar ofFon 
die Möglichkeit zu, dass seine Arbeit die Mensehen mit ernsten 
wissenschaftlichen Anfonleningen ni(!ht befriedigen werde (rezens. 
von M. Roussner in „Wiestnik Prawa" 1899, März, 193 ff.; über 
Temnikrtwsky allein — BOnlnikow in „Gel. Mem. der Univ. Eazau" 

1899. vn— viu, s. i~r>). 

roiioinarew, P. : „Der christliche Asketismus und das welt- 
liche Recht." („Praw. Sobos/' 1900, Oktober, S. 330—347; kurze 
Inhaltsangabe in .,Byz. Chron.'' 1900, S. 771—772.) 

Eine Zusammenstellung der Ansichten von Markus dem Asketen, 
Makarius von Egy pten und Basilius dem Grossen über das Verhalten 
von Mönchen (Aaketeo) gegenül)er dem weltlichen Gericht. 

A. Winogradow: „Die Gedanken der KirchensdiriftslellOT 
der ersten Jahrhunderte Ober den Staat" („Glauben und Kirdie'* 
1899, Bnch Y.) 

A. Wolnin: »Die Fürbitte der alt-russischen Geist- 
lichkeit für die von fürstlicher Ungunst Betroffenen/' 
(„Wjera i Ras/' 1900, No. 17, S. 261--270; No. 18, S. 371—394.) 

Dasselbe Thema hat ein Artikel von P. Jankowsky, fiist unter 
demaelben Titel in den „Vortragen der Moskauer Gesellschaft für 
ruadsche Geschichte und Altertümer'^ von 1874, behandelt. Nun 
bat aber A. Wolnin nicht nur den Stoff zusammengetragen, sondern ' 
auch Herr über ihn zu werden versucht, liess sich aber weder auf 
eingehendere Untersuchung des geschichtlichen Zusammenhantres mit 
den byz<intiiü»chen liochtszuständen, noch auf Verjjleichniii; mit (K ii 
entspi-echenden Institutiniten West-EuiDpas, noch auf juristische 
Konstrui. rimg- des B' griffes selbst ein. 

Th. Blahowidow: ..Die Ober-Prokuratoi-en der Heiligen Synode 
im XVm. niul in der erst« u Hälfte des XIX. Jahrhunderts." Ka.san 
1899. (2. Aufl. 190U; zuerst al« Artikelserie in „Prawoal. Sobesedn," 
1»97, Dezember, 1898 imd 1899 erschienen.) 

IVr Verfasser stellt sich die interessante Aufgabe, das Wachs- 
tum der Macht des HluT-Pi-okuratoi-s in der Heiligen Synode und 
über dieselbe zu studiei-en. Das Ergebnis seiner Untersuchung ist, 
ndiesee Wachstum sei eine Folge nicht irgend welcher gesetzlichen 
Regelung, sondern einer stufenweisen Änderung in der gegenseitigen 
Stellung dieser beiden Vertreter von zwei Prinzipien — des persön- 
lichen und des kollegialen — , bis die Reform vom 1. Mai 1839 



die ganze Leitung der Synodalangeiegenheiten in vier dem Oto^ 
ProkuFBtor unterstellten Organen konzentriert hat (in der Ksoiiei 
der Heiligen Synode, der Verwaltung der geistlichen Schulen, dar 
Einansverwaltung und der Kanzlei dea Oher-Proknmtore)" (rezens. 
▼on B6rdnikow in ,,Qel. Hern, der Vmr. Ktasan'^ 1900, III, S. 1—14; 
„Bogosl. Wiestnik" 1900, III, 146—165; „Wiestnik Ewropy^' 189», 
September). 

A. ZnwjiUow: „Zur Geschichte der Wegnahme von Kirchen- 
gütorn unter der Kaistn-in Kutluirina II/' („Christliche Lektüre'' 
1899, Februar-März, Juli-November; auch separat unter dem Titel 
„Die Frage des Kirchenvennf^^ns unter Kathaiina IL") 

Auf Qnind der authentiachen Akten der 1762 eingesetstea 
i^ommisaioD Aber die Kircbengflter** und mit Rackaichi auf die 
Grundprinzipien der KirohenrechtswiaaenBchaft wird ein Venufib 
gemacht, die noch zu wenig erCrterte Frage zu beleuchten. 

N. Runöwsky: „Die kirchlich-ataatUohen Gesetze Über die 
orthodoxe Geistlichkeit unter dem Kaiser Alexander n/' Kasan 1896. 

Das "Werk behandelt zum ersten Mal systematisch eine der 
^vicUtig^iteIl und iiiteruasautcrttea Kpociien des nissischen I^ebeus. die 
auch für das Lel>en der riisf?ischen Kirche in mehr als einer Be- 
ziehung von cinschiieideiulem Einfluss ist; mit besonderer Aufmerk- 
samkeit werden hier die Änderungen in der Lage des nL^^is^'li'''i 
Klerus vrrfnlfrt frezons. von Berdnikow in „Gel. Mem. der L'niv. 
Kazau'- is'.i^, VU— Ylli, S. 7—9). 

Eine V< istudie zu seinem Werk hat der Verfasser geliefert im 
Artikel „Die Literatur der 60 er Jahre in ihren Urteilen Aber die 
Lage der Geistlichkeit» („Frawosl. 8obesedn.<* 1899, April). 

N. Klimow: „Eine Seite aus der Kirchengeseti- 
gebung der Kaiserin Katharina n.** („Chr. Leke, Janna^ 
heft, Seite 100—128.) 

Hier sind einige Änderungen und Beölimumngeu der Kaiserin, 
das Eherecht betreffend, verzeichnet. 

N. Stelletzky: ,,Fürst A. N. F. Holitzyn und seine kirch- 
lich-staatliche Thätigkeit." („Trudy Kiewskoj Duehowiioj 
Akademii — Arl)oiten der Geistl. Akad. von Kiew", Oktober dos 
Jahres ls99; fortgesetzt im Jahre 1900: März, 488—532; Jaüf 
aö3— 414; Oktober, 250—304; noch nicht ToUendet) 
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J. Eretschetowitsch: „Massnahmen der Regierung 
zur Besserung der Lage des Klerus unter Nikolau« I." 
(„^\Jera i. lias." 1900, No. 7, S. 421 — 436.) 

Fast ausschliesslich auf Grund des 74. Bandes der von der 
kaiserl. russischen historischen Gesellschaft heFausgegel[)eneu Samm- 
lung verfasst. 

A, Milowidow: „Die Verdienste des Orafpn M. N. 
Murawjew um die orthodoxe Kirche in den nordwest- 
lichen Provinzen." („Wjera i. Ras." 1900, No. 13, 15 und folgendeu) 

N. Markow: „Die Kinder des Klerus (Djeti ducho- 
wenstwa). Eine geschichtliche Skizze ihrer rechtlichen 
Stellung." („Strannik — Pilger", März, 386—411; April, 592 
bis 620; Mai, 60—76; August, 570—594; September, 44—63; 
Dezember, 590—607.) 

Die Untersuchung enthalt eigentlich die Geschichte des ^seist- 
liehen Standes^' von der B^eningszeit des Zaren Alexe] Michajlo- 
vitBch bis zu, den Befoimen der 60 er Jahre des XDL Jahrhunderts. 
TergK hiezu die Notiz in der historischen Zeitschrift ,fEiew'sche 
AltertQmer (Eijewskaja Starina)" im Novemberheft (Dokumente, 
Nachrichten und Notizen, 8. 69 — 71) über den Verfasser des dem 
Kaiser Nikolaus 1. vorgelegten Entwurfes betr. die Aufhebung des 
geistlichen Standes in den südwestltcfaen Provinzen: sein Name ist 
N. Markow unbekannt geblieben und doch war das eine im Sttd- 
russland sehr bekannte und bedeutende Persönlichkeit — Erzjpriester 
der Sypliienkirehe m Kiew licbedinzew. 

Kuznezow, N.: „Das Regiment über die ausländischen Heli- 
gionhbekenntnisse in Russlaiid in seiner geiichichllichen Entwioke- 
lung." (,,Chronik des Demid. I^eclitslyr./'. Buch 74, 76, 77, 78.) 

Die Entwickelung ist von den ältesten Zeiten bis auf das 
Jaiir 1857, in welchem das „Statut für die geistlichen Angelegen- 
heiten der ausländischen Religionsbekenntnisse'^ in seiner jetzigen 
Gestalt erschienen ist, quellenmässig und sehr oft auf Gnmd 
unedierten Materials aus dem Moskauer Archiv des I^Dnisters des 
Äusseren dargestellt; zum Schluss werden auch die Grundsätze 
dieses ,y3tatuts" erörtert 

Bogosl6wsky, K.: ,Jbideningen in der Lsge der rOm.-kath. 
Kirche in Russland unter Nikolaus („Wjera i Bas." 1898, 
No. 2, 4 und 7.) 
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Die Darstellung gebt Uber die Zeit Nikolai» L hinaus und 
reicht bis zur Gogeowari 

KrasnoSeUf M.: „Das Verhalten der orthodox, oriental. Kirdie 

gogenüber den nicht orthodoxen Peraonen." („Acta et coiuin. üniv, 
Juriewiens" 1900, III, S. 1—48.) 

Derselbe: „Du- Auderss^läubigen in Russlaini. Bd. I. Die 
Lage der niflit-iitlio-loxon Christon in Rnsfjland." Juriew 1900. 

Korkuiiow, N.: ,,Die nissiiicho Gesetz;,'» -liung über die nicht- 
orthodoxen nn(\ fiiidersgläubigeu Religionägesellschafteu/^ (^owoje 
Wremja" 16!i!K) 

Sapo^uikow , A.: „Die Andersgl&ubigeu und die Ausl&ukr 
in Huealand." St. Petersbnr?^ I^ns, 

„Religion und FoUtik.» (,^owoje Wiemja«' 1899.) 



Strafrecht 

Bfeferent: Farst WlatBeheskiiui Teslschefl, St PeteretmiK. 



a) Geaetsgebung 1888/1900. 

'Wahrend der letaten drei Jahre ist nur ein hervomgeodM 
Stiafgesetz verkündet worden — das Oeaeta vom 12./25. Jmii 1900 
betreffend Aufhebung der nicht mit Zwangsarbeiten Terbonclm 

Verbannung nfich Sibirien. Ausserdem sind nur zwei oder drd 
Gesetze von geringer Bedeutung erschienen, insbesondere ein solcbBB, 
welcbes allen nach Sil>iiien VpH-aiiiiten. d'h- freiwillig au den Eis»' 
balmarbt'iteii der Sibirisclu.'ii Balm sich UHeiligen, Vorteile gewährt. 
Die Bewetrj^rüii<it\ welrlie das ohon erwähnte Gesetz vorn 12. -5. 
Juni IVIÜO hervoni' fi'ii . waivn schon ein Jahr zuvor in einer 
kaiscrliclien Vorordnuny; an den Justizministcr ausgesprochen wordeu. 
Die Verbannung nach Sibirien einer grossen Zahl von Verbrechern, 
zumeist solcher gegen das Eigentum, deren Wohnort niemals that- 
sächlicli festgestellt werden koiuite, bot eine grosse Gefahr für die 
allgemeine Sicherheit und Sittlichkeit in Sibirien. Aussenlem ^^r 
auf zeitliche Verbannung nach Sibirien nur bei Verbreche« ^ 
privil^erten Klassen su erkennen; die Verbrecher ans dem Btneni* 
Stande erhielten f Or die gleichen Delikte schwere zeitliche QeflUigniB' 
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ateafe. Die lebenslängliche Yerbanniing ohne Zwangsarbeit, die 
aber mit dem Verlust aller bflrgerlichen Rechte verbimden war, 
l>estaiKl für alle Stande gleichraässig:. Demnach enthielt die erstere 
Ail der Verbannung eine Ungleichheit der Strafe — Verbannung 
für dir» privilegierten — Gefängiii» für die unprivilegierteii Stümle. 
Ein deiurtige» System bofriedierto natürlich die juaktischen und 
■wissenschaftliclioii Hcdihfuisöe viiisert r Z«'it nklit. Darum hat der 
Entwui-f des neuen Stmfgesetzbnciis nur die Vi rliaunimg mit Zwangs- 
arbeiten, diejenige ohne Zwnng^tvirlM'iten niir für einige religiöse und 
politische Verbrechen beibehalten. Darin liegt auch der Haupt- 
punkt des Gesetzes vom 12. Juni 1900, das nur bis /um Inkraft- 
treten des neuen Stra^esetzbuchs gelten soll. An Stelle der lebens- 
länglichen Verbannung ohne Zwangsarbeiten ist schwere Gefängnis- 
strafe von 4 — 6 Jahren getretan, und zeitliche VerlMmmmg von 
1 — 4 Jahren eingeführt worden, die nicht mit dem Verlust aller 
bQrgerlichen, sondern nur der politischen Rechte und EShrenredite 
verknflpft und auf welche für alle Stände gleicIimAssig zu erkennen 
ist. Ferner hat das neue Gesetz noch die Verbannung im Admini- 
strativ -Verbihren aufgehoben, die als eine Folge des Bechtes der 
städtischen ständisch-korporativen Gesellschaften auf Ausschluss ihrer 
Mitglieder und der Bauernverbände auf Verweigerung der Wieder- 
aufnahme ihrer mit achwei-em Gefitagnis bestraften Angehörigen 
anerkannt war. Das Recht der ständischen Bauernverbände, ihre 
Mitglieder auszuscldiessen, ist jedoch beibehalten \im\ damit auch 
als Folge die Verbannung nach Sibirien. Ebenso lx?8teht die Ver- 
bannung noch filr politisch gefäiiili« Ii«' Rfirgor. EiuUirli wird narh 
dem neui-n Oesetz qualifizierter Dielotahl im vierten Kiickfalie mit 
Verbiumung und Zwang.sarbcit beatiaft. 

Zu orwäbnou ist nocli, dass die reformierte (T< iirht>vorfassung 
und Pn>zessordiiun!^' von 1SG4 in weiteren Gebieten • inL^t'fülii t ist. 
So eriiielten die Ostsecpi-ovinzen noch im Jahre ISÜ« das Schwur- 
gericht, und die reformierte Gerichtaverfassung ohne Schwurgericht 
erhielt in Central- Asien, Transkaspien und in den Nordprovinzen 
Arcliangelsk und Wologda Geltung. 

Die Erklärung des merkwürdigen Ereignisses, dass unsere 
Stra^esetzgebung seit 1898 so wenig Ausbeute geliefert hat, liegt 
darin, dass sich die ganze gesetzgeberisoho Arbeit auf die Entwürfe 
des neuen Strafgesetzbuchs und der Prozessordnungen gewandt hat 

05 



Die EntwUrfe der neuen Proiessordnungen sind im Sommer 1900 
ezBchieiien. 

b) Idtoratiir« 

der DarBtellung der literarischen Arbeiten beschrank» ifk 
mich auf die Erwähnung der charakteristischen Monographien. 

Es sind im Jahre 1900 neue Ausgalieu vou dem Kursus des 
Aligt iiit'inen Teils des Strafriciits von Prof. Sergejevbky und des 
besonilcioM Teils von Prof. Foinitzki erBchienen. Das letztere Werk ist 
iiou nmc^earbeitet und giebt eine doguiatisclio DarstelliinL' der Tiiat- 
liestÄnde aller Pers^lnlirlikoits- und Vermögen svcilirerheii, raeisteas 
im Vergleich mit dem St ruf rechte der übrifren Staaten Eunpa?. 

Sodann ist die hervorragende Saumilung der Schriften des 
JuFttiz.mioiitors v. MuxawiefT im Jahro 1900 neu erschienen; diese 
Sammlung umfasst swei Bände. Der Inhalt des ersten Bandes 
bietet eine Anzahl von intereflsanten Ideinen Schiifteni die be- 
merkenswerten strafrechtlichen und prozessualen Fragen gewidmet 
sind: Zunächst swei Abhandlungen über Sohwuigericht, deren eine 
mit grossem TUent das Becht der Geschworenen erOrtsrt, bmt 
Sjprechen, wenn gleich der Angeklagte seine Schuld selbst ehigestebt 
Die andere Schrift giebt eine Kritik des Qeriefates mit sUndisdiso 
Vertretern (in Russland besteht ein solches G^cfat ans m Amto* 
richtem und drei ständischen Vertretern) bei Aburteilung der sohweiBteo 
politischen Verbrechen und der Verbrechen gegen die StaatBTe^ 
waltung. Endlich ist noch ein Anhang fiber die Beform der Oe- 
fängnisstrsfe Oberhaupt, der Staatsanwaltschaft, und der Froseas- 
Ordnung f(Vr die Verbrechen gegen die Dienstpflicht zu erwähnen. 
— Der zweite Band enthält oinp Anzabl interessanter Reden des 
Verfassers, die er ;ds Stallt sau waii und Justizminister gehalten liat, 
vou denen am beiuerkerjswertesten imd von histonscheni Interesse 
die }?ede im Prozesse der Möi-der des Kaisers Aiexander II. im 
Jahre 1881 ist. 

Von den einzelnen speziell strafi-e<'ht liehen Monographien -in i 
zwei neue Dissertationen zu erwähnen; die eine vou v. Rosin ühet 
die allgemeine Theorie des Notstandes, die andei^ von H. v. Schischi- 
lenko über Urkundenfälschung. In der crsteren giebt der Verfasser 
eine eigene Konstruktion des Notstandes von dem Standpunkte der 
Widerrechtlichkeit ohne Strafbarkeit. In der anderen Schrift siiui 
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die Go.setzgf 'billig uud Literatur Eni-Mpas iilior die ri kuntlcnfälschung 
U'loiiclitet uiul ist eine eigene Tlifui ie dieses Dclikti s aufgestellt, die 
als Olijekt der Strafthat das Dokunitiil im ideellen Sinne, nfuiilicii 
die darin enthaltene Sicherheit der fonuellon Feststellung jiirislischer 
Thatsachen erachtet. Nach der Meinung von Foinitzki ist ilie Seluift 
von Schisehüeiiko auoh für die europäische WisseuBchaft überhaupt 
leseDSwert 

Foi'ner ist noch einer 1899 erschienenen Monographie von Tar- 
nowsky ül^r die Statistik der religiösen Vorbret lien in Rassland 
zu gedenken. Obwohl der Verftisser mehr eine statistische, als eine 
erUArende Darstellung giebt, ist das Werk doch sehr interessant, 
weil das russiache Gesetz den Ab&ll von der orthodoxen Kirche 
bestraft und weil man aus dem Buche eine gute YorsteUung Ton 
der Verbreitung der SeVten in Buseland erhfilt. Die Frage von der 
Glaubensfreiheit in Bussland wird seit einigen Monaten sehr lebhaft 
besprochen, und wir haben in dieser Hindcht viel dem talentvollen 
und mutigen Adelshauptmann von Orel, v. Stahovitsch, zu danken, 
der diese Frage in einer hervorragenden Bede am 7. Oktober des 
Jahres 1901 erSrtert liat. Ifan muss sich nur erinnern, dass in 
Russland das Gesetz derartige Delikte gegen die orthodoxe Kirche 
mit Verbannnii^^ bedioht und freisprechende Urteile gerade bei 
Glaubensveiljrec^hen sehr .selten sind. 

Als kleinere Sclirift über strafrechtliche Fragen ist noch 1899 
zur Zoit dos Erlasses der kaiserlichen Verordnung an den Justiz- 
miiiiht»T ül»er die Notwendigkeit von Hefonneu über die Verbannung 
eino sL-hr interessante wiss-eiischaftliehe Kritik fies auch in Deutsch- 
land riilunlichst bekannten Professoi-s ür. v. l\>trazvzki — Aber 
die Verbannung vom Standpunkte der Wohlfahrt, der Kolonisation 
und der Sittlichkeit überhaupt — erschienen. 

Nach der Ansicht des geschätzten Verfassei-s ist die Ver- 
bannung von allen drei Gesichtspunkten aus fOr einen civilisierteu 
Staat nnertrilgiich. 
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Volkswirtschaft. 

Keferent: Ueory von Winkler, Direktor des Uutersudiuug»- 
laboratoriums, Bewal, £sUiJlAad. 



Eine neue Erselieinung im Leben des russisclien 

Volkes. 

Aus den verHchiede listen Teilen des grossen russischen Reiches 
mehren sich die Nachrichten, die den Zusammenschliiss eiiizohier 
Oemeiiiden oder Derufsklassen in kleineren fiezirken su warn 
Btftndigen ,,Artel''*) melden. 

Die Eraclieiminpr würde an und für Bloh nichts AuffallemleB 
bieten, wenn nicht im Laufe der allerletsten Jahre ao viel neue 
Momente hinsugetreten wftren, die den OescbichtsforBcher wie 
Sozialpolitiker gldchermassen interessieren dfirfton. 

Fassen wir vorerst den Begriff des Artel freier Vereioigang 
gleichwertiger Interessenten" znaammen — eine engere Zuaanunen- 
fassung ist bei der Yeiscbiedenheit vorhandener Formen nicht an- 
gitaigig — so fallen unter diesen Begriff Einrichtungen, welche in 
Zahl und Bedeutung wechselnd, Jahrhunderte vor Aufhebuog der 
Leibeigenschaft Qblich waren. Die Anfinge des Artel lassen lidi 
leicht bis unter die Regierung Johann des Orausamen zurdck ve^ 
folgen.*) Bildeten zu damaligen Zeiten vorzugsweise Angehörige 
des Kaufmannsstandes Genossenschaften im engeren Sinne. M 
überwiegen heutzutage weitaus die Artelo der Arbeiterklasse. Dabö 
ist zu uuter-i liriUeu zwischoii .•iuem stilndiffon Aitol lunl einem 
zeitweiligen. In die ortsten' Kat.'gori'' ^^elinrten z. H. die i>i\t)ev- 
arheitor in Tuln, die Messoi-schmiedc in Worsni fjVtzt kns:^ <iurch 
mudenie Fabriken abgelöst) luid geh5iY»n noch die Vcif-ittger 
verechiedoner Haushaltiingsgegenstäude, wie sie sicii für 
Industrie aus lackiertem Holz im Gouvernement Jaroalaw unü 



M Da der Bericht üb'^r die vAlkstviits.hiiftbchf (!.'St>tzgebung und 
LiteiaMir Kusslands aus dem .laiin' ISits mrht .'in^'eLraugen ist, schien es 
zwückuütsprecheüd, die iiachsteheode Abhandlung an dieser Stelle eiow- 
schsiten, Die Redaktion. 

^ Sprich: Artehl. 

*) Georg 8iaehr Bd. II. Dorpat 1891. 
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anderwflrts znsamfiieiigefundeii haben. Diaee Betriobsarten ent- 
sprechen am ehesten der Ohuhfltter Uhrenfahrikation oder der 
dentechen Spielwarenindustrie in Thüringen und sind in ihrem 
Gesamtbildo zu l>ekaiiiit, luu nähere Aufschlusi»o zu veHangoa. 
Kleinere Unterschiede, wie der teihveis häufige Ersatz der Haar- 
bezalilung durch Naiuralioa fallen nicht ins Gewicht. Schwieriger 
wird schon der Vergleich, sobald et» aick um den zeitweiligen 
Artpl liandelt. Anainga gieV»t e- meines Wissens in keinem der 
bekanut-'u Kulturstaaton. Derselbe ist dem russischen Arbeiter 
ebenso eigentümlich, wie etwa seine bedingungslose Hingebung au 
relii:ir.>e Vorstellungen. Der sich wiederholende Vorgang ist etwa 
folgender. Eine Gruppe von Gewerbetreibenden wählt aus ihrer 
Mitte heraus einen Obmann, Artelschik, dem sie — meist ohne 
direkte Vergütung, diejenigen Arbeiten auftragen, welohe für jeden 
einzelnen mit Zeitverlust und pekuniären Opfern verknüpft wftren. 
Durch eine, je nach Umständen Terschieden durchgefdhrta, gemein- 
schaftliche Kasse mit einander verbunden, ermöglichen sie x. B., 
ihrem Obmann besser und billiger die zum Erwerb oder sum Leben 
nötigen Rohprodukte einzukaufen. Letzterer kommt auf s^ne 
Rechnung einerseitB durch das bessere Gedeihen seines eigenen 
Geschäftes, andereroeits durch das Skonto bei Lieferungsabschlttesen. 
Die auf den Schultern des Artelschik ruhende Verantwortung ist 
vielfach gross, wird aber mitgetragen von den Mitgliedem, da 
mne beratende Stimme Jedem zusteht und Rechenschaft jederzeit 
gefordert werden kann. Sobald der Ervverb durch Witterungs- 
eiutlüüäsc, Arbeitsmangel oder sonstige Umstände zum Stillstand 
kommt, lost sich die Vereinigung ebenso leicht auf wie sie ent- 
slaiuleu war, um sich bei iiäehster Gelegenheit in neuer Form 
wieib r zusammeu zu finden. Ulme auf die dureh Berufsarteii, 
Entfernung vom eigentlichen Wohnsitz der A\isführ6ndeu, durch 
LokaleinflOsse bedingte Modifikationen nälier einzugehen, sei hervor- 
geled^en. da>s sitli der Grnndcharakter des Arteis auf der fast 
unglaublichen Genügsamkeit des gemeinen Arbeiterstandes aufbaut 
Ilerauagegriffen sei das typische Beispiel fOr eines der Bau- 
handwerke. 

Mit Vorliebe werden zu Holz- und Steinbauten Weissniasen 
und Orossnissen herangezogen, welche auf diesen Gebieten Hervor- 
lageodes leisteu. In der Regel treten diese zu einem Artel zu- 
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sammeo. Die Veigebiiiig der Arbeit geBobiebt selten BohrifUicb. Ab 
bindende Abmachung gilt die Einhändigung des Handgeldes in der 
Hohe von 2 — 10 Mark pro Arbeiter an den Artelschik. Soll ein 
Haus gebaut werden, so hat der Bauherr fOr sämtliche PUDe» fflr 
dauernde Beaufsichtigung der Haterialanfuhr, kori für aUee n 
sorgen und verxechnet fertig gestelltes Hauerwerk nadi verdniisilen 
Sätzen. In den Städten ist es zumeist Sache des Artelschik, flaue 
Leute unterzubringen, wo tiiul wie er es vviJJ; auf dt iii flachen 
I>;ui(l«' hat der Arbeitgeber für eine genügende WohnuiiL' aufzti- 
koiiinioü. Da mit lirxihst selteiu n Ausiiahiuen nur währeiul der 
wänneren Jahreszeit gebaut wird, so sind Wohnuntrs.iiis{ lüche 
leiclit 7A\ befriedigen. FAnc fensterlose niedrige Hiegonstutx;, eine 
ieereteheude Scheune odtT, auf Onteni mit diskontinuierlichem 
Brennerei betriebe, ein Maizkeller trenügen den Arbeitern vollkoDimen 
und sind allerorts ebenso billig als leicht zu beschaffen. Hier 
richtet sich die Arbeiterschaar mit Hilfe ihrer mitgebrachten 
Sachen und auf Strohlagern ein. Das Wert\-ollste unter den mit* 
geföbrteu Gegenständen bilden unstreitig die Schabpebe. Die$e 
nebst ein oder swei Halatflobem, wozu selten genug Besenrestiefel 
und eine Arbeiterbluae hinsukommen, machen ausser ein odor twd 
Instrumenten des Bauhandwerkes, wie alles im Brotbeutel lmte^ 
gebracht, die ganze Habseligkeit der oft aus weiter Feme zo- 
gesogenen Leute aus. Ihre Oberkleidung ist verhflltnisntSssig sanber, 
zumeist aus hausgewebten Stoffen angefertigt Sobald die Ännlil 
der Hfinner eine gesonderte Fflhrung einer gemeinschaftlichall Kfldie 
nötig macht, wird schon beim Beginn der Arbdt eine Arbeiterfrui 
fOr die Zubereitung des Essens ▼erpflichtet Die Emlbrungsvo- 
hältnisse in fischreichen Jahren sind nicht schlecht zu nennen. In 
Salzlaugen konservierte Fische (Silki), KartüfTelO; gesäuertes Roggen- 
brot, Milch bilden neben Sauerkraut, Leinöl, Gurken und Zwiebete 
die Hauptnahniiig. Die Fasteii/,- it wird genau innegehaitem um 
<)stoi'j» hriuin oft so streng-, dass die tägliche Arteitsleistung auf 
rin Minimum alifiilit. Als hevorzugtes Getrtink hat sich bis heute 
der Kwas erhalb'n. trotz vielfachtM- Konkurrenz mit billigem I^ager- 
i)ier. Erzieherisrh nachteilig auf das Volk ^virken die reichheb in 
das Kirchenjahr eingestreiiten Feiertage, welche zu Trunk und Müssig- 
gang vei-führen. Im Umgang mit Höherstellenden entwickelt der 
russische Bauer gefällige Aussenseiten, so dass sein niedriger Büdnngs- 
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grad selten auftlUlt Im Allgemeinen ist der Russe oder vielmehr 
der Teil des grossen Volkes, der alljährlich in dou Baltischen 

Provinzen Erwi^rbsvorhältnisseu nachgeht, wie denn auch die ganze 
voraufgegangeiie Schildenmg mehr diese Zuzögliage berücksichtigt, 
ein fleissiger und gescliickter Handwerker, der weitgehende Be- 
dürfnisse nicht kennt imd schon deswegen auderen Vcilksstäiumen 
vorgezogen zu werden verdient. Dass dicsef thatsaehlich geschieht, 
dafflr sprec)ien die statistischen ErheViungen, nicht nur für die 
Ostseeprovinzen allein. Mit beigetragen zu seiner Beliebtheit hat 
fiicherlich die so vollkommene Ausbildung der Artelgemeinschaften, 
welche jeder Bauleitung den Verkehr mit nur einein einzigen er^ 
mdglioht, für das Gros der Arbeitenden keine Soigen bereitet 

Vor nicht langer Zeit bertohteten rerBohiedene TagesUftlter 
fiber die ümvandlung einxelner bftuerlioher Gemeinden am Bloh 
selbst heraus in eine neue GeseUBchaftsoidnung. Und zwar handelte 
es sich diesmal um die Prinsipien: gegenseitige Hilfeleistung, ge- 
meinsame Arbeit and Emihrung. ^) Sicherlich wäre die Vereinigung 
ans dem Bahmen engerer Lokalinteressen nicht herausgetreten, wenn 
flicht als neues Moment die gegenseitige Hilfsleistung hinzugekommen 
wäre. 

In der i'olge zeigte es sieh, das8 dergleichen Bestrebungen 
auch städtischen Arbeitnehmern nicht fremd geblieben sind. — 
Anfang dieses Jahres fand die Begründung einer Arbeitergemeinde 
mit festem Wohnsitz in Kiew ihren endgiltigen Abschluss. Die 
Geschichte dieser Niederlassung hat vor etwa 4 Jahren begonnen. 
Eine Anzahl (93) von Handwerkern imd Arbeitern übergab der 
leitenden Ortsbebtyrde das Gesuch um Überlassung städtischen Gnmd 
ond Bodens zum Bau von Arfodterwohnungen. Bas Gesuch wurde 
dem Stadtrat unterbreitet, durcheilte verschiedene Spezialausschflsse 
ond zum Schluss erfolgte die Antwort in Form einer detaillierten 
„Ausarbeitung für die Begründung genossenschaftlicher HilfBvereine'^ 
— In erfreulicher Weise haben hier in Bildung und Macht hoher 
stehende Personen oneigennOtzig segensreiche Einrichtungen mit^ 
begründen helfen. — Die Genossenschaft begann sich olBsiSs zu ge- 
stalten und zwar als: E^ie Genossensohsffc (« Artal) von Arbeitenk, 

Beispielswetse sei BwAÜitzi aus dem Nowgorodsoben Oonveraement 

genannt 
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Handwerkern und Dienetthuenden zum Zwedt von Wohnungserwetb 
und zweekfi gegenseitiger Hilfeleistungen ; ein langer Titel, der aiick 
im Russischen 1 1 Worte iimfa«st. Nach Beseitigung einiger innertr 
Schwierigiioiten gelang es der Genossenschaft 10 900 Ar Land von 
der Stadt zu erwerben, auf welchem das (irnossenschüftshoiin ent- 
stehen sf)llte. Yertragsmässig besitzt der Aitel die G-nehraigung 
für den Bau von (ieiiH iiide-Kaufhänsern. Sp- isehiiileu, -"fFeutlichon 
Werkstätten iniiorhalh Beines G'^hiet^^s. < ileirhermassen dürfen Ver- 
sanunhnigen uiul Zusammenkünft»^ im Interesse der Belehrung 
inid der Geselligkeit oinhenifen worden, el)onso wie ihnen das 
Hecht ffir die Eröffnung von Schulen für Minderj&brige und £iy 
wachsene zukommt. 

Als Besonderheit der Kiewer Genossenschaft erscheint die Be- 
stimmung, dai^ der Beitritt nur Arbeitern, Augehoi igen des Klein- 
gewerbea tuid des Eaufmannastandes gestattet wird, deren Jahres^ 
einkommen 1300 Mark ^) nicht übersteigt Diese Massnahme, eine 
gewisse Qleichwerlagkeit der Mitglieder in Bezug auf ökcmomische 
Yerh&ltiÜBSe anzustreben, hat sich auch in der Folgezeit als weise 
Yoraussiöht bewAhii 

Ein weiteres Kennzeichen des Vereins ist die eolidarische 
Eantien in allen gemdneamen Oeldangelegenhdten. Die natürliche 
Folge ist die Unverftusserlicbkeit der QenossensohaftslSnderaen ; sie 
gelten als Eigentum der Arbeitei^meinde und gehen niemals in 
Personal besitz liber, auch wenn jedes Mitglied die Kosten zu der 
Erwerbung reichlich gedeckt lüilte. 

Die Verwaltung ei-fnlgt nach demokratischem Prinzij» in erster 
Instanz durch die Oi in- indeversammbing, in zweiter T/inie durch 
die auf Lebpuszeit gewühU«!n Verwalter und dt t-mi iieirale. Die 
Beiräte, wcldi'' sjiozipll ffir die Bcwarhurig des Vemnslebonfi, 
seinem äusseren und inneren Wesen nach, bestimmt sind, können 
auf Grund persönlicher Anschauungen sämtliche Bestimmungen um- 
stossen, welche sie als gemeingefährlich herausgefunden habea! 
Dergleichen Machtbefugnisse scheinen zu w-eit bemessen zu eeio 
und, was auch von verschiedenen Frovinzialblättem^) betont worden 

') 600 Kiibel. Der Jahresverdienst eines städtiscbea Bauai Uiteis ist 
mit 400 Rubel im Durchsuhoitt su hoch geschätzt, dürfte aber immerfais 
mehr als die Hfiifte der gesamten Summe betragen. 

*) ,,Kuijer*< vom 4. II. 1900. 
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ist, scliliesseu bie die Befflrohtung nicht ans, ilass leicht Mi>s- 
vorständnisse zwischen der rrcnoral Versammlung einerseits vmd der 
Verwaltung andererseits entstehen dürften. Augenscheinlich hat in 
der teils erstrebten, teils unvermeidbaren Anlehnung an den zeit- 
weiligen Artel (vergl. pag. 337) das Be<iürfnis nach ungehindertem 
Einblick in die eigenen Angelegenheiten dazu gefuhrt, den Beiräten 
rh'e unabhängige Sonderstellung su geben. — Ob das gewJÜilte 
Mittel das richtige sein wird, muss die Zeit lehren. 

Wie dem auch sei und so unTolUrammen manche der ge> 
trolfeneo EtDrichtungen dastehen mag, die BegrQndung -einer Nieder- 
iassung durch die Arbeiter selbst kann nicht anders als »freudig 
begrflsst werden. 

Über Ausstattung und OrOssenverhftltnisse der Yerdnshftuser 
lisst sich allgemein wenig sagen. In jedem Falle wird das 
Ertlich billigste Material verbaut BelatiT häufig macht sich die 
Bevorzugung von ZiegelsteiRoiauem bemerkbar. Ein einziges ge- 
räumigeres Zimmer verbunden mit dem Benutzungsrecht der ge- 
meinschaftlichen Küche oder der Speisehalle, doi ihrer Original itilt 
iuilK.T in der ganzen Welt b kaimtr'n iin<l durt aber von jedem 
täe:licfi licnutztt'ii Hadcvorriflitungen, neben dem Kocht einen 
iiifMst uiivfrs( hlio<>liatoii \vinzi^e^ liagerraum für das gi"olt.'rf> Woi-k- 
zeug zu benutzen, befrieiligt den russischen Arbeiter vi u läufig 
gerade genug. Hat er doch jetzt die Möglichkeit aus nächster 
Nähe der Stadt, von ein und derselben Wohnung aus seine Arbeits- 
plätze aufausuchen, er braucht nicht mehr auf ein Zu?iatTimenlel>en 
mit seiner Familie zti verzichten und in Unglücksfällen steht ihm 
sogar eine Unterstützung in Aussicht. — Es lässt sich aus allem 
ein Ansteigen der personlichen Bedürfnisse fsststeUen, welches 
gegenüber den sonstigen überaus einfachen Lebensgewohnheiten des 
gewöhnlichen Arbeiterstandes geradezu als ein Streben nach Luxus 
bezeichnet werden muss, und dies ist eine neue Erschdnung im 
Leben des russischen Volkes. 



— 1034 — i 

i 

Finland. 

Kfiferent: August Kybeigh, Senator, Helauigfon. 



a) Gesetzgebung. 

GPKotz vnm 21. Januar Itotr. Paten t roo'ht und (i eri- lits- 
verfahreu in Patentsachon; so wie K uudmacliuug von 
demselben Tag betr. Patente. 

Die beiden Gesetze zueammeji regeln die ganze patentreeht- 
liche Materie. Die Teihing in zwei (Jcsetze kommt daher, dass 
nur zu den im ersterwähnten Gesetze festgestellten Nonneo die 
Mitwirkung der Bepr&Bentation für nötig erachtet ist. 

Das Patentwesen ist diuch diese Gesetze im AUgemooeB 
gestaltet wie in anderen neueren Fatentgesetien. SkfindiingeD 
von Nahrungs-, Qenuss- und Arzneimitteln, so^e von StoffBO, 
die auf chemischem Wege hergesteUt weiden, wird ein Psmt 
nur auf das Verfiihren erteilt — Die Fatentaeit betiigt 15 Jahie» 
Die Abgaben steigen progressiv (20 Mark für das zweitO) 70 Mirk 
fflr das fOnfoehnte Jahr). Die Eiflndung ist binnen dreier Jahie liier 
im Lande im wesentlichen ümfang in Ausübung zu bringen; falls 
dies nicht geschieht, kann Lioenzzwang eintreten. Bindet Aosfllmo; 
in diesem Lande weder unmittelbar von dem Patentinhaber nodi 
durch Lieenzei-teilung ötalt, uljer wird die Erfind uug ira Auslmd* 
ausß-enht, bo ist der Paten tinhal)er liei VtMwiikung des Patent* 
veipllichtet, die duitih das Patent gcbchützto \\'aif> in Finland nach 
Möglichkeit und zu In fi ie'lii;< nilem Preise kSutlif h zu halt« ii. Ansser 
doni Schon r'iAvähntfn Falle feliltMuliT An«ri)>)i!isr kann Liconz;:«!-?,' 
auch eintivt* !!, wenn der finlftndische Senat uul Antrat; d>*!> Li'cw- 
suchenden erklärt, dass das öffentliche Wohl dies fordert, oder wenn 
Licenz l)egelirt wird von Tomand. der sonst nicht im Stande i^t 
eine in seinem Namen später j)atentierte Erfindung zu benutzen. 
Die Verpflichtung zur Liconzerteilung tritt ein nach gerichtlicbor 
Prüfung der zu leistenden Entschädigimg und der zn stellendea 
Sicherheit. — Piitentbehörde ist das Industrieamt in Helsingfnis» " 
Das Verfahren ist nach dem Aufgebotssystem normiert; doch vii^ 
falls die Erfindung offenbar nicht neu ist, der Anspruch ohne Auf- 
gebot abgewiesen. Das Aufgebot kann auf Antrag bis auf ^ 
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Monate ausgesetet werden, damit der Erfinder Abänderungen in 
der Beschroi Ining der Eifindung maclicii kann. ~ In Rechtsstreitig- 
keiten über Patente ist das Stadtgericht zu Helsingfors aussciiliess- 
lich kompetent. 

2. Gesetz vom 19. Februar betr. die Haftung für 
Schäden des Eisenbalinbotrieli^. 

Gogenstiind des Gesetzes sind sowohl Körperverletzungen (bezw. 
Tod ) der Passagiere als auch Beschädigungen der nachbarlichen Onind- 
stfioke oder des Handgepäcks der Passagiere. Körperverletzungen 
siiid TOn der Eisenbatin vor waltung zu entschädigen, falls nicht der 
Schaden vorsätzh'ch oder fahrlässig von dem Qeschidigten oder von 
FecsoDen, die nicht im Betrieb der Eisenbahn angestellt waren, 
oder durch foree majeure veroreacht vnrde. Dieeelben Qrundsfttze 
kommen zur entsprechenden Anwendung betreib der oben erwftbnten 
VerroBgene B ofaiden. Der Schadenseraatz wird toh dem Gerichte 
nach freiem Srmeseen bestimmt und kann nach verftnderten Um- 
BtBnden von neuem geprOft werden. 

3. Verordnung yom 19. Februar betr. Vollstreckung 
von Entscheidungen in Finland, die von den Gerichten 
des Kaiserreichs in bOrgerliohen Streitigkeiten er- 
gangen sind. 

Die Entsclieidungcn werden in Finland nach vorj^npipom 
GeliOr des Verurteilten vollstreckt, falls sie nicht Vcrftij^iuigen 
enthalten, die gegen die öffentliche Ordnung oder die Gesetze 
Finlands streiten, o<ier falls nicht der in Fiulaiid wolinende Be- 
klagte (hirch Edictalcitation geladen war und er wetler persr>nlich 
nrxjh durch Stell vertretei- in der Sache erschienen ist. Die Prüfung 
dieser Bedingungen liegt der oberen Exekutionsinstmz ob. 

4. Oesetz vom 22. ^ärz betr. freiwillige Ver- 
Steigerungen; sowie Kundmachung von demselben Tag 
betr. Bestimmungen Ober die Ausübung des Auktionator« 
gewerbes in den Städten. 

lAut Älterer Voiaohriften waren die ölfentliofaeii Vetsteigerungen 
in den Stidten ein Monopol der Stadt Niemand durfte sein 
Eigentum anders versteigern lassen als durch das Auictionsamt der 
Stkdt Das oben erwfihnte Gesetz hebt jene Uteren Voischriften 
auf und die Kundmachung stellt wiederum die Bedingungen für 
die Ausübung des Auktionsgewerbes in den Stödten fest Jeder- 



Digitized by Google 



— 1036 — 



mann, der solch Gewerbe in einer Stadt aTi^?fibon will, rmiss dazu 
Erlaubnis dos Ma^iHtrats nachsuchen. Diese Konzessionspflicht be- 
zweckt hau ptsilch lieh IViifung der poi-sonlichcn Qualifikationen des 
Bcgehrendf-n. Die Ausübuug des Gewerbes steht unter periodischer 
Aufsicht (Irs Magistnits. 

5. Gi'sci/, vom 19. April betr. die l'fa ii d N i Ii w-^rbe. 

Die Ptandl'Üigewerbc wai*en vorher wi d» i an^Lieiionimeii von 
der allgemeinen, durch djis Gesetz vom 31. März 1879 stituierten 
Gewerbefreiheit, noch sonst irgend einer gesetzliehen Nonniening 
iinterworfen. Durch das ol>enerwahnte Gesetz hat eine ^Ache 
Normienmg stattgefunden. Laut dem zitierten Gesetze <larf das 
Pfand leibgewerbe nur in den Städten, nur txan philantropi^Khen 
Zwecke und von der Stadtgemeinde oder von einer allein zur Be> 
treibung dieees Gewerbes gegründeten OeeellBcbaft anageObt werden. 
Das Piandleihgewerbe umfaisst nicht lieihgesdiSfte mit Wertpapieren, 
auch nicht eonstigo, 8t>eüeUe Eonzession erfordernde BankgeBchifte. 
Die KonzoRsion des Ffondloihgeschftfts ist bei der Plrovinzial- 
Verwaltungsbehörde nachzusuchen. Weder Zinsen noch andeie Ab- 
gaben dflrfen im Vomus erhoben werden. Die FBlügkeit de» 
Darlehns tritt nicht vor vier Monaten nach der fiingal>e ein, doch 
kann der Schuldner früher zahlen und geniesst dann Erleichtening 
der Zinsenpflicht Der Verkauf des Pfandes darf nicht frQlier 
geschehen als einen Monat^ auch nicht länger aufgeschoben werden 
als drei Monate nach der Verfalheit. Von dem Gewinn siivl 
0% Zinsen auf das in das (ies(;h:ift eingelegte K:ipital ubzurecliiK'n. 
das Tbrige ist zur Ilei al^^- t/.nng der lAilirenttj oder zur soDStigeß 
Erleichterung dei" Leihlr lin^nini:* !! zu vcrw»>nden. 

Die Pf:indl»^ihanst;ilt.'ii >iiid uiit''i- dio Aufsicht eines von 
der Regierung für das ganze Land ernannten Insj^ktors gestellt. 
Seine Wirksamkeit ist durch Kundmachung und InstruktioQ vom 
19. April normiert 

Gesetz vom 24. Mai lictr. die Beförderung der K^ 
richtung höherer Volksschulen in Finland. 

Das Yolkaachnlviresen in Finland wurde orgaoiaiert durch dss 
Oesetz vom 10. Mai 1866. Schon nach diesem Gesetze iRinde den 
Stadtgemeinden auferlegt, so viele Ydksschalen einzurichten, cbff 
alle Kinder, die nicht anderswo entesprechmde Bildung ertieltek 
unterrichtet werden kannten. Waa die Landgemeinden betriflt, 
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sollten die kirchlichen Gemeinden dafüi sorgen, duss alle Kinder 
Golegerdieit h?ittf^n, Unten i< ht in il. r Muttoi-spi-ache und Oluuhens- 
lehre zu tjiii|>faügen, aber Uen hnnrerlichen Ijiiiiili^t'ineiiiiltMi 

freigestellt, ob und wann .sie lnihere V<.lk>s( hulen einriehleu wollten. 
.St'hnlzwang wimlo also weder in den Städten noch auf dem Lande 
eingeführt, hätte aueh nicht zu Anfang eingefiilirt werrlen können; 
auch die Pflicht, höhere Volksschulen zu errichteUf wurde, wie er- 
wähnt, nur den Stndten auferlegt. 

Seitdem ist die Zahl der höheren Volksschulen aUerdiog^ sehr 
gewachsen, aber noch im Jahre ISDO liatten von der ganzen Zahl 
der im Schulalter bermdlichen Kinder nui- 20 7o Unterricht in 
höheren Volksschulen oder entsprechenden BUdungsanstalten ge- 
nossen. Die Ursache dazu ist hanptsichlich darin zu suchen, dass 
das Interesse der lAndgemeinden ffir die Volksschulsache von den 
damit verbundenen bedeutenden Kosten teilweise paralysiert wurde. 
Das jetzt zu besprechende Gesetz sucht, ohne noch Schulzwang 
eittzufOhren, die Entstehung neuer Schulen folgenderweise zu er« 
wirken: Jede Landgemeinde ist verpflichtet, höhere Volksschulen 
einzurichten und zu unterhalten in der Zahl, dass jedes in das Schul- 
alter gekommene Kind ohne grr^ssere Schwierigkeiten Volksschnl- 
Unterricht in seiner Mntterspi-acho erlangen kann. Zu diesem 
Zwecke muss jede I^ndgemeinde gleich n.icli dem Inkrafttreten 
des Gesetzes ihr Gebiet in Schulbezirke einteilen. In jedem 
Bezirk muss eine höhere Volkshchule eingerichtet wrnltMi. Robald 
Nveiiic^teii«! 30 Kinder zum Eintritt in die Schule angenuMct werden, 
Älie S< hul. ii .stehen aber trotz d»T Disti'ikteinteiluug unter der 
geaieinsamcn Vei-wallmii; der «iemeinde. 

Soweit ersichtlich, wird das besprot^hene Gesetz eine kräftige 
Entwicklung des Volksschuiwesens herbeiführen. 

Die Gemeintlc ist schuldig, die Schulbauten herzustellen und 
den Lehrern bezw. Lclirerinnen fertiges Acker- und Weideland zu 
geben. Unbemittelte Gemeinden wenlen jedoch vom Staate unter- 
stützt Die Besoldung des Lehrerpersonals liegt hauptsächlich dem 
Staate ob. Die Staatsansgaben fttr das Volksschulweeen betragen 
zur Zeit etwa 2 300 000 F. Ulark jährlich. 

7. Landgemeindeordnung vom 15. Juni. 

Während die Städte von Alters her sich einer Qemdndever^ 
fassnug erfreuten — die Wurzeln dieser Verfassung gehen bis zu 
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den Schwedischen Rechtsbüchern des Mittelalters hinauf — blieb 
das ländliche Gemeindeleben in seiner Entwicklung zurück. Vom 
IGten Jahrhundert an hatten nur die Kirchspiele eine ciitiger- 
inasrieu oreraniRierte Repräsentation und zwar eine Oemeinderer- 
sainmlung ( sf-rkenstaemma) unter der Leitung des Pfarrers; li-s" 
Oemeindever-i^iintnlung fungierte auch als OrcTin ffir welthche An- 
gelegenheiten des KircliHpiels. Erst die Landgonicindcvtrdniine 
vom 6. Februar 1865 scluif eine oi-ganische Verfassung für die 
weltlichen Landgemeinden. Das Qonieindeleben hat sich seitdem 
in den meisten Landgemeinden befriedigend, in manchen Bogar 
vorzüglich entwickelt, hingegen entbehrt Finlaud noch Kf-mmn nai- 
verbände höherer Ordnung. Die Frage nach solchen Verb&oden 
ist allerdings oft in der YolksTertretung behandelt vordeo, hat 
aber noch nicht za ferneren Uassregeln Veianlaasnng gegeben, a. 
A. weil man sich nicht Über den ümfang der Gebiete der h5heien 
Yerbfinde hat einigen können. 

Die jetzt zu besprechende Qemeindeordnung ist als euie Um- 
arbeitung und Besserung der Qemeindeordnung von 1 865 zu betmchteo. 
Yen ihren Bestioimungen mögen folgende hier kurz erwflhnt veiden: 

Jedes Ewchspiel mit eigenem Gebiet bUdet eine I^dgemeiAde: 
mit staatlicher Genehmigung können mehrere Landgemeinden ach 
zur gemeinsamen Gemeindeverwaltung vereinigen. Mitglied der Ge- 
meinde ist Jedermann, der in der Geiiieiiide entweder wohnt oder 
Grundeigentum nat oder besitzt oder Gowoilie treibt. Stimmbe- 
rechtigt ist jedes Mitglied, Mann oder Frau, das ^escliäftsfähiEr ist, 
Kommunalaberaben nach Taxierung zu zahlen liat, nicht ü''simlv 
ist und niclit dei- bürgerliehen Ehreureclite verlustig erklärt ist. — 
Gegenstand der Geniel iidrvorwaltnnf;: sind „die gemeinsamen Örd- 
uungs- und ökonomischen Angelegenheiten", insoweit sie nicht nach 
den Gesetzen den Staatsbehörden unterstehen. Als Gemeindeange- 
legenheiten wenlen speziell erwShnt u. A. Massi^eln riicksichtlich 
der Sittlichkeit, Ordnung und Sicherheit, ferner das Yolksohiil-. 
Gesundheits- und Armenwesen, die Ausrottimg wilder Tiere, die 
Yerhfitnng von I^ueibrünsten u. s. w. W^gen Übertretung der m 
der Gemeinde festgestellten Bestimmungen beir. Ordnung und S&te 
heit oder Gesundheitswesen darf die Gemeinde Ordnungsstrafen fest- 
setzen, die jedoch zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung der Pko- 
vinzialverwaltungsbehOrde bedürfen. 
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Organo der Landgeraeinde sind die Gemeindevei'sammlmig und 
der GenieindevorstaiiJ. Die ü c mci ii de v crsum m 1 u ii ist die 
beschlicssende Versammlung aller Stimmberechti^en ; sie kann je^loch 
ihre Gewalt periodisch gewählten Kt*minunall»evnllniächtif;ten üher- 
tia^'fu; nur einige besonders wichtif^^e Angelegenheiten müssen hei 
tltr iieiueindeversammliing verbleiben. (Von <]or Institution (ier 
Konnnunalbevollmächtigten haben indessen nur wenige Landj^enioindon 
Gebrauch gemacUt, während sie dagegen in den meisten Stlldten 
eingeführt ist.) — Der Gcmeiadevorstand besorgt die Vei^ 
waltimg, insofern nicht gewisse Zweige l)esonderen Kommissionea 
übertFageo sind; er ist kollegial eingerichtet; seine Mitglieder 
wenlen von der Gemeindeversammlung periodisch gewählt. Der 
QemeindeToisiand hat auch die öffentliche Ordnung in der Gemeinde 
zu flberwacben; der Vorstand und die Staatspolizei haben in dieser 
Beziehung einander zu unterstfitzen. Auch in einigen anderen 
Staataangeilegenheiten hat der Gemeindevorstand mitzuwirken. 

Cber die Aus^aiioii und f]innahmen der Gemeinde hat die 
Gemeindeversiuninhing nach Antmg des Voretandes jährlich ein 
Budget für das kommende Jahr festzustellen. Der nach dem Budget 
feiilende Betrag wird durcii Eiuitommenäteuer von den Öemeinde- 
mitgiiedem eingezogen. 

lAndgemeiudereprSsentationen können, obgleich die Gemeinden 
nicht zur gemeinsamen Verwaltung vereinigt sind, nach gegenwärtiger 
Versinbanmg, sowie auch sonst in gewissen FUlen zur gemeinsamen 
Beiatnng und Beschlusslassung zusammentreten. Zu diesem Zweck 
werden Eonununalbevollmachtigte speziell gewählt Es ist dies als 
ein kleines Surrogat fflr die fehlenden Kommunalverb&nde höherer 
Ordnung zu betrachten. 

Gegen die Beschlüsse der Gemeinderepräsontation und des 
Genieindevorstandes findet Beschwerde an die Provinzial Verwaltungs- 
behörde statt. In einigen besonders wichtigen Fällen ist der Be- 
Bcfaluss der Gemeinderepräsentation dem finländischen Senat dA&e 
der Provinzialverwaitangsbehörde behufs Genehmigung zu unter- 
breiten, wobei der Bescfaluss entweder nnverftndert aufrecht er> 
halten oder fdr ungQltig erklftrt werden muss. Aber sonst können 
die Staatsorgane sich nicht in der Verwaltung der Gemeinden ein- 
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8. Gesetz rom 15. Juni betr. Gemeindegebiete (Vor- 
8tft<Ue u. 8. w.) mit dichter Bevölkerung. 

Inner hallt des Landgeineindegebiets sind an versclii«xlenen 
Orlrii wr-i ti (1- r Dichtigkeit der Bevölkerung stadtaiinliclie Ver- 
hältnisse eritslauUen. Die«« ist l isweilen der Fall in der Uiugeimiig 
grösserer Städte ofl<-r FalirikfMi uder xuist in gi>"issi'i"en V'-ik'hr-- 
(;ontren. Wegen der Feuersgetahr und Gesundheit, sowie der öa^nl- 
lichon Sicherheit können hier strengere Miissregeln nötig werdeü 
als auf dem Lande nberhaui>t. Die in den Landgemeitid« n im All- 
gemeinen walt'Mido Freiheit, Anordnungen in diesen BeüahuogeD 
nacli eigener Prüfung des Bedürfnisses zu treffen, muas hter 
einigermasaen eingescbrttnkt werden. Femer kommt es vor. dass 
die nur aus Tagelöhnern bestehenden Einwohner einer anf dem 
Landgemeindegebiet befindlichen Vorstadt von stadtischen Atbeiten 
ihren Lebensunterlialt finden, aber, weil sie zu ann sind, am be- 
steuert werden in kOnnen, keine Vorteile der Landgemeinde bringeiii 
wAhrend doch die Landgemeinde gezwungen gewesen ist, Volb- 
schulen und Armenunterhalt dieser jBevOlkerung zu bestreitai. Du 
oben erwfthnte Gesetz giebt der Regierung die ^iGglichkeit, meh 
Anhörung der betreffenden Gemeinde (bezw. in letztefem Falle der 
beiden Gemeinden), Polizei-, Bau-, Brand-, Gesondheits- und Hafen- 
ordntnigen zu erlassen, sowie in dem genannten letzteren Falle 
die Rechte und Pflichten der beiden Gemeinden nach billigeu» 
Ermessou zu bestimmen. 

9. Gesetz vom 22. Juni betr. Offenbarung von 
Staatsgeheimnissen. 

Dieses Gesetz bezweckt Verschärfung der bezüglichen Be- 
stinmiungen des Strafgesetzbuches von 1889 und ist im weseot* 
lidien von demselben Inhalt, wie die neuerdings in dieser Materie 
in anderen Lfindem erlassenen Gesetze. 

10. Expropriationsgesetz vom 14. Juli. 

Aus Gründen des öffentlichen Bedflrfnisses kimn nach dies*eiii 
Gesetze Griuideigentum gegen vollstAndige Entscliädigung entzogen 
o<ler beschränkt werden. Das Unternehmen, welches die Ausdbvuig 
des Expropriatiormrechts erfonlert, kann vom Staate oder von Ge- 
meinden, Gesellschaften oder Einzelpersonen ausgefOhit weräeo. 
Ob Expropriation stattfinden soll, bestimmt der Kaiser und Orofis- 
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fürst, clor jodocli sein Bestimmungsrecht mit Au.suahinc einzelner 
besoiidt'iü beiUuitoinler Unti riM lumingen dem finländischen Senate 
delegiert iiat. Für Wpi;elMUton \v\v<} die Zulässigkeit der Ex- 
propriation von der Proviii/.ialverwaltiinusltehrirde ausgesproclien. — 
Die Vollziehung der Eiit<'ignung geschieht im Yerwaltuiigswege 
durch die Provinzial Verwaltungsbehörde. Das Gesetz regelt ein 
ordentliches, ein vereinfachtes und ein dringliches V* rfahiien. In 
Bezug auf das ordentliche Vorfahren mag bemerkt weitlen, dass 
sowohl die Bestimmung der Grösse und Grenzen des abzut rötenden 
GrondBtQoks als auch die Feststellung der Entschfidigung in dem- 
selben Stadium des Verfiihrens geschieht, sofern nicht aus- 
nahmsweise nach der Beschaffenheit des Falls zweckmSaeiger 
erschdnt, das zu enteignende Gebiet erst zu bestimmen. Die Ver- 
handlung mit dem Beteiligten geschieht durdi eine Kommission, 
zu der auch der Grundeigentfimer und der Unternehmer je ein 
Mitglied ernennen können. Gegen die Entscheidung der Frovinzial- 
verwaltungsbehörde findet, was die Grösse und den Umimg des 
abzutretenden Grundstocks betrifft, Beschwerde an den Senat statt, 
fiber die Feststellung der Entschädigung steht (binnen kurzer Frist) 
der Rechtsweg offen. Nach der Entscheidung der Provinzial- 
venvaltungsbehörde folgt aber jedenfalls BositzeiuweiteUüg gegen 
Zahlung be/.w. Hinterlegung der Entsuhädigungssumme. — Das 
vereinfachte' Vtrfuhieu setzt vuraus, dass der Grundeigentümer 
und der t'ntenirhmer rd)er den Goi;rii>taiid der Enteignung sowie 
über die Entschädigung sich einvorstaiidtMi ♦ ikUirt habon und dass 
auch dio HyjM>thekengläubiger gegen den EntscliädigunLrsl)etrag 
nichts zu erinnern haben und bezweckt also nur die Anhörung der 
unbekannten Beteiligten nadi Edirtalladung; es braucht deshalb 
nicht zur kommissarischen Verhandlung zu kommen. — Das 
dringliche Verfahren bezweckt wiederum, Besitzeinweisung nach 
einer nur provisorischen Feststellung der Entschädigungssumme zu 
ermöglichen, z. B. weil die Jahreszeit eine genaue Wertschfttzung 
hindert; es muse dann das ordentliche Yer&hien so bald als 
möglich folgen. 

Die Nutzungs- und Serritiitberechtigten erhalten ihre Ent- 
schädigung unmittelbar von dem Unternehmer. Für die Feststellung 
der diesen sowie and^n Beteiligten zukommenden Entschfidigung 
werden GrQnde von den Gesetzen angegeben. 

66 
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11. VormundBohaftsgesets Tom 19. August 

Dass liio Vonnumischaften von den üerichten überwacht 
\seiik-ii .-ollten, war schon im Geüetzbueh von 1734 Btatuicit. 
Die bezüglichen Rechtsnormen waren aber zu unbebtiiuim. üiii 
grössere praktische Bedeutung m haben. Nachdem ein Urseu 
von 1864 sogar einen Rückschritt von diesem Prinzip gemacht 
liatte, indem es die Überwachung der vormundschaftlicheii Ver- 
waltung dea Yerwaudteo und dem Genioincbvorstand oder einem 
von der Gemeinde ernannten Waisenrat überliess (solche Waisen- 
räte wurden aber regelmässig nur in den Städten konstituiert), bat 
das jetst »i beepreohende Oeeeta mit der gericbtUcben OberfOimnod- 
scbaft wieder Eniat gemacht Aber weil die erstbstanxlicbea 
Gerichte auf dem Lande nicht oft genug Sitaungen haben, mmte 
die nftchste Aufsicht über die Tonnundschaftlichen Yerwaltnngöi 
dnem apeaiellen Organ unter gerichtlicher EontroUe Oberlam 
werden. In dieser Beaiehung bestimmt das Gesetz, dass in jeder 
Gemeinde ein Vormundschaftarat zu eirichten ist, dessen Tw- 
sitzender von dem Gericht, dessen flbrige Mitglieder aber m der 
Gemeinde auf je 4 Jahre ernannt werden. Dieser Bat hat todi 
die periodiBch abzugebenden Rechnungen der Vormünder zu prilfeo 
\m<\ dem Gericht Ober das Resultat der Prühing zu beriditen, 
auf I I rund deren das Gericht entweder unmittelbar t^egeu den Vo^ 
ihiiuU einschreiten oder einen Pfleger bestellen kann, der die Frage 
im Rechtswege zum Austiug bringt. 

Zu einigen wichtigen Geschäften, z. B. Kauf, Veränssenrng 
oder Belastung der Grundstücke, Verpachtung von Land, Aufnahme 
TOD Darlehen mnss der Vormund Erlaubnis des VormundschaftBiates 
bezw. des Gerichts nachsuchen. 

Die Vermögensverwaltnng der Eltern fOr ihre Kind^ ist etai- 
falla vormundschaftlicher Art; die Eltern geniessen jedoch gewisee 
Erleichterungen in der Verwaltung und Rechnungsiegimg. 

Das Gesetz enthält auch Regeln über die Geschäftsfäliigkcit. 
Mann und iTrau werden beide grossjährig mit 21 Jahren^ von 15 Jahren 
an können sie jedoch über den Gewinn ilirer eigenen Arbeit ver- 
fOgen. Die Minderjälirigkeit kann auf Antrag der Eltern oder des 
Vormundes von dem Gericht bis zu dem 25. Jahre verlängert werdeo, 
fifdls gewichtige Grande vorliegen. — ,,Heiiat macht mOndig" ^ 
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Wenn aucli «las Gesetz somit keinen riit<'i>;cliied zwischen der 
Ge.schäftsfflhigkeit dos Mannes und der Ehefrau macht, bleiben doch 
die. in anderen Gesetzen bestimmtea Beschränkungen des Yerwal- 
tungsreohts der Ehefrau iinberOhrt 

12. Jagdgesetz vom 20. Oktober. 

Das Jagdreelit ist luich drin finisclioii Rechte von Alters her 
als ein Äusfluss den ürundci^^^eiituius b^traohtet %voideii, nur die 
ftchiiillirlieii wilden Tiere hat mau überall jagen dürien. lin 17. Jahr- 
huudeil wurde all> i< Ii 113:8, offenbar als Nachahmung ausländischer 
Gosptzi^obung, das Jagdredit in Schweden, womit Finland damals 
vereinigt war, als ein l'rivÜo^- des .Mr»narrhen und dos Adels erklärt, 
jedoch so, dass das .lagdrccht auf fremdem Grundstück niclit oiuie 
Erlaubnis des Grundeigentümers stattfinden konnte. Im Jahre 1789 
wurde aber dieses Privileg au^eholjen und das alte Kecht wieder- 
heigeatellt. und dab^ ist ea seitdem geblieben. Das neue Jagd- 
gesetz, obgleich hervorgegangen ans dem Streben, den nützlichen 
WUdstaod, der alimfthUch abgenommen bat, su vermehren, bat jedoch 
nicht fOr nOtig erachtet, die Ausübung der Jagd auf eigenem Gebiete 
von dem Besitze einer grosseren zusammenhftngenden Bodenflfiche 
abhAngig zu machen, wie dies z. B. in Deutschland der Fall ist; 
auch sind die Grundstücke hier noch nicht so zerstQckelt, wie 
manchmal anderswo. Von dem Inhalt des Gesetzes mag erwfihnt 
werden: Jagd nach fiBren, Wölfen, Luchsen und Vielfrassen darf 
fiberall ohne Erlaubnis des Orundeigentflmers geQbt werden, auch 
andere sch&dliche Wildtiere darf man beim zufälligen AntrefTen 
toten nnd sich aneignen. Jagd nach FQchsen und Hasen darf, 
wenn sie während des Treibens durch Huode auf fremden Boden 
übei^heii, dort fortgesetzt wenlen. Jagd nach Elentieren ist in 
dt r H' ii«'! vribott-ii. l^'lingons sind für den nützlichen Wildstand 
8' hMM/..Mten bfstinnnt; <lie kleinen Voij-el mit Ausnahme des Sper- * 
lini^s und einiger anderer sollen tlus ganze Jahr geschont werden. 
Jagd mit Stricken und Fallen ist mit Ausnahme einiger nördlicher 
und Östlicher Gegenden verboten. — Die längste Zeit eines Jagd- 
pachtvertrages ist 25 Jahre. Bei Verpachtung eines Onmdstücks 
darf nicht vermutet werden, es sei auch das Jagdrecht mit ein- 
begriffen. 
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b) literatiir. ^) 

Züge aus dem altfinischen Rechtsleben puUiziert 
R. A. Wrede in Tid»krift for Retsvidenskab. -j 0. lahrgMtig. S. 
354 ff. Es wild dabei ein Tborbllf-k Ober das Pei s iii» nrö i>t. ila> 
Famili-'m-fi-ht. 'iic \'''rinr,L'fiisvi'riiiiltuiäitie innerhalb Avi F.iiiulii,' und 
das Erbreciit sowie das aiigrint iiic Vermögensrecht gegeben. Die 
Ergebnisse einer Untersuchung ül)cr das altfinische Recht sin*! 
natürlicii, wie aucli der Verfasser zugiebt, sehr unbestimmt. Sie 
sind hauptsächlich auf die Ethnographie, auf die Kulturwrtrter «ler 
finisehen Sprache, sowie auf die Sittea der zurfickgebliebenea 
flnischen Stämme iu Russland /.u grflnd^. 

Von Sohenkung nach älterem schwedischen Recht 
schreibt Axel Charpentier in der Zeitschrift des JuristischeD 
Vereins (Tidskrift für Juridiska FOieningen in Finland'), 32. Jaluv 
gang, S. 296 E Der Verfasser sucht (g^n Ajniia) sn beweisen, 
dass die Sc-henkung nach älterem Becht nur Qfiter von Vermfigea«- 
wert betraf, und dass die Gabe nicht zur Gegengabe verpflichtete, 
demsufolge der Geber h&tte die Gabe zurflckfordem kOnnen, wenn 
sie nicht durch Gegengabe erwidert wurde. Es besteht nach 
Charpentier in diesen Beziehungen kein Unterschied zwischeD 
Schenkung nach filterem nnd nach modernem Rechte. 

Ernst Estlander veHifTeutlicht in Zeitschrift, 33. Jahrgang. 
SS. 353 — 450 ausführliche Studien über das ältere schwedische 
Vorm und Schaf tsrecht. Der Verfuge i kommt u. Ä. zn fol- 
genden Ergebnissen. Die Macht des Ifau-vaters war hauptsäch- 
lich desselben Inhalts wie nach 'lom ältein dontsehpn Rechte, 
d. h. ei HO Macht in eigenem Jnterosse (Muntprinzip). D^r Hau5- 
pohn wunle niclit in irgend einem gewissen Alter voUstäniiig 
mündig in privatrechtlicher Hinsi(;ht: er konnte sein Mutterteil 
nur nach stattgefundener Auseinandersetzung mit dem Vater heraus* 
fordern, auf diese Auseinandersetzung hatte er aber Anspruch 
nur, wenn der Vater sich aufs Neue verehelichte. Ebenso konnte 
das Uauskind nicht von ^ der Auseinandersetzung etwas fflr aeine 

') Dieser Bericht umfasst auch früher nicht referierte AbhaodluDgW 
VOD den Jahren 181)0 und 1897. 
') Erscheint in Christisnia. 
") Unten „Zeitachrift" beseidinei 
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eigene Beehnnng erwerben. Die Altersgrense von 15 Jahren als 
Yolljährigkeitstemim auch gegenüber dem Vater wurde erst später 
und zuerst in den Sveai-echten eingeführt. Beim Tode des Vators 
kam das ilechl, die Vormuiulücluift auzuti*eten, m'8prünt;Iicli mir den 
Agnaten zu; dieses Prinzip hat aber allmählich Einwirkuagcn durch 
die atattgi'iialiten Ändeniiitren der Erbordiiuiig erlitten, und so 
haben deun auch die Coi::nat©n das Recht auf die Vormundschaft 
erluüten. Die Vormügensvorwaltung war in der Regel eine tiitola 
usufructuaria nach dem Priii/.ij): .,T)as Mündelgnt soll weder 
wachsen noch schwinden/* Daneben bestand aber auch eine 
andere Art von Vermögensverwaltung: das Mobiliarvermßgen des 
Mundeis konnte nämlich zusammen mit dem des Vonnunds ver- 
waltet werden; in diesem Falle waren Gewinn und Verlust 
gemeinsam. In den oberechwedischen Rechten finden sich aber 
schon die Anfibige einer periodischen Rechnungslegung an die Ver^ 
wandten, womit die tutela usufructuaria untergeht — Auch die 
Qeschlechtsvonnundschaft war in den Ältesten Zeiten von dem Munt* 
prinsip behemcht, und scheint ursprilnglich auch das Vermögen der 
Witwe unter der Verwaltung ihres Vormundes gestanden au haben. 

Ober Depositum und Mandatnm schreibt W. Chydenius 
in der Zeitschrift, Jahrgang 32, SS. 18—109. Im Zusammenhang 
mit der Daistellung von dem Aufbewahrungsvertrag werden einige 
Teile des Lagerhaus- oder Warrantgeschifts entwickelt; im Zu- 
sarameuhang mit dem Mandatwertrag wird auch Aber das Kommissions- 
geschäft geliandelt. — Nach der Ansicht des Verfassers kann der 
Mandatsvertrag laut dem Oosetzbuch von 1 7.34 sich nicht nur auf 
Rechtsgeschäfte, sondern auch auf thaisächlicho (tcschäfte beziehen; 
die Grenzen gegen verwandte Verträge werden allerdings dadurch 
in den konkreten Fällen schwierig zu bestimmen, da das Mandat 
nicht unentgeltlich zu sein braucht; das Gericht hat den ganzen 
Charakter des Vertrags ins Auge zu fassen. 

Das geltende finiändische Aktienrecht wird von demselben 
Verfasser In ^itschrift", 33. Jahrgang, S. 167—263 erörtert 
rber die Frage, ob die Aktiengesellschaft eine juristische Person 
sei oder nicht, äussert sich der Ver&saer nicht 

Dagegen wird die ebenerwSbnte Frage untersucht von Julian 
Serlachins in Zeitschrift, 34. Jahrgang, S. 421 ff. Der Verfasser 
kommt dabei zu dem Ergebnisse, dass die Aktaengesellschaften wie^ 
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auch die offenen HandelsgeaelbchAflen nicht juriBtiache Penonen 
sind. Diesee Ergebnis steht im diametnlen Gegpensatze zu dar 
Ansidit Montgomerys (Handbuch des linlSndischen Privatredits), 
nach welchem Unde Oesellsohaftafonnen juristische Personen sind. 

Der Begriff des Besitses im Gesetzbuch von 1734 wird 
von Julian Serlachius in Zeitechrift, 33. Jahi-gang, S. 457 ff. 
untersucht. Der Besitz wird dabei als ein Benutzen oder Pflegen 
konstruieii. Animus sei bezüglich dos Fahrnislier»it/.es nicht luibo- 
dingt notwejKlier: dor Besitz einer f-Jaehe kann sich auf eine aiuiere 
Saeho. die in eiiit in ^-.'wissen Vorlialtiiis zu jt-iiei- <«teht, ausdehnen, 
ohne das.s ein Besitzwille liczüglich drr .-iiidereJi Sache nötig ist. 

Über den Alimentationsvertrag (Oin .sytning) hat Axel 
Charpentier eine akademis(;he Abhandlung publiziert. Bezuglich 
des filteren scliwedischen Reehts behauptet der Verfasser, dass der 
Alimentationsvertrag ein selbstHtHiidiges Bechtsgesciiäft und nicht 
wie im heutigen Reeht nur eine Nebenbestimmung zu Vei&usserungs- 
geschäften über Landgüter war. Der Inhalt des Vortrags nadi 
älterem Becht wird dahin angegeben, dass der LeibzOchter bod 
ganses Vermfigen dem Mitkontrahenten übertrug, dass dieser aber 
ESgentfimer erst nach dem Tode des Leibsfichters, nicht wie Amin 
behauptet sogleich, wurde, und zwar ESgentfimer von einem Teil 
des TermOgens, der den gegebenen Unterhalt nach der Mrea- 
taxe des Gesetzes entsprach. — Nach dem geltendoi Bedit ist 
das Alimentationsrecht ein dingliche Recht auf das veriusssrte 
Grundstflck: allerdings ist die Dinglicfakeit unwirksam gegen einen 
neuen Erwerber des Gmndstficks, wenn das Reeht nicht hypo* 
thekai-isch eingetragen ist, aber sie äussert ihre Wirkungen in 
anderen Beziehungen z. B. betreffend die Verjähr Iwkeit des Rechts. 

Der iiechtsirrtum und dessen Einwirkung auf die 
Straf iiaikeit ^Bristande lagkunskap och dess invärkun jCi stnifi"- 
bailiett.'H) ist tlcr iiegeiistand einer akademischen Abhandlung von 
Allan Sorlaehius. Nach dein Verfasser ist das Recht iui 
jektiven Sinn nicht Willensmaeht, sondern der Schutz, den die 
Kecditssätze dem Individuum gegenüber der Umgebung verleihen. 
Jenem Schutz entspricht auf der Seite der Umgebung eine Ge- 
bundenlicit, welche sich zur Pflicht gestaltet fflr denjenigeo, der 
die Rechtsnoinion in sein Bewu-^stsein angenommen hat. Das 
Verbrechen ist eine pflichtwidrige Handlung; aber die Pflichtwidrig* 
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keit bestellt nicht darin, dass der Verbrecher wusste, dass die 
Haiulluiig gegen eine Moralnorm stritt, denn die Moralnormen können 
von den Rechtbnoimcii divergieren, Bomleiu darin, dass er wusste, 
dam die Handlung- gegen eine jener bindenden Rechtsnormen ver- 
stiess. Folglich ist Ki'iintiiis von der Recht8widri<rkeit der ^>e- 
gaogenon Handlung eino Bodingung der Strafbarkoit diest>r Handlung. 

Die Pachtverhiil t iiisse in F i n 1 a n d (Torpparioioiöta Suo- 
messa), ist der Titel eines von Axel War6n verfassten, . finisch 
geschriebenen Budis. Torpare heiSvSt der Pächter eines bestimmten 
Gebiets von einem selbständigen, d. h. dem Staate unmittelbar 
steuerpOlchtigen Onmd stuck. Weil die Landwirtschaft in Finland 
noch zum grOesten Teil eine extensiTe und der EigentQmer ausser 
Stande ist, entfernter gelegene Teile seines Landguts selbst ni 
bewirtschaften, müssen diese Teile anderen Personen T^paofatet 
werden, die schuldig sind, entweder Fkobndienst dem EigentOmer 
zu leisten, oder auch Pachtzins in Geld oder Naturalprodnlrten 
zu entrichten. Die Zahl solcher PBditer ist sehr gross und die 
Besserung ihrer Lage ist eine widitige soziale Rnge der Gegen- 
wart Der Verfasser des oben zitierten Werkes sucht die ver- 
sdiiedenartigen Paditverträge (Zeitpacht, Vitalpacht, Erbpacht) nach 
ihren fiblichen Bedingungen zu demonstrieren und die ISnwirkung 
dieser Bedingungen auf die wirtschaftliche Ijage des Pachters zu 
beleuchten: das Werk i»t also mehr sozial wistäenschaftlichen als 
juristischen luiiult«. 



Schweden. 

Betont: Dr. W. Uppetröm, HttradshOfding, Stockholm. 



a) Ctesetzgebnng. 
Die im Herbste 1897 stattgefundenen Ei^znngswahlen zum 
Reidistsg 1898 hatten die protektionistisch-agrsrische Majoritftt der 
Kammern nur gestftrkt. Der eifrigste pariamentaiische Gegner des 
Syslems, der vormalige Finanzminister Forssell, hatte niiigends 
ein Mandat erobern kOnnen. Der Chef des Kabinetts, der Stsats* 
minister Boström, welcher aus der Mitte der Blajorittt herror> 
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gegangen war, batte sich anftnglich auf sie geetützt Eine hooM^e 
Regierung hAtte also ihre Partei gehabt, die nach parlamentsiiscfaea 
Usancen zur Forderung des Qemeinwohls zu verwenden war. Der 
führende Minister, der sein Kabinett sehr gut zu lenken verstuid, 
hatte indessen das Ifinisterjum aus heterogenen Elementen reknitial 
mit deren Unterstatzung er eine ebenso rfttselhafte wie Teihfingois- 
volle Schw^uttg geg^ii die Freisinnigen verschiedener Kuaneen 
vcreucUte, welche für Jahre die politiscihe Lage in ein seltsames 
OewiiTc brachte, his er endlich nach vielen Kämpfen und L'imiheQ 
Miu 12. September lÜUU auö.schied. 

Die pailam-'itt;iriRchen Erirebni.s-se do<? Reif-hstas-^; tni^n — 
der gnnsti^<'!i InKlp-tiH-i^'-lioii V.'i-liällnissc ungeachtet die im- 
verkennbaiöten Spuren diest r Schwunkiuig, welche nicht nur eine 
ernste Seite hatte, sondern auch eine andere, die von gewiaseu 
Blättern allwöchentlich zum Überdruss ausgenutzt wurde. 

Auf dem konstitutionellen Gebiete ist nur eine provisorisdl 
angenommene Vorlage betreffend die Verlegung der allgemeinen, 
alle drt'i .bihre sich erneuernden Äbgeordnetenwahlen zum M -nit 
September hervorzuheben. Die Strafregisterfrage scheiterte wie im 
Jahre 1807. (Siehe Jahrbuch 1897 S. 948.) 

Belativ besseres Qlück hatte der Justizminister im Bereicbe 
der bürgerlichen Gesetzgebung. Die Checkgesetz •Vorlage, von der 
Justizdeputation des Reichstags als überfifissig erachtet, aber trotz« 
dem wegen der Übereinstimmung mit Norwegen und DAnemaik 
empfohlen, wurde diesmal angenommen. Obwohl gemflss dem m 
24. HArz (1898) promulgierten Gesetze der Check auf jede beiieUge 
Person gezogen werden kann, fungiert er bis jetzt unseres Wissens 
nur als Bankanweisung und gleichlaufend damit Unter den eigen- 
tümlichen Bestimrniineren des Gesetzes ist hervorzuheben, dass, nach 
Artikel 8, die Aiii-Jinu' (Atx^pt) des Checks „wirkungslos*' ist 
Freilich soll nach dem Mii>t. r dt's schweizerischen Obligutionenrechts 
keine Annahme, sowie k. in-' l'räi^ntation zur Annahme stattfinden. 
Damit iöt jedenfalls der Annahme nicht ci vil recht lieh j^lieiio 
ßedeutunir abgesprochen. 

Weiter hat man, für einige Jahre jedenfalls, audi den alten 
Streitapfel b^^treffond das Eigentumsrecht der Frau dun h <lie Gesetze 
vom 1. Juli (18^8) über eheliches QQterrecht und dessen Auihebaog 
nebst l^ebengesetzen zur Buhe gebracht 
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ROcksichtiich des Güterrechts gilt -wie früher der Grundsatz 
der Gütergemeinschaft zu gleichen Teilen des während der Elie 
erworbenen EJigentums — mit Ausnahme jedocli für willkürliche 
Schenkungen und Legate. Ausgeschlossen wiaxle die Geraeinschaft 
nicht nur. wie seit Alters her, bei ererbten und vor der Ehe- 
schliessuüg auf anUoiv Woise von einem Gatten ei\vorl>eneu lünd- 
licheu Grundstückoii, sftndern auch bei oiitsjueclu iHleu btiUltisclien 
Immobilien. — Zur Aufhel)ung dei Gütergemeinschaft genügt nun- 
mehr auch die blosse Zustimmung beider Gatten. Die Bestim- 
mungen über das Verwaltiuigsrccht des Mannes, die Wirkung 
der Insolvenz, die Regelung der Vermögensverhältnisse bei der 
Auflösung der Gütergemeinscliaft oder der Ehe, sowie über den 
Nachlasfikonkurs sind in erforderlichen Teilen modifixM und naher 
auQgefQhrti die Bestimmungen Aber EherertrAge (Ehepakt) in Geltung 
gehlieben. (Siehe meinen Aubat2 in „Bechtsverfolgung im inter- 
nationalen Yerkeht*' Yon Leske und Loewenfeld S. 499 ff.) Das ganze 
System wird wohl als ein etwas verwickeltes betrachtet Mit den 
materiellen Bestimmungen kommt indessen, wenn nicht jede Frau, 
so doch der juristisch Geschulte zu Becht. Die neuen Vorschriften 
über das gerichtiiche Verfahren in diesen Angelegenheiten verrate 
aber nicht die erfahrene Masterhand. 

Fflr die übrigen Qesetzesvorlagen, die hauptsächlich mehr oder 
weniger gelungene Modifikationen von Einzelbestimmungen bestehen- 
der Gesetze — iiaiianientarische — beabsichtigten, ist die inter- 
nationale Aufmerksamkeit nicht in Anspruch zu nehmen. 

b) Literatur. 

Wenn man rien scliwedisohen Bücherkatalog des Tnhres 18Ü8 
aufsclilägt, finden sich unter der Rubrik ,,Juridik (inci. Staats- und 
Kinanzrecht, Volkswirtschaft)*' — Übersetzungen, Gesetzesausgaben, 
juristische Volksech riften und Formularbücher u. dergl. su ver- 
schweigen — nur folgende wissenschaftliche Werke: Olivecrona, 
Testanieatsrecht IL Auflage, Winroth, Schwedisches Oivilrecht I, 
und Trygger, Kommentar zum Excentionsgesets, Heft I und Q; 
wozu die im vorigen Jahrgang erwähnte staatswiasenschaftUche 
Zeitschrift und zwei BroschUren von Fahlorantz aber „die Hof- 
gerichto** und Ober „die Ernannten** (Geschworenen) ,,neb8t dem 
Rechtawesen früher und jetxt*'. 
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Leider ist der in der erwfthnten Zeitschrift, die jetst eineo 
gfinstigen Bedakttomwechsd erlitten hat, enthaltene, sonst TOfdiaut- 
Tolle Aufsatz von Professor KjellÖn (die dritte ünionskommiBaon) 
mit der irrtümlichen Behauptung behaftet, dass Artikel 4 des so- 
genannten Reiohsakts (zur Regelung der durch die Union zwischen 
Schweden und Norwegen erstamlonen konstitutionellen V*'ih;lltiiis8e 
von 181."/) eine sachliche Änderung des Artikel 20 des noiwcgiahen 
(ininil^;oKPtxef> ciiDiält, insofern, als in der norwegischt-n Abfassimg 
tlo> Hoidisukt^* (^ii lie meine AuRgabe dor bchwodiscb- n und nor- 
wegis. Ih ii Grundgesetze, iV. und V. Auflage, wo die Texte parallel 
abgedruckt sind), wie in der Schwedischen die Rrde von Gnind- 
g<^sctzen (Mehrzahl) und nicht vom Grundgesetz (Einzahl) sei, ob- 
wohl das letztere — was auch Hagerup in einem Brief an mich 
vom 21. Jimi 1808 bezeugt. - iiuthontiBoh ist Da ich sonst 
<1en kritischen Bemerkungen des Verfassei-s niu* beistimmen kann, 
bedaure ich lun so mehr, dass er dies übersehen hat 

Das Werk von Professor Winroth, von welchem das ^W' 
liegende Heft (290 Seiten gr, die Eingehung und die Au^ 
lösung der Ehe behandelt, enthfllt den Anfang dner systematisdiai 
Darstellung des schwedischen Civilrecbts in seiner jetngoi durch 
Gesetze und Qerichtspraxis bestimmten Gestaltung. Die Abteilungen 
Aber Eheschliessung und Ehehindemisse hat Verfasser schon in 
swd verschiedenen Bänden „Aus meinen Vorlesungen^ behandelt 
und teilweise auf den reichen dort enthaltenen lechtsgeschicbtliefaen 
Stoff hingewiesen. Der auslftndische Spezialist, sowie die «km- 
dische Juristenwelt, hat von diesem rein wissenschaftlichen WeAe 
viel zu lernen. Die Fortsetzung wird erwünscht. 

Auch das Werk von Olivccrona enthält ein umfassendes 
literarisches un»l geschichtliches Material. 

Die beiden Hefte des Tryggersehen Kommentars enthalt'U 
breit angel<';;t'' Vorlesungen über das Exekutivverfahi-en natli 'l-ui 
Gesetze vom Ifi. August 1877 (Siehe das obengenannte Werk über 
Rechtsverfolgimg S. 479). Weil die Arbeit noch nicht vollendet 
ist, sei liier nur erwähnt, dass Verfasser gegen die Rechtsprechung 
des obersten Gierichtshofes einen selbständigen kritischen Standpunkt 
einnimmt. 

Die beiden Schriften vom Rechtsanwalt Fahlcrants enthalten 
eine auf Auszüge aus alten Rechtsbüohem gesttltate bittere An- 
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khii;.' liegen h ii Formalismus der heutigen Rechtspi-ochung und 
dir ir.inzlicil verfehlt© Methodik des Ref<<nn!:,'-nta(:'htr'ns von 18S4. 
Auf iii<' Unterschiede des altrii und des jr't/.ip'ii Vrifahrons liabe 
irh in »leinei ('Hersi^ht <ler (leschichte des schwedischen Proze.'<ses 
auch nach alten Kechtsurkuiid.Mi. aber ohno an oitie irreversible 
Rekonstruktion des Verfahrens zu denken, hingewiesen, finde da- 
gegen den Richterstand ohne Schuld an dem gerügten Mangel, 
welcher auf eine doktrinilre Gesetzgebung, namentlich vom Ende 
der vierziger Jahre, und das sinnlose zur Wortklauberei zA\ingende 
Prefbesentum der parlamentariBchen Aufsicht zurflckzutühren ist. 

Zuletzt sei noch zu erwfihnen die üntersuchung ron Dr. füis 
Wadstein über die» unsere ftlteste OeeetzTorschrift enthaltende 
Runeninaohrift des in der Eirchenthflr bei Forsa gefundenen 
Mg. Forsa - Ringes. Zn den schon 1877 von Bugge und 
Hjftrne voigeschlagenen Interpretationen fflgt Verfosser, dessen 
Schrift in den Akten der humanistiscben Geeellechaft zu Upsala 
gedruckt ist, eue neue Konjektur. , In Übereinstimmung mit Hj&rne 
findet Yerfosser in der Runenschrift Strafbestimmuugen gegen den 
Kirchenfriedensbnich, wahrend nach Bngge die TersSumnis der 
Zehnte-Zahlung behandelt sei. Vom juristischen Standpunkte ist gegen 
die Interpretation des Verfassers, die von gründlichen philologischen 
Einsichten zeucjend auf reiches Bclagsmati rial aus den mittelalter- 
hchen üesetzesurkundeu gestützt ist, nichts zu bemerken. 



S(Jiweiz. 

Genefalreferent: Dr. Ungo Oaer, Professor der Rechte, Freiburg i. Ü. 



I. Der Bund. 

Kefereut: Dr. Hugo Oser, Professor der Hechte, Freiburg i. Ü. 



lO Gesetzgebung 1898. 

Im Berichtsjahre sind zwei IVagen, welche Gesetzgeber und 
weitere Kreise lange besch&ftiglen, zum Abschluss gekommen, nftm- 
lich die Civil- und Strafrechtsvereinheitlichnng und die EiBcnbabn- 
Verstaatlichung. 
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Was die Rechtseinheit betrifft, so sind bei der Tolk$- 
abstimmung vom 13. NoTember folgende Voriagen aogeDoauiieii 
-worden : 

1. Iii den Artikel 64 der Bundesverfossiing wird als Absatz 3 
folgende Bestiinniiing aufgenoramon: Der Bund ist zur Geisetzgebuug 
auch in den Hbrigeti Gebieten dos Civilrechts befugt. 

Dei- letzte Al -.it/. des Artikels G4 tler Bundesverfassung winl 
folgendennasst'U altgtäudurt: Die Orgjiniwitinji df^r Oerichto, das 
gerichtliche Verfahren und dio Kochtsprechung verbleiben wie bis 
aiüüii den Kanfoncn. 

2. In die Hundesverfassung wenlen als Artikel 04'''* folgende 
Bestimmungen aufgenommen : Der Bund ist zur QesetzgebUDg im 
Gebiete des Stmfi'ec-hts Ix^fugt. 

Die Organisatioa der Gerichte, das gerichtlic he YerfahreD und 
die Kechtsprechung verbleiben wie bis anlüji den Kantonen. 

Der Bund ist befugt, den Kantonen xur Errichtong tod Stnf-, 
Arbeits- und Besserungsanstaltmi und für Verbesserungen im Straf- 
vollzüge BoitrSge zu gewähren. Er ist auch befugt, sich an Ein- 
richtnngen zum Schutze verwahrloster Kinder zu beteiligen. 

Mit dem Zeitpunkt, in welchem das Stra^esetK in Kraft teitt, 
fallen die Absfttze 2 und 3 des Artikels 55 (Vorbehalt kantonaler 
und eidgencSssischer Bestimmungen gegen den Missbrauoh der Press- 
frei heit) der Bundesverfassung dahin. 

Ober die Voigeschichte der Becbtseinheit vergleiche nun nebst 
den Notizen in den frflhereu Jahresberichten die Darstellung Seite 
1 05 — 172 des Jahrbuchs 1897 von Martin. 

Neben dem Vorenlwurf zum Strafgesetzbuch, der schon 1894 
mit Motiven voji riMfossor Dr. Carl Slooss imMizi-Tt und der 
rn'ifiiiii: einr-r Rachverständigenkornnjission unterworien waixi, liegtß 
folgende Tuileiitw üi-fe zum Civiln t ht vor: 

Di'^ Wirkungen der Ehe 1ÖÜ3, 

Das Erbrecht 1895, 

Das Grundpfand 1808. 

Diese mit Motiven versehenen Projekte ^^iii l das Work \^>n 
Professor Dr. Eugen Huber. Dieselben sind blos für die Mitglieder 
einer Expertenkommission als )Ianuskript gedruckt 

Als Vorentwurf der Kommission, deren BeiBtung obige Arbeiten 
zur Grundlage dienten, liegt vor: 
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PttiBOiieii- und B^tlienrecht (1. und 2. Teil des schweizerischen 
CtYilgesetzbuches) 1896. Seither kommen dazu: 

Das Sachenrecht (4. Teil des schweizerischen Civflgesetzbnches) 

1899, el)enfalls Voi*ent\vurf eines Kommission. 

Schweizeiisclies Civilgesetzbiich, Vorentwui-f des Eidgenössische u 
Justiz- und Polizei-Dojaiti uients 1900. 

Dieser Entwurf ward oinor 80i?liodrigeii Experten kuiiuiii.->;iioii 
unteilneiti't, die das» PeisniuMi- und Familienrecht in einer Tagung 
im OktL)l)er 15»01 grösstenteils tfiliu: Horaten hat und sich im 
Frfdijahr und Jderbsl 1902 noch mit dem Erbrocht und Sacheni*echt 
2U befassen hat, währcnil die Revision dos besteheudou Obligationen- 
i'orhfs. das auch Bestandteil des Gesetzt »uclies werden soll, an eine 
besondere Kommission gewiesen worden ist. 

Die Eisenbahn Verstaatlichung hat ebenfalls eine lange 
und bewegte Vorgeschichte. Schon beim Beginne des Eisenbahn- 
baiies in der Schweiz, Ende der 40 er Jahre, stritt man sich 
lebhaft um die Frage des Staats- oder PriTatbetriebes. Ünd auch 
nachdem die AnhAnger des letzteren obgesiegt, Hess man doch die 
Frage des Erwerbes der Eisenbahnen fOr den Staat nie aus dem 
Auge. Drei Wege waren dabei denkbar: der Ankauf der Aktien, 
die Enteignung der jetzigen EigiHitOmer und der konzessionsn^sige 
Erwerb nach den in den Bau- und Betriebskonzessionen für diese 
Eventualität eigens stipulierten Bestimmungen. Durch den frei- 
händigen Kauf warder Bund 1890 in den Besitz der Mehrzahl 
der Priontatsaktien der Jura-Siiiipli>n-Balm gclatigt, dagegen kam 
der 1887 fast vollendete Ankauf der Nordostbalm auf diesem Wege 
in f' >!.:;•• geringer Differenzen im Kaufpreis, deijenigo der CentralUilin 
im Jaiue 1891 infolge Verweisung des bezüglichen Vertnigos durch 
das Volk nicht 7m Stande. Die En teigu u n , füi wrloiic die 
sozialistische Partei »■\u mangels nötiger Unterechritten den Zweck 
nicht erreichendes initiativbegehren inszeniert hatte, und für die 
sich seilest ein Direktor einer beteiligten Bahngesellschaft in öffent- 
lichem Vultracr ausgesprochen, wollte man nicht, weil man sie 
angesichtj< doi- Konzo-^sionen als einen Eliogriff in die wohlerwf)rbenen 
Rechte der Eiaeabahogeseiischaften betrachtete. So blieb also nichts 
flbrig ab der konzessionsm&ssige „Rückkauf". Nach den 
Konzessiooen kann der Bund auf einen gewisse Zeitpunkt jede 
einzelne Bahn erwerben zum 25 fachen Durchsohnittsreinertrag der 
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der RückkauCaaakaudigiiiig vonogehendeo zehn Jahre, welcher Be- 
trag aber mindesteoB die Hohe des AnUigekapitals en^eieheo massL 

Das vorl legende Gesetz, betitelt Bunde sgesetz betreffend 
die Erwerbunj^ und den Betrieb von Eisenbahnen für 
Rechnung des Bundes und die Organisation der Ver- 
waltung der seh wei zerischeu Bundesbalineii, welches von 
di'i iUuidesvei-sjiniiiiliiüg den 1 'i. Oktober 1897 erlassen wunle. al»er 
ei"Ht den 20. Februar 189S vom V^lk, an vv«^lfbes es u^rinils.s «Icr be- 
st« li«-iiden Kinrifbtuiig der fakultativt-n ( toset zesrefereiidiiiiiä gebogen 
wonlen, ang noinmon war, giebl nun dem Bund in Artikel 1 die 
Möglichkeit, die sehweizerisciien Eisenbahnen, die „wegen ihrer 
volkswirtschaftlichen oder uiilitäiischen Bedeutung doii Intorvssen 
der Eidgenossenscliaft oder eines gniSfiorcn Teiles derselben dienen 
und deren Erwerbung ohne UDverhältnisrafissige Opfer erreichbar 
i^t'\ ffir sich zu erwerben und unter dem Namen ^yScIiweizerischo 
Bundesbahnen'^ für eigene Rechnung zu betreiben. Speziell soll 
der Bundesrat den RQckkauf ankflndigen gegenüber der Juisr 
8inipl(Hi-Bahn, der Schweizerischen Centralbohn, der Ni^ostbahn, 
den Vereinigten Sohweizerbahnen und der Ootthardbahn. Mit 
Qenehmigung der Bundesversammlung kann an die Stelle d« 
konzessionsmAssigen Rückkaufes dieser Bahnen der freihBudige & 
werb treten. Ebenso bedarf der — konzessionsmüsaige oder dnrdi 
Vertrag zustande kommende — Erwerb anderer als der genanntea 
fünf Bahnen der Zustimmung der Bundesversammlung. Dagegen 
ist der Erwerb von zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes nodi 
nicht bestehenden Bahnen oder von solchen, die den Anfoi-derungen 
des Artikels 1 niciit uiitsprechen, au den Eria.ss eines besonderen 
Bundesgesetzes (also an t;iu cveiitupllos Referendum) ge^nndfii. 

Dio Mittel /auh Krwerb der Bahnen sollen durch «"in-' Anleihe 
bcsrliaftt woi 'l. n. Die Betriebsüberschübse sind zun.i -li^t zur Amorti- 
sation die.sei Anieiiie iikuerhalb längstens 00 Talnrn zu vel•^^eu^kIl. 
Von den weiteren Übersehflssen fallen 2ü ^/q an den Keservefoiul^. 
80 sind zur Hebung und Erleichterung des Verkehrs, insbesondere 
zur Herabsetzung der Personen- und Qütertarüe und zur Erweiterung 
des schweizerischen Eiaenbalmnoizes . vorzugsweise desjenigeu der 
Nebenbahnen zu verwenden. Ueicheu die oi-dentlichen Eianahni^ 
mit lub^rifi* der nicht verwendeten QewinnsaldovortrSge, tnr 
Deckung der Betriebsausgaben, zur Verzinsung des Anhigekapitals 
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und zur AmortiBation nicht aus, so ist ein entsiueoheuder Betrag 
dem Reserrefonds zu eatnehmeD. 

Wie es sich rerhalte, wenn au(9h der ResemfondB nidit aas- 
reicht, sagt das Gesetz nicht, und doch ist diese Eventualität nicht 

ausgeschlossen, nachdem sich lierausm stellt, dass die bnndesrat- 
lichen Kaufpreisberechnuiigcii in der Botschaft viel zu niediig und 
der voraussichtliche Zinsfuss lur die Eisenhuhnanleihe als zu günstig 
für den Bund hingestellt wurden. Es wird dann eben die Bundes- 
kasse einspringen müssen. 

Die Verwaltun;^' der Bundesbahnen besorgt eine besondere Ab- 
teilung der Bundesverwaltung. An der Spitze steht, abgesehen von 
einzaluen dem Bundesrat und der Bundesversammlung zugewiesenen 
Kompeten/on der Verwaltungsrat, bestehend ans 5;') Mitgliedern, 
wovon 25 der Bundesrat, 25 die Kantone und 5 die Krdeasen- 
bahniflte ans ihrer Mitte wfthlen. Zur Vorbemtung der dieser 
grosseren Versammlung zugewiesenen Traktanden wählt der Ver> 
waltungsrat tine ständige Kommission von 6 — 10 IGtgHedem. Die 
eigentliche GeecfaäftsfOhrung besorgt die Genenddirektion, bestehend 
aus 5 — 7 Mitgliedem, die der Bundesrat ernennt , 

Neben dem centralen Yerwaltungsrot giebt es EieiseisenbahU' 
rite für die einzelnen Kreise (Lausanne, Basel, Luzern, ZOrich und 
St. Gallen), von denen je 4 Mitglieder der Bundesrat, 11 bis 16 
die Kantone wählen. Diese Behörde hat wesentlich begutachtenden 
Charakter in Fahrplan- und Tariffragen und genehmigt Bericht, 
Rechnimg und Budget der Kreisdircktionen, welche letzteren, aus je 
S Mitgliedern bestehend, vom Bumlciiat nach dem unverbindlichen 
Vorschlag des Verwaltungsrates gewählt werden. 

Die Amtsdauer für Vei waltungsrat und Ki'eisräte beträgt 3, 
für General- nnd Kielsdii-ektinnen 0 Jahre. 

Vorstehendes (Tesetz hat schon als Entwurf lebhaft die öffent- 
liche Meinung in Bcirsenkreisen diesseits und jenseits des Rheins 
beschäftigt. Man spracli von Verletzung wohlerworbener JElechte, 
indem der Bimd an Stelle der in den Konzessionen garantierten 
PHvatrechte Bestimmungen o'mos speziell für den Rückkauf er- 
lassenen Gesetzes setze. Nicht wenig hatte zur Aufregung das 
in der bundesrätiichen Botschaft zum Gesetzesentwurfe unn5tiger> 
weise enthaltene, unverbindliche Liquidationsergebnis fflr die Ak- 
tionäre, wonach der Wert der Aktien erheblich unter dem damaligen 
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Börsenkurse stand, betgetrageo. Dass man aber aeitens des Bandes 
eine Vergewaltigung der Aktion&re nicht beabsichtigt, dttrfte haTo^ 
gehen aus dem Umstände, dass die Bundesversammlong den 
30. Juni 1898 beschlossen hat, den Simplontunnel als auf Bedmumg 
der Juia-Sin)|iloii-Bahn erbaut hinssunebmen, wenn er auch zur Zeit 
des Obetgaiiges der Jura-Simplon-Bahn an den Bund noch niebt 
fertiggesteUt sein sollte; diese Eventualität wird jedenMls 
treffen. Dieser Beschluss involviert eine freiwillige Leistung von 
ca. 20 Millinnt'ii Fi-aiiken an die Juni-Simplonbahii, imV ni liu 
nicht nur ihvc Auslagen, sondern sämtliche Siibvoiiiioueii, wonmler 
die den Bundes scUist: vergütet w.-rden. Sodanu hat das Bundes- 
gericht in seinen Entschciduiiurti Vdin 21. Januar und vom 19. Juli 
1>^99 in den IVozessen zwis^crhen Bund und Centraibahn und Bund 
und Nordostbahn ausdrücklich erklärt, dass die Konzessionen dem 
Keohnungsgcsetz vorgehen. Wenn nun die Klagen über das Gesetz 
noch nicht vei^tuinmt sind, so sollte man meinen, sie stainmen 
weniger von Aktionären, als aus solchen Kreisen, wn inan l>edanert, 
dass mit der Eisenbahnverstnatlichung in der Schweiz einzelne 
der beliebtc^sten Papiere des ArbitnigegeschSfts vom Kurszettel ver- 
schwinden. Seither ist nun der freihftndige Kauf mit der Centnl' 
bahiif der Nordostbahn und den Vernnigten Schweiserbahnea m 
Stande gekommen. Auch die Junh8implon>Bahn wird Tuiauflsicbt* 
lieh demnfichst auf diese Weise erworben werden, wShrend der 
Ootthaidbahn der Rackkauf erst aul 1901 angekündigt werden taini. 

Das Bundesgesetz betreffend die Fabrikat ton und den Ter* 
trieb von ZflndhMzchen vom 2. November wiU die Übelstände 
beseitigen, die sich mit der Fabrikation dieaea Artikels bisher vo«' 
banden und die sich namentlich in der Phosphornekrose ftnsseHen. 
Im Jahre 1895 hatte das Volk eine Vorlage der BundesversammlaBg, 
worin die ZflndhülzchonfabrikiiUou als Monopol eikläit war, ver- 
worfen, und es musston andere Wege eingesclüagen werden, nm 
zum Ziele zu gelangen. Das vorliegende Gesetz verbietet nur 
Fabrikation. Ein- und Au^fiilir und Verkauf von Zün<lhnl/.chen mit 
gellM iii i'hosiiii n . ZiiL;leich werden andere, die Arbeiter schQtzendo 
Vorx hiiften aufgestellt. Die Fabrikation lie^lai-f der Bewilligung 
der Kantonsregierung und sie fällt ohne Rücksicht auf di*' ArtM^iter- 
zahl und die Ausdehnung des Betriebes unter die Bestimmungen 
des fiundesgesetzes beti^effend die Arbeit in den Fabrikm, wodarch 
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!iani« ii(li. h eine wirksame Kontrolle ermöglicht wiitl. Der Bnndeönit 
wird ermächtigt, Rezepte fiber Hei*stellung8verfahren, welrho für 
Gesundheit mid Sicherheit der Aibeiter ia ZUndhöUchenfabnken 
und des Publikums besondere Gewähr bieten, zu erwerben und den 
Fabrikanten zur Verfügung zu stellen. 

Als AusfQhning der im letzten Jahrbuch 8. 969 erwfthntan 
Vei^iBsungsrevision charakteriaiert sich der Bundesbeschluas be- 
treffend die Oberaufsicht des Bundes über die Forstpolisei 
▼om 16. April. Darin wird tnnsitorisoh, Ins zum Erlass eines 
neuen Forstgesetzes, das Bundesgesetz Tom 24. DClra 1876 auf 
das gesamle Gebiet der schweizerischen Eidgenossenschaft ausge- 
dehnt, w&hrend es bisher blos fOr das Hochgebirge galt Dieser 
Bnndesbeschluss veranlasste deshalb, weil die Vollziehung des Ge- 
setzes von 1876 teilweise Sache der Kantone ist, mehrere Kantone, 
Ausffihnnigsbestinmittngen zu erlassen. Die betreffenden Erlasse 
datieren in Bern vom 17. August, in Zug vom 28. September, in 
Solotliurii vom f). August, in Basel vom 10. November, iu Tcisüin 
vom 11. Januar. Baselland und Waadt liahen df^n Anhiss zur Ver- 
voUstÄndigung resp. Revision ihrer Gesetzgebung beuützt (siehe unten). 

Inti-riiationaler Natur sind: 

1. Krklärung zwisclien der Schweiz und dem ürossherzog- 
tum Baden bctrefTond die Miiitärtran sporte auf der Eisen- 
bahnlinie Egiisau-Schaf fhausen vom 18./24. Januar. 

Danacli ist die Benützung dieser badisches uud schweizerisohes 
Gebiet durciisctmeidenden Eisenbahn gestattet für einzeln reisende 
Militärs und kleinere Abteilungen unter 30 Manu mit ungeladenem 
Gewehr, ohne Munition und ohne au^pflanztes Bajonett, sowie fOr 
bewaffnete Beamte und Bedienstete der Öffentlichen Verwaltung. 

Der Durchpass kann beidseitig untersagt werden für den Fall 
und auf die Zeit, wo das Interesse der Sicherheit oder der Neu- 
tralitAt die Einstellung erheischen konnte. 

2. Eridfining zwischen der schweizerischen Eidgenossenschaft 
und dem Königreich Portugal betreffend gegenseitige unent- 
geltliche Verpflegung armer Erkrankter vom 16. Mai. 

8. Vertrag mit Spanien Ober die gegenseitige Vollstreckung 
von Urteilen oder Erkenntnissen in Civil- und Handels- 
sachen, abgeschlossen den 19. November 1896, in Kraft seit 6. Juli 
1898. 

67 
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Die Vollstreck ungf von Urteilen der ordentlichen Gerichte oder 
geHetzmässi^ errichteter Schieds- oder üewerbegerichte ist von der 
beteiligtipn Partei hei der zuständigen Behörde des Ortes, wo die 
YuHstn ' kling statUinden soll, ilirokt nachzusuchen unter Beilcguiii; 
einer bof:;lauKif;ten Uiteilsabschrift , des AuRweifies ni>er gehörige 
Vorlaihmg der Gegonjjartei und ges< lieli<Mn' Eröffiiung «les Erkennt- 
nisses, sowie eine Heschoirugung dfs Gerichtssclinibere des ui- 
teilenden Gerichts flbei Keclitsiu-aft und Volli^troLkbarkeit des Urteils 
nach der Gesetzgebung seines I^andes. Ül»er das Vollstreckungs- 
begehren wird entschieden nach Vorladung der Parteien. Einer 
materiellen Überprüfung unterliegt das Urteil <ie8 indem Vertrags 
Staates nicht, es kann die Vollstreokung vielmehr blos verweigert 
werden 1. wenn die Entscheidung von einer nidit suatftndigen Behörde 
ausgegangen ist, 2. wenn sie erlaseen wurde, ohne dass die Fut^ 
gehörig voigeladen oder gehörig ▼ertreten waren, 3. wenn die Onind- 
sAtie des öffentlichen Beohtes des Landes, in welchem die Tdi* 
Streckung stattfinden wfirde, dieser entgegenstehen. Die perBOoliche 
Haft ist nur yoUstredcbar, wenn sie für denselben IUI im Toll- 
streokungslande zugelassen wird. Die Bogatorien und die Zu- 
Stellung der prozessnalisohen Äktenstficke erfolgen durch Ver- 
mittlung der diplonutischen oder konsularisdien Vertreter auf 
Kosten des ersuchten Staates. 

4. Übereinkunft mit Österreich betreffend die Regelung 
des Verfahrens bei der Übergabe und Übernahme von 
Verbrechern an der Grenze vom 4. November. 

Es werden die Orte und Behörden zin- ( iternahme von Ver- 
brechern bezeiclinct. Es ist roindesteus einen Tag vorher Anzeige 
au madien. Soll der Verbrecher blos durchgeliefert werden, sa 
mnss vorher die Übernahme desselben durch den Staat, an den er 
ausgeliefert wird, gesichert. und es mflssen die nötigen Massnahmen 
dazu getroffan sein. 

5. Auslieferungsvertrag mit den Niederlanden vom 

31. März 1898, ratifiziert den f: ^^^^^"^^ 1898, in Kraii seit 

14. Detember ' 

22. MArz 1899. 

Der letzte Vertrag datiert vom 21. Dezember 1853. Seit- 
her sind in beiden Staaten Anslieierungagesetze (in den Mied€^ 
landen den 6. April 1875 und in der Schweiz den 22. Juni 1892) 
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und in deu Nieileriaiulcii ;i;ugleicli ein nouoä Sti-afgesetz crluasen 
worden. 

Die Delikte, welche eine Auslieferung hogrüiiden, sind gegen- 
über früher bedeutend vermehrt; es betrittt dies namentlich Delikte 
gegen die persönliche Freiheit, das Vermögen und die gescblecbt^ 
Hebe Sittlichkeit Neu ist die Bestiumiung, dass pi-ovisorisch, in 
Gewäilii^nii'j eines auf diplomatischem VCri^o zu stellenden Aus- 
lieferungsbegehrens, von jeder kantonalen Foüzeidirektion resp. jedem 
holländischen Justizbeamten, sowie von jedem Untersuchungsrichter 
direkt durch die Post oder den Telegraphen im andern Staat die 
Verhaftung einer Person bewirkt werden kann, ^vatverbindlich- 
ketten des Verfolgten sollen die A^uslieferung nicht hindern. Beide 
Staaten erkennen die Verpflichtung an, alle Strafurteile wegen Ver- 
brechen und Vergehen, welche von den Gerichten des einen Staates 
gegen Angehörige des anderen ausgesprochen worden sind, einander 
mitzuteilen. Auch fflr im Vertrag nicht genannte Delikte sichern 
sich die Vertragsstaaten AusUeferung zu, wenn eine solche Aus- 
liefening in Zukunft einem andern Staate gewährt werden sollte. 
Der Vertrag bezieht sich auch auf die holländischen Kolonien. Das 
»md die Hauptucuerungen gegonülM i dem bisherigen Zustand. Die 
Auslieferung wegen |K»liti>(.lirr Delikte findet mit densulben Be- 
*chiüiikungeu, wie sie im Vertrag mit Österreich, dem ersten 
^eit dem Auslieferungsgeaetz von 1892 (vgL Jahrbuch 1898 S. 777), 
genannt sind, statt 

6. Zusatzfibereinkunft zur Übereinkunft mit Italien vom 
8. November 1882 betr. gleichartige Bestimmungen fiber die 
Fischerei in den beiden Staaten gemeinsam angehörenden 

Gewässern vom 8. Juli 1898, ratifiziert den t"!- 1898. 

' 22. Juh 

Damit soll ein einheitliches Verfahi-en für Bestrafung von Ober- 
tretungen bezweckt werden. Die Bestrafung für Übertretungen im 
Nachbariand erfolgt unter Anwendung der in der Gesetzgebung des 
eigenen Landes voi^gesehenen Strafen. Keine Bestrafung erfolgt, 
wenn der Delinquent nachweist, dass im Begehungsland die Strafe 
an ihm bereits vollzogen, erlassen oder verjährt sei. Der Staat, der 
die Strafverfolgung duicMQhrt, bezieht allein Bussen und Kosten 
vorbehaltlich des Bussanteües des Verzeigers. Die beschlagnahmten 
Geräte und Fische verbleiben im Lande des anzeigenden Beamten. 
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7. Vertrag mit Frsnkreich betreffend die Auswechslnn; 
Ton Poststücken bis zum Gewichte von 10 kg vom 
15. NoYomber. 

W&hrend bisher das Maximalgewicht der von der fnnsQnwheii 
Post ansgewediselten Stücke 5 kg betrug und darOber hinausgehende 

Sondungen von den Eisenbahnen besorgt wurden, lx?fasst sich jetzt 
die Post mit <lem Austausch von Sendungen bis zu l'i ke iimi 
zwar betri^jt der Preis iür Sendungen nach Frankreich und nach 
der Schweiz 1,50 Frcs. 

Lediglich der Vollständigkeit li.ill.or erwähne ich: 

1. riH reiiikoiiimi u mit verschiedenen dem Weltpostvereiu 
angehörenden Staaten 

a) betroffend den Weltpostvertrag, 

b) betreffend den Austausch von Briefen und Schachteln mit 
Wertangabe, 

c) l^etreffend den Oeldanweiaungsdienstf 

d) betreiTend Auswechselung von Poststflcken, 

e) betreffend den Dienst der Einzugsnuindate, 

f) betreffend die ESnfOhrung von Identitätsbüchem im mte^ 
nationalen Postverkehr, 

g) betreffend die postalische Besoignng von Abonnementen auf 
Zeitungen und andere periodische Veröffentlichungen, vom 15. Juni 
1897, von der Schweis ratifiziert den 22. April 1898, in Ixtä 
seit 1. Januar 1899. 

2. ZttsatzprotokoU zu dem am 15. November 1893 mit Belgien. 
IVankreich, Griechenhuid und Italien abgeschlossenen MOnzfiberein* 
kommen, vom 15. Marz 1898, in Kraft seit 31. Januar 1899. 

3. Beitrittsorkläi ungcu verschiedener Staaten zu bestehenden 
inteinutiuiialen Verljftnden. 

Auf den Inhalt gehe ich im Sinne des letztes Jahr S. 961/2 
gesagteu nicht ein. 

b) Literatur. 

I^ezilglicli der Xateratur seien folgende Werke erwähnt >): 

Hensler in seiner Übernokt in Heft 3 der „Zeitschrift für Schwei- 
zeriaofaes Recht" & 499—82 führt 100 Nummern auf, wobei aach OeMshiahte 
und Quellen, sowie DoktordlasertationeD und AnfUttze in ZeitBohiiften i»- 
begriffeD sind. 
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Seh woizerisehes Reclitsbnch. Saninilung der gebräuch- 
lichsten Gesetze, Beschlüsse und Verorflnung- n der schveizeiiaohen 
Eidgenossenschaft. Im Auftrage des Bundesrates herati^iegebeil TOn 
P. Wolf. 2 Bände, Basel, Kreis. 

Dios für die Praxis sehr verwendbare Werk erschien auch in 
französischer Sprache. 

ICaokenroth, A., Nebengeset]» zum scfaweizerischeii Ob- 
ligationenrecht Zflrich, F. Schidthess. 

Es werden hier die flaftpflichtgeseCze, sowie die Gesetze Ober 
gewerbliches Eigentum in der Art von Schneidere Ausgabe des 
ObligaUonenrechts unter spezieller BerQoksichtignng der Pknxis 
kommentiert. 

Scholienberger, J., Omndriss des Staats- und 7erwaltung8- 
rechtes der schw^zerischen Kantone. HL Band. ZQrich, Mflller. 
Enthält die äussere Verwaltung (Finanssen, Polizei und MilitSr) 

ujul den Verwaltungsprozess. 

Brodbeck, K. A. Unser ßundesrecht in Dopjjclbestcuerungs- 
sachen. Beitrag zur Lösung einer Tagesfnige. Bern, Wyss. 

Behandelt die sehr reiche Praxis der Bundesbehürden. 

Huber, E., Betrachtunffon xihrr die Vereinheitlichung und 
Keform des schweiz^risr hon Grundpfandrechtps. Basel, Reich. 

Der Verfasser entwickelt die Hauptgnindsätze, die ihm bei 
der Hedaktion tl^s blos für die Mi^eder der Beratungskommission 
gedruckten Entwurfes leiteten. 

Röthlisberger, E. Geistiges Eigentimi und geistige Produktion 
in der Schweiz. I. Das Urheberrecht an Presserzeugnissen. II. Die 
geistige Produktion in der Schweiz. Bern, Schmid nnd Francke. 

Dunant, Th., Trait^ des marqiies de fsbrique et de commerce, 
des indications de provenance et des mentions de reoompense in- 
dustrielles en Suisee. Gen^ve, ^ggimann und Oie. 



— 1062 — 



II. Die Kantone. 
1. Zarioh. 

Referent: Dr. W. BnrcUiardt, Frofeesor der Rechte, Lnisanoe. 

a) Gesetzgebung. 

üesetz betr. die Ausübung des Reclitsauwaitsbeiuies 
vom ir>. Mfirz. 

Das (lesotz ulx^r die KoelitspÜogo von 1874 hatte die Aus- 
übung; (loa An^JiKsborufes jedem Aktiv}»iirger gestattet; das neiic 
Gesetz kommt auf das frühere Reclit zurück, indem ee das Recht 
zur l)enifmuilssigen Fflhning von Civil- und Sti-afprozefisen vor den 
ZOricher Oericbten von einem auf Orund einer Prüfung vom Obo^ 
gericht erteilten Befähigungsausweis abbAngig macht ' Zar Fififnn; 
wird zugelassen, wer den Ruf eines ehrenhaften und zutitueos* 
würdigen Mannes genieest und ein Jahr lang bei einem Zflncher 
Bezirksgerichte oder beim Obeigeiioht als Richter, Oericfatssdueiler, 
Substitut oder Auditor, oder bei einem Züricher Bechtseo^t 
thatig gewesen ist. Die Anw&lte stehen unter der Diszipliur- 
aufsicht des Obergerichts, das auch einen Gebührentarif aufeteUco 
soll Die Anwälte sind verpflichtet, die Vertretung von ButneD 
zu übernehmen, denen das Armenrecht bewil%t worden ist und 
erhalten dafür eine billige EIntsehJlfliguii«,' aus der GerichtskMse. — 
Schweizer Bürgerinnen sin i für die Aii^übunir des Rocht^ianwalt»- 
henifes den Sch\v.>iz< r Bürgern gleichgestellt. Ehefniiien bedürfen 
dazu der Einwilligiuig des Ehemannes. 

Dic'jp Restiimininir (ä^ 5) wiii'd»' <\oi Volksalisf im muiig gesondert 
unterstellt und mit luvm ht-r Mehrheit angenomiiuMi, 

Vorordnung des Oborgerichts bofr. den Hofäiii^'ungs- 
uachweis für den fiechtsaowaltsberuf vom 17. Oktober. 

b) Literatur. 

Stüssi, Baugesetz für Ortschaften mit stftdtisclieii V6^ 
hfiltoissen. 1. Teil. 3. Auflage. 

Beut, Das Strafgesetzbuch des Kantons Zürich. 3. Aofiige. 
Bearbeitet von E. Zürcher. 
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2. Bern. 

Beferent: Dr. W. BnrcUiavdtr ProfeaBor der Beohte» Lausanne. 



a) Gesetzgebung. 

Gesetz über die öffentlich-rnchtlichon Folgen (Ehren- 
folgen) des Konkurses und der fruchtlosen Pfändung 
vom 22. Februar. Angenommen in der Volksabstimmung vom 1. Mai. 

Bis jetzt wurde der Gemeinschuldner in aeinen bürgerlichen 
Beohten beschränkt, wl^urend der fruchtlOvS Ausgepfändete frei aus- 
ging. Das neue Geaelz unterwirft auch die letzteren dem Verlust 
der bQinerlichen Rechte auf drei Jahre, die Eonkursiten auf aecha 
Jahre. Eine wiUkflrlidie Abkürzung dieser Zeit durch den fiiohter 
wegen teilweiaer Nichtvefachuldnng, wie ai^ drei frOhere Tom Volke 
verwoilene Vorlagen vorsahen, findet nicht atatt Dagegen kann der 
Sdiuldner durch Zahlung eines Drittda oder von zwei Diitteki der 
Verlustaumme die EinateUung im Aktivbaigerreoht um ein bezw. 
zwei Drittel der Dauer abkflrzen. Kann der Schuldner beweisen, 
dass ihn kein Verachidden an seiner Zahlungsunfähigkeit trifft, ist 
die ipso jure eingetretene Einstellung wieder aufzuheben. 

Dekret des Grossen Rates betr. Naturalverpf legung 
dürftiger Du rohreisen der vom 27. Dezember. 

Die Anitsver^iimrnliuigen jedes Bezirkes, eveut. der Regienings- 
rat, kßnnen f^einäss; §§ 66 niul (57 des Armengesetates die Natural- 
verpflegimg hosrb.Hfsöeu, und dann sind alle Gemeindon des Bezirks 
zu aktiver Teilnalnne am NaturalverpÜegiuig&verbande verpflichtet. 
Das ganze Instittit sieht unter der Direktion des Armenwesens, die 
zu diesem Behuf eine Kommission von 9 — 11 Mitgliedern beige- 
ordnet erhält. Diese Kommission stellt ein rationelles Stationen- 
netz fest Mit den Stationen wcnlon, wo das Bedürfnis besteht, 
Arbeitanachweisbureaus für die Durchreisenden verbunden. An 
Kosten zahlt der Staat 50 7o der Reuiausgaben nach Abzug der 
frsiwüligen Beitrige, tmd zwar aus dem Alkobolzehntel (Bundes^ 
Verfassung Artikel B2^). 

Gesetz betr. die Einführung der Örtlichen Vormund- 
achaltapflege vom 24. Februar. 

Bisher stand in Bern die Vormundschaltspflege über ihre An- 
gehörigen der „bürgerlichen** Heimatgemeinde zu, auch wenn die 
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BeTormundeten nicht ao ihrem Edmatorte wohnten. Dbs BaDd» 
gesotz Uber die oivilrechtlicheii Verbflltnisae der NiedeigebsBeDeo 
vom 25. Jnni 1891 hatte schon die Kantonsfieniden der Tocmnad' 
Bchaftspflege ihrer WohnBitzgemeinden in ihrem NiederlassuDgs- 
kantone unterstellt Dieses Prinzip wird nun auch als Beg«! mit- 
halb des Kantons au^;estellt Die Einwohnd^meinde des WohnatMs 
fAhrt die Vormundschaft; ausnahmswdse jedoch die Burgergemeiode 
und biirgerlidien Korporationen Aber ihre Angehörigen. Nach des 
§§ 7 und 9 Icann eine Person nur bevogtet werden, nachdem äe 
vom Regierungsstatthalter einvernommen worden ist; erheben sie 
Widerspruch, uur auf üruiul eiues gerichtlichen Entscheides. 

b) Literatur. 

ScTiaffroth, J. 0., Geschichte des bernihchen Gefängniswesens. 
Nach den Quellen bearbeitet Bern, £. J. Wyss. 



3. Luzern. 

Beterent; Dr. Ungo Oser, Professor der Hechte, Freiburg l 



Gesetze sind im Berichtsjahre keine erlassen worden. 

Dagegen ist anzufahren eine Regierungsverordnung ^ 
mativer Natur, nftmlich betr. den Arbeitsnachweis Tom 26. ApiiL 

Sie reguliert die Thfttigkeit der Arbeit8TermittIungsbaiWB> 
Eb werden die Gebühren bestimmt; die geführten Bücher mD« 
Polizei- und Gerichtsbehörden ledenseit offen stehen. Bas Bt^a^ 
lokal darf nicht in einem Wirtshause sich befinden. 



4. Uri. 

Referent: Dr. Hugo Oser, Ptofessor der Beohte, Fireiburg i< ^■ 



1. Gesetz der Landsgemeinde betr. das üherzeigendc 
Kapital vom 1. Mai. 

IHi' RiHihtsverhältnisse bei df>r ZprstiU-kelnnir eines mit ein^r 
Hypothek belasteten Onindstückes oder bei Verpfändung mebi^ 
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OnimlBtucke dun li o i ii o n Pfandakt können verschieden*? sein. Die 
Besitzer der Tcilf köniun solidaiiscli oder subsidiär für <lnR Ganze 
oder Mos jno rata persönlich uinl mit ihren (iruiid>iiückou liaflon. Die 
K»;gC'hing im Kanton üri war bisher, wie in anderen Kantonen der 
Urschweiz (vgl. das Gesotz Nt». '.i unter Schwyz und das Zugerisehe 
Gesetz im Jahi-esbericht für 1896 »Seite 794/5) m. dass 1.1 der 
Teilung eines belasteten Grun<lstückes die personlielie Schuld einem 
Ein/f^lnrn übertragen wurde, die Gnmdstücke der übrigen Teil- 
eigentümer dagegen subsidiär mitverhaftet blieben (^^überzeigendes" 
oder „überlangendes'' Kai)ital). Daraus entstanden nnn im Traufe 
der Jalirzehnte — oder Jahrhunderte, soweit es sich um unabl^bare 
Ofllten handelt — ünzati^lglichkeiteD, die das vorstehende Oesetz 
teüireise besdtigen will. 

Danach dfirfen fOr die Zukunft neue hypothekarische 
Sohiddverschreibungen nur mehr auf einem liegenden Gute errichtet 
werden. Wird ein LandstOck infolge Yerkauis oder Erbteilung oder 
Austausch zarstückelt, so werden die Stocke einer neuen amtlichen 
Sehltzung unterstellt und die Schuldverschreibungen pro rata verteilt 
Wird von einem Grundstück ein Teil zu selbstftndiger Verwendung 
abgetrennt (z. B. als Hausplatz u. s. w.), so kann der Eigentümer 
dieses Teiles durch Entrichtung des wirklichen Wertes desselben, 
der eventuell durch das Gericht festgesetzt wird, seine Liegenschaft 
von der Haft befreien („das ülierzeigende Kapital erlischt"). 

Jeil*_'i' Eigentümer pin- > (nundstückes, auf dem seit der Zeit 
vor InkrfifttrcttMi des GcM t/' s eine hypothekarische SduiM- 
verschreibung, für die er per5>«iidieh nicht haftet, lastet, kann diene 
nach Massgabe des im Schuldtitol genannten Tilgungsmodus ablösen 
imd Regressklage gegen den pei-sönlichon Schuldner erhelien. Der 
Gläubiger kann die Ablo^;unc: dadurch verhindern, dass er den be- 
trefienden Teil des Unterpfandes hj-iwthekarisch entlastet. Der 
ßgentOmer einer Liegenschaft mit auf ein fremdes Grundstück 
flberzMgender Schuldverschreibung kann nicht letztere auf seinem 
Grundstück abschreiben und auf dem ,)Überzeigaiden*' (d. h. dem 
Grundstück des Nichtschuldnera] haften lassen. Dem Kapital- 
gUubiger gegenüber haftet der Eigentümer des Teilstückes, auf das 
die Schuldverschreibung überzeigt, blos für zwei verfallene und 
den laufenden Zins; der Geltendmachung hat eine Betreibung des 
Sdnüdners vorauszugehen. 
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2. Verordnang des Landrates betr. die AblOiuog 
und ümwandlang der Zehnten und Grandiinae vom 
38. Norember. 

NaturaUeistungen und ewige Gnindzinse. die awf einer Liegpn- 
Bchaft haften, und Zehnten sind ablösbar. Für Natuiiilzelniten und 
Naturalleistungen winl der Durchschnittswert der letzten sechs 
Jahre berüi;huet. tiud der fiiiifiindzwanzigfache Botrag bildet die 
Ablösungssumme. Besteht die Leistung schon in GeM sn wird 
si<' .-iiifach zu 4 ^/^ kapitalisiert. Die fnr die AMüsunt,' hczahlten 
iSumiiicn dürfen ihrem urs{irüii^li('luMi Zweck nicht eiitfrem«Wl 
wenlen. Der Schuldner kann auch die blosse UmwandluBg einer 
NattiralleistUDg in einen Geldauna verlangen. 



5. Schwyz. 
Referent: Jttartia Ochsner, Kanzieidirektor, Schwyz. 

1. Das am 7. September vom Begierungsrate erlassene Aos- 
fflbruDgBreglement xur kantonale» VollziehnngsTerord- 
nung sum eidgenÖSBiechen Waaaerbaupoliaeigeseti to» 
28. November 1879 setat fest, dass die Anordnung der techniBcben 
Vomnterauchung eines Bach-, Flosa- od«r Sutschgebietas durch 
besondere Schlussnahme des Regierungstatee erfolge, wddie der- 
selbe entweder auf Antrag des Besirksrates oder auf Begehren tqd 
Gemeinden, Korporationen oder Privaten, oder direkt Ton sich 
aus vornimmt. Gestützt auf diese Voruntei^uohnns: soll der 
Regierungsrat verfugen, ob und in welchem l aitaji^t über die 
erforderlichen Schutzbauten die technisthea Voi-ajboiton angefertigt 
werden sollen luid gleichzeitig festsetzen, ob bei Ausiirt eituMi: de^ 
Piano« und des Kostenvoranschlages auch Erhebungen ülier 'lie 
annälienide Grosse des Pflichtenkreises und den Wert lios inner- 
halb dossr-jhen liegenden Gnmdeigentums zu machen seien. Nach 
Vollendung der technischen Voraibeiten reicht der Kegieningsrat 
dem Bundesrate ein Uiiterstützungsgesuch ein. Wird die Ausführung 
der Bauten beschlossen, ßo ordnet der Regierungsrat die Äus- 
mittelnng des Umfanges des beitragpflichtigen Grundeigentums an. 
Als solches sind zu bezeichnen: in erster Unie diejenigen Realitäten, 
welchen bis dahin die Dnterhaltspfliofat oblag, in zweiter Linie, 
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d. h. in denjenigen lUlen, wo die beticfTonden Baukosten die Kräfte 
der bisher Pflichtigen übersteigen, allea Grundeigoiitnm , welches 
durch die ausziifnhrenden Arbeiten vor wahrscheinlicher oder vor 
möglicherweise eintretender Gefahr ii^gendwie geeohfltzt wird. Nach 
Yoliendung der Festsetzung des beitragspflichtigen OrundeigODtums 
erfolgt die Verteilung der Beitnigsquoten. Die Beitrage- und Unter- 
haltungspflicht haftet als dingliche Last auf der betreffenden Liegen- 
schaft und darf von derselben nicht abgetrennt werden. Bei 
spftterer Fkrzellierang solcher belasteter Liegenschaften bleibt die 
Belastung fortw&hrend eine solidarische. Die BeitrSge zu den Kosten 
der Einstellung und dar Unterhaltung solditf Arbeiten veijShren nicht 
und sind bei einer schuldentriebsrechtlichen Y^wertung des Qmnd> 
stQcI^es in allen f^len vom Übernehmer zu bezahlen. 

2. Mit dem Tage der Annahme durch das Volk, 23. Oktober, 
ist das Gt'sot/. über den Wut: Ii er in Rechtskraft erwachsen. 
Dar nach macht sicli des Wuchers Rchuldig: a) wer sich eine grüssei'e 
Summe veischreibcn Iflsst, als ihiii^elieheii wird; es darf daher weder 
namentlich ein grösseres Kapital ver?;ch liehen werden, als abgegeben, 
lixi h dürfen Zinsen im voraus vom Kapital wrgg^enommen werden; 
b) wer sich von jemandem höhere Zinsen, als die Oosetze gestatten, 
bezalüen oder verschreiben Ulsst; c) wer bei einem Darlehn Waren 
oder andere WertgegenstÄnde, sei es zufolge vorangegangenen Kaufes 
oder anderswie, statt baren Geldes an Zahlung giebt und eine 
grossere Summe dafür ansetzt, als deren landiftufiger Wert zur Zeit 
des Vertragsabschlusses bringen hat; Forderungen an Falliten und 
Konkursiten sind als durchaus wertlos zu betrachten; d) wer zur 
Sicherheit eines Darlehns PAnder in Hftnden hat, welche ein 
Hehreres wert sind, und sich solche nach verflossener EinlOsungs- 
frist, ohne den Torgeschriebenen Betieibungsweg einzuschlagen, als 
Eigentum ausbedingt oder an^gnet. Der Wucher ist Offlzial- wie 
Antragsdetikt und wird mit 20—1000 Fros. gebüsst In schwereren 
nUlen, namentlich bei betrftohtlichem und gewerbsmässigem Wucher, 
kann die Gefilstmfe durch Gefftngnisstmfe bis auf 3 Monate Ter- 
8chftrft werden. Wer zu wuch.erischen Handlungen wissentlich mit- 
wirkt oder solche begünstigt, ist mit 10 — 500 Frcs. zu bestrafen. 
Der Verletzte ist für den erlittenen Schaden zu entschädigen. 

3. Atu 11. August hatte der Kantunsrat thi> (tesotz über 
Errichtung, Ver^iinsung und Ablösung von Kapitalien 
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uiul Schuldverschreibungen «lurelibeniton. Dasselbe ist nach 
ei-folgter Annahme durch das Volk, den 23. Oktoljer, mit dem 
1. November in Recht*ikrutt gt^ü.'tfii. Für alle Mniii Ij Und- 
versieherungeii, \v(^lclie mrh dor Proimdcration dieses üesetzes 
errichtet werden, beträgt der hck-.hcr.tei lanbte Zinsfuss i^L,^^,^. Di' 
nach Inkrafttreten des Onfsot/es verfallenden Zinsen aller dazumal 
bestehenden Kapitjdien diulen in keinem Falle höher als zu 5 '^'^ 
eingo/ogen werden. Titel, welche vor dein 2. Juni 1854 (Datum 
der Promulgation dea altßn Wiichergesotjses) errichtet wurden imd 
bei welchen der neue Zins h5her als 5 ''/q verschrieb t; i t. k'unen 
vom QlAubiger nach Inkrafttreten des Gesetzes innerliaib Jahresfrist 
mit sechsmonatlicher Voranzeige ssur Rfiokzahlung gekündet Verden. 
Für Anleihen mit Faustpfand oder Bürgschaft und für Eorrent- 
Anleiben ohne Sicherheit darf kein höherer Zins als 5 % berechnet 
werden^ soweit das eidgentesische Obligationenrecht keine abweichenden 
Bestimmiingen enthalt Wer in irgend welcher Form einen böheien 
Zins, als wie oben angeführt wurde, besieht, wird wegen Wachen 
bestraft. Jeder Liegenschaftsbesitzer ist berechtigt, die auf seiner 
Liegenschaft lastenden Kapitalien zum Nennwerte des nach Inhalt 
des Titels zn verzeichnenden Betrages, ohne Zoschlag und gegen 
Bezahlung tler ausstehenden grund versicherten und abfällig anderer 
von ihm geschuldeten laufenden Zinse, abzulösen. Jedermann kann 
seine Liegen.schaft, at»f welcher überhangendes Kapital haftet, von 
diesem l'ber-satze befreien. 

4. Das Gesetz über den Salz|)rcis und die Ver- 
wi'iiduiig des aus dem Salz verkaufe crzi-lttii Reiii- 
L;-Mviiinos wurd<> in der Volk^abstimmunL;- vom 2;>. Oktober 
angenommen und trat mit I.Januar 1899 in Kraft. Infolgedessen 
wurde der Verkauf-] iv j^ des Kochsalzes auf 14 Cts. das Kilo fest- 
gesetzt. Der aus dem Salzmonopol erzielte Reingewinn (bi- anhio 
jährlich zwischen 60000 Frcs. bis 70 000 Frts.) soll zu folgenden 
Zwecken verwendet werden: a) 46 — 50% zur Unterstützung der 
Landwirtschaft; b) 10—15 % zu Oonsten Ton Gewerbe, Handwerk 
und Industrie; c) 18 — 20% zur Unterstützung des Stzassenwesens 
der Bezirke und Gemeinden;, d) 10^15% zur Ijuterstützung des 
Armen- und Schnl Wesens derjenigen G^einden, deren Steiw^ 
vermögen infolge des in Artikel 10 des Stenergeaetzee enthaltenen 
Grundsatzes über Besteuerung des Grundeigentums der weltUdien 
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Kor{K)rationen {dei-oii sämtliclio Roalitüten in dor Cieiuein<le ver- 
steuert wtixleiK wo (lio Verwaltung ihren Sit^ iuit » ine orh»!l>li(;he 
Einbiisso orleirlot. Di»^ Verteilunt;: des liezüglichen H- itrappn uiiicr 
die beti-etlouden Ueuiuiinlcn (Tfol^t im YeriiAltiiis d'-r rrlitl. iir«n 
Steueroinbusse und unt(u* ii^n ücksichtigung d» i smüsI iingiuiisligeii 
Steuorverhältnisse ; e) der Kest zu Gunsten der Kanlonskasse. Die ♦ 
Festsetzung der einzelnen Beiträge innerhalb der ausgeffdirtcn 
Schjunken geschieht jeweilen auf Autrag des Uegierungsratea durch 
den Kantonsrat. 

5. Die Abänderung der Ci vilprozessordnung vom 
7. Februar 1690 betreffend die §§ 21, 270—279 aber Rekurs und 
Kassation hatte die Referendumsfeist unbenutzt passiert und wurde 
mit 8. Januar 1899 vollziehbar erldärt Der Räkuis wird hier 
definiert als dasjenige Rechtsmittel, durch welches Bescheide der 
Einzelrichter, der Gerichtskommlssionen, der Bezirks- und Schieds- 
gerichte von den Parteien weiter gezogen werden können. Der 
Rdiurs ist entweder ein selbst&adiger und geht an die Justiz- 
kommission oder ein unselbständiger, d. h. ein mit der Berufung 
verbundener, und geht mit dieser an das Eantonsgericht. Kassation 
wird dasjenige Rechtsmittel genannt, welches eine Partei ergreift, 
um ein von den Gerichten eilassenes Urteil oder das Erkenntnis 
(l'rteil) einer richterliclien Behörde durch die Justizkotniui.ssion als 
nichtii? ' rklär«'!! zu lassen. Die Kassation ist stattluvft gegen alle 
gerichlliuheji Lrlfil»- oder Erk('iiiilui.-jbe liuLterlirluT H.'lii'nd.jn, mit 
Ausnahme des Kassationsgerichles und der Justiikomndssion, wenn 
a) einer Partei das reelitliche Gehör verweigert wunle; b) die unter- 
legene Partei i*echt8unfähig oder nicht gehörig vertreten war; c) eine 
nicht gehörig besetzte richtcrlii Behörde geurtoilt oder erkannt 
hat; d) über Sachen, welche die Parteien nicht zur Beurteilung 
vorgelegt, geurteilt oder « ikannt worden ist; e) einer Partei mehr 
gesprochen wurde, als sie beiechtigterweise veriangt, oder weniger, 
als die Gegenpartei berechtigterweise anerkannt hat; f) die Rechts- 
frage im Urteil oder Erkenntnis nicht vollständig beurteilt ist; 
S) K^gen ^in schon in der gleichen Sache ergangenes, angerufenes, 
rechtskrftftigeB Urteil oder Erkenntnis oder gegen einen angerufenen 
Vergleich oder Abstand genrteilt oder erkannt wurde; h) durch ein 
gerichtliches Urteil oder Erkenntnis die Staatsrerfiissung, ein Staats- 
vertrag oder ein Konkordat oKdnbar verletzt wurde; i) in einem 
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Urteil oder Erkeantnis ein offenbarer Irrtum hinsiclillidi entachdden- 
der Tliatsacheo erscheint; k) gegen den klaren, unzweideutigen 
Bttchslaben eines Gesetzes geurteilt oder eritannt wurde. Die 
Kassation hemmt in der Regel die Rechtskraft des erlassenen 

Urteils oder Ki kenntnis.ses nicht; Ausnahmen bestimmt in driugeu- 
deii Fäll' ii i\ev Präsident der Jiistizkommis.siuu. 

C. Vollziehungsvorschriftoii y.u <Ier bundesrätlichen 
Yt r<i 1(1 1111 II g betr. Aufstellung und Betrieb von Dampf- 
kt'ss.'lii uiii1 Dampfgefässen vom 2. Dezember und in ReehtJ«- 
kiuft seit 8. Januar 1899. Als zuständige Behörden 7.ur Vollziehung 
der eidgenössischen Verordnung weixlen bezeichnet: a) für die 
Untersuchung von Unfällen das Bezirksamt; b) in allen übrigen 
Fnllen der Regierungsrat. Die vom schweiseriachen Verein von 
Dampfkesselbesitzern bei seinen Mitgliedern aasgefQhrten Unter- 
suchungen werden als genügend anerkannt^ und sind die Organe 
dieses Vereins auch mit den vorgeschriebeaen und in gleicher Weise 
rorzunehmenden Untersuchungen der übrigen Anlagen betraut Übe^ 
tretongen der Vorschriften der eidgentesischen Veroidnung untW' 
liegen, abgesehen von den dvUrechtlichen Folgen, einer Bosse tob 
5^600 Frcs. und haben eventuell Betriebseinstellung bb nach 
ftUlung dieser Votschriften zur Folge. Die Bussen werden vom 
ßegieningarate ausgefftOt 



6« Unterwalden. 

Referent: Dr. Hugo Oser, Professor der Rechte, Freibuig L C. 



a) Oberwaiden. 

Nichts firwähneasweiies zu berichteiu 

b) Niederwaiden. 

Verordnung des Landratea betr. das ü&usier- 
wesen vom 30. November. 

Unter Hausieren wird verstanden der Gevrerbebetrieb im l'nilier- 
ziehen und zwar Feilbieten von Waren durch ümheitragen oder 
OmherfOhren, Führung eines sog. Wanderlagers oder Erftffiiung eines 
Ausverkaufs, Aufsuchen von Bestellungen bei andern als solciMfi 
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Persoiioii. vvok-ho mit ilcm Ix'ti-.-tlVMKifii Artikel Handel treiben oder 
donsell»"!! in ilm'üi Gowerlic anwoiuien. Äusüluing uptjrativer Ge- 
werbe (als Zahnärzte etc.), lietritib eines Handwerkes im Hernm- 
ziehen (als Kesselflicker etc.), gewerbsinH«sii!:er Verkauf von Knochen, 
Hadern und Waren irgend welcher Art. im Umtauschen mit and<^rn 
Wai-en, das Wandeiniiusikanten-, Seiltänzer- etc. Gewerbe uud 
SchauBtellungen von Ort zu Ort 

Aufigeechlosäen vom Hausierhandel sind Salz, Schiesspulver, 
Sprengstoffe, Arzneimittel, Gifte und geistige Getränke, unsittliche 
Bücher und Bilder, Qold- und SUberwaran, Juwelen und Taschen- 
uhren. Der Warenverkaaf aul Abschlagszahlung ist untersagt 

HiefOr ist ein Ftetent erforderlich, das bis zu 300 Fics. per 
Monat oder 24 Frcs. per Woche oder 3 Frcs. für 3 Tage kostet 
Dasselbe wird nur erteilt an Personen, die a) das 17. Altarajahr 
erfallt haben, b) sich Ober Herkunft und guten Leumund auswdsen 
können, o) mit keiner ansteckenden oder ekelhaften Krankheit be- 
haftet sind und dj eigenen Rechtes sind oder die Einwilligung ihm 
gesetzlichen Vertreters haben. 

Die Hälfte der Patentgebflhren fallt an die Staatskasse, ein 
Viertel an die Polizeidirektion, ein Vieitel an die Kasse der kanto- 
nalen Handwerker- uud Go\verbskoinniission zur Unterstützung des 
Handwerks, der Lehrlingsprüfurtgeu und gewerblichen Fortbildungs- 
schulen. 



7. Glams. 

Referent: Dr. W. Burckliardt, Professor der Rechte, I^ausaune. 

Revision dos § 22 des büi «^^t rlichen Gesetzbuches 
betr. Expropriation, von der Landsgemeinde beschlossen am 

Der bisherige § 22 enthielt den Satz, dass wenn nicht das 
Land (d. h. der Kanton), sondern eine Qemeinde die Abtretung von 
Grund und Boden verlangt und Qrund^gentümer diese Abtretung 
beatrsiten, die Gemeinde vor dem Regierungsrate den Nachweis zu 
leisten habe, dass das von ihr beabsichtigte Unternehmen aus 
Gründen des Öffentlichen Wohls geboten sei. Dieser Satz wird, 
weil schon in der Verfassung enthalten (Artikel 8) aushoben. 
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Revision dea OoBetsses über die Sonn- und Fest- 
tage , von der Landagemeindo beschkeaen am 1. Mu. 

Das nach dem Bundcsgcvsctz über die Arbeit in den Fabriken 
zulässige Maxiranm der Feiertage ausser den Sonntagen betrilgt 

8 Tage. Oer Kanton Glanis hatte bisher für die Katholiken 11 
gehabt. Auf Vcrhuigeii des Bimdesiates v> hd diese Zalü auf 8 
herabgesetzt. 



8. Zug. 

Referent: Dr. Hugo Oser, Professor der Rechte, Freiburg i. Ü. 



OesetB betr. die Entwässerung bei Rothkreut vom 
26. September. 

Das Gesetz beanspnu-ht zwar keine allgemeine Bedeutuug, mag 
aber angeführt werden, weil es typisch ist für die Art. wie in 
luuiderten vr-ii K;U I<mi iu der Schweiz gegen die sich nicht iu liiren 
Bahiii ii lialt' ii'l- Natiirgewalt anerckämpft winl. Bund, Kanton und 
EiJi\\ mIiiii li^iMiioinde wirken mit den zunä« list Heteilis^en zusammen. 
Im vurliegeiult;ii Falle trägt der Bund 40, dov Kuiifon 30, die Oe- 
nieinde 10 und die Liegenscliaftsbesitzer 20*^/q tler kosten. Die 
Besitzer bilden eine durch d;is Gesetz gebildete Zwangskorpioration. 
Die Verteilung der Auflagen tuiter die Mitglieder erfolgt pro rata 
der gewonnenen Vorteile endgültig durch eine vom Regieningsrat 
oniannte Dreierkommission. Die Betreffnisse werden im Ey^o- 
tbckenbuch vorgemerkt und gehen allen andern Belastungen der 
Grundstücke vor. 



0. Freibtirg. 

Referent: Hugo Os>er, i n iessor der Rechte, Freiburg i. 1^. 



Das einzige im Berichtsjahre erlassene Gesetz beschlägt di^ 
Aufsicht über die patentierten Rechtsanwälte und die 
Rechtslizentiation nud datiert vom 17. November. 

Die genannten Personen unterliegen bezüglich ihrer ganzen 
Oescbäftsf Ohrung, sei es als Anwälte, als Qeschfiftsagenten oder als 
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Bevollnirichti^e ad Ijoc <l<^r Disziplinarbefugnis des Kantonsgeriehts, 
das sich mit ihnon bescliäftigt auf Klago oder von Amtswegen. 
Wegen ihms Verhaltens wälirend einer Sitzung des Gerichts kann 
auch letsteres einschreiten. Als Disziplinarstrafen sind vorpresohen 
Ordnungsruf, Busse von 20—200 Franken, Rüge mit Veröffent- 
lichuog im Amtsblatt und Einstellung auf die Zeit eines Monats 
bis zu einem Jahr. Der Beschuldigtei der auf Klage hin aber vor 
der YerurteUung dem Begehren des Klägers nachkommt, kann nur 
mit Ordnungsruf oder Oeldbusse belogt werden. 



10. Solothnm. 

Keine gosetzgeberischeu Erlasse. 



11, Basel. 
9) BaMlttaiü 

Referent: Dr. W. Bnrckhaidt, Professor der Rechte, Lausanne. 



(i ro^isratsbeschluss lictr. die staatlich anerkannten 
Feiertage (Ostermontag, Püngätmoutag und Stephanstag) vom 
8. September. 

Ostermontag und Pfingstmontag werden als staatlich anerkannte 
Feiert«ige erklärt, ebenso der Tag nach Weihnachten (Stephanstag) 
für die Jahre, In welchen Weihnachten nicht auf einen Montag oder 
Fraitag fäUt 

Oesetz nber Revision des Gesetzes betr. Einzel- 
richter, Yermittlungsverfahren und gewerbliche Schieds- 
gerichte vom 29. Ajuil 1889, vom 26. Mai. 

Das Gesetz von 1889 hatte in Basel das YemiittlungBver- 
bhren in streitigen Sachen eingeführt, aber ffir die Prozesse, die 
von Givilgericht anhängig gemacht wurden, in den unrichtigen 
Moment, unmittelbar nach Einreichung der IKlagschrift, verlegt; der 
Richter kannte die Ablehnungsgründe des Bekkgten noch nicht 
und hatte in der Regel mit seinen Yermittlungsvorschlägen nicht 
viel Erfolg. Dagegen kam es Öfters vor, dass in einem spttteren 
Stadium des Prozesses der Gerichtspräsident oder das ein Vor^ 

08 



verfahren leitende Oericlitsmitglied einen Vergleich unter den Parteiea 
bewirkte. 

Das neue Gesetz beseitigt daher das obligatorische V«r- 
laitllun^^s vorfahren sowohl aus dr-m Prozesse vor dem Civilgeikht 
als am dem Prozesse vor (lt>rii KinzeliichftT, und lässt nur (Yw. 
fakultative Anwendung des VonnittUmgsversuchee in einem be- 
liebigen Stadium d(s Prozesses otlV n. 

Gesotz tiber Zonenexpropriation vom 2b. Ajnl. m 
Ratschlag des Regierungsrates zum G^tze sagt, die Erfalinmg 
hale gezeigt, dass daB bestehende Expropriationfirecht für die 
Durcbfühnmg umfangreicher Korrektionen im Innern der Stadt 
ungenfigend sei, weil 06 blos die in die Strassen faUenden Teile 
der Liegenschaften zu expropriieren gestatte, nicht aber auch die 
neben der Strasse liegenden Plfichen; davon sei die Folge, dass die 
Ton der Korrektion gehofften Verbesserungen oft nicht emelt 
werden, indem die EigentOmer anstatt eines den heutigen An- 
forderungen entsprechenden Neubaues blos ihre Fassade surOcksetKO 
und die mangelhaften inneren Einrichtungen ihres GebSndes bestehen 
lassen. Dem soll die Zonenexpropriation entgegentreten. Sie 
besteht darin, dass bei evoße Eonektion sowohl das Privateigentam, 
das in die Strasse fftllt, als das innerhalb einer bestimmten Zone 
hinter der Banlinie liegende expropriiert wird, doch soll die Tiefe 
der Zone nicht über 25 Meter betragen. Inmierhin fallen in die 
E\-{)r()priatiün am h die hinter der festgesetzten Zone liegenden 
AljKohnitte der b(»trotTeneii LL t^Musehaften, sntt rn dieselben nicht 
alf> .selbständige Bauplätze betrachtet weixlen können oder nicht an 
eine Strass-' stossson. 

Eine Zoni iio\|)io|»riation kann mir durch Ht-S'-lilusÄ de« üw>>^'» 
Kates zur Anwendung kommen; es kann damit auch die Iw- 
propriation von Stücken bisheriger Allmend gegen Vergütung ^ä« 
dem Bodenwert entsprechenden Betrages den betreffenden BanM^x^k'^ 
zugeteilt werden. Kommt über die Entschädignngssumme keio^ 
Verstftodigung zn Stande« so ordnet der Begiemngsmt das Ex- 
propriationsverfahren an. 

Die Liegenschaftseigentfimer, die Grund und Boden abgetreten 
haben, sind berechtigt, Ton dem neuen Baublock dne PSTEelle m 
beansptuchen, deren GrOsse au dem Gesamtaröal des verbleibenden 
Banblocks in gleichem YerhSltnis steht wie die IrQhere FhrM^ 
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zum Geaimtarpal rlos früheren Blockes, uud die in Lage iukI Front- 
ausdfhniuiu mügiichbt der ;il>i:etr.'teiien Pnniellc ent«]iri<-lit. Aus- 
gcsohlossei) sind solche, die bei dieser Verteilung einen Bauplatz 
von weniger als Q Meter Frontlänge und 120 Meter Flächeninhalt 
erhalten würden. Der Übernah nispreis der nerien Parzellen bestimmt 
sich nach dem Werte, den der Boden nach Durcliführung der 
Baulinien und Neuordnung der Liegenschaftsgrenzon liaben wird. — 
Die von der Zooenexpropriation nicht betroffenen Stanssenan'wänder 
haben (nach bisherigen Oesetzen schon) BeitrSge an die Strassen' 
konektiou zu leisten. — Die Streitigkeiten, die aus einer solchen 
Zonenexpropriation entstehen, gelangen vor eine vom Civilgericht 
ernannte Expropriationskommission, die für alle aus der vorliegenden 
Zonenexpropriation erforderlichen Entscheidungen im Amte bleibt 
und von der die Appellation an das Appellationsgericht geht. — 
Sorituten, die zwischen Liegenschaft^ eines Baublockes bestehen, 
gehen bei der Zonenexpropriation unter; ausnahmsweise kOnnen 
neue begründet wei-den. Servituten, die zu Gunsten von Parzellen 
ausserhalb des Baublockes auf solchen innerhalb des Baiiblockes 
lasten, bleiben in der Regel bestehen. — Die Hvpr»thekeiif(jrdenuigen. 
die aui den der Zonenexpropriation unterliegeiulen I'ar/i llon lasten, 
sollen aus dem Expropriationspreise, soweit dieser reicht, vor der 
Fertigung abgelöst werden. 



b) Baselland. 

Referent: Dr. Hugo Oser, Professor der Rechte, Frcibiu-g i. C. 



Verordnung des Landrates betr. die Auf sieht über 
die Forstwirtschaft vom 17. Oktober. 

In diesem Kant n, dessen Biirgergemeinden teilweise grosse 
Waldbestände aufweisen, wurden schon wi. ileiholt Versuche gemacht, 
auf dem Gesetzgebungswege Ordnung in die Bewirtschaftung dieses 
wichtigen Faktors der Volkswohlfahrt zu bringen. Alle Versuche 
scheiterten aber an der Opposition des stimmberechtigten Volkes, 
dessen Hehrhdt zähe am Althergebrachten festh&lt, namentlich 
wenn die Neuerungen von finanzieller Tragweite sind.') Da nun der 

') Aiia dem genannton (irundf ist auch daa vuin Ijaudiat den 27. Juni 
erlas&eue Steuergesetz den November vom Volk verworfen worden. 

68* 
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Landrat selbstAndigQ Kompetenz besitzt zum Erlaf» der ESofOlimiip- 
gesetze m Bundesgesetzen, so luit er den Anläse des BrlasM des 
oben S. 1057 besprocbeneo Bundesgeeetzes vom 15. April beodttt, 
um durch die lünfOhningsrerordnung dazu das frOher vetgebM 
Versuchte zu erreichen. Zunächst handelt es sich um Soliaffoiig 
der Stelle eines Kantonförsters, dessen Obliegenheiten eingehend 
umschrieben werden. Sodami ist jede Gemeinde, die ülier 20 bi 
Wald besitzt, gehalten, einen Gemeindeförster, der die crfonler- 
lichen Kenntnisse in einem Forstkurse erworben hat, anzustellen. 
Daiirlu ii ist die Vermehrung de.-: WlMln-standes und die Erstellung 
eines Wiitschaftsplanes vor^'esiehiii'lM ii. Auoh PrivatwaM daii ohne 
regicrungsi-ätlicbe Bewilligung uiuUt ausgereutet werden. 



12. Sohaffhansen. 

fiefetent: Dr. Hugo Oser, Professor der Rechte, Freibiug i. 



1. Nachtragsgesotz zum Gesetz über die Gewässer, 
vuin Grossen Rat den 30. Dezember 1897, vom Volk deu 10. Juli 
1898 angeiiuitioien. 

Es wii-«! diü Biber in die erste Klasse der öffentlichen Ge- 
wässer eingei-oiht, wodurch die Beiü-agspflicht des Staates an tüe 
notwendige Korrektion erhöht wird. 

2. Dekret des Grossen Rates betr. die Besoldung 
des Landjägerkorps vom 28. Dezember. 



13. Appensell. 

Referent: Dr. Hugo Oser, Professor der Rechte, Fieiboig i- ^• 



a) Appenzell a./Rh. 

Keine Erlasse. 

b) Appenzell i./Rh. 

Fischerei-Verordnung des Grossen Rates vom 2. Ju»'- 
Diese Verordnung ist in Ausfflhning des eidgenössischen 
Fischereigesetzes vom 21. Dezember 1888 erlassen ^ideo. Da» 
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ivecht üur Fifciclicivi sU lit ilcm Staate zu, vorbeliäitlieh iiacligewiesenor 
Privatrochtc. Zur Ausübung bedarf es eines Patentes, das für den 
Fischfang mit Setz- und Schöpfgarn 25,50 Fres., für den Fischfang 
mit der Angel oder in Verbindung mit Setz- and Scböpfgarn 
35,50 Fres. pro Jahr kostot. Kein Patent bekommen Personen 
iinter 18 Jahren, kriminell bestrafte und ni( ht rehabilitierte Fer- 
sonea imd solche, die wegen Übertretung der Fischereigesetzgebung 
im zweiten Kttckfall bestraft worden sind. 



14. St. Gallen. 
Referent: Dr. J. Kqgeler, Eantongerichtaschreiber, 8t Qalien. 



1. Regulativ betr. die mit den Verpflegungsstationen 
fttr bedürftige Durchreisende verbandenen Arbeitsnach« 
weisbureaiis rom 11. Januar. 

An sftmtlictien Orten, wo Natundverpflegungs^tationen bestehen, 
sind ArbeitsnachweisbureauB zu errichten, unter der Aufsicht der 
BetriebskommifJsion»^n. Wer angewiesene Arlioit oluie genügenden 
Grund nicht anniiniut, verliert die ünterstützuiigslu rechtigung. 

2. Die Nachtragsverordnuni; lu't r. li ie Fisohe rei im 
Boden See vom 22. Februar (vom hw.iz» Hschen Bundesrate 
gfMit'hinigt am 4. März) bc.silil<Kss ilie ( liössenverhältnisse (120 m 
laug, 1,50 m hoch) und Zahl der sog. Seh wehnetze (in einem 
Fischeroibetriebe niciit mehr als 30), die Fangail bei solchen 
(Netze von mindestens 4 cm Maschenweite) etc. 

3. Mit Beschluss des Regienmgsrates vom 25. Februar ist 
als Gericli t si II stanz zur Beurteilung von Übertretungen 
des Konkordates betr. die Stellenvermittlung für 
Dienstboten im Inlande (siebe Jahrbuch 1897 Seite 996 
Ziffer 10) der Qemetnderat (für den ersten Obertretungsfoll) und 
die Bezirksgerichtskommission (fQr den ROckfidl) bezeichnet. 

4. VoUzugs-Verordnung betr. Aufstellung und 
Betrieb von Dampfkesseln und Dampfgefftssen vom 
4. März zur bezügi. bundesrfttlichen Verordnung vom 16. Oktober 1897 
(NomenUatnr der hierunter fallenden DampfgefSsse, Bewilligung 
zur Aufstdlung derselben, Bau, Ansrüsttmg, mehrmalige Prüfung 
nach Aufiateliung, periodische Untersuchungen, im Jahre mindestens 
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2 Ual, techniache Anfordenuigen an BedienniigiBpenoiud, Fahrmg 
eines BerieiottsbucheB nach Foimnlar, Verfahien bei UnfUlen). 

. Diese VoUzugaverordnnng bezeichnet aU susUUidige Bebfiide 
zur Erteilung der Bewilligung einea DampfkeBsela oder Dampf- 

gefässes das kantonale Pinanzdopai-tement und aneTkennt die tob 
den Oi^anen der vom sehwoizeri sehen Verein von Dampfkessel- 
Ix^sitzern l)ei dessen Mitgliedern gf?ff1hrten üntei^nchungen als 
amtlicli gütig. Das Betriebsamt hat die Überwachung der Bc- 
.-»uiiiiaungen der bundesrätlichen Veronlnnng zu bef^nrcren, mit Zu- 
hilfenahme der Kantrms- und Oemein«lo[)(jlizei. Nichtl»- fMlguMLrt'n der 
Vorschriften zieht geriehtlif'li*^ Buss^L-^^Mor von 5 — 500 Frcs., eveDtuell 
Einstellung des IJetriebes bis zur Krfiilhmg der Vorschriften nach sieb. 

Dunth diese Verordnung wird diejenige vom 17. Oktober 1868 
betr. Anlage und Untersuchung von I^impikeaseln aufgehobea. 

5. Am 10. Mai ist ein Nachtrag aur Schulordnung 
vom 29. Deaendter 1805 für die Primär' und Realschalen 
des Kantons St Q allen erlassen vorden, mittels denen die 
Artikel 150 und 151 der 8chnlordnung im Sinne bestimmterer yo^ 
Schriften fflr die Behandlung der unentschuldigten SchulvereSum- 
nisse revidiert wurden. 

6. Am 24. 3iai erging ein Beschluss betr. Erweiterung 
des kantonalen Oreisenasyls in Wil (Kredit von 1769500 
Franken bewilligt, neuer Schuldentilgungsplan). 

7. Am 25. Mai ward ein Beschluss betr. die Errichtung 
einer Yerkehrsschule und höheren Schule /Akademie) ffir 
Handel, Verkehr und Verwaltung gefasst. 

Zweck der Verkehrsschule: Heranbildung von Beamten und 
Angestellten für »Umi Eisenbahn-, Post-, Tolegraphen-(Telephon-) und 
Zolldienst; sie besteht au« _! Klassi n, deren 1. an die 2. J^- kimdai- 
schulkla8.se aii-( hliosst. SchalTuug einer 3. Klasso vorges- lir-n. 

nie A kail'-iii i.^ hat den Zweck, Schülern, welche die Mer- 
kantilabteiJung dei' Kantonsschule oder die Vi ikchi'sschule besucht 
haben, sowie anderen Personen, w.lche hierfür die nötige Vor- 
bildung besitzen, eine höhere Bildung in den Zweigen des iSandelä, 
Verkehrs und der Verwaltung zu geb^ 

Die Anstalt untereteht der Oberaufiricht des Regienmgsrates 
und der Aufsicht einer von letzterem gewählten Kommission uad 
wird von einem Direktor geleitet. 
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Die Anstidt, am t. Hai 18d9 erSflhet, sählte Ende 1899 
251 Schüler bezw. Hörer, wovon ein Teil dem veiblicheu Qo- 

sclilechte angehörte. 

Seither (Nuveiuber lfS99) ist eine Erweiterung der Anstalt be- 
schlossen worden. 

8. Eine Vcror-lnung betr. die Droguerieu vom 4. Juni 
bestimmt, was <li»' Dr^gnen ausser technischen AilikelQ für Ge- 
werb<\ I>;iii(l\\ iit<< haft etc. uuschädlirhon diätetischen und hygie- 
nischen üausttiittolu an das Fublikum und an Apotheker abgeben 
dfirfen. 

9. Eine Verordnung über den Verkauf von Giften vom 
4. Juni beschrftnkt letzt43i-en atii die üfteutiicken Apotheken und 
enthält eine Reihe voi> OrdnungsvorBchriften. 

10. Das am 24. Mai erlasaenef seit 1. Januar 1899 in An- 
wmdung stehende Gesetz Über die Expropriation, durch welches 
die früheren besflgl. Spezialgesetze vom 23. April 1835, 30. Ifai 
1861, 8. Februar 1866, 30. Januar 1873 aufgehoben wurden, be- 
willigt das Recht auf Abtretung oder Belassung jeder Art unbe- 
weglichen Gutes, wo es das Öffentliche Wohl erheischt, gegen volle 
Entschftdigung. Gegenstand des Expropriationsverfahrens kann auch 
die bleibende oder vorübergehende Abtretung oder Einrftumung von 
dinglichen Rechten sein. Das Expropriationsrecht besteht für öffent- 
liche Werke des Staates, der politischen, Orts-, Schul- und Kirch- 
gemeinden, event. auf Begehren der BOj^^erversamralung oder der 
kompetenten Verwaltungsbehörde, auf Beschlus« dos Regierungs- 
rati^s hin auch den Oemeindeu zu Händen von Korporationen, Oe- 
g€ll&«- hilft« n oder Privaten. 

Wenn ilurr'h eine Teilt-xiimptiation der \lv>t der Lieeronschaft 
wesentlich verunstaltet würde oder die bisherige Betreibutig eines 
Gewerbes enlwider gnr nicht, wler mit veih.iltnismässig grossen 
Schwierigkeiten möglich wäre und zudoni ein Ersatz durch ange- 
messene VorkeliruQgen nicht geboten werden kann, m ist der AIh 
tretungspflichtige zum Begeh reu berechtigt, dass ihm das Ganze- 
abgenommen werde. Wird einer Liegenschaft divreh. Abtretung 
oder Einräumung eines Rechtes der Hauptwort entzogen, so kann 
der Eigenthflmer deren Übernahme durch den Exproprianten verlangen. 

Der Eäcpropriant kann die Abtretung des Ganzen verlangen, 
wenn er bei einer Tdlexpropriation für daherige Wertverminderung 
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des Re8t«fi mehr ak '/^ des Wertes des letateren entrichten 
mfisste. 

Bei FestBetoung der Entschfidigung sind insbesondere zu berück- 
sichtigen: der Verkehrswert, die WertTerminderong der dem Ab- 

tretungspfliehtigen verbleibenden Teile, der vorfibergehende oder 
bleibende Erwerbsschaden, Entschfidigiingspflicht des Expropnatts 
au Dritte, z. B. an Nutzniesser, Pfichter, Mieter. 

Wt itt'rhöhungen <lr> jiiciit expropiieiicn Eigentums \\vtf1pn in 
Alfziii: pflnacht, sowi^it das letztere von besondereu Lastea, z. 
StraasenuiUrrhallsipflichten, bofreit wird. 

Wenn die Beteiligten sich über die Pflicht sur Abtretung nicht 
einigen, so hat der ExjHPopriant dem Ej^ropriaten durch das Beiiite* 
amt Tom Gegenstände de? Espropriation Anzeige zu machen; ISn- 
spmchefrist: 14 Tage. Von da an darf an der Besofaaffienhdt 
des abzutretenden Objektes keine Änderung mehr ▼orgencmmefl 
irerdeo. 

Ober die Pflicht zur Abtretung entscheidet der Regtemngsnt 

Können tlarnacli dio l'arkicn sich über die Eut^chikligiaig oder 
die Ausdelimint; <!» r Al'trotnng im Sinne der obigen Absätze 2 
und 3 nicht t'inim'ii. so ist auf Verlangen eines Ht'teiligteii «larcli 
Vennittlung des Bezirksamtes durch das Kaiitoiist:. rif^ht eine 
Schatzunirskf^mmission von 3 Mitgliedern und 3 Ei-satzniänneni zu 
ernennen. Hinsichtlich des Ausstandes derselben gelten die bezfipl. 
civil prozessualen Vorschriften. Die Schätzungskomtnission lässt sich 
üIh i- alle Verhältnisse durch die Beteiligten Aufschluss fre'>en, hält 
Augenschein ab, nimmt Einsicht von den öfTentlichen Büchern und 
macht die ihr zwec^kmässig erscheinenden Erhebungen, zieht nttigen* 
talls Sachverständige bei. 

Deren motiTierter Entacheid ist, von allen 'Mitgliedern mlte^ 
zeichnet, innerhalb 14 Tagen dem Bezirksamte zuzustellen. Dm 
Beteiligten erhalten davon Abschrift Die EntschädigiuigssammeD 
3nd zn spezifizieren. 

D>n- Entscheid kann innerhalb 1 l T.agen an «len Kieliter weite^ 
gezogen werden, ansonst er in Rechtskraft erwachst. 

Kor E.vpropi iaiit kann innerhalb gleicher Frist auf die Elxp^)- 
priation verzicliten unter Gutniachung der den anderen Beteiligtc^u 
erwachsenen Schädigungen und Umtriebe. 
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Die Eniischädig'unc^.-umme ist an den Gempind« rat uii<l von 
diesem, nachdem der Ei^entüinor sich mit den Pfaudgläubigern ver- 
sUlndipt, diesen oder dem Eigeiitümor zu verabfolgen. 

Das abgetretene Objekt kann gegen Rückerstattung der er- 
haltenen Entschfldigimg wieder zorQckgefordert werden, wenn binnen 
2 Jahren ohne zureichende QrOnde das Objekt nicht su dem Zwecke, 
für den die ßxpropriation bewilligt ward, benutzt worden oder aber 
zu einem anderen Zwecke verwendet werden soll* Verwendungen, 
welche einen Mehrwert zur Folge hatten, smd zu ersetzen, um- 
gekehrt ist Hinderwert abzurechnen. Streitigkeiten hieraber Bind 
Tom Richter zu entscheiden. 

11. Aui 15. Jiüi ward eine Verurdming über die Ein- 
richtung und die Inspektion der Apotheken (durch den 
Bezirksarzt und einen Apotheker) erlassen. 

12. Mittelst Nachtragsverordnung vom 20, September 
zum kantonalen Vormundschaftsgesetze (vom 1. Juli) 
und in teilweiser Aliändenmg der bisherigen Vollzugsverordnung 
vom 20. Juni 1892 ward bestinunt, dass durch die Ausscheidung 
und Sicherstellung des Frsuenvermfigens (Artikel 100 und 101 des 
citierten Gesetzes) dem Ehemann nur das Verwaltnngs- und Yer- 
fOguDgsrecht, nicht aber das Nntzniessungsreoht und die daherigen 
Pflichten hinsichtlich des Franengutes entzogen werden. 

Bei Ausscheidung und Sicherstellung des Frauengutee hat das 
Bezirksamt geeignete Publikation zu erlassen. 

Yormundschaftsstreitigkoiten über die Fragen, ob die Wohnsitz- 
Mionic dem .Viiirage der Heimatt)ehörtle fiuf Bevormundung Folge 
zu gebon vorptlichtot soi (Artikel 14 des Bundesgesotzcs nix?r die 
civilrechtlicheu Verhältni^«t; der Niedergelassenon nnd Aiifc ithalter) 
ndor Ab das Begehren der Heimatbohörde um riterpilio der Vor- 
jnundx haft au sie begründet sei (ArtikH 1' d. s citierten Bundes- 
gesetzes), werden vom Regieruugsrate entscliieden. 

13. Am 11. November ward eine Verordnung über das 
Mädchen-Arbeitsschulwesen der Primarschulen erlassen 
unter Aufhebung der bisherigen bezOgl. Bestimmungen der Schul- 
ordnung vom 19. Dezember 1865. 

14. Am 21. Kovember fasste der Grosse Bat Bescbluss betr. 
den Bau und Betrieb eines Schülerhauses (Eonviktes) 
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für die Kantons- und Verkehrsschule. (Ereditbewi]]jgiiiig: 
166 600 FrcB. iOr Ban; 20000 Frcs. fOr HobüianmaahaffiiQg.) 

15. Dnidi Nachtrag zur Organisation des St Oilll8cb«ii 
Kantonsspitals (vom 25. Oktober 1887) ward am 3. Demiiber 
die bisherige Zahl der ÄssistenzSnte (4) freigegeben, je nach den 
Bedflffnissen und jeweiligen yerbfiltnissen. 

16. Am 31. Dezember wurde su dem oben sub Ziliv 10 6^ 
wflhnten Expropriationsgesetze der G e b ü h r e n t a r i f für die Ve^ 
richtungen des Bozirksaintes, des Kaiitonsgerichtes, die Schätzungs- 
kommission und (leivii evont. Suchvei-staiidigc festgesetzt 

Als un':rlf<li^t auf der Traktaudenliste des Grossen Rates l»« 
31. Dezenibüi ügurieren: 

Gesetz l>etr- die Anitskatitionen (Gnlndung einer kantonalen 
Anit.sliüi>;<chafts-Grn<)>>fns< liaft), Gesotz betr. das Fachgericht für 
di.> Stirkrroi-liulusti'ie, Gesetz betr. die Rindviehzueht, (resetz betr. 
Frciridenpolizei und Niederlassung, ^ncuea) kantonales Steueigesets, 
(neues) Civilreohtspflcgegesetz u. a. m. 

Schliesslich sei noch darauf aufmerksam gemacht, dass anfangs 
drs Jahres 1899 ein Werk mit sehr einlfisslichem Sachr^istec 
publiziert ward, betitelt: 

St. Gallisches Privatrecht, herausgegeben im Aufti'aga 
des (St. Oall.) Justizdepartementes von Dr. Carl JAgier, Kaatona- 
richter. (Pehr'sohe Buchhandlung St OaUen.) 

Für die Praxis ist bedeutend: 

St Oallisches Verwaltungsrecht, Sammlung gnmdätt»* 
lieber Entsdieidungen aus dem Gebiete des öffentlichen und des 
Verwaltungsrechtes aus den Jahren 1850 — 1697. Heranagegebeo 
im Auftrage des Regieruugsrates von 0. MQller, Staatasebieiber, 
1898. (Buchdruckerei der „Ostschweiz** St Oallen.) 

Amcuffihren ist endlich 

Widrig, J. Th. Das St Oallieche Erbgesets mit von kaatoBa- 
gerichtlichen Urteilen unterstützten Erläuterungen. (Trogen , U. KftUtf.) 
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15. Graubünden« 

Beferent: Dr. Aloys Steinhäuser, Advokat» Ghur. 



a) Gesetzgebung. 

Qü9.etze wurden im Jahre 1898 für den Kanton Graubündeu 
keine erlassen. 

Auf dem Wege der Verordnung hat der Grosse Bat folgende 
BeachlOsse gefawt: 

1. OroBSratsbesohluss vom 26. Uai betr. Errichtung 
einer wechselseitigen Alters- und Versicherungs- 
kasse für die Lehrer der bündnerischen Kantonsschule* 

Die Lehrer unserer Kantonsschule (der obersten Lehr- und 
Erziehungsanstalt des Kantons Gh»ubündea, ein Gymnasium, eine 
Realschule, eine technische Abteilung und ein Lehrerseminar um- 
fassend) waren bisher in ökonomischer Bexiehung ebzig auf ihren 
Jabresgehalt angewiesen und erhielten nach ihrer Entlassung keine 
Altersrente oder Pension. Der Mangel dieses Systems hat sich 
schon langst zum Schaden des ünterricfates und zur HSrte der 
Lehrer gezeigt Zweck dieses Ghrossratsbesohlusses ist, diesen 
Übelstftnden abzuhelfen. Dies soll dadurch geschehen, dase eine 
Stiftung gegründet wird, die mittels Todes-Versichening und Leib- 
renten die Lehrer und ihre Familien zu unterstützen hat. Alle 
Lehrer der Kantonssehule sind /au- iieteiligung an der neuen Stiftung 
verpflichtet Der Kanton beteiligt sich in der W'imso, dass er für 
jeden Lehrer, der dieser Stiftung mit tMiier jäiirlicli*'n Einlage 
von 3 Vo seines Gehaltes beitritt, ebenfalls einen ebenso hohen 
l^itrag leitetet. 

Die Folge dieser Alters- und Versiclieruiigskasse ist, dass die 
Lehrer in ihien alten Tagen nach ttberstandeneiu Dienste ven!>ürgt 
sind, von den Sehulbehurden ohne Bedenken entlassen und durch 
Irische, neue Krftfte ersetzt werden können. 

2. Grossratsbeschluss vom 24. Mai betr. die Um- 
brailstrasse. 

Das Mflnsterthal gehört zu den entlegensten Thalschaften des 
Kantons GraubOnden. Es bildet die Grenze unseres Kantons gegen 
Tyrol. Bis heutzutage gab ee keine fahrbare Strasse, weiche 
3f Onsterthal mit Tyrol yerbunden hätte. Der ümbrailpass gehört 
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nun zu (Ion geoig^netsten Bergübergilugen zwischen Münsterthal 
und Tyrol. Schon hu Jahro 1S90 stellte das Kieisamt Münstertbl 
an den Kleinen Rjit des Kantons Graubflnden das Gesuch, für 'len 
liitu der Umbrail-^tra.'ise ^^l^^^UiJieu niaclieu und wenigstens einen 
a{>roximativon Ki'st. iivoiaiisrldaK; aufstellen 7.n la^fj^n. Man wollte 
dazumal sieh ilamit l't'i:uügeu, die alte Stiass-j zu vorl*ossom und 
wui>i. !i <ii. >r Küsten auf 40 — .00 000 Frfs. geschät/t. AVI- in 1894 
l>otitionierle das Kreisanit des Mflnstiitlialos zum zweitenmal um 
Projektaufstellung, diesmal aber für eine Kunststrasse. Der Kleine 
Rat entsprach diesem Gesuch. Das Projekt kam im April 1396 
KUJD Abschluss. Oleich darauf gelangte man an die eidgenössisehfio 
Räte imi Subvention dieses StrassenbaueB. Die Dundes-Vei-sammlimf; 
beschäftigte sich mit dieser Frage am 8. Oktober 1897 und 
beschloBs, dem Kanton Graubünden für eine Stmsse flber den 
Umbrailpass von St Maria im Mflnsterthal bis zur IV. Gaotoniei» 
einen Buudesbeitrag von zwei Dritteln der wirklichen Eosteo und 
von hllchstenB 163 333 Frca. zu leisten. Der Oroase Rat Qnm* 
bündens lasste am 24. Mai 1898 den Beachluss, den Bau der 
UinbrailatraSBe mit 75% Kosten nach Abzug der Bandes» 
Bubventiont der Bohmaterial-Iiefening und der Expropriationskosten 
im Maximum mit 61 250 Frcs. zu unterstützen. Die UmbrailBtnefle 
wird als Bergübergang unter die Verbindungsstnissen klassifiziert 
Die Offenbaltung dieser Bergstrasse besduünkt sich anf die Zeit 
vom 15. Juni bis 15. September jeweilen. 

Die Gemeinden des Münsterthalcs halten diejenigen fieistungen 
zu übernehmen, welche § 3 des Strasseugesetzos von 18^*^2 lUUiei 
umschreibt. Deiiinarii >iud die Gemeinden verpflichtet zur Iber- 
nahme d«^r Expropriation, zur unentgeltlichen Abgal»e der erforder- 
lichen liuhmatci iali'Mi, 7;nr Be*^orgung srniitliihfi- Kiesfuhren an »lie 
vom Ingeni<ui U-timiiitoii Plätze, zum Huttneixiienst und zur 
Stellutig von Ililf^nianiischaften in Fällen von nnsseroniriit liehen 
Verkehr-^Kt/'tnnigon. Die ganze übriizf, 'ordentliche und ausserordeat' 
liehe l'nterhaltung übernimmt der Kanton. 

Gegenwärtig b-^findet sich <lie Umbrailstnisse im Bau »uid vrinl 
voran^si 'litlich im Laufe des Jahres 1900 vollendet sein. Der 
Umbrailpass mit der Öillergrnppe übt auf die Fi-emden eine grosse 
Anziehungskraft aus. So hofft man dann mit Kocht} dass die 
Umbrailetrasso für den bündneriaclien Fremdenverkehr von groeier 
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Bedeutung sein werde und dass dieselbe mSchtig dazn beitnige, den 
Fremden Kesucli im Mfinsterthal. fiiigadiii und Davos zu heben. 

8. Grossratsbeschluss vom 21. Mai b« tr. Zusutz- 
aitik.'l zu Artikel 20 der Flössord n u iig vom 27. Sep- 
tember 1853. 

Zur Zeit, in \v. l< lior mibere Flossoixlnung aufgestellt \\ uide, 
Imtte das Flossen t-uw viel grosfc^*^rr> Rodontimg als tj:ci:eii\viiiticr. 
Seither sind al>er die Verkehrsmittel bedeutend verbessert wonlen, 
so dass dieselben auch zum Zwecke des IIolztransi)ortes unter 
möglichster Vermeidung des Flössens beiuitzt wenlen. Anderer- 
seite haben die Wasserwerke eine viel grössere Bedeutmig erlangt, 
namentlich seitdem es gelungen ist, die Wasserkräfte elektrisch y.n 
Terwenden. So besitzen schon verschiedene Gemeinden li.Mloutcnile 
Wasserwerke und dieselben sind stets im Wachsen begriffen. Zweck 
des genannten Grossratsbeschlusses ist nun, uasere bestehende 
FlOssordnung in dem Sinne abzuttndem, dass das FlQssen da niofat 
gestattet wird, wo dadurch bereits hergestellte oder noch herzu- 
stellende Wasserwerke in ihrem Betriebe gehemmt oder in ihrer 
Anlage bedroht werden. 

Dabei liess sich der Grosse Bst von der Erwfigung leiten, 
dass die Rechte an Öffentlichen GewSssem, namentlidi der allge- 
meine Gebrauch. Öffentlich -rechtlicher Natur seien, und dass die 
FlOssordnung keine PfiTatrechte berühre, sondern nur die Ausübung 
eines Öffentlichen Rechtes regele, und dass' es somit Sache der 
AdministratiYbehOrde sei, die Linie zu ziehen, wo das öffentliche 
Recht zu Gunsten der privaten Rechte eine Einschi-Änkung erleide. 

Zwei weitere Grossratsbeschlüsse sind nur von ganz lokaler 
Bedeutung, näinlieh: 

4. ü russratsbeschluss vom 27. Mai 1898 betr. Or- 
ganisation der Militäi kanzlei, imd 

5. GroBsratsbeseh 1 11 sb vom 27. Mai 1898 betr. Neu- 
eiuteilung der Landwehr. 

b) Literatur. 

D. Bezzola: Über Rechtsverhältrusse an öffentlichen Wasser- 
Iftufeu mit spezieller Bezugnahme aul schweizerische Rechtszustände. 
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16. Aargan. 

Referent: F. X. VggspftUer, Oerichteprlmdeiit, Zunach. 



Im Jahre 1898 hat das aai^uische Volk zwei GesetnB> 

▼erlagen, die ihm zur Abstimmiiug unterbreitet wurden, angeooinaieo 

und /.war 

1. Das Viehv ersicher Uiigsgesetz vom 14. Juli. 
Zweck des Gesetzes besteht darin, die Interessen der 
I Ml i\\ ii tscliaft und diejenigen der 5fTentliehen Gesuudheitspflege 
zu wahrtMi und zu fordern. An und für sich war die Vieh- 
vorsicherung für unsere Landwirte nielits alisolut Neues. Bereit^ 
bestand seit Menschengedenken in vitden ländlichen Gemeinden 
der alte, schöne Brauch, dass die Viehzüchter im Falle der Not- 
Bchlachtimg einander das Fleisch zum landesüblichen Preise ab- 
nahmen. In veisohiedpnen Gemeinden sind in neuerer Zeit anch 
rirtlicho Versichemngsvereine gegründet worden. Endlich besaht 
seit einer Reihe von Jaliion f ine kantonale Viehentschädigungskasse, 
aus welcher bei Verdorbenheit des gesundheitqgefiUirlichen Fleische« 
von umgeatandenen oder notgesGUachteten Tieren zwei Diitteile des 
Wertea veigfitet werden. 

Diese Einiichtungw vermochten jedoch dem allgemeiiien Be> 
dürfnis nach vollkommener SIcheratellimg dea Landwirtes gogv 
UnglOck im Stall nicht au genügen. Vor allem konnten (Sitliehe, 
freiwillige Vereine, wegen der Kleinheit des VetsicheningsgebietoB, 
auf die Bauer nicht bestehen. Jeder grössere Verlust mnaste aie 
ins Schwaakan hringeu, sei es infolge Fabnenfliusht der Mitglieder, 
sei es wegen UnzuMnglichkeit der Beservro. Daraus schf^rfbeo di0 
Behörden und massgebenden landwirtschaftlichen Kreise die tW* 
Zeugung, dass die einzig zweckmässige Lösung die Giündung tos 
Viehversicherungskassen bilde, welchen alle Viehzuchter einer Ge- 
meinde beitreten mOsscu und aus welchen alle Fälle für Viehverlust 
in mügliehst weitgehendem Masse entPc liädigt werden. Xacii der 
Viehzählung \')in Jahre 1898 weist der Kauton Aargau an Rind- 
vieh einen Bestand von 81 277 Sinck auf mit einem (t. saiiitvert 
von rund 25 Millionen Franken. Dazu kommen 25 32i> Sclnreine 
und 14 505 Ziegen, deren Wert auf ca. -S Millionen Frniiken an- 
geschlagen wird. Angesichts solcher Zahlen hatte der Staat alle 
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Ursache, auf Mittel und Wege Bedacht zu nehmen, um dieses 
grosse Kapital unserer landwirtscliaft liehen üevülkeiung und unserer 
Volks-wirtschaft im allgemeinen sicher zu steUen. 

Die allgemeine Durchführung der Viehversichoning hat sodann 
eine hohe Bedeutung für dio öffentliche Gesuudheits j)f loge^ 

Erfahnmgsgemäss hat die Tuherknlosis (Perlsucht, Lungen- 
schwindsnoht) unter dem Rindvieh nachgerado eine unheimliche 
Vorbroitung genommen. Es ist nun durch Erfahrung und Wissen- 
schaft längst festgestellt, dass durch den Geuuss von Heisch und 
Milch tuhorlvolkranker Tiere der Krankheitskeim auf den 
Menschen übertragen werden kann. Dieser Würgengel 
der Menschheit, welcher nach der Statistik den siebenten Teil der 
Hensohen w^rafft, findet von daher immer neue Nahrung. Diese 
Thataache ist ja neuerdings bestritten worden, aber nicht soldier 
Begründung, dsss dadurch vorbeugende Massregeln fiberflflssig wflrden. 

Zur Vnstopfung dieser Quelle mensohliohra Siechtums und 
Elends gibt es kein wirksameres Mittel als die Sanierung unseres 
Viehstandes durch allmfllige Ausmerzung der tuberkulösen Tiere. 
Zu diesem Behufe schreibt das nene Oesets vor, dass versicherte 
Tiere, welche der Taberkuloee verdAohtig sind, untersucht und, 
wenn Gefahr der Ansteckung für Menschen oder Tiere vorliegt, 
abgetfaaa werden mHasen; in solchen lUlen soll jedoch ein er- 
höhter Staatebeitrag atisgerichtet werden. 

Im Übrigen ver[)flichtet das Gesetz den Staat, entsprechend 
dem Interesse der Öffentlichkeit an der Viehvorsichennig, zu einem 
jährlichen Beitrüge von mindestens 40 000 iVankeu. Eine gleich 
grosse Subvention leistet die Eidgenossenschaft, so dass der Oe- 
samtfitaatsbeitrag naidi allgemeiner Dnrchfühnmg der Viehver- 
sicherung mimie.^ten.s 80,000 Franken ausmacht. 

Was die Organisation der durch das Gesetz normierten Vieh- 
versiehcrung anljelangt, so soll es vor Allem nur den Yiehbesitzern 
jeder Gemeinde freistehen, mit Melirlieit zu beschliessen, ob sie 
eine Viehversicheningskasse gründen wollen oder nicht. Es besteht 
also in dieser Richtung kein Zwang. Allerdings war mit Bezug auf 
diesen Punkt eine grosse Minderheit in der gesetzgcln nden Behörde 
seiner Zeit anderer Ansicht; sie wollte eine obligatorische 
Versichening und nicht ohne allen Grund. Die Hauptgninde, um 
deretwiUen das Gesets erlassen wurde, bestehen in dem Sohuts des 
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Kleinbauern gegen das „ünglfick im StalP und in der Bektopfung 
der Tuberkulose. Daraus ergiebt sich aber der logische Scblnffi, 
dass die Versicherung obligatorisch gestaltet werden muss, vemi 
dio Veisicfaerung ihre Wirkung nicht verfehlen soll. Älleia am 
gesetzes- politischen Orflnden unterlag die Ansicht des Venicfae- 
rungszwangcs, weil man zunfichst die beteiligten Kreise nach 
nnil nach fflr das Obligatorinm vorbereiten und günstig stiiiiinen 
suUe. Nach dem Gesetze bildet jede Versichenin^^-<kass•:• eine Ge- 
nossenschaft für si< h. mit einer Orgauisalion und iiu».; iii erster 
Linie, abgesehen vom Staatsbeitrag, ihre Verluste selkr. Diese 
lokal»^ Organisation ennöglicht eine strenge, gegenseitige Kontrolle 
d.'i MilLMieiifT, zur Vf'rhutun«? von missbrÄu^ hlicher Inanspnich- 
nalinie dor Voi sichonmg. Die Versieben mi; iimfcis>t alles Rindvieh, 
mit Ausnahme ganz junK-i und bereits crkraiiktöi- Tie:^. ile? 
Handelsviehs. der Vfeixle und Schafe; Schweine und Ziegen können 
ebenüüls veraichert werden. Der Eigentümer schätzt sein Tier 
selber ein. Der jÄhrlichc Beiti-ag soll mindestens Vo 
Schätzung betragen. Im S<'hadens6ill vergütet die Kasse 80 Vo 
des wirklichen Schadens, 20 % "^'^^^ Versicherte In SAM- 
Versicherung tragen, damit derselbe sich stets seiner Pflicht al» 
guter Hauswirt bewusst sei tuid demgemSss trotz Vereicbentog 
sein Vieh sorgfältig bebandle und pflege. Die Schkcktuiig und 
Verwertung der Tiere geschieht durch die Versicherungskasas. Der 
Anspruch auf EntschSdignng fftllt ganz oder teUweise vsdd 
den Viehbesitzer ein offenbares Verschulden am Schodensblle trifll 
Die Verstcherungskassen und ihre Verwaltung stehen unter ilait* 
licher Oberaufsicht 

OemflSB bundesrechtlicher Vorschrift darf die ViehTersichenuig 
nicht für Viehverlust durch Seuchen in Anspruch genomoieD 
werden. Demgoniäss soll für Seuchenfälle ein besonderer kanto- 
naler Seuchenfond gegriindet werden. Die bestehende Vidieot» 
Schädigungskasse winl nach Maasgabe der AtisKreitnnfir der Vieb- 
versichcruiig ia einen kantonalen Reservefond im die Vich- 
vei*sicherung umgewandelt. 

Das sind die Haupttnuiidzu^o des ueiieii Gesetzes. DaiieM 
ist den einzelnen Vorsielierun^^'^skassen ein selir grosser Spielraum 
ofTi^n gelassen, in ilireu St<'ituteti die Orgauisatioa und da» Ver- 
sicherungsgescbftft nach Belieben zu ordnen. 



Digitized by Google 



1089 — 



2. Das Gesetz betr. Stellung und Erledigung ver- 
fassungsmässiger Volksbogohrcn vom 27. September. 

Der Grosse Rat des Kaiiions A.argau l.ai aiu 23. Februar 1897, 
gestutzt namentlich a\if eine Eingabe der aargjiuischen Grütli vereine, 
folgenden Beschluss gefasst: 

„Der Regierungurat ist l>eatiftrac:t. in Vollziehung d. s Art. 16 
der Staatsverfassung U?fr>rderlicli c\u>' Revision des Go^^otzes betr. 
Stclluiii; vorfassung^sinilRBiger Volksbegehren vom 25. Novomber 1809 
voi-zuneimuMi und dabei insbesondere die Erleichterung der Unter- 
schriftensjimmlung und die Reduction der in den Artikeln 26, 29, 
98 und 101 des Verfassung Toi^schriebeoen Zahl von 5000 
Bürgern im Auge zu behalten.*' 

Die Ke^Mt riing und der Grosso Rat waren nach gründlicher 
Prüfung der Frage darin einig, dafis die Uerabsetzung der er- 
forderlichen Zahl der Qeeuchsteller von 6000 auf 4000 oder darunter 
ohne Yerfossungsrevision undurchfflhrbar und Qberiuiupt niobt 
wflnschenswert sei, sofern das biaherige Veifahien erleichtert wQrde. 
Die verlangten Erleichterungen sind nun m neuen Gesetze nach 
twei Richtungen vorhanden: 

Erstens enthAlt das neue Gesetz in Bezug auf die Be- 
stimmungen betreffend Sammlung von EinzelunteTScfariften eine 
wesentliche Neuerung und Erletcfaterung. Das Gesetz lehnt sich 
in dieser Beziehung an das bestehende eidgenössische Recht an, 
wonach deijenige, welcher das Begehren unterstQtzen will, nicht 
mehr gehalten ist, seine Unterschrift in Gegenwart des Gemeinde- 
ammanns oder Gcmeindes('hreil)ers beizusetzen; es kann das zuhause 
oder an einem beliebigen Ort gescliehen, nur hat der Gemoinde- 
animann derjenigen Gcineinde, in welcher ein Unterzeichner seine 
kiuitonalen politischen Keciite ausübt, dessen Stiuuubei-echtigung zu 
bescheinigen. 

Zum andorn wurde die bestehende Bestiinimuig in das neue 
Ges»L^t/. aiif^enuiniHi n, das.^ die Beitrittserklärungen zu Volksbegehren 
in Genieindeversammlurigcu stattfinden können. Dagegen wunle 
auch in dieser Beziehung zu Gunsten der Gesuohsteller eine Er- 
lei< htonmg in der Weise geschaffen, da^is der ÜemeindeFat das 
Volksbegehren an die Gemeindeversarandung bringen muss. wenn 
CS von '/-^ floi Stimmfähigen der Gemeinde unter Angabe des 
Zveckes schriftlich verlangt wird. 

69 
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Die Initiative ist unzweifelhaft eine wertvolle politiaclie ISd- 
richtung, die gegebenen Falls allen Parteien ihre Dienste leistet 
Allein sie ttbt ihie wohlthAtige Wirkung nur aus, wenn ae mit 
den nötigen Garantien umgeben wird. Dafflr ist in dem Oeselse 
alle Voreoige getroffen, um einem allfiüligen Missbrauch zu begegnen, 
ohne doch der Bewegungsfreiheit der Billiger irgend welche Schnokea 
aufzuerlegen. 

Tom Orosseo Bäte des Kaatons Aargan wurden sodann fol- 
gende Dekrete, die von Wlditigkeit sind, erlassen: 

1. Dekret betr. die Zeugenentschädigungen in 
üntersuchungs- und Strafsachen vom 14. März. 

Dieses Dekret wurtle veranlasst durch einen Beschluss des 
Grossen Rates vom Jahre 1895, dahingehend, es seien di»^ Zeus^en- 
gcbühren in Strafsachen den gegenwärtigeo Zeitansprücfaeu 
entsprechend zw ^rh ö h •■ n. 

2. A iigeändt'rter Tarif zur Hypothokarordnung 
vom 2f). 8 e p t e m b e r. 

Dieser Tarif wurde erlassen gestützt auf einen ßeschhiss des 
Grossen Rates vom Jahre 1894, welcher eine Ermässigung üer 
Gebühren verlangte. 

3. Gebühren-Tarif mm Oemeindeorganisationsgesett 
Tom 26. September. 

Dieeer Tarif sichert den Gemeindebeamten fOr ihre vielen, 
immer umfangreicher werdenden und Terantwortangsyollen Arbeiten 
eine gewisse Besserstellung, obwohl die neuen Ansitie 
sich immer noch in bescheidenen Grenzen halten. 



17. Tlmrgaa. 

Referent: Dr. J. Bugeler, Kantonsgerichtsschreiber, St GaUea 



1. Weisung des Regierun^srates Tom 10. Janoar in 
die Gemeinderftte, von solchen Personen, welche wahrend des Jahres 

1898 aus dem Kanton wegziehen, vor dem Wegzuge die Staate 
Steuer mit l\j%o ^^^^^ Massgabe der Zeitdauer zu erheben, welche 
der Pflichtij^ wälueiid des Steuerjahres im Kanton zubrachte. 
Dasselbe Verfaluen ist bei Erbtoihnigon Innsichtlich derjenic^'H 
Erbbetiüge eiuzusclüageu, welche während des Steuerjahres au» 
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dem Kanton ^\eggezügea werden, bis zui* Teilung dort aber noch 
steuerbar sind. 

2. Revision des Kantonalbankgesetzes. Erhöhung 
des Grtindungskapitals von 3 auf 5 Millioaen. Recht des Grossen 
Rates, dasselbe auf 8 Millionen festzusetzen. 

Bildung des Reservefonds aus ^/s ^ Jahresi-eingewinnes, bis 
er 4% <ler grundvereicherten Darlehen erreicht hat. Überschüsse 
sind zu landwirtschaftlichen Zwecken, Katastemrmessungen, flilfe 
bei Mementarkatastrophen zu fundieren. 

Diese Revision ist in der Volksabstimmung vom 20. Februar 1898 
mit flberwi^nder Mehrheit angenommen worden, 

3. Gesetz betr. die Organisation der Kantonal- 
krankenanstalten vom 23. ICftrz. In der Yoiksabsttmmong vom 
3. Juli mit 2600 Stimmen Mehrheit angenommen. 

Kantonspital und Irrenanstalt in Mfinsterlingen und AS7I in 
8t Katharinenthal haben die Aufgabe, kranken und gebreohlldien 
^mtonsangehlbigen, welche zu Hause die entstpieohende Nachpfloge 
nicht finden können, die nötige Obsoi^ge und Arztliche Hilfe zu 
verschalTen. 

Jede der drei Anstalten hat oiuoii piuktischcu Aizt als Direktor 
an der Spitze und steht untei- einer fünfgliedrigen Aufsichtskom- 
mission, (leren Präsident der phef des Sanitätsdepartemeutä (ße- 
gieruiigsrat) ist. 

Öffentliche GeiiieiiHle- (»der BezirkskraiikenanBtalteji haben An- 
spruch auf stivitlielic Uiitei-stützunET, sofern die Anstalt einem sich 
auf eine ji^rür^sere (letrend eistreckenden Hedürfiusse oiitiipricht, 
rationeil eingerichtet und betrieben wird, mit Absonderungslokalitäten 
für ansteckende Krankheiten versehen ist und deren Betrieb in 
allen Teilen der Aufsicht des Regierungsrates unterstellt wird. 

4. (resetz betr. das Steuerwesen vom 15. Februar. 
In der Volksabstimmung vom 3. Juli mit 1400 Stimmen Mehrheit 
aograommen« 

A. Staatsatentm* 

Direkte Staatssteuer in Form der Yennfigen-, ESnkommen- 
Qod Penonatefeuer. 

Der YermGgen Steuer ist unterworfen der gesamte im Kanton 

befindlidie Liegenschaftsbesitz und der auswärtige Orundbeeitz der 

09* 
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KaiitonseinNvolincr, sofern (lerscn>c nicht anderwärts verstouort wW. 
(l;us lH'wt>irli''bo Verniofj^n der natürrushon und juristischen Personen, 
welche im K.intoii iliren oixlentlirlicn Wohnsitz wler ilire Vmvaltime 
haben, d.is btfwegliche Vennr^gon auswart« wolineiidei Juliabor oder 
Anteilliaber von Geschäften, wclrlir' im Kanton etabliert sind iivh 
Ma'<S'j:al>e der in il;is Oex iiilft cin^a'woi-feTKMi Fonds nnd der Hift- 
kirkeit der Firma für die zu leistende Stener, schliesslich (hi^ Uwt«:- 
liclie Vermögen auswärts wohnender Personen, das für dieselben ira 
Kanton von Behörden verwaltet und auswärts nicht versteuert wird. 

Von der Vermögenssteuer sind befreit das Stoat?-. 
Gemeinde-, Vereinsvermögen, das wnlilthätigen Zwecken flienU der 
auswärtige dort verstru- rtn Liegenschaitsbesitz, das in au-wärtifea 
Oeschftfteo angidegte dort versteuerte Vermögen von Kantons;- 
einwohnern, die nötigen Haus», Feld-, Handwerksgerftte, Beruf»* 
bibUotheken, der Gutsertrag des laufenden Jahres, der sum UDt6^ 
halt oder Betrieb dsp Landwirtschaft nStige Viobshuid, das Ve^ 
mOgen von Witwen, Waisen und Arbeitsunfilhigen bis auf 3000 Ftcs. 
und zur Hälfte bis auf 6000 Free. 

fflr die Entrichtung der Vermögenssteuer gilt 
als Steuerkapital: 

Bei Schuldverschreibungen deren Nennwert, 
übrigen Wertpapieren „ Kurswert, 
Gebäuden die Brandversicfau-ung, 

Grundeigentum der mittlere Ertragswert, 

„ Baugründen der Verkehrswert, 

,, Waldungen der Ertragswert, die I^g«. 

Bei Berechnmig des Vermögens der KantonRiiiSiisson kuiamai 
deren Passiven in Abzug; die iui Kanton Inilindliclit'n Gehäude m<i 
Liegen schufton Auswärtiger sind jedoch ohne Abzug m vei'stenem. 

Von Krlismasseu wird .Str-uor so lange erhoben, biÄ 
Vermögen den auswärtieei) Kiln-ii ausgeliefert ist. 

Der Einkommt n stfMicr ist unterworfen: Kinkoiunu-n fib^r 
(500 Frcs., auch der auswärtigen Inhaber oder Anteilhaber m iw 
Kaiiton liegenden Geschäften. 

Von Einkommensteuer sind befreit: 
Einkommen bis auf 600 Frcs. für jede Einkommen klasse, d^r 
j&hrliche Ertrag an Zinsen bis auf 4%, soweit er sieh auf im 
Kanton versteuertes Vermögen grOndet, Einkommen von Kaotoofi- 
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einwohnera am auswftrtigen Geschäften, sofern es aoderwärte 
▼eietenert wird. 

Bei Bereclinuug des Einkommens gelten folgende 

Grundsätze: 

Feste Eiiikuinnien (Jahi-esgehalte, Pensionen): voll, die übrigen 
Einkommen: duich&chnittlicher Eitiag der 3 voraiige^^ane-enen Jahre. 

NB. Leibi-enten und Fideikommisse, denen ein hesti minies 
Kapital als ßa?i«i zur Nntzuiessung dient, sind mit diesem als 
Verm«'gen zu veistouern. 

Bei Berechiniiig des jährlichen Beriifseinkonunens sind 10 ^/^ 
des beweglichen und unbewegliclien Betriebskapitals, ebenso die 
auf dem Einkommen haftenden Barauslagen in Abzug %u bringen. 

Die Personalsteuer iet von jedem volljährigen männlichen 
erwerbsfähigen Kantonseinwohner zu entrichten, 

Normalansatz für die Besteuerung: 

Bei Kapitalien und gewerblichen Betriebsfonds bis auf SOOOOFros. 

1 Fk»., von 80^120000 Fns. 1,10 Frcs. eta, Aber 500000 Fros. 

2 Free, pro Tausend. 

Grundbesitz 1 Fics* Tom Tausend. 
Bei Einkomiiien Ton 601—1200 Frcs. je Vio ^^^t 



n 


1201-^1800 „ „ 


v« 


>I 


100, 




5001—6000 „ „ 


V.. 


n 


100, 




10001-11000 „ „ 


■Vi. 


n 


100, 


n 


11001 Fkcs. und daraber 


•Vi. 


j> 


100. 



Bei Personalsteuer allgemein 1 Frcs. Tom l^oo 
mSgenssteuer. 

Steuerbehörden: 

Jetle Gemeinde hat eine Steuerkomniission uns 4 Mitgliedern, 
welche der Genu-inderat wählt. Dazu k<unnit ein von der Kegierung 
gewählter KomuiissiU*, welcher den Vorteitz fühit. 

I >t in steht das Recht zu, den Pflichtigen zur Vorlage von 
Urkunden, Büchern al» Ausweis über Aktiven und Passiven zu verhalten. 

Gegen doen Entscheid steht dem Betrf)ffenen innerhalb 14 
Tagen Rekurs an den Regienuigsrat zu, der das Hecht auf Expertise, 
amtliehe Inventur etc. hat. 

Steuerbezug erfolgt durch Qemeinderäte. 

Folgen unrichtii^nr Versteuerung. Ersatz des dem Fiskus 
in den letzten 10 Jahren vorenthaltenen Betrages, bei Steuer- 
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Terheimlicfaung über 7« wird gleichzeitig eine Busse im bfasim 
Betrage der entlegenen Steuer veilUtaigt. 

Bei Verheimlichung unter Anwendung betrOgeriaofaer Uittd 
wird eine Busse des 5 — lO&ohen der umgangenen Steuer vervidt 

B« Gtomtlndeetaneni. 

Aussererdeotliche ESmiahmen (YermAchtnisse, ScfaenkangeD, 
ESnkau&taxen etc.) dürfen nicht zur Dediung laufender Ao^giben 
verwendet, sondern mfisaen lum Fonds gesclilagen werden. 

Ausserordentliehe Ausgaben ffir Strassen, Bauten, Feueispritten, 

Beleuchtung, Wassei-vereorgung etc. können auf mehrere Jahre ver- 
legt und terminweise durch Steuern gedeckt werden gegen vor- 
herige Vorlage und Genehmigung eines Schuldentilgungsplanes. 

Reichen die ordentlichen Einnahmen zur Rosti'eitung der Be- 
dilrfnisse der Gemeinden nicht aus, sü sind GenuindestOTf^rr) zu 
erheben und zwar auf Grund der Bestimmungen über die Staats- 
ateueni und de? bezflgl. Steuerkatasters. 

liüho dos Steueransatzes bestimmt die Gemeinde. 

5. Dem vom Grossen Rate am 21. März 1898 gefassten Be- 
schlüsse betr. Errichtung von Pensionärabteilungen in 
der Irrenanstalt Munsterlingen (40 Betten; Credit: 220000 
Francs) ward vom Volke mit 300 Stimmen Mehrheit die Sanktion 
verweigert 

6. Am 30. April erliess der Begierungsrat eine Terordnaog 
betr, die Herstellung und den Verkauf kfinstlicher kokles^ 
saurer Wasser und Limonaden. 

7. BeschlusB des Regierungsiates vom 5. August: Bhefranen, 
welche mit dem Manne in OUt^trennung leben, sind wAhiendder 
Dauer der Ehe nicht berechtigt, auf ihren Namen ein Wirtschafto- 
patent zu USsen. 

Als Aktivbürger sind nftmlieh nur diejenigen Personen beider 
Oeschlechter ansusehen, weldie einerseits in bitigerlichen Huen 
stehen und andersmts vollständig eigenen Rechtes d. h. aelbsU 
stftndig handlungsfähig sind. Dies ist aber bei der Ehefrau nach 
§ 07 des thurgauischen privalruchtlichen Ciosetzhuches nicht der FllL 

8. Gesetz betr. das Markt- und H ausierwesen, dffl 
3. Okt^)ber vom Grossen Rat, den 18. Dezemlier in der Volks- 
abstimmung angeuommeu. 
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Die Hauptverordnungon boslehen in dur Eiiisi inänküng des 
liausierwesens. Patente werden nur erteilt an Personen, die in 
der Schweiz Nicilorlassmig und thatsächlichen Wtthnsitz iiaiieii und 
fi^>er 2U .lalire alt sind. Die Patenttaxeu weiileii gegüuüber den 
liishf'rigen erhöht und die Gemeinden weitlen füi- lx?rcchtigt erklärt, 
zu Händen der Gemeindnkas.se in w.'iterein Unifanj^e als hi<btM- eine 
Zuschlagsteuer zu erhehen. Verboten ist das Hausieren mit Fleisch 
und Fleischwarcn. sowie mit Aniehens- und Lotterielosen, Prämien- 
liefenmgswerten und Waren auf AbschlagszalUung. Der Regierungs- 
rat kaon ferner auch andere Artikel dem Hausierverbot unterwerfen, 
wenn deren reeller Wert vom Publikum nicht leicht beurteilt werden 
kann. Die Ausgabe von Patenten kann sistiert werden, wenn für 
die Verabfolgung solcher kein Bedürfnis mehr besteht Dem Hausier- 
gesetx werden auch freiwillige AusTerkftufe, Reklame- und andero 
vorübergehende Maseenrerkflufe, sowie die aussergerichüichen Yer- 
steigerongen von Handelswaren aller Art untentellt. 

9. Übereinkunft mit dem Orossherzogtum Baden 
betr. ErlasB einer Vogeljagdordnung für den Untersee 
und den Rheine abgeschlossen den 18. Deabr. 1897, genehmigt den 

-!f^J^*^;t^- Betrifft Festsetzung von Art und Zeit der Jagd 
25. Marz 1898. ° 

auf Sumpf- und WassergeflQgel im gememsamen Jagdtenitorium. 



18. Teisin. 

Referent: W. BnmUiarilt, Professor der Beofate, Lausanne. 



1. Denreto costituzionale circa ristltuzionc dei 
c n n s i p Ii CO III ni u n a 1 i vom 1 9. November 1897, vom Volke an- 
genommen den 2. Januar 1898. Die Bundesversammlung hat diesem 
Verfassun pagesetz am 20. April 1898 die Bundesgaraiitit» ortfMlt. 
Die Gemeinden von über 3000 Seelen konnoTt ausser dem beatehen- 
dtsn Geraeinderat (Municipalit6) einen weiteren Gemeinderat (consiglio 
oommunale) bestellen. Beide sind von der Gemeindeversammlung 
nach dem proportionalen Wahlverfahren zu wählen. Für Gemoinden 
mit weiterem Qemeinderat winl das Recht der Initiative und des 
Referendums in Geraein<leangelegenlu'iton eingeführt Hierüber, so- 
wie aber Befugnisse und 2ahl der Mitglieder des engeren und des 
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weifereil OemeiDderateB enthalt n&here Yoncbriften ^ folgende 
Gesetx. 

2. Legge sui coneigli communali vom 21. Norember. 
Der weitere Gemeindeiat soll höchstens 50, mindesteoB 25 Mit' 
glieder haben; das Amt ist obligatorisch und unentgelllidK. Auf 
dem Wege des Referendums kOnnen Bescblflsse des Qemeindenilis 

(Iber ausserordentliche Ausgaben und Verftwssermjgen von Oenetnd»* 
giitorn an die Gemeindcversamniluug gebracht worden. Audi Iiiitiatir- 
begehren können l»ezuglich der erkühnten Gegenstände gestellt werden. 

:i. Decrcto leirislativo circa i provvediraenti per com- 
battere la fillo.-,.s<, i a vom 21, Mai. 

Oor Staatsrat wiH onna/'htigt. ein Amt zu errieliten (setviiio 
antitilloHcvt'iiu), das unter (h'v Diii-kticn des liandwirU-^öciuifLMleparto- 
ment« alle >rassregeln zur I^t^käiupfung der Phvlloxera anuitinot. 
Wird Zerstörung dei' Rehen notwendig, so erhalten die Eigentümer 
eine Entschädigung, die na« h Massgahe des Jahi-esertmges unter 
J3eiu(:ksi('htigung des Grades der Infektion und der Gefuhr der 
Weiterverbreitung bestimmt winl. Mangels gfitiieher Vercinbannig 
i^'ird die Entschftdigiing durch einen InF^pektor, den der Distrikts- 
präsident ernennt, festgesetzt, endgültig bis auf 300 Fi-ai)(%. FQr 
höheren Betrog mit Rekursrecht an den vom AppelktiocsgericbtS' 
prSsidenten ernannten Eantonsexperten. Die EntschAdigung isshlt der 
Staat in jährlichen Raten nach Verhältnis der jähiiichen ProdoktiaD. 

4. Legge concernente Tesercizio del diritto di 
grazia e di amnistia vom 27. Hai. 

Begnadigungs- und Amnestierecht übt der Grosse Bat ans. 
Die Entziehung der bOigerlichen Rechte bleibt von der Begnsdigong 
ausgeschlossen.' Die Begnadigimg wird in geheimer Abstuonmung 
ohne Diskussion durch ^4 ^^^^ stimmenden Mitglieder beschloeKo. 

Die Amnestie bezweckt die Unterdrfidning von Straf proEeeseo 
und Aufhebung von Strafurteilen für die Vergehen, für die sie be- 
schlOs.^en winl. Sie kann vollständig oder partiell sein, bedingt 
oder uid>edingt imd kann auf Begehren des Verurt' ilt» n oder seiner 
Aiij^i höi igi n und Freunde oder vom Staatsrate heaiitraL^t werden. 
Xach erfolgter Diiskushitjii winl die Amnestie durcli den ürvissen 
Rat in geheimer Abstimmung mit Ys stimmenden Mitglieder 
beschlosson. 
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19. Waadt. 

Referent: Dr. W. Biirckhai*dt, Professor der Rechte, Lausanne. 



1. Loi sur la police des cooatructions et des babitatioas 
vom 12. Mai. 

Das Gesetz hat die Festsetzung der Baiilinien und die sani- 
täre lind Feuersicherheit zum Gegenstand. Nene Baulinien werden 
öffentlich aufgelegt und je<ler Interessent kann Einspruch erheben, 
worüber der Staatsrat entscheidet, wenn der Streit nicht geii hi- 
llcher Natur ist. Wenn w&hrond 20 Jahren seit der Ziehung der 
BauUnie die Gemeinde behufs deren Ausführung nicht expropriiert 
hat, so iiaben die Eigentümer wieder die freie YerfQgung über ihre 
Liegenschaften. WiU eine Qeniebde einen Bau auf einer Liegen- 
schaft, auf der noch keine Banlinie lastet, yerbieten, so muss sie 
binnen 30 Tagen einen Baulinienplan auflegen. Bis zum Eutscheid 
darüber darf nicht gebaut werden, ohne dass der Eigentümer hieffir 
eine Entschädigung zu beanspruchen hatte. Die Genehmigung der 
Plüne durch den Staatsrat begründet von selbst das Ezpropriations- 
recht der Gemeinde. Sie muss unter Umstanden die ganze Li^n- 
Schaft expropriieren und darf es au(^ wenn der übrigbleibende 
Rt^st kein anständiges Gebäude mehr gestattet. Servituten, die der 
Ausfflluung des Plans liiiitit'iJich sind, küunen losgekauft werden. 

Titel III (Police des construetiniis) des Gesetzes stellt strenge 
uud ting' heiiilo Anfdnlermigt'ii an die bauenden Liegenschaftseigen- 
tümer betr. Feuersicherlit it, Sanität. Bausolidität; ebenso TitH IV 
( Poli< o dos habitations) betr. Gestattuiig: «L s Bezuges n»^u oriirhtt trr 
\Vfiu>^;oliäu(lc und Verhalten des Eigentümei'S eine?* Hauses, worin 
eine ansteckemle Krankheit ausgebrochen ist. Titel V (Mesin-es 
g^'uerales de salubrite): Wasserversorgnng und Kanalisation. Titel VI 
(Dos contraventions) regelt die Strafkompetenzeu des Qemeindeiats 
mit Kekurs an den Staatsrat. 

2. Reglement (du Conseil d'l^tat) pour rinscription des 
droits reels vom 18. MArz« 

AttsfOhnrng des Gesetzes über die Eintragung der dinglichen 
Immobiliarcechte vom 11. Blai 1897 (s. Jahrbuch 1897 S. 1011). 

3. Reglement (du Conseil d'litat) pour la taxe des 
bftttments vom 6. September. 
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Schreibt Tor, wie der Sohfttzungswert der Qebiude, deewi 
ESotragiing im Kataster das oben erwähnte Gesetz vom tl. Hii 
1697 verhuigt, xu berechnen sei. Die Oeb&ude sollen nach ilto, 
Zustand des Unterhalts und Ertrag, ä leur jnste valenr geachltzt 
werden; den Wflnsohen der Eigentümer nach Erhöhung der Schätzung 
behufs bessereu Verkaufs oder Hypothecierung ist nicht stattzugeben. 

4. L<ii abrogeant les ai ticles ü, 9 et 10 de la loi du 
2ii nüvembre 1888 sur la veute et le commerce des vins 
vom 25. Noveinlior. 

Diese Artiki'l verlangten Konstotierung jetleh Weiiiv- rkaiiff; üImt 
100 Liter diircli ein vom Verkäufer zu unterzeicliiientles Bonlei^u 
nh<^r Herkunft, Beschaffen lieit u. s. f. der Ware und Ert>tellung eioer 
Statistik iiUor in den Kiiutou eingeführten geistigen Getränke cluidi 
den ötaatBrat Sie werden, weil unausffllirbar, aufgehoben. 

5. Loi modiliant oelle du 26 döcembrc 1832 sur la 
presse en ce qui concerne le droit de rdponse venu 
12. Februar. 

AVer in einer periodischen Publikation genannt oder beieicbnet 
worden ist, hat das Becht, Tom verantwortlichen Verleger in tct^ 
langen, daas er eine Antwort sweimal imverkfirzt iDseiieie; die 
Antwort ist vom Verfssser zu unteradchnen, der allein dalttr Te^ 
antwortlich ist. AllfiUligen Streit entscheidet der Bicbter. 



20. Wallis. 

Referent; Dr. Hugo Oser, Professw der Bechte, Freibnig i. C 



1. Gesetx betr. KonsesBioniernng von Wasserkriften 

vom 27. Mai. 

Vorbehaltlich bestehender Rechte Dritter werden die Gewiss 
der i^lione und des im Gebiete des Kantons liegenden Teils d» 

Genferst^ps vom Staat, die übrigen Gewiksijer von den Gemeinden 
unter Genehmigimg des Staatsrats konzessioniert. Koaze^jioaeu 
werden nur erteilt, wenn aus denselben fHr den Kanton (xier die 
(It-nioinden unliostritteiu' Vorteile erwachseu. Die Kouzessioueu wenlea 
anf <lie Dauer von hüchs^tens 99 Jahren erteilt, kömien aber daDD 
erneuert wenlen. Bei Nichteriieuerung gehen die für Wasserleitung 
und KniJtgewinauDg ausgef Ohrten Arbeiten ohne Entgelt, die Hütteo- 
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verke und alle anderen znm Zwecke der Nutzbarmachung der 
Wasserkräfte hergestellten Bauten aiif Verlangen der Konzedenton zu 
dem von Kachmäiiiicrn festgestellten Preis an den Staiit (»der an 
d'w betreffende Gemeinde über. Für jede Konzcssion uuihs eine ein- 
malige Gebühr von 100 bis 1000 Frcs. bezahlt werden; dazu kommt 
ein jälirlicher WasBOizins im Hotrage von 1 bis 5 Frcs. fflr jede 
im Kanton wirklicli benützte, von 2 bis 8 Frcs. für jede über die 
Kantonsgrenzo hinauspcffihrte Pferdekraft. Die Hälfte des Ertraf^es 
der vom Staate erteilten Konzessionen von Wassel ktäfton der Rhone 
soll zum Unterhalt der Dämme di^es Flusses und zur Bildung eines 
Hilfsfonds zu Gunsten der T'fergemeinden vei'>*endet werden. Nielit- 
l)enützaDg der Wasserkcäfte während fünf a\if einander folgender 
Jahre verwirkt die KoDzeSBion, wenn der Konzessionär nicht v<H^ 
zieht, fflr die nicht verwendeten Wuaerkrftf te den Wasserzme zu 
bezahlen. 

2. Armengesetz vom 3. Dezember. 

Der WmiBch einer wirtemen Ffirsorge fflr die Annw hat in 
den letzten Jahren die gesetzgebende Behörde verechiedraer Kiantone 
zn bezflglichen Arbeiten Tevanlasst Die Bracht eoloher Beetrebnogen 
ist auch obiges Gesetz. 

Die Öffentliche Krankenpflege bezieht sich: 

1. Auf Hilfeleistung an solche, die wegen hohen Alters, Erank- 
heit, Gebrechen oder anderer Umst&nde fOr ihren Lebensunterhalt 
nidit auflcommen kOnnen. 

2. Auf vorübergehende Unterstützung von an sich arbeits- und 
erwerbsfälligen Personen, die aber momentan der notwendigsten 
Lebeusmittel ermangeln. 

3. Auf angemessene Pflege unbemittelter Kranker, Geistes- 
gestörter und die Ver^oi-gung der Greis=;e und Oebrechlieiien. 

4. Auf Verpflegung und Erziehung iiülüoser und verwahrloster 
Kinder. 

.Vnsiinieh auf Unterstützung haben in obiger Weise nur An- 
gehörige des Kantons AVallis, tmd auch für sie ist die gerichtliche 
Jüage auageschloBsen ; Angehörigen nndn r Kantone oder des Aus- 
landes wird nur nach Mas8gal»e der Hundesgesetzgebung und der 
Staatsverträg« die nötige Hilfe geleistet. Den öffentlich unterstützten 
Personen. s< wie denjenigen, deren Kinder Öffentliche Pflege gemessen, 
ist dei WirtshaiisbesQoh verboten. 
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Die ArmeniuiterstfitsuDg ist in erster Linie Sache der Ve^ 
wandten und Verechwfigerten des ünterBtOtzungsbedfirfti^ mcfa 
Masqgabe der Nfthe des Grades, der YennOgenskinft und andoer 
Quellen des Wohlstandea. Wenn die VennögensTerhAUoisse der 
mutmasslichen Erben es gestatten, so haben diese mit AnssdüuK 
der fibrigen für den Unterhalt ihrer Aszendent^ imd Deszendentea 
aufoukommen. In zweiter Ldnle hat die Heimatsgemeinde euna- 
treten. FQr die Verpflegung armer Durchreisender haben die ESn- 
wohnergemeinden su soi^gen. Der Staat beteiligt sich an der 
Armenpflege durch Bettrftge an WohlthfitiglieitsanstBlten und Er- 
ziehungsinstitute für arme Kinder. 

Organe der öfTentlichen Armenpflege sind von unten nach oten 
angeführt die Wohlthätigkeitsausscliü^Sv". dit' Geiiieiinleiäte, 'lie 
Rcgieningsstattlialter. das Dr'p.u tcmt'nt ilos Innern und d'->r Stantßrat. 

Anireschlossen weiUi-n nostinunungt'n gegen Bettel iiinl Lami- 
streichLiei, sowie gegen Abhaltung von BegräbnisniiUdeni uii'l ^s^^n 
die Veranstaltung von 8:inimhingen oder Lotteriea für Privatzwt'ekö 
und ohne Krniächtiguug durch den Staatsrat für woUithfttige uad 
gemeinnützige Zwecke. 



21. Neuenbürg. 
Referent: Dr. W. Borokliardt, Professor der BechtCj Lausaane. 



1. Lei snr la leuille officielle Tom 26. April 

Das Amtsblatt giebt den darin publisierten ofBzieUen Äktoi* 
stücken die gesetxliche Fubüzitftt. 

2. Lei forestidre vom 14. November 1897. Dasu: 
Reglement d'ex6cution (du Conseil d'^tat) de la lol 

fore stiere vom 30. August. 

Schutawaldungen sind die Staats-, Oemeinde- und KorpontioDB' 
wfllder und die PrivatwUder gemftss Bundesgesetr und Titel V des 
Gesetzes, femer die bewaldeten Weiden. Nach Titel IV swd die 
Staats-, Gemeinde- und Korporationsforsten einem r. gelmässigea 
rationellen Abtriebe untei-worfen. Völlige RodunL; ist ton der 
Ermächtigung Uus Stiiataiate.s für üemeindc- uiul ivorienitioiiswäldef 
un«l des Grossen ]?ateK fiir Staat,swjllder abhängig. Vuiu 1. Juw 
bis zum 1. September ist jeder Molzsciüag untersagt Holzsoiileileu 
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wird nur gestattet, wo Wogo nichl hergostellt vveKl- n kr,n(ien. 
Der Verkauf des ges<-lilag'enen Holzes fsnll in der Regel durch 
öffentliche Verstoigeruiig^ statttinden. \)ov Gantrodel bildet enie 
exekutorische Urkunde gegen den Käufer. — Titel V behandelt die 
Privatwaldungen. — Der Holzschlag ist verl»nton vom 1. Juni bis 
31, Juli; er muss vom ForstinBpektor bewiUigl ^vo^len. Ausnahms- 
weise und unter günstigoii Verhältnissen kann Rodung gestattet 
wenlen. Doch muss der abgeholzte Boden wieder neu bepflanzt 
werden und der £ägentfimer bat dafür Heal-Kaution an die Staats- 
kaase zu leisten. Zum Zwecke der Anlorstung kann Fiivat- 
eigentam expropriiert werden, wenn es zur Verhinderung von 
Erdrutschen^ Wasaerverheeningen, Erhaltung von Quellen und 
Wasaerlftufen und Erhaltung und Verfoesserung klimatischer Ver- 
hältnisse dienlich ist — Titel VI erSrtert die indivisions forestidres, 
d. h. Fälle, wo der Waldboden und die Waldung verschiedenen 
Eigentümern gehören. Das Gesetz sucht diese Verhältnisse aus der 
Welt zu schaffen, neue indivisions dflrfen nicht krmert werden, 
jeder Beteiligte kann Aufhebung verlangen. ISnigen sich die 
Parteien nicht, so werden Grund und Boden und Wald gesondert 
durch eine Gerichtsbehörde geschätzt und der Eigentümer des Bodens 
hat zuerst das Recht, den Wald um den Schätzungspreis zu kaufen; 
vill er nicht, so darf der WaMcigeiitiimer den Huden um den 
Schätzungspreis kaufen. Will keine der Parteien die andere aus- 
knuf.'ii. so ordnet dt-r (ieri( lit.s]u;isident eine ölTenllicho Versteigerung 
ilfs (faii/,>:'ii an. P-t Kaufpreis wird unter die Beteiligtt'ii nach 
Vt-riiältnis der Kxperteuschätzung geteilt bozw. den Hypotlioken- 
glÄubigern zugewiesen. — Titel VIT enthillt die Strafbestimmungen. 

3. Loi sur la garantie dans ie commerce du b^tail 
vom 26. April. 

Nachdem das Bundesgesetz über diesen Gegenstand d^i Volks- 
abstimmung unti i'logoii ist. verordnet Neuenburg in folgender Weise: 
Im Handel mit Pferden, Eseln, Maultieren, Rindvieh, Schafen, 
Ziegen und Schweinen gilt keine Währschaftspflicht des Verkäufers 
fOr die Mängel des verkauften Tiei^ oder fOr die versprochenen 
Eigenschaften, ausser wenn der Verkäufer diese Garantie dem 
Käufer schriftlich gegeben hat. Ist in dieser schriMchen Zusage 
keine Zeitdauer für die Währschaft angegeben, so gilt sie für neun 
Tage; nachher cessiert die Wähischaftspflücht, selbst wenn der 
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Mangel erst Bp&ter hat entdeckt werden kOnnen, Betrag T0^ 
behalten. 

4. D6cret (du Grand Conseil) modifiant qoelqnes 
diBpoBitiona du Code p6nal vom 26. ApriL 

Nach dem revidierten Artikel 32 Absatz 4 kann Entoekooi 
(1er bürgerlichen Ehreurecht« bis zu zehn Jahren schon bei nnd 
neben Verurteilung zu Gefängnis über oinen Mdiiat ausgesprochen 
werden. Die Strafltestiinmungen über falst ho Einträge in Handels- 
bflcher in betrügerischer Absicht, suwie über betrügerischen oder 
einfachen Bankerott mit gleichzeitigem Schaden über 10000 Frcs. 
werden vei-schSrft (Artikel 2n,S, 387, 391 und 412). In Artikel 
399 wird das Strafiuiniuium für Vorbestrafte von 3 auf 1 Jahr er- 
mässigt. Der revidiert- ■ Artikel 411 betrifft andere zum Scliaden 
der Gl&ubiger führende Handlungen des Schuldners. Artikel 13 
beseichnet unter der netien No. 7 aJa banquerontia fraudulease: 
wer seine Rechnungsbücher ganz oder teilweise Ternichtet, ver- 
heimlicht, verändert oder gefiUaoht oder eolche gar nicht geführt 
hat| alles in der betrflgerischen Absicht der Yerdeckung einer Ve^ 
Bohuldnng oder der Yerheimtichung von Entwendungen, Uakv 
BCblagungen oder anderer unerlaubter VerfQgnngen. Dies findet 
Anwendung selbst dann, wenn die lUliterklAmng widerrufen oder 
der Tom Schuldner ToigescUagene Nachlassvertxag beststigt wird. 
— Ein neuer Artikel 413^ Usst die vorstehenden Bestlmniiiqsv 
auch gegen die Direktoien oder die Geranten von in Konkan 
erklArten Handelsgesellschaften oder Vereinen Anwendung flndeo. 
wie auch gegen Personen, die unter fremdem oder angenommeaeo 
Namen Handel treiben, falls sie in ihrer Geschäftsführung die unter 
genannten Artikeln erwähnten Handlungen begangen Imben. 



22. Genf. 

Referent: Dr. W. BvroUiarilt, Professor der Reckte, LNVune 



a) Gesetzgebung. 

1. Lei oonstitutionelle modifiant l'organisation d«" 
rassistance publique vim 29. Oktober. Vom Volke angeoomin^ 
den 27. November. 
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DieaeB neue YerfassuDgsgeaetz stellt grundsätslioli die bestehen- 
den und in Znktinft entstehenden Anstalten öffentlicher Arraen- 

iind Krankenpflege unil ähnlicher Zwecke unter die Oberaufsicht 
des Staatsrats bezw. fle.s hieran bezeichnotcii Departement«. Jede 
dioser Anstalten wiid durch eine bebondeio Kommission versvaltet 
und bleibt Ejipontfmieriti ihros Vermögens; dieses \"erinögen mnss 
dem Stiftungazwecke erhalten bleiben und ist vom Staatsveraiögen 
getrennt. 

2. Loi Sur renfance a ba u <1 o u n r e vom 28. Juni. 
Ersetzt das Gesetz vom ;}(). .März 1892 mit gleichem Titel. 

Die staatliche Fürsorge bezieht sich jetzt auf Personen unter 20, 
statt wie bisher unter 18 Jahren. Die Entziehung der elterlichen 
Gewalt erfolgt jetzt auch gegenüber Eltern, die wegen gewisser 
Delikte verurteilt oder der Tnmlv u -bt ergeben sind oder die mit 
dem Kindesvermögen, das ihrer Verwaltung unterliegt, verschwende« 
rifich umgehen. Das Verfahren der Entziehung der elterlichen Gewalt 
und der Versorgung der verwahrlosten Kinder ist in OemAssheit 
der seither erlassenen CSvilprosessordnung neu geordnet. 

3. Loi complötant la loi du 20 d6cembre 1893 anr 
le oadastre de la Tille de Qendve Tom 24. September. 

Dieses Oesets r^lt das Verfahren, das behufs der Bereinigung 
der Grenzen stattfindet; entsteht Streit, so entschddet ein prud» 
homme. 

4. Loi favorlsant la Substitution de maisons neuves 
i de Tienx immeubles vom 28. September. 

Erlass der Hälfte der Gmndftnderuugsgebühren, wenn im Kauf- 
vertrag stipuliei-t ist, dass das auf der Liegenschaft stellende Ge- 
bäude binnen 5 Jahren niedergelegt werdtni soll ; gänzliche Be- 
freiung von der Gebühr, wenn die Niederlegung zum Durchbruch 
einer Strasse oder Erstehnnur eines Platzes beitrtip^t, 

5. Loi sur rioternement daas uno maisou de travail 
vom 28. September. 

Den Strafarten des Gesetzbuches wirtl die Einweisung in ein 
Arbeitshaus beigefügt. Sie kann bis auf 3 Jahre verhängt werden 
und zwar fflr Verbrechen gegen die Sittlichkeit, Verletzung der 
Familien pflichten, Bettel und Landstreicherei, Tnmkenheit mit Öffent* 
lichem Ärgernis; ferner für alle korrcktionellen Vergehen, welche 
die Gerichte als unter der Hensohaft eingewurzelter Gewohnheit 
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von TrankeDheit, Faulheit oder Liederliclikeit begangen dradiieD, 
endlich bei Yerbrechern unter 20 Jahren für alle Yerbrecheo. 
Diese Strafe ist ausgeschlossen, wenn der ssu Bestrafende für ein 
froheres Verbrechen schon mindestens dn Jahr dem Arbeitslunisillia^ 
wiesen worden war. Die acoessorischen Btralen (Landemrwdnuis. 
Entziehung der bürgerlichen Ehre etc.) können auch zu der Stnfe 
des Arbeitshauses liinzutreten. Bozflglicli Rflckfalles und Beluliili- 
tation stehen Arbeitshaus- und Zuchthausstrafe gleich. 

b) Literatur. 

Privat. E.. RApertoire des lois fedörales et cantonales ea 
vigueur daas le »^uton de Oen^ve 3. edition. 

Le Fort, H., Le Trilnuial de Police du canton de öenive, 
Organisation, comp^teuoe, procedure. 



Sorhioii. 

Referent: / M. MUosavlJevitch. 
Mitglied den KassationshofM und Hoaorarprofessor der jnristiacfaeii Fulnltit 

zu Belgrad. ') 

CbenetsuDg von Dr. Milan Bogiscbevitsch, Beigiad. 



a) Ctosetsgebnng. 

Die gesetzgeberische Thitigkeit der NationalvertretuDg (SkapKli- 
tina) war im Jahre 1898 eine sehr umfangreiche. Sie batte rrs 
Sessionen, eine im Juli, die andere im November. In diesen badeo 
Sessionen hat nun die Skupechtina dne Reihe von Gesetzen hen«- 
gebracht, welche fflr die gesamte innere, kulturelle EntwicKloqg 
des Königreiche» von grosser Bedeutung sind. 

Auch einige volken-echtlicho Verträge, die Serbien gesdiloswi, 
erhielten ilire gesetzliche Sanktion. 

Einiuo Gesetze schufen einr g^än /.liehe Neuordauiig der Diilg^ 
andere änderten aite BtJStimmungen oder ergänzten sie. 

^) Der Herr Benohterstatterf welcher der Vereinignog stets «in leli- 
haftes. werkthätiges Interesse entgegen brachte, ist leider in der Volll^ 
seiner Jahre verstorbot). Die ViieiuiguDg wird demselben duenid eu> 
dankbares, ehrenvolles Audenieu bewahren. 
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Gn>S8eii' H(-a<'htiin|4 finfien in unseroin liefeml tlif iK'iien Ge- 
setze, Ahüiuloniiig-s- Tiiul Ergänziii igsgesetze werden dag^en nur 
der Vollständigkeit halber aDgeführt. 

Werfen wir einen Blick auf jene Gesetze, die gänzlich neue 
Einrichtungen schaffen oder ge%visse Verhältnisse von Neuem regeln 
wollten, so zeigt sich, dass das Schwergewicht der nationalen, 
gesetzgeberischen Thätigkoit in diesem Jahre auf das vollrawirtachaft» 
liehe Gebiet iftllt und auf das (Gebiet des Unterrichtes. 

Ausserdem worden noch mehrere Gesetze vofieitf durch die 
Militär-, Ilnanz- und Verwaltungsfragen g^gelt werden, 

A. Gesetee volkswirtsdiaftlieheii Chankters. 

1. Gesetz Ober die Organisation der „uprawa fondowa*^ 
vom 8. Juli 1898. 

Die „nprawa fondowa^^ ist eine staatliohe, hypothekarisdie 
Kreditanstalt. Sie beschfiftigt sich mit allen staatlichen und Öffisht- 
lichen Fonds, sowie mit Kreis-, Bezirks^ und Gemeinde-Kapitalien. 
Sie nimmt grOsSere und kleinere Kapitalien auf ISnlagebüdier an; 
gewftbrt Darlehen auf Hypotheken in Serbien, nicht niu* Einzelnen, 
sondern auch Kreisen, Bezirken und Gemeinden. Sie giebt Pfand- 
scheine auf liypothociertc Darlehnc. Sic kann auch Schuldscheine 
auf der Büsib hypotheciertcr Darlehne ausstollen, die sie Kreisen, 
Bezirken luid Gemeinden gewährt hat. Sie gicl>t ferner Darlehen 
für Gniiiilstücko ztir Errichtung vun (iL'häuden nur iu grösseren 
und kh'iiivivii Städti n. ferner auf Grundstücke mit baufesteii O.«- 
hüuilfn, sowit' auf Gnnidstücke, die für die LandwiHsehaft bestimmt 
sind. Zur Eintreil)ung ihrer Forderungen sind ihr gewisse Privi- 
legien eingerätunt. 

2. Oosetz über landwirtschaftliche Stationen vom 
3. Juli 1898. 

Die Zweckbestimmung dieses Gesetzes ist: Den Agrariern Ge- 
legenheit zu geben, genügende Kenntnisse für eine lukrative imd 
gesunde Wirtschaft zu gewinnen und in praxi die Fortschritte auf 
landwirtschaftlichem Gebiete su verfolgen. Solche Stationen sind 
im Laufe von 6 — 10 Jahren übendl einxufOhren. Zum Besitsstende 
einer jeden Station müssen gehleren: 50 Hektar Ackerboden fOr 
alle Arten der Feldwirtschaft; ein ansehnlicher Obstgarten in GrOsse 
Ton 2 Hektar; ein Musterweinberg in deiselben GrDsse; ein ansehn- 
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lieber Geil iigcl stall zur Zucht aller Arten von HauBgcflügel; ein 
Muster* Bieneobaus, Seidenbaus and eine geiiQgende AozaU t<hi 
Arbeitskiftften und Yieb sur Bewirtschaftung. 

Für jeden Kreis bestimmt die QrOese des QrundstÜokes der 

Äckerbauraiiiister. 

3. Oeset/, über die Staatsr.koiioint'ii vom Juli 1896, 
Diese Kat. tr<irio von Beumtvn \\'m\ «'ingofülirt zur Hebung der 

Landwirtscliaii. erifht Kifis- nwl Be/.irkjiükoiiümen. Die Elfteren 
b'uv\ Referenten fll>ei Laiidwirtscliaft bei Kroiävorhteheru, Leuiere 
bei Btizir kh V ors t e 1 lern . 

4. Oesot /, ztir F<^rdei ung des Obstbaues vom 3. luli 1^9^. 
Darnach sind alle Bezirke verpflichtet, binnen 3 Jahren Fllaoz- 

Hchuleu zu errichten in Grüsse von mindestens 5 Hektar, in welchen 
verschiedene Obstarten, sowie andere nützliche Baunipflanziingen 
zum Zwecke der Verpflanzung angebaut und gepflegt werden sollen. 

Ausnahmsweise kaim der Ackerbauminister gestatten, dass zw« 
Nachbarbezirke gemeinschaftlich eine Obstschule erricbtra. Um dteM 
Obstschuien haben sich die Bezirksökonomen zu bekflmmenL 

5. Jagdgesetz vom 16. Juli 1898. 

Das Grundprinzip dieses Gesetzes ist: Das Jagdieeht gflbSct 
dem Staate. Damach darf nur deijenige jagen, der dne auBdrOci* 
liehe Erlaubnis von der zuständigen Behörde auf Grund diesen 
Gesetzes erhalten hat Das Jagdrecht auf eingezäuntem Privat 
eigentnm und in Wäldern gebflhrt dem EigentOmer. Jedoch gtAlon 
auch in diesem Palle die Gesetze über Pflege und Vermehrung der 
nfltzlichen, sowie die Vernichtung schädlicher Tiere, sowie ttdßoh 
das Gesetz Aber die Schonzeit Die Beau^ditigimg d^ Jagd c^ 
folgt durch Kreisförster, ünterfOrster, Staatsförster und besoodcR 
JagdfQrster, die der Ackerbaimiinister ernennt. 

6. Qoset/. !U»er die Unterstützung der einheiuiischez 
Indus trio vom IG. Juli 1SÖ8. 

Dieses Gesetz ermächtigt die Regierung, den einzelnen in<i»- 
striollen Unt-emr lnnuiiiren Erleichtorungen zu gewähren, und zwar 
sollen nur ilii-j-Miiucii rntonieiimuiis:en solche Erleichtenmet^n er- 
halten, welche in grösserem Masse einheimische oder anslilipii^ch^ 
Koh- oder HalbrohstofTe verarbeiten und die für die einheiniüäche 
W'irtsciiaft von Bedeutung sind. Auch AktieogeseUsohaften kdooen 
auf Erleichterunsen Anspruch erheben. 
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7. Gesetz betreffen«! die Verniulitung schädlicher 
Tiere uimI Pflunzen und CnterstützuDg nützlicher 
Tiere vom 16. Juli 1898. 

Diese Pflicht wird jedem Inhaber eines Grundstückes auferlegt, 
mag es nun ein bebautes oder unbebautes Grundstück sein und 
mn^ der Bewohner bloss Pachter oder aber Nutzniesser oder Eigen- 
tümer sein. 

8. Fischereigesetz vom 27. Juli 1898. 

Dieses Gesetz findet blos Anwendung^ auf Fische in flieasenden 
GewflBsem und jenen Zaflfissen, Abfifissen, Tümpeln und Sümpfen, 
welche mit dem Flnsswasser in einer solchen Verbindung stehen, 
dass Fische ein- und ausschwimmen können. Die Fischerei in 
kOttstlichen Fisohbehftltern dagegen und jenen stehenden Gewissem, 
welche, in gar keiner Yerbtndnng mit fliessendem Wasser stehen, 
ist ToUkommen frei und unbegrenzt Die Frage nun, ob ein Wasser 
ein fliessendee ist oder nicht, entscheidet im Zweifdsfaile die zu- 
ständige Polizeibehörde. 

0. Gesetz betreffend die Überlassung der „Banja 
Koriljatscha** an den Kreis von Podrinje zur Exploitation 
vom 1. August 1898. 

10. Gesetz betreffend Errichtung einer Eisenbahn- 
liuio zwibchen Belgrad, Belfrradei' Haliiihof, und dem 
Belglader Viehmarkt, verbunden mit der Bestimmung 
über die 6^0 Anleihe für den Bau dieser Linie, vom 
4. August 1898. 

Die Notwendigkeit, einen grossen ständigen Vichmarkt mit 
einem Sehlaehlhof in der Nähe von Belgrad zu IkiIkmi und namentlich 
um den Züchtern die Anfuhr von lebendem und geschiacliteteni Vieh 
zu erleichtern, liat dieses Gesotz veranlasst. Das Unternehmen ist 
bereits zur Ausführung gelangt und zwar mit zufriedensteilendem 
Erfolge. 

11. Gesetz über die Annahme einer Konvention 
zwischen Rumänien und Serbien betreffend eine 
direkte Eisenbahnverbindung vom H. Juli 1B98. 

12. Gesetz über Fördernng der Viehzucht vom 24. 
November 1898. 

Nach diesem Gesetze mnss jede Gemeinde eine so grosse 
Anzahl von Decktieren halten, als zur Deckung erforderlich ist 
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Die Frist zur Erfüllung dw BeetinimiiDgen dieses Oesetces ist 

eiue zweijährige. 

13. Telegraphen- uud Telephougesetz vom 3. Dezember 
1898. 

11. Gesetz betreffend die Errichtung und den Betrieb 
von zwölf neuftn Eiseiilialiti linien vniti tj. Dezember 1898. 

15. <"ies.'tz über die Konvention des Welipostvereiues 
voiii 30. November 1898. 

Eis erliüJt dadurch die Konvention von Wafihingtoo vom 3. Juli 
1897 ihre gesetzliche Sanktion. 

16. Gesetz Aber landwirtschaftliche uud Handwerker- 
genossenschaften vom 3. Dezember 1898. 

ß. Gesetze über das Unterricbtäweäen. 

1. Mi ttelsohulge&etz TOm 14. Juli 1898. 

Dieses Gesetz stellt den Mittelschulen die Aufgabe: Den 
Schalern eine allgemeine BUdimg und Erziehung zu geben und sie 
zum höheren ünterriobtsweeen an anderen h&heren Scholen und 
ünivereitaten vorzubereiten. Die Mittelschulen zerCdlen in Bymataeo, 
Realgymnasien und Realschulen. Sie bestehen entweder aus 8 Klaasen, 
6 Klaasen oder nur 4 Klassen. Die Klasaendauer ist eine einjtiirige. 
Die Mittelschulen kSnnen staatliche oder Privatschulen sem. 

2. Gesetz Aber Volksschulen vom 26. Juli 1898. 
Ihre Aufgabe besteht darin, Knaben und MSdohen eine snge- 

meine Bildung imd Eh*>iehung zu geben. Sie zerfallen in nieden 
und h{(here Volksschulen. Die niederen bestehen aus Kindergärten 
und Volksschiüen im engeren Sinne. Die hölieren Schulen tamA 
Bürgei'schulen für die luäunliche Jugend und höhere Mädchenschuleo. 
Auch diese Schulen können Öffentliche und [fiivate seiu. Zu den 
öffentlichen Schulen zShlt man (lifienieren. welche (TenieiiKion, Be- 
zirk«'. Kreide uii«l der Staat selbst orr>fFnt'U und erhalten. Pnvat- 
schuleii siiiil (lafjregen von Privatpersonen, juristischen Persoiiei; 
(Korporationen) und Stiftungen errichtete Schulen. Gemein'le-. Be- 
zirks-. Ki-cis- und alle Privatschiüeii tlütfen ej-st nach erfolgter 
Geneliniigiuig seitens des Unterriclitsniinistere eröffnet werden. Es 
stehen unter seiner Aufsicht überhaupt aUe Volksschulen (öffent- 
liche und private) und er schreibt ihnen Unterrichtsplioe and 
Programme vor. 
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3. Gesetz über die Gründung eines Lehrerseminars 
zu Jagodina vom 24. Juli 1898. 

4. AbändorunpTB- und Ergänzuugsgesetid /.um (i e- 
sotzo vom 19. Jan Hill 1879 Hhor die T<]i n rieht un g der 
höheren M ädi henschule zu Belgrad vom 24. Juli 1898. 

5. Gesetz über das Staatsarchiv vom 2. Dezember 
1898. 

Das Staatsai'chiv soll Dokumente von allgomeiuer Bedeutung 
und historischem Werte sammeln, ortlnen imd aufbewahren. Eis ist 
iiDter die Aufsicht des Ministers fOr Koitus und Unterricht gestellt. 

C. miitär-, Finanz- und Verwaltnngagesetze. 

1. Abändenings- und Erginzungsgesets über die Heereeorgani' 
sation vom 14. Juli 1B98. 

2. AUbiderongs- und Eigftnzungogesets über die Invaliden« 
Onterstfitzungt sowie die Unterstützung iluer Feuniüen vom 29. Jiili 
1898 zum Qeaetie von 1878. 

3. Gesetz über die Heirat von Of ßzieren, Unteroffizieren und 
Soldaten vom 3. August 1898. 

4. Gesetz über die Heensverwaltimg vom 28. November 1898. 

6. Anleihegesetz über die Anleihe von 10 000 000 Dinars aus 
der Nationalbank zu Belgrad vom 22. MBrz 1898. 

6. Abänderung»- und BrgSnzungsgesetz vom 23. Jnli 1898 
zum Gesetze betreffend die Errichtung neuer Staatsmonopole. 

7. Abänderungs- und EJrgänzungsgesetz über die Verzehrimgs- 
eteuer vom 28. Juli 1898. 

H. Abändenmgs- und Ergäazungsgesetz vom 31. Juli 1898 
über das Gesetz der iStempelgebflhren. 

0. AKäiidoiiings- und Ergänzuugsgesetz übei das Oesetz des 
allgem«'ineii ZoUtariies vom 23. Jtdi 189>*. 

l". Budgetgesetz vom 31. Juli isUiS. Die AtisjEfaben für das 
Jahr lfci9h waren festgesetzt auf 08 822 568 Dinars und die Ein- 
nahmen auf 08 824 500 Dinars. 

11. Budgetzusammenstellung.sgeeetz vom 20. Dezember 1898. 

12. Gesetz über die Staatskassen und . über die Reohnungs- 
fOhning vom 20. Dezember 1898. 

13. AbAnderuDgs^ und Krgftoznngsgesetze zu dem Pressgesetz, 
zur Civilprozeseordnung, zum Gemeiodegesetz, zum Gesetz über die 
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Aocise, zum Qeeetz Ober den Richteistand, zum Forstgefletz, zdib 
Qefleis Aber das Tereü»- und VenammlungBrecbt 

14. Gesetz über die Kreis- und Bezirksvenammlungen (Sb]{icb< 
ttna) Tom 9. Besember 1898. 

15. Gesetz Aber die Oiganisation des Bauteiuniiiisteriiuiis mn 
30. November 1698. 

16. Aus Anlass der 40 jährigen Gedenkfeier der gnem St 
Andreas-Skupschtina (1858) und in Anerkennung der VerdioBte für 
(lio Dynastie Obrßnovitsch wurde durch Gesetz vom 17. Dezember 
1898 der Orden „Müosch der Grosse" eingeführt 

b) Juristische Literatur. 

1. J. Rist it seh, Diplomatische (roschichte Serlnetis zur Zeit 
der Befreiungs- und Unabhängigkeitskriege. Hand J{. (Zw.Mtt r Krieg,! 

2. St, N o V a k o V i t p c h , Gesetzbuch Kaiser Stephau DuscIbqs 
1349 nnd 1354. CLlli, 312. 

3. A. Jovaaovitsch, Beweifimittel in unserer alten Straf- 
gesetzgebung. 

4. St. Maximovitsch, Die ürteilsfalhuig im FüiBtfflömi 
Serbien vor dem geschriebenen Recht. XXXVI, 179. 

5. Gerschi isch, Hentigos diplomatisches und koosaliRS 
Recht Band I XVI, 650. 

6. Dr. H. W. Vnitsch, Prinzijnen der NalionalSlnDOiBK* 

Band nr. 

7. 8. Joyanovitsoh, Über Souverftnittt 

8. Z. Perltsch, Geeetzeskollision im internationalen nint* 
rechte. 

9. Dj. B, Ne Store witsch, Die Abfassnng eines Teetamentes 
nach unserem bfligerlichen Rechte. 

10. A. Riyier, printipes da droit des gens^ 2. v(ilii]iitt> 
1896. Serbische Übersetzung von Dr. Wesnitch. 

11. Willems, le droit public romain. Serbisdie Übersetamg 
von Z, M. ^Milusavljevitch. (Der Verteidiger.) 

12. „Branitsch", Zeitschrift für Ht^hts- und Stantewl» nJchaft 
Hei-dusgogebeu von M. St. Markovitcli. V. lalirgaiig. 1-4. 

13. „Polizijski glasnik" (Polizei -Anzeiger). SjtozialMatt für 
Polizei weseu. Herausgeber N. OimitiijeTitch. IL Jahi^gaug. 
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Siam. 

Refereut: Di. Oscar Frankfurter, Legationssekretär, Bangkok. 

Die Ausbeute an neuer Oesetzgebung von allgemeinem lntei*e8se 
ist nicht gerade reich zu nennen. Die meisten Materien, f^oweit 
sie sich auf eine Kodifizierung und Neugestaltung des bürgerlichen 
und Strafgesetzes beziehen, werden nodi in Komitees vorberaten; 
als Beitrag zum Stiafgesetzbucbe wäre erwälinenswert ein Gesetz 
Über strafbare Beleidigimgen, durch die Presse Tcrübte Veiv 
gehen, und weiter Ober Vergehen und Verbrechen gegen die Sitt- 
lichkeit — Sonst handelte es sich meist um Ansfflhrungsbestim- 
mungen zu schon bestehenden Gesetzen, oder um Erweiterung und 
Emendiemng deiselb^. 

Zu einer solchen Erweiterung des „Sklavengesetzes** mag fOg- . 
lieh gerechnet weiden ein Oesetz, das im Januar dieses Jahres er^ 
schien, und das die ArbeiteryerliSltnisse regelt — Es ist schon 
froher daran! aufmerksam gemacht worden, dass in einzelnen FUlen 
eine Umgehung des Sklavengesetzes versucht wurde, dem zufolge 
alle seit dem Jahre 1862 geborenen Kinder, soweit sie von Sklaven» 
eitern abstammen, mit yoUendetem 21. Jahre frei wurden, und 
dem zufolge ferner jedes seit dem Jahre 1862 geborene Kind nur 
bis zu seiner Mündigkeit ein Sklavenverhältnis eiiif^r^.iien konnte. — 
Das Gesetz wurde so uingaiigen . dass au Stelle der Kiuder die 
Eltern ihren Namen in das hetrelTeade Dokument setzten, diu Kiuder 
aher die DienstleistUDg vrdlfuhrten. — Ferner wurde bei einem 
voraus liedingten und bezaiilten Lohn dfi- tu'»iiatli( ho Lohn so nieihig 
angenommen, dass in Wirklichkeit das Verhältnis ein Sklaven- 
Verhältnis war. Es kam andrerseits vor, dass der in ein solches 
Dienstverhältnis Eintretende auf Grund der Bestimmung dieses 
Sklavrngesetzes das Dienstverhältnis zu lösen suchte und löste, ohne 
da68 der im voraus bezahlte Lohn zurückerstattet wurde. 

Durch die mannighichen in Siam ausgeführte n öCTentlichen 
Aibeiten war es ferner notig, sieh eingewanderter Aibeiter zu be- 
dienen und auch diese Verhältnisse mussten geregelt werden, und 
der Arbiter sowohl wie der Arbeitgeber gesohfitzt werden. 

So bestimmte das Gesetz, dass der eingegangene Kontrakt, so 
weit er gesetzlich onantastbar war, und soweit sich physische On« 
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mOgUchkoiten seiner Ausfflhrung nicht entg^nstellten, ausgefObrt 
werden muBste; alles dies unter Androhung von Oefibignisstaie 
von nicht fiber drei Monaten oder von Geldatrafe nicht filier 
20 TicalB. — Ba wurde femer besttmmt, daas die aus einem Uu' 
liehen Dienstverhiltnis erwachsenen Pflichten, bei der der bedungene 
Lohn im voraus bezahlt worden war, ausgefflhrt weiden anuHej 
und daas die NichtausfOhrung des eingegangenen Vertaiges den 
Vertragbrtlohigen mit einer Oefängnissimfe von nicht Aber wdiB 
Monaten oder einer Qddstrafe von nicht über Tic 200 bednbts. 

Unier allen Umstftnden aber kann dn solcher Eontrakt mit 
vorher bezahltem Lohn, oder Ober ein IHenstverhSItnis nur für dnen 
Zeitraum von drei Jahren abgeschlossen werden, und der geringste 
monatliche Jjohn wunlo festgesetzt, falls der Beti-effendo im Hatue 
des Herrn wohnte und lebte auf Tic. 4, und falls er ausser dem 
Hause wulmte, auf Tic. 8. Alle Kontrakte müssen vor dem Ampho 
gfiiiaclit weitleii, un»l sm w. it es sieh um zugewaii'ieito Ari»eiter 
hiindelt, müssen diese i\ontrakt(' innerhalb eines Monats nach ihrer 
Aiikuntl ia 8iain t^eiiiaclit wenieii. - Das Gesetz schützt femer 
den Arbeitnehmer gegen den Arbeitgeber, wa» Missliandluug, 
tragbrueh u. s. w. angebt. 

Vom politischen Standpimkt erwähnenswert diirftc ein mit 
Grossbritannien am 20. Xovembor 1898 geschlossener Vertrag sein, 
der in Ausführung doi* Bestimmung des Artikel 5 des Vertnige> 
vnni 12. April 1855 zum ersten Male bestimmt, welche Personen 
kraft eben dieser Vertrflge Kecht auf Extenitoiialitftt in Siam genieß 

Es wird ein Unterschied gemacht zwischen in OrosabiitüinieD 
selbst geborenen oder natunüisierlen Unterthanen und PenooeD 
asiatisoher Abstammung, die innerhalb des britischfin TerritorimDS 
geboren oder naturslisiert sind, oder innerhalb der Territorien eiaefi 
Forsten oder Staates, der unter der SouveiftneUlt oder in Alliiitt 
mit Gtossbritannien steht 

Von der ersten Kategorie geniessen auch Kinder und Bokel, 
die nach englischem Geseta den Status von britischen UnterthROO 
haben, extemtoriale Rechte, wfthrend von Personen asiatiiclur 
Abkunft nur die Kinder solche exterritoriale Rechte besflspnielieD 
können, die Enkel sie also nicht mehr geniessen. — Die ftvat» 
und Witwen der zur Protektion Berechtigten genie^u gieidifiUs 
Protektion. 
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Die Listen solcher ünterthanen sollen regelmiufsig geffihrt 
\\ erden ; sie können von einem für diesen Zweck ernannten Beamten 
der öiameüischen Regierung inspiziert werden, und im Fal! ein Streit 
nher das Recht einer Person auf Schutz em>tehen >nllte. »oll 
«iarülior eine gemeinsame KoniiiiisBion (joint ontjiiiry) entscheiden, 
bei (lei der betreffende die nötigen Zeugnisse für sein Hecht vor- 
bringen muss. 

In dem Vertrage ist femer erwähnenswert, <lasK ilie Ein- 
gsbofeiien von Oberbirma und den britischen Staaten, die bereits 
Tor dem 1. Januar 188C in Siam ansässig waren, also vor der 
Annexinii von Birma, keinen Anspruch auf Protektion haben. 

Ein weiterer Vertrag zwischen Orossbritaimien und Siam, der 
am selben Tage geseicbnet wurde, regelt die Grenze zwischen 
den aiamedschen Pttoyinzen und Dependenzen von Baman, Kedab, 
Kelantan und Ttenganu und den unter britiscfaer Protektion stehenden 
Gebieten der Sultane von Peiak und Fdiaog. 



Spanien. 

liofcrent: Dr. Manuel Torres Campo^i, 
Professor des Völkerrechte au der Uuiverbitat GrauaJa uud 
Mitglied des BistitntB für intsrnalioDalM Baoht 

ÜbetMtiniig ans dem Spaniadhen 
Ton Dr. jar. et phO. Brut Reflenfeld, Assemor, Berlin. 



a) Gesetzgebung. 

Da« Jahr 1B98 ist sicherlich eines «Icr luiiieilvcjUsten Jalu^e in 
der üesehiclite Spaniens ge\ves«Mi. Den Küloüialliriegon auf Cuba 
und den IMiilipjiinen folgte der Krieg mit den Vereinigten Staaten 
Nordanierikai», welcher die vollige Niederlage Spaniens und den 
Verlust des letzten Restes seiner grossen Kolonialmacbt in Amerika 
und Australien zur Folge gehabt hat. Die endgültige Katastrophe 
ist herbeigeiOhrt worden durch die Unwissenheit der Signier im 
Allgemeinen, insbesondere der Regierungsleiter, welche unifthig 
waren, das Unheil, welches eine kleine Anzahl Qebildeter und 
Kluger voraussah, zu verhüten, duroh das Vorherrschen der aus- 
gearteten Interessen der politisierenden und militiriscben Elemente, 
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welche sich nicht in die Sdininken surOdrweiflen lieeaen, dn in 
Lande herreohenden militfiriBchen Geist, der das Volk in den Krieg 

trieb, endlich durch die, trotz der diesbezüglich seitens henor- 
ragonder Publizisten veröffentlichten Kundmachungen uud Äiw- 
fOhninixr'n. herrschende Unkt-rmliiis der berechtigten Ansprüche aul 
Zuriit^kerstattung der Kolonieen. 

Sind aiifh die Kolonieefi vorl(»reii, so ist Spanien jetxt «ioeii 
wenigstens frei von Kriegsvi ranhissvingeu, es hat oine Lehre aus 
jener traurigen Erfahrung' gezogen und wiixi ntin den Kurs ändern, 
indem es danac li sti (,*l>cn wird, sein Reclit wieder kennen zu lernea 
und die Nation zum Wohlstand erblühen zu hissen. 

Das vorherrschende Interesse befasste sich im Jahre 189S mit 
dem Kriege nnd der Notwendigkeit, Heere zu haben, um ihn au»- 
halten zu können. 

In Verfolg des Einbenifungsaohreibens, welches dadurch vem- 
lasst war, dass die liberale Partei unter Pr6xedeB Mateo Sa^uta vu 
Macht gelangte, versammelten sich die nenen Kammern am 20. ipri); 
am 24. Juni wurden die Sitzungen Buspmidlert, am 5. September 
wieder aufgenommen und am 14. September wiederum Tertegt; die 
Kammern waren also ungeflQu* nur zwei Monate lang venannNlt 

Besonders verdient Erwfthnong das KOnigUohe Dekret woi 
23. April 1898. fis erkUrt, als Folge des Krieges, die Yerti«g» 
zwischen Si^anien und den Vereinigten Staaten für hinftUig 
giebt den nordamerikanisohen SchifliBn eine Frist, binnen wdcber 
sie die spanischen Häfen zu verlassen haben ; es giebt die Seeiechts» 
Regeln, welche die spanische Regierung im Kriege beobaditen vä!« 
im Einzelnen an und präzisiert, was unter Kontrebande sn ^ 
stehen sei. 

Obwohl Spanien durcli die l'.ins. r Seerechts-Deklaration tw 
10. April 1856 nicht gebunden ist uml auch stets seinen WDl«, 
sich derselben nicht anzuschliessen, bekundet hat, hat die s]»<ir.i^ebc 
Regierung doch aus Achtung vor den Grundsätzen des Völkermiits 
sich vorgenommen, folgentle Regeln des SeerechtR seihst zu beoi> 
achten und den linterthanen hefrihltMi. desgleichen zu thun: 

a) Neutrale Flagge schützt Feindesgut, ausgenommen Kri^ 
kontrebande. 

b) Unter Feindesflagge kann neuti-ales Gut, Kriegskoatrebsiuie 
ausgenommen, nicht beschlagnahmt werden. 
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c) Um obligatorisch zu sein, luus» tlio Blokadc effektiv sein, 
(!. h. von einer hinreichend grossen Macht aufrecht erhalten werden, 
um tliatsäclilich den Zugang zum feindlichen Oestacle zu iiiudern. 

Die spanische Regierimg, weU ae, ais sie von Frankreich auf- 
gefordert "wiii-de, der St^reuhts-Deklaratioa beizutreten, sich in der 
Note vom 16. 'SUü 15^57 ansdnleküch das Recht vorlioliielt, Kaper- 
biiefe auszustellen, wird mit Hilfe von SchifFeu der Handelsflotte 
einen „Hilfskreuzerdienst der Kriegsmarine"' organisieren, der den 
Vorscluiftea und der JuriBdiktion der Kriegsmarine unterworfen 
ireiden wird. 

Zum Zwecke der Wegnahme feindlicher Schiffe, wie der Ein- 
Ziehung feindlichen Gutes unter Feindesflagge und von Kriegs- 
kontrebande unter jeder Flagge werden die Eii^marine, die HiUs- 
kimner, sowie die oben erwähnten Kaperschiffe das Recht der 
Durehsuchung auf dem hohen Meeie und in den JurisdiktionB- 
gewlssem des Feindes in Qemlssheit des Völkerrechts und der 
za diesem Zwecke erlassenen Yorschiiften ausfiben. 

Als Eriegskontrebande sind anzusehen: Kanonen, KartStschen, 
Banlntzen, Gewehre und jede Art von blanken Waffen und Qe- 
achossen; Kanonenkugeln, Bomben, Granaten, ZtLnder, Kapseln, 
Lunten, Pulver, Schwefel, Salpeter, Dynamit und jede Art von 
Sprengmitteln; AusrQstungsgegenstinde, wie Uniformen, Lederzeug, 
Reitsättdl und Artillerie- wie Kavallerie-Geschirre; Schiffsmaschinen, 
Sk'hrauben, Kessel und jegliche Art von Gegenständen, welche zum 
Bau, zur Ausrüstung und zur Wiederherstellung von Kriegsschiffen 
dienen; endlich alle Instrumente, Werkzeuge und Geräte, welche 
der Kriegführung dienen. 

Als Seeräuber ange'.iplien und als .solche nach der gan/«en 
Strenge dei? Gesetzes abgeurteilt werden die Kapitäne, Führer 
und Offiziere von Scliiflen, welche nicht nordanierikaniscli sind, 
ebenso wie die zur Schiffsmannschaft gehörigen Angehörigen einer 
dritten Nation, wenn sie auf Kriegshandluugon betroffen werden, 
miSgen de auch mit Patenten der Vereinigten Staaten versehen sein. 

Der Königliche Erlass vom 2. April 1898 billigte die Ober 
die Ausübung des Durchsuchnngsrechts erlassenen Anweisungen. 

Das Gesets vom 16. September 1898 ermächtigte die Re- 
gierung in Gemftssheit der Abmachungen in den Friedensprälimi- 
narien swischen Spanien und Amerika, auf die Souverftnetfttsrechte 
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Uber die fibraaeeisdieii Beulsimgen zu verachten und ne u die 
Verdiiigten Staaten abzutreten. 

Die aeitene Spaniens mit j anderen HIchten im Jahre 1898 ge- 
schlossenen xmd publizierten Verträge sind die folgenden: Die Zn- 
satzakte vom Juli 1897, publiziert am 12. August 1898, zu 
dem Friedens- und Freundschafts- Vertrag mit Peru vom 14. Augrist 
1879; der Notenaustausch mit Japan vom 21. und 25. luni 1S98 | 
betreffend den ^g-fnseitigeu Schutz des gewerblichen Eigentums in 
beiden I.äiuleni ; ilif Deklaratinn vom 23. Juli 1898, welche ilie 
MittiMluiig dt'i- .Stan<lo8iinitsi>:'gistor-Eintragungen zwischen Spanien 
und IViu ('infftiulf; der mit der Schweiz zu dem Zwecke ge- 
ßchlossene Vertrag vom ö. Jidi 1898, die schnelle Ausfühniug de* 
auf dem Ooi.irte des Civil- und Handelsrechts in l»eiden Staaten 
eriasseneu Uiteile und Beschldsse herbeizuführen; die Bekannt- j 
raachung vom 4. Oktober 1894 zwischen Spanien und Frankreieh, | 
die in Abänderung des Artikels 4 der Tbereinkirnft TOm 18. Fetewr 
1886, die AusternBacherei in dem Bidaasoaflusae nen regelte (pobli< 
uert am 4. April 1895 und ratifiziert am 17. Dezember 1898); 
endlich die Übereinkunft mit Frankreich vom 6. Oktober 1898 
betr. den Auateusoih von fOr die öflentlichfceit bestimmten Tete* 
gzammen. 

Unter dieaen Vertiflean verdient besondere Erwähnung der 
Friedens- und Freundaohafisvertnff mit Peru, der ein stiiidigM 
Schiedsgeridit einsetzte, wie es zum ersten Male von Spaniea in 
dem ZusatzprotokoU zu dem Friedens- und Fbeundschaftsvertisge | 
mit Ecuador vom 23. Uai 1888 eiugefahrt worden ist 

Oeraflss dem mit Peru geschlossenen Vertrage werden aOe 
Kontroversen oder Streitigkeiten, die zwischen den beiden Stastea 
nber die Auslegung der geltenden und /ukiüilügen Verträge ent* 
stehen, von einem beideiiieitig vorgeschlageuun und angenommenen 
Schio<lsgericlite in erster und letzter Instanz entiicliieden. Zwistig- 
keiten, die Über l^unkte. \vel<;he in jenen Vertnigen nicht vorge- 
sehen fjind, entstehen künuen, werden ebenfalls; dem Schiedsgerichte 
uüterliriMtet ; bei Uneinigkeiten, welche 5?ich auf diese Weise nicht 
beilegen lassen, weil sie auf ■lie Staatssouveränetät Beziehung lia^i' 
oder die sonst ihrer Natur naeh sich nicht eignen, in jeuer Wei*5 i 
entschieden zu werden, verptlicliton sich l>eide Staaten, die Ver- 
mittlung oder die guten Dienste einer befreundeten Begicning xwecks 
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Beilegung des Streites anxunehiiieii. In allen ediiedsrichterlichen 
nUen werden die hohen VertragsniSchte gemeinsam das Verfahren 

und die Formalitäten festsetzen. 

» 

b) Idteratar. 

Die spHiiische juristische Literatur steht zur Zeit in engen 
Zusiiiniueiihang mit dem Zustande «K s Verfalles im I^ande. Sobald 
der perisTniiichen Anstrengung und Knischung regeiitiäsäig die verdiente 
Belohnung vorenthalten wird, ist es nicht eretaunlich, d?^8 sie nach- 
liissf ii. Diejenigen, welclie bestieht sind, rasch Oarripre zu machen, 
widmen sich der Politik ; die Professuren haben weder die Be- 
soldung noch die EUcmente, welche zu wissenscliaftlichen Unter- 
suchungen notwendif^^ sind. I'nd während man im Auslande über- 
all der Anciennetät nach im Gohaltsrange steigt, werden die Katheder 
der Universität Madrid, die für viele die erstrebenswertesten sind, 
nicht nach Verdienst, so m lern nach der QrOsse des politischen 
Einflusses veigeben. Der Mangel an wissenschaftlichen Original- 
Arbeiten wird ersetst dnrch Übersetsungen, welche viel bessere 
Anfhahme finden, als der Regel nach gute spanische Bttcfaer. 

Der Schreiber dieser Zeilen fssste vor mehreren Jahren den 
Plan, eine ,3pani8obe seitgenOesische, juristische Bibliographie des 
Rechts und der PoUtiV* heraussugeben ; er verfolgt hierbei den 
Zweck, eine grosse Lücke auseuffillen, indem er die Arbeit der- 
jenigen, welche sidi juristischen, wisaensdiaftlidien oder praktisdien 
Studien widmen wollen, so um ein Bedeutendes erleichtert Der 
erste Teil jenes Werkes (1800—1880) erschien im Jahre 1883; 
der zweite Teil (1881 — 189G) erschien 1898 und enthielt ein 
alphabetisches Autoren- und Sachregister von 1800 bis 1896. 

Weiui wir ausffdirlich die spanischen Neuerscheinungen, soweit 
sie unseren Gegenstand herühren, untersuchen wollen, so haben wir 
sie unter folgenden Rubriken aufzuführen: 1. Ausgaben der Glesetz- 
bflch^^r und (ie.>etze mit Aiuuerkungen und gi-Sssere und klrnnere 
Komnientiire. 2. Lehrbücher, Monographien. 4. Übersetzungen. 
5. Wirtschaftliche und statistische Studien. <J. Zeitschriften. 

1. Von den Ausgaben und Kommentaren verdient Erwähnung: 

a) Medina und Maraäon: Die Civilgesetzo Spanien?; gemäss 
dem offiziellen Text. Neue von Grund aus umgearbeitete Auflage. 
Madrid 1898. Ein Band. 
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b) Q, MuciuB ScaevoU (Pseudonym): Spanische Geaeti- 
gebuDg (Legisladdo espaSola. CÖdigo einl oomentado). Band XIV. 
EothAlt 11. A.: Erbrecht und Familienrecht Uadrid 1896. Ein Band. 

c) Ra mos, de las sttoesiones (Erbfolge). 2, Band. Uadrid 1898. 

d) 0racia und Hernandex: Jnstitia militar. (MUiOr* 
gerichtsbarkeit.) 12. Auflage. Saragossa 1898. Zwei Bände. 

2. Von Text- Ausgaben verdienen genannt zu werden: 

u) Saiitanuuia Ic l'ai ed es, Piüfeöäor in Madrid: I. Curso de 
derecho politico scgi'iu ia ülusutiu politica. (Stn itsreclit.) 6. Auflage. 
Madrid 1898. II. Ciu-so de derecho adiuinistiati\ u ( Verwaitungs- 
recht) de Espafia. 5. Auflage. Madrid 1898. Ein Hand. 

b) Marques de Vadillo, Professor in Madrid : Lecciones de 
derecho natural (Katurrefdit). Madrid 1898. Eni iland. 

c) Pnsada, Professor in Oviedo: Tratado de derecho «d- 
ministrativo. 2. Band. Madrid 1898. Ein Band. 

d) de loK Rios und Caideron: Resumen de filoeofia dd 
dereolio (Rechtsphilosopiiie). Ein Band. Madrid 1898. 

e) Roman: Estudios de derecho civil. .". Band: FanilieD- 
recht, derecho de iamilia. Madrid 1898. Zwei BAnde. 

f) Mose, Eonteiadmiral: Tratedo elementar de deiecfao de 
gentee. (Völkerrecht) Mad^d 1898. Ein Band. 

g) .Smenjand, Sumario de las lecciones de historia critica de 
la literatura juridica espafiola. Band 1. Misdiid 1897—1898. 

3. Auf dem Gebtete des Strafrechts: 

a) Dorado Montero: El delincttente espailol. Derspamache 
Verbrecher und lisudstieidier. Gauner^Anthiopologie. Hadrid 1896. 
Ein Band. 

b) Salillas: El refonnatorio de Etmira. Madrid 1898. Ein Heft. 

c) Bernaldo de Qairös: La nuevas teorfas de la oiüninatidad. 
Madrid 1898. Ein Band. 

4. Übersetzungen: 

Ii) Scrafiui, Insütuciones de derecho romano; übersetzt von 
Juan de Dio8 Trias. Bai'colona 1898. 

b) Goodimw, Di-n-cho adniiniRtnitivo comparado. ( Verwaltuugs- 
recht von England, Amerika, Deutschland und Franiireioh.) Band ü. 
Madrid 1898. 

cj de Aini(*i<i, SociaÜsmo y eduoaciuu. Übersetzt von de los 
Bios. Madrid 1898. 
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d) Deville, Prindpios socialiatas. Oeaammelte Werke. 
Madrid 1898. Ein Band. 

e) Richter. Übersetzung der in 254 Auflagen ersoUenenen 
deutsdien Schrift: Tagebuch eines sozialistischen Arbeiters. Bar> 
oelona 1898. 

f) Bismarck: Pensamientos y recuerdos. Gedanken und Er- 
innerungen. Barcelona 1898. 

g) Hamiltüu: Logita i)arlamentana. Madrid 1898. 

h) Stcad: Die Regierung von New-York. Madrid 1898. 

i) C o g I i 0 1 0 : Estudio acerca de la evoluciön del derecho 
privado. Mit Anmerkungen von Smenjand. Madrid 1898. 

k) Chironi: La culpa en el derecho civil. (Das YeFSchulden 
im Civilrecht.) t'bei-selzt von Posada. Madrid 18ÜS. 

1) Menger: EU derecho civil y los pobi-es. Übersetzt und 
mit einem Vorwort über die soziale Frage versehen tou Posada. 
Madrid 1898. 

m) Fiore: Ejecuci6n de las sentencias extranjOTBS. Die YoU- 
Streckung ausländischer Urteile. Madrid 1898. 

o) Giurati: Les enores judiciales, diagnosis y remedios. 
(JuBtizirrtamer und Mittel zur Abhilfa) Miadrid 1898. 

o) LesBona: Teoria general de la prueba en derecho dviL 
Der Beweis im Civiiiecht, mit Anmerkungen bezfligl. der siMuiischen 
Gesetzgebung. Madrid 1897 — 1898. (Obersetzt von Aquilesa y Paz.) 

p) Godigo de commerdo alemin. Das neue deutsche Handels- 
gesetzbuch, mit Anmerkungen von S. Mon y Galderon. Madrid 1898. 
Ein Band. 

6. Nationalökonomie und Statistik: 

a) Costa. Coleetivismoagrsrio en Espafia. L u. II. Madrid 1898. 
Ein Band. 

b) Sanchez Tosoa: Dol poder naval en Espafia y su politica 
economica j[<;u.i lu li.it luiialidad ibcro-ainericüDa. Madiid 1898. 

c) Sanz y Escartin: Federico Nietzsche y el anarc^uismo 
intelectual. Madrid 1898. 

d) Garcia: Eßtudiob estadisticos. Statistisehe Studien. Zu- 
sammenfassung der Einrichtung^ u?id der Arbeiten der offiziellen 
Statistik in Spanien. Madrid l^ii8. 1. Heft. 

G. Endlich will ich von periodischen Ert^ciieinungeD und 
Zeitschriften die Allgemeine Zeitschrift für Geeetzgebung und 
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BechlBprechung, die ftltesto der jetsst existiefenden, nennen, welche 
neben dem theoretischen Teile die in jedem Jahre erlBSseoeD 
Qesetze, wichtige EntsobeidungeD und bedeutende spanische osd 
fremde juristische Aiheiten bringt. 

Die ^Revista de los Tribunsles^^f welche wie obige Zeittchrift 
in Madrid erscheint» flhnelt jener, alleidings in kleinerem Maasstibe^ 
insofern, als sie ebenfalls besonderes Interesse der fremden Geeeti- 
gebting entgegenbringt. Ihr Jahrbuch der universellen Oeeolt- 
gebung, welches als Eigttnsung m der Sammlung fremder Oeselse 
,Jnstitacione8 juridicas y politicas^ erscheint, um tot jfihriidi 
2 Bände, die sich mit den Staaten Eurojxis und Amerikas befaBseo. 

Das Lexikon der spanischen Verwaltung von Alcnbilla, die 
am meisten in Gebrauch boHml liehe ZusaiiinienstcUung des geltenden 
Rechts, hat aucli im Jahiv 1898, wie alijaiiriich, einen Anhang 
erhalten. 



Die Süd-Afrikanische Republik. 

Referent: Dr. H, J. D. van lier, Advoicat im Haag, Niederlande. 



G&sotzgebnng. 
Gesetz No. 1. 1898. 

Dieses Qesetx regelt die GrQndnng und Erhaltung von QeweriM> 
schulen. Es beswecki, tüchtige Qewerbeleute su bilden aus den 
söhnen der alten imd naturalisierten Bfiiger des landes. 

In jedem Bezirk, wo wenigstens 15 Bewerber sich dato aiK 
melden, wird eine Gewerbeschule duroh Vermittlung von Sdnl* 
behOrden errichtet. 

Die Ton den Schülern angefertigten Gegenstände werden tm 
Nutsen der Staatskasse verkauft, indem die Verfertiger 5% ^ 
Ertrages erhalten. 

Die Regierung giebt für Kost und Logis eine UnterstiltJWig 
von 40 Mark per Schiller monatlich, indem die EJteni oder V(M^ 
münder sich verpfli< hten, die Kinder nicht weniger als drei Jaba' 
in der Schule zu lassen. 
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Gesetz No. 2. 1898. 

Dieses QeseU entliäit Bestiraiuimgcn für den Beeuch von 
Festungen, Lagern und anderen militärischen Zwecken gewidmeten 
Orteu. 

Es verbietet, sich in irgend eine Featung, in irgend ein Lager 
oder eine andere Stelle im Dienste der Milit&nnacht so begeben 
ohne nachdrOckliche Ermfichtigung der Militärbehörde, und droht 
Strafe anf die Übertretang dieses Verbotes an. 

Oesets No. 3. 1898. 

In diesem Gesetze wird die Kompetens der „Naturellenkapitftne^^ 
(Änfahrer der Eingeborenen), Verpflichtungen einzugehen, anerbuint 

Jedoch für persönliche Verpflichtungen der Änfflhrer darf 
niemals dessen Volk oder Stamm verantworüich gemacht werden. 

Gesetz No. 4. 1898. 

Die Notwondigkeit hat sich herausgestellt, eine nähere Um- 
sclircibuiig des Bi giittes „Aiutsverbrechen", in Artikel SG der Vor- 
fasöuiig, fost/.uhtolltjn und das GeBetz erfüllt dies fV.lgondcrwcisc : 

Dieses Vergehens ist s« liuldig derjenige, dei' dureli das Be- 
gehen einer gesetzlich verl»(iteii''ii Handlung oder durch das Unter- 
lassen r>iner iresct/lieh iM-fohlenen Handlung seine Amtspfliclit 
verletzt oder zum Begehen eines Verbrechens Macht oder Mittel 
missbraucht, welche sein Amt ihm verleiht. 

Gesetz No. 5. 1898. 

Dieses Gesetz ersetzt das Gesetz No. 25, 1896. Es bezwec>kt 
den Erhiss besserer Bestimmungen in Bezug auf die Macht der 
Behörde gegen Aufhetzer und Aufruhrstifter. 

Es erteilt dem Staatspräsidenten die Macht mit Zustimmung 
des „Uitvoerenden Baad^ lud nachdem er das UrteQ des Staats- 
prokuxeurs vernommen hat: 

1. Fremde, welche zur üngehorsamkeJt, Gesetzverletzung u. s. v. 
aufhetzen oder in irgend einer anderen Weise die öffentliche Sicher- 
heit und Ordnung in Gefahr bringen, aus dem Lande zu verweisen; 

2. Fremde und Bürger, welche sich dieses Vergehen haben 
zu Schulden kommen lassen, den Aufenthalt in bestimmten Gegenden 

71 
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zu vei-sagen o<lor eine bestimmte Stelle innerhalb des Staates aU 
Wohnsitz anzuweisen. 

Jedenfalls soll der bezüglichen Person die Gelegenheit eröffuet 
wertlen, sich zu vertoidip'pn. 

Bürger kOnneu niemals mit Verweisung aus dem Staate 
bestraft werden. 

Wer sich den auferlegten Strafen entzieht, sieht sich mit 
Gefängnisstrafe bedroht. 

Der ans dorn Lande verwiesene Fremde ist verpflichtet, sich 
der Aufnahme eines Signalements, anthropometrisch und deiigleicbeo, 
SU unterweifan. 

Oesetz No. 6. 1898. 

Dieses Gesetz ist eine AbSnderung des Gesetzes No. 29, 1896. 

Esswaren zum Verkaufe sollen in ^nem bestimmten HtOBe 
oder Gelasse aufbewahrt werden. Dieses Oelass soll in kdner 
direkten Verbindung stehen mit irgend einem Scfala^emieh oihr 
mit emem StalL 

Übertretungen dieser Vorschriften werden mit groBsen Geld- 
Btrnfen belegt. 

Gesetz No. 7. 1898. 

Dieses Gesetz enthalt eine Ahilnderuug des Artikels 29 tob 
Gesetz No. 8, 1892 und bestimmt, dass Lehrer an Sehulen anf 
proklamierten Goldfeldern im Besitze einee Lehi-erdiploraji sein soUeu. 

Gesetz No. 8. 1898. 

Dieses Gesetz regelt die Wirksamkeit tler Assekiiranz-Get^H- 
schaffen in der Süd- Afrikanischen Republik. Es bestimmt, auf wolcht" 
Weise und unter welchen Bedingungen Assekuraaz-GsseUscbafteß 
in der Republik zugelassen werden. 

Innerhalb dreier Monate nach dem Anfang ihrer Wirksamkeit 
soll jode Gesellschaft, es s((i denn, dass sie daselbst oder auseerlail» 
der Republik gegründet ist, Bürgschaft leisten. Diese Sicherheit be- 
tragt fOr Brand- und ünfall-Vefsicherungs-QeseUschafteD 100000 Mark 
und fOr Lebens-Versicherungs- Gesellschaften 200000 Msrk. Die 
Regierung zahlt alljfihrlich eine fiente von 3 Prozent an die BQig^ 
Schaft leistende Gesellsohaft. Jede Gesellschaft ist veipflichtet, «n 
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Domizil in der Republik zu uehmen und jedes Jaiir eine Übersichts- 
tafei mit Angabeu zu deponieren. 

Beim Aufliören ihrer Wirksamkeit im Staate empfibigt die 
Geaelleoliaft ihre Kaution surack. 

Gesetz No. 9. 1898. 

Der offeDbftren Notwendigfcnt entaprachend, giebt dieeea Geeets 
eine DeflnitioQ einea ,,eatehzeDdea Urteüa*S Hierunter witd «jedes 
zur Strafe des Todes, derVerbannuag, Geiaselniig oder tat Gefängnis- 
strafe als Hauptatiafe Tenirteilende Erkenntnis^ verstenden. 

Gesetz No. 10. 1898. 

Dieses Octroi- oder Erfindungspateiit -Oesetz verleiht dem Ev- 
hndcr während einer bestimmten Zeit das ausschliessliche Kccliu 
seine Erfindung zum eigenen Nutzen auszuüben. Das Gesetz be- 
fiehlt die Errichtung von Patentkoraptoirs, deren Hanjtt dor Octroi- 
KominiRsär ist. Dieser ist verpllichtet, beim Antritt seines Amtes 
eine Sicherheit von 100 000 Mark zu leisten. 

Jedermann ist berechtigt, um ein Patent für eine Erfindung 
nachzusuchen, ob er Bürger ist oder nicht. Auch mehrere Pei^sonen, 
sowie KorpomtioDen sind luerzu berechtigt, unter der Bedingung 
jedoch, dass der erste und wahre Erfinder erwAhnt wird. Nicht- 
Einwohner der Bepublik haben zur Bestreitung der Gesuchskosten 
Sicherheit zu leisten. 

Ein Patent -Gesuch soll von einer n&heren Beschreibung der 
Erfindung begleitet sein. Diese Beschreibung kann entweder eine 
ToiÜufige oder eine definitive sein. Im letzteren Falle soll sie aUe 
ISnzelheiten enthalten , im ersteren Falle ist eine Beschreibung 

des Wesens der Erfindung, wenn nötig mit Zeichnungen vei*sohen, 
genügend. 

Sobal«! ein Empfangschein hierfür ausgegeiien ist, geniesst der 
Erfinder wälirend neim Monaten vorläufigen Schutz, unter der Be- 
dinpinp:. dnss innerhalb vier Monaten eine definitive Beschreibung 
eingeliefert wird. 

Der Patent-KommissSr ist berechtigt, wenn er die ümsobrobung 
fDr ungenQgend hftlt, Uire Eii^zung zu fordern. Der Erfinder kann 
jedoch an ein höheres Gericht appellieren. 

71* 



Digitized by Google 



— 1124 — 

w 

Nach der Entscheidung dieses Streitpunictes soll der Erfinder 
bekannt machen, dass er mit seinem Gesuch fortzufahren leakichtige, 
und dies im Staatsblatte und in anderen Zeitinijjen publizieren. 

Jeder Beteiligte kann gegen die Verleihung de» Psteflteti bei 
dem Patent« Kommissär seiiie Einwendungen niaclicn. 

Letzterer prüft nach Ablauf einer beötimmten Frist das Gesuch 
und die Beschwenlen. Wird dem Qesuch. stattgegeben, so ist der 
Erfinder rerpflichtett eine Summe zu zahlen, deren OrOese voo der 
Dauer des Patentes abhAngt. 

Eiue VerlflDgerung der Octroizeit kann man erhalten, wenn 
nur die Bitte darum innerhalb der noch lanfenden PatantCriBt ein- 
gereicht worden ist. Auch nach dem Ablaufe der Frist ist nocb 
eine Verlängerung derselben möglich, unter der Bedingung jedoch, 
dass die Vei-spiitung des Gesuches die Folge eines Inturas i«t 
Eine sehr gute Bestimmung enthält <las Gesetz in der Vorschrift, 
dass im letzteren Falle der Erfinder nicht zu einer Schadeu- 
ei-satzfordeiuiig berechtigt ist wegen Verletzungen seines Fakul'^s 
zwischen d^^m Ende der ursprünglichen und dem Aufaag '^^^ 
Verlängerungt<{ii»t. 

Die Octroidauor ist höchstens elf Jahre. 

Wenn sclion vni- d. r V. rleihung des Patentes in der Republik 
ein Patent für dieselbe Erfindung im Aaslande erteilt ist, h5rt das 
Patent in der Süd -Afrikanischen Bepublik, gleichviel für wdch« 
Frist es verliehen ist, von Rechtswegen auf, sobald das Patent im 
Aushinde endet 

Spätere Änderungen, wenn nur das Wesen der Erfindnog 
betrolfon wird, können gestattet werden. 

Eine lobenswerte Vorschrift ist die Bestimmtmg, dass, wenn die 
Regierung den Beweis erhält, da.ss der PateQtl)erechtigte seine ft^ 
findung nicht im Staate anwendet oder die massige Naclifrage des 
Publikums nicht befriedigen k.uin. sie den Erfinder z>*iugeu dfff, 
unl< 1 von ihr zu stellenden Bedingimgou die Ausübung aucli ajuierea 
zu erlauten. 

Die PatentÄcheine sin<l veräusaerlich. 

Zum Schluss enthält dieses in vielen Hinsichten vonüglidie 
Oesetz verschiedene verwaltungsrechtliche Bestimmungen (Octroi* 
register, Amortisationsverfahren, Strafen u. s. w.). 
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Oesdtz No. 11. 1898. 

Das Danipfvvescil und der Maschinougobraudi werden in diesem 
Gesetze regtiliort. 

Alle festen und transportablen und anderen Maachinen sind 
der Aofaicht der fiegienmg unterwcHrfen. 

Diese Aufsicht wird von Dampfkessel- Lispektoren ausgeübt, 
unter der Oberaufsicht des StaatsingenieuTs im Bergwesen. 

Bevor ein Dampfkessel benutst werden darf, ist die speadelle 
Erianbnis des Inspektors erforderlich. Dieser soll, ehe er die Er- 
laubnis hierzu erteilt, untersuchen, ob alle vom Oesetz geforderte 
technische Fflrsorge getroffen ist und ob der Kessel den Anforde- 
nuigen des Gesetzes entspricht. Wenn er die Erlaubnis verweigert, 
so kann der (iesuchistüller seine Einwendunir^n cregen dioso Ent- 
scheidung bei dem Staatsingenieur im Ber^wfM U geltend raachen, 
welcher in höchster Instanz die Sache entsehuidot. 

Der Verfertiger ist frei in der Wahl der Materialien und in 
der Konstruktion, aVtor wenn darin ein strafbarer Fehler vorkommt, 
ist der inlAndisohe Verfertiger wühronrl eines Jahres nacli der ersten 
Untersuchung verantwortlich; dem ausländischen Verfertiger kann 
vom Staatsingenieur im Betigwesen eine Geldstrafe auferlegt werden. 
Bevor diese Busse bezahlt worden ist, wird weitere Einfuhr aus 
seiner Fabrik uioht erlaubt 

Das Oeseta enthSlt noch viele technische Vorschnften in Besug 
auf die Errichtung von Dampfkesseln. 

Die Inspektoren haben immer freien Eintritt an den Orten, 
wo sich die Kessel und Maschinen befinden und die NntraiMser 
müssen ihn zu jeder Zeit zulassen, und bei einer Untersuchung ihre 
Arbeiter unentgeltlich zur Verfügung stellen. 

Dor Inspektor hat dio Bt'fiitrni>, wenn der Nut/riit\ssor sich 
weiiT'Tt, dio rrf'iiil'Mlicht'n VtM-'lii's>''!uniren nnbriiigfn /u lassen, 
<lic Maximaispannung zu hestimmeu, unU i w olrlif (1, r Kussel arbeiten 
dart, und er kann bei drohender Gefahr 'Ich G. ljiau< li verbieten. 
Der Nutzuieaser kann beim Staatsingeuieur im Bergwesen seine Be- 
rufung einlegen. 

Für den Gebrauch jedes Kessels wird eine Steuer von 100 Mark 
erhoben, als Vergütung für die Staatsaufsicht 
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Der Nutzniesser ist strafwürdig wegen Verletzung iJes Gesetio, 
ausgeDommen, wenn er beweist, alles Mögliche für die Befolgung 
getban zn habon. 

Niitznics,-^cr ist im Oesetzessinne derjenige, zu dessen Nutzen 
der Kessel oder die Maschine arbeitet und Lei Gesellschaften der 
Oberaubeher, bei Abwesenbint des NutzniesseES ddBseu Stellveitreter. 

Gesetz No. 12. 1898. 

Dieses Gesetz enthält allgemeine Bestimmungen in Besag auf 
die Bearbeitong der Bergwerke (Ifinen). 

AUe Beigwarke aind der Anfaicht der Begiartmg imtorwarfeo; 
ebenso alle Mflhlen und andere Binriehtungen, deren Zveok 
En aus der Qmbe su fördern und die Waeserleltungea ^ 
werksswedke. 

Dem Steatsingeiüeur im Beigwesen, unter Beistand dtt Umb- 

inspektors, ist die Aufsicht anvettraut. 

Das Gesetz enthält versnhiedene den Schutz der Oberfläch« 
und der unterirdischen Weike vurbürgendtj Vorsclu'iften. 

Viele iiestimniung(Mi sind dem Aufziehen und Niederla>->' u 
von Minoralieu, iTelsenmasäen odei- Wasser, und ebenso von Personen 
gewidmet. 

Der Transport ist geaetslich geregelt. Auch die allgemane 
Sicherheit wird mittelst strenger Vorschriften fOr die Verkehnv^p 
und Leiterwege TerbOrgt. 

Jedes Befgwetk soll dauernde Luftxufuhr haben und u be> 
stimmten Orten sollen immer Laternen angebracht sein. 

FOr die Bewahrung und Vertoilnng explosiver 8l«fe ^ 
Vorsorgebeettmmungen gegeben. 

Die Maschinen sind der fortwaiirenden Aufsicht eines lageoiewi 
im Maschinenwesen unterworfen. 

Da» Gesetz ordnet die Verl ertjgung vou Plänen für aileßa|- 
werke von als Ijandmesser bestätigten Personen an. 

Auch ist der Hauptaufseher jedes Bergwerkes verpfliclitft. 
monatlich für statistische Zwecke Angaben betreffend die Arbeit n 
machen. HierfOr stehen bestimmte Formulare zur VeifOgnng. 

Am Sonntag darf nur äusserst notwendige Arbeit, die lelBn 
Aufschub erleiden kann, Temchtet werden. 
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Ein diplomierter Aufseher soll als ▼erantwortiiches Haupt in 
jedem Bergwerk fungieren. Zum Sclüusse enthält das Gesetz ver- 
scliiedentj Stratbestimmuugeu. 

Oesetz No. 13. 1898. 

Die Notwendigkeit dm- Vei besstM uiig des bisherigen Briefmarken- 
GeeetzeB war ürsaclie dieses Getjetzes. 

Es befiehlt die Einsetziuig einer Kommission von droi Personen, 
deren Aufgabe es ist, die Aufsieht über die Verfertigung; eines 
neuen Vorrats Briefmarken zu führen. Die Mitglieder dieser Kom* 
mfsaion sind zur Sicherheitsleistung verpflichtet. 

Gesetz No. 3, 1875) wird hierdujxih aufgehoben. 

Gesetz No. 14. 1898. 

Abänderungen werden hierdurch dem Oesets No. 26, 1896 
geschaffen. 

Es wird bestimmt, dass alle periodisch erscheinenden Zeit- 
schriften und ZdtuDgen den Namen des verantwortlichen Heraus- 
gebers erwfthnen soUen. Dieser soU einen festen Wohnsitz in der 
Republik haben. 

Anfefttze persönlicher oder politischer Art sollen ohne Ausnahme 
Tom YerCosser unterzeichnet werden. Die Übertretung dieses Gebots 
wird bestiaft. 

Der Herausgeber soll sogleidi nadi jeder Fublikslion d«n 

Staatssekretär eine Kopie znsenden. 

Wenn eine Vereinigung Herausgeber ist, soll der Name des ' 
Vorsitzenden oder Stellvertreters erwähnt werden. Dieser ist dann 
die verantwortliche Person. 

Weiui mittels einer Zoitöchrift eine stmfbare Handlung be- 
trrin^^en wird, ist — gleichviel ob ein Aufsatz, unterzeichnet ist oder 
nit lit — jedenfalls der Herausgeber (bezw. der Vorsteher oder 
Stellvertreter) strafbar. 

Gesetz Nu. 15. 1898. 

Dieses Gesetz bestimmt, dass das Recht, nach edlen Metalien 
zu graben und daiüber zu verfügen, dem Staat gehört und betrifft 
Gold und alle solchen edlen Metalle, welche der Staatspräsident 
mit Zustimmung des „Uitvoerenden Rsad" bezeichnet 
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Das Oeeets schreibt cüe Emchtoog eioes Departementi d« 
Befg^wesens vor, dessen Chef ein Staatsiiigenietir im BecgweBeo 
tmd ein Staatsgeologe sur Seite steht. Fflr jedes proUamierte 
Feld ist ein Bergwerbskommissfir angestellt Die RegieroB^ kun 
auch lOr jedes Feld spesielle Richter, „speciale Landdrost" genumt, 
anstellen. In Ermangelung dessen hat der BeiigwerkBkomiiMftr 
einige richterliche Gewalt 

Ein Grundbesitzer kann auf seiiieui Grund und Boden j^hürfen. 
Bei Entdeckung i dler Metalle ist er verpflichtet, dies zu bericbten. 
In diesem Fall kann ihm die Au^beut\mg von Minen gestattet 
wenlen, wenn er zuvor um einen Ber^werksj»achthriof iiaclisucht. 
Er ist dann den ßeblimniungen des Gesetzes unterworfen, 
verptliclitet ihn, einen T*m1 dfs Ertrages dem Staate äu gelten 
(höcliöteus sind dies 2 l^ruzent). 

Der Staatspräsident kann, mit Zustimmung des „üitvoerendcQ 
Raad'S Staatsland su OlEantlichem Bergbau proklamieren. Audi 
PrivatlAndereien kOnoen hierzu proklamiert werden. Der Onind- 
besitser beh&lt dann das Recht auf Besitser-nClaims^ Auch bat 
jeder Entdecker edler Metalle Recht auf EntdeckBr-„Glaiinti^> 

Die Erlanbms, auf proklamierten Strecken zu graben, tat unter 
gewissen Bedingungen und gegen Zahlung tu erhalten. 

Jodor zugelassene Graber hat das Recht, auf seiueu „daim»" 
uuentgeltJieii zu wohnen. 

Das Gesetz hebt alle frfiheren widerstreitenden Bestimmangeniuf. 

Gesetz No. 16. 1898. 

Jetzt, nun die ganze Welt dem Streit, der in Süd-Afrika 
zwischen den beiden verbündeten Republiken und England avB- 
gefochten wird, in giQester Spannung folgt, ist es von Bedeotai\{[. 
zu sehen, auf welchen Gesetzbestimmnngen die Pflicht zum BetsM 
gegrOndet ist, den die eine Republik der anderen leiht. 

Gesetz No. 16 reguliert die Vertiindlichkeiten zwisehen der 
Snd-Alrikanischen Republik und dem Orauje-Freistaat in Bezug aaf 
gegenseitige Hülfe. Es bcstiiumt, duss falls <l«.'r eine Staat dfl"» 
anderen Hülfe 1 eistot durch die Sendung eines Heeres, die Soldi^ 
des hülfeleisteiulen lit'ores unter ihren eigenen Of&zieren und HJitcr 
eigenen Faluicn stehen. 
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Der Oberbefehl ist jedoch immer dem Kommandanten des 
unterstDtzten Heeres anvertraut 

Das Gesetz ist ß:ep:rnnd6t auf dein beide Staaten betreffenden 
politisclun Bündnis und eutliält Bestimmungen für die Süd- 
Afiikaiiischo Republik. Wenn ein Heer des Oranje- Freistaates 
dem Heero der Süd-Afrikanisc-hcn Itepublik 7:nr Hülfe ^^osamlt 
worden i-t. 1>esteht der Krie^brat der Süd-Afrikaiiisohen iv'iiublik 
auch aus Offizieren di^ Naclihai-staates und übt seine Gewalt auch 
ausser den Oix^nzcn der Kepublik aus. 

Ein vom gesamten Kriegsrat ausg^prochenes Todesurteil kann 
nur vollzogen werden mit Zustimmmig des Staates, dem der ver- 
urteilte Bürger angehört 

Der hfllieldsteDde Staat ist^ wenn m<}glidi, auc^ verpflichtet, 
sein Heer mit allem Erforderlichen zu versehen. 

Der dne Staat kann keinen Friedensvertrag sdhliessen ohne 
Zustimmung des anderen. 

Das Gesetz bestimmt sein Inkrafttreten von dem Augenblick 
ah, in dem der Oranje -Freistaat ein gleiches derartiges Gesetz 
proklamiert haben wird. 

€hesetz No. 17. 1898. 

Dieses Gesetz bestimmt, dass j( <los Dorf, dessen Bevölkerunj^ 
mehr als 5UU i^timinbererhtigt«^ Einwohner zählt, von der Ref;ierung 
mit Zustimmung des „üitvoerendon Haad^ z\i einer Stadt erhoben 
werden kann. 

Eine auf diese Weise proklamierte Stadt ist berechtigt, mit 
ihrer Verwaltunc oinon Stadtrat zu beauftragen. Dieser Stadtrat 
tieeteht aus sechs bis acht AUtgliedero, deren Haupt ein von der 
Regierung zu ernennender Büigermeister ist 

Stiounberechtigte Einwohner sind nach diesem Gesetze: 

1. die einwohnenden stimmberechtigten BQrger, 

2. die mündigen weissen Einwohner, die innerhalb der Stallt 
ein festes Eigentnni v«»n 2000 Mark haben, 

'A. di-' iriiinilij,'. !! weissen Einwohner, die alljährlich wealgstens 
500 Mark Miut- zahlen. 

£s ist offenbar, dass die Ausländer also einen grossen Einfluss 
auszuüben im Stande sind. 
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Die städtische Verwaltung trifft die nötigen AnoidnoogeD. Mit- 
glieder des Stadtrates können nur sein: mOndige m&nnlicbe, oacfa 
diesem Gesetze stimmberechtigte ESowohner, die ein festes Eigentum 
innerhalb der Stadt haben oder aUjfthrlioh wenigstens 1600 UmA 
Miele zahlen. Auch Aasländer sind also wählbar. 

Der Stadtrat kann in erster Instanz Geldsti'afeu auferlegen 
wegen Verletzung seiner Anordnungen. 

Für .loliaimesbiirg gilt Gesetz 9, 1897 (vergl. vorjähriges Jalir- 
buch der internatioualen Vereiuigiuig). 

Gesotz Nu. IS. 1898. 

Dies^ Gesetz enthält eine allgemeino K^gulieruug des Fost- 
weeens. 

Die Mchrzald der vielen Bestimnninpi?n ist in Übereinstiiumuni: 
mit den Voi-sehriften der meisten curoijäischon Postgcselze erlassen. 

Das Gesetz hebt Gesetz 1, 1886 auf und dessen Abänderungen 
in 19, 1887 und 1, 1890. 

Gesetz JHo. 19. 1898. 

Dieses alle frfiheren diesbezüglichen Gesetze aufhebende OeMts 
ist dem Gesetze No. 13, 1897 ungefähr ^eichlautend. leb vw- 
weise hierzu auf pag. 1036 des v<»jährigen Jahrbuchs. 

Das Gesetz enthält Yorschrifteu aber den Verkauf ron Wasen, 
geistigen oder Malsgetrftnken und Kafierbier. 

Es sind einige neue Vorschriften den alten BestimmnngSD hin^ 
zugefügt. Es ist untersagt, Weine oder geistige OeMnke m 
Artikeln innerhalb der SQd-Afrikanischen Bepublik zu destüUeieD, 
Torbehaltlidi jedoofa der unter der Koniesaion vom 22. Juni 1885 
verliehenen Rechte und unbeschadet des Rechtes des Grondbesitifln» 
ohne Erlaubnis die Trauben und Baunifrüchte seines Gnuid ood 
Bodens zu (lestillieren. Liccn/en für am Verkehrswege liegende 
Gastluif.« w-'rden nicht mehr gegeben, ii'Xjh erneut, es sei denn, 
dass viL-le Hrdiiignngen erfüllt sind, unter andern, dasä zwei Drittel 
der Einwohner ihre Genehmigung dazu geben. 

Gesetz No. 20. 1898. 
Das jüngste Kriegsgesetz wird in dieser Zeit die aligeuieine 
Aufmerksamkeit auf sich ziehen. 
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Der Staatspräsident eikliirt mit Zustimnimig des „Uitvoemiden 
Raad'' den Krieg und ftdüiesst den Friedrnsvorü-ag. 

Wenn möglich, wird der Erste Voikärat zuvor zusammen- 
berufen. 

I)<3i' Friedeusvertrag bedarf der Genekmiguug des Ersten 
Volksrats. 

Der Staatspräsident befiehlt den Aiismai-sch eines Kommandos, 
wenn möglich mit Zustimmung des „Uitvoerenden Baad^S sonst in 
dringenden F&ilea nach gutachtlicher ÄuBserong des kommandio^nden 
Qeneials. 

Gesetz No. 21. 1898. 

Die AuBfibung von TeiachiedeDen im Gesetze genannton Ämtern 
und Gewerben ist an den Besits einer lioens gelmfipft, deren 
Erwerb durch Zahlung bestimmter BetrSge geschieht Die Lioenzen 
haben nur für das laufende Jahr Gültigkeit. 

Alle Lioenaen, ausgenommen die, welche einen penaßnlichen 
Charakter haben, oder wofür Sicherheit geleistet ist, sind mit aus- 
drflcklicher Zustimmung des lioenz-EÖntroleurs übertragbar. 

IHe spesi^ aufgeführten Gewerbetrdbenden lahlen ebe feste 
Snnune, welche für jedes Gewerbe in dem Gesetze festgesetzt ist 

Für die anderen Gewerbe gilt eine Tabelle. Die Grösse der 
Beträge hängt ab vom Umfang des Geschäftsverkehrs. 

Die Knntroloure haben die Befugnis, in gewissen Füllfii, 
namentlioh \n/i l>e^i iuidetem Verdacht oder bei Klage die Bücher 
des Liceuztriigcrs m untersuchen, 

Dn? Gesetz widerruft alle bestehenden widerstreitenden Be- 
stimmungen. 

Gesotz No. 22. 1898. 

Dieses Gesetz reguliert das Ür-ahon nach Edelsteinen in der 
Süd-Afrikanischen Republik und betrifft Diamanten imd alle vom 
Staatspräsidenten mit Zustimmung des „Ditroerenden Raad'* be- 
stimmten Edelsteine. 

Das Recht zum Graben nach und zur Verfügung Über alle 
EdelBteine gehört dem Staat 

Viele der wichtigsten Bestimmungen dieses Gesetzes sind den 
Vorschiiften des Gesetzes No. 15, 1898 Ähnlich. Wenn der Grund 
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und Boden eines FrivatdgentQmers Kennzeichen der Anvttenlieit 
von EdelBteinen bietet, kann das Grondstfick — auch gegen dw 
Willen des Beeitsers — als Öffentliches Feld proklamiert weideii. 

Wenn keine Kennzeichen vorhanden sind, die Ausbeutong im 
NaohbaiignindstQckes jedoch die ErOflhung erheischt, kann diese anr 
mit Zustimmung des Besitzers stattfinden. 

Der Handel in Diamanten ist um' gestattet bei spezieller 
Autorisiition infolge dieses Gesetzes. 

Hierzu sind iKjfngt alle Claiiiili.tliri\ al»oi tun- liinsiichtlich d».'r 
auf ihren Claims pefaii' Ionen Diamanten auch Iiiliuber ein»»r Bank- 
Vu-om. weiter luhalM i t iner Diamantenliändlerlieenz und Diaiuauien- 
mälilerliceuz, jeUenfalls unter den I3eüingungcn des Ucsetzes. 

Gesetz No. 23. 1898. 

Das Gesetz No, 2, 1897 wird abgeändert. Das Maximum der 
Geldstrafen wegen öffentlicher Vei-stösse gegen die Ehrbarkeit ist 
von 200 £ auf 300 £ erhöht (von 4000 auf 6000 ML). Jede« 
zu unzüchtigem Zwecke ir^s<:liehende Anrufen, Aula- lion oder An- 
reden von Fassanten ist öffentliche Schändung der Ehrbarkeit Der 
Angeklagte inuss beweisen, dass Unzucht nicht sein Zweck war. 

Das Gesetz sagt weiter, wer als Bordellhalter zu betrachten ist 

Es ist verboten, eine Frau wider ihren Willen in einer Wohnung 
oder in einem Lokal zu halten, damit sie geschlechtlichefi Cmguf; 
mit einem Manne haben kann, sowie in einem Bordell. Wenn eine 
Frau irgendwo sich zu diesem Zwecke befindet, wird es so an- 
gesehen, als ob diese Frau wider ihren Willen dort gehalten wird, 
wenn man mit der Absicht sie zu zwingen da zu bleiben, Kleider 
oder andere ihr gehürende Sachen zurflckbehllt, oder wenn 11110, 
falls man der Frau Kleider geliehen hat, sie mit gerichtlioher Te^ 
folgimg bedroht, oder wenn man ihr die Kleider w^nimmt 

Keine gerichtlichen Schritte, weder civile noch kriminale, dürfen 
wegen der Mitnahme von Kleidern gethan werden, wenn die» 
Kleider zum Verlassen der Wohnung oder des Bordells benötigt 
waren. 
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TOrkeL 

Boferent: ein Mitglied in Constantinopel. 



a> Oesetsgebnng 1898/99. 

Note vom 1. Kiuii un-Sa ii i 1313 (Jaiuiar 1S97) an die 
General- Prokuratoren, hezw. Geu'Mal-rruk.- Adjunkten. 

Entscheidung des» St.iatsrates. tiass ladnssanit nt»' auf onlnungs- 
mSssig gestempelten kaufmännischen Inhaber- uud Ordre -Papieren 
gemäss dem Gesetze stempelfi'oi sind. 

Nnto vom 15. Kianun-Sani 1313 (Januar 1897) an die 
Geueral-Prokuratoren, bezw. Gencral-Prok.-Adjunkten. 

Zur Abstellung von rnzukömmlichkeiten, wekhe sich daraas 
ergeben» ^^^^ '^^^^ Verkauf von Grundstücken durch einfache Er- 
klärungen beider Teile auf dem Notariat vollzogt wurde, verordnet 
der Oberste Bat des JuBtizministeriuius» dass zur Qiltigkeit des 
Verkaufes von Immobilien der Verkäufer stets seinen authentischen 
Eigentamstitel vorzuweisen hat^) 

Entscheidung des Obersten Rates im Justizministerium, 
No. 213 (publiziert in No. 978 vom 9. Mai 1314 [1898] der 
obigen Wochenschrift). 

Die Oerichtsprftsidenten sind gesetzlich nicht befugt, in die 
vom Untersuchungsrichter gefdhite Untersuchung einzugreifen. Die 
geschlossenen Untersuchungsakten sind, nach Auftrag des Eassations- 
hofes, dem PMndenten des Gerichts (1. Instanz) zu Qbergeben« 
welcher daran nichts Ändern darf. 

Note vom 14. Kianun-Ewel 1314 (14. Do/.omber 1898) 
an die Geiionil-riokuiiiforoii. lie/.w. General-Prük.-Ailjiinkteii. 

EntscliriilunET des Ulj^rston liates im Justi/ininistfi iniii, dass 
die anpv-t'-llten Dragomane. Kavasscn etc. der helleiiisch''ii Kniisulate 
ht'/.üglicli ihrer Exemptionen gleich denen der serbischen Konsulate 
zu bohaiidoln seien. 

Kaiseilichos Tpskpr«^ vom 10. Mai 1315 (1899) be- 
treffend den Zwangs -Verkauf der l>ei der Sparkasse verpfändeten 
Mobilien und Immobilien, velche von den VerpfiLndem nicht recht- 



*) Veigi. den naobfolgenden Anhang über türkisohes Gmodbodiwesea. 
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zeitig durch Zahlung des erhaltenen VoracfausseB eingelM vaidaL 
(Der Verpftnder soll keinerlei Anfechtungsrecht haben.) 

Note vom 2. Haziran 1315 fJnni 1899) an die Oenenl- 

Pi-okuratoren, bezw. Generai- I'rok.-Adjunktcu bei den Appellhöfen 
der Vilayets, mit dem Auftrag, in Anbetracht der aua Ai.k)a Jes 
GeburlhUges dos Sultans zu gewälii-enden Amnestie, eine Liste 
berücksichtiguuuswiiidig.n' Sträflinge jorewiBscr Kategoiioii, welche 
zwei Drittel ihrer Strafe bereits abgebubst haben. einzu::#ü(len. 

Note vom 7. August i:n5 (1899) an die Genertl- 
Prokuratoren, bezw. Qeneral-Prok.-Adj unkten, bei den App(?l!?erichteD 
der Provinzen, womit diesen auf Giiind eines, über die Beschverde 
des Ökumenischen Pfttriarcbatos erlassenen, katserlicben Inde's m- 
geschftrft wird, die Privilegien der Euxshen »und KUMer n 
respektieren. 

Reglement vom 19. September 1898 (1314) Ober tuam- 
poliseiliche Beaufsichtigung des Yielistandes. 

Reglement vom 19. September 1898 fOr Spezial-Krankenliliuer. 

Reglement über die sanitätspfilizcilifhe Untersuchung gewisser 
chemischer und pharmaceutischer Präparate und anderer Waren. — 
14. Februar 1315 (1899). 

Veronlnung für Gemeindebeamte. — 20. Mai 1315 

Abänderung des Alt. 23 des Reglements betr. derStaat^ter 
(Immobilien). — 25. Juni 1315 (1899). 

Neues Reglement betr. die Quais von GonatsntinopeL ^ 
24. Oktober 1315 (1899). 

Verordnung aber die sogenannten MuhadjapStempel (d. i <Ü0 
zur Unterstützung und Ansiedlung der aus andern LSndeni oi- 
gewanderten Muhamedaner eingeführten Stempel). — 15.1fovaiiticr 
1315 (1899). 

b) Literatur. 

1. Droit successoral en Turquie al» intestat et 
par testament codifiö d'apres le Cheri et le droit byii^jt'" 
mit einem Anhang, entluilteuU den Tt^xt der lnve8titiu"-BeratÄ W"" 
ökumenische Patriarchen und ^b^trojioliton, der kaiserlichen Firuiüi. 
über iif Krbfolge der Kleriker etc. etc. von Miltiades G. M. 
Caravokyros, Doktor der Rechte und Advokat in Constauliaopeli 
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veröffentlicht mit Genehmigung des Ministeriums fOr Öffentlichen' 
Unterricht. Constantinopel 1898. 

2. Des temples et des Avkafs des Zimmi (chrgtieas et juif») 
(Uarseille 1898} von Simon Dadah, Advokat in Konstantluopel. 
Eine kurze Abhandlung, worin ausgeführt wini, dass die iunerhalb 
der gesetzlichen Grenzen gemachten frommen Stiftungen der Christen 
in allem, und nanuMitlicii in Uczug auf die Befreiung von Taxen 
dcu Yakufs^) des Muselmannes gleichgestellt sind. 



Anhang.^ 

Beitrfige anr Eexintiiis des türldflchen 
OnmdbaehweBens. 

Von 

Dr. Gttd von Hiiliiiea. 



I. 

Übersicht 

Aber die Entwlokeliiiis des tSrklsohen OnindlHieliwesens. 

Unter der durch Weri^e des Friedens ebenso hervorragenden 
wie durch kriegerische Thaten bekannten Bogierung des von den 
Orientalen mit Recht „Kannni*' (der Gesetzgeber) genannten Sultans 
Soliman I. wurde das türkische LSndergebiet einer eingehenden 
Vermessung und Beschreibung tmtcrzogen. Das Ergebnis derselben, 
eine weitlÄufige Sammlung von Rastern und Planen, wird in der 
Deftcrhaue, dem ottomanischon Obergrundbuchamte zu Stambid, 
auf bewahrt, wo es wie ein Heiligtum l>ohiitet und sogar ängstlich 
den Augen UnWnif' ner entzogen wii-d: mit lUlen in den folgenden 
Jahrhunderten hinzugefügten Narhträgen bildet es noch heute die 
topograpkisclie Grundlage des türkischen Gnmdbuchwesens. 

') Vergl. nadifolgenden Anhang. 

^ Da die Keantnis des türtiBohen Omndrechts Mr das VeiBtilndius 
der das Iminofailiarvennfigen betreffenden tttrkisdien Oesetse noeriiBalidi ist, 
so eischien es zweckentBpreoheiid, an dieser Stelle den tia( hfo!>;t tulen Auf- 
satz an verSffentlioh«!. Die Bedaktion. 
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Auch dem materiellea und formdlen Inunobiliaxrddhte wandte 
Soliman seine Soiiglalt su. Die während seiaeB Sultanats von dem 
gelehtten Ifnfti Ebu stiud erlasseaeu Rechtsentsdieidinigien imd 
die darauf basierenden staatlichen Verordnungen tnig der Deftenlir 

(Staatssekretär des Innern) Mehmed Tschelehi zu einem Buche 
zusiniiniii, welches er, weil damals der grossto Teil des otto- 
niauiscln II (iebietes als Lehen vergabt war, und sich demgemäss 
die meisten Entftcliei<luiigen auf die Lehenguter bezogen, das Lehens- 
bu( Ii nannte, tuid welches auch unter dem Titel „[/»hfns^esetz" 
Von Solimans Nachfolger Selim II. sanktioniert wurde. Das LeLeos- 
wesen blieb jedoch nicht lange in Blute. Kiiist Stütze der 
kriegerischen Sultane, überlebte es sich im Laufe der Zeiten und 
war schliesslich derartig in Verfall geraten, dass schon die en-te 
refonnatorische Thätigkeit AbdiümedfichidB sich mit dessea Ab- 
BChaEfung befasste. 

An Stelle der bisherigen Zustünde trat, zum Teil in Äulehnung 
an den Code Napoleon, eine neue Oiiganisation, die mit dem Oruod- 

stücksgesetz (Kanun name-i-eiasi) *) vom ^o^^"pril"i858^ ^' ^ 
p. 57 ff.) ihren Anfang nahm. Dies Gesetz giebt in seinen or«ten 
Artikeln einen Überblick über die rechtlichen Kategorien, in die 
ncich türkischer Auffassung die Grundatfioke zerfallen, und deren 
es fünf kennt: 

1. Mülk, volles Eigentum, Grundstikilu^ die ^cnau vie die 
Iiewegltchen Safihen sich im Eigentum von Frivatpenooea be- 
finden. 

2. Miriei (von Emir, der FOrst) GrundstQcke, von denen die 
raqabei die nuda proprietas, dem X^mdesherm susteht» wAbiend 
Besitz und ausgedehnte Nutzungsrechte den Privaten über<ngeD «ad. 

3. Yakufland, Gtlter frommer Stiftungen, bei denen beiQglicli 
Besitz und Nutzung Ähnliche Regeln gelten m bei dem MirislaiHL 

4. lietruke, (zum ÖfHentlichen Oebiauch) „fiberlassen««^ Und, 
Strassen, Fl&tze eta analog den rss pubUcae des rGmischen Rechta 



') Die teohnischen Ausdrücke der inubanunedauischeu Jarispruieot- 
Bind naob der türkisobea Ansspiaohe wiedergegeben. Wenn Übersetxiwg» 
der erientallechen Reohtsqnellen voriiegea, wie die Legislation Ottomioe too 
Aristarchi Bey (im Folgenden mit L. 0. bezeiohnet) oder der Ottom» land 
Code, wird stets auf diese Besog genonuneo. 
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5. Movat „tutes" Land, res nullius, das iu keinem Eigeutums- 
verhäitiiis steht und niclil bebaut ist 

Da in Ipf/t^r Zeit das tHrkisclve Grundeigeiitnnisivcht häufiger 
zum Gep^eiistaiulo wissenschaftlicher Betrachtung gewählt wimle, 
soll auf Bekanntes nicht woitor eins-egang»3n werden. Die Wieder- 
gabe der vorptehenden Übej-sicht schien jedoch erforderlich als 
Onmdlage der folgenden Darstellung und wegen der Wichtigkeit 
der Abgrenzung der Rechte, die dem Eigentümer eines Mülk- 
grund Stuckes und derjenigeD) die den Besitzern von Mirie« und 
VakuQftndefeien sustehen. Denn der Besitser eines Mine- oder 
Yakiif-Onindstdckes fibt Befugnisse auSi die dem Eigentumsrechte 
sich nfthern und mindestens mit denjenigen des Emphyteuten ver- 
glichen werden können. Behufs besserer VeiansehauUchung finde 
deshalb hier eine nach den tflrkisch-rechüichen Quellen susammen- 
getragene Tabelle Platz, in der in summarischer Weise die wichtigsten 
Unterschiede der drei Kategorien nebendnandergestellt sind. 



Mirie 



Yaknf 



L Allgemeine Bezeich- 
nungen 

das aviszuübende Kocht jnüik 
io seiner Gesamtheit 



tesarruf (uiige- tesarruf 
iiiciuerAusdruük (id.) 
s. V. a. Verfü- 
giiDgsrecht) 



die Ausübung des Recb- 
tes 8«lbst 



das Bechtasnbjelct 



temeliok 



tesarmf 



nislik odersahib mutessrrif 



das Dokument, welches a) früher niülk tapu seoedi 
als Beweis für die Aus- hodschoti 
Übung d^ Rechtes gilt b) seit der neuen 

Oiganisattondes 
Orondbnoham- 
tesimülksenedi' 

IT. Die eiozelaen Äusse- 
ruiigbformen dos Rech- 
tea des Eigentfimers, 
beaw. des MnteBarrifs 



tenicssük (allgo- 
nieinerAusdruck 
„Aueiguung") 

matesarrif 

a) frulier istih- 
kiam hodscheti 

b) seit der neu- 
en Organisation: 
vakuC aenedi 



72 
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Mülk 



1. Verkauf 



bei 



Mine 

tiragh (aligeinei- 
nor Ausdruck 

„TeriUusae- 
niiig**)li8ngtT0ii 
der landcsheiT» 
licheo Erlaubnis 
ab 



Vakuf 
firagh 

id. 

hängt von der 
Erianbois d« 
Evkafmjiusten- 
0018 ab 



Terinoi unter Vorbehalt bei bil veb 
des RüokkaofB 



firagh bil veb ßngh bil vefa 



Verkauf wuU'y Vorbehalt istighial (V«jrbe- istighial 
der Nutzung halt der Jürzeug- 

niBse) 



2. ScheoJnuig 



hibe 



3. ätiftuQg zu toter Uaud vakf 



4. Verpflbkdang 



rehn 



5. Vermietung oder Ver- idschar 
Pachtung 



6. LeihTertng. 



lare 



7. Errichtung von Oe- ebnie inaduMi 
ULnden anf dem betref- 
feoden Oraodstü«^ 



8. Bepflanzung 



bagb ihdasi 



modschaneu fi- 
ragh, unentgelt- 
liche Verüusse- 
ruüg, hängt TOD 
der landeaherrw 
liofaon Briattbnis 
ab 

vacat 

(izni sultani lle 
bir dsohihete 

tadisi&s) (Stif- 
tung mit landes- 
herrlicher Er- 
laubnis; 

vacat 

vacat 



vacat 



istighlal 



medschaneu fi- 
ragh 

id. 

hingt von der 
Erlaubnis des 
Erkafministeri» 
uns ab 

vacat 



vacat 



vacat 



▼acat 



(ebnie insehasif (ebnie ioschw, 

hingt Ton dar hingt von der 

landeshenllolieD Brlaubnis des 
Erlaubnis ab) 



(bagh ihdasi, (bagh ilid&oi, 

hingt von der hängt von der 

Jandeshenüoheii firianbnis des 

Erlaubnis ab) MioisteiinaiBsb) 
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Mülk 



9. ßefuguis, das Giund- taqsiin 
Stück zu teilen |.d. Ii. teil- 

in Teiinflseni) 

10. Recht zu letztwilüger vasiet 
Verfügung 



Mirie 
(taqsim. hängt 



Vakuf 

ftatj.sau hängt 



vuu uur landes* von derKilaub- 
hwrlidien Er« nia des lüiiiste- 
lanbnis ab) rinniB ab) 



vacat 



vacat 



11. Intestaterbfolge 



tevarüs 
erbung) 



(Ver- 



iotiqal (allge- iiiüc^al id. die 

metnerAnadnidi firbfolge Ter- 

,f Übertragung*^) schieden sowohl 

die Erbfolge ist vom tevaräs als 

besohriUikter vom iaüqal bei 

und fol^'t bo- mirie 
stimmten Regeln 



12. NäherreehtCVorkanfB- 
recht) 



schüfaa (Inter- 
vention)8teht ge- 
wissen Miteigon- 
tüueru und 
Nachbarn an 



halit u. scherik 
tal(')>i. .Vnspnich 
des Mitbt'sitzt'i-j» 
oder Nachbarn, 
folgt andersn 
RegelD als die 
aohüfaa 



13. HeimiiQ an den Staat mahlnliet tritt mahlnliet 1. bei 

nur bei glhiB- ICangel der 
Uchem Mangel 
an natürlichen 
od e rT e s t a ments- 
erbeu ein 



nächsten uatur« 
liehen Erben 
2. im Falle das 
Gnindstück drei 
Jahre lang nicht 
kultiviert wild 



14. Klageverjübrung 



munin 



zeman 



15. Ersitzung 



1. (nach altem 
Recht) naob 36 
Jahren« 2. nach 

modernem 
Recht: nach 15 

Jahren mit Aus- 
nahme weniger 
besondererFälle, 
für die das alte 
Recht 

gebend blieb 
vaeat 



muiun zeman 

1. Zehn Jahre 
zwischen Fri- 
▼aten, 

2. 36 Jahre in 
einigen Fällen, 

wo das alte 
Kocht mass- 
gebend blieb 



bakki karar 
10 Jahie 



vacat 



mahlnliet bei 

Mangel der 
nächsten natür- 
lichen Erben 



mururi zöuian 

1. 15 Jahre 
swiflcben Pri- 
vaten, 

2. 36 Jahre ffir 

die Klagen des 
Evkaf- 
ministeriums 
gegen Private 



vacat 
72* 
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Es hier noch Vioniorkt, dass nach mohammr»f!nni=;ch<'r Rec-ht>- 
anschaimng die Mülk-Eigen^jcliaft eines Gnindstiickes als die norniai*- 
(kias) nnd die Eigenschaft als Mirio oder Vakuf als Aiisnaliuie 
(scha^) gilt, weshalb die Regeln über Mine uad Vakuf nicht 
extensiv interpretiert werden sollen. 

Das genannte Grundstücksgesetz stellt in seinem ferneren 
Verfolge, während es für die Mülk- und VakalUndereien die alten 
Regeln d* s Scheriatsrechts bestätigt, die neuen raatericü- recht- 
lichen Normen für die Miriegrundstfioke auf, die durch ver- 
S( hit tlene Novellen weiter ausgebildet wurden. Einen bedeutende« 
Fortschritt brachte das Gesetz vom 17. Mohanem 1284 (LO. I, 
p. 254), das die biBher sehr beschrftnkte Intefltiiterbfolge in Mirie- 
ISndereien erweiterte (tevasii inttqal); ein gleichzeitig dieselbe Ibtem 
in Yskulsachen regelndes Gesetz (L.O. I, p. 260) wurde 
(4. Bedficheb 1292) noch modifiziert (L.O. 7, p. 251). 

Die Prozesse in Grundstdcksnngelegenheiten wurden zur 
Entscheidung den ordentlichen (Hulnik-) Gerichten flbertngen, irnd 
davon nur die reinen Yakuisachen ausgenommen, welche den wm 
Alters her bestehenden geistlichen (Scheriat-) Gerichten TerbUfiben. 
(Gesetz vom 20. Ramasan 1296, Dustor IV, p. 344 ft) 

Auch die freiwillige Gerichtsbarkeit gehörte irtber 
in ihrem ganzen Umfange zur Cognition der geistlichen Gerichte, 
Bezüglich der Miriegrundstücke wurde sie jedoch durch das Tapa- 
Reglement vom 8. Dscheniazi ul ahir 1275 (L. 0. L p. 171) darA 
die „Instruktionen" vom 7. Schaban 127G (L. 0. I, p. IS'^) 'ind 
die „Dispositionen'- vom lf>. Schaban 1276 (L. 0. I, p. 197) den 
Commissaren des Fuianzniinistorinmri unter Mitwirkiinc: der Ver- 
waltungsbehörden, der Kaimmakame und ihrer Ver\vaitiuig*rithe 
(conseil administratif, idare medöchlisi), übertragen. Schliesslich 
wurden durch die „neuen InstnicHonen" (ohne Datum L. 0. I. p- 
207) besondere Beamte hierzu eingesetzt, die zum Kativ>ter- 
Departement, der Defterbane, ressortieren. Diese „neuen Instnik* 
tionen", die nur einen provisorischen Charakter hatten, „bis zur 
Beendigung des Katasters", sind noch heute in Kraft. Der Kataster 
selbst (yoqlama) wurde durch das Gesetz vom 14. Dschemazi ul evrel 
1277 {Ottoman Land Code p. III ff.) eingefOhrt Für Vakufgüter 
wurde durch die Dispositionen'* vom 25. Ramaaui 1281 (L.O. 
I, p. 225) und die „Instruktionen** vom gletchsn Datum (LO.i, 
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j). 2;>2) b*'Stiiuint, datsi» das Evkafniniiölerium die Bositzdokumeiite 
anzufertigen liabe. Auch in diesem Falle ist zuletzt, durch die 
Gesetze vom fi. Eledscheli 1292 (Ottoman Land Code p. 249) luul 
vom 9. Rebini evvel 1293*) (L- 0. V. 255) dus Obergnuidbuch- 
amt (Defterhane) damit betraut worden. Kurze Zeit vorher, am 
28. Redscheb 1291, hatto nin anderes Gesetz (Ottoman Land Code 
p. 229) mit den darauf bezrif^lichf»n Listruktionen (ohne Datum, 
Ottoman Land Code p. 269) die Handänderungen in Mülkan- 
gelegenheiten regidiert, indem es dem Obergrundbuchamt, wo xu 
diesem Zwecke eine neue Sektion erriehtet wtmle, die Ausstellung 
der Qrundatttoksdokiimente fibertrug. Auch hier wirken die Ver- 
mdtiingsbebOrden in der Provinz bei den erforderlichen Ver- 
handlungen mit Heute sind es also die verschiedenen Sektionen 
des Ohergrundbuchamtes und die dasu assortierenden Kommissare 
unter Beteiligung der VerwaltuogBbehftrden, welche die gesamte 
früher von den geistlichen Gerichten in Grundstückaangel^genheiten 
ausgeflbte freiwillige Gerichtsbarkeit übernommen haben. Die hier- 
fOr xn entrichtenden Gebühren nnd jedoch nicht einheitlich geregelt, 
sondern variieren nach den verschiedenen Kategorien ebenso wie 
die Grund- und Z^mtensteiier. ffinsngefügt möge noch werden, 
dass ein Vezirialerlass vom 10. Rebiulahir 1293 (L. 0. V, p. 265) 
den Verwaltungs- und Gericlitsbeliörden ausdnicklidi vor8clireil)t, 
AMtrilp:en dor Interessenten nicht stattzugeben, so lange der Beweis 
der Kiitiuhtung der auf dem betreffenden Grundstück lastenden 
Grundsteuer nicht erbracht ist. Diese Verordnung, die ursprünglich 
nur für Konstantinope! eilassen wurde, ist später auch auf die 
Provinzen ausgedehnt w ir I i Ferner sei noch bemerkt, dass nach 
gesetzlicher Bestimmung die Eintragiing-cn in die Register des 
Obergrundbnchamtofi das Privileg gemessen, als unwiderlegbare 
Beweise zu gelten. (Medschelle, Art. 1737 L.O. VII, p. 299.) 

Unterdessen hatten die seit dem Krimkriege sich mehrehden 
Beziehungen zum europäischen Auslände r^oeh in einem anderen 
wichtigen Punkte Wandel geschaffen. Nach muhammedanischem 
Rechte war es nAmlich dem Nichtmuhammedaner, der nicht Zimmi 
(Bayah, ünterthan) geworden, nicht gestattet gewesen, in den „wohl- 

*) liier, Witt an eiuigeu aoderuu Stelleu hiuü iirtumlicbe Datcu, die 
in der Ugjslstion Ofcbioane oder im OtlMiian Land Code sioh vorfinden, 
naob den torkischeD Itoten berichtigt worden. 
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bewahrten Staaten^ Gnindeigeatom so erwerbea. Diese harte gesotz- 
liche Bestinunung wurde zv^bx in vielen FftUen dadurch umgangen, 
dass dor fremde Christ seine Frau in die Register der lateinischen 
Kanzlei eintragen und daraufhin die Gnmdstflcke, die er kaufte, auf 
den Namen der Frau überschreiben Hess: es war jedoch ein un- 
wflrdiger, für die rroteslanteii uielit einmal orroieiitiarer Ziistaml. 
dessen Dauer nach «lern Pariher Fri''ilen, dmcii welchen die Türi^ei 
in das euru|)äibche Kon^.ert auftreiKuiimcn worden war, uuerträglicb 
schien. Nach langem Zaudern cntschloss sich die türkische Re- 
girrung, durch das Gesetz vom 7. Sofer 1284 (9. Juni 1S67, 
L. «J. I, p. 1 9) denjenigen Fremden das Becht zum Enfterb von 
Grundstücken einzuräumen, deren Regienmgen einem dem Gesetze 
angehängten Protokolle (L. 0. I, p. 22) bei traten. Nach den for- 
mellen Bestimmungen des Gesetzes werden di'-se Fremden in der 
gleichen Art und oiine andere Bedingnng als die ottomaniscbai 
Unterthanen zum Genuss des fiedites, GmndstDcke zu tevUen, 
zugelasaen, sind jedoch als Grundbesitzer, in aüen die (rroncistücke 
betreifenden Fragen, den ottomanischen Unterthanen gleicibgefltielit. 

Es ergiebt sich hieraus, dass die Mitwirlcung fremder diplo* 
maüscher und konsulaiiacher Behörden in allen Fallen sticitiger 
oder freildlliger Gerichtsbarkeit, zu denen die Grundetgentoiiis- 
Verhältnisse Anlass geben, ausgeschlossen ist, und die tOrloKlieo 
Beamten wachen eifersfichtig darfiber, dass die fremden Behörfeü 
ihre Befugnisse nicht fiberschrdten. Fkktisch beschränkt sich denn 
Thätigkeit au! die Ausstellung des Dmuhabers, eines UeatitMs- 
zeugnisses, das diejenigen vorauweisen haben, welche mit den 
türkischen Behörden in Grundstflcksachcn in lieziclunie: treten wolleB, 
und von dem später noch die Rede sein wiid. Auf die.>'3 Wei« 
vor fremder Einmischung und Aufsicht geschützt, können die 
Beamten di- ser Zweige der türkischen Verwaltung nach Belieben 
schalten und walten, indem sie geschickt ihre ThUtigkeit vor den 
Augen des Europäei-s verhert^en und ihm sogar die Redemente. 
deren Befol^^ung ihnen vorgesclirieben i>t, vorcntlmlten. Denigeniäss 
ist diese ganze Materie wie mit einem Schleier bedeckt, den kaum 
einige jüdische oder armenische Agenten durchdringen, welche M 
den Gruüdstücksgescliäften eine einträgliche Spezialität machen. 

Die Schwierigkeiten, die das Studium dieser Fragen bietet, 
werden noch erhöht durch das materielle Becht, welches iür das 
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bezOgliche Gebiet gilt Deno, wie oben schon angedeutet, bestehen 
in Mfllk- und YakufsAcheo, also fOr einen grossen Teil des Immo- 
bilianechtes, noch die Satsungen der Scfaeriat, der alten heiligen 
Jurisprudenz, „jenes unendlichen Meeres, auf dessen Grund man 
mit den grOssten Mühen die Perlen suchen muss, wdcbe es birgt<\ 
Es schien daher nützlich, zur Erreichung gn^sserer Klarheit, 
den Versuch zu wagen, an einem praktischen Beispiele dit^ Kürmu- 
litäteu 7M liesprechen, welche hvlnifs Krwerl» und Eintragung eines 
Grundstiu kes zu hoohachten sind. Als Beisjjiel wurde ein fingierter 
Fall aus dem LcIkmi unscioi' württcmbergii^chen Kolonisten in 
Palästina gewühlt, uiid die Hesprociiung, der Natur de« Falles 
gemäss, auf Mülk begrenzt, womit die anderen Kategorien (Mirie 
und Vakufj nur gelegentiicb vorglichen werden. 

II. 

Zehn deutsche Landwirte in Jaffa haben dort, zum Zwecke 
der Erzeugung und Ausfuhr von Wein, unter der Firma „Deutsche 
Weinproduktions- und Export-GenoBsenschaft", eine Genossenschaft 
mit beschränkter Haftpflicht, begründet Nach erfolgter Eintragung 
in das bei dem dortigen Bichter^Konsul geftthrte Genossenschafts- 
register treten sie mit dem türkischen Unterthan Ali wegen Ankaufes 
eines in dessen Eigentum stehenden Grundstockes für ihre Zwecke 
in Verhandlungen. WAhiend diese noch schweben, stirbt Ali und 
hinterlAsst als alleinige Erben einen grosq&hrigen Sohn und eine 
mindeijAhrige unverehelichte Tochter. Die GenosseDSchalt schliesst 
unterm 1. April 1899 mit den beiden Erben den Kaufvertrag ab, 
sablt von dem200Ltques betragenden Kaufpreise für das Grund- 
stück beim Abschluss des Vertrages die HAlfte baar und veipflndet 
wegen des binnen Jahresfrist nach dem Vertragsschlusse zahlbaren 
Kaufgelderrflckstandes von 100 Ltques den beiden Verkäufern das 
Grundstück; gleichzeitig bestellt sie ihnen daian eine persönliche 
Wegegerechtigkeit. — 

Die Mitglieder dt-r GtMiosstMischaÜ nrnsston beim Eintritt in 
d'iKi Verliandl untren die Erfaliiimp: machen, dass nach türkischem 
Gesetze eine üeselltcluift als solche Immobiliarbesitz nicht erwerben 
kann. In d^^r Tlint kennt die muhammedaniache Jurisprudenz weder 
den H» '^ritl der juristischen Person noch denjenigen eines von den 
eiuj(elnen Gesellschaftern unabhängigen GesellschaftsvennOgens, und 
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tlemgemtos haben die tflrkiBchen Behörden sich immer gewe^got^ 
andere als natürlidie Personen in das Orondbucb eioxittiigeQ. 
Diese Regel gilt als so fest begründet, dass man nur mit grOaeier 
Muhe eine Ausnahme für die fremden diplomatischen MisBonen 
und Konsulate erreichte, und wenn dies gelange, hatte man es illein 
dem Gedanken zuznsdireiben, dass, wie bei dem ottomaDitdieQ 
flscuB der Sultan, so bei den frandm Vertretungen deren Souveiliie, 
also {ihysische Personen, als Reehtstrftger anfzufeissen seien. Der 
Grundbesitz der Kiixjhen und Klöster wurde wie derienigc der 
iiiuliniiinK dänischen frommen Stiftungen als Vakui in alter Zeit 
/u Stiiifi n nicht luTunge^ogun und well iufolge dessen die tiefer 
Ii.'-,'. mit' Vrnmlassunp: zur Eiurogistrierung fehlte, wurde dieselbe 
aucii nicht \ orf^i'nonuncn. 

Allel nie wunle von dieber Kegel fflr irgend eine Gessellscluft 
abgewichen, und trotz iliror Anstrengungen hat die K.ÜMrlieh- 
Ottomanisohc Bank, welche iiu türkischen Reiche grosse Ijämlereien 
ihr eigen nennt, es nie durclisetsen können, dass dieselbea auf 
ihre Firma eingetragen wurden. 

Zur Vcrmridnng^ der Kosten und der Formalitäten, welche, 
falls alle Mitglieder sich eintragen lassen würden, die durch deo 
Tod und sonstigen Wechsel der Mit|^lieder veranlassten häufig» 
Vertodenmgen zur Folge haben müssten, haben alle Gesellschaften 
stets das gleiche Mittel angewandt, nur ihre Direktoren pNsöaiicb 
einzutragen. Die Eingetragenen werden nun Ton den tOrkiflclMii 
Behdrden als die wahren Reehtstrftger betrachtet; gegenüber den 
Gesellschaften, welche aie vertreten, mflssen sie sich aatOiüdi 
durch besondere Vertrftge unter Stipulierung von Garuttien T€^ 
pflichten, das auf ihren Namen eingetngene Grundstück nicht lon 
dgenen Nutzen zu verwenden. 

Die erste fflr die GesellBchaft in Betracht kommende Fennalitit 
ist demnach die Aufsetzung einer vom Kaiserlichen Yizekoosnlat 
zu legalisierenden ürininde, in welcher die Dirditoren eiUlnn, 
dass das mit dem Vermögen der Gesell schaft anzukaufende Gnnrf' 
stück nur mit Hucksicht auf die Lage der türkischen Oesetzgehtinj 
auf die Namen der Direktoren iu die Gnmdbuchregister eingetrag«« 
Wurde, dass das V»»rfögungbre<;ht über das Gnuidstück der Oesell- 
schaft zustellen siilh', und das« sie, die Direktoren, deivii daJBof 
beaügUclien Anordnungen Folge zu leisten habün; aus^rdem werden 
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in dieser Urkunde die Garantien aufgefübit werden, -welche die 
Direktoren der Qeeellscbaft gegenüber zur Verhtttang jeden ICisR- 
bnuGheB flbernehmoi. 

Die bereits mit dem Eigentflmer Ali begonnenen Verhandlungen 
wegen Ankaufs eines Terrains treten durch Ali*8 Tod in ein neues 
Stadium. Da er ein Testament nicht binteiliess und seine Frau 
vorher gestorben war, sind die einzigen Erben sein grossjähriger 
Sohn Almiotl und seine minderjährige Tochter Aischa, wobei 
Alimed zwei Drittel und Aischa ein Drittel des väterlichen Ver- 
mögens erben (Karavokyro, le droit siiccessünil en Tuiquic p. 23 
Artikel 17). Hei d-m Mangel eines vasi (durch Testament ein- 
gesetzten V(»rnniti(is) ülieriiimmt der väterliche Grossvater die Vor- 
niuntlscliaft der Aisclia als veli (natürlicher oder gesetzlicher Vor- 
nan ml) (Karavokyro, Lughati kavanin sub voce „veli'' p. 574 ct. 
Toraauw p. 153). 

Zur Venueidung grösserer Kosten wird das Grundstück des 
Erblassers auf die Erben nicht übergeschrieben, da diese Operation 
mit der Übersclireibung des zn verkaufenden Grundstückes auf die 
Xamen der Käufer später verbimden werden kann (Ottonian Land 
Ck>de p. 269, Instructions regarding the preparatiou in a regiüar 
manner of certificates leceived by the Bmlak office. 2. Spedmen 
Seite 271/72). 

Allerdings wird der Verksui von Grundstöcken Mindeijahriger 
durch das heilige Recht, welches den Interessen der Waisen eine 
besondere, minutiöse Soig&lt xu wendet, sehr erschwert; und diese 
Schwierigkeit wird noch erhOht durch den Umstand, dass der Naib, 
der Piflsident des die Oberrormundschaft ausQbenden Scheriat- 
geriohtes, in den Provinzen auch im Verwaltungsconseil Sitx und 
Stimme hat, dem jeder Verkauf sur Oenelunigung unterbreitet wird 
(s. unten). IKe muhammedanischen Juristen sind Über die Zahl der 
KSlIe, in denen ein solcher Verkauf eines Grundstockes von Minder« 
jährigen zugelassen ist, verschiedener Ansicht; nach den strengsten 
Anscliauuni,'en darf er nur gestattet werden, wenn der Bew^eis ge- 
liefert wiril. tlass die Einkünfte des Mimlrrjührigcn zu seinem 
Unterhalte niclit genügen, oder wenn die Gekhr des S^erlustofi oder 
der Verschleehteruhg des» Grundstückes vorliegt. (Coiuiiientar v. 
AJi Haidar p. 17). In der Praxis ist mau jidru h nii lit so serupulös, 
meist genügt, um den Vorkauf durcUzuaetzeu, die Beibringung von 



Digitized by Google 



— 1146 — 



f,8tarken Beweisen", dass das wohlveistandeoe Interesae des Wunder- 
jfthrigen den Verkauf erheischt Der Yeti der Aiscba wird es dalter 
übemehmen, vor dem Naib ao Geiicbtsstelle die NatirtndiglMt 
dieaes Verkaufea zu vertreten. 

Freilich beateht noch eine andere Klippe, an der die guue 
Operation acheitem konnte, darin, dasa der EigentOmer des Nicbbir» 
grnndstückea sein Recht zur Schflfaa (NAherrecht) geltend nicht, 
indem er unter Bezahlung dea verabredeten bufyrdaea in doi lauf 
eintritt Die Hedschelle bestätigt in den Artikeln 950 ff. stndrtck- 
lieh die Satzungen der Multcfja (II, p. 179) Ober diese Uaterie. 

Nach Hedschelle 1008 ff. ateht das Schflfaarecht zu: 

1. dem Miteigentumer; 

2. demjenigen, welcher, nach röiuisch-rechtlichem Ausdraci, 
eine Servitut auf dnu zu verkaufenden Grundstuck besitzt. Als 
derartitTö Befugnisse nennt das Oesr t/. das Kt i ht, an tkr gemein- 
samen Quelle Wasser zu sfhöpfori (sdiirbi chah») ferner das andere, 
einen über das Onmdstück laufenden Privatweg zu benützen. 
(lariqi chass); 

3. dem Naolibar-Oniiidoip titümcr. falls ein Teil seiner Ge- 
bäude, sei es auch nur ein eiuzelner BalkeD, sich auf das m 
kaufende Grundstück stützt 

Notwendigen Falles wird man daher den Nachbarn roo der 
Ausübung seines Schflfaarechtes altbringen müssen. — — 

Die Parteien halM ii <ich endlich über den Preis von 20''* li^^^"*- 
geeinigt, der nach dem in FalAatina geltenden Uaua nach jiapoi^ 
d'or berechnet wird. 

Die Verkiufer verlangen Barzahlung dea ganzen Betaages m 
Moment der Vertregaabschlieasung vor den Behörden, die Kflolff 
sind jedoch entschloaaen, nur die HAlfte bar zu leisten und wünschen 
dnen Aulschub von einem Jahre für die Entrichtung der Bert* 
summe; für die Zwischenzeit bieten sie den Veikftnfeni eine 
hypothekarische Garantie. Zwar dflrfte ea nach den bislwrigw 
Geschftftsgepflogenheiten kaum vorgekommen sein, daaa Einheimiselie 
von ihrem Verlangen der Barzahlung gegenüber Fremden abgehea, 
es soll jedoch hier zwecks Heranziehung und lUnstriening der 
HypothekarverhiUtnisse nach türkischem Rechte anerenomnien verieiii 
dass die Verkäufer auf den Vorschlag dei' Käufer schliessÜcb 
gegangen sind. 
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Das türkische Gertitz kuniit liinsichtlioh des MOlk als Sichenings- 
inittol tlas Pfand, rehn, womit iiiclit stets die Übertragung' des 
I'faiuibesitzes verbuiidt'ii zu sein braucht. Dif il.is rehn betrelTendöU 
Bestimraungen (Medscholle Artikel 701 TGl. 1.. 0. VI, p. 20G ff.) 
erstrecken sich auch auf Immobilien, bezüglich di ron Vori^fändun^ 
(terhin) neue Regeln zuerst durch das Cn setz vom LM. Hebinl aliir 
1287 (L. 0. 1, p. 274) festgestellt, siiiiter aber durch diejeiiii^'ou 
des Gesetzes vom 28. Redscbeb 1291 (Ottomaa lAnd Ck)de p. 229) 
ersetzt wurden. 

Nach der türkischen Jurisprodenz hostt hcn misserdem nocli 
TW'ci Spezialitäten des Kaufvertrages, welche die Stelle der dem 
B^nffe nach unbekannten Hypothek einnehmen, der Bei bil vefa 
und der IsttghlaL Der Bei bil vela (Medschelle Artikel 118, Artikel 
396 ff., L.O. VI, p. 38, p. 112 ff.) ist der unter der Bedingung 
abgesdüoesene Kanhrertrag, dass der Käufer im Falle der Rack- 
zahlung des Gaufpreises durch den VerkAufer zur Rückgabe der 
verkauften Sache gehalten ist. Der latbiglal ist der Verkauf unter 
Rfickkaufsbcdinguog mit der ferneren Stipulation, dass die Nutzung 
dem Verkäufer verbleiben soll. Beide Rechtsinstitute n&hem steh 
dem Pfiande insofern, als bei beiden der Weiterverkauf an einen 
Dritten ausgeschlossen ist. 

So wie die sozialen Zustande mit Notwendigkeit auf eine Aus^ 
dehnung der Normen des für mulk geltenden Verkaufes (Bei) auf 
Miric- und Vakufgnmdstücke hindrängte und demgemä-ss der firagh 
dem Bei entsprechend ausgebildet wurde, so wurden auch die 
Grundsätze des bei bil vefa und instighlal für dif^c Ländereien 
als firagh bil vefa resp. istighlal sanktioniert. (Grundstücksgesotz 
Artikel 116, L. 0. I, p. 158.) Dn^ Rehn hinj^ejron behaujitete die 
alte .furisprudeus siogmch als ausschiiessiiches Attribut der Mülk- 
güter. 

Alle drei Rechtsinstitute, rehn, bei bil vefa und istighlal, sind 
übrigens im vorliegenden Falle unpraktisch wegen der grossen 
Kosten und wegen der umständlichen Formalitäten. Denn es mttaste, 
wenn sie angewendet werden sollten, zuerst eine Übertragung des 
Onindstückes um den ganzen Kaufpreis vom Verkäufer an den 
Käufer stattfinden, an den sich eine BückObeiiragung vom Käufer 
an den Verkäufer fflr die gestundete ffaiifeumme zu schliessen 
hätte. Hinzugefügt mOge noch werden, dass bei diesen drei Arten 
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des Pfandes nach der Praxis das verpAndete Qnmdstfick im Besib 
des Schtü^era bleibt und der Oliobiger sich nur die EigeDtumS' 
dokiimeDte (sened) samt dem Flandtitel auabändigeii lässt 

Es existiert jedoch ein anderes Sidieningsmittel, du aof den 
vorli^nden Fall gnt paast und vom Qeaetz selbst angegebeo vird. 
Das oben zitierte Oesetz Tom 28. Redseheb 1291 (Ottoman Und 
Code p. 229 ff.) sieht nftmlich in Artikel 11 den Fall dner g^im 
oder teilweißen Kreditierung des Kaufpreises vor und bestimnit för 
diese Eventualität, das« der Verwaltungskonseil (idare me<lschlisi|. 
voi welchem die ErkliU uiij^^en des Käufere und des Verkäufers al^ 
zug' li* n sind, und welcher über diesellx ii • iiio mazbata (Protokoll) 
aufzunehuK ii Ijat, diespm Protokolle ein die KitKÜtierung des Preises 
bestätigendes Dokuiueut als Annex beifuge. 

Nachd<»m sir^li die Vcrkfinfer mit diesem Sielienitig.smitlo'l m- 
verstanden erklärt, wird der Tonniii für die Bezaldung iler kwli- 
tierten Summe auf den 1. April 1900 fixiert und die Verkfiuf r 
erklären hier>K'i noch ausdrücklich, dass sie sich aiK-h für <lie 
Zukunft die Benutzung des über das zu verkaufende Grundstiick 
laufenden Privatw^es vorbehalten wollen. 

Was wir nach römischem Recht unter der Bezeichnung Servitut 
verstehen, wird nach muhammedaniachon Recht nicht als besonder« 
Rechtsinstitut aufgefesst und hat demgemAss keinen aUgemeioea 
Namen. Da jedodi audi im Oriente das Nadibairec^t nicht oboe 
diese Einrichtung auskommen konnte, traten gewisse Ekschdaiuigai 
auf, die gebieterisch ihre rechtliche Normierung verlangten. Die 
Medschelle kennt daher mindestena drei Bealrechte an heoideB 
Sachen, das hakki morur, die Befugnis, über fremden Boden u 
gehen, das hakki schirb, die Befugnis, an der gemeinsamen QoeUe 
oder am gemeinsamen Bache Wasser zu schöpfen , und das kiUd 
m^sil, das Bedit, Wasser aus dem Haushalt und von den Dtdun 
auf fremden Boden fliessen zu lassen (Artikel 142, 143 und Id^ 
der Medschelle, L. 0. VI, p, 41. Artikel 1224 ff., L. 0. VU, p. 9dft, 
Artikel 1262 ff., L. 0. VII. p. liO ff.; vgl. für die Mirie-Grond- 
stückc Artikel 13 des ( Ii uüdstücksgesetzes, L. 0. I, p. ♦i" f. i. All«^ 
dings spricht die Medschelle, welche diefjo Materie im Buche der 
Gpso11s( haften oder Gemeinschaften behandelt, nur von <1. m Be- 
stehen und nicht von der Errichtung solcher Kochte; ja sie crkKirl. 
gewissermas&en entächuldigeud, in Artikel 1224 die Sanitionierung 
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der Servituten durch den Respekt, den man KiIlrichtuIl^oIl aus alter 
Zeit schuldet. Nichtsdestoweniger ist es ebenso uiizwoif. lhaft, dass 
auch neue Servituten errichtet werden können, wie dies in der 
Praxis häufig vorkommt, übrigens liraucht uns die Frag^ der 
Errichtung neuer Servituten niclit länger aufzuhalten, da nach 
gesetzlicher Vorschrift der Verkauf eines Giundstücks unter Vor- 
behalt einer Servitut zul&ssig ist (Medschelle Artikel 1145« L.O. 
VU, p. 73> 

Da durch Zustimmung der K&ufer xu dieser Servitut die 
Parteien sich fiber alle Funkte des Inhalts des Kaufvertrages ge- 
einigt haben, kann zur ErfOUung der fOr den Abschluss erforder- 
derlichen gesetzlichen Formalitäten geschritten werden. Yen diesen 
Formalitfttsn liegt ein Teil den Käuiem, ein anderer den Verkäufern 
obt und eine ist von beiden Parteien gemeinsam zu erfüllen. 

A. Formalitäten der Käufer. B. Formalitäten für die Ver- 

1. Erwirkung des Ilmuhabers für kauf er. 

den Kauf seitens des Konsulats. 1, BeschafTuug de.s Ihunhai»crs 

2. Ausstellung einer notariellen für den Erbgang und den Verkauf. 
Urkunde, wonach die Käufer sich 2. Beschaflfung der Zeugnisse 
verpflichten, auf dem Terrain über Entrichtung der auf dem 
keine Juden wohnen zu lassen (hmdatücke lastenden Stenern, 
und darauf keine Kirche und 

keine Schule zu erbauen. 

3. G. für beide Parteien gemeinsam: 
das Erscheinen vor dem Verwaltungsoonseil 
zur Erwirkung der Yerkaufs-Mazbafa (im An- 
X schluss hieran die Tradition des Grundstocks). 

4. (fflr die Käufer) nach Eintragung der Mazbata auf dem Grund- 
buchamte die Beschaffung der provisorischen Eigentomsurkunden 
(Kot.schan). 

5. (für die Kilufcr) Erwirkung der definitiven Eigentunisurkunde 
(senedi hakkani; vom Ubergrundbucliamte, 

Da die meisten dieser Formalitäten vor d^ türkischen Be- 
hörden mit nelen Umständlichkeiten und AVeiterungm verknüpft 
sind, die für einen mit Sprache, Sitte und Rechtsprechung des 
l4tt>des nicht vollständig vertrauten Fremden sich zü kaum über- 
windbaren Schwierigkeiten gestalten, erscheint es fflr beide Parteien 
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diingend gerateOi mit Wahrnehmung derselben einen in Onnd' 
fitflckfiangelegenheiten bewanderten Bevollm&chtigten in betaaeo. 
Der Vollmachtsvertrng wurde in alter Zeit vor den Sehniit- 

gerichten abgeschlossen. Seit dem Notariatsgesetz vom 15. Schaban 
1290 (mukavelul üiulianirlon nizamnamesi Döstur IV, \i 338 ff) 
wunlo dieser Teil der fi-eiwilligen Oerichtsbarkeit dcii Notürcii ui 
Kniiknnenz der bestehenden Bohpriatsgerichte überti-agen. Diese 
bfsond.rs den Fremden willkonunene Erleichterung wurde jedoch 
wicilcr beseitigt <liirrh ciiieti Erlass vom 20. Dsi-heiiiazi nl ahir 
1299 CA'm Eddiii Uomnieiitar, p. 172), nadi welchoia liie Keglau- 
bigUDg von Vollmachten in ürundstückskauiverträgen wie ehe'iera 
zur ausseldiessiiclien Cognition der Scheriatgerichte gehört Lue 
Parteien iial^en dalier vor dem Naib, dem Präsidenten des Solieriat- 
gerichtes zu Jaffa, zu erscheinen und vor ihm ihre Veiuie (Bevoll- 
mächtigte) zu benennen und, nach erfolgter Annahme des Vekialot 
(VoUmachtbauftrag) durch dieselben, sich eine Ausfertiguug über 
diese V^bandlung aushändigen zu lassen. Inunerlün bedürfen die 
Eftufer zur ErfQllung der beiden asten ihnen obliegendeo Focoi* 
litaten der Mitwirkung ihres Yekils nicht unbedingt 

1. Das Ilmuhaber (wörtlich Benachrichtigung) ist em Ida- 
titats- und Lebensattest, welches fOr die ottomanischen Staattan- 
gehörigen von den Huchtaren (Quartiervorstehem), fOr die IVemdea 
von den Kensulaten, denen sie unterstehen« ausgefertigt wird. 

Die Käufer begeben sich daher auf die Eandei des Kau«' 
liehen Yizekonsulats und erldftren, unter Vorlage des ihnen von des 
Yerkaufern zu dem Zwecke an^ertiauten titulus, den Yerbuf ein« 
bestimmten Grundstückes, mit Benennung des Yerkftufers and des 
Kaufpreises, zu beabsichtigen, worauf sie, gegen Entriclitiiag der 
Gebühren, ihr Ihnuliaber in Empfang nehmen. In Coostantiiiopel 
am k. Generalkon.^ulat wird nach dem dort bestehenden Usus das 
Ilmuhaber in tiuki^uher Spiache in Form eines Zeugnisses redigiat 
Die Interessenten haben die bi rn flende Piece durch das tabÜet 
kalemi (Nationalitiit.'^bureau) im Auswärtigen Ministerium auf der 
hohcii Pforte leL:ali>iori'U und es durch Vormittolnng der beledie 
(Municipalität) der Dc fterhane zugehen zu lassen, in Jatia liedient 
sich die deutsche Behörde der Form eines arabischen S^hr^il>^'D^ 
des k. Vizekonsuls an den Kaimmakam (s. v. als Laudiat), für weiche» 
die folgende Fassung gewählt worden ist: 
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(Cbei-setzuug.) 

An die hohe Kaimmakamie su JafliEi, No. . . . . 

Herr Eaimmakam. 

Euer II(Hhwohlgebc)i«'n l>eehre icli micli er^benst mitzuteilen, 
']ass (folgen die Namen iloi- Käufer) erklärt hal>en. das aupserhalb 
Jatt'as bciegeno. m um! so br^g-j-onzte un-l durrh scii'-di hakiiani 
No. . . . vom (Datum des seiiedi liakkani) bezeiciinete MüJkgruud- 
stOck von (Namen der Verkäufer) zum Preise von käuf- 
lieh erwerben zu wollen. Da die Käufer deutsche ReidiKingehörige 
(Schutzgenossen) und lüs solche und noch am Leben befindlich in 
der Matrikel des k. Vizekonsulats eingetragen sind, bestehen keine 
gesetzlichen Ilinderungsgründe IQr den beabsichtigten Kaui 

Euer Hochwohlgeboren ersudie ich daher ergebenst, den zu- 
»tftndigen Behörden die fQr denselben eiforderlichen Befehle ertalen 
zu wollen. 

Ich benutze diese Gelegenheit etc. 

Datum. Siegel. ^ ^ 

Kaiserlich Deutschei* Vizekonsul. 

Der Kaimmakam setzt, sobald das Ersuchen des Yizekcnsulats 
durch die Partei mit einem nach dem angegebenen YerkaufiBpreia 
variierenden Stempel (gemSss dem Stempelgesetz, Zusatz vom 
26. Bedscheb 1302) versehen ist, seine Verfügung darauf und Über- 
weist die Sache den zuständigen BehördeOf zuerst dem Eommissai- 
der Defterhane. 

Niclit zu vergessen ist hierbei, dass dio türkischen Behörden 
nur von deiijiMiif,n_Mi Konsulaten solche Ersuchen annelimen, deren 
ReG:ierun£ron zu dem bereit» ol»en citierten Protokolle zum Gesetz 
iWn'i (iruiidhtiu kserwerb seitens Fremder (L,0. 1, p, 22, Note) ihren 
Beitritt erklärt hal)en. 

Hinzuzufügen ist noch, dass, während in Kon^^tantinopel das 
Ilmuhaber des Geneiulkonsulafs. wie oben bemerkt, die Stelle des 
Ilmuhabers der Muchtare vertritt, die türkischen Bchöi*den in 
FalAstina ausser dem ersteron nocli ein solclies der Muchtare ver- 
langen. Die Ilmuhabers der ]\[uchtare, deren Redaktion durch die 
Instruktionen bezflgUch der Xlmubabers (ohne Datum, Ottoman Land 
Code p. 269) Torgeschrieben ist, haben folgende Fassung: 
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Fofmular 

von Ilmubaben für Mfllk- und Miri^undstil^e 
in Gonstantinopel und der Provinz. 

Liva: Jeruaalom. JKaza: Jaffa. Uomomde: — Durfbe^uk: — 
Gegend: — Qnatiier^Sftrana. Str.: xnr Hohle. Hooizipalitätszirkei: — 
Kategorie: ein OrandBtQok HOUc 
Gienxen: (Angabe dersdben nach den vier Himmelsrichtimgen). 

Unterschrift des Verkäufers und des Käufers. 

loh bestätige durch mein Siegel, Zum Beweis dafür, dass idi tot 
das8 loh dem Käufer gemäss dem zuständigen Beamten wm 
meines Seneds und ohne irgend- Absicht zu kaufen (veitufea) 
▼eiche Dokumente zu verheim- bestätigt habe, ist an tem 
liehen, das bezeielmete Grund- Ort das erfoi-derliche Sie^l b«- 
stück zu verkaufen beabsichtige, ^^esotzt wurden, 
^ür den Künfei :^ (für Analphabeten.) 

Ich bestätige hiermit durch mein 
Siegel (meine Unterschrift) da^.s 
ich das bezeichnete OrundstHt k 

von zu kauten 

beabdchtige. 

Bas oben ang^bene, in N. N/s Eigentum (WÜk\ «teheode. 
durch Sened vom .... No. .... besddmete und bo voA so 
begrenzte Grundstück aoQ im Woge regelrechten Kaufes vm. deo 

Preis von durch .... (Kamen), Deutsche BeidiB- 

augehSrige, christlicfaer Religion, die uns persönlich bekannt ond, 
angekauft werden. Wir bezeugen durch unsere beigesetaten 8S^* 
dass diesem Ankaufe keine gesetzlichen Hindernisse im Wege atehen. 
doch die Verfflgung steht dem zu, der zu befehlen hat (0««(ilin- 
liehe Schlussformel bei Anträgen unteigeordoeter Behdiden bei 
Vorgesetzten). 

Datum. 

(Stempel) 

Der erste Huchtar. Der zweite Huebtar. 

(Siegel) (ffiegel) 

2. Di.' zw.'it»' Bedingung, welche die Kfinfor zu orMlleu haben, 
ist eine vom l^otar 2U beglaubigende Erklärung folgenden Iiiiialis: 
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Wir (Namen) ileiitsohe Keiohsangehörige t In istlu her 

Religion, wuliiihaft io Jaffa, verpflichten uns, behufs Ankaufs des 
Grundstücks (Bezeichnung) des (Namen des Verkäufers) hieniit aus- 
diücklich, auf dem von uns zu erwerbenden Gnindstiicke koirse 
Juden, denen der Aufentludt in Palästina verboten ist, wohnen zu 
Jassen, und keine Kirche, Schule, kein Spital und keine Apotheke 
ohne besondere Erlaubnis der zuständigen Behörde zu errichten. 
Im Falle wir dieser Verpttiihtung zuwiderhandeln, gestehen wir 
der Behöi-de das Recht zu, den frfiheren Zustand wieder herzu« 
stellen (d. h. die Qebftode niederzureissen), und wir T^ispreohen, 
dass wir ein derartiges Beginnen nicht wiederholen werden. Es 
soll uns g^n eine solche V^rfQgung der BehOide.kein Beklamations- 
und kein Beschwerderecht zustehen. 

Zum Zeichen dieser unserer Verpflichtung wird diese Urkunde 
von uns durch unsere Unterschrift bestätigt. (Datum.) 

(Stempel) Unterschrift. Solemnitftts- und Identitfttszeugen. 

Namen, Namen, 

Diese Urkunde wird vom Notar mit folgender Bemerkung 
vei-sehen : Unter dem angegebenen Datum erschienen in Person vor 
mir (Namen, Staatsangehörigkeit, Domizil), welche in meiner Gegen- 
wart vorstehende Urkunde durch ihre Unterschrift bestätigten und 
deren Beglaubigung in Gegenwart der mitunterzeiclmenden Solemni- 
tftts^ und Identitätszeugen (Namen) beantragten. 

Dem Antrage gemflss ist von mir die Beglaubigung der 
Unterschrift der vollzogen worden. (Datum.) 

Der Notar von Jaffo. 

(Stempel.) 

(Siegel.) 

Die Verordnung, nach weither — aussclüiesslich in Palästina — 
diese Bedingung an alle Käufer von Grundstücken gesteilt wird, 
ist nirgends publiziert worden, 

B. In der Zwischenzeit liaben die Verkäufer die ihnen ob* 
liegenden Formalitäten erffdlt. 

1. In Gemässheit des Artikels 11 des Gesetzes vom 28. Kedscheb 
1391 (Ottoman Land Code p. 229 ff.) und der Instruktion besflglich 
der Dmuhabers (Ottoman Land Code p. 269 ff.) haben sie sich von 
ihren Muohtaren und dem Iman ihr Verk&nfer-Ilmuhaber beschafft, 
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da» aiisdrncklicli die Bemerkung enthftlt, clatt das zii Terbitfende 
OnindstQck ihnen eigentflmlich als Erbe ihres Vaterg zusteht, das« 
die f'heivK'lii-oibiinfi^ (intiqal) von ihrem Vater auf sie selbst in d-^n 
Gniiicllmchrüg^istern noch nicht stattgefunden iiat. *las«. Ii- Gnind- 
stiKk nicht scho!» (im Gt'lioinion) verkauft, iiieiit veijiäiulel und 
iiiriii se<ju«:»stnert ist. l'x anti-af;^ wird, die ÜberschreibmiK des 
pinzon ororl-toii (irundstik-kes von dem Erlila>si-i nnf die Erlpe« 
(iiiti'l.il) ilir Al'l ifiuiung des zn verkauk'n<k'ii TrjJcs von »ieni ihnen 
vni, leibenden Teil (ifra/J mi't il' r Verkauf drö t r>teivii (l>eii. Da> 
llmuhaborforniular bedarf zur üiltigkeit auf der i^fickseite deü 
Stenij>els des ( )l>ergrundliuchamtes zu Consta ntinopel. iGednickttr 
V'^ermerk atif der KHckseite der Formulare), 

•J. Nachdom der Sandik emini (Kassierer der Muoizipalität) 
die Kosten auf dio-i m lliiiiiliai^"r vermerkt hat, wifl Ii-mU«? dviii 
Kainunakam vorgelegt, d« i . s den „zuständigen Beliönieu" fiLicrv\ti.*f. 
Hierunter sind in diesem Falle die versehietlenen Steiiennnter. tlie 
Verwaltung der Grundsteuer (vergi), der Zehnten (ascbai) 
IJnterrichtsbchOrden (Mearif) fQr die von diesen zu erhebende Zu- 
schlagsstouer, die Administration der Yakufangelegenheiten und der 
BfunizipalitAt (Beledie) verstanden, die sftmtlich bezeugen rnftsKO, 
dass auf dem Chnindstflck keine rflckstftndigen Steuern mehr lasten. 
(VezirialerUiss vom 10. Bebiul ahir 1293 L. O.Y, p. 265.) 

Dann wird die Sache von Kaimmakam dem Kommissar det 
Defterhane zugeschrieben. In den Sandsclmks untersteht dem Dellen 
haue memuru ein besonderer Schreiber IDr Mülkangelegeiüieiteo; in 
deo Eazas ist der emlak kiatibi sein Vertreter, der dem sf^eziellen 
Kommissar für Mine-Sachen, dem tapu kiatibi, zur Seite atebt 
(Artikel 3 des Gesetzes vom 28. Redscheb 1291.) Faktisch and 
in kleineren I^mdnitsk reisen die beiden letztetvn Stellen öfter 
cuiuulitrt. In diesem 15m> in werden sich die Bevolln^ilchtigten 
beider Parteien treffen, um daselbst die Vorbei-eitungen für <iie 
eiii. iiiliriie Verkaufsverhandlung vor dem Verwaltmigt^nseil 
ver;ibr.<ili>fi. 

( . .L Zinn anbeiiuniiten Teiniin ersclieinen die Parteien m 
Person oder deren Bevollmiichtigte vor dem Ver\valtuii.i,'scoii>eil. 

In den Kazas setzt sich dieser Verwaltungstx^n^^eil 
Artikel 47 des Vila\ • t-u« setzes vom 7. Dscheniazi ul ahir I-**^' 
(L.0. 11, p. 273 ff.), unter dem Vorsitz des Kaimmakains «usanune» 
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aus dem Naib (oder Kadi, dem riiisiikuleu des Schenat;;ericlitcs), 
dein Mufti (dor über Fragen des ScheriaUrechts Outachteu abzugeben 
liat), deu geistlicli'-ii Oberen der nicht uiuliaiiiim 'l;ini.-,cheu Glaubens- 
penossenscliaften. in Jaffa der oilhodoxen Griechen, der Armenier 
und dor LatoiiuM-, sowie aus dem Kaza kiatibi (Sekretär des Kaza) 
imd drei soiistif^iii Mitpliedern. Befnirnissc und üeschäftsEranc: 
dieses Verwaltungsconseils sind geregelt durch Artikel 92 und 93 
des Gesetzes über die allgemeine Verwaltung der Vilayete vom 
29. Schevval 1287 (L. 0. lU, p. 7 flF.). Für einen Fall wie den 
vorliegenden, wo es sii h tim den Vorkauf eines Mülkgrundstückes 
handelt, bddarf es uacli Ai-tikel 1 1 des Gesetzes vom 28. Redscheb 
1291 (Ottoman Land Code, p. 229 ff.) der Anwesenheit des Naib 
sowie eines Kommissan des Defterbane, oder des tapu kiatibi. 

Die FrOfong der Sache richtet sich zuerst auf die Identität 
der Erschienenen. Die BevollmSchtigten haben ihre YoUmachtenf 
die Parteien ilire L^timationspapiere vorzuweisen. Von den 
ottomanischen Unterthanen wird die Vorweisung^ des heutzutage 
unter dem Kamen f^Bamidie" belmnnten tezkere (eines Zeugnisses 
des Tahrir memuru, der die Bev&lkenings^ und Steuerlisten fQhrt, 
gemäss einer Bestimmung des oben zitierten Artikel 11), von den 
Fremden Pass oder Schutzscbein der KonsularbehSrde verlangt. 

Unter Vorlage der frflher erwähnten Hmubabers und anderen 
Urkunden geben die Plarteien ihre Erklftnnigen über den Kaufvertrag 
betreffend das Grundstück ab, indem sie beifügen, dass "ein Teil 
des Kaufpreises kreditiert wnirde. 

Auf diese Erklärungen hin wird im Conseil eine Mazbata 
(Protokoll) bezüglich des Kaufes aufgenomnieii. die naeh Verlesung 
vrtn je<lem Mitgliutl untcrsiegelt und uiiterschrirlM>n Ausser- 
dem wird ein besonderer Dein seuedi (Schulduikund- L dor di»- 
l\.ic<liuorung tles hallten Kaufpreisi ^ liesliUiut, nufgesei/t un l el>*'ii- 
falis von jedem Mittilic'i' untersiegelt und unterschrieben (vgl. den 
oben zitierten Artikel 11). 

Für die Form einer solchen Mazbata mag folgende Übersetzung 
als Beispiel gelten: 

Es erschienen vor uns: 

(Namen der Verkäufer: z. B. Ahnu d, Sohn des Ali, und sein 
väterlicher Grossvatcr Mohammed, Sohn des Omar, Veli seiner 
Enkelin Aiscba. Tochter Alis und Schwester Ahmeds, an deren 
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Stelle er verhandelt; oder: Namen der BevollmSchtigten mit Be- 
zeichnung der Vollmachten und Benennung der Vollmachtgeber), 
beide ottomanische Staatsangehörige iBlamisdier Religion, wohnliaft 
in Jaffo, bekannt und verfagungsfähig 

und verkauften durch regehochten Verkaufevertrag, na<?h den 
Satziuifren der Scheriat das bei Sarona, ausserhalb Jaffas Itelegeno. 

durch Sene<l No vom (Datum) bezeichnete, so und so bo- 

giinztc Grundstück, das sie vnn Ali geerbt, das ihr EigeiUum 
(Mfllk) ist und worüber sie verfügen können, 

an <Nanion der Käufor) in d^r Person iiiit^s Vekils «Xiineii 
deR'<ellH>ii| kraft einer nadi dem Hechle der S< ht l iat ausL;.^>telhen 
Vollmacht um den Pix'is (200 Lt«]ues), dessen Bezahlung nach den 
Bestimmungen des l»esonderen, dieser Mazbata beigefügten Dein 
senedi zu erfolgen hat, und mit der Bedingung, dass ihnen, tlen 
Verkäufern, die Benutzung des Ober das zu verkaufende Qrandstiick 
laufenden Privatweges wie bisher zustehen solle. 

Die Verkäiif r i kennen an, dase die Gegenleistung des Kaui- 
j)reises nach den Bestimmungen des Dein senedi geregelt ist, aod 
befreien das Gewissen der K&ufer von jeder Belüamation wegen 
Arglist, Betrug oder Oberrorfceilung, Bodasa, flogar wenn dies der 
Fall wftre, dieser Verkaufsvertnig eu Bedit bestehen soU, genita 
seiner regelrechten Errichtung durch Angebot und Annahme, diuch 
Tiadition und Besitzergreifung, und durch Rftumung des Orond* 
Stockes nach den Satzungen der Scheriat, 

und der VekU der E&ufer hat an deren Stelle diesen Kauf 
genehmigt Zu Urkund dessen ist diese Bestätigungs-Mazbala auf* 
gesetzt worden. 

Datum 20. Zilkade 1310/20. Mart 1315, entspr. ]. AinW 1899. 

Der Vorsitzende Der Kaib. Der Mufti. Der Finanz- Mitglied, 
der Kommission. direkter des 

(Siegel.) (Siegel.) (Siegel.) Kaza. (Siegel) (SiegeLj 
(Stempel.) 

Der Tapu kiatibi. Der Orundateuerbeamte. Der Vekil der 

Vakufsachen. 

(Siegel.) (Siegel.) (Siegel.) 

Die Kü.sten der Urkunde trägt, wie überhaupt diejenigen aiit-r 
Yerkaufsformalitäten, der Käufer (Artikel 292 dei* MeUschelle, L-O. 
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VI, p. 82). Die rrkuiiile wird dem Kaimiiiakam noch besondei*« 
vorgelegt (Artikel Ü2 des Gesetzes filn-r die allt;t'int'iii.' Voi-waltnug 
der Vilayete, L, 0. III. p. 'M) und dann von dumticdben IM-Inifs 
Eintragung in das Griiiidl)uch dem GriiudltuchlM/amten ziie^^eschrielieii. 

Der Absclduss dieses Vertrages v(jr dem Verwaltungbkonseii 
ist das wesetiflicii^^te Erfrirderiiiß des Kaufes; immerhin bedarf die 
Frage nacli (iem Zeitpunkt, in weleiiem das Mit;eutum vom Ver- 
käufer auf den Käufer flbergeht, noch näherer Beleuchtung. 

Betreffs der Mirie-Ländereien bestimmt das Grundstficksgesotz 
in seinen Artikeln 36 und 37 (L. 0. I, p. 81 f.; vgl. auch die 
Kommentare von Ali Haider p. 170 1, Zia eddin p. 162 f. und 
Ilalis I-'-schref p. 96) ausdrücklich, dass der Übergang des Tesarruf 
durch die landesherrliche Erlaubnis erloJgti welche die erste Be- 
dingung jedes EiiBghs ist 

Für die Ufilkgrundstficke jedoch, die in dieeer Beziehung 
keinen anderen Satzungen unterli^n als die Mobilien, sind alle 
Fonnalitäten vor den Katasterbehörden nur von sekund&iem Werte, 
und ihr Wegfall kann keinen Verkauf anfechtbar machen. Streitig 
ist die Frage, cb das Eigentum an einem GnindstOck vom Yer- 
kSufer auf den K&ufer schon durch den VertragsabschluBS oder erst 
durch die darauf folgende Tradition Obergeht. Da die in der 
Legislation Ottomane (toL VI und VU) enthaltene Übersetzung der 
Medschetle nicht durchw^ einwandfrei ist, folge hier dne wOrtliche 
Wiedergabe der betreffenden Texte: 

Artikel 101. Das Angebot (idschab) ist, behufs Herbeiführung 
des tesarruf (des V^erfflgiuj gerechtes einer Sache), das erste auszu- 
sprechende Wort; auf ihm beruht der tesarruf. 

Ai-tikel 102. Die Annalime (Kabul) ist, behufs Herbeifidiruug 
(i«'s Te-arruf, das zweite auszusprechende Wort. Durch sie wird 
der V^ertrag (Aqd) perfekt. 

Artikel 103. Der Vertrag (Aqd, wörtlich Verknüpfung) ist die 
Verpflichtung beider Parteien hinsichtlich irgend eines bestimmten 
Punktes; er besteht in der Uersteiliing der Übereinstimmung 
«wischen Angebot und Annalune. 

Artikel 104. Iniqad (etymologisch herzuleiten von Aqd, das 
V.-rknui)ftwenlpn) ist die l'bereinstimmung zwischen Idschab und 
Kabul, die bewirkt, dass die Folgen des Vertrages nach aussen in 
Erscheinung treten. 
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Artikel 105. „Bei" (Verkauf) ißt der Tauflch ein6r SBCbc g^gra 
eine andere. Der Bei kann mnnaqid (Particip von ini«|ad, ve^ 
knflpft. d. Ii. abgeschlossen, perfekt) oder ghairi luunaqid (nicht al- 
geselilossen) sein, 

Artikel 100. .,Bei numatjid*- (ahgenchlossener. perfekter Ver- 
kauf hv er tnjg) ist derjenige, hei welchem dor iniijad eingetreten ist. 
Man unterscheidet (hihei „beii sahih", den giltigeü Verkauf, .Mi 
fivsid'', don anfechtbaren, „beii nafiz", der zur Giltigkeit keiiKi 
weiteren Bedingung bedarf, und .,beii mevkuf , der zur Gütigkeit 
von der Zustinunung einer dritten Person abhfingt 

Artikel 107. ,,Beii ghairi munaqid** (der nicht abgeachlosKiie 
Kaufvertrag] ist nichtig. 

Artikel 167. Durch Idschab und Kabul wird „bei" (derV«^ 
kauf) niuna<|id (abgos(!hlos8en, perfekt). 

Artikel .■^50. Die gesetzÜ' he F^lgo den ..Hei inunaqid" ist der 
Übergang «i* > Kigentuin?^: d. Ii. dui* h ihn wird der Verkäufer Eigen- 
tümer ih'S Preises, der Käufer Eigentümer dei' verkauften Sachen. 

Hiernach scheint die Frage des Eigentumsuberganges au Onnsten 
des VertragsabachlusseB gelOet zu sein. Andererseits ist nicht in 
leugnen, dass der Tradition des Verkftufers, oder nach der Sptacbe 
der mohamraedanischen Juristen, vielmehr der entsprechenden ThStig- 
keit des Kftufers, der Besitzergreifong (Kabz), Folgen von der grOflsten 
Wichtigkeit beigelegt werden. Die Medschelle bespricht sogar eine 
Reihe von FäUen (Artikel 293, 294, 295, 296« 261) in der Weite, 
dass man annehmen könnte, der ESgentumsabeiigang finde gesetzlicb 
nicht schon bdm Vertragsabschluss, sondern erst bei der Übergabe 
statt. Dahingegen kennt dieselbe Medschelle wieder andere Fllle. 
aus denen das entgegengesetzte zu erhellen scheint (Artikel 
Eine singuIRre Unterscheidung wird gemacht in Artikel 253, wWMch 
der Käufer, wenn es sich um Immobilien handelt, dieselben W 
der Besitzergreifung weiter verkaufen kann, aber Mobüien ^ 
Tnidiliuu nicht giltig verkaufen kann. 

Die Erklärung für diese widerstreitenden Bestimmungen liegt 
darin, dass schon von alters her in der mohammedanischou hmir 
prudenz zwei entgegengesetzte Str?tmnngen existierten, wovon »üc 
dne in dem oben zitierten Artikel :>G<) (vgl. ferner Artikel 
zwar im Prinzip durchdrang, jedoch in den einzelnen FfiUeo des 
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Rechtslebeus die andere nicht gänzlich rerdrftngen konnte. Unter 
diesen Umstanden scheint es geraten, sich eher an den formellen 

Text dieses Artikels m halten, wonach der Eigen tuinsü Viergang 
(hirch den Vortragsabsehlnss erfolgt. Hieran ändert anch eine 
Kreditierung des Kaufpreises l)is zu einoni bestinuntcii Datum, wie 
sie in dem uns vorliegenden Beispiele eiutmt, nichts (Medschelle 
Artikel 245, 247). 

Die rherirali.'. welche auf den V^ertragsubüi liiuss /u fnlir^^ii liut 
(Medschelie Aitikol 2ß2) wird bewirkt dtirch die Erlaubnis zur 
Besitzergreifung, weiche der Verkäufer tleni Käufer auf diese Weise 
erteilt, dass letzterer sie ohne Hindernis vollziehen kann. (Artikel 
2(i'^). Für Immobilien ist ans<1rrirklich bestimmt, (Medschelle 
Artikel 2CG) dass, wenn der Käufer bicli auf dm verikaulten Qrund- 
BtQcke befindet, < -1' i wenn er es auch nur irgend wie erblicken 
kann, die ihm vom Y(M-käufer erteilte Erlaubnis zur Besitzergreifimg 
der letzteren selbst gleichkommt. 

Nach der erfolgten Besahlung des Kaufpreises (Artikel 262) 
werden sich daher die E&uier diese Erlaubnis erteilen lassen. 

4. Ihr Vekil flbemimmt die Verfolgtmg der Sache auf dem 
Orundbuchamte. Nach der Eintragung der Mazbata im Grundbucho 
erhfilt er dnen Coupon (Eotschan) ausgehändigt, welcher als provi- 
sorischer BesitKtitel gilt und vom Kaimmakam, dem Naib, dem Tapu 
kiatibi tmd dem Kassier der Municipalität zu tmtersiegeln ist. 
(Artikel 7 de» Gesetzes vom 28. Redscheb 1291, Ottoman Land 
Code p. 229 (f.). 

• 5. Am Schlüsse des Monats bat der Vortreter des Deftcrhane 
einen zweiten, mit nbigeni Kotsehan übereinstimmenden Coupon, in 
Verl»indung mit allen übrigen ('oujM)ns der im Laufe des Monats 
eingetretenen Verhandinngen, dem Obergrundbuchamt«« in ('oiistanti- 
tiojiel einzui-eiehen. Nachdem der Inhalt dieses r'ouj)ons in die 
dortigen Reuister «'ing<,'tnigen ist, wird ans < '»»iistantinopel d«Mn 
Kv!ii;iii-^;ii iii tb-r Provinz ein sfie'di hakani, •■in detinilivei Tilul, 
d"i dif grossln-irliche Tuphra (dt-a Nameiiszng des Sidtans) als 
K<tj>f'lru« k aufweist, i>ehut's Aushändigung an deti neuen Kigentünier 
rdH^nnitt<'ll. I>ie lieliändigung desselben ist die letzt»' erforderliche 
Formalität (Aitikcl 8, 9 des letztgenannten Gesetzes). 

Zum Schlüsse sei hier noch die Übeiiietzung eines derartigen 
deßuitiven Titels beigefOgt: 
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GioBsherrliche Tughra el Ghazi 

(Namenszug des Sultaiis): (d. h. der GlanbenekfimpfBr) 

Abdul Hamid Chan 
Sohn des Abdul Medschid Chan 
der stets Si^;reiche 

JahreBzahl des RegiemDgejahres 

Heft des Monats: Mftrs 1315. Nummer der Reihe: 99. 

Stadtkreis: — 

Senecli hakaai (Grosahenliche Urkunde). 
Liva: Jerusalem. Eaza: Jaffa. Gemeinde: — Dorf: — 
Gegeml: — Quartier: — Strasse: — Ort: Weg zur Mühle. 

Gocronstaiid : Acker-Oiiindstöck. 
Kat. ^drie: reines Mülk, (volles Eigentum.) 
Cireiizon: nac Ii < *sten: die Erben Alis, nach Xonlen: Acker 
Beramke's, naeli Westen: Acker Aberle, nach iSüdeu: Weg. 
FläehenauMlehniing:: . . . 

Muchassis: (diese Formulare sin l für alle Katogorieu eingerichtet. 

Muchassis ist, im Falle der Vakof-Kategone, der 

Stifter). 
Früherer Eigentümer: Ali. 

Titel für die Erteilung des ^ned; Verkauf durcii die £irbea 
des Ali. 

Eigentümer: die deutschen Heicbsangehörigen, (folgen die 
Namen.) 

4 

Wert des GrondstOdces: (der früher in den Registern du* 
getragene Betrag, x, B.) 15 000 Piaster. 
Kaufpreis: 20000 Piaster. 



Durch die Kaiserliche Tughra am Kofife des Seneds wird be> 
stätigt: Das oben bezeichnete Grundstück ist im Kaiserlichen Obe^ 

grundbnchamte auf die Namen der eingetragen worden; 

zum Zeichen des Yerfügungsreohtes derselben über dieses Grund- 
stück als reines Mülk ist ihnen dies Mülk-Senedi anqgehändigt worden. 

(Datum.) 

I Siegel de.s 
I Defter hanei 
hakani. 
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Vereinigte Staaten von Amerika. 



Keloi-ent: Dr. Frederic Jesup. Stinition, Couns«'ilor at Law, Boston. 
Überaetenng von Dr. jnr. B. Samter, Berlin. 

a) Gtesetsgebung 1808/99. 

Der s])ani.sch-ainorikaiiisclie Krieg liahin die AiifmeritsarDkeit 
dos Kongresses «o in Aubpi iu li, dass in den Jahren uiul 1S99 
bedeutendere Gesetze nur in gerin^rer Zahl erliissen wui ien. Wohl 
das interessanleste unter ihnen ist rl;i- Geactü über Srhi-idsgerichte 
in Ki.-( ii!.:ilm>1 p'itigkv'iton. nIcIi ein neuer iiii'l lt''deiU.<amer 
Vorsueh d;u>t' llt, dsis PruMeiii d r Arl«<'it< r;iiissläiiil'; und der ila- 
dureh verursieliten staatHchen Einwirkung auf den Eisenbahnb^'^rieb 
zu lösen. (Gesetze der Vereiingten Staaten 1898 Kapitel 370.j Wie 
bekannt, fällt diese Materie, dank der Interstate ConiUierce-Kl;vus^l 
der Verfossiiog der Vereinigten i:>taaten, vollständig der Gesetz- 
gebung des Kongresses an heim. Das in Rede stehende Oesetz 
wurde durch Carroll D. Wright, Comniissioner of I^abor, unter Mit- 
wirkung von John D. Keman, seinem früheren Uitarbeiter in einer 
von Pfftaident ClerelAiid zur Untorsuchang des Ghicagoer Auastandes 
von 1894 eingesetzten Spezialkommission, entworfen, von Staats- 
sekretär Olney amondiert und von Beamten der verschiedenen 
Eisenbahnbrfiderscliaften, der Federation o! Labor u. 6. w. begut- 
achtet. Es ähnelt den Oesetxen, die jetzt in fast allen Staaten 
fiber Schiedsgerichte in Axbeiterangelegenbeitcn existieien, ist aber 
von weiter reichender Bedeutung. 

Da bis jetzt in keinem amerikanischen Staate obligatorische 
Schiedsgerichte bestehen, so fordert auch dieses (resetz die ^ot- 
gängige Einwilligung beider Parteien. Es liestimmt allgemein, daas. 
wenn ein Streit Aber r/>hn, Arl)eitszeit oder VcMtragsliedingiiiii'i' 
«wischen den Eisenbahnen oder anderen Trägern des zwisrhenstaat- 
liehen Verkehrs inid ihren Bediensteten ausbricht, der Versitzende 
der Tnter>tate Cttimnerre ( "oniinission und der ( \jn)niissi<iner of 
auf Aurtib n eint-r Partei hich mit beiden Gejjni^'rji in Verbiiiiluiit; 
setzen, /.unuelist naeh Kräften eine friedli< ))" S'-h!i«*litut»L' erstn'lK''! 
und eist, wenn dicbc mi^bglückt, nach Ueu Bejstiujmungcu Uit'>c> 
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Gesetzes das Scliiodsgericht uiuüctztiii bolien. Es besteht aus di-ei 
Richtern: einen ernennt der T'nternehnier, einen zweiten die Arbeiter- 
organisjition, zu der die unnuttelbar beteiligten Angestelhen ge- 
hören, oder, wenn sie zu mehr als einer c^oh'iren, dinjeniGre. Wf^lche 
die Arbeiter gemde dieser Klasse und Beschäftigung vertritt; gehört 
die Mehrheit der Anprst- llten ülxM-haupt keiner Arl)eiten)rganisation 
an wählen sie durch Mehrheitsbe.sohluss aus ihrer Mitte einen 
Ausscliuss, der den zweiton Richter bestimmt. Die l>eiden Richter 
w&hlen ihrerseits den dritten, widrigenfalls derselbe nach AbUui 
von T) Tagen durch den Vorsitzenden der Interstate Commerce 
Commission und den Commissiooer of Labor ernannt wird. Die 
Unterwerfung unter das Schiedsgericht erfolgt durch schriftliche, 
vom Arbeitgeber und der die Angestellten vertretenden Arbeiter- 
organisation oder, wenn die Angestellten keiner Organisation an- 
gehören, von jedem einzelnen unterzeichnete Erhlftning. 8ie setzt 
fest, dass das Gericht innerhalb 10 Tagen nach Ernennung des 
dritten Richters die Verhandlungen beginne und innerhalb 30 Tagen 
das Urteil f&lle und dass in der Zwischenzeit der unmittelbar vor 
Ausbruch des Streites bestehende Status quo unverftndert bleibe, 
„0tit der Uassgabe jeiloeh, dass kein Angestellter zur Arbdtsleistung 
soll gezwungen werden können**. 

Der Schiedsspruch erfolgt im Geschäftszimmer des Wander- 
gerichts (Circuit Court) der Vereinigti-ü Staaten und ist, ausser 
bei l^ri htsiiituni, für beide Parteien unanfechtbar. Das muss im 
S<:hiedÄVfrtrage selbst ausg»">}ii och'ii sein; elK iisu, .,da.s.s der Schieds- 
spruch von den Parteien getniilich ausgeführt, nötitrenfalls im 
Billigkeitsverfahreii (eqiu'tv) erzwiiuL:' u werden wird, soweit die 
Machtljefugnisse eines BüligkeitsgerichtshAfcs es 'j:»»statten, mit der 
Beschränkung, dass kein richterlicher Befehl (injimction) oder 
anderer Rechtsbehelf angewandt werde, durch den ein Angestellter 
zur Ausföhriintr des Arbeitsvcrtmiires gezwungen werden soll". 
Ijctztero Klaub'jl ist der heiToretechendste Zug im ganzen Oesetz, 
Die Oerichtshofo haben öfters, in England wenigstens, bei Arbeits- 
Streitigkeiten die gemeinrechtliche Lehre von unerlaubter Verbindung 
zu gemeinsamer Beeintrftchtigtmg der Freiheit, det^ Vermögens oder 
der Rechte eines anderen (conspimcy) angewandt, wogten hier- 
zulande die sicheren Vorteile dos BiUigkeitsTerfalirens, mit deren 
Bladitbefugnisaen in vielen Staaten fast alle OericMe, selbst die 
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niedereD, bekleidet sind, das wvkBamere unmittelbare Vorg^ 
durch richterlic]ie& BefeU oder im Wege des UngebOhrrei&IireM 
(contempt prooess) ermöglicht haben. AnbetrechtsdeBsen nebtet ädi 
diese Bestimmung in erster Unie gegen „die, Verwaltuogsdte 

darstellenden, richterlichen Ikfelile", cl. h. sie erklärt es für gesetzM 
zulässig, in Gom.'lssheit des Schiedsspruchs richterliche Befehle mir 
insoweit zu erhissen, als nichl der Angestellte that.säcLijlt zur 
Äusfuhniiig des Arheitsvci tia^,^<'.s gezwnniien weitlen soll. In zweiter 
Linie liat die Bestimmung den Z\v.'< k, «iitMiprielite üU-rliaiipt vom 
ErUkss riciiteili<'h<»r Reft'hle vor tl'-m Zi itpuiikt der Ein ^^»»hiing eines 
SchiedsvoitraL:''.s al»/uhalten, währi ivl iiiit ilifst-in Zriijiunkl <icr 
stiitus des .Arbeitsverhältnisses lixiert wird und L:»?eD eine 

si>iltere iStöruug desselben die Mi^lichkeit hchterlicber 13efelilä 
gegeben ist. 

Von Seiten der Arbeitnehmer muss der Schiedsvertrag die 
Erklärung enthalten: 1. dass die vom Schiedsspruch unbefiriedigtäi 
Arbeitnehmer daraufhin den Dienst ohne 30tSgige Enndignng vor 
Ablauf von 3 Monaten nach Erlass des Schiedsspruchs nicht aul- 
geben werden; 2. dass der Schiedsspruch zwischen den fisrteieii 
ein Jahr lang dergestalt in Kraft bleiben soll, dass während 'lieber 
Zeit über denselben Streitgegenstand swtschen demselben Arbeit- 
geber und derselben Klasse von Arbeitnehmern kein neuer Sehied»' 
vertrag zustande kommen soll, es sm denn, dass der Sdiiedvpnicli 
auf ergangene Berufung vom Gericht fflr ungpUtig erklSrt «ii^ 

Abschnitt 7 bestimmt: „Wahrend des Sohwebens der sohieds- 
gerichtlichen Verhandlung sowie während drmer Monate nadi FUluag 
des Schiedsspruchs ist den Arbeitgebern verboten, Arbeite 1A ^ 
lassen, ausser w^n Unfthigkeit, Oesetzesverletzung oder Saum- 
seligkeit Erfolgt die Entlassung während des genannten Zeitnoms 
von 3 Monaten, so muss ihr eine SOtägige schriftliche Kfln<ßg'"'? 
vorangehen. Desgleichen ist der Arbeiteroi trainsation. bc**- den 
Arbeitern untersagt, in Strikes gegcr) ihit n .Arbeitgeber einiutreten 
oder solche anzustilti-n ndcr zu iinf«M>tützoii : ausserdem ist den 
Arbeitern verboten, wälirtjud ilicier Monate nach Fällunjr df* Schieds» 
bpniohs den Dienst ohne ttiftif^fii Grund un<) voi lieigeltKiidv s^^'"^' 
liehe SOtägige Küiuiigunt; zu verlassen. Die Arbeitei'orpfaiiis;»^!'^"^'' 
haben sich jeder diesen liestimmungen zuwiderlaufenden Einwtrkuiju 
zu enthaltüu. Dieses Gesetz üudet auf ArbeiterenÜassuug^"' '^^ 
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wegen Einschränkung des Gescliftftsbetriebe TOi^ommea werden, 
keine Anwendung.'^ 

Di»' Srhwierigkeit bei <lit^sf»ni Oe*?etz liegt darin, cliiss es zwar 
den Arl't it.'i II gotrnn die HahavervviUtung gute, dieser aber fi:ea:eii 
jenr mii' im vollk<jinmene Hilfsmitfol {lowährt: denn das schieds- 
richterliche Urteil kann von der Bulniverwaitung gegen ihiv Ange- 
stellten zwangsweise nicht durciigeftihrt werden. Eben deswegen 
ist das Gesetz überhaupt etwai^ Halbes; noch keine Bahnverwaltung 
igt, soweit ich s< h' . auf dem Boden dieses Gesetzes in einen 
Schietlsvortrni^ mit ihren Unt(M*gebenen eingetreten, und es ist auch 
nicht wahrscheinlich, dass dies in Zukunft geschehe. 

Die wichtigste Materie in der Reichs^ wie in der Landes- 
gesetzgebung bilden die Trusts. Bekanntlich hat sich das Bundes- 
goset2, die sog. Sherman Act, anwirksam erwiesen w^en der 
Schwierigkeit des Beweises, dass die der Teilnehmersehaft an einem 
verbotenen Trust bezichtigten Personen oder KOrpersdiaften im 
zwischenstaatlichen Verkehr, der allein unter die Jurisdiktion des 
Kongicsses fällt, beteiligt sind. Indessen erOrtem wir diese Materie 
am besten im Zusammenhang der 

II. iiandesn^aetzgebimg. 

Die Trusts werden meist definirt als Vereinigungen einzelner 
oder juristischer Personen des industriellen oder kommerziellen 
Lebens zur Preissteigerung der Waaien, in denen sie Handel treiben, 
oder zur Beschränkung ihrer Herstellung l>ezw. Feilhaltung. Im 
strongen Sinn der früheren Terminologie (vor 10 Jahren) nannte 
man sie Trusts nur dann, wenn die Vereinigung dieser einzelnen 
oder juristischen Personen auf obligationenrechtliclier Gnindlage 
ruhte. Diesen Vertrag nun erklärten verschiedene Oerichte teils 
iiacli clen Tmslgosetzen, teils (was viel für sica luii; nach dem 
gem- in. n I^evht für gesetzwidrig. Die Folge davon war, dass die 
bestell, lulen Trusts ihre obligatiuiicHivclillicho Verfassuni; auftrabefk 
iiii'i <\]<- Erlanurung der lieohtsfjihijjkoit nach den Partiknlari;> '-«'t/.< n 
b( irx'i'cn, (hn-en einige, ä»i>serst lax, die Bildung von KmiiorationoFi 
mit Hill-' <f"hr?lnkter Höhe des Nominalbetrags \imi olinc jo le Bar- 
einzahiung zulassen. Nach der Lehre des sog. Comity (Völker- 
recht) darf eine in einem Bundesstaat zugelassene Korporation in 
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jedem anderen Staat Geschäfte betreiben vorbehaltlich ausdrflcUkiMr 
AuaachliesBung, die aber noch nie erfolgt ist, wogegen amge 
Staaten eine kleine Steuer oder LizenagebUhr erheben und dieGn- 
reichung der Statuten bei ihrem Staatasekretfir sowie die Aligabe 
der Eri[lftrung fordern, dass die Oesellachaft sich vor deo ein* 
heimischen Gericht belangen lassen werde. So kam ea^ daas, 
obwohl in einigen Staaten, z. B. Massachuaetta, die Qeuetie Aber 
Erlangung der Rechtsfähigkeit sehr streng sind und die volte Rn- 
einzahlung dos Grundkapitals verlangen, gewissenlose GesellschafteHi 
die in Senaten wie Delaware inul West- Virginia Rechtsfähigkeit 
erlangt haltt.iu iu .\LL>:iacliusetts Geschäfte betreiben k«>ituten jtbt 
wie die dort begründeten und K(>rj,Kinitionsrechte besitzenden Oe- 
se! Lsciiaften, wenn sie nur eiuwilligtcu, sich iu ^assachuaHtä Ik^ 
langen zu lassen. 

Dor izro«-^ iiidiistriellt' Aufschwung der Vt r-'iiii^^U'ü Staaten 
/.eitigtf > iiu' gewaltige Fülle sülcher Verbindungen, die ans Vt?r- 
sehmeizung kleinerer Sietlelungcn, Geschäfte oder Gesellsckfteu üi 
einen einzigen grossen Verband mit Grundkapital und AuteilRli-in«! 
in U5he oder tuiter l'ber.steigung des 'Oesamtkapitals der Einzei- 
geschafte und Einzelgesellschaften zustande kamen un<l z»ai 
erster Linie zum Vorteil der „Gründer"^, die durch don Verkanl 
der Anteilscheine an das Publikum grosse Gewinne eraieUeu, »odiuin 
aber audi zum Besten der einzelnen Geschäfte, die an Kosten ^ 
Herstellung und des Vertriebes sparen und bis zu einem gewissen 
Grade die Konkurrenz beseitigen sowie einen vort^lliaftai FraBBtuui 
t)elianpten konnten. Die Partikulargesel^bung fast aller uBBerer 
Staaten steht nun diesen Verbänden, die jetzt allgemeio Trustt 
beissen, obwohl sie, wie gesagt, thatsächlich juristiBche PeisoocB 
sind, feindselig gegenüber. Fortgesetzt werden neue „Aotitrost* 
gesetze*' erhissen oder die vor 2 Jidiren erlassenen uninrksiiiKo 
Gesetze verbessei-t. Doch muss man bekennen, dass eiosicbüitter 
Erfolg bis jetzt nicht zu verzeichnen ist und zwar, teilweise, lädtf 
wegen Mangels der gehörigen Erkenntnis der eigentlichen Scbvienf' 
keit : dass nämlich auf der einen Seite die Landesgesetzgebnng ^ 
den zwisclienstajitlichen Verkehr unzustäiulig ist (sobald ein solditf 
Verband oder Trii.sl ihren Geschäftski-eis über das Gebiet «nfi^ 
Sfiwit*; hinaus oitstreckt, hört er auf, unter der Ib irsi haft iloi' p^^ 

4 

tikuliu-en Aniitrust-Gesetze zu stehen), wäiireud andererseits, ^ 
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belherkt der oberste Gerichtshof der Verdnigten Staaten entechieden 
hat, dass das Reichst nistgesetz nicht anwendbar ist, weil der Beweis 
niciit zw erbringen ist, dass der Verl)and zu dem bestimmten Zweck 
gegründet wurde, zwischenstaatlichen Verkehr zu treiben. 

Inzwischen dauert, wie in allen Ländern, der c:rundsätzliclie 
Mi iiningsstn it darüber an, üb solche Verband«' uriiisrh«'n^\viut seien, 
d. h. ob der blosse Umfang, die blosse Anhäufung von Kapital den 
Einspruch fordern. 

Di«' Staaten, 'lie im .lalire 1S!»9 ncut' Aiititiust-Gesetze erlassen 
haben, siu-i Miniu sota (Gesetze von i89J> Kapitel 359), Kansas 
(ib. Kapitel 2.93), Indiana (ib. Kapitel 118), Arkansas (ib. Kapitel 19), 
Nord-Karoh'na (ib. Kapitel GCG) und Missouri (ib. Kapitel 314). 

Das Hauptgewicht in alleu diesen Gesetzen niht auf der 
Regriflsbestimmung der verpönten Trusts oder Syndikate. So 
bestimmt das Gesetz von Minnesota: „Ungesetzlich ist jede Ver- 
einbarung oder gemeinfiame Verbindung, insbesondere iu der Form 
einert Tnists, die den Handelsverkehr innerhalb dieses Staats oder 
zwischen Angehörigen dieses und denjenigen eines anderen Staates 
hemmt oder die Herstellung einer Warengattung oder der ent« 
sprechenden Rohstoffe beschränkt oder zu beschrftnken geeignet ist 
oder ihren Marktpreis herabsetzt Überwacht oder steigert oder den 
freien Wettbewerb in ihrer HeiBteUung oder Feilbietung beschränkt 
oder beeinflosst. Sowohl EOrperscliaften wie einzelnen Personen 
wird der Beitritt zu einem solchen Trust, auswArtigep Körperschaften 
der Handelsbetrieb im Staatsgebiet verboten. Verträge von Einzel- 
personen wie Körperschaften, die in der Absicht eingegangen werden. 
Geschäfte gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes zu betreiben, 
sind unklagbar und Personen, die darüber im Süiatsgobiet in Unter- 
tKiii Uuiigen oder Vereinbarungen eintreten, machen sich des Ver- 
brecliens der Felonie schuldig, desgleiehen wenn sie sich zu diesem 
Zwe<k, obwohl hier ansässig, in einen anderen Staiit begeben." 

Das Gesetz von Kansas < iklrn-t fHr uui^-iltig den eiiu'in 
Ani;e>lellten ofb'r B^>auf(j"agt<'ii i'int's amlrii-ii mler riiu'i' (ifsell^rliaft 
austlrüt^klieh still>rli\vtMg--iiil abge.s«.'hlu?senen Veih'ag, wniiai h 

Korn u. a. votn Käulei mu naeii .\usweis des Empfangsbekenntiii.sses 
oii.» s Magazins \erfra( htet werden darf, oder unter Aufsieht eines 
Beauftragten « Magazins verbleiben soll, widrigenfalls es nicht 
in den Handel gebracht werden darf. Der Augestellte bezw. Be> 
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auftrftgte maclit sich durch seine Handlung eine« mit Qefiiignli 
bis SU 1 Jahr bestraften Vergebens schuldig. 

Das Qesets von Missouri ist noch strenger. Es TerBchirft die 
Bestimmungen des Oesetses gegen die Trusts von 1891 durdi 
Zufngiing eines neuen Abedinitts, wonach es verboten ist, Jimn 
von einer Gesellschaft su verliaufeu oder anzubieten, die ihre Itecbte 
nach dem Tnistgesetz verwirkt hat** Ein anderos, wie es scböDt, 
selbständig; bostchendos Gesetz wurde 2 W»Khen spater erk^sen. 
Es l)estiniint: „Jeder von einem Einzelnen ()der einer Gesellschafl 
einge{::aiiguiie oder ortninisierte Verband oder Trust zur Festsetzung 
oder Regulierung der Preise oder Versieherungssniniin ii wn Wai^n 
suwif j»'do Vereinbanin!»' fll»«^?- Fixi-Tun^ mhn- l{< >' lii;iiikung d^r 
Quantitül lierzustellrml.'i oilrr ji'il/.ubieleiidf r Waivn i-t \\ iii-^nvclit- 
lich. Es gilt ferner als Verletzung dieses Gesetzes, wenn iti- iiiei^ 
Personen oder Gesellschaften ' ei An- «Hier Verkauf von Waren eine 
Vereiidmrung treffen zur Ütterwaelumg oder Beschränkung des Verkehr? 
in diesen Waren oder zur Beseitigung des Wettbewerbs durch geniein- 
Siune Weigening, mit Personen o<l'^r G.-^oll-.- hnften, die iiieht Mit- 
glieder eines solchen Trusts sind, in Geschäftsverkehr zu treten oder 
durch erfolgte oder anjrodiohto Boykottieruiii; «lerjeniuren, <lie niit 
dem Trust nicht angehörigen Firmen in Oeschäftsbeziehung stehen.^ 

Das Gesetz von Indiana ist betitelt: „Gesett sur Vereitelwig 
von Verträgen oder Verbanden einzelner oder jurisüscher Personen 
sur Beseitigung des freien geschftftlichen Wettbewerbs.** Abeehttitt l 
bestimmt: „Schuldig verbotener Machenschaft gegen den Btndels' 
verkehr ist, wer ausdrttcUich oder stillediweigend einen Tertng 
Bchliesst oder einer Vereinigung beitritt, die den Zweck bäbeni 
Hftndler oder Hersteller von Waren zu verhindern, diese 
Hfindler oder Handwerker su verkaufen; ferner jeder Herste 
oder Händler von Waren, der auf Verlangen verweigert, an Ißcfat- 
mitglieder w^n dieser ihrer iSgenschaft su veilaufeo. Alle 
solche Vertr&ge sind nichtig/' 

Das Gesetz von Nord-Carolina bestimmt, das« 
Schäften eines fremden Staitts sowie ileren Teilnehmer des Vei^ebaw 
betrügerischer Machenschaft schuldig gehalten wenlen sollen, die 
ein* rii Trust, Syndikat u. dergl. beitreten zur HeguliMing 
Fixit itifig der Preise oder Quantität der innerhalb des Staatsgebiete 
herzusteUenden oder feilzubietenden Waren. 
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Die zitierten Gesetze zeigen zur Qenüg«' die allgemeine 
Tendenz. Sie haben, insbesondere in Missouri, pprirhtliche Ver- 
folgungen hervorgerufen, die, wenigstens iu Bezui; auf fremde, 
d, h. in eiueiu anderen St^ial domizilierte, in Missouri handeltreibende 
Gesellst'haften, zu oinem guwisüen Erfnlgc geführt haben. Doch 
iat zu einem euUgiltigen Urteil ihre Wirkäsiiinkeit noch zu neu. 

In diesem Zrirammoiihani; ist es vielleicht angebmcht. das 
neuo iiusS'TKt weithoi/.ige Oesetz von Delawai"© über rochtsfiliiigo 
Vereine (IHDO Kapitel 273) anzuführen, wonach recht.sfalii[;e Ver- 
eine zu heliel»igoTn Zweck von mindestens drei Personen, die nicht 
dem Staate De hi wäre anzugehören brauchen, in unl)eschränkter 
Kapitalshöhe selbst ohne jede Barcinzahlnng gegründet werden 
kann. Es ist klar, dass durch dieses Gesetz die Bildung grosser, 
andere Vereine oder Geschäfte aufsaugender Trusts und ihre Ver- 
breitung durch das Gebiet der Vereinigten Staaten auf Grund des 
Delaware Charter begünstigt wird. Hieigegen lässt sich so lange 
nichts ansriditen, als die anderen Staaten nicht gegen solche in 
ihrem Gebiet Handel treibende Oeaellschaftan gesetzgeberisch ein- 
schreiten. Ein anderes Beispiel ist das Oesetz von Pennsylvanien 
(1899 Kapitel III)« wonach unbeschrankte KapitalserhOhaog gegen 
Zaidmg einer kleinen LdzenzgebChr an den Staat zugelassen ist 

Einen neuen Omndeatz stellt das in besonderer Session er- 
lassene Gesetz von Kansas (1899 Kapitel 10) auf. Es führt ein 
Bog. Charter Board ein, bestehend aus dem Oeneralstaatsanwalt, 
dem Staatssekretär und dem staatliohen BankkommissAr, mit der 
Aufgabe, das gesamte Korporationswesen dee Staates Kansas streng 
zu Überwachen. Dieses Charter Board hat Einsicht in die Bücher 
zu nehmen, darauf zu achten, dass genaue Jahresberichte unter 
Kitwirkung des Staatssekretärs erstattet werden, und zu verkündigen, 
dass erst nach deren Vemffentlichuug Übertragungen von Kapitals- 
anteileu giltif; und verbindlich sind. Kapitel 28 vom selben Jahr 
schafft ein aus dem obersten Richter und 2 SherilTs bestehendes 
„Visitationsi;eri( lit" mit der Aufgabe, die Verhällniüse der Eisenbahn- 
und Telegrapiienge.sellöchaften zu prüfen, ihre Ansprtiche zu regeln 
und auszuR^leiehen, dif Verkehrsanteile der an einandei' ^nenzendeii 
Bahnen zu ennitteln, einen angemesHenen und im parteilichen Zu^;- 
dienst 7M veranlafsen. Vt rgüiistigungen zu verlündem u. s. w. Feiner 

erhält das Visitationsgencht ausaergewöhuliche Machtbefugnisse 2ur 

74 
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üntennehung der Strikes, Bnaittlunp des flcfanldigen Teila und 
Enwingiing seines Urteils gegen die Bahn oder die Strikendeo. 

IMe flbrigen Gesetze aber gewerbliche und ArbeiterverlillbiiM 
fOhien keinen neuen Grandeats ein. In vereohiedenen Staaten viid 
der Acbtstmiden-Arbeitstag fOr ataatlicbe oder muniaipale Bebiebe 
(Idaho 1809 p. 08), in Colorado (1899 Kapitel 103) fflr deo Ber^ 
Werksbetrieb eingeführt; dodi wurde das Gesetz von Colorado Tom 
obersten Staat^gerichtshof für verfassungswidrig erklärt. Ein noch 
uncewfiliiilirheres Gesetz ist das von Indiana (IbOÜ Kapitel 2261 
dab einen Mindt stlnlm von 15 Cent pro Stunde für alle in .-laai- 
lichen, provinziellen oder städtischen Betrieben angestellten powöiin- 
licheii Arbeiter fortsetzt. Dies ist das erste Mal, dass n\ iui 
amerikanischen Gesüizgebiiug der Versuch gemacht wird, die Arbeits- 
löhne zu regeln. Bez/^ge sich das Gesetz auf priYate Betriebe, ao 
w4ro es zweifellos vorfassuni^swidrig. 

Vorschieilene Staaten haben Gesetze über das sog. Schwiti- 
system teils erlassen, teils verb^eert: Gesetze, die die Herstellinig 
von Tuchsachen, Tabak u. a. in Privatwohnungen verbieten, bezw. 
diese Privat wohnimgen der staatlichen (ilewerbeiniqiektioD unter- 
werfen und Konfiskattoo der unter Verletsung sanitärer Vorachriftoo 
hergestellten Waaren znlassen. 

Wieder andere Staaten haben neue Gesetze gegen die Be- 
Boh&ftigung von Aualindem erlssaen; z. B. bestimmt New-Yemy 
(1899 Kapitel 202), daas in staatlichenf provinziellen oder stSdtiacbea 
Betrieben AuslAader nicht beschflftigt werden dflilen. In Ahnüdier 
Weise richten sich verschiedene Gesetze gegen die Beschlftfgiuig 
von Strafgefangenen in Industrien, die von freien Arbeitern be- 
trieben werden; so verbietet Nord-Dakota (1899 Kapitel 75| die 
Beschftftigong von Gefangenen in Industriezweigen, wo ihre Aibats- 
leiatung oder deren Erzeugnis gegen Entgelt geliefert wird, es tn 
denn fOr staatliche Zwecke. 

Wenden wir uns dem Verkehrsrecht so, so bemerken wir tor 
nächst das (besetz von Idaho (1899 p. 98) über Venagnng de» 
Eigentumsrechts an Gnindstücken gegenüber Ausländern, d. h. d«B 
Vereinigten Staaten nicht als Bürger angehörenden Personen, und 
solchen rechtbtäliigen Vereinen, deren Mitglieder nicht sÄnitlwii 
Bür^r der Vereinigten St;uiton sind; ansgenüiunien sind in Betrieb 
betindliclie Bergwerke. Desgieicheu wird offeutliclien ja selbÄ 
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privaten Kflrpenchaften verboten, Au&lAoder zu beachfiftigen. Soweit 
eich diee Oeeets auf private EOrperochaftoa besieht, ist ee wabt^ 
Bcheinlich verfosauDgawidri^. 

Esst die HAlfte der Staaten hat das neue Gesets ttber be- 
gebungsfäiügd Urkunden angenommen, das vom „BeichskoramieflSr 
für einheotlidie Gesetzgebung" empfohlen wurde und dessen Zweck 
ißt, ein identisches Gesetz über Kaufmannsrecht in allen Staaten zu 
schaffen. (Vgl, Johu .1. Cruwfoni: Die begebungsfäliigen Urkuuileu, 
New-York, Baker, Voorhis & Co. IS97.) 

Minnesota hat ein besondens Gchelz über betrügorisfhe Ver- 
kaufe angenommen (1899 Kaj»itel 291), doRscii wosontliche Be- 
htniimunp^en lauten: „Jeder vom gewühiilichcn (■ > l lftshotrieb ab- 
wt'H lieiuk; Voikiuif eines ganzen Warenvorrats ()ii»'r eiucs Teils 
soll üh l>etiütr*'iis<ii»> Schädigung der Glauliigor des Verkäufers 
und somit als nichtig angesehen werden, es sei denn, dass spätostens 
5 Tage vor dem Verkauf Verkäufer und Käufer ein vollständiges 
Verzeichnis der verkauften Gegenstände (thunlichst unter Angabe 
der Selbstkosten des Verkäufere bei jedem Gegenstände) anlegen 
und der Käufer, nachdem er Namen, Adresse und Guthaben der 
Gläubiger des Verkäufers von diesem gewissenhaft erfoi-scht hat, 
ihnen mnndlich oder durch eingeschriebenen Brief die Abeiohtdes 
Kaufe anzeigt** 

Die westlichen Staaten haben allgemein das Zinsmaximum 
herabgesetzt Idaho (1899, 425) setst den gesetzlichen Zinsfuss 
auf 7 ^/^ fest und Usst vertrsgsmlasige Zinsen bis höchstens au. 

Verschiedene Staaten haben neue Qesetae gegen Nahrungs- 
wid Arzneimittelfftlschung eriaaaen. (Siehe Ind. Qesetxe von 1899 
Kapitel 121.) Aul dem Qebiet des Familienrechts finden wir 
Oeeetxe verschiedener Staaten, die die Bestimmungen ttber Ehe- 
scheidungen verschärfen und das Schutzalter bei EntfOhrung auf 
17 oder 18 Jahren htnaufsetaen. Fennsylvanien (1899, 40) ge- 
stattet der Frau in gewisse Etilen, Zeugnis gegen ihren Ihnn 
abzulegen. Minnesota bestimmt (1899, 325), den Bestrebungen 
der Neuzeit Rechnung tragend: „Eheleute haften gegenseitig für 
die vor oder nach der pjheschliessung einf^oimngenen Schulden nur, 
wenn sie notwendige sind. In diesem 1 .11 können sie sowohl 
einzeln wie zur gesamten Hand Inilangt werd» n/' Bis dahin war 

Mimiesota der einzige amerikanische Staat, der au der veralteten 

74« 
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Lehre dm engjiaohea fieohts ▼om Erfoideiiiis einea besondmit 
Geeetxgebiingaakts fBBthielt Maine (1899, 98) Usst Fnnefl nir 
BechtsaDwaltBchoft zu. 

Hehrare Staaten haben ihre Scheidungsgeaetze nioniiiirt, 
namentiioh Nord-Dakota (1899, 25), dessen laxe Pnuds iig«ni» 
erregt hatte, weil Eheleute, eigens um sich scheiden za IweB. 
dorthin gingen. Nunmehr wird ein einjfthriger Aufenthilt d» 
KUgers verlangt und die Zahl der Scheidungsgnmde Terringert 

Idaho (1899, 328) Itost Scheidung wegen OeistBeknnUieit «i. 
wenn diese 6 Jahre andauert und Provokat in einer Irreoiintilt 
untergebracht ist Michigan (1 899, 183) verbessert seine Scheidiings- 
gosetze in sorgsamer Cbereinstimmung mit dem Votum des e^ 
wiUintea Reichskommissars für einheitliche Gesetz fircliun?. In 
K&pitel 247 wird ein neuer Grundsatz anft^estellt: Kichiigkeit der 
Ehe wegen he>timiiitor < reschlechtskniukheiten eines Teil«! Kapitel 
249 erklärt »lic Anstiftung zur Biu'Hiuio nnd diese selbst sowie <ljte 
Mormonentitm für *l;is Verbrechen der Felonie. 

Wir koninirn jetzt zum Staats- und Verwaltuugsrecht Bei 
weitem das btnleutendste aller im verflossenen Jahr in den Staaten 
erlassenen Gesetze ist das von Süd-Dakota (1899, 93) über die in 
der Verfassung vorgesehene Initiativ- \md BeferendumBgeeetsgebuog. 
Seine wesentlichen Bestimmungen lauten: 

1. Anträge zur InitiutivgeseUsgebung erfordern die mit Angabe 
des Wohnorts, Geschäftssitzes und Postbezirks verschonen l'uter- 
schriftai von mindestens 5 % der Wahlberechtigten, berechnet nach 
der Gesamtzahl der bei der letzten allgemeinen Wahl fi'ir d«o 
Oottvemeursposten abgegebenen Stimmen. Die Petition ist ^ 
Staatssekretär einzureichen und von diesem bei der nSchslflD, beiv. 
während der laufenden Tagung den gesetzgebenden ESrpeiBcbillw 
zu übermitteln, die die Anti9ge dem Votum der Wahlbereolitig^ 
bei der zunächst folgenden aUgeroeinen Wahl flberweiaen soDen. 

2. Sobald ermittelt ist, dass die Mehrheit der aligegebenea 
Stimmen IQr den Antrag ist, wird er Gesetz. 

3. Oer Referendumsgesetzgebnng unterliegen auf eine " ^ 
der angegel)enen Anzahl Personen — in der angegebenes 
eingereichte Petition alle Geeelze, die nicht bestimmt sind siirAvf- 
rechthaltung der allgemeinen Ordnung, Sicherheit oder Ocsaodii^ 
oder zur Bereitstellung der filittel für die Verwaltung d» 
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und selno' Eiimchtungen. Die Petition muss binnen 90 Tagen 
nach Beendigung der Session, in welcher das Gesetz erlassen wurde, 

dem Staatssekretär eingoroiclit sein. Ist die Mehrheit der abge- 
^benen Stimnieii für das Oesetx, so tritt es in Wiiksaiukeit Die 
Abstimnuing eHulyt durch Ja oder Nein. » 

6. Jeder Antrag zur Initiativ- oder oder Refereudimisg-osotz- 
gf'buiig «luss von den Antragstellern ]>tir>öiiJich unterschrieben 
>A<T(b:'ii nnd den Inhalt de< l - atitrugteii Initiativf^esr'tzeü bezw. 
Titel und Datum des dem liefei-eudum zw unterwerfenden Gesetzes 
angeben. 

7. Wer einen fremden Namen oder, ohne wahlberechtigt zu 
sein, wissentlich seinen Namen unterschreibtt wird mit Gefängnis 
yOD 5 Jahren bestraft. 

Kapitel 94. Städtisches Referendum. 

Gesetze Ober Angelegenheiten der städtischen Verwaltung 
können durch Antrag auf Referendum innerhalb 20 Tagen ange- 
fochten werden. Der Antrag erfordert die Unterschrift von 5^0 
der Wahlberechtigten, berechnet nach der GeeamtBumme der bei 
der letzten allgemeinen Wahl für den Posten des obersten stftdtischen 
Verwaltungsbeamtan abg^benen Stimmen. Das Referendum wird 
in besonderer Wahlversammlung binnen 30 Tagen nach gehöriger 
Bekanntmachung in den Zeitungen abgehalten. Initiativgesetze 
können von der Wahlberechtigten der davon betroffenen Be- 
zirke, Gemeinden u. s. w. beantragt werden. Die obigen Yor> 
Schriften finden entsprechende Anwendung. 

Nevada (6 1809, 71) gewfthrt den Wählern das Recht, sich 
fftr die Auswahl der Senatoren der Vereinigten Staaten ausau- 
spreohen. Bisher worden diese bekanntlich von den gesetzgebenden 
Körperschaften der einzelnen Staaten gewählt 

In verschiedenen Staaten gelten neue Bestimmungen über den 
Verkauf berauschender Getränke, zumeist in der Kichtunp „örtlicher 
Volksontschciduii«;" (local eptioii). New-Hamijshiro (1899, 71) be- 
stimmt in Anleimung an das norwegische System, dass staatliche 
und Btädtischo Verkaufstellen mit Verkauf i»mouopol nai Ii Zu;jtimmung 
der Urt.^bevulkeruüg geschafFen wt^nlen sollen. Eh r^ull kein Ge- 
winn beim Verkauf der Getränke erzielt und der Gösch flftsraum 
nur während weniger Tagesstunden gcnUTnet sein. Michigan tlS99, 
183) fährt „öitliche Volksentscheidung'' in jedem Bezirk ein ^ d. k. 
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die Oetrftoke dQrfen nur veiiauft und die EooMesioiien nnr «rtdit 
werden in Bezirken, wo die Mehrheit der Wttiler in einer tSi^ 
meinen Yenammlang eich dafür aosspriclit Die Venammlnng 
darf nicht Sfter als alle 2 Jahie einberufen werden. ÄhnBcho 
Vorschriften enthält das Gesetz von Nord Carolina (1899, 5511. 

Erbschaftssteuern wenleii SoitenverN^'andten in neuen Gesetze 
verschiedener Staaten auferlegt, z. H. in Michigan (1899, 188) 5*/o 
vom Werte der Erbschaft, wenn sio mehr als r><Hi ,n l»frä:,t, 
während Asccndmiten. Ehegatten und Kinder von allen Krlh 
Schäften über 5UUU S zahlen. 

New-Jersey regelte in einem neuen Gesetze die Stadtverfassungen. 

Tntere5<sant ist die Beobaohtunis:, wie gering in Amerika die Fort- 
schritte des Staats-Sozialisiniis sind, nach den Verwondungszweiten 
öffentlicher durch Steuern aufgebrachter Gelder zu schlie<5?pp 
dieselben in diesem immerhin weitherzigen Gesetz aufg-'^ffihrt werüeiu 
Es sind folgende: a) bei einer „city'*: Strassenbelouchtung, Polizei, 
Feuerwehr, Wegeunterhaltung, Öffentliche Bauwerke, Armen- und 
Krankenpflege, Waeserversorgung für allgemeine Zwecke (Brände 
u.a w.), Sohuldzinsen, Amortisation, Verwaltung»- insbesondere Dnick- 
legungekoeten, Öffentliche Schulen, Sanitfttsweeen, Krankenhäuser, Ent- 
wleeerung und Kaoalieation, Bereitstellung der Mittel zur ßnlAang 
▼on Bonds, Noten oder OUigetionen, Öffentliche Parks. FOr andere 
Zwecke dürfen Mittel nur mit Zustimmung der Wfihler der dtf 
alljihrlich eingestellt werden, b) bei einer n^wnship*': Annen» 
pflege, Bau und Unterhaltung von. FftuidstiUlen, WegeunterfaaltnVi 
Vertilgung von Raubxeug, Baumpflege zur Beschattung, UnterinltiiiV 
und Ausbau der Anhigen und Oebaude der Verwaltung, der SchleoBeB, 
Feuerwehr, Polisei und fthnlicher Öffentlicher Einrichtungen, Kattfttr- 
weeen, Aufeechterhaltung der Oifentlichen Ordnnng, Voifc0)iningo 
des Polizei- und Feuerlöschwesens, insbesondere VeriLQtung ^ 
Waldbrftnden, Landesaufnahme, Beleuohtimgsweeen, StrasBenieguW' 
ning, Wasserversorgung, Kanalisation und Berieseliuig, Parkw»» 
Entwnrfe und Voranschläge, öffentliche Feiern, Verx^-altungskoJ**« 
Prozesse, Schuldentilgung, Anioi"tisation und „andere vom 0**** 
ausdriicklich zugelassene Zweeke". Stimmenmehrheit aller WiM* 
berechtit^ten ist für and*>r\veitr Verwendunu erfonlcrlich. 

Zum Schlnss niörliten wir das Kiirmsuin erwiüinen. ihuss sich 
letztiiin die Sitte eingebürgert hat, dass jeder Staat gesetzlich eine 
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Bog. Staatsbluiiie sioii erwfthlt So beBtimmt Golondo (1B09, 139) 
die weisse lavendelartige Akelei als offtnelle StaatsUome fUr 
Colorado und aetit ausdrllcklicb fest, daaa die BestimmuDg als 
erawingbare „rechtliche Notwendigkeit^' gelt^ BoUe. 

b) Reohtspreohimg. 

Der im Urteil der Sache: Vereinigte Staaten c/a Tntn> Missouri 
Trade Äss(;ciatioii onthalteiie Grundsatz, den wir in uaserm letzten 
Beriilit erwälinterK frsciioint mehr als bestÄtigt in einem neuorcn, 
ju'leichfails vom obersten üerichtähof der Veivinii^ton Staaten g»^f?en 
eine Minderheit von 3 Stimmen gefällten Urteil. 31 den Verkehr 
zwischen Chicago iind der Atlnntiftehon Küste vernnttehuK^ Eisenbahn- 
gesellschaften hatten den unter dem Namen Joint Traffio Association 
bekannten Ring gebildet als oV>erste Instanz zur Regelung der Be- 
förderiinp:spreise für gewisse konkurrierende VerkehrsaQStalten. Das 
Gericht erkannte auf Anwendbarkeit de« Antitrust-Oeset^os und sprach 
der Kongtessgeaetzgel un^' das Recht zu, alle auf Besohränkung des 
zwisohenstaatliehen Verkehrs gerichteten Vereinbarungen zwischen 
Eiaenbahngeeellscbaften auch dann, wenn sie wirtBchafÜich an* 
gemessen sind, fOr nichtig sn eiUftren. Auf der anderen Seite 
verwarf das Gericht auf das Bestimmteste die Anwendbarkeit dioBes 
Grundsatzes, sobald ee sich um anderen als zwischenstsatlichen 
Verkehr handelt So erkannte das Gericht in der Sache Hopkins 
c/a Vereinigte Staaten fttr Recht, dass eine von Privaten in Kansas 
City, Missouri, begrflndete und dort Schlachthofe besitsende Vidi- 
bOrse, deren Mitglieder das Vieh in allen westlichen Stfidten auf- 
kaufen, es nach Kansas verfrachten und dort schlachten und ver- 
kaufen, dennoch nicht awischenstaatlichen Verkehr im Sinne des 
Antitrust -Gesetzes triebe und dass die B^ilative dieser BOiae, 
trotzdem sie Preise und Oebfihren normieren, Nichtnutglieder der 
Börse vom Geechftftsverkehr ausschliessen und somit thatsSchlich 
den gesamten westlichen Viehhandel der Vereinijeteii Staaten, soweit 
dieser nacii Kausüs kam, nKinojx.lisioieii, (lt>tino<.'li niclit gegen die 
{^Stimmungen des erwähnten Aiititi iist -(i.'setzos Verstössen. Ein 
Richter (Harlan) disKcntierte, al»er 3 andere vorwarfen die Analogie 
des .Tniiit Traffie-Reehthfalles. Mit dieser endgiltigen Entscheidung 
muss man sich abfinden. Schwerlich wird künftighin der Bundes- 
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gesetzgeber gogea Vereinigungen vorgehen, die nicht ausschlieffliich 
aoA TMIgem zwiachensteatlichen Verkehra bestehen. 0ie8e Fttle 
wetden vielmehr, nach ^e tof, von den LandeBgeeotzgebongen, 
d. b. vielfach fiberbaupt nicht geregelt irerden. Selbst Biyao, der 
demolantische Piäsidentachaftslomdidat} erkennt diese Saddige 'm- 
weit als gegeben an, als er eine allerdings fast aussichtslctt Abliilfe 
in Gestalt einer Indening der Bandesverfassung vorBchi%t 

c> JfuiBtiscIie Literatur. 

Wahrscheinlich intblge des spanischen Krieges hat du Te^ 
flossene Jahr 1898/99 bedeutendere Erscheinungen auf den Oebiele 
der jxiristischen Uteratur ebensowenig aufgewiesen wie aof demder 

Gesetzgebung. Vielleicht die bedeutendste ist die „Einleitung in 
(liij Lehre von der evidence nach genit'iiieuj R<xjht'' von PrrfesBOr 
James B. Thayer von dor Rechtsschiüe zu Harvard, Das Werk — 
eine Fnu.-ht hiiigjährigeu Studiums — giebl einen geuauen Iber- 
blick über die Beweislehre des entrlisclion gemeinen Bechts in 
seiner heutigen Anwendung in Amerika. ^) 

Von S. V. Olevenger erschien eine ^Forensische Pgychiatrie"-^) 

Die neue Beiohskonkursordnung bnu^te uns verschiedene en^ 

getische Werke^ von denen wohl das von Lowell das beste itf.'J 
Über Truste und Monopole handelt die Schrift von Beadi, 

St Louis.«) 

Atif dem verwandten Gebiete der Arbeiterverein igiingen finden 
wir ein textexegetisches Werk von F. H. Cooke,*) aut dem des 
Verfas>uiiL;sreohts eine schätzenswerte Abhandlung von WiUiaai 
Guthlie, l^evv York.**} 

Femer ist zu nennen ein gelehrtes Werk des hrOheieu 

*) J. B. Thayer, Preliuiinary Treatise uu EviUeuce ai Comrow 
*) little, Brown & Co., Boston 1899. Hedioal Jurisprudeoce » ^ 
sanity^ Lawyer Pub. CSo., Bocbester, U. 8. 1898. 

») J. & J. A. Lowell, Law of Baokruptcy Boston, Utile, Brown iC-J- 
*) C. F. Beach, MoHopoIies and Industrial Trusts, Bostoo, Book Co- 1^- 
F. H. Cooke, Law of Trade and Labor Combinations, Quam 

Callaghan aud C^. 

•) W. D. Outhlie, Tb© fourteentU Anieudinent to the Constitution Of 

the Uniled Slates, Boston, Utttie, Brown & €k>., 189& 
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Mmdten der Vereinigten Staaten in Spanien, Hannia Taylor, über 
Ur^rong nnd Entwicklung der engliBohai Yerfseaung, in 2 BBnden, ^) 
sowie ein Werk von J. R. Tucker Aber die Yeriaasang der Ver^ 
einigten Staaten.*) Von Doimao B. Eaton, dem bekannten froheren 
Civil Servive Comuissioner, liegt eine Monographie vor Ober 
„Stätltische Verfassung und Verwaltung".'*) Znm Schluss erwähnen 
wir ein gleichfalls öffentlich-rechtliche Gegenstände beliandelndes 
Buch des geschätzten Professors Simon K Bald w in von der Yale- 
Cniveraität *) 



d) Tolkswirtschaftliche Idterator 1898. 

Referent: Dr. Crosby Einery, 
Professor der Staatawiaseosohaften an der Tale UDiveraiOt, 
New HaTen (Conneotioat). 

Oberaetsoog von Dr. V. Sehneider, Justiarat, Berlin. 



Die volkswirtschaftliche Litemtur des Jahres 1898 in den 

"Vereinigten Staaten ist nicht reich an "Werken erstklassiger Be- 
dontung, und selbst eine vollständige Aufzählung aller Werke, welche 
x'k.iiuend dieses Jahres über Volkswirtschaft] iclu? Gegenstände ver- 
öfrentli(;ht sind, würde keine grosse ütenirischü Thfltigkeit ergeben. 
Im gn>s.seii <I:iir/,.;'ii tn-ten drei Werke als die wicht it^sitm herN'or, 
von «It'n. ii das .'iiio der B?rieht eines Regieniiigslmivaus ist. das 
zweite der Herii lit einei- Konveiiti'.ui von Ges<?häftsl.'ufeii, (]as diütte 
eine Abhan<üung üIht Finanzen seitens eines hervorragenden Pik)- 
fessoi's der NationalftkonoTMie. 

Der erwähnte lioiicht des Regierungsbureaus ist der droizelmte 
Jahresbericht des Vorsitzenden für die Abteilung für Arbeitswesen,») 



') Hannis Taylor. (Mtpn aud Growth of the fioglisb CoDBtitation, 
Boöton 1««H», HMiifzbtoii, Mdflui & Co. 

j J. K. Tucker, Oa tho CousütutioD of the L iiiteti Staios, CLicago 1899, 
Callaghaa k Co. 

*) D. B. Eatoo, Goverament of MuDicipaUties, New-Tork 1899, Mac 
MiUan. 

*) S. E. Baldwin, M M. m Political Institutions, Boston 1898, 
^\ Tbirteenth Anaual Kä|)ort of the Commissioner of Labor. Waahing- 
too 1898. 



Digitized by Google 



I 



— 1178 — 

weldier als der Bericht für das Jahr 1898 in diesem ZusuDoeB- 
hang behandelt werdeo kann, obwohl er tfaatsficfalieh erst Anfang 
1899 orsohieoen ist Der Berioht, welcher das Thema ^JSßoA-WKi 
Uaschinenarbeit^^ behandelt, besteht aus zwei BSndeo. Der giMen 
Band, welcher ungeOhr 1600 Seiten enthält« wird Tollsliodig va 
statistischen Tabellen gebildet und dem ist ein kleiner BuA 
kritischer Zergliederung und Srlftuternng beigefQgt Der Wert 
dieses Berichts ist ein sehr grosser. Er zielt darauf hin, 
vollstftndige Statistik fQr 672 verschiedene ProduktioDsaileii n 
geben, um die Wandlungen der LeistungsiShigkeit beim Cbeigns 
von der' alten ProduktionBart mit Handarbeit zn den neuen Mudunen- 
betrieben zu illustrieren. Zu diesem Zwecke ist eine gnwelleoi;« 
^foterials zusammengetragen, aus dem sich die thatsftchlidien Fn- 
duktionsbedingungen nach dem alten System, die verechiedema 
Arten des Verfalireus, die Anzahl der verwendeten Personen, die 
Ai'beitszeit und die Arbeitskosten füi <lie einzelne Produktionseinheit 
ergii'Kt. Die»o Statistik ist in der Hauptsache aus eigeühändigen 
iit'i it lit. ii gogch«''»pft und zwar au?, den Angalien von Leuten, welck 
fiulirT o<ioi- auch jetzt bei der I*roduktioii (inn h HaudartMit tlutn.' 
waren o<lef 7i'*( h sind. Die iSchwierigkeiteu des V rcle li- 
zwischeii 'lern alten und neuen Verfahi'en ist in vielen Käl!e!i sohr 
gross gewesen, und man kann kaum erwarten, dass der Benth' 
sich bei einzehien Industrien von Kehlern frei hält; wenn inan 
denselben aber als Ganzes nimmt, dann bietet er zweifellos Jie 
vollständigste Information, welche man bezQglich der thalsächÜLhen 
Herabsetzung der Arbeitskosten atif die einzelnen Prcxhiktiou*- 
einheiten auf Onnid dos neuen Masch inenverfohrens erzielen kann. 
Es ist unmöglich, in einer kurzen Übersicht im Einzelnen «ii« 
Resultate dieser Untersuchung fQr spezielle Industrien zu behandeln. 
Der nicht am wenigsten interessante Teil des Berichts iet ^ 
Vergleich über die Verbesserungen, welche in verschiedenen Id* 
dustriezweigen genuioht sind und über den Charakter der 
besserangen in den einzelnen Flttlen. Bei der Isndwirtschafdiebtt 
Produktion bei^ielsweise kann man ein sehr interessantes StndioB 
Ober die Resultate des Gebraudis von Ksschinen machen« velcbn 
für amerikanische Ackerwirtschaften so chaFskteristisch UL 
ein einfacher Prozess, wie z. B. das Pflügen, durch die neoertt 
Methoden erfolgt, so sind die Verbesserungen in keiner Weise mit 
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denjenigen bei der Fabrikation vergleichbar, aber eine grosse Er- 
sparnis tritt ein, wenn verschiedene Handprozesse in einem M;i- 
scliinenprozese veroinigt weixlen, wenn beispielsweise durch eine 
einzige Operation der Gnind und Ikxlen p-epflugt. der oberste Boden 
zerrieben und di«' Siiat g»\sät und eiiureackert wird, oder wenn das 
Mähen und liiiuien odei' das Mähen, Dresciien und Einsacken in 
einer einzigen (»[»oration mit Dampfkraft erfolgen. Der Bericht 
scliätzt, diiss in einzelnen dieser Fälle die thatsächliche Arbeitszeit 
auf '/gQ ja sogar auf der Zeit leduziert wird, welche nach 
den friUia^en Arbeitsmethoden erforderlich war« 

Der zweite Bericht auf welchen B-^/uof gmommen wurde, 
iat ein Bericht über die Oeldfrage, welcher der sogenannten Eou- 
vention von Indianapolis von einer dazu ernannten Kommission 
anterbreitet wurde. Die Konvention bestand aus Delegierten der 
hanptelchliehen Gewerbe- und Handelskammern des Landes, welche 
sich in Indianapolis 1897 susanunenfuiden, um Ifassnahmen fftr 
die Reform des Geldsystems der Vereinigten Staaten zu beraten. 
ESne Kommission wurde ernannt, um einen Bericht über die Lage 
SU erstatten und um VorschUlge zu entwerfen, welche dem Kongress 
imterbreitet werden sollten. Bin grosser Teil der neueren 
firterungen Aber Geldreform hat einen Niederschlag in 'diesem Be- 
richt gefunden. Der Bericht ist in erster Linie die Arbeit des 
ProleSBors J. Laurenee Laughlin von der UniversitSt Ghiengo, der 
ein Mitglied der Kommission war. Er ist abgefasst in der Absicht, 
einen bestimmten Beformptan yorzulegen, aber er ist mehr als eine 
ZusammensteUung von Vorschlägen, da er Kapitel über die Theorie 
des Geldes enthält, welche als Grundlage für die Reform vorschlage 
dienen und weil ausserdem wertvolle Abschnitte über die Geschichte 
der Währung in den Vereinigten Staaten enthalten sind. Dem sind 
fei ner wertvolle HtatiHÜöche Tabellen und ein Auszug der wichtigsten 
(iesetze seit 1792 über die Wahrungsfrage beigefügt. Als Ganzes 
iat der F^ericht unentUeInlich für jetleu, \veK;lier amerikanische Geld- 
vprliältnisse studieren will. TVer Hanptwert des Werkes liegt weder 
in seinem theoi^tischen, noch in seinem historischen T»m1, sondern 
in der Vollständigkeit und der geschickten Ut weisfiünimg für die 
Reform. Die Vorschlfige der Kommission sind in einem von der- 

') Report of the Mooetaiy Gommission of the Indianapolis Ccmvention. 
Chicago 1696. pp. 606. 
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fidben fonntilierteii Geseteentwutf , velober dem Kongress vorgo^gt 
und der zuaammeii mit dem Bericht veröffentlicht ist, zosuDinai- 
geiust Diese VorschlAge sind in kurzen Worten folgende: 

Die poeitiTe Beetätigmig der einlachen Ooldwähnmg Dnd der 
Politik der Regierung, alle Geldformen auf gleichem Wert mit QoU 
zu erhalten; die Annahme einer Politik der Binlfisung, naeh welchor 
eine hinreichende Goldreserve zunickbehalten werden soll, um aOe 
Noten, welche als ein gesetzliches Zahlnngsmittel dienen, einzulösen 
und nach welcher diese Noten, wenn sie einmal eingelöst sind, ntir 
im Austausch gegen Gold wieder ausgezahlt werden sollen; die 
Besehiiinkung der Noten, welche al^^ gesotr-liches Zahlungsmittel 
dienen, auf Betrage von zeim Dollar uud mehr uiui der vorhandeDen 
Sillicivi ititikate (weiche gegen SilWdollars ansirefätellt «sind, die im 
Schat/.ainl hinterleart sind) auf Bcträf;e von einein D^'llar, zwei 
Dollars und fünf Dollars. Die Noten, welche als ^^es. tzliche^ 
Zahlungsmitte! flienen, sollen jedoch schliesslich zurflckgeaügtit 
werden, 50 000 000 S sofort und der Rest im Verhältnis zu der 
Erhöhung der Ausgabe von Banknoten. Der Beformplan der 
Kommission für das Banksystem ist sehr umfangreich, akr sein 
wichtiirster Abschnitt ist der Vorschlag, die jetzige Banknoten» 
Zirkulation, welche durch ein Depot von Obligationen der Vo^ioigteo 
Staaten . gesichert ist, ganz aufsnigeben und dafilr Noten m setzen, 
welche mehr auf allgemeine als auf speiielle Aktivbeatftnde gestfitzt 
werden. Der wirksamste Teil des Berichts der Eommisdoa ist ^ 
BeweisfOhnmg fQr diese Umwandlung. Mutmasslich wird dieOeaebp 
gebung sich auf die von der Eommisaion befürworteten Details 
nicht einlassen und sprechen alle Anzdohen dafilr, dass sowohl die 
Noten, welche als gesetzliches Zahlungsmittel dienen, wie die Bank- 
noten, welche durch Obligationen gesichert sind, weiter den Hinp^ 
bestand unseres Papiergeldes bilden werden, die erneute Verochenog 
der EinzelwShrung und die Annahme der Politik-Noten, irelcbe als 
gesetzliches Zahlungsmittel dienen und die einmal eingelöst önd 
nur im Austausch gegen Gold wieder auszugeben sind, sind jedocb 
unzweifelhafte That«iachen. 

Die wichtigste Äbliandlung des Jahres 1898 ist die AAcit 
des Professors Heniy C. Adams über Finanzen.*) Dies ist das 

') The Science of Finanoe. By Henry & Adams. New-Todt 1898. 
pp. 573. 
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erete voUatftnclige Werk über die FiiianswisseiMchaft, welches in 
Amerika yeröireDtlicht ist Und es ist eine der originellsten und 
scharfrinnigsten Abhandinngen über diesen Oegenstsnd, welche in 
irgend einem Lande publiztert wurden. Der erste Punkt, der über- 
rascht, ist, dass das Buch nirgends einen Bericht über das thät- 
sÄchlich vorhandene Steuersystem irgend eines Jjaiulos, sell'St nicht 
Amerikas g^ebt und dies wird mutniasslicli speziell den ausliuuliöchen 
Leser enttäuschen, da es kein Buch in enfi^lischor SpraiiUe giebt, 
in dem vm vollstitiidigror Honcht fll»er das amerikaiiisfhe Finanz- 
System entlialten ist. Ebensowenig behandelt der Autor an irgend 
einer Stelle eine spezielle Steuer vom geschichtlirlien und pniktisehen 
Stan'ii'unkt aus eingehender. Wenn man aber das Hüeii aus liieseii 
Gründen kritisieren wollte, würde man dassellie dafür verantwort- 
lich machen, dass es etwas nicht ist, was es überhaupt nicht sein 
sollte. Professor Adams setzt bei seinem Leser Kenntnis der 
Steuersysteme sämtlioher Länder und der allgemeinen Erfahnrngen 
bei speziellen Steuern voraus und widmet sich bei dieBer Annahme 
ausschliesslich einer tiefen und philosophischen Behandlung der 
theoretischen Prinzipien der Finanz Wirtschaft. Der eingebend kri- 
tische Charakter des Werkes und die originelle Behandlung der 
Beziehungen swiscben der Entwicklung des Steuersystems und den 
Wandlungen in den allgemeinen sozialen YerhUtnissen sind die 
beiden am meisten charakteristischen EennMichen dieses so wich- 
tigen Werkes.' 

Auf dem Gebiete der Finanzwirtschaft mögen nocli einige 
Werke anderen Charakters hervorgehoben werden, welche in erster 
Linie einer Auseinandersetzung der bestehenden Verhältnisse ge- 
widni- t sind. Von speziellem Interesse ist das Werk des Dr. 
Durand über di-' Finanzen der Stadt New-York, ^) weiclies die al!- 
U'Miieine unl^efriedig. niie Lage der amerikanischen städtischen 
Finanzen in helles Licht setzt. 

Ein Werk über das Sportelsystem der Vereinigten Staaten von 
Urdahl*) giebt die erste allgemeine Übersicht über die amerikanische 



^) The Finsnoes of the Citsr of New-York. By E. B. Durand. Ne«- 

York ISO«, pp. 397. 

Tbe Fee System of the United States. By Thomas Urdahl (TraoB- 
actioos of Wtscousio Aoademy of Scieooes). 18d8. pp. 194. 
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Fiwds auf dieaem Oelnele und die Monographie von J. W. Chapman ') 
Aber die Arbeiten der Staataateuer^Kommisnonen behanddt die 
HauptTorachUlge fOr «ne prakÜBche Befonn, welche in dea lobteo 
Jahren in den verBchiedenen Staaten debattiert woiden sind. 

Auf einem anderen Gebiete der volkswirtschaftlichen Läteratnr 
miiss auf das Werk Willouehhy's ') Aber Arbeiterversicherunt^ Bezug 
genommen werden. In diesem werden die Resultate der »iiro- 
päiöchen und amerikanischen Erfaiirungen in liewnndenmtpjwüriii:^^: 
Weise auseinandei^sotzt. Ferner ist zu erwähnen Llnyd ^ Arhtit ;) 
über genossenschaftliche Vereinigungen in Entrlaiid, uelclio iiiter- 
ensatitp Tliatsachen enthält, aber durch einen wenig 8charfsiutiii!*»n 
Enthusia»müs lieeinirachtigt ist. femer Hall's Monographie*) ii*"?r 
auf WechselwirkiUJg beruhende 8trikos. in welchen eine kritin^he 
Behandlung der vorschiedonen Arten der Strikes mit einem kurzen 
historibchen Kapitel und Prophezei hangen über zukünftige Tendeozeo 
gegeben wird; sowie schliesslich Aldrich's Geschichte*) deBanierilEi» 
nischen Arbeitsbundes, der wichtigsten der VereinigODgen der 
Arbeitsgeuossenschaft in den Vereinigten Staaten. 

BezQglich dea fäaenbahnproblems war das wichtigste Bacb das 
Jahres daa Ton Newoomb,*) in dem die Tarifbage mit grossem 
Oeachiok und grOaaerer Unparteilichkeit behandelt wird, sis dies ia 
den meisten neueren literarischen Eiacheinnngen Uber den (kf/ea- 
stand der Fall ist Andere Bflofaer auf demselben Gebiet «nA 
Haines ^Amerikanische Eisenbahnrerwaltiing**,^ em von abem 
Eisenbshnbeamten herrührender Band enthaltend Adiesseo und 
kurse AbhandlungeOf ferner Swaina, Eiaenbahnadministrstioa *) und 



>) State Tkx GomnuasioBa in tbe United States. By J. OufniR. 
Baltimoie 189a 

■) Workingraen*B Insnnooo. By W. F. WiUonghby. Kew-Toik 1898. 

pp. 38G. 

Lahor CojvartntTship. Hy H. D. IJoyd. X<'\v-York 1898. 
*) SynipaftiLiic Stiikus and Synii atlietic Lockouts. By F. S. 

Kew-York (Columbia Uiiiversity) 1898. pp. 118. 

^) American Federation of Labor. By M. A. Aldrich. New-Toil 

(Amerioao Eoonomio Association) 189S. 

*) Railway EoonomioB. By H. J. Newoomb. Philadelphia 180a 
') Americiiu Railway Management. By H. S. Haines. New- York 
") Economic A.spects of Hailroad Heceiversbips. By fl. K. Swao. 

Kew-York (Amencan ikioooniio Aüsooiatioo) 18t^ pp. Itil. 
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Meyers geschichtlicher Bericht über Eisenbahngesetzgebung im 
Staate Wisconsin.^) 

Au£ dein Gol)iete der volkswirtschaftlichen Geschichte wurden 
im Jahre 1898 mir wenig Werke veröffentlicht. Eine Moiiogrdphie 
von Fräulein Lonl'-) über die industriellen Versuche in den 
britüsclien Kolonien von Nord-Amerika behandelt in vor/ügliclier 
Weise die Politik Englands gogenüber den Kolonieiu die in Aus- 
lühning der allgomoinen Handelüpoiitik der Jetztzeit dahin geht, 
die koloniale Produktion von SeliifFsznfuhren anzuspornen. 

Drei Arbeiten über volkswirtschaftliche Theorie mögen orw.ihnt 
werden, 3Iac Farlane's Arbeit') über Wert und Verteilung, welche, 
obw^ohl es selir kurz gehalten ist, eine bewutidornngswürdige 
kritische Er<^>rteruQg der jüngsten Erscheinungeii auf dem Gebiete 
der Verteilungstheorie enthält und einige neue und anregende 
Zusätze zu jener Theorie eothftlt Devine's kurze theoretische 
Abhandlung,^) welche sich eng an die Arbeit von Professor Patten's 
Werk anaohliesst i^d als die beste EinfOhrong su den Schriften 
des ktateren dienen wird; sowie Orook's Buob>) aber deutsche 
Lobntli«orien, welches indessen fOr den deutschen Kational-Ökonomen 
Ton wenig Wert ist 

') History of Early Gailroad Legislation in Wisconsin* B.H, Meyer. 

MadisoD (Wisco.isin Histoncal Society) 1898. 

') Industrial Ex|verjments in the British Colonies of North America. 
By Eleaoor L. l»rd. Baltitnurf (Julius Hopkins Press) 1808. pp. 154. 

") Yaiue, Price and Distributiou. By C. W. Mac Farlaao. Phila- 
delphia 1896. 

Boonomtos. By E. T. Bovine. New-Tork 1898. pp. 404. 
Oennan Wage Theories. By J. W. Grook. New-Tork 1896. 
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OeBetigebiing 1699. 

Der VoUstftndigkeit wegen tragen wir hier nocli eiing» ^ 
teiliingen unseres Beriditerstatters Herrn Lisandro Segovia>BaeB08 
Aires, Obersetat Ton Herrn LegationaaekratSr Roberto Kflck,6alii| 
fiber die Gesetzgebung Agentiniens aus dem Jahre 1899 vtA (cfr* 

S. 454 Anm. 2). — 

Im Jahre 1899 sind 143 Gesetxe verabschiedet worden, «n 
diesen beziehen sieh 58 auf Pensionen und Pensionäre. Dem freoÄ' 
läntlischen Leser bieten dieselben nur wenig oder gar kein IntereBfc 

Zu den iHJstelioiiden sieben Torritorios Nacionales. die späteibiii 
neue Estados oder I'rovinzt ii dos Staates bilden wei\len, ist in 
Jahre 1899 ein neuer hiiizugekuuiiiieu mit dem Namen Territono 
de los Andes. Die vorläufige Verwaltung derselben ist durch das 
tiesetz 390»j vom 31. Januar frere^olt wortlen.*) 

M«'hr.'ii' Ctosrt/f sind erlassen woiden, welche die Konzessionen 
zum Bau Villi Eisenbahnen und Zwci^oisonlialiiion betrefFf^n: ^ ^on 
PiiertM riräiiiidos nach Salinas ürandes: von Kosiiriu nach Saita; 
von Kio Paranü nach Trenque Lanqu^n; von La Corlotn (CArdoba) 
nach VilJa Mercedes (San Luis); von Villa Maha nach Sau 

') Antn. dt'? t'hprsetzeiH: In der Vorfassung des Uund<'««taat« 
Argentinien vuju 12. Stptember lbü«j lautet in» Artikel 07, der die Beiiignis« 
des Kongresse» aufzählt, der Absatz 14: „(Dem Kongresse steht « 
die QieDzen des (Bondoslstsatas, ebesM» die der Provinxen fettmaeliMi 
neue Provinsen ca kreieren nnd durah ein Spesialgesels die Oigmisatioa. 
die Vorwaltung und die Regierung der Territorios Nacionales, welche sieb 
ausserhalb der Grenzen (i. r Provinz beBnden, zu bestimmen'S Bekaoctlicli 
hat jede der vierr.elni Tiovinzen beziohungswpise jedor RundesstJUit eiM 
eigene Verfassunp. wie die Buudesstluiteii der Vereinigten Staaten 
Amerika. Uber die staatsrechtliche Stellung der Territorien zu der bood* 
staatliohen Gewslt etwas ta erfahren, wftre intereesant Die BiiBd6«wrfi*''V 
giebt flber dieses BeohtSTerhältnis keinen Aafnhlnsa. 



de los Anoyos: eine TerlSiigeniDg der Bisenbahn von Chubut um 
50 km; ferner die folgenden Zweigeiseohahneo: von Chjqart (Bntre 
Bios) nach Sauoe (Corrientee) und von Maipü nach Luj&n; eine 
unterirdische elektrisdie Bahn in der Qauptotadt. Die aigeotinische 
Centnl-EiBenbahn ist autorisiert woiden, Enteignungen vorxnnebmen, 
um ein zwettes Qeleiae legen zu kOnnen. Dieser sweite Schienen- 
Btrang ist von grOsster Notwendigkeit 

Durch (las Gesetz 3828 ist die Summe von lU OUO Pesos für 
Vorarbeiten zu einem Schiffahrt.skanal zwisclien den FlQssen Üulce 
und Salado in der Provii)/ Santiago dol Estero ausgeworfen woi-den. 

Das Gesotz 3908 autorisiert die Executive ül)er die Errichtung 
und Exploitation von Gctreideelevatorcfi in den Häfen der Hepublik 
und an den Eisenbahnstationen nut Privatunternelimungen zu 
kontrahieren. Diese Konzessionen dürfen nur auf vierzig Jahre 
vergeben werden, und die Unteruehnier verpflichten sich fflr jedes 
Quadratmeter, das ihre Anlagen bedecken, mindestens ein Peso und 
höchstens drei Pesos jährliche Pacht au den Staat zu zahlen. 

Das Gesetz 3863 gewährt den landwirtsclmftlichen Ver- 
sicherangageseUschaften fOr die rückständigen Pirftmien dieselben 
Voneehte, welche die Artikel 3911 und 3912 des aigentinisohen 
bfirgeriicben Gesetabucbes^) den Glftubigem fOr Emteunkosten ein- 
iftumen, und befreit für ein Jahrzehnt diese VersichenmgggeseU- 
Bchaften von jeglicher Abgabe; doch nur solche Oesellachaften, 
welche dn gesdchnetes Kapital von weniger als eine Million 
Pesos besitsen. 



*) Anm. des Obenetseis: Die Artikel 3011 und 3912 hmten: „Die 
Forderoogen fva Aussaaten oder für Emtekosten gehen der Foiderong des 
Verpiobters eines Gutes vor bis zur Höbe des Ernteertrages'*. 

..Die Gläubiger für Aussaaten und für £rQtennko6ten koDkumeren 

miteioaudei^'. 

Dr. Vtiluz Sarsfield kuimneaütjrt die^tt Artikel mit titwa folgenden 
Wortw: Diejenigen, wdfdw fie Kosten fär die Amsast bestritte oder die 
Entearbeiteo geleistet haben, hätten das yemögen des FSohtets nin die 
Fruchte vennehrt, doreh welche der Anspruch des Verpttcbters gönstiger 
gestellt würde. Deswegen sei es berechtigt, dass dieser sein Recht nicht 
in Anspmoh nehiiu', bt^vor die Forderung deijenigen getilgt sei, welobe die 
Garantie hervorgebracht habe. 

Eine der argentinischen Bestitninung entgegengesetzte enthalt das 
baigerUehe Oesetabneh fttr das deutsche Beioh im § 585. 

76 
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Um mit grteaefem Erfolge die landwiTtscthofÜichen latmaeOf 
welche die Quellen des Bdohtams ArgentiiiieDS sind, m sdifltaeDf 
ist das Qeeetz 3900 zor echftrfeien JBedrohung des ViehdiebstaUB 
gegeben worden. Dasselbe aohreibt derartige DrabteinfriediguogQo 
▼or, die eine Obersteigiing der Hütden verhindern imd dea IM- 
BtaU eraohweren, und gestattet nicht die Entlassang des Ange- 
schuldigten aus der Haft 

Zu erwfthnen ist noch das Gesetz 3885, das sich auf die 
Erbauung und Exploitation eines Haaddahafens in RosaEio beiielit, 
einer Stadt, die ihrer BevOlkeningszahl und Bedeutung als Handda- 
platz nach die zweite der Republik ist Die Anlagen sollen innw- 
halb A'on fünf Jahren fertig gestellt sein und umfassen die Herstellung 
eines Qimis von 3000 oder uieiir Metern, der dofe Anlegen von 
Schiffen mit Ü,üü lu Tiefgang gestattet, und die Elrhöhun^ der an- 
lii'geiulen Termins, ^ie das Geöetz es vorsehmibt ; den iku von 
Getroideelevatoren, Krähnen. Oeschäftshäusern und Speichern, Pflaster- 
ungen, Sf'hifnensti-flnpen, elektrischen Beleuchtungö-Anlagen und 
andert'jii ZulMOiür, um dort eine jährliche Umladung von 2Yt MilJionea 
Tonnen W.iien zu enn^igliehen, 

KIkmiso ist »Itirch das Gesetz 3R90 den Heiren Af^ostini und 
Scarst'lla djis Hecht koricediert wonlen, einen Handel>ha!*'n Mr 
Schiffe bis 30 Fuss Tiefgang in Bahia de »San Borombon (36 Grati 
tifldlieher Breite) anzulegen und zu exploitieren. Die Hauptanlagen 
werden in einer Reihe von Quais licstehen mit Schienensträngen, 
Gittern, Schuppen und anderen für den Handel und die SchifEiliit 
notwendigen R&umÜchkeiten. Die Vorarbeiten und Entwürfe werden 
der Exekutive zur Qenetmugung vorgelegt Die Eonzessioa Itnft 
neunundneunzig Jahre. 

In gleicher Weise ist den genannten Herren die Eommoo 
gegeben worden, eine Eisenbahn ansulegen und su exploitieren, von 
der erwfthnten Bahia bis nach Trenque Lanqn6n, mit den m der 
Konzession vollgeschriebenen Stati(men und Zweigbahnen, und doe 
aweite Linie bis anr Stadt Chaaoomtis. 

Den Herren Vareht und del Valle ist die GrOndung eiov 
Hypotheken-Eredit-Kasse mit einem Höchstkapitale von 5 IfiUionen 
Pesos Gold unter den gldchen Bedingungen, denen die Hypothekao- 
Bank der Hauptatadt seit don Jahre 1889 unterworfen ist, kon- 
oediert worden. Diese Privilegien, erteilt in einer Epoche, tfie 
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man bereits Zeit des OrOaeenwahos genaant hat, geben su Be- 
denken Anlaas. Sie sollten vielmehr Gegenstand eines allgemeinen 
Oesetsee sein, dessen Vorteile alle genieesen konnten, anstatt Eon- 
aeedonen, die als Ausflösse persönlicher Gunst and persönlichen 
Einflusses erscheinen. Das Bmissionsrecht und andere dordh diese 
Gesetze bewilligten Privilegien machen aus dieser Bank und aus 
dieser Kasse der National-Hypotheken-Bank gleiche Institute. 

Durch das Gesetz 3871 ist die Bildung eines Fonds sur fSn- 
aehuog von Papiergeld beschlossen und dn Kurs von 44 centavos 
Gold für einen Peso Papier festgesetzt vrorden ; also in der Weise, 
dass die Caja de Conversiön zwei Pesos 27 centavos Papier für 
einen Goldpeso zahlt. Die sofortifrcMi Rcsultatt? die^se.s Gesetzes 
sind: den Agio zu limitieren iiiid da.- ^tiährliche Borsouspiel zu 
verliiiideiH, indem für das Gold eine grössere Stabilität geschaffen 
vikI. um zu grosse Kursschwankungen zu venueiden, die unsere 
Htjrd«'iiln'sitzer und noch mehr unsere Landwirte so srlnvor schädigen. 
Ich halte diesu» Gesetz, das von der Fresse heftig bekämpft worden 
ist, füi hehr segensreich. 

Unser Budget für 1900 weist ein grosses Defizit auf; die 
Beamten sind zahlreich und werden schlecht bezahlt, riis're 
Schulden sind bereits sehr beträchtlich. Unsere liegierung wird 
deshalb ernsten Sorgen entgegengehen und neue Anleihen kontra- 
hieren mOssen, wenn sie nicht grösste Sparsamkeit einführt Sie 
bedarf einer eisernen Hand. 
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Nachtrag Chile. 

Referent: Dr. Valentin Fietelier, Professor der Rechte, 

Santiago (Chile). 
Übersetzung 

von GniUemo Snbercaseanx. Professor der Rechte, Santiago (Chile). 

GeseUgebung 1898/1899. 



Zur besseren Thorsicht werdo ich den Inhalt des Berichtes 
nach dem Gesetze vom 21. Juni 1887 ordnen. Nach diesem Ge- 
setze zerfiUlt dio Ro^ening in 7 Abteilungen: 1. Das Ministerium 
des Inneren, 2. das Ministerium des Ausv&rtigen, der KolonisatioQ 
und d- s Kultus, 3. das Justiz-Ministerium und das Ministerium 
des öffentlichen Unterrichts, 4. das Ministerium der Finanzen, ö.di» 
Kriegsministerium, 6. das Marine-Minifiteriam, 7. dfta HiiU8t6riBi& 
für Industrie md öfifootUche Arbeiten. 

1. Ministerimn des Inneren. 

Obf^leich daa kiiiiia von Chile eines der besten der Weit ist 
das Tiiermomfter selbst in den kältesten Nächten selten unter Null 
sinkt, und auch in den heissesten Tagen des Sommers selten 
über 33 Grad steigt, so hat Chile dnch eine erackreckeiide Mor- 
talität von über 50 pro Tausend jäkrlicti. 

Nach der Meinung unserer Ärzte ist die Ursache dies^^r ononna 
Sterblichkeit weniger in den ungesunden Gewohnheiten der niederen 
KlaBBen zu suchen, als in unserem schlechten System des Wasser- 
abflusses, in der mangelhaften Beschaffenheit des zur NahniDg 
dienenden Meiaches und im schlechten Trinkwasser. Glücklicher- 
weise verbessert sich dieser Znstand von Tag zu Tag durch *iie 
Bemflhungen des Kongresses und des hygienischen InslituteSi «elchtf 
durch das Gesetz vom 1. September 1892 gegrOndet wurde: Di^ 
Einrichtungen ist es zu danken, dass unsere Gesetigebw aageCuigBO 



^ kjui^uo i.y Google 
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haben, eich mit dieser Angelegenheit m beeohlftigen, wie yer^ 
sehiedene Oesetase der letzten Jahre beweisen. 

Das Gesetz Yom' 12. Januar 1898 berschtigt den Präsidenten 
der Republik, Ingenieiire ansustellen, um die PUbie der Kanalisation 
and einen KostenamcUag fOr die Y^mehmng des Trinkwassers 
in Santiago zu entwerfen. 

Ein Gesetz, welches am 22. Januar desselben Jalircs verkilndet 
"wimle, stellL dem Präsidenten 5t »0 000 Pesos zur Verfügung:, um 
verschiedene Städte der Republik mit Trinkwasser zu versorgen. 

Ein Gesetz vom 28. September schuf 2 Ämter, welche dem 
hygienischen Institut als HiUfe dienen sollen. 

Ein Gesetz vom 9. Januar 1899 gestattet der Munizipalität 
von Coutei.cion, die ganze Stadt zu pflastern; die Hälfte der 
Kosten soUrn von der Stadt, die andere H&lfte von den Haus- 
beeitzern gelingen werden. 

Ein Gesetz vom 30. desselljen Monats erlaubt dem Präsidenten 
der Republik, mit dem Bau zur Entwässerung und zur Verscliaffung 
von Trinkwasser in der oben genannten Stadt Concepcion zu be- 
ginnen. Zu diesem Zweck kann die Stadt eine Anleihe bis au 
85 000 £ aufnehmen. 

Ein Gesetz vom 1. Februar befugt denselben MagiKtrat, 1 600000 
Pesos für die Fertigstellung der Pennuelas-Werke aussugeben. 
£b sind dies Werke, durch die mittels Staowassers ein grosser 
See gebildet wird, der dazu dient» das Regenwasser zu sammeln und 
den Hafen Valpamiso mit gutem und billigem Trinlrwasser xu 
Teraeigen. 

Ein Oesets vom 7. Februar bestimmt, dass jeder Arsti der 
Fatientw an einer ansteckenden EtanUieit behandelt, die 
Pflicht hat, dies sofort dem hygienischen Institut des Beziriies zu 
melden, oder der betreifenden Uunisipalitit. 

Ein Oesets vom 28. Juni bestimmt, dass diejenigen Huniii- 
palititen, welche Zuscihflsse vom Fiskns erhalten haben, um die 
Bescholfimg und Erhaltung des Trinkwassers su ermOj^chen, dieses 
Wassrar den Offentliehen Anstalten (Sdiulen, ^senbshnen und pri- 
vaten Untenrichtsinstituten) unentgeltlich su Oute kommen husen 
können. 

Ein Gesetz vom 11. Januar 1898 bestimmt die Trennung des 
Dienstes der Post und der Telegraphenverwaltung; diese bdden 
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DienBtzweige hatten in Folge einer VerfOgUDg des JakoB 1697 
begonnen, Bloh su veischmelien. 

Die Verfügung vom 9. Juli stellt dnen iieaen Tuif fOr De- 
pesohen «nf . 

Ein Gesetz vom 6. Februar 1899 gab der Regiarmi^ ilie 
Mittel, um verschiedene Telegraphen-Linien hensuBteUen; und ge* 
wfthrte DampfiKliillUirtB- Unternehmern einen Zusehuas bis n 
26000 £y um eine legelmftssige Verbindung iwiaohen ChUe und 
Brasilien heraustellen. 



Zur Verhindeniug der AuBbeutung der Annen durch WudKTBr 
lind private liCihäintcr atellt dik? Gcset/, vom 3. Juli 1899 'ler 
Regienintr 300000 Pesos behufs Gründung eines fiskalischen Leih- 
anitts in der Hauptstadt der Republik zur Verfügung. 

Das Gesetz vom 24. .Tiini IRiiS bestimmt, dass der I rlmb 
der Beamten jährlieli niciit ai.-iir als 3 Moiuito (laiicrn larf, 
wenn es sich um die Herstellung der GesuiiUlieit haii^lelt. m<\ nur 
einen Monat, wenn andere private Angelegenheiten in Frage kuinmen. 
Im e]"Ston>n Fall erhält der Beamte sein ganzes Gehalt wShn'nil 
des ernten Mnn.itt s, 75"/(, im zweiten, und 50% ini (Irittcu Munal 
Im zweiten Fall •■riiäit er Überhaupt kein Gehalt. Endii* h dürfen 
diejenigen Beamten, welche keinen gesetzlichen Urlaub zu he- 
anspnichen haben, jedes Jahr 14 Tage mit vollem Gehalt beiuiaubt 
werden. 

Ein Gesetz vom 27. Juli erklärt, dass die Anleihw der 
Munizipalitäten uicht mit Beschlag belegt werden können, soweit 
diese Anleihen für öffentliche Arbeiten bestimmt sind. Eine Auar 
nähme bilden die Schulden, welche durch die Arbeiten selbst 
ursacht werden. 

£in Gesetz vom 2. September schrdbt vor, dass auf }bsx^ 
Fall die Unternehmungen fOr Entwässerung und Bescbaffhng ^ 
Trinkwassers mit Beschlag belegt, verkauft oder verpfibidet wetdea 
dQrfen. 

Diesen Oesetzen mQssen wir noch eine VerfOgung vom 
31. Mftn 1898 hinzufOgen, durch welche die GrOndung einer 
nationalen und bemden Fischerkolonie auf der berflhmtea M 
Juan Fernande z, wo Bobinson Gruzot mehrere Jahre gdebt 
haben soll, angeordnet wird. 
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2. JOnistoiinm des Answlrtlsen und dar KoloiilMlioii. 

Die KoloDiBations-Qesetze, welche bis 1898 vetOffentlicbt wurden, 
hatten niir in beeonderen Ettlten die BildoDg too rationalen Kolonien 
gestattet Es war eine eigentOmliche Thatncfae, dass die Regienuig 
LandpaneUen verkaufen oder gratis an fremde Einwanderer, aber 
nicht an Chilenen abtreten durfte, üm dieser Anomalio Einhalt zu 
thun, bestimmt das Gesetz vom 19. Janiiar 1898, dass die Re- 
gierung: den Chilenen Landparzcllen in den siKilichen Provinzen 
abtreten darf, und zwar bis zu 50 Hektar für jede Faiuilir, nnd 
ausserdem 20 Hektar für jeden über 12 Jahre alt< ii Sehn. Diese 
Konzessionen (sagt der Artikel 2 des Gesetzes) „werden in der- 
selben Form anF!s:efflhrt und mit denselben T^ecliten und Pflichten 
ansirestattet, wie solche, die Gesetze für die fremde Kolonisation 
entliulten.*' 

Wegen der Strenge der letzten drei aufeinander folgenden 
Winter hatten sieh die Kilnfer iler fiskalischen lilndereien mit den 
2jahlungen der ifthrüchen Amortisationsquoten des Kaufpreises vnp. 
spätet. Da es wegen ihrer Sohuldloeigkeit nicht gerecht erschien, 
die ZwangsToUstreckimg gegen sie zu bewirken, so erliess ihnen 
das Gesetz Tom 9. Februar 1899 die Strafzinsen und beiaiinite 
einen nenen Termin für die Zahlung an. 

Ein anderes Gesetz Tom 4. Februar genehmigte eine Kon- 
vention zwischen den Regierungen von Chile und den Vereinigten 
Stsaten betreffend den Austausch von Postpacketon; ein Gesetz 
vom 31. Januar TerGffentlicht einen Handelsvertrag mit der Schweiz. 

Ein <'i''setz vom 7. Sqjteuiber vennehrt <la8 Personal der 
Polizei der Kolonien, um der ei-schreckeuden Zunahme von Ver- 
brechern Einhalt zu thun. 

Ein Gesetz vom 27. desselben Monats handelt von der Aus- 
lieferung der Verbi-echer zwischen den Regierungen Chiles nnd 
Ekuadors. Ein anderes bestimmt, dass ,.die Advokaten, Arzte, 
Chinir?en. ApoUieker, Ingenieure und Landmesser, welche in Chile 
oder Ecuador von den Universitäten und anderen wissenschaftlichen 
Körperschaften ihre Titel erlangt haben, ibran Beruf in der Re> 
publik Bcnador und Chile frei ausüben dürfen.^ 

£än Gesetz vom 31. Dezember enthfilt dieselbe Konvention 
mit Brasilien. 



— 1192 — 



Dm OoooU vom 23. November 1898 genehmigt eine Eon- 
vention mit Axgentimeo sur Berufung eines Ekduedsgerichtos io 
Buenos Äiiee, weLchee entscheiden sollte, welcher Nstion disab 
„Puna de Atacsm«** bekannte Territorium gahOre. 

8. Jiutis-llinistQvliim imd dtfentUdisr üntefilelit 

Ein Erlass vom 20. Oktober 1898 giebt YerhaltungsmtnNseh 
für den Dienst dieses Ministeriums; unter demselben Iktau er* 
schien auch eine Instruktion fttr das Schulwesen. 

Das Qeaets vom 2. Februar 1899 bestimmt, dass die fBr 
Schttkn besondere errichteten odw gemietetMi Oebiwle so keioea 
anderen Zweck verwendet werden sollen. 

Ein Dekret vom 19. April desselben Jahres beechSitigt ttd» 
mit dem liau eines dritten Mädcheu-Gyiuiiiisiuius in Sauüago. 

Das Geaetz vom 15. Dezember scheidet d;us Ministerium in 
zwei Abteilungen: eine für die Jijstiz, die andere für den öffent- 
liclieu Unterricht, beide unter einem Minister. 

Von allen Gesetzen, welche in diesem Zeiti-auin von 2 JaHren 
erlassen wunloii, ist am \vichtigstcn dasjenii;«:' vom 24. November 
1898, welches sich auf die Leihämter bo/.idit. Nach diesem (re- 
setz muss derjenige, widoher sich als Pfandieihcr niederlasstu 'il'i 
eino Konzession von der Repionmg erhalten; er muss gewisse 
l^K-hoi führen, als Beweis für die Lauterkeit seiner Handlnneen. 
Die Zinsen und Gebühren fler Pfandleiher dürfen nicht 4 ' o ' 
natlich übersteigen. Die nicht eingelösten Pfänder mus>t n in tiuer 
öfTentliehcu Auction versteigert werden. Sollten sich keine Käufer 
für den niedrigsten Preis finden, so milssoi die Gegenstände dem 
PbuuUeiher für den gesamten geliehenen Betrag nebst Zioseo über- 
lassen werden. Um die gesetzmässige Handhabung zu fiberwachen. 
hat das Gesetz Kontrolleure für die Leihämter geschaffen , v<^<='>^ 
wenigstens einmal monatlich diese Institute besuchen mOswtii 
die BQoher zu priifen, Missbrftoche absustellen und die dffeiidiciiO 
Versteigerungen anzuordnen. 

4. Ffnaiifl-MiiiistetiiuD. 

Im Interesse des Beiigbaues befreit ein Oeeetx vom 21. Jut«>f 
1898 die ISnfnhr von SAoken, welche dazu bestimmt ood, 
Metalle aufeunehm«), von jedem Zoll. Ein anderes €Ms ^ 



demaelbeii Dtttum giebt auch gewissen Rohraaterkdien fftr die 
Streidihok-Fabnkation Zollfreiheit. Zum Vorteil der Landwirt- 
schaft macht ein Oesetz von demselbeD Datum die Einfuhr des 
OiiBDOs, den die Landwirtschaft verbrancht, zollfrei. 

In Übereinstimranng mit der Verfassung Clüles genehmigt 
ein viertes Gesetz von tlemselben Datum die Erliclumg der flskali- 
schen uud städtischen Steuern, sowie aller anderen Steuern, die 
durch besondere Gesetze geregelt sind, auf IS Monate. 

Noch ein Gesetz vom 25. Januar bestimmt, dass die Kosten 
der Ausladungen, Versendungen, Zollerklärungen und Verschick un gen 
der W'aaren. welche durch das Zollamt gehen, von dem Empfänger 
getragen werden sollen. Ein anderes Gesetz von demselben Tage 
ordnet an, dass die Fraclitbriefe der Schiffe, welche nacli der Re- 
publik kommen, von den Konsukt Chiles in den Abgangsliäfen 
visiert werden. 

Ein Gesetz vom 31. Januar verbessert die auf die Organisation 
der anonymen Handelsgesellachaften bezQglichen Artikel 3ö6| 449 
des Handels-Qesetzbuches. 

Ein Gesotz vom 11. Juli dient zum Schutz der Banken gegen 
i)Iölzliche Abhebung der Depositen. Es bestimmt, dass während 
30 Tagen weder geklagt noch andere Schritte irgend welcher Art 
gegen die rückständigen Schuldner untemommen werden können, 
jedoch i^Onnen der Staat und die Monixipaütftt die Zahlung der 
Steumi ohne Aufschub vwbngen. 

Ein Oesetz Tom 31. Mi berechtigt den residenten der Re- 
publik, 50000000 Pesos in F^fdeigeld zu emittieEen. Dieses Qeid 
soll dazu dienen, um alle Schulde zu beashien, au^nommoi die- 
jenigen, weldie in Qold getilgt werden mQsaen, sowie die dar 
Ein- und AusfuhriAlle. 

Ein Gesetz vom 31. August schreibt vor, dass das Geld, 
wdchee der Fiskus aus der Einlösung der Renten (Oensus) erhftit, 
aar ausserordenüichen Amortisation der Offentiichen Schuld ver* 
wertet werden soll. Um dieses Gesetx su verstehen, ist es ndtig 
sa wissen, dass kraft eines Gesetzes von 1866 jeder Besitser, um 
sein Out von dem Censos zu befreien, eine gewisse Summe bei 
dem FiskuB nraderlegen muss, die soviel Zinsen bringt wie nOtig 
sind, um seine Rente zu bezahlen. Nachdem er das Depot nieder- 
gelegt hat, ist das Gut frei mid der Fiskus übernimmt sehieu Census. 
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Denselben Zweck bat noch ein Gesetz Y<m dem gldclno 
Datum, welchea die Etnhihr von Wolle Über die Gordilleno tm 
allem Zoll befreit Daa Qeeeta vom 29. Ifftrs bestimmt, das die 
Eisenbahnen Salpeter, Onano und kflnstlichen DOnger, die twi der 
einheimischen Landwirtschaft verwendet weiden sollen, fOr die 
Hilfte des bestehenden Tarifes za befördern haben, nnd das Ce- 
seti vom 29. November orhOht den Zoll, der auf der ISniahr wo 
Webestolfen lastet 

6. Kriegs- und Harine-Minii^tenutu. 

Wegrn (lor Sjviniiuug zwiRohen den "Rp|nihlikon Chile uivl 
Ai^rentinieii riciitete der Minister des Krieges \\n<\ der Marino im 
Jaiiro 1898 seine Aufmerksamkeit darauf, das Heer und die Flotte 
für einen zukünftigen, wenn auch unwahrscheinlichen, Krieg vor- 
zubereiten. Das Gesetz vom 22, Januar jenes Jahr^ vermehrte 
die Anzahl der Offiziere <ies Heeres, und am 28. Jimi wurde be- 
stimmt, dasR die oin({uailierte National-Garde in Friedeosieitefi 
40 vf)ni OohaJt der Aktiven erlialten soll. 

£Sin £ria68 vom 28. Februar desselben Jahres oigaaifiieit ei» 
allgemeines Kommissariat der Armee, ein Amt, welches fOr die 
Bezahlung und Verpflegung des Heeres au sorgen hat 

Das Oesetz vom 28. Januar erklärt die Pensionen und Onti' 
flkätionen der Mannschaften der Armee, ihrer Familien, oder iler 
Familien der Offiziere als unantsstbar nnd unpfftndbar. AusBodaD 
folgte eine Reihe von Verordnungen fOr die lÜBrine^). 

I 

*) Der ErhiBB vom 2.*$. Juni rief einen Kuraiis znr ÜnterweisaDg for 
Sergoanteu-Krankenwärter ius lieben, nnd ein Erlass vom 27. Ausru?? j^ 
oebmigte eine .lügemeine Vorschrift für die Uniformipning' der Amiee. 

Das Gesetz vom 2. Fehrunr ls<j',) fiiteignete zwangsweise einige Grund- 
stücke, um dos i^uartior des Katiouai-Clubn f ür Scheibenschiessen in SäQtiago 
SU erweitera. 

Em Erlass vom 11. Augnst desselben Jahres gab eine Anordsiuil 
die Handhabung und den Oebcanch von Degen nnd Sftbel bei den mtssdei 

Tnippenteilen, und noch ein Erlass von Jonv^elben Datum genehmig':' "in^o 
Lehrplan ühw den Reitunterricht für die berittenen Tnippenteile; 2 Krias* 
vom :^<). April genehmigten BestimmuDgea für die Prüfung der Sdti^ 
Jiadetten 1. und 2. lüasso. 

Für die Flotte gab ein Erlass vom 21. Januar 1899 eioe Anoidmiiif 
über die EmAhnmg der Manpscbaften anf den Kriegssohtffen. 



Alle diese Verordnungen wurden der Begiemng von der 
Hauptdirektion der ICarine diktiert; jene Direktion wurde dnroh 

mm Gesetz vom 10. August 1898 eingesetzt. Bis zu diesem Tage 
■war die chilenische Flotte durch Oosotze geleitet welche von der 
spanischeu Kruiie im IB. Jahrhuiideil erlassen worden waren. 

Nach dieser Neugestaltung soll die Flotte unter der Admini- 
stration eines Marineoffiziers stehen, der den Titel Oberbefehls- 
haber*) tragen soll. Die Verwaltung tfilt sich in 4 Abtei- 
lungen : die des Personals , des Materials , des maritimen Gebietes 
nnd des Kommissariats. Au der Spitze jeder Abteilung steht ein 
besondei*ür Bt-amtfr. 

Ein Rat wird aus dem < )lierV)efe!ilshaber, den besonderen Bö- 
amten nnd dem Uberkommandieivnden der Flotte gebüdet 

Endlich noch soll die ganze Verwaltung aus 5 Ämtern be- 
stehen: das des Oberbefehlshabers, des Sekretärs, dasjenige der 
technischen Angelegenheiten, das des Marine-Qericbtee, and das zur 
Verteidigung der Küsten und Wasserwerke. 

6. Ministerium der Industrie und der öffentlichen Arbeiten. 

Bis in die letzten Jahre neigten alle chilenischen Statthalter, 
welche aus der Schule des benlhmten fransösifioben Öconomisten 
Courcelle Leneuiif früheren Professors an unserer National- 
üniversit.lt, liervnrgegangen waren, zum freien üüter-Austansch. Aua 
diesem Gnmde entwickelte sich die nationale Industrie nicht, ob- 
gleich das Land reich an Kohnuitenalen ist, denn die Regierung 
bevorzugte das Ausland. 

Nodi eia Erlaag Tom 5^ Mai genehmigt eine Verordnung för die 
Pnnriaatieniog der Muine. 

ISn Erlan vom 16. Joni genehmigt eine Yeroidnung lOr die Scharf- 

sohfitzen der Marine. 

Ein Dfkret vom 20. des^olhpn Monate pcnt'liriiiijf eine Verordntuif,' für 
dit> Anlage unterseeisob^r Minen und die Verwendung von Elektrizität für 
die Schiffe. 

Ein Er\am vom Monat Juli genehmigt eine Verordnung für den 
Dienst der Maschinisten an Bord. 

Ein ErlasB vom selben Monat genehmigt eine Verordnung für den 

Oebranch von Medizin und anderer Heilmittel für die Marine. 

Noch ein Erlass vom f. August genehmigt eine Verordnung sor Er- 
lichtung mrtPT T^nternehts-Aostalt für Marine-Ingeuieur-Aspinuiten. 

*J Üirector jenerai. 
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Kflnlioh ist jedoch eine Brnktioo gegen dieses Prinap eiii- 
getreteo, das uns lu Tenliofaten drohte. Im Jahre 1897 woitei 
alle diejenigen Waren, wdcbe in Chile selbst produiiert werdei 
konnten, mit dnem Zoll von 60% belastet 

Bin Qeseta vom 17. Januar 1897 verleiht ezdusive Privil^gieo 
demjenigen Industriellen, dar eine Bleiche, Elrbevei und DradeRi 
für baumwollene Stoffe errichtet 

Ein Oesetz vom 4. Februar giebt der Reg^ierung Mittel, um 
Werke in den Kordilleren del Huasco einzurichten, die das WiMV 
zur Bewässerung der Tliäler sammeln; nocii eins von dem ErlddwD 
Datum erringt don Bopinn von Untei"suchunj?eii an, um die Eisen- 
bahnen von Taiafw;'i mit (ieiuMi des Süden» von Chile, durcjh die 
Wüste von Atacaiiui zu vereinigen. 

Ein ErlaöH vom 22. Mäi-z regelt den Dienst für die Öffent- 
lichen Bauten, und der Erlass vom 31. März genehmigt eine Ver- 
ordnung für die Voiirä^^,- über öffentliche Bauten. 

Ein Erlass vom 2. April stellt einem Industriellen, der eine 
Mfldcli* tis(;hule für Seidenweberei einrichtet, eine Subvention in 
Aussicht. 

Das Gefäotz vom 13. Juli verbietet den Fisciifang mittels Dy- 
namites, und das vom 24. Oktober beauftnigt die Richter, streng vor- 
zugehen gegen diejenigen, welche die Handekh oder Industiie- 
Schutzmarken missbraucben. 

Das Gesetz vom 1. Febnuir 1899 gewährt der R<^ening 
Mittel, die Eisenbahnlinie, die sich durch Chile erstreckt, bis zom 
Süden auszudehnen; und 2 andere Gesetze vom 3. jrenehmigea 
den Bau und die Wiederherstellung von Brücken und Wegen; 
2 andere Oesetze vom 6. bewilligen die Verlftngeruug der Eäseo- 
bahn nach Neiden und den Bau einer Ringbahn um Santiago. 

Der Erlass vom 26. Juni 1899 genehmigt doe Verordnung und 
einen Plan zum praktischen Studium des Bergfaches in Gapiap6. 

Das Oesets vom 12. September ordnet die Verlftngerung 
Eisenbahn von Ovalle nach dem Norden zu an. 



Nachtrag zur Dominikanischen Republik/) 

Die Domlnikanimdie TerfiuMimg, 

übersetst und erUUitort von Roberto Kftdc, LegaftionBBekretBr, Berlin. 

Der NationalkongreBB deklariert im Namen der Republik unter 

Anrufung des höchsten Schöpfers und Gesetzgebers der Welten zu 
Recht und in Kraft die folgende Verfassung der dominikaniöchea 
Republik nach Revision in der Sitzungsperiode von 189G: 

Titel 1. 
Erster Abeohnitt 
Das Volk und boIho Rogiemag; 

Artikel 1. Du dominikanisobe Volk ist die Gesamtheit aller 
durch ein und denselben politischen Vertrag vereinten Dominikaner. 

Artikel 2. Seine Regierung iat ihrem Weaen nach bOrgerlich, 
republikanisch) demokratiscfaf repiftsentativ, altematiT und yerant- 
wortlicfa; su iluer Amübimg wird sie in die gesetsgebende Qevalty 
in die yollxiehende und die fiditerliche geteilt Diese Gewalten 
sind unabhängig und die damit Bekleideten kOnnen die Grensen 
ihrer Amtsbefugnisse, die dieVerfitssung feslsetsti nicht fiberschreiten. 

Zweiter Abschnitt. 
Das Gebiet 

Artikel ^. Das Gebiet der Bepublik ist und bleibt unveräns^cr- 
. ludl. Seine Grenzen umfassen alles, was ehemals Spanischer Teil 
der Insel Santo Domingo hiess, und die anliegenden Inseln. Die 
Grenzen sind dieselben, die nach dem Vertrage zu Aranjues am 
3. Juli 1777 das Gebiet im Westen von dem fnuizOöachen Teile 
det Insel im Jahre 1793 trennten; sie kennen keine anderen Ver- 

') Zum hesstMt ii Vei->raiir|nis der Jaliresberichte über die l)nniitiika- 
nische Gesetzgebung urecliiuu die Wiedergabe der Verfassung der Dominiiia- 
Disöhen Republik iwsckmissig. Die Bedakfion. 



I 
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Änderungen erleiden als die, welohe sich ans dem Ditail d<a diiidi 
Plebimit vom 1. und 2. Juni 1895 eingoeetitten donunikaiiiscyniti' 
anischen Schied^gerichteB Tom 3. Juli 1895 ei^^ben. 

Artikel 4. Zwecke besserer Verwaltung ist das Qebiflt der 
dominikanischen Republik in Provinien und Distrikte eiDgeteüL 
Die ersteren und: Santo Domingo, Asua, Seybo, Santiago, La Y^i 
und EspaiUat; die Distrikte sind: Puerto Plata, Saroanft, Honte 
Chrisly, Barahona, San Pedro de Macorfs und Pkciflcador. 

|. Es ktooen neue Provinaen und Distrikte errichtet werdtt.*) 

Artikel 5. BSn Oesetz wird die Orenzen der Praviniee md 
der Distrikte, ebraso wie ihre Einteilung in Kommunen and Xin- 
tone lestsetsen.*) 

Artikel 6. Die Stadt Santo Domingo ist die Haupu>iadt der 
Bepublik und der Sita der Eegiening. 

Tit.-I 2. 
Die Dominikuer. 
Artikel 7. Dominikaner sind 

L Alle Personen, die im Gebiete der Bepublik geiwren ood 
und werden, welche Nationalitftt auch die Eltern sein mOgee,*) 

n. die in einem fremden Lande geborenen Kinder eines Domini- 
kaners oder einer Dominikanerin, wean sie in das domudkuidie 
Gebiet konmien und si«^ dort niederlassen, 

ni. Nach einjährigem Aufenthalte im Gebiete der Republik 
alle, die aus den spanisch-amerikanischen Bepubliken oder den be- 
nachbarten spanischen Antillen stammen und die dominiksniache 
Staatsangehörigkeit zu erwerben wflnsdlien, wenn sie dienen Vunscfc 
stets bewiesen haben und vor dem Gonvemeur der Proriu oder 

') V^^l. Mf-moria quo lal^egacion Estraordinaria de la Rppi'iblifa Domini- 
caoa m lioina presouta a la Santidad de L*K>n XIII, digui^iniü Poctifice 
Keinaute y Juez Arbitro en el Desacuerdo existente entre la Republi« 
Dominicana j la de Haiti vom 14. Febraar 1896. 

*) Dieses steht dem Koogrenee za, \gl. Terf. Artikel 25 No. 29. 

•) Ein solches Gesetz Ut noch nicht gegeben worden; auch nicht 
dringend nötig, da in den Dekreten, dnrch die die einzelnen Provinzen. 
Kotnmnnen und Kaotooe gescbaffeo werden, die oeueo Grenzeii Btsts tf* 
geführt worden. 

*) Ebenso lautet Codigo Civil Artikel 9. 

^} Obwohl nach Codigo Civil Artikel 19 eme Dominikanerin, die 
mit eioem AttBlünder Terhrnratet, deesen StaalnaaigehSrigkeit enriiiii 
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des Distriktes, in welchem de wolinea und die Natuislteations- 
nfknnde erhalten haben, den Eid geleistet haben, die Interessen der 
Republik trerteidigea za wollen, 

IV. alle gesetzmilssig NatumliBierien, ^ 

V. allo Angehörigen eines befreundeten Staates, die dauernd 
ihren Wohnsitz im Gebiete der Republik neliraen und nach mindestens 
zweijähri^^oin Aufenthalte in der Repniilik und nach au.^drilcklichem 
Yt rzicht auf ihre frühere Nationalaal erklären, die douumkanische 
Staatsangehörigkeit erworben zu wollen.*) 

§. Diese Artikel finden keine AnweuduDi; auf die im Gebiete 
der Republik geborenen eheliclieii Naclikommen der Auslän<1er. die 
sich in derselben als Vertreter oder im Dienste iiires Heimatstaates 
aufhalten. 

Artikel ^. Es kann keinem Dominikaner wälirend seines Auf- 
enthaltes in der Re])ublik eine andere Nationalität als die domini- 
kanische zuerkannt werden.^) 



') Decreto del P. E. fijando reglas pars oooceder oarta de dadadania 
Col. I, Nn. vom 2(5. Boptornber 1845. 

') Wälueud die Verfa-sHuug im Artikel 7 nur über den Erwerb der 
8taat8&ugebörigkeit bandelt, sind die ßestiminuDgen über den Verlust der- 
selben den Artikeb 19 und 21 des Godigo Civil tn entnehmen. Bie 
Natnralisationsarkundeii «teilt die Ezekntive. Artikel 61 Abe. 27. 

Nur eine historische Untersuchung kann diese Bestimmung erklären und 
rechtfertigen. Die Verf. von 1844 schrieb im Artikel 7 Abs. 4 vor, dass die 
im Ausland pehorenen Kinder der p!!«'>malig'en Bewohner des fniheren 
spaoiscbeu Teiles der luci«!, weim sie da« doiiiiuikjuiis>clie Gebiet Victreleu, 
ipso facto dominikaniscbe Staatsangehörige seien. Um sich nun dem Miiitär- 
lüfiost zu entsielien, behaapteten viele dieser Zarfickgekehrten, Aualänder 
an sein, da sie sieh ooeb nicbt in den FonneOf wie sie der Artikel 18 des 
büigerl. Oosetzbuches (Code Napoleon) vorschriebe, um die Wiedererlangung 
der dominikanischen Staatsangehörigkeit, der sie nach Artikel 17 v»ihtstig 
gegantfon waren, beworben hätten. Ein Dekret vom 29. Oktober 1849, Col. 1 
No. 2l(>, hult diesen Widerspruch Ualnn auf, dass die Berufung auf das 
bürgerl. Gesetzbuch rechtlos sei. Eines solches Dekretes hätte es m. E. gar 
Dicht bedurft, denn nohon die Veif. tgd 1844 enthielt eine dea Artikel 17 
des bfirgerl. Oesetsboobes in diesem KollisioDBlSille aufhebende BestinimnDg 
im Artikel ST); vgl. auch Artikel 113 der geltenden Verf. Die Vorsobrift dee 
Dekretes von 1849 wurde als Artikel G in die Verf. vom 14. November 1865, 
0"il IV, No. 81)2, aufgenommen, d«»nn int Anfang der scrhziper Jahre hatten 
die Vertreter Spaniens in der doniiiukam-« hen liepublik koiu Bedenken ge- 
tragen, unzählige Dominikaner zu natural isiereo, um sieb so eine gix>s8e 
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Artikel 9. Alle Dominikaner «nd mm Diensto für das Val» 
landi wie die Gesetze es bestimmeii, verpflichtet und habea ihr 
YermOgen und im EmstbUe ihr Leben zur Verteidigang dei 
landee einsusetsen.^) 

Artikel 10. Bin Gesetz wird die Rechte der AuaUoier ^ 
stimmen.*) 

Titel 3. 

Die Grundrechte der Dooiiaikaner. 
Artikel 11. Das Volk gewährleistet den Dominikanern: 

1. die Unverletzlichkeit des Lebens wegen politischer V^* 
gehen 

2. die Freiheit des Gedankenausdrucks iu Wort und Schrift 
ohne Toihei^hende Zensur, sbw mit Unterwerfung unter die dies* 
hezOglichen Gesetze;*) 

3. Das Eigentum mit allen seinen Rechten; es ist bot den 
7cn der Legislative festgesetzten An&agen') nnterwoffen und eim^r 
Enteignung nur zu gemeinnfltzigen Zwecken nach richteriicfaer £nt- 
scheidnng und unter Torheigehender Entsdifldigung mit dem Recht» 
der Beschwerde; 

4. die Ünverletslichkeit und das Geheimnis der Briefe ^ 
anderer Papiere;^ 

T^irtiM zu Sfhafft?n und der Einvorlfibung in die spanisoho Mmiarfbie 
jtuarijt'if.'u. Llt»ute ist die im Aiükel 9 der Verf. beibohaitene iJestunmui'i 
bedeutungslc^. 

*) Der Artikel 9 sobemt ans der Zeit beibehalten sn aem, ab die ^«^ 
zwiachea Staahsngelutoipni und Staatsb&rgem noeb nidit aduurf ODtuicliiii 
Denn zu Hilitärdiensten ist Jeder Dominikaner, der aohtiebo Jakie alt ist 

also nach Artikel 14 der Veif. jeder Staatsböi^cr, und nach Artit "! 1 
Kooakriptionsgesetzps vom 8. Jnni 1885. Col. IX, 2ä42, verpflichtet. 

'l Ein solches ist uo<.li nicht gegt-boii worden; aiicli nicht iiütwrf*'i^^- 
zumal die Ausländer den StAathaiigtihürigf n fast gleichgestellt stod aod 
koomrooale Imter bekleidMi können. Vgl. dagegen die haiHaniadie Yeitwii 
naoh der Fremde vom Orandelgeiitnin anageechloasen sind. 

^ Dieaea Grundrecht datiert vom 19. Febrasr 1898. 

') I.ey 8obre k libertad de imprenaa vom 10. Mai 1846 Col. I, No^ Sl. 
mit Modifikationen neu erlassen am 2. Oktober 187Ö Col. Vi, M l^i 
ferner Codigo ppnjil Artil;el 283 — 2SK). 

Vgl. Artikel 25 Ho. und No. 21. 

*) Codigo pflDil Artikel 378 bedroht die Verietrang des BriefgehNS- 
niaaes mit Freibeitatrafe oder CMdatrafe. 
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5. Die Ünveiietzlichkeit der Wohnung; nur nach Miufligftbe dsB 
Geeeices und um die YoUfUhrnog einei Deliktes xu Terhrndeni) 
kann in dieselbe eingedrungen werden; 

6. die persönliche Freiheit, und deshalb 

1. bleibt die Sklaveru iOr immer verboten; 
' 2. sind die Sklaven frei, die das Gebiet der Republik betreten; 
3. haben alle Bürger das Recht, das zu thun und auszuführen, 
wad nicht in die ReditssphSre eines andern eingreift; 

7. vom achtzehnten Lebensjahre au die Freüieit der Stimm- 
aligaben bei den Urwahlen ; ^) 

8. die Gewerbefieiheit ; -) 

9. daa Eigentum an dou Erfindungen, den wissenschaftlichen, 
künstlerischen und litomriBchon Erzeugnissen 

10. die Freilieit der öffentlichen imd privaten Vereinigung und 
Verbiiidiirig oliiu; Waffen;*) 

11. die Petitionsfroiheit und das Recht Resohitionen zu fassen. 
Diese können bei irgend einem Beamteten, bei einer Behörde oder 

*) Eb ist dies eine AiuBsning des Bnrgenedhte«, das mit 18 Jahren 
erworben wüd; irgL Artikel 14 und 78. Kein aktives Wahliooht haben 
dagegen die Oflizi<»re und Soldaton, Verf. Artikel 88. 

») Vgl. Col. Vlli No. 20:',;') vom 10. Juni und IX iSo. 2225 vom 

lU. Mai 1824, nach Letzterem behalt sich der Staat das Privilegierungsrecbt 
foT bestimmte UntemehmiUMten vor: dazu gehören die Auhagen von Eisen- 
bahnen, Eabehi, Telegraphen, Kanilen und Wasserwerken. 

Vgl. Artikel 25 No. 36 nnd Artikel 51 No. 12 der rerf. 

Die Gewerbe-Freiheit ist ferner beschränkt durch die gesetzliche 
Forderung eines Falii; ! 'it-^-Nachweises für Arzte durch die Ley solne Juro 
M<*diro vom 23. Mui ls8;5, Co). VllI No. 21 IK; für Keclitsanwälte durrh 
Ley orgiinica para los Tribunale» Artikel Qf> T\) votu 21. Juni 1895, Gaz. 
Of. No. lObS; für Oeometer doroh Ley de agnmensura vom 30. Joni 1882 
Col. vm No. 2021 nnd Gas. Of..l015. 

') Aof Orand dieser Bestimmiuig ond der Resoladon del C N. 
autorizando al P. E. para que pueda otorgar privilegU) sobre propiedsd 
litoraria vom 4. Juli 1884 wt-rJcn P^rfindunf^en Staatsaugehöriger und Aus- 
länder pateutrechtlich geschut/t. Kin ratent-Gesetz, wie es bei Li.szt, die 
Strafgesetzgebung der Gegenwart Bd. il t). 43') irrtümlich erwähnt wird, 
giebt es nicht. Das Strafgesetzbuch bedroht deo Missbrauoh geistigen 
Eigentoms in den Aitikeb 425/429. Über Autorreeht vgl. Ool. IX No. 2465 
nnd 2486. 

*) Dieses Grundrecht wird be.schränkt diucii den Codigo pönal Artikel 
21)1 294. Diese Ht>.stiminungen sind müder als die denselben Gegenstand 
behandelodeo Artikel 291;2t^4 des franz. Code peoal. 76 
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KOrpenehaft eiogereioht werden. Wenn der Antrag von HehMOi 
geetdlt ist, haften die eisten fOnf Unteneiclmeteii für die Eehtiiat 
der üntenchriflea und alle fflr die Wahrheit des Inhaltet; 

12. die Freiheit des Unterrichtes, der in seiner gaaxea Am* 
dehnung unterstützt werden wird. Die Regiening bleibt verpflichte!, 
unentgeltlich für den wissenschaftlichen und technischeu Elementar- 
unterricht zu sorgen ; *) 

13. dio Duldung der KuUe. Die römisch-kalhulisch-apAstnlische 
Religion ist die Staatsreligion; dio übrigen Kulte können in ihrcB 
AndachtsgebäuUen ungehtört gepflegt werden;*) 

14. die personliche Sicherheit und deshalb kann kein Dominikaner 

1. Schulden halber, die nicht betrügerisoh oder verbraclieriKli 
sind, fea^enommen werden;") 

2. verpflichtet werden, in smnem Hause Eünquarticnuig von 
Militftcpenonett au&unehmen; 

3. von Sondertribunalen oder Eommissionen abgeurteilt Verden, 
sondern nur von seinem gesetzlichen Richter and kiaft der m 
dem Delikt oder der Handlung, die abgeurteilt werden soll, g^lmieo 
Geeetse;*) 

4. festgenommen oder verhaftet werden ohne vorhei^hendea 

schriftlichen Befehl des Beamten, der die \rerhaftung zu verfügen 
hat, mit Erwähnung des Deliktes, wenn er nicht auf frischer Hut 
ertappt ist; 

5. jeilem Verhafteten wird der (iiuiul seiner Wrh^ftune mit- 
geteilt und spätestens 48 Stunden nach seiner FreiluMt'^t ntii'iiuiig 
Erklänmg darüber gegeben; letztei-e kann keinem für laim'vie Zeit 
vorenthalten wenlen, als der T'TitorsiuliunerBritliter für ilnn^b"'' 
nötig erachtet, damit die Untersuchung nicht gehindert wirdj et)en»> 

•) Vgl. Artikel 25 No. 18 und Anm. 

») Vgl. Artikel 25 No. :i2 uud Amn. Codigo penal Artikel 260;26i 
') Codigo peaal Artikel 402/405 und Codigo de Comercio Artikel 591, 99i 
*) Die Btnl^ricbtBbarkeit ftber die Mitglieder des Beeret ood der 

Marine steht den Kriegagerichten (Coneejos de gnerra) an aadi Hassgsbe 

de» Codigo Peual Militär y de Procedimiento Militär v. 26. August 1S>4. 

Col. IX No. 227G. Dieser ist eine Modifikation des Codigo Militär r. la Joü 

1867, Col. V No. 10r.ö. 

Vgl. auuU Aitikül Ü9 No. 9, Artikel 90 und Anm. zu Artikel 25 No. 3^ 

der Verf. 
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-weDig kann er längere Zeit, als das Gtoeetz bestimmt, in Gefangen- 
schaft gehalten') werden; 

6. kein Verurteilter hat irgend eine Strafe zu verbüsisen, wenn 
er niclit gesetzlich verhört und verurteilt ist; 

15. die Gleichheit, kraft welclior 

1. aUe nach denselben Gesetzen abgeurteilt werden mOssea 
und denselben Pflichten und Steuern unterwürfen sind; 

2. Adelspnldikato, erbliche Ehren und Auszeichnungen nicht 
verliehen wei-den;^) 

3. alle Beamten amtlich nicht anders als mit ,,Bürger'' und 
,y8ie" anzureden sind.^) 

Aiiikol 12. Die, welelie Befehle, I)t'krete oder Resohitionen, 
die irgend eins der den Doininikaneni gewährleisteten (inindrechte 
verletzen, aufsetzen, unterzeichnen, ausführen oder auszuführen 
befehlen, sind zu verfolgen und nach Massgabe des Gesetzes zu 
bestrafen. 

§. Jeder BOiiger kann sie anklagend) 

Tilol 4 
Das Bürgerrecht 

Artikel 13. Alle Bürger, die im Oeniisee der bflrgerüohen 
Rechte stehen, können zu den öffentlichen Ämtern wfihlen und 
gewählt werden; vorausgesetzt, dass sie die vom Gesetz geforderten 
Eigensehalten besitzen. 

Artikel 14. Zum Genüsse der Bfligeirechte ist es «forderlich 

1. Dominikaner,^) 

2. verheiratet oder achtzehn Jahre alt zu sem. 
Artikel 15. Die BOrgwiechte g^n verloren') 



') Zuwiderhandelnde sind strafbar aadi den Artikeln 341/344 des 

Codigo peoal. 

') Vgl. Artikel lu5 der Verf. 

») Diese Vorschrift, die am 19. Oktober 1864, Col. FV Nu. 801 
dekretiert worden war, waluwrfieiiilidi um dem Einflnsae Spaaiens daroh 
Yerleihen vod Orden uod Titeln an die Dominikaner Abbrneh sa thnn, ist 
1877 ia die Yerfsesmig aofgenommen worden. 

♦) Vgl. auch Artikel 104 der Verl 

V-1. Artikel 7 der Verf. 
' ) Bestimmuugeu über den Verlast des Staatsbürger-KeohteH enthielt 
erat die zweite Koostitutioa vom 27. Februar 1854 Artikel (i und zwar die 

76* 
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1. daroh einoD Dienst oder die Zusage eines Diemtes fgsgm 
die Republik, 

2. durch Yerurteihing 211 körperlichen oder entehrraden Stnfe«, ^ 

3. durch Üljernahme eines Amtes einer freiii<len I^oiriening auf 
dominikanischem Gebiete ohne Qt- nplimigung des National-Kongresses, 

4. durch betrügerischen Bankerott*) 

Titel 5. 
INe SoaveriUietSt 
Artikel 17. Das Volk allein ist Bouvefftn.*) 

Titel 6. 
L Abschnitt 
Die geset^bende Gewalt 

Artikel 18. Di© gesetzgi^bonde Gewalt wird ihu\-li toiieo Kon- 
gresß, der aus vieruudzwauzig Deputierten besteht, ausgeübt*) üi« 

Nununern 1 und 2. Die Vorsdiriften in 'A und 4 wurden erst ISüö auf' 
gODommen. Dio Vüm;brift iu 3, beaoudere um der Auütelluug von Donrätt' 
ksneni in ftpuüMbe Dienste, wodnndi eine nbermal^ InkoiporatioD in ia» 
epaniadie Monarebie sn befflrehten gewesen wftre, vontabeagen. Der Voi^ 

brat der Artikel 15 und 16 der geltenden Verfassung datiert aas dem Jtbre 
1877 und nach diesem Texte sind dann die Artikel 17 und IS i • > ^^^^ 
Crxjü Civil bei feiner Promtti§;atioo in spanischer Bpraohe am 17. Aphl 1^ 
at>geändert worden. 

') Solche «iud Todesstrafe, Verurteiiuug zu offeutiichen Arbeiten, Kerker 
nnd Gefängnis. Codigo Penat Artikel 7. 

Codigo Penal Artikel 402/405. Oodigo de Oomenio Artikel 581/592. 

*) In der ersten Eonstttntion von 1844 lautete der Artikel 39: U 
soberania reside en la universalidad de los Ciudadanos. Da« Wort Volk, 
PiioMo, i1»^r {Tpltenden Verfa*«stuig bf»df»utot also dif Gesamtheit fl*'r St^f«- 
bürger. Diesi-s Prinzip, den st'Ihstundigcn Willen der pfilitisrh vyU twnsi-i'- 
tigten Bevölkerung zum Aufdruck zu bringen, wird am ätarkKten r«alisi«t< 
durch Flebisoite; so s. B. Flebiscit vom la Isbraar 1873, CoL T, VIS»} 
xuletat vom 1. Juni 1896 zor Rsgeinng der Orencstreitigkeiten mit B>i^ 
vgl. hieixn die in Anm. 1 erwähnte Ifomoria. 

*) Bin zum Jahre 1866 gab es twei Kammern: el Consejo CVi:>f''^ 
Artikol 5?>'(»7 der Konstitntion von 1844 und el Tribunado, Kegianiento 
interior de la Caniara du! Tribunado Toi I. Kegl. del Conpn«;o Col. H» 
2öb. Nach der Restauration wurde iui Jahre lb66 das Zwei-Kanuuex-Sjstei« 
aui^ehoben. 
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Al)geordDeten, swei fOr jede Pxüvins und swei fOr jeden IMstrikt, 
werden indirekt^) gewiiüt 

Bus Mandit eines Depntieiten liiert -ner Jahre.') 

Nach Ablauf der Legislaturperiode erneuert sich der KoDgrees 
total; die Deputierten kOnnen wiedergewählt werden. 

§. Das Mandat eines Deputierten ist wüIihmkI der Session un- 
veieinl>ar mit irgend einem anderen Itesoldeteu oder unbesoldeten 
Amte, staatlichen Mandate oder Thätigkeit. 

§§. DojMitierto können nicht sein: der Präsident und der 
Vize-Präöident der Republik, der Vorsitzende, die Richter und der 
Staatsanwalt des Obersten Qerichtshofes; ebensowenig die Gouver* 
neure der Provinzen und der Distrikte. 

Artikel 19. Ausser den Deputierten wird eine gleiche Anzahl 
Ei-satzinänner') auf dieselbe Weise wie jene gewählt, um sie im 
Falle des Todes, des Verzichtes, der Mandstsentziehung oder der 
Ungeeignetheit zu ersetzen. 

§. Die Ersatzmänner treten an die Stelle der Deputierten der 
bezflglichen Proiinzen oder Distrikte in der Reihenfolge, wie die 
Stimmenzahl, die sie erhalten haben, anzeigt.*) 

Artikel 20. Um Deputierter zn sein, ist es erforderlidi: 

1. Draninikaner im vollen Genüsse der btligerlichen und poli- 
ttschen Rechte, 

2. wenigstens einundzwanzig Jahre alt, 

S. aus der Provinz oder dem Distrikt, der ihn gewAhlt hat, 
gebartig zu sein oder dort zu wohnen oder ein Jahr dort gewohnt 
SU haben. 

§. im Kalle, dass eine Provinz ofler ein Distrikt ohne Ver- 
tretung bleibt, schreitet der Kon;^'re.ss dazu, die fehlenden Deputierten 
zu ersetzen, ohne auf diw voretehende letzte Erfordernis liück.sicht 
zu nehmen. 



*) Vgl. Artikel 84 No. 1 der Verf. und ley electorai vom 11. Juni 1888; 
Oai. of. 721. 

*) Ebenftila vietjihrig ist das Amt dos Piisidenten und Vize-Prisidentsn 
der HspuUik, der Riobter dei Obersten Oerichtsholes nnd der Tiibuosle 

Erster Instanz, der Mitglieder der Rochnungskammer und der Wahlmlnner. 
Artikel 44, ir.. GS, 71 §§2, 83 und 95. 

') Vgl. Artikel 84 Xo. 1 der Verf. 

') Vgl Artikel 20 § der Verf. 
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Artikdl 21. Der EongreBS veniiugt sich Belbetrediflkli la 
27. Februar^) jedes Jahres und hfilt Situing, wenn xwd firittd 
der Mitglieder anwesend sind. Seine Session datiert neiuuig T^p 
und kann auf Antrag der ansfOhienden Oewalt^ oder diudi B»- 
BohlusB des Kongresses um dreissig Tage verllngert werden. 

§. In aiiBserordentlidien FUlen kann die gesetsgebende Omlt 
beecbliessen, ihre Sitzung an irgend einem anderen Flatie der 
Bepublik abzuhalten oder, wenn sie sohon in der Hauptstadt n- 
sammengetreten ist» ihre Verlegung nach ein«n anderen Orte.^ 

Artikel 22. Der Kongress kann keine Sitsung abhalten^ veno 
nicht xwei Drittel seiner Mitglieder anwesend sind. Zu jeder 
Verabschiediing von Gesetzen oder anderen wichtigen Vorlagen iet 
die Majorität von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder erforderlidL 

Artikel 23. Die Sitzungen nind öfTeiitlicli und können nur 
auf Beschluss des Kongresses geheiiii -sein. 

Artikel 24. Die Mitglieder des Kougresses üind unverant- 
uuitlich für die Ausseniügen, die sie in cler Ausühnug ihies 
Mandat»'.- bt'kundeii, und können ihretwegen niemals verfolgt oder 
zur lieuliensciiaft gezogen wer<len.*) Sie küiinf'n ntir f. stirf^nomraen 
oder verhaftet wemlen fOr Verbrechen, die mit eiitehremiei Strafe 
bedroht sind, nach erteilter Bevollmaohtigung von Seiten 
KongTosses, dem Bericht mit zusammenfassender Darstelluiig '1"^ 
Thatbesiandes erstattet wird. In den übrigen Fällen, in donon 1:-! 
Deputiei-ten ein Delikt hogehcn. das mit anderen körperlichen Slraien 
bedn)ht ist, kann der Richter auf Gnmd eines Gesamtberichtefl 
nicht eher zur Festnahme des Angeschuldigten schreiteQ} als ^ 
das Urteil der letzten Instanz rechtskräftig geworden ist 

Artikel 25. Dem Kongresse liegt ob: 

1. die Wahlurkunden des Prflstdenten und des VizeprftsHentoi 
der Bepublik su prQfen, die Stimmen zu sfthlen, die sich ergebende 

*) Ajii 27. Februar 1844 kapitulierte der Haitiauisohe Oeaenl Desgrott« 
in Santo Domingo. Es ist der Tag der Befreiung voq der HaifiiniMtoi 
Hemohalt des Fiisidenten Biriere Henod, der Boyer gestfint hatte, «id 
der Tag der ünabkiogigkdt der Dominikanndien Bepnblikf vgl. Artikel 97 

der Verf. 

I Vgl. ein ferneres Recht Artikel 51 No. 5 der Verl 

j Vgl. Artikel ü der Verf. 

*) Schon vom konstituierenden Kongress durch Declaratoria von 
14. Oktober 1844 Gol. I, 19 vorgesohrieben voiden. 
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Wahl zu verijSdereD, die Gewählten su proUamieren, sie eidlich 
m veipflichten imd nötigenfAlls ihre Yerrichüeistiing') entgegen- 
sunehmen; 

2. aus den von den tustflndigen Wahlkollegien eingereichten 
Yorschlagslisten die Richter des Obersten Oerichtshofes und der 
Tribunale Erster Instanz zu wählen und ihre Versichtleiatung ent- 
gegeozunehmen ; *) 

3. in gleicher Weise die Mitglieder der Rechimngskaiuiner zu 
ernennen und ihre Verzichtleistung entgegenzunehmen;*) 

4. den Anklageziistatul seiner eigenon Mitglieder, des Piüsi- 
dentcii und Vize- l'i-;isiilonti>n der R»'])iii'lik, der Staatssekretäre*) 
und der Riciiter d. s Ot>erston rroiichtsiiofes*) zu beschliessen, wenn 
sie gesetzlich aii^n klai,'t sind und die Anklage begründet ist: 

5. die allgeiiieint'ti Steuern') und Abgaben*) aufzuerlegen; 

6. die ätaaüiciien Ausgaben auf Grund der VoransclUfige der 
auaffihrenden Gewalt festzusetzen; 

') WeoD im FaUo der Abdankung des PtlsideDten der RepoUik der 
Xoogrsss nkdit venatnmek ist, nimmt der Rat der Staatssekretilre dss £nt> 
lassnngsgesuch entpp^rpn •, vgl. Verf. Artikel 47 §. 

») Vgl. Ärtik.'I S4 No. 4. 

*) Vgl. Artikel und Amii. zu Artikel 71 § 2 uud Artikel 'A No. IG. 

*) Jedoch werdm die Mitglieder der üecbnungskammer oicht wie die 
im Artikel 25 No. 2 genannten Richter auf Yeradilag der Wahlkollegien 
gewihlt, sondern direkt; Ley que estableoe nna camara de Cuentas, 1890« 
Artikel 1. 

Zuständig i.st th-r Oberste Gerichtshof, Verf. Artikel (59, KorruT 
ist d'T ()b*>rfitf> GerichtKlinf zuständig für Vergehen der Speztal-Delegieiteu 
der Exekutive, Verf. Artikel f)l No. 13. 

*) Weder die Ver&flauDg nooh ein Gesetz schreibt vor, dass in diosom 
FUle der Koogress auch erkeDneodes Gericht seiti soll. Dieses Ist aber 
anzwiebineii auf Onmd des Artikels 26 der Verf. und der Flfaxls, vgl. Col. II 
No. 225. Auch hatte die erste Verfassung von 1844 im Artikel 07 No. 0 
di«' Ziistriiiiiii,'kt it in Sachen gpg»»n <iif Rii hter des Obersten Gerichtshofes 
der Ersten Kamm*'r, vpl. d'w Aiiin. zu Artikel 18, ati'idrünklir'h beigelegt 
Vgl. auch dm lietht des Kongresses, die Gesetze zu interpretieren, Verf. 
Artikel 25 No. 1.5. 

0 Ley de patentes für das Jahr 1808 vom 2. Juni 1897, Gas. Ol 1190 
betrifft Oewerbestetier, vgl. das Beferat im Jahiboch IV 8. 430/432. 

"i Loy sobro Adoanas y Puerto», 1896, Artikel 50 57 Hafen- Abgaben. 
I.py subre servicio cousular, 8. Juui 1887, .\rtikel 83. Loy sobre las miiias 
vom 26. Juni 1870. Col. VU No. 1540; CoL Vm üo. 1900. Über Zolle 
vgl Verf. Artikel 25 No. 21. 
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7. vor Sohlass der Session den Staatslianshalts-Elti fafltn* 
stellen. Wenn aus irgend einem Grunde das Budget fOr (Be 
kommende Etats-Periode nicht zustande gekommen ist, ist du 
letztjfthrige Budget massgebend; 

8. auf Grund der Abrechnung der Rechnunffskammer') die 
Eingänge und die Verwendtjng der SUiatsoinküiifte, ülner die 
lieh die ausführende OewaiL iiechnuug zu iegeu-j liat, in büligen 
oder zu verwerfen; 

9. (Ho Irürfi^Tliche und strafFOcUtliche (iesetzgebuug, deren Ver- 
änderung und Reform; 

10. alles zu bescbliessen, wss die Yerwahnuig, Yen^altnng, 
Verwertung und Veiftusserong der stsatlichen Güter betrillt;') 

11. Anleihen auf den Kredit des Staates zu besdUiesani. ^ 
keine ist ohne Torau^jogangene Darl^mg ihres Nutzem fOf ^ 
Staat abzuBtimmen; 

12. den Wert, das Gewicht, den Stempel und das Gepi%ßi 
das Oesetz und die Zahl der Mrni-/>»n zu Ifestimiiion und einhesÜlA 
festzusetzen; Aber die Zulassung fn-'inder Muii/.eu zu bescbliessen. •) 
In keinem Falle wixtl eine staatliche Münze das Bild irgend eiuer 

Ferboii ti-ageii ; 

13. die Qeviohte und die Maasse festzusetzen und zu uoi- 
formieren;^) 

14. nicht verfassungmSasige Ämter zn schaffen oderaofnüiebea; 
die Gehfllter zu bestimmen, sie herabzusetzen oder zu erhOhen; 

15. die Gesetze*) und Dekrete zu interpretieren und im Fall« 

•) Vgl. Verf. Artikel 9.5. Ley, Camara de Cuontas, von 189d, AitiW lö- 

») Vgl. Verf. Artikel 63; Artikel 25, G utid 'I, 3. 

*) Ley sobn- el rogtrnfn dp !a Flaripnda ruhlica vom 27. Jttoi 
Ley que establece uiia Caiuaru Uu Cueuta^ vom 27. Juui 1896. 

^) Vgl. hierzu meine Ausführung im Jahrbuche IV S. 433/437. 
Deoreto oaifbnnando el peso y medida vod 1845, CoL I ^ 
Decreto ponieodo en vtgor el sbtema de peeoe y medidas metrioo'<i^'^ 
frances vom 22. Mai 1867, Col. V No. 1040. Resoluciou fijande U ^^ediä 
de galon vom 6. Dezember 1882, Col. VIll No. 2092. Decreto üWr B fi^"' 
masse vom 6. Juli 1883, Col. VllI No. 2158. Vgl. dazu J. R. Abad. i^'^'"» 
Ocueral, 1888, pag. 218/22r>. Ijej de Agrimeosura vom 30. Jooi Iß^Ä 
CoL VllI, 2021, Artikel 34; 35. 

*) Hier ist unter Gesetzen anoh die Verfsssnng zu venteheit. 
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des Zirdfete und der Unklarheit sie aufzuheben oder ansfler Kraft 

zu setzen ;i) 

16. den OllisnsiTkrieg zu beechliesBen unter Berflcksiditigung der 
Gründe, die die vollziehende Gewalt nnterbreitet, und wenn es 
ilim nötig erscheint, sie zu ersuchen, Frieden zu schliessen; 

17. bei Friedensverträgen, Allianzen. Freundschüfts-, Noutrali- 
täts-, Handelsverträgen ^) und allen anderen, welche die vollfülireude 
Gewalt abschliesHt, seine Zustimmung zu geben rxler zu verweigern. *) 
Kein Vertrag ohne Genehmigung iiat (rfiltigkeit; 

18. für den (UTentlichen Uritei riclit, '») die Pflege der W'issen- 
Bchaften und Küu&te, für die allgemein nützlichen Anstalten zu 



') Vgl. Verf. Artikel «9, tf. Interpretaoion vom 26. Juni 1883, CoL VIII 
No. 2139. 

') Vgl. Verf. Artikel 51 No. 21 uuü Ailikcl 101 imd Auin.j vgl. da- 
gegen Verf. Artikel 61 No. 1 and Ann. 

*) Folgende Freundsohafts-, Handels- vnd Sobiffohrts-Verträge sbd 

zwischen der Domiuikaniscbea Republik geschlossen worden und FrankreioJi, 
Oktober 1849, Co). II, 182 und Mai 1852, Col. n, 273, 301; England, 
September la'VO, Col II, 224, 226; Dänemark, April 1852, Col. II, 252, 261, 
29<»; Niederlanden. November 1853. Ool. II, 333; abgel«»hnt Col. III, 475; 
neuer Vertrag vom November 1857, Col. III, 516; Vereinigte Staaten von 
Nord-Ameriks, Oktober 1854, GoL II, 365, 367; III, 422; Saidinien, Mine 
1854, Oot. m, 373, 384; Spsoien, August 1855, Col. HI, 377, 383-, Freie 
und BsoBSStsdi BremeD, Mai 1855, Col. III, 386, 468, 589. Nach der 
Restauration mit den Vereinigten Staaten von Amerika, Mai 1867, Col. V, 
1042, 1066; Haiti, Juli 1867, Co!. V, 1067. 1077; VI, 1357, 13n6; VII, 
1615, 173.3, 1809: VJII. 1930; S|»anieG, Dezember 1874, Co!. VI. i:{<i2, 1482; 
San Salvador, August 1882, üol. VlU, 2071; Frankreich, Koutjukr- Vortrag, 
Juni 1883, Col. YIU. 2130; dem Heil^ Stahl, März 1884, Col. IX, 2229/2232 ; 
F^kreich, Haodels- und Sofaifhhrts -Vertrag, Juli 1884, Col. IZ, 2272; 
Portngd, Handels- und SehüMuts.Vertrag, November 1884, CoL IX, 2306, 
2387; Konsular- Vertrag, November 1884, Co!. IX, 2309. 238S; Vereinigten 
Staaten von N<jr(i-.\inerika, Dezemhor IRSl. Col. IX, '318; Deutschland, 
Mai 1885, Co). IX, 2337, 2357. 2403, 24fiO; Vereiuigtuu Staaten von Amerika, 
liaodels -Vertrag, 4. Juiii 18Ü1, Soudurdrmtk; Mexico, Mai 1890, Gaz. OL 
No. 825. 

*) Der am 24, Juli ltt56 mit den Niederlsaden sbgesoblossene Freund- 
Hohafts -Vertrag warde von der Eisten Kammer sligelehnt, Gel. HI No. 475. 

^) I.<ey restabledendo la antigiia Universidad de Santo Domingo von 
1S.^>!), Col. III, ('»02; dazu Resolucion von 1880, Col. Vll, 1882; SchtilgosMtz 
vom 2.'» Juni 1895. Oaz. Of. No. 1090. Reglamento intPiior d*'! ("olegio 
Central vom 1.^. Januar 1898, Gaz. Of. 1224. Vgl. Verl. Artikel 11 No. 12- 
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BOigen und, wenn ee ihm nötig eraohemt, su besddieaiii, dM 
dar Elementarnnterricht dblig^toiisch ad;^) tdo der aiufüMn 
Gewalt jftbrlioli detaillieite RechenseliBftberichte Über den Zmluid 
der Anstalten dee Mfentlichen und privaten Unterrichtes einttifoiden; 

19. allgemeine Begnadigungen und Amaestieen zu eriMeD:*} 

20. den Belageningsnatand zu beaeUieeseii and auf bettminte 
Zeit die Grundrechte 2, 3 und 9 des Artikels 11 und die NoinneR 
4 und 5 des Artikels 13 aufzubeben. Diese besagen Foliendet: 
No. 2 die F^heit des Gedankenausdmcks in Wort aad Sckrift 
ohne vorliergehendo Zensur, aber mit Ontwwerfung unter die die^ 
bezüglichen Gesetze; No. 4 die Unverlctzlichkeit und das Gehomiui 
der Briefe und anderer Papiere; No. 10 die Freiheit der öffent- 
lichon und privaten Verfini^Ming und Vertiiiiduii^ ohm Waff»*n; 
No. 14 Absatz 4 festgpiunnineii oder verhaftet woi'den ohne rorlier- 
gehenden schriftlichen B» fehl des Beamten, der die Verhidtitug 
vei fiiL;<'H liut, mit Erwähjiung des Deliktes, \veiin er nicht auf 
friseher That »'li.iiipt ist: Absatz 5 jedtMn Verliafteteu winl *ier 
(j-rund seiner Veiliaftun^ niitgetfilt und spätestens 48 Stunden weh 
seiner Fivihettsciitziehung Erklärung; darüber i;t'i^(^ben: letztere kann 
kf'ineni für liingem Zeit vorenthalten werden, als der rnter?nc!n!re*i- 
richter für durehaus nötig eraclitet, damit die Untersueiiung : i 1'^ 
ers(;hwort winl ; ebensowenig kann er längere Zeit, als das ßßsett 
bestimmt, in Oelangenschaft gehalten wenlen; 

21. allep anTinordnen, was die ZöUe^) betrifft, deren Einnahmeo 
den Schatz der ilepubUk bilden, ebenso wie die übrigen £äokönft^^) 
die dekretiert wertlnn; 

22. 8eine Mitglieder für Vergehen gegen die Staatsicherlicit 
in den Anklagezustand zu versetsen;^) 

' ) Der Sohttlcwaog besteht seit der Ley de poUoia von 1855, 

12 uüd 13. 

') Uekret vom IG. Marz 1865, Col. IV, 827; vom 3. Mai 1876, Od- 
1522. Dagegen stehen einselne Begnadigungeu dem Pkisidenten derB^H'^ 
SQ, Yerf. Artikel S3 No. 23. 

') Dm geltende Gesetz über den Ein- und Ausfuhrzoll datiert 
12. Novomber 1898, Gas. Of. No. 1264. Ley sobro Adnanas y PoertM ^o» 
27. Juni IROfi. 

^1 Ditjse Einkünfte sind die ini Artikel 25 No. 5 genannten Steu**" 
und Abgaben. 

Codigo penal Artikel 75/106. Cnmenes y delttas eontrs Isi«""^ 



23. dis Streitigkeit endgültig zu edilichtnif die zwisohen zwei 
oder mehreren Provinzen oder Distriiiten, zwischen dieeen und den 
Kommnnen, zwischen den Gouverneuren und den Gemdndevor- 
stBoden und diesen unter eich entstehen können;*) 

24. alles y.n }>cschl!e88en, was rlie Grenzangelegenhüiten der 
Proviiizen, JJistnkte, Kommunen und Kantone betrifft;*) 

25. alles zu beschlieseen betreffend den Handel zur See und 
zu Lande, auf den Binnenseen und den Fifissen;^) 

26. zu besdilieaeen die Anlage von IjmdstiaBBen, Konzessionen 
fOr ISsenbahnen,^) Sanalanlagen, Telegraphen-üntemehmungeB und 
die Flusaschifliüirt betreffenden Angelegenheiten; 

27. das Erfoiderlicbe zur regelmAesigen Abfassung der General- 
Statistik der Republik zu beetimmen;') 

28. was <lie Einwandeninf,' angeht, zu beschliessen ; •*) 

29. die Errichtung neuer Provinzen und neuer Distrikte, wie 
die neuer kommunen und ILantoue zu dekretieren;^) 

30. die Einsetzung von Tribunalen und Gerichten an Orten, 

del &tado. Hoch%'errat uuil Landesverrat sind in den iiu'istt'ii Fällen mit 
der Todesstrafe bedroht Vgl. auch Vejf. Artikel 2') Nü, 4 uud Artikel 24. 
*) Vgl Verf. Artikel 69 No. 10. 

*) Vgl Verl Artikel 4 and 5 und Anm. nad Artikel 25 No. 29. 

") Ley 8obre el comeroio tnaritimo vom 4. Juli 1847, Col. I, 120, mit 
Novelle vom 9. Mai 1848; modifiziert 1855, Col. III, 400 und 18ö0, Col. IV, 
658. Ley f?obre adnanas y pner+os vom 27. Tuni IROfl Codigo de oomeroio, 
in spanischer Sprai-he promulgiert am .'>. Juni ISS4. 

*) Ein Ge^ietz zum Schutze der Ki»»eubahueu und Telegraphen datiert 
vom 9. JoJi 1886, CoL IX, 2484. 

*) La fiepablica Bomialeaoa. Beseiia General geogrBfico^estadntica 
Ton Joso Homon Abad, 1888, bei Oarda, Santo Domingo, 428 Seiten. Censo 
do PoblacioD y otras datos de Santo Domingo, Ed. Of , Oarcia 1893. Im 
Übrigen iHt man auf die jährlichen Df^nkschriften der Staatssekretäre an- 
gewiefipn. Vgl. Verf. Artikp! fj.'j § nn<l Artik*>l 03. 

"i Decreto sobre inmigracion von 1847, Col. I, 123; modifiziert 1852, 
OoL I, 263. Reglaaiento zur Eileiohteruug der Eiawanderang von 1860, 
Cot. IV, 662, mit NoveUe, GoL lY, 660. Dekiet von 1867, OoL T. 1017. 
Gesets betr. Überlassung von staatlichen Oruodstüoken vom 8. Jnli 1876, 
OoL VII, 1548, mit Novelle von 1883, Col. VIII, 2143. Loy do iumiprnoion 
vom r>. Juni IST't C<>\. VII. 1781; dazu Contrato von 1884, CoL IX, 2294; 
Kesolucjori von 1S81, Col. IX, 2244 uod 2270. 

') Vgl. Verf. Artikel 4. 



ao denen nach dieser YerfiMSUDg noch keine bestehen, ood, «am 
nCtögj die Absohaifung solcher xu beschlieeeen; 

31. die Mobilmachung und die Einberufung der NationalganieB 

zu dekretieren;^) 

32. der Exekutive Listen Uber geeignete Geistliche m Be- 
setzung yakanter Enbischofs- und Bisehofssitze in der Bepubliii, 
solange kein Concordat die Art des Vorschlags regelt, einximidieii, 
damit die Exekutivgewalt die Vorschläge dem Heiligen Stuhle IB 
geeigneter Weise unterbi-citet. In diese Listen können nur 6«8U 
liehe, die Domikaner von Geburt oder Abstammung siati und in 
der Republik wohnen, aufgenommen werden;') 

33. allcii, was die StantssrhuM angeht, zu beschliessen; 
.'U. wenn dir- l'iuviiizen oder die Distrikte als Vermittler ihrer 

Geiuoiiid'-vnrstäiide in ihr^'iii Gelijcte lokale Gesetze beantrageri, 
die<*ellM'ii zu passieren und ihnen durch ein Spezialgesetz Kraft iu 
verleilien ; 

35. die VorÄndenmg der Staatsveiiassung zu dekretieren, io 
der Form und Weise, wie jene es vorschreibt;^) 

*) Dagegen besitzt die Exekutive das Mobüniachungsreoht im Krie^ 
fiüle mit einer frsmden Macht und bei inneren Darahen. Verf. Aitilnl 51 
No. 26. Über die stehende Land» und Seemaoht deponiert der Piiatat 
der BepubUk stets. Verf. Artikel 51 No. 25. Vgl. auch die Anm. zu Artikel 25 
No. 39. Vgl. I^y, Hacienda Publica, 1896. Mobilmachung Artikel M «l 

') Dekret botr. Erzbischofswahl vom 11. Mai 1844. €<^>l. I No. 10- 
Dereohos parroquiales von 1H48. Col, II. I«i0, CnJ. IV. !U:i. l^y 1«« 
^tablece un Colegio Seminario b. Mai 184Ö, Col. II, i;^; dazu 
Col R, 172 und BMolnoion von 1866« OpI. IV, 979. Dekret Tom S. ^ 
1851, Cot. n, 232; vom 2. Jani 1851, Col. II, 244; von 1857, lH 
nnd von im, CoL UI, 542; von 1850, Cot. ID, 612; von 1860, CoL IV, 
t>:}7. iDstalacion de! Cabildo de honor de ia Santa Iglesia Catedral vom 
1(5. Dezember l'^Tl, Tu!. VI, 13.->(i. Decreto de 8. 8. restaiirando el Cibildo 
Eclesifetieo v-.in 11. Jaul 188;^ Col. VIII, 2125. K^-SL-lurion. betr. Cabildo 
Ecltisiä-sticü vom 15. November 1881, Col. VIII, 1970. Convenio eutra 1» 
Santa Sede y el Oobierno vom Uftra 1884, Col. IX, S229/2232. In ^ 
HanptBtwit haben der Erxhischof und der General^Vikar ihren Siti. t» 
diesem Oeoeial-Vilrariate gebSren 18 Farocbten; nun YilEariat in SMtiip 
9 l'iinK liion, zu dem iu I^a Vega 11, zu dem in Azua 9 ttod zu dorn in 
Seybo 7; das Gebiet der Ive|)ublik zerfallt also in 54 Parochieo. 
Verf. Ai^\M :a No. 11. Codigo penal Artikel 207, 20b, 260>2t>4. 

*, Vgl. Vei-f. .\rtikel 74. 

*) Vgl. Verf. Artikel 108, 112 und mem Referat, Jahrbuch III, 4l6.'4lft 
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36. die Eonzessionen und die Vertiflge xu billigen oder su 
verwerfen, welche die Exekutivgewalt^) oder die Qemeindevor- 
fltinde') eingehen und weldie allgemeine oder KommunaleinkOnfte 
berOhien; ebenso die munizipalen Anordnungen neuer Anftagen; 

37. in beeonderm und swingenden Fällen die Verlegung der 
Exekutive an einen anderen Ort zu beschliessen ; ^) 

38. dii' Hafen- und Kfisteii- Angelegenheiten zu regeln:^) 

3U. jahiücli <lie Grösse des stohnuleii Hoeius in der KejiuMik 
zu bestimmen uiul die Ordenanzeu der bewaffneten Land-^) und 
Seemacht^) zu erlassen; 

. ») Vgl. Verf. Artikel 51 \o. 9 and 12. 

») Vgl. Vfif. Artik.-I 7.;, 74. 

*) Vgl. dagegen Verf. Artikel 54. 

*) Die geltende Luy sobre Aduaaas y Puerto» datiurt vom U. November 
IHÜH, ÖBLZ. OL 12(>4. Ley para el regimen de laa Comandaocias de Puertos 
vom la Jnni 1897, Gas. Of. No. 1191. 

Tgl. Terf. Artikel 9; Artikel 25 No. 31 und 42; Artikel 51 Nou 22, 
25, 2ß, 28; Artikel 90; Artikel 11 No. 14 Absatz 3; Artikel 88. Dekret 
betr. Heeresorganisation vnm 9. Xovember 1844. Col. I, 23; dazu Dekret 
vom 1"). Juli 1H45; II. Oktober IMD, Col. II, 211 und vom 27. Oktober 
1R'>2. Col. II No. 283. Keglameiao vom i>. November lÖ4ä, Col. 1, CO; 
dazu Modtlikationeu vom Juli 184Ü, Col. I, 88. Wittwen und Waisen- 
Pensions-Oesetz gefallener Soldaten vom 16. Hai 1846, Col. I, 79. Codigo 
penal militar vom 0. Jnli 1845, Col. 60; modifiziert durch Gesetz vom 
14. Juni 1S48, Col. II No. 144. Keglameiifo für das Militär-Hospital vom 
16. September 1H4G, Col. I. 93; dazu Col. VIll 217:5. Ordenanza-s Militares 
vom 12. .Itdi l'^lf^, Col. T. SO; dazu Ordfnanzas para el Servitiio en \m 
tkum vuiii gleichen lüge. ( '<>!. 1. '.*U. Beide bind modifiziert am 1. Dezember 
1874, Col. VI, 134G und 1347 und durch die Ordenanza Militar vom 22. Juni 
1895. Gesetz, betr. Oonscription vom 6. Hai 1853, Col. II, 307. Dekret 
betr. NenbiMuig stehender Trappen vom 16. April 1857, CoL in, 461. 
Dekret betr. Organisation des stehenden Heeres 1857, C'»I. III. 4S7. Decret 
betr. National-Oarde ls»>4, Col. IV, 789, Mai 187«, Col. VII. 1523; Mai 
nnd .Inli Ihth. Col. VII. 1530 und 1" Januar 1S77. Col. VII. Ley sobre 
orgaiiisacion del t-jcri iti) y onnscriiK loti vom 8. Juni 1885, Col. IX, 2342. 
Ley sobre academia uulitar vum 11. Mai 1885, Col. IX, 233(i. Ley, 
Heoienda Pttblioa, 21. Judi 1896^ Artikel 36/43 betr. Besoldung, Fourage; 
Artikel 84/91 betr. Hobilmachuag. 

•) Reglametito para los baques de gucrra 7. März 1850, Col. II, 219. 
I>?y, bi'tr. academia naütica von) 29. Juni 1883, Col. VIII, 2141. Reglamento 
l>otr. mando, ord^n y di>i i|,lin:i der Marina vom 17. .laimar 1895, Gaz. Of. 
10<'i7. Ley para el regimou de las Comaudaaoias de Puerto vom 16. Juui 
18Ü7 Gaz. Of. 1191. 
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40. das Wiihlgefletx la geben 

41. die Oeaet^bung fiber die VenuitworÜicfakdtalkrBnBtn 
bei mangelhafter Wahrnehmung ihrer Amtsgeeohifte;*) 

42. die BeBtimmungen Aber die militftriechen Gmde und du 
Avancement;') 

• 43. Reglement über die Geschäftsordnung in den Sitxungen 
und Verhandhingeu zu gei)en;*) 

44. alle Gesetze zu passieren, die zur Entwickelung und 
Woiiifcihit der R< inil)lik notwendig sind; 

4ö. liei allen Angelegenheiten allgemeinen Interesses die Staate- 
sekn'tiln? zu interj »eil leren ; 

am Endo je<ler Legislaturperiode die \ erwaltungsakte der 
Exekutise'') zu prüfen und, wenn sie verfassungsmässig sind, jener 
Dwhar^ zu erteilen; im anderen Falle die Vei-waltiing*^kt<» zu 
verwerfen und nötigenfalls die Anklage einzelner oder alier Mit- 
glieder der ausführenden Gewalt •) zu beschliessen. 

Artikel 26. Der Kongress kann in joder Angelegenheit er- 
kennen und besclilies<ien , die nicht sur Kompetenz oloer andereo 
Staat^walt gehOrt oder der Verfasaung videnfpricht^) 

Zweitei' Absclinitt. 
Der Ge8etssgebting:8prozet$s. 
Artikel 27. Es haben das Recht, Gesetze zu beantragen 
1. der Kongress, auf VorschJag eines oder mehrerar m» 

Mit oder, 

■) Die geltende Ley Elooteial datiert vom 11. Jnni 1888^ Ou- (Ü 
Now 721, vgl. mein Referat im Jahrbach Y. 

Ein Gesetz über die Verantwortlichkeit der Beamtan ist oidit 
erlassen worden, üiigegen 6oden sich derartige Bestintmuogen in deß 
meisten einzelnen Gesetzen; so in Ley iiher die Geschäfte und Res|»ii* 
sabiiität der Minister von 1845. v;:l. Atiiii. zu Veif Art. 60. Lej 
Hadeoda PubUca von 1896 Artikel 74. Ley, Cauiara de Cuanttt vie 
1896 Artikel 21/22. 

■) Dekret vom 16. tfai 1867, Ool. V No. 1029. YerC Art. 51 N«^ 22- 

*) D< r Uende Keglameoto interior del GongroM» datiert voai20k]fin 
lti82, Col VI II. lS!>r). 

*) Vgl. Verf. Artikel ')2, G2 and t^. 

•) Vgl. Verf. Artikel 55. 

Vgl. Verf. Artikel 25 No. 4 und Artikel 00. 

«) Vgl. Verf. Artikel 39 nnd 69 No. 11 und Artikel 103. 
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2. die Exekutivgewalt, 

3. der Oberste Gerichtshof für .Tustiz&iohen. 

Artikel 28. Jedes beantragte (iesetz utler Dekmt, Ober dass 
der Kougress berät, unterliegt drei Lesungen; dios(> sind durch 
Zwischenzeiten von miudt^stinis einem Tacre von einander getrennt. 

§. Wenn das beantragte (leset/, oder I>(:'ki'et ais dringlieh 
erklärt worden ißt, kann in drei hinter einander folgenden 8it/ungen 
Ix'raten werden, ohne dass zwiselion tlen einzelnen der sonst ge- 
forderte Zeitraum von einem Tage vei'strichen ist. 

Artikel 29. Die i>eantragten Gesetze und Dekrete, die dem 
Kongress noch nicht zur Beratnng vorgelegen haben, können erst 
in der nächsten ordnungsmässigen Session eingelegt werden, wenn 
nicht ein oder mehrere der Artikel einen Teil anderer Entwürfe bilden. 

Artikel 30. Kein Gcsetzesvorschlag oder -Entwuii, der Tom 
Kongress verabschiedet ist, erhält Geeetzeskraft, bevor er von der 
Bxekutivgpwalt promulgiert ist DiesOi wenn sie nichts einzuwenden 
hat, publiziert ihn als Gesetz; aber wenn sie gegen die Erlassui^ 
Bedenken hat| sendet sie ihn innerhalb von 8 Tagen, vom Dmp&ings* 
tage an zu reduien, mit Angabe üaer Einwendungen an dem 
Kongress zurflck. 

Artikel 31. Wenn die vollziehende Gewalt gegen die Gesetze 
und die Dekrete, die vom Kongress fQr dringlich erklftrt worden 
sind, Einwendungen macht, hat sie diese innerhalb von 3 Tagen 
geltend zu machen, anderenfalls die Gesetze und die Dekrete in 
derselben Zeit zu erlassen, ohne die Dringlicfakdt zu untersuchen. 

Artikel 32. Erachtet der Kongress die Einwendungen der 
Exekutive für begrOndet, so hat er den Oesetzesvorschlag ^) zu 
Andern oder, wenn sich jene Einwmdnngen auf den ganzen Geeetzes- 
vnrschlag erstrecken, ihn in Weg&ll kommen zu lassen: wenn nach 
<lem Urteil von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder die Ein- 
woiidiingen unbegründet sind, sendet der Kongress das Gesetz 
oder diis Dekret von Neuem zwecks PrDinidgatinn au die Exekutive, 
die in diesem Falle aus keinem Giunde den Krlass verweigern kann. 

Artikel 33. Kein Gesetz kann zu Keeht bestehen, das dem 
Geist«' ütler dem Buchstaben der Verfassung widerspricht. Im 
Zweilei prävaliert stets der Wortlaut der letzteren. 
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Artikel 34. Ein Oeselz, das ein anderes modifiziert, iriid 
voUstindig nen abgehast and daa firfiheie Qeseta wiid inaUen 
seinen Teilen abgeschafft; hiervon sind ausgenommen die Qtmlat, 
die einen Teil eines Oeeetsbnobeei) bilden. 

Aitilwl 35. Die Gesetze treten eist nach ihrer Yerilbiit' 
lichong in der Torgseohriebenen Form*) in ffrsft. 

§. Ebensowenig haben die Konzessionen Geltung, diB wo 
der Exelnitive gewflhrt und vom EongresB genehmigt wordm and, 
solange sie nicht in dem Gesetablatte*) verOlfentlichC wocdnni 

Artikel 36. Die Gesetze haben kmne rtkdnrirkende Knit, 
ausser wenn sie dem Angeklagten, solange der Prozess noch tAw^ 
oder das Urteil noch nicht vollstreckt ist, günstig sind. 

Artikel 37. Alle Gesetze beginnen mit der Fonnel: ^ 
Nalional-Kongress dekretiert im Namen der Hepiiblik." 

Titel 7. 
Erster Abschnitt 
Die anafihnnde Gewalt 

Artikel 38. Die ausfahrende Gewalt wird ausgeflbt ^ 
den Prteideoten der Bepublik in Vereinigung mit den BtutaB^m^ 
der betreffenden Ressorts als seinen unmittelbaren Organen. 

Artikel 39. Der PHteident der Republik ist der CSifif ^ 
gesamten Verwaltung und hat nicht mehr Befugnisfie, th 
die Veiibssung und die Gesetze ausdrOcküch beil^n.^) 

Artikel 40. Um Präsident der Republik zu sein, iBt es ef- 
forderlich 

1. Dominikaner tchi Geburt') oder Abstammung^) zu seio UB*' 
in der Republik zu wohnen,') 

') Als Gesetzbuch in diesem Siuuo gelton pjewohnheitsrechtlidi nur 
Codigo Civil, C. de procedimieuto civil, C. penal, C. de procMdimieoto 
mid C. de Comercio. 

«) Vgl. Verf. Artikel 51 No. 2 und Codigo civU Artikel 1 Ab«*» 3. 

*) Das Gesetzblatt ist die mutdesteus wöchentiiob etsobmitiiii»^^ 
Ofioisl. Sie entbSlt ausser den Gesetzen, Dekreteo und BesolutioaiD ^ 
LegislatiTe und Exekutive auch die Berichte über die VerhsndhiBK'' 
EoogreBses und der Gori« Iit» und alle amtUcbea MitteiluDgeo. 

*) Vgl. Artikel 21) der Vorf. 

») Vgl. Verf. Artikel 7, No. 1. 

•) Vgl. Verf. ArÜkol 7, No. 2. 

^ Naturalisierte sind ahm Ton der Pifisidentsahsft and Yvufil^' 
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2. mindestens dreissig Jahre alt, 

3. im Genüsse der bflrgerlich^ und poUtiscben Rechte su sein. 
Artikel 41. Die Wahl des Pifisidenten geschieht indirekt und 

in der Form, die diese Yeibssnng und das Oesets^) Toisohreiben. 

Artikel 42. Der Piteident der Republik vird auf folgende 
Weise gewählt: Jeder WaUmann stimmt fflr den Bürger seiner 
Wahl. Die Wahlakten werden versiegelt und begUubigt dem 
PriBidenten des Kongresses Ubersandt Wwn der Präsident die 
Akten aller WahlkoUegien erhalten hat, eröffnet er sie in Öffentlicher 
Sitsnng und verifiziert die Stimmen. Wenn einer der Kandidaten 
die absolute Majorität der Stimmen auf nch vereinigt hat, wird er 
Ulm Präsident^ der Republik proklamiert Wenn die absolute 
Majorität fehlt, sondert der Kongress die drei Kandidaten ans, 
welche die meisten Stimmen erhalten haben, und schreitet dazu, 
einen von ihnen zu wählen. Wenn bei dieser «sten Abstimmung 
keiner die absolute Majorität erhält^ nimmt der Kongress eine 
Wahl zwischen den beiden Kandidaten vor, weldie in der letzten 
Abstiiimmug die grosste Stimraenzahl erhalten haben, im Falle der 
Gleichheit entscheidet das Los. 

Alle diese VoiL-^ünge müöheii sich in einer ununtf>rbrochenen 
Sitzung vollziehen, während dieser darf sich kein Deputierter eut- 
feroen mler sich der Abstimmung entlmlten. 

Artikel 43. Wenn zwanzig T;igo nacli dem leöt^esetzten Wahl- 
tage nicht alle Akten der Wahlknll*"^itMi Ifoini K<*ntrross<' eingegangen 
sind, kam» o'uut Zälihuig der Stiumien, die an dt-n Koiigreps golangt 
sind, statthudon, v< n-ausgosetzt, daä& ihre Anzahl nicht weniger al^ 
drei Viertel beträgt. 

Artik.'l 44. Der Präsident der Republik bleibt vier Jahre in 
seinem Amte, zu i^ohru^n vom Tage seines Amtsantrittes, und kann 
wieder gewählt werden.^) 

Ailikel 45. wird ein Vizepräsident, der dieselben Eigen- 
schaften haben muss, die erfoiderüch sind, um Präsident ku sein, 



Schaft, Verf. Artikfl i'». d<>r Republik ausgeschlnsseii. DifSfs sind die 
einzigen Fälle; zu allen übrigen Amtern können NaturaliHiertü zugelassen 
werden. Vgl. Verf. Artikel 20, 58 §, Artikel m §, Artikel 71 g 1, 
Arükel TG §. 

') Ley Elsctoral v. 11. Juni 1888. Gas. Ot No. 781. 
<) Vgl. meine Notis im Jahrbuch UI, 8. 4ia 

77 
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auf diescibo Zeitdauer und in derselben Webe wie jeuer ge- 
wählt M 

Artikel 4<i. ira Falle des Todes, der Abdankung oder der Un- 
fähigkeit des Präsidenten, weiter zu regieren, führt der Vize- 
präsident bis zum Ablauf der Amtsperiode die Präaidentsoiuft der 
Bepublik und im Falle des Anklagezustandes oder einer andeien 
zeitlichen Behinderong nur während dieser Zeit 

Artikel 47. Im Behiodeningsblle des- PiSaidenten «od Tue- 
prflsideDtea der Republik abt der Bst der Staatssekretäre die Sl^ 
kutive aus mit der Verpflichtung, die WahlkoUegiea innerluilb m 
achtundswanzig Stunden zur Wahl der betr^fenden Beamten n 
berufen und ebenso den Eongrees*) zur Erfdllung dessen, ms d« 
erste Absatz des Artikels 25 der Verfassung votschreibt 

§. Wenn im Falle der Abdankung des Präsidenten der BqnUik 
der Kongress nicht yersammelt ist, muss die Amtsniededegongr 
nachdem sie dem Volke bekannt gemacht worden ist,*} vor don 
Bäte der Staatssekretäre stattfinden. 

In solchem Falle übt der Bat die fixekutiTgewaU ms 
beruft sofort den Vizepräsidenten zur Führung der PrSsideDtBelisft. 

Artikel 48. Bei den gewöhnlichen Wahlen des Präsidentos 
der Republik tritt dieser an dem l igt-, der die abgelaufene AmtS- 
periode Ijeschliosst, die Regierung an und l>ei den ausserordent- 
lichen*) 8}t;llej^t*'iis a'-lit T.ige nach der amtlichen B«>kauuliiiachuiig 
seiner Wülil, wonn < r sich in der Ihiujitstadt betindet, uud dreisag 
Tago nach derbollKMi, wenn er ausserhalb ist 

Artikel 49. Der Präsident der Republik hat vor mmiu 

*) Nach Gewuhnheitsrecht hat er auch den für den Präsideoteo der 
iiepublik ini Artikel 49 der Verf. vorgeschriebenen Eid zu leisteu. 

*) Der Bat der BtaatBaekretlre übt in diesem Falle das aacb AitiU 
61 No. 5 der Verf. der Ex^ative stistehende Beoht aas, deo Kongnn ^ 
attB8t<n>i(ii>utliübün Sitzungen zu berufoo. 

'■'■} Ta^'t der Kongress, so bat der Präsident diesem seine Abdsnlauc; 
mitzuteilen; vgl. Verf. Artikp! 25, 1. 

*) Diese ausserordentlichou Wahlen fmdou nach Vorsohrif^ d.>.\rtiels 
47 der Verf. statt, wenn der Vizepra&ident behindert iat, die Kegierunji *■ 
übemehmeo, wie Artikd 46 der Verf. bestiauttt. — 

') Unter der amtUdien Bekanntmaohnng iat die ProklaotieniDg ^'^ 
Seiten des Kongresses SQ verstebeo, wie die Artikd 2$ No. 1 imi 42 
Verf. sie voiBckreibeo. — 
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Begieningsantritta vor dem Kongreese folgenden Eid zu leisten: 
fjdtk schwöre bei Qott und den heiligen Evangelien, die Yerfwsung 
und die Gesetze des dominikanischen Volkes zu eifQllen und er- 

fOllen zu lassen, sdne Kechte und Freiheiten zu achten und die 
nationale UnabhAngigkeit und Integrität zu erhalten."^) 

Zweiter Abschnitt. 

Befugnisse des Prftsidenten der Republik. 

Artikel 50. Ik'fugnisse des Präsidenten der Repuhlik sind: 
die Stiiatssekiotiiiv zu omonnon,*) ihre Demission entgegenzunelimen 
und sie nach seinem besten Dafürhalten zu entlassen. 

Dritter Abschnitt. 
Befugnisse der voUsieheiideii Gewalt 

Artikel 51. Befugnisse der ToUziehenden Gewalt sind: 

1. den Staat gegen jeden Äusseren Angriff zu schützen;*) 

2. die Ausfertigung der Gesetze und Dekrete der gesetz- 
gebenden Gewalt anzuotdnen und sie mit folgender Formel zu er* 
lassen:^) „Es wird erlassen und kundgethan durch das zustftndige 
Sekretariat und im ganzen Gebiete der Republik zwecks ErfQllung 
ver&flentlicht.^* 

3. die Eintreibung der Staatseinkünfte zu besorgen;') 



') Den gleichen Eid hat auch der Vizephisideut der Kepubhk gewohn- 
heitsreohtliob und auf Grund dm weit zu interpietiereDdeii Artikels 45 der 
Yerl XU leisten. — 

*) Die Befogniss (atribucion) des Präsideuten, Staatsekretäre zu er- 
neunen, ist aber zugleich eine Pflicht , das involviert m. E. der Artikel 57 
d>>r Verf.; anderen falls das Recht de» Kongresaes, das ihm die Verl 
Artikel 2' No 4 beiltgt, Platz f,'reift. 

llt^in Prääideuteo steht also nicht nur das iiecLl 2U, ünn liegt auch 
die Pflicht ob, den Defensiv-Krieg zn erkliren, während ein Offenaiv-Crieg 
Dor nadi Vorschrift des Artikels 25 No. 16 der Verf. von der Legislative 
bettchloeseo werden kann und dann nach Artikel 51 No. 21 der Verf. von 
dei Exekutive za erklären ist; vgl. auch V^erf. Artikel 101 und Anin. 

*) Vgl. dagegen das Beoht der fiinwendung der Exekutive Verf. 
Artikel 31. 

*) hoy betr. Hacienda i'ubhca vom 27. Juni 189ü, Artikel 2, Artikel 15. 
Artikel 52^ 5(i und 72. Ley betr. Camam de Cuentas vom 27. Jttot 1896, 
Artikel 10, No. 3 und 4. 
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4. die ätaatlicben LiegeuBchaften zu verwalteu nach Voischriit 
des Gesetzes;^) 

5. die Legislative zu ausserordentlichen Sitzungen zu benifen, 
wenn ob die Wichtigkeit irgend einer Angelegenheit erfoidettj 

fi. die Qetieralkonsuln und Vizekonsuln ; ^) 

7. die ausseix>rientlichen Gesandten, bevollmächtigten Mioiater, 
Miniaterresidentenf Geechftftstrflger und Vertrauensageaten tu 
nennen ; 

8. die Vertreter fremder Staaten emi^Eangen; 

9. die diplonuiti8<dien Verhandlungen m fQhren ond mit •O' 
deren Staaten wegen Yertrige aller Art zu veibandeln und m der 
gesetzgebenden Gewalt voizulegen; 

10. den Ballen und Breden, welche OeneraldiqKXPtioDai be- 
handeln» das erforderliche Placet zu erteilen, wenn sie nicfat dir 
Verbaung und den Oeselzen, den Piflrogativen des Staates oder 
der jeweiUgen Jurisdiktion widersprechen; 

11. den Heiligen Stuhl um die AbsdiliesBung eines Koolux^ 
dates aur Regelung der kirchlichen Angel^nheiten anzugehsD ond 
zugleich die BestAtigung des Patronats zu beantragen;") 

12. wegen Verträge allgemeinen Interesses nach Mafleffü« 
dea Oesetzes zu veiluuideln und sie der gesetzgebenden Oevalt 
zur Oendimigung vorzulegen; 

13. wenn sie es im Staatsinteresse fOr nötig erachtet, Dcle> 
gierte zu ernennen, die in den Provinzen und den Distrikten, der 
Verfassung und den Gesetzen gemäss, Exekutivfunktionen ötev 
nohaion mWrn und iui Kail»' einer Cbei'sclircitung ihrei Affit^ 
befiignisse odt'i anderer Vergehen vor dem Oberbteu Gericbtsbrf 
zur Vei-antwurtuug gezogen werden; 

0 Ley sobre el regiinen de la Hadeoda Publica vc» 18M. 

*) Ley oigftmea del Servido Oonaolar von 1867, Ooi 486: dizu 
Dekret von 1865, OoL IV, 876. Circular k los (\_msulL's von 1878, 0)1. VH. 
1074. Decreto vom 14. Miiiv. 1879, Col VII, 1758. Resolucion vom 
4. Fobniar 18Hf). Col. VII, 1833 und vom 15. Dracnil-T 1882, Col. VUI. 
200li. ly'v s.»hte Adiiaiiiis y Pii«rto8 vom 20. Juui l>>'J(j, Artikel l^-i-- 
l>?y ile pa.saiiortes vüin 22. Juni 18^*3, Oaz. Of. No. 1141. Ley betr. Cueri« 
diplomatioo y oonsnlar vom 25. August 1875; auch QfA. VI, IIM. ^ 
geltende Ley oig&nica del 8erncio Oonsnlar datiert vom 8. Joai 1887; «« 
J. fi. Roques, 1892, mit Formularen neu au^olegt 

*) Vgl. Verf. Artikel 25, No. 32 ued Anmerkung. 
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14. die Civil- und Militär-Gouverneure, die Vorsteher der 
Koitimiiiioii und Kantone 2u ernennen und ilire Verzichtleistung 
entgegen zu nehmen;^) 

15. die Staatsanwälte') zu ernennen und ihre Verzichtleistung 
entgegoii zu nebmen; 

16. wenn der Konj^ss nii ht tagt, im Falle von Vakanzen 
die Richter des Obeiuteii OfMichtsliofes, der Tribunale und Nieder- 
gerichte commissarisch zu ernennen;^) 

17. die Fricdeusrielitor in den Kommunen und Kantonen und 
ihre betrefieoden Ersatzmänner kq ernennen nnd ihre Verzicht- 
leistung entgegen z\% nehmen; 

16. die BettmtMi des Knanswesens, deren Emoanung keiner 
anderen Oewalt oder Beamteten zusteht, sn ^nennen;*) 

19. die von ihr ernannten Beamten zu entfernen nnd abzu* 
setzen und ae anzuklagen, wenn ein Grund dazu vorliegt; 

20. den Schiffen Sdiiffspatente auszustellen;'^) 

21. un Namen der Bepnblik den Krieg zu erklftren, vrenn 
ihn die gesetzgebende Oewalt beschlossen hat;*) 

22. Beurlaubungen und Verabschiedungen der Militäi-personen 
zu erteilen;^) 

23. Einzeliuniiestien und Einzelbegnadigungen wegen politischer 
Vergehen zu erlassen;'*) 

24. auf ein Gnadengesuch zu begnadigen oder die Todes- 
strafe abzuändern; 



•i V^rl. A elf. Artikel 75. Ley sobre Ayuutamientost vom 23. Juni 
181KJ, üaz. Of. No. 828. 

•> Gerichts- VerfafjsuDgs-Gesetz von 1895, Gaz. Of. 1088; vgl. Jahr- 
Imob n Seite 2&5. 

*) Die Richter mit Attflnahme der Friedensiiobter, Verf. Artikel 51 
No. 17, werden sonst vom Kongresse ernannt. Artikel 25 No. 2. 

*| Ley betr. Hacienda Publica, 1896, Artikel 2 und 68,71. Die Er- 
oennun;; nnd .Absetzunp der Mi(L'Ii* Jor der Rechnungskammer f^teht aber 
dem K .ngitssÄü zu. Verf. Artikel 25 No. 3 und Ley, betr. Camara de 
CueiiUb, 1SÖ6 Arükel 2. 

■) Gesetz vom 27. Hai 1845, Cd. I No. 34, noch in Kraft; dazu 
Novelle vom 12. Juni 1847, GoL I, 103. 

•) Vgl. Verf. Artikel 25 No. 16 und Artikel 101. 

') Vgl. dagegen Verf. Artikel 25 No. 42. 

Vgl. Verf. Artikel 25 No. 19 und Anmerkaog. 
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25. im Frieden irod bei inneren Wirren oder fremder hiwm 
Aber die ttebende Land- und Seemacht zu diRponieren; 

2G. znr inneren Sicherheit der ProvInsaA und der Diitrikti 

über die Nationalgarden zu Terfflgcn;') 

27. gemäss den Gesetzen Nationalitätsurkunden auszustellen ;^ 

28. Im Kri^blle mit einer fremden Macht kann die Exekutiv- 
gewalt : 

1. die Personen, welche der fciudliclien Macht angehören, 
verhaften ü»ler ausweisen; 

2. die noti^n Geldmittel zur WeilerfQhrung des luieges beim 
Xongrens btuiu tragen ; 

3. wetrffi Tjandosvt'rnitcs die Dominikaner, die der Wurdö und 
Verteidigung des St^uites foiiidlich sind, ank!agi?n: 

4. Kaperbripfe ausstellen/) Keprossolien festsetzen uud Kaperei» 
Verordnungen erlassen. 

Artikel 52. Zwecks Wieilerherstellung der verfa88ungsiiiäs*igeii 
Ordnung, die durch eine Revolution gestört worden ist, kann die 
Exekutivgewalt, wenn der Kongress nicht tagt, den Belagenmgs- 
zustand beschliessen und während der Unruhen folgende Garatitieen 
des Titels III Artikel 11 Xo. 2, 4 und 10 und die NiiuiiutTn 4 
und 5 der 13. nai-uitie ilosselben Artikels aufheben; sie lauten: 
No. 2 die Ft«iheit des GedankenausdruckB in Wort und S<?hnft 
ohne vorheigebende Zensur, aber mit Unterwerfung unter die ^ 
bezüglichen Qeeetze; No. 4 die ünverletslichkeit uud das Qdieinuiii 
der Bri^ und anderer Papiere; Ko. 10 die Freilieit der Sfleot* 
liehen und privaten Vereinigung und Verbindung ohne Wilfen; 
No. 4 kein Dominikaner kann festgenommen oder verhaftet vwden 
ohne Torheiigehenden echriftlichen Befehl des Beamten, der die 
Verhaftung zu bestimmen hat, mit Erwähnung des Deliktes, veo> 
er nicht auf frischer That ertappt ist; No. 5 jedem Veihafteieii 
wird der Grund seiner Verhaftung mitgeteilt und spätestens idit- 
undvierzig Stunden nach seiner Freiheitsentziehimg ErUftrungdirtber 
gegeben ; letztere kann keinem fQr Iftngere Zdt vorenthalten weiden, 

') Vgl. Verf. Artikel 25 No. 31 nnd Anmerirang zn Aitilsl 25 No.3a 

•) VrI. Vorf. Artikel 7 Xo. 3,:). 

') Die dominikanische Republik ist ebensowenig wie die nordanien- 
kanif^i be Union, Spanien. Mexiko, Venezuela, Neu-Oranada, Bolineo uwi 
Uruguay der Pariüer Seerechtsdeklai-ation von Ibüb beigetroteu. 
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als der üntersuchnngsrichter fflr durchaus nötig hält, damit die 
Untersuchung nicht geliiiideil wird; ebensowenig kann or längere 
Zeit, als das Gesetz bestimmt, in Gefangensciiaft gehalten weiden. 

AiHkel 53. Bei Aufständen kann die Exekutivgewalt ausser 
der Aufhebung der Garantieen, zu der sie der vorige Artikel er^ 
mächtigt, andere Mittel transitorischen Charakters beschliessen, die 
ihr zur Herstellung der dlfentliolien Ordnung nötig erscheinen. 

Artikel 54. In besondereii und dringenden FUlen kann die 
Exekutivgewalt ihren Sita nach iigend einem anderan Platze der 
Republik verlegen, ') obwohl sich der Kongre« nioiit aur Beachlnss- 
faasung ihrer Verlegimg versammelt hat. 

§. Die Exekutivgewalt muss dem Kontrress mittels einer Bot- 
schaft über (Ion Gebrauch der nach den vorigen Artikeln ihr zu- 
öteheiidt^n Befugnisse Rochenschaft ablegen. 

Artikel 55. Die Exekutivgewalt assistiert am 27. Februar 
jedes Jahres der Eröffnung des Eongteeses und legt eine detaillierte 
Botschaft vor über ihre Verwaltungsakte im vei'flossenen Jahre.*) 

§. Der Botschaft sind die Denkschriften der Staatssekretäre 
Aber die Geschftfte der ihnen unterstehenden Ressorts beigegeben. 

Artikel 5ü. Der F'nlsident der Republik hat beim Ablauf seiner 
PnlsidentenschaftÄdauer dem Kongress zwecks Erfüllung der No. 46 
des Artikels 25 BehcUt 2U erstatten über seine Verwaltungsakte. 

') Das gloichd Recht hat der Kongross, Verf. 21 §. Vgl. Artikel tf, 
Artikel 25, No. 37. 

'} Die Botschaften, Menaajes, des Präsidenten in den letzten /eha 
Jahren sind in den IbIgendeD Nummern der Gaseta Oficial abgedraokt 
worden: für das Jahr 18B9 No. 769 and vom Juli in No. 776; 1800 
vom Juli in No. 829; 1892 No. 915; 1893 No. 967 and Sondeidraek; 
1895 No. 1074; 1897 No. 11 TH; 1898 No. 1228. 

') Di*^ IVnkschriften der Ötaats'^ekretärn von den Jahren 1880 bis 18',<8 
äiud in den folgenden Nummern der Gazeta Oficial abgedniclct: Jiux res: 
No. 7Ü4, 812, 91Ü, 970, 1U24, 1075. Auswärtiges: No. 771, 813, 917, 972, 
1032. 1001, 1246. Jnstis und Uoterricht: 767, 769, 770, 820 bis 824, 918, 
974, 1036, 1038, 1077, 1078, 1183, 1183, 1247, 124a Bauten: 774, 816, 
817, 919, 1025, 1029. 1087, 1251. Finanzen, Handel: 776, 814, 815, 816, 
920, 973. 10-29, 1080, 1181. Krieg und Marine: 7ö6, 921, 974, 1028, 
1079. 1250. Post und Tple^'raphie: bi.s 1R93 in den Men.sajes des Präsi- 
denten behandelt j dann No. 1031, 1072, 1U7Ü, 1145, 1180, 1248. 
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Driltor Abschnitt. 

Die Staats»ekretlpe. ') 

Artikel 57. Die sänitliclien Verwaltnngsgoschäfto lic^^en sielK^u 
StaatssokreLäreii ob; dem Staatesekrr-täi des Iiinom nnil der Polizei; 
dem der Aiiswäitigen Angelegenheiten; dem der Justiz und des 
ßfrentiichen Unterrichtes; dem der Bauten und der Öffentlichen Ar- 
beiten; dem der Finanzen und des Handels; dem des Kiügs mui 
der Marine; dem der Post und Telegraphen. 

§. Wenn das Staatsinteresse es erheischt, kann der Fttaideirt 
der Republik UnterstaatssekretAre ernennen.^. 

Artikel 58. üm Staats^ oder UoterstBatssekretlr »i niot 
erforderlich: 

Dominikaner von Geburt oder Abstämmling, fOnfimdnviflK 
Jahre alt zu sein und im Oenusae der bfiigerliohen und politiadieii 
Rechte au stehen. 

§. Ausi&nder kOnnen acht Jahre nach ihrer Katunlitttion lo 
Staats- und Unterstaatssekretären ernannt werden. 

Artikel 59. Alle Akte der Ezdrotivgewalt sind von dn Vir 
st&ndigen Staatssekrstftren gegenzuzeichnen; ohne solche Gegen- 
zeichnung haben ne keine Oflitigkeit fOr die Behörden, Beaaten 
oder Privatpersonen; hiervon ist ausgenommen die Ernennung der 
Minister als persönliches Recht des rnii?ideiiten der Repuhlik. 

Artikel 60. Alle Akte der Staatssekretäre müssen mit der 
Verfassung und den Gesetzen uhereinstunmen, uud die Staats- 



') Nach dei ersten Verfassung vou 1844 gab es nur die fol^eixl» 
vier MiiiitterieD: für Justis und ünterridit; loDDeres and Folizd; 
und Handel; Krieg und Marine. Im Jahre 1854 wurde to dem Minliteriiia 

des Innern eitie Abteilung für I^ndwirtschaft nod in dem Flovic- und 
Uandelä-Mioiaterioro eine Abteilung für Bauton und öffentliche Arbeit« 
errichtet. Die answ&rtigfn Angelppftih^iten hatte anfänglich der PräsIdeDt 
SU Ibtit geleitet; fm Jahrc 1874 wurde ein besondere» iliMistcriuin für die 
auswärtigen Angelegenheiten geschaffen; Artikel »34 der Verfassung voo iSu- 
Im Jahre 1887 wurde von dem Ministeriam für Finanzea und Bndol die 
Central' Verwaltung far Bauten und Öffentliche Arbeiten aligezweigt und ^ 
ein besonderes Ministerium errichtet; Artikel 67 der Terfaseuog m lfl87> 
Schliesslich trat als siebentes Hiniaterium im Jahre 1683 das für Post vi 
Telegraphie hinzu. 

') Das Amt eint"? T^nt(»r-Rtaats-8«^»Totärs für das ll''t"r und die iUriiw 
ist am 13. Februar 1(55*3, üaz. Uf. No. tiÜ9, gesch^^en worden. 
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sekretlre aind daiOr Yenntwortlich, ^) audi wenn sie änen Bchrift- 
licbeii Befehl vom FMadenten erhalten, der sich dadurch ebenfalb 
?erantwortlioh madit 

Artikel 61. Die Angelegenheiten der Staatssekretäre, die ihnen 

allein obliegen, werden im Rate erledigt und die Verantwortlichkeit 
feilt auf den Minister oder die Minister, die untcrzeiohnet haben. 

Artikel 02. Die Stiuitssekretäre sind vorpflichtet, alle schrift- 
lichen oder mündli(>iien Informationen, um die sie vom KongressS 
gebeten wenlen, zu erstatten.^) 

Art: kl I G3. Innerbalh der ersten acht Tage nach ErfifTnung 
des Kongres.ses haben sie den Staatshausliaitsotat und eine General- 
abrechnung des vergangenen Jahres vorzulegen.') 

Artikel 64, Die Staatssekretäre müssen im Kongress gehört 
wenlen und sind zur Teilnaiiine an den Sitzungen verptUchtetf 
weuu sie zu Infonnationen berufen werden. 

Titel 8. 
Die richterlicho Gewalt 
Artikel 65. Die richterliche Gewalt ruht beim Obersten Ge- 
richtshofe, den Tribunalen und den Niedergericliten. ^) 

Erster Abschnitt. 
Der Oberste Gerichtshof. 
Artikel 66. Die höchste richterliche Gewalt des Staates bildet 
der Oberste Gerichtshof; er setzt sich zusammen aus einem Pift- 
sidenten, vier vom Kongresse gewühlten*) jRichtem und aus einem 
von der Exekutive ernannten Staatsanwälte. Folgende Eigenschaften 
sind znr Uitgliedschaft erforderlich: 

Ley <)ue determina los n^ocios que oorrespODden :i cada udo de 
lv>«? StMi'rptarios de Estado y la responsabilidad vom 7. Juli 1845, Col. I, 38, 
noch iu Geltung. Vgl. Verf. Artikel 25. No. 4 und Anm. und Artikel 25, 
No. 46, Artikel 51, Nr. 19. 

') VgL Verl Artikel 25, No. 45. 

*) Tgl. Verf. Artikel 26, No. 6. 

*) Das Oenohtsverfassongs-Graetz , Ley nrganica para los Tribonaka, 

datiert vom 2. Juli 1884. Col. IX, 'J'2i\0; modifiziert durch die Ley vom 
21. Juni 1895, Oaz. Ot No. lüS8i vgl. auch meiae Notiz im Jahrbach II, 
& 254 50. 

*) Vgl. Verf. Artikel 25, Nu. 2 uod Anmerkung Verf. Artikel 71 § 2. 
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1. dominOauiiflohe StaatBaDgehOrigkeit und der Bedts derl»fllge^ 
liehen und poUtiachan Rechte, 

2. ein Alter von dreisBig Jahran und die Advokatiir^) bei 
den Tribunalen der Bepiiblilr. 

§. Die natoralieierten Aualftader kOnnen erst Beoha J«hie<) mch 
ihrer Natunüiaation Mitglieder dea Obereten Oerichtehofea verdeo.^ 

Artikel 67. Die Mitglieder kflnnen vfthrend ihrer AmtaWg^ 
keit kein Amt von Seiten der Ezekutivgevalt fibemehmeii. 

Artikel 68. Die Mitglieder dea Obersten Gerichtshof« Uoben 
vier Jahre in ihrer Eigenschaft und können unbegrenzt wieder 
gewäiilt wenlen. Das Gesotz*) hat ihre verschiedenen Aint^tliätig- 
keiton und die des Ohfrsten Stiwtsanwalts zu bestimmen. 

§. Bei der Ntiiw alii eines Richters des Obt^rsteii Gerichtshofes 
wegen Todes, Verzichtes oder Unfähigkeit eines Mitglieiles über- 
nimmt der N< u.'i wählte das Amt bis zum Schluss des Zeitraumes, 
fflr den sein YDii^änger eingesetzt worden war. Die>e BestiinuKiDg 
findet auch Anwendung auf die Richter der Tribunale und 
Niedci'genclite. 

Zweiter Abschnitt. 

KefugniHMB de» Obersten Gerichtshofes. 
Artikel G9. Dem 01>ersten Gerichtshofe liegt ob: 

1. in bürgeriicben und strafrechtlichen, vöikerrechtUch ge> 
atatteten Prozessen gegen diplomatische Agenten zu erkennen; 

2. in Sachen der Verantwortlichkeit des Pi-äsiUenten, dw Viie> 
piftsidenten der Republik und der StaatSBekret&re zu erkennen, 
wenn sie in den von der Verfassung vorgesehenen FSllen angeklagt 
sind.^) Der Piflaident der Republik hat die Amtsentsetzung ein« 
oder mehrerer Mitglieder, wenn er sie fOr nötig hftlt, au beantngea. 

M Vpl. GenVhtsverfassuDgs-Qesetz von 18^5, Artikel 65/79; 
Jahrbuch II, 8. 26."». 

>) Dnich die B«atimnrang des Artikel 66, Absata 2 $ ist der ArtlM 8» 
§ 1 des OerichtmiftwaoBga-Osaeties von 1696, nach welchem vier hkn 

genügten, geändert werden. 

») Vgl. Verf. Artikel 20, 40 und Anm. Artikel 4.3, 58 §. 71 § 1, U $. 

Oerichtsverfassungs-Geseti von ISO''». Oaz. Of. 1(BS. 

Vgl. Verf. Artikel 25, No. 4. Ferner ist der Oberste Gerichtshof 
zuständig für Vergehen der SSpezial-Delegierten der Exekutive Verf. Ai- 
tikel 51 No. 13, Artikel 60. 
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3. in Prozessen über Verantwortlichkeit, welche gegen die bei 
fremden Staaten b^laubigten dipluinatischen Agenten wegen schlechter 
Ämtsveiwaltung angestrengt werden, zu erkennen; 

4. in Strafsachen uder Sachen der Verantwortlichkeit, deren 
sich ilio Delegierten^) oder Kommissare, Gouverneure und Richter 
der Trihunalo und rior (icrichte Erster Instanz in den Provinzen 
und den Diistrikt«.'ii sciiuldig gemacht haben; 

5. Streitigkeiten zwischen den Gouverneuren und den Kichtem 
Erster Instanz in Sachen der Jurisdiktion und der Kompetenz zu 
schllciiten ; 

G. das bestehende Gesetz im falle der Collisioa mit einem 
Anderen zu interpretieren;^) 

7. in Beriifungasachen der Tribunale und der Gerichte £rster 
Instanz zn erkennen; 

8. in Sachen des Seeraubs zu erkennen; 

9. alB Oberstes Krieg^richt in Berufungssachen der Militär^ 
gerichte zn erkennen;^) 

10. In streitigen Verwaltungsangelegenheiten zu erkennen, 
wenn der Eongress nicht tagt;^) 

11. den übrigen Obliegenheiten nachznkommeD, die das Gesetz 
besümmt*) 

Titel 9. 
Die Ntodefjgeiichte. 

Artikel 70. Zwecks guter Qerichtsbarkeit zerttUt das Gebiet 
der Republik in Judicialdistrikte, die «ch wiederum in Kommunen 
teilen, deren Zahl und Jurisdiktion das Gesetz^ bestimmen wird. 

In dem ersfceren sind Tribunale oder Gerichte Erster Instanz er- 
richtet und die letzteren sind mit Friedensrichtern') besetzt, 

M Vgl. V. if. Artikel öl No. 13. 

») \<-vi. Artikol '2^, No. IT.. 

') C^Uigu i'eual ÜJliUtt y da l'rocediiaiüuto Militär vorn 26. August 
1884; Col. IX No. 2270; vgl. Verf. Arükel 11 No. 14 Absatz 3 und An- 
merkoDg Artikel 26 No. 39 Artikel 90. 

*) Vgl. Yerf. Artikel 25 No. 23. 

^) Diese Obliegenheiten sind aufgezählt in den Artikeln 12/34 dos 
Oericbtsverfassutigs-Gesützes; vgl. auch Anmerkung zu Verf. Artikel 26. 

*) (ferichtsv(n-fa<;stin^s-ri(>sntz von 1895. Gaz. Of. 1088. 

') Die FriedüUüiiclitör werdwii von der Exekutive ernannt. Verf. 
Art 51 No. 17, während alle übrigen Richter von dem Kongresse er- 
nannt werdee. 
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§ 1. Das Oeaetz^) beatimmt die ZuBtBndigkeit der Tribanile 
oder Gerichte und die der FriedenBrichtor; ebenso besrimmt es die 
OiiglBnisation der KriegsrBAe ihre Jurisdiktion und ZusUndigltü 

§ 2. Die Tribunale Erster Instanz sind sustBndig fOr flaodeb» 
flachen, die an ihrer Jurisdiktion gehören und dem Hsndelsgesets- 
bncbe*) unterworfen sind. 

Artikel 71. Zum Bichtersmte in den Tribunalen oder Nieto- 
geriohton ist qualiBziert: 

1. Donunikaoer, in der Ausflbung seiner Reohte, 

2. mindestens fünhindzwanaig Jahre alt ist. 

§ 1. Die naturalisierten Ausländer*) können erst vier Jdiro 
nach ihrer Natui-alisjiliou /u Ki( lit. ni bei den Tribunalen oder den 
Gerichten erster luhtaiiz gewaifii werden. 

§ 2. Die Richter erster Instanz wenleu auf vier Jahre ge- 
wälilt^) und können wiedergewählt werden. 

Titel 10. 

Die GemeiBdeTorstiadfi. 

Artikel 72. FQr die wirtsohoftliche Verwaltung der KommuneB 
und Kantone bestehen in denselben Geoieindevorstftnde, wie M das 

Gesetz*) voj-schreibt; die Dauer ihrer Thätigkeit ist zweijährig. 
Sie werden von den Urwählern gewählt; ihre Befugnisse sind ge- 
setzlich festgelegt. 

Artikel Die Genieindevoi-stände bestimmen jährlich den 
VoraHhchlii^^ der Einkünfte und Ans;;;ibon luid halten nach dm 
Gesetz'') das Recht, im Intvii.NM irgeud welchen K<'rt>chrittes in 
den ihnen unterstehenden Ortschaften Verordnungen zu ork-isen. 
wenn dieselben nicht deu von der ge&etzgebeuden Gewalt be- 

') Vi;!. Anm. G zu Artikel 7Ü. 
Codigü penal y de procedimiento inilitar vom 2G. August im. OoL 
IX, 227e. 

*) Codigo de Comeroio vom 4. JuU 1882. Col. YIIL 2025 und IX. ^ 
Betr. die Artikel 1 10 und 18r> desselben Vgl. Memoria des Justis^MhiMen 

von 189«'). Soriderdruirk. pag. i:J6. 
*) Vgl. Anm. m Art. GC. §. 

'•) ütid zwar vi'in Kongresse vp!. Vi^rf. Art. 25 Abs. 2 und Art öö, 
*') Ijey soliiH Ayuiitaiiiieutos vom 2.i. Juui 1890. Gaz. Of. No. 828. 
Ober die Eotwicklung der OemeindeD vgl. meine AnsffihiQog Jabrbnoh V. 
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sdüoflseneD OeBeteen widereprechen oder den AnordnuDgen der 
ausdrücklich dasa autorisierten Exekutivgewalt 

Artikel 74. Die Qemeindevorstftnde sind in der Ausfibung 
ihrer gewOhnlidien VerwaltunepibefugniBse nnaUiängig und nur ver^ 
pfliditet« in Übereinstimmung mit dem Gesetz^) Abrechnungen su 
geben über die ESngftnge und Verwendung der Einkünfte. Die Ge- 
meinderorstSnde kennen in kommunalen Angelegenheiten Urteile 
jeglicher Art abgeben, deren Inhalt sich auf den wirklichen Oebrauch 
oder Terbraudi im Umkreise ihrer Kommunen bezieht Um recbts- 
krftftig zu sein, bedürfen sie der Genehmigung der Exekutivgewalt 
Zur Einführung der munizipalen Auflagen, die den Charakter nicht 
gesetzlich bestimmter Stenern haben, müssen die Oemeindevor- 
stände die Genehmigung des Kongresses durch einen Antrag des 
Ministers des Innern einholen. 

§. Die ünabhängi^^küit der (loiiioiiultjvoi stände V>ezieht sich 
nicht auf aus.sergewühnlidie Fälle; in solchen müssen sie stets nach 
den Gesetzen regiert werden.*) 

Titel 11. 

IMe Verwaitong der PMirtnaei vad der Distrikte.*) 

Artikel 76. Die Ycipwaltung jeder Provinz oder jedes Distriktes 
wird durch einen BOiger mit dem Titel Civil- und MilitftivGouvemeiir 
ausgeübt; er ist von der Exekutivgewalt abh&ngig, deren unmittel- 
barer Beamter er ist und mit weldier er durch die Staatssekretire 
des Innern und der Polizei, des Kriegs und der Marine in Ver- 
bindung steht.*) 

Artikel 76. Die Kommunen und Kantone werden von Kommunal- 
nnd Kantonal-ChdiB vwwaltet;^) diese Beamten unterstehen direkt 
dem Gouverneur der Provinz oder des Distriktes. 

§. Zur Bekleidung des Amts eines Gouverneurs ist erforder- 
lich: ein Alter von mindestens dreissig Jahren und die für einen 
Deputi. i ttMi iintifiren Quulüikationen. Das Gesetz wird <lie Befugnisse 
dies^er Bi^amten festsetzen. 

■) Ley, Catneia de Caentaa, von 1896. Artikel 18. 

») Vgl. Verf. Artikel -Jl). 

'i V^I, meine Ausführung im Jahrbuch V. und Ley sobre regimen 
y orgaiiizacioQ de las provinzia.s y distritos vom 30. Juni 1B82. Coi. VIII 
No. 2019 und Oaz. Of. No. 8Ü'J. 

*) Vgl. Verf. Artikel 51 No. 14. 

•) Vgl. Jahrbuch V. 
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Artikel 77. In allem, was die Ordnung und die Siclierheit 
der Provinsen und der Distrikte und ihre Regierung und Vei^ 
waltung anpeilt, sind alle Beamten, die in der Provinz oder dem 
Distrikte wohnen, welches Amt und welche Befugniaae m auch 
haben mOgen, dem Gouverneur unterstellt 

Titel 12. 

Die Urwahlvoräauimluugen. 

Aj-tikol 78. Aktiv wahlberechtigt zu den Ürwahlen ist jeder, 
der im Genüsse der bürgerliciien und politischen Rechte stellt^) 
und im Gfbiote der Republik wohnt. 

Artikel 79. Die Urwahl Versammlungen treten selbstrecbtiicli*) 
am ersten Novemlx r des Jahres, das dem Ablaufstage der Te^ 
fssBungsrnfissigen Regierungsperiode vorangeht, zusammen und be* 
ginnen sofort ihre Thfttigkeit, die die Verfa^ung*) und das Gesetz') 
vorschreiben. In ausseigewOhnlichen IftUen versammeln sie flick 
spfttestens dreissig Tage nach dem Datum, an dem das Dekret 
tlber die Zusammenberufung erlassen ist 

Artikel 80. Die Oemeindevorstlnde veröffentlichen am etsten 
Oktober jedes Jahres, in dem die Urwahlversammlungen zuaaiiimen* 
treten mfissen, eine vorlftuflge Anseige fttr die Wahler über die 
Zeit des Zusammentritts;- dieselbe Körperschaft nimmt im WaU- 
bureau die Stimmenabgaben der Art en^^[en, wie das Wahlgeaets 
es vorschreibt 

§. In den Kantonen übt dieses Amt der Friedensrichter ans, 
zusammen mit zwei von ihm ernannten Ortseingesessenen. 

Artikel 81. Die Befugnisse der Urwahlversammlungen sind: 

1. Die Zahl der Wahlmtnner festzusetzen, die in jeder Kom- 
mune der Einwohnerzahl entapricht, um das Wahlkollegium tu bildep; 

2. Die Vorsteher und Syndici zu wählen, die die entsprechenden 
Oemeindevorst&nde bilden. 

•) Vgl. Verf. Artikel 7 und 14. 

') Ebenso troton der Konpress und die Wahlkollogien selbstrechtlich 
zuauininen. Verl Aitikel 25 No. 1 und Artikel i:^. Vgl. dagegen Veil 
Artikel 47. 

Verf. Artikel 81. 
*) Ley EieotonI vom 11. Juni 1888; Gas. OL No. 721. 
Vgl. Verl Artikel 47. 
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Zweiter Abschnitt. 
Die WahlkaUQgieii. 
Artikel 82. Die Wahlkdle^pen setzen ach zusammen aus den 
in den Urwalüen der Kommunen erwflhlten Wahlmannern nnd unter 
Vorbehalt, sie durch ein Gesets, unter Berackaichtigimg des Be- 
▼OUterungazuwaehfles, progiesBiv zu vermehren, verteilen sie sich auf 
die Provioien folgendermassen:^) 

Provinz Santo Domingo.') 
Kommune. 



Santo Domingo 


35 


San Cristöbal«) 


10 


San Cfirloe«) 


6 


Boya 


4 


Bani 


e 


Monte PJata 


4 


La Victoria 


4 


Gnori a ^) 


4 


Bayaguaiia 


4 


Llamasa 


4 


Villa Dtiarte«) 


2 


Villa MeUa^) 


2 


Kanton. 




Palenque*) 


2 




78 



') Mit Rücksicht auf Vprf. Artikel '> nnd Anm. und zur Orientierung 
über die politische Entwicklung uud die geographische Lage gebe ich io 
den folgeudea Anmerknog^n die Dekrete, durch die die DoifBehaften (secciooes) 
za Kantonen and Kommunen oder diese so Provioaen und Distrikten er- 
hoben worden sind, soweit dieses auf Onud der Ooleccion de Leyes und 
der Gazeta Oficial festzustellen möglich war und soweit i eine Vervoll- 
stänfügiing der Tabellen Tippcnhatier« in seinem Werke, die Insd Haiti, 
18J>3, auf 8eit«> n"*-t— WH bilden. Vim der Wiedergabe der Namen von etwa 
80 Dorfächaftcii. die Tippenhauer anführt, sehe ich ab und gebe nur einige 
der ueu hinzugekommeneo an. 

^ Ist Provios seit Gründung der Bepnblik; nach der ersten Yer- 
fMSong von 1844 gab es fünf Provinsen. 

■) Hierzu gebort die Dorfschaft T.a Cuohilla; Oaz. Of. 1130. 

*) Wird Kommune 1'. XnveinK. r ISC'); Col. No. 897. 

") S:iii Antonio de („iuerni wird Kornniuuo 15. Oktober 1849; Col. 214. 
Wild Kununuue 28. Mai 1890; Oaz. Of. 823, 937. 

^) Zu Ehren des General Kamon Maria Mella. 

") DorfSohaft Sabana Onmde de Bilenque wird von San Crist6bsl 
getrennt und Kanton 30. Juni 1883; CoL YHI, 2144. 
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Provinz Azua.^) 
Kommune. 

Am 25 

San Juan 10 

Las Matas 8 

San Job6 de Ocoa 6 

Banica 4 

Cercadu 4 

56 

Distrikt Barahona.*) 
Kommune. 

Banhona 20 

Neyba 10 

Eoriquillo 6 

DuTerg6 6 

42 

Provin« Seybo.*) 
Kommune. 

Santa Cruz dol Seybo 25 

Higüey 16 

Uato Mayor*) 10 

Kantone. 

Jovero*) 3 

Bamon Santana*) 2 



* 56 



•) Provinz seit der 1. VerfasHuiig vou 1844. 

*) Wird Distrikt mit den Kommnnen Buahona and Neyba wd den 
Kaatonon las Danas und Petit Troa 12. September 1881; CoL VlII, 1959. 
Dam gehört Dorfsohaft RincoOf Gas. Of. 1148. 

*) Seit der 1. Verf. von 1844. 

*) Kommune seit 13. Oktuber 48: 0^.1. IT. 174. 

Wird als Doc&oliaft von bieybo getrennt und Kaatou 19. Juni b3; 

Col. Vm 2127. ^ « . 

■) Biese bis 1. Jnli 80 Ouaia, Oai. Of. 779. Oeh5rte an Seybo nnd 

irixd Kanton Juni 88. Gas. 0£ vom 23. Jooi 88. 
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Distrikt San Pedro de Macoris.^ 
Kommune. 

Macoris *) 
Los Llaui^^) 




Distrikt Samand."*) 
K 0 III in II n e. 

Santa Barbara de Samanä 25 

Sabana de la Mar^) 8 

Sauches 6 

Distrikt Puerto Plata.«) 

Kommune. 
Puerto Plata 30 

Aham im 12 

Blauco 10 

52 

Distrikt Honte Cristy.^ 

Kommune» 
Honte Cristy 25 

Sabaneta 10 

Guayubfn*) 10 

Dajabön«) 5 
Kantone. 

Ghiaragoano*^ 2 

Restauracioa'^) \ 

50 



') Distrikt seit .luoi 82; Col. VIII -.iOlS. 

*) Gehörte biü Juni 82 zur Proviuz Seybu. 

*) Gehörte bis Juni 82 zur Provinz St. Domingo; Col. VIII 2013. 

«) Seit 1865. 

*) Kommune seit 23. Hsi 7ß| Col. VII 1528. 

Distrikt srtit 18Ö6. 

') Distrikt mit den vier Kommunen seit 25. April 79; Col. VII 17(>rt. 
Dazu ^s'^hnren seit 4. Juni 1890 die DorfBohaften Las Matas de Santa 
Cruz uud Iji I,oma, Oaz. Of. 824. 

») Wird Kommune 29. Oktober lim, Col. 8ü5. 

*^ Brfaait 26. m» 1898 den Namen Moneion za Ehren des Oeneial 
Benito Monoton, Oes, Cf. 1231. 

*^ Die DnÜBohsft Oiusbo ist 23. Jum' 1892 znm Kanton erhoben mit 
dem Namen Kostaunoion, dasa gdiöron noeh 24 Dorfachaften; snl^zihlt 
in Oaz. Of. 932. 78 
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ProviDx Santiago.^) 

Kommune. 

Santiago«) 35 

Uao*) 12 

San Jo66 de hs Matas 12 

Jinico«) 9 

68 



Provinz Espaillat^) 

K 0 m III u u e. 
Moca«) 22 

28 

Provinz La Yega.») 
Kommune. 

Conoepdön de la Vega 30 

Cotuy 10 

Jambaooa 10 

Bonao*) 8 



Kanton. 



Cevicos 




') Pfoviojt S4*it d«r 1. VerfennDg von 1844. 
*) Dastt gebdrt Dorfiwhaft Lopes. 

") Kommune s.>it 10. Juli l'^SJ. Co!. VIII. 2(m. 
*) Kommune seit 2<). März ISSl. Col. VIII, 1927. 
*) Provinz «fit 29. Mai Pol. IX. Ü'r?8 

*) Dorfsrlmft Jamao, früher zu Puerto Plata, gehört zu Jloca sen 
17. Juni 18ÜÜ, Gaz. Of. 1139. 

^ FHiher Jnaoa Nonee gennnntf Kaoton seit 18. Juni 1896, Gas 
Of. 1139. 

») Provin« seit 1844. 

*) San Antonio del Bonao, Kommune seit 22. Hin 1865, CoL 834. 
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Distrikt Pacifioador.^) 



Kommune. 

San Francisoo de Macorls 20 

Villa Rivas») 8 

B£atanza8>) 6 

Kantone.^) 

Ctabrera 2 

Gaatillo 2 
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§. Zum Wablmann ist w&hlbur, wer 

1. mindeitens einundxwanzig Jahre alt oder verheiratet ist; 

2. die bfli^rlidien nnd politischen Beohte geniesst; 

3. in der betreffenden Provinz oder in dem Distrikt seinen 
Wohnsitz hat; 

4. lesen nnd schreiben kann. 

§§. Die Wahlmänner bleiben vier Jahre in ihrem Amte.*) 

Artikel 83. Die WahlkoUegien versammeln sich selbstrecht- 
licii in der Hauptstadt der l'iovin/, (kIof des Distriktes am 27. No- 
veml-)er des Jahres, da.s dem Ernlteiinine der verfassunirsiiiassigeji 
Ke^ernngsperiode voivmgeht, und U-^limon boiort ihre Thätigkeit, 
wi.' die VerfiUsfiuug und das Gesetz*») e.s vorechi-eibon. In ausser- 
ge>\öhiili' lit'u Fallen') tu t» n sie spätestens dreissit: Tage nach dem 
£rlaäs '!•>> Dckivtr^ iilior dir i^cndung'*) zusanmieii. 

Anikt l 84. Die Befugnisse der WahlkoUegien sind: 
1 I>i*> Abgeordueteii zum Kongresü und ihre Ersatzmänner^) 
zu wählen; 

■) Pn»vitis seit 5. Juni 1896, Oas. OL 1137, DÜt den drei Kommneea 
and swei KantoneD, die bis dahio xur Provinz jEspsillat gehörten. 

*) Hiess bis 12. April 1890, r.az. Of. 817, San Antonio de Yona; neuer 
Name zu Ehren den Tatrioten Gregorio Rivas. 

*) Wird Koininiine 17. Mai 70. Ool. 1770. 

*i PorfscKaft Baibeiu wu l s. August 189«. (Jaz. Of. 1251, unter dem 
Xameu Fiuieutul als dritter kautou iiiui&u^üfugt mit den Oorfächaftea 
Gahobete, Campeofae aod Baxi Fdipe. 

^) Tgl. Artikel 44, 43, 68, 71 § 2, 95 §. 
Wahlgesetz vom 11. Juni 88; Oaa. Of. 721. 

') Solche Füll ' sind Tod. Abdankung und Unfähigkeit des Präsidenten 
oder Vizepräsidenten der Republik. Verf. .Artikel 4(>. 

") Dieses Dekret hat der Rat der Staatssekretäre nach Vorschrift des 
Artikels 47 der Verf. zu erlassen. 

*) Vgl. dagegen Vert Artikel 20. §. 78* 
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2. tltMi Prftsidenten und den Vizepräsidenten der RepaUik oack 
den Befttinitntingea des Artikels 42 zu wfthlen; 

3. alle VakanidD in den Ämtern amsufOllen, deren fieietniqg 
ihnen in den betreffenden FBllen und gemAaa der YeiftMiuig nnd 
dem Oeaetre susteht; 

4. Idflteni) ansttfertigen Aber die PerBOnlichkeiten, die in ihnn 
PkOTinzen die erforderlichen Qualifikationen beaitaen, nm Mitglieds 
des Obersten Gerichtshofes >) oder Richter der Nieder-Oerichie^ 
zu werden. 

Artikel 85. Die WahlkoUegien stehen untereinander in koMt 
Yerbindung/) nodi flben sie irgend eine Befognis ans, bem die 
absolute Ifajoritftt ihrer Hitglieder anwesend ist; die Wahlen finden 
einieln statt und in ununterbrochenen Sitsungen. 

Dritter Abechnitt 
Gwneiiiiam» BesÜmmmgeii liir die ürwihl -Verwmhwps 

lud die WaM-KeUegieB. 

Artikel 8G. Alle Wahlen vollziehen Bich dui-cli absolute StimmeB- 
mehrheit und fj:eheiine Abstimmungr. 

Artikel 87. Weder die Ui wuhl -Versammlungen noch dio Wa.'i!- 
Koliegii n dürfen sich mit einem anderen Gegenstande als mit «ier 
Ausülnuig ilirer Befugnisse, die durch die Verfassung und das 
Gesetz*) beötinjmt sind, beschäftigen. Sie müssen sich aunr«*«!!. 
sobald sie ihre Funktioueu, deren Dauer daa Gesetz*) bestunuea 
wild, erfüllt haben. 

Titel 13. 
Die bewaffnete Macht. 
Artikel 88. Die bewafl'iiete Macht "^i ist zu strengem Gehorsam 
verpflichtet und liat in keinem Falle eine b^cbliessende Stimme.^ 

*) Auf Onmd dieser Y oisoblagslisteD wühlt der Kongteia oidi Artilel 2S 
Abs. 3. 

n Verf. Artilcpl m No. 1, 2, |. 
") Verf. Artik».l 71. 

«) Vgl Verf. Artikel 25 1 und 2; Artikel 42. 
») Wahlgesetz vom 11. Juni 1888. Oaz. Of. 721. 
•) Vgl. Aüin. 8 und 1) zu Artikel 25 No. 39. 
Durch diese Beatiininnng wird dia Onmdredit des Artikels M 
Ne. 7 der Veif . eingeeohiSnkt 
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Ihr Zweck ist die Vertddigung der Unabhängigkeit und der Frei- 
heit der Republik, die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, 
der Verfassung und dor Gesetze. 

§. Der Kongress bestimmt jährlich auf Vorschlag der Exe- 
kutive die Grösse der I^nd- uiul Seemacht im Frieden. 

§§. lu keinem Falle können privilegierte Truppen gescbaffen 
werden. 

Artikel 89. Das Gesetz wird die Bestimmungen über die 
Einberufung und das Avancement im iicere treffen. ') — Tn keinem 
Falle können andere militürische Posten geschafTen werden, als die, 
welche durchaus nütip sind, und kein Ran^;;, noch Amt wird erteilt, 
eB sei denn, um einen gesetzlichen, vakanten Posten /,u besetzen. 

§. Ausserdem giebt es in der Kepublik eine nationale Miliz, 
deren Organisation und Dienst durch das Gesetz bestimmt werden. 
Die jeder Provinz oder jedes Distriktes stellt unter dem unmittel- 
baren Befehl dee Gouverneurs : sie kaim mir in den Fällen und in 
der Weise, die vom Gesetz bestimmt sind, mobil gemacht werden. 
Die Chargen in der National-Milis werden durch Wahl und auf 
Zeit verliehen. 

Artikel 90. Die Militftr^F^isoneii werden nach den Bestim- 
mungen des IBHtftr^tral-Qeselsbiicfaea*) vor dem Kriegsmte zur 
Verantwortung gezogen, wenn die begangenen Delikte unter die 
Vorschriften des genannten Gesetsbuehes bUen; in den übrigen 
lUien aber, oder wenn die IGlitar-Pereonen mit einer oder mehreren 
Civil-Personen zusammen angeklagt sind, werden sie von den ge- 
wöhnlichen Tribunalen abgeurteilt 

Titel 14. 

AUgemeioe BestlmmiugeB. 

Artikel 91. Keine Allgemeine Steuer *j kann anders als kraft 
eines Gesetzes auferlegt werden; Kommunal- Abgaben können nur 
für die betreffende Gemeinde und in Uebereiustimmung mit dem 
Gesetze erhoben werden. 

') Vgl. Anm. 8 und 9 tu Art 25, No. 39. 

*i OxJige Penal Militär y de Procedimieoto Militär vom 26. August 
18S4, Col. IX, No. 2276. Vgl. Verl Artikel 11, No. U Abs. 3, Artikel 25 
No. 39, Artikel 60, No. 9. 

*) Vgl. Artikel 25, No. 5 und Anm. 
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§. Di« ISnkfliifle, die sich am diesen Stenern ergeben, and 
die das VennOgen der Eommiuie hilden, sind unsntastW und and 
nicht anders zu verwenden, als das Gesets ▼onchieibt 

Falls sie aus iigend eioem Anlass TOrBchriftswidrig Tecbniicbt 
Verden, sind sie von denen su eraettien, die sie verwendet hilieo, 
ungeachtet der sonstigen gesetslichen Venntwortliohkeit 

Artikel 92. Die Ausgabe von Papiergeld bleibt fflr inunec 
verboten. 

Artikel 93. Aus dem Staats^hatze wird keine Sunune n 
anderen als den gesetzlich vorgeschriebraen Zwedien ond gemi« 

den genauen, vom Kongresse genehmigten, Voranschlägen, die jälirlidi 
veröffentlicht werden, entnommen. Ebensowenig können die dem 
Staate zukommenden Einkünfte andei-», hIb in den öffentlichen Kassen 
deponiert vveitleu. 

Artikel 94. Der Voranschlag jedes Staats-Sekretariats zer- 
fallt in Kapitel. Von keinem Ressort können auf ein anden.^ 
Riininien ulH»rtragen w^^i-d^^n. ncM h die Bestände ihrer fi^^ntli-'hen 
liest iiiuniMi^ entzogen wenlen, «^s sei denn auf Gniml eines (rest tm 

Artikel fir». Es liejsteht eine ständif^e Hechnuugskamiuer, die 
von fflnf vöii »lern Kongresse') ernannten Bürgern gebildet wird, lun 
die allgemeinen nnd die einzelnen Kechnungen der Republik zu 
prüfen. Sie hat beim Beginne jeder Session dem Kongressp 'l'^n 
entsprec henden Bericht über die Rechnungen des veiilosseiiett Jaiu^es 
zu erstatten. 

§. Die Mitglieder der Hechnungskammer bleiben vier Jahre 
in ihrem Amte und können nur auf Grund einer Anklage^) bei 
dem Kongresse und, wenn dieser nicht tagt^ bei dem Oberstea 
Gerichtshöfe verhaftet werden. 

§§. Das Gesetz ^) wird die Befugnisse dieser Kammer festsetieji. 

Artikel 96. Die GrOndung irgend einer Art von ständjgeo 
Gmndzinsen, Abgaben, Hrflnden, FamilienBdeikommissen oder i^ead 
welche FideikonunissvermBohthisae ist verboten. 



' i Vf^l. Artikel 68. 
») Verf. Art. 25. 3. 

Ley que establece uoa Camera de Cudotas vom 21, Jiuü 
Artikel 10, No. 5. 

*) Vgl. Artikel 51, No. 19. 

Ley, Ouneia de Gaentas, vom 27, Juni 1886. Artikel 10-20. 
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Artikel 97. Jährlich werden mit der grossten B'eierljchkoit 
in der gujiÄen Rt'pul)lik der sielienmiilzwanzigyt»' Fehniar') als Jahres- 
tag der Unabhängigkeit un<l der seelizehnte August*) als Tag der 
Bestanration gefeiert; diese sind die einzigen nationalen Festtage. 

Ai'tikel i)8. Die Flagge der Rejjtiblik ist von blauen und roten, 
sich schräg gegenübcHiegeiiden, Fehlern gevierteilt und trägt in 
der Mitte ein weisses Kreuz, dessen Arme bis an den äusseren 
Rand der Farbenfelder reichen, und im Mittelpunicte das Wappen- 
scbüd der Rej)ublik. 

§. Die Handelaflagge ist dieselbe wie die des Staates ohne 
das WappcnBehil'i. 

Artikel 99. Das Wappenschild der T?ej*nblik ist ein Kreuz, an 
dessen Fusse das aufgeschlagene Buch der Evangelien ruht; beide 
lagw hervor ans ^nem SiegeeKeicben (vkr Fahnen), als dem 
2eii0hen der Freiheit, das tod einem Bande mit der Insohzift: Oott^ 
Vateffiand und Freiheit, umaohlungen ist* 

Artikel 100. Jeder Schwur muss auf die Verfassung und das 
Geeets gelebtet werden und kein Angestellter oder Staatsbeamter 
kann sein Amt antreten, bevor er diesen Sid vor der suständigen 
Behörde abgelegt hat*) 

Artikel 101. Die Gewalten, denen nach dieser Verfusung 
das Beoht susteht, den Krieg ku erkUren, dürfen dieses Beeilt nicht 
ausüben, ohne den Schiedaspruch einer oder mehrerer befreundeter 
Ifikdite ■ Torzulegeo. *) 

§. Um diesen Grundsatz zu bekrtftigen, soll in alle Verträge, 
welche die Bepnbllk mit anderen Staaten ahsohliesst, folgende 
Klausel aufgenommen werden: alle Streitigkeiten, die sich zwischen 

*) Veff. Art 21. 

•) Vgl. Artikel 21. Am 16. August 186.3 begann der Befreiiuigskampf 
von der »paniscben Zwiscbenherrschaft; es ist der Tag der Restauration; 
zum NatioDAl-Festtage erJd&rt durch Dekret vom II. August 1864, Col. IV 
Ko. 791. 

•) Der Eid, den der Präsident und Vize-i'iähident der l{«publili m 
IsitteD haben, und TeifttsuDgsmä8.sig im Artikel 49 voigesohriebeD, vgl. 
Anm. in demMlbea. 

^) Hier ist nur der Fall der Offensive gemeint, denn bei einem An- 
grille von Seiten einer fremden Macht hat der Präsident der Kepublik auf 
Grund de«» Artikels 51, No. 1 das KVcht tmd die Pflicht, den Krieg SQ er- 
klären. Vgl. Artüel 25, Abs. 16 und Artikel 51, Abe. 21 der Verf. 
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den kontrahierenden Teilen erheben kOnnen, müssen tot einer 
etwaigen Kriegserklärung dem Schie<lsgo richte einer oder mehrera 
befreundeter St<ui(eii unterwoifeu worden. 

Artikel 102. Jede usurpierte Macht ist rechtlos imd ihre 
Akte sind nichtig. Keine Entscheidung, die in unistürzlerischer 
Absicht von der bewaffneten Macht oder von einer Vereinigung 
von Personen herbeigeführt ist, hat Reclitskraft. 

Artikel 103. Jeder Körpcrbcliaft tnicr Behörde int die Aus- 
übung irgeii I t iiit-r Befugnis, die ihr nicht durch die Verfassung 
oder die Gesetze Obertragen ist, verböten.^) 

Artikel 104. Jeder Bürger kann einen Angestellten oier 
Stiuitsboamten l»ei dessen Vorgesetzten aatdageQi oder bei den 
Behörden, die das Qesetz bestimmt 

Artikel 105. Die Beamten*) der Republik dürfen keine Ge- 
schenke oder Ämter, Ehrenbeweise oder Beloboangeii von einer 
fremden Regierung oline Erlaubnis des Kongresses annehmen. 

Artikel 106. Das Völkerrecht bildet einen Teil der Geseti- 
gebung der Republik; folglich kann ein Bürgerkrieg durch Verträge 
der Kriegführenden, wenn sie als solche anerkannt worden sind, 
beendigt werden; vonuugeeetzt ist, dass sie die Sitten und Ge- 
bräuche der christlichen und dviliaierten Staaten befolgen, 

Artikel 107. Niemand kann verpflichtet werden, das su tkno, 
was das Gesela nicht beflehlt, noch darin gehindert werden, was 
das Oeseta nicht vwbietet 

Titel 15. 
Die Var&ssnvgsiiidttniiig. 

Artikel 108. Diese Verfassang kann geftndect weiden, weiio 
die absolute Majorität des Kongresses*) es beantragt, und Druviatel 
seiner Mitglieder^) die Reform genehmigen. 

») Vgl. dagpgen Verf. Artikel 26. 

») Und überhaupt kein Bürger, vgl. Artikel lä, No, 3 der Verf. mid 
Gol. JX, No. 2422. 

*) ÜDter der Majorität des Kongreaaes ist hier nieht, wie im Irliksl 22 
der Ver£R88img, die Ifojorität des besohlnasfthigen Koagrosaea, «Im m 
Antrag ▼on mindaatena neun Mitgliedern zu verstehen ; vielmehr oiUB eina 
Vorf.'y!Sunp:s-Änderung von der Majoiitiit des vollzähligen Kongresse^. ftL<o 
von dreizehn Mitgliedern beantragt werüeu. Vgl. mein Refemt, Jahrbodi Iii' 

*} Also miod^teos aechzebn Stimineo. 
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§. Nur über die Bestimmungen,') die verändert, hinxugefOgt 
oder aufgehoben werden sollen, darf verhandelt werden. 

Artikel 109. Um eine Befoim in Angriff zu nehment ist es 
unerUaslioh, dass in drei verschiedenen Sitzungen, von denen jede 
dnrch einen Zeitranm von mindestens diei Tagen von der anderen 
getrennt ist^ die Notwendigkeit der Reform von Zweidritteln der 
vienindzwauzig Mitglieder des Kongresses anerkannt wird.*) 

Artikel 1 1 0. Naclidem der Koiigress die Notwendigkeit der 
Reform erklärt hat, wird über den vorliegenden Entwurf auf jjleiche 
Weise,*) wie über sonstige Gesetzes- Vorlagen in drei Sitzungen 
beraten und verhandelt. 

Artikel III. Die Hef\igni.s des Kongresses, die Verfassung 
zu reformieren, ei'streekt sich nicht auf die Regierungsform, die 
stets republikanisch, demokratisch, unter der reprftseutativeo, alter- 
nativen und vemut wortlichen Form bleibt.'*) 

Artikel 112. Die vorliegende Verfassung tritt an dem Tage 
ihrer amtlichen Promulgation in der Republik in Kraft ^) 

Titel 16. 
Überg^angsbestimmungen. 

Artikel 113. Alle gegenwäitigen Gesetze, die nicht im Wider- 
spruche mit der Verfassung stehen, bleiben iu Kraft, solange sie 
nicht durch andere neue derogiert werdeo.*') 

') Und zwar nur über solche Bestimmungen, die sieh nicht auf die 
Hn<riertiii^form bezieben, wie sie in den Artikelii 2 und III der Veifassnag 
vorgeschriobeo sind. 

•) Es wird al.so über die NotwüiiUigkoit der Keform ia derselben 
Weise, wie über sonstige Oesetzes^Vorlagen abgestimmt, mit dem ünter> 
schied«, das» 3 Tage anstatt einer, Artikel 28 der YerfassoBg, zwischen 
den eiaselnen Sitzungen liegen mtisseo, und dass die Majorität von drei 
Vierteln der 24 Koogress-Mit^died^ r «M forderlich ist, also sechssebn Stimmen, 
anstatt, wie beim Gesetzp:ebiuig8-Prozes.se die Majorit.it von zwei Dritteln 
der anwesendt^n T>ppnti*>i tuu, deren Zahl wenigstens secbszebn betragen 
niusa, Verfassung Artikel 22. 

*) Wie die Artikel 22, 23, 28—33 der Verf. voraohieiben. 

«} YgL auoh Verl. Artikel 2, 
Alle übrigen Oeaetce treten enrt unter Berficksicbtigong des Artikel 1 
Abt». 3 des Codigo Civil nach ihrer Promulgation, wie eie die Teil in den 
Artikeln 35 und 51 Nu. 2 vorsdiriMbt, ii. Kraft. 

•) Gesetz-Änderungen erscheinen in Foriii von Novellen nur zu Gescts^- 
büoheru, vgl. Verf. Artikel 34 und Anm.; alle übrigen Gesetze werduu, 
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Artikel 114. Die votüegeode Verfassung ist von der voll« 
aehenden Gewalt der Bepublik sn promulgieren.^) 

Artikel 115. Der Prflsldent der Bepublik bat auf die vor- 
liegende Verfusung vor dem Kongresse in der gegenvlrtigen 
Session zu schwOren.*) 

Oegeben in Santo Domingo, der Hauptstadt der Republik, tm 
zwölften Juni des Jahres 1896, dem dreinnrlfflnfzigsten Jahre der 
Unabhängigkeit und dem dreiunddreissigston der Restauration. 
Der Vizepräsident Der Pnlsident 

(des Nationalkongresses.) (des Katioiialkunu-n^ses.) 

Hier folgen die Namen der übrigen zweiiintizwanzig Au- 
geordneten. 

Promuljariert. Sfinto ^"llliIl^;<). d»*n 20. Juni 189G. im drei- 
undfunfzigsten Jahre der Uuabliängigkeit und im dreiunddrcissigstea 
der Reatauiation. 

Der i'räsident der liojmlilik. 
Hier folgen die Namen der sieben Staats-Sekretftre. 

weim sie modiflsiert werden, iis ihrem ganzen Tazte als neoe Gesetze in 
Amtablatto pubüaiert 

') Nach BestimmoDg dee Artikels No. 51, No. 1 der Verf. und unter 
Beoliarhtang döS ReHit.'s der Exekutive, das ihr die Artikel 30 32 der 
Vorf. beilegen, ood mit der Wirkung der Vorschrift im Artikel 112 

der Verf. 

') Wie deV Artikel -ki) der Verf. bestinunt. 
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Nachtrag Frankreich. 

Geflotzgebung 1898. 
Befeient: Dr. Joeef DiigiiesBo» Professor der Rechts, Orenoble. 
Übeisetiiiiig tod Oikar HeUmathhiuer, Syndikiia, BeiÜD. 



Die iTes*^tzgt'l*un^' für das Jahr 1899 weist eine veiliältnis- 
inÄssip gorinp^o Anzahl von geKetziifboriRchen Akten auf, aber 
meiin rt' darunter sind von grosser Bedeutung. Wir erinnern Iiier 
nur an d{U> Dekret vom 16. Mai 1899, welches die Konvention 
des Internationalen Frivatrechtes (beschlossen im liaag, am 14. No- 
veml>er 1896) verkündet Es ist dies ein ereter wichtiger Schritt 
auf dem Wege der £inigiiog des Rechtes unt«>r den eivüisiertea 
VölkeiHf und CS i(;t sicher zu hoffeiif daas die Niederi&odische 
Regierung, welche die Iniativo zu dieser Bewegung ergrifT — er^ 
mnthigt durch diesen ersten Erfolg — , das begonnene Weri^ fbrU 
eeUen winl. 

Auf dem Gebiete des Civilrechts sind die Artikel 1007 und 
1384 des Code CivU abgeändert 

Ein Gesees Tom 25. Mftrc 1899 fOgte dem Artikel 1007 drei 
Paragraphen hinsu. Dieser Artikel bestimmt, dass die eigenhflndigen 
und mystischen Testamente vor ihrer Vollstreckung voraulegen 
sind dem PrRsidenten des Civilgeriohts am Orte der Eröffnung 
der Erbfdge** (ouverture de la suooession), d. h. an dem Orte, wo 
der Erblasser seinen Wohnsitz hatte. Es wurde ein Protokoll Ober 
die Verlesung aufjgenommen und das Testament einem durch den 
Gerichtspräsidenten beauftragten Notar übergeben. 

Diese Formalitäten waren lang, schwierig und zuweilen selbst 
praktisch unausfahrfaar, wenn der Ort des Todesfalls weit entfernt 



_ 1244 — 



-wiir von dem Wohnsitz des Erblassere. ^) Dieser Übelsbuid «v 
besonders ffihlbor, wenn ein im Mutterland domisüierter Fnmnee ia 
den Kolonien starb, oder in FFUikreicli staib, wShrend er in den 
Kolonien vohnte. 

FQr diese beiden lUle bestimmt das Gesetz vom 25. Mbi 
1899, dass es genOgen soU, wenn das eigenhändige oder myatiadie 
Testament dem Priteidenten des Civilgerichts am Orte des Tod» 
falls vorgelegt wird. Der PrSsident nimmt ein Protokoll Aber die 
Eröffnung und die Eintragung auf und überweist das Original dem 
l'riisidenten des Civilgerichts am Wohnsitz des Erblassers: ersterer 
onlnet eine Protokollaufnahme und die Uiiitr-rleguag bei einem lie- 
auftragt« n Xotar «lein alten Gebrauch entsprechend an. 

Artikel 1384 C. Civ. ist geändert durch ein Gesitz vom 
20. Juli 1899. Dieses (losetz ordnet die civilreclitliche Haftung 
der Mitglied«'! < 1 » > r «"j f f e n 1 1 i c h e n ünterrichtöanslalten. Der 
Cixh' Civü in der i^ulaktion von 1804 legt den Mitgliedern der 
Unterrichtsanstalteii eine doppolte Verantwortung auf: eine direkte 
Haftung für ihr persönliches Vcrsehnldoti: Handlungen, Nachl^^-^iiikeii 
ofi^r einfacho Unkenntnis, (Artikel 13S2 und 13^^3); eine indirekte 
Haftung für das Verschulden ihrer Schüler oder ihrer Anf^f^ber 
(Artikel 1384). Die indirekte Haftung des Artikel 1384 Wiuht 
auf demselben Orund, wie die direkte Haftung der Artikel 1382 
bis 1383, d. h. auf dem persönlichen Verschulden des Lehren^ 
Dieser ist im Falle des Artikel 1384 verantwortlich, wenn er seine 
Schäler schlecht überwacht oder seine Gehülfen schlecht gewählt 
hat IndesB besteht ein Unterschied zwischen dem flall der Artib;! 
1882^1383 und dem EaU des Artikel 1384: im ersten Falk» 
muss die Schuld des Lehrers durch den GeschAdigten bewiesen 
werden, wfthrend sie im sweiten Falle prttsumiert irird. Wenn die 
Haftung für die That eines Schillers beansprucht irird, kann der 
Lehrer sich befineien durch den Beweis, dass er die fragliche Tbit 
nicht hindern konnte. — Dsgegen findet der Qegenbewds gegv 

*) £b ist SU enriUiaeo, das» scdion die Geriobtspraxis n der fr- 

wägung gelangte, dass der Artikel 1007 C. Civ. die Vorlegung bei dem 

Präsidenten des Gerichtes des Wohiisit/.os nicht bei Strafe der Niohtiirkeit 
forderte, und dnhor zuliess, dass niau diese Vorlegung bei dem rra-ii-nt'ö 
des Goricliis am Orte des Todesfalls vornehmen durfte. Das Gesetz vaü 
1899 bestätigte nur diese Oeriditspraxis. 
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dieae Vermuthuog nicht statt, wenn die Haftang des LehieiB auf 
einer That eines mner Angestellten beruht Man beachte, er haftet 
in diesen Falle immer dafflr, dass er seine Qehfllfen schlecht ge- 
wählt hat 

Diese Haftung der Diiektoren fOr ihre Schüler oder ihze 
Angestelllen war vielleicht gerechtfertigt im Jahre 1804, vo 
die Lehrer noch die Ißlglichkeit hatten, nur diejenigen Schfller 
ansunefamen und su behalten« die ihnen passten, und ihre Oehfilfen 
aussuBucben, ihnen Yerhaltungsmassregeln su geben und sie zu 
flberwachen. 

Die Lage der Lehrer ist dieselbe geblieben bei dem freien 
Piivatiintemcbt; sie hat sieh in mancher Hinsicht geSndert bei den 
Lehrern der Oflbntiiohen Anstsltsn. Das Qeseta von 1881 Ober den 
obligatorischen ElementRninterricht legt den Ldtem der ISementar- 

schnlen die Verpflichtung auf, alle Schüler aufzunehmen, die sich 
melden, und Iftsst ihnen nur die Möglichkeit, die Schüler auf drei 
Tage abzuweisen. Andererseits liabeu in allen Stufen des Unter- 
richts die Direktoren dei- Elementar- oder Mittelschulen das liocht 
verloren, ihre Angestellten auszuwählen und ihnen Verhaltiingü- 
masüregeln zu geben; sie haben nur noch ein Aufsichtgrecht fll»er sie. 

Die Gerichtspraxis hatte durch buchstäbliche Interpretation des 
Aitik-'Ks 1384 in Wirklieiikeit zugelassen, dass die Lehrer tler 
üttentliihen Anstalten nicht hafteten, wenn sie die That nicht 
hattf^n verhindern kennen, auf welcher die Haftung beruhte. Be- 
sonders aber hatte sie die fi"eiere, abei- sehr einsiehtsvolle luter- 
pretatiou eingeführt, dass die Schuidirektf)ren niclit filr ihre An- 
gestellten verantwortlich waren, ausser wenn man ihnen persönlich 
einen Fehler in der Beaufsichtigung naeli weisen konnte, weil sie 
ja nur noch ein Aufoichtsrecht über ihre AogesteUten hatten. Die 
icgische Konsequenz dieser Praxis wäre gewesen, die Haftung, 
▼on der man die Schuldirektoren l>efreite, auf den Staat abzu- 
wSlzen, diet nunmehr die Angestellten ausvfthlte und ihnen In- 
struktionen erteilte.^) Die Praxis zog diese Eonsequens nicht, 
da die Civilgerichte, die gewöhnlich für diese Sachen suatftndig 
waren, gegen den Staat keine Vwurteilung aussprechen konnten. 
Es hätte gegen diesen letzteren eines verwaltuagsreofatiichen 



*) Vioband, Revne de Droit PabUe 1895, m- 401—421. 
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Prozesses bedurft Es gab als« hier eine LOcke. Andererseits ver- 
anlassten einige vonirteiiende Erkenntnisse gegen I^hrer der öffent- 
lichen Unterrichto-AnBlalten v<m 1892 bis 1896 lebhafte Klagen 
aeitms der pädagogischen Presse. Infolge dieses Zt ittingskampfe^ 
erschien das Oesetz vom 20. .Ttili 1899, welches bestimmt dajg 
die ciTÜrechtliche Haftung des Staates im Falle des Artikeis 1384 
C. CiT. an Stelle der Haftung der Mitglieder der OtnentUohea ünte^ 
richteanstalten treten soll. Dieoes Geeeti wendet übrigenB anf die 
Lehrer des OfTentlioben Unterrichts nnr den allgeoteinen Gnmdsats 
an, nach welchem der Staat fQr den Schaden ▼erantw<wtfich Ist, 
der durch die Handlungen seiner Beamten verursacht wird. 

Der Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 1899- fügt noch 
hinzu, dass d^ Proseas wegen der Haftung vor den Civilgerickteii 
erhoben werden muss, wShrend er prinzipiell vor die VerwaltQBg»- 
gerichte gehörte. Diese ßestimmung ist m Gunsten der Ptritat* 
Personen eingeführt, weldio hier besonders den Nntses haben, 
schneller ein Urteil zu erwirken. 

Die auf dem Gebiete des Civilprosesses durohgefOhrten RefonDen 
bieten weniger lebhaftes Interesse. Em Dekret vom 12. April 1899 
▼erkündet die Konvention, geschlo»?«n in Petersbni-g am 27./15.Jiiß 
1890 zwischen Fnuiki-eich luul Rnssland, welche die Franzofi«! 
in Rnssland nnd die Russen in Frankreich von der Cautio JuditatiuB 
solvi ausiiiiunit. Die Konvention vom Haag, vom 19. Xoveinl«r 
1S96, welche eb«MifiUls dio Antr^horigeu der kontrahien^ndeo 
Strmten von der Veijjtli' iituiii: lf* fi< it. in einem aiuiervu kuati^ 
)ii< leiiden Staato die Cnuti.i .lu(li( atmu bolvi 7.n stellen, hatte die^e 
Konvention ni'-!il iinnrifi^ ^u'-iuarlit : «lenn si<' kniiptt m ^U' 
weiKliini; der Bffr''iiiiiir von «Icr Cautio .hniii atnin s^hi zwei Be- 
dingnnpen: dass der Antrag.stt'll« r einem drr k<>iifi;iiiiivn !< ii Staaten 
angehört, nnd dass er auch seinen Wolinsitz in hinein liest r Staaten 
hat. l)i(; Petersburger Konventifm kmiiift die U- treiurig von der 
Kantion an die Nationalität der Franzosen oder Küssen, ohne die 
Bedingung des Domizils. 

Auch ist ein Oesietz vom lä. Februar 1899 anzufnhi-en, weklies 
<laä Aktengeheininis bei Zustellungen (hnch Gerichtj<vollzieher 
sichert. Xaeh Artikel HS des Code de t*roct<kinre civile händifift der 
OerichtsvoUzieher, der die Partei oder einen Angehörigen resj» 
Dienstboten nicht antrifft, das Schriftstftok einem Nachbar ein, «der 
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wenn dieser dos OiigiDal nicht iinterzeiclinen will oder kanOf dem 
Bürgermeister oder dessen Vertreter. So kommt es oft vor, dass 
em SchriftstQok xnr Kenntnis dritter Personen gelangt, das dock 
nur ffir die interessierte Person bestimmt ist Oder diese Akten 
(man denke nur an Vorladungen auf dem Oebiete des Zuoht- 
Polizei-Gericbts) enthalten oft Hinweise anf Dinge, welche dem 
Kredite der Oeachftftslente oder der Ehre der Familie schaden 
können. Um diesem Cbelstande abzuhelfen, fligt das Gesetz vom 
15. Febnuu- 1899 dem Artikel 68 einen Paeagrapheii hinzu, nach 
welchem das Schriftstück, wenn es irgend einer anderen Person 
als der Psitei selbst oder dem Procureur der Bepublik dngeh&ndlgt 
wird, im verschlossenen Gonvert zugestellt werden muss. 

Die Gesetze anf dem Oebiete des Strafprozesses sind schon 
sehr bekannt, teils wegen ihrer eigenen Bedeutung, teils durch die 
Ereignisse, an weldie sie sich anschlössen. 

Das erste der Heihenfolge nach, das Gesetz vom 1. Hflrz 1899, 
knüpft an die Affairo Dreyfiis an; aber ist bestimmt, sie zu flber- 
lohoii. Am 20. Oktober 1899 liatte die mit dem Revisionsantrag 
-•'^en das Jrteil des Kriegsgerichts befassto Stnifkainmer des Kassa- 
tionshofes, das iiiii L'_'. I>o/,rmber 1894 den Hauptmann Dreyfu«! 
wegen Hoc li\ t-rrats v.-i iirtt'iit hatte, diesem Äutiage htattgegeben unti 
eine Untersuchung atit:e<jidnpt, an welcher aile ihre Mitglictloi 
t<'i li)«-limon sollten. Früli.-iv l'rtoü^^ der Stratkainitu r in ahi.lichen 
S;i< h>'n umi dip St<'llmiL:iialiiiM' f^^« \viss('i M it^licdei- wälirciul der 
I tit»'! surhuii^' vi'ianliisst. ii lebiiafte Angriff«' i;oi;t'n «liebe Kammer, 
Kiue eit>te rntrisutlmim- durch den Pi iisidriitfii dos Kaspations- 
hi^fes hatte nur wonig .wiciitige Thatsaehen zu Tage gebracht. 
Notie .Aeussennigen folgten, in Folge deren der General-Staalsanwalt 
Quesna\ de Hoanrepaii-o sein .\mt niederlegte. Eine weitei*e Unter- 
Buchung wurde dem FräsidenttMi des Kassationshofes und zwei älteren 
Mitgliedern übertragen. Dif^se Kommission eridärte nach d. rl'nti r- 
suchung, dass die leidenschaftlichr» Opposition, die im L uul«- auf- 
getreten war, bis in den Ori ichtssaal gedrungen sei, und un- 
Itewusst selbst die Richter beeiuflusst habe, so dass es klug sein 
würde, unter dieseo Urastäuden „die Verantwortung der definitiven 
ESntscheidung nicht der Strafkammer sn belassen.** Infolge dieser 
rntcrsuchung brachte die Regierung einen GesetzesTorschlag ein, 
welcher dem Kassationshofe in pleno die Entscheidung der Sachen 
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übertrug, in deneD die Strafkammer die Untersuchung geführt 
hatte. Dieser Antrag wurde zum Gesetz vom 1. Mfirz 1899 und 
fand sofort Anwendung auf den Bevisionsantrag v(m Drejius. 
Dies Qeeetz ist also in Hinsicht auf die Umstftndei die es nna> 
lasateD, ein Oelegenheitsgesetx, wie übrigens die oMlitsn Oesetn» 
Aber es war vom politisohen und juristischen Standpunkte ans eia 
ausgeieicfanetes Gesetz. 

Eb ftndert die beiden eisten F^mgraphen des Artikels 446 
des Code d' Instmotion Giiminelle in folgendem Sinne: Im FiUo 
der ZuUssigkeit entsdimdet die Strafkammer Uber d^ Bewne- 
antnig, wenn der Thatbestand sehen festsieht Steht der Tbl- 
bestand nicht fest, so befasst sich die Stmfkanuner dirakt oder 
dnrdbi ersnchte Kommissionen mit der Instruktion, and entschieden 
wird über die Sache durch die vraeinten j&mimem des KaasationB- 
hofas. Diese Befoim ist in gewissem Ifasse die Anwendung te 
schon SU den Alteren Gesetaen gemachten T^«nnung zwineben 
Untersuchung und Urteil auf den Bevinonsantrag. So bestimnito 
der Artikel 257 Cod. d. Instruction crimin., dasa die Uilgtieder 
des Appellationsgerichts, welche die Erhebung der Anklage be* 
schlössen haben, in derselben Sache weder Vorsitzende noch Bei« 
bitzer sein köiinon bei Stiufe der Nichtigkeit. Ebenso verhilt es 
sich mit dem ( iitersnchiingsrichter. Dieser Grundsatz wurde mir 
auf die l'itc'ilsfilllung in Strafsachen angewandt. Er ist ausgedehnt 
auf die Ihteiisfälluiig in Polizeigerichtssachen durcli Gesetz vüm 
8. Dezember 1897 (Artikel 1). 

Die Anwendung dieses Prinzips auf die Revisionsanträge hätte 
dazu geführt, die Stnifkamuier von der ürteilsfällung anszu- 
Kf Ii Hessen. Aber die Regienuig betonte, um die Teilnahme dieser 
Kiimmor an der Urtcilpfailung zu reclit fertigen, dass ^^ischen ihrer 
Lage und der ijage der Kammer für Anklageerhebung uiul liS 
Untersuchungsrichters ein wichtiger Unterschied existiert: Die Straf- 
kammer beschliesst weder durch eine Verfügung noch durch ein 
Torläufiges Urtml tlber die Resultate der Untersnchung, sie fasst 
nur das Beweismaterial ausammen, ohne sich über die Resultate 
ihrer üutei^uehungen auszusprechen. Es lag also keine Veranlassung 
für die Regierung TOfi die Strafkammer gänzlich von der Ent- 
scheidung auszuschliessen, wie das bei dem Appellationßgericht 
und dem Untersuchungsrichter der Fall war. — Die gesebcgebaoöeB 
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Kör|)er äsind dvv R>'i;\vy\\u>^ g''f'>lg^ und haben die Kompetenz dea 
Xassationshofes in pienu bubüiti^^t. 

Das Gesetz vom 15. Jmn 1899 hat auf das Verfahren vor 
flen Kiiof^sgoriühten gewisse Oaiaiition ausgedehnt, die zu Gunsten 
der Angeklagten in der bürgerlichen KtH-lits^iirechnng diircli Oo- 
setz vom 8. Dezember 1897 Ober die Voruntersuchung geöduiUt a 
waren. Die so übertragenen Gamntien sind folgende: 1. Ver- 
pflichtung des untersnehnngfOhren(hMi Heaniten, (h:>n Hesehuldigten 
binnen kürzi\ster Frist zu vernehmen; 2. Beschränkung des Verbots 
des Verkehrs; 3. Recht auf Beistand, d. h. gewöhnlich seitens einee 
Rechtsauwalts, der dem Beschuldigten in allen Stadien der Unter- 
suchung zur Seite steht und Kenntnis vom Verfahren am Tage 
jedes Verhörs nimmt. Diese Reform ist übrigens beschränkt auf 
die Kriegsgerichte in Friedeuszeiten und zu Lande. 

Ein Gesetz vom 5. August 1899 hat wichtige Reformen auf 
dem Gebiete des Strafregisters eingeführt. Die Einrichtung des 
Strafiregisters besteht darin, dass in der Kanzlei des Qerichts eines 
jeden Bezirks an Verzdchnls Über alle in diesem Bezirk geborenen 
Pärsonen angelegt wird, in welchon man gewisse Eintragungen 
Ober die gerichtlichen Vorgftnge jeder Person sammelt. Ffir die 
ausserhalb Frankreichs geborenen Personen oder diejenigen, deren 
Oeburlsort unbekannt ist, werden jene Eintragungen im Justts- 
ministerium gesammelt Dies Veraeichnis enthAlt hauptsächlich An- 
gaben aber YerorteOnngen wegen Verbrechen oder Vergehen, Über 
Disaiplinarstnlen seitens der Verwaltungsbehörden oder Gerichte, 
die gesetzliche Nachteile nach sidi ziehen, Über richterliche Konkurs- 
oder LilqutdationserklAnwgen etc. etc Die Einrichtung der Straf- 
register ist ganz besonders nützlich für ▼erechiedene Zweige der 
Öffentlichen Verwaltungsbehörden. Sie ermOgticht ihnen, nch über 
das Vorleben dae Personen zu luterrichten, die Beschäftigung bei 
ihnen nachsuchen. Sie ist unerlässlich für die Einrichtung der 
Wahl- und Gesehworenenliste ; gewiase Venirteilungen tmd gewisse 
Disziplinarstrafen bedingen die Unfähigkeit zur Eintragung in diese 
Li.sten. Schliesslich verschafft sie (len Heainten die Kenntnis, ob 
sie einen er-tmaligen Verbrecher vur sieh hal)en, einen einfach rück- 
fälligen oder einen üewoimheitsverbrecher. ^)*) Diese Benutzung des 

') (Jüsetz vom 14. Augu'-f über die bedingte Vi iuiti'ihing uod 

Uehabilitation und Gesetz vom Jü. Marz 1891 über den Strafaufschub. 
*) Geeeta vom 27. Mai 1883, Strafe der Ausweisung. 79 
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Stiafregistere duroh Offentliölie Behörden hat niemals Sehvitrig- 
keitea gemacht 

Anden ist es mit seinem Oebmaoh durdi Privatleute, fin 
BrIasB vom 6. November 1869 hatte jedem Privatmann, d«r ein 
rnteresse nachweisen konute, ermächtigt, die Erteilung eine» Aus- 
ziißres aus dem Strafregistcr zu fordern. In der Praxis >rk;u!iit<j 
mau bald, dass diese Möglichkeit grosse Gefahren luitg: üt r Aus- 
zug aus dem Strafregister kuiuite zur WaflFe für Erpressung und 
Verläunulung wenleii. Erlasse vom 14. August und 6. Dezemter 
1876 bestimmten, dass ein Auszug aus dem Strafregister in Zn- 
k»inft nur nncli der Person aiisL'estollt werden solho, die liits-r 
Atiszug hctraf. Indeöijen Wieb die öflentliche Benutzung tleü Straf- 
n gistors dooh auch in dieser Form flberall pebrflnchlich. mn -uh 
über das Vorleben von Leuton zu erkimdif^on, die eine Beschäftigung 
suehten, Arheitor, Ancrestellto. Leluer etc. Die Erwähming 

einer Bestrafung in dem Auszuge war sehr häufig ein Hindernis 
für die Anstellung, Daraus folgte, dass Leute, die verurteilt waren 
— wenn auch nur ein einziges Mal — , auf die grössteu Scliwierif;- 
keiter) stiessen, Existenzmittel zu ßnden, und sehr oft, abgefichieckt 
durch einen abschläglichen Bescheid, sich verführen Hessen, neue 
Delilcte au begehen. So konnte man behaupten, das Stmfregistef 
Bei einer der Faktoren des Rückfalls. Die Reform des £rla8ees von 
1870 hatte an diesem Stand der Dinge nicht» geindert: JKe 
Gntsherren und sonstigen Arbeitgeber, die selbst keinen kvm^ 
aus dem Strafregister mehr erhalten konnten, forderten ihn tob 
dem, der ihnen seine Dienste anbot, und der Obelstand blieb voU 
bestehen. 

Eine Reform erschien nCtig und eine ausserordentliche Korn* 
mission wurde gevShlti sie voraubereiten. 

Innerhalb dies» Kommission traten drei Ansichten lu Taga^ 
Die einen sprachen sich für die absolute Oeheimhaltung des Stuf* 
registers gegenüber Privatleuten aus. Sie betonten in enter Linie 
das Interesse des Bestraften, dessen Lage man betiftehtlich ve^ 
schlechterte, indem man aus seiner Verurteilung thatsftohlich eiii 
dauerndes Hindeniis fOr seine Anstellung schuf. Dm diesem übel- 
stand absuhelfen, musste man — wie die Erihhrujig gelebit 
hatte dem Bestraften selbst die MISglichkeit nehmen, seioeD 
Strafregister-Auszug zu erhalten. Die einzige Hülfe war also dis 
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System der absoluten Geheimhaltung gegenüber Privatlduten. — 
Andere erU&rten aioh für Anhfinger des Status quo. Sie betonten 
besonders das Interesse der Privatleute an der Infcnmation Aber 

die Personen^ die sie anstellen wollen. Wenn die Venirteiltai durch 
die Öffentlichkeit des Strafregisters Schaden hätten, so sei das 

nur die Folp:e ihres Vergeiioiii^. Und wenn diese üfFentlichkeit 
dem BeBtraftou zuwoilon Hindernisse für eine neue Beschilftiirunp 
biütu und die so zur Begeliung neuer Strafthaton vpranlasso, sd wiinie 
auf der anderen Seile ihn die Furcht vor dieser Üfleiiüichkeit 
vor weiteren Verbrechen zurflckhalten. — Eine dritte Ansiclit be- 
mfllite Stich, die Interessen der Hostriiften und die hiterebsen der 
Gesamtheit tu vereinigten. Sie \vf)llte prinzipiell <lip Öffentlichkeit 
beibehalten, aber f;e\vis>e Einseliriinkungen zu Öuusten der Bestraften 
zulasseji, die 'i'eilnahme verdienten. Diese Ansicht siegte und wurde 
bestätigt durch das (iesetz vom 5. August 1899. 

Der Gesetzgeber wahrte jedem Privatmann die Mßglichkeit, 
eiuen Auszug über sich selbst aua dem Stiufr^ster zu erhalten, 
bestimmte aber, dass einerseits gewisse lie^tnifungen auf diese Aus- 
zilge Oberhaupt nicht, andere nach dem Ablauf verschiedener 
Fristen nicht ü1>ertmgen und nur im Falle späterer Verurteilung 
SU einer körperliohen Strafe (peine oorporelle) wieder vermerkt 
werden sollten. 

Im Artikel 7 des Oeeeties sind diejenigen Strafen aiifgefahit, 
welche niemals auf die für Private bestimmten Begisteraussllge über- 
tragen werden sollen. Es handelt sidi hier um leichtere Strafen 
oder Thaten, welche die Ehxe und Rechtschaffenheit einer Person 
nicht mindern, an deren Eeimtnisnahme die Privaten also kein 
Interesse habes. Die Unterscheidung «wischen den verschiedenen 
Strafen war eine schwierige^ die gesetzgeberische Arbeit konnte in 
dieser Hinsicht einige Kritik herausfordern, aber die leitende Idee 
bleibt nichtsdestoweniger eine ausgeseichneto. 

In Artikel 9 fOhrt das Geeets die Stnfen auf, die eigentlich 
in die Auszüge für die Privatleute flbertngen werden mflssten, 
aber nicht eingetragen werden sollen, wenn eine mehr oder weniger 
lange Frist, je nach der Schwere der Stiafe, seit dem Vollzug der 
Stnfe verflossen ist. Die meisten dies^ Straten mflssen aber von 
neuem übertragen wenleti nach Artikel 9, wenn der Verurteilte 
eine Verurteilung zu körperlicher Strafe erlitten liat 

70* 
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Di<i Bestimmongen der Artikel 8 und 9 werden ei^gflnxt dani 
eine Maasregel, deren Bedeutung Ober das Oebiet des Sttafregiitat 
hinansreicbt (Artikel 10). Sie verordnet, dsss, wenn der Beetnfte 
nach Ablauf der Frist, welche Artikel 8 fflr das Versohwindw der 
Verurteilung aus dem Begisteraussug für Primate fordert, voA 
eine gewisse Anzahl von Jahren keine nene Stiale erleidet, er m 
Rechtswegen rehabilitiert ist, d. h. dass schon dtudi des Ablauf 
dieser Frist, ohne jede weitere Förmlichkeit die Verurtdluig mit 
allen ihrm Folgen ausgel^Jsdit ist Diese Bfassragd beseite die 
CbelstÄnde der richterlichen Rehabilitation; denn letztere erheisdit 
ein Verfahren, welches eine gewisse Öffentlichkeit und auch meisleM 
eine UntersuclniHiu: orfordert. Oder es kommt häufig,' vor, dasa dw 
Bestrafte, der zur richterlichen liehabilitution schreiten kOuiile, sich 
eine neue Ijebensstellung geschafTen hat. und dass seine frühere 
Bestrafung vergefigen oder ignoriert wurde. Wenn er jetzt diese 
KHhaliilitati'»n heanti-a^>-te. rnnsste eine PrOfunir stattlinden und fi^io^ 
frühere Bestrafung würde bekannt. Die lichaliilitation vuu Rt^li'*- 
wegen macht aber die richterliche liehabilitation nicht ptnz unnüiz, 
denn dif^ letztere kann nach einer kürzeren Frist erlaugt wei^lt«- 
Diese B»>stiininuni^ des Ailikels 10 gab dem Gesetz vom 5. August 
1899 die Be/.eichnimg, unter der dieses gewöhnlich genannt wird: 
Oesetz fll>er das Ötrafregister imd die Reliabilitation von Rechtswegen. '! 
Als Gesetze, die eine spezielle Erwähnung verdienen, sind nur 
noch eine Gruppe von Gesetzen über Ai-beiter- Unfälle und ein Gest-ti 
über die Einrichtung der Bezirkskaasen für gegenseitigea Boden* 
kredit zu nennen. 

Das Gesetz vom 9. April 1898 über die Arbeiterunfälle führte 
in Fiankreich das Prinzip des Berufs-Risikos ein, durch die ^ 
Stimmung, dass bei einem Unfälle, der einem Arbeiter zustosst, 
die Verantwortung der Arlodtgebw trBgt Die Ausführung ditff* 
Qesetses Teranlasste im Jahre 1899 eine sdir detailHeite 
liehe Regelung: Gesetze, Verordnungen, Urteile, ministerielle ^"i^ 
ftignngen.*) Wir wollen hier nur die Gesetze voifOhien: 

. *) Dieses Gesetz winde in «ioigeo Pankteo geändert doioh eio Oese'' 
vom 11. Juli 1900. 

Man findet alle dies.» Dokuinetiti' vereint und wiedergegeben 
Bergasctf, Studieu über die Haftung für Arbeiter-Unfälle in derltMiort'* 
nnd Laodwirteobaft, Haneille, Boslatier, 1900. 
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Das GeaetB vom 9. April 1898 sollte am 1. Joni 1900 in 
Kraft treten. Hb dieaer Tag hennkam, erkUbten die Arbeitgeber, 

dass sie noch nicht Zeit genug gehabt hätten, ihre Massnahmen 
zu treffen, um den Forderungen dieses Gesetzes gerecht zu werden. 
Gleichzeitig heklagten sie sich, dnss die Versiciierungsgesellschaften 
sich vcrhiirideii hätten, neue (huckende Tarife festzusetzen. Das 
Gesetz vom 24. Mai 1899 kiuii heraus, um diesen beiden Be- 
schwerden abzuhelfen. Um die Versiehenmgsgesellsr haften zu 
zwingen, normale Tarife festzusetzen, stellte man ilnien sciieinlmr 
eine KonkniTenz des Staates gegenüber. Ein Gesefz von 1868 
hatte eine staatliche Versicherungska^se gegen Unfälle emgericlitet 
Diese Kasse war dem Publikum fast unbekannt und machte nur 
unbedeutende Gesch.lfte. Das Gesetz vom 29. Mai 1899 ermächtigte 
diese Kasse, ilire Geschäfte auf die im Gesetze %oin 9. April 1899 
vorgesehenen Gefahren auszudehnen. Es beschränkte jedoch diese 
Ausdehnung auf die fftUe, wo ein ,,Unfall den Tod oder die dauernde 
Erwerbsunfähigkeit aur Folge gehabt liatte.** Die staatliche Yer- 
sicheningskasse kann nicht gegen Unfälle versichern, die nur eine 
vorilbergehende ErweH snnfffhiL'fc^it nach sich ziehen. Der Onind 
dieser Einschränkung liegt darin, dass die Versichenmg dieser EUUe 
seitens des Staates eine kostspielige und verwickelte Überwachung 
n5tig machen wQrde. Gerade bei den leiditen Unfällen findet 
Tielfach Simulation und Betrug statt Die hier notwendige Über- 
wachung geschieht bei Weitem besser durch eine Privatrersidierungs- 
Oesellschaft 

Nun aber stand die Organisation der National-Versicherunga- 
kasse nicht in Einklang mit den Bestimmungen des Gesetzes von 
1898. Eine Reform der Tarife war nOtig. Das Gesebs kündigte 
an, dasa diese Beform durch Verordnung ^or dem 1. Juni gegeben 
werden, und die Tkiife so dngeiichtet sein wflrden, dass das 
Risiko und die allgemeinen Yerwaltungskosten voUstSndig gedeckt 
würden. 

Andererseits schob Artikel 2 die ISnfQhrung des Gesetzes um 
1 Monat nach der Publikation der angekündigten Tarife hioaua. 
Diese letzterwähnte VeröfTentUchung fand am 26. Mai statt 

Die Einführung des Gesetzes vom 9, April 1898 brachte zu- 
gleich eine andere Schwierigkeit. Viele Arbeitgeber hatten vor 
dem Gesetze von 1898 Versicherungsverträge auf eine bestiunute 
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Zeit abgeacliloesen. Diese Kontnkte sahen dnroliweg gedng^ 
EntsoiiSdigungon vor» als die, welche das neue Gesets TorbngitB; 
SoUte man nun den Aiheitgefaern gestatten, den alten Eontiakt m 
brechen, oder muBSte man den alten Kontiakt absolut anbecbt* 
erhalten, mit der Befugnis, fOr die Arbeitgeber eiginxende Ver- 
ncfaerungen sbsuFdilieBsen? Bs lamen bei dieser Debatte w- 
schiedene Prinzipien und InteieaBen ins Spiel. Das Oeseis vom 
29. Juni 1809 fuid*eine vermittelnde LBsung der Frage nnd be- 
bestinunte, dass die Yersicheningspolioen auf dem Gebiete derdorch 
Oesetz vom 9. April 1898 getroffenen Gewerbe, die ftiter wue» 
als dieses Gesetz, durch den Yeniohenideii oder den VenicheTteB 
innerhalb der Frist eines Jahres seit der Verkttndung des gegoiH 
wärtigen Gosel zos gekündigt werden könnten. 

Obgleich aus dem Wortlaut des Artikel 1 des Gesetzes vom 
9. April 1898 uml den Vorarbeiten dieses Gesetzes hen-orzueelien 
schien, dass diejenigen lanihvirtsrliaftlichen Betriel»", in iloii'^ii mm 
Maschinen gebrauchte, die dui-ch andere Kräfte lietriel^eii wurden 
als <iureh Mensrlien oder Tiprp, der Ilerrsehiift <liese> Gesetzes 
nnt*:*! standen, wni'de do<-h (liese Fi^age disknti.'it. Uns Gesetz vom 
M). Jnni 1899 W'stimnite daher, dass das Gesetz vom 9. April 
18i)8 auf die landwirtschaftlichen Gewerbe nur an-rewandt werden 
Bol!, Rofern dort Mascliinen VerAvendiing fänden, die mit lebloser 
Kraft l>etrieben würden und der ÜDtall &ich in dem Betriebe dieser 
Maschinen ereignet It&tte. 

Ebenfalls auf die Landwirtschaft bezieht sich das Gesetz vom 
31. März 1899. Das.selbe bezweckt die Entwickelung des land- 
wirtschaftlichen Kredita Der Ursprung dieses Gesetzes liegt im 
Gesetze vom 17. November 1897 betreffend die Verlängerung der 
Privilegs der Bank von Frankreich. Für diese Verläugemng ihr« 
Privilegs verpflichtete sich die Bank von Frankreich, dem Statt* 
einen Votschnss von 90 Millionen Franks unverzinslich und für die 
ganze Dauer ihres Privilegs zur Verfflgung zu stellen und aiieseideiii 
dem Staate wAhrend derselben Zeit einen jahrlichen Ziischtns bri- 
sosteuem gleich einem Achtel des Diskontofnsses nach dem Stande 
des Produktenmarktes, ohne dass dieser Znschuss niedriger eeiz 
dflrfte als 2 JfiUionen Franken. Die Absicht des Staates, als « 
der Bank dieses Opfer auferlegte, var, diese Summe zur OrganiativB 
des landwirtschaftlichen Kredits zu verwenden. Einen Monzt nadi 
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dem Oesetx vom 17. November 1697 reidite der damalige Conseil- 
Frflsideiit und l4uidwirt8cfaaft8miiiiBter Meline eine Gesetzeevorlage 
fdn, welche die Einrichtung von Bezirkakaasen für gegenseitigea 
landwirtschaftlichen Eredit bezweckte, sowie die Massr^el« ihnen 
ebenso wie den Geeellschaften und Lokalbanken hmdwirtschaftlichen 
Kredit auf Gegenseitigkeit su gewfthren. 

Diese Torlage, etwas umgearbeitet durch die Kommission, 
wurde xum Gesetz vom 31. Hin 1899. Der Zweck dieses Ge- 
setsea ist, die Entwickelung des landwirtschaftlichen Kredits auf 
Gegenseitigkeit su begfinstigeo. Diese Form des landwirtschaftlichen 
Kredits ist sehr beliebt in Dentschhnd als Raiffeisen- und Schulze- 
Delitzsch*8che Kassen. Die deutschen kndwirtsdiaftlicfaen Kassen 
haben sich sogar im Jahre 1895 su einer starken Vereiniguog 
znsanunengethan und eine Centndbank geschaffen, welche ihre 
Papiere diskontiert und eine bedeutende jährliche Staatssubvention 
erhält. 

Frankreich ist seit einigen Jahren den Bahnen DeutscliliiiKls 
uml lulious gefolgt, und zahlreiche lokale Hanken filr landwirt- 
schaftlichen Kredit auf Gegenseitigkeit in ziemlich verschiedener 
Form sind gegründet. 

Dapt Gesetz vom 31. MHj-t: 1899 will besondei-s die Gründung 
neuer Lokalkassen veranlassen und für diese Lokalkassen eine 
Neuerung einführen analog der Schöpf >uig der staatlichen Central- 
bank der deutaehen Verbände. Al'» r unser Gesetzgeber zog einer 
staatlichen Centniibank, bei der der Einfluss der Regierung und 
politischer Parteien hätte vorwiegen können, die Bezirkskasseu vor, 
die den Lokalkassen näher stehen, sie besser nborwachen und 
ihnen mehr Dienste leisten können. T'n^ i^deichzeitig die rein 
politischen Einflüsse in der Verwaltung der Bezirkskassen auszu- 
merzen, bestimmt das Gesetz, da^s Anteile für die Lokal- 
kassen reserviert bleiben und an Andere nur verteilt werden können, 
falls die Lokalkassen die Ys Kapitals nicht zeichnen können 
oder wollen. Um seinen doppelten Zweck zu erreichen: Schöpfung 

') Man fitujpt hauphsächlich 3 Typen : Anonyme Gesellsehafteo mit 
veränderlichem Kapital, Corporaüve (lesellschaften, die sich mehr oder 
weniger den Kaiffeisea 'sehen Kassen nähern und connortiale iandwirtochaft- 
liefae BinkeD auf OegeosettigkMt Die Zahl dieser vereohiedeoen lindliohen 
Kassen ist im Jahre 1897 von 300 auf 700 gestiegen. 
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und £utwickelung der Lokalkassen und Schöpfung vou Bezirks- 
kaaaen vandte der Oesetz^eber ein sehr geeditelctes Mittel an. Er 
beetimmtd^ dus die Lokalkassen nur dnrch die Yemiitlelang der 
Bezirkskassen an den staataaeitig umsonst gewAhrtm VorschOsseQ 
teilnehmen können, und die «nzigen Funktionen der letzteien in 
der Diskontierung der Papiere der Lokalkassen und in der Vor 
Streckung der nOttgen Summen an die Lokalkaasen f flr die Orflndung 
eines Betriebrion^ bestehen sollen. Da die Yorsdiflsse der finm- 
zOsischen Bank als unverzinsliches Darlehen an die Bezirkskassen 
abgegeben werden, sollte diese im Stande sein, den Lokalkassen 
einen sehr mKssigen Diskontofuss zu gewähren, der ihnen sdir 
günstig sein mflsate. Nur die Lokalkaasen auf Gegenseitigkeit 
können an diesen Vorteilen partidpieren. 

Die YorschOsse der FranzQsiscben Bank werden auf die Bearks- 
kassen durch den Landwirtschaftsministwr unter Zuziehung einer 
Spezialkommiesion verteilt, deren Zusammensetzung die besten 
Garantien fQr Unpartoilickkeit liietet (Artikel 4). Keine Bezirks- 
kasse kann einen grösseren Vorschuss erhalteu, als der Betrag des 
bar von den Gründern der Khohq eingezahlten Kapitals beträgt.*) 

Dieser Omndsats ist durch Gesetz vom 25. Dezember 1900 modi- 
ficiert. Die Beistener des Staates war tbatsächlicb zu beschränkt. Die Lokal- 
kassen liatttni nun »»Id Betriebskapital nötip, welches gewöhDÜch von den 
ZeiclintTii nur die Einzahlung von '/^ des gezeichneten Kapitals prford«*rte; 

bildete die Reserve. In Folge der Angriffe gegen das Gesetz vom 
31. Ifiürz 1890 btttimmto eiu Oesets vom 25. Dezember 1900, das& der 
Betrag der den Besirksfcsssen p:ew%hrteo Voischäase das Yleitudie des biar 
eiogszahlten Kapitals niobt übersteige darf. 
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Xaelitrag zu Haiti. 

Ref.: Dr. A. Ponjol, Abgeordneter, Port au Piiooe. 
Übersetzt Ton D. Ardmr Lehnami, OerichtBasseBBor, Berlin. 

a> Gesetzgebfmg 1899. 

Die allgemeinen Neuwahleu für die Kammer fanden am 10. Januar 
statt Die ministerielle Mehrheit der vorigen Kammer wurde ohne 
erwähneiiöwerten Zwischenfall wiedergewählt, und die 22. Legisiatia- 
periode bep^nn am 31. Mai. 

Das bemerkenswerteste Ereignis war die Dit>k\i>;sion Ober das 
Gesetz r.ecnnte, wolohes das Gesetz Ober die richterliche Liqui- 
dation aufhob, «las seit dem .lahre 189G in Kraft war. Die Kammer 
nahm den Entwurf Leeonte au und stellte damit den früheren 
Reehtszustand wieder her. Der Senat glaubte jedoch, einen gleichen 
Beschluss nicht fassen zu sollen, und arbeitete einen das Gesetz 
flber die richterliche Liquidation moditicierenden Entwurf aus, der 
der Kammer vorgelegt wurde. 

Bemerkenswert ist, das« in demselben Jahre ein Justizminister, 
u&mlieh Antoine, der Kammer den Entwurf )<eti-effend Aufhebung 
des Oeaetzes Qber liditerliche Liquidation vorl^te, wfthrmd ein 
anderer Juatizministor, Cauvain, die Aufrechterbaltung jenes Gesetzes 
förderte. 

Am 17. August erlitt das Kabinet eine Änderung, indem 
H6rard'Roi und Antoine austraten und durdi Idfontant und Ganvin 
ersetzt wurden. 

Äwnetes. 

Empluigen wurden in dies^ Jahre in feierludiw Audienz 
1. Mr. Ch. Wiener, bevollmSchtigber Hinister und ausserordent- 
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lielier Gesandter der französischen Republik. Mr. Wiener ersetiie 
Mr. Tb. K^er, 2* Q^eral Tytardo Maria Oouzalez, bevollmächtigter 
Minister und aneserordentlicher Gesandter det dominikaniscben 
Bepublik. Oenei«! Oousalez enetzte Mr. Eeuaz. Exequatur viinle 
erteilt 1. Otto Bein in seiner Etgensdiaft als Konsul von Osteireieli- 
Ungam, mit dem Wohnstts in Port au Prinoe. 2. Josä Sbrit 
Oounlex, als Oenenlkonsul und M. Josd Maria Oiordain asl Tiie 
koDSnl, der Damroaniscben Republik ebenfalls mit dem Wohodts 
in Port au Prioce. 

Aftdiitliclier Untenioht 

Eine neue Studienordnung fQr die Juristische Fakultü der 
Bepublik in Port an Prinoe wurde erlassen gemAas Artikel 8 des 
Gfesetzee vom 27. Juni 1859. 

Jnstis. 

Ministerial-Verordnung' vom 4. November 1891: 

ruft den Richtern die Pflicht zum pünktlichen Erecheincm in 
den SitzunjE^n und möglicliHt schleunige Erledi^ning der Prozesse 
in Eriiiiu ruiii- und trittt nähere Auoixliiungen über die diesbeiüg- 
liche Küiitrulle. 

Gesetz über das kaufmännische Pfandrecht vom 
2U. September: Dicsf'S niild.Tt die für (his Civilreoht vorge- 
schrielh'no Fomi der Yerjtfiüulung. indrin es für Kautloute uod 
kaufinilnniseho Foi(fernngen das I^fandi-echt auch oline Clw^r'sabe 
der Sache durch selniftliehe Vereinbarung zur Entstehung gel.uicr^n 
iSsRt und erleichtert die KeaiisieruDg der zu Grunde li^ndea 
Forderuugen. 

Krieg. 

Gesetz vom 27. September setzt die EffektivslÄrlie des 
Heeres um "ll^i* Regimenter, Bataillone und Kompagnien jeder 
Waffengattung herab. 

Finansen. 

Die Finansen worden schlecht verwaltet ISne klägliche Aji> 
kihewirtscbaft war auch fernerhin die Onindlsge fQr unsere Finaoip 
Verwaltung, und zwar haben die fortgesetet besonders in den Jahres 



— 1259 — 



1898 und 1899 aufgenommenen Anleihen die an sich schon schlechte 
Lage üoch verschliinmert. Anfang Februar war vorgeblich eine An- 
leihe von 2 Millinuon Ooiinlos aufgelegt worden. Am 25. Februar 
entschlo.ss sich die Kegieniiig zur Erhe^lUIl^^ einer bereits durch 
Gesetz vom 2. Oktober 1S98 vorf^osolieiion Naclisteuer von 25 ''/q 
auf die Einfuhr. Diese Steuer war iu Fapiergold zihlhai-; Die 
einlaufeudeu Noten zu 1 und 2 Gourdes sollten einbelialten und 
jedesmal, sobald der Betrag von 25 00*» < tourdos erreicht war, ver- 
nichtet werden. Indogs liaito diese Steuer kein günstiges ErgobniSi 
und man musste zu anderen Massnahmen schreiten. 

Ks, wurde mit einer Kapitalistengruppe ein Übereinkommen 
getroffen, um die Bexahliing der Oehllter, Pensionen, Entschädi- 
gangen etc. ni sichani, und swar sollten monatlicb 300000 QourdeB 
aafgenommen werden gegen iVsVe KommiesionsptoTisbn und 
1^0 Zinsen monatlich auf den jedennaligen Debet-Saldo. Ver- 
pfibidet worden dafür die EinfuhraOUe (auaaer den ZuBchlag von 
25%). Am Ende des Budgetjahres sollte der gesamte Saldo» der 
anf keinen Fall den Betrag von 600000 Gouides überschreiten 
durfte, in eine Geldschuld sum Kurse von 50 % umgewandelt und 
dann verzinst und amortiaJrt werden. 

Bereits am 27. Mai hatte diese Opcmtion folgendes Resultat 
goseitigt: 

Gezahlt waren für Miuz , . . 300 000 G. 

für April . . . 300 000 G. 

Sa. 600000 G. 

Abgezahlt aus Zoll^nkfinfton . . 150000 G. 

Rest 450 000 G. 
Hierzu kommen geleistete Vor- 
schüsse für Gehälter, Entacbftdi- 
giuigen fdr Senatoren und l>epu> 
tierte etc. 1^^3000 G. 

Sa. 633600 G, 

Die Folge dieses schlechten Resultates war, daas die Geldgeber, 
da eine weitere Abzahlung z. Zt nicht stattfinden konnte, vorläufig 
weitere Zahlungen einstellten. 

Oesetz vom 29. September bevollmächtigte den Staatssekretär 
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für Handel und Fümnssen fiber jene 26% der Nachsteuer sn ras 
fQgot), die durch Qesete vom 20. Oktober 1898 Toifeeehen und 
aur ISnsiebung dea Papiergeldea beatimmt waren. Am 20. Sep- 
tember wuide daa Gesetz ▼om 10. Deaember 1897 anfgehobait 

das die Zahlung der Obligationen der Staatsschuld in amerikanisdiep 

GoldmQnze vorschrieb, nachdem die Aiifnalime einer Anleihe von 
5 Millionen Dollar inisslungen war. Nach dem neuen Gesetz sollte 
Verzinsung uiul Amoitisation der Staatsschuld in naüüualer Münie 
gemäss deu Vorschriften des Gesetzes vom 8. November 1887 
erfolgen. 

Gesetz vom 30. September regelt die KonsoUdiening der 
Staatsschuld und Aufschub ihrer Amortisation. Die Einkünfte 
der Staatsbeamten und Penaionäre des Civilstandes werden dtirch 
Geyetz von demselben Tage um 20% herabgesetzt imd die Zahlung 
aller Subventionen eingestellt, seibat aoweit diese durch ven dea 
Eammeni genehmigtea Oberereinkonunen gewflhrt. waren. 

Gesetz vom 16. Oktober, daa fOr daa Finanzfahr 1899/1900 
die Qeaetze vom 27. und 31. Oktober 1876 in Geltung ISsst 

An demaelben Tage wurde der Staatahauabalteetat veHJflieattidiL 
Die zurYerfügung stehenden Mittel werden auf 4 516 096^Vioo ^- 
= 2 912 984 "/loo S berechnet, die Ausgaben auf 4 499 067i*/im Ö. 
= 2 913 593«Vioo ^• 

Im Einzelnen mögen von Letzteren folgende hervorgehoben 
werden ; 

Natiuuale Münze Amenk. Goid 
Gourdes. $ 

Auswärtige Angelegenheiten 24124o7ioo 82r)21^/,oo 

Finanzen und Handel 522 513^Vioo 16 257 '^^j^ 

Krieg 1 128611**/,oo 5r>00000<«/i^ 

>Urine 208 79920/ioo 50380<»^i„ 

Unterricht 590 128«7ioo 9 125*^/,,, 

Justiz 39b Ö45«7i(>^ 

Staatsschuld (Zinsen u. Amortis.) 322 500<>7ioo 2 684 194 



b) Literatur. 

„Expose gcuöral de la Kepubli<|ue" 1899 Offizielle Veröffent- 
liohuog, der Karamer vorgelegt. 
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„De la coutraiDte par corps en matiöre coinmerciale'' intex^ 
es'iaT^te Studie von Elie Cuiiel, licenoie en droit de la iaculte de Pt an 

„Revue de la Societe de legiviation". Erster Band des 7. Jahr- 
ganges. £r behandelt eine Studie des interaatioimlen Staatsrechts. Die 
Gebrfider Theodor nnd Charles StreitbexK, y<hi einem dentaofaen Vater nnd 
einer haitaniadhen Hntter abetammend, waren gemias Oeseti von 1860 
Bftiger d T !\> publik Haiti gewordeu. Naohdem sie ihren WohnKitz nach 
Paris verlegt hatten, suchten sie bei der Gesandtschaft von Haiti ihre Ein- 
tragung als Bürger der Republik nach. Der Minister, vielleit ht veranla-sst 
durch die Vorgänge im Falle Liiders glaubte es ihnen verweigeni zu 
müssen. Die Regierung von Haiti, die mit der Frage befasst wnrde, ent» 
schied nach Einhotong eine» joriatisehen Gfataehtens der sodMe legndation 
in den Oehrndem Stzeitberg günstigem Sinne. 



Nachtrag zu Serbien. 

Referent: G«ois HflowiowitBeh, Belgrad. 



Gesetzgebnng 1890—1901, InsbeioiLdere die 

VerfSufinng vom 6. April 1901. M 

Die Gesetz,gt;l>uni,' der letzten J.ihro in Stirbien was ziemlich 
fruchtbar. Es entstaiul tiiiie statt liclie Zahl veiscliifHlenartigier 
Gt'st'tzt'. die al»or fast allo von solir kurzer Dauei' waivn. Die 
jotzigo Session der SkTi]*s< htii)a , iu welcher vorwiegvüd da> {'.'■> 
sinnipe Elftnent der imlikalen Partei vertreten ifst, in>d die lies 
Senats arbeitet an d(!r Umgestaltung älterer und neuerer reaktionärer 
und der Schaffung guter, moderner Gesetze auf Orandlage <ier 
neueston s«?rl>isf'hen Staatsverfassung. 

Hier soll nur im kurzen hingewiesen wenlen auf: die serbische 
Zollgesetzgebung aus dem Frühjahre 1899, das Gepetz 
Über direkte Steuer, Einkommen- und Vermögenssteoer 
vom l.j. Januar 1901, und die nene Staatsverfassung Tom 
6. April inOl. 

Was die Zollgesetzgebung im allgemeinen anlangt, so kuia 
man sagen, dasa sie bis jetzt eines der besten Produkte gesetz- 
geberischer Thfltigkeit Serbiens bildet. An Stelle der vielen klei- 
neren Gesetze und Verordnungen Siteren und jüngeren Datiuns tat 
das ZollgeeetK vom 23. Januar 1899. Es ist eine gelungene Wiede^ 
gäbe des deutschen VereinssoUgesetzes vom 1. Juli 1869, die sieb 
in manchen Teilen auch an das schweizerische Zollgesets anleliDt 

') Eine einp<'!i nilere Würdigung der einz>^Inon Cf^s.vtT^p Scriii- ."S »U5 
den Jahren 18i»'J, lUOiJ uihI h!t«iht der BenchterbUttung dei uüfblen 

Jahrbüolior vorbehalten. Mit Kuukisiuht auf die Bedeutung der Steuer- VfA 
Zollgesetzgebung und der YerCassung far Serbien vird ein kurzer Hiswos 
auf diese neuen Gesetze und ein Auszog aus der Terfzasung den Leun 
unseres Jahrbuches voraussidhdich willkommeB sem. 
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Dem Zollgesetze wurden ausführliche Mini8terialverordnunf!:en betr. 
das Zoll verfahren und Zollstrafverfulireu vom 23. Januar 1899 
bezw. 13. Oktober 1900 beigefugt, die sich durch Präzisicu und 
Klarheit der einzelneu Artikel besonders auszeichnen. 

Von welcher Wichtigkeit aber die Steueige.-^t t/.gchung in 
Serbien ist und wie eingehend das Gebiet dort l>elian(lelt wird, 
zeigt vorzüglich das neueste Gesetz über direkte Steuern. Nicht 
weni<r«^r wie neun Mal wurde es seit dem 11. .luni 1884 geändert 
uu'l ^* In ssert. Sein»' jetzige Gestalt ist zwar nicht musterhaft, 
wie man naeh so vieh n Bearbeitungen iioffen und wünschen durfte, 
wohl aber nach der Modifikation vom 29. September 1899 gut 
und, bei der gegenwärtigen ungünstigen Finanzlage in Serbien, 
klug bemessen. 

Die neue sorbisehe Staatsverfassimg vom 6. April 1901 ist 
jedoch das wi( htigste Ereignis der Kodifikation in Serbien, TOn der 
"wir nachstellend einen Auszug bringen: 

Artikel I. Das Könignich Ri^hien ifit eine erbliobe konatitatioDeUe 
Monarchie mit einer Volks -Vertretuug. 

Artikel III. Di^ 8taatsreligiou in Serbien ist die gnechisch- 
orieBlalivdie. Die griochisoh-orthodoxe Kirche Serbiens bat ihre genieiosamen 
Dogmen mit der orientaliacli-ökuineDisdien Kirohe, sie ist aber unabldbigjg 
und antiAephal. 

Artikel IV. Serbiens Staatsgobiet darf weder veräussert Doeh geteilt 
wf>rdf>n. Ohne ZustiniTnting der Volksvertretoog darf es weder Teimindert, 
noch vertauscht weidt n. 

Artikel V. Da» 8taat.süberbaupt ist der König; ihm steht die gesamte 
RegteroDgsgewait zu, die er im Sinne dieser Verfassung ausübt. Die l'erson 
des Königs ist unverletelich. 

Artikel VI. lo Serbien regiert König Alexander L, aus der Dynastie 
Obreuovitsch V. Alle könighehen Hechte sind auf Grund wiederholter 
Beschlüs-se der Nation innerhalb d>'r 1>ynasti»' t-rllich. Den Thron Serbions 
erben in der Nachkommenschaft Kiiiiig Alexanders: die maniilii heu Nach- 
kommen aus gesetzlicher Khe auf Gruuü der Erstgeburt, iiuiterlässt der 
König keine . Diänul ich eu Nachkommen, so geht die Thronfolge auf die 
Seitenlinie über; ist aber eine solche nicht vorhanden, so geht die Erbfolge 
anf seine direkten weiblichen Nadikommen ans geeetslicher Ehe über. 

Artikel Vli. Der König und seine Kinder müssen sich zum griechisch» 
orthodoxen Olaubeu bekennen. 

Artikel VIII. Dor Kfhiif:; ist dan H;«ipt des Königshauses. Die Or- 
gauLiiation des letzteren w itU vi in uuiem eigenen Statute, welches der Volks- 
vertretung vuigelegt wenJou soU, bestimmen. 

Artikel IX. Ohne Zustimmung der Vf^svertrstung kann er in keinem 
Falle Oberhaupt eines anderen Staates sein. 
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Artikel Z. Der ßSnifc ttU die ToUciebende Oewalt aai; eremniK 
uut entsetst die IGnieter; er bestittigt and vertündet die Oesetie. 

Artiicel XL Der König ist unverantworilifiii. Jeder königliche Akt, 
der auf Staatsaugelegenhpitpn Kozug hat. muss vom koniiit'toüten Minister 
gegengezeif'hrif't werden, der damit die Veraritwortlicblieit für ihn uIxTiiimmt. 

Artikel XII. Der Xönig ist der oberste Befehlshaber der Annee; 
er verleiht diu militärischen Grade im Siunu des Gesetzes. 

Artikel Zill. Der König vertritt den Staat in allen seineD 6e> 
xtehuDgen tarn Anelande; er erklärt Krieg taad Frieden, «oUieeit BinlidM 
und andere Vertiige ab, welobe sodann der Volksvertretung, insolsn osd 
sobald dies die Interessen des Landes gestatten, vorgelegt werden. Dac 
gegen ist die vorherige Genehmigung der Volksvertretung in allen den 
Fällen unerlässlich, in welchen es sich um Handels- und sonstige Verträge 
handelt, mit welchen der Staat finanziell belastet wird, oder welche eine 
Änderung der Laudesgesetze oder eine Einschränkung der öffentlicbeo odar 
der penönliohen Rechte der serbiaohen Bürger znr Folge haben. 

Artikel XIY. Der KÜnig ernennt alle Staatsbeamten. Stanllieb 
Staalabebdiden nben ihr Amt in seinem Namen ans. Der CSnig v^öht 
die gesetzlich eingeführten Orden and sonstigen Ausseiohnangen. Er hat 
das Recht der Münzprägung im Sinne des Gesetzes, ferner da'; R«?oht der 
Begnadigung, welche jedoch die Vottstrofkung des Urteile in dessen citrü- 
rechtlichem Umfange nicht verhiuderu kann. 

Artikel XV. Die Vulks Vertretung wird vom König zu ui-deuthcheo 
und aosseiwdenfBehen Tagungen einbemfen. Sabakl sie siob Iwistttoieno, 
stellen sich beide Hinser dem KSnig gemunsam vor. Der K5n% eififfnrt 
die Sitzungen der Volksvertretnng entweder persdniicli mit einer Thnoiede 
oder mit einem Sendschreiben, oder mittels Ukas. Alle diese Akte mäs)<ea 
von allen MiniRtfm gegengezeichnet wprden. Die Thronrede wird von der 
Volksvertrotuni^ mit einer Adresse beantwortet. Der König hat das Recht, 
die Sitzungen der Volksvertretung zu vertagen ohne Zustimmung derselbea 
kann siob jedooh diese Vertagung inneiiialb einw Session nicht wiedeilioleB 
nnd aneb nicht anf Unger als drei Monate angeordnet werden. Der König 
bat das Recht, die nationale 8ka|iedit|pa anfanlosen. Der betreffende V\m 
muss von allen Ministem gegengezeichnet werden und gleichzeitig die An- 
ordnung von Neuwahlen innerhalb zweier Monate eutha!tf>n. Die neue 
Volksvertretung muss in einem Zeiträume von drei Monaten, vom Tag« 
der Auflosung an, einberufen werden. Der KÖuig schlies«! die SitzuogeD 
der nationalen Volksrertretnng entweder mit einer OSinmrede €der mit 
einem Sendschreiben, oder mittels ükas anter Oegenaeiohnwig all«r IC' 
nistsr. Die ordentliche Tvgnng der Volksrertretung Icann blos nadi eifolgter 
BroShnng geschlossen werden. 

Artikel X\l. Der König bestimmt in einer Proklamation oder in 
einem ükas, wer die dem König verfassnnpsniä.-;,sipo '/vistohciido Gewalt und 
iü welclien (irenzen ausiihen soll, ■wenn er auisser Landes weilr. 

Artikel XVll. Die Civillii^te de» Königs wird gesetzlich festgestcffi 
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Die einin«! fswtdidi festgwtallto CSviDiM» kabn ohne Zmtiininiiiig Atst 
YolksvertrattiDg nidit erhöbt und ehoe ZtwtiininiiDg des Königs nieht vei^ 
mtiideit weideo. 

Artikel XVIII. Der König iind der Thronerbe erreiehen mit ibreoi* 
vollendeten achtzelioten Lebensjahre ihre Grossjäbrigkcit. 

Artikel XIX. Im Falte AblelMMis iles Xönips übernimmt der Tliron- 
erbe, wenn er grossjaljii^' ist. sofort die Kt.'gierung als verfassmigsnüis.siger 
König und verkündet Beineo Kegieriingsantritt in einer Proklamatioti. Kr 
bat längstens innerhalb 10 Tagen nach der Übernahme der Regierung die 
Tolhsvertrstang an bemfen and vor derselben den in dieser Verfanung 
bestimmten Eid afaaalegen. Dies gilt aach für den IUI, wenn der minder- 
jibrige König groäsjährig wird und die Begiening übernimmt 

Artikel XX. Der König legt vor der Volksvertretung folgenden 
£id ab: 

..leh (der Nanic) 8eh\v«ire Ihm (Jott dem All mächt igen, dass ich die 
Unabhängigkeit und Integrität des Königreiches bewahi-eu, ^em ich im 
Sinne der Vertaimg und der Laodeegesetse regieren, daae Idi dm jReohte 
dea Volkes nnverletst bewahren and in allen meinen Handlangen and 
Bestrsbongen stets das Volbsw<Al vor Aogen halten werde. 80 wahr mir 
Oott helfe.'' 

Artikel XXI. Ist der Thronerbe zur Zeit des Ablebens des Königs 
minderjährig, ko übt bis seiner Grossjährigkeit in srinom Namen die 
Kuni^'in- Wit\v»> als Kegcntin die Regentschaft aus. Ist sie nicht am Leben, 
so wird d.usji'uige giäs.><jährige umunliche Mitglied des königlichen üauses 
aum Regenten bestimmt, welebea im Stooe der Vorschriften über die Erb- 
folge als aonlkdiat beraf en ersoheint In beiden Etilen teilt der Begent dem 
Volke seinen Regierangsantritt in einer Proklamation mit nnd bat gleich- 
zeitig die Volksvertretung längstens innerhalb zehn Tagen, vom Tode.stag 
des Könipi? an, einzuHenifen und vor ihr den königlichen Eid abzulegen. 

Artikel XXII. f alls im Königshause Niemand vorhanden ist, der 
dä(t K"^'entschaft im binne der Verfassung übernehmen könnte, hat der 
Kuuig das Recht, für den minderjährigen Thronerben eine aas drei Mit» 
gliedern beatehende Regentschaft etosasetsen', bat er dies nloht gethan, so 
übernimmt der Ministerrat die Königagewalt and verfügt innerhalb UIngsteos 
zehn Tagen die Einberufung der Volksvertretung zu einer gemeinsamen 
Sitzung, in welcher dfi Präsident d.^s S. nats, der in diesem Falle gleich- 
zeitit: erster Regent wird, den Vorsitz fuliit und in welcher zwei weitere 
Regenten aus der Reihe der verdienstvollen Staatsniänuer gewählt werden. 
Die Regenten legen ihren Eid sofort vor der Volksvertretung ab. 

Artikel XXIII. Hinterlässt der König nach seinem Tode keinen 
Nachfolger, befindet sich dagegen die Königin aar Zelt seines Todes in 
gesegneten ürostinden, so übt die Königsgewalt bis au ihrer Eotbindoog 
eine provisorische Regentschaft atts, deren Mitglieder sind: derPiisidont des 
Senats, der Präsident des Rt.iatsrates und der Präsident des Kassationsliofes. 

Artikel XXIV. Während der Minderjährigkeit des Königs kann diu 

80 
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Verlasming weder ebgeKndert, noch könaea die enl 'Are Abioderang ab* 
nelendeo Antrüge ia Beratung gezogen werden. 

Artikel XXV. Alle serbischen Bürger sind vor dem Gesetze gIeüA. 
T>on st>rhischen Bürgern könocni Adolütitel weder verliehen noch köniteo 

AdeLstitel serbischer Bürgur auerkaunt werden. 

Artikel XXVI. Die persönbcbe Frcilifit jL-des SL'rbis(-hL>n Sta^ta- 
bürgers wird diesem durch vorliegende Verfahi>uug gewäLi leistet ¥k 
eertuMher Böiger darf nur in den vom OeseUe beetimmten FlUen Mf die 
vom Oeeetse beetioimte Art snr Verantwortung geugeo nad vor eiw 
Behdrde geladen werden. Ein serbischer Bürger, der aidit anf tMbut 
That betroffen wird, kann ohne geschriebenen und gesetzlich begründeten 
Befehl der zti'^tändigen Unten!n('huri^''sbehörde weder verhaftet, noch '^mt 
irgeiikiwi« Iii süiuer personlicheu Freiheit hesclir.inkt wenJi-ti. Dieser Befeiii 
niuss dem Verhafteten ira Augenblicke seiner Verbaftuug oder i&ngstens 
inaeilialb 24 Stunden naobber «ngeblndigt werden. Gegen dienen Befehl 
kann der Verhaftete beim erstinatanriichea Gericht Binspnidi efheben. 
Ünterl&sst er dies innerhalb dreier Tage, so ist die Untersuchungsbehönle 
verpflichtet, am vierten Tage die Angelegenheit dem Gerichtshufe m über- 
mitteln. Der Gerichtshof muss einen Beschhiss innerhalb 24 Stunden 
t i !;L>-.eii. nii'^er Bescliliiss ist sofort vollstreckbar trotsc der Zulässigkeit des 
Kekurses an den Kas.satiuusliuf. Beamte, welche diese Vorschriften nictit 
beachten, werden wegen rechtswidriger Beschiinknag der pereönlidMB Rei- 
heit gaeetslich beetraf t 

Artikel X^LVU. Niemand darf vor ein nieht austindigas Oeiiolit 
gestellt werden. 

Artikel XXVIII. Verurteilt kann nur derjenige werden, der vorher 
von einem zustiindigen Gerichte verhört und anfp< fon!ert wiinJe, sich ztt 
verteidigen. Nur gesetzliche Rtrafeu. und nur für solehe Ihuidiungeu, for 
welclio das Gesetz diese Strafen in vornhinein bestunmt hat, dürfen ver- 
hängt werden. 

Artikel XXIX. Tbdesetrafe darf nur in füllen dee Morde« ood d« 
Attentates anf den Herracher oder die Mt^eder eeinee Hauses, sowie ic 
jenen Fallen ausgesprochen werden, in welchen aie im Militir-Stra^gssetsbucii 
angeordnet wiixi. 

Artikel .\XX. Das Haus des serbischen lUir^'^rs ist tiiiv<'rl''t2lich; 
eine Hau.ssuciiung darf nur von der zuständigen Behörde und blos in afo 
gesetzlich vorguseheueu Fällen stattfinden. Sie kann nur unter VorwfliBQng 
einer amtlichen Verfügung erfolgen. 

Artikel XXXL Das wie immer geartete Eigentum ist nnverietilioh. 
Nur im IVdle eines ernsten Staatsbednrfoiases kann das Eigentum eiotf 
serbischen Bürgei-s gegen vorherige Entschädigung auf die im Gesetx W^ 
geschriebene Art bes«'h rankt oder enteignet werden. 

Artik''! XXXII. Jerlwefie nüterkonfiskation ist ausgeschlossen. Nui" 
solehe iii ^t ii-tainl-- kutun ii 1h srblagoahmt werden, mit wolcheu eine itiaf- 
bare Haudiuug iH-gungeu wurde. 
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Artikel ZXXIU. Die Gevinensfiwheit int nnbeBohiinkt. Alle an- 
erkaimten religidaen GeaelleohafteD Bteben luter dem Schntie des GesetMi, 
iaflofern ihr Bekenntnis die 51!entUohe Ordnoog oioht beeinttiditigL 

Artikel XXXIV. Proselytismus ist verboten. KeiD serbischer Bürger 
kann unter ßenifung auf seine Glaubenssätze Befreiung Ton der Erfällang 
seiner bür<rerlicheü und militärischen Pflichten erhalten. 

Artikel XXXV. Die Freiheit der Mittcilui)/^' und Voröffentlichung 
seiner Gedanken wird jedem serbischen Bürgöi" gewährleistet. Diesbezüg- 
liche Beschränkungen können blos gesetzlich erfolgen, doch dujf die Zensur 
aaeh durah ein Oesetz nicht eingeführt werden. 

Artikel XXXVI. Das Brief- nnd Depeschengeheinuils ist unver- 
letzlich. Eine Ausnahme kann nur im Krisgsfslle, SOlrie in IlUlen stFlf- 
reobtücher Untersuchung gemacht werden. 

Artikel XXXTIT. Dem s. iliischen Bürger steht das Recht zu, sich 
ohne Waffen zu versainuieln. Versammlungen in geschlossenen Lokalen 
brauchen blos der Behörde augemeldet, ihr Bescheid dagegen nicht abge- 
vartet zn werden. Für Versammlungeu im Freien Verden eigene Bt^tim- 
SDungen getroffen. 

Artikel XXXVIII. AUon serbischen Büigem steht das Yereinareoiit 
m allai Zwecken zu, welche nicht etwa mit der Yerfsssong oder den Landes* 
gesetzen im Wid-T [ luch stehen. 

.\rtike! XXXIX. Jeder serbische Rvirger hat da,>- liecht, utiniittelhar 
g» j>en alle .Staats- und Gcnieindebt-aiiitüu Beschwerde führen, falls die- 
selben in ihrer amtlichen Wirksan)keit seine Rechte verletzt haben. Für 
Minister, Richter and Soldaten gelten dtesbosQgliche besondere Bestimmungen. 
Findet die sustilndige Beb(Srde die Klage uogereohifertigtf so bat sie den KMger 
in einem mit Gründen versehenen Bescheide SQ Terst&ndigeD. Gegen diesen 
Bescheid ist der Rekurs zulä.ssig. 

Artikel XLI. Die Au.s!;indt r c^enies»;en in Serbien den Sciintz der 
Landesgesetzo, sowohl in Bezu^' auf ihre Person, als auch in H^zii^' ;vi:f ihr 
Vermögen; dagegen sind sie sowohl zur Tragung der militäri.schon als auch 
übrigen staatlichen und Gemeindekosteu gehalten, Aüls dies mit den be- 
stehenden internationalen Verträgen nicht in Widersprodi steht. 

Artikel XUI. Wegen politischer Delikte darf niemand ansgcü^crt 
werden. 

Artikel XLIII. Ein besondi r- s Gesetz bestimmt, wie dss serbische 
8taatsV'nr<r«»r recht erworben wird und verloren f^pht. 

Artikel XLIV. Die gesetzgebende ü-'ualt übt der König in (it inein- 
schaft mit der V'olks Vertretung aus. Die Vuiksvertretung besteht aus der 
nationalen Skapscbtioa and dem Senat Die Wehlen far die Skapsditina 
finden jedesmal am 21. Hai, die Wahlen für den Senat am S. September 
statt. Niemand kann gleichzeitig Hitglied beider Häuser sein. Jedes Hit- 
gUed der Volksvertretung vertritt das gesamte Volk. 

Artikel XI^V. Dir VolksvertrptMn<; wird nnjahrli<li längstens bis 
zum 1. Oktober in die Hauptstadt deh Königreiches zur ordeatlicbeo Tagung 
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einbenifeD. Nor im KriegsftJle kana sie nach ausserhalb der HanpMidt 
einberufeD wonltm. 

Artikel XL VI. Die Skapeebtiiia und der Senat beFStan und «riaM 
ihre Beschlüsse gesondert 

Artikel XTA'II. Die Mandate der Mit|;Ueder beider Häa&er piüft 
der Ka.Hisa(ioDishof in einer Plenaräitzuug. 

Artikel XLVIII. Das Recht, Gesetsentworie eintabriiigen, $t«itai- 
woU dem K5nig, als auch der Totkavertretnng m. Die Regitfong uiter» 
brütet ihre Vorlagen im Namen des Königs zuerst der nadonalen BkapadbÜBS. 

Artikel XLIX. Kein Gesetz darf erlassen, aufgehoben und abge- 
ändcn weiden, bovor die nationale Skupschtina und der Senat dasselbe im 
Allgemt'iiien und Einzelnen mit Stimmenmehrheit angenommen h&ben. 

Artikel L. Die Gesetze und gesettlicben Verfügungen, welche auf 
gesetsliohe Art Terlantbart warden, sind für alle Bürger nnd alle Bebifdoi 
des Landee bindend. Nor die TolkSTertretung hat darüber an eatsobadco, 
ob ein gesetzmässig verkündetes Gesetz ver&asnngsmiBsig ei^gsn M. 

Artikel LI. Das Wahlrecht für die nationale Sk i] 'I tina besitzt 
jedpr fTpHorene oder naturalisierte serbische Hiirfrer na( h v ollendetem 21. 
Lebeusjalir»'. wenn or dem Staate Irt Franken an direkten Steuern ohoe 
Einrechnuiig der Steuerzuschiüge enthülltet, und durch ein ricbterliclies 
Urteil seines Wahlreehtes nidit für vertnsüg erklärt ist Senatom n 
wühlen sind diejenigen belogti welohe das Wahlrecht für die nsliooale 
Sknpschtioa besitzen und überdies jährlich an direkten Steuern 45 FnuileD. 
ohne Einifchnung der Steuerzuschläge entrichten. Ob Jemand das Wahl- 
recht im Sinne der Veifri'-- besitzt, pnt.sfhoidpt der zuständige erst- 
instanzliche GerichLsljof. Lr fuhrt auch die Aufsieht üb<»r die richtige Auf- 
stellung der Wählerlisten und entselieidet uher die dieüfalligeu ßtjscbwtituvti. 

Artikel LIL Offiziure und Soldaten unter der Fahne könneo we<ler 
wählen noch gewählt weiden. 

Artikel LIU Das Wahlgesetz beatinimt, in welchen FllleB das 
Wahlrecht verloren geht. 

Artikel LIV. Die Mitglieder der beiden Hänser leisten dn vo^ 
geschriebenen Eid. 

Artikel LV. Die Sbip^^ehtina wabit für jede Tagung,' aus ihrer iliti« 
einen Präsidenten, zwei Vizepiüsideuten und die nötige Anzulil von Schrift- 
führern. Den Präsidenten und die Vizepräsidenten des Seuat^ eruennt der 
K5nig für die ganze Legislaturperiode. Die Sdiriftfühier wählt der Seoit 
ans seiner Ifitte. 

Artikel LVI. Beide Häuser sind nur dann beschlussfähig, wt-nn 
mehr als klie Hiüfte ihrer Mitglieder anwesend sind. Der Beschlass wird 
mit Stirn inen inehrheit pefa*;st. Bei Stimmenpleichheit wird der hetreffeiide 
Gegenstand als abgeleUjut betrachtet Die Stimme kanu nur persönlich ab- 
gegeben werden. 

Artikel LVII. Lehnt der Senat oder die Skupschtina eine Vorb«» 
ab, 80 kann dieselbe im Laofe der betreffenden Thgnng nicht uekr lor 
Beratung gelangeo. 
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Artikel L VIII— LX V behandeln die üblich en Rechte der beiden Hlnser. 

Artikel LXVI. Die nationale Skupscbtina besteht aus Abgeordneten, 
welche das serbische Volk im Sinne dieser Verfassung frei wählt. Die 
Zahl der Skups<'htina-Al>gt'onli)('t(>n lictriigt li-iO. Belgiiul wählt 2. die Kreis- 
städte und die Cienieiudeu Takowo und Dubrinja je einen Abgeordneten > 
die QtNrigeo Abgeordneten wfthlen die Kreise im YerhIllniB so ihrer SSn- 
wohnenahL Auf der Liste jedes Kreises ninss sieb ein Kandidat beAnden, 
welcher in Serbien oder im Auslände eine lUaltät absolTiert hat. 

Artikel LXVII. Die Abgeordnetonwahl erfolgt nnmittalbar. Die 
Abstimmung ist geheim. 

Artikel LXVUI. Zu Skupsthtina- Abgeordneten können gewiihlt 
werden: Geborene oder naturalibierie serbische Bürger, welche hieb im 
Vollbesitze ihrer bürgerlichen und politischen Rechte befinden, 30 Jahre 
▼ollendet haben, in Serbien ständig wohnen« lesen und schreiben hönnea 
und jihriioh 60 ?rBaken an direkten Steaem eotriditen. 

Artikel LXIX. Zn Abgeordneten kSonen sddie Personen nidit ge- 
wählt werden, die kein ^'^ahlrecht besitzen oder dasselbe nicht ausüben 
k'jniieii; feiner keine aktiven Beamten, mit Ausnahme der Mitglieder dee 
Kasä>aüon.s-. Appeüntions- und obersten Kechnuugshofos; ferner die Pro- 
£es.soren der Hoch- und Mittelschulen; die Ärzte, Ingenieure und pensionierten 
oder zur Disposition stehenden Beamten, die eine Fakultät abeoWiert haben; 
die Gemeindevorsteher und weltlichen, sowie KJofitergeistliohen. 

Artikel IJÜL Die Daner des Abgeordnetonmandata betrigt vier 
Jahre. Des Mandates geht verlostig, wer während desselben in dn Ab> 
bängigkeitsverhältnis sam Staate tritt, wie anoh der ausnahmsweise wähl- 
bare Beamte, wenn er befördert wird. 

Artikel LXXI. Der gros-sjährige Thronfolger, der Metropolit von 
Serbien und der Bisfhof von Niseh smd von Kcthtswegeu Mitglieder des Senats. 
Der Senat besteht auhseidem aus 30 vom König lebenslänglich ernannten 
und 18 gewählten Mitgliedern. Von den Letzteren wählt die Stadt Belgrad 
einen, die Kreise 17 Senatoren. 

Artikel LXXII. Das ICandat der gewählten Senatoren währt eeohs 
Jahre. Die Wahlen sind unmittelbar; die Abstimmung ist geheim. 

Artikel T^XTT. Zum Renator kann gewählt odt_r ernannt werden 
jeder geborene oder naturalisierte serbische Biirfjer, der sich im Vollbesitze 
geiner bürgerlichen und politis.hen Reehte In'findet, ständig in B*»rhien 
wohnt, das vierzi^^ste Lebeubjahr volleuUet hat und mindestens jährlich 200 
Fiajik'. ü au direkten Steuern entrichtet. 

Artikel LXXIV. Mit Ausnahme der vier rangältesten Generäle 
können Qffixi^ unter der lUine su Senatoren weder gewählt noch er- 
nannt werden. Dagegen können Oeistllche gewählt werden. 

Alle flbrigen 34 Artikel lehnen sich im grossen und ganzen 

an die Verfaeesung aus dem Jahre 188S an und haben aum Gegen- 

stand die Rechte und Pflioliten der Minister, des Staataratee, die Staats- 
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fliuuizeiif das Heerwesen und die Gemeinde, der die Aatotioow 
gewährt ist 

Nach Artikel 104 kann eine Änderung der Yeifesauiig nur 
auf geeetslicbem Wege und mit ahaoluter Stimmenmehrheit aller 
Abgeordneten und Senatoren erfolgen. Auf diese Weise kann aadi 
die Verlassniig aufgehoben oder interpretiert werden. Die Bestiu- 
mnngen in der Verfassung, welche sich auf die Betete des ESaig» 
beziehen, binnen jedoch nur auf die Initiative des KOniga abgeändert 
werden. Die Verfassung trat nadi ihrer Veriautbarung in Knft 
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Internationaler Kongress 
für vergleiclieude Kechl^wisseQäcbaXt 
in Paris 1900. 

Referent: SalellleB, Ehrofessor d. Rechte, Fans. 
Übersetzt von Dr. E. Friedebeig, OerichtsaSBeflsor, Beriiti. 



Der von der ,,Soci6t6 franoaise de Leg^islation comparöe" be- 
rufene KongreiiS für vergleiclieude Richtswissenschaft hat in Paris 
vom 31. Tnli bis zum 4. August 1900 getagt. Den Vorsitz führte 
der Präsident der Gesellschaft, Georges Picot, Mitglied des Instituts. 
Ihm zur Seite standen als Ehren- oder Vizeprä«iilenten auslündisdie 
Gelehrte und Praktiker in stattlieher Zahl, die teils durch wirkliche 
Mitarbeit, teils wenigstens dureh Hergäbe ihrer Namen da?! Werk 
zu fördern suchten. Dazu gehöi*ten der seitdem verstotl>ene Ijord 
Chief Justice von England, damals Vorsitzender der englischen 
Gesellschaft für vergleichende Rechtswissenschaft, Lord Rus^ of 
Killowen, der Vorsitzende der internationalen Vereinigung für ver- 
gleichende Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre in Berlin, 
Kammeigcrichtsrat Meyer, der Dekan der juristischen Fakultät der 
Universität Paris E. Glasson, die Professoren Sir Frederick PoUoctc- 
Oxfoid, Kohler-Berlin, Orlando»Palermo, Chironi-Turin, der Yize- 
|»ftrideat des Bundesgerichts zu Lausanne, Winckleff Profeesor 
Huber-Bem, der GenefalsekretSr des fnuiafisiscben Instituts f flr Tei^ 
gleichende RechtS'wissenschaft Lehr, Professor Dnpriez^L&wen, endlich 
der damalige SenatsprBsident, jetzige Piftsident des Kassationshofs 
Ballot-Beaupr^ und andere namhafte Juristen aller Lflnder. 

Der Kongress wurde in Sektionen abgehalten, welche den 
einzelnen Zweigen der Rechtswissenschaft entsprachen. Zwar 
standen eine Reihe interessanter Fmgen auf der Tagesordnung der 
einzelnen Sektionen; das Hauptaugenmerk der Teilnehmer richtete 
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sich aber auf die eiste Sektion, die der BesprecliuDg der aUgeiDeineD 
theorefl seilen Fragen gewidmet war. 

Hier handelt es sich in erster Linie darum, die Teigleichende 
Bechtswiseenschaft selbst ni de6nieren und ihre Bfetbode festeul^en 
Wertvolles llaterial boten in dieser Bicfatung die Abhandlungen der 
Professoren Esmein-F^ris, Eobler-Berlin, PoUock-Oxford, Zitelmano- 
Bonn und Ssleilles-Paris. Es sollte eine strikte Trennung diirdi- 
gefnhrt werden swischen der Teigleiohenden Bechtswissenschsft ab 
selbständiger juristischer Wissenschaft einerseits und zwei ilir nah 
Terwandten Disziplinen andererseits: der historischen Veigleiehiiiig, 
die einen Zweig der Oescfaichte bildet und der juristischen Senologie; 

Als Endresultat der Kongressverfaandlungen eigaben sieh etwi 
folgende Leitsätze: Die vergleichende Rechts Wissenschaft soll wk 
nicht auf die Erforschung der verschiedenen Oesetsgebungea ond 
ihrer praktischen Anwendung in den einseinen Ländmn bsschiinkeD; 
auch nicht auf die eigentliche Veigleichnng der einzelnen Bechti- 
gebiete verschiedener Nationen; sie soll vielmehr die etwa vor 
handenen Berflhningepunkte und die einheitlichen Striimnngen fert- 
zustellen sudien, welche bei Nationen verwandter Kultur in den 
einzelnen Zweigen der Heeht8wi88ens( haft » i kennbar werden. Sie 
soll das gewonnene Resultat hei der Aiiwendiuija^ und Intorjiivutiou 
der inländischen Gesetze verwerten und auf diese Weise ein ge- 
meines liecht hatlen, das filr die Geset/.t;t_'l Hingen der eiu"opäischen 
Staaten das sein soll, was vm Erlass de« liürgerliohon Gesetzhueiis 
das Genit itic Höcht für iJt'utxhlnnd. was vor der französischen 
Kevolution das ^onioine Gewr^hnhcitsrccht für das alte Fmtikrpioh war. 

Hiernach schienen die Sj)f zialfr.igen, die auf (hu- Tage-oi liuing 
der einzelnen Sektionen standen, weniger um ihrer selbst willen 
behandelt zu werden, sie schienen vielmehr nur bestimmt, 
Proben auf das ^tiins*- [>iiii/,i|)ielle Exerapel zu dionen. 

Auf das internationale Privatrecht wurde das Interes^ der 
Teilnehmer durch eine geistreiche Abhandlung des Dr. Kahn-Mann- 
heim gelenkt. Die Sektion für Civilrecht behandelte mit besonderer 
Gründlichkeit die Lehre von der juristischen Person und die Systeme 
des ehelichen Göten-echts. Die Sektion fflr internationales Privat- 
recht unter dem Vorsitz des Pariser üniversitAts-Professors Renault 
hatte die wichtige Frage der Zwangsvollstreckung aus susliadischea 
Urteilen auf ihre Tagesordnung gesetzt Die Sektion für Handelß- 
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recht unter Leitung des ProfessorB I^yon Gaen (gleichfalls ans Paris) 
richtete ihr Augenmerk auf die in den Teradiiedenen Staaten den 
auflJ&ndiachen EiandalQgeBeUachaften eingeriinmte RechtRatelliing, sie 
versuchte ferner, die grossen einheitlichen Strömungen su kennzeich- 
nen, die sich in Bezug auf die rechtliche Behandlung der Handels- 
effekten erkennen lassen. Das Ziel der Sektion für Strafrecht (Tor- 
sitzender: Prof. de Poittevin-Paris) bestand in der Feststellung der 
charakteristischen Merkmale der neueren kriminologischen Schulen, 
hanptsSchlieb derjenigen, die man gewöhnlich als Kriminal-Politik 
besseichnet und deren Leitsätze in wertvollen Beitrfigen der Professoren 
von Liszt- Berlin, Alimena- Genna und des Staatsanwalts Andreas 
ürbye aus Tromsö niedergelegt waren. Auf Anregung des Londoner 
Anwalts Crackenthorpe behandelte die genannte Sektion femer das aehr 
schwierige Tlu-ina der Strafzumessung. Die herrschende Meinung strebt 
heute daliiu, eine gesetzliclie Festsetzung des Strafmasses möglichst 
zn vermeiden uo<l in dieser Beziehung dem richterlich* mi Ermessen 
grosseren Spielraum zu gewähren. Dies System hat anscheinend 
in England zu Misständen und Unbilligkeiten g« fnhrt, die an Willkur 
grenzen. Es handelt sich nun darum, eine objt^ktive wis^ensehaft- 
ücIk' (irundlage für dio Strafzumessung zu schaffen ninl dem er- 
kriiiitMKU'ii Richter ft^ste Aulialtepuukte dafür zu jrebeii, wir» or die 
Strafe dem einzelnen Intlividuniii und dem einzelnen Falle aiizu- 
pjissen hat. Naturlich war es unmöglich, die Erörterung einer so 
komplizierten Frage in den wenigen Sitzungen auch nur an- 
nähernd zu erschöpfen. 

Auf Antrag der Sektion für Strafte cht beschloss der Eongress 
in seiner Hauptversammlung die Einsetzung eines internationalen 
Arbeits-Aueschnsses, dessen Aufgabe es sein sollte, die Grundfragen 
zu formulieren und ihre Lösung fflr einen der nächsten Kriminalisten- 
Kongresse vorzubereiten. 

Die letzte Sektion endlich, deren Vorsitz nacheinander die 
beiden Abgeordneten und früheren Minister Ribot und PoincarS 
fahrten war dem öffentlichen Recht gewidmet. Hier wurde nach 
einem allgemeinen Meinungsaustausch Ober die gegenwärtigen Strö- 
mungen im Parkmentarismus die Spesial&age der Proporttonal- 
vertretuttg einer eingehenden Erörterung unterzogra ; die prinzipielle 
Richtigkeit des Systems selbst wurde einstimmig anerkannt 

Neben den verschiedenen Sektionen tagte noch ein auf Ver<- 
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aolassQng des Vertreters der Vereiaigten Staaten Mr. K 'Hv An- 
gesetzter Arbeitsaussschuss, der e» sich zur Aufgabe gemacht hatte, 
in Paris eine inteniatiooale Auskunftsatelle für fremdes Recht ins 
Leben zu rufen. Diese AuskunftssteUe sollte die Angehörigen der 
verschiedenen Lttnder, insbesondere Richter, Anw&lte und Prozess- 
Parteien z. B. im Falle einer örtlichen Statuten-Kollision dnich 
kurze Darstellung der betreffenden Materie fiber das in den fraic- 
licbeo Staaten geilende Recht aufklAren, sie sollte sich ferner 
mit der franzlSsiscfaen Gesellschaft fflr vergleichende Rechtswtnes- 
schaft und den fthnlichen in Deutschland und England bestehenden 
Gesellschaften in Verbindung setzen und die Uebersetzong, sowie 
das Studium der fremden Gesetze in der Weise fördern, dass lOr 
jedes Land in seiner Sprache eine Yer&fFentlichung der wichtigsten 
atislftndischen Gesetze veranlasst wfiide. 

Die Oiganisation dieser internationalen Aoskunftsstelle, deren 
Notwendigkeit in der Theorie alUeitig anerkannt wurde, stiess M 
der praktischen Ausffihmng suff grosse Schwi^igkeiten, die nidrt 
sofort gelöst werden konnten. Der Congress setzte deshalb ia 
seiner SchluBseitzung eine neue internationale Commission ein, deren 
Aufgabe daiHuf beschränkt wurde, die beabsichtigte Gründung vü^ 
zubereiten. 

Erüffuet wonlen war dm Schliisssitzung durch einen Bericht 
des Pariser Civilrechtsprofessors Saleilles über die Arbeiten des 
Congresses; öie endete mit oiner Ansprache ilcs Pi;l'iidfnten Georges 
Picot, *ler den Dank des Vorstandes den ausländischen Teilnehmern 
übermittelt»'. 

Ein von clfii französischen Conprress mit gliedern zu Ehrpfi der 
fremden Teilnehmer voranstaltetes iiaiikett vereinte eine grosse 
Zahl von Gästen in den Sälen des neuen Hotels am Qnai d'Orsay. 
Andere offizielle und private Empfänge, die beim Dntemchts- 
minister^ im Ratliaus und beim Prinzen Roland ßonaparte ange- 
setzt waren, mussten infolfje des Ti-auerfalles abgesagt wenlen. der 
Italien betroffen hatte und dessen Kunde am Abend vor der £^ 
Öffnung des Congresses nach Paris gedrungen war. Der Congi«88- 
Fiftsident Picot Hess es sich indes nicht nehmen, die Teilnehmer 
in seinem gasüicbeo Hause zu emp&ngen. Die QeseUsehaft, die 
jedes offiziellen Charakters entbehrte und die sich in den Oienseo 
einer feinen Intimitat hielt, sowie die liebenswfirdige FMnJicb- 
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kett des Wirts werden den Oisten in angenebniBter Erinnerung 
Ueiben. 

Uebrigens werden die so wichtigen Arbeiten des Gongreases 
auch denjenigen zngftnglich geoiachi werden, welche ^em Congrees 
nicht selbst betwohnen konnten. Die Sitsunge^Protokolle and be- 
sonders die dem Congiess unterbreiteten xahlreioben Abhandlungen 
weiden im einem Sammelwerke erscheinen, dessen YerOttentlichung 
durch die fninsOnsche Oeeellschaft fOr vergleichende Beohtswisaen- 
sdhaft erfolgen soll Dts Weifc, das 2 starke Bftide umfassen 
wird, soll den Oongrefisteilnehmem sowie den Vertretern der ofSziell 
eingeladenen fremden Regieningen und wissenschaftlichen Gesell- 
schaften unentgeltlich zugestellt werden. Für Nichtteilnelimer 
wird et» gegen Enliichtuiig der Congi^es^gebühr erhältlich sein. 



I 



Die gegenwärtige Erisis, ihre Ursachen nnd die 

AiifoilxMi der Gos(^tz<2:ebiing. 

Vortrag gehalten voq Dr. Kudolf Eberslaüt, am 18. Dezember 1901.'] 

I. 

Es sind nur wenige Worte der Einleitung, flio ich liem hier 
unternonuiiuiieu N eisiich einer Darstelluug der Kiisis voraulschieken 
nii 'chte. Noch ist die Krisis iiicht überwunden ; wir stoben r\M\ 
unter der Wirkung der Ereignisse, deren letzte Folgen wir niclil 
kennen. Eine Rt ilie v.>i wickelter Vor^^änfj:»', die selbst erst der 
Erklärung bedürfen, soll hier auf ihren ursächlichen Zusammenhang 
untpreucht werden: die zu behandelnden Fragen erstrecken sich 
über ^nen groBsen Teil UDserer Volkswirtschaft — geviss Schwierig- 
keiti'n gennc:. die aidi unserm ünteroehmen entgegenstellen. 

Gleichwohl dürfte schon im gegenwärtigen Augenblick eine 
solche Frdle thatsächlit lieii Maft rials über die Krisis Torliegeo, dass 
eine wissenschafüiclie Behandlung möglich und angezeigt ersehnst 
Allerdings, gerade manche vielbeachteten fiinselvoigftDge der jfingsten 
Zeit scheiden aus unserm Darstellnngsstoff ans, inaolem sie nicht als 
typisch oder als das Ergebnis bestimmter Institutionen unserer Volk»* 
Wirtschaft anzusehen sind Nicht jene Tereinzelten Bischdniugen 
Bind es, die wir zu schildern und so beurteilen haben. Eb ist viel- 
mehr die allgemeine Entwicklung der letzten beiden Jahre, die wir 
betrachten und deren treibende Ursachen wir darlegen wollen. FQr 
eine solche Untersuchung das erford^Uche sachliche Material bei- 
zubringen, wird, wie ich holTe, sich schon im jetzigen Zeitpunkt 
als möglich erweisen. 

Hierbei darf idi es wohl unterlassen, eine allgemeine Scfaildemo^ 
der gegen wältigen Lage zu geben; die ZustAnde sind bekaaol 

') Wogen der aktuellen Bedeutung des bebandeiten Oegenst3inde& 
erschien eü im luter^se der Leser der Jahrbücher, den Vortrag nicht eist 
in der ersten Aiyteilung der niobstan Jahrbücher zusammen mit den uhng» 
Vortrügen, sondern schon hier sn verSffentiiohen. Die Redaktion. 
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genug. Nooh veniger aber mOchte ich damit begionen, dam ich 
ein beatimmtes Schlagwort, das die Kriaia kunweg kennaeiohneii 
aeU, an den Anfang unserer ErOrteron^n atelle. Vieihn^ wird 
es gerade einen Tdl unserer Aufgabe bilden, dieser ^hablonisierenden 

Auffassung der krisentnässigen Vorgänge entgegenzutreten. 

Es scheint, als ob sich Ober den Charakter der Krise an 
vielen und her\ itiiujjreiulen Stellen schon oin k-htcs Urteil zu bilden 
beginnt, und zwar ein solches, das den Stempel der Einseitigkeit 
trägt. Ganz be.s<>iiilers ist GS dl 10 industrielle Pro<luktion, in 'iert ii 
Verhaltnispen, oft nahezu mit Ausschliessliehkeif, die Erkläniug der 
p'p'u wältigen Krise gesucht wiitl. Wir weiden uns demgegenüber 
bestrohen, andere wesentlieho Momente der Heurfeilnng heranzu- 
ziehen und zu einer Auffassung auf breiterer tirundlage einiges 
Mater i a 1 z u s<i m m en z u t ra fi:e n . 

Unserer Darstellung, die sich idter ein umfassendes un<l 
schwieriges Gebiet bewegt, sind äusserlich enge Grenzen gezogen; 
sie muss, trotz der Weitläufigkeit des Gegenstandes, auf einen 
knappen Baum zusammengedrängt werden. Möge es gleichwohl 
dem vorliegenden Versuch vergönnt sein, zur Erkenntnis der krisen* 
mässigen Erscheinungen einen Beitrag zu liefern und fflr die weitere 
Behandlung des Gegenstandes einige Anlegung zu bietra. 

Als Kriais im volkswirtsdiaftlichen Sinne bezeichnet man 
die heftigen Störungen des normalen oder gewohnten Gangs des 
* WirtsohaftdebOM — Störungen, die ein starkes Uissverhftltnia 
zwischen Angebot und kauffiUiiger Nachfrage und tic^hende 

Schädigungen und Erschütterungen in der gesamten Volkswirt- 
scliaft mit sich bringen. *) Der Versuch, die Entstehung der Kritien 
aus einem einheitlichen Prinzip zu erklären, ist in dei- national- 
ökonomischen Wissenschaft hftufig unternommen wordeii; das Er- 
gebnis ist iruless stets ein negatives t;el)liebeii.2) So wertvolles 
^laterial soKhe üntorsuehungen für die Eikenntnis und für die 
Kntik un-^eiei- wirtsciiafliichen Zustände geliefert haben, so ist dueli 

') Vgl. Herkner, Artikel Krisen in Conrads HandwÖrter^tich der 
Staatswissenschaften; Loxis. Artikel Krisen im Wörterbuch der Volkswirt- 
sf-haft; Ad. Wagner, Kri.>«u m Hentsch' Handwörterbuch; von Berg- 
inaun, G«icbichte der oatioDalökouomlscheu Kriseutheorien, Stuttgart 1895; 
von Tagan-Baranowaky, Oasdiiobte nnd Theorie der Handelskrisen In 
Eogtand, Jena 190L 

*) Vg). von fieigmann and Herkner a. a. 0. 
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ihr eigentliobed Ziel, (und einfoohe und feste Formel für die 1^ 
UAniDg der Kriaen zu ermitteln, nicht erreicht worden. 

EHne anerkannte grundsätzliche Einteilung besteht dagegen 
hinsichtlich der K i ii z o I u r s a c h e n der kriheiuiiässigen Stöning : 
vom Standpunkt der Volkswirtschaft zerfallen sie eiiKM-s^^iLs iü 
äusserliche ürsa( lioii, wie kriegerische Ereignisse, Misisernten, poli- 
tische Änderungen und Umwälzungen: andernteils in innerliche 
Ursachen, die in der Verfassung unserer Volkswirtschaft iK^^nün let 
sind. Es sind dies Vorgänge, die zusiiinmeiiliäiigen mit der Pn^ 
duktii iiN I isc, mit der Verteilung der Güter und des Eiiikoniineiis, 
mit den Geld-, AVähnings- und Kreditverliältiiissen, und mit der 
gejsainten innern Orgüidbation unserer Wirtschaft. 

Äusserliche und von aussen konnnentle Einwiikungen sind 
auch fflr die Vorgescliichte und die Entwicklung der gegenwärtigeu 
Krisis von grossem Einfluss gewesen. Es seien hier nur erwähnt 
die kriegerischen Vorgänge in Südafrika, in Weetindien, in China, 
die für uns teils mittel l)ar. teils unmittelbar von grösster Bedeotoog 
wurden j femer die dm eh Massnahmen der Politik her\'orgerufeüai 
Änderungen in den He/.ielningon und in den AbsatzverfaältnisBea 
gegenüber dem Auslande. Die Volkswirtschaft hat diese Susasrea 
Vorgttoge nur zu verzeichnen, aber nicht aufsuklSxen. Den Oegsn- 
stand unserer Darstellimg bilden vielmehr die ernsten and zum 
Teil schwer erUftrbaren Erschmnungen in unserem Inneren Wirt- 
schaftsleben. Wenn in der Wissenschaft die grosse Zahl dieser Einzel- 
erschein«ngen auf wenige Orundformen reduziert wird, so werden 
regelmässig als immanente, innerliche Ursachen der Krisis angcgebeo: 
1. Überproduktion, 2. Überspeknlation und die niitihr ver* 
bundene Oberkapitalisierung, und 3. Ob er Spannung des Kredits. 
Dies sind die drei Hanptmomente, um die es sich handelt und 
die wir hier vor allem festhalten müssen; d«Dn ihre Unterschcädniig 
und Khurstellung bildet eines der Endziele unserer üntersucbusg' 

Diese Untersuchung können wir nicht wie dies mitunter ge- 
schieht, in einem Zuge durchführen; wir würden sonst über all- 
gemeine Erörterungen nicht hinauskommen. Was wir suchen, ist 
die genaue Stelle, von der das Eintreten krisenmässiger Znfltitadfls 
also das Ülterschlagen der Produktion, der Spekulation und Kapi- 
talisienmg und des Kredits, ausgegangen ist. Was wir ermitteln 
wollen, das sind die besonderen Eigenheiten, dui-ch die sich tÜe 
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gegeu wältige Srisis in Deutschland kennseieluiet und roa anderan 
fllteren Krisen unterecheidet Wir teilen deshalb nnaem geeamten 
Stoff in die drei Gebiete, die ach ans den Sdiddungeo iiinerhalb 
nnsrer YolkswirtBchaft ergeben: 1. die Industrie; 2. Bankwesen 

in seinem weitesten Umfang: 3. der Gnmd und Boden. 

Es ist l)egreiflicli, dass man wirtsdiaftlielie Vorgänge /uiiächst 
und mit etwas aussolilicssliclier Vorliebe auf dem (Jobiete iler 
InduRtrie uiitcrsiiclit. Sclion während der voraufgef^aiigeiieii iioeli- 
koiijmiktur wunJe stets auf die Verhältnisse in der Indujjtne hin- 
^'cwj. sen, und jetzt, nacli dem Ausbruch der Krise, spricht man 
erbt recht von einer industriellen Überspekulation. Für 
die Zwecke unserer Untt rsuLhnng müssen wir nun zunächst diesen 
Aiisilruck in seine beiden Bestaiidteiic zeilefj;;t'n. Wir müssen ver- 
suriieii. eine Grundlage zu tindeii, lun <lie Thätigkeit der Industrie 
abzutrennen von der Tli.'ltigkeit der Spekulation. 

Industrie und Spekulation sind naturgemäss durch zahllose 
enge Beziehungen verbunden. Der Geschäftsgang der Industrie 
kann von Eingeweihten wie von p'ernsi. h. iiden voransberecJmet, 
abgeschätzt und somit zum Gegenstand der Spekulation gemacht 
werden. Das Hauptgebiet dieser spekulativen Thätigkeit pflegt 
dasjenige zu sein, auf dem allein eine allgemein«' Il leilig^nng flos 
JEHiblikums mOglieh ist; es ist die Spekulation durch Kauf, Verkauf 
Qnd Besits von Wertpapieren industrieller ünternehmiingen. Der 
Harkt dieaer Wertpapiere — Industriepapiere — bildet ans 
Terschiedenen Ursachen eine der wichtigsten Stellen f(ir die Beob- 
achtnng des industriellen OesohSftsgangs. Der Kapitalbedarf der 
ludustrie tritt hier in zahlenrnSssig feststellbaren Fonnen hervor; 
die Bewegung des Kurswerts der Industriepapiere bildet ein Maoo- 
meter, an dem sich der Hochdruck wie der Niederdruck in der 
Industrie leicht ablesen ISsst. 

Fflr das Verhfiltuts zwischen Industrie und Spekulation finden 
wir deshalb hier exakte zifferngein&sse Grundlagen. Allerdings 
dürfen wir das Zahlenmaterial nicht, wie dies seither durchgängig 
geschah) in undifferenzierten Gesamtsummen benutzen. Es bedarf 
vielmehr einer Berechnung nach den verschiedenen Modalittttenf 
auf dk) wir die notwendigen Unterscheidungen, die wir suchen, 
grOnden kOnnen. 

Zu diesem Zweck wollen wir aus der Zahl der Grossindustrien 
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die MoatutinduBtrie herauBUeen, deshalb, weO sie recht eigentlich 
der Tiflger der Hochkonjunktur gewesen ist Wir berechnen hiecfOr 
zunächst die gesamte EmissionstMUagkeit der Ifontanindusferie 
-wahrend der ganzen Eonjunkterperiode vom 1. Januar 1895 Iiis 
L April 1900f soweit die Wertpapiere an der Berliner B&rse m- 
gelassen sind, ohne die Bergwerkskoxe. £Me Summe der Neor 
emissionen von Montanwwten wShrend dieser 5 7^ Jahre beliuft steh 
einschliesslich des berechneten Begebungsgewinns auf 419*/, 
Millionen Mark; das macht im Jahresdurchschnitt 80 Millionen 
I^Iark. Dass auch diese Summe nicht einmal vollständig in An- 
spruch genommen wunle, will ich hier nur beiläufig bemerken. 

Der Verhältniswert dieser Ziffer läsest sich nocli besser ab- 
ischütztMi, wenn wir Ihm iicksitthtigen, dass allein durch die Julire!>- 
diviil-'iiile auf die Mf'iitiinpMjiiere 1899 dem Markt ea. 130 Millionen 
Miitk wieder zugi'flossen sind, und dass du' effektive Produktimis- 
steigeriing der Bergwerki' und Uülten (also ahgf^sohen von der 
Pn'is«;teiq-on!ng der Produkt»/) 1899 weitere 22(i Miiiionoii Mark 
betragen hat. Dass von dieser Steile also keine Schwächung dea 
Marktes oder der Volkswirtschaft ausgegangen ist, durfte klar sein. 

Dieser Berechnung des Kapitalanspruchs der Industrie selber 
stellen wir nun eine zweite Berechnung gegenüber: sie betrifft die 
Wertbewegung, die in den emittierten Papieren stattgefimden luiL 
Am 1, Januar J895 waren an der i3erUner Börse notirte Montan- 
aktien im Nennwerte von 66 1 Millionen Mark vorhanden, die 
damals einen Kurswert von 777 Millionen Mark darstellten. Bis 
zum 1. April 1900 waren diese Aktien auf eine Milliarde 475 
Millionen ftlark gestiegen. Die spekulative Steigerung des bereits 
vorhandenen Aktienmaterials hat demnach in 5 7«. Jahren lund 
700 Millionen Mark betrsgen. Auf die in der Periode 1895 bis 
1900 hinzugetretenen Neuemissionen im Betrage von 419Vt Millionen 
betrftgt die spekulative Steigerung weitere 281 Millionen. Im 
ganzen wurden also in 5 Vi Jahren auf dem besofarttnkten Gelnet 
der Montanindustrie für spekulative Zwecke 980 Millionen, dss ist 
rund eine Milliarde beansprucht. «Es ergiebt dies auf ein Jahr 
186 Millionen Mark. Die Industrie hat an «üeaem KapitslaulvaDd 
keinerlei Anteil und kann ihn auch nicht haben; sie wird von 

') Dietiu und die folgendeu Berechnungen sind m&ioem Uuch: der 
deutsche Kapitalmarkt, Leipzig 1901 enfaommen. 
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dieBen Voi^gSogen in keiner Weise nnmittelbar berOhrt Die gan&e 
Bewegung vollxieht eich hier ausserhalb der InduBtrie und inner- 
halb der Spekuhition. Auf dem gleichen Oebiet hat der Kapital- 
anspnidi der Liduatrie selber, wie wir zavor sahen, 80 lüllionen 
ICark fQr das Jahr betragen gcgenOber 188 HOlionen Mark Jahres- 
anspnich der Spekulation — ein Verhfiltnis von 4,3 zn 10.*) 

Für die Beurteilung der ClH.'i"sj)ekuliition sind hiermit v/illig 
veränderte Grundlagen gegeben. Di»« Thütigkeit der Industrie und 
die Überspekiüation in Industrioworten sind auf das Schärfste y.u 
trennen. Bisher hat man beides zusammengeworfen, weil es an 
jeder zahlenniässi^cn GnuuUage fehlte. Unsere Unterscheidung er- 
giebt nun ein bemerkenswertes V^erhÄltnis. Wir erblicken die 
Industrie jetzt irowissonnassen als » iii sohJossenes Gebiet, in dem 
der Kreislauf der Produktion vor sieii gelit. Die Industrie zieht 
gewi55Re Kapitalien' an sich, gipht dagegen dem Maikte jilhi li( h einen 
weit grösseren Betrag durch Ausschüttungen zuriick und führt tier 
Volkswirtschaft noch einen staiken (Ibeitichuss von Gutem zu. 
Ganz unabhängig von der Industrie, aber doch auf Grund ihrer 
Thätigkeit, vollzieht sich nun eine Wertl>ewegung gewaltigen Um- 
fangs. deren jährlicher Anspruch an Kapital und Kredit in die 
Hunderte von Millionen geht. Es ist die Spekulation in Indu8tri&< 
papieren. Wobei- kommen diese hohen Summen und was wird aus 
ihnen? In welchen Formen werden sie aufgebracht und wie vei^ 
teilen sie sich? Wenn wir den Verlawf dieser Wertbewegung 
ermittelt haben, dann dürfen wir hoffen, dem Sita der gegen wfirtigen 
Krisis niüie gekommen su sein. Die Voraussetzung hierfür aber 
war die begriffliche und zahlenmftssige Scheidung der Industrie von 
der Spekulation in Industriewerten. Das Weitere werden wir dann 
auf einem anderen Oebiet su untersuchen haben. 

Wir haben nun die zweite Frage aus dem Gebiet der Industrie 
SU erörtern. Ist die gegenwärtige Krisis etwa durch eine Über- 
produktion veranlasst, so dass wir von einer Überproduktions* 
krise SU sprechen hätten? 

Das scheinbar einfache V« rhiUtnis der Überproduktion, bei dem 
wir glauben y die Zustände mit Händen git^ifeu zu können, bietet 
in Wirklichkeit der Beurteilung die erheblichsten Schwierigkeiten; 

*) Wegen der ^nzelbeiten obiger Ziffern vgl. meioen Kspitalmarkt 
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die Behandlung des Probien» ist in vielen Benehnngen häufig eine 
unnireichende. Ich mOcihte demgegenfiber hier den Satz au&teUeo: 
die Fr&ge nach der Oberproduktion ist nicht die Frage 
nach einer einseitigen ThAtigkeit, sondern die Frage 
nach einem Yerbftltnis, also naob einer WecbuidbeBiekaDg 
awisohen mehreren Faktoren. Beide Seiten des VeriiAltnisses nritann 
stets untersnoht werden. Ein9 Obeiprodnktion kann eintreten, iveü 
das Obermass der Produktion schlechthin nicht absetsbar ist; ae 
kann eintrete , weil die BCarktiage nch sdtweise in ungflnst^ 
Weise verschoben liat; sie kann endlidi eintreten, weil die Konsum- 
kraft der Bevölkerung geschwächt ist Wir nnterscheiden also eine 
absolute Überprodukti<Hi, eine relative Üboproduktion und eine 
Störung oder Schwächung der Eonsumkrait 

Bine absolute Oberproduktion ist dann vorhanden, wenn die 
Oatererzeiigung unter solchen VeriUÜtnissen stattfindet, dass der 
VOTkauf der verfertiglen Waren schlechterdings unmöglich ist^) 
Ein derartiges Verhältnis besteht in der gegenwärtigen Krise, wenn 
Oberhaupt, 8o doch nur auf vereinzelten Gebieten von nicht est» 
scheidender Bedetitting. Ganz andere Zustände zeigen sich uai 
jedoch, wenn wir die Frage stellen, ob und in welclier Fomi eine 
relative Ül»erproduktion, altw ein Missverhältnis zwischen Angebot 
und kauffähiger Nachfrage vorliegt. Hierzu müssen wir die ver- 
schiedenen Umstände ins Auge fassen, die für die gegenwärtige 
Marktlage in der Industrie von Einfluss sind. 

Der jetzigen Krisis ist eine Periotle des lebluifto>t''n wirtschaft- 
lichen Auftschwungs \ oniutrt'gaiitron. Eine jede wirtschaftliche Be- 
wegung, sio gehe natth oben oder nach unten, eiitli;ilt nun in sich 
selbst etil l»eschleunigendes, ein verschärfendes Muiiiont. Ht i st niren- 
der Konjunktur erkennen wir dies ohne woitciws. Ks st«iit kl;U 
vor aller AntriMi, w'w i\>'v AiAviiuix <lor Käufer am M.ukto wirkt; 
wip die Angst vor der Knapitln it '1er VuiTäto die Knap['iirit v. r- 
Stärkt: wie die Ancrst vor der I'i«'isst< i^enmg die Preise enip'irlrt ü t. 

l'nendlicli viel giiis-^fr als ilie Angst vor der sttMct-mien Kun- 
junktur ist nun die Angst vor der fallenden Konjunktur. Ein 
Vergleich der Folgen i«t hif^r eigentlieh gar nit lit rn.'-glich. Oer 
Frodiizeut drängt jetzt mit seiner Ware auf deu Markt; ee fehlt 



') Lexis, Artikel Überproduktion in Conrads Handwörtarbaoh. 
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an Käufern, nicht allein, veil es an Bedarf fehlt, sondern weQ dee 
Käufer hefflrchten mues, dam mit dem Äugenblick, in dem er die 
Ware auf Lager nimmt, sie oitwertet, mitunter sogar unverkäuflich 
ist Das belebende Element des Geschäfts, das Vertrauen, ist ret^ 
mchtet. Aogebot und Nachfrsge kOnnen sich dann in WirkUdibsit 
gans die -Wage halten und trotsdem entsteht am Harkte ein voll- 
ständiges Hissveriiältnis. 

Dass der Zusammenbruch des UntemehmungsgeiBtes, die durch 
später SU besprechende Vorgänge bedingte Absehneidung Bank- 
kredits. das Schwinden des Vertrauens — dass diese Momente von 
der hervorragendsten Bedeutung für die Krisis in der Industrie 
gewesen sind, ist von einem der berufensten Beurteiler der gegen- 
wärtigen Lage kflralich ausgeführt werden i). Alle diese Erscliei- 
nungen aber, die uns sdiüii eine teilweise Erklärung der relativen 
Überproduktion geben, haben ihren Ursprung nicht auf dem Gebiete 
der Industriü^. 

Ein zNv^'ites Moment, auf das hinzuweisen ist, liegt in der 
l'roduktiensttH-linik. Der UmscIUap; in der wirtscluiftlichen Kon- 
junktur muööte unsere Industrie um so empfindlichpr trefTen, als 
sie ^ich in einer aufsteigenden Entwicklung befand. Neue Techniken 
sind entstanden und zwan^^fn. wie dies bei dem rasch vei-altonden 
maschinellen Appaiiit selbstverständlieli ist, zu Neuansei laifungen 
und zur Herstellung^ moderner Retriobseinrichtuni^en. In scharf- 
sinnigen rntersu( )iunt:en ist darauf hingewiesen werden, wie unsere 
Pro<luktion imaier mehr auf Umwegen vor sich geht.-'l Ein 
grosser Teil uusrer produktiven Tliätigkeit ist nicht unmittelbar auf 



") Darlprnin?pn (It'^^ Reichsbankpräsidcnten Dr. R. Koch: ,.Es zeij^t 
y'wU da uriij dort, dass die deutsciu' Industrie iruteii Mutes weiter arbeitet, 
und das ist dm bebte 2dittel, die Krisis zu überwindoo. Das Misstraueo 
bsgiaat »i aohwiDdea. "Wir in der Roiehsbaak meiken das vor all«n darau, 
dsBB die Überfülliing nnaeres Portefeuilles mit Wechseln nacblüsst Das 
beweist, dass die aoderes Banken wieder Kredit so geben anfangen. Aus 
diesem Misstrauen ist fast die ganze Krisis entstanden/* fieridbt 
der Vossisehen 7A'-. v. 3. 1. 1902. 

^^ erller äonibart. D<^r Stil des modmifu ^^'irt^l.•haftsleb^?ns, 
AixrLiiv f. soziale Gesetzgebung uud Statistik, XVll, Seite 1 f.; Loxis, 
Jahrb. f. Gesetzgebang, Verwaltung und Volkawirtsohaft, XIX, Seite 335; 
r, Bdhm>Bawerk, Artikel Kapital in Coniads Handwörterbach derStaats- 
wissenscbaften. 
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die Enseugung toh GenuMgfitem goichtet, sondern dient der Vor- 
prodiiktion und der HerBtelliing des maschinelleD Apparates (Aibdts- 
iind Werkwugmaschinen, Verkehrsmittel). Je vollkommeDer die 
Produktionstechnik wird, tun so grossere Anlagen inQssen für dieie 
Zwecke geschaffen weiden. Qanz besonders aber ist es der Eintritt 
einer Umw&lsung in der Technik, der xu den umfassendsten, oft ^ 
jahrelang andauernden, dann aber zum Stillstand gelangenden 
Arbeiten der Vorproduktion Anlass giebt Während der jüngsten j 
Konjuiiktiirpetiode ist dies in hohem Masse der Fall gewesen. Eb 
braucht hier nur an die Arbeiten f&r die praktische Einführung 
der Elektriritftt erinnert z\i werden, die der Eisen- und Maschinen- 
industrie die lebhafteste Beschäftigung bi^achte, nicht für die Zwecke j 
der uiiiiiittL'lliaren Produktion, sondern le*liuli(li zur Il'^rstelhing 
neuer Ar!»eit8ma8cliinen und Betriebaan lagen, <iie miu iliterseits die I 
Ausrüstung für die noue Rloktrizitatsindustrie bildeten. Die Ei- 
ledigung dieser Arl»eit€'n iiiai; zu .'intMii Rückgang oder Stillstimil 
eiii/' luer Betriebe führen, alKr sio erklärt keineswegs eine Wirt- 
schaftükrisis, wie wir sie jetzt haben. 

I 

Während der letzten Hochkonjunktur trat ferner die Er- ' 
Schliessung neuer Märkte als belebendes Moment hinzu. Die Pro- 
duktion wurde in zahlreichen Betrieben erheblich gesteigert. Es 
ist indess nicht verstAndlich, wie diese einst freudig begrusste 
Produktionssteigenuig nun gerade als die Tisadio der jetzigen 
KrtMS gelten soll; das kausale Verhältnis ist weit eher das ent- 
geg^gesetzte. Wir brauchen nur die gesamte Indult l ie zu betrachten, 
um zu sehen, dass wir die gegenwärtigen Zustände durchaus nicht 
mit dem Sclüagwort der „Cberprodnk^M ' abthun können. Es 
genügt, wenn wir hinweisen auf die Textilindustrie, auf die 
chemische Industrie, die Papierindustrie, die grosse Industrie der 
Nahrtmgs- und Oentissmittel. ^) Es sind dies alles Industrien, die 
nach Zahl und Umfang zu den bedeutendsten unter den Oewerbe- 
gnippen zählen und in deren Geschäftsgang von einer Obefpcodaktion 
nicht die Rede sein kann. Kicht einmal auf die Zustände in dem 
Kohlenbeigbau kann dieser Ausdruck in sutrelfendw Weise an- 
ewandt werden. Die bequeme Formel von der Überproduktion 



') Vgl. hierzu die Dariegungeo von J. Jastrow in der ArbeÜsniirict« 
Korreapondenz. 
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behauptet nur, ^^as erst bewiesen werden soll. . Das gegenwärtige 
MissverhftltniB zwischen Angebot und kaiiifiUiiger Nachfolge ist nicht 
die ünache, sondern Tielmehr die Folge der Krisis. 

Wenden wir uns jetzt noch kunt zu der Gegenseite dw 
Harktverhlltnissea. Bei den Erörterungen Ober die Industrie wird 
▼orzngsweise nur die Produktion und deren Lage betrachtet Es 
ist dies in gewissem Sinne wohl Terständlich. Die Produktion 
zeigt uns den benifiioben und geschftftlichen Stand der Bevölkerung; 
die Zustände, die hier bestehen, drängen sich der Beobachtung von 
selber aul Geiade die gegenwärtige Krisis lehrt uns aber, wie 
mangelhaft und verfehlt eine solche einseitige Aufbssungsweise ist. 
Bei der Betrachtung der Produktion ist das Studium der Gnmd- 
lagen unsrer Volkswirtschaft nnd ihrer Zusammenhänge zu kurz 
gekommen. 

Die heftigsten Störungen unsrer Wirtschaft finden 
wir nicht in der Produktionssphäre; sie zeigen sich vielmehr 
in den Zuständen und in den Veränderungen der wirtschaftlichen 
Lage unsrer Bevölkerung, und hier haben wir die wesentlichen 
Momente der gegenwältigen Krisis zu suchen. Die Wiriiurigen der 
unproduktiven Belastungen unsrer Wirtschaft, die Formen der Ent- 
stehung des Einkommens und des KajntslB, die Wandlungen in 
der Konsumkraft der BevOlkeniug, alle diese Ifaterien bedürfen 
zunächst der Untersuchung mit Bezug auf die Krisis. Die Ursachen 
der jüngsten ErschOttenmgen unsrer Volkswirtschaft kOnnen mithin 
duiviiaus nicht einseitig bei der industriellen Produktion ermittelt 
weixlen. 

Wenn \\m nun bis hioiher weder das Zahlomiiatorial noch 
(Iii- iiiarktmilssigen Verhältnisse eine erschöpfende Ausikunft gaben, 
tili miUsen wir uu> ujuleren Vorgängen zuwenden, die vielleicht 
dit* l i>;ii^hen der krispiiin;ls.-^igen Erscheinungen mit grösserer 
Prägnanz hervorlretuu Li^<.sen. Stelion wir nun die präzise, 
entscheidende F'rage nacli lii in Atiabrucli der Krisis, 
und gehen wir zu 'liosom Zweck um eine Spanne Zeit hinter den 
Be.irinn dt'r Kii>is zurück. 

liunitt.'n 'Irl- LTÜitstiust«'!! ( i>>(:häftstljätigkeit unsrer Ilrw-hkon- 
junktur tifl im D- zcmb' i l;si)y der ei^ste Aiarmschnss; der iu-ichs- 
bankUiskont stieg aui die selbst in kritischster Zeit nicht en-eichte 
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Höhe von 7 %. Von da ab ist die Gespanntheit unserer wirt- 
Rchnftlichen Lage offenbar. In den ersten Monaten des Jahre« 
1900 kamen vereinzelt^ so aug der Metall-Ioduatrie, schwächere 
Berichte; vom amerikaniachen Eisenmarkt gingen dann im Mörz 
ungünstige Meldungen ein, die indess zunächst wenig berucksiehtigi 
wurden;^) in einer Anzahl von Sla<lten stockte unter den bohra 
Zinssätzen das Baugewerbe. Der Höhepunkt der Konjunktur war 
Qberschiitten. Qleichwohl kam der Umsohlag nach Zeit und Inteo* 
eitftt flbeiTBBohend. An der Börse beceidmet der 20. April 1900 
den Höchststand der Kurse; von da ab ging es, nach einem Ter> 
geblichen Yemiofa, die Bewegung aufsubalten, niBcb abwflita. h 
der zweiten HSlfte des Jahres 1900 stand unsere Volkawirtseliaft 
adien unter dem ESnfluss der Krisis, die sich bald in ungeahnter 
Weise ausbreitete. Nicht als ob es selbst in dieser Zeit an gOnstign 
Momenten, vor allem in unserer Industrie^ unseim Handd und 
Verkehr, gefohlt hätte. Wiederholt wurde von hervorragendster 
S^te — so in der Thronrede sur Eröffnung des preussischen Land« 
tages im Januar 1901 — auf die Übertriebenheit der Erisenfiircbt 
hingewiesen. Indess die ohnmichtige Sdiwlohe unseres Eapitsl- 
marktes, der Mangel jeder Widerstandafthigikeit, dann die Er> 
achütterung des P&indbxieifniarktes, den man fUr den gesichertsten 
halten musste, und eine Reihe hiermit zuaammenhäogeader Vor> 
g^ge — das waren doch schliesslich die Erscheinungen, die in 
der Meinung des Inlandes und des Auslandes unsera* vdkswiit- 
schaftUchen Lage das Gepräge auldrOckten. 

Betrachten wir nun genauer die Voiautjsetzungeu, die hlr jene 
erste und damals nicht genügend beachtete Warnuugsmasst>\£rel, 
für die sensationelle Erhühung des Reiclishaiikilisküut.^, Ue-stiiumend 
waren. Wir sind hiermit schDii vollständig auf das zweite Gebiet 
unserer Darstellung, zu dem Bankwesen ühergetrcten. Es er- 
schien damals, Dezember 1899, eine interes."?ante Darlpsrung der 
ministeriellen Berliner K')ires]»uudeuz, in der die (Irüiid.- des hohen 
Zinssatzes eivutoit werdoii. Zunflrhst wird 'ungewiesen auf «las 
Steigen der Kajiitalansprüclio infolp' der iiidnstriellpn Entwieklunj;; 
alsdaun auf die ganz ungewöhnliche Zunahme der Wechselaulage 



') Da.HS sich die Verhältuis^^-- hior s. Z ra-^ch trchossprt !iali-:'n. ist be» 
kaniit. Vgl. hierzu Richard Ca! wer, Handel und Wandei, Berhu 1901. 
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und der ungedeckten Netra, „üm einer aoldien Erscheinung ent- 
gegenzuwirken,** beisst et nun wörtlich in der erwfthnteu Dar- 
legung, ngiebt es kein anderes Hittel als die Erhöhung des Diskonts, 
die einer ungesunden Überspannung des Kredits vor^ 
beugt, fremdes Geld heranzieht, und die LOsung auswärtiger 
Out haben zu verschieben geeignet ist Besonders dann muss 
rechtzeitig zur Diskonterhöhung geschritten werden, wenn, wie 
jetzt, eine starke Nachfrage nach Auslandswechseln herrscht.** 

In plastischer Weise treten hier zwei Momente der krisen- 
mä8sigen Störung hervor, von denen wir noch nicht gehört haben: 
die Ül)ei'spannunK des Kredits und die Lösung der Qutliaben des 
Auslandes. Was «ind nun diese Auslands^nithaben? 

fline besondere Erscheinung in der deutschen VoULSwirtschaft 
der letzten Jahre ist die zunehmende Heranziehung ausl&ndischer 
Kapitalien in loi(!ht kündbarer Form. £s ges< iiicht dies zumeist 
durch die Trassierungen der Bankiers, die unter dem Namen Finanz- 
wecluiel bekannt sind, dann auf dem Wege des Kontokorrentkredits, 
ferner durch Lombardierung deutscher Staatspapiere, die an dexi 
ausULndischen Börsen eingeführt sind und notiert werden. Eine 
dauernde Anlage der Kapitalien findet in keinem FaXLe statt; sie 
sind nur zu vorfibeigehendem Qebnuich hergegeben. Die grosse 
Ge&hr dieser Finanzgeschäfte liegt nun darin, dass diese verfOg- 
baren schwimmenden lüipitalien gerade dann zurückgefordert werden, 
wenn Kapital allgemein knapp ist, wenn also die dargeliehenen 
Summen von dem Schuldner am nötigsten gebraucht werden. Dieses 
Hilfsmittel veisagt also naturgemfias gerade dann, wenn bereits 
fiipitalmangel besteht, und die Lage wird hierdurch in bedrohlicher 
Weise verschfirft 

S'-it (ii'ni Herbst 1699 sfios die EiiK-U'-niiic;' der deutsthoa 
Finanzwechsel in London auf einst»» S^.-liwit'rigkt-'iteii. Infolü^p des 
Transvaalkricgps wurde das Kapital im Lande selbst geLraiichl, der 
Diskontsatz in L-iiidoii ging bcharf in dio Höhe. Der Lotuloiier 
Markt brauchte niclit nur selbst das uu»gelioh»^no Kapital; er zog 
auch damals noch den Pariser IMatz mit h- iaii. Tnter snlclien 
Verhältnissen erfult^te die Lösung der Au.slandsLrutiialuMi li»-i uns, 
dns Rückströmen von Finanzwechseln und die Nachfiuge nach 
Auälaudäwechseln, von der wir gehört haben. 
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Die deutschen Banken waivn damals im ersten Quartal 1900, 
iiU diese neue Verschärfung hinzutrat, in einer schwierigen lägd. 
Did Überspanoung des Kredits war auf den höchsten Orad gestiegen. 
Id einem vielleicht nie zuvor erreichten Masse hatte sich das 
Privatpublikum auf Effektenspekulationen geworfen; uud dieae 
Spekulationen — das ist niin der wesentliche Punkt — wtiHen 
siim grösseren Teil auf Kredit betrieben. Die Nüttel (ier BaokeD 
waren ti-otz starker KapitalerhObungen vollstäii'li^ ft -fir» If ^rt. Von 
erheblicher Bedeutung waren hierbei die Bchluili> Ik-h Wirktmgon 
des Boi-song('.<etze6, das durch das Verbot des Terminliandels in 
InduBtriepapieren gerade das O^oteil des Erfolges erzielte, den es 
l)eabsiehtigte. Welche Sumroeo an Kapital und Kredit für die £ReM«ii* 
Spekulation erforderlich waren, davon hat uns die Berechnung der 
Montanpapiere, deren Ergebnis oben <Seite 9) mitgeteilt wurde, ein. 
allerdings ganz unzureichendes, Bild g^ben. Die Spekulation er- 
streckte sich, abgesehen von den Übrigen Gebieten, noch besondere 
auf eine Reihe von Spielpapieren, die gar nicht an deutscheu BQrsen, 
sondern in London gehandelt werden. Die Spekulation stellt an und 
fQr sich die grösston Ansprache an Kapital und Kredit; die Wirkung 
ist indess eine besonders starke, wenn, wie es hier der Fall war, 
in der Hauptsache mit geliehenem Gelde und Bankkredit spekn* 
liert wird. 

Die Banken haben es in dieser Periode an Vorausgeht nicht 
fehlen hissen. Im Fcbniar und März erliessen die Berliner Banken 
an ihre Kundschaft Rundsclu^iben imd Mitteilungen, in denen um 
Glattstellung der Verpflichtungen ersucht wurde. In öfiTeutlidien 
Blattern erschienen mehrfach Warnungen vor der fibertriebenen 
Spekidation. Ich kann die VerhAltniase nicht besser kennzeicfanen, 
als durch die folgendoa Äusserungen aus dem Oeschftftsbericht einer 
Berliner Grossbank: 

Wir haben es für unsere Pflicht gehalteD, im Hinblick auf die An- 
spannung des Geldmarktes dem Übereifer des Pablikams in EO^teokiiifaD 
nameotlich solchen unter KreditiDansprnchoahme, mit den aus 
zu Gi'hote stelifiidLMi Mitteln fnf£;p<;'pnzutreten, was uns freilich nur in 
beschrankt)»!)! Ma«;se pi-luiiKcn ist. 

Hier, ;uis ditifc^r Ächruukeulosen S{)ekulation, sind die ZustÄiide 
erwiM hüoii. die für die folgende Ent\vi«^ko]ung den Änlass und <len 
Gnind^u!^ gebildet habon. Das Privatpublikum hatte sich weit über 
seine Kräfte engagiert; die Jlredite waren über alles Mass g^panat, 
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den Banken seibat worden in dieeem kriliaohen Augenblick die kOnd- 
baren Gutlisben entzogen. In der zweiten HftUte des April 1900 er> 
folgte notgedrungen die Lteung der Yerpfliohtungen, nnd die Krise 
begann. Was aber da zusammenbrach — das haben wir jetzt ge- 
sehen — das war niclit unsere Industrie, sondern die auf Kredit 
betriebene, massloee Überspekulation, die so oder so zn Grunde 
gehen musste, und an der auch ganz gewiss nichts Gutes zn 
halten war. 

Wir sind bis hierher der Entwicklung von Etappe zu Etappe 
gefolgt und haben versucht, die einzelnen Faktoren herauszuheben, 
die uns auf die Krise zutrieben. Für den Ausbruch und den B^nn 
der Krise feinden wir nun eine Hauptstelle der Überspannung von 
Spekulation und Kredit. Im weiteren Verlauf der Krise erfolgte 
dann auf einem ganz andern Gebiet eine der schlimmsten Er- 
scbfltterungen unserer Wirtschaft; es ist der Zusammenbruch am 
Pfandbriefmarkte. Wir kominen damit auf unser drittes Gebiet, 
den Grund und Boden. Hier bietet uns indess die Er5rleniag 
Schwierigkeiten, die wir auf den voraufgehenden Gebieten nicht 
kannten. Kredit und Spekulation haben hier Erscheinungsformen, 
die einer genauen Untersuchung bedOrfen, ehe wir auch nur einen 
einzigen Schluss aus ihnen ziehen dOrfen; es sind dies die Boden- 
spekulation nnd die Bodenverschuldung. Beide sind in ihrem 
gegenwärtigen Stande nationale, unserer deutschen Wirt- 
ßeliaft eigentümliche Erscheinungen, deren volle Entwieklnng 
sich flherdies erst in der ne«ieren WirtHchaftsperiodo heraus- 
gebildet hat. 

Versuchen wir zunllchst eine zahlenmässigo Vorstelhuig zn 
gewinnen über den ünitatig der Verschuldung. N;ich einer von 
mir durchg»iHlut.'n Berechnung betrug die lloduuvei-iichuldung in 
IhMitschland im .l.ihre 19iM) die erschrc kende Summe von /wei- 
«ndvier/Jg Milliai 'l- ii Mark. K- in Mn lfres Land hat auch nur 
Hnn.'ili •i iid f-uklie Zustünde. Docli genügt es nicht, die absolute 
Ilxii.' der Vofs<-hMldinig zu botraehton. Pii- jrihiiiche Zuwachs- 
/itf r I.- tr.ii^'t ui LT- iiwärtig ca. 1750 Millionen Mark. Von grosserer 
1'.-. Iriif Uli;; ist iiid. ss uoch der Aufwand für «Iii- steinende Ver- 
RchnMiiii;;. Aus Gründen, von denen wir S|)ät«M liTnen, findet in 
der Haupt^lie keiue Schuldentilgung i$tatt; die Schuld bleibt un- 
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vermindert haften. Ffir die Vei-zinsimg dov stoherulen Boden^Hmld 
einschliesslich der Abschlussprovisionen und Vei*:ütiinp;on siud zu 
^V«Vo gerechnet 1.0 Millianlfn, also rund zwei Milliaitlen Mark 
jährlich erfonierlicli. ^) Der iJruck iler Bodenverschuldiing stellt 
somit nach jeder Richtung das stilrkste Ocs^icht dar. das auf 
unserer Yolkswirtsrhnft lastet und sein EinfiufiS bedarf, rein zableo- 
mäasig genommen, kaum der Erläutenmg. 

Die Zahlen beweisen nun auf diesem Gebiete viel; aber sie 
beweisen durchaus nicht alles; sie zeigen uns immer noch nicht 
die voll.' Wirkung der hier entwickelten Verhältnisse. Fflr nnsem 
Gegenstand insbesondere bedarf es noch der Enuittelung, welche wirt- 
Bchnftlichen Vorgänge in der Vers« hnldung- zum Ausdnick gelangen; 
wir niüfiscn die Frage stellen njich den L'isac hon iler Verschuldung. 

Nach ihrer Entstelnmg zerfällt die Boden Verschuldung in oirte 
materielle und in eine immaterielle. Unter der materiell«! 
Verschuldung veretehen wir eine solche, die auf Grund nntzlicher 
Aufwendung erfolget, also sum Zweokö der Meiiomtion, der Boden- 
kultur, des H&iuerbaues u. b. w. ; unter der immnteriellen dagegen 
eine solche, die ohne jede nütslidie Aufwendung eintritt, also die 
rein spekulative Verschuldung (far die Zwecke der Bodenspekulntios, 
HänserspeknlatiiHi). Ober die materielle Verachuldung ist nur wenig 
au sagen; sie ist die einzige, die einen volkswirtschaftlidien Wert 
bat; sie dient in eminenter Weise den Zwecken der Boden- 
kultur, für die sie (aur Beschaffung der Meliorationskäpitslien im 
weitesten Sinne) unentbehrlich ist. Nur in einer bestimmten Btcbtiing 
scheinen sich materielle und immaterielle Verschuldung heute toII- 
stKndig gleich au st^n: beide bleib«! unrermindert haften; eine 
Tilgung findet bei beiden nicht statt Die Ursache liegt dtria, 
dass die Grundbesitze, insbescmdere bei grossen Objekten, n 
paradox dies xunftchst klingt, dne hohe Verschuldung ihres Besitzes 
vielfach für vorteilhaft halten, weil hierdurch Kauf imd Verlanf 
der Grundstöcke wesentlich erleichtert wird. Der Grundbesitur 
hat im allgemeinen bei nnsem heutigen Zuständen ein latefesse, 
mit einer möglichst geringen Anzahlung an seinem Gmndstlld^ be- 
teiligt zu sein. FQr den stadtischen Grundbesitz wurden diese 

') S. meinen Kapitalmarkt S. 220 ff. : vpl. zu don hiVr behandelten 
Fra^ren Franz Uppenbeimer, ürossgrundeigentum und sozial« Frage, 
Berlm 1898. 
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VerhÄltnisse zuei-st klargestellt durch Geh. Hofrat Felix Ilorlit;') 
dass auoh bei ländlicheB Gnindstficken vielfiu^h Ähnliche Verhälfc- 
DlBSe tind ähnliche Interessen bestehen, dürfte lUr QeDfige bekannt 
Bein. Durch diesen Mangel der Schtildentilgiing verliert auch die 
in ihrem Draprang materielie Veraehuldung im Laufe der Jahre, 
vmDn nftmlich der Wert der nfitalichen Anfwendmig ganz oder 
teilweise aufgebiaucht ist» ihre erste Bedeutung. Unsere Produktion 
trilgt die fortdauernde Belastung mit Arbntsleistungen, deren Aus- 
fOhrung ganx und deren Wert grösstenteils der Veigangenheit angebOrt 

fSn anderes VerhAltnis als die materielle, zeigt uns die im- 
matoriello VerschiUdung, deren Wesen der Erklärung bedarf. Bei 
ein.'tn grossen Teil uiisrer heutigen Bodenschulden, ich ffli-clite, 
wir müssen für manche Bezirke sagen, bei dem grrmseren Toil, 
enlüteht die Verschuldung ohne jede Hingabe von Vaiiita. 
Es handelt sich hier um die spekulative Wertstt.igeruug des Bodens 
(Hodeiispekulation, Gnmdstück8sj)ekuhitioiij. Der Ausdruck „Spe- 
kulation" deckt hier allerdings in keiner Weise die Sacho. Der 
Atjsgieich der Zufuhren und <l< i liestäiide, 'üf Thätigkeit, die sonst 
dio Aiiftrahf iler S|»ekulaUun bildet, fällt hier w. t:. Die Spekulation 
nach unten, die Baisse-Spekulation, mt heim Buih'ii durch die Natur 
der Dinge aus<reschli)sson. Di(> sjtekuhitive Thätigkeit besteht hiiT 
aliso lediglich iii der Herbeiführung einer iinmaterielieu Wert- 
steigerung. 

Es ist Ton grossem Interesse, indese recht schvierig, von 
diesen VorgSngen eine aahlenmflssige Vorstellung au geben. Nur 
fOr einzelne Teile Deutschlands sind die erfordwlichen Grundlagen 
vorhanden. In Bayern fallen Jn den Jahren 1895/97 rund 240 
KiUionen auf die materielle Verschuldung, der grossere TeQ dagegen, 
280 ADllionen, auf die immaterielle. Für Sachsen liegen nur die 
Ziffern für die achtziger Jahre vor. Die materielle Verschuldnog 
war damals noch etwas stSrber als die immaterielle. Das Verhftltnis 
dürfte sich inzwischen wesentlidi verschoben haben. In rein 
städtischen Beziriren ist die spekulative Wertsteigerung eine redit 
hohe; doch steht ihr, d» es sich um die intensivste Form der 
Melioration, den Häuserbau, handelt, eine sehr hohe nützliche Auf- 



*) Die liheioisohe Hypothekenbank Mannhüini, Deokschriit 189Ü, S. 18. 
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Wendung gegenüber, die allerdings weit Ober ihren wirklichen Wert 
mit Hypotheken belastet ist. Über die Fonnen, in denen die 
Si^ekulation vorgeht, l)esit7.en wir jetzt eine treffliche Darstelhiiig 
von juristischer Seite; es ist die Begründung zu einer noneren 
Euti>cheiduug des Keichsverdicherungsamtda, die das Hinauftreiben 
des B<Hlenprei8eB und der Bodenbelastung am praktiaciien Bei^foel 
fldiüdert. 

Der spekiilatiT gesteigerte Bodenwert besteht nun in Di<^ta 
andenn als in einer entsprechend gestiegenen Verschuldung. Die 
Hypothek, die Auflage einer neuen Verschuldung, ist das Mittel, 
durch das die Spekulation Gewinne erzielt, realisiert und festbilt 
Die spekulative Verschuldung gicbt dem Grundbesitzer kein einzige 
materielles Mittel in die Hand, um den Ertrag seines Grund- 
Stocks an sieigem. Nichts, kein wirtsdiaftlieher Neuwert ist ent« 
standen. Die Hypothek repräsentiert den spekuUitiven Gewiss. 
Wertsteigerung des Bodens und Verschuldung sind hier identiscli, 
sind eins und dasselbe. 

Vergegenwärtigen wir uns nun den gewaltigen Umfang der 
neueren Vorschuldungshewegun^^ so haben wir hier eine dauernde 
und eine der stärksten Ursachen der krisoninässigon Störung. Hier 
finden wir die höchste Überspannung von Kredit nnd 
Spekulation zugleich. Hier hat auch einer der schlimmsten 
Ausbrüche der Knsis stutigefunden. Es wäre indess verfolilt, 
wenn wir diese unsere gesuutc Wirtschaft dun-hdrinerenden Ver- 
häliiiisfr«' nur nach den Vorlälicii h>'\ '\vu II \ ji .<thokeubauken ho- 
urteilen wollten. Gewiss ist der Zusaiumeubruth der Hyf)Otheken- 
l»ank<ii ciiu^ der typisi li-u*u Ei» ln'inunjren <ler trep>ii\\ .iitiir' n Krisis. 
liiilt >s wir Uütleii unsere Uiit'-'isin lauig niclit auf <\\*:- Su llo 
schrilnken, an der der unei'trfli;!!! lie Druck gerade expl' >iv hervor- 
g< 1 i'H h.^u ist. Wir müssen vielmehr l>etnifhten. wie unsere nationale 
WiiiHiliaft, unser öffeiitlichos Leben, unsere gesanittj Bevölkerung 
unter di<>s(m Zufitäiideu leidet. 

Auf unserm vornehmsten Produktionsfaktor lastet eine inassloee 
Ver.schuldung, für die die Gegenleistung teils in r Vftrgangesheit, 
teils Aberhaupt niemals gemacht worden ist Für diese Masse vco 

') Amtliche Naubriohteo dm Keicbü-VernoheruagBaoit», XVII, No. 10 
S. tJ03. 
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Fordeniogen rauss die Valuta geschalfidn, muss die Verzinsung 
jfthilich neu aufgebracht werden. Auf der einen Seite, auf 
der Seite der GIftubiger, erfolgt hierbei die Schaffung 
rein fiktiver Werte, die Erzeugung von Einkommen 
ohne jede volkswirtschaftliche Leistung; auf der andern 
Seite die Verpflichtung sum Ausgleich, eine swangsmftssig 
gesteigerte Produktion, oder eine Binschrftnkung des 
Lebensmassstabes, und zugleich eine Schwächung der 
Konsumkraft. Kann man das Bild krisenmässiger Ursachen 
knapper zeichnen, als es sich in diesen Verhältnissen ausdrückt? 
Die ZustäiKle, die sich hier herausgebildet haben, und die Deutsch- 
land eigentümlich sind, bedeuten die schüinni^te Erachutterung 
unarer Wirtschaft; sie müssen uns in immer neue Krisen hinein- 
werfen. 

Wir lial)en die vorschiodeuon Uifvich-M» fler Krise auf niisern 
drei ficliioten erörtert. Wiv fanden die pmiluktivoii Faktoren unserer 
V'ulks Wirtschaft zumeist auf (iurchaus gesuiulen Grundla^^en stehend 
und zu den gr^ssten T/eistun^<n befähigt Dagef^en fanden wir 
nat li anderen Kichtungen scliwcre MisifsstMnde, teils vorübergehender, 
teils dautrndrr Natur. Das Krgebniti UKkht*; ich zunächst dahin 
zupammt iitassen : Wir weisen auf Grund der Zahlen und der Ar- 
gumente dir- Annahme zurück, dass eine industrielle Überproduktion 
an der gegenwärtigen Krisis S< liuld sei. Dagegen hat es sich 
gc/teigt, da-ss die Überspannung der Spekulation und di-s Kredits 
auf versf hiedenen Gebieten diejenigen Störungen imserer Volks- 
wirtschaft hervorgebracht haben, aus denen die gegenwärtige Krise 
sich zusammensetzt 

n. 

Der zweite Teil imserer Erörtenmgen soll sich mit den BLlSB- 
nahmen der üesot/.gebung beschäftigen, die nach den Erfahnmgen 
der Krise erforderlich und m^lich sind. 

Hierbei müssen wir uns gegenwärtig haiton, dass als Ziel nicht 
gilt, was geschehen soll, sondern was pesi iKlien kann. Die Be- 
handlung gesetzgeberischer Proldeme in der Volkswirtschaft ist ein 
besonders gefilhrliches Gebiet Wir haben die schlimmen Missstände 
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unseres WirtschaftslebeM ^or Augen iind et ist menschlich etkUrbtr, 
wenn wir uns sonfichst an Symptome, an Süssere ErscheiniiDgeii 
halten und das Heilmittel in distributi7-4iusgleichenden Befonnco 
suchen. Unsere Zeit ist hierin sdion recht weit gegangen. Ich 
glanbe nun, dass es notwendig ist, das Augenmerk mehr auf dfe 
Grundlagen unserer inneren Verwaltung zn richten und uns roa 
AiiBSOPen Eingriffen in die fertige Bntwickelung nidit aUsuviel oder 
wenigstens nicht alles au versprechen. Wenn die hier au erOitemdea 
Yorschllge deshalb ftusseriicb sidi etwss unscheinbsr darstdleo 
werden, so darf ich viellmcht darauf hinwdsen, dass ich midi 
bemaht habe, auf die Grundlagen der Volkswirtschaft und Veiwaltniig 
ziirilckzugehen; denn nur wenn hier eingegriffen wird, kBnnäi 
gi::M>tzgel>erische Massnahmen einen befriedigenden and sicfaeren 
Erfolg liaben. 

Awi dem Gebiete der Industrie hat die gegenwärtige Krisis 
eine ernste Frage besonders scharf hervortivteii lassen; es ist die 
Fn>ge der Arbeitslosigkeit.') In der ik^handiung dieses grösgten 
unter den industriellen Problemen müssen wir vor allem eine (.Tnter- 
Sfhoidung machen, die die Arbeitslosigkeit in zwei Gniudfunnen 
trennt. Bei einer jrrosscn Aniiald der Gewerbebetriebe tritt reeel- 
niHSsig eine Arbeitspause ein, teils «liirch die zeitliche Beschränk hhl^ 
des Betriebs auf bestimmte Jahrt^zeiten, tk> ini Winter b» im Haa- 
g. worttc und den \<>n ihm abhängigen Gewfrlten: dann U<\ <ler 
SchilTuhrt u. R. w,, nlsdanu bei dvn Modewaronijidustrien iiii'i finer 
grossen Auzaiii audvivr. die Saisongewerbe sind. I)it' hior regel- 
milssig eintretende Arbeitsituuso können wii als die naturgemässe 
oder bi» f 1 i l< st;<> in ilsse l)^znifhnoii. l)i<' zweite Art der Arbeit.-i- 
untci liiri liiuii; wil d durch drn Hückgaiijj;' wirtschaftlicher Konjunk- 
turen hl rhrit^t'fühit und ist als konjnnktui iromasse zu i)ezeichnen. 
Die s( hlimmsten Folgen treten dann ein. wenn, wjf* dies gei,'en- 
wärtig der Fall ist, betriel«gem488e und koiijunkturgeiüisee Arbeits- 
losigkeit zusammcntrefleD. 

•> Vgl. Ijooi g Sc hau z, Zur Frage der Arbeitslosen -Versicberutig. 
iJauiberg lb\)')\ derselbe, Neue Beitrüge zur Frage der Arbeitslosen -Ver- 
eicbemog und dritter Beitng. Berlia 1897 and 1901; Georg Adler, 
Artikel ArbeitBkxdgkeit in Coniad's Handwörterbudi; Ernst Hirschberg, 
Die Ma.s.snahtnen gdgeoftber der Arbeitftlosiglceit, Berlin 1894; J. Jastrov, 
Die Arbeitsniarktkorref^ndena. 
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Die 2U ergreifenden Haesnahmen auf dem Gebiete der Arbeits- 
losigkeit lassen sich in drei Giup]>en scheiden: 1. die Vorsorge 
fnr Arbeitslose; 2. die Massnahmen bei eingetretenor Arbeitsloeig- 

keit; 3. vorbeugende Massregeln. 

Unter der Vorsorge für Arbeitslose müssen wir lediglich solche 
Massnahmen verstehen, die dem Arbeitslosen für die Zeit der 
Arbeitslosigkeit bestimmte Geldmittel zur Verfügung stellen. Es 
sind hier ganz allgemein zw« Hauptwege denkbar; der eine besteht 
in der individuellen FOrsorge durch den einzelnen Arbeiter 
selbst; der andere durch korporative Zusammenfassung in der 
Form der Versicherung. Hierzu treten noch ergänzend die von den 
einzelnen Untemehmem für die Arbeiter ihres Betriebs getroffenen 
£inrichtungen. * 

Der Schaffung einer aUgemdnen staatlichen oder gemeind- 
lichen Arbeitslosen -Versicherung stehen sachliche und persönliche 
Schwierigkeiten entgegen, die geradesu unfiberwindlich sind. Die 
allgemeine Versidierung mfisste obligatoriech son; eine fakultative 
ist hier undurciifQhrbar, da ihr nur die sdilechtesten Risiken bei- 
treten würden. Der ^er allgemeinen Versicherung erfordert 
also die Zwangsversicherung. Das erste Hindernis ist hier — bei 
der Versiehening der wesentliche Punirt — die Verteilung des 
Kisikos. Die Ärl>eitslosigkoit trifft innerhalb der einzelnen fJerufe 
nicht allgemein, sondern sdi i cht weise; sie trifft vei"schietlen nach 
Jahies;/.eit und K<^njiniktiir: vci-sfliirden vor allem na<'li TfU-liligkeit 
und Leist unix dci Aibcitcf. St hon <lic Kisikoverteilunp steht also 
jeder allgoindnen und obligatorischen Veitsicliemug entgegen. 

Die stärksten Bedenken ergel)en sich indess aus der Organi- 
safion und der Durchführung. Der Versicherte hat es hier in der 
riand. (Ion Fall der Versicherung selber herboizuMhren, indem er 
die Arbeit nioil. i loixt oder verweigert. Es bedarf also in jedem 
einzelnen FjUl einer Feststellung, ob verschuldete oder unverschuldete 
Arbeitslosigkeit vorliegt. Wir stehen hier schon einer praktiaclien 
Unmöglichkeit g^nflbw. Der notwendige Apparat von Schieds* 
mfinnem und Schiedsgerichten wäre Oberhaupt nicht aufsutreiben, 
und es ist gar nicht abzusehen, wie er funktionieren sollte. Wie 
man Aber diese Grundfragen einfach hinweggehen kann, ist mir 
unerfindlich. 
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Es bedarf ferner der Schaffung wi^tgeheoder KauteleD und 
Kontrolen gegeoflber den verschiedenen Formen des Misslnauchs. 
ESne genaue Überwachung ist erfcurderltoh nach der Richtung» ob 
der Arbeitsloae nicht neue BescbAftigung gefnnden hat und gleich- 
wohl UnteiBtQbsung^gelder weiter bezieht; auch hier bestdit eine 
praktische UndnrchfQhrfaarkeit, selbst wenn man scharfe 6etrog> 
strafen xu Hülfe nehmen wollte. An! eine ganze Reihe anderar 
Momente, wie die hier ganz unTermeidiiche Vorschrift einer lAngeren 
Niederlassung am Orte vor dem Gennss der Versicherung, will ich 
hier nicht eingehen, da dem ganzen Plan die praktische Brauchbarkeit 
und wissenschaftliche Begründung fehlt 

Die hier hervorgehobenen Schwierigkeiten gelten nur für die 
allgemeine und obligatorische Versichenmg; sie gelten aber nicht, 
oder wenigstens nicht in prohibitiver Weise fflr die genossen- 
schaftliche Versicherung. FOr diese kommen in Betracht vor 
allem die ArbeiterverbAnde auf beruflicher und genossenschaftlicher 
(Grundlage, Qewerkschaften , Oewerk vereine, christliche Arbeiter- 
vereine; dann die Handlungsgehilfen vereine, die Privatbeamten vereine 
und eine Anzahl anderer, die sich auf diesem Gebiet bereits viel- 
fach bethätigon. Alleixlings ist auch innerhalb eines Verbandes 
noch die Risikoverteilung eine ungleichmässige und vielleicht mit- 
unter ungerechte; indess finden sich hier doch mindestens beruflich 
^iLiohstehonde Elemente zusammen. Die übrigen grossen Hinder- 
nisse liestehen ji iloch hier überhaupt niciit. Die Verbandsgenosst^o 
k'itinoii .s»lu- wohl die Frage der unverschtddeten Arbeitslosigkeit 
eiitsrliti'lt n : sie köiuien sehr wohl die Kotitroll*' über die Be- 
schüfligung iler Mitglie^ler ausüben; sie sind lii^snnders geeignet, 
die Zuweisung neuer Arl rit zu übernehmen. Für diese Auf- 
gaben halten sie <lio li-lilitron Organe und, da es sich nni die 
Verwaltuni; ihrer fitreiicti in idiiiitt«'! handelt, das richtige liitereste. 

l)a>:. L;<'ii sind die ( n n'>ssi'ii.->rliaften nicht in der Laee. unter 
den gf^tMiwürtitren VcrllältIli.•^s.•ll eine ausrHchende Ver>i(litMuiiig 
durchzuführen, ich spreche nicht von der augenblicklichen Sieilung- 
nalüue der Verbände; es ist bekannt, dass überhaupt nur ein Teil 
der in Hetmcht kouunenden Verl)ände eine Arbeitslosen -Versichenmg 
eingeführt hat; ich nehme vielmehr an, dass sich ihre Thätigkeit 
auf diesem Gebiet künftig wesentlich erweitem soll. Unter den 
jetzt bestehcDdeu Voraussetzungen können indess die Verbände keine 



Digitized by Google 



— 1297 



erheblich gcBteigerte WirkBamkeit entfalten, weil die alsdann ent- 
stehenden Ansprache an ihre Mittel su groes sind. Bei den Ver- 
banden herrscht schon jetzt eine weitverbreitete Abneigung, die Ver* 
Sicherung gegen die betriebsgemOBse, also regelmfissige Arbeits» 
losigkeit su Obernehmen, weil hierdurch Schuren, dauernde Lasten 
entstehen. Hienu noch das grossere Gewicht der konjunktur- 
gemOssen Arbeitslosigkeit zu tragen, das wflrden die Genossen* 
Schäften jetzt nicht lebten kOnnen. 

Die Losung scheint mir darin zu liegeo, dass beide F<Hnnien 
der Sicherung, die individuelle und die koipontive, ausgebaut und 
verbunden werden. ZunSohst mws» die individuelle Fflrsorge des 
einzelnen Arbeiters organisiert werden; hinter dieser hat dann die 
Vei-bandsversichening einzutreten. Nach der Richtung der indivi- 
duellen Fürsorge hat Georg Schanz einen vielerörterten Vorschlag 
gemacht. Zum Zweck der Arbeitslosen -Versichenuifj: soll der Spar- 
zwatig eingeführt werden in der Weise, dass von dem Wochenlohne 
di'> Aihcitere dauernd » in Bcitiiig ii\>^oy.o^f'n wird, dem ein Zu- 
.suhutes des Uuternehaiers, sowie aus naheliegfinlLMii Interesse aucii 
eine Pi-ämie der Oomoinden oder des Staates liin/.ugofiigt werden 
soll. Die Beträge werden an die rift« hste Sparkasse abgeführt und 
dort auf flen Namen des Arbiitcib angelegt und gesammelt. Ein 
Rotni^ Iiis y.w 100 M.itk l>liebe gesperrt. Im Fall der Arlteit<lnsi<?^- 
k<Mt kann der Arlioiter über das gesin-nte riuthahen gleichviel 
oll t s 100 Mark »'i icicht oder nicht ■ — in wöciieutliclieii AhlielMingeri 
vfifü-ivii. l)i-v Kreis tlor 8pHrf)llif;htifjreii soll sich etwa mit dem 
Ki'eis der kiankeuvorsiclienuigsptlichligen Lolinark^iter decken. 

Es erscheint mir nun nicht richtig, dass der Gefsetzgeber den 
Sparzwang in nnbesrhränkter Weise vorPehnMlit. Es gcmigt, wenn 
eine Rücklage angesaiiiiiielt wird: weiter gt;ht die liier zu erfitllende 
xVufiral «) nicht. Ich würde desiiall) vorschlagen, dass nur am Zwang 
zur Ansammlung einer Rückbge eingeführt wii-d. Die Beträge 
setzen sich zustunmen aus dem Wochenbeitrag des Arl)eiters und 
<len Zuschüssen des Arbeitgebers und der (lemoinde, bezw. des Staates, 
für die ein offenlmres Intere.sse an der Einrichtung besteht. Der 
anzusammelnde i^^ti^ag bleibt auf 100 Mark beschränkt, so dass 
darüber hinaus jeder Zwang zur Kiicklage authört. Damit wären 
die ersten Ziele der Arbeitslosenversichening erreicht^ unter Ver- 
meidung der Ülielst&nde, die wir zuvor geschildert haben. 

82 
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An erster Stelle ist die Schwierigkeit der BtaiiioTerleSiuig 
behoben. Der Arbeiter empfRogt genau die um den ZuscbiUB tw* 
> mehrten BetrSge surück, die seiner eigenen, individodlen Thitigkeit 
entatfunmen. Nur dureh diesen einen Unterschied — auf dessoi 
Beibehaltung wir gemde auagdien — untersdiddet eich die Bück- 
läge von der eigentlichen Versicherung. Die Bntsdheidung Uber 
unTn-Bchuldete Arbeitslosigkeit fiütt gftnzlich fort; denn der Arbeiter 
Sehrt sein eigenes Outhaben auf, das er selber lum Teil angessmmelt 
lut und eventuell wieder ergttnsen muss. Der MiBSbiauch kann hier 
nur bei minderwertigen Elementen Torkommen, die der Gesetsgelier 
so oder so nicht im Zaume halten kann. Dem Missbeauch bei Strikes 
ist leicht durch die Bestimmung vorzubeugen, dsss die Sperre der 
Rücklage ent aufgehoben wird, wenn das Einigungsamt angerufeo 
wurde und seinen Spruch gefiUt hat Ebensowenig bedarf es iigsnd 
einer Cberwachung des Arbeitsloeen, da bei der etwaigen Übernahme 
neuer Arbeit die Sperre der Rflcklage sofort von selber wieder tjeginat 

Den besonderen Wert der individuellen Rficklage erblicke ich 
nun darin, dass hierdurch ein Vorbau geschaffen ist, hinter dem 
die korporative Versicherung ihre Tliätigkeit beginnen kann. | 
Ein solcher Schutzwall ist die unerlässliche Vorbedingung, um die 
Verbaudsversioherung öborliaujit iiiüglich zu machen. Wenige Zahlen 
mögen di»^ veranschaulichen. Bei der letzten Arl)eitslo8eDzAhlung 
im Dezember 1895 wurden im Deutschen Reich bei einer Be- | 
vnlk«>rnnir von 51 Millionen r)rj;5 000 Arl)citslo6e u'-''/.iihlt. Unter 
dicsoii betrug l>ei 241 000, alho nahezu Ix i dei' ILUfle, die Dnuer 
der Arbeitiilosigkeit 14 Tage. In Berlin wurde danu durch Xacli- 
pnlfung die Oesamtdauer der Arbeitslosigkeit festgestellt. Die 
dun-iischniftliehe Dauer der Arlu'ilölutiigkejt eines Herlmer Arl>eit5- I 
losfii wurde auf 38 ^lo Tag»^^' ermittelt. Berlin lüldet eines der | 
schlechtesten Risiken, es hatte damals 2 '/j % Arbeitslose gegen . 
1,1 ^'/n in Mrtnchen, 1,03**/,, in Düsseldorf. Dass auch gegenwärtig ' 
dii' Ar li'-itsloviu^krit im Süden tuid We6l>Mi wt-it ^-ringer ist als ini j 
Kordii-l* ii, dürft«' bekannt sein. Wir weitlen also ij^cwnss nicht tn '. 
niedrig, ^oudi in sicher noch zu hoch greifen, werui wir nach detu 
Berliner Ergebnis von 38 ^lo Tagen als Durcthschnitt allgemein ^ 
30 Tage annehmen. Wenn es nun golinirt, durch die individuelle 
Rücklagf? nur für 15 Tage Vorsorge zu schaffen, so sind die Ver- 
bände vollständig in der Lage, nicht allein die bethebsgemä^ 
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sondern audi die konjunktiirgeinässe Tersichening zu Überaehmen. 
Damit wäre — wenn man nicht eine BohemAtische LOsnng sucht; 
und eine solche ist hier unbedingt su verwerfen — auch das 
zweite Ziel der Arbeitsloeen^Versichening erreicht An der lUiigkeit 
der Verbände, nnter den hier gegebenen VorsuBsetsungen ihre Auf- 
gaben zn erfüllen, kann kaum ein Zwdfel sein. 

Ich möchte hier noch vor der Ansdiauung warnen, als ob die 
Eänriditongen für die Arbeitslosen -Yerncherang mt^ mit einmal 
aus der Erde stampfen Hessen. Wie es sich ans der Betrachtong 
der Arbeitslosigkeit 'selber ergiebt, mnss in der beschAftigangs^ 
reichen Zeit für die beschäftigungsarme vorgebaut werden. 
Dies gilt fOr die Ittdividuen, wie für die Verbände. Auch die Ver- 
bände mflsam Rücklagen ansammeln, um ihren gesteig^ten Auf- 
guben genügen zu kOnuen. Ober Nacht kQnnen wid sollen die 
erforderlichen Einrichtungen nidit geschalTen werden; die baldige 
Inangriffnahme der notwendigen Arbeiten empfiehlt sich demnach 
von selbst. — 

Bei eiii/,oliioii Betriotioii der (irossiiidustrie bestehen im Übiigen 
sciion jetzt ArheifslospuKassrn, unter tleiieu die einer Mannheimer 
Maschinenfabrik wi- n daselbst anf^ewaiidten Prinzips der 

f re i w i 1 1 i e u S 1 Ii s 1 1> o s t in' !• u ii g tler IMitTstun d en be- 
sonders zu erwähnen ist. Die Fabrik vprerntt t laut Kassenstatuts 
,.für jede iJtntrore Arbeitszeit als 10 '/j Stunden taglich, vom Ab- 
auf <b'r 0. Stunde ab, für die gjujze ül)erzeit pro Mann und Stutule, 
10 Pfennig an die Kasse für Arbeitslose.'' M Irp'nd eine Kur/ung 
der Arbeitslöhne findet hierbei nicht statt. Der dit sein Prinzip zu 
Grunde liegende Gedankengang ist in melu-facher Hinsicht be- 
merkenswert. Die Selbstbpsteuerung ist auf die überstunden be- 
schränkt; sie liLsst demnach dm normalen Geschäftsgang vollständig 
frei Tind unbelastet, sodass die KonkurrenzfJÜiigkeit der Industrie 
hierdurch nicht beeintrilc^htigt wird. Bei übemormalem Oeschäfts- 
gimg tritt dagegen die I'x ^touorung ein, in der richtigen Erkenntnis, 
dass der Indii^tricltetrieb für die bei günstiger Konjunktur von ilun 
herangezogenen Arbeiter eine Vorsfii-gp treffou soll für die Zeit, in 
der er die Arbeiter wegen mangelnder Beschäftigung wieder abstOest. 

' ) Mauoheimer Maschinenfabrik Hch.Lanz; vgl. Schanz, dritter Bei- 
trag a 173. 

82* 
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Die beiden andeni Gruppen von Massnahnien gegen die Arbeits- 
losigkeit liraachen hier nur ganz sninmnrisch anfirt zahlt zu werden. 
Unter den Massnahnien bei eingetretener Arbeitslosigkeit stehen io 
erster Reihe die Arbeitsnachweise, deivn Entwicklung sich in er- 
freulichem Aufschwung befindet. Zu erwähnen sind noch die Not- 
standsarbeiten. Aus der dritten Gruppe, vorbeugende Massoabmeo, 
hel>e irh hervor die Regelung des Lehrlingsweseus, sowohl hin- 
sichtlich der gewerblichen Fortbildung, wie hinsichtlich der so- 
genannten Ijehrlingszüchtung; dann dieAu8gest4iltung vonEftndigiiflgs» 
friBlen, also die Vermeidung plötzlicher Bnthissungen. 

In der Organisation der Industrie tritt neuerdings immer stäriter 
ein Faktor hervor, der die Produktion in weitem Uin&ng su beein- 
flussen strebt; es sind die Syndikate und Kartelle. Die Aufiassungen 
über den Wert der Kartelle gehen weit auseinander; auf der einen 
Seite wird vonugsweise der Nutzen, auf der G^nsdte w«den 
ebenso flberwiegend die Naohteile betont* ^) In dem Widerstreit der 
Meinungen scheint sich gleichwohl auf Qrund der Eifshnmgen der 
jfingsten SSeit nach einer bestimmten Richtung — die uns hier 
besondere interessiert — eine Obeieinstimmung henmszubilden; sie 
geht dahin, dass die Kartelliening ihr erstes Ziel, die Produktion 
gleichmfissig zu r^eln, bisher nicht oder nicht in befriedigaider 
Weise erreicht habe. Die inländische Industrie beschwert sich 
darOber, dass (insbesondere bei Rohstoffen) die Mehrerzeugung eines 
kartellierten Betriebes zu niedrigen oder verlustbringenden Preisen 
nach dem Auslande abgestoesen wird, während die Inlandspreise über 
Gebflhr hochgehalten werden. Auch wird vielfach darOber geklagt, 
dass die Rohstoff-Kartelle durch fibermfimige Forderungen hinsicht- 
lich der Preise und der Lieferimgsbedingungen ihre Stellnog zum 
Schaden der inländischen Industrie ausnutzen. 

Von den Vertretern versdiiedener politischer Parteien, wie 
auch von industriellen Körperschaften, wird deshalb veriangt* dass 
die Kartelle gesetzlich zu einer Offenlegung ihrer OeschäftsfÜhrung 
und deren Ergebnisse gehalten sein sollen. Ob ein deruti^r 
scharfer Eingriff gerechtfertigt ist und ob er pmktisch zu dem 

') Vgl. Frankfurter Zflitung vom 4. Dfrcmh, ! i;t'U. No. S'-f! i ; 
Berliner Tag. lflatt vom 21. Desbr. 1901; Ceutraiblatt der W«l«- 
wcrku vom ,>. Januai* 1902. 
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wünschten Ziele führen kann, mag hier unerörtcrt bleiben. Zu 
dem angestrebten Zwecke scheint es violloic lit eher empfehlenswei-t, 
dasH einer sUiatlichcn Ifeliörde — iiifr also wohl dem Rnndosia) 
— die Befuprnis erteilt winl, nacli Anhörung einer iüerfiir innns- 
gebenden Köriiersf^haft ([landelökainuieimiSijehnss (nlcv ähnl.) gegen- 
über oflenkiindigen Misständen in einem kartellierten Industrie- 
beti iet>e zeitweilig den uneingeschränkten \^ ettbewerb des Autüaiiües 
herzust(>llHn. M 

(irp'nülier de»i wiclitigen RuhstolTtsyndikaten ersclieint es ferner 
notwendig, dafs der Staat sich einen unisFeren Anteil an der 
RohstofFer/oui^Ming, ins!»esondere t>ei der Kohlengewinnung sichert. 
An eine grundsätzliche Verstaatlichung des Kohlen}>prgbaus (etwa 
nach der Analogie dos Eisenbahnbetriebs) braucht deshalb noch nicht 
gedacht zu werden.^) 

Gesetzgeberische Fnigfii vim ginsser TniL-weitt' 1 leiten auf dem 
Gebiete der A k t i e nge.se 1 1 s r h a f t »' n , h'M deiifn die g«'g<>nwärtige 
Krisis seliwere Missbi-äuchc hat zu Tag(! tivten lassen. Die all- 
gemeine Meinung gi lit dahin, dass, sowi it die Verfassung dor 
Aktiengesellseliaften in Betracht kommt. Reformen in 'Irr Stciiiuig 
des Auf sichtsrat s « rfordorlirh siiui.^) Die Reformvoi-schiäge sind 
zum Teil recht imlikaier Art. Nach dem weitgehendsten Voi-schlag 
soll der Aufsichtsrat gänzlich abgeschafft werden; an seine Stelle 
sollen beamtete und bezahlte Revisoren ti*eten. Die übiigen Vor- 
s<*hläge verlangen die Beseitigung der Kumulieruug von Aufsicht»- 

^) Die dem Bundesrat zn Übeitcagende Befagnis wäre demnach etwa 

dablD SU formulieren, dass auf Waren, für deren Besng den inländischen 
Abnehmern hinsiohtlich der Preise oder der Lieferunii^ seitens eines Kartells 
•^rhrfdicli nn^''iin'<ttpfM-r» Medingungon abverlangt werden, als die, zu denen 
iiw ^dt i« h'- Wale im Ausland erhähli' Ii ist. ijif bestehenden Schut/.zulle 
oder Eiiilulirerschwerungen zeitweilig au8j»er Kruft gesetzt wurden, lu dur 
Sitzung der Zolltarifkonimission vom 13. Jaonar 1901 ist iodessen ein bieranf 
abzielender Antrag als unannehmbar beseidinet worden. 

*) Cibi^r die eiitwickluugsgeachichtliohen tJrsachen, die auf eine Er- 
weiterung der öfTeiitli<;h rechtlichen Unternehmungen hindiüngen, vgl. Kapital- 
marikt Seite 175 und 178. 

Vgl. hierzu Vossisohe Zeitung vom 27. Juni und 7. Nov. 1901 ; Neue 
Preus8iache (Kreuz-) Zeitung vom 21. Aug. 19l)l; Juristische Wochenschrift 
vom 11. Nov. 1901; Otto Warscbaaer» die Reoigaoisation des Au&ichtS' 
ntitwesenSf Berlin 1902. 
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iBtBtellen, di« YerecbftrfiiBg der Begresspflicht, die Spemtng der 
Tantieme uod eine Bdbe anderer ItaBsnahmen, von denen wir noch 
hOten werden. 

WsB allen diesen Fordeningen gemeinsam ist, das ist m 
tiefes Ifnstmuen g^n daa Institut dea Aufeichtarata, ein Stand- 
punkt, der für die sachliche Behandlung eine schlechte Grundlage 

abgiebt Es ist mir häufig aufgefallen, dass gerade die Vertieter 
der Ehrlichkeit hei ihren Yorsohll^en von der Anschauung aw- 
gehen: der normale Mensch, das ist eigentlich der Spitzbube; wf 
den müssen wir imsere Gesetzgebung zuschneiden. Für die 
administrative Gesetzgebung ist mit einer derartigen Auffassung 
niclitrt anzufangen. Auf Grund einer Ansthauung". die ganz allgemein 
von der Vermutung der schlechten, der minderwn tigen, der nnge- 
iiüi;on-k:ü Aiutiäführung ausgeht, können unmöglich brauchbare Ver- 
M'altungsgesetzo gescliafFen werden. 

Der erstt' unter den obengenannten Hefoiiuvorschlägen vt ilmigt 
min flie Hes. ili^nuig des Aufsichtsrats und die Ersetzung durch Revi- 
soren. Wii wollen hier gar nicht die Frage aufwerfen, ob «lie 
verlangte Aili'^it von Revisoren üherliaupt geleistet werden köiuiie. 
litMin der gauxe Vorsf'hlri^' geht von einer irrtütuliclion Vonjuss^tziing 
aus. Die Beseitigung des Aufsichtsrats wäre der gn >>>t(^ hati-n 
für d'Mi Hotriol) der Gesellschaften, die bei gut.^i- l>»itiiiiir — 
dio wesentlichsten Vorteile von dem Atifi^ielitsrai halieu. E.-« hrauclit 
hier nur au die Verbindung von Tndu<?trie und Bankwes»?n erinnert 
zu werden. Wie würde es um deu Kmlit un.seror Industrie stehen, 
wenn die Vertretung der Banken im Aufsichtsnit der Industriegesell- 
schaften wegfiele; und wie wäre nnigokehrt die Beteiligung der 
Banken an der Industrie möglieh, wenn wir uns die Vertreter der 
Grossindustrio aus dem Aufsichtsrat der Banken hinwegilenken. 
Indorfs aneh l>ei den kleineren Industriegesollschaften sind es ge- 
rade die Aufsichtsi-flte, die einen Teil dot hrsfen Geschäft slH zi-Miiingen 
mitbringen und durch ihre Verbiuduugeu der Gesellschaft aützlicli, 
mitunter tmentbehrlich sind. 

Weiler wird nun beanstandet die Kumulierung der Aufsicht«- 
ratsstellen. Es ist nichts seltenes, dass eine Orossbauk in 30 oder 
40 Industriegesellschaften im Aufsichtsnit vertreten ist Das hat gewi^ 
seine Bedenken. Indess, dass eine Bank, die einem Indu8tneuntfi^ 
nehmen den Kredit giebt, auch im Änfsichtsrat vertreten, vili sein 
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imd im eigenen Int^iesse Tertreten sein muaft, das ist doch Belbet- 
verattodlicb. Zwischen berechtigter und übermAseiger AnhAofung 
wird eich kaum eine Orenze finden laraen. Es liesee sich da immer 
nur bcBtenblls mechanisch eine Ifaxiinalzahl der in einer Hand 
vereinbaren Stellen festaetzai, und diese künnte wiederum leicht 
umgangen werden. 

Ein anderer Voischlag geht dahin, dass man den Auhichts- 
iSten die Tantieme bis au dnem Jahr nach Ablauf der Amtsdauer 
sperren solle. Diese Zumutung, der sich kein Mensch von an- 
Btftndiger Vergangenheit unterwerfen kann, braucht kaum erst surQck- 
gewieeen su werden. Der Vorschlag ist indees kennzeichnend fttr 
die Stimmung, die si«^ in Folge einiger neueren Vorkommnisse 
Bahn gebrochen hat. 

Anders y^hAlt es sich mit einer Beihe von Anregungen, die 
eine gesunde Grundlage enthalten und die bei richtiger Durch- 
fühniug einen Fortschritt im Anfsichtsratswesen bewirken würden. 
Es wird zunächst verlangt, dass die Regresäpflicht der AuCsichts- 
räte, ihre Haftpflicht bezüglich der Angaben in den Bilanzen ii. s. w. 
verschärft und genauer präzisiert werde. Wenn man aber dem 
Aufsichtsrat grössere Pflichten auferlegt, so muss man ihm auch 
grössere Rechte /.iit.'ih'u; und das bciieiut mir auch aus andern 
Gründen wiinschensiwert. Der Gesetzgeber l)etrachtet den Auf- 
sichtsmt als ein Kollegium, dessen einzelne Mitglieder nur in curpiie 
oder auf Ii rund eines erteilten Auftrags zu handeln befugt sind. 
Hier crbcheint nach den Erfahiunjren der jungstt n Zeit eine {fmnd- 
sützliche Änderung ansrereigt. Das einzelne Mitglied sollte für bich 
und nacli eigeneiu Firmessen Ihkm litigt sein, von dem Geschäftsgang 
der G('>tdl.s<"haft Kenntnis /u nehtJi» n. Der Vorschlag wurde 
l>egründet in einem Auftyitz der .lui-istischeu WtxhenächiMft. M Ich 
glaube, dnss eine solche Umbildung in der Stolluner de> AufMrlits- 
rats emptchlcnswert ist und sich nach verscliiedeneii Hichtun|;cu 
als nntzlicli erweisen wird; amh t\< v Ktimidienini^ wird auf diese 
Weise mittelltar entgegengewirkt, d.i die giösseic SelbstÄndigkeit 
und Verantwortung des einzelnen Autsichtsratsmitgliedes der An- 
nahme einer übermässigen Zahl von Stellen entgegenwirken kann. 

Weiter wird nun die Schaffung von Minoritätsvertretungen 
innerhalb des Aofsichtsrates verlangt. Die Forderung hat ohne 

*) Dr. Wittkovsky, Jmut. Wocbeoacbr. v. IL Nov. 1901. 
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Frage etwas besteche ndps. £s ist kein Zweifel, dass in <lor Aktieo- 
gosellschaft erliebliche Interessengegensätze bestellen zwischen den 
Grossaktionären und den kleinen Aktinii.lTrn. Die Oroesaktionäie 
krmnf'ii I" i gewissen Transaktionen ihren Vorteil finden — «. B. Kurs- 
treiberei, Kapitalerholiung, Kapital »verwässern ng, gewagte Unt^ 
nehnningen — ^ alles DiDge, von denen der kleine AktionAr mitunter 
keinen Vorteil oder sogar nur Schaden hat Auch kann leicht die 
ganse GeBchftftsfflhning auf eine falsche Bahn gedrSngt werden, 
ohne dasB von den anders denkenden Eleinaktion&ren rechtxeitig 
ISnspruch erhoben werden kann. 

Dem allem soll die Schaffung einer lünoritfttsvertretung ab- 
helfen. Doch ISsst Bidi auch hier wieder einwenden, dass mit 
diesem Recht leicht Missbraach getrieben werden kann. Die Vor- 
schrift kann von gegnerischer Seite benutzt werden, um einen 
Mann in den Aufsichtsrat zu bringen, dessen Au^abe es ist, dem 
Geschäftsbetrieb Hindernisse oder Erschwerungen zu bereiten, ohr*e 
dass man ihm irgend wie beikommen kann. Immerhin ist der 
Vorsdilag eintt genaueren ErwSgiing lünsiditlich der praktischen 
Dnrohfflhrbarfcdt wohl wert 

Von trrossein ninf.ini; siml die gesetzgeberiBelien Massnahmen, 
die auf dorn eigontiiclien Gebiet de» Bankwesens verlangt werden. 
In or«ter Reihe ist hier die Reform des Börsi'iii^^'setx.es zw nennen. 
Von fint'i- genaueren Bespi-Mlimii;- kann hior a!'^es>'li<-ii wti'ien; 
die Materie ist in der Wi8.sen!»ebaft mid in der Ufieiitlii hk 'it -in- 
geliend behandelt woixlen, ^) Ich beenfiire mich für ineiii' ii Teil 
mit der Bemerkung, dass ich der Ansicht derer beitrete, die in 
einer Reihe von vielerörterten Bestimmungen des Boi-sengeseties 
eine schwere Schädigung unserer Wirtschaft und des ehrlichen 
Verkehrs erblicken. 

Ein uäheras Eingehen erfordern dagegen die Verhältni':?* in 
der Emissionspraxis. Während der letzten Hochkonjunktur hat 
eine Form der Emission und Kapitalisieinnor rdi- ilcind genommen, 
die man als VerwAssening bezeichnet. Die Verwässerung des 



M J. Riesser, die Notwendigkeit einer Revision des Börsengesetzes, 
Berlin 100]; Otto w.ii Mchaaer, zur Revision des BönengeMtzes, der 
örossbetrieb Jahrg. lüül No. 7. 
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Aktienkapiuls vollneht sich m der Weise, dass bei Oeeelleehaftea, 
deren Aktien erheblich Aber Pari stehen, neue Aktien geBchaffen 
und xum Parikurs an die Aktionäre Oberiasseo werden. Für die 
Aktionäre ergiebt sich hieraus ein grosser Gewinn — voransgesetxt, 
dass sie ihr Besugsrecht rechtaeitig verkaufen. Fftr die Aktien- 
gesellschaft als solche dagegen und fdr die Allgemeinheit sind 
derartige Operationen als durchaus schädlich au bezeichnen. 

Bei der Aktiengesellschaft entsteht hierbei eine Anschwdlung 
des Aktienkapiial:>, die die Grundlagen der Gesellschaft Terflndert; 
infolge der VerwSsserung ist auf ein viel grosseres Kapital Dividende 
zu erarbeiten. Die Gesellsehaft wird infolge dessen dazu gedrängt, 
grossere und gewagtere Oeecb&fte zu machen; eine angemeraene 
Yerzinsmig des angeschwellten Spitals ist nütnnter in solidem 
Betrieb nicht zu enüeleo. ESs treten dann die Schwierigkeiten ein, 
die sich in der KriBia mehrfach gezeigt halien. 

Auch für die AUgeiueiiüieit entstehen hierüinch .Schä<ligungen, 
nicht allein durch Knrsvprhi^tc, soiuUtii auch dadurch, dass durch 
die Vorwässeningen ein viel grÖ8»ei'e!5 Kapital in Anspruch itp- 
nonunen wird, als für den geschäftüchen Zwpek erforderlich sein 
Nviiitle. ') Dass hierbei die unsolide Spekulation, die Kurstreilterci 
in liochsteni Masse gefördert winl, bmucht nicht erst kervorgehoben 
zu werden. 

Gegenüber den geschilderten Vorgängen empfiehlt sich, wie 
ich glaube, eine Bestimmung, dass die Ausgabe neuer Aktien nicht 
niedriger erfolgen darf, als zu dem Kurse, der dem Stand des 
Reservefonds und der Rücklagen der Gesellschaft entspricht. Die 
Bestimmung bedeutet in der Praxis nicht einmal eine vollst&idige 
Neuerung. Sie findet sich u. a. statutarisch festgelegt in den 
Statuten einer süddeutschen Industriegesellschaft, die vorsehreibt, 
dass neue Aktien nur zu einem Au^ld, das dem Stande des 

') Als ein Beispiel d'T VfrwässfMung mag hier der Fall <h<v d rossen 
Berliner Strasseiibiihn f:. tiaiitit werden, die bei einpni Kur-vUnde von 
472 Prozent ihr Kapital vom 28 Millioueu Maik auf 80 Mülioneu, also 
um 62 Hillionen Mark davoh Puiausgabe rerwlknert bat. Der Vorgang 
ist um 80 an8töHng«r, als der den Aktionjbren zugewandte Gewinn aof Kosten 
der Beriioer Stadtgemeinde erzielt wurde, der hierdurch — in einer formell 
allerdiogs ananfechtbaren Weis ' - die von dem BetriebeergebDis auB^ 
bedoogene Rente eutsprecbeuU al^eschnitten wurde. 



— 1S06 — 



Reservefonds entqihcht, bezogen werden dütieD. EHner ganzen 
Reihe schädlicher und uosdider Blanipulationeo, die ich nicht näher 
anfzuzftblen brauche, wftre damit der Boden entsogen.^) 

Seit einer Reihe von Jahren erstrebt man Im Bankweaen eine 
ESnrichtnngf von der eine ireaentlidie KrBfttgnng unserer Gdd- and 
KreditverhAltttisfle au erwarten steht; es ist die ESnfOhrung des 
Checkverkehrs und des Depositenbank weeens nach englischem 
Huster, Den Einrichtungen der Beiöhsbank verdanken wir die un> 
gewöhnliche Entwicklung des Giroverkehrs, in dem wir anderen 
Lftndem voraus «nd. Dagegen ist es unseren Kreditbanken noch 
nicht gelungen, den Checkverkebr allgemein einaubOigeni. Seit 
längerer Zeit wird deshiüb von der einen Seite der Erlaaa eines 
Checkgesetxes verlangt, während andererseits die unmittelbare iSn- 
fQhning des Checkverkehrs von der Reichspostverwaltung beab* 
sichtigt wird. 

Ich glaube nicht, dass es auf diesem Wege gelingen wird, 
unserer Volkswirtschaft die hohe» Vorteile des englischen Bank- 
systems zuzuwenden. Nach der allgemein in Deutschland auf- 
geriommeuen Anschauung wird das Checkwesen als eine für sich 
hestehende Eim iclituiiL' und leilij^licli als ein Mittel ^ur Regelung 
des Geldverkehib betrachtet. Die Chookz il.l aiij^ soll der Geld- 
Vergeudung vorl>eugen, die der lJar.-1l.l1.iif4 stets anluiftet. Die 
Aufgaben d»^s Check wesens, wie seiur Vmtoile, bestäudeu darnach 
in Hfinon Leistungen für den Gehl- und Zaliltuigsverkehr, in Zeit- 
erspurnib un»! Ooldcrsparnis. All(» Best roh uriETf^n auf di.'siMn Gebiete 
sind demgemäbs bei uns darauf ^m.' rieht et. <kni Check schlechthiu 
als Zahlungsmittel in Dentsc||^ud einzubürgern. 

Wenn trotzdem kein durchgreifender Erfolg erzielt wunle, 
so kann, wie mir scheint, die Sciiuld unmöglich an ,dem Fehlen 



') Da.ss sich die Vorechrift loichr und ■^irluT dmcliführen lasst, zeigt 
sich in der Etnissiotispraxis der Baukeu. Aujs eiuer von nur dun lifreführtoo 
Berechnung der Euiinsiooen von Baokaktieo für 1800 ergiebt sich, dass der 
Wert des Besu^reclitB hier so genan berechnet wnrde^ daas die speknlitive 
Steigerang der nen^emitäerten BaokaktieD nur 12,7 */o betragen hat Ei 
zeigt sich hier, mit welcher Genauigkeit sidi der reelle Wort ciuer EmtanoD 
ahschätzoii lässt und in welchem Umfang man liier die Spekulation ein» 
dftromon kann. 



Digitized by Google 



— 1307 — 



einiger geaetslichen Definitionen oder ao der Abneigung und Sdiwer^ 
failigkeit des deutaohen Handelastandes liegen. Die Vorteile des 
Ohdcverkehrs fUr die Qesohflftswelt liegen bo sehr anf der Aind, 
dasB nur der Haogel an snreiohenden Einrichtungen ea erkl&rt, wenn 
aneere Entwicklung auf dieaem wichtigen Gebiete unendlich weit 
hinter derjenigen England» zurücksteht Die Checkiahtung ist eben 
keine isolierte Einriditung, die sich in ▼ereinzelteir Weise aber- 
tragen • Ifisst; sie hängt vielmehr untrennbar susammen mit dem 
englischen Banksystem, and auf dieses, nicht auf eine ihm an- 
hängende Äussere Ziibehör, müssen wir unser Augenmerk richten. 
Die englische Bankorganisation musatc in ihrer vollen Entwickhing 
notwendigerweise zu dem Checkausgleich führen; sie ist ohne diesen 
heute undenkbar. Das umgekehrte Vorgehen diigegen, dass man 
die Check/ahlung iiostiiliort ohne die Grundlage der entsprechenden 
Bankeinriclitungen, beruht auf einen Felilschluss. 

Wenige Zahlen mögen zeigen, um welch ein {^jwaltiges In- 
strument der Volkswirt.schaft es sieh hier liandelt. Im Jahre 1899 
bestanden in England 6292 Bank^tellen. flaninter 1021 nicht 
täglich geöffnete, also zur Versorgung der kleineren Plätze. Zwei 
Banken hatten mehr als 100 Filialen; unter diesen stehen obenan 
die London City & Midland mit 283, Lloyds Bank mit 278, die 
Capital und Counties Bank mit 269 Filialen. 

IHe Frage der EinfAhrung des Bankverkehrs nach englischem 
Muster ist zunAchst eine Quantit&tsfrage; sie hftngt ab von der 
Zahl der vorhandenen Bankstellen. FOr die Zwecke der praktischen 
Durchführung bedarf es hierbei der Anlehnung an die englische 
Technik und Organisation; diese zeigt als ihren wesentlichen 
Charaktorang die vorbeugende BeschrSnkung in den Grundlagen, 
sowohl hinsichtlich der Eundenanmihme, wie hinsichtlich der Teil- 
nahme am Clearingverkehr. Die BHnzelheiten können hier nicht 
nllher besprochen werden.^) Unsere AusfOhrungen dürften indess 
genflgen, um darauthun, dass die Bedeutung des Checks keineswegs 
nur in seiner Eigenschaft als Zahlungsmittel liegt und dass der 
Check nicht von seiner natürlichen Grundlage, dem Bankwesen, 



') Vgl. Kapitalniarkt 8. 124 t; Brnst Loeb im Bankarchiv I. Jahrg. 
1002 S. 67; Hans Grttger, der Gheokverkelir, BiAtter für OenoBBenacliafbi* 
weeen 1900 No. 50; Kölnisohe Zeit ang vom 23. September 1901. 



Digitized by Google 



— 1308 — 



getrennt werden darf. ^) Sache der Bankra ist es, filr den er- 
weiterten Bank- und Checkverkehr nach dem gi^benen Vorbild 
die erforderlichen Einrichtungen und Oiiganisationeo an schafleo, 
▼on denen ebensosehr das Bankwesen Mlbat wie unsere Volks- 
wirtschaft als Ganses den grOssten Nutzen haben werden. 

Als letzter Gegenstand bleibt uns noch die Behandlung des 
Grund und Bodens. Dass unsrer Zeit und unsrem Yolk auf 
diesem Gebiet die schwierigsten Aufgaben gestellt sind, grossere 
als vielleicht je suvor; dass hier das wirklich nationale Probtem 
liegt, dürfen wir wohl als erwiesen annehmen. Die Schaffung 
fiktiver Werte und die Laat der Bodenversdinldnog zeigt msAt um 
als nationale Vorbelastung unsrer Produktion und als Schwächung 
der Konsumkraft; als stärkste Anspannimg und ErschQtterung 
unsrer Kapital- und Kreditverh&ltnisse; ahs Endiwerong unsrer 
Bodenkultur in Stadt und Land. Halten wir diese Gesichtspunkte 
fest, so ergeben irich drei Aufgaben auf unserm OeUete: 

1. die Horabminderung der Bodenschulden; die Entschuldung; 

2. Sicherung und Heranziehung des Kapitals für die Zwecke 
der Bo<lcnkultur; 

8. die Vorhindoning der Verschuldung zu Zwecken, die der 
Bodenkultur eiitgegeiigeteelüt öiiid. 

Es sind die di-ei Hauptfragen des Onindliesit/.es. doreii ßo- 
liiW' Illing sich seit dem Ersclieinen der Arbeiten von Rodl>ertus 
fül l während erweitert hat. In dor Gegenwart kommen imter den 
auf diesem Gebiete vertretenen Fonlerungen vor Allem in Betracht: 
die S< idic^sung des Grundl)uchs und die Aufstollung einer Ver- 
schuld iinirsgrenze; ferner die Erleichterung <lej> Keiilkietlilb tlurch 
Bereitsteilung öffentlicher Mitte) oder d\n*ch z wecke ntspn^cheude 
Kreditorganisatiomn. Die Fni;^»' der Entschuldung dae^ir^n ijst 
bisher in der Haiii)fsa. he nur mit Bezug auf den ländlichen üruiul- 
bcsitz beiiandelt w Hillen. *) 

Es ist niciit angängig, die t in/.-'Jn< u. auf Verschuldunffsgrenz»? 
und Reulki-eUil bezüglichen Anregungen, die zuoi Teil eingehend 

') Diese Trennaog voo Check nnd Bankwesen wäre im Fall der Eni' 
fuhinng des Poetcheckverbehrs eingetreten. 

'■') Vgl. Felix Heoht, der Saroi^iiaohe Bodenkredit, Leipzig 1900 
Band 1. 
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uad in intefeeeanter Literatur begrdiidet worden sind, an dieaer 
Stelle genauer su besprechen. Ich muss mich hier auf die Be- 
merkung beschrftnken, dass die in fietradit kommenden VorschUge 
mir keine Abhilfe der gegenwärtigen Missstände au bringen scheinen, 
und dass idi einaelne von ihnen, wie die Yerschuldungsgrenxe, 
direkt fOr schädlich halte. ^) 

Was hier zu geschehen hat, dafOr haben uns unsere vorauf- 
gehenden ErOrtenragen die Grundlage gegeben. Wir haben unter* 
schieden swischen materieller und immaterieller Verschuldung. 
Die eine dient den Zwecken der Bodenkultur; die andere ist ihnen 
entgcgengesetat Diese thataftcblich bestehende Scheidung gilt 
es in den vom Staate fQr den Realkredit geschaffenen Institutionen 
auch rechtlich aur DurchfQhmng zu bringen. 

Die heutige Entwicklung der Bodenverschnidung findet ihre 
Stutze darin, dass Meliorationshypothek und Spekulationshypothok 
in einen Betrag zuBammensohuielzen. Jed? GnindstücksbeBserung 
und jeder kulturelle Aufwand hat heute die Wirkung, geratle die 
Siciierheit der spekulativen Kru dorung zu erhöhen und ihren Betrag 
zu steigern. Die Ainalganiierung der matiriellen (auf .Mt üiiration 
beruhenden) Verschuhlung mit der Hpi kulaii^« n VfischuMunf;. die 
nach Ursprung und wirtsctiaftliditT lieUeutuug »las p'iado Gfgen- 
stik-k der ei-stcrenannt»'ii dai-stellt. Itildet die erste uu<l uneriilsslicho 
Voraussetzung füv die gegoa wältigen Zustände des Grund und 
l?ndr-ns. '•^) Dem e^^gen über vprlavitjen das Intor^sse des Staatf^s wio 
tla.s iii;r liotlenkulUir gleich niässig, dass eine Trennung'- dof Hoden- 
schulden nach dem ifinfn zu Gruiid<> ÜPcrpntlen KeclitsL;psrhäft 
stattfindet; hiei-durrh allr'in kiMuion auch dif r>Iicii (Seite 37j auf- 
gt»»tellt.-n drei Forderungen des Hcalkn-dits erfüllt werden. 

Mein Vorschlag geht deslialh dahin, dass in der [ifandreeht- 
licliPfi liehandlung die materieUe Vorschuldung getrennt winl von 
der immateriellen und dass die materielle, unter gewissen Voraus- 
setzungen, den Vorrang erhält. Es wünlen darnach zwei Kategorien 
von Hy])othekea entstehen, von denen wir die eine mit dem bevor- 

*) Vgl. Buchenberger, Bodeucutscbiildung und Verschulduugsgrenze, 
Zeitacbrift für die ge.samte Staatswissensohaft, TübiogeD 1901 Band 57, 
B' 1 8. 12. 

') Wegen der Eioielheitea vgl. Kapitalmarkt S. 271f; s. auoh die 
oben 8. 21 Anmerkung dtieite EntBcbeidong des ReichsvenichenuigBaDiteB. 



Digitized by Google 



— 1310 — 



ziigtoii Cliai-akter als Melioratiüimhypotliek, die andere als einbcbe 
Bodenachuld beseiohneD kOonen. Beide Verachuldungsfonnen -vQiden 
dauernd getrennt bleibet) und nnter sieb in seitlicber Folge rugieieii. 

Eb ist bebuint, dass dieser Grundsatz der pfandrecbtüdien 
Anssonderang der materiellen Versohitldang in unserer Oesetzgebuiig 
bereits aufgenommen ist Er ist verwirkliebt in dem Yorrang der 
sog. landwirtsohaftliGlien Meliomtionsdariehen. an die ich hiermit 
anknüpfe. In der Gesetzgebung Aber das Meliorations-DBriebeo 
sind femer bereits die Qrundsitae entwickelt, die den Vornng 
der HeliorBtionshypothek rechtfertigen. 

Erst die Ordnung des Immobiliarp&uidrecbts bietet uns dann 
weiter die Mfiglicbkeit, an die unauÜBchiebbare Aufgabe heranzatreten 
— an die Herabminderung der Scbnldenlast, die Entschuldnog. 
Die Konsolidierung unserer Bodenverliftltnisse bildet auch hierfOr 
die Vorbedingung, ohne die an eine Entschuldung des Bodens gar 
nicht gedacht werden kann. Es ist dies der einzige wie auch der 
natflrliche Weg, um unsere Volkswirtschaft von den ^«chüttenuigen 
und Notstlnden an befreien, die von dieser Stelle ihren Ausgang 
nehmen. 



Wenn wir am Sdiluss unserer Erörterungen einen Blick 
surQckwerfen auf die vomu^henden Darlegungen, so können wir 
jetzt vielleicht die Grenzlinien schärfer ziehen, durch die sich die 
gogen^väl1igo Krisis kennzeichnet und von ftlteren Krisen, insbesondere 
von der der Jahre 1873/1874, unterscheidet Die Krise <ler 
siebzigor Jahre ist ausgebrochen nach einer vollständigen UmwÜtung 
in den Zustunden nnsoi'es Rechts und unserer Volkswirtschaft 
Inmitten gross« i Ereignisse war die politisclie und adminintrative 
Einiginig Deiitschlamls zu Stande gekominen : für unsere innere 
Entwicklunj; waren gilni^lich neue Vrnuutiiisse tregeben. Die 
Juilas.tiie sciiDss ra.sch empor und, wie wir heute ruiiig finerf^stehen 
durfon. auf teilweise ungenügenden und Rdnviini. llmften (innidlagon. 
Mit hl (K l Einzelfall, sondern der Typus der Uaiualigea üründiuip'n 
war uii^jolid*'; der Ruf der dout8<;hen Arbeit und ihrer M.if^^ou- 
pr'»(liil\ti<.!i war k^in jrut»^r. Dip Krisis dyi siobzifrer Jahre dui-fte 
al- S.-hw iiMi' lkrisib., dii' il.iiiiiili^vii L'-istniiLren d'-r iliMii-v-lu'«n Ir.dustrie 
duift' n mit » inom luivergesseneu Worte als „billig und bciüedit** 
beioiclinct wei-deu. 
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In allen Stttcken bildet hier die g^nwärtige Krise den 
Qegeneats sn der der siebziger Jahre. Ein anderer Qeist ist seitdem 
in unsw Industrie Angezogen. Unter dem heftigen wirtschaftlichen 
Erschflttemagen der jOngsten Zeit hat der gute Name unserer 
Industrie nicht mnen Augenblick geschwankt Die solide, feste 
Grundlage, die Lebenskraft und die hohe Leistungsfähigkeit unserer 
Industrie sind vielleicht nie klarer zu Tage getreten als in den 
PrOf ungen der letzten beiden Jahre. In der industriellen ThAtigkeit 
ist diesmal der Ui^prun^ der Krise nicht zu suchen. Der Aus- 
bruch der gegenwärtigen Krisis enthält vielmehr auch 
ihr Urteil. 

Die Überspannung der Spekulation und des Kredits, die wir 
im einzelnen genau verfolgt haben, mnsste notwendigerweise zu 

dem Zusainmenbruch fflhren, der genau an der Stelle eintrat, wo 
der Sitz des Übels war. Die beiden Gebiete, auf denen die Ki-ise 
hervorbracli — Effektenmarkt und Grund und Boden — liegen 
wirtschaftlich weit austinander. Gemeinsam ist indes.*» beiden die 
ma.s.slose Schaffung spekulativer Werte und FuiUeiungen, die zu 
einer ilölie aiigewachJien waren, dass sie unserer Volkswirtschaft 
verderblich wurden. Wir können heute wohl die üe^anitheit tler 
Ki-setieinungen und ilire letzte AViikunjä^ noch nicht endgiltig ab- 
grenüeu. Doch liegen die ursäcldichen Zusaninietdiäuge schon jetzt 
mit solcher Klarheit vor un«, dHss sie uub zeigen, wo die gegen- 
wärtige Krise iliien Sitz hatte und wie diese nicht als eine in 
ihrem Urspruiig indu.strielle an^nehen werden darf. 

Doch auch nach einer /.weilen Kiclitung haben wir gegt inilif^r 
der älteroren grossen Krise einen Vergleich zu ziehen. In den 
letzten dn issif^ Jahi-en ist unser volkswirtschaftlicher Appaiat un- 
endlich verf»'iiii rf . das Netz wirtseliaftlit her Verk?iftpfun<;t'ii ist 
au.Hserordenllieh verdichtet worden. Eine waciisende lMn|ifiiiillich- 
keit unsei-cr Volkswirtschaft ist die Folge dieser EntwickjiiiiL;. Das 
Feld der kriKenmiissigen Ki^schüttcrung muss sich nut der stärkeren 
Ausbildung der wirtschaftlichen Wechselbeziolnnigen nutiirgemäss 
immer mehr vergrÖs.sern. Die Gefahr der Übertragung der krisen- 
mäsäigon Störung wächst mit der Vervollkommnung unserer öko- 
nomischen Einrichtungen. 

') Vgl. hiem die Untersnchungen von Gustav SchmoUer, Karl 
Büch er, G. Scbönberg über die fortsofareitende Verkettung der Wirt» 
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HienuB erkiftrt sich, da« die gqgenwJfartige Krise, olywohl sie 
nur eine partielle ist, ihre Wirkung dennoch aof unsere gesamte 
Volkswirtschaft ausgedehnt hat Ans diesen Verhftltnissen ergiebt 
sich aber wiederum die Notwendigkeit, nicht die dnielnen wenn 
auch auffälligen Ereignisse, sondern das Zuständliche, das Bleibende 
an den Erscheinungen der gegenwärtigen Krise zu untersuchen. 
Die Institutionen unserer Volkswirtschaft und unserer inneren 
Verwaltung sind es deshalb, auf die wir vor allem unser AugeO' 
merk su richten haben. 

Versuchen wir es noch, ans diesem letzten Gesichtspunkte 
die Ursachen der Krise und die Aufgaben der Gesetzgebung m 
betrachten. Viele unter den Erscheinungen der letzten Krise, und 
vielleicht gerade die, die sich der WahmehmuDg zumeist aufdiängen, 
tragen eineu vorübergehenden Charakter. Handlungen emzelner 
Personen, schlechthin strafbare Vorfälle, haben sich weithin be- 
merkbar gemacht Fluktuationen von gi*08ser Gewalt verbreiteteo 
ihre Wirkungen, oft plötzlich und stossweise, Aber nnsere Wift> 
Schaft. Die Wiederkehr solcher Ereignisse zu verhindern, haben 
wir (iurehans koine Macht; ilire Folgen mflssen und kOnnen er- 
tragen weixlen. Es wäre l»e<lauerlic'h, wenn unsere Gesetzgebung 
jene Vorgänge /.um Ansgangspnnkt eingreifenden Handelns nehjuen 
und neue (lesetze n'pressiven Chai-nkters Kt liatTcri wollte. 

Das (ieliiet yt\setzgeherischeii li.unlelns ist vielmehr lediglich 
ilas der d a u e r u d e u un<l der ii ;i 1 i i; ii u 1 e n Ursachen kriscnmässiger 
Störung, deren HeraiishehuiiK uiiBere riit« r>\i« hun«: im beßoudert'n 
zun« Ziel ueiiomulen hat. Di-im «Iii! Ziistiindo. die aus di ii linrl ge- 
seliil'i'i tt'u hältniss.Mi lifi-v(»rwarli--.-ri, küimeii iiitht ertragen werden; 
sie iH-'dnjheu un>' i'- Kutwirklutig im Innern, und sie bilden eine Vor- 
liehistunc: für nii> in dem sciiwen^fi W'ettkampf der Vülk' i . W^ im 
mit dieser Erkfunfnis an die H»'formarbeit herantreten, ilann sind die 
harten Lehren der Krisis ni<-lii \ .-ij^rljcns p-woscn. Dann xsiTiit^n 'iie 
Erlahruneren d»^r h't/.t- n Zt;it un.-> vorwärts liriui^tMi in d'Mi grossen 
Zielen, die unsorui Keicli und luiaerm Volke gesetzt sind. 

achaftsbeziehungen durch die Teilung und Sperialiftierang der Arbeit — Es 
naterliegt keinem Zweifel, dasa die VervoilkemmDuiq; nnd Speziali.siening 
de.s Tolkewirisehaftlioheti Apparates seine Empfindlichkeit an jed«: Stall« 
steigert. 
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Bericht über die JiibliotlieL 

Referent: Dr. Gwrg Maas, Bibliothekar betm ReidiBiDilitBigericbt 

(BerUn). 



Die Iii Ii Hot he k der Vereinigimc: Imt durch eine Reihe von 
Zuwendtingoii eine erhebliche Vermelirung erfahren. Sie ist mit 
Erlaubnis der Ältesten der Kaufmannsichaft in den Räumen ihrer 
BihHothek in Berlin W. St. Wnlf';anp;striu<fie in der Börse auf- 
gesstellt und wii*d augenlilicklieli katalogisiert. Daseiest ^v^n\ vor- 
aussichtlich auch ein u ni f a n j^reicher Sam niel k t a ! seinen 
Platz finden nn<l den Mitgliedern der Vereinigung zugänglich sein, 
von dessen Aufgal>e und HeisteliunjE; folgendes zu bericlit^'u ist. 

Der Vereiniginig ^v^mlen von einem ihrer Mitglieder, Herrn 
Dr. jur. fckluartl Simon in Berlin, 20 *)00 Mk. zu dem Zwecke zur 
Verfügung gestellt, die wissenschaftliche Thätigkeit auf dem Gebiete 
der vergleichenden Rechts- und Staatswissenschaft zu förderu. Die 
zur Beratung über die Verwendung (lieser Summe eingesetzte 
KommisBion beschloss, eine jenem Zwecke dienende Bibliothek 
einzurichten, nalim at>er auf meinen Antrag davon Abstand, das Qe- 
«chenk sofort »ur AnBcliaffung geeigneter Werke za verwenden. Ich 
fflhrte aus, es sei angezeigt, vorerst festzustellen, Whs an Werken der 
interessierenden Literaturgebiete am Sitze der OeseUschaft in den 
wichtigeren Bibliotheken vorhanden sei. Auf diese Weise wflrde es 
dorchfüiirbar sein, bei der Auswahl der ansukaufenden Werke jene 
BestJbide zu berOokaiohtigen, man könne dann die verfQgbaren Mittel 
tum Ankauf von wertvolleren, auf den Bibliotheken nicht voihaa- 
denen oder schwer entleihbaran Werken verwenden. Man wllrde 
damit zugleich die beste Grundlage für eine zusammenfassende 
Verzeidinung der wichtigeren einschlfigigen literatur gewinnen. 
Auf Grund dieses Vorschlages wurde ich im November 1 900 beauftragt, 

83 
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zuerst aiis den gedruckt voriiegenden Kafalogen der Bibliotheken 
des Reiohatages und des BeidisjustiumtB dn YerzeiohntB der 
Titel von Werken aafllftndischen Rechts und ausI&B' 
discher Volkswirtsobaft seit dem Jahre 1867 au&nstetleD; 
diesen Auftrag habe ich soeben an Ende gefOhrt und der Bibliothek- 
kommiasion darOber am 13. Oktober einen Bericht abgestattet 

Das Verzeichnis besteht s. Z. in Form eines Aber 8300 Werke ver- 
zeichnenden Zettel kataloges, (leren Titel aus den Katalogen der ge- 
nannten Bibliotheken au^;eschnitten uimI au%eUebt sind. Der Hanpt- 
gesichtspunkt fOr die Ordnung der Titel ist durch den Zweck des 
Yerzdchnitfses gegeben. Seine Aufgabe, die Studien auf dem Gebiete 
der voigleichenden Rechts- und Staatswissenschaft zu fördern, ge- 
bietet, das Material so ziisammenziifaseen, daas die üblichen wissen- 
Bchaftlichon Gnippen, nicht geographische Begriffe, das Haiiptein- 
teiluiigsinoment bihlen, und dass 61*81 innerhalb dieser Gruppen die 
aiphabet i.sL he Reihenfolge der Namen der Lüiuler, über welche die 
Schriften handeln, für die weitere Ordnung hestimtnend ist. Inner- 
halb joder Landewgnippe wio<lerholt sich dann trl' u imiiUsii? die für 
das lietreffende wis.seniSMihaftliche Gebiet gewählte Noi iiial.'iuit jhing; 
iiiruTbalb dieser s;u'lilichen nrupiiicrung ist ihis ErscJioiiuuig&jahr 
j. ii.-s W'rikos, für UK-hriualb anfL'flt'irto AVorki' d.is Erscheinungsjahr 
der nst. n Anfl«ge für die l^eihenfolge Hiashgt tiend. Lienen Titel 
von W » rk»>ii aus dem gleichen ErRcheinungsjahr Y<.r, S" eiilsi heidet 
(Ii.' ali haltctische licihenfolge ihrer Verfasser bczw. ihrer saciUichea 
Ölich Worte. 

Di«' nui' imifi-halli t^rüssemr Ii r Uppen sich wit^dtM holt-Diio Normal- 
einteiluug ordnet die rechts wissenschaftlirh-'ii Si liiifi.-it fulcon'iei- 
n)a.s8on: An dor Spitze jeder Gruppe stoht ii di«- Schriften ril»er 
Bibliographio, (laniii Rchliessen sich die üIh i Geschichte des \Vi». !is- 
7woier's . daiauf folgen die Quellen, dai-iuf die Schriften über all- 
gemeine Fragen, darauf din lpx-ikali?trh'^ii Bearbeitungen, darauf die 
systematischen Dai-stellungen, die Schriften über Einzelfragen, die 
Zeitschriften ; den Schluss bilden die Sammlungen der gerichtlichen 
Entscheidungen. Wo die Literatur nur spärlich ist, wenien melm^re 
von diesen Abschnitten zusaramengefasat, oder die Titel foli^i ia 
rein chronologischer Ordnung. 

Bei der Scheidung Ton Schriften auf rechts-, Staats- und rolk>- 
wirtschaftUcheit Orensgebieten ist dem wirtschaftlichen Oesichta- 
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punkt der Vorztig gegeben worden. Es sind deshalb die Titel von 
Schriften über Fratzen, weK lie auf vorwiegend wirtschaftlicheui Botlen 
entstanden siml uud in dciuu gesetzlicher Ausgestaltung das rein 
Juristisi he in seiner Bedeutung zuiflcktritt, den entsprechenden 
Wirtschaft liclion Abteilungen anfregliedert worden. So ist dies 
'L. B. mit Schriften über Eistiibahureclit, Versicherung8i"echt, BOrseu- 
recht, (rewerberecht geschehen. 

Auf jeilom Zettel ist durch Aufdruck vermerkt, in welcher 
Bibliothek das Werk vorhanden ist. 

Für die Fnrtfnhniiijr ilcr Arbeit hat die Bibliothekkommissioü 
folgenden Arlicitsjilaii K''uehmigt: 

1. Für die Bestäudo des vorliegenden pysfoniatiHchf»n Zettel- 
katalogen ist ein kurzgufadstea alphabetisclies Hegister auf 
Zetteln anzufertigen. 

2. Der systematische Zottelkatalog und das alphabetisciie Re- 
gister ist für die beiden bisher berücksichtigten Bibliotheken bis 
auf die neueste Zeit fortzuführen. 

3. Die Bestände weiterer wichtiger rechtR- und 
.^^taatswissenschuf tlichor Bibliotheken sind nunmehr 
hinsichtlich der im System für den Samrnelkatalog aufgeführten 
Wissensgebiete vergleichend zu berückaiotiligen. 

Nach Ausführung dieses Arbeitsplanes wird aoch die Zeit 
gekommen sein , aicb Uber zweckmässige Verwendung des 
Stiftungsgeides zum Ankauf von Werken schlüssig zu 
machen, mit denen man vorgefundene Lück<.Mi in der zu Gebote 
stehenden Literatur ansfollt, und zur Anschaffung von ^^ i( htigwen, 
den Bibliotheken nicht Iftngere Zcdt entziehbaren Handbüchern. 

Aal diese Weise wird eine Gentral-Auskunftsstelle er- 
stehen, welche geeignet und imstande sein wird, den Wissenschaft- 
liehen und praktischen Bedürfnissen nach Kenntnis fremden Bechtes 
und bedeutsamer wirtschaftlicher Voigftnge des Auslandes die erste 
ktflftiKe Hilfe zu leisten. Zu ganz besonder IVeude gereicht ee 
uns, dass es einer der ünsrigen war, der genug Verständnis nnd 
Opferwilligkeit besass, um die AnsfOhrung dieses für Wissenschaft 
imd Praxis gleich bedeutsamen Werkes zu ermöglichen. 
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Naolitrag. 

StMt Äböchlut<8 dieses Hpnchtes im Oktober 1900 ist «las nach 
obitrtjni Arbeitsplan in Aussielit genommene al pha lie t i sc Ii H<- 
gistor fertif;gesteUl, die Ziip^ngö der Bibliotheken dos Reiilistai,'»< 
und d. s üeichnjuHlizanites sind nachgetragen und der ialereasireDde 
Inhalt der Bibliotheken des Justizministerium«' und des 
K a ni ni 0 r gt' r i ch ts ist verzeichnet. Die Arbeiten an der Auf- 
nahme der BeatÄnde der Kriniglichen Bibliothek wenlen 
binnen Kni/em beendet sein, an einer Reihe von anderen in 
Betracht kommenden Bibliotheken wird demnächst mit den Ver- 
gleicliungsarbeiten begonnen werden. Es ist daför Vorsorge ge- 
trofTen worden, dass die Zugänge der Bibliotheken stir Kenntois 
der Sammelstelle gelangen. 
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Geschäfts - Bericht 

Schatzmeisters^) 

der 

Intematioiialen Vereinigong für Tergleiohende 
Beohtowissensohaffc und Volkswirtadhaftslehre 

SU Berlin 

fflr 

1900/1801. 

Bs steUeu sich die Einnahmen der Vereinigung und zvrar: 
\. «18 ReserreeteUung ffir dos Jahrbuch 1899/1900 1 H. 2 725,39 

2, n ff ;t die pro 1900/1 nnd tf. im 

Vomiis gezahlten Jahiesbeitiflge „ 149, — 

3. „ JahresbeitrSgeii 

a) der Berliner Hiti^lieder: 

pro 1900/1901 ... IC. 2426,90 
nachtrilglich dbigegangen 

pro 1899/1900 . . . - 4i.no M. 2408,80 

b) der aoawftrtigeD Mitglie- 
der (incL d«r derzeitig in 
Berlin wohnenden Aus- 

Under): pro 1900/1901 M. 2 702,98 
nachttSglich eingegangen 

pro 1899/1900 . . . „ 392.98 

Cbertrag M. 3 095,96 M. 2 468,80 M. 2 874,39 

') Am 23. Oktober 1001 ist uns Dr. Georg von Siemens, der Jahre 
lang di's Schatzmeisteram tr-s nnsprer Vorfinipunt: mit o|ift'rvvilli^'f»r Hin- 
pt'bun^;, erfol^mcher Thatkraft uad Umsicht zum Frommen 'Jer VureinigUDg 
gewaltet hat, in der Vollkraft i^eioer Jahre durch den Tod entrmen worden. 
Die VeniimguDg beklagt iu Folge seinss Hioscheideiu den Heimgang eines 
ihrer hervomgendsten Mitglieder, desBea Tod eine tineraetzUche Lücke ge- 
lassen hat Sein OedJkshtnis wird danemd in unserer Yereinignog leben. 
Oer ihm io der Tereioigiing gewidmete Nachruf folgt Seite 1323. 

Die Redaktion. 



Digitized by Google 



— 1318 — 



Übertrag M. a09ö»96 M. 2 468,80 M. 2874,39 
abzüglich aus obiger He- 
servostclliing vod 149 IL 
in 1900/1901 verreoh' 

neter „ 112,22 „ 2 983,74 

„ 5452,54 

4. aus Bankiei-zinscii „ 132,75 

5. aus einem Beitrage der Deutsohen Kolonial- Geaell- 

Bduft, Berlin „ 300,— 

auf Kusamineu M. 8759,68 
Ferner betrSgt das Guthaben aus dem Bibliothek-Fonds „ 20453,25 

sodass die Vereinigung am 31. M&rz 1901 an Barmitte ln M. 29 212,93 
zur Verfügung hatte. 

Hierzu tritt ein pi\t 1900/1901 noch nicht il isiionihler 
Betrag aus .lern Eingange von Jahreribei trägen vers<'tiie*leiu^r Mit- 
glieder, welche dieeelbou im Voraus für 1901/1902 und ff. geamhlt 



haben, von 3£. 98,22 

Dieser Betrog wird zuzüglich der aus der vor- 
jAhrigen Reserve Ton 149 M. gleicbMs noch nicht 
disponiblen 36,78 

susammen mit t.t.— 

in Reserve gestellt 



Von dem Vereinsmite^ede Herrn Dr. Eduard Simon in Beriiii 
hat die Vereinigung eine Schenkung von 20000 Mark erhaltan. 
Das Kapital ist bei der Deutschen Bank verzinslich angelegt Zweck 
der Schenkung ist Forderung der Forschnng suf dem Gebiete der 
vergleichenden Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftalehre. Der 
Baum für die Aufstellung der su begrOndenden Bibliothek der 
Vereinigung ist der letsteren von den Herren Ältesten der Kauf- 
mannschaft im BörsengeUlude nnentgeltltch zur Verfügung gef^tellt 
Ferner hat die Deutsche Kolonial-Gesellsehaft in Berlin unserer 
Vereinigung zur Unterstfitzung ihrer Studien auf dem Gebiete des 
Kolonialrechts einen Beitrag von 300 Mark gespendet. 

Den Spendern wird auch au dieser Stelle der Dank der Ver- 
einigung ausgesprochen. 

Die Herstellungskost 'II für den I. Teil des Jahrbuchs 1899/1900 
sind durch den dafür in der vorjährigen Jahresabrechnung in Reserve 
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gestellten *fietng gedeckt Die Drucklegong des zweiten Teil des 
5. Jahrganges unseres Jahrbuches hat sich wider Erwarten da> 
dorch sehr vensOgert, dasa der Umfang sich sehr vermehrt hat und 
leider einseine Beitrftge seitens der auswärtigen Mitarbeiter erst spät 
eingingen und teilweise einer mehrfochen Übenirbsitung bedurften. 

Den Einnaliinen der Vereinigung stehen als Ausgaben gegraübw: 

1. Kosten fttr das Jahrbuch und zwar: 

a) Barzahlung an E. Hoffnaann fOr den 

I Teil dee Jahrbuchs 1899/1900 M. 2 701,28 
fflr naohtrftglioh gelieferte Ezem* 
phoe d. Jahrbuchs, bezogene Bücher, 

Auslagen und Porti . , . . . „ 329,25 M. 3030,53 

b) Reserrestellung für den II. TeO des Jahrbuchs 
1899/1900 und den I. und. n. Teil des Jahr- 
buchs 1900/1901 „ 3 776,82 

2. Verwaltungskücten für: 

a) die Qeschäftsleitung incl. VereinSrSekretariat . „ 500,03 

b) (las Schatzmeister- Amt: 

Dnicksacheu , Bursau - Arbeiten , 

Porti etc M. 127,14 

lnka880sj)csen für das Einziehen 

rlor Berliner Mitgliederbeiträg© . „ 76,80 

Bankierprovision „ 2, — „ 205,94 

3. Zinsvergütung an den BibUotbek- 

fonds, entstanden durch Übertragung 
des letzteren von dem laufenden 
Konto der Vereinigung auf ein 4% 

Spezidl-Konto „ 10,— 

4. Ausgaben fOr VortzSge IL 145,10 

^ „ Drucksachen, Buohbin- 

derarbelten, Papier „ 1011,26 „ 1156,36 

zusammen M. 8 759,68 

Leider ist eine giössere Anzahl von Mitgliedern mit don 
Jaluosheiträgen im Rückstände geblieben. Da die Vereinigung ihre 
wissenschaftliehen Bestrebinigen nur mit ausreichenden Mitteln 
verwirklichen kann und die Beitrage verhfiltnismftsaig sehr gering- 
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Internationale Vereinigung für rergleichende Beciy 

AbrechnuDg für daä Geschäftsjahr ffi 



ResenreateUung aus 1899 utoo für das 

Jahrbuch I 
„ 1 899/1900 für die 
pro 1900/1901 und fL Im Yoiat» ge- 
zahlten Jahreebeitrige 
Jahresbeiträge : 

1. Berliner Mitglieder 

2. AuswActige Uitglteder (incL der der- 
zeitig in Berlin wohnenden AuBlftndfir) 

3. Jahresbeitrftge, welche von versdiie- 
denen auBW&rtigen MilgUedem pro 
1901/3 u. ff. zum Voraus entrichtet 
sind 

Bankiendosen 

Beitrag der Deutschen Kolonial-Oeaellschaft, 
' Berlin 

Guthaben ans dem Bibliothek-Fonds 



2 468 
2 983 



80 



74 



2 72Ö 3 
149 - 



5 587 5< 
132 7 

204^ a 



29347 a 



Berlin, den 31. März 1901. 



Internationale Vereinigung fflr vergleichende Reefal 



Abrechnung über den Bibliothek-Fonds für 4t 





Überweisung des Herrn Dr. Eduard Simon 
Zinsen 4 V« P^r L Semester 1900 
Zinsen 4 % per DL Semester 1900 


Jt 1 A 

93 35 


Ji • i 
20000 — 














1 

1 


20493 ;35 






1 i 



Berlin, den 31. MArz 1901. 
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«nschaft und Volkswirtschaftslehre zu Beihn. 



•il 1900 bis zum 31. März 1901. 
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iteservflgtellung für die pro 1901/2 u. ff. 










zum VORIIIS entnchteten JahresbeitrSge 






135 


— 


«eaerveBiM iQr den JBtoiiouiek-FooQS 






20453 


25 


verwaitangskoBton fOr: 










1. die Qeeohflftsleitttng incL Vereins-Se- 










kretanat 


580 


03 






2, das SchatzmeiBteFamt 


205 


94 


785 


97 


Ainsveigiitong an aen i>ibiiouLeK>Jx)nd 






10 




Ausgaben fQr Vorträge 


145 


10 






ff )j A/rm-UBBi-iieii, duvUUIUUcT'* 










Brbeiten. Panier 


1011 








Zahlung an K. HofTmann, Reehtswissen- 










scliaftlicher Verlag, Berlin, für nachtdlg- 










llch gelieferte Exemplare des Jahrbuchs, 










für bezogene Bücher, Auslaf^en und Porti 


329 


25 






für Jahrbuch 1899/1 !)(Mi Teil I 


2 701 


28 


3 030 


53 


Resenestellung für das Jalirbiich 1899/1900 
Teil U und Jahrbuch 1900/1901 Teil I 






3 776 


82 








29 347 


93 






1 





Dr. G. Siemens. 



mscbaft und Volkswirtschaftslehre zu Berün. 



Tom 1. Apfll IBOO Ms sum 81. Uta lHOt 
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^tisgaben für Bücher-Anschaffuugen 






40 


10 


-Übertrag auf neue Rechnung 






20 453 


25 








20 493 


35 
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Dr. 6. T. Sieneiis. 
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fligig sind, so ergeht an uiuere verehrteo Mitglieder, welche ihre 
Beiträge für die letzten Jahre noch nicht entlichtet haben, dringend 
die Bitte, die rfickstftndigen Beitxfigo sobald als mdglich an das 
SchaUineisieramtl) einzusenden. 

Der ven dem Yernnsmitgliede, Herrn SjndikuB Dr. Kari Hilse 
fQr eine Preisao^gabe der Vereinigung aur Verfügung gestellte 3 % 
Ostprenssische Pfandbrief von Nom. Hk. 1000, — befindet sich im Depot 
der Deutschen Bank; der Zinsertng aus demselben ist an Gunsten 
der Vereinigung verwendet worden. 

Die flnanaieUe Situation der Vereinigung irt hiemadi im All- 
gemeinen folgende: einer Einnahme aas Hitgliederbeitrilgen too 
rund 6600 Mark steht eine Ausgabe von rund 1800 Hark IQr 
Verwaltungskosten, 145 Mark Iflr VortrSge, susammen mit rund 
1950 Mark gegenüber; demnach ist für die nodi taersuBtellenden 
Jahrbficher 1899/1900 TeU n und 1900/1901 Teü I und n eine 
Summe von rund 3700 Mark aur VeifOgung. 

Berlin, den 24. April 1901. 

Dr. 6. Siemens. 



*) Geschäftsstelle: Deutsche Bank zu tiauden des Herrn ötaiuss-BerhOf 
BabrenBtnvse 8—13. 
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Georg von Siemens und das Ausland. 

Vortrag 

gehalten in der mm OedlohtDis für die^Toistorbenen mti^ieder 
Qeh, Oberregieruiigsrat, Direktor des Kaiser]. Statistiaohen Amtes 

Dr. Hans von Scheel *) und Dr. Gleorg von Siemens 

veranstalteten ausaerordeotlioben Sitzung am II. November lUOl 

von 

Bernliard Deraburg, 
Direktor der Bank fOr Handel und Indostrie (Berlin). 



Die Nachricht von dem HinBclidden des Dr. von Siemena hat 
einen Wlederhall gefunden weit Aber die Grensen dee Deutschen 
Iteicha hinaus, und hier bei uns ist sein frithaeitiger Abgang 
geradezu als ein nationaler Verlust empfunden worden. Seine parla- 
mentarischen F'reunde haben ihn und seine Verdienste um das 
öffentlich-wirtschaftliche Leben gefeiert; seine Kollegen haben ihm 
in einem mit Horzblut geschriebenen Nachrufe die warmen 
Empfindungen ausgedrückt, welche sie ihrem Mitarbeiter wjlhrond 
30 Jahren entgcgengetrac^n halien. Hior in der liiternationah'u 
Vereinigung ist es vielleicht nicht ohne Interesse, bei der Ge- 
dächtnisfeier, welche wir fih ihn veranstaltet haben, diejenige Seite 
seines Wirkens m betrachten, welche mit den internationalen Be- 
ziehungen, die diese Vereiiugung hauptsächlich pflegt, in Beziehung 
stehen. 

Der Wenlegaiig des Dr. von Siemens ist allponiein bekannt, 
£r ist der Sohn eines juritstibcheu iiausesj er ist für die juristische 

') Die Oedfichtnisrede for Hana von SiAee!« gehalten tod Begierangsiat 
Dr. Zahn, Berlin, ist in ScbnioUers .Tahrbiiofa fftr OeaelagebuDg a. s. w., 
Jannarbeft 1902 S. 325 fiF. abgedrookt 
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Praxis vorgebildet bis zum Aaaessorf und infolge einer merkwürdt; 
glücklichen Kombinatjon durch seinen grossen ireltbekannten 
Vettdr mit einer wichtigen Mission beBnftngt, in sehr jungen 
Jahren in Konnoc mit dem Auslände gebrsclit wordoi, seltssmer 
Weise xunSohst und direict mit dem Orient, den er spBter so sehr 
bevorsugt hat, und der ihm so ausserordentJich Yielee verdankt 

Ich weiss nicht, ob es wahr ist, dass Dr. von Siemens den 
Ehigeiz gehabt hat, in den diplomatischen Dienst einzutreten; 
seine diplomatische Flhigkeit ist unbeaweifelt nnd bei vielen Ge- 
legenheiten gUnsend hervorgetreten. Es ist aber gut, dass es nicht 
80 gekommen ist; denn gende der Stand, den er gewihlt hat, be- 
durfte damals gans besonders krHftiger, sdbstbewitsster und ideen- 
reicher Minner.» Eli ist bekannt, dass er dann in die unter der 
Führung einer Beihe von Berliner Kanfleuten und InduatrieUen 
gegrQndete Deutsche Bank eingetreten ist, welche ihr Programm 
befruditet hatte durch die ESudrltcke und die Tendenien haupt- 
sflchlich zweier Mftnner, Ludwig Bambeiger*8 und Friedrich Kapp*8,die, 
in dem Sturmjahre 1848 in das Ausland verschlagen, die Welt- 
wirtschaft in ihrem grossen Umfange kennen gelernt hatten. 

In dem Bestreben, Dt. von 8i«n«i8 sdbst s|>reohen au laasen, 
führe ich aus dem zweiten Jahresberichte der Deutschen Bank an, 
welches Programm damals gestellt worden war: 

„Das gesteckte Ziel der Erleiehtening direkter Baadda- 
benehungen zwischen Deutschland und den fremden, nsmenl- 
lieh Überseeischen lülrkten, ist ein schwer zu erreichendeB. 
Das kommerzielle nnd finanzielle Ütiergewicht Englands 
verweiset den Eaufmannsstand der (Iberseeischen Plätze 
fast allein auf London. Der durchschnittlich höhere 
deutsche Disk'^nt mid die ZersplittCMUiitr 'lor deutschen 
Valuta in Mark Banco, Louisd'orthah-t , ri..il> r und Gulden 
verhindern unsern KaufnianuMstaiid, sirh für Remboursge- 
schäfte der Kredite in deutscher Währung zu bedienen, 
da er die auf deren Gnuid gezogCDen Wechsel an den 
riberseeis( lien riätzeii wegen der Beschränkung des Markt»^s 
nicht uriifaiurreioh begeben kann. Eine Emanzipation dit 
Geschäft szweitrt^s kann tM>it uach Einführung einer aJlL,'e- 
moinen deiitsc iu ti W alirung und auch dann nur sehr 
allmählig vor sich gelien.^^ 
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Wie damals das deutsch-überseeische Geschäft oipinisiert war, 
ist mit Interesse aus dem dritten Jahresbericht desselben Instituts 
zu entnehmen: 

,,Es sind Ulis dabei — nämlich, bei dem Versuclie, 
die Tnuisaktionen der Deutschen Bank /u erweitern — 
die Bestiebungen einer Itei he intelligenter und unternehmen- 
Männer von holieni Werte gewesen, welche eine dii'ekte 
Einfuhr überseeischer Produkte, z. B. von Wolle, nach 
Deutschland mit Erfolg versuchten und regelmässige Auk- 
tionen von Kap- und Huenos-Av res-WoUe in Berlin ver- 
anstalteten, um den deutschen Fal'rikauten in die I^ae-e 7.\i 
setzen, i>einen Bedarf iiieht mehr in London allein decken 
zu müssen. Das im Jalire 1871 von deuüelben erzielte 
Resultat führte im Frühjahr 1S72 in Beilin zur Errit htung 
. einer WollimportgeRellschaft, \veh:her wir besten Erfolg 
wünschen, und welelier iiiifl'entlich liald weitere Oeseli- 
pchaften für andere Produktionszweig» • folgen werden." 
Das ist geschrieben im Jahre 187'^, vor kaum 28 Jaliren! 
In dem l^rngramm, wie es in dem zweit, ii Geschäftshericht 
niedergelegt ist, findet sich ein Fundamentalsatz; dieser Satz sagt, 
dass ein deutsches überseeisches Wirtschaftsleben nur entstehen 
kann, ein Einfluss auf das Ausland nur genommen werden 
kann .auf Grund einer gesimden Wälirung. Dr. von Siemens war 
ein sehr überzeugter Gold währungspolitiker, und ihm stand daa 
pixnm BQstaeug, der ganze dialektische Api>arat, mit dem diese 
Wähnmg vertheidigt winK uach jeder Richtung zu Gebote, wie er 
überhaupt volkawirtscliaftlich gana ungewöhnlich gebildet imd Ijc- 
lesen war. Aber die Gold wälirung empfahl sich ihm eigentlich 
doch noch mehr aus praktischen Rücksichten, imd zwar deshalb, 
weil es nicht nur daa reinlichste und kom])endiöseste Zahlungsmittel 
war, sondern w«il sich lun jene Zeit die Nation, welche die führende 
fiolle in der Welt einnahm, dieser Wfthrung bediente, und man sie 
auch nur in dieser WAhrung bekriegen und bedrohen konnte. Das 
bat Br. Ton Siemens in einer spftteren Bede am 4. Dezember 1899 
hOcbst charakteristisch cum Ausdruck gebracht; er sagt da in einer 
Antwort an Dr. Arendt: 

,,Wa8 ist denn die Goldwährung? Die Goldwährung beruht 
nicht danuf, dass einige Kronen in irgend einer Bank liegen ; 
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die Ooldwähroog beniht danuif, dass alle Waranprdee fest> 
gestellt werden auf der ParitSt mit Gold, da» alle Lohn- 
kontndcte iind alle Oehaltskontrakte abgeschloeaea werden ad 
der Fteitflt des Goldes; dies ist so unabwendbar, da» das 
Land, wenn das letste Gold aus demselben heianegegangeD 
ist, doch noch immer nach Oolde rechnen muss. Die Frage 
ist nicht die, wie viel Kronen Sie in der Beiohsbank haben, 
sondern die Fmge ist die: welche Grundlage haben Sie für 
. das Abschliessen ihrer Kontmkte, und wie aibeitet ihre Ja- 
dustrie und namentlich auch, wie arbeitst > ihre L«ndwiit- 
schaft, meine Herren? Und wenn Sie fleissig sind, dami 
mnss die Wfthning sich halten, und wenn Sie uicht fieisfiig 
sind, kann sie sich Oberhaupt nicht halten!^' 
Goldene Worte! 

Das Programm der Deutschen Bank war, den Notwendigkeiten 
des Falles folgend, sehr eng gezogen; alior es wurde sehr bald erweitert. 
Denn t's zt iffte sich mit der fortschreitomleu industricUt n Knt wirkel'U g 
Deutschlands uml mit dem Studium der «>kon<'imis('hr'ii H.>iliugujigen 
unseres Vatrilaiides, duss wir in Jkv.ug auf die Krnähniiig unserer 
Bevölkerung auf dtiH Ausland angewiesen sind, und dass wir ent- 
we<ier Prudukle expurtieruii müssen < »der dass Menschen aujvzuwaudeiu 
hal>en. wenn ein Gleiohgewir-ht in unserer Volkswirtschaft einschalten 
werd' ii Still. Ferner bracli sieh die Erkeuatnis Bahn, das.<. je ent- 
wickelt» r rine Weltwirtsehnft ist. je dichter die Reziehnngen, je 
manniirfaltiirer die Verkelirswege werden, desfi» sj»c/.iali?iierter die 
Arbeitsmethoden der V>">lk.'r werden müssen, und dass es nur auf 
dem Wege einer friedlii hen und freundwilligeu Verfständigung er- 
zielt werden kann, daits ;dli Kiilfte in der vorteil haftesTen Weise 
zu Gunsten der Volkswirtschaft als eines Gan/en aiisgenützt wenlen 
können. Es war also aus dem Kampfinstriunent. welches die 
Deutselie Bank zuerst dai^tellte, alsbald ein Instrument geworden, 
weichet} von ihren intelligenten Leitern benutzt wurde, um Deutsch- 
land einen Platz an der Sonne des Welthandelsmarktes zu eningen, 
einen Platz, welchen dieses Institut und andere, welche iJun ge- 
folgt sind, bis jetzt mit Erfolg haben verteidigen können. 

Eine der Gnmdmaximen, die Dr, Ton Siemens in der Vei^ 
f ilgiuig dieses Gedankens ausgesprochen hat und die ihm ein 
LieblingsUiema geworden ist, das er auch in PrivatgesinAcben oft 
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berflhrte, w, dass es fOr jede Volkswirtaßluift, die mit dem Aus- 
land zu than habe, überhaupt fflr jede Volkswirtschaft, die nicht 
ein einziges geschioesenes Ganze bildet wie z. B. Russland oder die 
Vereinigten Staaten, notwendig und wichtig sei, einen starken Stock 
von auswärtigen Wert|>apieren zu besitzen, und zwar «di er, wie 
er überhaupt das Geld im Wesentlichen als Machtmittel betrachtete, 
in diesem Besitz fremder Wertpapiere in Deutschland xmiächst: ein 
Mittel zur Unterstützung der Bestrebungen des deutsclien Kauf- 
manns im Ausland, welche darauf gerichtet sind, der deutschen 
Industrie möglichst zahlreiche Aufträge zuztiführeii. Denn es 
iht klar, daas jimg entwickelt*^ Länder nicht in der I^tge bind, 
aiicÄ tliisjenige gleich zu bezahlen, was sie für ihre Ent- 
wi<'keli}ng gebraueben, und dass derjenii^e Kaufmann am besten 
aubg^'i listet sein wiifl, und die meisieii Aufträge bekommt, der 
gleich das Geld in der Tasche mitliringt. um sich selbst zu be- 
zahlen, d. h. in der Lage ist, einen Vorschuss auf eineu laiigen 
Termin zu ma^'hen. 

Weim man bedenkt, dass der deutsche Kxjiört ungefähr den 
Wert von 4 Milliarden zur Zeit erreieht hat, ist es einzusehen, 
wie wichtig dieser Ttrundsatz ist, und daliei ist zu erwägen, 
dass von all den ungeheuren Summen, welche im Laufe der 
letzten Jahrzehnte in ausländische Unternehnumgen geflossen sind, 
ein sehr grosser Teil Deiitschland überhaupt nieniaLs verbissen 
hat Jilines sehr cliarukteristisohen üeispieles erinnere ic)t 
mich aus der Zeit der Unterbringung einer nordamerikanis( lieu 
Eisenlahnanleihe, die zum Teil an Knipp gezahlt wurde für die 
Schienen, die er dorthin geliefert hat. Das sind allerdings tempi 
jsissati; aber wenn man eine Aufstellung machen wünb . was H. 
iQr den Bau der anatolischen Hahnen gegen Aktien und Anleihen 
au8g^;eben und in Deut.sciilnnd und Frankreich geblielx ii ist, so 
würde man nach meiner Ansicht auf eine ungeheuer hohe Ziffer 
kommen. 

Zweitens sah Dr. ron Siemens in dem Besitz ausländischer 
Anleihen ein öfTentiich »politisches Machtmittel. Er hat das im 
Reichstag fifter betont und erkUrt, dsss der politische ESnfluss, 
den zweifellos Österreich auf Serbien ausflbe, darin beruhe, 
dass Osterreich der Olftnbiger Serbiens und zwar in Öffentlichen 
Anleihen sei. Man braucht gamicht darauf hinzuweisen, welchen 
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ungeheuren Choo aoinanoit TOrst Biamarck dem nuaiscbao 
Staatikredit sugefOgt hali, ak er das deotsche Kapital TeianlaaBtey 
sich aeiner ruadschen Fkpiere au entiuaaern, nnd weldien groBaon 
Nulaen die italieniache TolkswirlBchaft dieaer Wendunf^ der 
deutschen Yorliebe au italienischen Werten gehabt hat. 

Damit hAngt, drittens, ausammen, daes der Beeitz aualbidiBoher 
Wertpapiere — ich folge hierin der Deduktion des Dr. toq 
Siemens — dn ungeheures HU&mittel in Krisen und im Kriege 
ist Wir haben jetzt bedauerlicher Weise noch einen Krieg in 
Sfldafrika, welcher nach den Aufstellungen der BnglAnder selbst 
gegenwärtig ungeAhr 25 Millionen Huk per Woche kostet, und 
zwar nur auf der einen Seile; vas die Buren ausgeben, und iro 
sie es hernehmen, wird man rielleicht niemals eifthren. Diesen 
Summen gegenüber muss man bedenken, daaa jener Krieg gefflhit 
wird mit einer ganz Uesnen Armee von höchstens 200 000 Menschen 
auf der einen Seite und ich weiss nicht wie viel Personen auf 
der anderen Seite. Es IBsst sich selir leicht einseben, was es erst 
kosten wird, wenn etfropAisebe Riesenarmeen aufgestellt wenlen, 
die ilas Vielfache an Menschen nnd an Material in sich aufnehmen. 
Dem gegenüber ist es klar, dass mit den paar Milliuueu, deu 
120 Millionen Gold, die wir ini S]>atid;uit r Tunae haben, nicht 
über tlit' eisten drei Tacre eines Feldzuge^ nui w eirzukommeu sein ^ird, 
und diese 120 Milliüiien ebenso gut nicht tlurt zn sein brauchten. 

Wfiiii nun ein solcher europäischer Krieg luisliräelie. so \\ finie 
Ober kurz oder laug, falls die (Icutscht' Natiuiuihviitschaft nicht zu 
stark geschwächt werden mU, ein Aiijiell an diu« Ausland notwendig 
werden. Selbst das reiche England hat in riie-< m kleinen krieg 
sich an die Vereinigten Staaten wend< n inii^teu uiul tn-ty/leni nicht 
verhüten kniinon, diU»« das Haiiptstaatspapior, der (rushenei>n-'il, 
einen unerhört tirlen Stand erreicht hat. Wenn t>s nun so kounnt, 
dass geimle die Ilauptgeld Weltmärkte dem krie^'^fiihrenden und 
geld bedürftigen I^and-' feimllieh sind, so ist /um niindejsferj die 
Aufnahme der notwendigen Mittel sehr erschwert und walirs- iieiiilich 
nur unter sehr drückenden Jiedingiinf^en durchzuführen und iadiürh 
kommt das f^oldsuchende Land leicht in w irtscliaftliche Abhängigkeit 
vom Auslande, Anders, wenn man einen gmssen Stock aiisländisolier 
Wertpapiere besitzt, welche einen internationalen Markt haben, und 
die man jederzeit mit grösserem oder geringerem Verlust — danurf 



Digltized by Google 



— 1329 — 



kommt es zu Zeiten solcher Krisen nicht an — verwerten und 
80 das notwenditre Metall an sich ziehen kann. 

Der vierte Grund, wrslinll» Dr. von Siemens ganz besonderen 
Wert auf einen starken Besitz Deutscdilands in ausländischen 
AVertpapieron legte, war, dass sie notwendig seien zur Aufrecht- 
erhaltUDg der Währung und der Zahlungsbilanz. Die 
Entwickelung der meisten fremden Landor, an die man Anleihen 
giebt, fahrt gowr>hnlich daiiin, dass sie nadi und nach selbstständig 
iirerden, und e» kann passieren und eg ist passiert, dass diese Länder 
niclit blos die notwendigen Nahrungsmittel nach Deutschland oder 
in das Ausland exportieren, sondern dass sie eine eigene Industrie 
in einem Umfiinge entwickeln, so dass die Zahlung für die gelieferten 
Nahrongsmittel nicht mehr durch Industiieenseugoitte ecfoigen 
kann, weil das betreffende Land eben nicht mehr absorbiert, sondern 
selbst produziert. 

IMesen Weg sind schon viele Lftnder gegangen. Seit einigen 
Jahren sind das Hauptbeispiel die Vereinigten Staaten von Nordamerika, ' 
welche die ungeheure Summe von ungefähr einer Milliarde Dollars 
per Jahr oder einer Summe, die gleich ist der ganzen fransOsischen 
Kri^sentschildigaDg des Jahres 1871 per saldo von dem Ausland 
zu fordern und diese Summe auch von dem Ausland regelmässig 
bisher bekommen hab«i, und twar so, dass weder die deutsche 
noch irgend eine andere eurojAische Geldwirtschaft dadurch ernst- 
haft derangiert worden wftre, und zwar nur auf Grund des staiken 
europäischen Besitzes von amerikanischen Fiipieren. Der Ciroulns, 
den diese Papiere gemacht haben, ist sehr interessant fOr die 
Schfltzung, die man überiiaupt anlegen muss bei der Frage, ob 
fremdlAndische Wertpapiere fflr eine nationale Wirtschaft von Wert 
sind. Die amerikanischen PajHere sind alle erworben zu einer Zeit, 
als die amerikanische Wirtschaft zu teurem Zins und zu niedrigen 
Kursen Geld im Ausland aufnahm, und sie sind zurflckgeflossen 
und fliessen noch zurOck zu einer Zeit, wo infolge des gesunkenen 
Zinsfußes in den Vereinigten Staaten ausserordentlich hohe W«rle 
für diese amerikanisch-nationalen Papier© angelegt werden kOnnen. 

Dr. von Siemens hat die eben entwickelte Theorie am 
b. Februar 1899 im Reichstag in folgende Worte gekleidet: 

„Der Besitz an ausländischen Auleiheu ist für uns von 
allerhöchstem Werte. 

84 
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Er ist von grossem Wert zur Aufrechterhaltuni? unserer 
Währung. lu all den grosFoii nkoiiomisflien Hcwei^unEfeo, die 
vor sieh gehen, brauclu ii Sie gewisse ricllkissoii. Wir lialK?n 
jedes Jahr für die Ernälirung unseres Volkes au97,ugel)eD : 
300 Millicnt ii für Getreide, so uikI so viel für Vieh. All 
das könnte unsere Ijandwirtschaft vielluidit leisten: nhfv sie 
ist inein<^s Dafürhaltens tixiiniseh noch m unendlich zmü' k. 
diiöb sie voll den Btilüifiiissen nicht entspricht. — .la, ich 
bin auch I^andwirt. s< ii(.ti seit 4 0 Jahren. — In diesem 
Wechsel *lor ( lelilhewegiuig, der uns unter Umständen zwingen 
kann, viel üoUl an das Ausland zu remittieren, brauchen wir 
ein Prellkissen. \\"\v inü^sen nämlich gegenwärtig das, was 
unsere Bevölkerung an Naiirungsmitleln gebraucht und unsere 
Lfindwirtschaft nicht selbst produziert oder verdient, vom 
Au.sland kaufen ; unsere Industne muss dui-ch das Geld, was 
sie au ihrem Elxport verdient, uns die Geldmittel liefern, 
welche wir sum Ank&uf der feliieaden Nahnrngsmittel ge^ 
bnuohen. 

Wenn nun unser Export aus innemn Gründen vornber- 
gehend zurückgeht oder durch irgendwelche glänzende Handels* 
Verträge, wie wir ja deren za erwarten haben sollen nach 
den Verfäirlmnmgen der rechten Seite des Hatises, künstlich 
auf einige Zeit zur&okgeechraubt wird, nun, dann brauchen 
wir alle diese Werte zur Aufrechterhaltung unserer WAhrang 
und unseres Zinsfusses. 

Deshalb ninas jedes Land, welches dne starke BevOlkeraog 
hat, mit absc^uter Notwendigkdt dnen grossen Stodt too 
fremden Effekten besitsen/* 

Diese Theorie ist sehr viel angegrifren worden; noch in der 
allerietzten Zeit hat sich ein lustiger Federkrieg zwischen Dr. 
▼on Siemens und einem ihm lange nicht gewachsenen PuUisisten 
entsponnen, und Dr. von Siomens hat Aber die Frage, ob die 
deutsche Nationalwirtschaft unter Umständen auch an solchen fremden 
Wertpapinen Verluste erlitten habe, und wie sioh dieselbe etwa 
zum Qesamtnutsen aiisdrQckten, am 7. Juni 1900 im Reichstsg 
gesagt: 

„Nun hat man oft die Klage erhoben, dass bei diesen 
fremden Anleihen auch Verluste eingetreten seien. Die That^ 
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Sache ist unbestreitbar. Aber ich ^'^lanbe mit einti- gewissen 
Sachkenntnis behaupten zu können, dasa diese Verluste 
dreifach und vierfach durch entsprechende Gewinne flbor- 
wopren sind. Und wenn Sie die GesamtbilaDz unserer Nation 
bezügiicli der Geschäfte dieses Charakters ziehen, so werden 
Sie finden, dass diese Bilanz eine grosse Stütze eu Ouneten 
unseres Nationalwohlstandee aufweist'* 

ist klar, dass bei dieser Gesamtbilanz auch der that- 
sftshEch nicht zu berechnende Nutzen in Rechnung gezogen werden 
mu8s, den die deutsche InduBtrie von den ihr dabei Termittelten 
Bestellungen geliabt hat. 

Die Theene, welche Sorte oder Art von anslftndi sehen Wert- 
papieren geeignet sei, ohne erhebliche QefiÜirdnng der National- 
-wirtachaft in Deutschland eingefOhrt zu werden, war bei Dr. 
von Siemens die, dasa es verständig sei, Geld an das Ausland zu 
geben ffir werbende Unternehmungen und in solohen Fallen« wo 
die Kultur, der fioden, das Klima des betr^enden Landes eine 
gedeihliche Entwickelung vomussehen liessen. Und das ist auoh 
die allgemein giltige uod zu befolgende Theorie. Es ist Uar, dass 
man dann sehr viel grossere Chanoen hat, sdn Kapital und seine 
Zinsen sicher gestellt zu sehen, wenn man es nach diesen Kriterien 
ausleiht, als wenn man es an ausgepumpte Länder zur Bezahlung 
alter Schulden etwa hingeben wollte. 

Zu diesen werbenden Unternehmungen zählte Dr. von Siemens 
natürlich vornehmlich die Yerkehrs-Untemehmungen und unter 
diesen besonders wieder die Eisenbahnm. Es ist bekannt, dass 
ihm die Bekanntsdiaft des deutschen Publikums mit verschiedenen 
grossen amerikanischen Bahnsystemen zu verdanken bt, und dass 
alle die verschiedenen Engagements mit diesen Systemen inzwischen 
mit grossem Nutzen für den deutschen Nationalwohlstand abge< 
wickdt worden sind. Das Letztere ist nidit etwa ein Zufall, 
sondern ich glaube, dass das eine Folge der richtigen Erkenntnis 
ist, dass für Deutschland auf jener Seite nicht mehr derjenige 
Nutzen gefunden werden kann, der in anderen Ländern jedenfalls 
ttieidit word^ kann. 

Wenn man sich die Lage von Komrtantinopd ansieht, so 
wird man finden, dass m in der ganzen Welt keinen Hafen giebt, 
welcher glänzender situiert ist, und keinen, der in Bezug auf sein 
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Hinterland üJinlicher dem gn)88en amerikanisrhon Hafen Newyork 
ist, alB Kcrado Koiistantioopol. T'nd zu dersellMMi Zeit, (\n sich das 
drutsche Kapital unter der Kuiinmg^ des Dr. von Siemens und 
beiner Kollegen mehr von den aniorikanischen Anlagen al>- 
wandte, wurde es <len We|^ nach dem Orient geführt, und die 
deutsche Bank auf die Initiative des Dr. von Siemens er"f>^^Tte für 
den deutschen Handel zimächst die erste und die einsige bestellende 
Zufahrtschienen.strasse, die orientalische Bahn, um nach mancher 
sohwierigen Verhandlung jene Stichbahn in das Innere Kleinaaiens 
vorzustossen, welche jetzt zur Stammlinic eines sehr grooocn 
Systems nach und nach ausgebaut werden soll. 

Es ißt eigentümlich, dass dieses Kleinasien imd Mesopotamien, 
welches im Mittelalter beinahe das Hatiptgebiet deiifschra q^ni^f>^ 
crewesen ist, nahe^^u alle diejenigen Staadardprodukte hervorzubringen 
in der Lage ist, liinsichtlich derer die europäische Wirtschaft heute 
noch von den Vereinigten Staaten von Nordamerika abhftngig ist 
Es ist bekannt, dass in alten Zeiten dort nicht nur Petroleum 
gefunden worden ist, sondern dass überhaupt alle subtropischen, 
in den Vereinigten Staaten vorkommenden Produkte dort mit 
Erfolg erzeugt werden kOnnen; ganz besonders ist es nicht un- 
wahrscheinlich, dass sich Baumwolle in grossen Quantititen und 
SU billigen Preisen winl anbauen lassen. Es ist deshalb nicht 
ausgeschlossen, dass diese Diversion deutschen Kapitals nach dem 
Osten ein wirksames Gegengewicht gogen dasjenige werden kann, 
was man heute die »jimerikanische Gefahr** nennt, indem fQr die 
deutsche Industrie neue Gebiete eischlossen und bei den Bewohnen 
Bedfirfnisse erregt werden, wdche sie fftr deutsche Erzengnissd 
konsumlustig machen. Dann werden es diese Ltoder enndglidieD, 
denjenigen Cerealienbedarf, den Deutschland notwendig vom Ausland 
beziehen muss, durch Erzeugnisse der deutBchen Industrie zo 
bezahlen und dadurch die Gefiihr abzuwenden oder auf das geringste 
Mass znrOckzufOhren, die dann droht, wenn man einem wirtschafte 
lieh ttbennJIchtig gewordenen Lande bedeutende Summen schnld^ 
wird, die man nur bezahlen kann entweder in baarem Oelde oder 
indem man eigene Anleihen in jenes Land hinflberschickt, wie das 
ja in den letzten Jahren schon vorgekommen ist 

Dieselbe Sorge fQr einen Aualass unserer nationaleo Krtfle 
und die Erweiterung unserer Absatzgebiete hat Dr. von Siemens 
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auch 7A\ einem warmen Anhänger der Koionialpolitik gemacht im 
Gegensatz zu einer Anzahl seiner politischen Freunde, die sich 
durchaus ablehnend verhalten haben. £r hat unter dem 14. Februar 
yorigen Jahres gesagt: 

„Das, was wir thnn können, ist, dass wir der Nation Wege 
für die Verwertung ihrer Obertlttssigen Kräfte zeigen und vor- 
bereiten. Unsere Hunderte oder wenige Hundei-te von Milli- 
onen ^ es wird von dem vereinigten deutschen Bankkapital 
{^osprochnn — kommen nicht in Betracht gegenüber den 
Milliarden des Nationalvermögens, sowie gegenüber der GrOeae 
der Angaben, um die es sich hanilelt, wenn neue Richtungen 
eingeschlagen werden sollen. Wenn wir den Gedanken der 
Centralbahn jetzt nicht weiter verfolgt haben, so hat es daran 
gelegen, dass das Fortschreiten der englischen Bahn die Aua- 
sicht auf «ugenblicUiohe Rentabilität geschwächt hatte, und 
dass die Vorliebe der Nation sich anderen industriellen Ge- 
bieten sngewendeC hatte. Dass aber diese Bahn, welche ku- 
gleioh eine politische und wirtschaftlidie Notwendigkeit ist, 
gebaut werden wird, davon bin ich absolut ttben&engt, so gut 
wie die Rhodessche Gentraibahn vom Süden Afrikas nach 
dem Norden gebaut wird, ileine Herren, die Bahn wird ge- 
baut werden. Vor 60 Jahren haben alle Leipziger Philistear 
erklftrt, dass eine Bahn von Leipsig nach Dresden nicht 
m(igUch sei, und heute erklfiren andere Philister, dass diese 
S^che nicht gemacht werden könnte. Diese Dinge werden 
alle gemacht werden, und ebenso sicher wird die Zugangs* 
Verbindung zu dieser Bahn hergestellt werden in der Form 
unserer Centraibahn.'* 

Der hierin ausgedrückte Gedanke ist audi anderen ünter- 
nehmnngen kolonialen Charakters beständig zu Gute gekommen und 
bat die Beviehungen, die Dr. von Siemens su dem Ausland hatte, 
Dach raehrfaoher Richtung lün erweitert 

Durch die Thfttigk^t des Dr. von Siemens und seiner Freunde 
sind der deutschen Geldwirtschaft mannigfache neue Wege gewiesen 
worden, und es ist zum ersten Mal mit grossem Erfolge versucht 
worden, den deutschen Kapitalisten zu interessieren an sehr grossen, 
^v<ii au SS« hauenden, vernunftig gestalteten Unternehmungen im Aus- 
land imd unter der A^erantwortung der Baaken auch das deutsche 
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Sj'iuknpital /u orpranisieren. um «liefe f;r>>ss<?ii tiud fflr ilt'n kleinen 
Kajiitalisteii iiielit »'nv ich baren und nicht z\vt'ckiTi<'issig:en Dinge Unrf*h- 
zufüiuv'ii. E« i>t ( in grosser Stock voti Krieu'^smateri»'»!, wie Dr. 
von Siemens die fi-Miulen Anleihen bezeichnete, angeschafft worden, 
und es wurde nach und nach eine Organisation des Bankwesens 
in Deutschland geschaffen, die es in die Möglichkeit versetzt hal en 
würde, als volü>erechtigter Konkurrent mit Paris und London auf 
dem Weltmärkte zu herrschen. Leider hat eine kleinlicJie »ind in 
ihren Motiven nicht ganz verstandliche Gesetzgebung, die sich auch, 
vielleicht unwissen^ch, nicht gescheut bat, aehr niedrige mensch- 
liche Leidenschaften in ihren Dienst zn ziehen, die Aussicht für 
Deutschland, diesen Plats onbestritteii einzunehmeo, luindesteiis 
am eine Reihe von Jahren verschoben. 

Die Qefifthr, die in dieser Hpsetzgebung lag, bat Dr. von Siemens 
in seiner massvollen Weise, hauptsfiohlidi eine Quelle seines 
Erfolgs andi Ijei aeinen politiacben Gegnern war, Öfters gezdcfanet 
EiT bat am 7. Juni 1900 gesagt : 

,,Meine Herren, so kann ich also auch heute wieder sprechoi 
und kann Ihnen auch beute sagen, daaa die Börse an sich trotx 
aller Abgaben, die Sie ihr auferlcigen, nicht untergeben virl 
Die BOrse ist ein nnentbebrliohes Institnt, weil sie die Be- 
friedigung der notwendigsten Lebensbedftrfniase erieicbt&t 
Sie werden, meine Herni, die BOrse nicht abschaffen, solange 
Sie Getreide verkaufen wollen; Sie werden aie nicht abschaffen, 
solange Sie Kaffee und Tbee trinken, solange Sie sich in baum- 
wollene und wollene Sachen kleiden und dafür daa Ausland 
XU bezahlen haben. Sie können nur eine Eonsequens ^eleo, 
und diese Konsequenz ist nicht unwahrsdieinlich: Sie köanen 
die BOrse zu einem proTinziellen Institut madien, Sie köaoen 
ein Machtmittel schwSchen, welches« geschickt gebnuoht, in 
wirtschaftlicher und in politischer Beziehung dem Lande die 
grOssten Dienste leisten kann.** 
Diesen Worten braucht man nichts hinzuzusetzen. 
Die Seite der Th&tigkeit des Herrn Dr. von Siemens, welche 
ich hier geschildert habe, ist natArlidi nur ein Ausschnitt txm 
seinem ungeheuer reichen Leben, welcbee beinahe alle Gebiete des 
nationalen Wirtschaftslebens umfasst hat, und es ist nicht anzo- 
nehmen, dass all diese Dinge von ihm bitten ^nrchgeffibrt werdss 
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können, wenn nicht Dr. von Siemens — in seinem Wirken von 
einer Zeit nationalen Aufschwnncres getra.q:on — nnter seinen Kollo^'cn 
hervorra,L;<'n(lo ^litarbeiler gefunden hätte, <iie seine Eigenscluiften 
auf das glücklichste erpranzten, diejenige Technik heliorrscliten, die 
ihm nach seiner Erziehung fernlag, und die mit ihm, Treue mit 
Treue vergeltend, in guten und bösen Tagen die gemeinsamen Ent- 
schlüsse Äur wirksamen Duixjhffthruug bringen halfen. Jene unbe- 
dingte Harmonie and Solidarität in seiiiem KoUeigium, die or stets 
auf das äusserste pfiegte, ist eines seiner grossen Yerdienfitei 

Persöidich war er für seinen Beruf auf das glSnsendstc aus- 
gerOstet. Jurist und Kaufmann zugleich, mit einem ausserordent- 
lichen Blick für das Erreichbare, ein Verfichter aiigenblioklicber 
Vorteile und menschlicher Eitelkeit, aber von zäher Kmft und imer- 
müdlicher Leistung, drang er in das Wesen der Problenn% die ihm 
vorlagen, ein und wuaste stets mit sicherer Hand das Beiwerk 
und das Ephemere von dem Wesentlichen und Bleibenden 
sn scheiden. Von grosser Oerechtigkeitsliebe und Milde, verstand 
er auch stds die Stellui^ seiner geschlftliclien Gegner. Seine 
grosse Belesenheit machte ihn flherall tu Hanse, und dem Ausländer 
war er gerade darum ^mpatisch und zugänglich, weil jeder in der 
univeiaellen Bildung and kosmopolitischen Erfahrung des Dr. 
von Siemens einen Hauch seiner eigenen heimatlichen Auffassung 
zn finden glaubte. Durch und durch ein warmer deutscher Patriot, 
hat er seine Erfolge w^iger der Besiegnng des Auslandes und 
seiner ausländischen Konkurrenten als weisen vorsichtig von ihm 
angebahnten AUiansen mit den fremde Oeldmäditen su verdanken. 

Seine Auffiissung seines Beniies war eine ungewöhnlich hohOi 
und sein Wesen war der B^istemng Oberaus zugängig. Vom 
Beruf des Bankiers hat er sehr chiwakteristisch am 14. Februar 
1900 gesagt: 

„Ich stehe auf dem Standpunkt, den Herr Bebel bezeichnet 
hat als den Standpunkt eines Gymnasiasten und eines Quar- 
taners. Und ich bin stolz darauf, dass ich mein ganzes Leieu 
lang auf diesem Standpunkt gestanden habe, und ich glaube, daea 
ich die Erfolge, die ich vielleicht in meinem Leben errungen 
habe, der Thatsache zu verdanken habe, dass ich auf diesem 
qiiartaner« und gymnasiastenhaften Standpunkt stand, auf dem 
naiven Standpunkt desjenigen, der sich eben begeistern läset 



Dlgitized by Google 



— 1336 — 



füi- giosse Dinpc, und der nicht umuer aid den uugenblick- 
iklien Nutzen jsit'lit," 
In derselben Rode heisst es: 

„Was sind denn die sogrenannten B.inkrn.- Wir stellen 
nicht auf dorn Standpunkte, den die konservativ*» Partei uns 
zuweist, tlass wir kloiiif» EffektonlsJliidlcr oder liüröeiijni.l^r 
wären: wir haben den Standpurikl (ur uns immer in Anspiuch 
genomnit'ii und wir nehmen ihn weiter in An.-prueh, das8 
wir eine Art Führer des Unternehmungsgeistes der Nation 
sein wollen." 

Und in einem Buch, welches im vorigen Jahre erhriii- nen ist 
und die Ausspruche vieler hervorragender Dentsr-her enthält, ist 
ein kühner Ausspruch enthalten, der vielleicht in gewisser \Vei>e 
stark vorgreift, aber doch eine Idee von den weit ausschauenden 
Gedanken dieses ausserordentlichen Maunefi giebt; er sagt da, toid 
zwanzigsten Jahrhundert sprechend: 

„Aber auch die Auseinandersetzung zwischen den ver- 
schiedeaen Nationen wird sich zukünftig um andeiv Zit^le 
drehen wie bisher. Die Eämpfe des nächsten Jahrhunderts 
werden daher weniger mit Sal>el und Gewehr als mit 
industriellen und kommerziellen Waffen ausgefochten werden, 
und die Führung wird seltener bei Diplomaten und Gene- 
ralität, dafflr um so häufiger l>ei den grossen Cüpital- 
Associationen liegen. Dorthin werden die Nationen ihi-e besten 
MAnner zu stellen liaben, wenn sie cfiiolgreich fechten wollen.*^ 
Einen der besten Ifänner, die an diesem Posten standen, 
haben wir verloren. Sein Verlust ist fflr Deutschland um so 
schmerzlicher, als wir in einer Periode schwerer innerer, «irt> 
sdhaftlicher Kftmpfe uns befinden, die darauf hinauslaufen, dem 
mobilen Kapital, dem Kriegsmaterial der Nation, die Wege zu w- 
legen und den Ausiass fflr unsere flberschflssigen nationalen KriUle, 
den Exporthandel, durch Zoll- und Tarilkimpfe auf das al]e^ 
sohUmmste zu schädigen. In diesem Kampf, in dem Ausgleich 
der Parteien werden wir Dr. von Siemens auf das aller* 
schmerzlichBte vermissen und ihn nicht ersetzen kOnnen. Sein 
Verlust ist deshalb, wie ich im Eingange bereits gesagt habe, ein 
nationale. 

FOr die Internationale Vereinigung fOr vergleichende fiedit»- 
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Wissenschaft \iiul Volkswirtscliaftalehre bedeutete aber der Name 
von Siemens ge?-!i'b-'7n oiii Programm. Denn ohne die woit aus- 
schauenden Unteinehinungen, ohne die Verniittelung, die er uns 
Deut,schen in unseren Beziehungen zum Welthandel gegel^en hat, 
wäre es niemals möglieh gewesen, eine deutscm' (Tesellschaft fflr 
vergleiehende Rechtswissenschaft und Vulkwlrtsehüftslehre auf die 
Füsäc zn stellen, weil es zu der Zeit, als Dr. von Sioniens in 
das Wirtschaftsleben trat, solche deutsch-internationalen Fragen 
überhaupt nicht gab. Deshalb beklagt unsere Vereinigung in 
Dr. von Siemens nicht nur ihr langjähriges Mitglied und ihren 
Schatzmeister, nicht nur einen der geistreichsten Vortragenden, 
die sie je gehabt hat, sondern für sie bedeutet das Verschwinden 
dieses Mannes auch das Aufhören einer stetigen Quelle der An- 
regung und Befruchtung unserer Ziele. 

Wir v- M !en alle, auch die wir Dr. von Siemens nicht freund- 
schaftlich zuc^than oder dankbarlich verbunden sind, sein ieuchtendSB 
Andenken warm in Ehren halten. 
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Vui » tand: 

Dr. Fülix Mt'ver, Kanuuergericlitsi-at, Erster Vorsitzender, Berlio W., Lützow- 

üf.T 32. 

Paol von Rbeiubaben, Geheiint-r Ol.f rrogieningsrat, vortragender Rat beim 
Staatainioisteriutn, Zweiter Vorsitzender, Berlin, Öchoneberger-Ufer Ii. 

Johannes Peten, Ministerialdirektor im Mioisterinm des IniMrn, Dritter 
Vorsitzender, Berlin, Kurfür>tpndarn!n 212. 

Heinrich Dove, Laodgeriolitsrat a. D., Syndütus der Ältesten der Berliner 
Kaofmannsohaft. Bibliothekar, Beriin, Friedridi-WUhelmstme 10. 

Dr. jor. phü. Friedrich Zahn, Regierungsrat, Mitglied des Kai-erl. Sta- 
tistischen Amtes, Krster Schriftführer, Berlin, Kalckreuthstrasee 15. 

Dr. Hueo Neumaan, Rechtsanwalt am BTaramergeridii, Zweiter Sehriftfnhm» 
Berlin, Potsdanierstrstssc IIS. 

Axthur Owinoer, Direktor der Deutscheu Bank, Scfaatsmeiater,') Beriin, 
Bauchstrasse 1. 

A. 

Walter Abel, Rittergutsbesitzer auf Alt-Sührkow bei Teterow. 

Dr. Michael von Abraschkewitsob, Geiichtsassessor, JE^vabiozent der Bechte, 

Odessa. 

Aly Abou-El-Fotouh, Substitut des Oeneralproltttraton h, Ape[lationageridit»> 

hofe, Cairo, Itue Clieik Abd- Allah If». 
Dr, Benry C. Adams, Professor der SUiaLswisseDschaften, Aun Arbor, 

(Michigan, U. 8. A ). 
Bolwrt A I) iHseii. Königlich Grieohischer Oeneral-Konsttl, Berlin, Kuifüistea- 

dumm 10. 

Dr. Georg Adler, ausserordentlicher Professor der Staatowtssensohaften, Kid, 

Düsternbrook 40. 

Dr, Friedrich Xaver Affolter, aussf^roideutlicher Professor dm Rechte, 
Heidelberg. 

Dr. Ramon Montesimos Aguero, Advokat, Banjuisimento (Lara, Veaenielaj. 
Leo Ahsbahs, Referendar, Kiel, Oerhardstranse 87. 
Edgar Albrecht. Genf, Bonlewd James Fazy J. 

Dr. Bugo Alexandor-Katz, Justizrat. Rechtsanwalt und Notar, fiagierangi- 

rat a. D., Berlin, Mohronstrasse 7. 
Dr. Panl Alexander>Kats, Reobtsaowalt, Privatdosent der Beerte an der 

Königlich Tec!inisc!ien Ilochschulo, Hcriin. T>n]>zigerstras.se 39. 
Vasilij Mikifoiovic Alexandrenko, Professor der Rechte, Warschau, Marzal- 
kowskajaslrasse 78. 



') Die mit omom Stern v»»rs»»h»»nen Mitglieder sind korrp<:j>ondi':»rende. 
') Geldsendungen sind zu richten an die Gescliafts-steile: ihjutsche 
Baakf Sekretariat znllMadea des Hemi Blranaa, Berlin, BehrenstiMseS^lS. 
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William Allen, Dozeot der Staatawisseuscbaften, Cbieagu, Monroe Avenue 5744. 
James Barr Arnes, Professor der Rechte, Ounfnidge (Massaehasettsi Har^ 

vanJ. T'iiivtTsity. 

A. Amscbl, ÜberlaDdesgerichtsrat, k. k. Staatsanwalt, Graz, Xlosterwiesgasse 27. 
Dr. Demetrios A. Aoargyio». Rechtsanwalt, Athen, Nioodeniiisatrasse 2. 

Dr. Fritz Andre, ordentlicher Profusssor der Reohtt, Hirboiy. 
Dr. Giuseppe Ausaldo, Genua, Via Scurreria 5 (5. 

Oswin Anton, Kaiserlich deutfjcher Konsul, Kairo, Sharia el Moghrabi 17. 
Dr. Max Apt, Gerichtsassessor, stellvertretender Syndikus der KorporatiOD 

der Berliner Kaufmannschaft, B«riin, MagdeburgerstrassH 33. 
Felix Pio de Aramburu y Zuloaga, Professor der Rechte, Rektor der Uui- 

versitiit Oviedo (Spanien). 
I)raj.'nijub Amniijflowitsch. Bcl^jrad. z. Z. Cbarlotteobufig, Sohlütentr. 8 U r. 
Dr. Jühannes Aravautino-s. Advokat, Athen. 
Dr. Carlo Arnö, Advokat, Profes.sor der Rechte, Modeiia. 
Leoni<la> Palares Arttta. Mini.^tor des Äiuseren der JiapttbUk ficnador, 

Excelleuz, Quito (Ecuador*. 
Dr. jur. et phil. Faol Felix Asobvott, Laadgeriohtanit, Berb'n, Hohenaotlem- 

strasse 19. 

Piiilipi. A. Ashworth, Barrister at Law, J/>ndon, 7. Clivden Place Eaton 
Square. 

Dr. jur. T. M. C. -Ass'T. Staatsrat, Haag. 

Dr. Arnold Assmann, Gerichtsassossor, Lüdenscheid ^Westfalen) £.Z. Friedenau, 

Begasstra^ 1. 
Dr jur. ot phil. Adolf Astrnni, Dozent t|cr fu'clit«', lAind. 
Adoii von Auer, Reichsrat, königlicher J ustizrat, München, üerreostrasae 13. 
0. P. Austin, Chef des Statistisdien Bnream, Washington. 
Frederic Autran, Advokat, Mai-seille, nie de rOrrnoau 2. 
Dr. Gameisiodo de Azcarate y Meoeodez, Mitglied der Köoiglioh S^iacheo 

Akademie, Madrid, Ayala 7. 



B. 

Dr. Otto, Badstubner, Landrichter, Meseritz (Posen). 

Dr. Adolf Bäck, Hof- and Oericbt«Midvokat, Wien, PeHtalozzigas.se 3. 

Dr. H. de Bafts. ordcutlnlior Professor der T\t'cht>'. (leiif i'Belgien). 

Simon £. Baldwin, Richter ain höchsten Gerichthhof in Connecticut, Professor 

der Rechte an der Yale üoivereität, New Häven (0. 8. A.K 
Dr. Maiui''l Ballpstoros. Advokat, Santia^^o de Chili'. 
Albert Balliu, Geoei-aldirektor der Üaniburg-Amenka-Liuic, Haniburg. 
Dr. Lndwig von Bar, Geh. Jnstizrat, ordentlicher Professor der Bsohte, 

(ii'ittillL't'U. 

Dr. KuostaiiUo A. Basiliu, Advokat^ Athen, Aristidesstra.sse 8. 

Dr. Lothar Otto Bassenge, Kaiserlicher Regierungsrat, Kolonie Gmnewald 

bei Berlin, Caspar Tliey.sstra.sse ö. 
Michael von Batta, Alviucz i Ungarn). 

He. Doroblaucht Dr. Prinz Franz Josef von Battenberg, DarmstadL 

Dr. Ferdinand Baumgarten, Advokat, Budapt'st, Nagykorona-utcza 18. 

Dr. J. Baumgarten. Sektionsrat i. Justizministeriuoi, Ftivatdozeot, Budapest, 

Elisabetharing 41. 
Eugen Baamgartner, Strassburg i. K. ' i ingeriering ]8l 
Dr. Giovanni Baviera, Palermo, Via Liiuoin .'<>. 
Luduvic Beatichet, Prof<?ssor d. Rechte. Naiii y, l u«' Je la Ravinelle 7. 
Dr. August RittHf von Bechmann, Rei hsrat, Geheimer Justizrat, Mitglied 

der König!. Al^ad. mic d Wissenschaften, ordentlicher Froiesor der 

Rechte, München, Barei^trasse 't'2. 
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Aogmt Becker. VomtzeDder d. OrnlieiiTorstaiide« der Oewerkschaft Oeneral 

Bliiiiientlinl. Düs^i^ldoil', ühlandstra-sso 4^. 
Curt Beelitz. Amtßnchter a. D., HittergutsbebitztT a. (iaideo b. Greifeüljagea. 
Dr. Eduaid Beguelio, Professor der Hechte, Neocbatel, Schioes Peseux. 
Dr. Rudolf Begiiin, Advokat, Vooiburg beim 

*Dr. J. Fr. Renreod, ordeotlicher Frof^tisor der Beohte, Keichi^ericbtsnti 

I<ei|)zig. 

*Dr. Inunaimel Bekker, Oeheiiner Rat, ordentlicher Professor der Rechte, 

Heidelberg. 

Dr. Erust Beliag, oi-deutlicber Professor der Keuhte, Gieäseu, Gr. Steiuweg 21. 

Wladimir Beneschewitecb, St. Peten>barg. Ligcmskiiia 8. 

Rudolf von I*>entiigsen . K i M iIicb deatsoher OoaTemeur, HerbertshShe, 

>ieuguiueu (Bigumiolturcbipel). 
Dr. Bnrioo Beosa, Advokat, ordeotlieher Profeeaor der Rechte, Oebua, Tia 

San Bernanlo 10. 
Albert Bereut, Bechtsauwait, Berlin, Kötii^trasse 55. 
Paul Beri;, ObergeriohtBanwalt, Christiania, j^benbei^eieii 14. 
Dr. Karl Bergbohm, ordentlicher Profes.^oi 1» r Rechte, Bonn a Rh., Olüekstr. 8. 
Dr. Franz HerghofT-Isiag, Professor der Staatswiaiieiuchaffceii, Darinstadt, 

Steiustra-sKe 15. 

Dr. Freiherr Hans Herrn, i n ■ ou Berlepst^, ^aatsmioiBterf ExoelleDB, 

K^^l^fergut Seebach bei Gru>sr>n;^nftern. 
Dr. Knud Berlin, Hilfsarbeiter im Fiiiauznuui.Hieriuui, Kopenhagen. 
*Dr. Frans fiernhöft, ordentlicher Professor der Rechte, Rostock, Friedridi- 

Fmnzfstrasse H.'t 
Ferdiuaud von Buruolak, Budapest III. Vövösvari üt. 105. 
Dr. Wilhelm Bernstein, Rechtsanwalt, Berlin, Dorotheeostrssse 63. 

Dr. n I'f^tz. Knist rl, Dolmetscher, Hankau (China). 

Dr. Wilhelm Beuuitr. Generalsekretär des Vereins zur Wahrujug gemein- 
samer wirtschaftlicher Interessen in Rheinland und westfilen, 
DiiKS(>!J(>if, SchiimannKtra.sse 4. 

Dr. Clovis Bevilaqua, Professor der Rechte, Recife, Rua nova 44 (Brasilien). 

Biermann, KaiserUch deutscher Konsul, Priltoria (Sfidslrikanische Repuhfik). 

Dr. .Tohaimes Bierinann, ordentlicher Piofe.ssor der Rechte, Oiessen. 

Dr. J. Vau Biervliet, ordeotliober Proiemr der Rechte, Löwen (Belgien). 

Dr. JuKus Binder, ausserordentlicher Professor der Redite, Rostock. 

Dr. A. Bingner, SenatspriLsident des Reichsgerichts, Wirklicher Oeheimer 
Rat, Excellenz. Leipzig, Bethovenstras.se 12. 

Dr. Heinz Biugner, Regieriiogsrat, Berlin, Schaperstrasse 14. 

Dr. Karl Birkmeyer, ordentlicher Professor der Rechte, Hundien, Oster- 
M'Hldstrassp 9 c. 

Dr. Blasius Biro, Klausenburg, Monostorgasse 18, z. Z. Berlin, Hallesche- 
stresse 20. 

Dr. James von BleichnVl Rittergut.sbesitzer auf Sobloss Drehes bei 

Poinineritz, Berlin, Leipziger Platz IG. 
Emil Blenck, Oeheimer Oberrefnemng» rat, Direktor des Königlich Stattstisekes 

Hureaus, B«>r!in, Lim! r; -i i 28. 
Alexander Bloch, Petersburg, New.sky Frospeot 102. 
Georges Blondel, Professor der Rechte, Paris, Rne des Saints Pens S. 
Dr. Wil]]elni von Blume, ordentlicher Professor der Rechte, Königsbofg i> 
Emil Blumenfeld, Landgerichtsmt, Beriio. Passatterstrasse 2Ü. 
Georg Blunt.schli, Zürich, Freieetrasse 104. 

Dr. Üilosch Bogbitchevitsch, Dosent der Rechte, Belgrsd hd Genend Anton 

Boghitchevitfich. 

Yaltazar Bogisic, früh. Ju.slizminister von Montenegro, Mitglied der serbisches 
Akademie der Wissensdiaften, Exoaliens, Fans, Rue des Saints Peres 71. 
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Boiceau, Advokat, Nationslxat, AsBocicdes Institats far inieraationale« Beehtt 

Lausanne. 

Dr. Mutos Bomse, Rechtsanwalt, Peterabnrg, Pnflchkinakajastrasse 4. 

Dr. Oscar Forchaidf. Assessor a. D., Berlin, Fnuizösjirhostni.'-si' 32. 

Dr. jur. et plül. Charles Borgeaud, ordentlichor Profeüüur der Reohte, 
. Oenf (üniversitst). 

Dr. Ax '1 Borgen, Assistent im Mioiaterinin für öffeotliche Arbeiten, Kopen- 
hagen, Maglekildevej 12. 

Dr. Conrad Bomhak, aoBserordentlicher Professor der Rechte, Amtsgerichta- 
rat a. D., Berlin, Bliir Iu rpLitz 1. 

Alexander von Borzenko, Mag. jur., früh. Professor der Rechte. Advokat^ 
BcTolImSchtigter der mwiscben Reichsbank, Odessa, Pu8cbkinätras»6 8. 

Thon^ald Boye, Erster Sekretär im JostizmiDisterium, ChristianiB, Justiz» 
departement. 

Dr. Victor Böhmert, Geheimer Regierungsrat, Professor der Staatswissen - 
schafton, Dresden. 

Dr. Roeliff Morton BrecketiritlL;»\ Ithaca (New-York). Cilsoadilla Place 00. 
•Dl. Lujo Brentano, GohHimcr ilofrat, ordentlicher Professor der ßtaats- 

wis.seiischaften, München, MaximiliaDplatz 1. 
Loab Bridel, ordentlicher Profes?;or It i Hechte, Abgeordneter im groasen 

Rat, Genf, z. Z. Tokio ( llnivurHitiit). 
Fall Briein, Amtmann, Akureyri (Island). 

J. Brissaud, Professor der Rechte, TouIon.se. rue du Faubourg Matnbiati 40. 
Henri Brocher de la Flechöre, ordentlicher Professor der Rechte, Genf. 
Dr. Uax Broemel, Geuerulsekretür, Mit^'lied des deutseben Reichtataga und 

Ah^eordnetenhauses, !>f»iiiii. Matfh iikirchstrnsse 6. 
Juljuiiz von Brudkowski, Warschau, Wad/aniierska 10. 
Dr. Attilio Brnnialti, Staaterat, ordentlicher Professor der Rechte, Abge> 

ordneter, Rom, Vittoriri CaIoiiiki 30. 
Dr. EmiiiuBrusa, ordentlicher Professor der Rechte, Turin. Corso Viozaglio 22. 
Baron A. von Bräck, Königlich Bayrischer Kämmerer, Kaiserlich Deutscher 

Ki>tisul. H,il);ina. 

Georges Bry, Professor der Rechte und Staatswisücnschafteu, Dekan, Aix-en- 
Proveoce. Rue du quatre septembre 36. 

Ha^ri'iui) Bull, Richter am hikhsteu Gerichtshöfe. Cluistiania. 
Carl Bulliog, Gebeimer Jostixrat, Berlin, Potsdauierstrassu 121b. 
Walter Frederik Bullook, Etston, Cid Iwerton Road Exeter. 

Dr. Theodor Bunullii , Kai-Herlicher L»'gationsrat, Px-rlin. II oh en zoller n.strasse 2. 

Dr. Johanneis Burchard, Privutdozcut, Berlin, Kurfürsteodamm 20. 

Dr. Wolfgang von Burchard, As.««eRsor, Berlin, ühlandstrasBe 20/21. 

Dr. Walther Burckhardt, Professor der Rechte. lAusanne. 

Dr. Antonio i^anchez de Bustanmute, ordentlicher Professor der Beohte, 

Advokat. Habana. Aguacate V2H 
Pedro J. Bustillo, Advokat, früherer Richter am höchsten Gerichtshof Und 

Kas.satiünshof, Tegucigalpa (Honduras, Ct'utral- Amerika i. 
Dr. Giuliü Ccsare Buzzati, ordentlicher Professor der Rechte, Pavia, i'iazza 

Carmine '2. 

Syndikos Dr. Richard Bümer, Generalsekretär, Berlin, llaueistraase 8. 

C. 

Dr. Wilhelm C^n, Oeheimer I/cgntionsrat, Berlin, Maienstraaae 5. 

Guido Freiherr von Call zu Kulinbach und Rosenberg, Minister für Handel 

und Indastrie, Excellenz, Wien. 
Dr. Carlo Calisse. odentlicher Professor der Rechte, Pi.sa. 
Dr. Carlas ( alvo. Excellenz, ausserordentlicher Gesandterund bevollmächtilgte 

Minister der Hepabük Argeotinieo, Buenos-Ayros, z. Z. Paris. 
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Hugh .1. Campbell. Advokat, Dozent, Aberdeen, Union Street lö6 (Schottland). 
Dr. Georg Caracous«i.s, Advokat. Smyrna. 

Enrique A. Carillo, Attache der reraaai«eliea öeModtsohaft, Lima, Calle d« 

Tragillo 8(1. 

Higuel Antonio ( aro, Piriudeiit dar Republik Cdnmbien, ExcoUenx, Bogoli 

(Süd- Aiiiei ika). 

Jose de Carvujal, fiuLeroi iliuisttr und Abgeordneter, Advokat, Madrid, 

Hernan-Cortys 11. Pral. 
Dr. Jacinto Castflknos, Mini^for des Äusseren der Bepablik Salvador, 

Excellen/-, Sdva'lor iC"ritnil-Ami'iika). 
Dr. Demetrius E. Castordiis, Athen, nphtalmiatriu 8. 
Dr. Cooataiitii'o Castori, ordeutlicher Professor der Becbta, Advokafc, Padua, 

Via S. Gaetano 3ä91. 
Joaeph Gbailley-B(>rt, (Tenemlaekretär der UnioD Coloniale FraDfaisBi Pttis, 

nin de I;i Chaus-see d' Antin II. 
Kicolau.s Clialkokondylis, Kepbiüia bei Atiien. 

Bobert C. Cbapin, Professor der Btaatswissenaohaften am Beknt Cdlege, 

n.'ioit iW,s.-.)r--ii. T'. s. A.y 

Axel (jiiariientier, A-s-sessor, Haubo (ITinlaad). 

0. ThntstOD Cbaae, Magister artiom, B. D. Revereod, New -York, Ifc Donoo^» 

Street 221 

Hg. Cboy, Direktor d. Kaiser!. Chinesischen Eisenbahukompaguie etc., Tientsio. 

Dr. Giampiptro Chironi, ordeotlicber Professor der Rechte, Turin. 

Alirod Marie Victor Gbretien, Professor der Be<ditef Nancy, Rae da Fmbooig 

St. Jean 31. 

Baron Dr. Francesco Ii. Ui<mla, Advokat, Leoce (Apulien). 

Dr. pbil. Frederio Clark, Professor der StaaftswissenBcbafiett, Aon Ailier, 

Michigan (l'. S. A.). 
Dr. H« rnani ri;L'^tMi. ( irrvenmacher (Luxemburg). 

Dr. Eng' uc Clavfl. Ad\okat am Appellhof, früherer Professor der Kechte, 

Aloxandria iKi^ypteo), 
Frederic A «"Ipvohuid, Chicafjo. Illinois, Box 183 Faculty Exchane^. 
*Dr. Pietiu Ojgliolu, uiUeutlicher Professor der Rechte und Advokai, Gtuui, 

Via 8. I.flreuzo 13. 
*Dr. Georg Colin, ordentlicher Professor der Becfate, Zürich V, Hiislaodea, 

UeUosstras.se G. 

Lonis Cohn, Justizrai, Reditsanwalt beim Kammeigerioht, Berlin, Belle 

Aüiancpplatz H A. 
Dr. 8. A. Coltof, üaag, Oranjepiein 70. 

Dr. Francesco Paolo Contnsxi, ansseronlentlicher Professor der Redita, 

Neapel, Toledo 143. 
Dr. Marchese AJessaodro Gocsi, ordentlicher Professor der Rechte, Pisa 
Viale Umberto 6. 

*Dr. Conrad Co.'iack. ordentlicher Professor der Bedite, Landgemktent| 

Bonn, BaunischuU iifitlee 3. 
Dr. Angol Flora Costa, Advukat, Senatui , Montevideo, Call« Kecuuquista 117». 
(Uruguay). 

Miguel Covarrubias, Geschäftsträger der Republik Mexico, Berlin, Diakestr. 2. 

Dr. Benedetto Crooe, Neapel, Corso Priooipeesa Elena 14. 

Dr. Cart Crome, ordentitcher Professor der Rechte, Bonn am Rhein, Vettoi' 

heimeratrassi' SO. 

Dr. Qeoi^ CnueD, Amtsrichter, Professor der Gefängniswisseosdiaft and 
Beirat fdr das Oeftngniswesen im Katserlioh Japanischen Ministerhim 

des lunern. Tokio, Ichigaya Kagacho Nicbome 10. 
Dr. Emst von Csatho, beschäftigt im Königlich Ungarischen Haod«2s- 
ministerium, Budapest VllI, Föhrenweg Saudoigasse Nr. 17. IL 4. 
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D. 

Dr. Fernand Doguin, Advokat am Appellhof, Generalsekretär der Societe de 

ligislation coniparte, Paris, rue du Pr6-au-Clerc 16. 
Feli.x Dahn, (M-intmcr Justizrat, ordentlicber Professor der Heobto} 

Breslau. Schw uiduitzer Graben 20. 
Dr. Stojaii D.'uieff, Ministerprfttident, Excellenz, Sofia. Ulitza ü Septemvni. 
Dr. Theodor Daiitsclier, Ritter von Kollesberg, ordeotUoher Professor der 

Rechte, Innsbruck, MuseuuiHtra.sse 16. 
Johannes Dautsc-hitsch, Bechtsanwalt am ObeiappeUatioDflgeiioht, Kiew, 

Fundukleewskastrasso 
David Th. Davis, Attoniey at Law, New -York, Pino Street 56. 
Dr. Carlo Degen, Advokat, Brüssel, rue de la Grosse tour 6. Quartier LooiBe, 
Dr. Walter Degen. TjuKiiidifer. Z\\irk;ui, Biiliiili')fstra.sse 18. 
Dr. Nioolaus Xieuiaras, ordentlicher Professor der Rechte, Atlieu. 
Dr. CoDstantin Demertzis, Beohtsanwalt, Athen. 

F. Deiisu. I^mdgerichtsdirektor. Berlin, Keithstra.sse 2? 

BerahArd Deruburg, Direktor der Bank für Handel und ludustrie, Kolonie 

Grunewald, ErbaohiitTaase 1. 
Dr. Fernand Deschanips, Sekretär der Belgisobeo OeeeUflofaaft Ifir Soziologie, 

Brüssel, S<|uare ainbiorix 20. 
Dr. Francis Desjaotjues, Genf. Chene Boiirg.' 

Clcnifiis von Detten, I^andgerichtsdirektor, Berlin, Hohenstiuft'n.stnusse 7. 
*Dr. J. U. Deuntzer, Ministf^rprisideot, £xoeileoz, ordentlicher Professor 

der Rechte, Kouuuha^^eu. 
Dr. Karl Diebl, ordentl. Professor der StsatswiBsensebaflen, Känigsbeig i. Vx, 

Dr. Alexander Diomedes, Athen. 

*Dr. Nicolaus Diomedes, Präsident des geniiscbteu OerichtsbofsB, Alexandria. 

Dr. I)ra;:(j|jub Djeveiii witz, Advokat, Belgrad, Dobratschina. 

Cbakes I>joinaI Rcy, Konstantinopel, Erenquai. z. Z. Münchpn, Maximilianstr.SO. 

Dr. S'äiii.siuu.s ])uitibUzau!>ki, IÄ)mber^, Buckeitttiabäu 21a. 

Dr. Friedrich Alfred von Dolesfdiidl, Richter, Privatdosentd. Beobte, Bodapeet 

VT. SenihaytiaHSf» 17. 
Pedro Üoiado-Moiiteiü, rrufes-sor des Strafrechl.-?, iSalainanca. 
Heinrich Dove, Landgerichts lut a. D, Syndikus der Ältesten der Beriiner 

Kaiifnianiisoliaft. Heilin. Friedrich ^Wiihelmstrasse 10. 
Dr. Cesar Droin, Advokat, Genf. 

Dr. H. L. Drucker, Professor der Rechte und Mitglied der Kammer, Leiden« 

Rapeuburg 61. 

Dr. Manuel Duarte, Advokat, Lissabon, Rua do Cruciüxo 7. 
Joseph Dnqnmne, Professor der Rechte, GrenoblOi rue VUlar^ 5. 

G. Dürkheim. Professor der Staatawiseenschaften, Bordeaux, Boulevard de 

Talence 179. 

Dr. Friedrieh Doschinies, Redakteur des SeterreidiisdieD Reobtslexikoiis, 

Pra^r, liergstein *J. 
Dr. Auge Duuü, Auditeur, Viboig (Dänemark). 
Arthur Dyrsoforth, Chicago, Hawthome Place 27. 
J. Daialoszynski, RaohtsaDwatt, Berlin, MarkgiafeDStrasse 62. 

E. 

Dr. Rudolph Eberstadf, Hrtiin, Bendlerstras.se 9. 

Dr. Albort Eder, Wieu, liimmelpfoitgasse 5. 

Dr. Georg Eger, Regierungsrat, Berlin, Rauchstrasso 5. 

Albert Ehmcke, Ijindi:'»ri. htsrat, Berlin, ^lotzstrasao 76, 

F. Ehmcke, Referendar, Fiddiohow (Poninieru). 

Dr. Arthur Ehrhardt, Staatsauwalt, Breslau. 

Dr. Ern< st Et^enmann, Advokat, Vt-rtroter des Ministeriums für Minen und 
Ackerbau der Republik Mexico, Paiis, Cite Rougemont 2. 
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Dr. Pelopidas Eliopoulos, Rechtsanwalt, Athen, z. Zt. Berlin, Friedrichstrasse 40. 
Dr. Jur. et phil. Charles B. EUiot, Riobter am Distriot court of Minoesotl 

und Professor der Redite an der UnivetsitiU voa Miimeeote, IfianM» 

l)olis (U. S. A.). 

Dr. Ktrt BIfafefMtter. Syedihn der Commen.- und DMrontobank, Beriin, 

8cli5n('J.erj:(M-uf»»r 28. 
Dr. Henry Crosby Emeiy, Professor der StaatawisseDSchafteii an der Yaie 

UuTersittt, New Häven (Coftnectkmt). 
Dr. A. Endeniann. .Assessor a. D., S^dikus der deatsolieD Bank, Hannover, 

HohenzollerustraBse 98. 
Dr. Paul Errem, Advokat am Appellhof, Protenor der Re«^, Brüne!, nie 

rojrale 11. 

Victor £6cbke, Kaiserlich Deutscher Konsul, 8do Paolo, Brasilien. 
Dr. Ibz Ener, Bnlin, Potadamwalnne 121a 

Dr. Stanislans von Estreicher, Privatdotent der Bedite, Krakau, Anoagnn & 

F. 

Dr. Antonio Maria Febi^, Senator des EBnigreiohee, früherer Kolontal- 

minister, PräHidfiit dos Staatsrats, Mtidrid. 
Dr. Josef Fadenheoht, Professor der Ueohte, Sofia, Ulij^a Beltschev 17. 
Dr. PontttB Erland Fkhlbeok, ordentlicher Profenor der Staatewineosohalteo, 

T-tmd (Schweden). 

Hussein Fakry- Pascha, Minister der offen tlioben Arbeiten und des Unter- 

riohtii, Excellenz. Kairo. 
Kudolf Filllitiiniiii, Kaniniorfjorif'ht.srat. Berlin, Lutherstrasse 6. 
Edouard Faucbeax, I*aris, St Quentin, Quai Oageot 17. 
Dr. Geoiiges Favev, Profenor der Reobte. Bnodesriohter, Laosanne. 
Dr. I^adisjaus Fayer, ordentlich «t Professor der Rechte. Budapest 
Dr. Alexius Feichtinger, Edler von Baranya-Nädaed, Köoigliober Bat und 

Pinanzdirektor, Fiume (Ungarn). 
Dr. Johannes Feig, Direktor des Statistischen Amts, Dnaaeldorf, Feldstras^e 18. 
Dr. Carl von Feistmantel. Hof- und (ierichtsadvokat, PlÜsident der Advokateo- 

kainmer, Wien. liabsburgergasse 5. 
Dr. Or^ptr Ffridateiti. F tivatdoseot der Beohte, lloekan, Arbat, Katoeofaio« 

gasse. Eigenes Uaus. 
Dr. Oskar Fich, Kolding (Dänt'inark i. 

Dr. Frafi/ Fidler, Aintsgerichbrat, Münster i. W.. Garten.stra.sse 60. 

Dr. Franz. Xavi r Ivitter von Fierich, ordentlicher Professor der Becbtii 

Kiukuu, Baxungaäse 21. 
Dr. August floger, ordentlicher Ptofeeeor der Rechte, Würzburg, Sander' 

^dacisstrassp 41. 

Dr. l'a&«4uale Fioie, orduulliclier Professor der Hechte, Neapel, Corso Vittorio, 
Einanuele 171. 

Dr. Otto Fischer, Geh« im. r .Tustizrut, ordentlicher Profeseor der Bechte, 

Uberlandesgericlitsrat, Breslau, Saudstrasse 12. 
Paul Fischer, Rechtsanwalt, Friedenau b. Berlin. Lanterstrane 27. 
Dr. Hermann Eitting, Geheimer Justizrat, ordentlicher ProfesBor der Beohte, 

Halle a. S., Luisenstrasse 10. 
Dr. Jacques Flach, ordentlidier Profenor der Bechte, Ptois, rae de Bertin 37. 
Dr. I.iidwiir Flatan, Rechtsanwalt, Charlotteiibur^. Kant.sfni.-^s*' 
Dr. Friedrich Fleiuer, ordentlicher Professor der Kechte, Basel, Eii^betben- 

etrane 30. 

Walther Fleischauer, Kais>'rlieli<.'r (u lioimer Regierungsiat, Seiialvorsitseoder 
im Reichs-Versioheruugsauit, Berlin, Nümbeij^rstrasse 24a. 

Theodor Flogaitis, Abgeordnet, Athen, LykabettontrasM 34. 

•Dr. Ivan Jakovlevic Foinitsky, Wirklicher Staatsrat, ordentlicher Profenff 
der Rechte, Senator, Excelleuz, Petersbuig, Poetamtstrasse 11. 
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Onilainio Forteza, TiegationsHekretär bei der Oesaadtschaft von ürogoair, 

Berlin, Fotsdamerstrasse 123 a. 
Ofsf Eofenio Fossa-Mandni, Advokat, Spole^o (Provinz Perugia). 
Pr. Louis Franck, Advokat, GcticnilsekiLtar des Coinite Maritjnie InttT- 

natiooal, Antwerpen, Kua des Kscrimeurs 28 (Belgien). 
Dr. Emst Francke, Professor, Berlin, Martin Lutheieirane 82. 
Dr. Jaroslav Fram k, Prag, Königl. Weinberge, Divisgasse 8. 
Dr. Eeinbard Frank, ordontlicber Professor der Rechte, Tübingen. 
Dr. Oskar Frankfurter, Mitglied des Röiiigl. Siamesiscben Ministeriums der 

Justiz, Sekretär des Generalrats, Bangkok Sc Pathunroad. 
Dr. Adolf Frant2, ordentlicher Prolesaor der Beohte, Kiel, Beeeler 

Allee 4ü. 

Dr. Paul Frauenstädt, Anitsgerichtsrat, Breslau, Brüderstrasse 3. 

Dr. C. Frederiksen, früherer T^roft .ssor diM iStaatswisseDSchaften an der 

Univursität Kopenhagen, l'aris, Kuts Jacob 52. 
Dr. theol. et jur. JosHf Freisen, Ehrendoktor des Kanonischim Rechts der 

Univprsität Budapest, Professor des Ki reihen rechts, Paderborn, 
iloruiauu FrL-iide. Ju^li^rat, Kechtsanwalt u. Notar, Stettin, Victoriuplatz 8. 
Dr. Paul Freyhan, Amtsrichter, Cottbus. 

Dr. Etimuiid Friedoberg, Gerichtsassessor, B'^rür:, Unter den Länden 42. 
Dr. Edmund Fritidemann, Justizrat, Rechtsauwolt u. Notar, Berlin, l'ots- 
damerstrasse 11. 

Paul Friedenthal, Kommerzienrat, Oeriehtsa.sso<;sor a. D., Bcrllu, Lenneetr. 8. 

Richard Friedheim, Staatsanwaltfischaftsrat, Berlin, Calviustrasse 22. 

Dr. Oeoi^ Friedländer, Amtsriehter, Bankdirektor, Weimar. 

Dr. Felix Friodmanu, Amtsrichter, Berlin, Xnrnbergerstrasse 8. 

Dr. Karl Friedrichs, Kechtsanwalt, Justitiar der Jüönnosühen Werke, Dort- 

nrand, Hambnrgerstrasse 81. 
Eduard von Frisch, Wiiklicher nrheimrat, Staatssekretär, Senator, Mit^ied 

des Keichsrats, Excelleuz. iSt Petersburg, Isaavievskaja 22. 
Dr. Qeorg Frommhold, ordenUieber Professor der Bedite, Oreitewald, 

Pomstiusse 30. 

Max Fucba, Kechtsanwalt b. Kammergericht, Berlin, Zioimerstrasse 5/6. 
Dr. 5lax Fndm , Archivar der Deutschen Bank , Berlin , Köpenicker« 

8tras.se 110a. 

*Dr. Üoido Fusinato, oidentl. Professor d. Rechte, Abgeordneter, Turin. 

6. 

Dr. Oarlo Franoemo Oabba, ordentlioher Professor an d. Üniversilftt Pisa, 

Maila/id. 

Dr. Gottfried Galü, Kaiserlich deutscher Generalkonsul, bmynia (Türkei). 
Dr. Btefiui Oane, Advokat, Botnsoban (Rumlnien). 

Dr. Sigmund Gargas, Lemberg, S/.eptyckiga.sse 34 b. 
Dr. jur. et pbil. Merrill liidwards Gates, Washington, 1315 New Hampshire 
Avenne. 

Dr. Lambert Gelier, Grosswardeiu fXapyvarad), Ungarn. 

Dr. Ingwald A. von Oermeten, Christiania, liolbergsgade 5. 

Dr. F. H. Oerritaen, Advokat, Haag, Spuistraat 63. 

Dr. Alfred von Gescher, Regierungspräsident, Münster i/W. 

Carl Gescher, Rat am gemixten Appell-Geriuhtshoi, Aiexandria. 

*Dr. Emaouele Oianturco, früherer Königlich italieoisdier Minister der Julia 
und des Kultus, ordentlicher l'rnfcssor der Rechte, Advokat und 
Abgeordneter, Neapel, Corso Vittorio Emanuele 491. 

Charles Gide, Professor der Staatswissenschafteu an der Universität Mont- 
pellier und an der Univeraitftt Paris, Paria, Gbanaeee de la 
kneite 11. 
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Dr. Fr&Dceeoo Giner de loa Rio«, ofdeDÜidber Ftofesaor der Beehto, Ibdiid, 

Obeliaoo 8. 

Nikolaus Gjelsvik. Dozent der Rechte, Cbrtötiaaia. 

Ludwig Mwc Ooldberger. (i<>hcimer KomnaoRieorat, BerÜD, Dxakostoin« 3, 

Bureau: Markprafriistras.se 53/54. 
M. Goldtaburg. Recbthiuiwalt, Odessa. Hichelioustrasse 15. 
Dr. James Goldschmidt, Privatdozent der Rechte, Berlin, I^ndgrafen Strasse 13. 
Dr. Brito Honzale«, Advokat, Marpaiitn X -va Esperta, Venezuela). 
Dr. Exequicl Maria Gonzales, Advukat, Villa de Cuni, Estado Mirande 

(Veaetnela). 

Dr. Karl Goos. Ophoinier Staatsrat, Kopenhagen, Koiigeil4glde 9. 
Sergius Gorbuuuw, Kiew, Ti-ecbswjatitelskaja ü. 

Dr. Adolf Yoo Oordon, Jnatisrat, Rechtsanwalt and Notar. Beriin, Char- 

lottenstrasse .32. 

D. Dr. jur. med. et phil. Gustav voa Oosalor, Staatsmioister. OberpiäsideQt 

von Westpreussen, Exoetlenz, Danzig. 
Dr. Rokuya Goto, Tokio, z. Z. Berlin, Alvenslebenstrasse 23 III. 
Dr. Paul Govare. Vorsitzender der Anwaltskammer, Dünkirehen, me de 

Boaumout 1. 

Dr. H. Goeriog, Hinisterrestdent z D., Keuhaus a. d. Pegoits. 

Dr. Leo nraHs'-hf>id. vortragender Rat im Jostizmiaisteriom, Wien, z. Z. 

Cztii.uvvitiS (Bukowina). 
William (truhain, Profes.sor der Rechte nod Staatswissenschafteii am Qaeen*t 

CoH-i;.'. Bolf:ist liilaii-ri. 
J. Gran, Kaiiunerherr des Königs von Subweden, Brigadeauditeur, Cbristiaaia. 
Dr. Raooi de la Grasserie, Richter am Givilgerioht, Korrespcadent des 

Ministoriurns des öffentlichen Unterrichte, Reunes, Rue Bottrbon 4, 
Peter Grassl, Sarajevo, x. Z. Berlin, Eichtiodorfistr. 9 IL 
Dr. Oiaoomo Grssso, ordentlicher Professor der Beohte und Advokat, Oeona. 
John Chipmauu Gray, Professor der Rechte, Boston, UaasadiosetSi Stste* 

stra.sse 50. 

iJi. .laiii 'S Greenfield, Tebriz (Persien), z. Zt. Baku, p. Adr.; liainbarzoum 

T'juinaniaotK, Kaukasien. 
John Bur>l» in (tregorj,-, B. A. L L. M. Barrister at Iaw, Dozent an der 

Univci>.ilat Melbourne (Viutuiia, Auhtialitju). 
Dr. Carlo-s J. Grisanti, Advokat, Caracas. 

Dr. Julius G rosse-Leege, Anitstii litt r a D.. Direktor der Gmnderwerbe- und 

Bauge.sellschaft, Beiiiu, Altuuuui^ti. 29. 
G. A. Grotefend, Geheimer Regierungsrat, Marhoig ft. d. Lahn« 
Dr. Robert Gruebler, Rechtsanwalt, St. GaJlen. 
Dr. Ludwig August Gruudtvig, Kopeuhageu, Frederiksgade 4. 
Dr. Josef Gmnzel, Professor an der K. K. Konaular^Aksdemie, Sebetlr des 

Central Verbandes der Industriellen Oesterreichs, Wien, Beidunfe' 

Strasse 5. 
Moritz Grttnberg, Grodno. 

Dr. Karl Gründler, Justi/.rat, Ri'. htsanwalt umi Notar, Berlin, Fmdrioh* 

Strasse 59/60, Wohouug W., Kroaeostrasae lt>. 
Dr. Karl Samnel Orttnhnt, k. k. Hofrat, ordentHoher Professor der Bedite, 

Wien IX, Bergga-sse 22. 
Emilio CoQstantino Guerrero, Advokat, Präsident des Ateueo Luisiano, Viie> 

Rektor des Kollegiums: ,.EI Corajoo de Jesus." La Orita, Estado los 

Audes (Venezuela). 
Dr. Mandl ! Pfreira Ciuimaräes, Rechtsanwalt. Säo Paulo (Bra.silien), 
Dr. FriU Umiiher, Gorichtsassessor, Berlin, <'M'iithiiitM-str;i,ssM :J0 III. 
Dr. Ludwig Günther. Professor der Rechte, Giesst-n, < )>taiilage 4. 
Arthur Gwinoer, Direktor der Deutschen Bank, fierJia, Rauobstrssse L 
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H. 

Dt, Max Hachenburg, Rechtsanwalt, Mannheim. 

Bela Haendel, Selmeczbi'tnya (Hout, Ungarn), i. Z. Berlin, Marienstr. 16 IL 
Dr. Karl Ilagens, Wirklicher Geheimer Oberjustizrat, OberUmde^riohtB- 

präsident, Frankfurt a. M.. Küsterstrasse 3. 
Dr. Franuis Hagerup, früherer .HioiBterpiisident, Qrdmtliober Ph)faaaor dar 

Rwhte. Chri*?tiania. 
Albert liahl, Kai^eilicli deutscher Vice-Oouvenieur, Herberbholie, Deutscb 

Neu-Guinea. 
Dr. MicIiat'I TT.iitiisch, Wien. Lagergasse 1. 
Hakki-Hny, llüchtsbeirat der Pforte, Constantinopel. 
T)r. AlfrtKl von Ualban. ordentlicher Professor der Rechte, Czemowitz. 
Professor James Paik.T Hall, L. T.. R., Caic of Bissrl, Carey Cooks, 

Palo Alto bei San Francisco, Californion, Leiand »Stanford Universitj. 
ObAar Halldorsson, Konto rchef im Ministerittm für ÜBlaad, Kopeofaagao, 

KronprinzessfgadL' 21. 
Dr. Emst von iialle, ausserordentlicher Professor der Staatswissenschaf tan, 

Berlin, Achenbacbstrasse 2. 
Dr. H. I. Hrunakcr. ord^'ntlii iicr Professor der Rechte, ütrocht 
Karl Hamburger, Rechtsanwalt am KainmergehubL Berlin^ Potsdamerstr. 118a. 
Ladwig Hambnrfrer, MagistratsassesMr, Berlin, Siegmandshof 20. 
James Hamiltoti. Magister artium, Advokat, Professor der StaatSWtflseosdbaftien, 

Syracuso iNew-York) Waverly Place 304, 
Oecar Hamm, Wirklicher Geheimer Oherjnstimt, PrSsident des Oberlandes- 

^'ltIi lit.s, Cölu a. Rh. 
Dr. Heinrich Harburger, Oberlandesgericiitsrat, Honorarprofessor der Rechte, 

UäncheD, Kanstrame 21. 
Alexander von Härder, Rechtsanwalt. Mannheim B. (>. 26/27. 
Dr. Emst Harmeuing, Rechtsanwalt, Jena, Forstwecr <> 
Dr. Oscar Hartmann, I^ndgerichtBdirektor, Berlin, Klupstookstrasse 47. 
Dr. jur. Victor Freiherr von Hartogeasia, Rechtsanwalt am Kammeifericht, 

Berlin, VossstAsso 15. 
Alfred J. Hartwell, früherer Ju-^tizminister, Honolulu fHawai). 
Dr. Shiro Haruki, Tukir), Y jtsuya Funamachi '>(). 

Dr. Wilhelm Hasbach, ordentlioher Professor der Staatswusensohaften, 

KieL Düsternbrook 40. 
Dr. Hana Hataohek, Syndibas der Haadelskammer, Frankfurt a. H.« Ketteii- 

hofweg IG. 

Dr. Nikulaus Hatzipetros, Varna (Bnigarien). 

Harold Dexter Hazettine, Bachelor of Law, Warreu (i'enusylvania U. 8. A.). 

Paul Havenatein, Kammergerichtsraf, B'-rlin, Göbenstra.sse 10. 

Dr. Albert Hänel, Geheimer Justizrath, ordentlicher Professor der Rechte, KieL 

Dr. Felix Hecht, ilof rat, Direktor der Rheinifl<dien und PfiUauchen Hypotheken- 
bank. M.uuilu'tni, Mi'^marckstras.se 1. 

Dr. Philipp Heck, ordentlicher Professor der Rechte, Halle a. S. 

Dr. Päd Heilhom, Professor der Reohte, Oericfatsassesaor a. D., Berlin, 
.Ii'';i. IiiTn<tf;aIf"'rsfia^'>f' .33/34. 

Dr. Eduard Heilfrun, Amtsrichter, Berlin, Scböneberger Ufer 43. 

Dr. Alois HeiUoger, Magistrats-Oberkommissftr, Dozent, Wien, Landongasse 5. 

Dr. Karl Heinum t^ror, ordentlicher Professor der Rechte, Öiessen, üni- . 
versitätsstrasse 2. 

Dr. Oskar Hein, Hof- nnd Qeriehtsadvokat, Wien, Oonzagagasse 1. 

Dr. Hugo Heinemann, Rechtsanwalt beim Kammergericht, Berlin, Kronenstr.8/9. 

Dr. Karl Üelffericb, Privatdozent der Btaatswisseoschafteo, Cbarlottenbarg, 
WetmarorstrasM 30. 

Oskar HeHmathhänser, äenator, Syndikus a. D., Beriin, Dessauerstraase 17. 

8ö* 
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Dr. Kvinrad Hellwig, oidentlirhur Prüfessor der Rechte, Bf-rlin. 
Dr. Bicardo Heredia, Professor der Hechte, Dekan der juristiscbeu Fakultät, 
Liina (Peru). 

M. A. Rerrcni, Professor d.T Rcclit»', Dckaa der juristischen Fakultät, Guatemala. 
Dr. James Barry Munnik Uertzog, Erster StniriohteTf Bloemfontein, Oranje- 

Dr. Paul Herz, SenaispiMfliit 4 68' Beioltsinaitirgarichta, Stogütz, Humboldt* 

strastH) 16. 

Dr. Adolf Hesekiel, Lftodgenohtorat, Berlin, Halleeobeetrasse 6. 

Dr. William Albort Samuel Hewins, Professor der Staatswissenschaften am 
Kin^''s CoIIt'ge in I»ndon, Direktor der London School of Economics 
aiid Pulitieal Science, London W, C, Adelphy Terrace 10, Strand. 

Dr. J. C. Th. Hevligera, Pnrfenor der Baehte am Indinhea Inetitiit, Delft 

(Nioderlnnao). 

FftHlorik Chaiie!< Hirks. Prof essor der Staatswissenschaften, Ctiluinbia iMLssouri, 
IJ. 8. A ) 

Dr. Richard Hihlrhrami, onieiiilidiQr Professor der StjiatRwi-vsetiscIiaftfn, Ofti. 
Dr. Karl Hilse, Profeswor, Syndikus. Berlin, Köuiggrätzerstrasse 
Dr. Edgar Ksri Hilty, Advokat ood Ratsherr, Char (Schweiz), Am Oiahen. 
Dr. Max Hirsih, Anwalt dt-r drMit?chen Hewerk vereine, Mitglied des 

Preussischen Abgeordnetenhauses, Berlin, Genthinerstraase 14. 
Dr. Theodor Hirsobler. Bertin, Bendlerstruse 42. 

Dr. TT. F. Hitzig, ordfutl. Professor der TftM'hte, Züricli. Ka^inostra.«?*e 18. 
Dr jur. et phii. August Ujelt, Chef der statistischen Arbeiten der Josti»- 

aelttioii des Miaerlicheii Senats von Finland, Helsingfois. 
Immanuel Bofftnaon, OberverwaltoDgag^nohtsnat, Oross-Uohterfelde, Ibtri« 

Strasse II" 

Kail lloffinann, \ li l iitrsbuchhündlor für Kecüti,- ui)d .Stuatswisseoschaftea, 

Herlin, M<ilir»Mistrassy <). 
Dr. Stanislaus Uofmoki, Auskultant, Lenibt^rg, Walowa 2. 
Seine Durciiiauuht Hermann Fürst zu Hohenlohe-Laugen bürg, Graf von 

Oleioben, Kaiaerliober Stattiialter in EfaHM-Lothiingen, Strtssburg L S, 
*>Thom&s Erskiue Holland, D. C. L. Pkofettor der Hechte (All Souls CoUece), 

Oxford. 

Fredeiik William Holl«, Oonnsellor at Law, New-Yorlc, 120 Broadway. 
Oliver W. Holmea« Oberriobtar, Boston Beaoon-Street 296 (HasaaehoBettB 

U. 8. A.V 

Hermann von Holtzendorff, Rechtaanwalt nnd Notar, Berlin, Gliarlottenslr. 56. 

Ignatz Holz, Rechtsanwalt, Rcrliii, Rehrcnstrasse 27. 

Dr. Honiginanu, Rechtsanwalt, Breslau, Carlstrasae 38. 

Oraf Clemens von Hopffgarten, Rittergutsbesitzer, Beiiin, Werftatriise 19. 

Max Horn, Licentiat der Reobte, Bttiasel, Bno Belliard 6$, i. Z. Berfia, 

Französischestrasse 23. 
Dr. Odöu Horvatb, Advokat, ordentlicher Professor der liecbte, Dekan, Epeijes 
(Ungarn). 

Joseph Hourtoiüe, Untemuohangstiohtsr, Retbel <Axdenn«a), Place de la 

Hallo 17. 

Nobnsbige Hozumi, Professor der Rechte, Dekan der jnristisohea Fskdtit, 

Tokio, Haraikatu Maolü 9, Ushigome. 
Dr. Eduard Holder, ordentlicher Pj-ofessor der Hechte, Leipzig, Scüwag- 
richenstrasse 26. 

Dr. WalttT vnii Ilörinanu zu Hörbach, ordentlicher Professor der Beobte^ 

Czeitiowitz, ßutwiiMbe Gastro 33. 
*Dr. Eugen Hubert ordentlicher Professor der Be«^, Bern, KiidiesfiaM. 
Dr. Charles Henry Huberich, Professor der JvV'chte, Austin, Univeraitii Ten** 
Dr. Vinoeo« Graf Hayn, Prag Iii, K, k. Stattbiüterei. 
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Dr. Rudolf HÜbner, amnerordeotlioher Frofessor der Rechte, Bona, Glook- 

strasRo 8. 

Dr. J. M. Hymaos, Advokat am Kasnatioosbof, Haag, Javastraat 70b. 
Dr. Fiol Hfinans, ProfeBaor der Rechte, Mitglied des HauaeB der Ab- 
geordneteD, Brttmelt Rae d*£!gfiMHit 0. 

I. 

Dr. Justus Ichenhaeuser, Berlin. Altonaereti-asse 'M. 

Dr. Jostif iil^s, Buda^iest, Döbrenteigasse 4 II. Treppe 10. 

Dr. Giovanni Battinta Impalluineui. ordentlioher Profeeeor der Rechte, 

l'alermo. Via Eint'rico Ariiari 78. 
Dr. Karl Heinrich i\ inhalsen, Advokat, London, 61H To. 320 Birkbeck 

Bank CShambeis, Soathampton Buildings, Cbsooery Lsne. 
Dr. Mitstt Inonye, Professor der Rechte, Kiläo, ünivenritit. 
Institut für Social wisseDsdiafteo, Florens. 

*HiUio P. loTsnovi^. korreBpondierendes tfit^rlied der SooiM de Ugislation 

r(jin|)ar^«! /.u Paris, Mit^^liod der Akademie für Oesetsgemiog ttt 

Toulouse, Yukovar i^Douau (Slavonien, Synnien). 
Dr. Daiji Itcbikawa, Tokio, s. Z. Berlin, Cnlmstnsm 10 II. 
Dr. Igiiatiz Aleks^aii'irovir^ Iviinow.sky, T^'irkliclier StlStirat, Ordeotliober 

Professor der ßecbte, Excelleaz, Petersburg. 

J. 

Dr. Ludwig JafTe, (iericbtsassessor, Berlin, Potsdamerstrasse 121. 
Moritz Jaffe, Oerich tsa-sse.ssor a. D., Posen. 

Dr. Paul J.'itTi-, Kaniinergerichtsreforendar, Beriio, Bendlerstrasse 20. 

Dr. Kichard Jaffu, KechtMUiwalt am Karoinergerioht, Berlin, Von der 

Heydtstrasse .'>. 

Edmund I. .lames, I'roft ssor der ßtaatswissensuhafteo, Präsident der Anieriosa 
Aeademy of Political aod Social Scienoe sn Philadelphia, Chicago 

(Illinois, U. S. A.). 

Dr. Ivan Ivanovic Janzul, Wirklicher Staatsrat, ordentlioher Professor der 

Staats\vissen8ohafte»n, Exc«Henz. Petersburg. 
r)r. Loui.s Jardjco. (Jraf von Valenvas, früherer Professor der Rechte an 

der Universität von Coinibra, Lüssabon. 
Dr. Henri Jaspar. Advokat am Appellhof, Brü8.<<Ll, nie Hogier 237. 
Hernianu .lastrow, Amtsgerichtsrat, Berlin, Müllerstrasse 1.'>9A. 
Dr. Oskar Jäger, Dosent der Staatswisseuschaften, Chrtstiania. 
Dr. Georg .Ti Hiuek, ordentlicher Professor der Rechte, Heidelbeig, Bismarck- 

Strasse 17. 

Edward Jenks, Magister artinm, Professor der Reehte, Oxford, Banbury 

Rnad 131. 

Ernst Jeuo^, Rittergutsbesitzer, Maritzyn bei Utachakoff (Ruaslaad), z. Z. 
Berlin, Luitpoldstrasse 20. 

Constantin .loimpscu, Doroboi (Rumänien). 

Dr. 1). .losephiis Jitta, ordentlioher Profe^r der Kechto, Auisturdam, 
Keisersmoht 808. 

Dr. (>ri'i:or Joilos. Mo-skau, z. Z. Charlotten bürg, Carmerstrassy 

*Dr. Julius Jolly, ordentlicher Professor der I^Uosophie, Würzburg, 
Sonnenstrssse 5. 

Eduard Ritter von Josch, Kiagenfnrt, Heiligengeistplatz 1. 

Dr. Theodor Jourdau, Rechtsanwalt. Mainz, Flachsniarktstrasse 17. 

Dr. jur. et phil. Franz von Ju rasch eck, ordentlicher Professor der Staats- 
wissenschaften, Hofrat, Mitglied der K. K. Ststistisohea Gentialkom- 
mission. Wien, Oeroldgasse 2. 

Juridischer Bibliothekvereio, Wels 

JoristBches Seminar der Univenitilt Frelboig (BchweisK 
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K. 

Dr. Frans Kahn, Amtsrichter a. D., Heidelbmg, Scbloaaplats 7. 

Onf Leouidi AU'xejevie Kamarovsky. '\\Mrklicher Staafami, oidoitlidiar 

Professor der Rechte, Excelleoz, Moskau. 
Dr. ChrmtoB Goorg Karajannia, Advokat^ KalanaU (Mesaenien Grieoheolaad). 
Osaian Karsten, StaatBanwalt hei dw Zollverwaltasg dea GroaafanteDtaina 

Fialaoci, fielüiogfors. 
Dr. Antoo Eartalia, Advokat, Yolo (Thessalien). 

Dr. Masabaru Kato, Assistant Trof-'ssor der Rechte, Tokio No. 1 Vota* 
jtonocbo, Kojiniachiku, z. Zeit Berlin, ZiegeLstrasse 29. 

Dr. Edwin Katz, Rechtsanwalt, Berlin, Französiscbestrasse 14. 

Felix Kaufmann, Jiistizrat, Rechtsanwalt und Notar. Berlin, Jüdenstr. 51,2. 

Dr. jur. et. phil. Richard von Kaufmann, Geheimer Kegiemngarat, Univerütits- 
profesHor, Berlin, MaoHenstrasse 5. 

Dr. Wilhelm Kaufinaini. l'rivatdozent der Rechte, Oenohtaasaeesor , Wil- 
mersdorf, rfil'iii istnvssc {-kJ. 

Feter Jtivyt'iujevio Ka/ansky, Magister jur, Professor der Rechte, Od«>5>a. 

Ghariee de Kay, früherer ('cutualkonsul der Vereinigten Staaten ven 
Amerika, New York, 413 West 23"* Street, U. S. A. 

Dr. jur. et. phil. Sigismund Keller, p Adresse: Professor Keller, Prag, 
Deutsche Universität. 

Maximilian K^^mpner, Rechtsanwalt, Berlin, Französischostrasse 9. 

Dr. Karl Kiudermanu, ausserordentlicher Professor der StaatswLssenschaftea, 
Heidelberg. 

Keigo KivMiitu, Kaiserlich Japanischer Ju.stizmiDistpr. Excelleni, Tefcie (JafMiiK- 

Dr. phil. Alfred Klee, Berliü, Neue Bayreutlierstrasse 2. 

Dr. Oeoig Kleiofeller, ordent). Professor der Rechte, Eki, Niemannaweg 101. 

Jorge Klug. Prokurator. Asniuk idn frara^^uay). 

Dr. Geoi'g Friedrich Koapu, ordentlicher Professor der StaatswissenschafteD, 

Strassbiirg i. E., Sonwarzwaldstrasae 4. 
Dr. C. Knaj>iM'. Kaisoriich Deutscher Geii^'ralkonsul. Sclian<;li.ii. 
Dr. Rudolf Kobatscb, Sekretär des Niedei-österreiohiscbeu Uewerbevereins, 

Wien, ERchenbaohgame 11. 
Dr. TTans Koch. Regiorungsassessnr. I'oscn, Grabenstrasso 6. 
Max Koob, Rechtsanwalt beim Kammergericht, Berlin, Zimmerstrasse ä;6. 
Dr. Richard Koch, WirfcUöher Geheimer Rat, Fiisident dea deatidiea 

Reichsbaukdirektorinma und Kronayndikna, Exoellenz, Berlin, Gher- 

wallstrasse 10/11. 

Wilhelm Koch. Regierungsrat, Mitglied des KaiserL Statistisohen Amtea, 

Berlin, Habsl)urgerstras.se 14. 
Dr. Bälint Kolosvary, Klausenburg, Majalisgai-se 1, 
Dr. jur. et phil. Dionysius Adrianus Koolen, Advokat, Utrecht, Drift 8. 
M. Kornea, Advokat, Bufcarest 

W. von Kossinsky. Mag. jur. et phil.. Ilauptsekretär der Statiatischen Ge> 

Seilschaft an der Universität Moskau. 
Robort Kottmann, Solothum, Hermesbiihl. z. Z. Dt rn. Weststraaae 11. 
J. ü. Kotzö. früherer Oberricbter, Pretoria fSüdafr KVpulük). 
Dr. Edmund Kuväcs, Rechtsanwalt, BudajK'st, ZoltÄiina&»e 7. 
Maxim von Kovalevsky, Wirklicher Staatsrat, früherer ordentliober Profenor 

der Rechte an der Universität Moskau. Chicago. Universität. 
Dr. jur. et pliii. Otto Köbner, Admiralitätsrat, Charlottenburg, Knesebeck- 

Strasse H6 87. 

Dr. Atigust Köhler, Privattiozcnt der Rechte, München, .^m iüenstni-ssc ?*i 
Uustav Köhler, Regieningsrat a. D., Direktor der grossen Berliner Strasstpo- 

hahngesellscbaft, Berlin, Joachimsthaleratraflae 11. 
Dr. jar. et phil. Carl Köhne, Beriis, Conrbi^reatraaae 16b 
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Dr. Panl Köhne, Amtsgenohtsrat, Berlin, Joachimsthalerstnne 12. 

Dr. Benibard von König, Geheimer Legationsrat und vortrBgender Bat im 

Auswärtigen Amt, Berliu, Kaickruathstrssse 15. 
Alexes Boer yon Kövesd^ Maros Czapo (Biebenbürgen). * 
Wilhelm Krahl, Budapest VI, EötvöHg:i>>si> 25 B. im Sommer B&es-Almofe 

(Comitat Baila), z. Z. i^rliu, Friedrichstrasso 127. 
Dr. Horaz Krasnopol^. Prof<»8or der Rechte, Frag, Florensgasae 15. 
Dr. P. E. T. Krause, Erster Staatsanwalt (Pablioke AaDklager), Johannfe- 

burg, Postbus 3144 (Südafrika). 
Dr. Thaddäus Kraushar, Warschau, Senatorska 42. 
Albert Kräutner. Bistritz (Sit hMfilungen), 

Georg Kreyenberg, Veriagsbuuhbäadler, Berlin, Heyniannscher Verlag, 

Mauerstrasse 44. 

Ernst Kritzler, Hcgierungsassessor, Berlin, Steglitzerstrasse 8. 

Dr. Karl Krohne, Geheimer Ober-Regierungsrat, vortragender Bat im 
Ministerium des lonem, Berlin, Nürnbergerstrasse 25/2ü. 

Dr. Ernst Kroucckcr, Kaintnergerichtfirat, Berlin, Kurfflrsiendamm 241. 

Dr. Adiirn Ki zyzaiiowski, Krakau, Buchhandlung. 

W. KulBinauü. UUeiiündesgerichtsrat, Celle. 

Kikolai Kuplevaskij, ordentlicher Professor der Rechte, Charkow. 

TelSttkichi Kuraefai, Vortragender Rat im landwirtsdhaftiichen Ministerium, 
Tokio, bei Herrn Tauuka Ucbisaiwaicbo. 

Roberto Kfiok, LegatioossekretKr bei der Dominikanischen Repablik, Ham- 
burg, Ferdinand!^tra«se 24. 

Dr. Konrad Kühue, Kegieruugsrat, Steglitz, UoheuzoiIem.stras.se 4. 

L. 

*Dr. Fnil I^^and, Geheimer Justisrat, ordentlidier Professor der Rechte, 

Strnsislmrg, Kocbstrulfii d. 
Jose Mortuo Lacalle, Prufessor der Rechte, .Vdvokat, Manila (I'hilippinen), 
General Solano G. 

Dr. Fr:inris( ü de Paula Laoerda de Almeida, Professor der Rechte, Advokat, 

Hiu d« Janeiro. 

Oskar liagerstedt. Do/ent der Stmits Wissenschaften, Gothenbui^, Kungsgatan 7. 

Grigorio Lahovari, Sektionspräsidetit am Kas.satioushof, Btikaivst 

Dr. Epaminondas C. Lambadarios, Advokat, Athen, Septemberstrasse. 

Dr. Felix Ijandaa, Justizrat. Rechtsanwalt Berlin, Pot.sdamer8tra88e 27. 

!)r T>and ■ I-;uiducci, ordcntlich>^r Pi ift -sor der Rechte, Padua. 

Albert Lausel, St Gallea, Frubugartcustr. 5 (p. Adr. Ii. Lausel Stuppaue). 

Dr. Julius Lassen, ordentiicher iSiofessor der Rechte, Kopenhagen. 

Dr. phil. Adolf T-^i^s .ti. odentücher Honorarprofessor der Philosophie Ml der 

üaivoratüt Berlin, Friedenau, Handjerystrasse 4U. 
D. Franz Laurin. K. K. Hofrat, ordentlieher Professor des Eirchenreohts, 

Wii'ti. Hnrtinunngasse 7. 
Dr. Alexander I^eander, Bechtsanwait, Berlin, Bureau Taubenstrasee 43, 

Wohnung: Friedriefastrasse 11. 
Dr. Ernst I>ebiu, Rechtsanwalt Berlin, Friedrichstra.<we 44. 
Dr. Otto I>?chcr, Sekretär der Brünner IlaudeU- und Gewerbekammer, Brünn. 
H. Ledeganck. Köoigl. Belgischer Ministerr««ident, BnenosAyres, Piedad 1213 

(.■Vrgentniieii). 

Dr. Arnold Lehmann, K. K. Gerichtsadjuokt Kimpolung, Czeraowitz (Jjandes» 

gericht). 

Dr. Arthur lA'iimano, Gerieh tsassessor, Berlin, Steglitzerstra.sse 12. 

Dr. Hermann Lehmann, Handelskammersyndikus, Dozent am handeiswissen- 

suhaftlicheu Kursus der Technischen Hochschule, Aachen. 
Dr. Karl Lehmann, ordentlicher Professor der Rechte, Rostock, PaulRtr. 51. 
*Dr. Burkhard Wilhelm Leist Oeheimer Justizrat, ordentiicher Frofeasor der 

Rechte, Jeua. 
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Dr. Gerhard Alexarulcr Leist, yrdeiitlithor Professor der Rechte, Giesaeo. 
Dr. Otto Ijenel. ordentl. Professor der Rechte. Strassbarg i. E., Oöthestr. 9. 
J)r. Loo, (jt-rithtsassesor, kommissarischer Hilfsarbeiter des KaiserUcbeo 

Statistischen Amtes, Berlin, Kolonie Oniaewald, Königmllee 54. 
Georp Leonbardt. Landgerichtsdirektor, Berlin, CourbierestrasKi» 18. 
Dr 1\ udutf Leonhard^ Geheimer Justizrat, ordentl. Professor der Hechte, Breslau. 
Dr. S^tirios lieotumB, Advokat, Athen. 

Dr. Walter I^eser, aiwerord^ntl. Proft^ssor »If^r St£UxLs\vi.«>senschaften, ]Ieid>'lb«'rg. 
Valentin I>?telier, Professor der Rechte, iSautiago (Chile), Calle de la Wan- 
dera fifJÖ. 

Dr. Max I^vin, n.-rirhtsassossor, Berlin. Siofrirmnrlshof 17. 

Dr. J. i^evy, Bedacteur der Vosuitcbeo Zeitung, Berliu, Breitestras&e 8. 

Dr. J. Levy, Advolni, AmBterdam, KdixengnioaL 

Leot>old I^>wto\v, Warscliaii. Dzielna 27 m. 13, X. Z. Beiliii, Lewingstr. 21. 
Jiarceli Lewy, Pethkau (Rust». Polen). 

Dr. Wilhelm Lexis, Oebeimer Regienmgsrat , ordentlichvr ProfeiBW d«r 

Stji;i;su is.siMis( haften, Oöttiri^'en. 
Dr. WiUeiu John Le^ds, Geeandter der Südafrikanischen Republik, Excellenx, 
Brfissel. 

Stefan Licht, Mährisch-SchlesiscliLi I-iiidt sadvokat, Brünn, Adlergasse 3. 
Otto Liobmann, Verlagsbuchbändler für Recbta» und ätaatRwisseaacfaafteti, 

Berlin, 8teglitzerstra.s.<ie 58 
Dr. H. J. D. van Lier, Advokat und Prokurator, Haag, Nienwe Schoolstraat 91. 
Dr. Karl von Lilieuthal, ordentlicher Professor der Beeilte, Uekielbeig, 

Ziegelhäuser I^ndstra.sse .30. 
J. Limburg, Advokat und Pit)kurator, Haag, Anna Paulownastra.sse 30. 
Dr. Karl Linokelmaun, Rechtsanwalt imd Notar, Hannover, Sopbienstr. 
Ernst Liunartz, Geriehtsassessor a. D., Borliij, Bnu ki ii- Allee .%. 
Dr. Alfred List, Handelsattache der Deutschen Botschaft, Petersburg. 
Dr. Franz. von Liszt. Geheimer .Ti^tizrat, ordentlicher Professor derfieobte, 

Berlin, Häiilenbergstra.s.sy 19. 
Isidor I>oeb. Profe.ss()r der Staat^wissenschaften, Oolnmbift, Missoari (U. 8. A.). 
Dr. T,. T^npnhoitn. l'rnffssor der Rechte, Tokio. 

Dr. Theodor ixjeweiiftdd, Honorar- Professor der Rechte, Müncbeo, PfaDd- 
hauKstrasse 3. 

August LoeutMistinmi. OherlandeRgprichtsrat, Chaikuw. 

Dr. Paul lx>ewy, Laudgeriehtürat, Berlin, Lessiugstrasse 5. 

Dr. Richard Lovwj^ BMhtsaowalt am Kammergericlit, Bftriio, Viotoriastr. 16. 

Dr. Cesare LonitToso. ordentl. Professor der gerichtlichen Medizin, Turin. 

Dr. Stefao Longiuescu, ordentlicher Professor der Rechte, Advokat, Jafisj* 

Vraoz van de Loo, liObith b. Amheim. 

Dr. Aehille I/iria, or li ntti( her Professor der Slaatswissenschaft, Padoa. 

Dr. Philipp Lotmar, ordeotlicher Professor der Rechte, Bern. 

A. Lawrence Lowell, Professor der Keohte an der Harwatd üniTei>it,v -.a 

Cambridge; Boston. M:is^;n husetts. Exchange Building 709. 
Alexander Luuas^ Korouierzieuxat, Assessor a. D., Direktor der Deutsch' 

Ostaftikanischen Oesellscfaaft, Berlin, Staletstrsas» 11. 
Dr. Giacomo Luzzatti, oideotl. ProfesBor der StaatawissenschaftaD, Yeoe^, 

S. S. A|iosto!i. 

Dr. Charles, Lyon-Caen, Professor der Rechte an der UoiTer«tit and an 

der Ecole libre des sciences politiques, Paris, rue Soniflot 13. 
Jacques Lyon, Lizentiat, Paris, Boulevard Berthier ÜQ. 

M, 

Dr. Oeorg tfaas, Bibliothekar b. Reichs-MiUtlrgeridit, Berlin, Nettelbeckstr. 7, 

Sir Kennetli Muir Haokenzie. Knif^lU Couiniander of tbe P.itli Queens 
Oounsel, Clerk to the Crown and secretary to the Loixl High Chao- 
oelior of Oreat Britain, London. 
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Dr. Eraest Mahaim, ordentlicher Professor der Rechts- und Staatswissen- 

8cbafteD. Lüttich, nie de l'^tat-Hers 15. 
Dr. JuJius Maiidello, ordentlicher Professor der StaatswisKenftchaftpn. rfr>n(>ral- 

sekrctär der Ungarischen Volkswirtschaftlichen Gesellhchaft. Pressburg. 
Kioolmis Handrea, Präsident d. Kas.sation8bofes, Bukarest, fUrada Fontanei 90. 
Georg Mankiewitz, Rechtsanwalt, Berlin, Jüiiotistrassf M 2. 
C. B. Marheineuke, Kaiserlich Deutseber Konsul, Philadephia (U. S. A.). 
Colonuui voo Markovits zn Terpest Groeswardein, fiantok o. 10. z. Z. Beriio, 

Pranzösischestmsse G2. 
Eminuel tou Markovits zu Terpest, ätuhlrichter. Orosswardeio, Baratok u. 

10 ee., s. Z. loAnd« Poet CsSfUa, Ck»imtat Bihar. 
Federioo Marletia, Privatdoseot der StaatswiaBensdiafteii, CSitanta, Via 

Transito 20. 

Fedor Fedorovic von Härtens, Oebeimer Rat stHndiges Mitglied des Mhnister' 

rate« der AufiW!irfiji!;(>n Angelegenheiten, <>nlentIi< lit.T I'i f- ssor dor 

Rechte, Mitglied des lustituts für internationales Kocht, Exceileoz, 

Petersburg, Panteleimansliaja 12. 
Aleocander Martin, Licentiat der Rechte, Oenf, Avenue de Florinant 6, 

Z Ht'iliti, Köthenerstr&sse 82 I. 
Dr. Alfred Martin I>e Fort, ordentlicher Professor dar Keclitc, Rektor dor 

Universität. Genf. Avenue de Florisisant 6. 
Jean Martin, Advokat, Lizentiat d. Rechte, Oenf, Cour de Baehoa 4, z. Z. 

Berlin. Uiuisenplatz 1. 
Dr. Marcial A. Marti nez, Senator, Advokat von Chile, Pent n. Ai^ntinieD, 

Santiago de Chile, Moneda 850 
Maroial Alberto Martinez de Ferrari, Advokat der Vereinigtun Staaten von 

Amerika, Santiago de OiSe, Hooeda 856. 
Dr. Ferdinand von Martitz. ('irVieimei fvcfiiiMungsraf. Obi rvorwalfangsgerichte- 

rat, ordentlicher Professor der Rechte, Berlin, Fasauenstrasse 93. 
Oskar Maske, Landgerichtsdirektor, Bertin, Kömerstr. 
Konrad von Massow, Cehtimn- Kegierungsrat und vortragender Rat atn 

Rechnungshof des deutsoheu Reiches. Potsdam, Breitestrassc 20 a. 
Dr. Tictor Mataja. Ministerialrat im K. K. Handelsministerium, ordentlicher 

Professor der Staatswisseiischaften, Wien. Dampfschiffstrasse 8. 
Ferdinand Edler von Matauschek, Sektionschef im K. K. gemeinsamen 

Ministerium für Bosnien und die Herzegowina, Wien, Johannesgasse 5. 
Dr. Shigeru Matsui, I'olizeidirektor, Uinieterialmt im Minieterium des Innern, 

Tokio, P«i!i/.('i|iiilvidiiirn. 
Dr. Niitiiu M;ir>uiiaüü, rjufut.}»ür Uüi litchte, Tokio, Kujiaiacbi Kti. Shimoro- 
kufan Cho öl. 

Dr. Bernliaid Matthias«, ordentlioher Proleesor der Rechte, Rostock, Oxmf 

Schackstrasse 0. 

Dr. Nikolaus von Mattijasovszky, Budapest» K5kk Ssiiardgasse 28. 

Philipli F. Matzinger, Rever» iid. Chicago, Universität (ü. S. A.). 
Dr. jur. et phil. Ao^o Mauri, Advokat, Profeeaor der ätaat^wiasenscbafteo, 
Mailand, Porta Romaoa 53. 

Dr. Ilyinrich Maurus, (»raz, Reih) »an -m Strasse 10. 

Dr. Xikolaos Mavroudis, Advokat. Athen. 

Dr. Max Mayer, Rechtsanwalt. Frankenthal ( l^heinpfalz). 

Dr. Paul Mayet. I'rofes.H<)r, i^egierungsrat, Mitglied de.s Kaiserlidien Stati- 
stischen Amts. Berlin, Kai^^-nn Augusta-straisse SO. 

•Dr Georg von Mayr, Kai.s«rlicher UntoisraatMjkretär z. D., ordentlicher 
Prufes.s<)r der Sraat.swt88cnscliaften, Uunohen. 

L. Mechelin, Senator, Iii ! t f irs 

Dr. Chaii«« Mtickeustock, Advokat, oixieutlicher Professor der Rechte, 
Neuobfttel (Schweis). 
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Seine Hoheit Herzog Johann Atbrerht zu Mt>( khiiburg, Priaideot der 

Dputsrln'ii KiildiiialfrcsHIschaft, A\'i!it,'ia(i i Mecklenburg). 
•Dr. Friedricli Meil», oiUüiitlicber Profehsui Uur Rechte, Advokat, Zuncb, 
Stadthausquai 7. 

Dr* Emil Meinecke, Landgeri< htsdiicktoi , Berlin, Kleistatrasse 31. 
Dr. August Meitzen, Geheimer Kegieruugsrat, ordentlicher Honorarprofessor 
der StaatswiHsensschaften^ Berlin, Kleiststrane 23. 

Allifit Mende, Luidti* htfr. f'.nben. 

Oandido Meude» de Almeida, Frofe^r des Strafrechts, Kio de Janeiro, Kua 

General Camare 31. 
Dr. Fernando Mrii'lts d<- Almeida, Professor des bterDfttionalen Privat- 

reobte, Advokat, Eio de Janeiro. 
Dr. J. Mendee Hartioa, Advokat, Uasabon, Rna Nora do Almada Bl, 1*. 
Dr. Anton Menger, onlentlicher Professfir d.T Hechte, Wien, HoiizaL^ai^iis-e 23. 
Dr. KadoU de MeuUion Bake, Advokat, Herzogenboaoh, Jan Heioistraat. 
Dr. AdollMenzel, ordenUkdier Profeseorder Reohte,Wieo,8ohwar»nanierBtr. 
Se. Durchlaucht Dr. Clemens, Erbprinz von Metternich, 'V\'ien, BeonwSf 27. 
Dr. Felix Meyer, Kammergerichtsrat, Berlin, Lütxow-Üfer 32. 
Dr. Carlos Meyor-IVIlegrini, Buenos-Ayres. 

Dr. Erich Meyssnor, Justizrat, Rechtsanwalt und Notar, Berlin. P. -hrenstr. 4. 

Carl Michalowsky, Syndikus der Deutschen Bank. h'*^rlin, Behren.strasse ^ 13 

Dr. Gustav MicheUien, Generalkonsul der Ik-^ublik Columbien, Eilbeck bei 
I{umburg. Blumenau 7S. 

Dr. H. Mieicke. Geheimer Kriegsrat, vortragender Bat im KrieigsministerioiD, 
Berlin, Pallasstrasse 23. 

Dr. Ernst M:li r. Stjuitsanwnltsubstitut und Privatdozent der Rechte, Agram. 

Wm. Galbraith Mill'i. Advokat. !>ozt>rit der Rechte an der Üniveisitit 
Glasgow, i'kiiuburgh (bciiottl.^, Albany.street 39. 

Lord Alfred Milner, Gouverneur von Kapland, Kapstadt, Government House. 

Georg Milovauovifsi h, HflL'rad. l\atfarskasf rass.j r)0. z. Z. Ikrlit). Jfflaudstr. 3. 

Dr. Georg Minden, Syndikus des Berhner I'fjuicibritfanits, Berlin, Tempel- 
hofer Ufer 16. 

Maxnnilian Mintz. Ingenieur und Pntontariwalt, Bi ilin. Fut- r <i.*n Linden 11. 

Dr. Boris Miozes. Profestsor der Staatswissenschaftcu, SoUa, Rakowskistr. 106. 

Y. Missir, Advokat, Bnkarest. Strada Fontaoei. 

Dr. Ludwig Mittels, oi-dentüi lici Pro^>s'~or d-T H'''d'.t(\ Leipsig. 

Dr. L. P. A. Muleugraf, Professur der Rechte, Utrecht. 

Dr. Heinrich HoH, Jii«itizrath, Rechtsanwalt beim Kammei^ericht ond Notur, 

Berlin. K.ulsbad 2l>. 
Dr. Autoniott Moiuferratos, Justizmioister, Advokat, Athen. 
Dr Soäo MoDteiro, Professor der Rechte, Advokat Böb Pttnio, (BiwAtea). 
Jose Leite Monteiro. Advokat, Professor am Lyceum. Präsident d.s (M ni-':: If- 

rats, Sekretär der Elandelsvereiai^ng, Funchal (Madeira! (Portui^). 
Dr. Br<Mlo Morgenstierne, ordeottioher Professor der Rechts» nod Staate 

wissfnhid.aftcn, Christiaria, Oskaixgade 34. 
Dr. ririck Mutzfeld, Professor. Christiania, Paikvej 41b. 
Dr. Hans Mimch-Petereen, Professor der Rechte. Kopenhagen. Roligl» 

Hedt'svej 20. 

Guilleriiio Mim It, Recbt.sanwalt u. Gesandtachaftsattach^, Santiago. Cantia .'».")5, 
Alrtiiif-mde las Debuas 17.00, z. Z. Berlin, Chilenische Gesandtschaft 
Dr. liCo Mniik, Hof- und (iericht.sadvokat, Wien, Fleischmaifct L 

Dr. Johantie"^ v n Muialt, Züri*"h. T.ongystras.se 31. 

Nicolaus VMii Muiavvielf, Kaiserlii Ii Russischer Justizminister, Hohs Excellenx. 
St. Petersburg. 

Dr. ßergei Muromtzeff, oi-dentlicher Professor d- r Redite. Präsident der 
Moskauer Juristischeu Gesellschaft, Moskau, Pretschistenka Chiatai 
per D. No. 24. 
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Dr. BoDoo Mühsam, Rechtsanwalt, Berliu, Oeuthiuurstrasse 5. 

Dr. Oraf von Mfitinen, dienatthuemler Kammerher Ihrer Majestät der 

Kaiserin und Köni^nn. Rcrliii. S<liiff|.),menlaiiiiii 2f>a. 
Dr. Müller-Meiniogea, Amtsrichter, KeichütagsabgeürdDetor, Fäith. 
Dr. Emil Mfinsterbeif^ Stadtrat, Berlin, Dörob^rgstrasBe 7. 
Dr. Oskar Hänsterberf;, Berlin, Oentbinerstrasae 13, YilU J. 

N. 

yiadimir Dimetrievic Nabokoff, Privatdozent der Bechte an der Katsetlioheil 

Kecbtssobule, Petersburg, Moskaia 47. 
Dr. Brigido Nateza, Cioda<l Bolivar (Venezuela). 
Akos Navratil von Szalök, Budapest, Lipot ntcaa 10. 
Carl Nägoli, Zürich, Neumarkt 20. 

Max zur Nedden, diplomierter Dolmetscher, Berliu. Lützowstrasse 46. 
Dr. J. A. Nederburgh, Mitglied des Justizrats, Batavia (Niederl. Indien). 
.TevfTpnij Alexejevic Nefedjeff, ordentlicher Professor der Rechte, Moakan. 
Dr. Miltiades Negropouti^, Athen. 

Peter Nemetfa, Budapest, Alkotmftny ntosa 28, x. Z. Berlin, Johannis» 

Dr. Eruht Neukamp, Ober-I^ndesgericht.srat, Cöln, Harüsanug 57. 

Dr. Armin Netunann, Advokat, Budapest, AjBdmssy - ütza 5. 

Dr. Hugo N>iiri>anu, Rechtsanwalt am Kammergericht, Berlin, Potsdamer- 

Kti-as.se 118. 

Oscar Noamann, Rechtsanwalt, Berlin. Leipzigerstrasse S6. 

Paul Neuniann. Advokat, Honolulu, McrcIuiMt Street 314. 

Dr. Robert von Neuinaan-Ettenreich, Ubcrlaudesgerichtsrat, Professor an 

der K. K. Konsnlar-Akademie, "W^ieii, SedistrSgely 1. 
Alexander lerafirnovic Nevsorow, auaseroidentlidier Professor d«r Eeehts, 

Dorpat (Jurjev). 

Dr. Joseph Shield Nieholson, oidentlidier Professor der Nationalökonomie, 

Edinburgh. 

Coustaatin ^'iculescu-Teloga, Advokat, Oara Duftana (Humäuieu), x. Z. 

Beriin, Ziegelstrasse 30. 
*Dr. Theodor Nieineyer, ordenttiober Professor der Rechte, Kiel, Lomser- 

strasse 10. 

Dr. Ottfried Nippolü, l*rofe!;sor der Rocbte, Oerlikon b. Zürich, Vüla Erakao. 
Dr. Paulo de Alineida Nogueira, Kechtsanwatt, Säo Paulo (Brasilien). 
Paul Nowgorodzeff. Magist»T jur., I'rivatdo/.ent der Hichte, Moskau. 
Dr. August Nybergh, Senator, Oberrichter, Mitglied der GeHetzgt-lmiigs- 

Kommission, Helsingfoi-s (Finland). 
C. V. Nvlioliii. Mitglied des höchHten Gerichtshofes, Kopenhagen, Oster- 

brogaUe 72. 

o. 

Di Francisco Ochoa, Professor des Strafrechts, Advokat, Maracaibo( Venezuela). 
£daarr! nt rstroeiii, Sektiouschef im Jostismioisteriam, 8t Petersburg, 

Fui. Stadiskaja 27. 

Dr. jur. et phil. Pau) Oertmann, ordentlicher Professor der Bechte, firtangeo, 

Kiitlisbf rgfM-.stra<<se 24. 
Dr. Friedrich Outkcr, ordeuUicher Professor der Bechto, Marburg. 
Freiberr Alfred von Offermann, Brünn. Domrosselgasse. 
Dr. Ernst OfFcnnann. K.Jn n. I'li.. Ufothovetistrnsso 12. 
Dr. Julius üfuer, Hof- und Uenchtsad vokal, Wien, Wollzoile 12. 
Shigeetro Ogava, GefXngnisdirektor. Tokio. Jnstismioisteriam. 
Dr. Sant.iin rM,ainiitsn. Pp ft ->'>i d*M I'of^hte. Kioto, Japan. Univpi-sitSf. 
Marquis Hamou do Dalmau de Ulivart, ehemaliger Professor der Rechte 

an der Üniversiüt su Madrid, A bgeordneter, Barselona, Bruch 09—71 10. 
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Dr. K. d'Olivecrona, froher Rat am hjidisteti Oerichldiof in SdiwadaB, 

Stnefcholin, Klai;ilKTp-i;afaii 21. 
Eyviiid Uink, Overreij»ahi>eHhur, Ab^ibtcut iiti Jusüztninüiteriutn, Kopeo> 

bagen, Matvigsallee 2. 
Dr. Justus Olshausen, Ohf'rrr>iohsaii\v;ift, T^eipzig, Lessingstrasso 1. 
Dr. August OnckeD, ordentli( liti l'ruftbsor der StaatswissenscbafteD, Bern 

Dr. Charles vnti 0|>pcn, Miv^tricbt, Bni>s(It'i^ti-as8e 6t 

Dr. Frauz üppcuheiuier, Berlio, Kaiserallee 19. 

Dr. R. Orxencki, Dotent der BtaatBwisMnsdiafteD, OdesM, Th>itzbijft 7. 

Dr. Fred«rik Daniel Eduard von OHenbruggen. Advokat. Saroaraug, JavL 
Dr. Hugo Oser. ordeotlicber Professor der I\eciit.\ Fieihurg i. Sooweis« 
Ivan Oüeroff^, Trivatdozotit der StaatswissoDboliaftMii, Moskau. 
Dr. Albert Osterrieth, Berlin, WilbeinstrMM 57/S8w 
Tuto Oyagi, Beohaanwalt, Tokio. 

P. 

Padel, Referendar, Dragomau beim Kaiserlicli Deutschen Konsulat. Saloniki. 
Owf P«ter von Fableu, früherer Botschaftsrat bei der Kaiserlich ^\u<•^is( h-jn 
i; tv, haft in Berlin, c Z. Groea-Aata bei Station Aats (Corlaod), 

Kussland. 

Dr. Mut Pallamary, früherer Advokat am Appellhof sa Paris, Smyrtia. 

Salvatore Palotnba, A<lvokiLf, Cagliari, via Corte d'Appello 24. 

Dr. Ueoiig Panopouloa, Assessor, Patraa. 

Dr. Vladimiro PftppaftiTa, Advokat, Zara (Datmatien). 

•Dr. Max Pappenlieiin, oixientlicher Profi«sor der Rechte, Kiel, Waitzstr, 39. 

Dr. Giuseppe Paratore, Advokat, Neapel. Corso Viftorio Emanuele llö. 

Dr. Caracciolo Parra, Advokat^ Profeh^or dtr lieclite, Merida (Venezuela). 

Dr. Christoph P. Patalos, Advokat, Athen, Sophoklesstrasse 70. 

Dr. Johannes P. Patalas. Advokat., Athen, Sophokl.'sstraaae 70, 

Payau, Direktor der Bank von Peru uud London, Lima. 

Henry Peartree, Präsident der anerikanieoben Handelskammeni, Paris, 

Wilhelm Freiherr von Pechiuann, Präsident der Juristischen Gesellschaft in 
Mönohen, Direktor der Bayerischen Handelsbank, UttncheD, Ottoatr. 3a. 
A. Pelldram, Kaiserlich d»utscher Miuisterresideot, Caracas (Venetoda). 
Dr. Cataldo Peluso, Taix^nt, Via d'uomo 58. 

Joeei^ Peifunenf, Reobtaaowalt am Appellhof, Pnschkinstr. 76, Odessa. 

Michael Pergament, Magii>ter jur., Dozent der Rf^ hte, Odus.-sa. Pimchkin>}r. 76. 

Dr. I. I*erl, Rechtsanwalt am Kammergeriobt, l^erhn, Kuifurstenstr. S9. 

Graf Joseph von Pestiilozza, Regiorungsaccessist, Nürnberg. 

Johannes Peters, Ministerialdirektor, Berlin, Kurfürstendamm 212. 

Dr. Julius Petersen, Reicbsgorichtsrat, I^eipzig, Schützen^^ttusso 12. 

Dr. I/eo von Petrazycki, Magister jur., ordentlicher ProteisMir der Hechte, 

Petersburg, Bolscbaja, Koninsohenaja 13. 
Dr. Leopold Pfaff, ordentlicher Professor der Rechte, Wien, Am Hof 7. 
Dr. August PÜug, Berlin, Memulerstrasse 47. 

Dr. Euiteo Philippovidb, Edler von Philippsbei);, ordenttioher Professor der 

St;\ats\vis.sen Schäften, "Wien, Reithlegasse 0. 
Khuu illuang PhraKraisi (Nai Pleug), Königlich Siamesischer Kronsyndikna, 

Präsident dee Krimtnalgeriohts, Bangkok, Ban Mo. 
Dr. .]tiliii> Pii klni, Professor dt i Rechte. Biida|iest. Szetitkiralyi U. 22. 
Antoloc l'iüet, i'rofesaor der Rechte, Paris, ruo de Bagueux 13. 
Dr. Robert Piloty, ordentlicher Protoor der ReobtOi Wuttbntg, Saadar- 

glaciastesaae 28w 
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Dr. Norberto Pfnat), fr&herer If inisler, ehraialiger PiofesHor der Beobta 

Buenos- Ayres. 

*Dr. Osuar Platou, ordentlicher Professor der Kecbte, Mitglied der Gesetzes- 
kontmisaioo, Gbristtsoia. 

Hax PlüddomriTTn, Kontre-Admiral z. !>.. Berlin, Ludwipkircfistrassfi 0. 
Dr. Vittorio l'olaoco, ordentlicher Professor der Bechte, Padua. Via del 
Pen» 196/197. 

Dr. R('yii;i!do Porchat, Rechtsanwalt, Säo Paulo (Hrasilien). 

Dr. Pelix Porsoh, Kochtsaowait, furstbischÖfUcher Koosistorialrat, Mitglied 

des Hauaes der Atgeoidnetoo, Brodau, Sehweidnitmnrtrttaa 61. 
Dr. Moritz Pöschl, Hinistarialrat im FiiuDaiiiinisteriaiii, Wien, JasomirgotU 

Strasse 4. 

Alexander PoujoL, früherer OeechSftsträger, Abgeordneter in der gesetz- 

gobenden Körperschaft, Port-au-Prince (flaiti). 
Pradier-Foderi, Ehrenmitglied des Appellhofes zu Lyon, Ehrenpräsident 

und Begründer der staatswissenschaftliuhen Fakultät der Universität 

Lima, Mitglied des Instituts für intamaüooales Beoht, Saint ^tieone 

(I/oire). Rue Faure-Belon 2. 
Dr. Javier Prado y Ugarteche, Advokat, i'iufes^or dti lieuhte u. Philoaupbie 

an der Universität Lima, Mitglied der (iesetzeskommi88ioii| lima. 
R L. Prager, Yerlagsbuchbäudler, Berlin, Mittelst rasse 21. 
Di. Umberto Pranzataro, Professor der Ruclitc, Advokat, Neapel, Corso 

Vittorio Emauuele 455. 
Dr. Hugo Pnnm, Privatdozent der lüi htc, PM iliii. Matthäikirchstrasse 29. 
Jules Preux, Mitglied der .\l)toiliiiig für au.-^lüudiäche (Gesetzgebung beim 

Justizniinisteriinn. Paris, rue do Miromesull lOl. 
Dr. Procopovici, k. k. Hivirkskuinniissär, Riva (Tirol). 
M. Sergius von Proufichenko, Magister jur., Generalrat des Gouvernements 

Woronesh, Petersburtf, SergieTSkaja 18. 
Woldemar voti Pr/cw ;ds.ki, FriixliMisricliter, Moskau, Arbat, Eigenes Haus. 
Dr. Peter Paviovic Pustorosiev, ordentlicher Professor der Rechte, Joijev 

(Dorpat). 

Beiae Durrlilanolit Willielm Fürst zu Putlnis, Erblandmarschall im Fürsten- 
tum Kügou und der Lande Barth, Generalmajor ä la suite der Armee, 
Scbless Pttttms. 

Dr. CoriM'üiis Pyiiarkor-FIordyk, früherer Genenilgouvcrncur vun Nieder- 
läudisch-Indien, Mitglied der ersten Kammer der Generalstaaten, 
Haag, Jesuidenhort 58. 

Q. 

Dr. Bernabe Quiros. Advokat, Direktor des Staatsiostituts für den Austaasch 
von DmckacarifteD, &ui Jeeft (Costa Bioa). 

R. 

Seine Königliche Boheit Prinz Kabi, Königlich Siamesischer Josiizmiiuster, 
Bangkok fSiam). 

Alfred Radk-'. Kaiserlicher Pegiordiifjsrat, P»'r!in, Neue Wintei-feldtstra-sse 12. 
Dr. Milorad W . Radulowitsch, Legationssekretär der Königlich Serbischen 

Oesandtscbaft, BerUn, Kronenatraase 73/74. 
Arthur \ i) Rafliüovicb, Wirklicher Staatsrat Bbceellenz, F^is, Avenae 

Uoche 19. 

Dr. Oreste Ranelletti, ordentlioher Professor der Rechte, Haoerata und Siena. 

M. W. Rapaport, Lemberg. Kopernika .32 II. 

Dr. Hemann Rasch, Regieruugsrat, Charluttenburg, Bardenbergstra.sse 42. 
Dr. Zoltao Rath, Professor der Staatswissenschaf teu, Kaschan (Ungarn), Tor- 
doBsygsflse 3. 
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Dr. Fritz Hatheuau. Gerich tsassossor, Hülfsarbeitar im KftiTOH'ohw 
Patentamt, Berlin, Beudlerstras.se 25/26. 

Dr. Baron von Reodtz-Thott, Kopenhagen, Auswärtiges Amt. 

Mehonied K«»fik 1^* y. früherer türkischer Bots« liaft.ssekrerär, EoostantinopeL 

Dr. Paul Kebine, ordentlicher Profeusor der Hechte, Halle a. S. 

Dr. Bertbold Reiolie, Bibliothekar der Korporation der Kawfmanimfthaft, 
Bfrlin. Augsburger?tra-vso f)D'f>0. 

hct\m Henauld, Prof^isor der Hechte an der Universität und der freien 
Sohule fär Staatewiasenacbaften, Priudent dee Institoto ffir Inter- 
nationales Recht. Paris, nie du Cherche Midi 30. 

Dr. Vladimir von Reuueukatupf, Professor der Hechte, Odessa, Sadovaja 5, 
Logis II. 

E. Van iH i Rest, Profe«s.n" (1(M Rechte, Brüssel, nie des Rentien 89. 
Dr. jnr. et phü. Ernst Rethwisch, Berlin, Aohenbachstrasse 15. 

Paul Yon Rbeinbaben, Geheimer Oberre^emngArat, vortragender Rat beim 

Staats-Miuisterium, Berlin, Schönilft igt'r Ufer 13. 

Emauuel Lee Kidiardson, Evaoavilie (Indiana, U. Ö. A.). 

Dr. Otto Freiherr Ton Sicbthofen, Staatssekretir im AaswSrtigen Amt, Wirk- 
licher Geheimer Hat. Excelleuz, Berlin, Königgratzerstrasse 136. 

Dr. Anton Rirlil. Hof- und Gerichtsadvokat, Wiener Neustadt, Wieaerstr. 9. 

Dr. Guido Ivi^nano, Livonio. Via Vittorio Emanuelo. 

Viktor Ring, Kammergerichtsrat, Berlin, Schöueberger Ufer 46. 

F. Robin, Oberbibliothekar im Ministerium d^r Doniänen, Bukare?it. 
Julius de Rode, Generaldirektor im Justixininisterium, Brüssel, Kue de 

Marteau 60. 

Dr. Erneut !v- 'iiin, ordentlicher I'iofes^or dor Rechte, Lausanne. 

Ucctor de im .and. Staatsrat, Pra.sideiit deü Obergericht.s, Monaco. Rae 

Alberto ^ Villa Boisset. 
Dr. Ernst Rosenfeld, ausserordentlicher Profes.sor der Reclite, Köniesbt-tg i. F. 
Dr. jur. et. phil. Ernst Rusuafold, Asses.sor, Berlin, Vossstruöse 13, zur Zeit 

Düsseldorf, Breidenbacher Hof. 
Dr. Ediuird I'o^t ntiiai. .rdentücher Profes.sor der Rechte, Jena. 
Dr. Ueinru.h Kosin, Hof rat, ordentlicher Professor der Rechte, Freibui]^ i. Br. 
Theodor Rosetti, Oonvenienr der RurnttnlBdieo NatiODalhank, früherer Mmister, 

B 1 1 1^• a r e..* t . I * » v l- n i > ■ i ( rass o . 
Dr. Wilhelm Rothe, Justizrat, Amtsrichter a. D., Rechtsanwalt, Berlin, 

Königgtfttsetstraaae 126. 
Jean Aiidr« Roux, Professor der Rechte, Dijon, Boulevard de Bro=«:es 22. 
Leo S. Howe, Professor der Ötaatswissensohafteu, College Uall, Uoiversi^ 

of Pennsylvania, PhihklHpbia (IT. 8. A.). 
Dr. Anseltn Rumiiclt. A tiit>!i;iujitina!in, Chemnitz. 
Dr. Simon Ruudstein, Warschau, UeisastrasNe 16. 
Oiacomo Ruta, Advokat n. Frokurator am Kassatioiidutf, Born, via d'AscH^lioü 
lA^ltiain Rutlo i f< id, Barrister at Law, London, Ploirden BaildugB 3, 

Xemple E. C. 

S. 

Sergius Sabiuio, au.sserordentl. Professor der Rechte, Tomsk (West-Sibirien). 
Walter von Saint-Paal-Illaire, CöId, Grosse Badengasse 8, bei der Rheiiusoiran 

Plantagen-Gesellschaft. 
Raymond Saleille«, Professor der Rechte, Paris, Rue St. Uuiliaume l-L 
Dr. Ludwig Rudolf von ftilis, Honorarprofessor dw Rechte, Bern. 
Dr. Artluir Salornonsohn. KorlitsaiisTalt a. D , Geschl&ftsinhabeir dw Diskonto* 

ge-selischaft, Berlin, Bellevuestrasse 19. 
Dr. Giuseppe Salvioli, ordentlicher Professor der Beehte, FU«mo. 
Dr. Evangelos P. Sannes, Syra (Griechenland). 
Sotirios Perikies Samios, Syra (üriechenland). 
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Dr. Luigi Panipolo, onJotitlicher Professor der Rechte. Palermo. 
Dr. Richard Sauiter, Keobteaowaltf BerÜo, Lutberstrassa 53. 
Dr. Antonio Oonales Sarsvia, Staatsrat, Onatenala. 

Dr. Nikolas Saripolo«, Privatdozeut der Kfchte. Athen, 

Paul SassOf Kaiserlicher Geheimer Hegierungsrat, Senatsvorsitzander im 

ReiohB-A'eniicherunpsamt, Berlio, Derffliugeretrasso 13. 
Dr. Leo von Savif^ny, ordeiitlichor Professor der Rechte, Marburg. 
T)r. Georf,' 8(ha[is, Landrichter, rfamhurg, Harvestehude. Mittelweg 55. 
*Dr. \\ ilhelin Schurliug, ordentlicliur Professor der Staatswissenschaften, 

Kopenhagen. 

Dr. .Ubert E. Fr. Schaffte, Minister a. D.. Excellenz, Stttttgart, ürbanstr. 53. 
Jon Scheie, Rechtsanwalt, Christiania, Grousen 13. 

Dr» Carl Schelm pQug. Rat der K. K. Fiaanzprolraratar für Tirol and Yorarl- 

berg, Wien, Alserbachstr. 11. 
Dr. Paul Schellhas, Amtsrichter, Rixdorf, Kichardplatz IG. 
*Dr. Karl von Srh-i zer, ausserordentlidier Oeaandter und bevolImSdiifgier 

Mtni'iter, Exr'ellonz, Görz. 
Paul von bcheyn, Dozent der Rechte an der Kaiserlichen Rechtssehule, 
Petersbniig. 

Dr. Domonico Schwppoli, Advokat, anaaorordentlioher Professor der Beohtii, 

Pavia. 

Dr. Onstav Sobirrmeister, SohSnoberg bei Beriiiif Kaiset Friedfiobstnaee 12. 

Dr. H. 8t Schiscbiiiaiiov. Sekretär der Farstliob bulgariscben Agen^ 

Wien, Licbtenfelsgasso 5. 
Friedlieh Sohlatter, Advoltat, Zfirich, Im Bleiehem eg, Eolce daridenstr. 36. 
Seine Hoheit Ernst Günther, Hi rzos: zn Schleswig- Holstein. Major a la 

auite des Leibgardehusareu-Reginieuta, erbliches Hitgliod des Herren- 

banses, Scbloas Primkeoau. 
Benno Schlomaun, Rechtsanwalt, Berlhi. Fried ri' Iis tnvist» 204. 
Joseph Schlassmacher, Üaodelakanuner-Syudikus, Frankfurt a. Main, Nie- 

denau 42. 

Paul Schntid, Rechtsanwalt, Berlin. Friedrichstrasse 49 A. 

Dr. Arthur Schmidt, ordentlicher Professor der Rechte, Giesaeo, Ladwig- 

8tra.sso 45. 

Dr. Florian Sohmit, Advokat-Anwalt, Luxemburg, N-uthdr-Allee 11. 

Dr. Gustav Schnaidt, Mitglied dr>r Bundesverwaltung, PhvatdOKent der Btaais- 

Wissenschaften, Born, Hallonweg 8. 
Dr. Albert Schneider, ordentlicher Professor der Rechte, Zürich-Hottiugen. 
Dr. Victor Schneider, Jnsti/.raf, Rerlitsninvalt, Berlin, Leipzigerstr. 101/2. 
Schneider, Amtsgerichtsrat, Biandeiiburg a II. 

Dr. Clemens Freiherr von Schorlemer, Königlicher Kammeiberr, Ober- 

priisidialrat, Liser a. Mose!, ICr. Romcastel. 
Nikolai Schorstoin, Elisabethgrad (SuUru.s.sland). 
Dr. Hermann Schotte, Amtsrichter, W'ippra a, ilürz 
Friedrich Schöudorf, Magister jur., Odessa, Ecke der Biohelien- und 

U speuska-Strasse. 

Eduard Angust Behroeder, Direktor der Oewerbebank, korrespondierendes 
Mif^'li' d der Handels- und Gewerbekammer für Sohlesien« lesoben. 
Grosse Lauben IIK). 

Bichard Sohroft, Reebnungsrat des E. K. Obenten Reohnungsbofes, Wien, 

Wi.Miei"str;iss'- 1'). 
Dr. B. Scbroeder, Kaiserlich Deutscher ifeneralkoosul, Beirut 
Dr. Panl Schnbart Geheimer Seebandlungsrat, Berlin. Keitbstrasse 13. 
Dr. Beicbsritter Hermann von Srliullern zu Selnikttenliufeii, ordentlicher 

Professor der ätaatswisseusühafton, Wien, Hermanugasse 1. 
Dr. Kart Schulz, Professor der Redite, Ober*Bibliothekar am Seiofaqgerioht, 

Leipsig, Jakobstrasse 10. 
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Dr. August Si^'K""'''" ' '^'•hultze, ordentlictier Professor der Reohta^ Stm" 

bürg i/K., iMjerliuätrasse, Ecke der Ehrinanostrasse. 
Dr. Ivan ctehnlz, Prag, SofieniiiMl. 

Dr. Hermann Sdimnacher, äussere nlentlicher Professor der Staatswissen- 
sohafteo aa der DaiverBität Bonn« Direktor der üaadoUhocbfichule 
GSIn a/Bh. 

*Dr. Wilhetin Schuppe, Geheimer RogietODgaratfa, oideDtUofaer FkofeaMMr 

iii-r l'hitow|ihje, Oreifswald. 
Dr. Ueiorich Schurz, Bremen, Olberütrasse 42. 

*Dr. Ernnt Schnste^ Barriater'«t-Law, London, lÄnonHa» Inn, W. C. 15, OU 

Squarp. 

Gustav dühwab,Miuistcridrat im Köiiigl. Württembergischeo Justizminigteriam, 
Stuttgart, SopbienatnsM 90. 

Dr. Georg Schwarz, Berlin, Schöneberger Ufer 10. 

Dr. Beruhard Sohworing, Jostizrat, Eecbtsauwalt am Kamuiergeriobt, Berlin, 

Hallesches Ufer 15. 
Dr. Emil Seckel, ordentlicher Professor der Rechte, Berlin. Courbierestras.se 12. 
Ricardo Sf>f>h<^r, Erstt r Seku tär dei Oi'sandt.schsft der Republik Aigantinien, 

Biii>nuä-A)ie8 (Paraguay), Avenida Kosaltis. 
Dr. Althur Seeliger, OerifmtaasBesaor, Konatantinopel Denfaches General« 

Knlisulat. 

Dr. Lisaudro Segovi«, Honorarprofessor an der Universität von Corduva, 
Fiacal der Apellationskttnmer des Kriminal- ond Handelsgericht, 
Buenos-Ayres, Cangallo 2307. 

Dr. Ernst Seidler, Dozent der Staatswissenschaften, Leoben. 

Dr. Arnold Seligsohu, Rechtsanwalt uod Notar, Berlin, Fried richstrasse 226. 

Leone Adolfo Senigallia, Advokat, Nt'^iu l. Piazza Garibaldi al K»*ttiliIo 14. 

Cavalliero Dr. Enrico Serafitii, onifiitl. Professor der Reohte, Advokat, Hodens 

♦Dr. Adalbert Sheck, SeuaUpriLsiduiit, Sarajevo. 

Dr. Sidney Sherwood, Professor der Staatswi.s.senschaften an der John Hopkins 

Universitiit, BaHitiiore (Maryland) Roland Paik. iXnr i A?Ti>^':k:i) 
Dr. Shimizu. Profei^-sor der Rechte, Tukiu, Aoyama Utid.'n^. nji^^, .mut l 'Jl, 
Hugo Sit'fart, Kaiserlicher Regierungarat, Berlin, Burggrafenstnasse 10. 
Dr. Fedor Fedorovic Siegel, ordentlicher Professor der Hechte, WaraobM« 

Nowyi Zjazd 3, "VVolnmug 5. 
Alfred Karl Silbernagtl. IJas. t, Hotbergorstrasse 2. 
Dr. ITfiiry Silbersf* in. Hcfhtsanwalt, Berlin, Breitesti-asse 10. 
Dr. Josip Silovie, ordentlicher Professor der Hechte, Agraoi, Freradovi^;as8e 15. 
Dr. Johannes Stmandiras, Advokat, Athen, HeraUitoestrasse 21 A, s. Z. Berfin, 

PassaiuM-strasso 10 part. 
Dr. Spyridon Sinutis, Advokat und Privatdozent der Rechte au der Universität 

Athen, Firttos. 
Dr. Eduard Simon, Berlin, Mattbäikirohstrasse 32. 
Dr. Robert Simon, Königsberg i./P., Rbusastrasse 5. 

Dr. Hermann Veit Simon, Justizrat. Rechtsanwalt am Eainmergericbt, Berlin, 
Victoriastrasso 5. 

Grigory Fedorovic Simonenko, ordentlicher Profes.v)r der Ri chte, Warschau. 
Albert Rimonson, Oberlande-sgerichtsrat, Breslau, Kl*'iiiburg, Ijindenaliee 49. 
Dr. Krwiti Sinii*ny, Rechtsanwalt und Notv, Rheinsberg (Prov. Brandenburg). 
Dr. Theodor Clarke Smith, Dozent der Staatswisaenschaftenf Boston, (U. & A.}, 
Parkstj-asse 4. 

Dr. Maoroe Smith, Professor der Rechte am Columbia College, Kew-Tork. 
Dr. Paselino Josr Soaref; do Soura. Profcfi<?or dw Beohte, Advokat und 

Abgeordneter, Rio de Janeiro (Brasilien). 
La Sooiete de Legislation, Port-aa-Prmee (Haiti). 

Dr. Gustav Sodofibky, Ftotershurg, Wasaili-Ostr. MittL Prospect 1/ia Q. 33. 
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Flaton Petrowitsüh Sokolow, Mag. jor., Nowgorod, Hmkowafcgjft ulitza, Hans 

SmetaDina. 

Dr. Vladimir Victorovic vyu Sokolslii, uidciitlicluT Professur der Kechte, 

Odessa, Sadowaja 6. 
Dr. Georg Solinssen, Gerichtsassossor a. !>.. Berlin, Unter den liudcn 3". 
Dr. Jaques Spanjaard, ordentliuLtir Professor der Bechte, Direktor der 

Indisohen Schule, Delft, Vorstraat 94. 
Afhanas Spaspoff, Sistow (I3nl<(arien). 
Ör. Wilhelm 8[>iess, Gerichtsassessor, Qöttingen. 

Dr. Albert Spitzer, Advokat, Reohtsbeiatana des Osterreiobraohen Uoyd, 

Konstantino|>ol, Galata Castrohan. 
Jfrederik Staag, ordeutliclior Professor der Beobte, Cbristiania, Bygdö- Allee 3. 
Dr. Hermann Staub, Josturat, Reohtsanwalt, Beiiin, Leipzigerstnuse 10. 
Emil Staus«, Charlottenburg, I^eonhardstrasse 21. 
W. Cunoiogbaui Steele, Advokat, Edinboigb, Oreat King Street 00. 
Mieoysiaw StAfko, OenebtsamlniKatit, Satiok (Oalizien), z. Z. Lnbaosow 

(Oalizien). 

Dr. F. Vergueiro Steide!, Rechtsanwalt, 8<lo Paolo, Koa Direita 38. 

Dr. Alois Steinhäuser, Advokat, Chur, Oraubfin^o. 

Arnold Steinmann -Bucher, Herausgeber der DeutMhen Industrie- Zeitung, 

Berlin, Tauenzienstrasse 0. 
Dr. S. Steinmetz, Privatdozent an der Universität Utrecht, Haag, Regent- 
esso laiin 121. 

Max Steitithal, Direktor der Deutschen Bank, Charlottenburg, ühlandstr. 101. 
Dr. Kichard Stephan, Kaiserlicher Geheimer lujgieruogsrat, Privatdozeut der 
Rechte an der Technischen Hochschule, Berlin, Plan-Ufer 8. 

Dr. G. Stielmarin, Ki^w, Malo-I'odwalnaja 20. 

Dr. Fritz Stier-Sumlo, Genchtt>asäiesü>or, Privatdozeut der Rechte, Bonn, 
( '».ilinanstrasso 37. 

Dr. Frederic Jesup Stini^iou, Comiaellor of Law, Boston, State Street 709, 

Exchange Buildtug. 

Karl Edler von Stockhammem, l.>>gationsrat, T/)ndon, deutsche Botschaft. 
Dr. Ft'lix Stoerk, ordtMitl. Profes.sui dt-r Redite. Grcifswald, Bahnhofsfcr. 
Dr. Josef Stoffer von Vecseklö, Budapest 1, Wiener Thorplatz 4. 
Bratislaw H. Stojaoowitsch, Belgrad, z. Z. Berlin, Leibniiatiaase 65 IH. 
•Dr. Karl Stoos, ordpntliclier rrofessur der Rechte, Wien. 
Dr. Alfred Strauss, Direktor der deutschen Waggon • Leihanstalt -Aktien- 

Oeaelbdiaft, Beriin, LdtzowstriBse 38. 
Dr. G. von Streit, Profos.sor der Ifeehtf. Rechtsauwalt, Athen. 
Dr. Stepbanus von Streit, früherer griechischer Fiflauxminister, ordentlicher 

Profeseor der Hechte, Oonvernenr der Nationalbank, Athen. 
Dr. Emil Strohal, ordenf lieln-r Professor der Rechte, Leipzif,'. Elsterstr. 20. 
Henri Stroehlio, Lizentiat d. Reubte, Genf, Avenue Marc Mouuier, Ohampel. 
Conrad Stadt, Hinister der geistUdien Unterriehts- tmd Hedizinalangelegen- 

heiten, Kxf eil» uz. Berlin, Unter den Linden 4. 
Dr. Alexander Dimitn Sturdza, Ministerpräsident, standiger Sekretär der 

Ronülaisehea Akademie, Eäcoellenz, Bukm-est 
Qnillermo Suberoaaeanx, Frofeesor der jEteohte, Santiago (Ohile), Alameda 

1489. 

Dr. Sbigoro Sugivaiua, Provituialrat von Kanagawa, Tokio, Sakamachi 
Kiridoshi 20. 

F. Surville, Professor der Rechte, Puitiens (Vieiine), nie ilu Gavis-Vflrt 9. 
Dr. Johannes Philippuc« Suyliug, Advokat, Herzogeububch, Verweirilraat 185. 
Peter Eviud Svinbonrad, MitgltM der stindigen Oeeetakominiaaion, HelsingfoxB 

(Finland). 

Dr. Wladimir von Svjatlowsky, wirld. Mitglied der Kaiserl. Russischen Land- 
wirtaohaftl. OeBellaofaaft, Doient der Staatawiseenaobitften, Peteiabiug. 
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Nioolaus von Szabo, Piisideot der fionigliah Ungariieheii Guiie, ExooUeoz, 

Budapest. 

Gtbor SsegneS, Budapest, Leopoidiing 7 a. 

T. 

Dr. Yoschito Takane, Professor der Rechte, Kyoto (Japauj. 

Dr. MatoiM Talir, K. K. Hofrat, ordentlicher Professor der Rechte an dar 

P fnnischon T'tii\ ersität, Mitglied der Böhmisohen Akademie der 

WissunHchafteu, Prag. 
Andreaa Taa6dy, Szatmar (tfngarn). 

Dr. Joar Tatiovicennn. ordr-ntlichtT Professor der Rechte, korreJ^pondierendes 

Mitglied der Kuuiäniäubeo Akademie, Bukarest, Strada Icooentii 4. 
Dr. Miohael Baron Ton ÜKibe, Privatdosent der Rechte, Petenbnrg, Giwee 

Morskaja 20. 

*Jodo Jacintlio Tavaree de Medeiroe, Advokat, Mitglied der Königlicbea 
Alademie der WiaseDsohaften, Lusabon, Raa Nova do Almada 80. 

Dr. Jonkhcrr van Teet,s van Goudriaan, Königlich iutH3erl;Lri<liscfi'ir ;UL'^'^<'r- 
ordentlicber Geeandter und bevolimicbtigter Minister, Exoeliena, 
Berlin, VoBsatraitta 16. 

Louis Tegner, Kopenhagen, Bwnatorfftigiide 2S, a. Z. London, Nottingham 

Place 12. 

Fürst Wiatschefüans von Teoisoheff. DounutiDo (Moskau- Kursker Eiaanhafan). 
Dr. Emanuel Tilsch. Advokat und Privaldoseiit an dar Bdhniiiiohea Univar- 

sität, Pniir. N C. 020 Tl. 
Dr. Antonio Toiiaju Jelia Galla, Profub.soi der Rechte, Palermo, Via Patuono 
all'Olivaäsa 44. 

*Dr. Manuel Torres-Gampoa, ordentlicher Profeesor der Hechte, Oranada 

(Spanien). 

Hatiib:uv.t>um Toumaiiiantz, Baku (Kaukasien). 

Dr. J. Trepitzin, Privatdozent der Hechte, Odessa (Universilat). 

Dr. Takis Triantapln llaku.s, Athen, Lykurgusstrasse 16, z. Z. Berlin, 

FHedrichstras.so III, III. 
Dr. Heinricfi Tricpel, ordentlicher rrofessor der Rechte, Tübii^eii. 
Dr. J. Tsatsos, Advokat, Athen, Metiopoliisstrasse 14. 
Oraf Füsamaro l^ugaru, Tokio, z. Z. Berlin, Lesningstrasse 36. 
Franz TuchaLsch, Landgerirlitsdiiektor Zwickau, Moltkestra-ssc !1. 
George F. Tucker, Dozent der Rechte, Bostou (Massachusetts; Court üouse. 

U. 

Emil rhles, Geheimer Justizrat, Kammergt^richtsrat, Berlin, Tiorf;artenstr 3 A. 
Dr. Emanuel von Ullmauo, Geheimer Hofrat, ordentlicher Professor der 

Rechte, Mttnehen, Lodwlgatiaase 29. 
Dr. jur. et phil. Joseph Unger, ordentlicher Honorarprof^sor dt r R» < hie. 

Geheimer Rat, Präsident dea Heiohagerichts, Excellenx, Wien, 

Kantgasse 3. 

Dr. "Wilhelm Upstroem, Häradshöfding, Stockholm, FlonvstrMBe 10. 
Dr. Thomas Kr. Urdahl, Madison (Wisconsin), 8paiht 1037. 
Dr. Alcjaudro Urbaneja, Advokat, Caracas (Venezuela). 

V. 

Dr. Roberto Vacca, Oonua, via Palestra 11. 

Julius Valeotin, Handelsrichter, Berlin, Rauchstraaaa 7. 

Dr. Martin Videntin, Regierungsasieeaor, Soest. 

Dr. Rustein Vamböry, UülfaartMiiler im Juatianumateriam, Budapest, üni- 

versitätsgasse 2. 
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Dr. loiüo Vanoi, ordentlicher Professor der Rechte, Bologoa, Yia Bialto 17* 

Otto Varenios, Professor der St-iatswissenschaften, Upsala. 

Dr. Nemesio Vargas. Advokat, Lima, San Antonio 133. 

Dr. Cavailiorc Alberto del Vecobio, ordentliober PnrfecMr der Fhiloeophie, 

Flürt'iiz, Via Ricasoli 31. 
Dr. Otto vou Veb, Rechtsanwalt, Berlin, Ansbach erstrasse ö5. 
*Dr. Milenko R. Vesoitsob, Edoiglieh Serbieeher Gesandter, ordentiioher 

Professor der Rechte, Rom. 
Dr. Butirios Yeza&is, Dozent der Staatswissenfichafteu, Athen. 
Dr. Enx>!e Tidsri, ordentliober Profetiew der Rechte, korrespondiereiides 

Mitglied dor Rocir-f'' ().> jAi^isIation comparnp, Pavia. 
i^^tieoiie Heron de Villefüäbe, Hat im Justizministerium, Paris, Kue de 

rUniveieitö 29. 

Km Right Hooourablo Sir J. H. do Villiers, Geheimer Rat (P. C), Präsident 
dee gesetzgebenden Rates, oberster Biobter des höohaten Oeiiohte- 
hofee, Kapstadt. 

Dr, Willem van d. r Vlu^'t, Professor der Rcclito. Leiden, Koniggiaobt 29. 

Dr. Andreas Voigt, Frankfurt a. M., Institut für Gemeinwohl. 

Dr, Horitz Yoigt, oidentlidier Honorarprofemor der Redit^ i»ideiilludie8 

Mitglied dor Königlich Sächsischen OeeeUaoliaft der WiaBenachaltail, 

Leipzig, Windmühlenstrasse 39. 
Dr. Konstantin Oraf Vojnovic, früherer Professor der Rechte, FänÜfadi 

Montenegriiii.soher Ju.stizminister, Wirkliches Hitglied der BüdalaTiSCdieii 

Akademie der Wissenschaften, Excellenz, Cetinje. 
Dr. Franjo Vrbanie, ordentlicher Professor der Rechte, Mitglied der Akademie 

der WisaeDeohafteo, Agram. 

W. 

*Dr. Adolf Wach, Gebeimer Rat, ordentliober Proieseor der Rechte, Leipzig, 
Ooetbestrasse 9. 

Dr. Karl Walcker, Privatdozent der Staatsu isscnschaften. Leipzig, Löbtstr. 11. 
Dr. Walther Waldseh midt, Syndikus, Berlin, Claudinsstrasse 2. 
Lajoa Walko, Badapest, Aulichgaaue 

Dr. August Sartorius, Freiherr vou Walt«>r.sbausen, ordentlidier Flofeosor 

der Staatswissenscbaften, Stra.ssburg i. E. 
Ernst Waltjen, Amtsrichter, Oollnow (Pommern). 
Riebard Ware, Washingtou, D. C. Rhode Island Avenue 1529. 
Dr. Otto W^arschauer, Professor der Staatswiaseiiaohaften, Berlin, Augs- 

burgerstrasse G2. 

Bogen von ^^ asskowsky, Frivatdosent der fiedite, Reohteanwalt, Odessa, 

N'adejdinskaja 5. 

Dr. Aiax Weber, ordentlicher i'iofussijor Uor Kechts- und Staatiswisbeuscliaften, 
Heidelberg. 

Bigbt Uonourable liOrd Alverstone, (Wehster) Lonlolierricliter von England, 

G. C. M. G. M. P. Pump Court Teiiiplu 2, Luuduu. 
Dr. Paul Worthauer, Rechtsanwalt, Leipzig, Markt 5. 
Berend vou Wctter-h'o'^t'nthal Hut Loinitz b. Revai und liwa (fistblaod). 
Georg Adolf Wettstein, Züricli, Klüusstrasse 9. 

Dr. phil. Franz Weyer, Oerich t><assessor, Berlin, Kurfurstendamm 22G. 
Henry C White, Richter uti I Proft ssor der Rechte, Clevelaod (Ohio, U. S. A.). 
Dr. Berthold Wieuer, Rogierungsrat im Kaiserlichen Patentamt, Berlin, 

VrormBerstrasse 6a. 
Theodor Wiener, AinNirerirlifsrat a. J).. Rerlin, Frit»drich Wilhelmstr, 18. 
Dr. Haas Wieprecht, Gerichtsassessor, llUfsaxbeiter im Kaiserl. Patentamt, 

BotKd, Acbenbacbstraase 21. 
Dr. 0. Wildhagen, Becbtsanwalt beim Kdohsgerioht, Leipstg, Leibnixstr. 26/8. 
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Seine Durchlaucht Dr. Füret Wilhelm zn Wipd, Gonoml dor Infanterie, 
Ehreodoktor der Universität Bonn, Präsident des Henenhausea, 
Neuwied. 

Dr. E. Wilhcltn, Assessor. Strasshurg iT, *^!'-iliprgraben 1. 

Dr. Bemers Wilson, B. A. S., Birkeobead (Euglaud) Dovonsbire Place, 

Hex WlDftwer, BeditMuiwilt, PetorBbiii;g, Sergiewskaj« 41. 

Heiizy von Wiiikh r. Direktor des üotenoohuiigdebontoiiiiiiu, Kevil (Brtlfe- 

lend), Langestraase. 
Mix Winterfeldt, Justizrat, OeDenlkmum] der SOdefrikaniadieD Republik, 

Geschäftsinheber der Borliner HendelegeeeUediAtt, Beriin, BeUeTne- 

st fasse 6 a. 

Dr. A. Wirminghaus, Professor, Syndikus der Handelskammer, CöIq, Rheia- 
gasse 8. 

Dr. Hermann von Wissniann. früh. Kaiserlicher Gouverneur von Beutsch- 
Ostafrika^ Major k la suite der Armee, Gut Weissenbach bei litzen 
(< Uier-Steiermark). 

Wolbert, l^_<ctitsan\viilt und Notar. Potsdam, Floditzsf ra.sse 9c. 

Dr. .lulins Woil, ordtiuUicber Professor der titaatswisäenschaften, Breslau, 
Taschenstrasse 19. 

Dr. Th. Wolff, Überlaride^gericht.srat, Hamm. 

Dr. Ktuhard Wrede, Bt-rlin, Elsasserstrasse 9. 

CaroU Dr. Wright, Commii^oner im Arbeitodeperteineot, Weehington D. 

C. 1209 S. St. N. W. 
Dr. Anton voa Wuliert, Wirkhcher Staatsrat, ordentlicher Professor des 

Strafrechle an der Alennder MUtttr-Joiidieohea Akademie in BL 

Peteraboxg. 

Y. 

Dr. Saburo Yamada, Professor der Rechte, Tokio. 

Suleiman Yeilin, Rechtsanwalt, Liceatiat, p. Adr.: David YeUin, Jerusalem. 
Dr. Jemee J. Yoong, Fbiladelpliia. 

Z. 

Dr. jnr. et phil. Friedrieb Zahn, Regierungsraf, Berlin, Kalokreuthetr. 15. 

Ignaz Zaknnvsky, Geheimer Rat. Excellenz, Petei-shuig, Fontanka 52. 

Dr. Jobaou Zamowski, Regierungi^rat bei der Laudesregierung tax Boenien 

nnd die Herzegowina, Sarajevo. 
Dr. Miroslav Zderkovski, Gerichtsadjunkt, Oliniany (Galizien). 
Georg Zelter, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericbt, Stettin, Augustaplatz 1. 
Dr. Alfred Zimmermann, Legationsrat, London, Deutsche Botsdiaft 
*Dr. Ernst Zttelmann. Geheimer Justisrät, ordenlUidier Frofeesor der Beebtei, 

Bonn, Coblenzerstra.s.'jf' 81. 
Dr. jur. Michael Zobkow, Privatdozeut der Rechte au der UniversitÄt Agram, 

Richter, Sarajevo. 
L. Zoeich, Ijandgerichtsrat, Straubing. 

Dr. Constantin Zographos, Privatdozeut der Staatswissenscbaften, Athen, 

Mu.sen8tra.sse 14. 
Julius ZöUer, LendgerichtspiiBident, Kaieerslauteni. 
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B. 

Mitgliedeiverzeichnis nach Staaten. 

(Die Koiouien und Schutzgebiete sind bei den Mutterländern 

aufgeführt.) 



1. Argeutiiiien. 

LiMfegsnck-Bneno« Ayres. 

Meyer-Pellegrini-Buenos Ayns. 
Pinero-Bnenos Ayres. 
Seeber^BoeiiOB Ayres. 
fiegovia-BnenoB AyiM. 

& Belgien. 

Baets-Gent. 
Biervliet-Löwen. 
Degen-Brüssel. 
Deschatnps- Brüssel. 

Errera-Brüssel 

FniiKk-Aiitwerpea. 

I iil-oii- Brüssel. 

Horn-Hrüssel. 

H y nian.s- üiüsvsel . 

Jaspar-Brüssel. 

Leyds-Brüs8»»l. 

Hahaiin-Lütticb. 

TED der Rest-Brüssel. 

de Rode-Brüssel. 

4. BraeUien. 

Bevilafjua-Recife. 

Eschke-Sdo Paulo. 

Ouiniaräes-Sdo Paulo. 

de Paula lAcorthi de AlmeidA (Frsn- 

uöcuj-Kiu de Janeiro, 
de Almeida (Csedide MeedesVBio 

de Janeiro, 
de Altneida (Fernaudo M»ude»)-Rio 

de Janeiro. 
Moiiteiro (.IoMa)-Säo Paulo, 
de AJnieida Nogueira (Paulo j-bdo 

Ptolo. 
Porchat-Säo Paulo, 
de Soiua-Rio de Janeiro. 
8ieidel-8fio Fkalo. 



5. Bulgarien. 

Dwieff-Sofls. 

Friii'^'ifiocht-Sofia. 
Hiitzipetroa- Vama. 
]iiiuB6s>8oAa. 
8pasaoff-8islow. 

6. Chile. 

Ballesteros-Santiago. 

Letelier-San üago. 

Martinez-Santiago. 

Martine?, de Ferrari-ISantUlgo. 

Mundt-Santiago. 

Sttberoasetox-Santiagoi 

7. China. 

Betz-Hankaa. 

Knappe-Slianghai. 
Ng. Choy-Tieütüiii. 

8. Colnmbien. 

Caro-B<^otä. 

9. Costa Rica. 
Qoiroe-Sao Jose. 

10. a) DAoeiiiarlb 

Berlin - Kopenhagen. 

Borgen- Kopenhagen. 

Deuntzer-KopenhagMl. 

DuuB-Vibor*]:. 

Fich-KoiUiug. 

Goos- Kopenhagen. 

Grundtvif,'- Kopenhagen. 

Halldon>sun-Kopenhagen. 

Lassen-Kopenbagen. 

Münch Petersen-Kopeohageo. 

Nyhulm-Kopeuhagen. 

Olrik-KopeDhageD. 
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I>:iron v. Reedtz-ülOtt-KopOlÜU^O. 
Soharliog-Kopenhagen. 

b) blMd. 

Briem-AJknTeyri. 

11. a) I>euUKli]«id. 

Abel-Alt-8ii!iiinw b. Teterow. 

Adelssen-lieiliii. 

Adler-Kiel. 

AiTolter- n^Mdelbeig. 

Alisbabs-Kiel. 

Alexander-Kftte, (Uugo)-Berlui. 
Aloxandnr-Katz, (Ftal)-B6rUD. 
Audre-Marburg. 
Apt-Berlio. 

A<:chrott-Rr-rIin. 

A^mana-Lüdeoscbeid s. Z. Friedenau, 
▼on Auer-Münolien. 

Badstiilnioi -^^^■SL»rit^. 
Baliin-HaiKburg. 
von Bar>Oöttingen. 
Bassenge-Berlin. 

Prinz von Batteuborfr-Darmstadt. 
Baumj;arten-Stra.sfeburg i. E. 
V. Bechniann-Miinchen. 
Becker-Düsseldorf, 
ßeeütz-Oardon b. Greifenhagen. 
Behrend-Leipzi^. 

Bekkor-Heidelbei^. 

Boüng-üiessen. 

] i i rt-Berlin. 

Büi*gbobni-Boun. 

Bergboff- Isinfj-Dannstadt. 

T.B6rle| s< 1 1 -SeelMiolib.On«8e»gottBtii. 

Bernhüft-Rostock. 

Berutttein-Uerliu. 

Benmer-Düsseldoif. 

Bierinaiiii-nipssen. 

Binder-Hustock. 

Bingner, A.-Leipzig. 

Bingnor, Heinz-Berlin. 

Birktueyer-jtfü neben . 

V. BteiohrSder-Berliu resp. Drehsa. 

Blenck-Berlin. 

V. Blume- Königsberg. 

Blumonfeld- Berlin. 

Borchardt-Beriia. 

Bornhak-Berlin. 

Bob ru ert- D r o.sd e n . 

fireotBfi o- M ü noheo. 

Broemo!-B»Tlin. 

BiiUiii^'-lv'tliti. 

Buinillfr-r.t'rlin. 

Burchard-Berlin. 

Burcbard-Berüu. 
Bürner-Bertin. 



I Cabn-BcrliD. 
I Cohn -Berlin, 
Cosack-Bono. 

Covemibfas-Berlin (Mexiko). 

I CroiiH'-Ilonn. 
Dabii-i^ireslau. 
Degen (Walter)-ZwickaiL 
D-'H-so-BltIi'u. 
Deruburg-Berlin. 

Detten-Berlin. 
Diehl-Königsberg. 
Dove-Beiiio. 
DzMostynski-Berlio. 
Eberstadt-BetliD. 
Kger-ßerlin, 

Ehmcke (Albert)-Berliii. 

Ebnicke (F.)-Fiddichow. 

Ehrhardt-Bresslau. 

Ellstaelter-Beriin. 

Eudeniann-Hannovw. 

EsKcr-Berlii). 

Falkiiiauu-Beriin. 
Fei^'-DüsseWorf. 
Fidler-Miinster. 
Finger- Würzburg. 
Fwolier (Otto)-Bre8t»a. 
, Fis< her I Paul)>FliedeiMHl. 
Fitting-Halle. 
Flatan-Cbarlottenburg. 
Fleischauer-Berlio. 
Forteza- Berlin. 
Fraocke-BerliD. 

iFiiiiik-Tül'iti^en, 
Fraoz-iCiet. 
FranensUldt-Brnlm. 
; FrL'Uil('-Sr«'ttiii. 
Freyban-Cottbus. 
Friedeberg-Berlin. 
Fri ed e m an n - Berl in. 
Friedentbal-Borlin. 
Friedheim-Berlin. 
Friedländer ^\'i imar. 
Friednmnn-lJerlin. 
Fried ricbs- Dortmund. 
Frommhold-Greifswald. 
Fxicbs (Max) Arcbivar-Bt ilin. 
Fuebs (Max) Rech hjauwait- Berlin. 
V, Oescher-Münster. 
GoldberT^'T-Bfilin. 
Goldschmidr-Heriiu. 
V. Gonioii-Herlin. 
von rHossltM-Danzig. 
Goering-Neubaus a. d. FegniU. 
Oroeae^ieefre-Beriiii. 
Orotofpnd-MarViurg. 
Gründler-Berlin. 
Günther (Frit8)-BeHin. 
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Günther (Ludwig)-Gie88en. 

Gwinner-Berlin. 

Hachenburp-Maunhoitn. 

Ilagens-Frankfurt a. M. 

von Halle-Berlin. 

Hamburger (Karii-Borlin. 

Hamburger (Lud\vig)-BerliD. 

Hamm-Oöln a. Rh. 

Harburfjer-Miiticht'n. 

V. Uarder-Munuhuim. 

HarmeniDg-Jena. 

Hartnianii-Berlin. 

Freiherr v. Hartogeusis-Berlin. 

Hasabadi-Kiel. 

Hatschek-Frankfurt tu M. 

Uaveustein-Berlin. 

HXnel-KieL 

npcht-Mannheim. 

üeck-UaUe a. 8. 

Heilboni-BeTlifi. 

HeOfnm-Berlin. 

Heimlraiger^Giesaeo. 

Heinemann-Berlm. 

Helfferich'Charlottenburg. 

Hei Im ut h häuse r-Berlio. 

Hellwig-Uerlin. 

Herz-Steglitz. 

Hesekiel- Berlin. 

HilÄO-Borlin. 

Hirsch-Berliu. 

Hirsrliler-Berlin. 

HotTnianti i Karl)-Burliu. 

BofTmatin (Iinniuiiuel)-OrOBB-Iiollter<- 

felde bei Berlin. 
Fürst zu Hohenlohe-Langenburg- 

Rtrassburg. 
V. rioltz'Midorfl-Beriin. 
Uolz-Burliu. 
HooigmanD-BnwIao. 
Graf V. HopfTgarteD-Borlin. 
Hölder-Leipzig. 
Hfiboer^Bonn. 
[{•henhat'ust'r-Rt'rlin, 
Jaife (Ludwigj-Berlin. 
Jaffö (MoritzV-PoseD. 
Jaffe (Paul)-B.Mliii. 
Jaffe (BiobardJ- Berlin. 
Jastrow-Bettin. 
.Tellioek-Heidelberg. 
Jenny-Berlio. 
JolloB-ßerlin. 
Jolly-Würzbui]g. 
Jourdan-Mainz. 
Kalm-Heidelberg. 
Katz-Berün. 

Kaufniann < F*'lix)-Rnrlin. 

T. Kaufinauu (l\ichard)-Berliu. 



Kaufmaon (Wilbelni)-Beriio. 

Kempner-Berün. 

K iudermann-Heidelbeig. 

Klee-Berlifl. 

KläofelleroKiel. 

Knapp-Stra-ssljnrg. 

Koch (Ilans)-Posfn. 

Koch (Max)-Berlin. 

Kooh (!\i( liard|- Berlin. 

Koch (\Vilhehn)-Berlin. 

Köbner-Charlottenburg. 

Kdhler (Äugusti-München. 

K5hler (Gustav)-Berlin. 

Köbne (Carl)>Berlra. 

Köhne (Paul)-Berlin. 

von König- Berlin. 

Kreyenberg- Berlin. 

Kritzlpr-BtTÜn. 

Krobne-Berlin. 

Eroneeker-Berlin. 

Kulen>ann-('ell(>. 

£üok-Uaniburg-(Beriin). 

Kühne-BtegUts. 

I^aband -Strassburg. 

Landau-ßerlio. 

Lasso u - Friedenau. 

Leander- Berlin. 

Ijebin-ßerlin. 

Lehmann (Arthur)-Berlin. 

Lehmann (Hermann)- Aachen. 

Lehmann (Karl)-Rosto(:k. 

Leist (Burkhard \Vilbelm)-JeDa. 

lA'i.st ((ieriinrü Alexan<ler)-0i6nen. 

Lenel-Strassbuig. 

Leo-Berlin. 

Leonhardt-Berlin. 

Leon liard - B reslau. 

Leser- Heidelbeiig. 

LeTio-Berlin. 

Levy-Berlin. 

Lexis-Göttingen. ' 

Liebmann-Berlin. 

von lilienthat-Hi'idolborg. 

Lintelmaoa-Hanpover. 

Linnarts-Berlin. 

Ton Lisst-Berlir. 

Loewenfeld-Hünchen. 

Loewy (Riohard)-BerUB. 

Ix>ewy (Pauli-Beilin. 

Lucas- Berlin. 

Maas-Berlin. 

Mankiewitz-Berliii. 

von Martitz-Berlio. 

Ma-ske-Berlin. 

von Massow-Potsdam. 

Matthia'^-Rostork. 

Mayer-Fraukenthal. 
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May et- Berlin. 

voa Mayr-Müuoheo. 

Herzog Johann Albrecht sn IfeoUen* 

burp-Willitjrad. 
Meinecke-Berlü). 
Heitzen-Berlin. 
Mende-Ciuben. 
Meyer-Berliu. 
Meyssner- Berlin. 
Mti lialowsky-Berlin. 
Michelsen-Hambuig. 
Mieicke- Berlin. 
Mi II den -Berlin. 
Mint2- Berlin. 
Mitleis-Lcipzig. 
Moll-Berlin. 
Miihsani-Berlin. 
(iraf von Mülinon-ikiliu. 
Müller-Meiningen- Furth. 
Münsterberg (Emil)-Berlin. 
Münsterberg (Oskar)-Berlixi. 
Zur Neddeu-Berlin. 
Neukam|i-Ci">!ii. 
NeuinaoQ (Hiigo)-Berlin. 
Nennuuin (Osou'hBeriiii. 
Nicmryfr-Kiel. 
Oertatanu-ErlMigen. 
Oetker-Harbui;^. 
OfformannCöln. 
Olühausen-Leipzig. 
Oppenbetmer-Benin. 
OstiTi ii'tli-Bi' iliii. 
PapueoUeiiu-KieL 
Fleiherr Ton Fedimann«]fÜDcii«i. 
Perl-Berlin. 

Ont von PeKtaloua-Mönobea. 

PeterB- Berlin. 

Petersun^Leipug. 

Pflug-lVrlin. 

Piloty- Wüizburg. 

Plüddcmann-Benin. 

T'orsiIi-Br-->lau. 

i'rager-liuiUu. 

Fünt zu PutbitB-FutboB. 

Frotis<;-Ri>rIin. 

Ivadtke-liurliu. 

Radulowitscb-Berlin. 

Kasch-CharlottenboilK. 

Ratbenau-Berlia. 

Rehme-Halle. 

Koit'he-Horlin, 

Uethviscb-Berlin. 

von SheinlMiben-Berlm. 

Fr IT von Richtiiafea-BerliD. 

Kiug-Beriin. 

Boaenfdd (Ernst, Pi«feMor)-K5nigs- 
berg. 



Bosenfpld (Krnf^ Afl8e8wr)-BeriiB 

. z. Z. Düsseldorf. 
Ronenthal'Jen«. 

Rosin-Frt'ihurg i/Br. 
Kothe-Berlin. 
Riunpelt-Cbeninitz. 
Saint-Paul-IIlairo-CoU» a. Bh. 
SalomoosohD-Berün. 
&unter-Berlin. 
Sasse- Berlin 
von Savigny-Marburg. 
Scha|M- Harn bürg. 
Schäffle-Stuttgart. 
i Schell has-Rixdorf. 
Sch i rrnieister-Schöneberg. 
Herzog Ernst Günther zu Sohleawig- 

Hübitein-Schlüss PrirnkwuMi. 
Schlomann-Berlin, 
Schlosstnacher-Fiaakfart a/Uün. 
Schinid-Berlin. 
Schmidt-Giessen. 
Schneider (Victor) -Berlin. 
Schueider-lJiarideuburg. 
Freiherr von Sohorlemer-l^tter. 
Sobotte-Wippn. 
Scbubart-Berlin. 
Schultze-Stra.ssbarg. 
Sebnls-Leipzig. 
Schumacher-Cöln. 
Schuppe-^reiitewald. 
Sdrarz-Bremen. 
Schwab-Stutfpit. 
Sobwarz-Berlio. 
Sofawering-Berlin. 
Sockel- Berlin. 
Öeligäoh n - Berlin. 
Siefirt-Berlin. 
Sil berstein - Berlin . 
Simon (Eduard)>BerIin. 
Simon (Kobert)-Königsberg. 
Simon (Veit)-Berlin. 
Simonwn -Breslau. 
Si mo n y - 1 üj ei Ilmberg. 
Solnissen-Berlin. 
Spies-Göttingen. 
Staub- Berlin. 
Stau-ss-Charlottenburg. 
Steinmaun-Bucher-norlin. 
Steinthal-Charlotteoburg. 
Stephan-Berlin. 
Stii_'r-Sütulo-Rotin. 
Stoerk-Greüswaid, 
Strann-Beriin. 
Strohal-I^ipzig. 
Studt-Berlio. 

van Teete van Goodriaan-Beilin 
Triepel-Tfibing^n. 
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Tndiaisdh-Zwiokan. 

Ühles-Berlin. 

TOD Ullmann-MüncheD. 

Valentin (Juliu8)-Berlm. 

Yftlentiii (Martui)-8iMSt 

von Veh-Berlin. 

Voigt ( Andreas)-rraokfurt a/M. 

Voigt (MoritzHLiipag. 

Wae Ii -Leipzig. 

Waickor-Leipzig. 

Waldsohmidt-Berlin. 

Fieiherr voo WalioxBliaiiMn-^txan' 

bürg. 
Waltjen-Gollnow. 
Warschauer-Berlin. 
Weber-Heidelberg. 
Werthaner-Leipzig. 
Wpyer-Berlin. 
Wiener iBerthoI<i)-Berlio. 
Wiener (Theodor)-Berlin. 
Wieprecht-Berlin. 
WikUiagen-Leipz^. 
FBnt n Wied-Neowied. 
Wilhflfii-Stra-ssburg, 
Winterfedt-Beriin. 
Winningfaans-Cöln. 
von Wissmann -WeinenlNudl. 
Wolbert-Potsdam. 
Wolf (Juliu8)-Bre8lau. 
WoI£f (Th.).Haniin. 
Wredc-RerÜD. 
Zahn-Berlin. 
Zelter-Stettin. 
Zitelmann-Bonn. 
Zoelch-Straubiog. 
ZöUer-KftiBenlaiitem. 

b> Nro-GidiM«. 

von Bennigseii-Herbertalüihe. 
Behl'Herbeitshdhe. 

IS. Beoidor. 

Arteta-Qnite. 

14. IQgyptea. 

Abou-El- Fetouh'GÜxo^ 
Anton^Cairo. 
GUvel- Alexandria. 

Fak ry - Pa.'-i h .1- Cai ro. 
QmdudT-A le xaiid ria. 

15. Frankreich. 

Autran-Marneille. 
Beancbet-Nanoy. 
Bloodel- Paris. 
Bogisic- Paris. 
Brissaud-Toulouse. 



Bnr-Aix:-«a-Provence. 

Ctdvo-Paris. 

Chaillez-Bert-Paris. 

Chretien- Nancy. 

Daguin-Paris. 

Duqtiesnc-GroDoble. 

Dürkheim-Bordeaux. 

Eiseninann-Parili. 

Faucheux-Paris. 

Flacb-Paris. 

FrederikseQ-BariB. 

Oide- Paris. 

Oovare-Düokirchen. 

de la Orasserie-Rennes. 

Honrtoule-KV'thel. 

Lyoü-Caen-Faria. 

Lyon-Paris. 

Peartree-Pfcria. 

PUIet-Parie. 

Pmdier-Fodere-8aini>Btieane. 

Proux-Paris. 

KafEaloTicb-Paria. 

Beneold-PariB. 

Koiuc-Dijon. 

SaleiUes-Paris. 

Sor^üle-Poitien. 

de VlUefoaae-FkiiB. 

IC GitedMiibHid. 

A:; n u vros-Äthen. 

Ara\ an tinos- Athen. 

Basiliu-Atheu. 

Castorchis- Athen. 

Chaikokondyli8-Ket>hiaia b. Atben. 

Dallegio-Syra. 

Denuiras-Athen. 

Domertzis-Athen. 

Dionu'des (Alexander>-Athen. 

El iupoulos- Athen. 

FIogaitis-Athen. 

Earajanuis-Kaiaiiiata. 

Kartalis-Volo. 

Lambadarios- Athen. 

Leoufisis-Atben. 

lUvrendie-Atben. 

Momferratos- Athen. 

Negropontis-Athen. 

Pano|Mdlos*Fatra8. 

Patalas (Christoph P.)-Athen. 

Pataias (Johannes P.)-Athen. 

Samios (Kvangelos P,)-Svt», 

Samios (Sotirios PeriUeB)-E^KK. 

Sari pol(^ Athen. 

Simandiras-Atben. 

Simitis-Piräus. 

von Streit (O.)-Athen. 

von Streit (Stephanus)- Athen. 
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TrumtaphylUkos-AtiMo. 
Tsafsos-Athen. 
Yezaais-Athea. 
2ognphoe-Ath«n. 

17. a> Growbritaiuiien. 
Rigfat HonoonU» Loid AlTentoo«« 

London. 
Ashwortb-Loodoii. 
Bnllook'Elstoii. 
Cam pbel 1 - A berdeen* 
Graham-Belfast 
Hewins-Londott. 
flolland-Oxfoixl. 
lo hülHen-Londou. 
Jeaks-Oxford. 
Mackenzie-London. 
Miller- Edioburgh. 
Nicholson-Edinburglj- 
Ratherford-LondOD. 
Schuster- London. 
Steele- Ediuburgh. 
Bdler von Stockhammere-Loiidon. 
To^npr-London. 
^Vil»oii-Birkenbead. 
ZimmenMum-London. 

b) RaploiuL 

Milner-Kapstadt. 
de ViUiers-Kapetadt 

ey Victoria (Anatnütoa^ 

Oregoiy-Melbooroe. 

18. Goateiiwla. 

Herrera (M. A.)-Guatoinalft. 

8aravia-0 uateniala. 

U). Haiti. 

Poujol-rort-aa-PriDce. 

8ociet6 de iegislatkm-Ftnt-att-Prinoe. 

20. Honduras. 

Bustillo-Tegucigal pa. 

21. ItaUen. 

Ansaldo-Oenua. 

Axnö-Modenal 

Baviorn-Palermo. 

BeiiKa- Genua. 

Bronialti-Roin. 

Bra^a-Turin. 

Buzzati-Pavia. 

Galisee-Pisa. 

Castori-Padna. 

Chironi-Turin. 

Gioala-Leooe. 



Cogliolo-Genua. 
Contuzzi-NeapeL 
Marcbese Corsi-Pisa. 
Crooe-NeapeL 
Fiore-Neapel. 

CoDte Foasa-Manoiiu-Spoleto. 
FoBwato-Tarin. 

Oäbba-Pisa. 

Oientoroo-Neepel. 

OnSBO-Oenoa. 

Im pa! 0 ni e n i - Pal e nii 0 . 

Istitttto di aoieaoe sociali-floreoz. 

Landaooi-Phdna. 

Tx)ii;broso-Tulhl. 
Loria-Padua. 

Luzzatti- Venedig and Padua. 
Marletta-Catania. 

Mmiri-Mniland. 
l'aloiu ba- L'agliari. 
Polacco- Padua. 
Pranzataro- Neapel. 
Peluso-Tarent. 

Kanelletti-Maeenta nod 8ira^ 
Rignano-Livorao. 
Euta-Rom. 
fidvioIi-Palennou 

Sam po 1 0 - Palermo. 

Schiappuli-Pavia. 

Senigallia-NeapeL 

Serafiiii-Modeua. 

Todaro deila Gaüa-Palenno. 

Vaooa-Genaa. 

Vanni-Bologna-Rom. 

del Vecubto-floreos. 

Tidari-Flum. 

Veeoitsoh-Roiii. 

2S. Japwk 

Bridel-Tokio. 

Cruson -Tokio. 

Ooto-Tokio. 

Haruki-Tokio 

Hozumi-Tokio. 

Inouye-Kioto. 

Itchikawa-Tokio. 

Kato-Tnkio. 

Kiyoura-Tukiu. 

Kurachi-Tokio. 

LotMiholm-Tokio. 

Matüui-Tokio. 

MatBunami-Tokio. 

Ogawn-Tokio. 

Okamatsu-Kijoto. 

Oyagi-Tokio. 

Shi Uli zu -Tokio. 

Sugiyama-Tokio. 

Tuune-Kyoto. 
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Graf Tbugaru-Tukio. 
Twnaila-Tokio. 

28. Lnxmnbai^. 

Claseo -Greven machflr. 
Sohmit'Liixembiuig. 

tL Monaeow 
de Boliand-Monaoo. 

25. Montenegro. 

Onf Yojaovio-Cetinje. 

27. «) Niederlande. 

Assor-Haag. 

Beeuio-Voorburg beim Haag. 

Coltof-Haag. 

Drucker-Lt'idt'ii. 

Gerritsen^Haag. 

Bamaker-Utreoht 

Heyligers-Delft. 

Jitta-Amsterdatn. 

Koolen-Utrecht. 

Lery-A nisterdam. 

ran Lier-ITaafr. 

Limburg- Haag. 

van de Loo-I.obitli b. Arnheim. 
de Mcnthon Bake-Herzogenbiiacb. 

Mülcugraf-Utrecht. 
vao Oppen-Mastricht. 
Py uackf r - ITo idyck-Haag. 

Spanjaaid-Delft 
Steinmetz-Haa^'. 

Suyling-IIorzot^fiiJmsch. 
van df'r Vlutrht-Lejdüii. 

b) Xiederinndisch-Ostiildien. 
Kederburgti-Batavia (Java), 
van OsenbrngKen-SantaraDg (Java). 

28. Norwegen. 

Beig-Chrtetiania. 

Ek>ire-Chriätiania. 

Bnll'Objriatiauia. 

Oermeten-Christiania. 

Gjt'lsvik-CInistiania. 

Gran-Christiania. 

Hagerup-Chrishania. 

Jäger-Christiania. 

Mnrtrcn'^tif^nie-ChristianUL 

Mot/fcIiChristiania. 

riatiiu-Cliristiania. 

Stang-Christiauia. 

Scheie-Cfirintiania 

2d. Oiauge-Frcistaat. 
Qeitzog-Bloeni fouteiu. 



'M. Oesterreich. 

AniKclil-Gra«. 
Bäck- Wien. 

Freiherr von Call zu Kulmbaoh und 
Rosenberg-Wieo. 

Dn i («!t rzanski-Lem berg. 
Dan tscher- Innsbruck. 
Duseheoes-Prag. 

Eder-Wi.'ii. 

von Estreicber-Krakao. 
von Feistmantel-'Wien. 

Fratiek-Praf,'. 

lütter von i'ierich-Eiakaa. 
Oargas-Lemberg. 

GrabsulH'id-Wien. 

Grassl-Sarajevo. 

GrtitiKel-Wien. 

Oriiiiluit-Wien. 

Hai nisch- Wien. 

Heilinger-Wien. 

Hein-Wien. 

Uildobraudt-Graz. 

Hofmokl-Lemborg. 

Graf Huyn-Tet.schen. 

von Halban-Czernowitz. 

von Hörmann zu Uürbacli-Czeruowitz. 

Ritter von Josch-KIagenlort 

von Jurascheck-Wien. 

Juridischer Bibliothekverein-Wels. 

KelIer-I'i;H;. 

Kobatsch-Wien. 

Krasnopolsk i -Prag. 

Krzyzauowski-Knüura. 

Ijechfi-Brünn. 

Leh man n -Czerao witx. 

Licht-Brünn. 

Mataja-Wien. 

Matauaohek- W ieu. 

Manrua-Qrat. 

Meuger-Wien. 

Menzel- Wien. 

Erbprinz von MettMnieh'Wien. 

Münk-Wien. 

von Neamauu-£tteoreiob-Wion. 
Freiherr von Offimnana-Biüon. 

Ofner-WiiMK 

Fappafava-Zara. 
PfafT-Wien. 

von Philippovich-'Wien. 
Pöscbl-Wien. 
Riehl- Wiener Neustadt. 
Bapaport-Lembeiig. 
Procopo vici-Ri va. 
ScheimpÜug-Wien. 
von Scherzer-Gttne. 
Sch 1 sch in an o w - Wien, 
I Schröder-Tescbeu. 
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ßchroft-Wif'i). 

von Schrutk;i- RtH-htenstamm-Wien. 

von SohnlK'rn-Wien. 

Scliiilz (Ivan)- Prag, 

Schwiedland-Wien. 

Seidler-Leobea. 

8hek-Samjewo. 

Stefko-Sanok. 

Stooü-Wieu. 

TaUr-Png. 

Tilsch-Prag. 

Uoger-Wiaii. 

SStnowski'Sftraiewo. 

Zderkowski-Gliniany. 

Zo bko w-Sara j e wo . 

31. PangiMf. 

Klug-AasancioD. 

32. Peraieii. 

Oreenfield-Tebriz. 

88. Fern. 

CarilloLima. 

Ilerediu (Ivicai-do)-Linia. 

PayaD-Uma. 

PraiJi) y Ugartache-Lima. 
Vargas-Liuia. 

:U. a> Portngal. 

Dual to-LisKabuii. 

Jardico Graf von ValenoaB-IiSBtboD. 

MeiiJt'S Martins- Lissabon. 
Tavare» de Medeiros-Lissabon. 

h) Mndoira. 
Mouteiro (Job^ i'\uiolial. 

Rominieii. 

Gaa6-Botuscbaa. 
JonnflSCQ-Poroboi 

Koruea-Bukarest. 

Lahovan-Bukarest. 

LoDgineecn-Jassy. 

Mandl «'a- Bukarest. 

Missir-Bukare^t. 

Telega-Oara-Doftana. 

Robin- Bukarest. 

Rosetti- Bukarest. 

Stuidi^a-Bukarest 

TMovioeann-BokiredL 

86. a> RoMland. 

von Ä braficli k >'\v i t >oh-CM«aBa. 
Ali».\!iiidivtiko- Warschau. 
VOD Beiieschewitsch-Petersbnig. 
Blodi-Petenbuig. 



Bomse-Petorsburg. 

von Bürz»»uko-Odessa. 

vüi» Biudkowski- Warschau. 

Dan tschitsch- Kiew. 

Feldstein -Mos kau. 

Foinitsky-Petenjburg. 

▼on Friseh-Petonbaiig. 

Golden be ff,'- Od «ifffliU 

Gorbunow-Kiuw. 

Orfioberg-Orodoo. 

I \ a 1 1 0 wsky-Petersbttig. 

Janrui^Petarsburg. 

Onf Kanarovsky-Petenlmxg. 

von Kazaiiski-Odessa. 

VOD Ko^sky-Moeksii. 

Knuuhar^Wareohm. 

Kuplevasky- Cliarkuw. 

Lewtow - Warschau. 

liewy-Petrikau. 

Loewenstimni-Cbarkow. 

von Martens- Petersburg. 

von Murawieff- Petersburg. 

Muromtzeff-Mohkau. 

Nabokoff-PHtei>lnirg. 

Nefedjeff-M'skau. 

Newaorow-.hirjfv. 

Nowgorodzeff-Moskau. 

Oerstroem- Pe tersburg. 

Unwncki-Odeflsa. 

OHproff- Moskau. 

von Palen-ürosiS-Autz (Curlaud). 
Pergament (Joseph )-Odess& 
Pergament (Mi In Ii '""donoi. 
Petrazycki-Petersburg. 
Proatsoheoko- Petersburg, 
von PrzewaKki- Moskau, 
Pustoroslev-Jurjev. 
von BeDneDkampf-Oden^ 
Hundstein -Waraohan. 
Sabiuin-Tomsk. 
▼00 8oheyD-Petenbaig. 
Schor;^ t e i n - Elisabetbgnd. 
Sohöudorf-Odessa. 
Siegel -Wanohan. 
Sinioneuko - Warschau. 
Sodof&ky-Petersbuirg. 
Sokolow-Nowgorod. 
Sokolski-Odessa. 
ätielmann-Kiow. 
Sviatlowsky- Petersburg, 
von Taube-Petersburg. 
Kürst Teniselii ff-DottiiistiDa. 
Toumauiauli^-Baku. 
Trepitzin-Odessa. 
von Wa.'5'^kowsky-Odt^ssa. 
Berend von Wetter-iiosenthal-LoiDiu 
bei Beval. 



Dlgitized by Google 



— 1373 — 



"Winawer- Petersburg, 
von Winkler-Reval. 
von WulIert'Petersburg. 
Zaknwsky-Potersbnrg. 

b> Fiuland. 
öiarpentfer^Hanho. 

Hjelt-Hnlsingfers. 
Karsten- Helsingf oi^ 
Mechdiii'HetsiDgfon. 

Nybprg-FIclsingfors. 
Swinliufoud-Uelsiogfors. 

37. Salvador. 
Castollaooe-äAn Salvador. 

38. SchwedAB. 

Aströni-Lund. 

Fablbeck-Luud. 

Lagerstedt-Gotbenbarg. 

d'OlivtM rona-Stockholm. 

Uptitroein-Stockhoim. 

TanniiiB-UpsaUu 

89. Seh wels. 

Albrecht-Oeuf. 

B^giioliu-Neucbatel. 

Bluntscbli-Züriob. 

Boiceaa-Lavaanne. 

Boi^oaud-Oenf. 

Broeber de la Fleohei^Geol 

Barkbardt-lAOBanne. 

Cobn-Zürich. 

Desjaques-Oenf. 

Broin^Oenf. 

Fave\ -Luisanne. 

fleiner-Basel. 

Oniebler-Si Oallen. 

Hilh-Cliur. 

Hitiig-Züricb. 

Hnber^Bem. 

Juristisches Seininar-FieibiUlg. 

Kottmauu-Solotbum. 

LanseUSt Gallen. 

Lotmar-Bern. 

Martin (A It'\ander)-Geof, 

il.'irtin (.Ic;iti)-GpQf. 

Martin 1,*' Kort-ljenf. 

M«-< k *' II st I »ck- Neuoh&tel. 

Mtiiii- Zürich. 

von Muralt-Zärioh. 

Nä^rc'li-Züricb. 

Nip|ii>lU-üeriikoD b. Züriob. 

Oncken-Bem. 

0>t'r-Fr-'Il»iir^'. 

Hogum-l«ausaoQe. 

Too 8alii-B«ni. 



Scfalattor-Zfirloli. 

Fchmidt (Gustav)- Bern. 

ScbDeider-Züricb-Hottingen. 

Sttbernagel'fiasel. 

8toi □ b auser-Cbnr. 

Stroeblifl-Oanf. 

WettBteia'>Zfuioh. 

40. Snrbien. 

Araodjelovitsch- Belgrad. 
Bogh i teil » V i tscb - Belgrad. 
Üjöveirowitz-Belgrad. 
Milovanovitscb-Belgrad. 
Stojanowitsch'Belgnut. 



41. 

Frankfurter- Dangkot. 
Kbon Uluaug Bhra Xraisi-Baitfkok. 
Se. Ktoigliobe Hoheit Fkins fiahip 
Bangkok. 

42. Spanien. 
Aramburu y Zuloaga-Oviedo. 
de Azcärate y Menendez-Madrid. 
Carvajal-Madrid. 
Dorado Montero-BalanilUloa. 
Fabie-Madrid. 
Oiner de loe Kes-Hadrid. 
Marquis de Balmau de Olivart- 

Barcelona. 
Torres-Campon-Granada. 

43. S0dafrik.iiüi)ubUk(Tran8Taal). 

Biemiann-Pretoria 

Kutzö-Pretoria, 
Krause-Jobannesburg. 

44. Ttlrkei. 

( "araüoussis-Siny m a. 
Djetnal B^-Konstantinopel. 

Galli-Sniyrna. 

Hakki-Bey-Coui.tauUDOi>öU 

Fidel-Saloniki. 

Pallamary-Simyrna. 

Befik-Bey'CoDStantinopeL 

Sohroeder-Beimt 

Spitr.cr-CoiistantinopeL 

Yeliiu-Jorusalem. 

45. Ungarn, 
von Batta-Alvidcz. 
Baumgarten (Ferdinaad)-Biidape8t 
IJaumgartpn i'.].)-Budape8t 

V. Beruolak-Budapest. 
Biro-Klanseobarg. 
V. CsaÜiö-Bndappst, 
V. Doleschall-Budapest. 
FBiebtiiiger v. Baranya N^Uaad^Flimieb 
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Gehi^r-fJrosswardeiD. 

Uaeudoi-Selmeosbftayai 

Horrad-Eperjes. 

llles- Budapest. 

Jovaoovic-Vukovar. 

KoIoATari-KlaiiMDlnijq;. 

y. Kövesd-Maros-GxapB. 

Kr&atDer-Bistm. 

Erahl-Badap«! 

Mandello-Presfiburf;. 

T. Markovits zu lerpeat (Coloman)- 

Orosswardeio. 
y. Mar k .vit2 SU T^rpMi (EmaniMl)- 

Innnd. 
Matty&so f. sk i - Budapest 
Hiler-Agraiii. 
V. Szalok-Hudain'st. 
Neumann (Arimuj-Budapest 
N m e t h - Bud apest. 
Pickler-Budap«8t 
Tolgar-Batiio. 
Rath-Kaschan. 
Silovir'-Agram. 

btoffer V. Vocseklö-Badapost. 
von Szabö-Bodapest 

Szogheö-Biidai)t'st. 

Tauodv-Szatmar. 

Yamwry-Bodapest 

Vrhruii«'- Af^r.im. 
Walko-Budape«t. 



4ß. Vmgamj* 

Costa-Muultn idu'o. 

47. Venezaela. 

Aguero-Barquisiinento. 
Gonzales (Brito)-Marg<irita. 
Oooxale» (£x«quiel M&ria)- Villa de 

Cnra. 
OrisaDti-Caracas. 
Ouerrero-LA Grita. 
Nateza-Ciudad Boüvar. 
OohoarMaracaibo. 
Parra-Morida. 
U rbanej a-Ca racaa. 

48. a) Vei'eiiiigte Staateo. 
Adams-Aon Arbor. 
Allen-Cbicago. 



Arnes-Cambridge. 

A u s( i n - Wash in ^'ton. 

Baldvriu-New-tiavoa. 

BreokeDridge^thai». 

Chapin-Beloit 

Cbaiie-New-York. 

dark-ADD Arbor. 

Clevoland-Chicago. 

Davis-New-York. 

Dyrenförth-Chicago. 

Ellidt-Minneapolis. 

Em e rv - N e w-Uaven. 

Gates-Amherst 

Gray-Boston. 

Hall-Californien. 

Hamilton-Syracuse. 

Hazeltine-Wamu. 

Hicks-Columbia. 

Hüllb-New-York. 

Holmos-Boston. 

Hubericb-Austin. 

James-Chicago. 

de Kay-New-York. 

Kovalevsky-Cbicagp* 

liOeb-Columbia. 

liOwelUBoston-Cambridgei. 

Marheinecke-Philadelptu^ 

Matziiiger-Chica^. 

Ricbavdsoo-Evansvüle (lodim^ 

Rowe-Philade!phia. 

äberwood-Baltimoro. 

Shepberd-Ithaca. 

Sniirli (Theodor Clarke)-Bo8tqo. 

Smith (Munroe)-New-York. 

8tiin8on*Boiiton. 

Tue kt'i -Roston. 

Urdabl-Madisoo. 

Ware- Washington. 

White-Cleveland. 

Wriglit- Washington. 

Young-Philadelphia. 

b) i uba. 

von Brück -Habaoa. 
Bnstamant» (de)-B«baii«. 

€> HawiL 

Hartwell-Honolula. 
Kenmann^Honolalii. 
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Erster Jahrgang 1895 652 Helten Lex 8 - 
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Fünfter Jahrgang 1899. I- Halfto- ADO Selten Lex. 8 . 
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Ueber die Exterritorialität der Au 
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Die Recht 
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